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I. Abhandlungen. 


1. Die Besetzungsweise des (schismatischen) Patriarchalstuhles 
von Konstantinopel !). 


Eine kirchenrechtsgeschichtliche Abhandlung von Dr. Nico Cotlarciuc. 
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Einleitung. 
$. 1. Die Einteilung des römischen Reiches. 


Die Einteilung des römischen Reiches ist für die Verwaltung 
der Kirche im christlichen Altertum von besonderer Wichtigkeit. 
Aus diesem Grunde wird dieselbe in Kürze vorausgeschickt. Kaiser 
Konstantin der Grosse (t 337) gelangte nach Beseitigung aller Mit- 
regenten und Rivalen zur Alleinherrschaft im ganzen röm. Reiche 
und teilte dasselbe nach der bereits von Diokletian getroffenen 
Massregel in 4 Präfekturen ein: Oriens, Illyricam, Italia und Gallia. 
Jede Präfektur teilte er weiter in Diözesen und jede Diözese in 
Provinzen oder Eparchien ein. 

Im 4. Jahrhunderte waren die Präfekturen folgendermassen 
eingeteilt: 

1. Die Präfektur Oriens zerfiel in die Diözesen: 

a) Aegypten mit der Hauptstadt Alexandria, 

b) Oriens mit Antiochia, | 

c) Pontus mit Caesarea, e 

d) Asien mit Ephesus und 

e) Thracia mit Heraklea (später Byzanz) als Hauptstadt !). 

2. Illyricum: 

a) Illyricum proprium oder occidentale mit der Hauptstadt 
Sirmium, 

b) Dacien vielleicht mit Sardica, an dessen Stelle unter 
Justinian I. (527—565) Justinianea prima oder Justi- 
nianopolis (das alte Tauresium beim heutigen Köstendil 
oder vielleicht beim heutigen Skopje) trat, 

c) Macedonien, zu dem auch Griechenland gehórte mit der 
Hauptstadt Thessalonich 2). 

3. Italia: 

a) Italia mit der Hauptstadt Mediolanum, 

b) Roma oder Romania, nämlich Mittel- und Süd-Italien 
mit Rom, 

c) Africa mit Karthago und seit 379 auch 

d) Illyricum occidentale. 


1) Le Cale Mich., Oriens Christianus. I. p. 1091. "m ` 
2) Die Diözese Illyricum occidentale wurde seit 379 definitiv der Prä- 
fektur Italia einverleibt. Die Diözese Dacien und zum Teile auch die Diözese 
Macedonien waren von Rumänen, Abkömmlingen römischer Kolonien bewohnt. 
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4. Gallia: 

a) Gallia mit den beiden Germanien westlich vom Rhein 
mit Trier, später mit Arelate, 

b) Spanien vielleicht mit Hispalis, jetzt Sevilla, 

c) Britannia mit Eboracum (York) !). 

An die Spitze einer Práfektur stellte Konstantin der Grosse 
einen Präfekten, an die einer Diözese einen Vicarius, mitunter auch 
Exarchus genannt, und an die der Provinz oder Eparchie einen 
Prâses. 

Nach dem bereits Erwähnten war in der Präfektur Oriens 
auch eine Diözese Thracia. Die Hauptstadt von Thracia war ur- 
sprünglich Heraklea, später aber Byzantium ?). Die Stadt Byzantium 
erwählte sich Konstantin der Grosse 330 zur Residenzstadt und 
nannte sie anfangs »Neu-Rome, dann aber »Konstantinopolis« 3). 
Als Gründungstag gilt gewöhnlich der 4. November 328, aber der 
11. Mai 330, wo die neue Anlage feierlich eingeweiht wurde, ist 
als »Geburtstag« jährlich festlich gefeiert worden 8). 


$. 2. Entstehung der Bistümer als natürliche Folge der Ein- 
teilung des römischen Reiches und Fortentwicklung des episkopalen 
Systems. 

Diese politische Einteilung des römischen Reiches konnte nicht 
ohne Einfluss auf die kirchliche Verwaltung im römischen Reiche 
bleiben. Die neuen Verfügungen in der Zivilverwaltung wurden 
auch in der kirchlichen adoptiert. Es wurde eine neue kirchliche 
Verwaltungsinstanz gebildet, das frühere einfache Metropolitansystem 
wurde zu einem zweistufigen. Abgesehen davon, dass sich auch eine 
Unterstufe, die Ehren- oder Titularmetropoliten 5), bildete, traten die 
Bischöfe der Diözesanhauptstädte als eine höhere Stufe von Bischöfen, 


1) Eus. Popovici, Kirchengesch. (rom. Ubers. der Vorl. von Athanasie 
si Gherasim Bucuresci 1901. I. p. 875) II. Periode. Mila, Kirchenrecht 
(deutsche Uebersetzung von Pessic) p. 271 n. 8. Berdnikow , Kirchenrecht 
(romàün. übers. von Balanescul 1892) p. 206. 

2) METE nach einigen von Pausanias, nach anderen von Byza ge- 
gründet. Byzantus a Pausania Spartanorum duce, ut quidam volunt, vel. ut 
allii a Byza Megarensium classis praefecto ad Bospori Thraci ostium et Pro- 

ontis fines condita. Die Stadt soll auch »Ligos«, dann »Antoniae« geheissen 
aben. Le Quien, Or. Chr. I. pag. 196 

3) Constantinopolis sic dicta ex nomine Constantini Magni, qui eam in- 
stauravit et ad illum dignitatis gradum evexit, ut etiam » Nova Roma« nuncu- 
a et regia in perpetuum foret imperatorum graecorum orientis, antea 
quie. sive Byzantium ipsius nomen erat. Le Quien, Or. Chr. I. p. XXIV 

ndex). 
4) Hersberg, Griechische Geschichte. Halle p. 622. Hergenröther, 
Photius I > 5. Chron. paschale p. 285. 
5) Zhisman, Synoden p. 61. 
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als vorgesetzte Bischöfe der anderen Städte, nämlich der Haupt- 
städte der einzelnen Provinzen, auf. Die Bischöfe, welche ihren 
Wohnsitz in den Hauptstädten der Diözesen hatten, wurden »Me- 
tropolitene oder auch »Exarchen« genannt. Später erhielten diese 
Bischöfe, welche auch die höchste Instanz der kirchlichen Behörden 
waren, den Namen »Patriarchen« !). Die Zahl der orientalischen 
Patriarchate war nicht dieselbe, wie die der politischen Diözesen. 


$. 3. Die Entstehung des Bistums Konstantinopel und die Weiter- 
entwicklung desselben sur Metropolie, Obermetropolie und Patriarchie. 


Noch im alten Byzantium entstand sehr frühzeitig eine christ- 
liche Gemeinde und die Tradition weiss auch die Namen der ersten 
Bischöfe zu nennen. Der erste Bischof soll der Apostel Andreas 
gewesen sein, der zweite Stachys, der dritte Onesimus, der vierte 
Polycarpus, der fünfte Plutarchus, der sechste Sedekion ®) etc. Die 
Bischöfe von Byzantium haben einen niedrigen Rang gehabt und 
waren dem Metropoliten von Herakle& untergeordnet®). 

Die oben erwähnten politischen Verhältnisse brachten auch im 
bierarchischen Systeme Neuerungen mit sich. Nachdem Konstantin 
der Grosse sich die Stadt Byzanz zur Residenz- und Hauptstadt 
auserwählt hatte, musste auch der Bischof von Byzantium, später 
Konstantinopel, einen dementsprechenden Rang einnehmen. Byzan- 
tium wurde zur Metropolie erhoben. Dies geschah aber zum grösseren 
Teile auf Kosten des Metropoliten von Heraklea. Denn während 
früher die Bischöfe von Byzanz denen von Heraklea untergeordnet 
waren, musste Heraklea jetzt nachgeben, und wie in jeder Beziehung 
in Thracien Konstantinopel über Heraklea zu stehen kam, so war 
auch der autokephale Bischof von Koustantinopel der eigentliche Ober- 
metropolit von Thracien*). Der Bischof von Heraklea blieb nur der 
Stellvertreter des Bischofs von Konstantinopel und behielt nebst dem 
bisherigen Titel eines Exarchen nur noch das Recht, den Bischof 
von Konstantinopel als einen, der ihm vor der Erhebung von Byzan- 
tium zur Residenzstadt unterstand, zu weihen 5). 


1) Le Quien, Or. Chr. I. p. 1. 

2) Le Quien, Or. Chr. I. P To Matha, Katal. Patr. p. 1 ff. 
Gedeon, Iatprapy nol Tivaxes . . . . p. 1 ff. u. a. 

9) a communis generis e scopo regebatur Heracleensi metropolitae o b- 
norio .... Le Quien, Or. Chr. . p. 9. Cap. II. 1. Vrgl Balsamon in 
can. 3 Constpl. d can. 3 CALI, Beveridge, Pand. can. I. p. 89. 127. 
Petrus de Marca, De Constpl. patriarch. init. Diss. Paris 1664. Hergen- 
röther, Photius I. p. 25. 

4) Le Quien, Or. Chr. L p. 9. II. 1. Hefele sur Geschichte der 
griech. Kirche. Tübingen 1864. I. 407. 

5) Le Quien, Or. Chr. L p. 1095, 
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Alle Obermetropoliten waren ursprünglich einander gleich und 
koordiniert. Als inter pares gab es aber doch einen Unterschied und 
zwar war im ersten und zweiten Jahrhunderte der Bischof von Rom 
der erste, der von Alexandrien der zweite, der von Antiochien der dritte. 
Nachdem Konstantinopel Hauptstadt und Kaisersitz geworden war, 
wurde dem Bischofe dortselbst der Rang gleich nach dem von Rom 
eingeräumt 1). Als dann auch noch der Obermetropolit von Jerusalem 
als fünfter in der Reihe hinzugekommen war, wurde diese hier- 
archische Ordnung durch die VI. ak Synode (Kan. 36) bestimmt 2). 
Der Konstantinopolitanische Bischof erweiterte die Jurisdiktion mit 
Hilfe des Kaisers Theodosius IT. noch über die Diözesen Asien und 
Pontus, was ihm durch die IV. ak Synode 451 in Chalcedon 
(Can. 28) zugestanden wurde 3). 

So kam der Bischof von Konstantinopel in die Reihe der ersten 
Erzbischöfe mit der Jurisdiktion über Thracien, Asien und Pontus, 
Die Exarchen in diesen Diözesen waren ihm gegenüber blosse Vicare. 
Seit der Zeit bedeutet der Titel »Exarch« auch so viel wie »Vicar«, 
wührend der Obermetropolit von Konstantinopel gewóhnlich mit dem 
Namen »Patriarch« bezeichnet wurde, welchen Titel auch andere Erz- 
bischôfe vom 6. Jhdt. an als ausschliesslichen Rechtstitel erhielten. 


8. 4. Der Titel » Patriarch« und »ókumenischer Patriarche. 


Der Titel »Patriarch« ist vorchristlichen Ursprungs 4). Im alten 
Testamente werden die Stammväter (ronn j#x71)5) des israeli- 
tischen Volkes »Patriarchene, d. h. »Erz- oder Urváter« benannt). 
Die 12 Söhne Jacobs hiessen »Patriarchene. David wird bei Lukas?) 
und Abraham bei Paulus) »Patriarch« genannt. Als die Juden im 
römischen Reiche zerstreut lebten, führten ihre nationalen Provinz- 
d.i. Synagogenvorsteher den Titel »Patriarch« bis zum fünften Jahr- 
hundert?), Unter den Christen nannten zuerst die Montanisten ihren 
Bischof »Patriarche 1°). In den ersten drei Jahrhunderten werden alle 
Bischöfe »episcopie genannt!!) Im vierten Jahrhunderte Kommen 


1) durch die II. ök. Syn. 381 can. 3, vide Le Quien, Or. Christ. I p. 9. 
Walter, K.-R. 14. Ausg. 1871. p. 49. Vering, KR 2. Aufl. 1881. p. 626. 

2) Balanescu-Rerdnicov, Kirch.-Recht (rom.) p. 206. 

3) Synt. II. p. 387. Le Quien, Or. Chr. I. p. 9—22. Vering, K.-R. 
p. 628. Walter a. a. O. S. 49 Note 5, S. 38 N. 2, 377 N. 1. 

4) Ex. 18. 25. Num. 10. 16. Deut. 16. 18 etc. 

3) I. Paral. 9. 9. — 24. 31. — 27, 22. 

6) nach Septuaginta, vide auch Le Quien, Or. Chr. I. p. 3. 

7) Acta Apost. Il, 29. — 8) Hebräerbrief. VII. 4. — 9) Le Quien, I. p. 3. 

10) Hieron. ep. 54. ad Marcel, vide Le Quien, Or. Chr. I. p. 3. 

11) Le Quien, Or. Chr. I. p. I. 
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Fälle vor, dass man jeden besonders ehrwürdigen Bischof!), wenn 
auch nicht einer grösseren Stadt, »Patriarch« nennt. Die Metro- 
politen der Hauptstädte, die einen Ebrenvorrang hatten, werden 
im fünften Jahrhunderte mit dem Titel »Exarch« bezeichnet ?). 


Von Konstantinopolitanischen Bischöfen finden wir im vierten 
Jahrhundert Nectarius (381—397) von Sozomenos ?) Patriarch ge- 
nannt. Im fünften Jahrhunderte kommt der Titel öfters vor und 
wird besonders von den Konstantinopolitanischen Bischöfen ge- 
braucht +); es wird aber der Titel »Patriarche noch abwechselnd mit 
Exarch angewendet, bis sich endlich die Scheidung vollzog und der 
Titel »Patriarche bloss den fünf dem Range nach ersten Exarchen 
vorbehalten wurde, u. zw. dem von Rom, meist rarac genannt, dem 
von Konstantinopel, von Alexandrien, von Antiochien und von Je- 
rusalem5). Konstantinopel erhielt also den zweiten Rang, welcher 
auch allgemein anerkannt wurde, mit Ausnahme Roms, deren 
Bischöfe sowohl den zweiten Rang als auch den Titel » Patriarch« 
bekämpften®). Der Konstantinopolitanische Bischof wurde aber vom 
fünften Jahrhunderte an thatsächlich immer Patriarch genannt. Den 
Titel sökumenischer Patriarche legte sich von den Konstantinopolitani- 
schen Bischöfen Menas 536 in einem Synodalschreiben bei und dann 
Johannes der Faster (Nnoteurÿc-Jejunator) auf der von ihm versam- 
melten Synode 588, um die gegenüber dem Patriarchen von An- 
tiochien Gregorius erhobenen Anklagen zu entscheiden. Der da- 
malige römische Bischof Papst Pelagius II. und sein Nachfolger Gregor 


1) z. B. der Vater des Gregor von Nazianz, Bischof von Sasima, wird 
auch mitunter so genannt. 

2) Curopalatae Cod. De officialibus et de officiis magnae ecclesiae. 
Belsamon comm. zum 9. Can. d. IV. dk. Syn. Milas, K.-R. p. 296. 

3) Sozomenos L VII c. 8 auch Johannes Chrysostomus wird vom 
Kaiser Theodosius Patriarch genannt. In einem Codex Vaticanus wird er auch 
Patriarch genannt, vide Catal. Bruxell. 1899. 

4) Le Quien, Or. Chr. col. 3. V, col. 4. XII: Socrates gebraucht ihn 
für die Bischöfe von Konstantinopel. Nach anderen soll Accacius der erste 
Patriarch gewesen sein. Le Quien, Or. Chr. I. p. 60. 

AN Vering, K.-R. p. 2 behauptet, dass der Konstautinopolitanische 
Bischof den Titel »Patriarche im 6. Jhdt. nahm. — Milas meint in seiner 
»Pravila s tumaëc II. 430—433), dass die Einsetzung der Patriarchalgewalt 
vom IV. ök. Conc. herrühre. Die Bezeichnung »Patriarche kommt in den 
Canones der IV. ök. Synode nicht vor. — Saguna, K.-R. p. 99 ist der irrtüm- 
lichen Meinung, dass trotzdem Kaiser Theodosius der Jüngere dem Johannes 
Chrysostomus und Kaiser Justinian den Konstantinopolitanischen Bischòfen den 
Titel »Patriarche gaben, dieser Name erst im Konstantinopolitauischen Local- 
concile 861 (Can. 15—16) vorkomme. 

6) Die römischen Bischöfe gestanden den zweiten Rang dem Konstan- 
tinopolitanischen Bischofe nur zweimal zu, erstons 1204, als sie in Konstantinopel 
einen lateinischen Patriarchen einsetzten, und das zweitemal 1439 dem orienta- 
lischeu Patriarchen auf der Unionssynode zu Florenz. 
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der Grosse (590— 604) protestierten dagegen, dass der Bischof von 
Konstantinopel diesen Titel führe!) Aber trotzdem führten der 
Nachfolger des Johannes Jejunator, Cyriacus wie auch alle Kon- 
stantinopolitanischen Bischöfe den Titel »ókumenischer Patriarch« 
bis auf den heutigen Tag. | 


$ 5. Das Patriarchat im bysantinischen Reiche. 


Im byzantinischen Reiche hatte sich das Patriarchalsystem voll- 
kommen ausgebildet, aber auch der Einfluss der Kaiser war nicht 
unbedeutend (Caesaropapisınus). Trotzdem hatten die Patriarchen 
alle Metropolitangewalt an sich gebracht. Die Patriarchen be- 
herrschten so sehr die Metropoliten, dass die Lehre aufkam: »Die 
fünf Patriarchen sind die fünf Sinne der Kirche.« Der römische 
Bibliothekar Anastasius sagt: »in der Kirche, dem Leibe Christi, 
sind die fünf Patriarchenstüble das, was in jedem Leibe die fünf 
Sinne sinde?). Jà später hiess es sogar, »dass die eigentlichen 
Nachfolger der Apostel die Patriarchen allein und die Metropoliten 
nichts anderes als Vikare seien«. Ein Beispiel der hierarchischen 
Gewalt des Patriarchen von Konstantinopel gegenüber dem unter- 
geordneten Metropoliten ist das sogenannte »Stauropegialrecht« 
(otaupoc = Kreuz und two = steke auf). Es war dies ein 
Privilegium des Patriarchen, vermöge dessen es ihm freistand, jede 
Kirche und jedes Kloster bei der Gründung der Jurisdiktion des 
Ortsbischofs zu entziehen und seiner eigenen unmittelbar zu unter- 
werfen und zwar dadurch, dass er ein von ihm gesandtes Kreuz 
dort aufpflanzen liess als Zeichen, dass er die neugebaute Kirche 
sich vorbehalte®), Dieses Recht hatten die Patriarchen nur in ihren 
eigenen Sprengeln und auch später besassen sie kein Stauropegial- 
recht in fremden Patriarchaten, wenngleich Blastares [Synt. VI. 257] 
es dem Konstantinopolitanischen als Recht anerkennt. 

Die Gewalt der Patriarchen war nur den ihnen unterworfenen 
Bischófen gegenüber so gross; dem Kaiser gegenüber waren sie ohn- 
mächtig, da die byzantinischen Kaiser in Kirchenangelegenheiten 
einen immer grösseren Despotismus ausübten*). Es kam die Theorie 


1) Le Quien, Oriens Chr. I. p. 67—94. Eus. Popovici, 'K.-G. o. c. 
II. p. 32. Walter, K. R. I4. Aufl. p. 50. 

2) Harduin, Acta conc. V. p. 754. Dasselbe Bild braucht Petrus von 
Antiochien [Cotelerii Monum. eccl. gr. II. 114), Nilus Dorap. [Tots t&v 
xatptacyov p. 286] und Balsamon [ad Can. 31 Apost. Synt. II. 41]. 

3) Le Var Or. Chr. I. p. 115 VII u. VIII. Balsamon ad Can. 31 
Apost. Synt. II. 42. vrgl. auch Eus. Popovics, Die vier v. h. Staatsm. herab- 
gelangten Themata (Manuscript, Eigentum der theol. Bibliothek in Czernowitz. 
Sign. Ill. 89. p. 222). 

4) Le Quien, Or. Chr. L p. 18. II, p. 187 segg. 
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auf, dass auch der Kaiser durch die Salbung eine Art Bischofsweihe 
empfange, wodurch ihm einerseits die vor der Krönung begangenen 
Sünden vergeben würden, andererseits er Hohepriestergewalt in der 
Kirche auszuüben berechtigt sei !). 

Der Patriarch von Konstantinopel war aber trotzdem sehr 
mächtig und seine Stimme galt viel, besonders nach der Spaltung 
der okzidentalischen und orientalischen Kirche. Seit dieser Zeit be- 
trachtete man den Patriarchen von Konstantinopel als den ersten 
der »orthodoxen« Bischöfe. | 


$ 6. Der Zustand des Patriarchats unter der mohamedanischen 
Herrschaft. 


Als die christliche d. i. byzantinische Regierung 1453 der 
mohamedanischen Platz machte, musste auch diese nicht christliche 
Regierung die Kirche und den Patriarchen ‚iq, Ehren halten. Es 
wurde dem Patriarchen von Konstantinopel ein grosses Votum sogar 
in der Regierung zugestanden, indem er;gum Oberhauptg der grie- 
chischen d. i. christlichen Nation im Reiche gemacht wurde, welche 
Stellung ihm auch gegenwärtig mit einigen Einschränkungen be- 
lassen wird, worüber wir in einem späteren Kapitel weitläufiger 
handeln werden. 


A. Die Besetzung des bischöflichen Stuhles von Konstantinopel 
in den ersten vier Jahrhunderten. 


$ 7. Die Besetzung der Kirchenvorsteherämter in 
apostolischer Zeit. 


a) Die Wahl. 


Es ist schwer, die Art und Weise der Besetzung der Bistümer 
im allgemeinen und des Kirchenvorstehers von Byzanz im be- 
sonderen zu konstatieren, da weder ein Wahlmodus, noch irgend 
welche Verfügung, die die Besetzung der Bistümer im urchristlichen 
Altertume betreffen würde, vorliegt. Schlüsse lassen sich aber aus 
manchen geschichtlichen Tatsachen ziehen. Schon die hl. Schrift 
gibt uns diesbezüglich manche Aufklärung. Unser Heiland hat die 
zwölf Apostel selbst gewählt und ihnen die Binde- und Lösegewalt 
erteilt. Diese zwölf Männer, ausgestattet mit der Gabe des hl. 
Geistes, zogen dann nach allen Weltteilen, lehrten, tauften und 
gründeten Gemeinden von Christen. Es war nun ganz natürlich, 


-= - ee a 


1) Eus. Popovici, Kirchengeschichte o. c. II. p. 34. 
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dass an die Spitze der von den Aposteln gegründeten Gemeinden 
Kirchenvorsteher angestellt werden mussten. In den meisten Fällen 
wurden diese von den Aposteln, welche die betreffende Ge- 
meinde fürs Christentum gewonnen hatten, bestellt oder um mich 
mit der hl. Schrift auszudrücken »eurückgelassene. So schreibt 
Paulus an Titus: »Deshalb habe ich Dich auf Kreta zurück- 
gelassen (@veiırov), damit Du das Fehlende noch dazu in Ordnung 
brächtest und in jeder Stadt Presbyter anstellest, wie ich Dir ver- 
ordnet habe!)« Also Paulus hat den Titus in Kreta nicht nur als 
Bischof zurückgelassen, sondern ihm auch die Macht erteilt, wo 
nótig Presbyter (welcher Ausdruck in den ersten Jahrhunderten pro- 
miscue mit £rioxonoc gebraucht wurde)?), anzustellen. Ebenso 
schreibt Paulus an Timotheus: »Wahr ist das Wort: wenn jemand 
nach dem Vorsteheramte strebt, so begehrt er ein gutes Werk .. .« 3) 
und führt die Eigenschaften an, die bei der Wahl eines Bischofs in 
Betracht zu kommen haben. Es scheint also, dass schon zur Zeit 
des Apostels Paulus die christlichen Gemeinden sich zu organisieren 
begannen und zwecks dieser Organisierung gibt Paulus dem Timo- 
theus die nótigen Vorschriften bezüglich der Bedingungen an, denen 
die Kandidaten für die Priesterämter zu entsprechen haben. Die 
Wahl durfte nicht voreilig und unüberlegt vorgenommen werden. 


1) Paulus Brief an Tit. I. 5. Die Einsetzung der ersten Bischôfe schreibt 
auch Jrendus den Aposteln zu: habemus annumerare eos, qui ab apostolis 
instituti sunt episcopi iu ecclesiis et successores eorum usque ad nos [adv. 
haer. III. 3. 1.] und zählt die Bischófe von Rom auf. Dieselbe Meinung ver- 
tritt Tertullian [de praescr. c 82]. vrgl. auch Langen, Gesch. d. róm. Kirche. 
Bonn 1881. I. p. 168 n. 2. 


2) Bisping, Paulus ad I. Tim. III. 1, u. ad Titus I. 5. Zwischen den 
Ausdrücken »ér:sxoros» und »roesfutepose gab es keinen scharfen Unterschied im 
Sprachgebrauche, ein jurisdiktioneller Unterschied war aber ganz bestimmt vor- 
handen. Sowohl Titus als auch Timotheus mussten eine hóhere Jurisdiktion haben 
als die, welche sie angestellt hatten. Der Unterschied ist auch in der Apokalypse 
(2. 1 ff.) angedeutet, denn die »Engel« der 7 kleinasiatischen Gemeinden sind 
zugleich symbolische Figuren der betreffenden Bischófe. Es ist wohl wahr, 
dass anfangs bei der kleinen Anzahl der Gläubigen keine strenge hierarchische 
Organisation bestand. Alle Kirchenvorsteher waren Bischófe und alle wichtigeren 
Augelegenheiten wurden collegialiter erledigt. Mit der Zunahme der Anzahl 
der Gläubigen und der Gemeinden mussten Bischofsgehilfen angestellt werden. 
Nun wurde der Unterschied zwischen diesen zwei Ausdrücken merkbarer und 
die zpsspórtoot mussten vor den Erioxorcı zurücktreten. 

Ein frühes Beispiel der bischöfl. Autorität und des im Entstehen be- 
griffenen monarchischen Systems haben wir in Jerusalem, wo Jakobus und sein 
Nachfolger Symeon [Eus. H. e. IV. 30] von den übrigen judenchristlichen 
Erioxoror und rpesfvteoot, die an das hohepriesterliche Amt gewöhnt waren, 
ohne Widerspruch anerkannt wurden. Von Palästina verbreitete sich die mo- 
narchische Verfassung über ganz Kleinasien und Ignatius macht schon den 
Unterschied auch zwischen den Ausdrücken »z0:225::00;« und »éxisxoxoçe. [Ign. 
ad. Magn. c. 6. vrgl. auch Langen o. c. I. p. 98.] 


8) I. Timoth. III, 1. 
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»Die Hände lege niemandem schnell auf!),* schreibt Paulus, »und 
was du gehört hast, lege nieder bei suverlässigen Männern, welche 
fähig sein werden, auch andere zu lehren?).« Der Kandidat, der 
nach dem Worte des Apostels dieses schöne Werk begehrte, musste 
die Fähigkeit haben, auch andere belehren zu können. Er musste 
auch verschiedene Eigenschaften haben, und zwar musste er un- 
tadelig sein, nur eines Weibes Mann, nüchtern, klug, anständig, gast- 
freundlich, lehrfähig, nicht dem Trunke ergeben, kein Schläger, 
nicht geldgierig, nachgiebig, nicht zanksüchtig, dem eigenen Hause 
wohlvorstehend, die Kinder baltend im Gehorsam mit aller Sitt- 
samkeit, nicht ein Neuling. Er musste ein gutes Zeugnis haben 
auch von denen, die draussen sind etc. 3). | 


b) Die Weihe und Installation. 

Hinsichtlich der Weihe im urchristlichen Altertume sind 
auch nur einige Andeutungen in der hl. Schrift zu finden. Der 
weihende Kirchenvorsteher streckte unter Gebeten über dem Kopfe 
des zu Ordinierenden die Hände aus und nach Ablegung einer »Pro- 
fessioe seitens des neu zu Weihenden rief er die Gabe des hl. 
Geistes für ihn herab. Paulus schreibt an Timotheus: »Deshalb er- 
innere ich Dich, dass Du wieder aufachest die Gnade Gottes, welche 
in Dir ist durch Auflegung meiner Hände ie und »Vernachlässige 
nicht die in Dir befindliche Gnadengabe, welche Dir verliehen ward 
durch Prophezeiung) unter Auflegung der Hände des Presby- 
teriums« 6). An dieser Stelle spricht der Apostel ganz klar von der 
sakramentalen Weihe. 

Eine Andeutung des Ordinationsmodus und des Zeremoniells ist 
noch: »Kämpfe den schönen Kampf des Glaubens, ergreife das ewige 
Leben, zu welchem Du berufen bist, und in Rücksicht auf welches 
Du bekannt hast das schöne Bekenntnis vor vielen Zeugene TL 
Daraus ist zu entnehmen, dass Timotheus bei der Ordination auch 
ein feierliches Bekenntnis (önoAoylav) seines Glaubens vor dem Pres- 
byterium oder vor der ganzen Gemeinde ablegte. 


c) Schlussfolgerung. 


Aus dem (Gesagten lässt sich der Schluss ziehen, dass zur 
apostolischen Zeit die Besetzung der Kirchenämter in folgender 


1) I. Timoth. V. 22. — 2) II. Timoth. 2. 1. — 3) I. Timoth. III. 2. 

4) II. Timoth. I. 6. 

5) Bei xpopnteia haben wir an einen gottbegeisterten Ausspruch zu denken, 
welcher vielleicht in Form eines Gebetes, u. zw. von dem Apostel selbst über 
den Timotheus bei dessen Weihe ausgesprochen wurde. 

6) Paul. I. Timoth. IV. 14. 

7) I. Timoth. VI. 12. 
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Weise vor sich ging. Ein tugendhafter, lehrfáhiger und sonst mit 
allen guten, für den geistlichen Stand erforderlichen Eigenschaften 
ausgestatteter Mann wurde von dem Apostel, der die betreffende 
Gemeinde gegründet hatte, in manchen Fällen in Übereinstimmung 
mit der Geistlichkeit und der Gemeinde gewählt. Der Gewählte 
wurde hierauf auf folgende Art ordiniert: Der Kandidat musste ein 
Glaubensbekenntnis »in Anwesenheit vielere 1), also in Anwesenheit 
der Geistlichkeit und der Gemeinde ablegen. Nachdem er dieses ge- 
tan hatte, wurde vom Apostel ein gottbegeisterter Ausspruch in 
Form eines Gebetes hergesagt. Dieses Gebet wurde von einer 
Händeauflegung der Ordinierenden begleitet, was ein Symbol der 
Zustimmung und Anerkennung von Seite des Presbyteriums war. 
Die Händeauflegung finden wir schon in vorchristlicher Zeit. Bei 
den alten Juden war die Handauflegang ein Symbol der An- 
erkennung, aber auch der Mitteilung. Der opfernde Priester legte 
die Hand dem Opfertiere auf, Moses dem Josua, die Söhne Israels 
den Leviten etc. Gerade so wie Moses dem Josua durch dieses 
Symbol die Regierung überliess und die Söhne Israels den Leviten 
ihre Wirkungssphäre mitteilten, bezeichneten auch die Apostel ihren 
Nachfolgern mit der Händeauflegung (xeıpodesia, xeıpodovia) nicht 
nur die Zustimmung und Anerkennung seitens der Gemeinde, 
sondern symbolisierten hiemit auch die Guadenmitteilung. Der Ge- 
weihte erhielt dadurch die hl. Gnade und zugleich die Jurisdiktion 
über die Gemeinde, für die er speziell ordiniert war, denn jeder 
Kleriker musste für eine bestimmte Kirche geweiht werden. Hiemit 
wurde er also auch installiert, Als Ort der Erteilung der Weihe 
ist der Versammlungsort der Christen zwecks Abhaltung des Gottes- 
dienstes, also die betreffende Kirche anzunehmen. 


$ 8. Die Einseleungsweise der Bischöfe auf dem Stuhle von Bysane in 
der nachapostolischen Zeit (in den ersten drei Jahrhunderten — 211). 


In der nachapostolischen Zeit konnte die Besetzung auch nicht 
anders vorgenommen werden, als wie die Nachfolger es von den Aposteln 
abgelernt hatten. Die Stadt Byzanz soll der Tradition ?) nach auch die 


1) I. Timoth. VI. 12. 

2) Niceph. Kal., K.-G. VIII. 6. Chron. Niceph. Sn pp. 771 ff. ed. Bonn. 
Ephrem. mon. catal. Episc. (Mai, Nov. Coll. III. I. p. 226—245). Baron. d. 314 
n. 94. Le Quien, Or. Chr. I. p. 9 ff. Bandur., Imp. Or. p. III. 1. VIII. 
p. 161 fl. Dorotheus, Tyri de vita et morte prophetarum, apostolorum et 
discipulorum Christi. Obzwar einige, wie Cuper, Allatius ua. diese Schrift 
für unterschoben halten, vide Arummbacher, Byzantinische Literatur und 
Hergenrüther, Photius I. p. 6. 


— A. AN. weg 


Beselsungsweise des Patriarchalstuhles v. Konstantinopel. 15 


Ehre gehabt haben, die Lehre des Christentums von einem Apostel 
und zwar vom Apostel Andreas erhalten zu haben. In derselben Weise, 
in welcher Paulus den Titus in Kreta und den Timotheus in Ephesus 
zurückliess, liess nach Dorotheus, der zur Zeit des Licinius und Kon- 
stantinus gelebt und den Märtyrertod erlitten hat, auch der Apostel 
Andreas, nachdem er bei 2000 Seelen fürs Christentum gewonnen 
hatte, den Stachys in Byzanz zurück, den er vor seinem Fortgange 
zum Bischofe geweiht und eingesetzt hatte. (Kat tò» Zrayuv ërioxonov 
xarasınaas, sic Zivwnmv toU Iovrov ueBtaatai)!). Für die Annahme 
der Gründung der Kirche von Byzanz durch Andreas würde die 
Wiederauffindang der Gebeine des hl. Apostels bei der Re- 
staurierung der Apostelkirche unter Justiniun sprechen. Dieselben 
sollen unter Konstantin dem Grossen in die genannte Kirche beige- 
setzt worden sein ?). 


Dieser geschichtlichen Wahrheit werden zwar andere Meinungen 
entgegengestellt. Bei Simeon Logotheta $) finden wir einen Katalog, 
an dessen Spitze sich Bischof Philadelphus findet und zwar zur Zeit 
des Severus und seines Sohnes Antonius Caracalla, also c. 210. Auch 
Georgius Cedrenus) und Simeon von Thessalonika verlegen die 
Errichtung des bischöflichen Stuhles in die Zeit des Severus und 
Caracalla 5). 


Diese scheinbar divergierenden Ansichten lassen sich jedoch 
in Ubereinstimmung bringen. Denn wenn bei Dorotheus der Apostel 
Andreas als Grinder der christlichen Gemeinde in Byzanz, der dann 
den Stachys zurückliess, gilt, und Simeon Logotheta den Philadelphus 
für den ersten Bischof hält, so könnte es sein, dass Andreas die 
christliche Gemeinde gegründet und den Stachys als Presbyter*) 
hinterlassen hat, dem dann Onesimos, Polycarpus 1, Plutarchus, 
Sedekion, Diogenes, Eleutherios, Felix, Polycarpus II., Athenodoros, 
Euzoios, Laurentius, Alypios, Pertinax, Olympianos, Markos I.") als 
Presbyter gefolgt sind, worauf zu Anfang des 3. Jahrhunderts Phila- 
delphus der erste Bischof von Byzanz wurde. Georgius Cedrenus 


1) Dorotheus, Tractatus ecclesiast. de 70 Domini discipulis in Chron. 
Alex. p. 345 ff., vide Le Quien, Or. Chr. I. p. 200. 

5) Philost. III. 2. rates I. 40. Leo Gram. p. 87 ed. Bonn. Hieron. 
descript. eccl. m Luca. Du Cange, ad Cpl. Procop. de ech p. 188. Theophan. 


ed. Bonn ^u 
L. ap. pr ru Imp. Or. Paris 1711, t. II. p. 888. 
1 hist. I. p. 4 
d Le Quien, Or. Chr. I. pp. 10—12. 
6) welcher Ausdruck, wie wir bereits bemerkt haben [p. 12], mit dem 
Ausdrucke »èrloxoroç e unterschiedslos gebraucht wurde. 
7) L'sdewv* Tlatprapyuxor zivaxss pp. 102 und Matha, KarxAoyos. 
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führt den Katalog des Simeon Logotheta an und sagt: »èrt toútov 
(i. e. Karacalla) np@ros Énioxonoc xatéoty BuÇavriou tr xpía* npwny 
yàp npoloraro ic éxxAnaiac Ern x mpeofótepóc oc dA To u) 
elvat Énioxonov 1).« 

Dieser Ansicht würde noch die Stelle im Chronicon Alexan- 
drinum und in der Chronographie des Abtes Theophanes?) schein- 
bar widerstreiten®), wonach erst unter Konstantin dem Grossen 
Metrophanes (c. 307—317) der erste Bischof gewesen ist, der zweite 
Alexander etc.4)) Wenn wir uns aber die Zeit Konstantins des 
Grossen vergegenwärtigen und an die Verwandlung der Stadt Byzanz 
in Konstantinopel denken, so werden wir folgern dürfen, dass Metro- 
phanes nicht der erste Bischof, sondern der erste autokephale Erz- 
bischof oder der erste Metropolit war. Deun da früher die Kirchen- 
vorsteher von Konstantinopel, wenn auch Bischófe, dem Metropoliten 
von Heraklea untergeordnet waren, gab Konstantin der Grosse dem 
Bischofe von Konstantinopel Metrophanes auch die Autokephalie. 

So künnten wir also alle Quellen in Übereinstimmung bringen, 
dass Andreas der Gründer der christlichen Gemeinde von Byzanz 
sein konnte, Stachys der erste Presbyter, (in unserem heutigen Sinne) 
Philadelphus der erste Bischof und Metrophanes der erste Metropolit. 

Wenn aber auch die geschichtliche Wahrheit noch nicht sicher 
dasteht, wer der erste Bischof5), ebenso wer später der erste 
Patriarch war, so leidet darunter die Einsetzungsweise nicht in dem 
Masse, dass man nicht wenigstens mit Wahrscheinlichkeit dieselbe 
in der nachapostolischen Zeit angeben kónnte. 

Die Apostel haben in den von ihnen gegründeten Gemeinden 
Nachfolger geweiht und wie wir aus der hl. Schrift gesehen haben, 
sie dortselbst hinterlassen. Die Nachfolger aber bestellten sich Pres- 
byter oder nach Bedarf auch Bischófe für ihre Sprengel. 

Da Byzantium anfangs nicht so hervorragend war und die 
Gemeinde vielleicht nicht einmal einen Bischof, sondern nur einen 
Presbyter im heutigen Sinne des Wortes hatte, so musste dieser 
von dem vorgesetzten Bischofe bestellt d. h. gewählt werden. Es 
ist also mehr als wahrscheinlich, dass die Wahl des Presbyters, 
später des Bischofs, vom Klerus unter Vorsitz des Bischofs von He- 


1) vide Le Quien, Or. Chr. p. 205. 

2) Theophanes, Chronographia p. 49. 

3) Byzant. hist. script. ed. Venet. 1729. IV. 224. VI. 8. n 
e » vrgl. auch Kirchen-Lexicon von Wetzer und Welte (Art. Constan- 
inopel). 
5) Hergenrôther, Photius I. p. 7 will auf jeden Fall den Metrophanes 
als ersten Bischof von Konstantinopel wissen. 
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raklea und möglicherweise auch in Anwesenheit der Gemeinde 1) 
vorgenommen wurde. 

Die Chirotonie wurde den Kirchenvorstehern von Byzantium 
schon in dieser alten Zeit vom Bischofe von Heraklea erteilt, welchem 
Byzantium als christliche Kirchengemeinde unterstand ?). 

Nach der Erhebung der Kirche von Byzantium zum Bistume 
— was im 3. Jahrhundert geschehen sein musste — galten bezüg- 
lich der Besetznng des bischöflichen Stuhles dieselben Normen, die 
für alle Bistümer Giltigkeit hatten. Solche Normen begannen eine 
konkretere Form anzunehmen und allmählich wirkliche kirchliche 
Gesetze und Canones zu werden. Vorschriften bezüglich der Wahl 
und Weihe der Bischöfe finden sich schon in den Constitutiones 
ss. apostolorum. Nach diesen sollen sich zum Zwecke der Wahl 
eines Bischofes an einem Sonntage die Bischöfe, der Klerus und das 
Volk versammeln und den von Allen Gewählten zum Bischofe 
weihen 3). Auch die Vorschriften des hl. Cyprian können von uns, wenn- 
gleich sie sich auf andere Kirchen beziehen, zur Illustrierung der 
damaligen Bischofswablen herangezogen werden. Er schreibt an die 
Bischöfe von Spanien: »Zu den feierlich zu begehenden Ordiuationen 
mógen bei jenem Volke, für das der Vorsteher zu weihen wáre, die 
nächsten Bischöfe derselben Provinz zusammenkommen und der Bischof 
solle gewühlt werden in Gegenwart des Volkes (praesente plebe), 
welches das Leben der Einzelnen am besten kenne und jedes Ein- 
zelnen Handlungen wahrgenommen habe *).« 


S 9. Die Besctsung des bischöflichen Stuhles im 4. Jahrhunderte. 


Ganz bestimmte Normen hinsichtlich der Besetzungsweise der 
bischóflichen Stühle findet man im 4. Jahrhunderte, wo die gesetz- 
gebende Thátigkeit begann. Der erste apostolische Kanon schreibt 
bezüglich der bischôflichen Weihe folgendes: Der Bischof werde von 
zwei oder drei Bischöfen geweiht). Also schon in den ersten 
drei Jahrhunderten durfte die Weihe eines Bischofs nicht von 
weniger als drei Bischöfen vorgenommen werden. Anaklet, der 


) Nach en können wir behaupten, dass die Gemeinde in dieser 
Zeit ui Ce Wahl teilnahm; denn in Rom wurde am 10. Februar 236 [S. Lip- 
sius Chronol, p. 199] Fabian von der ganzen anwesenden Gemeinde gewählt 
und zwar einstimmig, da nach Euseb. (VI. 29) sich auf sein Haupt eine Taube 
niedergelassen hatte. 

2) Le Quien, Or. Chr. 1. p. 205 — nach Simeon Legothet. Metaphrastes. 

3) Const. ss. ap. 1. VIII, vide Archiv f. k. K.-R. Jhg. 42. Const. Popo- 
vicz, Die Wahl des atriarchen p. 273. 

4) epist. 68, vide Archiv f. k. K.-R. [42. p. 273]. 

9) Syntagma des Rhallis u. Potlis. I. p. 1. 
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Bischof von Rom, sagt, dass selbst Jacobus, der Bruder des Herrn, 
von drei Aposteln, nämlich von Petrus, Jacobus und Johannes ge- 
weiht wurde). Diese Sitte wurde allgemeiner von der ersten ókumeni- 
schen Synode (325) an, also zu Beginn des 4. Jahrhunderts, als die- 
selbe Bestimmung getroffen wurde. Der 4. Kanon des Konzils von 
Nikäa lautet: Der Bischof solle eingesetzt werden (xa8tocac9at) von 
allen, welche in der Eparchie sind; wenn aber dies aus irgend einem 
Grunde unmöglich wäre, mögen wenigstens drei zusammenkommen, 
die Wahl vornehmen und wenigstens schriftlich sich mit den anderen 
ins Einverständnis setzen und dann erst den Gewählten weihen. 
Zur Bestätigung solle die Handlung dem Metropoliten vorgelegt wer- 
den?) In diesem Kanon ist eigentlich die ganze Art und Weise der 
Besetzung der bischöflichen Stühle angegeben. Im griechischen Texte 
heisst es: &rioxonoc npoanxer piv üno mavtwv tiv èv vj Erapyia 
xadioracdarı. Da nach Zonaras?) und nach Balsamon*) unter xa- 
dioraodar so viel wie die Wahl zu verstehen ist, so galt schon in 
dieser alten Zeit die Norm, dass jeder Bischof von allen Bischöfen 
seines Sprengels zu wählen sei. Sogar für Notfälle finden wir in 
diesem Kanon die entsprechenden Massregeln angegeben; denn es 
heisst: ei dè duayupec ein toroŭto (nämlich dass alle anwesend sind) 
BE ándytwv tpeic Ent TO adtò guvayouévouc, cuppypwy yivopévwy, xat 
tüv Anövrwy xai auvrdeuevwy dà Ypapparwv . . . , TÜTE TV XEL- 
potoviav Zostoboa, Also für den Fall, dass einige Bischöfe, sei es 
durch Krankheit oder durch die allzugrosse Entfernung, oder sei es 
durch was immer für Umstände verhindert waren, konnten die 
übrigen, aber nicht weniger als drei, zusammenkommen, beraten und 
den tüchtigsten wählen. Die Wahl musste den übrigen verhindert 
gewesenen Bischöfen schriftlich bekannt gegeben werden. Die letz- 
teren hatten hierauf zu antworten, und erst, wenn ein Einverständnis 
zustande kam, durfte zur Weihe geschritten werden. Vor der Weihe 
scheint jedoch noch etwas sehr Wichtiges notwendig gewesen zu sein, 
nämlich die Bestätigung der Wahl. Dieses Recht hatte nach unserem 
Kanon der Metropolit; denn es heisst: tò dè xüpoc t&v yevopévwy 
didoodar xad’ éxdotyy Erapxiav tu untponoiitn?). 

Das Recht der Bestätigung des neugewählten Bischofs wird 


al Pedalion omnc) I fol. I. Nota. 
2) Synt. d. R. u. P. II. p. 122. 

3) Synt. II. ad can. 4 D 122, wo er sagt: ó de tij; cuvédou Core xàvov . 
xa1Xgtàgiv, 201 ystpotov(av, tjv go xade SC 

4) Der sich folgendermassen ausspricht: To xadistasdtaı, droe Inviteoda 
éricxoxov , . . . Synt. II. ad can. 4. Nic. p. 128. 

5) Synt. I p. 122 (Pedal: rom. f. 1I A). 
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dem Metropoliten auch vom 6. Kanon des I. ök. Konzils einge- 
räumt: ettic Ywpic yvwunc Tod untporoditov yévorro Erioxonoc, Tüv 
TOLUDTOY T) peyaàn aóvoOoc dpioe un dei elvat èxioxonov!). Ebenso ist 
aus dem 19. Kanon der Synode von Antiochien (341) ersichtlich, 
dass der Bischof von der Synode der Bischöfe und in Anwesenheit 
des Metropoliten zu wählen und zu weihen war. 


In diesem Kanon finden wir aber noch eine andere nähere Be- 
stimmung hinsichtlich der Wahlordnung: im Falle einer Uneinigkeit 
bei der Wahl und falls Stimmeneinhelligkeit nicht zustandegebracht 
werden könnte, sollte die Stimmenmehrheit siegen. E? dè xara tüv 
apıonevwv xavova Yiyvorro 7 xatadotaore, Avrıldyurev Zë tivec è ol- 
xetav PLAOVELXIAY, xpateiv Ty Tv mÀctóvoy Ypo ?). 

Dieselbe Einsetzungsweise der Bischöfe wird auch von der 
Laodicenischen Synode (364) im 12. Kanon anerkannt, wo es heisst: 
die Bischöfe sollen eingesetzt werden auf Grund der Entscheidung 
der Metropoliten und der Bischöfe der Umgegend (tüv rép 
Erıoxörwv)®). Nur finden wir hier wieder etwas Neues, nämlich 
eine Ausdehnung des Wahlkollegiums und zwar, dass an der Wahl 
nicht nur die untergeordneten Bischöfe teilnehmen, sondern über- 
haupt alle aus der Nachbarschaft, was auch in dem 6. Kanon von 
Sardica 344 angeordnet wird: ypn dì neraxadeiodaı xai Tobc 
ano Tic TANotoXwpov Erapyiac Émtoxómouc *). 

Aus demselben Kanon erhellt, dass nicht jeder beliebige, 
sondern nur solche, die schon »längere Zeit im Glauben geprüft 
und im Leben sich würdig gezeigt haben«, gewählt und geweiht 
werden durften. Der Bischof durfte nur gewählt und nicht etwa 
vielleicht von seinem Vorgänger bei dessen Lebzeiten bestimmt 
werden. Das erhellt aus dem 76. apost. Kanon, welcher lautet: 
»es ist nicht gestattet, dass ein Bischof seinen Bruder, Sohn oder 
einen Verwandien begünstige und ihn zum Bischofe weihe, wenn 
er wolle; denn es ist nicht rechtens, dass man Erben im Bistume 
einsetze und das Göttliche (tà toà 8eo0) der menschlichen Leiden- 
schaft unterwerfe. Man braucht nicht über die Kirche Erben ein- 
zusetzen. Wenn dies jemand tut, soll die Chirotonie kraftlos bleiben ; 
der Urheber aber werde mit der Absetzung bestrafte 5). 


. U. p. 128. 
2) Synt. III. p. (Pedal. f C II E). 
4) Synt. III. p. 243 


5) Synt. H. p. 97. Ped. I. pp. X = 66. vergl. auch Vering, Kirchen- 
Recht p. 505 N. 8. 
ge 
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$ 10. Mitglieder des Wahlkollegiums im 4. Jahrhunderte. 


An der Wahl nahmen alle Bischôfe teil. Diese Teilnahme 
war eine unbedingte Notwendigkeit und nur die wichtigsten Gründe 
konnten die Abwesenheit irgend eines wahlberechtigten Bischofs ent- 
schuldigen. Der 6. Kanon der Synode von Sardica (344) ordnet so- 
gar die Einstellung der Wahl an, bis der abwesende Bischof ver- 
ständigt sein wird!), und erst, wenn er trotz der Verständigung 
nicht kommen würde, kann die Wahl vorgenommen werden. 

In diesem Kanon wird eine wenn auch nur indirekte Teil- 
nahme des Volkes oder der Gemeinde angedeutet. Zwar nimmt die 
Gemeinde an der Wahl nicht aktiv im eigentlichen Sinne des Wortes 
teil, aber es wird vorausgesetzt, dass sie das Recht hat, einen 
Bischof zu verlangen; denn es heisst: tà dì rihn ouvaÿpota- 
devra rapaxadulev yiveobar t«v xataotagv Tod rap’ a0z0v Enıle- 
tovpévov Enioxönou . . . und ixavóv tý BouAnoeı Tod Tinta xpi, 
yevesdaı?2). Daraus ist ersichtlich, dass das Volk das Recht hatte, 
einen Bischof zu verlangen, nicht aber einen zu wählen. Ja, die 
Kanones sprechen dem Laienvolke gänzlich das Recht der Wahl ab. 

Der 13. Kanon der Synode von Laodicea (364) lautet: Ilept 
soi pi) tolg OXAOG Enırpersiv Tac BxÀo[üc morsiodar Tüv neAAÓvtOY 
xadiotasdar sic tspateiov®) und der V. Kanon der Synode von 
Laodicea verbietet sogar die Anwesenheit des bloss zuhörenden 
Publikums). Trotz dieser und vieler anderer strengen Anordnungen 
der Kanones, dass das Volk von der Wahl der Kirchenfürsten aus- 
geschlossen sei, zeigt uns die Praxis besonders in Konstantinopel 
gerade das Gegenteil. In dieser alten Zeit finden wir Fälle 5), die 
uns einen Beweis liefern nicht nur, dass das Volk sich an der Wahl 
beteiligte, sondern dass auch die Kaiser ein ausschlaggebendes Wort 
zu reden hatten. 


$ 11. Beselzungsfälle aus dem 4. Jahrhunderte. 


In der zweiten Hälfte des 4. Jahrhunderts, als die Bestim- 
mungen der Synoden als Kanones bereits in Kraft waren, finden wir 
in der Geschichte einige Fälle, woraus die Einsetzungsweise des 
Kirchenfürsten von Konstantinopel entnommen werden kann. 

Gregor von Nazianz, ursprünglich Bischof von Sasima, hob die 
in Konstantinopel sehr darniederliegende Orthodoxie wieder in 


1) Synt. d. R. u. P. III p, 243 Drouet xadms čyew xoi Trofeo Exdeyesdat, 
Iva rapa (évrxat. 

2) Synt. III. p. 243. — 3) Synt. IIT. p. 183. — 4) Synt. III. p. 175. — 
5) Nectarius, Gregorius von Nazianz etc. 
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glänzender Weise und wurde hierauf von Theodosius, der 380 Kon- 
stantinopel in Besitz nahm, auf den bischöflichen Stuhl daselbst in 
Übereinstimmung mit dem Klerus und dem Volke erhoben. Der 
Fall wurde deshalb nicht für ungesetzlich erklärt, im Gegenteil, die 
zweite ókumenische Synode, die eben damals in Konstantinopel tagte, 
bestätigte die Wahl des Gregorius und dem Maximus Cynicus, der 
gegen Gregorius von einer Partei zum Bischofe in Konstantinopel 
gewählt und geweiht wurde, wurden alle Rechte abgesprochen 1). 
Nach dem Tode des hochbetagten Meletius führte Gregor auch den 
Vorsitz bei dieser Synode. 

Wegen einigen Missverständnissen und uuverdienten Vorwürfen 
gab der empfindliche und friedliebende Mann das Patriarchat auf 
und nahm einen rührenden Abschied von der Synode und von Kon- 
stantinopel und kehrte in seine Heimat zurück. Hiemit war der 
bischöfliche Stuhl von Konstantinopel] wieder erledigt und die Synode 
schlug dem Kaiser mehrere Kandidaten zur Wahl vor. Unter den 
vorgeschlagenen Kandidaten befand ,sich auch der Katechumen 
Nectarius. 

Die Wahl des Nectarius wurde folgendermassen vorgenommen: 
Nachdem Gregor Konstantinopel verlassen hatte, forderte Theodosius 
die heiligen Väter der II. ökumenischen Synode auf, jeder solle die 
Namen derjenigen schreiben, die sie für den bischöflichen Stuhl für 
würdig hielten. Es wurden verschiedene Namen aufgeschrieben. 
Der Bischof von Antiochien schrieb ausser mehreren Namen zu- 
letzt auch den des vom Volke sehr geliebten und gewünschten Necta- 
rius auf. Als der Kaiser die Namen las, fiel ihm Nectarius auf 
und er entschied sich für ihn?). Dieser Nectarius wurde also auch 
vom Kaiser Theodosius anerkannt, nachdem er vom Volke ge- 
wünscht und vom Bischofe von Antiochien vorgeschlagen wurde. 

Bemerkenswert ist die Teilnahme des Volkes sowohl bei der 
Wahl des Gregorius von Nazianz, als auch besonders bei der des 
Nectarius. Sokrates schreibt, dass er auf den Vorschlag des Volkes 
gewählt wurde ?). | 

Also trotz des Verbotes der Teilnahme des Volkes an den 
Wablen finden wir es mitwirkend und trotz jener Teilnahme wird 
die Wahl als eine gesetzlich vorgenommene anerkannt. Nikifor 


1) Ped. (rom.) p. 102. Synt. Il. p. 176. 
2) Tedewv, HMivaxes. p. 136. . | 
3) Sokrates V. 8. 10. 13. 19. Die eigentliche Stelle lautet: aorasde 
Uro toU Aaoü ele tiv émioxonhv rpoeßihdn, tv Tore magóvtov Éxatov mtvtrjxovta 
ÉRSXÉRWY YELPOTOVNIAVIWY AÙTIV. 


22 Cotlarciuc, 


Kalixt 1) schreibt, dass Nectarius nicht ohne göttliches Zutun (oùx 
ges") und Sozomenus?), dass er nicht ohne göttlichen Ausschlag 
(ox Extoc Belac porc) gewählt wurde. 


$ 12. Schlussfolgerung: 
a) Die Wahl. 


Aus den angeführten Anordnungen der im 4. Jahrhundert er- 
lassenen Kanones hinsichtlich der Besetzungen der bischöflichen 
Ämter und aus den zwei Fällen kann man auch die Besetzungs- 
weise des bischöflichen Stuhles von Konstantinopel im 4. Jahr- 
hunderte bestimmen. Da am Ende des 3. und zu Anfang des 
4. Jahrhunderts noch die Kirche Byzantiums der von Heraklea unter- 
geordnet war, so konnte die Art und Weise der Besetzung des 
bischöflichen Stuhles auch nicht verschieden von der schon von früher 
hergebrachten Einsetzungsweise sein. Die Versammlung des Klerus 
wählte den Bischof und der Metropolit von Heraklea, der die Ver- 
sammlung auch: zusammenberief, hatte ihn zu bestätigen und zu 
weihen. - 

Anders musste es später werden, nämlich nachdem Konstantin 
sich die Stadt Byzauz zur Hauptstadt wählte und die christliche 
Religion zur Staatsreligion erhob, wo auch die kirchliche Behôrde 
in der neuen Stadt an Autorität zunahm. Das Bistum von Kon- 
stantinopel wurde selbständig uud hatte keinen Metropoliten zum 
Vorgesetzten und keiner hatte ihn zu bestätigen. Also nach den 
bereits behandelten Kanones konnte die Besetzung des bereits 
authokephalen bischóflichen Stuhles von Konstantiuopel nur in der 
Weise vorgenommen werden, dass alle untergeordneten Bischófe zu- 
sammenkamen uud den Bischof, wenn Stimmeneinhelligkeit nicht zu- 
standegebracht werden konnte, wenigstens mit Stimmenmehrheit 
wählten. 

Das Wahlkollegium nahm mit der Ausbreitung des Bistums, 
welches sich schon im 4. Jahrhunderte auch zur Metropolie bezw. 
zum Patriarchat erhoben hatte, immer mehr zu. Je mehr Bistümer 
und Gemeinden der kirchlichen Jurisdiktion der Metropolie von Kon- 
stantinopel untergeordnet waren, desto grösser war auch das Wahl- 
kollegium. Der Wichtigkeit dieses bischöflichen Stuhles wegen, da 
die Stadt nämlich im Zentrum des byzantinischen Reiches lag, 
nahınen an der Wahl dieses im hohen Range stehenden Bischofs 


1) hist. bibl. 12. Cap. 12. 
2) Buch VII, Cap. 6. 
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auch andere Bischöfe aus der Nachbarschaft teil, wie übrigens auch 
die Kanones erlauben und anordnen !). 

Was die Teilnahme des Volkes an der Wahl des Kirchen- 
hauptes von Konstantinopel im 4. Jahrhunderte anbetrifft, so scheinen 
sich die Quellen zu widersprechen. Denn während aus dem 6. Kanon 
von Sardica dem Volke wenigstens die Äusserung eines Wunsches 
zuzugestehen scheint, verbietet der 13. Kanon von Laodicaea jed- 
wede Einmengung des Volkes bei der Besetzung der bischöflichen 
Stühle, ja der 5. Kanon von Laodicaea sogar die Anwesenheit des 
Laien-Publikums (der Mengen) bei der Wahl. Wie wir aber aus 
den von uns angeführten Füllen?) gesehen haben, hat das Volk an 
der Wahl trotzdem teil genommen. Es scheint also, dass das Laien- 
volk kein aktives Recht an der Wahl des Kirchenfürsten von Kon- 
stantinopel hatte, aber seine Wünsche wurden von der Versammlung 
der Bischöfe nicht unberücksichtigt gelassen.‘ ^ 

Mehr als die Teilnahme des Volkes ist in dieser Zeit das Ver- 
hältnis der Beteiligung der Herrscher an der Wähl des Kirchen- 
fürsten von Konstantinopel in Dunkel gehüllt. Den Herrscher 
finden wir im 4. Jahrhunderte an der Patriarchenwahl ganz sicher 
und unbedingt teilnehmend, nur in verschiedener Weise. Das Ver- 
hältnis, in welcher Art die Herrscher teilnahmen, scheint nicht ge- 
regelt gewesen zu sein. Denn während Gregorius von Theodosius 
eingesetzt wurde und die Bestätigung in der Kompetenz der üku- 
menischen Synode blieb, wird Nectarius in einer von der Synode in 
Übereinstimmung mit den Bürgern der Stadt zusammengesetzten 
Liste vorgeschlagen und der Kaiser wählte einen (den Nectarius) aus 3). 


b) Die Weihe. 


Die Weihe des Bischofs von Konstantinopel wurde schon im Sinne 
des I. apostolischen Kanons von mehreren, oder wenigstens von drei 
Bischöfen vorgenommen. Diese Praxis finden wir auch tatsächlich im 
4. Jahrhdt. vor. Im Briefe an Damasus, Bischof von Rom), finden wir, 
dass auch die Weihe des Nectarius von den Mitgliedern der II. öku- 


1) Kanon 6 der Syn. von Sardica. 

^ Die Wahl des Nectarius 881, bei Sokrates V. 8. 10. 13. 19. Sozo- 
menos VII. 7. 8. 19 Theodoreth V. 8, siehe auch Oudinus, Fleuri etc. Ebenso 
die Wahl des Gregor von Nazianz. 

8) Fleuri, Hist. eccl. 18. 5. Casimirus Oudinus, Comentarius de 
seriptoribus ecclesiae antiquae. Frankf. 1722. I. p. 686—88. Kontogones, Pa- 
trologie. II. p. 704. | 

4) Tbeodoret. Die Briefe des Damasus bei Langen, römische Geschichte. 
In ep. 5 sind Ermahnungen betreffend die bevorstehende Wahl des Bischofs 
von Konstantinopel. Auch spricht er sich gegen die Versetzung eines Bischofs 
von einer Stadt zur anderen aus. Langen 1 556, 
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menischen Synode vorgenommen wurde!), Der eigentliche Bischof 
aber, welcher das Sakrament der Weihe spendete, war, wie wir be- 
reits in den ersten drei Jahrhunderten gesehen haben, der Metro- 
polit von Heraklea, dem früher die Bischöfe von Byzanz untergeordnet 
waren. 


B. Die Besetzung des Patriarchenstuhles unter der byzantinischen 
Herrschaft. 


$ 13. Die Besetzungsweise eu Beyinn der bye. Herrschaft. 


Konstantinopel wurde gleich zu Anfang des 4. Jahrhunderts 
ein autokephales Bistum. Im Laufe des 4. Jahrhunderts wurde 
dieses Bistum zur Metropolie, ja sogar zur Obermetropolie erhoben. 
Am Ende des 4. Jahrhunderts wird der Bischof von Konstantinopel 
auch Partriarch genannt; Nectarius wird von Sozomenos und Jo- 
hannes Chrysostomus von Hadrian so genannt?) Der 3. Kanon der 
II. ókumenischen Synode 381 anerkannte den Bischof von Konstanti- 
nopel im Range als den zweiten nach dem von Rom?) und mit Hilfe 
der oströmischen Kaiser erweiterte das Bistum auch seine Jurisdiktion. 
Im 5. Jahrhundert finden wir schon die IV. ókumenische Synode (451) 5) 
dem Bistume von Konstantinopel die Jurisdiktion über zwei Diózesen, 
Asien und Pontus, bestátigend. Im selben Jahrhunderte wird der 
Bischof von Konstantinopel »Patriarch« 5) und im 6. Jahrhundert so- 
gar »ókumenischer Patriarche genannt. 

Bezüglich der Wahl schreiben die Kanones auch weiter das- 
selbe vor, was schon die Kanones der früheren Synoden angeordnet 
haben. Der 13. Kanon der Synode von Karthago (418—424) ordnet 
auch an, dass der Bischof von vielen oder wenigstens von drei 
Bischöfen geweiht werde®). Alle selbständigen Metropoliten wurden 
von ihren eigenen untergeordneten Bischöfen gewählt. 

Balsamon sagt: tò maAatov navtec ray Énapyt@y untponuAitat 
adtoxépañu Nav xai UNO tv Olxelmv cuvodwv EystpotuvuüvtoT). 

Auch für die Wahl des Patriarchen von Konstantinopel konnten 


1) ledeuv, Mivaxes p. 136. 

2) Ein Codex in der Bibliothek des Vaticanus ist »fioç . . . I. Xptoost, 
ratcıapyov tig veas Péurs« tituliert. — Ein anderer Codex ist erhalten unter dem 
Titel: Toù Ev ayloıs rarpols may ’Imavvou ma tptàpy ou xwvatrnÀ, toU \cusosropou 
Eyxmitov le tov Ayıov Arostodov zat rowronaotusa Itesavov, (Catal. codic. 
hagiograph. graec. bibl. Vatic. ed. hagiograph. Bollandiani et P. Fr. d. C. 
Bruxell. 1899. p. 9) 

3) Synt. II. p. 178. — 4) Can. 28. Synt. II. p. 281. — 5) Sokrates V. 8. 
— 6) Synt. III. 325. — 7) Balsamon ad can. 2. I. ok: Syn. Synt. 1I. 171. 
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nicht andere Vorschriften gelten als die, welche für die Wahl der 
Metropoliten als selbständige Häupter ihrer Kirchen bestanden. Sie 
wurden von der Patriarchalsynode im Einverständnisse mit dem 
Klerus und dem Volke gewählt und in ihr Amt eingesetzt. . 

Der Herrscher gewann auch immer mehr Einfluss bei der 
Wahl des Patriarchen von Konstantinopel. Das Recht der Be- 
stätigung konnte kein Metropolit haben, da der Patriarch keinem 
unterworfen war. Dieses ging also auf den Kaiser über. 

Gleich zu Beginn der byzantinischen Herrschaft zeigt sich der 
Einfluss des Herrschers bei der Besetzung des bischöflichen Stuhles. 
Unter Konstantin dem Grossen ist ein solcher Einfluss nicht so klar 
nachweisbar. Vom Bischofe Paulus, einem Zeitgenossen Konstantin 
des Grossen, heisst es, er wurde von der Mehrheit gewählt und in 
der Irenenkirche geweiht‘), und der Kaiser war damit nicht zu- 
frieden. Konstantins Sohn Constantius liess ihn auch absetzen, aber 
von einer Synode (Ende des Jahres 838 oder Anfang 339?). Als 
er vom Volke zum zweitenmale in die Kirche wieder eingeführt 
wurde, liess ihn Constantius vertreiben. 

Ein Beweis des Bestätigungsrechtes ist der Fall des Macedonius. 
Diesen wollte der Kaiser nicht bestätigen, da er die auf ihn ge- 
fallene Wahl ohne seine Genehmigung angenommen hatte 8). Ebenso 
liess 370 Valens den Evagrius und Eusthatius von Konstantinopel 
wegführen und bestätigte den Demophilos *). 

Unmittelbar vor dem Ende des 4. Jahrhunderts (398) wird der 
hl. Johannes Chrysostomus in der von uns im 4. Jahrhunderte be- 
handelten Weise gewählt, wobei aber der Herrscher und das Volk 
aktiv teilnahmen. Der hl. Chrysostomus wurde »dnpiauart sou avtov 
Guoò xAnpov te xai Àao0«5) gewählt und der Kaiser Arcadius 
stimmte zu. 

Noch deutlicher ist die Einmengung und die Beeinflussung der 
Wahl durch den Herrscher bei der Besetzung des Patriarchenstuhles 
im Jahre 434 (am 12. April), als der Kaiser Theodosius IL, um 
jedwedem Streite hinsichtlich der Besetzung des Patriarchalstuhles 
vorzubeugen, deu Proklus noch während der Leichnam des Maxi- 
mianus anbestattet lag, von den anwesenden Bischófen inthronisieren 
liess gi, Die byzantinischen Kaiser gingen noch weiter in ihren An- 


1) Socr. II. 6. Soz. III. 3. — 2) Hefele, Conc.-Gesch. I. S. 470. 
2 Sokr. II. 12 ff. Soz. III. 6 ff. Theophan p. 64 ed. Bonn. Cedr. I. 


4) Beer, IV. 15. Soz. VI. 13. 
5) Sokrates, K.-G. V. 2. Nikifor, Kalixt. XIII. 2. 
6) Sokrates, VII. 3. 


p. 528 
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sprüchen. Sie glaubten als Häupter des Staates and aller im Staate 
befindlichen Institutionen berechtigt zu sein, auch die die Kirche be- 
treffenden Gesetze zu erlassen !) Unter diesen Gesetzen finden wir 
auch solche, welche die Wahl der Bischöfe betreffen. So erlässt 
schon Justinian (525—565) die 123. Novelle, mit welcher er an- 
ordnet, dass die Volksvertreter (Klerus und die ersten der Stadt, 
deren Bischof gewählt zu werden hätte) drei Kandidaten der Synode 
vorzuschlagen haben, von denen die Synode den würdigsten wählt 
und weiht?) Die Wähler hatten bei dem vorgelegten Evangelium 
zu schwören, dass sie weder durch Geld gewonnen noch parteiisch 
seien, sondern nur aus reiner Überzeugung wählen würden 8). Zwar 
wurde durch die erwähnte Novelle eigentlich die Bischofswahl im 
allgemeinen geregelt, aber dasselbe geschah auch bei der Patriarchen- 
wahl, wie wir an den angeführten Beispielen (bes. Nectarius) ge- 
sehen haben. Der: gewählte Patriarch wurde regelmässig vom Staats- 
oberbaupte, als dem Schirmer der Kirche bestätigt. Da aber der 
Einfluss der Herrscher zu weit ging, ja häufig die Patriarchen be- 
sonders seit dem 7. Jahrhunderte geradezu ernannt wurden +), nahm 
die 7. ökumenische Synode (787) dagegen Stellung, indem sie im 
8. Kanon die Absetzung desjenigen Bischofs anordnete, der durch 
die Protektion der Grossen zum Bistume gelangen würde3), 

Die Chirotonie blieb auch fernerhin ein ausschliessliches Recht 
der Bischöfe von Heraklea. Fälle aber, wo auch andere Bischöfe, be- 
sonders der von Caesarea, die Chirotonie vornahmen, kommen vor 6). 


$. 14. Die Besetzungsweise im weiteren Verlaufe der 
byzantinischen Herrschaft. 


a) Die Wahl. 


Die Art und Weise der Besetzung des Konstantinopolitanischen 
Stubles nahm nun konkretere Formen an. Wesentliche Unterschiede 
gab es nicht. Die Geschichte der Patriarchen lehrt uns, dass der 
von den Canones vorgeschriebene Vorgang, wenn nicht im eigent- 


1) Justinian erliess sehr viele Gesetze, die sich auf Konstantinopel be- 
zogen. Le Quien, I. 183—194. Tit. TII u. VIII. 

2) u. 3) Le Quien I. 185. Titel VIII. 3. 

4) Germanus I. von Kyzicus wurde 714 ganz vorschriftsmässig gewählt 
rip xal doxıuasia vv Jeosebestdtmv rpeaßurepwv xai Ótauxóvow xal ravtos toU 
edayods xArfoov xat týs lepxg aryxArtova. Sk. D. Byzantios, »KovatavivéroAise 
Tom. 3. S. 616. Constantinus, der Sohn Leos des Isauriers, aber nahm in der 
Kirche der Blachernen eine ungesetzliche Wahl vor, gegen welche die Kirche 
Stellung nahm, vide l'edewv. 

9) Synt. II. 564. 

6) vide Pedalion romän. p. 25. Milas, K.-R. übersetzt v. Pessië p. 28. 
vgl. auch Vering, K.-R. p. 506. 
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lichen Sinne, so wenigstens formell auch weiterhin beobachtet wurde. 
Vom Volke gewünscht, von der Synode gewählt, vom Kaiser be- 
stätigt, vom Bischofe von Heraklea geweiht und inthronisiert, so 
wurden Patriarchen in der Regel auf den ökumenischen Stuhl er- 
hoben. Wohl gab es Ausnahmen und leider viele. Einige Bischöfe 
stellten sich selbst den verschiedenen Kaisern als Werkzeuge zur 
Verfügung. Und so kam es oft vor, dass die Kaiser Patriarchen 
nach Belieben ein- und absetzten. Oft tielen Patriarchen als Opfer 
der Politik. Ein Beispiel der Einflussnahme des Hofes iu Be- 
setzungsangelegenheiten ist die so oft erfolgte Ein- und Absetzung 
bald des Ignatius, bald des Photius!). Letzterer wurde besonders 
nach Vertreibung des Ignatius unter grosser Beeinflussung des Kaisers 
Michael und des Bardas?) gewählt. Manche?) behaupten, er wäre 
sogar von Michael und Bardas ernannt gewesen und der Klerus wäre 
nur gerufen worden, um die Wahl in formeller, Beziehung durchzu- 
führen. Es wurde sogar kein Ternovorschlag gemacht, wie die Novelle 
(123 c. 1) Justinians es anordnet, sondern ‚sie wählten primo et unico 
loco den Photius 4). Dieser, da er Laie und bisher Staatsbeamter ge- 
wesen war, erhielt nach der Ablegung des Mönchsgelübdes in fünf nach- 
einanderfolgenden Tagen die Chirotonien 5). Merkwürdig ist, dass 
die Weihen nicht der Bischof von Heraklea, sondern Greger von 
Syrakus erteilte*). Nicht minder bedeutend war der Einfluss des 
Kaisers bei der Absetzung des Photius und der Wiedereinsetzung 
des Ignatius?) und wieder bei der Einsetzung des Photius®), bei 
seiner Wiederentsetzung und bei der Erhebung des Prinzen Stephan ?). 


Im allgemeinen könnte man sagen, dass im byzantinischen 
Reiche bei den Besetzungen des Patriarchenstuhles ein fortwährender 
Kampf zwischen Staat und Kirche stattgefunden hat. War der 
Kaiser stärker, so wurde der Patriarch ohne Rücksicht auf frühere 
Verorduungen oder Gebräuche ganz einfach ernannt, War der Kaiser 
schwächer, so kam auch die hohe Geistlichkeit dazu, ihr Recht aus- 
zuüben, nämlich den Patriarchen zu wählen. 


Gesetzlich lag die Wahl der Patriarchen zum grossen Teile 
in den Händen der Bischöfe. Das ist ersichtlich aus den unter 
byzantinischer Regierung geltenden Vorschriften. Abgesehen von 
den früher bestehenden Verordnungen 1°) der Kaiser und den bereits 


1) vide Hergenröther, Photius, 3 Bände, Regensburg 1867. 

2) Nicet. ap. Mansi. XVI. p. 229 vgl. Hergenröther, Phot. I. P 374, 

3) Hergenröther, Photius. I. p. 379. — 4) Ibid. p. 381. — 5) Ibid. p. 379. 
— 6) Ibid. p. 380. — 7) Ibid. II. p. 7 tt. — 8) Ibid. p. 291 tf. — 9) Ibid. p. 668 ff. 

10) Leider sind uns solche nur sehr wenige erhalten. 
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erwähnten Kanones behandelt Konstantinus Porphyrogenitus!) in 
seinem Werke »De caeremoniis anlae byzantinae« die Wahl der 
Patriarchen von Konstantinopel, wie auch die übrigen Zeremonien 
anlässlich der Besetzung dieses bischöflichen Stuhles, wie sie seiner 
Zeit, also im 10. Jahrhunderte, stattfanden. Nach seinen Berichten 
befiehlt der Kaiser gleich nach dem Ableben eines Patriarchen den 
Metropoliten, drei Kandidaten, die ihnen am würdigsten schienen, 
aufzustellen. Die Metropoliten versammeln sich alle in der grossen 
heiligen Kirche und nehmen die Wahl nach eigenem Willen vor. 
Die Namen der drei vorgeschlagenen Kandidaten werden dem Kaiser 
von den Metropoliten schriftlich übergeben. Befindet sich unter 
diesen der Name desjenigen, den der Kaiser haben will, so ernenut 
und verkündet ihn der Kaiser sofort. Falls der Name des vom 
Kaiser Gewünschten in der von den Metropoliten überreichten Schrift 
nicht vorhanden ist, so bezeichnet er den Metropoliten seinen Kan- 
didaten mit den Worten: »&yw rov deiva Bäim yevEodar« Die 
Metropoliten fügen sich dem Willen des Kaisers und alle begeben 
sich in den Magnaura-Palast?) zur Vornahme der unvupa (Be- 
kanntgabe). 

Daraus ist ersichtlich, dass dem hohen Klerus ein Wahlrecht 
wohl verliehen wurde, der Wille des Kaisers aber stand gewöhnlich 
über dem Gesetze. Besonders kann das von den Anhängern des 
Caesaropapismus gesagt werden. Der Kaiser Nikephorus Phokas 
erwirkte das Recht der Ernennung des Patriarchen für die Kaiser 3). 
Der Usurpator Tzimiszes (969—976) gab zwar der Kirche die frühere 
Freiheit zurück 4), diese Freiheit jedoch dauerte nicht lange, denn 
selbst Tzimiszes ernannte, nachdem er erstarkt war, den Mönch 
Basilius zum Patriarchen mit der Begründung, dass er den Mann 
durch lange Prüfung unbestritten als den würdigsten erkannt habe 5). 
Wohl tat er dies vor den versammelten Senatoren und Erzbischófen, 
jedoch nur um formell einen Rückhalt zu haben. Mit ganz der- 
selben Willkür handelten bei den Wahlen die Nachfolger des 


1) Constantini Porphyrogeniti imperatoris de caeremoniis aulae Byzantinae 
libri duo. ed. Jo. Jac. Reiske. Bonnae. 1829. in Corp. script. hist. byz. I. p. 564. 

2) Magnaura est Constantinopoli domus palatio antiqua mirae magnitu- 
dinis ac pulchritudinis, quae a Graecis p loco À posito, Magnaura, quasi magna 
aura, pro aula, dicitur. Goar. Annotationes in Cedrenum (Corp. script. hist. 
byz.) Il. 808. 

3) Fischer, W., Studien zur byz. Gesch. des XI. Jahrhunderts Progr. 
Plauen i. V. 1883. p. 52 sich auf Gfrórer 11I. 509 ff. berufend. 

4) Cedrenus, II. 381. s. 4 o éxxAnota Eyasion h npotépa éAeudepia; vrgl. 
Gfrôrer III. 523 und Fischer 52. 

5) Leo Diaconus p. 100. vgl. Gfrórer 524. 
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Tzimiszes Basilius IT. (976—1025) und Konstantin VITI. (976—1028). 
Der Patriarch Caerularius wurde sogar durch Mord aus dem Wege 
geräumt !), da Isaak Komnenus das dem Staate durch ihn verloren 
gegangene Ansehen wieder erobern wollte?). Der Tod des Caerularius 
verursachte die grósste Missstimmung unter dem Volke und dem 
Klerus. Nun musste Volk und Klerus wieder versóhnt werden 
und Isaak Komnenus erliess ein Wahldekret, wonach nicht nur der 
höhere Klerus, sondern auch das Volk das Wahlrecht bekam. Da- 
mit wurde die Ruhe wieder hergestellt und Isaak Komnenus sass 
wieder auf seinem Throne fest. Die náchste Wahl wurde auch im 
Sinne dieses Gesetzes vollzogen, sodass im 11. Jahrhunderte bei der 
Patriarchenwahl von Konstantinopel eine Volksabstimmung nach 
neuestem Muster, nämlich durch Volksvertreter, stattfand 8, Trotz 
alledem kam doch kein anderer durch, als der Kandidat des Kaisers, 
nämlich Konstantin Leichudes*), welcher auf dem Patriarchal- 
stuhle bis August 1063 sass, wo er vom Tode in das Jenseits ab- 
berufen wurde 5), 

Sein Nachfolger Johannes Xiphilinus (1064—1075)®) wurde 
aber nicht mehr nach dem von Isaak Komnenus erlassenen Gesetze, 
d. i. nicht mehr von der Volksvertretung, sondern von den Metropo- 
liten gewáhlt. Der Kaiser Konstantin Ducas wollte sich nicht in 
die Wahl einmengen und sein Wunsch war, dass dieselbe mit 
der grösstmöglichsten Gewissenhaftigkeit vorgenommen werde. Da 
ihm aber in der Tat keiner fähiger und würdiger schien, als 
Xipbilinus, arbeitete er im Geheimen für ihn. Dieser wurde auch 
gewählt, sträubte sich aber scheinbar, die Würde anzunehmen. 
Dies alles aber hatte seinen Zweck. Er wollte eventuellen Vor- 
würfen, dass er diese Würde angestrebt habe, vorbeugen und auch 
dem Kaiser gegenüber sich nicht zu einem allzu grossen Danke ver- 
pflichten ?). 


1) Psell. IV. 371. 

2) Isaak Kommenus kam bekanntlich mit Hilfe des Patriarchen Caeru- 
larius auf den Throu und wäre eigentlich dem Patriarchen gegenüber zum 
Bed verpflichtet gewesen. Das wurmte aber den Kaiser und er liess ihn er- 
morden. 

3) Cedrenus II. 641. Gfrörer, Byz. Gesch. ed. Weiss. Graz 1872—77. 
III 642. Fischer 58. 

4) Über die Wahl des Konstantin Leichudes berichten uns Psellus (IV. 
411 und 246) und Szylitzes (bei Cedrenus, Corp. script. byz. Il. 644. 18). 
Letzterer sagt: npoyepi%etar Aetpouèns . .. ‘pou rpofasns ER’ alta zapa tuv 
prigoroditinv xat roi doen xat toù Aeen zavtos. Ahnlich Zonaras XVIII. 5 und 
Mich. Att. 66. 13, vrgl. auch l'eôsov, Mivaxes p. 327. 

5) Muralt. II. 8. 

6) l'edeov, ITívaxeg p. 328. m" 

7) Mich. Att. 93. 1. Scyl. II. 658. Die Wahl des Xiphilinus,, wie auch 
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Die Einsetzungsweise des Xiphilinus war aber, trotzdem der 
Kaiser sich eingemengt hatte, da ihn tatsächlich die Metropoliten 
gewählt hatten, die richtige und kanonische. 


b) Die Inthronisationszeremonien. 


Die Feierlichkeiten bei der Besetzung des Konstantinopolita- 
nischen Patriarchenstuhles beginnen auch formvollendeter zu sein. 
Gleich nach der Wahl begaben sich die hóchsten Beamten und 
Würdentrüger in den Magnaurapalast. Hier wurde die pvoua vor- 
genommen und dies geschah in folgender Weise: Vor den versammel- 
ten Senatoren, Metropoliten und dem gesamten Klerus erscheint der 
Kaiser im Festgewande und proklamiert den Neugewählten zum 
Patriarchen mit der Formel »7 feta xapıcz xat n è auris Baoueía 
nudv npofaAAetrat Toy &üÀaBéoratov Tobtov rarpıapynv Kovorav- 
tivovrodewe, d. h. die göttliche Gnade und unsere von dieser uns 
verliehene Majestät ernennt den N. N. zum Patriarchen von Kon- 
stantinopele!). Diese Worte spricht der Kaiser selbst aus. Hiemit 
war der Patriarch bekannt gegeben und der Kaiser kehrte zurück 
in seinen Palast. 

Erwähnenswert ist, dass die neugewählten Patriarchen in der 
grössten Pracht und mit grossem Pompe in die Stadt einzuziehen 
pflegten. Der Kaiser erwartete den Neugewählten in seinem Palaste mit 
dem ganzen Hofe, der Patriarch machte die übliche tiefe Verbeugung 
(rpocxuvnarc) vor dem Kaiser und bedankte sich untertänigst für 
die gnädige Ernennung. 

Nicht so tat es Xiphilinus, der am 2. Jänner 1064 zum öku- 
menischen Patriarchen gewählt wurde?). Statt in die Stadt mit 
Pomp und Begleitung einzuziehen, kam er im einfachen Mönchs- 
gewande und unverhofft stand er vor den Toren des Kaiserpalastes. 
Ein Bote meldete den Xiphilinus dem Kaiser an. Dieser sammelte 
rasch seine Umgebung und kam ihm entgegen, ihn feierlichst be- 
grüssend. Xiphilinus machte vor dem Kaiser auch nicht die übliche 
Verbeugung, sondern umarmte bloss den Kaiser. Dies alles tat er 
überlegt und absichtlich, da er als kanonisch unabhängiger 
Kirchenfürst sich nicht demütigen wollte, was man auch aus einer 
Novelle des Kaisers Konstantin Ducas’) aus dem Jahre 1065 ent- 
nehmen kann, die an Xiphilinus gerichtet ist. Der Kaiser wirft ihm 


die Wahl der Patriarchen von Konstantinopel im 11. Jahrhunderte behandelt 
Fischer ge ne in seinen Studien zur byz. Gesch. d. 11. Jahrhunderts. 
1) Konst. Porphyr. I p. 565, 
2) Muralt. II. 8. Gedeon. 329. 
3) Zach. v. Lingenthal, jus. Gr. R. II. 323. 
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in ironischer Weise diese kanonische Ansicht vor und gibt dem 
Xiphilinus das Unpassende seines Benehmens zu fühlen. 

Nach der Bekanntgabe wird der Patriarch von den höchsten 
Würdenträgern und Beamten in den Patriarchalpalast begleitet. Am 
nächstfolgenden Sonn- oder Feiertage wird die Weihe oder eventuell 
nur die Installation vorgenommen, 

Bei dieser Gelegenheit wird ein Festzug veranstaltet, an dem 
alle weltlichen und geistlichen Würdenträger sich beteiligen. Der 
Festzug bewegt sich von der Kaiserburg und zwar so, dass vornan 
die weltlichen Beamten, hinterher die geistlichen Würdenträger ein- 
herziehen. 

In der Kirche angekommen, stieg der Patriarch auf dem Bfpa 
und zu seinen beiden Seiten standen die Metropoliten. Hierauf wurde 
der Neugewählte installiert und nachher die hl. Messe rituellmässig 
zelebriert. In der Kirche war gewöhnlich der Kaiser anwesend. 
Hier händigte er persönlich auch formell dem Patriarchen das Er- 
nennungsdekret ein 1). 

Am 2. Februar 6442 d. i. 933 wurde der neugewählte Patriarch 
Theophilaktus geweiht und inthronisiert ?). Bei den Feierlichkeiten 
anlasslich seiner Installation wurde das eben beschriebene Zere- 
moniell beobachtet. Der Kaiser Romanus und sein Schwiegersohn 
beteiligten sich offiziell an der Installation. Sie wurden schon 
in der Vorhalle vom neugewählten Patriarchen und vom Klerus 
erwartet. Während der Weihe stand der Herrscher auf seinem 
Platze. Nach Vollendung der Weihe wurde dem Theophilaktus das 
Ernennungsdekret überreicht, worauf die Installation rituellmässig vor- 
genommen wurde. Hierauf wurde er von allen beglückwünscht; zum 
Schlusse segnete der Patriarch die Gläubigen und entliess die Ver- 
sammlung *). 

Als Ort der Weihe und der kirchlichen Installation diente 
immer unter der byzantinischen Herrschaft die grosse Kirche der 


hagia Sophia *). 


$. 15. Die Besetzung des Konstantinopolitanischen Patriarchal- 
stuhles gegen Ende des byzantinischen Reiches. 


Es war ganz natürlich, dass der Besetzungsmodus endlich eine 
bestimmte Form annahm und diese finden wir in ihrer vollsten Ent- 


1) Weiteres Konst. Porpurr ed. Reiske (Corp. script. hist. byz.) I. p. 565. 
2) Konst. Porph . . .. I. p. 636. 

3) vrgl. Psellus 399. 

4) vrgl. Const. Porph. I. 685 und 564. 
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wicklung gegen Ende des byzantinischen Reiches. Die Einsetzung 
der Patriarchen von Konstantinopel ist genau in den Schriften 
Simeons von Thessalonika 1) (+ 1430) und des Georg Codinus Cu- 
ropalatae ?) beschrieben. 


a) Die Wahl. 
(nach Simeon von Thessalonika) 3). 


Simeon von Thessalonika beschreibt die Besetzung des Patriarchen- 
stuhles folgendermassen: Nach dem Tode des Patriarchen darf während 
der Sedisvakanz keiner der Bischöfe, Erzbischöfe oder Metropoliten 
die grosse Kirche betreten, damit sie nicht den Verdacht auf sich 
ziehen, dass sie mit Gewalt den Patriarchenstuhl an sich reissen 
wollen. Der Kaiser, als Schirmherr der Kirche, beruft laut seiner ihm 
von den heiligen Vätern zuerkannten Macht aus diesem Anlasse die 
heilige Synode der Bischöfe. Er lädt nämlich mittels kaiserlichen 
Schreibens die benachbarten Bischöfe ein. Von altersher besteht die 
Sitte, dass sich die Bischöfe nicht aus eigenem Antriebe versammeln, 
damit keine Spaltungen und Tumulte entstehen. Nachdem alle, so- 
wohl die der grossen Stadt, als auch die von draussen [womöglich 
vollzählig, denn das wäre kanonisch] zusammengekommen sind, 
versammeln sie sich auf kaiserlichen Befehl an einem Orte. 
Sie versammeln sich nicht in der grossen Patriarchalkirche, weil 
es nicht gestattet ist, diese während der Sedisvakanz zu betreten, 
sondern in der Kirche der hl. Apostel. Die Kirche der hl. Apostel 
schien dazu geeignet, sowohl wegen der apostolischen Gnade, als 
auch weil die Handlung eine apostolische war. Um die Versammelten 
herum waren die Bilder der hl. Apostel und ausserdem musste sich 
im Wahllokale auch das Bild mit der Herabsendung des hl. Geistes 
über die Apostel befinden. 

Nachdem alle Bischöfe die dazu vorgeschriebenen Gebete in 
der Kirche vorgenommen hatten, wobei drei Lichter brannten und 
Weihrauch dargebracht wurde, nahmen alle dem Range nach ihre 
Sitze ein. Ausser den Bischöfen konnte nur der Grosschartophilax 
zugegen sein. Der althergebrachten Sitte gemäss wurden von der 
so versammelten Synode drei Kandidaten gewählt. Die Wahlakte 
wurden vom Chartophilax und zwei Bischöfen dem Kaiser vorgelegt. 


1) Bei J. P. Migne 155. Bd. p. 437 ss. Sim. Tesaloniceanul (rom. Übers.) 
v. 1765 p. 232 ss. Le Quien I. p. 165. 

2) Nieburii corpus script. hist. byzantinae. Codinus Curopalatae. Bonnae 
1839. Buch 20. 

3) Miyne, 115 pp. 497. Cap. 224. 
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Der Kaiser wählte dann einen von diesen drei kraft des ihm von 
den hl. Vätern als einem Gesalbten zuerkannten Rechtes. 


b) Die Wahl des Patriarchen von Konstantinopel nach Georgius 
Codinus Curopalatae 1). 


In ganz derselben Weise wie Simeon von Thessalonika beschreibt 
auch Georgius Codinus die Wahl des Konstantinopolitanischen 
Patriarchen. Auch nach ihm haben die damals in Konstantinopel 
anwesenden Bischöfe zusammenzukommen und sollen eigentlich die 
meisten, im Notfalle aber wenigstens zwölf, erscheinen. Auch die be- 
nachbarten Bischöfe werden eingeladen, und falls die Zahl 12 auch 
mit den aus der Nachbarschaft gekommenen Bischöfen nicht zustande- 
gebracht werden kann, dürfen die, welche anwesend sind, drei, für 
welche sie Gott begeistert, wählen. Die Namen der drei werden 
aufgeschrieben und auch nach Codinus durch eine Deputation dem 
Kaiser vorgelegt, welcher einen von diesen drei, den ihm Gott in 
den Sinn kommen lässt, wählt. 


c) Die Berufung. 


Nachdem sich der Kaiser für einen entschlossen hat, beruft er 
ihn, d. h. er erklärt den Gewählten für würdig und ersucht ihn, 
die Würde anzunehmen. Wenn der, den der Kaiser für würdig er- 
klärt hat, die Patriarchenwürde nicht annehmen will, so ersucht der 
Kaiser den zweiten, und wenn auch dieser sich weigert, den dritten ?). 
Nähere Angaben betreffend die Berufung finden wir beim Codinus. 
Im Wesentlichen stimmt alles überein, nur wird bei Codinus die 
Berufung nicht unmittelbar vom Kaiser vorgenommen, sondern er 
lásst sie mittelbar durch die Archonten vornehmen, und zwar in 
folgender Weise: Der Kaiser sendet die Archonten aus, welche zu- 
gleich mit den Kirchenfürsten das Wahlresultat dem von der Kirche 
und vom Staate Gewühlten überbringen, um diesen zu ersuchen, die 
Würde anzunehmen. Falls der Gewáhlte die Wahl ablehnt, begeben 
sie sich zum zweiten, und wenn auch dieser nicht geneigt ist, die Wahl 


1) Unter dem Namen des Georgius Codinus Curopalatae sind 20 Kapitel 
erhalten und führen den Titel »toù sopwrarou KouponaAxtou rept tv dgpixtazimwy 
toi xaA&ttou Kwvaravrıvounsiewg tv Oppızlav ths eyaAns ÉxxAnaiaçe . . . . Diese 
20 Kapitel sind in Nieburii corpus scriptorum hist. byzantinae. Codinus Curo- 
palatae, Bonnae 1839, herausgegeben worden und Kap. 20 handelt über die 
Einsetzung des Patriarchen von Konstantinopel, p. 101—105. Von der Persón- 
lichkeit des Codinus ist nichts Náheres bekannt. Manche sprechen ihm sogar 
die Autorschaft ab. Das Werk scheint kurz vor dem Untergange des byz. 
Reiches verfasst worden zu sein (Krummacher, byz. Literatur). 


2) Migne 155. p. 440. Cap. 225. 
Arehiv für Kirchenrecht. LXXXIII. 9 
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anzunehmen, zum dritten. Weigert sich auch der dritte, so wird 
eine neue Wahl vorgenommen, bis sich einer bereit erklärt 1). 


d) Die Bekanntgabe (ufvuo) 
(nach Simeon von Thessalonika). 

Sobald sich einer bereit erklärt hat, die Patriarchalwürde an- 
zunehmen, wird die Bekanntgabe (kunvuna) vorgenommen. Wer sich 
also traut, auch die Bürde dieser Würde tragen zu können, er- 
scheint an einem bestimmten Tage, und in Gegenwart aller Bischöfe, 
Presbyter, Archimandriten, Hegumenen, Kleriker, einer zahlreichen 
Volksmenge und aller Archonten findet die Bekanntgabe (urvuua) 
statt. Dieselbe geschieht auf folgende Art?): Während alle An- 
wesenden angeziiudete Fackeln in den Händen halten, wird die 
Doxologie abgehalten. Der Neugewählte ist bei der Vornahme der 
Doxologie der Proistos d. i. der Vorsitzende oder erste Priester. 

Nach der Absolution (@röAuc:c) wird der Neugewählte von einem 
anwesenden Senator mit folgenden Worten angesprochen: “O xpararöc 
xal &ytoc Tuv addévine xal Baorhedc xai T Deia xal fepà xai pe- 
aim cóvoboc m«pooxaAoüytat, tiv Ayıwauyny coù eic tòv dYrAdTaTOy 
Bpôvoy tod ratprapyeiou t7c Kovoravrıvonölewc®) d. b.: Unser gross- 
mächtiger und heiliger Herr und Kaiser und die göttliche und heilige 
und grosse Synode berufen deine Heiligkeit zu dem erhabensten 
Throne des Patriarchats von Konstantinopel. 

Nachdem die Senatoren die obenerwähnte Formel ausgesprochen 
haben, erwidert der neugewählte Patriarch mit einer entsprechenden 
Rede und übernimmt die Kirche. Hierauf kommen alle Bischöfe, 
Kleriker und Laien, verbeugen sich vor ihm als vor dem mit der 
Kirche Verlobten und empfangen den Segen. 


d) Die Investiturt) 
(nach Simeon von Thessalonika). 
Nach der Bekanntgabe (uývvpa) und den mit der Bekanntgabe 
verbundenen Zeremonien folgt die Investitur (npoßAnsız, promotio), 


1) Codinus a. a. 0. 

2) nach Simeon von Thessalonika. 

3) Migne 155. p. 440. Cap. 226. Mit dieser Formel bezeugt man, dass 
der Kaiser nicht nach eigenem Willen handelt, sondern, dass er nur die Be- 
schlüsse der Synode zugleich mit der Synode bekannt gibt und dass er hiemit 
nur einen Dienst erweist. Mit Unrecht behaupten daher manche, dass der 
Patriarch vom Kaiser ernannt und eingesetzt wird, denn er wird von der 
Synode gewählt und der Kaiser, als ein frommer Christ, erweist der Kirche nur 
einen Dienst, indem er die neu getroffene Wahl mit bekannt gibt; denn es ist 
nach Simeon von Thessalonika seine Pflicht, für die Kirche mitzuarbeiten, sie zu 
lieben und für ihr Wohl zu sorgen. 

4) Simeon von Thessalonika Migne 155 p. 442. C. 228. 
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d. i. die Erklärung des Kaisers aus eigenem Munde, dass er die 
Kirche ehre und schätze und dass er den von ihr Gewählten und 
den, der sich bereit erklärt hat, die Kirche Gottes zu weiden, auch 
selbst als Erzbischof von Konstantinopel oder von Neu-Rom und als 
ökumenischen Patriarchen anerkenne. Dies alles geschieht auf folgende 
Weise 1). 

Bevor der Kaiser den Neugewählten sieht, schickt er ihm die 
Patriarchalmantia und das Engolpion als eine Handgabe (Appaßuwv), 
welche Insignien der Kaiser als Wächter der Kirche aufbewahrt. 
Den Stab als etwas Ehrenhafteres und als Symbol der Hirtengewalt 
überreicht der Kaiser eigenhändig, damit bezeugend, dass er den 
von Gott Gewählten auch selbst anerkenne. Die Formel, mittels 
welcher der Patriarch investirt wurde, ist nach Codinus?) folgende: 
»Die heilige Dreieinigkeit, aus deren Gnade uns das Reich zuge- 
fallen ist, setzt dich zum Erzbischof von Konstantinopel oder Neu- 
Rom und zum ökumenischen Patriarchen ein. Bei dieser Gelegen- 
beit beugt der Kaiser sein entblösstes Haupt und empfängt den 
Segen, dem Neugewühlten die Hand küssend. Hierauf wird auf 
Befehl des Kaisers ein Pferd reich geschmückt, der Gewählte setzt 
sich auf dasselbe und ein kaiserlicher Comes als Vertreter des Kaisers 
begleitet ihn zu Fuss, die Zügel des Pferdes in der Hand haltend, 
mit grosser Ehrenbezeugung durch den ganzen Hofraum des kaiser- 
lichen Palastes und durch die grösste Strasse bis zum Patriarchal- 
hofe. Wenn der Kaiser einen Sohn hatte, so begleitete ihn dieser 
zu Pferde. Ebenso folgt dem feierlichen Zuge der ganze Senat. 

Auch diese Handlung, nämlich die Investitur, hatte keine 
andere Bedeutung, als dass der Kaiser der Patriarchenwahl zu- 
stimme und das bereits Vollzogene bestätige. 


f) Die Inthronisation 
(nach Simeon von Thessalonika).3) 


Am náchstfolgenden Sonntage versammeln sich der Kaiser, die 
Fürsten, die Senatoren, alle Kleriker und das Volk und es wird vom 
Patriarchen unter grosser Assistenz, nämlich aller Bischöfe und aller 
Stadtpriester, die heilige Liturgie mit viel Andacht abgehalten. 
Es ziemt sich, dass alle bei der Inthronisation ihres Oberhirten 
zugegen seien, um ihn auf dem Throne sitzend wie unseren Herrn 
Jesus Christus zu sehen und von ihm den Friedenssegen zu empfangen 


1) Sim. Thess. o. c. C. 229. 
2) Nieb. corp. script. byz. Codinus Curopalatae Cap. 20 p. 103. 
3) Sim. Thess. p. 443. C. 230. 

gi 
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und zu erwidern. Vom Zeremoniell bei der Inthronisation ist be- 
sonders folgendes hervorzuheben 1): Während alle Notabilitäten be- 
reits zugegen sind, zieht der Neugewählte den Sakos und alle 
übrigen bischöflichen Kleider an und beginnt die heilige Messe. 
Alle anderen Metropoliten ziehen ihre Ornate an, gehen beim ersten 
»etoodoce (wochod, introitus) heraus und stellen sich zu beiden 
Seiten des zu inthronisierenden Patriarchen auf, von wo sie dann 
alle sammt dem Neugewählten an den Altar zurückkehren. Nach dem 
»Heiliger Gott« (&ytoc 6 deöc) werden angezündete Kerzen verteilt. 
Die angezündeten Lichter symbolisieren die Gnade des heiligen Geistes, 
welche sich in dem neuen Kirchenfürsten mit der Anvertrauung der 
Kirche erneuert. 

Während so alle mit brennenden Kerzen, jeder auf seinem 
Platze seinem Range nach, stehen, fassen zwei von den angesehensten 
Bischôfen den Neugewählten von beiden Seiten und setzen ihn auf 
den Thron, &&oc, d. h. würdig rufend. Dieses Wort wird daon 
dreimal innerhalb des Altarraumes und dreimal ausserhalb gesungen. 
Dann erheben sie ihn und setzen ihn zum zweitenmale auf den 
Thron unter 4&oc- Rufen, das nochmals dreimal innerhalb und drei- 
mal ausserhalb des Altarraumes gesungen wird. Dasselbe Vorgehen wird 
auch zum drittenmale wiederholt. Hierauf folgt das »Polychronion« 
für den Kaiser, dass er stets orthodox bleibe und für den Patriarchen, 
dass er sich des erhaltenen ewigen Priestertums auch würdig zeige. 
Hernach sagt der Diakon »mit wahrer Weisheit«, der Patriarch vom 
Synthronos »Friede Allene und segnet alle mit dem  Trichirion. 
Die Liturgie wird weiter rituellmässig fortgesetzt. 


g) Die Bekanntgabe, Investitur und Inthronisation nach Georg Codinus 
Curopalatae ?). 

Nicht anders mit wenigen Unterschieden wird die Vornalıme 
der Bekanntgabe, Investitur und Inthronisation des Patriarchen von 
Konstantinopel nach Codinus Curopalatae beschrieben. Auf einem 
hölzernen Amvon (ävaßadpa) am Anfang des Tricliniums wird ein 
Thron aufgestellt wie bei der Krönung des Kaisers. Das Triclinium 
ist gerade so dekoriert wie bei der Inauguration des Herrschers. 
Der Kaiser kommt mit allen seinen Abzeichen und sitzt auf seinem 
Throne, während die Archonten um ihn herumstehen. Wenn der 
Neugewählte erscheint, um den zubereiteten Thron zu besteigen 
steht der Kaiser auf (auch dessen Sohn, wenn er anwesend ist) und 


1) Sim. Thess. p. 446. C. 232. 
2) O. c. Cap. 20. 
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so stehend, den Patriarchatsszepter in der Hand haltend, spricht 
er die obenerwähnte Formel aus: Die hl. Dreieinigkeit, aus deren 
Gnade uns das Reich zugefallen ist, setzt dich zum Erzbischof von 
Konstantinopel und zum ökumenischen Patriarchen ein. Darauf 
singen alle das »Polychronione. Der Patriarch empfängt hernach 
auf den Amvon steigend aus der Hand des Kaisers den Stab. Nach- 
dem er den Kaiser gesegnet hat, steigt er vom Throne herunter, 
segnet das Volk und setzt sich wieder auf den Thron, worauf Vivat- 
rufe auf den Kaiser und den Patriarchen folgen. Der Kaiser be- 
gibt sich dann in seine Wohnung, der Patriarch aber reitend in die 
Kirche der heiligen Sophia, wohin alle Archonten ihm folgen. Das 
Pferd, auf dem der Patriarch reitet, ist ganz mit weissem Zeug be- 
deckt und reichlich geschmückt. Zu bemerken ist, dass der Neu- 
gewählte zur zpößAncıc zu Fuss kommt und auch nach der zpößinoıc 
zu Fuss geht, aber nur noch durch den Palasthof. 

Nach der rzpößinoıs in die heilige Sophia gehend, betet der 
Patriarch mit den anderen Bischöfen und Kirchenvorstehern. Am 
Tage der Chirotonie kommt der Kaiser im Festkleide in die heilige 
Sophia. Der Patriarch wird, falls er kein Bischof ist, vom Bischofe 
von Heraklea geweiht 1). 


h) Der Vorgang bei der Besetzung des Patriarchalstuhles, wenn der 
Gewählte noch nicht Bischof war. 

Es konnte der Fall eintreten, dass ein Nichtbischof, also ein 
Priester, Archimandrit oder sogar ein Laie (z. B. Photius) gewählt 
wurde. Weun der Neugewählte ein Laie war, so musste er zuerst wenig- 
stens die Priesterweihe erhalten und dann konnte erst die Bekannt- 
gabe und die Investitur vorgenommen werden. Dann wurde er zum 
Bischof geweiht und nach Erhalt der bischöflichen Weihe wurde 
er inthronisiert. Also wie die Bekanntgabe der Wahl und die 
Iuvestitur die Priesterweihe mindestens voraussetzte, so musste der 
Inthronisation die bischöfliche Weihe vorausgehen, da der Thronos 
nur einem Bischofe gehören kann. Wenn also ein Priester gewählt 
wurde, so konnte die Bekanntgabe und die Investitur vorgenommen 
werden und er musste vor der Inthronisation zum Bischofe ge- 
weiht werden. 

Das Zeremoniell ist wie folgt®): Der Neugewählte geht an den 


1) Bemerkenswert wäre, dass andere Bischöfe [mit doppeltem Segen 
(sgoay:s)] nämlich zweimal gesegnet werden (der erste heisst der kleine, der 
zweite der grosse Segen, auch Chirotonie), der Patriarch wird aber nur einmal 
gesegnet, da die xs6Ansis des Kaisers statt der kleinen Einsegnung gilt. 

2) Migne 155. p. 450. Cap. 233. 
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Altar, verbeugt sich vor dem Altartische, kisst ihn, macht, vor die 
Stufen des heiligen Thrones kommend, drei Verbeugungen gegen 
Osten und zieht dann alle bischöflichen Kleider an, mit Ausnahme 
des »Omophors« als Zeichen, dass er noch nicht Bischof sei. Gleich- 
zeitig empfangen auch die Diakone den Segen und ziehen ihre Ornate 
an. Die übrigen Bischôfe haben nur die Mantia an. Der Neuge- 
wählte unterwirft sich den Forderungen der Canones!) und allen 
übrigen Formalitäten. Am Altar sagt er das bischöfliche Glaubens- 
bekenntnis und zwar ganz dasselbe, welches auch die anderen 
Bischöfe bei ihrer Chirotonie hersagen, nur mit dem Unterschiede, 
dass er nicht dem Patriarchen Gehorsam gelobt, wie die übrigen 
Bischöfe, sondern den Canones. Dieses Gelöbnis unterfertigt er 
dann mit eigener Hand ?). 

Die Bischöfe verbeugen sich vor ihm, denn er ist bereits der 
Bräutigam der grossen Kirche, werden von ihm gesegnet und gehen 
ausserhalb des Altarraumes auf ihre Plätze, auf die in der Kirche auf- 
gestellten Amvone, um die Ornate anzuziehen. Ebenso empfangen die 
Priester den Segen und der zweite dem Range nach nimmt die 
»Proskomedie« vor, Hernach beginnt man die Liturgie und beim 
ersten etooôoc gehen alle vom Altar und stellen sich in der 
Mitte der Kirche, wo sie bis zum Schlusse der »stoo2oc- Gebete« 
bleiben, worauf sie wieder an den Altar sich begeben. Bemerkens- 
wert ist, dass die Bischöfe in diesem Falle nicht wie gewöhnlich 
durch die mittlere Altartüre eintreten, sondern vom Chartophilax ge- 
leitet durch die rechte Altartüre. Das ist der einzige Fall, wobei 
die Bischófe durch die Seitentüre und nicht durch die Haupttüre 
gehen ?). 

Am Altar nehmen alle Bischófe ihre Plátze ein und bekommen 
brennende Kerzen in die Hände. Zwei von den angesehensten Bischófen 
fassen den Gewählten hierauf von beiden Seiten und führen ihn um 
den heiligen Altartisch herum. Die übrigen Bischófe folgen nach, 
die Priester aber und die übrigen Kleriker gehen voran und singen 
së paprupece. Dreimal führen sie ihn im heiligen Chortanze, 
singen und verbeugen sich alle, auch der zu Weihende, vor dem 
Altartische, wie vor dem Gottesthrone. 

Wenn der “HpaxAetac d. i. der Erzbischof von Heraklea zugegen 


1) Migne 155. p. 450. Cap. 234. 

2) siehe: die Professio fidei neoelecti patriarchae Antonii vom Januar 
6897 = 1339 Ind. XII. und die Professio fidei patriarchae Callixti Il. Xan- 
thopuli vom 6905 — 1397. Mai ind. V. bei Miklosich und Müller. Acta et 
diplomata graeca medii aevi. 2. Patriarchatus Const. Vindobonae 1802. 

3) Migne 155. p. 451. C. 235. 
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ist, nimmt er die Weihe vor, weil, wie bereits gesagt worden, 
der bischöfliche Stuhl von Byzanz bis zur Zeit Konstantins des 
Grossen dem Erzbischofe von Heraklea untergeordnet war. Der 
Erzbischof von Heraklea wird von allen Bischöfen auf den Amvon 
gehoben, zum Zeichen, dass alle der bevorstehenden Weihe zustim- 
men. Wenn der Bischof von Heraklea nicht zugegen ist, so spendet 
das Sakrament der Weilıe der rangälteste und angesehenste an- 
wesende Bischof. 

Der zu Weihende kniet nieder und legt den Kopf an den 
Altartisch. Der weihende Bischof bezeichnet ihn mit dem Kreuze, 
legt ihm die Hand auf den Kopf (alle übrigen Bischöfe ilın mitbe- 
rührend), sagt das vorgeschriebene Gebet, die Formel: »die gött- 
liche Gnade« . . . . und bezeichnet ihn nochmals mit dem Kreuze. 
Dann wird dem zu Weihenden das offene Evangelium auf den Kopf 
und den Hals gelegt und drei Gebete gelesen, wobei ihn der 
Weihende jedesmal mit dem Kreuze bezeichnet. Zum Schlusse wird 
das Evangelium auf den Tisch gestellt, der Geweihte erhebt sich 
und ibm das Omophor auflegend ruft der weihende Bischof »á&tc«, 
welches Wort dreimal innerhalb und dreimal ausserhalb des Altar- 
raumes gesungen wird. Der Bischof, welcher die Weile gespendet hat, 
steigt von der Stufe herab und der Neugewählte steigt diese hinan !). 

Vor den heiligen Altar kommend legt der neugewählte Pa- 
triarch die Hand auf den Altartisch, und der Herakleas, als der 
Weihende, geht zuerst und küsst den Altartisch und die Hand des 
Patriarchen, welchem Beispiele alle übrigen Mitzelebrierenden folgen. 
Nochmals den Altartisch küssend gehen alle auf ihre Plätze in 
»cuvdpovote und es wird, wie gesagt, die Inthronisation vollzogen. 
Erwáhnenswert ist, dass vor dem Apostel der Herakleas und in 
seiner Abwesenheit der rangälteste Bischof (mit dem Segen vom 
Neugewühlten) vor dem Evangelium aber der Patriarch selbst 
»Friede Allen« sagt. 

Im übrigen wird die Liturgie rituellmässig fortgesetzt ?). 


i) Schlussfolgerung. 


Aus dem im Detail angegebenen Modus der Besetzung des 
Konstantinopolitanischen Patriarchalstuhles ist ersichtlich, dass bei 
der Besetzung unter der byzantinischen Herrschaft folgender Vor- 
gang beobachtet werden musste: 

Die Synode wühlte drei Kandidaten, von denen der Kaiser 


1) Migne 155. p. 451. C. 286. 
2) Ibid. p. 454. C. 237. 


40  Cotlarciuc, Besetzungsweise d. Patriarchalstuhl. v. Konstantinopel. 


einen bestätigte. Nach der Wahl wurde die Berufung vorgenommen. 
Wenn der Gewählte dem Rufe folgte, so wurde er vom Kaiser be» 
kanntgegeben d. h. es wurde die uvoua vorgenommen. Der Be- 
kanntgegebene wurde hierauf investiert. Wenn der Gewählte ein 
Laie war, so musste er vor der Bekanntgabe und vor der Investitur 
wenigstens zum Presbyter geweiht werden. Erst als Priester konute 
er bekanntgegeben und investiert werden. Nach der Investitur 
folgte die Inthronisation, vor welcher selbstverständlich der zu 
Inthronisirende, falls er kein Bischof war, zuerst die bischôfliche 
Weihe erhalten musste. 


(Schluss folgt.) 
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2. Beichtsiegel und Zeugnisspflicht nach den Reichsprozess- 
ordnungen. 


Von Dr. jur. Richard Mode. 
(Forts.; vgl. IV. Quartalh. 1902 S. 476.) 


Il. Die Wirksamkeit des dem Beichtsiegel gewährten Schutzes. 


Das die Stellung der Prozessordnungen gegenüber dem Beicht- 
siegel; sehen wir nun zu, ob der von ihnen dem Beichtsiegel gewährte 
Schutz genügt. Dazu werden wir am zweckmässigsten von der 
Vernehmung des Beichtvaters und den einzelnen Fragen, die mög- 
licherweise an ihn gerichtet werden können, ausgehen und hierbei 
prüfen, ob er durch die besprochenen Bestimmungen der Prozess- 
ordnungen in die Lage gesetzt ist, bei seinen Aussagen und Ant- 
worten das Beichtsiegel unbedingt zu bewahren. 


Nach $ 396 C.-P.-O. und 8 68 St.-P.-O. ist der Zeuge, bevor 
an ihn einzelne Fragen gerichtet werden, »zu veranlassen, dasjenige, 
was ihm von dem Gegenstande seiner Vernehmung bekannt ist, im 
Zusammenhange anzugeben.« Zu diesem Zweck muss zunächst ein- 
mal dem Zeugen »der Gegenstand seiner Vernehmunge bekannt 
gemacht werden; im Civilprozess geschieht dies durch die Ladung, 
in der gemäss $ 377 C.-P.-0. der Gegenstand der Vernehmung ent- 
halten sein muss, im Strafprozess dadurch, dass der Richter dem 
Zeugen vor seiner Vernehmung den Gegenstand der Untersuchung, 
die Person des Beschuldigten und den Gegenstand der Vernehmung 
mittheilt. Dieser Gegenstand der Vernehmung kann nun entweder 
von der Beschaffenheit sein, dass er das gesammte Wissen des Zeu- 
gen über einen bestimmten Punkt betrifft, gleichgültig woher das 
Wissen stammt, oder er kann unmittelbar das in der Beichte An- 
vertraute betreffen; das Gleiche gilt von den weiteren Fragen, die 
nach der zusammenhängenden Aeusserung des Zeugen »zur Auf- 
klärung und Vervollständigung der Aussage sowie zur Erforschung 
des Grandes, auf welchem die Wissenschaft des Zeugen beruht,« 
zu stellen sind; gerade diese einzelnen Fragen werden besonders 
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häufig unmittelbar auf das in der Beichte Anvertraute gehen. Wir 
werden im Folgenden zwischen dem Gegenstand der Vernehmung 
und dem der einzelnen Fragen nicht unterscheiden; auch das Ver- 
langen, der Zeuge solle über den Gegenstand der Vernehmung 
Auskunft geben, ist ja schliesslich weiter nichts als eine Frage; wir 
werden vielmehr nur unterscheiden: solche Fragen, die unmittelbar 
(explicite) das in der Beichte Anvertraute zum Gegenstande haben, 
und solche, die sich ihrem Inhalte nach auf mehr als das bloss in 
der Beichte Anvertraute beziehen und dies nur mittelbar (implicite) 
umfassen. 


1. Wirksamkeit gegenüber allgemeinen Frayen. 


Um mit den zuletzt erwähnten Fragen anzufangen, so kann 
die Frage z. B. ganz allgemein dahin lauten, ob der Angeklagte 
dem Zeugen das und das mitgetheilt hat. Angenommen der Ange- 
klagte hat ihm thatsächlich eine solche Mittheilung gemacht, aber 
nur in der Beichte, wie kann sich hier der Beichtvater verhalten ? 
Müsste er sagen: »Ich verweigere mein Zeugnisse, und, nach dem 
Grunde seiner Weigerung gefragt, antworten: »weil mir die Mit- 
theilung in der Beichte gemacht worden iste, — so ist klar, dass 
durch eine in dieser Weise erfolgende Weigerung die Folge, die 
vermieden werden soll, herbeigeführt wird. Die Folge kann auch 
nicht dadurch abgewandt werden, dass der Zeuge als Grund angibt: 
»weil mir die Mittheilung bei Ausübung der Seelsorge gemacht iste, 
oder: »weil ich mich über Mittheilungen aussprechen müsste, die 
mir bei Ausübung der Seelsorge gemacht sinde; Schwalb !) meint 
freilich: »Wenn der Priester sagt: Ich verweigere das Zeugniss, 
weil ich nur Dinge sagen könnte, die mir bei Ausübung der Seel- 
sorge anvertraut worden sind, so hat er weder angedeutet, was 
ihm gebeichtet worden ist, noch auch nur, wer ihm gebeichtet hat. 
Es ist ja gar nicht nothwendigerweise der Beschuldigte, von welchem 
seine Kenntniss herrührt, vielmehr kann ebenso gut ein anderer 
ihm anvertraut haben, dass in Wirklichkeit er der Thäter sei. Ja, 
nicht einmal, dass ihm überhaupt etwas über die Sache gebeichtet 
worden ist, ergibt sich aus seiner Zeugnissverweigerung, denn was 
er weiss, kann ihm ebensowohl bei irgendeiner andern seelsorgeri- 
schen Thätigkeit anvertraut worden seine 2),  Indessen mit der von 
Schwalb dem Zeugen in den Mund gelegten Erklärung braucht 
sich, wie wir oben sahen, der Richter nicht zu begnügen; er kann 


1) a. a. O. S. 17—18 
2) Aehnlich »Katholik« a. a. O. S. 506. 
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verlangen, dass der Zeuge die Thatsachen, auf die er sein Zeugniss- 
verweigerungsrecht stützt, angibt; es genügt desshalb wohl, wenn der 
Zeuge sagt: »mir ist gebeichtet wordene, nicht aber die blosse Er- 
klärung: əmir ist bei Ausübung der Seelsorge etwas anvertraut 
wordene. — Ferner ist zur Verletzung des Beichtsiegels nicht ge- 
rade erforderlich, dass der Beichtvater sagt, dass ihm etwas gebeichtet 
ist, sondern das Beichtsiegel ist schon dann verletzt, wenu der 
Beichtvater irgendwie das ihm Anvertraute offenbart, mag der 
Dritte, der es erfährt, wissen, dem Beichtvater sei das Geheimniss 
in der Beichte anvertraut worden, oder mag er denken, dass es auf 
andere Weise ihm zugänglich geworden sei. Schliesslich ist auch 
der Einwand, der Richter erfahre nicht, von wem und was gebeichtet 
ist, hinfällig; denn wenn von einem Anderen als dem Beschuldigten 
oder etwas Anderes als das, wonach gefragt wird, dem Beichtvater 
in der Beichte anvertraut worden ist, warum antwortet der Beicht- 
vater dann auf die Frage nicht mit einem Nein? Ja, er muss so 
antworten, denn in Bezug auf diese Frage besteht für ihn ein 
Zeugnissverweigerungsrecht nicht. Man könnte entgegenhalten: die 
Zeugenpflicht gebietet nicht bloss, dass der Zeuge die an ihn ge- 
richteten Fragen einfach bejahe oder verneine, sondern dass er alles, 
was auf die Frage Bezug hat, angebe, dass er »nichts verschweige« 
(vgl. $. 392 C.-P.-0.; $ 61 St.-P.-O.); er müsste deshalb, wenn 
ihm die Mittheilung von einem Andern oder eine andere Mittheilung 
von dem Beschuldigten in der Beichte gemacht worden ist, dies 
kundgeben, und, da er hierdurch das Beichtgeheimniss verletzen 
würde, dürfte er das ganze Zeugniss verweigern. Allein, das Zeug- 
nissverweigerungsrecht geht nur soweit, als etwas anvertraut ist, 
und der Zeuge wird deshalb wohl von der Pflicht zu einer weiteren 
Aeusserung befreit, nicht aber von der Beantwortung einer Frage, 
auf die sich sein Zeugnissverweigerungsrecht gar nicht bezieht. Er 
dürfte deshalb nur antworten: »Von dem Beschuldigten ist: mir die 
und die Mittheilung nicht geworden, ob ein Anderer mir dergleichen 
Mittheilung oder welche anderen Mittheilungen der Beschuldigte 
mir gemacht hat, darüber verweigere ich mein Zeugniss, weil mir 
die Mittheilungen in der Beichte gemacht worden sind.« 

Antwortet er nicht so, sondern verweigert er schlechtweg sein 
Zeugniss, so wird das Gericht mit Recht daraus schliessen dürfen, 
dass der Beschuldigte die fragliche Mittheilung gemacht hat, — 
und damit wäre das Beichtsiegel verletzt. Dass das Gericht zu 
einer Schlussfolgerung aus der Zeugnissverweigerung berechtigt ist, 
kann nach dem Grundsatze der Civilprozessordnung, wonach das 
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Gericht »unter Berücksichtigung des gesammten Inbalts der Ver- 
handlungen und des Ergebnisses einer etwaigen Beweisaufnahme 
nach freier Ueberzeugung zu entscheiden« hat ($ 286 C.-P.-O.), 
und der Strafprozessordnung, wonach das Gericht »über das Ergebniss 
der Beweisaufnahme entscheidet . . . nach seiner freien, aus dem 
Inbegriffe der Verhandlung geschôpften Ueberzeugunge ($ 260 
St.-P.-0.), nicht zweifelhaft sein, ist auch vom Reichsgericht wie- 
derholt anerkannt worden !), 


Kann dann aber der Zeuge diese Schlussfolgerung abwenden? 
Ja, einfach dadurch, dass er sich nicht der formellen, sondern der 
materiellen Zeugnissverweigerung bedient. Er muss erklären: »Bei 
Beantwortung der Frage werde ich darüber, was mir etwa in der 
Beichte anvertraut worden ist, nichts aussagen.e Noch besser gibt 
er eine derartige Erklärung sogleich von vornherein ab, noch bevor 
ihm der Gegenstand seiner Vernehmung mitgetheilt ist, damit auch 
nicht im geringsten seine Weigerung mit dem Gegenstande seiner 
Vernehmung, ja mit irgendeiner Person in Zusammenhang gebracht 
werden kann. Er wird also, als Zeuge aufgerufen, sofort erklären: 
»Ich bin Geistlicher; als solcher werde ich nöthigenfalls von dem 
mir gewährten Zeugnissverweigerungsrecht Gebrauch machen und 
werde deshalb darüber, was mir etwa in der Beichte anvertraut 
worden ist, eine Aussage nicht machen, sondern nur abgesehen hier- 
von Zeugniss ablegen.« Verfährt der Zeuge in dieser Weise, dann 
erfährt. der Richter allerdings gar nichts. Der Zeuge kann auf die 
Frage, ob ihm der Beschuldigte die und die Mittheilung gemacht 
hat, mit einem »Nein« antworten, wenn ihm der Beschuldigte die 
Mittheilung nur in der Beichte gemacht hat; denn dieses »Nein« 
bedeutet: Der Beschuldigte hat mir abgesehen von dem in der 
Beichte Anvertrauten die fragliche Mittheilung nicht gemacht. Der 
Richter erfährt nicht, was der Beschuldigte dem Zeugen in der 
Beichte anvertraut hat, noch ob er dem Zeugen überhaupt gebeichtet 
hat, ja er erfährt nicht einmal, ob der Zeuge überhaupt von seinem 
Zeugnissverweigerungsrecht Gebrauch gemacht hat, da ja möglicher- 
weise dem Zeugen gar nichts in der Beichte anvertraut worden ist, 
und er somit nichts verschwiegen hat. Eine Täuschung des Rich- 
ters liegt darin, wie oben ausgeführt, keineswegs; denn der Richter 
weiss, dass alle Erklärungen des Zeugen unter dem Vorbehalt erfol- 
gen, und dass er aus den Antworten nichts dafür entnehmen kann, 


l 1) Vgl. Urth. d. R.-Ger. vom 4. I. 1896. Jur. Wochenschr. 1896. S. 130 
Nr. 2, Urth. vom 5. XI. 1896. Jur. Wochenschr. 1897 S. 5 Nr. 18. 
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ob etwas und was dem Zeugen in der Beichte mitgetheilt wor- 
den ist. 

In gleicher Weise wirkt der Vorbehalt, wenn der Zeuge danach 
gefragt wird, was der Beschuldigte ihm über den und den Punkt 
mitgetheilt hat, oder was er über den und den Punkt wisse. Be- 
ruht das Wissen des Zeugen lediglich auf dem, was ihm in der 
Beichte anvertraut worden ist, so kann er antworten:  »Nichts«, 
nämlich abgesehen von dem in der Beichte Anvertrauten nichts. 
Auch hier wird der Richter nicht getäuscht, da er die Bedeutung 
des »Nichts« auf Grund der vom Zeugen abgegebenen Erklärung 
kennt; und andererseits wird in keiner Weise das Beichtgeheimniss 
verrathen, dä der Zeuge auch nicht einmal andeutet, ob er über- 
haupt, sei es auch ut deus, nicht ut homo, etwas wisse. Hat der 
Zeuge auch noch ausserhalb der Beichte von dem Gegenstande der 
Vernehmung Kenntniss erhalten, so muss er dies angeben, braucht 
aber nicht im geringsten anzudeuten, dass er noch mehr wisse; 
denn seine Verpflichtung und gegebenenfalls ein eidliches Versprechen, 
nichts verschweigen zu wollen, hat er erklärtermassen dahin einge- 
schränkt, dass er das, was ihm in der Beichte etwa anvertraut 
worden ist, verschweigen wolle. 

Von der Befugniss des $ 386 Abs. 3 C.-P.-O., im Vernehmungs- 
termin nicht zu erscheinen, kann der Zeuge allerdings keinen Gebrauch 
machen; denn diese Befugniss steht nur dem Zeugen zu, der schlecht- 
weg sein Zeugniss verweigert, nicht aber einem Zeugen, der eine 
materielle Aussage machen will. Ein solcher Zeuge ist aber der 
Geistliche, der wie angegeben verfährt: er verweigert nicht formell 
sein Zeugniss, sondern gibt die verlaugte Auskunft, nur dass er 
daran einen Vorbehalt knüpit; erklärt er: »Der Beschuldigte hat 
mir das und das nicht mitgetheilte, oder: »Der Beschuldigte hat 
mir nichts mitgetheilt« (d. h. abgesehen von dem mir etwa in der 
Beichte Anvertrauten), so genügt es nicht, dass er diese, wenn auch 
bloss negative, doch immerhin materielle Aussage, bei der noch 
nicht einmal feststeht, ob der Zeuge überhaupt sein Zeugniss that- 
sächlich verweigert hat, schriftlich vor dem Termin dem Gericht 
einreicht, sondern er muss mündlich vor dem Gerichte die Aussage 
machen und gegebenenfalls beschwören. 


2. Wirksamkeit gegenüber Fragen nach dem in der Beichte 
Anvertrauten. 


Schwieriger gestaltet sich die Lage des Beichtvaters, wenn 
die Frage nicht allgemein gestellt ist, sondern wenn er geradezu 
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{explicite) nach dem in der Beichte Anvertrauten gefragt wird. Es 
sollte das zwar nicht vorkommen; es sollte jedermann, auch der 
Andersgläubige, vor dem Beichtsiegel soviel Achtung haben, dass 
er derartige indiskrete Fragen, die vom Gesetz selbst im $ 383 
Abs. 3 C.-P.-O. verurtheilt werden, unterlässt; man wird auch dem 
Taktgefühle unserer Richter zutrauen dürfen, dass sie sich in den 
erforderlichen Grenzen halten; indessen kann der Richter nicht ver- 
hindern, dass von anderer Seite derartige Fragen an den Zeugen 
gerichtet werden, die er, wenigstens im Strafprozesse, in dem eine 
Bestimmung wie die des $ 383 Abs. 3 C.-P.-O. fehlt, nicht zurück- 
weisen kann, da ja nur ein Verweigerungs recht des Zeugen, kein 
Vernehmungsverbot besteht. Ein Eingehen darauf, wie es mit der 
Bewahrung des Beichtsiegels steht, wenn eine indiskrete Frage ge- 
stellt wird, kann deshalb nicht als überflüssig erscheinen. 

Beginnen wir mit der allgemeinsten Frage der Art, mit der 
Frage: Ob jemand, sagen wir der Beschuldigte, dem Zeugen ge- 
beichtet liat. Diese Frage wird der Zeuge im allgemeinen beant- 
worten dürfen, ohne dass das Beichtsiegel verletzt würde. »Non 
est contra sigillum, si confessarius dicat Petrum sibi esse confessum 
(nempe fecisse actum virtutis) aut sua sibi peccata confessume, sagt 
Suarez!) Es kann indessen auch Fálle geben, in denen die That- 
sache des Beichtens allein schon auf eine schwere Schuld des Beich- 
tenden schliessen lässt; z. B. der Beschuldigte, der bekanntermassen 
sonst nie zur Beichte gegangen ist, soll nach den unbestimmten 
Bekundungen mehrerer Zeugen gerade kurz nach der That gebeichtet 
haben, der Geistliche bestätigt als Zeuge, dass der Beschuldigte 
gebeichtet hat. Für sich allein wird die blosse Thatsache des 
Beichtens wohl nie genügen, um irgendwelche Schlüsse daraus zu 
. ziehen, sie kann aber in Verbindung mit andern Umständen doch 
eine starke Inzichtsthatsache bilden. Von den Theologen wird des- 
halb darauf aufmerksam gemacht, dass unter Umständen auch die 
Offenbarung der Thatsache des Beichtens allein eine Verletzung des 
Beichtsiegels bilden könne ?). 

Wie kann sich nun der Beichtvater nach den Prozessordnungen 
verhalten? Er könnte im Falle, dass aus der Antwort eine Gefahr 
nicht entspringt, bejahend antworten, im andern Falle dagegen sein 


1) Theolog. summa. Pars. II. disp. XXXIII. sect. 8 u. 4. Ebenso sagt 
Diana a. a. O. p. V. tr. 11 res. 47: Licet Confessor simpliciter dicat Petrum 
sibi esse confessum, vel esse confessum peccata sua, non revelat sigillum, quia 
hic nulla fit injuria. 

2) Liguori sagt a. a. O. n. 633: Non frangitur sigillum . .. . 29 Si 
dicas N. tibi confessum; etsi in certis circumstantiis hoc quoque periculosum sit. 
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Zeugniss verweigern; indessen ein solches Verfahren würde sehr 
unzweckmässig sein; denn diese Praxis, wenn sie allgemein wird, 
berechtigt zu dem Schlusse, dass immer dann, wenn der Zeuge sein 
Zeugniss verweigert, ihm gebeichtet ist, da er ja, wenn in der Ant- 
wort keine Gefahr liegt, sonst immer, sei es bejahend oder ver- 
neinend, antwortet. Das Richtige wäre vielmehr, dass die Geist- 
lichen, wenn ihnen als Zeugen die Frage vorgelegt wird, ob der 
und der bei ihnen gebeichtet hat, stets ihre Antwort verweigern, 
gleichgültig ob ihnen gebeichtet worden ist oder nicht. Voraus- 
setzung für diese Verweigerung ist allerdings, dass ihnen von der 
betreffenden Person etwas bei Ausübung der Seelsorge anvertraut 
ist. Ist dies aber der Fall, so brauchen sie, wie wir oben sahen, 
nicht zu sagen, wie ihnen etwas anvertraut worden ist, und zwar 
auch dann nicht, wenn ihnen thatsächlich im Wege der Beichte 
nichts anvertraut ist; sie brauchen höchstens zu erklären und eidlich 
oder an Eidestatt zu versichern, dass ihnen die betreffende Person 
etwas in der Seelsorge anvertraut hat. 

Verfährt der Zeuge in dieser Weise, so kann aus seiner 
Weigerung nur der — die Voraussetzung der Weigerung bildende 
— Schluss gezogen werden, es sei ihm etwas bei Ausübung der 
Seelsorge anvertraut worden; ob in der Beichte oder in sonstiger 
Weise, das bleibt dahingestellt. Die blosse Thatsache, dass jemand 
dem Zeugen etwas in der Seelsorge anvertraut hat, kann aber nie- 
mals eine Verletzung des Beichtsiegels enthalten; insbesondere ist 
sie nicht mit der Thatsache des Beichtens auf eine Stufe zu stellen; 
diese kann wohl unter Umständen den Schluss rechtfertigen, der 
Angeklagte habe eine schwere Sünde begangen, und diese Sünde 
kann nur die den Gegenstand der Untersuchung bildende That sein ; 
dagegen kann aus der blossen Thatsache des Anvertrauens in der 
Seelsorge für den Inhalt des Anvertrauten garnichts gefolgert wer- 
den, nicht einmal, das der Anvertrauende irgend eine Sünde began- 
gen habe. 

Auf die Frage des Richters: »Hat Ihnen der Beschuldigte 
gebeichtet?e — wird also der Zeuge erklären können: »Ich ver- 
weigere mein Zeugniss, da mir der Beschuldigte bei Ausübung der 
Seelsorge etwas anvertraut hat, und ich nicht zu sagen brauche, in 
welcher Weise er dies gethan hat. Aus meiner Weigerung darf 
nicht gefolgert werden, der Beschuldigte habe mir gebeichtet; denn 
wenn mir jemand etwas in Ausübung der Seelsorge anvertraut hat, 
so verweigere ich auf die mir vorgelegte Frage stets mein Zeugniss, 
auch dann, wenn mir in der Beichte nichts anvertraut ist.« Ertor- 
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derlichenfalls hat dann der Zeuge seine Aussage, dass ihm der 
Beschuldigte etwas bei Ausübung der Seelsorge anvertraut hat, in 
der gehörigen Weise zu versichern oder mit dem Zeugeneide zu 
bekräftigen. So ist das Beichtsiegel gewahrt, ohne dass der Richter 
berechtigter Weise aus der Zeugnissverweigerung irgendwelche 
Schlüsse zu ziehen vermag. 

Damit erledigen sich auch alle weiteren Fragen, die die That- 
sache des Beichtens zur Voraussetzung haben, also: wann gebeichtet 
ist, ob dies oder jenes gebeichtet ist u. s. w. Auf alle diese Fragen 
wird der Zeuge mit dem Hinweis auf seine Zeugnissverweigerung 
antworten kónnen, und in keiner Beziehung wird so das Beichtsiegel 
verletzt; im Civilprozesse braucht er sich noch nicht einmal auf 
seine Weigerung zu berufen, sondern noch einfacher bloss auf das 
Vernehmungsverbot des 8 383 Abs. 3, ohne auch nur zu erklären zu 
brauchen, dass ihm überhaupt etwas bei Ausübung der Seelsorge 
anvertraut worden ist. 

Bleiben so die Fragen nach dem in der Beichte Anvertrauten 
ohne Ergebniss, so wird es nunmehr vielleicht mit Fragen versucht 
werden, die sich nicht geradezu auf die Beichte, wohl aber auf das 
in der Seelsorge Anvertraute im allgemeinen beziehen, da der Zeuge ja 
erklärt hatte, dass ihm in dieser Beziehung etwas anvertraut sei. 
Aber auch Fragen dieser Art wird der Zeuge sämmtlich ablehnen 
dürfen; wie oben ausgeführt, braucht der Zeuge weder auszusagen, 
was, noch ob dieses oder jenes ihm anvertraut ist. Der Richter 
erfährt also auch hier ausser der Thatsache, dass dem Zeugen 
über den und den Punkt oder von der und der Person etwas anver- 
traut ist, gar nichts. 

In allen den Fällen, in denen der Zeuge sich der formellen 
Zeugnissverweigerung bedienen muss, hat er überdies noch im Civil- 
prozesse nach $ 386 Abs. 3 die Befugniss, in dem zu seiner Ver- 
nehmung bestimmten Termine überhaupt nicht zu erscheinen, vor- 
ausgesetzt, dass das ihm in der Ladung mitgetheilte Beweisthema von 
der eben besprochenen Art ist, d. h. dass es eine jener indiskreten 
Fragen und nichts Weiteres enthält, also z. B. dahin lautet, ob der 
Beklagte dem Zeugen in der Beichte das und das mitgetheilt habe. 
Zwar wäre nach 8 383 Abs. 3 C.-P.-O. ein solches Beweisthema 
unzulässig, allein das schliesst nicht aus, dass es trotzdem gestellt 
wird; das einzige Mittel, das dem Zeugen dagegen zu Gebote steht, 
ist sein Zeugnissverweigerungsrecht. Will daher der Zeuge von der 
ihm iu $ 386 Abs. 3 gewährten Befugniss Gebrauch machen, so 
hat er vor dem Termin schriftlich oder zu Protokoll des Gerichts- 
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schreibers zu erklären, dass — wie er hiermit an Eidesstatt versichere 
— der Beklagte ihm in seiner Eigenschaft als Seelsorger verschie- 
dene Mittheilungen gemacht hat, und dass er deshalb von seinem 
Zeugnissverweigerungsrecht Gebrauch mache. Zur Verhütung falscher 
Schlussfolgerangen wird der Zeuge gut thun noch hinzuzufügen: aus 
seiner Weigerung sei keineswegs zu folgern, dass der Beklagte ihm 
die in dem Beweisthema erwähnte Mittheilung wirklich gemacht 
habe, ja auch nur, dass der Beklagte ihm gebeichtet habe, vielmehr 
verweigere er sein Zeugniss grundsätzlich auf Fragen wie die des 
Beweisthemas auch dann, wenn er die Frage verneinend beant- 
worten müsste. mn" 

Einem Einwande ist noch zu begegnen: Wir sagten oben, der 
Beichtvater könne, gefragt, was der Beschuldigte über den und den 
Punkt ihm mitgetheilt habe, antworten: »Nichts« (vorausgesetzt, 
dass der Zeuge den Vorbehalt erklärt hatte). Wie nun, wenn der 
wissbegierige Richter weiter fragt: »Hat der Beschuldigte Ihnen 
darüber etwas in der Beichte mitgetheilt, und was?« Würde der 
Zeuge, wenn er jetzt sein Zeugniss verweigerte mit der Erklärung, 
der Beschuldigte hätte ihm bei Ausübung der Seelsorge etwas an- 
vertraut, würde er nicht damit verrathen, dass der Beschuldigte 
ihm gebeichtet hat, da er doch vorher ausgesagt hatte, dass ihm 
abgesehen von dem in der Beichte Anvertrauten nichts bekannt sei? 
Keineswegs: Jenes »Nichts« bezog sich nur auf den Punkt, über 
Jen er gerade aussagen sollte, schliesst aber nicht aus, dass ihm 
über Anderes auch noch ausserhalb der Beichte Mittheilungen ge- 
macht worden sind. Doch folgt daraus, dass der Zeuge, wenn jene 
Frage allgemein dahin gelautet hätte: »Hat Ihnen der Beschuldigte 
etwas mitgetheilt, und was?« — dass der Zeuge hier nicht mit einem 
»Nichts«e antworten darf; denn würde nunmehr gefragt werden: 
»Hat er Ihnen auch in der Beichte nichts anvertraut ?« — so könnte 
der Zeuge nicht mit »Neine antworten, sondern nur sein Zeugniss 
verweigern mit der Erklärung: der Zeuge habe ihm als Seelsorger 
etwas anvertraut; diese Erklärung aber in Verbindung mit der an- 
dern, dass ihm der Beschuldigte abgesehen von dem in der Beichte 
Anvertrauten nichts mitgetheilt habe, würde den Schluss rechtfer- 
tigen: also hat der Beschuldigte dem Zeugen gebeichtet, eine That- 
sache, die, wie gesagt, schon allein unter Umständen eine Verletzung 
des Beichtsiegels darstellt. Auf jene allgemeine Frage, ob etwas 
und was der Beschuldigte dem Zeugen mitgetheilt habe, wird der 
Zeuge deshalb besser sein Zeugniss formell verweigern mit der Er- 
klärung, dass ihm der Beschuldigte allerdings etwas mitgetheilt 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXIII. 4 
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habe, dies aber bei Ausübung der Seelsorge, und, falls dem Richter 
die Erklärung nicht genügte, wird er die näheren Umstände angeben, 
aus denen folgt, dass ihm wirklich etwas bei Ausübung der Seelsorge 
anvertraut worden ist, ohne jedoch dabei zu erkennen zu geben, dass 
das Anvertraute gerade in der Beichte geschah; bei der Allgemein- 
heit der Frage wird es dem Zeugen ein Leichtes sein, glaubhaft zu 
machen, dass der Beschuldigte mit ihm in seiner Eigenschaft als 
Seelsorger in Verbindung getreten ist, ohne der Thatsache des 
Beichtens oder bestimmter geheim zu haltender Mittheilungen zn 
gedenken. — 

Man sieht, dass es immerhin einiger Vorsicht Seitens des 
Zeugen bedarf, will er nicht, wenn auch ohne Wissen und Willen, 
das Beichtsiegel verletzen. Mit dieser Vorsicht aber dürfte es dem 
Zeugen gelingen, das Beichtsiegel gegen alle Fragen unverbrüchlich 
zu bewahren, so dass wir zu dem Schlusse kommen: die Reichs- 
prozessordnungen gewühren bei richtiger Handhabung der durch sie 
dem Zeugen gegebenen Schutzmittel dem Beichtsiegel vollkommenen 
Schutz ; der Zuhülfenahme einer Mentalrestriktion bedarf es nicht; 
ein Zwang des Zeugen sei es zur unmittelbaren oder mittelbaren 
Verletzung des Beichtsiegels besteht nicht, vielmehr ist der Zeuge 
in der Lage, seine Weigerung so einzurichten, dass aus ihr nicht 
die geringsten Schlussfolgerungen gezogen werden können. 

Hiermit ergibt sich, dass die Reichsgesetzgebung, soweit die 
Civilprozessordnung und die Strafprozessordnung in Betracht kom- 
men, dem Beichtgeheimniss hinreichenden Schutz gewährt; ob sie 
auf andern Gebieten gleiche Rücksicht nimmt, das zu erórtern, war 
nicht die Aufgabe dieser Abhandlung. Nur hindeuten möchten wir 
auf jene Bestimmung des $ 139 St.-G.-B., wonach jedermann, der 
von gewissen schweren Verbrechen zu einer Zeit, in welcher die 
Verhütung des Verbrechens möglich ist, glaubhafte Kenntniss erhält, 
zur rechtzeitigen Anzeige verpflichtet ist. Auch diese Vorschrift ist 
von jeher in Rücksicht auf das Beichtgeheimniss ein Stein des An- 
stosses gewesen. Nach der herrschenden, auch vom Reichsgericht 
gebilligten, Meinung sind von der Anzeigepflicht die zur Zeugniss- 
verweigerung berechtigten Personen, also auch die Beichtväter, nicht 
ausgenommen. Wie dem auch sein mag, die Gefahr, die man für 
das Beichtsiegel in der Zeugnisspflicht zu erkennen und auch durch 
dag Zeugnissverweigerungsrecht unserer Prozessordnungen nicht be- 
hoben glaubte, sowenig, dass man das einzige Schutzmittel in der 
Mentalrestriktion erblickte auf die andere Gefahr hin, wegen Meineides 
dem Zuchthause zu verfallen, — die Gefahr besteht bei der Anzeige- 


Beichtsiegel u. Zeugnisspflicht n. d. Reichsprosessordnungen. 51 


pflicht des Strafgesetzbuches nicht. Abgesehen von der geringen 
praktischen Bedeutung der Vorschrift hinsichtlich des Beichtgeheim- 
nisses, und abgesehen davon, dass man in den meisten Fällen wohl 
der Anzeigepflicht dürfte genügen können, ohne das Beichtsiegel zu 
verletzen, — das Schlimmste wäre doch, dass der Beichtvater als 
Märtyrer seiner Pflicht und seines Glaubens der angedrohten Ge- 
fängnisstrafe verfällt, wobei mit der Verhängung des Mindestbetrages 
von einem Tage Gefängniss jeder gerecht und billig denkende Richter 
dem Gesetze Genüge gethan haben wird. 
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9. Geschichte und Organisation der Pachomianischen Klóster 
im vierten Jahrhundert. 


Von Dr. Stephan Schiwiets, Gymnasial-Oberlehrer in Ratibor. 


(Forts. und Schluss; vgl. III. Quartalh. 1901 S. 461 ff.; IV. Quartalh. 8. 630 fi.; 
III. Quartalh. 1902 S. 217 ff.; IV. Quartalh. S. 454 ff.) 


F. Religiös-sittliche Ausbildung. 


Für die religiös-sittliche Ausbildung der Mönche war in den 
Pachomianischen Klöstern hinlänglich gesorgt. Wie sich aus den 
Pachomiusviten und der hieronymianischen Pachomiusregel ergibt, 
hatte der Vorsteher eines jeden Klosters wöchentlich drei Katechesen, 
eine am Samstag und zwei am Sonntag, zu halten, während jeder 
Praepositus domus die ihm unterstellten Mónche an den beiden 
wóchentlichen Fasttagen, d. i. am Mittwoch und Freitag, zu be- 
lehren hatte!). Nach Ausweis der Viten scheint jedoch Pachomius 


1) C 19: Kamyroes dè tpsis iva © olxovéuos e uovñs no" xatà cágpatov 
ulay, xai 17) xupiaxz dvo xat ol obuaxot tas duo vnoteias. Jedenfalls ist hier von 
den Katechesen die Rede und vor tà; duo vnatetas die Präposition xatà zu er- 
günzen. Der Vorsteher des Klosters sollte drei Katechesen, eine am Samstag 
und zwei am Sonntag, halten, während die Vorsteher der einzelnen Häuser an 
den beiden Fasttagen ihren Mónchen die Unterweisung zu erteilen hatten. Ebenso 
lautet der Parallelbericht M 35 f.: »Er verordnete auch drei Katechesen in der 
Woche, die eine Samstags und zwei Sonntags, und die Hausvorsteher (hielten 
die Katechese) an den beiden Fasttagen«. Noch zu Beginn des 5. Jahrhunderts 
bestanden die von Pachomius eingeführten Katechesen. Aus den Satzungen 20, 
156, 138 der Pachomiusregel ergibt sich nämlich, dass jeder Hausvorsteher zweimal 
in der Woche und zwar an den beiden Fasttagen in der collecta domus Katechesen 
zu halten hatte. In der Satzung 21: ‘Disputatio autem a praepositis domorum 
per singulas hebdomadas tertio fiet; et in ipsa disputatione sedentes sive 
stantes fratres suum ordinem non mutabunt, iuxta domorum ordinem et ho- 
minum singulorum’ ist dagegen die Rede von der Katechese, die dreimal in 
der Woche vor der Korona der Mönche des ganzen Klosters (collecta maior) 
stattfand; natürlich wurde dieselbe von dem Vorsteher des Klosters abge- 
halten; offenbar ist also in dieser Satzung statt a praepositis domorum zu 
lesen a principe monasterii. 

Die obige schwierige Stelle C 19 haben die Bollandisten (Acta SS. Maii 
t. III a. 303) übersetzt: Statutum fuit, ut monasterii oeconomus tribus per 
hebdomadam vicibus mysteria fidei exponeret, sabbato semel ac bis in quavis 
dominica; necnon ut duo ieiunia observarent conturberniorum praefecti. Unter 
dem Eindruck dieser falschen Übersetzung hat Ladeuse (S. 300) die Be- 
hauptung aufgestellt, dass Pachomius bloss die Vorsteher der Häuser zur Faste 
am Mittwoch und Freitag angehalten hátte, eine Meinung, die schon deshalb 
unwahrscheinlich ist, weil diese beiden wöchentlichen Fasttage auch für die in 
der Welt lebenden Christen verbindlich waren. Was die arabische Vita an- 
langt, so enthált sie den Passus über die Katechese doppelt. Der erste Passus 
(S. 373): »Er verordnete drei Katechesen in der Woche, eine Samstags und 
zwei Sonntags; die Vorsteher der Häuser hatten Mittwochs und Freitags die 
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selbst seine Mönche fast täglich unterwiesen zu haben. Die eine 
Katechese schloss sich an das gemeinschaftliche Morgengebet!) an, 
während die andere Unterweisung nach dem Abendbrot stattfand 2). 

Was den Inhalt der Katechesen anlangt, so belehrte Pachomius 
in denselben die Mönche über das Gebet und die Meditation oder 
erklärte die hl. Schriften oder sprach über verschiedene Geheimnisse 
des Glaubens, wie über die Menschwerdung und das Leiden Christi 
und die Auferstehung der Toten. In der Regel blieben die Mönche 
nach der Katechese noch beisammen und unterhielten sich über das 
Gehörte®). Am Schluss der Katechese sprach Pachomius ein Segens- 
gebet, worauf die Mönche in ihren Zellen über die vernommene 
Unterweisung zu meditieren hatten 4). 

Theodor, der schon als junger Mönch manchmal im Auftrage 
des Pachomius vor der Korona der Mönche Katechesen gehalten 
hatte (C 49), blieb als Generalabt dieser Tradition seines Meisters 
treu. Er bielt die Katechese stehend oder sitzend; nach derselben 
fand eine Art Diskussion statt, indem die Mönche ihn über Nicht- 
verstandenes interpellierten oder ihre Schwierigkeiten vorbrachten. 
Am Schluss der Katechese warfen sich die einen Mönche auf ihr 
Angesicht nieder, während die anderen beteten. Endlich entliess 
Theodor die Versammlung mit einem Segensspruch 5). Interessant 
ist auch das, was uns Ammon in seinem Briefe (c. 2—4) über eine 
Katechese berichtet, der er gleich nach seinem Eintritt ins Kloster 
Pheböou beiwohnte. Der Generalabt Theodor hielt dieselbe unter 
einem Palmenbaum ab. Zunächst fand eine Art Schuldkapitel statt, 
eine Übung, die wir in der Ordensregel des hl. Benedikt wiederfinden. 
Die Mönche erhoben sich einer nach dem anderen, klagten sich 
über ihre Fehler an und erhielten von Theodor eine angemessene 
Zurechtweisung. Hierauf sprach dieser über die Verfolgung der 


Unterweisung zu erteilen« ist aus der Vita M 35 geschöpft. Der zweite Passus 
(Ar 376 »Er ordnete an, dass der Vorsteher des Klosters Samstags eine und Sonn- 
tags zwei Katechesen in der Gebetsversammlung halte; den Vorstehern der Häuser 
trug er auf, Mittwochs und Freitags nach der Anordnung der iu zu 
fasten«), der nach C 19 (vgl. Ladeuze S. 58 f.) gearbeitet ist, zeigt, dass auch 
der Araber die schwierige griechische Vorlage gleich den Bollandisten miss- 
verstanden hat. Indes kein es dem Araber selbst etwas sonderbar vor, dass 
nur die Vorsteher der Háuser zu der Faste am Mittwoch und Freitag ver- 
pflichtet sein sollten; darum fügt er noch die Bemerkung hinzu: »Was die 
Den Mönche anlangt, so überliess er die Sache (das Fasten) ihrer freien 
ahl.« 

1) P 19, Ar 618, Reg. Pach. art. 20. 

2) C 35. 45, 48, 49, 56, 79, M 41, 104, 171; Ar 386, 663; ep. Ammon. c. 17. 

3) C 36—37, Reg. Pach. art. 20, 188. 

4) M 101, 172, 241, C 37. 

5) M 236—241. 
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Kirche durch die Arianer und gab zum Schluss den Mönchen Be- 
scheid auf die an ihn gestellten Fragen. Da Theodor selbst nur 
koptisch sprechen konnte, so wurden seine Worte den nur des 
Griechischen mächtigen Brüdern durch einen gleichnamigen Mönch, 
der eine hohe Bildung besass und Lektor der Kirche von Alexandria 
gewesen war, verdolmetscht. 

Aus der hieronymianischen Pachomiusregel erfahren wir noch, 
dass die Mönche bei der Katechese des Abtes nach der Ordnung 
ihrer Häuser und ihres persönlichen Ranges Platz zu nehmen hatten 
(Reg. Pach. art. 21, M. 237). Sobald das Zeichen dazu gegeben 
wurde, hatten sie sich sofort einzufinden. Wer bei der Katechese 
ohne Grund fehlte, erhielt eine Strafe (Art. 23, 188). Wer während 
der Unterweisung einschlief, wurde sofort geweckt und musste so- 
lange stehen, als es der Obere für gut fand (Art. 22). Wenn der 
Vorsteher eines Hauses abwesend war, hatte der Vorsteher des be- 
nachbarten Hauses die eine von den beiden wóchentlichen Katechesen 
in dem Hause des abwesenden Vorstehers zu halten (Art. 115). 

Waren auch die Mónche täglich zur Handarbeit angehalten, 
so blieb ihnen doch Zeit zur Lektüre; dieselbe erstreckte sich haupt- 
sächlich auf die heilige Schrift !). Der Vorsteher des Hauses versah 
die ihm unterstellten Mönche mit den notwendigen Büchern oder 
Rollen?) Abends mussten die Mönche die von ihnen benützten 
Schriften zusammenrollen und an einem bestimmten Orte des Hauses, 
d. i. an einem Fenster, niederlegen, worauf der zweite Vorsteher des 
Hauses die Bücher zählte und einschloss (Reg. Pach. art. 100). Am 
Ende der Woche mussten aber alle entlehnten Bücher dem Hebdo- 
madarius, der die Bibliothek unter sich hatte, abgeliefert werden, 
damit dieser seinem Nachfolger den ganzen Bücherbestand übergeben 
konnte (art. 25). Welcher Wert übrigens auf die Ausbilduug der 
Mónche in den Pachomianischen Klóstern gelegt wurde, ergibt sich 
daraus, dass jeder das Lesen erlernen musste. Die Analphabeten 
mussten sich in der ersten, dritten und sechsten Stunde des Tages 
zum Unterrichte bei dem damit betrauten Mónche einstellen (Art. 139; 
s. Archiv (1902) S. 461). 


G. Arbeit. 


Die Mónche führten in den Pachomianischen Klóstern kein 
Faulenzerleben. Nur zwei gemeinschaftliche Gebetsübungen waren vor- 
geschrieben; die übrige Zeit des Tages gehörte der Arbeit, wie dies 


1) Vgl. Art. 49, 139, 140. 
2) C 88. 
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aus unzähligen Stellen der Pachomiusviten ersichtlich ist. Die Arbeit 
begann gleich nach dem gemeinschaftlichen Morgengebet!) und 
dauerte, abgesehen von der Zeit des Mittagsmahles, bis zur abend- 
lichen Gebetsfeier?). Hierauf nahmen die Mönche das Abendbrot 
ein, hörten die Katechese an und zogen sich in ihre Zellen zurück. 
Manche von ihnen gönnten sich aber nach den Anstrengungen des 
Tages keine völlige Ruhe, sondern arbeiteten auch während der 
Nacht und räumten nur in Zwischenpausen, und zwar in sitzender 
Stellung, dem Schlafe sein Recht ein 5). 


Zur Erzeugung der Lebensbedürfnisse waren allerlei Arbeiten und 
Handwerke nótig. In der ersten Zeit, wo die Gemeinschaft noch winzig 
war, beschäftigten sich die Mónche allerdings vorwiegend mit der An- 
fertigung von Matten und Kôrbent). Es wurden Gärten angelegt und 
von einzelnen Mönchen mit Sorgfalt gepflegt (S. Archiv (1902) S. 228). 
Auch ausserhalb des Klosters finden wir Abteilungen von Mönchen, 
bald beim Sammeln von Schilfrohr aus dem Nilflusse (C 33, M 67, 
92, P 9, Ep. Anm. 11), bald beim Holzfällen im nahen Gebirge 
(C 45, Ep. Amm. 14, 19), bald beim Graben von Brunnen (C 44, 
M 91), bald bei der Kräuterlese (Ep. Amm. 16, Reg. Pach. art. 77 f.). 
Als die Gemeinschaft grösser geworden war, wurde der Ackerbau 
gepflegt5), und in jedem Kloster wurden für allerlei häusliche Be- 
dürfnisse Werkstätten eingerichtet®). Bei allen diesen Arbeiten 
herrschte Zucht und Ordnung; so waren die Mönche je nach ihrer 
Beschäftigung in besonderen Häusern des Klosters untergebracht; 
selbst. der Gang der Mönche zur Arbeitsstätte sowie die Rückkehr 
ins Kloster musste ordnungsmässig vor sich gehen?). Die Mönche, 
welche nach einem wöchentlichen Turnus für die Verteilung der 
Arbeitsstoffe und Geräte zu sorgen hatten und bei der Arbeit die 
Aufsicht führten, hiessen Hebdomadarii, Sowohl von diesen wie 
auch von den übrigen Mönchen fordert die Pachomiusregel Gewissen- 
haftigkeit und Treue bis ins Kleinste. Ein Beweis dafür sind die 
minutiösen Vorschriften, die sich auf die Aufbewahrung und den 
Gebrauch der Arbeitsutensilien beziehen 8). 


1) Reg. Pach. art. 5, 25. 

2) C 45, Epp, Amm. c. 14. 

3) P 29, Ar 681, 

4) C 55, 67, P 15, 29, 35 f., M 50, 102, Reg. Pach. art. 5, 12. 26. 

5) C 50, 68, 81, Reg. Pach. art. 58— 66. 

6) Siehe Archiv (1902) S. 227 f. 

7) Reg. Pach. art. 58, 65. 63, 130 

8) Art. 66, 25, 26, 27, 125, 131, 146, 147, 152, vgl. auch C 55, Ar 441. 


56 | Schiwiets, 


Bei alledem waren die Klöster keine Fabriken oder Werk- 
stätten. Die Arbeit wurde nicht bloss verrichtet, um damit den 
Bedarf des Lebens zu decken, sondern war eine Art Gottesdienst. 
Deshalb war eitles Geschwätz und Gelächter bei der Arbeit ver- 
pönt; vielmehr sollten die Mönche bei ihrer Beschäftigung beten, 
meditieren oder Psalmen singen und, falls es notwendig war, sich 
nur durch Zeichen oder Winke gegenseitig verständlich machen!). 
Dieses Stillschweigen bei der Arbeit finden wir bei allen späteren 
monastischen Instituten als unverbrüchliches Gesetz wieder. 

Noch in einer anderen Beziehung sollte die Arbeit eine Tugend- 
schule sein; die Mönche sollten nicht aus Neigung, Ehrgeiz oder 
Gewinnsucht, sondern aus Gehorsam ihr Tagewerk verrichten. Als 
ein Mönch eines Tages zwei statt der einen aufgegebenen Matte 
geflochten hatte und dieselben am Fenster der Zelle zur Schau 
stellte, erklärte ihm Pachomius, alle seine Mühe und Arbeit sei ver- 
loren und für den Teufel verrichtet, legte ihm eine schwere Busse 
auf und forderte die Brüder auf, für den zu beten, der auf zwei 
schlechte Matten mehr als auf den Himmel gehalten habe. Ein 
anderes Mal bemerkte Pachomius in einem Kloster, dass die für die 
Küche bestimmten Mönche ihr Amt vernachlässigten und dafür sich 
einer Beschäftigung hingaben, die nach ihrer Meinung dem Kloster 
mehr Nutzen brachte; er liess sofort die fünfhundert von ihnen an- 
gefertigten Matten verbrennen zum Zeichen, dass nicht das Utilitäts- 
princip, sondern der Gehorsam für die Mönche massgebend sein 
solle 2). 

Dem Gehorsam auf seiten der Untergebenen entsprach auf 
seiten der Vorgesetzten Liebe und Masshaltung. Die Mönche wur- 
den nicht als Knechte und Arbeiter des Klosters, sondern als Brüder 
betrachtet. Darum beteiligte sich Pachomius selbst bei den be- 
schwerlichsten Arbeiten’); auch die übrigen Vorgesetzten des 
Klosters sollten hierin mit gutem Beispiel vorangehen; ihre Arbeits- 
leistung sollte vorbildlich sein für das den Untergebenen aufzuer- 
legende Pensum*). Eine Überladung der Mönche mit Arbeit war 
verpónt 5). Eine Rücksichtnahme auf die menschliche Schwäche be- 


1) Reg. Pach. art. 59, 60, 68, C 57, M 109, M 114, Ar 447, dazu noch 
C 43, M 90, Ar 505, Art. 116. 

2) S. Archiv (1902) S. 458: P 15 f, Ar 609 — P. 34, Ar 635 f. 

3) C 38, 45, M 67, 92. 

4) Reg. Pach. art. 177: ‘Viginti quinque orgyas praepositus domus ac 
secundus debebunt de palmarum foliis texere, ut ad exemplum eorum operentur 
et caeteri.’ 

9) Art. 179. 
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weist auch die Verordnung, dass Mönche, die an heissen Tagen bei 
der Arbeit ausserhalb des Klosters zu müde geworden waren, nach 
ihrer Heimkehr nicht zum gemeinschaftlichen Abendgebet gezwungen 
werden sollten (Art. 189). 

Den Verkauf der Erzeugnisse der Klöster besorgte, wie oben 
(S. Archiv (1902) S. 229) gezeigt worden ist, der Oberverwalter des 
Hauptklosters Pheböou mit einigen ihm unterstellten Mönchen, und zwar 
teils in den Nachbarortschaften (P 21—23, Ar 621—023), teils in 
Alexandria (C 73, A"510, 642). Schon zu Lebzeiten des Pachomius besass 
der Klosterverband für diese Geschäftsreisen zwei Schiffe (C 73, Ar 642, 
vgl. auch M 245, Reg. Pach. art. 118 und 119). Bei alledem hatte 
es Pachomius bei Gründung seiner Klöster nicht aufs Schätzesam- 
meln abgesehen. Als einmal ein Mönch Sandalen zu einem verhält- 
nismässig hohen Preise verkaufte und seine Handlungsweise damit 
entschuldigte, dass er sonst für einen Dieb angesehen worden wäre, 
liess Pachomius diese Entschuldigung nicht gelten; der Mönch musste 
den Überschuss zurückerstatten und wurde seines Amtes enthoben 
(P 23, Ar 623). Als ein anderer Mönch zur Zeit einer Hungersnot 
von dem befreundeten Obersten der Stadt Hermouthis Getreide zu 
einem billigeren Preise erstand, massregelte Pachomius denselben und 
bestand darauf, dass der tagesübliche Preis bezahlt wurde (P 22, 
Ar 620). Dieser Gesinnung entsprach auch der Grundsatz des Pa- 
chomius, dass überflüssige Klostervorräte unter die Armen verteilt 
warden. Auch zur Zeit der Hungersnot, wo die Armut sich auch 
im Kloster fühlbar machte, liess Pachomius die Fürsorge für die 
Armen nicht ausser Acht (C 9, M 9, C 27). 


H. Speise- und Fastenvorschriften. 


Die Historia Lausiaca enthält drei ascetische Speisevorschriften. 
An der Spitze der sog. Engelsregel heisst es (Hist. Laus. c. 38): 
»Lass jeden nach Bedarf essen und trinken und nach Verhältnis des 
Essens arbeiten und hindere sie weder am Fasten noch am Essen. 
Demnach gib den Starken schwere Arbeit; denen aber, die 
schwächer sind nnd strenger leben, gib leichtere Beschäftigung.« 
Gegen Ende derselben Engelsregel: »Bei Tisch sollen sie ihr Haupt 
mit der Kapuze verhüllen, damit keiner den anderen kauen sehe; 
auch darf niemand beim Essen reden noch über den Tisch oder 
seine Schüssel hinausschauen«. Im 39. Kapitel der Historia Lausiaca 
findet sich noch folgende Tischsatzung: »Die minder Starken kom- 
men zur siebenten Stunde und essen, da sie schwächlicher sind; 
andere essen zur neunten oder zehnten Stunde oder am Abeud«... 
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Der erste Text besagt nur, dass es dem individuellen Ermessen 
der Mönche anheimgestellt war, in welchem Masse sie Enthaltsam- 
keit in Speise und Trank üben wollten. Der zweite Text, der sich 
inhaltlich mit dem Berichte Cassians (De instit. coenob. IV, 17) 
und der hieronymianischen Pachomiusregel (art. 29; vgl. auch art. 8, 
36, 37, 90) deckt, setzt voraus, dass bei den Pachomianern ge- 
meinschaftliche Mahlzeiten üblich waren. Unter Berücksichtigung 
dieser Tatsache ist der dritte Text wohl dahin zu verstehen, dass in 
den Pachomianischen Klöstern zwei gemeinschaftliche Mahlzeiten, 
die eine um die siebente Stunde oder nach der Mitte des Tages, die 
zweite um die neunte oder zehnte Stunde oder abends, abgehalten 
wurden, und dass das Fernbleiben von der ersten Mahlzeit aus asceti- 
schen Gründen gestattet war. Bei solcher Interpretation liesse sich 
der Inhalt dieses Palladiustextes mit den Angaben der Pachomius- 
viten vereinigen. Es ist nämlich, wie noch im selben $ gezeigt wer- 
den wird, sehr wahrscheinlich, dass die zweite Mahlzeit je nach der 
Jahreszeit zu einer verschiedenen Stunde stattfand, und dass an den 
beiden Fasttagen der Woche, an denen das Mittagsmahl wegfiel, 
das Abendessen schon sehr zeitig, etwa nach der neunten Stunde, 
üblich war. 

Diese Deutung des Palladiustextes wird allerdings in Frage 
gestellt durch die arabische Pachomiusvita, welche diesen Text 
folgendermassen paraphrasiert (S. 877): »Jeder Bruder ging zu 
Tisch, wann er wollte, und nahm seine Portion; aber nur einmal 
am Tage; einige unter ihnen assen um die sechste, andere um die 
siebente, andere um die achte, andere um die neunte, andere um 
die zehnte, andere um die elfte Stunde, andere am Abend, wenn die 
Sterne am Himmel sichtbar wurden«. Demnach hätten die Pa- 
chomianer keine gemeinschaftliche Mahlzeiten gehabt, sondern ein- 
zeln zu verschiedenen Zeiten je nach Bedarf gespeist. Allein die 
arabische Version desavouiert sich selbst, iudem sie, abgesehen 
von diesem aus Palladius geschôpften Text, an verschiedenen 
Stellen!) in Übereinstimmung mit den übrigen griechisch-kopti- 
schen Viten?) von zwei gemeinschaftlichen Mablzeiten zu Mittag 
und am Abend berichtet. In den drei Parallelberichten C 43, M 89, 
A" 420 wird erzählt, dass Pachomius keine Sonderlichkeiten unter 
seinen Mönchen duldete; als er daher einmal wahrnahm, dass ein 
Mönch aus eitler Selbstgefälligkeit nur abends mit den Brüdern zu 
Tisch zu gehen pflegte, gab er ihm einen Verweis und befahl ilim, 


1) Ar 420, 524. 
2) C 43, M 89; vgl. auch Prolog. ad Reg. Dach a 5; C 49, M 99, P 17. 
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sich auch zur Mittagszeit zur gemeinschaftlichen Tafel zu begeben 
und mit den Brüdern Brot nebst der dazu gehörigen Zukost zu ge- 
niessen; da er eine starke Constitution habe, so brauche er sich ja 
nicht völlig zu sättigen. Hieraus ergibt sich, dass es zwei gemein- 
schaftliche Mahlzeiten gab; zu Mittag wurde nur wenig gegessen, 
während bei der Abendmahlzeit, die reichlicher war, völlige Sättigung 
gestattet war. Die Zeit des Abendessens wird in den Viten nur all- 
gemein durch ode (arab. fiwakti’Imasäi) angegeben. Indes wird ein- 
mal (P 17, Ar 613) berichtet, dass die Mönche schon um die zehnte 
Stunde zu Tisch gingen; solches geschah jedenfalls nur an den Mitt- 
wochen und Freitagen, den beiden Fasttagen der Woche, wo die 
Mönche, gleich den übrigen Christen des 4. Jahrhunderts!), das 
sog. semiieiunium beobachteten und nur eine einzige Mahlzeit hielten. 
Diese aus den Viten geschöpften Notizen über die Mahlzeiten in den 
Pachomianischen Klöstern stimmen auch mit den Speisevorschriften 
der hieronymianischen Pachomiusregel überein 2). 

Die Nahrung der Mönche war Brot, Käse, Geinüse, ein Brei 
aus Getreide oder Linsen, Oliven, Feigen und Datteln $). Nach dem 
Zeugnis des Pachomius war es unter den damaligen Asceten üblich, 
Samstags und Sonntags gekochtes Gemüse zu geniessen; er selbst 
verlangt, dass solches öfters serviert wurde; dies sei notwendig 
wegen der jüngeren und schwächeren Brüder, die einer besseren 
Nahrung bedirften; die übrigen hätten auf diese Weise auch Ge- 
legenheit, sich durch Verzicht auf gekochte Speisen in der Enthalt- 
samkeit zu üben. In der Tat assen viele Mönche nur rohe Kräuter, 
die mit Öl und Essig angemacht wurden 4). 

Den schwerkranken Mönchen liess Pachomius in einem be- 
sonderen Krankenhause die liebevollste Pflege angedeihen; sie durften 
Wein, Fleisch und ein liquamen ex piscibus geniessen). Ein Kranken- 


1) S. unten S. 60 f. 

2) Prolog. in Reg. Pach. num. 5: Aegrotantes ministorum sustentantur 
obsequiis et ad omnem copiam praeparatis cibis. Sani maiore pollent absti- 
nentia. Bis in hebdomada, quarta et sexta Sabbati ab omnibus ieiunatur, 
excepto tempore Paschae et Pentecostes. Aliis diebus comedunt, qui volunt 
post meridiem: et in coena similiter mensa ponitur propter laborantes, senes et 
pueros aestusque gravissimos. Sunt qui secundo parum comedunt; alii qui 
prandii sive coenae uno tantum cibo contenti sunt. Nonnulli gustato paululum 
pane egrediuntur. Omnes pariter comedunt. Qui ad mensam ire noluerit, in 
cellula sua panem tantum et aquam ac salem accipit, sive in uno die voluerit, 
sive post biduum. "Vgl. auch art. 90, 102, 112. 

3) C 34, 85, 43, P 15—16, 20, M 79, 117, 133, Ar 877, 396, 458, 526, 
992, 630. 
4) P 15, 16, Ar 609—611. 

5) C 34, 50, P. 29, Ar 377, 630, Reg. Pach. art. 40—46, 52, 54; s. auch 
Archiv (1902) S. 227. ons 
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wärter, der einem leidenden Mitbruder ein Fleischgericht verweigerte, 
erhielt von Pachomius einen strengen Verweis, weil er die Satzungen 
des Klosters über das Gebot der Nächstenliebe stellte (C 34, M 69). 


Die Sitte der Tischlektüre bestand bei den Pachomianern nicht; 
doch wurde während der Mahlzeit ein strenges Stillschweigen be- 
obachtet. Wenn eine Speise auf- oder abgetragen werden sollte, 
machte der Vorsteher darauf durch ein Zeichen aufmerksam (Reg. 
Pach. art. 30, 31, 33, 34; Cassian, De instit. coen. IV, 17). Damit 
niemand sehen konnte, wie und wie viel der Nachbar ass, musste 
jeder Mönch bei Tische sein Haupt mit der Kapuze verhüllen 
(Art. 29, 30). 


Unter den tragematia (rpaymuata), die den Brüdern beim 
Hinausgehen aus dem Speisesaal in Portionen für drei Tage gereicht 
und in der Zelle verzehrt wurden, sind wohl Nüsse oder ähnliches 
als Nachtisch geeignetes Knabberwerk zu verstehen (Art. 37, 38). 
Sonst durften keine essbaren Gegenstände in der Zelle aufbewahrt 
werden (art. 79, 114; C 61, M 103). Überhaupt war es nicht ge- 
stattet, ausserhalb der Mahlzeit etwas zu geniessen; nur die Mönche, 
die beim Obstpflücken beschäftigt waren, erhielten einige Früchte 
während der Arbeit von ihren Vorgesetzten (art. 78). 


Die Faste am Mittwoch und Freitag!) erscheint schon in der 
Doctrina Apost. (c. 8) als formliche Verordnung. Diese Faste dauerte 
nach Tertullian (De ieiunio c. 13) und nach Epiphanius (Expos. fid. 
c. 22) bis zur neunten Stunde, d. h. bis zur Mitte des Nachmittags, 
und unterblieb in der Festzeit zwischen Ostern und Pfingsten (Ter- 
tull. de coron. c. 3; Epiphanius, Expos. fid. c. 22). Es ist darum 
nicht zu verwundern, wenn es in der hieronymianischen Regula 
Pachomii (prolog. n. 5) heisst: “Bis in hebdomada, quarta et sexta 
Sabbati ab omnibus ieiunatur, excepto tempore Paschae et Pentecostes" 
(Vgl. auch art. 115, 138). Die Verordnung, die sich in den Viten 
(C 19, M 36, Ar 373, 376) über die im Laufe der Woche abzu- 
haltenden Katechesen findet, setzt gleichfalls die Beobachtung dieser 
beiden Fasttage bei den Pachomianern voraus, und vielleicht sind 
die zwei Parallelberichte (P 17, Ar 612 f.) ein Beleg dafür, dass die 


1) Den apost. Konstitutionen (V, 15) zufolge hatteu diese beiden Fast- 
tage als Motiv den Verrat und den Tod Christi. Da Hippolyt (im 4. Buche 
des Danielkommentars) den Geburtstag Christi auf den Mittwoch ansetzt, so 
hält es Grützmacher (Die Bedeutung Benedikts von Nursia und seiner Re 
gal v. s. W., Berlin 1892, S. 24) für wahrscheinlich, dass der Mittwochsfaste 

ieser Gedenktag zu Grunde liege; diese Annahme beruht indes auf einer 
. Verkepnung der Idee des Fastens. 
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Mönche, gleich den übrigen Christen der damaligen Zeit !), schon nach 
der Mitte des Nachmittags dieses Fasten aufhoben. 

Aus den Festbriefen des hl. Athanasius geht hervor, dass im 
Patriarchat von Alexandrien von allen Christen eine vierzigtägige 
Faste vor Ostern beobachtet wurde. Der Bischof Ammon, der dem 
Patriarchen Theophilus von Alexandria über seine Erlebnisse in dem 
Pachomianischen Kloster Pheböou Bericht erstattete, erwähnt dieses 
Quadragesimalfasten?). Aus derselben Stelle ergibt sich, dass die 
Mönche in dieser Zeit nur abends Speise zu sich nahmen. Der 
Generalabt Theodor empfiehlt nämlich in einer Katechese, die er 
am Dienstag der Karwoche in Phebôou vor dem gesamten Mönchs- 
verbande hielt, jeden Abend, mit Ausnahme des Freitags (d. i. des 
Karfreitags) zu Tische zu geben und warnt mit Rücksicht auf die 
menschliche Schwäche die Faste auf zwei Tage auszudehnen. ` 

Indes verwehrte Pachomius seinen Mónchen durchaus nicht, auch 
ausser diesen offiziellen Fastenzeiten privatim Enthaltsamkeit zu üben, 
sondern respektierte es, wenn ein Mönch sich durch ein Gelübde eine 
grössere Strenge auferlegte®). So pflegte der Gärtner Jonas (P 29, 
Ar 630) nur an der Abendmahlzeit teilzunehmen und sich dabei 
noch aller gekochten Speisen zu enthalten. Wenn ein Mönch grössere 
Enthaltsamkeit üben und darum von der gemeinschaftlichen Mahl- 
zeit fern bleiben wollte, so erhielt er von seinem Praepositus 
domus Brot, Salz und Wasser in seine Zelle (Prolog. in Reg. Pach. 
num. 5, art. 80). Es wird ausserdem (Prolog, in Reg. Pachomii 
n. 5, Hist. Laus. c. 39) erwähnt, dass manche Mönche das Fasten 
nicht an einem Tage abschlossen, sondern auf zwei und mehrere 
Tage ausdehnten. Doch verbot Pachomius seinem Schüler Theodor 
länger als zwei Tage zu fasten; man müsse es, erklärte er, ver- 
meiden, sich durch übermässiges Fasten zur Erfüllung der Berufs- 
pflichten untauglich zu machen (M 52, Ar 394 f.). 

Endlich ist zu bemerken, dass sich die Mönche an den Fast- 
tagen, abgesehen von der einmaligen Mahlzeit, auch den Genuss des 
Wassers versagten (Hier. Reg. Pach. art. 87). : 


I. Schlaf- Vorschriften. 


In der sog. Engelsregel lautet die auf den Schlaf bezügliche 
Satzung folgendermassen: »Schlafen sollen die Mónche nicht liegend, 


1) Vgl. Linsenmayr, Entwicklung der kirchlichen Fastendisciplin, 
München 1877, S. 71 f. 

2) Ep. Amm. c. 18; vgl. auch M 121, Ar 461. 
3) C 19, M 85, C 53, Ar 536. 
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sondern auf selbstgemachten Sitzen mit Rücklehnen; und nachdem 
sie daselbst ihre Decken ausgebreitet, sollen sie sitzend schlafen... 
Jeder von ihnen soll ein Schaffell (melote) tragen; ohne dieses sollen 
sie weder essen noch schlafen«. 

Diese angebliche Regel entspricht in vielfacher Beziehung nicht 
den tatsächlichen Verhältnissen, wie dies aus den authentischen 
Angaben der Pachomiusviten ersichtlich ist. Nach dem Bericht 
von C 9 und Ar 482—484 schlief Pachomius fünfzehn Jahre lang 
in sitzender Stellung auf der Erde, und zwar in der Mitte der 
Zelle, sodass er sich nicht an die Wand anlehnen konnte. Viele 
Mónche versuchten sich in derselben Ascese; doch machten sie sich 
später Sitzbänke zum Schlafen. Auch Pachomius pflegte in den 
späteren Lebensjahren an die Wand gelehnt auf einer Sitzbank zu 
ruhen; das Gleiche wird von dem Gärtner Jonas berichtet (Ar 631), 
und an einer Stelle (Ar 605) heisst es, dass die bedeutendsten 
Schüler des Pachomius entweder auf blosser Erde oder auf Matten 
schliefen, und dass der strenge Ascet Bontonis sogar in seiner Krank- 
heit das Bett verschmähte. 

Die Mönche schliefen nur im Untergewande; das Tragen des 
Schaffelles während der Nachtruhe verstiess gegen die Regel, wie 
Ar 366 hervorgeht. (Vgl. auch Ammonis ep. c. 9, Hier. Reg. Pach. 
art. 88.) 

Jeder Mónch schlief in seiner Zelle (Ep. Amm. c. 16), deren 
Tür offen blieb, damit der Vorsteher auch zu dieser Zeit die Mónche 
revidieren konnte (M 130, Ar 366). Auf Reisen schliefen sie ge- 
meinsam, desgleichen daheim, während der heissen Nächte in ge- 
meinsamen kühleren Räumen; doch musste dabei jeder Mönch eine 
besundere Lagerstätte haben. Auch durfte zur Zeit der Nachtruhe 
nicht gesprochen werden; wer wach wurde, musste im stillen beten 
(Hier. Reg. Pach. art. 107, 87, 94; Ar 866). 

Durch diese Vorschriften sollte der ernste Sinn unter den 
Mönchen gefördert und jegliche Sinnlichkeit und Bequemlichkeit 
von ihnen fern gehalten werden. 


K. Ritus des Begräbnisses. 


Wenn ein Mönch starb!), wurde bei seiner Leiche von den 
Mitbrüdern die Totenwache unter Lesung der hl. Schrift und Ge- 
bet gehalten. Am folgenden Tage wurde der Leichnam in Leinen- 
tücher gehüllt und im Gebirge?) beerdigt. Der auf dem Gange 

1) C 75, 95, Ar 605, 649, 652, 703. 


2) Die darauf bezügliche Satzung der zweiten äthiopischen Regel lautet: 
»Keiner werde von Seiten der Brüder verlassen, zur Zeit wann ein Bruder stirbt, 
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nach der Begräbnisstätte übliche Psalmengesang war in ähnlicher 
Weise, wie der bei den gemeinschaftlichen Gebetsversammlungen, 
geregelt, Nur die vom Abte des Klosters dispensierten Mönche 
durften bei dem Leichenbegängnis fehlen (Reg. Pach. art. 27, 28). 
Wer kränklich war, aber an diesem Akte der Pietät gegen den Ver- 
storbenen teilnehmen wollte, erhielt einen Mitbruder als Begleiter, 
der ihm auf diesem Gange behilflich sein musste (Art. 129). Dass 
für den verstorbenen Mönch auch das eucharistische Opfer darge- 
bracht wurde, ergibt sich aus C 65 und M 151. 


L. Kleiderordnung. 


Nach der sog. Engelsregel soll bei den Pachomianern schon 
seit der Gründung des ersten Klosters folgende Kleiderordnung be- 
standen haben: »Während der Nacht sollen die Mönche leinene 
Unterkleider tragen und gegürtet sein. Jeder von ihnen soll eine 
aus Ziegenfell gearbeitete (pnAwrnv alyslav elpyaouévnv Asuxyv) 
Melote tragen; ohne diese sollen sie weder essen noch schlafen. 
Gehen sie aber zur hl. Kommunion, am Samstage und Sonntage, so 
sollen sie den Gürtel um die Melote ablegen und blos mit der 
Kukulla hinzutreten. Er verordnete ihnen aber Kukullen ohne 
Zotten, wie sie die Knaben tragen, und liess an denselben ein pur- 
purfarbiges Kreuz anbringen«. 


In den Pachomiusviten werden jedoch nur zwei Kleidungs- 
stücke, das Untergewand (Asvirwv) und der Mantel (unAwtr), er- 
wähnt. In der Vita C 9 wird berichtet, dass Pachomius nur zwei 
Untergewänder besass, sodass er wenigstens wechseln konnte, um 
das gebrauchte Kleidungsstück waschen zu können. Dass er der 
Landessitte gemäss ausser dem Untergewand noch einen mantel- 
artigen Überwurf trug, bezeugt die arabische Vita (p. 396); doch 
wird an dieser Stelle bemerkt, dass er sich dieses Überwurfes nur 
an kalten Abenden bediente; am Tage benutzte er ihn nur dann, 
wenn er zum Empfang eines Priesters oder eines Mönches aus seiner 
Zelle hinausging. Häufig trug er auch unter deın Unterkleide ein 
bärenes Busshemd!). Der Gärtner Jonas, sein Schüler, trug ge- 
wöhnlich ein aus drei Schaffellen zusammengenähtes Kleid und an 
Kommuniontagen einen Lebiton aus grobem Wollstoff (P 29, Ar 630). 


damit sie ihn bis zum Berge geleiten«. Dass hierin nicht der Berg Nitria, wie 
König (Studien und Kritiken 1878 S. 330 Anm. 1) behauptet, sondern das in 
der Eck des Klosters gelegene Gebirge gemeint ist, ist wohl selbstver- 
stándlich. 


1) C 69; das Gleiche wird von Theodor berichtet (C 93). 
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Nach der Angabe der Doctrina s. Orsiesii (num. 22) und der 
hieronymianischen Pachomiusregel (Prolog. num. 4, art. 81) waren 
folgende Kleidungsstücke vorgeschrieben: auf dem blossen Leibe 
hatten die Mönche ein leinenes Untergewand (leviton), das nach 
Hieronymus ohne Ärmel war, nach Cassian (De instit. coen. I, 5) 
aber mit ganz kurzen Ärmeln versehen war, und einen leinenen 
Gürtel (zona, zona linea, balteolus lineus) um die Lenden. Über 
dem Unterkleide trugen sie ein Schaf- oder Ziegenfell (pellicula quae 
pendet ex latere, pellicula quam meloten vocant), das den Rücken 
und die Schultern bedeckte. Eine ganz kleine bis zum Nacken 
reichende Kapuze (cucullus) diente als Kopfbedeckung (vgl. Cassian 
l. e. I, 4), an der das Zeichen des Klosters und des Hauses, dem 
der Mönch angehörte, angebracht war!) Diese Kopfhülle trugen 
die Mönche bei Tische, um ungesehen Enthaltsamkeit üben zu 
können, desgleichen beim Gottesdienste, um ungestörter die Andacht 
pflegen zu kónnen?). Ausser dem aus Schaffellen gearbeiteten Mantel 
oder der Melote hatten die Mónche noch ein leinenes Obergewand 
(palliolum lineum, amictus lineus), das jedoch nur selten, wie im 
Krankheitsfalle, benutzt wurde (Art. 42, 61, 101, 105, 128). 

Gewöhnlich gingen die Mönche barfuss; nur wenn Krankheit, 
die Winterkálte am Morgen oder die Sommerhitze zu Mittag es 
notwendig machte, bekleideten sie ihre Füsse mit Sandalen. Auf 
Reisen hatten sie einen Stab (Art. 82, 95, 66, 101, 81; Cassian 
l. c. I, 9, 10). 

Was den Kleidervorrat anlangt, so durfte jeder Mónch zwei 
Kapuzen sowie drei Unterkleider, darunter ein abgenutztes für die 
Nachtruhe und die Arbeit in seiner Zelle haben; die übrigen 
Kleidungsstücke, die er zeitweilig entbehren konnte, wurden von 
dem zweiten Vorsteher des Hauses in einem besonderen Kleider- 
zimmer verwahrt. Jeder Mónch musste seine Kleider selbst waschen 
und trocknen (Art. 81; 67—72, 102, C 38). Die Anfertigung der- 
selben aber wurde in den Frauenklóstern besorgt (C 86). 

Wenn wir die Tracht der egyptischen Mónche bei Cassian mit 
jener der Pachomianer vergleichen, so bestand darin kein nennens- 
werter Unterschied. Überhaupt unterschied sich die Kleidung der 
Mónche von der der Weltleute weniger im Schnitt als durch die 
Einfachheit des Stoffes. Es ist darum nicht angebracht, in der 
Kleidung der Pachomianer eine Nachahmung der heidnischen 


à 1) Reg. Pach. art. 99: 'Cuculli singulorum habebunt monasterii signa et 
omus.’ 
2) Cassian. 1. c. IV, 17, Reg. Pach. art. 29. 
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Priester Egyptens zu wittern. Amélineau, der auch diese Mut- 
massung ausspricht!), findet nur, dass nur der lebiton ohne Ärmel 
beiden eigentümlich ist, ein Umstand, der doch keine hinreichende 
Handhabe für solche weitgehende Conklusionen bietet. Die Kleidung 
der Mönche diente nur zur Bedeckung des Leibes und zum Schutze 
gegen die Kälte; die Grobheit des Stoffes sollte aber jede Weich- 
lichkeit verhüten. Die Kapuze war notwendig gegen die sengende 
Sonnenhitze. Die Melote diente als Überwurf, aber auch als Sack 
(Reg. Dach, art. 38). Von Revillout?) ist den Mönchen auf Grund 
der ältesten Mönchsregeln zum Vorwurf gemacht worden, dass sie 
auf die Reinigung der Kleider zu grosse Stücke hielten; das sei 
gegen die Armut; allein Armut und Unsauberkeit sind doch keine 
identischen Begriffe. Übrigens ist es einleuchtend, dass das leinene 
Zeug und die Schaf- oder Ziegenfelle das billigste und einfachste 
Material zur Bekleidung eines Orientalen gewesen sind. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Landessitte oder viel- 
mehr das Utilitätsprinzip bei den Mönchen in der Wahl der Ge- 
wandstücke massgebend war. Nichtsdestoweniger haben in der Folge- 
zeit ascetische Schriftsteller den einzelnen Kleidungsstücken eine my- 
stische Bedeutung beigelegt und dies in eigenen Schriften behufs 
ascetischer Unterweisung erörtert 3). 


M. Verhältnis der Mönche zur Aussenwelt. 


Schon früher (S. Archiv (1902) S. 217 f.) ist erwähnt worden, dass 
Pachomius seine Regeln nicht auf einmal verfasst hat. Manche Regeln 
wurden modificiert, als der Klosterverband grössere Dimensionen an- 
nahm oder andere Gründe eine Änderung notwendig machten. Eine 
solche Änderung erfuhr die ursprüngliche Praxis bezüglich der Besuche 
der Anverwandten. Anfänglich sah es nämlich Pachomius nicht gern, 
dass die Mönche Besuche ihrer Angehörigen empfingen 4); sie sollten 
eben von den Banden der Blutsverwandtschaft ganz losgelöst sein; 
auch die Furcht vor der Gefahr des Abfalles von ihrem früheren 
Vorhaben mag Pachomius dabei geleitet haben. Als aber die Be- 
suche der Angehörigen immer häufiger wurden, konnte er den Bitten 
derselben nicht widerstehen und milderte die ursprüngliche Satzung 
dahin, dass er einen pr Verkehr der Mónche mit ihren An- 


1) Étade historique sur St. Pachóme, Le Caire, Barbier, 1887, S. 32. 
2) Revue de l'histoire des religions t. VIII, 423. 
3) Evagrius Ponticus, Capita practica ad Anatolium, Cassian (De 
instit. coen. 
4) ; E? M 86 f., 53 f., Ar 405. 
Archiv für Kirchenreolit. LXXXIII. 5 
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verwandten gestattete 1), Dieser Milderung der ursprünglichen Kloster- 
disciplin entsprechen die Vorschriften, die sich in der hieronymia- 
nischen Pachomiusregel finden. 

Meldete sich ein Verwandter an der Klosterpforte zum Besuch 
eines Mónches, so durfte dieser mit Genehmigung des Abtes und 
des Hausvorstehers von einem älteren Mitbruder in das Xenodochium 
geleitet werden. Wenn ihm die Verwandten bei dieser Gelegenheit 
Obst oder andere Früchte mitbrachten, so musste er dies alles dem 
Pfürtner übergeben, der ihm dann einiges davon zuteilte, das übrige 
aber ins Krankenhaus trug. Wurden aber einem Mönche andere 
Speisen gebracht, so wurden dieselben, falls sie überhaupt nach der 
Klosterregel zulässig waren, sofort vom Pförtner ins Krankenhaus 
getragen, wo der Mónch einmal davon geniessen durfte (Reg. Pach. 
art. 52). Ebenso durften die Mónche mit Erlaubnis der Oberen und 
in Begleitung eines erprobten Mitbruders ihre kranken Anverwandten 
besuchen und an ihrem Begräbnis teilnehmen (Art. 53, 55). So 
wurde dem Mónche Ammon sogar eine weite Reise zu seinen Ange- 
hörigen in Begleitung zweier Mitbrüder gestattet (ep. Amm. c. 21). 
War das Ziel der Reise vom Kloster weit entfernt, so durften sie 
in der Regel nur bei Klerikern oder Mónchen die Mahlzeit einnehmen. 
Nur im Notfall durften sie bei ihren Verwandten speisen; doch 
mussten sie sich mit solchen Speisen, die auch im Kloster üblich 
waren, begnügen (C 42, Art. 54). 

Übrigens übte Pachomius Gastfreundschaft gegen alle Fremden, 
die an der Klosterpforte anklopften. Zu diesem Zwecke war an der 
Pforte das Xenodochium erbaut, wo die Gáste bewirtet und beherbergt 
wurden. Ein besonderer Raum war für Frauen bestimmt; diese 
durften auch darin übernachten, falls in der Nähe kein Frauenkloster 
bestand. Mit besonderen Ehren nahm man Priester und Mönche 
auf; man wusch ihnen die Füsse nach Anweisung des Evangeliums 
und gestattete ihnen auf ihren Wunsch und mit Genehmigung des 
Abtes, an den Gebetsversammlungen sowie am Gottesdienst in der 
Klosterkirche teilzunehmen (Art. 51). Es wird wohl einmal (P. 7) 
berichtet, dass Pachomius fremden Mönchen das Innere des 
Klosters, selbst die Zellen, zeigte. In der Regel aber gestattete 
er weder die Besichtigung des Klosters noch den  uneinge- 
schränkten Verkehr mit den Klosterinsassen; durch diese Massregel 
sollte, wie Pachomius einem befreundeten Kleriker aus Tentyra gegen- 

1) Ar 406: »Jede Sache ist gut zu ihrer Zeit«, sagte Pachomius, »denn 
wir befolgen einen strengen und schwierigen Weg. Wir tuen mehr, als in den 
Schriften vorgeschrieben ist. Jetzt werde ich euch lehren, was mir tuen 


müssen; wir müssen ein wenig Verkehr mit den Leuten ausserhalb (des Klosters) 
pflegen«. 
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über erklärte, verhütet werden, dass fremde Mönche an dem Be- 
nehmen jugendlicher Mitglieder seiner Klöster Ärgernis nähmen 1). 
Tillemont (Mémoires pour servir à l’histoire ecclésiastique, tom. VII, 
Paris 1706, p. 188) nimmt an, dass auch Laien und Frauen erlaubt 
wurde, an dem Gottesdienst im Kloster teilzunehmen; indes lässt sich 
dies wohl aus dem Wortlaut der von ihm citierten Satzung der hierony- 
mianischen Pachomiusregel (art. 51) nicht mit Sicherheit schliessen. 

Überhaupt drang Pachomius darauf, dass seine Mönche nach 
Möglichkeit für die Welt abgestorben wären. Darum verbot er 
ihnen, im Kloster wie auch ausserhalb desselben weltliche Gespräche 
zu führen (Ar 503 f., Reg. Pach. art. 60, 122). Aus demselben 
Grunde durften sie sich weder an der Klosterpforte noch auf dem 
Gange zur Arbeit ausserhalb des Klosters mit Fremden in Gespräche 
einlassen ; etwaige Auskunft hatte diesen einer der Vorgesetzten oder 
der Pförtner zu geben (Art. 57, 59). Wollte eine Frauensperson 
die Mönche unterwegs anreden, so hatte ihr der Bejahrteste unter 
ihnen mit niedergeschlagenen Augen zu antworten (Är 504). Wenn 
die Mönche etwas auf Reisen erlebten oder erfuhren, so hatten sie 
darüber im Kloster zu schweigen; höchstens erzählten sie es den 
Vorgesetzten, die dann davon, falls sie es für erspriesslich hielten, 
der Kommunität Mitteilung machten. Ebenso hatten die Pförtner 
Briefe oder mündliche Nachrichten der Verwandten an einen Mönch 
dem Abte des Klosters zu übermitteln; der letztere entschied, ob 
die Kunde hiervon dem Mönche zukommen sollte (Ar 503, Reg. 
Pach. art. 57, 59). 

Eudlich sollten die Mónche nach der Weisung des Pachomius 
Achtung gegen die weltliche Obrigkeit bezeugen; wenn sie unter- 
wegs einem Gemeinde- oder Staatsbeamten?) begegneten, so hatten 
sie demselben in aller Bescheidenheit Platz zu machen (Ar 505). 


N. Die klösterlichen Dissiplinarmittel. 


Da auch in den Klöstern die allgemeine menschliche Schwäche 
zu Tage trat und manche Mönche ihren anfänglichen Eifer verloren, 
so ergab sich daraus die Notwendigkeit, gewisse Strafen auf die 
Übertretung der klösterlichen Vorschriften zu setzen. Die Über- 
nahıne der verhängten Strafen war insofern eine freiwillige, als jeder 
beim Eintritt ins Kloster mit den schweren Verpflichtungen des 


1) C 28, M 58 f. 

2) Amélineau (Ar 505) übersetzt ra'isun aw dschundijjun mit sun chef ou 
un soldate. Indes. nach dem Zusammenhang zu urteilen, bedeutet hier das 
arabische dschundijjun nicht einen einfachen Soldaten, sondern einen kaiser- 
lichen Beamten. "Vgl. das Lexicon totius latinitatis von Forcellini über den 


Gebrauch von miles im byzantinischen Zeitalter. ol 
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Mönchslebens bekannt gemacht wurde und sich verpflichten musste, 
alle klösterlichen Satzungen unverbrüchlich zu halten. Zudem wur- 
den renitente Mónche im Kloster nicht zurückgehalten, auch nicht 
zur Abbiissung der verdienten Strafen mit Gewalt gezwungen. Be- 
weise dafür finden sich mehrfach in den Pachomiusviten. 

Über den Zweck der klósterlichen Strafen spricht sich Pacho- 
mius folgendermassen aus!): »Er verordnete, dass jeder, der sich 
gegen eine Klostersatzung verging, für seinen Ungehorsam eine ent- 
sprechende Strafe erhalten sollte, damit er Verzeihung vom Herrn 
erlange und die anderen erschreckt würden und sich nicht 
auflehnen gegen die Klostersatzungen, auf dass die Communität 
einen festen und unerschütterlichen Bestand hàtte«. Der Zweck der 
Strafen war also zunächst Besserung des Fehlenden, Verhütung 
grösserer Delikte und Abschreckung der anderen. Die Strafbestim- 
mungen bezogen sich nicht bloss auf die Aufrechterhaltung der 
äusseren Zucht und Ordnung im Kloster, sondern hatten auch die 
Erneuerung und  Wiedererweckung des  erschlafften ascetischen 
Geistes im Auge. Ganz entsprechend der Gesinnung des Pachomius, 
der von den Vorstehern der Klöster bei der Leitung der Unter- 
gebenen eine gewisse Herablassung und Rücksichtnahme auf die 
Individualitát forderte, finden wir in dem Strafkodex der Pacho- 
mianischen Klöster auch Bestimmungen zum Schutze gegen eine 
etwaige Willkür der Vorgesetzten. 

Für gewisse Nachlässigkeiten beim Gottesdienst oder bei Tisch 
sowie für leichtfertige Behandlung des Klostergutes bestand als 
Strafe die Öffentliche Zurechtweisung seitens des Abtes. Wenn ein 
Mönch beim Zeichen der Tuba nicht sofort sich in die Gebetsver- 
sammlung begab und auf diese Weise bei Tage ein Gebet oder 
Nachts drei Gebete vers&umte, musste er vor den Altar treten und 
mit gebeugtem Nacken die Rüge des Abtes entgegennehmen, eine 
Strafe, die sich nachher noch bei Tisch wiederholte (Reg. Pach. 
art. 9, 10, 121). Wer zur Katechese zu spát kam oder bei der- 
selben einschlief, erhielt einen Strafplatz und musste so lange stehen, 
als es der Vorsteher für gut fand (Art. 22, 23). Ebenso musste 
derjenige, der ohne Grund zu spät zu Tische kam, sich an einen 
Strafplatz hinstellen oder ohne Speise in seine Zelle gehen. Gleichen 
öffentlichen Verweis erhielt ein Mönch, der während des Gottes- 
dienstes schwätzte oder lachte oder sich gegen die Anstandsregeln 
bei Tische verging (Art. 31, 32, 131, 48). Wer etwas aus Un- 
achtsamkeit verlor, wurde gleichfalls öffentlich  zurechtgewiesen. 


1) Ar 502 f., vgl. auch M 186. 
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War der verlorene Gegenstand ein Kleidungsstück, so musste er es 
drei Wochen zur Busse entbehren (Art. 131). Wer fremde Sachen 
sich aneignete, musste, das Gestohlene auf den Schultern tragend, 
öffentlich Busse thun und beim Essen stehen (Art. 149). 
Amélineau!) behauptet, die egyptischen Mönche seien in ihrer 
Mebrzahl um kein Haar besser gewesen als ihre heidnischen 
Vorfahren, und die christliche Religion sei bei ihnen etwas rein 
Ausserliches geblieben. Sie wären ganz irdisch gesinnt gewesen, 
hätten gut gegessen und getrunken und auch dem Laster gefröhnt. 
Das hätte sie aber nicht gehindert, Psalmen zu singen und zeitweise 
stark zu fasten. Mit diesen Äusserlichkeiten hätten sie sich be- 
gnügt und keine Mühe gegeben, die Leidenschaften und Robeiten, 
die sie ins Kloster mitbrachten, abzulegen, sondern hätten fest ge- 
glaubt, dass das Mönchskleid an und für sich schon ihnen die An- 
wartschaft auf die ewige Seligkeit verleihe. Diese Vorwürfe er- 
scheinen jedoch selbst unter Berücksichtigung der von Amélineau 
herausgegebenen koptisch-arabischen Pachomiusviten durchaus nicht 
berechtigt. Fast täglich, bei allen möglichen Gelegenheiten, erteilte 
Pachomius gleich seinen Nachfolgern den Mönchen Unterweisungen 
und ermahnte zum ernsten, sittlichen Streben. Inhaltlich betrachtet 
waren die Katechesen weit entfernt einer gewissen Selbstgenügsam- 
keit Vorschub zu leisten, vielmehr waren sie geeignet den Mönchen 
einen heilsamen Schreck einzuflössen. Die eschatologischen Glaubens- 
lehren waren das Lieblingsthema der Katechesen des Pachomius, die 
Grützmacher (S. 94 f.) folgendermassen charakterisiert: »Trotzdem 
Pachomius vielfach seine Farben, mit denen er seine Hólle und sein 
Paradies ausmalt, der egyptischen Religion entlehnt hat, trotzdem 
seine Vorstellungswelt ausserordentlich naiv und sinnlich ist, so ist 
es doch der ernste, strenge, sittliche Geist der christlichen Religion, 
der diese Bilder beherrscht. Pachomius fordert von denen, die ins 
Paradies eingehen wollen, eine ethische Gesinnung, den Unreinen, 
besonders deu geschlechtlichen Sündern, droht er die furchtbarsten 
Hóllenstrafen an. In der egyptischen Religion legt der, welcher die 
Gefilde des Aalu nach seinem Tode bewohnen soll, ein rein nega- 
tives Sündenbekenntnis vor dem Throne des Osiris ab; kultische, 
nicht ethische Reinheit wird von ihm gefordert. Pachomius versetzt 
auch die in die Hölle, welche auf Erden ihre Pflicht nicht getan 
haben; auch die Verleumder müssen ewig für ihre Zungensünden 
büssen. Aber selig wird nur der, der mit seinem Pfunde auf Erden 


1) Annales du Musée Guimet, Paris (Leroux). t. XVII, Einleitung, bes. 
8. IV—V. 
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gewuchert, der im Gesetze Gottes gelebt, der Gott von Herzen ge- 
liebt hate. Auch die Anschauung, dass das Mönchskleid allein die 
ewige Seligkeit garantiere, finden wir bei den Pachomianern nicht 
vertreten. Pachomius verbietet einmal den Psalmengesang und das 
eucharistische Opfer für einen verstorbenen Mönch, dessen Fehler 
übrigens den Mitbrüdern verborgen geblieben waren!); diese exem- 
plarische Strafe sollte heilsame Furcht den überlebenden Mönchen 
einflóssen. Er schildert ihnen bei einer anderen Gelegenheit nach 
der Weisung des Herrn die Strafen der Hólle, damit sie sich fürchteten 
und denselben zu entgehen trachteten?). Ja in seinen Visionen sieht 
er auch Mönche in den Flammen des hóllischen Feuers®). Ähn- 
liche Anschauungen spricht sein Lieblingsschüler Theodor aust): 
»Seien wir nicht nachlässig, vergessen wir nicht die Satzungen, die 
uns Pachomius, als er noch unter uns weilte, gegeben hat! Was 
haben wir denn vor den anderen Menschen voraus? Etwa, dass wir 
ein anderes Kleid tragen, unsere Lenden umgürtet sind und wir zu 
einer Communität vereinigt sind. An vielen Orten trägt man die- 
selben Kleider wie wir u. 8. w.« 

Ja, Amélineau5) versteigt sich sogar zu der Behauptung, die 
egyptischen Mönche hätten ihr Augenmerk nur darauf gerichtet, 
ihre Schlechtigkeiten und Übertretungen der Klostersatzungen zu 
verbergen, um nicht aus dem Kloster vertrieben zu werden. Diesen 
schweren Vorwurf haben die Pachomianer nicht verdient. Wir haben 
oben (S. 53) gesehen, wie diese Mönche bei der Katechese ihre 
Fehler dem Abte óffentlich bekannten, wie sie (S. oben S. 68 f.) selbst 
bei Tische, wo gewóhnlich die Welt nicht gestórt oder an Fehler 
nicht erinnert werden will, demütig ihre Nachlässigkeiten abbüssen 
mussten, In Übereinstimmung mit der Tatsache, dass die Oberen 
sich nicht mit äusserer Werkgerechtigkeit begnügten, sondern auf die 
Reformation des inneren Menschen drangen, stehen auch die Satzungen 
der ursprünglich in koptischer Sprache verfassten Pachomiusregel, die 
für verschiedene Nachlässigkeiten in der Bekämpfung der Leiden- 
schaften entsprechende Bussen als geistliche Arznei verordnen und 
die Ablegung der Fehler bezwecken. 

In der Regel erhielt ein Mönch, der irgend eine böse Gewohn- 
heit nicht ablegte, mehrmals einen Verweis und im Wiederholungs- 
falle folgte darauf eine strengere Strafe, die einen nachhaltigen Ein- 
druck in der Seele des Fehlenden zu hinterlassen geeignet war. Wer 
ohne jeden Grund zornig wurde, sollte sechsmal ermahnt, beim 


1) S. Archiv (1901) S. 485. — 2) T 563, M 140. — 3) M 136, Ar 519. — 
4) T 602. — 5) A. a. O. S. V und CX. 
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siebenten Male von seinem Platze entfernt und unter die letzten ge- 
setzt werdeu. Versprach er vor drei Zeugen Besserung, so erhielt 
er seinen alten Platz wieder, wo nicht, sollte er für immer denselben 
verlieren und stets den letzten Platz einnehmen (Reg. Pach. art. 161). 
Wer trotz zebnmaliger Verwarnung streitsüchtig, lügnerisch, unge- 
horsam blieb oder den Hang zum Widerspruch oder Hass oder zu 
Witzeleien, barschen Antworten oder zum Ehrabschneiden nicht auf- 
gab, erhielt vom Abte eine entsprechende Strafe auferlegt (Art. 150, 
151, 165). Wer mit Knaben scherzte oder mit ihnen zu vertraulich 
war, erhielt einen dreimaligen Verweis und wurde im Wiederholungs- 
falle aufs schärfste zurechtgewiesen (Art. 166). Wer die Gewohnheit 
hatte zu murren oder über jedes ihm aufgetragene Geschäft sich zu 
beklagen, wurde fünfmal ermahnt.  Nützte dies nichts, so wurde er 
ins Krankenhaus verwiesen und dort wie ein Kranker mit der nötigen 
Nahrung versehen; war jedoch diese Klage begründet, so wurde der 
Ärgernisgeber mit dieser Strafe belegt (Art. 164). Wer Krankheit 
als Entschuldigungsgrund für die Nachlässigkeit in der Beobachtung 
der Klostersatzungen vorschützte, erhielt dieselbe demütigende Strafe 
und blieb solange im Krankenbause, bis er Besserung versprach 
(Art. 171). Teilnehmer an der Sünde eines Mitbruders wurden 
gleichfalls streng bestraft; doch wer aus Unwissenheit gefehlt hat, 
dem sollte gern verziehen werden (Art. 176). Wenn ein Mönch den 
Hang zur Verleumdung hatte, so erhielt er zunächst zweimal einen 
Verweis; besserte er sich darauf nicht, so musste er, abgesondert 
von den übrigen Brüdern, sieben Tage bei Brot und Wasser fasten. 
Über denjenigen, der sich über alle im Kloster vorkommenden Ver- 
gehen gern zum Richter aufwarf, wurde von zwanzig, zehn oder fünf 
Mönchen, die im Kloster ein gutes Zeugnis hatten, ein peinliches 
Gericht gehalten; der als schuldig befundene Übeltäter erhielt bis 
zur Besserung den letzten Platz im Kloster. Wie übrigens mit 
Strenge Milde gepaart war, beweist die Anordnung, dass fahnen- 
flüchtige Mönche wieder aufgenommen werden sollten, wenn sie 
reuigen Sinnes ins Kloster zurückkehrten und eine Busse auf sich 
nahmen; ergab die von einigen erprobten Mönchen angestellte Unter- 
suchung, dass ein Mönch durch sein Benehmen zu dieser Fahnen- 
flucht die Veranlassung gab, so wurde derselbe den Klostersatzungen 
gemäss bestraft (Art. 136, 175). 

Der Generalabt war niemandem ausser Gott verantwortlich, 
Die Zurechtweisung oder Absetzung eines Klosterabtes hing von dem 
freien Ermessen des Generalabtes ab (S. Archiv (1902) S. 228). Da- 
gegen enthält die Pachomiusregel einige Disciplinarmittel, welche der 
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Abt eines Klosters gegen die ihm unterstellten Praepositi domorum und 
Dispensatores anwenden konnte. Wenn ein Gerät verloren ging, so wurde 
der Minister zurechtgewiesen; nur mit Erlaubnis des Abtes durfte dann 
der Minister dem schuldigen Mönch einen Verweis erteilen (Art. 136). 
An einer anderen Stelle heisst es wieder: Wenn der Praepositus 
domus den Verlust einer Sache dem Abte binnen drei Tagen nicht 
meldete, so musste er die übliche öffentliche Busse leisten. War 
ihm ein Mönch davongegangen, so hatte er davon dem Abte in den 
nächsten drei Stunden Mitteilung zu machen, widrigenfalls er diese 
Versäumnis mit einer dreitägigen Busse sühnen musste (Art. 152, 
153). Gleicher Strafe verfiel er, wenn er einen säumigen Mönch nicht 
sogleich zurechtwies noch dem Abte dies meldete (Art. 154). Wenn 
ein Praepositus domus oder ein Dispensator die Nacht ausserhalb des 
Klosters zubrachte, musste er Busse tun und durfte seine frühere 
Stellung nur mit Genehmigung des Abtes einnehmen (Art. 137). 
Endlich war zum Schutze der Untergebenen bestimmt, dass eine An- 
zeige an den Abt erfolgen sollte, wenn die Gesamtheit der Brüder 
wahrnahm, dass der Praepositus domus sehr nachlässig war oder die 
Satzungen des Klosters übertrat (Art. 158). Über einen Hausvor- 
steher, der nicht nach Wahrheit und Gerechtigkeit, sondern nach Gunst 
und Laune seine Untergebenen zurechtwies, wurde von einigen erprobten 
Mönchen ein peinliches Gericht gehalten; er verlor sein Amt, bis er 
sich vom Schmutze der Ungerechtigkeit gereinigt habe (Art. 170). 

An sich war dem Pachomius, wie er selbst erklärte (P 2), 
die körperliche Züchtigung als Strafmittel nicht sympathisch. Indes 
wandte er dieses Strafmittel gegen einen ganz jugendlichen 
Mönch an, der trotz aller Versprechungen in seinen alten Fehler 
zurückfiel und sein früheres Metier als Komiker auch in den 
Klostermauern nicht vergessen konnte. Die Notiz über diese körper- 
liche Züchtigung findet sich zwar in den beiden Parallelberichten 
C 66 f. und Ar 518 f. nicht; indes scheint sie doch auf Wahrheit 
zu beruhen; denn in der Regula Pachomii (art. 173) heisst es, dass 
wenigstens alle Knaben, denen weder die beschämende Zurecht- 
weisung noch der Gedanke an das Gericht Gottes Furcbt einzu- 
flóssen vermógen und mit Worten nicht gebessert werden kónnten, 
mit Schlägen am besten zu bestrafen seien. Auch in der Vita T 307 
wird erwähnt, dass der Generalabt Theodor die kórperliche Züchtig- 
ung als Ausserste Strafe anwandte. 

Halfen diese Disciplinarmittel nichts, so erfolgte die Aus- 
stossung aus dem Kloster (C 66, P 2, M 193, 196, A* 510). 
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4. Die Designationsfrage nach den neuesten Forschungen. 
Von Prof. Dr. Karl Holder in Freiburg (Schweiz). 


Die Frage, ob der Papst seinen Nachfolger ernennen könne, 
nachdem dieselbe vor einigen Jahren, in Anschluss an meine 
Schrift!), zu einer Polemik Anlass gegeben hatte?), scheint nun 
neuerdings wieder in Fluss kommen zu sollen. Entferntere Veran- 
lassung dazu gaben speziell italienische, französische und belgische 
Zeitungskorrespondenzen, welche die Nachricht brachten, Papst 
Leo XIII. habe in seinem Testament, in welchem seine Weisungen 
und seine Ratschläge für die zukünftige Leitung der Kirche nieder- 
gelegt seien, seinen Nachfolger auf dem päpstlichen Stuhle be- 
stimmt. Diese Nachrichten können selbstverständlich keine Be- 
deutung beanspruchen und fallen ausserhalb des Rahmens einer 
wissenschaftlichen Diskussion; wir beschränken uns hier auf eine 
Darstellung der in der neuesten Literatur niedergelegten, die Frage 
betreffenden Resultate. 

Im Anschluss an die frühere Polemik erhielt ich von be- 
freundeter Seite die Nachricht®), ein römischer Prälat sei mit 
einer Arbeit über die Papstwahl, resp. über die Designation be- 
schäftigt. Das Buch, das gemeint war*), erschien im Jahre 1896 
und hat zum Verfasser den durch sein Buch über das Konklave be- 
kannten Lucius Lector. Meine Erwartung, eine eingehendere Stellung- 
oahme zur Designationsfrage darin zu finden, erfüllte sich nicht. 
Lacius Lector begnügt sich festzustellen, dass »le mode de dé- 
signation de la succession pontificale a toujours été l'élection et les 
dérogations à ce principe ont été bien rares, si tant est qu'il y en 
ait eu. Dans les premiers temps du christianisme, parfois, les 
fondateurs d’Eglises, pour mieux assurer une organisation encore 
incomplète, semblent avoir choisi d'avance la personne de leur suc- 
cesseure. Ueber die Designationen von Felix IV und Bonifaz II 
äussert sich L. Lector wie folgt: »Felix IV (526), préoccupé des 


1) Die Designation der Nachfolger durch die Päpste. Freiburg i. 
Schweiz. 1892. 

2) P. Granderath (Stimmen aus Maria Laach, 1893. Bd. 45. p. 81 ff.); 
Holder Archiv f. k. Kirchenrecht Bd. 72 (1894) p. 409 ff.. Rd. 76 (1866) p. 352 fE., 
ferner Katholik 1895. II p. 385 ff); Hollweck (Archiv f. k. Kirchenr. Bd. 74 
(1895) p. 329 ff., Bd 77 (1892) p. 411 ff); Sagmüller (Archiv f. k. Kirchenr. 
Bd. 75 p. 418 ff). 

3) Katholik, 1895. II p. 397. 

4) Lucius Lector, L'élection papale. Paris 1846. 


74 Holder, 


tentatives d’intrusion de la part des rois Gotbs, eut la singuliere 
idée de tenter la resurrection du système testamentaire en désignant 
Boniface comme son coadjuteur. Cette sorte de coup d’Etat pro- 
voqua, contre Boniface II (530) le schisme du diacre Dioscore qui 
heureusement meurt au bout d’un mois. Mais Boniface commet la 
même imprudence de choisir, pour son coadjuteur, Pintrigant diacre 
Vigile, mesure que, devant les réclamations du clergé, il révoquera 
bientôt dans un synode«. 

In der folgenden Zeit haben mehrere Historiker und Kanonisten 
sich zur Frage geäussert, ohne im einzelnen ihre Stellungnahme ein- 
gehender zu begründen. 

So z. B. H. Grauert!), welcher die Designationen von Felix IV. 
und Bonifaz II. erwähnt, ohne sich über die Zulässigkeit derselben 
direkt auszusprechen. Das Dekret, welches der Senat erliess, richtet 
sich nach Grauert nicht zweifellos gegen die Successionspolitik des 
Papstes Felix IV., doch sei es wahrscheinlich, dass der römische 
Senat überhaupt der Designation des Nachfolgers abhold war, weil 
dadurch am leichtesten das von ihm an der Papstwahl beanspruchte 
Mitwirkungsrecht beseitigt werden konnte. Das Bekenntnis von 
Bonifaz II. (reum «confessus est majestatis) sei von einem Vergehen 
gegen die Majestät Gottes zu verstehen, da in den zeitgenössischen ` 
Quellen (Cassiodor) unter dem Ausdruck »majestas« ohne weiteres die 
Majestát Gottes verstanden werde. 

P. Wernz?), seine Ausführungen auf P. Granderath und Prof. 
Hollweck stützend, gesteht dem Papste, wenigstens im Falle der 
Notwendigkeit oder offenbarer Nützlichkeit, die Ernennung seines 
Nachfolgers zu: »Designatio sensu stricto personae proprii successoris 
in cathedra S. Petri, non mera commendatio ab ipso Romano Ponti- 
fice facta juxta probabiliorem sententiam saltem in casu verae et 
extraordinariae necessitatis vel utilitatis Ecclesiae et valida et 
licita est.« 

Der Kardinal Cavagnis?) dagegen ist ein überzeugter Gegner 
des Designationsrechtes des Papstes. Nachdem er versucht hatte, 
nachzuweisen, dass nach positivem Recht der Papst seinen Nach- 
folger nicht ernennen, (die Designation von Felix IV. erwähnt sonder- 
barerweise Cavagnis nicht), sondern bloss »normas pro recta electionee 
erlassen kann, fügt C. »ex principiis generalibus juris« folgendes 
Argument bei: »19. Suprema potestas in Ecclesia non est haereditaria. 


———— 


1) Papstwahlstudien im Historischen Jahrbuch, 1899, p. 272 ff. 
2) Jus Decretalium II. (1899: p. 650 ff. 
3) Institutiones juris publici edit. (II (1899), II p. 42—44. 
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Sed si posset pontifex sibi designare successorem, evadere posset 
haereditaria. 29. Pontifer habet supremam auctoritatem pro regenda 
Ecclesia donec ipse est Pontifex; sed electio successoris non spectat 
ad regimen Ecclesiae providet de rectore pro eo tempore quo ipse 
non amplius pontifex erit, pro quo tempore sollicitudo Ecclesiae non 
amplius ad eum pertinet, sed ad eos qui vivent, seu devolvitur ad 
inferiorem gradum; mors enim omnia solvit.« 

P. Grisar!) nennt die Designation des Papstes Felix IV. eine 
bis dahin unerhörte Massregel. Die grosse Partei, welche Dioskur 
anhing, sei weise genug gewesen, die Spaltung nicht fortzusetzen, 
sondern habe sich dem von Felix designirten Nachfolger unterworfen 
und habe dadurch ein Beispiel von seltener Mässigung gegeben. 
Man kónne kaum annehmen, dass die Presbyter, welche eine er- 
drückende Majoritát bildeten, bei jenem früheren Akte, durch welchen 
sie sich als Wahlberechtigte der Weihe des designirten Archidiakons 
Bonifatius widersetzt, gegen ihr Gewissen gehandelt haben sollten. 
Viel wahrscheinlicher sei, dass sie die neue Art der Besetzung des 
heil. Stuhles, nämlich die Ernennung des Bonifaz durch den Vor- 
gänger, unter jenen Umständen nicht billigen mochten. Nunmehr 
aber, da sie die Opposition aufgeben wollten, brachte sie Bonifatius, 
unbekannt durch welche Mittel, sogar dahin, dass sie denselben nicht 
bloss auf Kosten des Namens des toten Dioskur anerkennen, sondern 
auch ausdrücklich versprechen, einer etwaigen künftigen Designation 
eines Nachfolgers durch den Papst nicht entgegentreten zn wollen. 

Bonifatius sei voll von der Idee der Notwendigkeit und Nütz- 
lichkeit einer derartigen Ernennung oder Designation eines Papstes 
durch den anderen gewesen. Er hielt die Beseitigung der bisherigen 
Wahlordnung für das einzig richtige Auskunftsmittel in den da- 
maligen Zeitumständen. Nachdem also jene Erklärung, von jedem 
Einzelnen ausgestellt und unterschrieben, im Archiv der Kirche nieder- 
gelegt war, berief er eine Versammlung in die Peterskirche und er- 
öffnete dem Klerus, dass er den Diakon Vigilius zu seinem künftigen 
Nachfolger bestimmt habe. Die Massnahme wurde von den An- 
wesenden einfach hingenommen, und die Versammlung ging ausein- 
ander. Aber später verursachte ein solches Vorgehen nach und nach 
grosse Bewegung. Der Widerstand wurde so stark, dass Bonifatius 
sich die Frage stellte, ob er es nicht widerrufen sollte. Indem er 
das kleinere Uebel wählte, gab er nach. Er ordnete wiederum eine 
Zusammenkunft beim Grabe des hl. Petrus an, und es wird erwähnt, 


1) Geschichte Roms und der Päpste im Mittelalter. I (1900) p.,494 ff. 
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dass auch der Senat daran teilnahm. Bonifatius bekannte, Unrecht 
getan zu haben und übergab im Angesichte der Versammelten das 
Dekret deu Flammen. 

In der Rehabilitierung des Dioskur durch Papst Agapit sieht 
Grisar!) nicht etwa bloss eine persönliche Bedeutung. Dem Diakon 
Dioskur hatten gerade jene sehr zahlreichen Mitglieder des Klerus 
die Stimme gegeben, welche gegen die neue Weise der Erhebung 
der Päpste, durch Ernennung nämlich seitens der Vorgänger, waren. 
Nunmehr wurde also von Neuem die Designation von Nachfolgern 
kräftig zurückgewiesen dadurch, dass das Anathem gegen Dioskur 
als ein Unrecht hingestellt wurde. Die Niederlage, die sich schon 
Bonifatius II. mit seinem Kandidaten hatte gefallen lassen müssen, 
sicher seitens eben derselben Männer, wurde jetzt in gewisser Weise 
dem Prinzip der Designation selbst beigebracht. Und in der Tat 
galt eine Designation des folgenden Papstes durch seinen Vorgänger 
von dieser Zeit an im kirchlichen Gebrauche so gut wie ausgeschlossen. 

In Bezug auf die Zulässigkeit der Designation äussert sich 
Grisar 2), in Anlehnung an Granderath und Hollweck, wie folgt: 
»Kirchenrechtlich liegt nach der begründeteren Ansicht die Sache so, 
dass die Päpste die Designation als die gewöhnliche Weise der Be- 
setzung des Heiligen Stuhles nicht vorschreiben können, noch auch 
tatsächlich diesen Modus als gewöhnlichen befolgen dürfen. Die ge- 
wöhnliche Form besteht in der freien Wahl. Anders verhält es sich 
mit der Anwendung des Designationsmodus für einen Ausnahmefall. 
Würde ein Papst in einem besonderen Falle nach Lage der kirch- 
lichen oder politischen Verhältnisse die Designation zum Wohle der 
Kirche für notwendig oder doch für ganz wesentlich nützlicher halten 
müssen als die Wahl, so kann er nach der Anschauung angesehener 
Theologen allerdings seinen Nachfolger selbst bestimmen, indem er 
kraft der ihm zum Besten verliehenen höchsten Gewalt das Wahl- 
recht der Wähler für diesen einzelnen Fall aufhebt.« Dieser Auf- 
fassung schliesst sich neuerdings auch Prof. Sägmüller 8) an. 

Wir wollen hier gleich hervorheben, dass die Gelehrten, welche 
sich am entschiedensten zu Gunsten des Designationsrechtes des 
Papstes aussprechen, von einer probabilior senteutia (Wernz), von 
einer begründeteren Ansicht und von einer Anschauung angesehener 
Theologen (Grisar) sprechen; die Lösung der Designationsfrage sieht 


1) Geschichte Roms 1 c. p. 499. 

2) Geschichte Roms l. c. p. 500. 

3) In der soeben erschienenen Abhandlung: Die Ernennung des Nachfolgers 
durch die Päpste Ende des fünften und Anfangs des sechsten Jahrhunderts 
(Tübinger theol. Quartalschrift 1903 p. 254). 
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in den beiden Designationen von Felix IV. und Bonifaz II. ausser 
Hollweck, welcher dieselben als für die Frage entscheidend hinge- 
stellt hatte, kaum jemand!). Selbst in den höchsten kirchlichen 
Kreisen hat, wie Peries berichtet 2), die letztere Ansicht wenig An- 
hänger. | 

Gehen wir nun zur neuesten Phase der Kontroverse über di 
Designationsfrage über. Dieselbe wird diesmal von französischen 
Gelehrten geführt. Die nähere Veranlassung dazu gab die Schrift 
von Maxime Sabatier 3), welcher im vierten Kapitel derselben 4) das 
Designationsrecht des Papstes kurz behandelt. Sabatier beantwortet 
die Frage, ob der Papst seinen Nachfolger ernennen kann, bejahend 
und zwar vom dogmatischen und dann vom historischen Standpunkt 
aus, indem, wie Ságmüller meint 5), jedenfalls auf die Tatsache mit 
Recht hingewiesen wird, dass Felix IV. mit Erfolg seinen Nach- 
folger Bonifatius ernannt hat. 

Sehen wir uns nun die Beweisführung von S. an. Er geht 
davon aus, dass von jeher zugegeben werde, dass der Papst sich 
mit der Nachfolge auf dem päpstlichen Stuhle beschäftigen und 
einen Nachfolger empfehlen kann; warum sollte er nicht auch seinen 
Nachfolger ernennen und dieser Ernennung die Kraft einer binden- 
den Verpflichtung hinzufügen können? Der Papst ist oberster Richter 
und Gesetzgeber in der Kirche, welcher in der Ausübung seiner Ge- 
walt durch keine canones gebunden ist, da seine Macht über den- 
selben steht. Der Papst hat direkt von Christus die Macht erhalten, 
jedermann verbindende Gesetze zu machen; er selber ist nur ge- 
bunden durch das göttliche Recht. 

Ob aber das göttliche Recht das Ernennungsrecht des Nachfolgers 
ein- oder ausschliesst, diese Frage umgeht Sabatier, indem er kurzer 


1) Sagmüller, Kirchenrecht p. 317, ist der Ansicht, dass man die Frage, 
ob der Papst sich selbst einen Nachfolger geben könne, nicht absolut wird 
verneinen dürfen. In der in der vorigen Anmerkung zitirten Abhandlung spricht 
sich Ságmüller bestimmter zu Gunsten der Designation aus, indem er schreibt 
p. 253: »Das Ergebnis der vorliegenden Untersuchung wird sich dahin zusam- 
menfassen lassen, dass aus der Geschichte der Papstwahlen am Ende des fünften 
und am Anfang des sechsten Jahrhunderts nichts Entscheidendes gegen, wohl 
aber beweiskräftige Momente entnommen werden können für das Recht der 
Päpste auf Ernennung ihres Nachfolgers innerhalb bestimmter Grenzene. 

2) L'intervention du Pape dans l'élection de son successeur, Paris 1902, 
p. 9; Brief von Card. Cavagnis an Peries (9. Nov. 1901): »Communem senten- 
tiam non communi doctrina illustrasti ideoque tibi valde gratulor.« Brief von 
Card. Steinhuber an denselben: »Nimirum gavisus sum ... de materia feliciter 
electa, tum denique de doctrina solida et amplae. 

8) Comment on devient Pape. Paris 1901. 

4) Le pape peut-il nommer son successeur? p. 67—86. Auch abgedruckt 
in Revue canonique V (1901) p. 350—58. 

5) Tübinger theol. Quartalschrift 1902 p. 319. 
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Hand sagt: »quoiqu'il puisse paraître en droit, la question semble 
avoir été suffisamment tranchée de faite. 

Sabatier beruft sich auf die Designationen des ersten Jahr- 
hunderts, welche Designationen im eigentlichen Sinne gewesen seien 
und weist darauf hin, dass der Papst in einzelnen Fällen Bischöfen 
das Recht verliehen habe, ihre Nachfolger zu ernennen und wirft die 
Frage auf, ob man dem Papste nicht die Befugnisse zuerkennen 
müsse, die er anderen verleihe. Dies sei die Auffassung von Felix IV. 
gewesen, welcher nicht glaubte, seine Befugnisse zu überschreiten, 
indem er Bonifaz ausdrücklich zu seinem Nachfolger ernannte. Der 
Fall stehe historisch fest und daraus lässt sich ersehen, dass der 
Papst seinen Nachfolger ernennen kann. Die Wahl des Dioskur 
seitens der Majorität des römischen Klerus sei ungültig gewesen; 
die 60 Priester Roms, welche den Dioskur wählten, hätten durch 
den Libellus, den sie beschwören mussten, zum Ausdruck gebracht, 
dass die Ernennung von Bonifaz von Anfang an gültig gewesen sei 
und dass Felix in der Vollgewalt seines Rechtes gehandelt habe, 
Durch die Ernennung des Bonifaz und die Erklärung der römischen 
Priester habe Felix IV. »bien clairement défini le droite. 

Bonifaz II. sei so von seinem Rechte überzeugt gewesen, dass 
er dasselbe vor der ganzen Kirche zum Ausdruck bringen wollte; 
er versammelte eine Synode, auf welcher er verkündete, dass er zu 
seinem Nachfolger Vigilius erwáhle. Dem Widerruf des Papstes 
Bonifaz begegnet S., mit Uebergehung der Rehabilitirung des von 
Bonifaz verurteilten Dioskur durch Papst Agapit, mit der Wendung: 
»il importe peu que, par la suite, le pape, mieux conseillé, soit re- 
venu sur cette décision et qu'il ait retiré à Vigile la succession au 
trône pontifical dont il s'était rendu indigne«, und schliesst seine 
Abhandlung mit dem Hinweis auf die zwei Designationen mit 
der Frage: »Ne semble-t-il pas raisonnable de conclure que le pape 
a le droit de nommer son successeur Ee 

Dies ist im wesentlichen die Beweisführung von Sabatier. Von 
Interesse ist hauptsächlich, dass mit Sabatier die ältere Richtung, welche 
dem Papste ohne weiteres das Recht vindiziert, seinen Nachfolger zu 
ernennen, wieder einen Vertreter aufweist, während die vermittelnde 
Richtung (Granderath, Hollweck u. s. w.) dem Papst dies Recht nur 
in Ausnahmefällen zugestehen. Erstere hat wenigstens die Konse- 
quenz für sich; denn hat Christus dem Papste das Recht gegeben. 
seinen Nachfolger zu ernennen, so ist schwer einzusehen, dass der 
Stifter der Kirche dasselbe auf einige Ausnahmefälle beschränkt 
haben sollte und dass der Papst die Ernennung nicht als gewöhn- 
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lichen Besetzungsmodus des päpstlichen Stuhles einführen und wenn 
er es für gut findet, ausäben könnte. Auch unter dieser Voraus- 
setzung braucht ja der Papst nicht in jedem Falle von seinem Rechte 
Gebrauch zu machen. 

Die Schlussergebnisse sind bei S. nicht mehr so zuversichtlich, 
wie die Antwort bei der Fragestellung. Durch die Designation von 
Felix IV. und Bonifaz II. »la question semble avoir été suffisamment 
tranchée« ; es erscheint Sabatier »raisonnable de concluree und »il 
n'est pas téméraire de penser et de soutenir que le pape peut 
nommer son successeure, 

Sabatier hat sich die Aufgabe allerdings leicht gemacht. Er 
versucht nicht einmal die Grinde der negativen Ansicht zu disku- 
tieren, er scheint von der ganzen neueren Literatur über die Frage, 
mit Ausnahme von Amelli und Duchesne, keine Kenntnis zu haben, 
und offenbar zu seiner persönlichen Beruhigung fügt er hinzu, dass 
die Meinung, die er vertritt, am meisten Vertreter in der Gegen- 
wart habe. 

Ungefähr zu gleicher Zeit wie die Schrift von Sabatier erschien 
der Aufsatz von Many), Professor am Institut catholique in Paris. 
M. vertritt ebenfalls, aber in gründlicherer Weise als S., das Er- 
nennungsrecht des Nachfolgers durch den Papst. 

Many fasst das Problem anders an. Er frägt, ob die Papst- 
wahl durch ein Wahlkollegium juris divini ist. Wenn ja, so kann 
der Papst in keinem Falle seinen Nachfolger ernennen, wenn nein, 
so braucht dieser Wahlmodus nicht eingehalten zu werden, der 
Papst kann einen anderen Wahlmodus einführen, mit anderen Worten 
seinen Nachfolger ernennen. 

M. präcisiert seinen Standpunkt folgenderweise: »Je crois cepen- 
dant qu'on peut soutenir l'affirmative (das Ernennungsrecht des 
Papstes). Je n’entends pas dire que la désignation du Pape, par son 
prédecesseur vivant, soit un mode préférable à celui de l’élection; 
je crois, comme tout le monde, que ce dernier mode est, en général, 
préférable; mais ce que je prétends, c’est que ce mode (d. h. die Wahl) 
s'est pas du tout de droit divin, et que, par conséquent, si dans 
an cas particulier, pour des raisons à lui connues, le Pape désignait 
et imposait son successeur, le personnage désigné serait véritablement 
Pape«. 

Am Schlusse seiner Ausführungen erweitert M. seinen Stand- 
punkt, indem er als Grundsatz »base de l'opinion que nous soutenons« 


1) Le droit des papes de désigner leur successeur (Revue de l'Institut 
catholique de Paris 1901. Mars-Avril, p. 141—162). 
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die Behauptung aufstellt, »que le mode de désignation (d. h. der 
Besetzungsmodus des päpstlichen Stuhles) n’a pas été réglé de droit 
divine. Daraus ergibt sich zuerst als Konsequenz, dass die Wahl 
des Nachfolgers nicht auf göttlicher Anordnung beruht und dass 
folglich der Papst in seinen Anordnungen über die Nachfolge auf 
dem päpstlichen Stuhle, sei es, dass er die Wahl anordnet, sei es, 
dass er den Nachfolger im einzelnen Fall ernennt, oder die Ernen- 
nung als gewöhnlichen Besetzungsmodus einführt, frei und unbehin- 
dert ist. Will man aber den von M, aufgestellten Grundsatz urgiren, 
so ergibt sich weiter, dass weder die Wahl noch das Ernennungs- 
recht auf göttlicher Anordnung beruht und dass beide durch die von 
Gott gewollte Ordnung weder ein- noch ausgeschlossen sind. Diese 
Konsequenz hat Boudinhon (s. unten) gezogen. 

Der Standpunkt von Many unterscheidet sich sehr von dem 
der vermittelnden Richtung und führt in seinen Konsequenzen zur 
Annahme, der Papst kónne als gewóhnlichen Besetzungsmodus die 
Ernennung anwenden. Nach der vermittelnden Richtung ist die De- 
signation als gewóhnlicher Besetzungsmodus des apostolischen Stuhles 
durch die von Christus gewollte kirchliche Ordnung sicher ausge- 
schlossen 1); der Papst könne nur in Ausnahmefällen seinen Nach- 
folger ernennen. Nach M. schliesst die von Gott gewollte kirchliche 
Ordnung die Ernennung des Papstes als gewóhnlichen Wahlmodus 
nicbt aus; dies ergibt sich aus dem obigen Grundsatze, ebenso die 
schon erwähnte Folgerung, dass der Papst, absolut gesprochen, die 
Ernennung als gewöhnlichen Wahlmodus befolgen könne. Wenn 
aber M. hervorhebt, er finde die Wahl zweckmässiger (préférable), 
so scheint sich daraus zu ergeben, dass der Papst nur in Aus- 
nahmefállen die Designation anwenden solle. 

Die aufgestellte These, die Wahl des Papstes durch ein Wahl- 
kollegium sei nicht juris divini, sucht M. zu beweisen. Dass ein 
direkter Beweis unmöglich ist, sieht M. wohl ein; dagegen verlangt 
er, mit Hinweis darauf, dass ein Recht im Primat enthalten ist, 
wenn demselben nicht Schrift oder Tradition entgegenstehen, von 
den Vertretern der negativen Richtung, dass sie aus Schrift und 
Tradition beweisen sollen, dass das Ernennungsrecht des Papstes 
durch Christi Anordnung ausgeschlossen ist?). M. macht auch keinen 
Versuch, sich mit der Stelle des Clemensbriefes (Ep. ad Cor. I n. 44, 


1) Hollweck im Archiv f. kathol. Kirchenrecht, Bd. 74 (1895) p. 407. 

2) Meine Abhandlung »Die Designation der Nachfolger durch die Päpste 
dogmatisch untersuchte (Katholik, 1895 II p. 385—98) scheint Many entgangen 
zu Sein. 
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1—3) über die Nachfolge!) auf den Bischofstühlen und mit der ganzen 
kirchlichen Tradition über die Unzulässigkeit der Bestellung des 
Nachfolgers auseinanderzusetzen. Dagegen argumentiert Many folgen- 
dermassen: Wenn der Papst seinen Nachfolger ernennt, so ist der 
Ernannte wirklich Papst. Dies ergibt sich aus der dogmatisch 
sicheren Wahrheit, dass der Papst unfehlbar ist in der Ausübung 
seiner Vollgewalt und nicht gegen göttliches Recht verstossen kann. 
Atqui es stehen zwei Ernennungen unzweifelhaft fest. Ergo kann 
das Wahlrecht nicht juris divini und muss die Ernennung gül- 
tig sein. 

Man sieht, den Kern des Beweises bilden zwei Tatsachen, 
welche sich aber M. für sein Bedürfnis zurechtlegt. Die nach dem 
Tode des Dioskur durch die Mehrzahl des römischen Klerus zur Er- 
nennung des Bonifaz erfolgte Zustimmung ist nach M. irrevelant; 
die Befugnisse, welche Bonifaz gehabt habe, seien nur die gewesen, 
welche er von Felix IV. erhalten habe u. s. w. Welchen Grund 
Bonifaz haben mochte, um sich so auffälligerweise die Zustimmung 
der Wahlberechtigten zu sichern, darüber schweigt sich Many aus; 
ebenso geht M. über die auffällige Zurücknahme der von Bonifaz 
vorgenommenen Designation, sowie über die Verurteilung der Hand- 
lungsweise von Bonifaz durch Papst Agapit mit Stillschweigen hinweg. 

Nach M. ist die von Papst Felix IV. vorgenommene Designation 
lediglich die Ausübung eines auf der kirchlichen Tradition beruhenden, 
gesetzlich festgelegten Rechtes des Papstes. Die Tatsachen, auf welche 
die Tradition sich stütze, sind die in den ersten Jahrhunderten ge- 
übten Designationen, welche Ernennungen im eigentlichen Sinne ge- 
wesen seien. Dies von Alters her überlieferte Recht habe Papst 
Symmachus gesetzlich festgelegt?), (de sui electione successoris de- 
cernere sei im Sinne von »ernennen« zu verstehen), und dieses Recht 


1) Vgl. W. Scherer, Der erste Clemensbrief an die Corinther. Regens- 
burg 1902 p. 90 ff., 228 ff. 

2) Many 1. c. p. 162: »Les documents récemment découverts au sujet 
de Félix IV. ont fait mieux comprendre le concile de Symmaque, et ont fait 
découvrir tout à coup une imposante tradition en faveur du droit des Papes de 
désigner leur successeur. Nach Wittig (Studien zur Geschichte des Papstes 
Innocenz I. in Tübinger theol. Quartalschrift 1902 p. 412) machte Papst Sym- 
machus im J. 499 den Versuch, die bisherige Wahlordnung zu einer ausser- 
ordentlichen, dagegen die Designation durch den Vorgänger zu einer ordent- 
lichen Institution zu machen. Sagmüller schliesst sich der Auffassung an, 
dass die Synode von 499 dem Papst für die Regel das Recht der Designation 
des Nachfolgers zuerkannte, dass die Wahl aber die Ausnahme sein sollte. Dem 
Papste sei durch diese Synode das Recht der Designation des Nachfolgers in 
des Wortes vollster Bedeutung zuerkannt worden. sodass die Mitwirkung der 
anderen Wahlfaktoren, wenn auch nicht ausgeschlossen, so doch nicht mehr 
wesentlich war. (Tüb. theol. Quartalschrift 1903 p. 103, 100.) 
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hätten Felix IV. und Bonifaz Il. als eine ihnen zustehende Befugnis 
ausgeübt !). Dass die folgenden Päpste ihre Nachfolger nicht mehr 
ernannten, hätte an der Ungunst der Zeiten gelegen; doch hätten 
Gregor VII. und Victor III. die Designation wieder, allerdings in 
etwas veränderter Form, ausgeübt. Diese Designationen seien nicht 
blosse Empfehlungen gewesen, sondern »de vrais pr&ceptes, des ordres, 
des décretse, und auch diese werden von M. herangezogen, um seine 
These zu stützen: »Ces désignations préceptives prouvent encore notre 
thèse; car, s’il est défendu au Pape, de par le droit naturel et divin, 
de désigner son successeur, il ne peut le faire en aucune manière, ni 
en excluant l'élection proprement dite (ainsi que l’ont fait les Papes 
des premiers siècles et Félix IV.), ni en pesant sur cette élection par 
un précepte positif d’élire tel ou tel candidat; car, sil le droit divin 
défend au Pape de désigner son successeur, cette matière est dès lors 
soustraite à la juridiction des souverains pontifes qui n’ont sur elle 
aucun pouvoir, et dont tous les actes, sur ce point, seraient frappés 
de nulli é par défaut de compétence; du reste, le précepte en question 
ruine la liberté et la spontanéite de l'élection, ce qui équiraut à la 
détruire. Or cependant, c’est un précepte de ce genre qu’ont porté 
deux des Papes les plus zélés et les plus saints, S. Grégoire VII. 
et Victor III.; l'Eglise universelle a accepté les désignations qu'ils 
ont faits, et même les a regardées comme des actes très importants 
de leur pontificat«. 

M. verwirft, sich auf Papst Clemens VII., der sich weigerte, 
(omnino respuisse), durch Testament seinen Nachfolger zu ernennen, 
berufend, die testamentarische Einsetzung eines Nachfolgers durch 
den Papst als ungültig, nimmt aber die Zulässigkeit einer solchen 
durch offizielles, rite publicirtes Dekret an. Dass sich an die Er- 
nennung des Nachfolgers durch den Papst Nachteile knüpfen, welche 
nach M. reichlich durch die Vorteile aufgewogen werden, beweise 
nicht, dass dieselbe gegen die von Gott gesetzte kirchliche Ordnung 
verstosse. Damit eine solche Übung durch göttliches Recht verboten 
sei, müsse aus Schrift oder Tradition ein Text aufgewiesen werden, aus 
welchem der Wille des Stifters der Kirche hervorgehe; gegen die 
Ernennung des Nachfolgers durch den Papst finde sich nichts der- 
artiges, im Gegenteil weise die Geschichte eine Reihe von Ernen- 


1) Nach Wittig 1. c. p. 419 hätte das, was nach Amellis Entdeckung 
Felix IV. und Bonifaz II. gethan haben, schon Papst Symmachus gewünscht, 
Hilarus (461—68) nicht grundsätzlich verfehmt, und Innocenz I. (402—17), 
wenn nicht auch Zosimus (417—18) beabsichtigt und vielleicht auch ausgeführt. 
S. über die Designation eines Nachfolgers durch Innocenz I. die interessanten 
Darlegungen Wittig's 1. c. p. 388—404, 417 ff. 
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oungen des Nachfolgers, welche zu Urhebern sich durch Heiligkeit 
auszeichnende Päpste haben. 

Den Ausspruch Pius IV. erklärt M. Bee dieselbe 
bestehe aus zwei Teilen, wovon der erste das Wahlrecht der Kardinäle, 
der zweite die Ernennung des Nachfolgers betreffe und beziehe sich 
nur auf positiv-kirchliches Recht; man könne daraus nicht schliessen, 
dass die Ernennung des Nachfolgers nach Pius IV. gegen natür- 
liches und göttliches Recht verstosse. Da nämlich das Wahlrecht 
der Kardinäle sicher nur auf positiv-kirchlichem Recht beruhe, so 
könne man auch von dem zweiten Teil der Erklärung Pius IV., be- 
züglich der Ernennung des Nachfolgers behaupten, dass er ausdrücken 
wollte, dasselbe sei bloss gegen positiv-kirchliches Recht. Man könne 
darin eine Bestätigung des Wahlrechts der Kardinäle nach positiv- 
kirchlichem Recht, durch welches der Papst nicht gebunden ist, 
sehen, keineswegs aber eine Erklärung, dass die Ernennung des 
Nachfolgers nach gôttlichem Recht unzulässig sei. Dass Pius IV. 
die Kontroverse im J. 1561 nicht entscheiden wollte, ergebe sich 
aus den Beratungen des Jahres 1565, bei welchen es sich darum 
handelte, ein Dekret über die Frage zu erlassen. Dies wurde je- 
doch nicht erlassen. M. bemerkt dazu: »Donc quoique l’opinion 
personnelle de Pie IV. fût, que le Pape ne peut pas nommer son 
successeur, il n’a jamais cependant imposé son opinion à l'Eglise«. 
Der Widerspruch, der darin liegt, dass einerseits Päpste ihren Nach- 
folger ernennen, andererseits aber Päpste, speziell Pius IV., erklärt 
haben, solches sei unzulässig, könne nur so gehoben werden, indem 
man annimmt, die Erklärung Pius IV. habe bloss die positiv-kirch- 
liche Gesetzgebung im Auge, oder, wenn dieselbe sich auf natür- 
liches und göttliches Recht bezog, die Erklärung habe nur die 
persönliche Meinung des Papstes zum Ausdruck bringen wollen. 

Wir haben schon früher Gelegenheit gehabt festzustellen, dass 
M. diejenigen Momente, welche seiner These unbequem werden 
konnten, einfach weglässt. Dies ist auch bezüglich der Consistorial- 
akten, welche Sägmüller !) aus dem römischen Archiv publizirt hat, 
der Fall. Ob aus Absicht oder Versehen will ich nicht entscheiden. 
Jedoch hätten wir gerne die Erklärung gehört, welche M. dafür 
gegeben hätte, dass die Päpste, welche. nach M. ihre Nachfolger 
ernannt und diese Befugnis als in ihre Machtvollkommenbeit ge- 
hörend zum Ausdruck gebracht hätten, von Pius IV. in einem 
öffentlichen Konsistorium als »pontifices perditae mentise bezeichnet 


1) Archiv für kathol. Kirchenrecht Bd. 75 (1896) p. 425 ff. 
Gr 
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werden und die Ernennung selbst als »atrox facinuse und »sceluse 
bingestellt wird. 

Zum Schlusse wird von M. zugegeben, dass die grosse Ma- 
jorität der Kanonisten und Theologen der drei letzten Jahrhunderte 
auf Seite der negativen Richtung steht. 

Auf die beiden soeben erwähnten französischen Gelehrten direkt 
Bezug nehmend, behandelt A. Boudinhon 1), ebenfalls Prof. am In- 
stitut cathol. von Paris, in eigentümlicher Weise die Designationsfrage. 

B. will eine vermittelnde Stellung einnehmen zwischen beiden 
entgegengesetzten Richtungen, indem er behauptet, der Papst habe 
zwar das Recht, seinen Nachfolger zu ernennen, könne aber dasselbe 
in praxi nicht ausüben. B. legt seinen Standpunkt folgendermassen 
dar: »M'est avis qu'ils (d. h. die Vertreter der entgegengesetzten 
Richtungen) sont moins en désaccord qu'on ne pourrait le croire au 
premier abord: je suis persuadé qu'il faut répondre à la fois oui et 
non, mais daus deux sens différents. C'est que la question a deux 
aspects bien distincts. Demander si le Pape peut, de son vivant 
se choisir un successeur, c'est demander, en premier lieu: A-t-il le 
pouvoir nécessaire pour qu'une désignation de ce genre soit efficace? 
A la question ainsi entendue, nous répondons, avec M. Sabatier, 
avec M. Many et nombre d'auteurs récents: le Pape a ce pouvoir. 
Mais la question signific en second lieu: le Pape peut-il, prati- 
quement, en tenant compte de toutes les circonstances, prendre cette 
décision?  Agira-t-il sagement en se déterminant à abroger la loi 
ecclésiastique observée pendant tant de siècles, en affrontant les ter- 
ribles dangers du schisme; et au lieu de parer à une situation 
dangereuse, n'y ajoutera-t-il pas un nouveau danger? A la question 
ainsi posée, je réponds, et bien d'autres avec moi: Non, en pratique, 
le Pape ne peut désigner son successeur; il aurait sans doute le 
pouvoir nécessaire, mais il ne le fera pas. Et l'on voit aussitôt 
comment les deux solutions ne sont pas le moins du monde contra- 
dictoires«, 

Den ersten Teil seiner These sucht B. folgendermassen zu be- 
gründen: Die von Christus gesetzte göttliche Ordung schreibt keinen 
bestimmten Modus für die Besetzung der bischöflichen Stühle incl. 
des päpstlichen Stuhles vor. Die Evangelien sind stumm und Christus 
hat darüber keine Bestimmung getroffen; der Stifter der Kirche hat 
folglich der Kirche die Befugnisse überlassen, die Nachfolge auf dem 


1) Le Pape peut-il nommer son successeur ? (Semaine religieuse de Paris. 
1901. 13 Juillet p. 56— 60). 
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päpstlichen Stuhl und auf den Bischofssitzen zu regeln. Bekannt- 
lich geschieht die Besetzung der Bischofssitze auf verschiedene Weise, 
und wollte man die Wahl, als aus göttlichem Recht resultirend, 
allein auf den päpstlichen Stuhl beschränken, so müsste man auch 
zugeben, dass die Zusammensetzung des Wahlkollegiums durch gött- 
liches Recht festgesetzt und folglich unabänderlich ist; dass das 
Wahlkollegium an Zahl und Art der Wähler geändert hat, werde 
niemand bestreiten wollen 1). 

Daraus ergibt sich für B. die Folgerung, dass die Wahl, als 
gewóhnlicher Modus für die Besetzung des päpstlichen Stuhles, auf 
positiv-kirchlichem Recht beruhe. Da der Papst oberster Gesetz- 
geber ist, so kann er, de potestate absoluta, kirchliche Geselze auf- 
heben, ándern oder denselben für einen Fall derogiren, und nichts 
berechtige uns zur Annahme, dass die Papstwahlgesetze davon aus- 
genommen seien. Wenn also ein Papst sich entschliessen würde, 
von seiner Vollgewalt Gebrauch zu machen, um die Bestimmungen 
über das Konklave zu suspendiren und einen Nachfolger durch 
offizielles, der Gesamtkirche notifiziertes Dekret zu ernennen, so sei 
nicht einzusehen, was an diesem souveränen Akt fehlen würde, um 
durch sich selbst von Wirkung und für den katholischen Erdkreis 
verbindlich zu sein. B. ergänzt seine Beweisführung durch Hinweis 
auf die von Papst Felix vorgenommene Ernennung seines Nach- 
folgers, welcher durch die Designation seines Vorgángers, ohne nach- 
folgende Wahl?), rechtmässiger Papst gewesen sei. Was ein Papst 
gültig tun konnte, kann auch sein Nachfolger, folglich kann der 
Papst seinen Nachfolger ernennen. 

Den zweiten Teil seiner These formuliert B. wie folgt: Si 
certaine que nous paraisse l'obligation (den vom Papste ernannten 
Nachfolger anzuerkennen), dans l’hypothèse d'une nomination directe, 
nous sommes persuadé que l'hypothése est loin de devoir se réaliser, 
et nous croyons que le Pape ne peut pas, moralement, recourir à ce 
dangereux procédé. 


1) Der Einwurf, dass die Papstwahl geändert hat, was nicht möglich 
wäre, wenn Christus dieselbe unter Strafe der Nullität vorgeschrieben hätte, 
ist schon von anderer Seite gemacht worden. Man verwechselt dabei den Wahl- 
modus, welcher ändern kann, mit der Wahl selbst, welche in einer Form immer 
bei der Erhebung auf den päpstlichen Stuhl bestanden hat, selbst bei der De- 
signation durch Papst Felix IV., wenn auch B. behauptet, es sei keine »élection 
proprement dite« gewesen und die Sache abzuschwächen sucht, indem er sagt. 
»car l'accession imposée avec partisans de Dioscore ne constituait pas une 
véritable élection«. Letztere Auffassung der Wahl Bonifaz II. vertritt neuer- 
dings auch Sdgmüller (Quartalschrift 1903 p. 248—249). 

2) S. dazu die vorige Anmerkung. 
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B. unterscheidet bei der Papstwahl durch normale äussere 
Verhältnisse genügend garantierte Wahlfreiheit und schwierige, un- 
ruhige. Zeiten. 

Im ersten Falle »la désignation par le Pape de son successeur 
semble, à bon droit, complètement inadmisible. Après l’exemple peu 
encouragant de Félix IV., après les dures leçons du grand schisme, 
on ne s'imagine pas un Pape exposant, de gaieté de coeur, et sans 
raisons graves, l’Eglise catholique aux dangers d’un schisme, aux in- 
convénients d’une administration plutôt subie qu’acceptée, au retour 
éventuel de ces mêmes troubles à chaque vacance; car ce qu'il aurait 
fait, par hypothèse, dans une situation normale, chacun de ses suc- 
cesseurs pourrait le faire également. Tant que des circonstances 
exceptionnelles ne nécessitent pas des mesures exceptionnelles, le devoir 
moral du Pape — car il ne s'agit plus de son pouvoir strict — est 
de laisser la loi suivre son course. Die Erklärung von Pius IV. vom 
Jahre 1561 und 1565 die Papstwahl betreffend, bezieht B. auf die 
normalen Verhältnisse bei derselben; Papst Pius wollte nach B. zum 
Ausdrucke bringen, dass unter gegebenen normalen Verhältnissen 
der Papst auch mit Zustimmung der Kardinäle seinen Nachfolger nicht 
ernennen kann. Aber auch wenn das projektierte Dekret erlassen 
worden wäre, so könnte es nur positiv-kirchliches Recht enthalten 
und dem Papste, ebenso wie die Gesetzgebung über das Konklave, 
als Richtschnur dienen, welche er in normalen Verhältnissen achten 
und gemäss welcher er ohne Not die kirchlichen Gesetze nicht auf- 
heben und keine der Kirche schädlichen Massregel treffen soll. 

B. setzt zweitens den Fall, die Kirche sei »dans des conditions 
exceptionnellement difficilese; kann man da auch noch aufrecht er- 
erhalten, dass der Papst seinen Nachfolger nicht ernennen kann? Die 
Antwort, die B. auf seine Frage gibt, ist gewunden und unbestimmt. 
»Evidemment, la réponse sera plus hésitante, car on ne peut prévoir 
toutes les circonstances ni se permettre de tracer au Pape sa ligne 
de conduite. Mais cette réserve faite, et autant que les leçons de 
l'histoire peuvent justifier une conclusion, il est permis de regarder 
comme extrèmement improbable une désignation, par un Pape vivant, 
de son successeur. Car il faut toujour prévoir les dangers et les 
inconvénients d'une telle mesure et se rappeler le schisme de Dioscore ; 
il faut se dire que Dieu ne s’est par engagé à faire mourir dans le 
mois tous les antipapes; il faut songer que ce moyen extreme n'est 
ni le seul ni le meilleur: le précepte personnel imposé aux électeurs 
et d’autres mesures suggérées par les circonstances pourraient plus 
efficacement parer aux difficultés et avec moins de danger.« 
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B. weisst dann auf zwei Fälle!) hin, in welchen sich die Kirche 
in kritischer Lage befand und in welchen der Papst dennoch nicht 
zum extremen Mittel griff, die Nachfolge durch Ernennung zu er- 
ledigen. »L’Eglise, schreibt B., s’est elle trouvée souvent dans une 
situation aussi critique, aussi difficile que cette où la laissait la 
mort de Pie VI.? On moment de mourir, le saint Pontife ne 
devait-il pas se demander avec anxiété où et comment se réunirait 
le conclave? Et cependant il ne prit aucune mesure exceptionnelle 
pour le choix de son successeur et s’en remit pour cela à Dieu et 
au Sacré Collège. Pie IX. a connu aussi des jours difficiles; il s'est 
préoccupé de la liberté des élections pontificales; mais bien loin de 
se donner un successeur, il s’est contenté d’adoucir, par des mesures 
spéciales, certaines prescriptions de la législation du conclave, et cela 
seulement pour l'élection de ses deux successeurs immédiats. « 


B. schliesst seine Abhandlung mit einem Blick auf die Gegen- 
wart: »Aujourdhui on peut l’affirmer sans témérité, la situation du 
Saint-Siège, sans être normale, semble plutôt moins difficile; aussi, sans 
se donner comme spécialement informé, on peut croire que Léon XIII 
ne songe pas à prendre une mesure que Pie VI., il y a un siècle, 
et Pie IX., il y a trente ans, n’ont pas jugée nécessaire, ni peut- 
être même possible«. 

Der Lösungsversuch von B. wird kaum jemanden befriedigen. 
Wir unsererseits lehnen denselben und zwar die beiden Teile der 
These ab, da wir einerseits nicht annehmen können, dass der Stifter 
der Kirche, der ala Gott all den Streit und all die Kämpfe, welche 
sich, in Folge der menschlichen Schwächen, an die Besetzung des 
obersten Hirtenamtes knüpfen, voraussehen musste ?), und Petrus als 
Nachfolger bestellte, seiner Kirche nicht eine Weisung über einen 
so wichtigen Punkt der kirchlichen Verfassung, wie die Bestellung 
seines Stellvertreters auf Erden, hinterlassen habe, andererseits aber 
nicht einzusehen ist, warum der Papst, falls er von Christus das 
Recht erhalten hat, seinen Nachfolger zu ernennen, dasselbe nicht 
auszuüben berechtigt ist, und zwar so oft er es für gut und zweck- 
mässig findet. 


1) Diesen Fällen kann man aus allen Jahrhunderten der Kirchengeschichte 
zahlreiche andere beifügen, mit dem Hinweis darauf, dass die Päpste in diesen 
Fällen sehr oft suchten, die Papstwahlgesetzgebung zu vervollkommnen, nie 
aber zu dem Mittel der Ernennung griffen. Näheres darüber weiter unten. 

2) Vgl. dazu die Stelle im ersten Klemensbriefe an die Korinther (n. 44.1) 
wo es heisst. dass die Apostel durch Jesus Christus erfahren haben, dass einstens 
Streit über das bischöfliche Amt entstehen würde. 
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Der These von Sabatier und Many tritt G. Peries!), früher 
Prof. des Kirchenrechts an der kathol. Universität zu Washington, 
entgegen und unterzieht, unter Beherrschung des Materials und mit 
eingehender Literaturkenntnis?), auf breiter historischer und kano- 
nistischer Grundlage, die Argumente der Vertreter des Designations- 
rechtes einer Revision 3). 

Im ersten Teile seiner Schrift sucht Peries auf historischem 
Wege nachzuweisen, dass sich die Vollgewalt des Papstes nach posi- 
tivem Recht nicht auf die Ernennung des Nachfolgers bezieht. Hätte 
Christus dem Papste das Recht gegeben, den Nachfolger zu er- 
nennen‘), so müsste man doch in Schrift und Tradition eine Spur 
davon finden; das »pasce oves« so zu deuten, dass auch das »pastorem 
institueree darin inbegriffen ist, sei eine willkürliche Deutung. Den 
Gegnern gegenüber, welche eine Tradition zu Gunsten des Desig- 
nationsrechtes durch die Designationen der ersten Jahrhunderte, durch 
die Verordnung des Symmachus über die Papstwahl, durch die Er- 
nennung ihres Nachfolgers durch die Päpste Felix IV. und Bonifaz Il. 
als erwiesen hinstellen, weist P. darauf hin, dass die Designationen 
der ersten Jahrhunderte gewichtige Empfehlungen, aber keine Er- 
nennungen gewesen sind 5), da ja die Wahl nicht ausgeschlossen war. 
Das Dekret des Papstes Symmachus könne auch nicht als Beweis 
gelten, da der ganze Sinn der Verordnung auf eine Übereinkunft mit 
den Wählern (de sui electione successoris decernere) nicht aber auf 
eine Ernennung geht. Wenn das Dekret letzteren Sinn gehabt hätte, 
so wäre es doch zum mindesten auffällig, dass Symmachus nicht 
selbst darauf bedacht war, sein Dekret auszuführen. Ferner kann 
auch nicht eingewendet werden, der Papst habe das Recht nur in 
Notfällen, da, wenn das Dekret wirklich das Ernennungsrecht fest- 
legt, der Papst dasselbe in allen Fällen hat, weil nicht die geringste 
Einschränkung gemacht wird. 


1) L'intervention du Pape dans l'élection de son successeur. Paris 1902. 
(Zuerst erschienen im Ami du Clerg& 1901, Nr. 28, 30, 33, 36, 40). 

2) Der Aufsatz von Boudinhon scheint Peries entgangen zu sein, ebenso 
mein Aufsatz im »Katholik«. 

3) Vgl. die Recensionen von A. Bondinhon, Bulletin critique 1902 p. 292; 
Stimmen aus M. Laach Bd. 62 (1902) p. 593: Church Times 1902, 6. Juni; Strass- 
burger Diözesanblatt 1902. Januarheft p. 39 u. s. w. 

4) Vgl. das Argument von Phillips (Kirchenrecht V p. 733), welcher 
ausführt, dass es nicht anzunehmen ist, dass, wenn Christus den Päpsten durch 
die Ernennung des Petrus zu seinem Nachfolger, das Recht gegeben hätte, das- 
selbe zu tun, sie dem vom Meister gegebenen Beispiel nicht gefolgt wären. 
Christus habe bei der Einsetzung des Petrus nicht als Mensch, sondern als 
Gott und Herr der Kirche gehandelt. 

9) Dies ist die gewóhnliche Ansicht: Duchesne (Bulletin critique 1893 
p. 236); Funk (Tübinger Quartalschrift 1894 p. 174); Wurm, Die Papstwahl 
1902 p. 8; Sügmüller, Literarische Rundschau, 1902 Heft 9 und andere, 


Designationsfrage nach den neuesten Forschungen. 89 


Eingehend wird die von Papst Felix IV. vorgenommene Desig- 
nation behandelt 1). P. hebt hervor, dass Papst Felix den Protest des 
Klerus gegen die »bis dahin unerhörte Massregel, um sich denjenigen 
Nachfolger zu sichern, in dessen Hände er am besten die Zügel ge- 
borgen glaubte?)«, voraussah und seine eigenen Anhänger, die er 
um sich versammelt hatte, im Falle der Weigerung des Gehorsams, 
mit der Exkommunikation bedrohte. Felix hätte doch die voraus- 
gesehene Opposition seiner eigenen Anhänger damit beschwichtigen 
können, dass er darauf hinwies, Papst Symmachus habe das Ernennungs- 
recht des Papstes gesetzlich festgelegt °), wenn letzteres, wie Many und 
andere behaupten, der Fall gewesen wäre. Die Opposition der Majorität 
des römischen Klerus, welchen zur Übergabe des Palliums an Bonifaz 
nicht herbeizuziehen Felix IV. einen Grund haben musste, konnte 
der Papst dadurch verhindern, dass er erklärte, als römischer Bischof 
habe er das Recht, seinen Nachfolger zu ernennen. Hatte Symmachus 
auf der römischen Synode erklärt, der Papst könne mit den Wählern 
über die folgende Wahl verhandeln, warum tat es dann Felix IV. 
bezüglich der Ernennung des Nachfolgers, wenn er das Ernennungs- 
recht hatte, nicht? Das wäre doch das gegebene Mittel gewesen, 
um eine zwiespältige Wahl zu verhindern. Der römische Klerus, 
dessen kirchlichen Sinn wir doch kaum anzweifeln dürfen, hätte 
sicher in seiner grossen Mehrzahl ein im Primat enthaltenes und 
durch Erklärung (oder event. Ausübung) bekanntes Recht des Papstes 
anerkannt und die Kirche hätte sich, wie bei anderen Gelegenheiten, 
z. B. beim Ketzertaufstreit*), der Entscheidung des Papstes unter- 
worfen. Doch von allem nichts. Felix IV. wollte im Gegenteil die 
Wahlberechtigten vor eine vollendete Tatsache stellen und hoffte 
seinem Erwählten, indem die Wahlberechtigten angesichts der ver- 
hängten Exkommunikation auf eine Wahl verzichteten und die von 
Felix vollzogene Wahl anerkannten, die Nachfolge zu sichern. Die 
verhängte Strafe hielt jedoch die Mehrzahl des Klerus nicht ab, 
unter Nichtanerkennung des vom Papste Gewählten, den Dioskur zu 
wählen. Nach dem frühen Tode von Dioskur gaben die Wähler 


1) Die neueste Darstellung bei Saymüller, Quartalschrift 1903 p. 235—44. 

2) Grisar 1. c. p. 494. 

3) Wenn Wittig, Quartalschrift 1902 p. 407 hervorhebt, dass sich Papst 
Felix bei der Designation weder auf einen Vorgünger berufe noch etwas merken 
lasse, dass sein Vorgehen mit den Satzungen der Kirche im Widerspruche stehe, 
so ist das jedenfalls kein Beweis, dass nach Felix die Designation mit dem 
geltenden Recht vereinbar sei. | 

4) Dass sich der rômische Klerus schliesslich unterwarf und dass die Ge- 
sammtkirche den von Felix designirten Bonifaz als den rechtmässigen Papst 
ansah, kann damit nicht auf eine Stufe gestellt werden. 
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nach, stellten keinen Gegenkandidaten auf und anerkannten Bonifaz. 
Diese Adhesion der Wahlberechtigten zur Designation des Bonifaz, 
welche die Vertreter des Designationsrechts als irrevelant hinstellen, 
ist von grosser Bedeutung. Wenn man den libellus, welchen die 
Gegner von Bonifaz unterschreiben mussten, urgiren will, so kann 
man dagegen geltend machen, dass Papst Agapit, der nicht judex 
in propria causa war, diesen libellus öffentlich verbrannte und sich 
gegen die Handlungsweise seiner Vorgänger ausgesprochen hat. Da- 
raus geht, wenigstens indirekt, hervor, dass Papst Agapit das Er- 
nennungsrecht des Nachfolgers als dem Papste zustehend nicht an- 
erkannt hat. 

Die Ernennung des Vigilius durch Bonifaz II. war ein Ver- 
such, die von Felix IV. inaugurierte Successsionspolitik fortzusetzen 1). 
Nachdem er ebenfalls die Wahlberechtigten unter Eid verpflichtet 
hatte, die Ernennung des Vigilius anzuerkennen, widerrief er »quia 
culpa eum respiciebat et reum confessus est majestatise Öffentlich 
die Ernennung seines Nachfolgers. Wenn je, so waren damals die 
Verhältnisse gegeben, den Nachfolger zu ernennen, wie es die 
Wirren beim Tode Bonifaz zeigten. Im Widerruf des Bonifaz kann 
man nur das Eingeständnis sehen, dass dem Papst das Ernennungs- 
recht nicht zustehe. 

Man kann die Handlungsweise von Felix IV. und Bonifaz II. 
interpretieren, wie die Vertreter der negativen Richtung es tun, 
ohne mit der päpstlichen Unfehlbarkeit, welche wir als unserer 
Kirche treu ergebene Söhne voll und ganz anerkennen, in Konflikt 
zu kommen. Wenn uns von gegnerischer Seite entgegengehalten 
wird, dass der Papst unfehlbar ist in der Erkenntnis des Inhalts 
des Primats und dass der Syllabus den Satz verwirft, die Päpste 
hätten je die Grenzen ihrer Gewalt überschritten, folglich müsse 
man die Handlungsweise von Felix IV. und Bonifaz II. als berechtigt 
anerkennen, so kann man dagegen geltend machen 21, »dass der Papst 
in der Erkenntnis des Inhaltes des Primates nur dann unfehlbar ist, 
wenn er als oberster Lehrer oder durch eine Anordnung die ganze 
Kirche, d. h. die Gesammtheit verpflichtet. Die Bestimmung Felix IV. 
bezog sich aber nicht auf die ihm untergebene Kirche, sondern auf 
die Kirche nach seinem Tode, die ihm nicht mehr untergeben war. 
Für diesen erst nach seinem Tode wirksam werdenden Akt besass 
er nicht die Gabe der Unfehlbarkeit. 


1) Dazu jetzt noch Ságmüller ]. c. p. 244 ff. 
2) J. G. Mayer, Kann der Pini seinen Nachfolger ernennen ? 
(Schweizerische Rundschau 1901/1902 p. 217). 
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Der Papst hat die hôchste Gewalt für die Leitung der Kirche, 
so lange er Papst ist. Die Wahl des Nachfolgers gehört nicht zur 
Leitung der Kirche, sondern durch sie wird der Regent derselben be- 
stimmt für eine Zeit, in welcher der jetzige Papst nicht mehr Ober- 
haupt der Kirche ist, für die ihm das Hirtenamt nicht mehr zu- 
kommt. Durch die Wahl des Nachfolgers würde er einen Akt vor- 
nehmen, der erst nach seinem Tode in Kraft treten würde und der 
die Glieder der Kirche verpflichten soll, welche zu jener Zeit nicht 
mehr seine Untergebenen sind, weil seine Gewalt erloschen ist. Der 
Befehl müsste vollzogen werden von denjenigen, welchen er nicht 
mehr zu befehlen hat. Man kann sich auch nicht auf die Papst- 
wahlgesetze berufen. Diese werden noch zu Lebzeiten des Papstes 
wirksam und dauern daher über seinen Tod hinaus, eine Verordnung 
aber, welche erst nach seinem Tode wirksam werden könnte, wird 
dies überhaupt nicht. Durch Gesetz kann die Designation nicht an- 
gewendet werden, weil dies nach dem Urteile aller zum Schaden der 
Kirche wäre. Eine einfache Anordnung (praeceptum) überlebt aber 
ihren Urheber nicht. Die Berufung auf das Testament des Papstes 
ist unzulässig, denn dort verfügt er über Privatangelegenheiten, 
uicht über die der Kirche !).« 

Einzelne Vertreter des Designationsrechtes werden durch ihren 
Standpunkt selbst in einen Widerspruch verwickelt und in eine schiefe 
Stellung zu der von ihnen in die Kontroverse gezogenen Unfehlbarkeit 
des Papstes gebracht. Wenn Felix IV. durch die Ernennung seines Nach- 
folgers zum Ausdruck brachte, dass der Papst das Recht dazu habe, 
so lásst sich aus der Zurücknahme der Designation durch Bonifaz und 
aus dem Geständnis, er habe durch die Ernennung seines Nachfolgers 
gegen die Majestát Gottes?) oder der Kirche gesündigt, das gerade 
Gegenteil schliessen. Ferner war Papst Bonifaz II. unfehlbar, ent- 
weder als er den Vigilius einsetzte, oder als er dessen Ernennung 
zurücknahm. Ebenso kann die Handlungsweise von Papst Agapit 
nur so gedeutet werden, dass er durch die Rehabilitirung des Dios- 
kur zum Ausdruck brachte, dass demselben durch die Verurteilung 
von Bonifaz II. Unrecht geschehen und dass folglich die Wahl von 
Dioskur nicht unrechtmässig war. Es hilft nichts, die Ausrede geltend 
zu machen, bei der Ernennung des Vigilius seien die Bedingungen 
für eine Designation nicht gegeben gewesen; denn hat Bonifaz seinen 


1) Mayer 1. c. p. 217, welchem das Argument ausschlaggebend scheint. 
Cavagnis, Institutiones s. oben p . 74. Peries 1. c. p. 80-81. 

2) Nach Sdgmüller, Quartalschrift 1903 p. 246 A. 3 braucht man den 
Ausdruck nicht notwendigerweise auf die Majestät Gottes zu beziehen. 
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Nachfolger ernannt, ohne dass die Bedingungen für eine Designation 
gegeben waren, so hat er auch, da nach der vermittelnden Richtung 
der Papst nur in Ausnahmefällen designieren kann, in diesem Falle 
seine Machtvollkommenheit überschritten. Aber auch dies dürfte mit 
dem Syllabus schwer in Einklang zu bringen sein. 

Aus diesem Widerspruch kommt man nur durch die Annahme 
heraus, dass Papst Felix IV. bezüglich der Nachfolge, um Zwist und 
Streitigkeiten bei der Wahl zu verhindern, eine Massregel zu er- 
greifen suchte, welche, weil deren Wirkung über die Regierungszeit 
des Papstes hinausgehend, nicht unter seine Machtvollkommenheit 
und nicht unter seine Unfehlbarkeit fiel und von seinen direkten 
Nachfolgern, als nicht in aedificationem, sondern in destructionem 
Ecclesiae gereichend, fallen gelassen wurde. 

Peries zieht bei der Beurteilung der Designation des Papstes 
Felix noch ein anderes Moment in Betracht; er frägt sich, ob die 
Authenticität und Integrität des praeceptum über allen Zweifel erhaben 
sei, und ob sich die Vorgänge so abgespielt haben, wie sie das praeceptum 
darstellt. Der Liber pontificalis berichtet nichts darüber, die Handschrift, 
welche uns die Designation übermittelt, gehórt dem 10. oder 11. Jahr- 
hundert an; von allen den Exemplaren des praeceptum, welche au allen 
Kirchen Roms angeschlagen und von Papst Felix versandt wurden, soll 
sich nur eine einzige spätere Copie in einem Kapitelsarchiv der Provinz 
erhalten haben und eine solche ausserordentliche Begebeuheit soll 
schon bei den Zeitgenossen der Vergessenheit anheimgefallen sein! 
Und falls das praeceptum von Felix IV. herrührt »n'a-t-il été, par- 
tiellement au moins, altéré dans sa teneur primitire pour étre adapté 
à des besoins posterieurs? Boniface, qui a imposé le renoncement 
du clergé au souvenir de Dioscore, n'aurait-il pas pu, supposé qu'il 
fût un ambitieux dépourvu de scrupules, expliquer ce document réel 
qu'il adressait à des églises éloignées, pour affirmer sa situation, 
par l'adjonction d'autres pièces légèrement fraudées dans leur forme, 
où une désignation serait transformée en véritable nomination !) Se 
P. verhehlt sich nicht, dass er Bonifaz II. eine Handlungsweise zu- 
traue, welche mit der Würde eines Papstes kaum im Einklang steht, 
aber fügt er hinzu »il faut envisager toutes les eventualités en face 
d'un procédé aussi anormal que celui du saint pape Félix, alors 
surtout qu'il ne nous est connu que pour une copie unique, grande- 
ment postérieure«. 

P. stellt sich ferner, unter Voraussetzung der Authenticität 


1) l.c. p. 4-7. 
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des praeceptum, die Frage, »si le pape Félix, à l’époque où le prae- 
ceptum fut rédigé, jouissait encore de toute sa raison? A cette 
époque il était assurément très bas, en tout cas il était bien connu 
pour être sous l'influence de son archidiacre, auquel saint Césaire 
d'Arles, désireux d'obtenir la confirmation rapide du Concile d'Orange, 
s'adressa de préférence au pape lui-même.  N'est-il pas au moins 
étrange que ces personnages »quorum interesse convenite dont il est 
parlé dans le praeceptum, soient si peu nombreux et qu'aucun d'eux 
ne soit mieux désigné, méme par sa qualité; étrange encore, qu'in- 
fluents comme ils devaient l'étre, étant donnée la réduction finale 
de leurs adversaires, ils n'aient pas pu grouper autour d'eux plus 
d'adhérents, lors de la consécration de Boniface? Il demeure in- 
contestablement beaucoup d'obscurités sur toute cette histoire, et il 
serait pour le moins imprudent de faire fonds principalement sur 
elle pour baser une théorie de droit successoral, qui en réalité, par 
le fait de principe de régle dans la matiére »ab actu ad posse valet 
consecutio« affirmerait une origine divine !). 


Seine Darlegungen über die Handlungsweise der Päpste Felix IV. 
und Bonifaz II. sucht P. folgenderweise mit der päpstlichen Un- 
fehlbarkeit in Einklang zu bringen?): »Tout nous porte à croire 
que la nomination d'un successeur par le Pape, ayant apparemment 
quelque chose de répugnant au droit divin et indubitablement au 
droit ecclésiastique partout respectó, n'est par un de ces actes de 
gouvernement général susceptibles d’être protégés par la préservation 
du don d'infaillibilité, mais uniquement un acte personnel, d'allures 
tout aux moins douteuses, en raison des dangereuses conséquences 
qu'il entraine fatalement aprés lui. L'établissement de règles générales 
ayant le caractère de lois, descendant même dans les détails les plus 
minimes pour faciliter la digne et rapide transmission du souverain 
pontificat, est du domaine des papes, chargés par Jesus-Christ de 
veiller à la sauvegarde de l'Eglise ‚et tout ce qu'ils déterminent à 
cet égard »sub poena nullitatis« reléve de leur autorité infaillible. 
Il faut toutefois distinguer attentivemement de ces actes les tenta- 
tives d'action personnelle, par lesquelles un pontife pourrait essayer 
de se survivre à lui-même en transmettant  héréditairement son 
pouvoir. L'infaillibilité du pape porte bien sur les doctrines, sur les 
principes de gouvernement universel de l'Eglise, mais qui oserait 
soutenir qu'elle s'étende également sur la détermination de la valeur 
morale et des capacités politiques ou religieuses d’un individu? Et 


1) 1. c. p. 75—76. — 2) 1. c. p. 77—78. 
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pourtant ce serait à cela qu'il faudrait en arriver, si nous admettions 
que l'infaillibilité pontificale s'étende jusqu'à la nomination du suc- 
cesseur. Un pape peut errer comme docteur privé, tomber dans des 
fautes graves, pratiquer une politique imprudente, tolérer une mé- 
thode d'administration moins parfaite que tels de ses prédecesseurs, 
s'oublier méme à octroyer des faveurs taxées de népotisme, tout 
cela s'est vu, l’infaillibilité ne le préserve pas de ces faiblesses in- 
tellectuelles et morales: comment pourrait-il étre infaillible dans le 
choix d'un individu qu'il connaît moins que lui-même et dont il 
peut juger conséquement beaucoup moins aisément encore? Le con- 
cours divin de Notre Seigneur préservant son vicaire d'erreur n'est 
pas du tout essentiel ici, et nous ne voyons pas pourquoi on 
voudrait l'obliger à le faire intervenire. 

Peries zeigt an einer Reihe von Beispielen, in welch misslicher 
und trauriger Lage eine grosse Anzahl von Päpsten sich befanden, 
und dennoch nicht zu dem nahe liegenden Mittel der Designation, 
welche unter den gegebenen Verhältnissen als der einzige Ausweg 
erscheinen konnte, gegriffen haben. Dies weist darauf hin, dass 
die Päpste überzeugt waren, eine Ernennung ihres Nachfolgers 
nicht vornehmeu zu kónnen, wie dies die Erklärungen von Paul III. 
und Pius IV. ausdrücklich bezeugen. Wenn man einwendet, es handle 
sich um die persönliche Meinung des Papstes und um eine Bestim- 
mung des positiven kirchlichen Rechta, so ist ersteres allerdings zu- 
zugeben, da die Publikation des von Pius 1V. vorbereiteten Dekretes 
sich nicht erweisen lässt; dagegen muss angenommen werden, dass 
Pius persónlich überzeugt war, die Ernennung des Nachfolgers sei 
gegen góttliches Recht, denn dass ein Papst, wenn er eine auf positiv 
kirchlichem Recht beruhende Bestimmung abändert, als »pontifex 
perditae mentise und als »tanti sceleris auctore in einem Offentlichen 
Konsistorium hingestellt wird, kann doch nur dadurch eine befrie- 
digende Erklárung finden, dass nach Ansicht Pius IV. und seines 
Kardinalkollegiums die Ernennung eines Nachfolgers, als gegen gött- 
liches Recht verstossend, angesehen wurde!) Wäre das Dekret er- 
lassen worden, so wäre die Frage schon längst in dem Sinne gelöst, 
in welchem sie nur eine befriedigende Lösung finden kann; die jetzt 
von unseren Gegnern so urgirte Designation des Papstes Felix IV. 
würde sich, wie wir oben ausgeführt haben, damit ohne Schwierig- 
keit in Einklang bringen lassen. 

1) Und vorausgesetzt, es handle sich bloss um die persönliche Meinung 
des Papstes, so ergibt sich aus der Erklärung Pius IV. die unabweisbare 
Konsequenz, dass der Papst samnıt Kardinalkollegium ein im Primat enthaltenes, 


durch Ausübung zum Ausdruck gebrachtes Recht als-solches,nicht erkannt, 
sondern sich dagegen ausgesprochen hat. 
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Nachdem P. im ersten Teile seiner Schrift den Nachweis ver- 
sucht hat, dass die Vollgewalt des Papstes sich nicht auf die Er- 
nennung des Nachfolgers erstreckt, legt er im zweiten Teile (p. 118 
bis 171) die theologischen und Vernunftgründe dar, welche den ersten, 
positiven Teil ergänzen und stützen. Wir werden uns ganz kurz 
fassen. 

Den theologischen Beweis formuliert P. folgenderweise: »La 
nomination de son successeur par le Pape ne saurait qu'engendrer 
le mal de l’Eglise, résultat que le souverain Pontife, infaillible comme 
il l'est, ne peut vouloir. La question dite d'opportunité prend donc 
ici un caractère tel, qu’elle se transforme en question fondamentale 
d’où découleront les autres solutions«. 

Die Gefahr des Schismas sei der Form der Bestellung des 
Nachfolgers inherent, welcher Satz, auf gründliche Beweisführung 
sich stützend, durchgeführt wird. Ist das aber der Fall, so kann 
der Papst dies Recht nicht haben, da dasselbe zum Unheil der 
Kirche gereicht. Wenn solche ausserordentliche Notfälle konstruiert 
werden, dass im gegebenen Falle die Ernennung der einzig mög- 
liche Ausweg sein würde, so könne man nicht von einem Recht, 
sondern von einem Notbehelf reden, der im gegebenen Falle von 
vornherein nicht nur die Zustimmung der Wahlberechtigten, sondern 
auch der ganzen Kirche finden würde. Ähnliche Notfälle kennt die 
Kirchengeschichte schon; in diesen Fällen suchten die Päpste sich 
mit der Vervollkommnung der Wahlgesetzgebung auszuhelfen, griffen 
aber nie zur Designation u. s. w. 

Das zweite Argument von P. ist folgendes: »Les motifs de la 
raison se résument ainsi: il est impossible de disposer de la puis- 
sance totale de son autorité au moment où on en est dessaisi; et si 
on la retient, on ne la peut transmettre. 

La nomination d’un successeur par le Pape encore régnant ne 
pourrait s’accomplir qu’en vertu d’une disposition testamentaire, d’un 
pacte, d’un acte administratif ou d’une loi positive. Or aucun de 
ces moyens ne peut être employé pour la transmission du souverain 
pouvoir dans l'Eglise, Il s'ensuit donc qu'il est impossible d'admettre 
la nomination d’un successeur du Souverain Pontife.« 

1. Nicht durch Testament: Das Prinzip der Vererbung der 
geistlichen Gewalt widerspricht der Idee der Kirche, wie dies aus 
der kirchlichen Gesetzgebung hervorgeht. Der Papst sei nur »man- 
dataire du Christ und usufruitier de l'Eglise« und als solcher kann 
er sein Amt nicht testamentarisch einem Nachfolger übergeben. 
2. Ein Vertrag ist ausgeschlossen, denn dieser würde sich auf eine 
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Sache erstrecken, über welche der Papst nur »pouvoir vicarial« hat, 
und über welche er nicht als Herr der Kirche verfügen kann. 
3. Nicht durch Verwaltungsakt, denn die Verwaltungsbefugnis des 
Papstes erlischt mit seinem Tode; eine solche Bestellung wäre eine 
Massregel, deren Wirkung eintreten sollte, wenn der Papst keine 
Macht mehr hat (ce serait un acte d’administration transmettant la 
totalité du pouvoir au moment où ce pouvoir n’existe plus). 4. Nicht 
durch Gesetz, welches die Zustimmung der Wahlberechtigten an 
einen vom Papste bezeichneten Kandidaten bindet; der Papst kann 
Direktiven für die Papstwahl geben, welche bei seinen Lebzeiten 
Gesetzeskraft erlangen, nicht aber durch eine gesetzliche Verfügung, 
welche nicht ein Gesetz im eigentlichen Sinne, sondern »un acte 
d'autorité personnelle restreinte à un unique case sei, nach seinem 
Tode über die päpstliche Würde verfügen und der Kirche das 
ihr mit dem Tode des Papstes zufallende Recht für den verwaisten 
Stuhl zu sorgen, wegnehmen. Eine Aufhebung der Wahl gereiche 
notwendigerweise »in destructionem Ecclesiae«, folglich müsse die Wahl 
in der von Christus gesetzten kirchlichen Ordnung begründet sein. 

Wenn wir nun einen Rückblick auf die neuesten Kundgebungen 
in der Designationsfrage werfen, so ergibt sich, dass die ältere An- 
sicht, welche dem Papste ein uneingeschränktes Recht zuspricht, 
seinen Nachfolger zu ernennen, und welche beinahe gänzlich aufge- 
geben war, neuerdings wieder Vertreter (Sabatier und in einem ge- 
wissen Sinne Many und Boudinhon) aufweist. 

Die zweite vermittelnde Richtung (Granderath, Hollweck, welchen 
sich neuerdings Grisar und Sägmüller anschliessen) behauptet, dass 
der Papst die Ernennung nicht als gewöhnlichen Besetzungsmodus 
einführen, seinen Nachfolger aber in Ausnahmsfällen designiren kann. 

Eine weitere Ansicht geht dahin, dass der Besetzungsmodus 
des päpstlichen Stuhles nicht durch Christus geregelt wurde und 
nicht auf göttlichem Rechte beruht, so dass absolut gesprochen, 
Wahl oder Ernennung stattfinden kann (Many, Boudinhon). 

Eine vierte Richtung endlich sucht die Lösung in der Ver- 
neinung des Ernennungsrechtes des Papstes (Phillips, Holder, Peries). 
Diese Lösung erscheint uns, weil sie den Schwierigkeiten am besten 
gerecht wird, die natürlichste. Das einzige Argument von Wert, 
welches die gegnerische Ansicht zu Gunsten des Ernennungsrechtes 
des Papstes beibringt. nämlich die Designation des Bonifaz durch 
Felix 1V., ist, wie wir gesehen haben, keineswegs so unanfechtbar, 
dass man darauf eine Successionstheorie von solch weittragender 
Bedeutung aufbauen könnte. 
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IT. Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse auf den 
Philippinen durch die Bulle Leo’s XIII. vom 17. Sept. 1902. 


LEO PP. XIII. 
Ad futuram rei memoriam. 


Quae, mari sinico oceanoque pacifico circumfusae, latissime 
patent insulae, atque a Philippo II. Hispaniarum rege Philippinarum 
nomen sunt mutuatae, vix ab Hernando de Magalhanes, saeculo 
XVI. ineunte, apertae sunt; statim, Crucis sanctissimae simulacro 
defixo in litore, et Deo sunt consecratae et catholicae religionis 
quaedam veluti libamenta habuerunt. 

Ex illo, Romanis Pontificibus, accedente Caroli V. ac Philippi 
eius filii hispanorum Regum egregio dilatandae fidei studio, nihil 
antiquius fuit quam ut insulanos illos, idolatrico cultu viventes, ad 
Christi fidem traducerent. Quod cum, opitulante Deo, religiosis di- 
versarum familiarum alumnis strenue adnitentibus, secundissime 
cederet; eo perbrevi annorum spatio deventum est, ut Gregorius XIII. 
de praeficiendo adolescenti Ecclesiae Antistite cogitarit, ac Manila- 
num Episcopatum instituerit. Coeptis felicibus, quae postmodum 
secuta sunt incrementa plenissime responderunt. Concordibus enim 
Decessorum Nostrorum atque Hispaniarum Regum industriis, deleta 
servitus, incolae litterarum atque artium disciplinis ad humanitatem 
exculti, templa sumptu magnifico erecta et instructa, auctus dioe- 
cesium numerus; ut Philippinarum gens et Ecclesia merito excelleret 
splendore civitatis, Religionis dignitate atque studio. Sic nempe, 
Regum hispanorum tutela datoque illis a Romanis Pontificibus pa- 
tronatu, recte atque ordine in Philippinis Insulis res catholica ge- 
rebatur. Verum quam illie armorum exitus publicae rei conversio- 
nem haud ita pridem attulit, pariter et sacrae intulit. Nam, de- 
missa ab Hispanis ditione, patronatus etiam hispanorum Regum 
desiit. Quo factum est ut Ecclesia in potiorem libertatis conditio- 
nem devenerit, parto quidem cuique iure salvo atque incolumi. — 
Huic porro novae rerum conditioni, ne inde vigor ecclesiasticae 
disciplinae in discrimen veniret, qui modus agendi, quae temperatio 
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responderet, nulla mora atque sedulo inquirendum fuit. Hanc ob 
rem, Venerabilem Fratrem Placidum Ludovicum Chapelle, Novae 
Aureliae Archiepiscopum, Delegatum Nostrum, extraordinario munere, 
in Philippinas Insulas misimus, qui, rebus coram inspectis quaeque 
moram et sustentationem non haberent, ordinatis, ad Nos referret. 
Delatum officium is quidem pro fiducia Nostra explevit; dignus 
propterea quem merita honestemus laude. Postea contigit ex auspi- 
cato ut regimen civitatum Americae Foederatarum per legationem 
singularem cum hac S. Sede consilia directe conferre susceperit 
circa modum nonnullas rem Catholicam in Philippinis Insulis respi- 
cientes quaestiones dirimendi. Coeptis libenti quidem animo fovimus 
et negotiatorum navitate ac moderatione iuvantibus, facile patuit 
aditus ad compositionem quae nunc ipso in loco curanda erit. Quae 
igitur, auditis sententiis nonnullorum S. R. E. Cardinalium S. Con- 
gregationis extraordinariis negotiis praepositae, diuturnoque consilio 
agitata Ecclesiae rationibus in Philippinis Insulis conducere maxime 
visa sunt, praesenti Constitutione Apostolica edicimus et publicamus, 
sperantes fore ut, quae Nos suprema Auctoritate constituimus, publici 
Regiminis aequitate ac iustitia favente, studiose sancteque obser- 
ventur, 

I. — De nova Dioecesium circumscriptione. — Primum igitur 
de Hierarchia sacra amplificanda mens est ac propositum. Constituta 
quidem, ut diximus, a Gregorio XIII., Manilana dioecesi, aucto sen- 
sim fidelium coetu tum indigenarum, qui catholica sacra suscipereut, 
tum ex Europa advenarum, Clemens VIII. Episcoporum numerum, 
qui praeessent, augendum censuit. Quare Manilanam Ecclesiam Ar- 
chiepiscopali titulo honestavit eidemque, tribus institutis dioecesibus, 
Episcopos Cebuanum, Cacerensem ac Neosegoviensem suffraganeos 
esse voluit. His porro, anno 1865, additus est Episcopatus larensis. 
Attamen dioecesium harum ea est amplitudo ut, ob intervallum quo 
loca dissociantur, atque itinerum difficultatem, vix contingat Episcopis 
illas nisi summo labore quoquoversus lustrare. Quamobrem suadet 
necessitas ut, nacti opportunitatem temporum, antiquas dioeceses 
arctiori termino definiamus, aliasque de integro addamus. Eapropter, 
Manilano Archiepiscopatu ac dioecesibus Cebuana, Cacerensi, Neo- 
segoviensi et Iarensi servatis, quatuor insuper adiicimus et insti- 
tuimus dioeceses; Lipensem videlicet, Tuguegaraoanam, Capizanam 
et Zamboangensem, universas, ut ceterae, Manilanae Metropoli suf- 
fraganeas. In Marianis praeterea Insulis Praefecturam Apostolicam 
ereamus, quae Nobis ac Successoribus Nostris, auctoritate nulla in- 
terposita, pareat. 
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II. — De Metropolita deque Suffraganeis Episcopis. — Me- 
tropolitani titulo, qui potiatur, in Philippinis Insulis unus esto, Ar- 
chiepiscopus Manilanus; episcopos ceteros, tum qui antiquas obtinent 
sedes tum qui recens institutas tenebunt, eidem subesse oportet, 
suffraganei officio atque nomine. Quibus vero iuribus Metropolita 
fruatur quibusque polleat muneribus, ecclesiasticae leges, quae modo 
vigent, edicunt. Quas quidem dum leges inviolate servari volumus, 
volumus etiam Metropolitam inter et suffraganeos integra esse sem- 
per sanctae amicitiae et caritatis vincula, eaque officiis mutuis, con- 
siliorum communicatione atque episcopalibus praesertim coetibus pro 
locorum intervallis frequentius agendis, arctius in dies firmari et 
obstringi. Maximarum enim utilitatum parens est atque custos 
animorum concordia. 

III. — De Capitulo Metropolitano deque Capitulis Ecclesia- 
rum suffraganearum. — Canonicorum collegio honestari Ecclesiae 
Metropolitanae decus et splendor postulat. Quae vero stipendia 
Canonicis singulis, elapso tempore, ab hispano regimine numerabantur, 
unde in posterum peti debeant, Delegatus Apostolicus videbit ac 
suggeret. Quod si, reddituum exiguitate, numerus Canonicorum, qui 
adhuc fuit, servari haud quiverit, sic ad pauciores contrahatur, ut, 
minime subductis iis qui dignitatum nomine veniunt, ad decem sal- 
tem censeantur. Archiepiscopus autem tum dignitates dietas et Ca- 
nonicatus, tum universa, quae in Ecclesia Metropolitana sunt, bene- 
ficia privo liberoque iure conferet: iis quidem exceptis, quae vel 
communi lege, Sedi Apostolicae reservantur, vel in cuiusvis patronatu 
sunt, vel concursus conditione obstringuntur. In ceteris porro ca- 
thedralibus templis constitui Canonicorum collegia vehementer opta- 
mus. Quod quamdiu perfici haud poterit, Episcopi viros aliquot, 
pietate, scientia, gerendarum rerum usu conspicuos, e gemino clero 
delectos, Consultores habeant, prouti scilicet in dioecesibus aliis, Ca- 
nonicorum coetu similiter carentibus. Ne vero eiusmodi cathedralibus 
aedibus, quae Capitulo carent, sollemnium sacrorum dignitas desi- 
deretur, Consultores, quos modo diximus, Episcopo operanti adstabunt. 
Qui si ratione aliqua praepediantur, Episcopus alios e clero cetero, 
tam saeculari quam regulari, digniores sufficiet. 

IV. — De sede vacante in Dioecesibus suffraganeis. — Dioe- 
cesis suffraganea quaevis, Collegio Canonicorum expers, si Episcopo 
orbari contigerit, eam Metropolita administrandam suscipiet: qui si 
deerit, propinquiori Episcopo procuratio obveniet, ea tamen lege ut 
Vicarius quamprimum eligatur. Interea vero :lemortui Episcopi 
Vicarius generalis dioecesim moderetur. 
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V. — De clero saeculari. — Quoniam experiendo plane com- 
pertum est, clerum indigenam perutilem ubique esse, curent diligenter 
Episcopi ut indigenarum sacerdotum numerus augeri valeat; ita 
tamen ut illos antea ad pietatem omnem ac disciplinam instituant, 
idoneosque norint, quibus ecclesiastica munia demandentur. Quos 
vero usus et experientia praestantiores ostenderit, eos ad potiores 
procurationes gradatim advocent. Id vero maxime commendatum 
habeant qui in clero censentur, ne abripi se partium studiis unquam 
sinant. Quamvis enim communi lege sit cautum, ne qui militat Deo 
se implicet negotiis saecularibus; peculiari tamen modo, ob tempo- 
rum rerumque adiuncta, hoc in Philippinis insulis ab hominibus sacri 
ordinis devitandum ducimus. Praeterea, quoniam animorum coniunctio 
praecipua vis est ad grandia quaevis atque utilia perficienda, eam, 
pro religionis bono, sacerdotes omnes, nulla exceptione, sive e sae- 
culari clero sint, sive in religiosis familiis censeantur, inter sese 
studiosissime foveant. Decet sane ut qui unum sunt corpus unius 
capitis Christi, non sibi invicem invideant, sed unius sint voluntatis, 
caritate fraternitatis invicem diligentes. Cui quidem caritati pro- 
vehendae disciplinaeque simul vigori servando, meminerint Episcopi 
prodesse plurimum synodales conventus subinde cogere, pro oppor- 
tunitate locorum ae temporum. Quod si faxint una erit facile om- 
nium sentiendi ratio unaque agendi. Ne vero conceptus semel ardor 
in cleri hominibus deferveat, et ut virtutes sacerdotio dignae re- 
tineantur et crescant, pium spiritualium Exercitiorum institutum vel 
maxime conducit. Curent idcirco Episcopi ut quotquot in sortem 
Domini vocati sunt, tertio saltem quoque anno, in opportunum locum 
ad aeternarum rerum meditationem secedant, quo scilicet acceptas a 
mundano pulvere sordes eluant et ecclesiasticum spiritum instaurare 
queant. Satagendum insuper est, ut sacrarum disciplinarum studium 
frequenti exercitatione in clero vigeat: Labia enim sacerdotis cu- 
stodient scientiam, quo nempe docere possit fideles, qui legem re- 
quirent de ore eius. Nihil vero ad hunc finem aptius quam colla- 
tiones habere saepius, tum de re morum, tum de liturgicis quae- 
stionibus. Quod si asperitas itinerum, contractus sacerdotum nume- 
rus, aliaeve id genus causae conventus eiusmodi ad disceptandum 
impediant, optimum factu erit, si ab iis qui coetui interesse nequeunt 
praepositae quaestiones scripto enodentur et Episcopis statuto tempore 
submittantur. 

VI. — De Seminariis. — Quanti faciat Ecclesia adolescentium 
seminaria, qui in cleri spem educantur, perspicere licet ex Triden- 
tuée Synodi decreto, quo ea primum sunt instituta. Oportet idcirco 
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Episcopos omnem operam industriamque impendere ut domum in sua 
quisque dioecesi habeat, in quam tirunculi militiae sacrae a teneris 
recipiantur atque ad vitae sanctimoniam et ad minores maioresque 
disciplinas formentur. Consultius autem erit si adolescentes, qui lit- 
teris student, aliis utantur aedibus; aliis vero iuvenes, qui, littera- 
rum cursu emenso, in philosophiam ac theologiam incumbunt. Utro- 
bique autem alumni perpetuo degant, quoad sacerdotio, si meriti 
quidem fuerint, initientur; nulla unquam, nisi ex gravi causa, facul- 
tate facta ad suos remeandi. Seminarii regimen Episcopus optimo 
cuique demandet, sive e saeculari clero sive e regulari, qui scilicet - 
regendi prudentia usuque praestet vitaeque sanctitate praecellat. 
Quae autem a Nobis Nostrisque Decessoribus saepe sunt edicta, 
abunde docent quo pacto quove modo in sacris seminariis studia 
sint ordinanda. Sicubi vero Seminarium desit, Episcopus alumnos 
dioecesis suae in viciniorum dioecesium Seminariis educandos curabit. 
Nulla insuper ratione permittant Episcopi ut Semimarii aedes ulli 
pateant, nisi iis adolescentibus qui spem afferant sese Deo per sacros 
ordines mancipandi. Qui vero ad civilia munia institui volent, alias, 
si res sinunt, obtineant aedes, quae convictus vel collegia episcopalia 
nuncupentur. Illud denique cavendum summopere, ex Apostoli prae- 
cepto, ne cuipiam Episcopi cito manus imponant; sed eos tantum ad 
sacra evehant sacrisque tractandis adhibeant qui diligenter explorati, 
debitaque scientia ac virtute exculti, ornamento dioecesi usuique esse 
possint. E seminario autem egressos ne sibi permittant penitus; sed 
ut vitent otia nec sacrarum scientiarum studia intermittant, cou- 
silium est quam optimum illos, quinquennio saltem a sacerdotio 
suscepto, periculo quotannis subiicere de re dogmatica et morum, 
coram doctis gravibusque viris faciendo. Quia vero aedes Romae 
patent etiam iuvenibus e Philippinis insulis qui maioribus disciplinis 
dare operam velint, pergratum Nobis eveniet si Episcopi delectos 
Subinde adolescentes huc mittent, qui religionis scientiam, in ipso 
veritatis centro acquisitam, cum suis deinde civibus utiliter com- 
municent. Sancta autem haec Sedes pro sua parte curabit oppor- 
tunis modis ad potiorem culturam melioremque ecclesiasticam formam 
clerum saecularem provehere ita ut apto tempore reperiatur idoneus 
qui cleri regularis partes in pastoralis muneris procuratione suscipiat. 

VII. — De Religiosa puerorum eruditione deque Manilana 
studiorum Universitate. — Verum non ad ecclesiastica solum semi- 
naria Episcoporum industrias spectare oportet: adolescentes enim e 
laicorum ordine, qui scholas alias celebrant, eorum etiam curis et 
providentiae demandantur. Est igitur Antistitum sacrorum officium 
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omni ope adniti, ut puerorum animi, qui publice litteris imbuuntur, 
religionis scientia ne careant. Quae ut rite tradatur, videant Episcopi 
ac perficiant ut et magistri tanto muneri sint pares, et libri qui 
adhibentur, nulla inficiantur errorum labe. Quoniam autem de scholis 
publicis sermo incidit, Lyceum magnum Manilanum, a Dominicianis 
Sodalibus Innocentii X. auctoritate conditum, merita sine laude 
praeterire nolumus. Quod, quia doctrinae integritate praestantiaque 
doctorum floruit semper, neque exiguas peperit utilitates, non modo 
‘ ab Episcopis omnibus benevole haberi cupimus, sed in tutelam No- 
stram Nostrorumque Successorum ultro recipimus. Quare, privilegia 
et honores a Romanis Pontificibus Innocentio X. et XI. et Clemente XII. 
eidem concessa plenissime confirmantes, illud Pontificiae Universitatis 
titulo augemus, quique gradus accademici in eo conferuntur, eandem 
vim habere volumus, quani in ceteris Pontificiis Universitatibus ob- 
tinent. ` 

VIII. — De Regularibus. — Opportunitatibus novi in regione 
illa rerum ordinis concedens S. haec Sedes Apostolica statuit tem- 
pestivis provisionibus religiosis viris adesse qui redire intendunt ad 
vitae rationem sui Instituti propriam, deditam nempe omnino sacri 
ministerii operibus bouorum in vulgus morum profectui rei christianae 
civilisque pacifici convictus incremento. Alumnis ergo religiosarum 
familiarum enixe commendamus, ut quae, nuncupatis votis, officia 
susceperunt, saucte impleant, memini ullam offensionem dantes. 
Praecipimus ut clausurae leges inviolate servent; quapropter teneri 
omnes volumus decreto illo, quod, editum a Congregatione super 
Episcopis et Regularibus die 20. Julii 1731, Clemens XII. decessor 
Noster Litteris apostolicis Nuper pro parte die 24. augusti eiusdem 
anni confirmavit. Clausurae autem ea sit norma iique sint fines, 
quae decreto alio edicuntur, a S. Congregatione Propagandae Fidei 
die 24. augusti 1780 Pio Vl. approbante, interposito. Ceterum Re- 
ligiosi viri, quotquot in Philippinis versantur, illos summopere re- 
vereri atque observare meminerirt, quos Spiritus Sanctus posuit re- 
gere ecclesiam: et arctissimo concordiae et caritatis foedere cum 
saeculari clero coniuncti, nihil antiquius habeant quam in opus mi- 
nisterii, in aedificationem corporis Christi, sociatis studiis, vires om- 
nes intendere. Porro ut dissensionum elementa penitus eradantur, 
in Philippinis etiam Insulis observari in posterum volumus Consti- 
tutionem Firmandis a Benedicto XIV. datam 8. id. novembris 1744, 
itemque aliam Romanos Pontifices, qua Nos 8. id. maii 1881 non- 
nulla controversiarum capita inter Episcopos et Missionarios Regu- 
lares in Anglia et Scotia definivimus, 
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IX. — De Paroeciis. — Quae paroeciae curionibus e Religiosis 
Familiis sint demandandae Episcopi videant, collatis sententiis cum 
earumdem Familiarum Praesidibus. Quod si quaestio de ea re oria- 
tur, nec privatim componi queat, causa ad Delegatum Apostolicum 
deferetur. | | 

X. — De Missionibus. — Ad cetera argumenta, quibus Ec- 
clesia magistra opportune cavetur ne fides morumque integritas 
aliaque ad aeternam animorum salutem pertinentia detrimentum 
capiant, accedunt equidem summaeque sunt utilitatis spiritualia 
Exercitia quaeque vulgo Missiones audiunt. Optandum quapropter 
omnino est ut, in provinciis singulis, singulae saltem condautur 
domus, octo plus minus Religiosis viris excipiundis, quibus sit unice 
praestitutum urbes subinde ac pagos lustrare dictaque modo ratione, 
sacris concionibus populos excolere. Quod tamen, si fidelibus utile, 
necessarium profecto illis est, qui Evangelii lucem nondum hauserunt. 
Ubi igitur agrestes adhuc gentes occurrunt immani idolorum cultui 
addicti, sciant Episcopi et sacerdotes teneri ad earum conversionem 
curandam. Quare inter illas etiam stationés fundentur pro sacer- 
dotibus qui apostolico munere fungantur, nec solum idololatras ad 
christiana sacra traducant, verum etiam pueris instituendis dent 
operam. Hae porro stationes sic erunt ordinandae ut deinde op- 
portuno tempore ad Praefecturas vel Vicariatus Apostolicos evehi 
queant. Ne autem qui ibidem sacris occupantur necessaria ad victum 
promovendamque fidem desiderent, hortamur ut in dioecesi quaque, 
incolumi quidem Lugdunensi Instituto quod a Propagatione Fidei 
appellatur, peculiares coetus instituantur virorum ac foeminarum, 
qui fidelium symbolis colligendis praesint, collectasque Episcopis 
tradant, Missionibus aequo iure ex integro distribuendas. 

XI. — De disciplina ecclesiastica. — Conciliandae clero fidelium 
eristimationi nihil conducit efficacius, quam, si quae sacerdotes do- 
cent verbo, ea simul opere compleant. Cum enim ut Tridentina 
Synodus inquit, a rebus saeculi in altiorem sublati locum conspi- 
ciantur, in eos tamquam in speculum reliqui oculos coniiciunt ex 
lisque sumunt quod imitentur. Quapropter sic decet omnino clericos 
vitam moresque suos omnes componere ut habitu, gestu, incessu, 
sermone, aliisque omnibus rebus, nil nisi grave, moderatum ac re- 
ligione plenum prae se ferant; levia etiam delicta, quae in ipsis ma- 
xima essent, eflugiant, ut eorum actiones cunctis afferant venera- 
tionem. Sed enim pro hac disciplinae ecclesiasticae instauratione 
proque plena Constitutionis huius Nostrae exequutione Venerabilem 
Fratrem Ioannem Baptistam Guidi Archiepiscopum Stauropolitanum, 


104 Kirchliche Aktenstücke 


Delegatum Apostolicum extraordinarium ad Philippinas insulas mit- 
timus, Personam Nostram illic gesturum. Cui propterea opportunas 
tribuimus facultates; insuper etiam in mandatis dedimus ut pro- 
vincialem Synodum quam primum per adiuncta licuerit, indicendam 
ac celebrandam curet. 

XII. — Animorum pacificatio ac reverentia in eos qui prae- 
sunt habenda. — Restat modo ut ad Philippinarum incolas universos 
paterna caritate sermonem convertamus, eosque maiore qua possumus 
contentione hortemur, ut unitatem servent in vinculo pacis. Postulat 
hoc christianae professionis officium: Maior est namque fraternitas 
Christi quam sanguinis: sanguinis enim fraternitas similitudinem 
tantummodo corporis refert, Christi autem fraternitas unanimitatem 
cordis animaeque demonstrat, sicut scriplum est, Act. IV, 32: Mul- 
titudinis autem credentium erat cor unum et anima una. Postulat 
religionis bonum, quae prima fons et origo fuit earum laudum, qui- 
bus Philippinarum gentes superiore tempore floruerunt. Postulat 
denique sincera caritas patriae, quae ex publicis perturbationibus 
nil nisi damna capiet ac detrimenta. Eos qui imperium tenent ex 
Apostoli praescripto, revereantur, omnis enim potestas a Deo est. 
Et quamvis longinquo oceani spatio a Nobis seiuncti, sciant se esse 
in fide Apostolicae Sedis, quae sicut illos peculiari complectitur di- 
lectione, tutandarum ipsorum rationum nunquam curam abiiciet. 
Decernimus tandem has nostras litteras nullo unquam tempore de 
subreptionis aut obreptionis vitio, sive intentionis Nostrae alioque 
quovis defectu notari vel impugnari posse et semper validas ac 
firmas fore, suosque effectus in omnibus obtinere, ac inviolabiliter 
observari debere, non obstantibus Apostolicis atque in synodalibus, 
provincialibus et universalibus Conciliis editis generalibus vel spe- 
cialibus sanctionibus, nec non veterum sedum Philippinarum et Mis- 
sionum inibi constitutarum et quarumcumque Ecclesiarum ac piorum 
locorum iuribus aut privilegiis, iuramento etiam, confirmatione Apo- 
stolica aut alia quacumque firmitate roboratis, ceterisque contrariis 
quibuscumque, peculiari etiam mentione dignis; quibus omnibus 
quatenus supra dietis obstant, expresse derogamus. Irritum quoque 
et inane decernimus si secus super his a quoquam quavis auctoritate, 
scienter vel ignoranter, contigerit attentari. "Volumus autem ut ha- 
rum litterarum exemplis etiam impressis, manuque publici Notarii 
subscriptis et per constitutum in ecclesiastica dignitate virum suo 
sigillo munitis, eadem habeatur fides quae Nostrae voluntatis signi- 
ficationi, ipso hoc diplomate ostenso, haberetur. Nullo ergo hominum 
liceat hanc paginam Nostrae erectionis, constitutionis, restitutionis, 
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dismembrationis, suppressionis, adsignationis, adiectionis, attributionis, 
decreti, mandati ac voluntatis infringere, vel ei ausu temerario con- 
traire. Si quis autem haec attentare praesumpserit, indignationem 
omnipotentis Dei et beatorum Petri et Pauli Apostolorum Eius se 
noverit incursurum. 

Datum Romae apud S. Petrum sub Annulo Piscatoris die 
17. Septembris 1902. Pontificatus Nostri Anno Vigesimo quinto. 

L. + 8. Alois. Card. Macchi. 


2. Reform des Trapistenordens durch Litt. Apost. Leo's XIII. 
vom 30. Juli 1902. 


LEO PP. XIII. 
Ad perpetuam rei memoriam. 


Non mediocri sane animi Nostri solatio percipere licuit, unita- 
tem communionemque vitae, iam inde ab anno: 1892 inter varia 
Cisterciensium Trappistarum Instituta feliciter initam, firmiorem 
temporis diuturnitate effici uberioresque in dies fructus usque eo 
proferre, ut vetustus ipse Cisterciensis Ordo ad pristina exempla vir- 
tutis alacrius renovanda excitatus propemodum videatur. Qui pro- 
fecto Ordo, a Roberto, viro sanctissimo, Abbate Benedictino Mo- 
lesmensi, anno christiano 1098, auspicato eductus, mirum quantum, 
cura praesertim et studio Bernardi Doctoris, propagari poterit. 
Memoratu autem, ne plura revocemus, digna occurrit potissimum 
animis praeclarae Congregationis Saviniacensis, quae Trappensis Ab- 
batiae anno 1140 erectae praefecturam gerebat, ad Ordinem Cister- 
ciensium accessio, ab Eugenio III. Decessore Nostro, Litteris datis 
die 19. Septembris anno 1147, plene cumulateque approbata. Om- 
nibus vero in comperto est, quam aspera vitae ratione, et quam 
eximia morum sanctimonia perillustris huiusce Ordinis Sodales in 
exemplum floruerint, quantaque Ecclesiae Catholicae reique ipsi civili 
tunc attulerint emolumenta. Verum, labentibus annis, temporum plane 
iniuria et voluntatum remissione, a primaeva regularis disciplinae 
observantia paullatim deflectere et latiori vivendi formae indulgere 
animi coeperunt. Quo factum, ut quae antea praescripta et usitata 
essent, ea rursum in obsequium redigenda, et qualia in prima Or- 
dinis aetate viguerant, religiosissime esse custodienda, ad unum fere 
omnes fateri cogerentur. Hinc non pauca instaurandae emendationis 
conamina et experimenta haud semel peracta, ex quibus plures illae 
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Cisterciensis Ordinis Congregationes originem duxisse noscuntur, quae, 
ad vitae rationem singulis accommodatam et noviter liberam enitentes, 
a Sede parente atque altrice, atque ab obedientia Abbati Generali 
olim praestita pedetentim discedere, suique fere iuris effici sueverunt. 
Dum aliud aliis placeret, et interioris dissimilitudine communitatis 
ceterae distarent, una religiosae disciplinae restitutio et emendatio, 
quae, ob arctius vivendi genus, Strictioris Observantiae nomine de- 
signatur, exeunte saeculo XVI, cogitatione et industria Dionysii 
Largentier Clarae Vallis Abbatis, Deo adspirante, in Gallias invecta, 
Cistercio semper unitam Abbatique Generali fidelem sese subiectamque 
continenter praebuit. Ipsam autem ab Alexandro VII. Decessore 
Nostro, datis Litteris die 19. Aprilis anno 1666, rite probata, tam 
celeri temporis et eventuum faustitate increbuit, ut perbrevi vel 
plurima coenobia numeraverit, quae inter, conspicuum procul dubio 
locum eumque praecipuum obtinuit Trappensis Abbatia, cui provi- 
dentissimi Numinis consilium longe praestantiora constituerat. Eius 
enim Sodalibus id usu venit, ut, commota Gallicae seditionis vi e 
patria in exiliunr pulsi, disciplinae suae famam ultra Europae limites 
circumferre, permultisque sensim coenobiis in Congregationes post- 
modum coalescentibus, opportune et frugifere erectis, maximis Ec- 
clesiae et hominum societatis temporibus, utrique egregio praesidio 
et ornamento esse valuerint. Quae quidem coenobia, in Galliis pri- 
mum, Gregorius XVI. Decessor Noster in unam Congregationem, 
proprio Vicario Generali praeditam, sub praeside tamen Moderatore 
Generali Ordinis Cisterciensis, coégit; Pius vero IX., Noster item 
Decessor, in duas Congregationes, cum suo utrasque Vicario, divi- 
denda censuit. Nos autem tueri cupientes regularem disciplinam, 
et, quae Nostrae sunt partes, omni cura et officii sollicitudine in- 
crementum et prosperitatem diversarum Congregationem Trappensium 
Ordinis Cisterciensis provehere, iam inde ab anno Domini 1892, quod 
magnopere ad rem conduceret, perlibenter mandavimus, ut Generale 
earumdem Congregationum Capitulum in hac alma Urbe ad id 
celebraretur, quod inter alia, de ipsarum coniunctione et regimine, 
praesertim ac praecipue, agere posset. Cum autem vota Nostra sat 
impleverit exitus, et Capitularium qui Romam dicto audientes con- 
veuerant, consilia et exempla, uti par erat, ad spem cesserint, om- 
niumque consensu decretum fuerit, ut tres Cisterciensium Trappista- 
rum Observantiae Westmallensis, Septemfontium et Mellearensis unum 
tantum Ordinem Cisterciensium. Reformatorum B. M. V. de Trappa, 
sub unius Superioris regimine constituerent, Nos datis Litteris in 
forma Brevis die 12. Martii 1893, non solum hane optatam unita- 
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tem ratam habuimus et confirmavimus, sed etiam hunc ipsum Or- 
dinem autonomum esse, sub unius Apostolicae Sedis dependentia, 
salvis iuribus Ordinariorum locorum iuxta Constitutiones Apostolicas 
et Instituti, declaravimus, decernentes ut cetera capitulariter proposta 
insererentur Constitutionibus infra annum Sacrae Episcoporum et 
Regularium Congregationi exhibendis. Cum vero Constitutiones, 
quas memoravimus, ab eadem Sacra Congregatione ratae habitae 
sint, tempus autem adhuc usque exactum operis perfecti gravitatem 
confirmaverit, dilectus Filius Sebastianus Wyart, Abbas Generalis 
dicti Ordinis, Nobis demissas preces supplicationesque porrexit, ut ad 
maiorem eiusdem Ordinis stabilitatem firmandam atque animorum 
utilitatem fovendam, non solum Constitutionibus ipsis Apostolicae 
confirmationis robur adiicere, sed et de privilegiis ad eumdem Or- 
dinem spectantibus decernere ac alia desuper opportune providere de 
benignitate Apostolica dignaremur. Nos, igitur, Cisterciensium Re- 
formatorum quieti et prospero statui amplius consulere, eosque, ut 
ad Dei laudem et Christifidelium aedifiationem felicioribus in dies 
proficere valeant incrementis, specialibus favoribus et gratiis prosequi 
volentes, necnon singulas Abbatis Generalis, aliorumque Abbatum et 
Monachorum praedictorum personas a quibusvis excommunicationis et 
interdicti, aliisque ecclesiasticis censuris sententiis et poenis, quovis 
modo vel quavis de causa latis, si quas forte incurrerint, huius tan- 
tum rei gratia absolventes et absolutas fore censentes, ad huiusmodi 
supplicationes benevole excipiendas inclinati, Constitutiones, quas iam 
diximus, omniaque et singula quae in eis continentur, Apostolica 
auctoritate, praesentium Litterarum vi, perpetuo approbamus et con- 
firmamus, illisque perpetuae et inviolabilis Apostolicae firmitatis ro- 
bur adiicimus. Praeterea statutam Unionem inter Cisterciensium 
Trappistarum Observantias Westmallensem, Septemfontium et Mel- 
learensem, earumdemque in unum Ordinem sub unius Superioris re- 
gimine ereetionem iterum approbantes et confirmantes, volumus ac 
Statuimus, ut eidem Ordini postea hoc nomen sit Ordo Cisterciensium 
Reformatorum seu Strictioris Observantiae, illiusque princeps et 
honore et auctoritate Domus, Sedesque Titularis in perpetuum cuilibet 
Abbati Generali eiusdem Ordinis sit Monasterium Cistercii vetus et 
clarum, unde Cisterciensis Familia initium duxit. Abbati insuper 
Generali aliisque Abbatibus et Sodalibus Reformatis seu Strictioris 
Observantiae, utpote qui non obstante, quam memoravimus, unione 
et in unum Ordinem autonomum constitutione, non secus ac Abbas 
Generalis, aliique Abbates et Sodales Observantiae Communis, sint 
et permaneant veri eiusdem Familiae Cisterciensis alumni, privilegia 


108 Kirchliche Aktenstücke 


omnia, gratias, indulgentias, facultates, praerogativas et indulta, quae 
praedictae Cisterciensi Familiae quomodolibet concessa fuerunt, dum- 
modo in usu sint et non sint revocata neque sub ullis revocationibus 
comprehensa, ac Sacri Concilii Tridentini Decretis et Constitutionibus 
Apostolicis atque Instituti non adversentur, et quibus Abbas Gene- 
ralis ceterique Abbates et Sodales Observantiae Communis utuutur, 
potiuntur et gaudent, sine ulla prorsus differentia, auctoritate et vi 
praedictis competere statuimus et declaramus; illisque, si opus sit, 
ea omnia impertimur et extendimus, incluso etiam privilegio Abbatum 
conferendi, servatis servandis, regularibus suis subditis primam Ton- 
suram et quatuor Ordines minores tantummodo. Decernentes prae- 
sentes Litteras validas, firmas et efficaces esse et fore, suosque 
plenarios et integros effectus sortiri et obtinere, ac Ordini et Mo- 
nachis praedictis in omnibus et per omnia plenissime suffragari: 
sicque ab omnibus censeri et iudicare debere, ac irritum et inane, 
8i secus super his a quoquam, quavis auctoritate scienter vel igno- 
ranter contigerit attentari. Non obstantibus Constitutionibus et 
Ordinationibus Apostolicis, ceterisque contrariis quibuscumque. 

Datum Romae apud S. Petrum sub anulo Piscatoris die 
30. Talii 1902, Pontificatus Nostri Anno 25. 

L. + S. A. Card. Macchi. 


3. Erziehung der Kleriker in den Seminarien Italiens. 


Obgleich nachstehende Encyklika Leo's XIII. nur an den Epis- 
kopat Italiens, wo keine theologischen Fakultäten an den Universi- 
täten bestehen, gerichtet ist, so beansprucht dieselbe doch wegen 
ihres prinzipiellen Inhalts ein weiteres Interesse, weshalb ihr Wort- 
laut hier folgen möge: 


LEONE PP. XIII. 
Venerabili Fratelli, salute ed apostolica benedizione. 


Fin dal principio del Nostro Pontificato, ponendo Noi mente 
alle gravi condizioni della società, non tardammo a riconoscere, come 
uno dei più urgenti doveri dell’ Apostolico ufficio fosse quello di 
rivolgere specialissime cure alla educazione del Clero. Vedevamo 
infatti che ogni Nostro divisamento ad operare nel popolo una 
restaurazione di vita cristiana sarebbe tornato invano, ove nel ceto 
ecclesiastico non si serbasse integro e vigoroso lo spirito sacerdotale. 
Pertanto mai non cessammo, quanto era da Noi, di provvedervi, sia 
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con opportuue istituzioni, sia con parocchi documenti diretti a tale 
intento. Ed ora una particolare sollecitudine verso il Clero d’Italia 
Ci muove, Venerabili Fratelli, a trattare ancora una volta un argo- 
mento d si grande rilievo. — Belle invero e continue testimonianze 
esso ne porge di dottrina, di pietà, di zelo; tra le quali Ci piace di 
additar con lode l’alacrità onde, secondando l’impulso e la direzione 
dei Vescovi, coopera al movimento cattolico che Ci è sommamente a 
cuore. Non possiamo tuttavia dissimulare la preoccupazione dell’- 
animo Nostro al vedere come da qualche tempo vada qua e là ser- 
peggiando una cotal brama d’innovazioni inconsulte, così rispetto 
alla formazione, come all’azione multiforme dei sacri ministri. Ora 
è facile avvisare le gravi conseguenze che sarebbero a deplorarsi, 
ove a siffatte tendenze innovatrici non si apportasse pronto rimedio. 
— Ond’ è che a preservare il clero italiano dalle influenze perniciose 
dei tempi, stimiamo cosa opportuna, Venerabili Fratelli, richiamare 
in questa Nostra lettera i veri e invariabili principii che debbono 
regolare l’educazione ecclesiastica e tutto il sacro ministerio. 

Il Sacerdozio cattolico, divino nella sua origine, soprannaturale 
nella sua essenza, immutabile nel suo carattere, non è tale insti- 
tuzione che possa accomodarsi alla volubilità delle opinioni e dei 
sistemi umani. Partecipazione del sacerdozio eterno di Gesù Cristo, 
esso deve perpetuare fino alla consumazione dei secoli la missione 
stessa dal Divin Padre affidata al suo Verbo Incarnato: Sicut misit 
me Pater, et ego mitto vos!). Operare la salute eterna delle anime 
sarà sempre il grande mandato, a cui esso non potrà mai venir 
meno; come per fedelmente attuarlo, non dovrà mai cessar di ri- 
correre a quei soprannaturali presidii e a quelle norme divine di 
pensiero e di azione che gli diè Gesù Cristo, quando inviava i suoi 
Apostoli per tutto il mondo a convertire i popoli al Vangelo. Quindi 
S. Paolo, nelle sue lettere, vien ricordando, non essere altro il 
sacerdote che il legato il ministro di Cristo, il dispensatore dei suoi 
misteri 3), e ce lo rappresenta quasi collocato in luogo eccelso 3), 
quale intermediario fra il cielo e la terra per trattare con Dio 
gl'interessi sommi dell'uman genere, che sono quei della vita sempi- 
terna. Tale il concetto che i Libri santi ne danno del Sacerdozio 
cristiano, cioè di un’ istituzione soprannaturale, superiore a tutti 
gl'istituti terreni e affatto separata da essi come il divino dall’ umano. 
— La stessa alta idea emerge chiara dalle opere dei Padri, dal 


1) Ioann, XX, 21. | 
2) II Cor. V, 20; VI, 4: I Cor. IV, 1. 
3) Hebr. V, 1. 
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magistero dei Romani Pontifici e dei Vescovi, dai decreti dei Con- 
cili, dall’ unanime insegnamento dei Dottori, e delle Scuole cattoliche. 
Che anzi tutta la tradizione della Chiesa è una voce sola nel pro- 
clamare che il Sacerdote è un altro Cristo, e che il Sacerdozio si 
esercita bensì in terra, ma va meritamente annoverato tra gli ordini 
del cielo!); poichè gli son date da amministrare cose del tutto 
celesti, e gli è conferito un potere che Dio non affidò neppure agli 
Angeli 3); potere e ministero che riguardano il governo delle anime, 
ossia l'arte delle arti’). Perciò educazione, studi, costumi, quanto 
insomma si attiene alla disciplina sacerdotale, venne sempre dalla 
Chiesa considerato come un tutto a sè, non pur distinto, ma separato 
altresì dalle ordinarie norme del vivere laicale. — Tal distinzione e 
separazione deve dunque rimanere inalterata anche ai tempi nostri, e 
qualunque tendenza ad accomunare o confondere l’educazione e la 
vita ecclesiastica con la educazione e la vita laicale, ha da giudicarsi 
riprovata, nonchè dalla tradizione dei secoli cristiani, ma dalla dot- 
trina stessa apostolica e dagli ordinamenti di Gesù Cristo. 
Certamente nella formazione del clero e nel ministero sacer- 
dotale ragion vuole che si abbia riguardo alle varie condizioni dei 
tempi. Quindi è ben lungi da Noi il pensiero di rigettare quei 
mutamenti che rendano l’opera del Clero sempre più efficace nella 
società in mezzo a cui vive; che anzi appunto per tale considerazione, 
Ci è sembrato conveniente di promuovere in esso una più solida e 
squisita coltura, e di aprire un campo più largo al suo ministero. 
Ma ogni altra innovazione che potesse recar qualche pregiudizio a 
ciò che è essenziale al sacerdote, dovrebbe riguardarsi come affatto 
biasimevole. Il sacerdote è sopra tutto costituito maestro, medico 
e pastore delle anime, e guida ad un fine che non si chiude nei 
termini della vita presente. Ora non potrà egli mai corrispondere 
appieno a così nobili uffici, se non sia, quaut’è mestieri, versato 
nella scienza delle cose sacre e divine; se non sia fornito a dovizia 
di quella pietà che ne fa un uomo di Dio; se non ponga ogni cura 
in avvalorare i suoi insegnamenti colla efficacia dell'esempio, con- 
forme all’ ammonimento dato ai sacri pastori dal Principe degli 
Apostoli: Forma facti gregis ex animo*). Comunque volgano i 


1) »Sacerdotium enim in terra peragitur, sed caelestium ordinum classem 
obtinet: et iure quidem merito« (S. Io. Chrysost. De Sacerdotio lib. III. n. 1). 

2) »Etenim qui terram incolunt in eaque commorantur, ad ea quae in 
caelis sunt dispensanda commissi sunt, potestatemque acceperunt, quam neque 
Angelis, neque Archangelis dedit Deus« (Ib. n. 5). 

8) Ars est artium regimen animarume (S. Gregor. M. Regul Past. T, c. I). 

4) I Petr. V, 3. 
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tempi, e le condizioni sociali cangino e si tramutino, queste sono le 
proprie e massime doti che debbono rifulgere nel sacerdote cattolico, 
viusta i principi della fede; ogni altro corredo naturale ed umano, 
sarà certo commendevole, ma non avrà rispetto all'ufficio sacerdotale, 
che una secondaria e relativa importanza. — Se pertanto è ragione- 
vole e giusto che il Clero si pieghi, fin dove è lecito, ai bisogni 
dell'età presente, è altresì doveroso e necessario che alla prava cor- 
rente del secolo, non che cedere, fortemente resista. E ciò, mentre 
risponde naturalmente all'alto fine del sacerdozio, vale altresì a ren- 
derne più fruttuoso il ministero, crescendogli decoro e procacciandogli 
rispetto. — Ora è noto pur troppo come lo spirito del naturalismo 
tenti inquinare ogni parte anche più sana del corpo sociale; spirito 
che inorgoglisce le menti e le ribella ad ogni autorità; che avvilisce 
i cuori e li volge alla ricerca dei beni caduchi, trascurati gli eterni. 
Di questo spirito, così malefico e già troppo diffuso, grandemente è 
a temere che qualche influsso non possa insinuarsi anche fra gli ec- 
clesiastici, massime fra i meno esperti. Tristi effetti ne sarebbero 
il venir meno a quella gravità di condotta, che tanto si addice al 
sacerdote; il cedere con leggerezza al fascino di ogni novità; il di- 
portarsi con indocilità pretenziosa verso i maggiori; il perdere quella 
ponderatezza e misura nel discutere che tanto è necessaria, parti- 
colarmente in materia di fede e di morale. Ma effetto ben più 
deplorevole, perchè congiunto col danno del popolo cristiano, ne 
seguirebbe nel sacro ministero della parola, inducendovi un linguaggio 
non conforme al carattere di banditore dell’ Evangelo. 


Mossi da tali considerazioni, Noi sentiaino di dover nuovamente 
e con più vivo studio raccomandare, che innanzi tutto i Seminari 
siano con gelosa cura mantenuti nello spirito proprio, così rispetto 
all’ educazione della mente come a quella del cuore. Non si perda 
giammai di vista, ch’essi sono esclusivamente destinati a preparare 
i giovani non ad uffici umani, per quanto legittimi ed onorevoli, ma 
all’alta missione, poc'anzi accennata, di ministri di Cristo e dispen- 
satori dei misteri di Dio!). Da tale riflesso, tutto soprannaturale, 
sacrà sempre agevole, come notammo già nella Enciclica del Clero 
di Francia data UR settembre 18992), ritrarre norme preziose non 
pure per la retta frmazione dei chierici, ma per allontanare altresì 
dagl’ Instituti, ne’ quali si educano, ogni pericolo così interno come 
esterno, d’ordine morale o religioso. — Rispetto agli studi, poichè 


1) I Cor. IV, 1. 
2) Cfr. Archiv f. k. K.-R. Bd. 80 (1900) S. 115 ff. 
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il clero non dev’ essere estraneo agli avanzamenti di ogni buona 
disciplina, si accetti pure quanto di veramente buono ed utile si 
riconosca negl’ innovati metodi: ogni tempo suol contribuire al pro- 
gresso del sapere umano. Perd vogliamo che su tal proposito siano 
ben ricordate le prescrizioni Nostre intorno allo studio delle lettere 
classiche, e principalmente della Filosofia, della Teologia, e delle 
scienze affini: prescrizioni che demmo in più documenti, massime 
nella detta Enciclica, di cui Ci piace perciò trasmettere a voi un 
esemplare, unito alla presente. — Sarebbe al certo desiderabile che 
i giovani ecclesiastici potessero tutti, com’ è dovere, fornire il corso 
degli studi sempre all’ ombra dei sacri Istituti. Ma poichè gravi 
ragioni talora consigliano che alcuni di essi frequentino le pubbliche 
Università, non si dimentichi con quali e quante cautele i Vescovi deb- 
bano ciò loro permettere!). — Vogliamo del pari che si insista sulla 
fedele osservanza delle norme contenute in altro più recente docu- 
mento, in ispecial modo per quanto concerne le letture od altro che 
potesse dare occasione ai giovani di prender parte comecchessia ad 
agitazioni esterne ?). Così gli alunni dei Seminari, facendo tesoro 
di un tempo prezioso e colla massima tranquillità degli animi, po- 
tranno raccogliersi tutti intorno a quegli studi che li rendano ma- 
turi ai grandi doveri del sacerdozio, singolarmente al ministero della 
predicazione e delle confessioni. Ben si rifletta, quanto grave sia la 
responsabilità di quei sacerdoti che, in tanto bisogno del popolo 
cristiano, trascurano di prestar l’opera propria nell’ esercizio di 
questi sacri ministeri; e di coloro altresì che non vi portano una 
illuminata operosità: si gli uni come gli altri mal corrispondono 
alla propria vocazione in cosa che troppo importa alla salute delle 
anime. E quì dobbiamo richiamare l’attenzione vostra, Venerabili 
Fratelli, sulla speciale Istruzione che volemmo data in ordine al 
ministero della divina parola 3); e desideriamo che se ne traggano 
più copiosi frutti. Rispetto poi al ministero delle confessioni si ram- 
menti quanto severe suonino le parole del più insigne e mite dei 
moralisti verso coloro che non dubitano di sedere inetti nel tribunale 
di penitenza 4); e come non meno severo sia il lamento dello insigne 
Pontefice Benedetto XIV, che poneva tra le maggiori calamità della 

, 1) Instructio Perspectum est S. Congr. EE. et RR. dat. die 21. Iulii 


1890, ad Italiae Episcopos et Familiarum Religiosarum Moderatores. Cfr. Archiv 
f. K.-R. Bd. 78 (1898) S. 126 ff. 

2) Istruzione della S. Congr. degli AA. EE. SS. del 27 Genaio 1902, 
sull'azione popolare cristiana o democratico-cristiana in Italia. 

3) Istruzione della S. Congr. dei VV. e RR. del 13 Luglio 1894 a tutti 
gli Ordinari d'Italia ed ai Superiori degli Ordini e Congregazioni religiose. 

4) S. Alf. M.* De Liguori: Pratica del Confessore, c. 1; S III, n. 18. 
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Chiesa il difetto nei confessori di una scienza teologica morale qual 
s’addice alla gravità di così santo ufficio. 

Ma al nobile scopo di preparare degni ministri del Signore è 
necessario, Venerabili Fratelli, che sia volto, e con sempre maggior 
vigore e vigilanza, oltre l'ordinamento scientifico, anche il disciplinare 
e l’educativo dei vostri Seminari. — Non vi si accolgano che gio- 
vani i quali offrano fondate speranze di voler consacrarsi in perpetuo 
al ministero ecclesiastico 1). Si tengano segregati dal contatto e 
più dalla convivenza con giovani non aspiranti al sacerdozio: tale 
comunanza potrà per giuste e gravi cause tollerarsi a tempo e con 
singolari cautele, finchè non sia dato di pienamente provvedere, con- 
forme allo spirito della disciplina ecclesiastica. Si rimandino quanti 
nel corso della loro educazione manifestassero tendenze non convene- 
voli alla vocazione sacerdotale, e nell'ammettere i chierici agli ordini 
sacri si usi somma ponderazione, giusta l’ammonimento gravissimo 
di San Paolo a Timoteo: Manus cito nemini imposueris 2). In tutto 
ciò conviene posporre qualsiasi altra considerazione, che sarebbe 
sempre da ritenersi inferiore a quella rilevantissima della dignità 
del sacro ministero. — Importa poi grandemente, che a formare 
negli alunni del santuario un’imagine viva di Gesù Cristo, nel che 
si assomma tutta l'educazione ecclesiastica, i moderatori e gl’inse- 
gnanti alla diligenza e alla perizia propria del loro ufficio, congiun- 
gano l'esempio di una vita al tutto sacerdotale. La condotta esem- 
plare di chi presiede, massime ai giovani, è il linguaggio più eloquente 
e persuasivo per ispirare negli animi loro il convincimento dei pro- 
pri doveri e l’amore al bene. Un’opera di tanto rilievo richiede 
principalmente dal direttore di spirito prudenza non ordinaria e cure 
indefesse; onde un tale ufficio, che desideriamo non manchi in verun 
Seminario, vuol essere affidato ad ecclesiastico molto esperto nelle 
vie della perfezione cristiana. Ed a lui non sarà mai abbastanza 
raccomandato d’infondere e coltivar negli alunni colla maggiore so- 
dezza, quella pietà la quale è per tutti feconda, ma specialmente 
pel clero, di utilità inestimabili 5). Perciò sia egli sollecito di pre- 
munirli altresì da un pernicioso inganno, non infrequente tra’ gio- 
vani, cioè di lasciarsi talmente prendere all’ardore degli studi, da 
non curar poi a dovere il proprio avanzamento nella scienza dei 
Santi. Quanto più la pietà avrà messo radici profonde nei chierici, 
tanto meglio saranno temprati a quel forte spirito di sacrifizio, ch'è 


1) Cone. Trident. Sess. XXIII, c. XVIII, De Reformat. 
s) I Timoth. V, 22. 
8) I Timoth. IV, 7, 8. 
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al tutto necessario per zelare la gloria divina e la salvezza delle 
anime. — Non mancano, la Dio mercè, nel clero italiano sacerdoti 
che diano nobili prove di quanto possa un ministro del Signore, 
penetrato di siffatto spirito; mirabile la generositä di quei tanti che 
per dilatare il regno di Gesü Cristo, corrono volenterosi in lontane 
terre ad incontrare fatiche, privazioni e stenti d’ogni maniera, ed 
anche il martirio. 

Di questa guisa, scorto da provvide ed amorevoli cure nella 
conveniente cultura dello spirito e dell’ingegno verrà, a grado 
formandosi il giovane levita, quale lo richieggono la santità della 
sua vocazione ed i bisogni del popolo cristiano. Il tirocinio in 
verità non è breve; eppure vorrà essere protratto anche oltre il 
tempo del Seminario. Conviene infatti che i giovani sacerdoti non 
siano lasciati senza guida nelle prime fatiche, ma vengano confor- 
tati dalla esperienza de’ più provetti che ne maturino lo zelo, la 
prudenza, e la pietà; ed è espediente altresì che, ora con esercita- 
zioni accademiche, ora non periodiche conferenze, si allarghi l’uso 
di tenerli continuamente esercitati negli studi sacri. 

E' manifesto, Venerabili Fratelli, che quanto abbiamo sin qui 
raccomandato, lungi dal menomamente nuocere, giova anzi in singo- 
lar modo a quella operosità sociale del Clero, da noi in piü occasioni 
inculcata come necessaria ai nostri giorni. Poichè coll’ esigere la 
fedele osservanza delle norme da noi richiamate, si viene a tutelare 
ciò che di siffatta operosità dev'essere l'anima e la vita. — Ripe- 
tiamo dunque anche qui, e più altamente, esser mestieri che il Clero 
vada al popolo cristiano, insidiato d’ogni parte, e con ogni sorta di 
fal aci promesse adescato segnatamente dal socialismo ad apostatare 
dalla fede avita; subordinando però tutti la propria azione all’auto- 
rità di co oro cui lo Spirito Santo ha costituito Vescovi per reggere 
la Chiesa di Dio; senza di che seguirebbe confusione e disordine 
gravissimo, a detrimento anche della causa che hanno a difendere e 
a promuovere. Anzi a tal fine desideriamo che i candidati al sacer- 
dozio, sul termine della loro educazione nei Seminari, vengano con- 
venientemente ammaestrati nei documenti pontificii che riguardano 
la questione sociale e la democrazia cristiana, astenendosi per altro, 
come più sopra abbiamo detto, dal prendere qualsiasi parte al movi- 
mento esterno. Fatti poi sacerdoti si volgano con particolare studio 
al popolo, stato sempre l'oggetto delle più amorose cure della Chiesa. 
Togliere i figli del popolo alla ignoranza delle cose spirituali ed 
eterne, e con industriosa amorevolezza avviarli ad un vivere onesto 
e virtuoso; raffermare gli adulti nella Fede dissipandone i contrari 
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pregiadizi, e confortarli alla pratica della vita cristiana; promuovere 
tra il laicato cattolico quelle istituzioni che si riconoscano veramente 
efficaci al miglioramento morale e materiale delle moltitudini; pro- 
pugnar sopra tutto i principii di giustizia e carità evangelica, ne’ 
quali trovano equo temperamento tutti i diritti e i doveri della civil 
convivenza: tale è, nelle precipue sue parti, il nobile còmpito della 
loro azione sociale. Ma abbiano sempre presente, che anche in mezzo 
al popolo il sacerdote deve serbare integro il suo augusto carattere 
di ministro di Dio, essendo egli posto a capo dei fratelli, principal- 
mente animarum causa). Qualsivoglia maniera di ocuparsi del po- 
polo, a scapito della dignità sacerdotale, con danno dei doveri e 
della disciplina eeclesiastica , non potrebbe essere che altamente 
riprovata. 

Ecco quanto, Venerabili Fratelli, la coscienza dell'Apostolico 
uffieio C'imponeva di far rilevare, considerate le condizioni odierne 
del Clero d'Italia, Non dubitiamo, che in cosa di tanta gravità ed 
importanza, alla sollecitudine Nostra voi saprete congiungere le piü 
solerti ed amorose industrie del vostro zelo, ispirandovi specialmente 
ai luminosi esempi del grande Arcivescovo, San Carlo Borromeo. 
Pertanto a dare effetto a queste Nostre prescrizioni, avrete cura di 
farne argomento delle vostre regionali Conferenze, e di consigliarvi 
Su quei provvedimenti pratici che secondo i particolari bisogni delle 
singole Diocesi vi sembreranno più opportuni. Ai divisamenti ed 
alle deliberazioni vostre non mancherà, ove sia d’uopo, il presidio 
della Nostra autorità. 

Ed ora con parola che ne viene spontanea dall’intimo del 
Nostro cuore paterno, Ci volgiamo a voi, quanti siete sacerdoti 
d'Italia, raccomandando a tutti e a ciascuno, che mettiate ogni im- 
pegno nel corrispondere sempre più degnamente allo spirito proprio 
della vostra eccelsa vocazione. A voi ministri del Signore diciamo 
con più ragione che non disse San Paolo ai semplici fedeli: Obsecro 
itaque vos ego vinctus in Domino, ut digne ambuletis vocatione, 
qua vocali estis 3). L'amore della comune madre la Chiesa rinsaldi 
e rinvigorisca tra voi quella concordia di pensiero e di azione, che 
raddoppia le forze e rende piü feconde le opere. In tempi tanto 
infesti alla religione e alla società, quando il Clero d'ogni nazione 
è chiamato ad unirsi compatto per la difesa della fede e della mo- 
rale cristiana, si appartiene a voi, figli dilettissimi, cui particolari 


1) S. TRO M. Regul. Cast. Pars II, c. VII. 
2) Eph. IV, 1. , 
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vincoli congiungono a questa Sede Apostolica, precedere a tutti gli 
altri coll’esempio, ed essere i primi nella illimitata obbedienza alla 
voce e ai comandi del Vicario di Gesù Cristo. — Così le benedizioni 
di Dio scenderanno copiose, quali Noi le invochiamo, a mantenere il 
Clero d'Italia sempre degno delle illustri sue tradizioni. 

Auspice intanto dei divini favori sia l’Apostolica benedizione, 
che a voi, Venerabili Fratelli, ed a tutto il Clero alle vostre cure 
affidato, con effusione di cuore impartiamo. 

Dato a Roma presso S. Pietro, nel dì sacro alla Immacolata 
Concezione di Maria, 8 Dicembre 1902, anno vigesimo quinto del 


Nostro Pontificato. 
Leo PP. XIII. 


4. Statut über Errichtung der theologischen Fakultàt 
an der Universität Strassburg. 


Le soussigné Cardinal Mariano Rampolla, Secrétaire d’Etat de 
Sa Sainteté, de la part du Saint-Siège, et Monsieur le Baron Georges 
de Hertling, Chambellan de Sa Majesté le Roi de Bavière, membre 
du Reichstag de l'Empire Germanique, Sénateur du Royaume de 
Bavière, membre de l'Académie Royale Bavaroise des Sciences, pro- 
fesseur à l'Université de Munich, délégué de la part du Gouverne- 
ment Impérial Allemand, sont convenus des articles suivants: 


Article 1. 


L'instruction scientifique sera donnée aux jeunes clercs du dio- 
cèse de Strasbourg par une faculté de Théologie catholique qui sera 
érigée à l'Université de Strasbourg. En méme temps, le Grand Sé- 
minaire épiscopal continuera d'exister et de fonctionner pour l'édu- 
cation pratique des dits clercs, qui y recevront l'enseignement néces- 
saire dans toutes les matières se rapportant à l'exercice des fonctions 
sacerdotales. 

Article 2. 

La dite faculté comprendra notamment les branches suivantes: 
. La propédeutique théologique à la philosophie; 

. La théologie dogmatique ; 

. La théologie morale; 

. L'apologétique; 

. L'histoire? eccelésiastique ; 

. L'exégeése de l'Ancien Testament; 


C; Em i». C2 N m 
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7. L'exógése du Nouveau Testament; 
8. Le droit canon; 

9. La théologie pastorale, et 

10. L'Archéologie sacrée. 


Article 3. 


La nomination des professeurs se fera aprés entente préalable 
avec l'Evéque. Avant d'entrer en fonctions, les professeurs auront 
à faire la profession de foi entre les mains du doyen, suivant les 
formes et règles de l'Eglise. 


Article 4. 


Les rapports entre la faculté et ses membres d'un cóté et 
l'Eglise et les autorités ecclésiastiques de l'autre, sont déterminés 
par les Réglements établis pour les facultés de Théologie catholique 
de Bonn et de Breslau. 


Article 5. 


Si la preuve est fournie par l'autorité ecclésiastique qu'un des 
professeurs doit étre considéré comme incapable de continuer son 
professorat, soit pour manque d'orthodoxie, soit en raison de man- 
quements graves aux règles de vie et de conduite d'un prêtre, le 
Gouvernement pourvoira, sans délai, à son remplacement et prendra 
les mesures propres à faire cesser la participation dudit professeur 
aux affaires confiées à la faculté. 

Rome le 5. Décembre 1902. 

Mariano Card. Rampolla. 
Baron Georges de Hertling. 


5. Die Beichtväter der Ordenslente. 


Titio, sacerdoti approbato ad audiendas Confessiones, non raro 
contigit confessiones excipere regularium variorum Ordinum. Quare, 
quo prudentiore agat ratione, ab hoc sacro Tribunali enixe postulat 
solutionem dubiorum quae statim proponuntur hic infra: 

I. Caius, sacerdos regularis, sub vesperum accessit ad Titium, 
facturus eromologesim. Interrogatus de recepta a Superiore facul- 
tate, respondit Superiorem domo abesse nec eodem reversurum die, 
nullum autem alium in Conventu adesse praesentem sacerdotem. 
Potuit-ne, in hac domestici Cenfessarii inopia, a Titio valide et 
licite absolvi? 
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Il. Inter facultates quas S. Poenitentiaria pro foro interno cum 
confessariis communicare solet legitur, N. VIII, facultas »absolvendi 
religiosos cuiuscumque Ordinis, dummodo apud te legitimam habue- 
rint licentiam peragendi Confessionem sacramentalem . . . etiam a 
casibus et censuris in sua religione reservatise. Valetne illa facultas 
ad casus quolibet modo reservatos? Soliti enim sunt in religionibus 
casus reservari alii Superiori immediato, alii Provinciali, alii Gene- 
rali. Istas tamen observare distinctiones Confessario extraneo valde 
fuerit difficile. Suadet igitur expeditus facultatis usus ut omnes 
comprehendat casus religiouis proprios. Prudens ceterum Confessarius 
non omittet ea imperare quibus Ordinis bona vel iuri satis sit cautum. 

IT. Utrum Confessario regulari praefata facultate uti licet, 
cum Confessionem excipit religiosi eiusdem Ordinis ad quem pertinet 
ipse, ita ut in reservata proprii Ordinis polleat iurisdictione non for- 
maliter a Superiore accepta, an contra coercetur usus ad religiosos 
extraneos? 

IV. Utrum Superior qui confessionem permittit, addita con- 
ditione, v. gr. »Dummodo pro reservatis serves Ordinis consuetu- 
dinem» impedire valeat praefatae facultatis usum; an contra, semel 
concessa confitendi licentia, electus confessarius habeat vi facultatis 
Poenitentiariae potestatem in reservata a voluntate Superioris plane 
independentem ? 

V. Num dicta n. IV. omnino transferenda suut in religiosum 
itinerantem, qui ad adeundum Confessarium extraneum expressa 
Superioris facultate non habuit opus? 

Sacra Poenitentiaria, mature perpensis expositis, ad proposita 
dubia respondet: ad 1.%", Si Superior domus aliique confessarii tam- 
diu absint saltem per unum diem ut grave sit religioso poenitenti 
toto eo tempore carere absolutione sacramentali, is licite et valide 
absolvitur ab extraneo confessario idoneo h. e. approbato. 

— Ad II." Affirmative — ad II om Dummodo Confessarius 
regularis approbatus sit ad recipiendam Confessionem religiosi pro- 
prii ordinis affirmative ad primam partem, negative ad secundam. — 
Ad IV.um Negative ad primam partem, affirmative ad secundam, — 
Ad Nam Si Confessarius extraneus habeat a S. Sede facultatem 
absolvendi religiosos a casibus reservatis in eorum Ordine, affirma- 
live, secus, negative. 

Datum Romae, in Sacra Poenitentiaria, die 14. Maii 1902. 
DB. Pompili, S. P. Datarius. 

J. Palica, S. P. Subst, 
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6. Einige Zweifel bezüglich der Interpretation des Dekretes 
Perpensis temporum !) betreffend die den feierlichen voraus- 
zuschickenden einfachen Gelübde. 


(S. C. epp. et reg. v. 28. Juli 1902.) 


Cum applicatio Decreti Perpensis temporum adiunctis a Con- 
gregatione Episcoporum et Regularium, opportunissimo consilio, 
nuper editi, nonnullis dubiis videatur obnoxia, infrascriptus Cardinalis 
Archiepiscopus Bononien. pro iis dirimendis, ad Eamdem S. Congre- 
gationem, maximo cum obsequio recurrit, et authenticam responsio- 
nem exposcit. 

I. Quaestio. 

Quaelibet Instituta monialium habent caeremoniale seu rituale, 
pro admittendis novitiis ad religiosam professionem. Ritus autem 
praescriptus generatim unicus est, cum unica fere ubique, autehac 
extiterit professio. Jam quaeritur, utrum ille ritus servandus dein- 
ceps erit pro prima aut pro secunda aut pro utraque professione. 
Quod si duplex ratio sacram functionem celebrandi, deinceps erit in- 
ducenda, pro duplici nempe professione votorum Simplicium et vo- 
torum Solemnium, spectabitne ad Episcopos (aut ad Superiores 
Generales quoad monasteria exempta) coeremonias servandas et 
formulam a profitentibus exprimendam determinare? Quatenus af- 
firmative, quaenam in praxi erit norma generatim sequenda?  Qua- 
tenus negative coeremoniale seu rituale eritne impetrandum ab ista 
S. Congregatione aut a Congregatione Sacrorum Rituum? 


II. Quaestio. 


In numero VIII Decreti recognoscitur capitulum monialium pro 
admittendis ad professionem Solemnem illis, quae congruo tempore 
in professione votorum Simplicium permanserunt. Porro huiusmodi 
capitulum eritne necessario faciendum illis in Communitatibus in 
quibus de acceptatione, de vestitione et de professione alumnarum 
capitulariter agitur? Quod si fieri absolute debeat, sufficietne pro 
aliqua a professione excludenda quod moniales capitulares secreto 
suffragia contraria conferant, aut necesse erit ut quaelibet monialis 
suffragii contrarii rationem expresse declaret, expouendo nempe gra- 
ves causas quae dimissionem suadere seu exigere videantur, S. Sedis 
iudicio subiiciendas? Ratio dubitandi ex eo oritur, quod peracta 
professione simplici, Communitas religiosa non est amplius libera re- 


1) Siehe Arch. Bd. 82 (1902), 8. 541, 
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tinendi aut dimittendi alumnam, sed res, pleno iure ad supremam 
Ecclesiae auctoritatem spectat. 


III. Quaestio. 


Num. VII. Decreti, declaratur professas votorum Simplicium 
choro interesse debere; quatenus vero legitime impediantur, quo- 
minus choro intersint, ad privatam officii recitationem non obligari. 
Quid vero si qua a Choro abstineat absque legitimo impedimento ? 
Quae ita se gerat, negligentiae notam coram sororibus, et, quod 
magis est, culpae maculam coram Deo videtur incurrere. At obligata 
ne erit Divinum Officium privatim recitare? 


IV. Quaestio. 
Num. X. Decreti statuitur dotem esse solvendam ante pro- 
fessionem votorum simplicium. — Num. VI. professis votorum sim- 


plicium omnes favores spirituales indulgentur quae competunt pro- 
fessis votorum solemnium, nec non omnia suffragia si morte prae- 
veniantur. Num. XII. decernitur ad dimittendas a Monasterio vo- 
torum simplicium professas, recurrendum esse in singulis casibus ad 
S. Sedem. Quae hisce in locis sanciuntur nullam difficultatem prae- 
seferunt pro iis Ordinibus aut Institutis, in quibus hucusque unica 
observata est votorum professio. Ast adsunt Religiosae Familiae 
quae, iuxta regulas adprobatas a S. Sede, duplici professione, 
simplici et solemni, utuntur. Quid sane si ad tramites Constitutio- 
num huiusmodi Institutorum, aut dos solvenda esset ante professio- 
nem solemnem, aut privilegia (praesertim pia post mortem suffragia) 
pro monialibus votorum simplieium essent minora, aut (quod potius 
videtur) Superiorissa Generalis haberet facultatem dimittendi pro- 
fessam votorum simplicium? Quae in praefatis numeris enunciantur, 
suntne praeceptiva pro omnibus omnino Institutis votorum solem- 
nium, aut exceptionem patiuntur relate ad Ordines seu Instituta 
quae speciales dispositiones quoad praedicta habent sive in regula 
sive in Constitutionibus? 

Sacra Congregatio E.morum ac Rev.morum S. R. E. Cardinalium 
negotiis et consultationibus Episcoporum et Regularium praeposita 
super praemissis dubiis respondet prout sequitur: 

» Ad I. ritum seu coeremoniale in unoquoque monasterio re- 
»ceptum adhibendum esse in emittenda prima professione, pro qua 
»consuetae formulae, suppressis, si adsint, verbis solemnitatem ex- 
»primentibus, adiiciatur, novitiam nuncupare vota simplicia iuxta 
»decretum a S. Congregatione EE. et RR. die/3. Maii 1902 editum: 
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»professionem autem secundam emitti posse privatim in Choro sive 
»in Oratorio interiori, coram Communitate, in manibus Superiorissae, 
»praevia approbatione Ordinarii, seu Praelati Regularis, quoad mo- 
»nasteria exempta. 

»Ad II. Capitulum habendum esse etiam in praefatis casibus; 
seius tamen votum esse mere consultivum: locum quoque fieri posse 
»discussioni super qualitatibus candidatae; scrutinium vero per se- 
»creta suffragia peragendum esse. Porro si omnia vel pleraque suf- 
»fragia contraria forent admissioni ad solemnem professionem, ita ut, 
»attento etiam articulo IV ipsius Decreti, ageretur de dimittenda 
»sorore a ınonasterio, res subiicienda esset iudicio S. Sedis, ad quam 
»proinde Ordinarius vel, pro monasteriis exemptis, Praelatus Regularis, 
»distinctam omnium relationem transmittet. 

»Ad III. professas votorum simplicium ad retitationem divini 
»officii extra Chorum non teneri. 

»Ad IV. recurrendum esse in casibus particularibus«. 

Romae 28. Julii 1902. 

Fr. H. M. Card. Gotti, Praef. 
Ph. Giustini, Secret. 


ne e —À ——_n_————6@m 


7. Neuordnung des Organistendienstes in Baden. 
(Anzeigeblatt f, d. Erzdiözese Freiburg Nr. 3. 1903.) 


Nr. 842. Bereits durch unsere Verordnung vom 19. Dezember 
1900 haben wir ganz aus freier Entschliessung, unter freiwilligem 
Verzicht auf den Zwang des $ 38 des Elementarunterrichts-Gesetzes, 
den ersten Schritt getan, um die Erfüllung berechtigter Wünsche 
der katholischen Organisten wirksam anzubahnen. Zur Beseitigung 
von Missverständnissen haben wir sodann in dem an alle Erzbischöf- 
lichen Pfarrämter und Katholischen Stiftungsräte des badischen Teiles 
der Erzdiözese gerichteten Erlasse vom 21. Februar 1901, Nr. 2232 
betont, es solle allgemein darauf hingewirkt werden, dass die Or- 
ganisten, wo die Mittel vorhanden seien, nicht geringere Bezahlung 
erhielten, als die in 8 2, Absatz 8, der Verordnung vom 19. Dezember 
1900 vorgeschriebenen Gehaltssätze. Wir haben erklärt, dass beim 
Abschlusse des Vertrages dem Bewerber um den Organistendienst 
unbenommen sei, eventuell erfüllbare und begründete höhere An- 
sprüche zu erheben, und dass wir wohlwollende Prüfung der Wünsche 
der Organisten auf ihre Erfüllbarkeit von den Pfarrämtern und den 
Organen der lokalen kirchlichen Vermögensverwaltung erwarteten, 
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wie auch wir sicher da, wo die Voraussetzungen vorhanden seien, 
der Besserstellung des Organisten keine Hindernisse in den Weg 
legen würden. 

Als zu berücksichtigende Voraussetzungen bezeichneten wir 
Umfang und Beschaffenheit der Leistungen des Organisten, Vorhan- 
densein der erforderlichen Mittel, eventuell Bereitwilligkeit der Kir- 
chengemeinde zu deren Beschaffung und Eingehung eines vorschrifts- 
mässigen Vertrages in schriftlicher Form auf der Grundlage des 
bürgerlichen Gesetzbuches. 

Es wurden uns nun seitdem in einer Eingabe einer Kommission 
der badischen Lehrerorganisten bestimmte Wünsche in betreff der 
Regelung der Organistengehälter unterbreitet. 

Da uns, wie wir schon unterm 21. Februar 1901 betonten, die 
Erfüllung berechtigter Wünsche der Organisten am Herzen liegt, 
und wir Wert darauf legen, dass die katholischen Lehrer auch 
fernerhin sich zur Übernahme des Organistendienstes bereit finden, so 
zögern wir nicht, jetzt das vor zwei Jahren angebahnte Werk weiter 
zu führen, indem wir unter Aufhebung des Absatzes 3 des $ 2 
unserer Verordnung vom 19. Dezember 1900, die im übrigen in 
Kraft bleibt, nachbezeichnete Ansprüche als berechtigt anerkennen: 

a. für Mitwirkung beim Gottesdienste: 

1) in Pfarrkirchen 
die Zugrundlegung einer Taxe von einer Mark für 
jeden Öffentlichen Gottesdienst, welcher kraft allge- 
meiner kirchlicher Vorschrift, örtlichen Herkommens 
oder besonderer kirchenobrigkeitlich erlassenen oder 
genehmigten Anordnung stattfindet, und demgemäss 
die Gewährung eines jährlichen Gehalts von mindestens 
zweihundert Mark für die Gesamtheit dieser Leist- 
ungen. 

2) in Filialkirchen 
die Zugrundlegung derselben Taxe, wie nach Ziffer 1, 
und demgemäss die Gewährung eines hiernach zu be- 
messenden Jahresgehaltes. 

Bei der Berechnung des Jahresgehaltes nach Ziffer 1 
und 2 bleiben solche Gottesdienste ausser Betracht, 
für die regelmässig — z. D. bei Abhaltung gestifteter 
Anniversarien oder bestellter Seelenämter im Schüler- 
gottesdienst — eine besondere Gebühr fällig wird. 

b. für Abhaltung von Proben mit einem besonderen Kirchenchor 

zu den in lit. a. erwähnten Gottesdiensten die Ge- 
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wäbrung einer Vergütung von einer Mark für je eine 
wöchentliche Probe in der Mindestdauer einer Stunde 
jedenfalls aber eine Gesamtvergütung von mindestens 
fünfeig Mark im Jahre, gegen folgende Verpflichtung: 

a. Aufrechterhaltung des Bestandes an bereits ein- 
geübten Gesängen, 

B. jährliche Neueinübung von wenigstens zwei der 
Leistungsfáhigkeit des Chores entsprechenden 
mehrstimmigen lateinischen Messen (auch kann 
unter besonderen Verhältnissen eine einstimmige 
gewühlt werden), welche dem Zäzilienvereins- 
Katalog oder den liturgischen Büchern (Choral) 
zu entnehmen sind, oder, sofern bereits ein ge- 
nügender Bestand von Messen eingeübt ist, die 
Neueinübung anderer für den Gottesdienst ge- 
eigneter Gesänge aus den gleichen Quellen in 
einem Umfange, welcher der eben bezüglich der 
Einübung von Messen bezeichneten Anforderung 
entspricht ; 

7. Einübung der für den ôffentlichen Gottesdienst 
erforderlichen deutschen Gesänge aus dem »Ma- 
gnifikat« ; 

è. würdiger Vortrag der Messen und sonstiger Gesänge. 

Etwa nótige Auslagen für Heizung und Beleuchtung 
bei den Proben werden dem Organisten aus dem órt- 
lichen Kirchenvermögen ersetzt. 

c) In Städten unter 8000 Einwohnern und in Landgemeinden 
(unter Abänderung von Ziffer II des Erlasses vom 
8. Juni 1376, die Stiftungskapitalien für Messstiftungen 
und die Gebühren für deren Persolvierung betreffend) 
für die Mitwirkung bei einem Votivamte und bei einem 
Seelenamt eine Gebühr von einer Mark. 

Über die eventuelle Mitwirkung des Organisten oder 
Chordirigenten bei Begräbnissen und die dafür zu ent- 
richtende Vergütung ist zwischen Pfarramt und Stif- 
tungsrat einerseits und dem Organisten (Chordirigenten) 
anderseits ein besonderes schriftliches Übereinkommen 
abzuschliessen, dessen Genehmigung wir uns vorbe- 
halten. 

Wir sprechen die Erwartung aus, dass, wo die Mittel sich be- 

schaffen lassen, die oben bezeichneten Gehaltssätze zur Anwendung 
kommen. 


124 Kirchliche Aktenstücke 


Wo nach Lage der örtlichen Verhältnisse bereits höhere Be- 
süge genehmigt sind, bleiben diese in Kraft ($ 4, Absatz 1 der Ver- 
ordnung vom 19. Dezember 1900, Nr. 12460). Wo die Gewährung 
höherer Bezüge in Rücksicht auf Umfang und Beschaffenheit der 
Leistungen künftig angemessen erscheint, und die Mittel vorhanden 
sind, werden wir die Genehmigung dazu nicht versagen. 

Wo es nicht möglich ist, die Mittel zur Gewährung der von 
uns bezeichneten normalen Bezüge zu beschaffen, vertrauen wir zu 
dem kirchlichen Sinne der katholischen Lehrer, dass sie sich mit 
der Gewährung des Möglichen begnügen. Eventuell behalten wir 
uns die Entscheidung über eine Einschränkung des Umfangs ihrer 
pflichtmässigen Leistungen vor. 

Unter allen Umständen bleiben aber die Eingehung des vor- 
schriftsmässigen Vertrages und normale Beschaffenheit der Leistungen 
unerlässliche Voraussetzungen jeder Erhöhung der bisherigen Bezüge. 

Die erforderlich erscheinenden Vorschriften über Feststellung 
der Befähigung der Bewerber um Organistendienste sowie der Be- 
schaffenheit der Leistungen der Organisten behalten wir uns aus- 
drücklich vor. 

Wir benützen diesen Anlass auch, um auszusprechen, dass ein 
freundliches und vertrauensvolles Zusammenwirken von Pfarrer und 
Lehrer-Organist im Interesse der beiderseitigen Autorität und des 
heiligen Dienstes liegt. Demgemäss erwarten wir, dass Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen Pfarramt und Organist möglichst im 
Wege freundlicher Verständigung beglichen werden. Wo eine solche 
direkte Verständigung nicht zu stande kommt, soll zunächst die Ver- 
mittelung des Erzbischöflichen Dekanates angerufen werden. Gegen 
dessen Vorentscheidung steht jedem Teil die ordnungsmässige Be- 
schwerde an uns zu. 

Freiburg, den 5. Februar 1903. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 


8. Pathen-Stellvertretung. 
(Kirchl. Verordnungsbl. f. d. Diözese Gurk. Nr. 6. 1902.) 


Sehr häufig ist, wenn ein Pate beim Taufakt nicht persönlich 
anwesend sein kann, die Praxis so, dass ein anderer für ihn ge- 
schickt wird, dieser oder die Hebamme oder der Kindesvater geben 
den Namen und den Charakter desjenigen an, welcher der eigent- 
liche Pate sein soll, der Stellvertreter, oder wenn dieser im Schreiben 
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nicht gewandt ist, oft auch der Matrikelführer schreibt diese ange- 
gebenen Namen ein und unter diesen schreibt man noch: vertreten 
durch N. N. Diese Praxis ist falsch und gefährlich. Der Pate ist 
kein Statist, sondern steht in einem Verhältnisse zum Täufling, 
seine Einwilligung ist daher notwendig. Der Matrikelführer hat 
daher eine Erklärung des Abwesenden zu verlangen, aus der er 
mit moralischer Gewissheit die Einwilligung entnehmen kann. Zu- 
gleich muss jemand bevollmächtigt werden, der ihn vertritt, er kann 
auch den Vater oder Seelsorger bevollmächtigen, für ihn einen Ver- 
treter zu bestimmen. Wird eine solche schriftliche oder tele- (7 "T 
graphische Erklärung nicht beigebracht, dann muss der Taufende / 
erklären, dass der Abwesende nicht Pate sein könne, es ist daher 
ein anderer Pate zu wählen und nur dieser einzutragen. Die Ausser- 7" 
achtlassung dieser Dinge ist gefährlich wegen des mit der Paten- 
schaft verbundenen trennenden Ehehindernisses. 

F.-b. Gurker Ordinariat su Klagenfurt, am 14. Sept. 1902. 


9. Wiedereinführung des Instituts der Kapitelskammerer in 
der Diózese Passau. 


(Ordinariatserlass vom 5. Februar 1902.) 


Aus mehrfachen Gründen, namentlich aus Rücksicht auf die 
in neuerer Zeit durch Einführung der Pastoralkonferenzen und Pfarr- 
visitationen wesentlich vermehrte Geschäftslast der Herren Dekanats- 
vorstände sehen wir uns veranlasst, das in unserem Bistum von 
alters her bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts bestandene Institut 
der Kapitelskammerer wieder in das Leben zu rufen und zu diesem 
Zwecke nachstehende Anordnungen zu treffen: 

1. Für jeden Dekanatsbezirk wird ein Kapitelskammerer ge- 
wählt. Aktives und passives Wahlrecht, sowie die Art und Weise 
der Wahl richten sich nach der für die Wahl der Dekane bestehen- 
den Übung und Vorschrift. Die Wahlen unterliegen der Bestátigung 
der oberhirtlichen Stelle. 

2. Der Kammerer wird von der oberhirtlichen Stelle auf die 
gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten verpflichtet und seine 
Wahl und Bestütigung im oberhirtlichen Auftrage vom Dekane 
mittelst Kurrende dem Klerus des Dekanates bekannt gegeben. 

8. Dem Kammerer gebührt bei den Versammlungen des De- 
kanatsklerus nächst dem Dekane der Vortritt vor den übrigen 
Geistlichen. Als auszeichnende kirchliche Kleidung, trägt derselbe 
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ein Mozett aus Kaschmir von gleicher Form wie der Dekän, nur 
mit dem Unterschiede, dass Futter der Cappa, Knöpfe und Einfass- 
schnüre von schwarzem Seidenstoffe sind. 

4. Der Kammerer ist der Beirat und Gehilfe des Dekans, so- 
wie dessen legitimer Stellvertreter. Er hat in Verhinderung des 
Dekans auf dessen Ansuchen oder im oberhirtlichen Auftrage die 
dem Dekane obliegenden Amtsfunktionen wahrzunehmen. Nimmt 
er an Stelle des Dekans die Beerdigung eines Kapitularen, die In- 
stallation eines Pfarrers oder die Visitation einer Pfarrei vor, so hat 
er Anspruch auf die dabei herkömmlichen Gebühren und Diäten. 

5. Als ordentlicher Geschäftsbereich ist dem Kammerer die 
Vornahme der ordentlichen und ausserordentlichen Pfründevermögens- 
visitationen nach Massgabe der diesbezüglichen Verordnungen über- 
tragen, während seine eigene Pfründe vom Dekane visitirt wird. 

6. Über seine Korrespondenzen mit der oberhirtlichen Stelle 
und den Pfründebesitzern hat der Kammerer ein eigenes Geschäfts- 
journal zu führen. 

7. Die Sendungen der Pfrindebesitzer an den Kapitelskam- 
merer sind unter der äusseren Adresse des betreffenden Pfarramtes 
zu machen, während die innere Adresse »An den Herrn Kapitels- 
kammerer des Dekanates N.« zu lauten hat. Mit der oberhirtlichen 
Stelle hat der Kapitelskammerer in analoger Weise zu verkehren. 
Zur Begründung des Anspruches auf die Postportofreiheit sind die 
Sendungen auf der äusseren Adresse als »Allgemeine Kirchensache« 
zu bezeichnen. 

8. Der Kammerer hat das Kapitelsvermögen zu verwahren und 
zu verwalten und alljährlich beim Kapitelkongresse den Kapitnlaren 
Rechnung zu legen. Das Kapitelvermögen ist in der Pfründekasse 
des Kammerers, jedoch in einem eigenen Behältnisse, welches die 
Aufschrift: »Vermógen des Ruralkapitels N.« trägt, aufzubewahren. 

9. Der Kammerer ist vom Dekane alljáhrlich vor Einsendung 
des Osterberichtes an die oberhirtliche Stelle zur Festsetzung der 
Qualifikationen des Dekauatsklerus beizuziehen. Die Qualifikationen 
sind vom Dekane und Kammerer zu unterzeichnen. 

10. Beim Ableben des Dekans hat der Kammerer sich unver- 
züglich an den Dekanatssitz zu begeben und das Dekanatssiegel, die 
Dekanatsakten, das Kapitelkreuz, die Gefässe mit den heiligen Ölen 
und die etwa vorfindlichen, von den Pfarrämtern eingesendeten, aber 
noch nicht an die oberhirtliche Stelle abgelieferten Vereins- und 
Kollektengelder in eigene Verwahrung zu nehmen; er hat die vor- 
geschriebene ausserordentiiche Pfründevisitation- vorzunehmen und 
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die nothwendigen Anordnungen bezüglich der einstweiligen Ver- 
wahrung des Pfründevermögens, der Messstipendienkasse und der 
etwa vorfindlichen Vereins- und Kollektengelder der Pfarrei zu 
treffen. Ebenso hat er die notwendigen Anordnungen bezüglich des 
Begräbnisses des verstorbenen Dekanatsvorstandes zu treffen und die 
Kapitulare zu dem Leichenbegängnisse und den Seelengottesdiensten 
geziemend einzuladen. Endlich hat er Sorge zu tragen, dass in der 
erledigten Pfarrei bis zur definitiven Aufstellung eines Verwesers die 
laufenden seelsorglichen Geschäfte gehörig besorgt werden, bezw. zu 
diesem Zwecke einen provisorischen Verweser aufzustellen. 

11. Bis zum Amtsantritte des neuen Dekanes hat der Kam- 
merer die Dekanatsgeschäfte zu führen und im oberhirtlichen Auf- 
trage die Wahl des neuen Dekanes mittelst Kurrende an die wahl- 
berechtigten Kapitulare auszuschreiben, die Vota clausa einzufordern 
und mit Begleitschreiben an die oberhirtliche Stelle einzusenden. 
Nachdem der neue Dekan von der oberhirtlichen Stelle in Pflicht 
genommen ist, hat der Kammerer demselben das Dekanatssiegel, die 
Dekanatsakten, das Kapitelkreuz, die Gefässe mit den heiligen Ölen 
und die etwa vorhandenen Vereins- und Kollektengelder auszuhändigen. 

12. Beim Ableben des Kammerers oder bei dessen Abgange 
aus dem Dekanatshezirke hat der Dekan die Kapitelkasse samt den 
Rechnungen über das Kapitelvermögen, sowie die vorhandenen 
Ptründevisitationsakten in Verwahrung zu nehmen und dieselben 
seiner Zeit dem neuen Kammerer auszuhändigen. Ebenso hat er im 
oberhirtlichen Auftrage die Wahl eines neuen Kammerers zu ver- 
anlassen. 

Die Herren Dekane werden hiemit beauftragt, für ihre Bezirke 
unverzüglich die Wahl der Kapitelskammerer nach Massgabe der 
Ziffer 1 unseres vorstehenden Erlasses vornehmen zu lassen und die 
Vota clausa binnen drei Wochen vom Heutigen anher in Vorlage zu 
bringen, worauf wir das Weitere verfügen werden. 

Indem wir unseren ehrwürdigen Ruralkapiteln die Wahl der 
Kammerer freigeben, glauben wir uns der Erwartung hingeben zu 
dürfen, dass für die Wahl der Kammerer im Hinblicke auf das den- 
selben übertragene so wichtige Amt der Pfründevisitation ausschliess- 
lich die Rücksicht auf die Befähigung massgebend sein werde. 

Passau, den 5. Februar 1902. 

M. Alteneder, (Generalvikar, 
Fre. X. Schreyer, Sekretär. 


128 Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


10. Form der Willenserklärung der Eltern bezüglich der re- 
ligiösen Erziehung ihrer Kinder in Preussen. 


(Verordn. des Fürstbisch. Gen.-Vik.-Amts zu Breslau Nr. 397.) 


Um den betreffenden Eltern die Angabe der Erklärung bezüg- 
lich der religiösen Erziehung ihrer Kinder möglichst zu erleichtern, 
hat die hiesige Königl. Regierung, einem Ministerial-Erlasse vom 
29. Mai d. J. entsprechend, am 13. September d. J. angeordnet, 
dass bezüglich der von den Landräten abzugebenden Erklärungen 
zugelassen werden kann, dass bei weiter Entfernung auf dem Lande 
im Einzelfaile auf Antrag der zuständige Amtsvorsteher vom Land- 
rat ermächtigt werde, die Erklärung entgegen zu nehmen. Auch 
sollen die vor einem Richter oder Notar abgegebenen Erklärungen 
dieselbe Verbindlichkeit haben, wie die vor dem Landrate abzu- 
gebenden. 


Breslau, den 10. Oktober 1902. 


Der Fürstbischof. 
G. Card. Kopp. 
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III. Staatliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


l. Verordnung, die öffentliche Religionsübung der Katholiken 
im Grossherzogtum Mecklenburg-Schwerin betr. 


(Verordn. v. 5; Jan. 1903; Regierungsbl. f. das Grossherzogtum Mecklenburg- 
Schwerin Nr. 2. 1903.) 


Friedrich Frans, von Gottes Gnaden Grossherzog von Mecklenburg, 
Fürst zu Wenden, Schwerin und Ratzeburg, auch Graf zu 
Schwerin, der Lande Rostock und Stargard Herr etc. 


Wir verordnen in Betreff der öffentlichen Religionsübung der 
Angehörigen der reformierten Kirche und der römisch-katholischen 
Kirche in Unseren Landen, was folgt: 


§ 1. 

Den Angehôrigen der reformierten Kirche und der römisch- 
katholischen Kirche wird in Unseren Landen die öffentliche Reli- 
gionsprüfung zugestanden. 

82. 

Den mit landesherrlicher Genehmigung errichteten reformierten 
und römisch-katholischen Kirchen, Kapellen und anderen, dem ôffent- 
lichen Gottesdienste gewidmeten Gebäuden nebst den zugehörigen 
Grundstücken (Pfarreien, Begräbnisplätzen etc.), sowie den reformierten 
und den römisch-katholischen Religionsübungen, welche in den dem 
Gottesdienste gewidmeten Gebäuden auf den Begräbnisplätzen der 
reformierten Kirche und der römisch-katholischen Kirche oder mit 
landesherrlicher Genehmigung an anderen Orten veranstaltet werden, 
soll der gleiche Rechtsschutz wie den entsprechenden Einrichtungen 
der lutherischen Landeskirche gewährt werden. 

8 3. 

Unberührt bleiben die Uns nach Landesrecht gegenüber der 
reformierten Kirche und der römisch-katholischen Kirche und deren 
Angehörigen zustehenden Hoheitsrechte. 

Es bleibt daher insbesondere Unsere Genehmigung erforderlich für 

die Bildung und Änderung der Parochien; 
die Anstellung der Geistlichen und die Vornahme geist- 
licher Handlungen durch nicht in Unseren Landen ange- 


stellte Geistliche; 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXIII. 9 
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die Errichtung von Kirchen, Kapellen und anderen, dem 
öffentlichen Gottesdienst gewidmeten Gebäuden, sowie 
die Errichtung von Pfarreien (Pfründen); 
die Veranstaltung Öffentlicher Gottesdienste ausserhalb der 
dem Gottesdienste gewidmeten Gebäude, sowie die Ab- 
haltung von Missionen, Prozessionen und Wallfahrten ; 
die Gründung, Zulassung oder Niederlassung von Orden, 
Kongregationen und anderen Religionsgesellschaften. 
Gegeben durch Unser Staats-Ministerium. 
Schwerin, den 5. Januar 1903. 
Friedrich Frane. 
C. Graf von Bassewite-Levetzow. von Amsberg. A. von Pressentin. 


2. Gesetz v. 29. Dezember 1902, die Ordnung der kirchlichen 
Verhältnisse der Katholiken in Braunschweig betr. 


(Gesetz- und Verordnungs-Sammlung Nr. 2. 1903.) 


Von Gottes Gnaden, Wir, Albrecht, Prinz von Preussen etc., Regent 
des IIerzogtums Braunschweig, 

erlassen unter Zustimmung der Landesversammlung das nachstehende 

Gesetz : 


I. Von der religiösen Erziehung, der Taufe und dem Schulbesuch 
der Kinder. 


8 1. 

Die aus einer gemischten Ehe hervorgehenden Kinder sind 
ohne Unterschied des Geschlechts, es sei der Vater evangelisch und 
die Mutter katholisch, oder umgekehrt, in dem Bekenntnis des 
Vaters zu erziehen; es sei denn, dass der Vater nach der Geburt 
des ersten Kindes und vor der Taufe desselben — in den Städten 
vor dem Stadtmagistrate, in den Landgemeinden vor der betreffenden 
Herzoglichen Kreisdirection — die abweichende Erklärung abge- 
geben hätte, dass sämtliche Kinder aus solcher Ehe in dem Be- 
kenntnis der Mutter erzogen werden sollen. 

Der Wechsel in dem Bekenntnis des Vaters bezw. der Mutter, 
sowie der Tod derselben ist ohne Einfluss auf die religiöse Erzieh- 
ung der Kinder. 

Nach dem Tode des Vaters sind die Erziehungsberechtigten 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass kein Wechsel des Bekenntnisses 
stattfindet. 
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Alle etwaige, den vorstehenden Vorschriften zuwiderlaufende, 
vor oder während der Ehe gemachte Verträge, ausgestellte schritt- 
liche Verpflichtungen und sonstige Versprechungen, sie seien gegeben 
wem sie wollen, sind unverbindlich und nichtig. 


§ 2. 

Die Taufe der Kinder aus einer gemischten Ehe, welche nach 
den Bestimmungen des $ 1 katholisch zu erziehen sind, steht, wie 
die Taufe der Kinder, welche katholischen Eltern ehelich, oder 
von katholischen Müttern unehelich geboren werden, dem katholischen 
Geistlichen zu. Die Taufe der Kinder aus einer gemischten Ehe, 
welche nach $ 1 evangelisch zu erziehen sind, sowie die Taufe der 
Kinder, welche evangelischen Eltern ehelich oder von evangelischen 
Müttern unehelich geboren werden, ist von dem evangelischen Geist- 
lichen zu vollziehen. An Orten, an denen kein katholischer Geist- 
licher seinen Sitz hat, kann jedoch die Taufe dort geborener Kinder, 
die an sich dem katholischen Geistlichen zustehen würde, auf aus- 
drücklichen Antrag der Erziehungsberechtigten — selbstverständlich 
ohne Folge für die religiöse Erziehung — durch den zuständigen 
evangelischen Geistlichen vorgenommen werden. 

Der katholische Geistliche, welcher ein Kind tauft, dessen 
Taufe einem evangelischen Geistlichen zusteht, verfällt gleich dem 
evangelischen im umgekehrten Falle (vergl. jedoch die Ausnahme 
m Abs. 1 Satz 3) in eine Strafe von 30 .#. 

Der $ 5 des Gesetzes vom 18. Mai 1864 Nr. 26 wird aufge- 
hoben. 

8 3. 


Katholisch zu erziehende Kinder genügen ihrer Schulpflicht 
auch durch den Besuch einer staatlich anerkannten katholischen 
Schule, und sind, wenn sie solche besuchen, von der Entrichtung 
des Schulgeldes an die Gemeindeschule befreit. 

Besuchen sie die Gemeindeschule, so bleiben sie doch vom 
Religionsunterricht befreit, wenn sie nicht auf besondern Antrag der 
Erziehungsberechtigten zu demselben zugelassen sind. Nehmen sie 
am Religionsunterricht nicht teil, so haben die Erziehungsberech- 
tigten anderweit für ihre religiöse Erziehung Sorge zu tragen. 


8 4. 
Die in den $$ 1 bis 3 getroffenen Bestimmungen finden auf 
legitimierte Kinder mit der Massgabe entsprechende Anwendung, 


dass die nach 8 1 zulässige abweichende Erklärung des Vaters 
m g* 
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im Falle der Legitimation durch nachfolgende Ehe, wenn 
diese Ehe eine gemischte ist, rücksichtlich der religiösen 
Erziehung sowohl des legitimierten Kindes, als auch der aus 
der Ehe etwa hervorgehenden Kinder binnnen 4 Wochen nach 
der Eheschliessung ; 

im Falle der Legitimation durch Ehelichkeitserklärung 
bei verschiedenem Bekenntnis des Vaters und des Kindes 

, binnen 4 Wochen nach der Eröffnung der Ehelichkeitserklä- 

rung an den Vater 
abzugeben ist. 

Auf das Bekenntnis der Kinder über 10 Jahren hat deren 
Legitimation keinen Einfluss. 

Die Annahme an Kindesstatt hat einen Wechsel des Bekennt- 
nisses des Kindes nicht zur Folge, falls nicht in dem Annahmever- 
trage ein anderes bestimmt ist. Hinsichtlich der Taufe und des 
Schulbesuchs der an Kindesstatt angenommenen Kinder finden die 
88 2 und 3 entsprechende Anwendung. 


8 5. 


Wenn Eheleute verschiedenen Bekenntnisses oder aus einer ge- 
mischten Ehe nachgebliebene Witwer oder Witwen. welche Kinder 
unter 14 Jahren besitzen, im hiesigen Lande ihren Wohnsitz nehmen, 
so sind für die Erziehung ihrer Kinder, und zwar sowohl derer, 
welche schon vorhanden sind, als auch derer, welche etwa noch aus 
einer bestehenden Ehe hervorgehen, die Gesetze desjenigen Landes 
massgebend, in dem die Eheleute ihren ersten Wohnsitz hatten. 

Die Feststellung der in Anwendung kommenden gesetzlichen 
Bestimmungen liegt den Behörden, in Städten dem Stadtmagistrat, 
in Landgemeinden der Herzoglichen Kreisdirektion ob. Bei dem 
Feststellungsverfahren sind die zugezogenen Personen bei Vermei- 
dung einer Geldstrafe bis zum Betrage von 60 .# verpflichtet, den 
Behörden jede geforderte Auskunft über ihre Religions- und Familien- 
verhältnisse zu geben. Über das Ergebnis ist den zugezogenen Per- 
sonen ein schriftlicher Ausweis zu erteilen und wenn schulpflichtige 
Kinder vorhanden sind, die Schule zu benachrichtigen. 

Haben Eheleute verschiedenen Bekenntnisses zur Zeit ihrer 
Niederlassung im hiesigen Lande keine Kinder oder nur Kinder über 
14 Jahre, so sind die aus der Ehe später hervorgehenden Kinder 
nach den in den $$ 1 bis 3 gegebenen Regeln mit der Massgabe 
zu behandeln, dass in dem letzteren Falle die im $ 1 bezeichnete 
Erklärung zwischen der Geburt und Taufe des ersten nach der 
Niederlassang im hiesigen Lande geborenen Kindes abzugeben ist. 
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8 6. 

Eine Ausnahme von den in den 88 1 bis 5 wegen der religiösen 
Erziehung, der Taufe und des Schulbesuchs getroffenen Bestimmungen 
unter besonderen Verhältnissen auf Ansuchen des Vaters, der über- 
lebenden ehelichen Mutter oder des Vormundes zu gestatten, bleibt 
Unserer Höchsten Entschliessung vorbehalten. 


II. Von dem Endtermine der Schulpflichtigkeit, der Wahl und dem 
Wechsel des Bekenntnisses. | 


8 7. 

Die Schulpflichtigkeit der Kinder katholischer Eltern, oder un- 
ehelicher Kinder katholischer Mütter und derjenigen Kinder, welche 
nach den Bestimmungen der $$ 1, 4 oder 5 katholisch zu erziehen 
sind, dauert bis zu dem Schlusse des auf die Vollendung ihres 
14. Lebensjahres folgenden Winterhalbjahrs. 

Die Entlassung jüngerer katholischer Kinder aus der Schule 
darf nicht anders als nach Unserer vorgängigen Befreiung geschehen, 
um welche in der Regel nur für solehe Kinder nachzusuchen statt- 
haft ist, welche zur Zeit der Entlassung aus der Schule das Alter 
von 13 Jahren 6 Monaten erreichen. 

Unbeschadet dieser Schulpflichtigkeit bleibt den katholischen 
Geistlichen überlassen, rücksichtlich der Zulassung zur ersten hei- 
ligen Kommunion der Ordnung ihrer Kirche zu folgen. 


8 8. 

Die Befugnis zu dem Übertritte von dem Bekenntnis, in wel- 
chem jemand erzogen ist, zu einem andern, beginnt mit dem voll- 
endeten 14. Lobensjahre. 

Eine Befreiung von diesem Alter behufs der Teilnahme an 
solehen Religionshandlungen, durch welche sich eine Religionsge- 
meinschaft wesentlich von einer andern unterscheidet, ist für den 
Fall, dass ein Kind einem andern Bekenntnis, als worin es zu er- 
ziehen ist, anzugehören begehrt, unzulässig und, von welcher kirch- 
lichen Stelle sie etwa auch erteilt sein möchte, nichtig. 

Der katholische Geistliche, welcher dieser Regel durch Zu- 
lassung jüngerer Kinder zu solchen Religionshandlungen zuwider- 
handelt, verfällt gleich dem evangelischen im ähnlichen Falle in 
eine Geldstrafe von 60 A. 


89. 
Die katholischen Geistlichen sind erst dann einen zum Wechsel 
des Bekenntnisses entschlossenen Evangelischen aufzunehmen. oder 
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zu den im $ 8 Abs. 2 bezeichneten Religionshandlungen zuzulassen 
befugt, wenn die Willenserklärung dessen, der überzutreten die Ab- 
sicht hat, einem evangelischen Geistlichen seines Wohnortes abge- 
geben, oder in glaubhafter Weise angezeigt und von ihm eine Be- 
scheinigung darüber beigebracht ist, — gleichwie im hiesigen Land 
wohnende Katholiken erst dann zum Übertritt in eine andere Reli- 
gionsgemeinschaft zugelassen werden sollen, wenn sie eine gleiche 
Bescheinigung von einem im hiesigen Lande zu kirchlichen Amts- 
handlungen berechtigten katholischen Geistlichen beigebracht haben. 
Die Bescheinigung ist kostenfrei auszustellen und weder in dem 
einen noch in dem anderen Falle zu versagen. Was sonst zum 
Übertritt erforderlich ist, wird durch die in den Religionsgemein- 
schaften geltenden Ordnungen bestimmt. 

Der katholische Geistliche , welcher einen zum Wechsel des 
Bekenntnisses entschlossenen Evangelischen aufnimmt, oder zu den 
im $ 8 Abs. 2 erwähnten Religionshandlungen zulässt, ohne die be- 
zeichnete Bescheinigung oder Unsere Höchste Befreiung von deren 
Beibringung erhalten zu haben, verfällt gleich dem evangelischen 
im umgekehrten Falle in eine Geldstrafe von 60 A. 


III. Vom Besuch der Kranken und Gefangenen und vom Begräbnis. 


8 10. 


Dem katholischen Geistlichen, welcher zu kirchlichen Amts- 
handlungen im hiesigen Lande zugelassen ist, steht der Besuch der 
katholischen Kranken und die Besorgung der Sakra in deren Háusern 
ohne weiteres zu. 

8 11. 

Der Besuch katholischer Gefangener bleibt von der Gestattung 

der zuständigen Behörde abhängig. 


8 12. 


Wenn unter dienstlicher Mitwirkung eines katholischen Geist- 
lichen ein Begräbnis auf einem evangelischen Friedhofe stattfinden 
soll, so muss hiervon dem evangelischen Pfarrer zuvor Mitteilung 
gemacht und ihm nachgewiesen sein, dass der Beerdigung rücksicht- 
lich der im $ 4 des Gesetzes vom 23. März 1899 Nr. 27, die Be- 
strafung der Polizeiübertretungen betreffend, enthaltenen Bestim- 
mungen Bedenken nicht entgegenstehen. Handelt es sich um eine 
stille Beerdigung im Sinne des nachstehenden Paragraphen, so muss 
ihm ausserdem der Nachweis erbracht sein, dass die ortspolizeiliche 
Erlaubnis erteilt sei. Darüber, dass dem Vorstehenden genügt sei, 
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hat der evangelische Geistliche eine Bescheinigung auszustellen. Der 
katholische Geistliche, welcher ohne solche Bescheinigung bei dem 
Begräbnis mitwirkt, verfällt in eine Geldstrafe von 30 .#. 


8 18. 


Eine stille Beerdigung, welche nachts, d. h. in der Zeit vom 
1. April bis 30. September in den Stunden von 8 Uhr abends bis 
6 Uhr morgens und in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. März in den 
Stunden von 6 Uhr abends bis 6 Uhr morgens stattfindet, dürfen die 
katholischen Geistlichen bei einer Geldbusse von 30 .# nicht vor- 
nehmen oder gestatten, ohne dass die Erlaubnis der Ortspolizeibehörde 
dazu erteilt worden ist. 


IV. Von der Führung der Kirchenbücher und der Aufsicht über 
dieselbe. 
8 14. 

Die bis zum 1. Januar 1876 in den katholischen Gemeinden 
zu Braunschweig, Wolfenbüttel und Helmstadt geführten Kirchen- 
bücher unterliegen fernerweit den bisherigen Bestimmungen. 

Im übrigen wird die Aufsicht über die Kirchenbuchführung, 
soweit erforderlich, in den Städten vom Stadtmagistrate, in den 
Landgemeinden von der betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion 
ausgeübt. 


V. Von der Zulassung der katholischen Geistlichen zu kirchlichen 
Amtshandlungen. 
8 15. 

Bevor ein katholischer Geistlicher, nach unserer vorgüngigen 
Bestátigung im Amte, im hiesigen Lande sein Amt antritt und seine 
Amtstätigkeit beginnt, hat derselbe in den Städten vor dem Stadt- 
magistrate, in den Landgemeinden vor der Herzoglichen Kreis- 
direktion zu Protokoll anzugeloben, dass er diesem Gesetze getreu- 
lich nachkommen wolle. 

Andere katholische Geistliche sind zur Vollziehung kirchlicher. 
Amtshandlungen im hiesigen Lande erst dann berechtigt, wenn jene 
ihnen auf Ansuchen vom Herzoglichen Staats-Ministerium gestattet 
ist, und nachdem sie gleichfalls das im ersten Absatz vorgeschriebene 
Gelöbnis vor der betr. Herzoglichen Kreisdirektion zu Protokoll ab- 
gegeben haben. 

Die jetzt im Amte befindlichen, bezw. zur Verrichtung kirch- 
licher Amtshandlungen zugelassenen Geistlichen sind auf ihr früher 
geleistetes Gelöbnis zu verweisen. 
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8 16. 


Katholische Geistliche, welche ohne dazu berechtigt zu sein, 
kirchliche Amtshandlungen im hiesigen Lande vollziehen, verfallen 
der Bestrafung nach Massgabe der Landesgesetze. 


Vl. Schlussbestimmung. 


8 17. 


Das Gesetz vom 10. Mai 1867 Nr. 32, die Ordnung der kirch- 
lichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande betreffend, so- 
wie die durch Verordnung vom 10. Mai 1867 Nr. 33 erlassene In- 
struktion werden aufgehoben. 

Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog- 
lichen Geheime Kanzlei-Siegels. 

Braunschweig, den 29. Dezember 1902. 

(L. S.) Albrecht, Prinz von Preussen. 

von Otto. | Hartwieg.  Trieps. 


3. Gehaltsaufbesserung der katholischen Seelsorgsgeistlichen 
aus Staatsmitteln in Bayern. 


(Erl. des kgl. Staatsministeriums des Innern f. Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten v. 7. Sept. 1902.) 


An sämtliche K. Regierungen, Kammern des Innern. 


K. Stautsministerium des Innern für Kirchen- und Schulungelegen- 
heiten. 


Im Budget für die XXVI. Finanzperiode wurden die Mittel zur 
Verfügung gestellt, um den katholischen Seelsorgsgeistlichen weitere 
Einkommensaufbesserungen zu gewähren. Nach Allerhöchster Ge- 
nehmigung dieser Einkommensautbesserungen werden die im Einver- 
ständnis mit dem K. Staatsministerium der Finanzen neu zusammen- 
gestellten Normativbestimmungen hiermit bekannt gegeben. 

I. Mit der Wirksamkeit vom 1. Januar 1902 an wird die 
Aufbesserung des Einkommens der katholischen Seelsorgsgeistlichen 
in nachstehender Weise geregelt: 

A. Das Einkommen der Pfarrer, deren Pfründen geringer 
dotirt sind, wird durch Aufbesserungszulagen ergänzt: 

1. bei Pfarreien bis zu 400 Seelen einschlüssig 

a) während der ersten zehn Priesterjahre auf 1800 .# 
b) vom vollendeten 10. Priesterjahre ab’ `. 2000 .# 
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c) vom vollendeten 15. Priesterjahre ab auf 2200 4 


d) " n 25. n n ” 2400 Ab 
e) , " 90. i n 2600 Æ 
D, x 39. i nn 2800 Æ 
B) n " 40. " n 3000 4 


2. bei Pfarreien mit mehr als 400 Seelen 
a) während der ersten fünfzehn Priester- 


jahre auf . . . . . 2000 4 
b) vom vollendeten 15. Priesterjahre ab auf 2200 .# 
c) " " 29. " " " 2400 A 
d) „ e 0. - „ n 2600 Æ 
e) , R 35. S n» n 2800 Æ 
f „ , 40. n 9000 A 


9. bei den organisierten Kloster-Stadtpfarreien , Sowie 
Pfarreien in unmittelbaren Stádten diesseits des Rheins 
a) während der ersten fünfundzwanzig 


Priesterjahre auf . . . . +... 2400 Æ 
h) vom vollendeten 25. Priesterjahre ab auf 2600 Æ 
e) |, A 30. ; , n 2800 Æ 
d) „ " 39. i , n 9000 Æ 
e) „ i 40. : n n 3200 A 


4. bei Pfarreien in der Pfalz, welche bisher im Genusse 
Präcipuen standen, 
a) während der ersten dreissig Priester- 


jahre auf . . . . . 2720 A 
b) vom vollendeten 30. Priesterjahre ab auf 2800 .# 
€) „ " 35. " nm 3000 Æ 
d) , i 40. S nn 9200 4% 
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von 


B. Prediger und Prädikaturbenefiziaten erhalten, wenn sie eigene 
Haushaltung führen, zu den mit ihrer Stelle verbundenen Bezügen: 


a) während der ersten fünf Priesterjahre eine 


jährliche Zulage von . . 0. +. 540 4 
b) vom vollendeten 5. Priesterjabre ab eine 

solche von . . . . . + + 690 A 
c) vom vollendeten 10. Priesterjahre ab eine 

solche von `, . . . . . . . . . . 840 46 


soweit dadureh ihr Einkommen 
bei a) den Jahresbetrag von 1800 .# 
DI % " n 1950 A 
"M , 8100 4 
nicht übersteigt. 
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C. Das Einkommen der Seelsorgsgeistlichen mit eigener Haushal- 
tung in ubgegrenzten Filialgemeinden, mit deren Stellen geringere 
Bezüge verbunden sind, wird durch Aufbesserungszulagen ergänzt: 

1. bei Seelsorgsgemeinden bis zu 400 Seelen einschlüssig 

a) während der ersten fünf Priesterjahre auf 1440 .# 
b) vom vollendeten 5. Priesterjahre an auf 1590 .# 
C) s : 10. " „n n 1740 Æ 

2. bei Seelsorgsgemeinden mit mehr als 400 Seelen 

a) während der ersten fünf Priesterjahre auf 1560 .4 
b) vom vollendeten 5. Priesterjahre an auf 1710 Æ 
cC) , S 10. ; n n 1860 .4 
D. Die übrigen Seelsorgsgeistlichen mit eigener Haushaltung 
erhalten zu den mit ihren Stellen verbundenen Bezügen: 
a) während der ersten fünf Priesterjahre eine 
jährliche Zulage von . . . e... 360 AM 
b) vom vollendeten 5. Priesterjahre ab eine 
solche von . . . +... 5104 
c) vom vollendeten 10. Priesterjahre ab eine 
solche von . . . . 2 . 2 . . . . 600.4, 
soweit dadurch ihr Einkommen 

bei a) den Jahresbetrag von 1500 .# 

n D) , S „ 1650 4 
F7 : , 1800 4 
nicht übersteigt. | 

E. Die Seelsorgsgeistlichen, welche in der Verpflegung beim 
Pfarrer stehen, erhalten 

a) während der ersten fünf Priesterjahre die 
Bezüge wie bisher, 
b) vom vollendeten 5. Priesterjahre ab eine 
jährliche Zulage von . . . .. . . 1504 
c) vom vollendeten 10. Priesteriahte ab eine 
solche von . . . . . . . . . . . 300 .# 
soweit dadurch ihr Einkommen 

bei b) den Jahresbetrag von 1500 Æ 

n €) ^ " n 1050 4 
nicht übersteigt. 

F. Die Stadt- und Landkapläne in der Pfalz erhalten zu ihren 
bisherigen Bezügen die Zulagen nach Massgabe der Bestimmungen 
unter D oder E, je nachdem sie eigene Haushaltung führen oder in 
der Verpflegung beim Pfarrer stehen. 

G. Die besonders aufgestellten Pfarrverweser erhalten zu ihren 
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bisherigen Bezügen vom vollendeten 5. Priesterjahre an eine Zulage 
von 150 «Æ und vom vollendeten 10. Priesterjahre an eine solche 
von 300 .#, soweit dadurch ihr Gesamtbezug im ersteren Falle 
den Jahresbetrag von 1650 .4 und im letzteren Falle den Jahres- 
betrag von 1800 .4 nicht übersteigt. Soweit das Einkommen der 
erledigten Pfarrpfrände zureicht, sind diese Zulagen der Pfarrver- 
weser in gleicher Weise wie die bisherigen Bezüge derselben aus dem 
Einkommen der erledigten Pfründen zu bestreiten. (Vgl. Minist.-E. 
vom 16. Dez. 1886 Nr. 15056, Minist.-Bl. f. K.- u. Sch.-Ang. S. 286.) 
II. Wenn für eine Stelle, deren Inhaber nach vorstehender 
Ziffer I an der Aufbesserung teil nimmt, eine Fassion besteht, so 
ist auch fernerhin das in der Fassion ausgewiesene Reinerträgnis 
der Stelle für die Bemessung des Zuschussbetrages massgebend. 
Die Anwendung dieses Grundsatzes wird jedoch beschränkt, 
durch die in den Normativ-Entschliessungen vom 24. Februar 1878 
Nr. 2148, die Aufbesserung gering dotirter Seelsorgestellen, hier die 
Abrechnung von Absitzfristen betr., und vom 30. März 1878 Nr. 3254. 
das Budget für die XIV. Finanzperiode (Abrechnung neuer Stift- 
ungen etc.) betr. — Ministerialblatt für Kirchen- und Schulange- 
legenheiten S. 143 — getroffenen Bestimmungen, welche unverändert 
in Geltung bleiben. Fortdauernde Anwendbarkeit behält auch die 
Verfügung in Ziffer III der Normativ-Entschliessung vom 21. August 
1874 Nr. 10566 bezw. in Ziffer II der an die K. Regierung, Kam- 
mer des Innern, der Pfalz ergangenen Entschliessung vom gleichen 
Tage Nr. 10567, das Budget für die XII. Finanzperiode, hier die 
Einkommensaufbesserung für die katholische Geistlichkeit aus Staats- 
mitteln betr., mit der dazu ergangenen Ministerial-Entschliessung 
gleichen Betreffs vom 6. Januar 1875 Nr. 16291, wobei die Mini- 
sterial-Entschliessung vom 25. Mai 1893 Nr. 7038, die Einkommens- 
aufbesserung der katholischen Seelsorgsgeistlichen aus Staatsmitteln, 
hier den Ansatz für die Kaplansverpflegung betr. (Ministerialblatt 
für Kirchen- und Schulangelegenheiten S. 125) zn berücksichtigen ist. 
Die bisherigen Grundsätze für die Berechnung der Einkom- 
mensaurbesserungen gelten im wesentlichen auch für die Alterszu- 
lagen. Bei Bemessung der den Hilfsgeistlichen (Ziff. I B mit G) 
nach Umfluss von fünf bezw. zehn Priesterjahren zukommenden 
Alterszulagen von je 150 «Æ sind indessen auch die Einkünfte aus 
Erteilung von Religionsunterricht an Öffentlichen Schulen und An- 
stalten, sodann aus der Seelsorge in öffentlichen Anstalten (Kranken- 
häusern etc.) sowie aus der Militärseelsorge, soweit diese Einkünfte 
nicht ohnehin schon in das Stelleneinkommen eingerechnet sind, in 
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Anschlag zu bringen. In das Stelleneinkommen der in der Ver- 
pflegung beim Pfarrer stehenden Hilfsgeistlichen sind neben dem 
Verpflegsanschlag die Natural- und Barbezüge einschlüssig der Mess- 
stipendien, soweit solche bisher in Ansatz gebracht oder als Honorar 
zugewiesen wurden, nach dem dermalen für die betreffenden Pfar- 
reien bestehenden Regulative oder Herkommen einzurechnen. Etwaige 
Aenderungen in den einschlägigen Regelungen bedürfen, soferne 
ihnen eine Wirkung in Bezug auf die Einkommensaufbesserung zu- 
kommen soll, der Zustimmung der K. Regierung Kammer des 
Innern. In strittigen Fällen ist der für die Einkommensaufbesserung 
massgebende Betrag nach Ziffer IX. der gegenwärtigen Bestimmungen 
beschlussmässig festzusetzen. Veranlastenfalls ist für jene Hilfsgeist- 
lichenstellen, für welche noch keine Fassionen vorliegen, die Auf- 
stellung solcher herbeizuführen. Bei geeignetem Anlasse, insbesondere 
bei Revisionen von Pfarrfassionen, ist zu prüfen, ob die Pfarr- 
pfründe nicht aus eigenen Mitteln für eine ausreichende Aufbesse- 
rung ihrer Hilfsgeistlichen aufkommen kann. 

Bei sämtlichen Alterszulagen werden die hiefür massgebenden 
Priesterjahre vom ersten Tage des auf die Priesterjahre folgenden 
Quartals, sohin vom nächstfolgenden 1. Januar, 1. April, 1. Juli 
bezw. 1. Oktober an gezählt. 

III. Insoweit auf die Höhe des zu gewährenden Staatszuschusses 
die Seelenzahl der betreffenden Seelsorgebezirke von Einfluss ist, 
bemisst sich dieselbe nach dem amtlich bekannt gemachten Ergeb- 
nisse der jeweils letzten allgemeinen Volkszählung, wobei die Mi- 
nisterialentschliessung vom 16. Dezember 1892 Nr. 18403, die Ein- 
kommensaufbesserung der katholischen Seelsorgsgeistlichen betr., zu 
beachten ist. Eine vorgenommene neue Volkszählung kommt des- 
wegen bei Festsetzung der Aufbesserungsbeträge erst dann 'n Be- 
tracht, wenn die Zählungsergebnisse zur amtlichen Publikation 
gelangt sind. | 

In jenen Fällen, in denen die Einkommensaut besserung eines 
Geistlichen infolge einer neuen Volkszählung oder infolge von Ände- 
rungen im Bestande des Seelsorgebezirkes eine Minderung erfahren 
würde, ist für die Berechnung des Aufbesserungszuschusses die seit- 
herige Seelenzahl solange noch als massgebend zu erachten, als 
dieser Seelsorgsgeistliche auf der einschlägigen Stelle verbleibt. 

IV. Die den Pfarrern nach obiger Ziffer I, A zukommenden 
Aufbesserungen werden auch den Inhabern jener selbständigen Seel- 
sorgestellen gewährt, welche schon bisher in Ansehung der staat- 
lichen Einkommensaufbesserung den Pfarreien( gleichgtachtet wor- 
den sind. 
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V. Für die Einreihung in die Kategorie Ziffer I, C macht es 
keinen Unterschied, ob die betreffenden Stellen als Pfründen im 
kirchlichen Sinne zu erachten beziehungsweise ob deren Inhaber in- 
vestirt sind oder nicht; ebenso ist es ohne Belang, ob sich ein 
solcher Seelsorgsgeistlicher in formaler Abhängigkeit von einem 
Ptarrer befindet. Entscheidend ist, dass dem betreffenden, mit dem 
Vollmasse der pfarrlichen Rechte nicht ausgestatteten Geistlichen 
(Kuraten, Pfarrvikar, Expositus, Lokalkaplan) kraft seiner Anstellung 
die Ausübung der wesentlichen Funktionen der Seelsorge für die 
Angehörigen eines räumlich abgegrenzten Bezirkes als dauernder 
und selbständiger Wirkungskreis zukommt. 

VI. Voraussetzung für den Bezug der Ziffer I, D oben be- 
stimmten Aufbesserung ist neben der kirchlicher- und staatlicher- 
seits genehmigten Führung eines eigenen Haushaltes die Ausübung 
der Seelsorge als eigentlicher Berufsaufgabe. Hiernach fallen ın die 
bezeichnete Kategorie von Geistlichen regelmässig die Kapläne, 
Kooperatoren und Wallfahrtspriester, welche eigenen Haushalt führen. 
Dagegen können Benefiziaten nur dann darunter gezählt werden, 
wenn ihre Pfründen wirkliche Kaplaneibenefizien sind, oder wenn 
ihnen zu ihren Benefizialobliegenheiten im Einverständnis der kirch- 
lichen und staatlichen Behörden die Verpflichtung auferlegt ist, sich 
ständig in der Seelsorge in einer Weise verwenden zu lassen, dass 
sie einem Kaplane oder Kooperator vollkommen gleichzuachten sind. 

VII. Die bisherigen Einreihungen in die einzelnen Kategorien 
bleiben unter den einschlägigen Voraussetzungen bis auf weiteres 
aufrecht. Für weitere Fälle und namentlich auch für alle Ver- 
schiebungen von einer Kategorie in eine andere, soweit solche im 
Hinblick auf die Bestimmung in nachfolgender Ziffer XI ohne Be- 
schaffung einer ausreichenden Dotation überhaupt zulässig sind, 
bleibt die Genehmigung des K. Staatsministeriums des Innern für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten vorbehalten. 

Die staatlichen Zulagen nach Ziffer I, B und C kommen auch 
den besonders aufgestellten Verwesern der betreffenden Stellen zu. 
Unter den in der Ministerial-Entschliessung vom 30. Januar 1891 
Nr. 14063 — die Einkommensaufbesserung der katholischen Seel- 
sorgsgeistlichen, hier der Kaplaneibenefiziumsvikare aus Staatsmitteln 
betreffend — bestimmten Voraussetzungen nehmen auch die besonders 
aufgestellten Kaplaneibenefiziumsvikare an den staatlichen Zulagen 
nach Ziffer I, D teil. 

VIII. Seelsorgsgeistliche, welche nicht zum Ressort des Kultus- 
ministeriums gehören, also die Hausgeistlichen an Strafanstalten u. s. w., 
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kónnen die in Ziffer I oben normirten Aufbesserungszuschüsse nicht 
ansprechen. 

IX. Ergeben sich im einzelnen Falle Zweifel darüber, ob ein 
Anspruch auf Gewährung staatlicher Aufbesserung überhaupt oder 
dem liquidirten Betrage nach begründet sei, so ist von der K. Re- 
gierung, Kammer des Innern, nach vollständig instruirter Sache vor- 
behaltlich des Rechtes der Beschwerdeführung motivirter Beschluss 
zu fassen. 

X. Für die Fälle der zeitweisen Nichtbesetzung statusmässiger 
Hilfspriesterstellen bei Pfarreien, deren Inhaber an der Aufbesserung 
teilnehmen, wird der nach dem Fassionsabschlusse sich berechnende 
Zuschuss ungeschmälert verabfolgt, wenn sich die Vakatur in un- 
unterbrochener Dauer nicht über 30 Tage erstreckt. Bei länger an- 
dauernden Erledigungen solcher Hilfsgeistlichenstellen dagegen kann 
der Aufbesserungszuschuss gekürzt und unter Umstànden gänzlich 
eingezogen werden. Ob und in wie weit dieses zu geschehen habe, 
ist von den K. Regierungen, Kammern des Innern, nach Abwägung 
aller einschlägigen Verhältnisse und unter Beachtung der in der 
Normativ-Entschliessung vom 15. Juni 1884 —  Ministerialbl. für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten S. 126 — gegebenen Direktiven 
zu bestimmen. 

Gleiche Zuständigkeit greift Platz hinsichtlich der Ueberlassung 
von Bezügen bei Erledigung von Hilfsgeistlichenstellen in der Pfalz. 
Die Ueberlassung von Alterszulagen ist ausgeschlossen. 

XI. Die in Ziffer I oben normirten Aufbesserungen des An- 
fangseinkommens sind nur für die Inhaber bereits bestehender Seel- 
sorgestellen der einzelnen Kategorien bestimmt, uud kónnen darum 
den Inhabern von Stellen, welche neu errichtet werden, nicht zuge- 
wiesen werden. 

Nachdem aber die Einkommensbeträge, bis zu welchen den 
verschiedenen Kategorien des katholischen Klerus Aufbesserungs- 
zuschüsse gewährt werden, notwendig erscheinen, um den betreffen- 
den Geistlichen eine ihrer Stellung entsprechende Existenz zu sichern, 
so muss darauf bestanden werden, dass die Dotation neu zu er- 
richtender Stellen ein jenen Betrágen mindestens gleichkommendes 
Reinertrágnis abwirft. Die Alterszulagen kommen hiebei nicht in 
Betracht. 

XII. Die bewilligten Aufbesserungen bilden gleich den früheren 
keine Dotationsergänzung für die betreffenden Pfründen uud Seel- 
sorgestellen; sie sind vielmehr lediglich Personalzulagen, dazu be- 
stimmt, den Beteiligten eine bessere Lebensstellung zu ermöglichen ; 
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sie sind widerruflicher Natur und durch die jeweilige finanzgesetz- 
liche Neubewilligung bedingt. Die Erübrigungen während der Er- 
ledigung einer Stelle fallen der Staatskasse heim. 

Von diesem Grundsatze tritt eine Ausnahme ein in den Fällen 
der Ziffern VII Abs. 2, X und XIV lit. b gegenwärtiger Normativ- 
bestimmungen, sowie bei Pfarreierledigungen, bei letzteren aber nur 
insoweit, als dieses durch die Normativ-Entschliessung vom 16. De- 
zember 1886 — Ministerialbl. für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten S. 286 — im Zusammenhalte mit Ziffer I, G der gegen- 
wärtigen Normativ-Entschliessung zugelassen worden ist. In Fällen 
letzterer Art ist das bei Auszeigung des Verwesergehaltes zu Grunde 
zu legende Stellenerträgnis nach den oben unter Ziffer Il gegebenen 
Direktiven zu ermitteln, sonach mit demselben Betrage wie bei Fest- 
setzung des Aufbesserungszuschusses für den wirklichen Pfründe- 
inhaber in Ansatz zu bringen. 

In der Pfalz fallen den bisherigen Bestimmungen entsprechend 
die Aufbesserungszuschüsse während der Erledigung einer Stelle in- 
soweit der Staatskasse heim, als sie das Mass der vor Beginn der 
XI. Finanzperiode gewährten Besoldungszulagen überschreiten. 

XIII. Wie mit Rücksicht auf den in vorstehender Ziffer XII 
bezeichneten Charakter der Aufbesserung die Staatsregierung trotz 
der durch die Neuregulirung bedingten Mehrleistungen der Staats- 
kasse bisher davon Abstand genommen hat, bezüglich der Kollations- 
und Privatpatronatspfründen, deren Inhaber in ihrem Einkommen 
aufgebessert werden, den Anspruch auf ein Landesherrliches Patronat 
und beziehungsweise Kompatronat weiter zu verfolgen, so bleibt auch 
die Gewährung der in Ziffer I bezeichneten staatlichen Zulagen ohne 
Einfluss auf die Besetzungsrechte. 

XIV. Hinsichtlich der Zahlung, sowie der kasse- und rechnungs- 
mässigen Behandlung der Aufbesserungsbezüge wird in widerruflicher 
Weise Nachstehendes verfügt: 

a) Die Zahlung der staatlichen Zulagen geschieht monatlich 
im voraus. Auf Wunsch der Beteiligten kann die Zahlung inner- 
halb eines Rechnungsjahres auch viertel- oder halbjährig erfolgen; 
eine Vorauszahlung findet jedoch in diesen Fällen nur für den letzten 
Monat des betreffenden Viertel- oder Halbjahres statt. Bei Raten- 
zahlungen ist nach Monaten und Monatsraten und zwar nach der 
wirklichen Tageszahl des betreffenden Monats zu rechnen. 

b) Im Falle des Ablebens eines Geistlichen endigt die Zahlung 
mit Ablauf des Sterbemonats. Die etwa bereits erhobenen Ver- 
gütungen für Absitzfristen sind ihrer bestimmungsgemässen Ver- 
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wendung zuzuführen. Die übrigen Aufbesserungsbezüge für die Zeit 
vom Todestage ab bis zum Schluss des Sterbemonats verbleiben 
dem Nachlass des verstorbenen Geistlichen. Dies schliesst nicht 
aus, dass noch innerhalb des Sterbemonats ein Nachfolger oder Ver- 
weser aufgestellt wird und die etwa diesen treffenden Aufbesserungen 
zur Anw.isung gelangen; auch bleibt die Bestimmung in obenstehen- 
der Ziffer XII Abs. 3 unberühit. 

c) Die staatlichen Zulagen sind unausgeschieden zu quittieren 
und zu berechnen; nur die Vergütungen für Absitzfristen sind geson- 
dert auszuweisen. 

d) Bezüglich der rechnungsständigen Behandlung der Zulagen ist 
die Ministerialentschliessung v. 26. August 1899 Nr. 2980 zu beachten. 

e) Bei Anstellung, Versetzung, Resignation oder Absetzung 
von bepfründeten Geistlichen haben die k. Regierungen, Kammern 
des Innern, die erforderlichen Mitteilungen namentlich auch über 
die für den Beginn bezw. das Aufhören der Bezüge massgebenden 
Daten den beteiligten Kassen und Aemtern direkt zukommen zu 
lassen. Bei Verwesungen von Pfarreien und denselbeu gleichge- 
achteten selbständigen Seelsorgestellen ist neben der besonderen 
Anweisung, soweit solche erforderlich ist, für die erste, bezw. letzte 
Quittung eine dekanatamtliche Bestätigung über den Beginn bezw. 
die Beendigung der Verwesung beizubringen. Bezüglich der in der 
Verpflegung beim Pfarrer siehenden Hilfsgeistlichen ist der Nach- 
weis über die Besetzung der betreffenden Stellen gleichfalls durch 
dekanatamtliche Bestätigung zu erbringen. Im übrigen ist von den 
nicht bepfründeten Geistlichen für die erste bezw. letzte Quittung 
pfarramtliche Bestätigung über ihren Dienstantritt bezw. Abgang bei- 
zubringen; bei Abgang infolge Verleihung einer Pfründe ist die oben 
angeordnete Mitteilung der k. Regierung, Kammer des Innern, mass- 
gebend und eine weitere Bestätigung nicht erforderlich. Die ein- 
schlägigen Mitteilungen und Bestätigungen sind von den auszahlen- 
den Kassen und Ämtern als wirkliche Rechnungsbelege zu den tref- 
fenden Jahresrechnungen zu nehmen. 

f) Beim Ableben von Geistlichen, ohne Unterschied, ob solche 
bepfründet oder nicht bepfründet waren, genügt zur Rechnungsbe- 
deckung rentamtliche Konstatirung auf grund der Sterbefallregister. 

g) Für besondere Verhältnisse bleiben den K. Regierungen, 
Kammern des Innern und der Finanzen, die entsprechenden Anord- 
nungen vorbehalten. 

XV. Die aus den bewilligten Aufbesserungen sich ergebenden 
kinkoinmensmehrungen unterliegen bezüglich aller Stellen, bei denen 
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eine Anstellungstaxe zu entrichten ist, der entsprechenden Unter- 
stützungsfondsabgabe. 

XVI. Die entgegenstehenden bisherigen Normativbestimmungen, 
insbesondere die Ministerialentschliessungen vom 29. Januar 1873 
Nr. 5923 (Minist.-Bl. f. K.- u. Sch.-A. Seite 40), vom 16. Dezember 
1876 Nr. 16343 (Minist.-Bl. f. K.- und Sch.-A. Seite 421), vom 
5. Juli 1894 Nr. 8453 (Minist.-Bl. f. K.- u. Sch.-A. Seite 227 und 
Kreisamtsblatt der Pfalz Seite 67) treten ausser Wirksamkeit. 

München, den 7. September 1902. 

I V. 
Staatsrat Dr. von Wehner. 


4. Kirchenbausache. 


Verhältnis der Kirchengemeinde zur politischen Gemeinde bei Aus- 
führung eines Kirchenbaues, sofern die politische Gemeinde zur Auf- 
bringung der Kirchenbaukosten verpflichtet ist. 

Begriff des »Geistlichen Oberen« im Sinne von $ 707 A. L.-R. II 11. 
Die Kirchengemeinde wird durch die Handlungen des Kirchenvor- 
standes Dritten, also auch den Baugläubigern gegenüber verpflichtet, 
selbst wenn der Kirchenvorstand hierbei etwa durch Nachlässigkeit 
fehlt. 


Rechtsfall aus dem Gebiete des Preussischen Allgemeinen Landrechts 
mitgetheilt von Justizrath Dr. Porsch in Breslau. 


Die politische Gemeinde Zauchwitz klagt gegen die politische 
Gemeinde Tschirmkau auf Leistung eines Beitrages zu den Kosten 
einer Reparatur an der Pfarrei Zauchwitz. 

Beide Gemeinde gehören zum Preussischen Anteil der Erzdiö- 
zese Olmütz, Kommissariat Katscher. 

Die beklagte Gemeinde ist observanzmässig verpflichtet, zu 
den Baukosten der Kirche und Pfarrei in Zauchwitz ein Drittel bei- 
zutragen, während zwei Drittel dieser Kosten von der klagenden Ge- 
meinde aufzubringen sind. Wie Klägerin behauptet, ist in einer 
Versammlung des Kirchenvorstandes und der kirchlichen Gemeinde- 
vertretung, an der auch Mitglieder der beklagten Gemeinde teilge- 
nommen haben, am 13. Juni 1895 die Vornahme eines Umbaues 
und einer Reparatur der Pfarrei in Zauchwitz beschlossen und die 
Notwendigkeit des Umbaues und der Reparatur von der Beklagten 
anerkannt worden. Hierauf sei von dem Baumeister ein auf 2729,56 A 
lautender Kostenanschlag aufgestellt und der Ausführung des Baues 
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zu Grunde gelegt worden. Später habe sich indessen herausgestellt, 
dass der Kostenanschlag nicht innegehalten werden konnte, wie dies 
bei derartigen Bauten und Reparaturen stets zu geschehen pflege. 
Die Mehraufwendungen hätten 2323,73 .# betragen, zu welcher Summe 
die Beklagte nach der bestehenden Observanz 774,60 .# beizusteuern 
habe. Letztgenannten Betrag habe Klägerin einstweilen für die Be- 
klagte ausgelegt; die Beklagte weigere sich aber, der Klägerin den 
verauslagten Betrag zu erstatten. Der Königliche Landrat zu Leob- 
schütz habe am 24. Oktober 1899 mit drei Deputierten der beklagten 
Gemeinde über die Erstattungspflicht verhandelt und es hätten die 
Deputierten hierbei folgendes zu Protokoll erklärt: 

»Wir erkennen zwar an, dass von jeher die Kirch- und Pfarr- 

baukosten in Zauchwitz von den politischen Gemeinden Zauch- 

witz mit ?/s und Tschirmkau mit !/, gedeckt worden sind; 
wir weigern uns indessen, den auf uns noch entfallenden Betrag, 
und zwar von 1229.49 .# abzüglich der bereits gezahlten ` 

454.89 .# mit 774,60 .# zu zahlen, da wir nicht genügend 

über die noch nachträglich beschlossenen Reparaturen gehört 

worden und nicht in der Lage gewesen sind, bei Vergebung der 

Arbeiten mitzuwirken. Auch sind wir zu keinem Bauvertrage 

zugezogen worden. Die Notwendigkeit der Reparaturen räumen 

wir ein.« 
Klägerin hat deshalb auf Zahlung des Betrages von 774,60 A 
geklagt und auch im wesentlichen obgesiegt. Das Königliche Ober- 
landesgericht Breslau I. Civilsenat hat in seinem Urteil vom 
17. Juni 1901 zu gunsten der Klägerin u. a. ausgeführt (andere 
Einzelheiten interessieren nicht): 

»Der Rechtsweg ist zulässig. Es handelt sich um einen Er- 
stattungsanspruch bürgerlich-rechtlicher Natur. Ist er davon ab- 
hängig, dass die Kirchenbehörde die Notwendigkeit der Bauten 
bestätigt hat, so kann dies zur Klageabweisung, nicht aber zur Ver- 
weigerung des Rechtsweges führen. 

Die Klägerin hat indes in Il. Instanz den Nachweis geführt, 
dass die von ihr, unstreitig mit 5053,29 «Æ bezahlten Bauten an 
der Pfarrei Zauchwitz, von den zuständigen geistlichen Oberen für 
notwendig erachtet worden sind. 

Der Reparaturbau am Pfarrhause wurde von dem hierfür zu- 
ständigen Kirchenvorstande (Gesetz vom 20. Juni 1875, $$ 1. 3. 
18. 21b) nebst der Kirchen-Gemeindevertretung am 13. Juni 1895 
beschlossen und von dem fürst-erzbischöflichen Kommissar, auf der 
Grundlage des unterm 20. Dezember 1895 vom Baumeister aufge- 
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stellten Kostenanschlages, von Kirchenaufsichtswegen genehmigt. 
Die Errichtung der Zäune wurde am 3. April 1899, also nachträg- 
lich, von Kirchen-Vorstand und Kirchen-Gemeindevertretung, und 
am 17. Mai 1899 vom bischôflichen Kommissar genehmigt und für 
notwendig erklärt. Der geistliche Obere d. h. der Bischof oder 
dessen berufener Vertreter sind für die Prüfung der Notwendigkeit 
derartiger Bauten zuständig. (A. L.-R. II 11. 88 707, 705, 115, 130. 
Gesetz vou 20. Juni 1875 $ 47.) Die Genehmigung der Staatsbe- 
hörde ist nur bei neuen Gebäuden erfordert. (Gesetz vom 20. Juni 1875 
$ 504) zu welchen neue Zäune nicht zu rechnen sind. Es genügt, 
wenn die Genehmigung auch nur nachträglich nach Fertigstellung 
der Bauten ausgesprochen wird. (Reichs-Gericht Band 34, S. 308.) 
Es ist unerheblich, wenn der geistliche Obere, der übrigens aus- 
drücklich auf die in der Pfarrgemeinde bestehende Observanz hin- 
weist, am 17. Mai 1899 bemerkte, die Nachtragsbauten würden 
derart genehmigt, dass die Kosten durch Umlagen auf die Gemein- 
den Zauchwitz und Tschirmkau nach der dort bestehenden Observanz 
aufgebracht werden. | 

Hierdurch wird die Notwendigkeit der Bauten nicht berührt. 
Die Frage der Aufbringung hat nicht der geistliche Obere zu ent- 
scheiden, sondern ist, falls Streit entsteht, den weltlichen Behörden 
zu überlassen. (A. L.-R. II 11. S 708. 709.) Der Versuch gütlicher 
Regulirung des Streits durch den geistlichen Oberen ist nicht Vor- 
aussetzung des Rechts, Klage vor Gericht zu erheben. 

Die Anerkenntnisse der Beklagten hinsichtlich der Notwendig- 
keit der Bauten binden die Beklagten nicht gegenüber der Klägerin, 
wenn sie auch Beweismittel sind für das Bestehen der von der 
Klàgerin behaupteten, übrigens unbestrittenen, Gesetzesstelle ver- 
tretenden Observanz (A. L.-R. II 11. 8 710. 789.): dass die Kosten 
der Pfarrbauten in Zauchwitz zu #/3 von der Landgemeinde Zauchwitz, 
zu !/, von der Landgemeinde Tschirmkau getragen werden müssen. 

Das Anerkenntnis der mit Vollmacht versehenen Gemeindeabge- 
ordneten vom 24. Oktober 1899 ist dem Landrat gegenüber abge- 
geben. Der Landrat vertritt aber nicht bürgerlich-rechtlich die 
Landgemeinde Zauchwitz. 

Das fernere Anerkenntnis vom 19. März 1899 ist formungültig, 
weil es lediglich vom  Gemeindevorsteher H. unterschrieben ist. 
(Landgem.-O. $ 88. Nr. 7.) Aus gleichem Grunde ist die Genehmig- 
ung des F. vom 24. Juli 1894 zum Zaunbau unerheblich. 

Ein Vertragsverháltnis zwischen den Landgemeinden Zauchwitz 


und Tschirmkau als solchen über die gegenwärtig streitigen Bauten, 
10* 
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hat die Klägerin nicht behauptet; es ist ein solches auch nicht sonst 
ersichtlich geworden. Insbesondere ist nicht behauptet, dass die 
Landgemeinde Tschirmkau der Landgemeinde Zauchwitz den Auf- 
trag erteilt habe, die Bauten ausführen zu lassen, oder zu bezahlen. 
Im Verhältnis von Eingepfarrten stehen die Parteien gleichfalls nicht 
zu einander. Die Landgemeinden Zauchwitz und Tschirmkau als 
solche sind nicht Parochiane der Pfarrgemeinde Zauchwitz. Hieraus 
folgt, dass Klägerin ihre Ansprüche nur auf die Grundsätze der 
nützlichen Verwendung stützen kann. (A. L.-R. I 13. $ 268 fg.) 

Die Klägerin muss nachweisen, dass sie nötige oder nützliche 
Ausgaben für die Beklagte bestritten hat. Der Nachweis der Nütz- 
lichkeit ist nicht versucht. Es bleibt daher nur zu prüfen, ob die 
Auslagen notwendig waren. Sie waren dies, wenn die Beklagte 
durch die Gesetze zu den Ausgaben verpflichtet war. ($ 269 das.) 

Dieser Beweis ist insoweit erbracht, dass die Beklagte auf grund 
der unstreitigen Observanz verpflichtet erscheint, 1/3 der Kosten der 
notwendigen Bauten zu tragen. Diejenige Summe, welche die Be- 
klagte verpflichtet war, der Pfarrgemeinde Zauchwitz auf deren Er- 
fordern beizutragen, (A. L.-R. H 11. $$ 710 fg., 788 fg.) hat sie 
auch der Landgemeinde Zauchwitz zu erstatten, wenn diese sie der 
Pfarrgemeinde oder für die Pfarrgemeinde deren Gläubigern gezahlt 
hat. Diejenigen Einwendungen hingegen, welche die Beklagte der 
Pfarrgemeinde entgegensetzen dürfte, darf sie auch gegen die Land- 
gemeinde Zauchwitz verwenden. 

Die Pfarrgemeinde hat den für sie notwendigen Bau beschlossen. 
Sie ist die Bauherrin, mögen ihre Geschäfte auch nicht allein durch 
ihr Organ, den Kirchenvorstand, sondern auch durch Deamte der 
Landgemeinde Zauchwitz besorgt worden sein. Die Art, wie sie 
den Bau ausführte, ob im Wege der Vergebung der Arbeiten an den 
Mindestfordernden, oder durch Annahme von Unternehmern ohne 
öffentliche Ausschreibung, ob durch Inanspruchnahme von Hand- 
und Spann-Diensten der Beitragspflichtigen, oder durch Anmietung 
von Fubren und Arbeitern, bleibt der Pfarrgemeinde bezw. dem 
Kirchenvorstande überlassen. 

Der Kirchenvorstand hat — mit der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Hausvaters — die Verträge zu schliessen, den Bau auszu- 
führen und zu überwachen. 

Selbst wenn der Kirchenvorstand hierin durch Nachlässigkeit 
gefehlt hätte, wenn er schuldhaft unterlassen hätte, Schutt geeig- 
netermassen zu verwerten, grünes Holz von der Verwendung fern zu 
halten, die Arbeiten an den Mindestfordernden , oder besonders ge- 
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eignete Handwerker zu vergeben, Hand- und Spann-Dienste einzu- 
fordern, von der Beklagten unentgeltlichen Sand zu fordern — so 
könnte die Beklagte dies der Pfarr-Gemeinde nicht entgegensetzen. 
Die Pfarr-Gemeinde wird durch die Handlungen des Kirchenvor- 
standes Dritten, also den Baugläubigern gegenüber, rechtsgültig ver- 
pflichtet, auch die zu hohen Kosten zu bezahlen. Sie kann dies nur 
durch Einziehung gleich hoher Beträge von ihren Eingepfarrten oder 
Beitragspflichtigen, solange sie nicht etwa den nachlässigen Kirchen- 
vorstand zum Ersatz unnötiger Ausgaben veranlasst hat. Da dies hier 
nicht in Frage steht, wäre die Beklagte an sich zur Tragung von 
1}, der Gesammtkosten von 5053,26 .# der Pfarr-Gemeinde ver- 
pflichtet. Die Klägerin hat also notwendige Ausgaben für sie ge- 
leistet. Es ist nicht anzuerkennen, dass ‚die Beklagte ‘über ‘die 
Nachtragsbauten zu hören war. Sie war sowenig wie der einzelne 
Eingepfarrte, weder über den ursprünglichen Bau noch über dessen 
Erweiterung zu hören. Sie hat die von der Kirchenkorporation ord- 
nungsmässig beschlossenen Bauten zu ihrem gesetzlichen Anteil zu 
bezahlen (A. L.-R. II 11. $ 108—110.) und ebensowenig, wie der 
einzelne Parochian, das Recht auf Legung einer, Baurechnung , ihm 
selbst gegenüber, und auf Bemängelung der Einzelposten. 

Es bleibt ihr überlassen, die Organe der Kirche zu belangen, 
wenn diese ihr Schaden zugefügt haben. Ihrem Anspruch auf An- 
hórung vor Beginn und bei Ausführung der Bauten fehlt eine ge- 
setzliche Grundlage. Auch in 8 41 Gesetz vom 20. Juni 1875 ist 
eine solche nicht gegeben, weil in Schlesien die politische Gemeinde 
zur Aufbringung der Baukosten nicht allgemein verpflichtet ist, viel- 
mehr vorliegend nur auf grund einer örtlich beschränkten Observanz. 
Sollte wirklich in früheren Baufällen stets die Genehmigung der 
Beklagten eingeholt worden sein, so ist damit eine Observanz in 
dieser Richtung noch nicht erwiesen. Es würde der Nachweis fehlen, 
dass die Pfarrgemeinde die Genehmigung deshalb eingeholt hat, weil 
sie glaubte, gesetzlich dazu verpflichtet zu sein. Die blosse Ein- 
holung der Genehmigung schliesst nicht aus, dass sie lediglich, um 
Streit zu vermeiden, aus gutem Willen erfolgt ist. Wenn in der 
Kirchenvorstands-Versammlung vom 13. Juni 1895 die Vertreter 
der Kirchengemeinde Tschirmkau P. und K. nur ermächtigt ge- 
wesen sein sollen, die Entnahme von 1364,88 .# aus der Kirchen- 
kasse zu bewilligen, so übersieht die Beklagte, dass es eine Kirchen- 
gemeinde Tschirmkau nicht gibt und dass von dort aus den Abge- 
sandten P. und K. keine den Kirchenvorstand rechtlich bindenden 
Aufträge erteilt werden konnten. Ebenso unerheblich "ist es onach 
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obigem, wenn P. und K. damals ausdrücklich erklärt haben, der 
Kirchenvorstand habe die politische Gemeinde Tschirmkau zu hören. 

Der Beklagten steht auch ein Rechtsanspruch auf Leistung von 
Spann- und Hand-Diensten nicht zu. Die Urkunde von 1831 ergibt 
einen solchen nicht. Sie verzeichnet, nur Gerechtsame der Pfarrstelle. 

Sie stimmt im allgemeinen auch mit den gesetzlichen Vor- 
schriften des A. L.-R. überein und auch diese gewähren einen sol- 
chen Anspruch nicht. Die Verbindung der $$ 712—714. II 2. A. 
L.-R. ergibt, dass Hand- und Spanndienste nur deshalb unentgelt- 
lich zu leisten sind, damit der Kapitalbestand des Kirchenvermögens 
tunlichst ungetährdet bleibt.« 


5. Gemeindesteuerfreiheit der Dienstgrundstücke der Geist- 
lichen auch in der Rheinprovinz. 


(Erk. des kgl. Oberverwaltungsgerichts v. 8. Juni 1901.) 


Im Namen des Königs! 


In der Verwaltungsstreitsache 
des Kirchenvorstandes zu Kendenich, Klägers und Revisions- 
klägers, 
wider 
den Bürgermeister des Bürgermeistereiamtes Hürth in seiner 
Eigenschaft als Gemeindevorstand der Gemeinden Kendenich 
und Fischenich zu Hermülheim, Beklagten und Revisions- 
beklagten, 
hat das K. Oberverwaltungsgericht, Zweiter Senat, in seiner Sitzung 
vom 8. Juni 1901, 
an welcher der Senatspräsident, Wirkliche Geheime Ober- 
regierungsrat von Roon und die Oberverwaltungsgerichtsräte: 
Reinick, Hönemann, Mund und Hoffmann Il Teil genommen 
haben, 
für Recht erkannt, 
dass auf die Revision des Klägers die Entscheidung des Be- 
zirks-Ausschusses zu Köln vom 4. September 1900 aufzuheben 
und auf die Berufung des Beklagten diejenige des Kreis-Aus- 
schusses des Landkreises Köln vom 29. März 1900 mit der 
Massgabe zu bestätigen, dass die Kosten aller Instanzen unter 
Festsetzung des Wertes des Streitgegenstandes auf 140 .# zu 
6/, dem Kläger und !/, dem Beklagten aufzuerlegen. 
Von Rechts Wegen. 
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Gründe. 


Der Kläger — als Vertreter der Kirchengemeinde — ist am 
10. September 1899 für das laufende und die drei voraufgegangenen 
Steuerjahre zur Gemeindegruudsteuer in Kendenich mit insgesamt 
11,95 «æ und in Fischenich mit insgesamt 9,19 .# herangezogen 
worden und betreibt seine Freistellung mit der Begründung, dass 
die mit der Abgabe belegten Pfarrerdienstländereien Steuerfreiheit 
genössen. Der Klageantrag geht dahin, unter Aufhebung des Ein- 
spruchsbescheides zu erkennen, 

dass die beklagten Gemeinden nicht berechtigt sind, irgend 

welche Gemeindegrundsteuern von den zur Dotation der Pfarr- 

gemeinde Kendenich gehörigen, in den Gemeinden Kendenich 
und Fischenich gelegenen Ländereien zu erheben, dass dement- 
sprechend auch die für die Steuerjahre 1896 bis 1900 veran- 
lagten Gemeindegrundsteuern mit im Ganzen 21,14 .# ausser 

Ansatz zu bringen und das Katasteramt zu Brühl anzuweisen, 

die hier fraglichen Gemeindegrundsteuern in der Grundsteuer- 

mutterrolle zu löschen, und auch dem Beklagten die Kosten 
zur Last zu legen. 

Der Kreis-Ausschuss hat auf Freistellung von der Steuer er- 
kannt, die weitergehenden Anträge abgewiesen und die Kosten, unter 
Festsetzung des Wertes des Streitgegenstandes für Kendenich auf 
11,95 -Æ und für Fischenich auf 9,19 «Æ jedem Teile zur Hälfte 
auferlegt. Dagegen hat der Bezirks-Ausschuss zu Köln auf die Be- 
rufung des Beklagten die Klage gänzlich abgewiesen und die Kosten 
unter Festsetzung des Wertes des Streitgegenstandes für beide In- 
stanzen auf 21,14 «Ææ dem Kläger allein zur Last gelegt. 

Zur Begründung führt er aus: Der $ 24k des Kommunal- 
abgabengesetzes gewähre den Dienstgrundstücken der Geistlichen 
Steuerfreiheit nur insoweit, als ihnen solche vor dem 1. April 1895 
zugestanden habe; darum sei auf die ältere Rheinische Gesetzgebung 
zurückzugehen, und diese, nämlich die 88 29, 31 der Gemeindeord- 
nung vom 23. Juli 1845 in Verbindung mit Art. 10 der Novelle 
vom 15. Mai 1856, hätten wohl den Geistlichen eine persönliche, 
nicht aber deren Grundstücken eine dingliche Befreiung eingeräumt. 

Gegen das am 22. Oktober zugestellte Erkenntniss hat der 
Kläger am 2. November 1900 die Revision eingelegt und, an dem 
Klageantrage festhaltend, gerechtfertigt. Er rügt in formeller Be- 
ziehung, dass die Entscheidung nicht seinem Anwalte, sondern dem 
Pfarrer als Vorsitzenden des Kirchenvorstandes, und zwar an einem 
Sonntage zugestellt sei; in materieller Ilinsicht,‚sucht_er)in umfang- 
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reichen Rechtsausführungen und unter Bezugnahme auf eine von ilim 
vorgelegte Schrift des Pfarrers Driessen nachzuweisen, dass der Art. 10 
des Gemeindeverfassungsgesetzes vom 15. Mai 1856 den Dienst- 
grundstücken der Geistlichen eine dingliche Steuerbefreiung gewähre. 

Der Beklagte hat demgegenüber die Richtigkeit der Aus- 
führungen des Vorderrichters vertreten. 

Die gegen angebliche Mängel der Zustellung des Berufungs- 
urteils gerichteten Rügen sind für die Revision ohne Belang; denn 
es liegt auf der Hand, dass die Art der Zustellung einer Entscheidung 
auf die Beurteilung ihres sachlichen Inhalts oder des ihr zu grunde 
liegenden Verfahrens keinen Einfluss äussert. 

Für den sachlichen Streit kommt es allein darauf an, ob dem 
Vorderrichter in seiner Auslegung der Rheinischen Gesetze beige- 
pflichtet werden kann. 

Die $$ 29 und 31 der Gemeindeordung hatten ($ 31 ohne seine 
Absätze 3—5 folgenden Wortlaut: 

»8 29. 

Wegen der Besteuerung des Diensteinkommens der Beamten 
sollen die Vorschriften des Gesetzes vom 11.gJuli 1822 und der 
Ordre vom 14. Mai 1832 angewandt werden. 

In Ansehung der Geistlichen und Schullehrer verbleibt es 
bei den bestehenden Verordnungen. 


8 31. 


Von den Gemeindeauflagen sind befreit: 

l., alle zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestimmten 
unbebauten Grundstücke, welche nach den Vorschriften des Grund- 
steuergesetzes für die westlichen Provinzen vom 21. Januar 1839 
$ 8 Nr. I und $ 9 von der Besteuerung ausgenommen sind; 
2, die zu einem solchen Zwecke bestimmten, nach der Vorschrift 
des $ 8 Nr. 2 jenes Gesetzes von der Besteuerung ausgenom- 
menen Gebäude, insofern als sie seither nach gesetzlicher 
Bestimmung oder vermöge eines speziellen Rechtstitels auf Be- 
freiung von den Gemeindelasten Anspruch hatten, oder künftig 
neu erbaut oder gegen Überlassung von Gebäuden, welche bis- 
her von Gemeindelasten frei waren, erworben werden. 

Die zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestimmten 
Gebäude, welche seither Gemeindelasten getragen haben, sowie 
diejenigen Gebäude, welche künftig zu einem solchen Zwecke 
ohne gleichzeitige Abtretung eines von Gemeindelasten befreiten 
Gebäudes erworben werden, bleiben den Gemeindelasten unter- 
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worfen, jedoch nur in dem bisherigen Umfange und mit Aus- 
nahme der persönlichen Dienstleistungen. An die Stelle son- 
stiger Naturallasten, wozu auch die Einquartirung zu rechnen 
ist, tritt eine feste Geldrente, welche in Ermangelung eines 
gütlichen Abkommens durch Schiedsrichter festzusetzen ist. 
Denjenigen Staatswaldungen, welche seither von den nach 
dem Grundsteuerfusse verteilten Gemeindelasten befreit gewesen 
— sind, verbleibt fernerhin diese Befreiuug, dagegen bleibt auch 
das Regulativ vom 17. November 1841 wegen Heranziehung der 
Staatswaldungen zum Wegbau fortbestehen. In betreff der Be- 
freiung der Dienstgrundstücke der Geistlichen und Schullehrer 
von den Gemeindelasten behält es bei den bestehenden Vor- 
schriften sein Bewenden.« 

Die Gemeindeordnung hielt also persönliche und dingliche Be- 
freiungen auseinander und ordnete die ersteren für Geistliche und 
Schullehrer in dem $ 29, die letzteren in dem $ 31 (und 32). 

Schon die Fassung des $ 31 gibt hinsichtlich der dinglichen 
Freiheiten zu Zweifeln Anlass. Da nämlich der im Absatz 1 Nr. 2 
angezogene $ 8 Nr. 2 des Grundsteuergesetzes vom 21. Januar 1839 
auch die »Dienstw@hnungen der Erzbischöfe, der Bischöfe, der Dom- 
und Kurat- oder Pfarrgeistlichen und der...... Schullehrer« als 
befreit aufführt, so kann die Frage entstehen, ob nicht der letzte 
Satz des $ 31 ausschliesslich von den sonstigen Dienstgrundstücken 
verstanden werden müsse; überwiegende Gründe sprechen jedoch für 
die Annahme, dass er für alle Dienstgrundstücke der Geistlichen und 
Schullehrer gelten solle, somit eine Modifikation des Absatzes 1 Nr. 2 
enthalte. 

An die Stelle der Rheinischen Gemeindeordnung setzte sich be- 
kanntlich die Gemeindeordnung für den Preussischen Staat vom 
11. März 1850, welche an den dinglichen Befreiungen nichts änderte 
($ 3 Abs. 6), aber alle persönlichen Befreiungen aufhob (Abs. 9 da- 
selbst). Sie ist, auch soweit sie schon zur Einführung gelangt war, 
beseitigt worden durch die Städteordnung vom 15. Mai 1856 und 
das oben schon erwähnte, die Gemeindeordnung von 1845 unter 
mehrfachen Abänderungen auf dem Lanle wieder einführende Gesetz, 
betreffend die Gemeindeverfassung in der Rheinprovinz, vom gleichen 
Tage. Dessen Artikel 10, welcher, wie seine Überschrift besagt, 
zu dem $ 29 al. 2 und $ 31 der Gemeindeordnung ergangen ist, 
lautet folgendermassen: 

»Die Geistlichen und Elementarschullehrer sind von allen 
direkten Gemeindeabgaben hinsichtlich ihres Diensteinkommens 
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und ihrer Diensigrundstücke, ingleichen von allen persönlichen 
Gemeindediensten, soweit dieselben nicht auf ihnen gehörigen 
Grundstücken lasten, befreit, Kirchendiener insoweit, als ihnen 
diese Befreiung zur Zeit der Verkündigung der Gemeindeord- 
nung vom 11. März 1850 zustand. 
An Stelle der Vorschriften des Gesetzes vom 21. Januar 1839 
$ 8 Nr. 1 und 2 und $ 9 treten die betreffenden Bestimmungen 
des Gesetzes vom 24. Februar 1850 (Ges.-Samml. S. 62)«. *- 
Da, wie schon hervorgehoben, die Überschrift dieses Artikels 
seinen ganzen Inhalt auf die SS 29 und 31 bezieht, so ist es nicht 
möglich, seinen ersten Absatz nur mit dem $ 29 in Verbindung zu 
bringen, vielmehr ist die Annahme geboten. dass dieser Absatz an 
die Stelle alles dessen treten solle, was in den $$ 29 und 31 über 
Geistliche (Kirehendiener) und Schullehrer, sowie;deren Dienstgrund- 
stücke gesagt war, das heisst, dass er den Absatz 2 des $ 29 und 
den letzten Satz des 8 31 beseitige. Dass die Überschrift nicht, 
wie bei anderen Artikeln »anstatte, sondern »zu« heisst, erklärt sich 
dadurch, dass der ganze § 31 nicht aufgehoben werden sollte. -Die 
vorbezeichnete Annahme ist um so mehr gerechtfertigt, als bei ihr 
die Bestimmungen der Landgemeindeordnung sich mit denen der 
Stadteordnung ($ 4 Absatz 12) decken. (Zu vergl. auch $$ 29 und 
31 der Gemeindeordnung in,»Die Gemeindeverfassungsgesetze für 
die Rheinprovinz« von v. Bitter — Ergänzungsband zu von Brauchitsch, 
Verwaltungsgesetze —). 

In den jetzt geltenden, auch in der Städteordnung vom 15. Mai 
1856 enthaltenen Worten der Gemeindeordnung: 

»Die Geistlichen und Elementarschullehrer sind von allen 
direkten Gemeindeabgaben hinsichtlich ihres Diensteinkommens 
und ihrer Dienstgrundstücke . . . . befreite, 

hat der Gerichtshof in Übereinstimmung mit dem Vorderrichter bis- 
her nur die Einräumung einer Befreiung für die Geistlichen selbst er- 
blickt, und er verkennt auch jetzt nicht, dass manche Erwägungen einer 
derartigen Annahme zur Seite stehen, zumal die gleichlautenden Worte 
der Städteordnung in deren $ 4 als Absatz 12 Aufnahme gefunden haben, 
wo nach der Disposition dieses Paragraphen eine Bestimmung über 
dingliche Befreiungen kaum noch zu erwarten wäre. Auch abge- 
sehen davon, dass im Artikel 10 von einer Befreiung der Dienst- 
grundstücke oder der Kirchengemeinden nicht gesprochen wird, 
schien für die bisherige Auslegung Einiges aus der Entstehungsge- 
schichte der Gesetze nicht ohne Gewicht zn sein. Der Gedanke 
nämlich, von einer weiteren Ausführung der Gemeindeordnung vom 
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11. März 1850 in der Rheinprovinz abzusehen und deren Kommunal- 
verhältnisse anderweit zu regeln (was dann durch die beiden Gesetze 
vom 15. März 1856 geschehen ist), wurde aufgenommen durch eine 
Denkschrift des Ministers des Innern vom 20. September 1851, 
welche dem Provinziallandtage der Rheinprovinz vorgelegt und von 
diesem in einer Denkschrift vom 26. Oktober 185] beantwortet 
wurde. In beiden Denkschriften wird es für wünschenswert erklärt, 
unter Abänderung der $$ 8, 49 und 110 der Gemeindeordnung vom 
11. März 1850 im Sinne des (von persönlichen Befreiungen handeln- 
den) $ 29 der Gemeindeordnung von 1845 die frühere Immunität 
der Geistlichen auch ferner aufrecht zu erhalten, weil die Aufhebung 
der Befreiung für sie einen Vermögensnachteil bedeute, der um so 
empfindlicher sei, als sie bei vielfach geringem Amtseinkommen stark 
durch Ausübung der Mildtätigkeit in Anspruch genommen würden. 
Von der Einführung einer vollständigen dinglichen Befreiang ist 
hier nicht die Rede. Dazu kommt, dass die Städteordnung für West- 
falen vom 19. März 1856, deren Entwurf zum Muster für die 
Rheinische Städteordnung gedient hat, wegen der dinglichen Befrei- 
ung der Dienstgrundstücke der Geistlichen denselben unzweideutigen 
Wortlaut hat, wie die Städteordnung für die östlichen Provinzen, 
dass aber ausweislich der Akten des Ministeriums des Innern in 
einer um Mitte Dezember 1855 zwischen Ministerialbeamten unter 
Teilnahme des Ober-Prásidenten der Rheinprovinz von Kleist-Retzow 
und anderer Rheinischer Verwaltungsbeamten abgehaltenen Kon- 
ferenz jener Wortlaut durch die jetzige Fassung ersetzt ist. Die 
Gründe dafür sind in den Akten nicht angegeben, und es lag die 
Annahme nahe, dass man, wenn man zwei gleichzeitig vorbereiteten, 
für den Bereich ein und derselben Grundsteuerverfassung (Gesetz vom 
21. Januar 1839) berechneten Gesetzen hinsichtlich der Grundsteuer- 
befreiungen eine verschiedene Fassung gab, auch die Schaffung sach- 
licher Verschiedenheiten beabsichtigte. Diesen Erwägungen gegen- 
über erschien die Wendung des Berichtes der Kommission des 
Abgeordnetenhauses zu $ 4 der Städteordnung, der $ 12 schaffe 
trotz redaktioneller Verschiedenheit gleiches Recht wie in den öst- 
lichen Provinzen (Haus der Abgeordneten, 4. Legislaturperiode, 
I. Session, Drucksachen 3. 161), nicht von entscheidender Bedeu- 
tung, zumal er doch auch dahin verstanden werden durfte, dass auf 
dem durch Absatz 12 der östlichen Städteordnung geregelten Ge- 
biete der persönlichen Befreiungen gleiches Recht geschaffen werde, 
und auch der — allerdings befremdliche — Umstand wurde daher 
nicht für durchschlagend erachtet, dass bei einer Beschränkung der 
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mehrfach erwähnten Gesetzesvorschriften auf die Geistlichen eine 
Beseitigung von vorher gewährten dinglichen Befreiungen einge- 
treten wäre. 

Wenn auch die im Vorstehenden angedeuteten Gründe für die 
bisherige Auslegung sprechen, so ist doch der Gerichtshof nunmehr 
zu einer anderen Ansicht gelangt, weil er aus den neuerdings be- 
schafften Aktenmaterialien wichtige Aufklärungen über die wirk- 
lichen Absichten der gesetzgebenden Faktoren gewonnen hat. 

Bis zur endlichen Verabschiedung der beiden Gesetze sind näm- 
lich verschiedene Entwürfe für ein Gemeindeverfassungsgesetz aus- 
gearbeitet worden. (Die Trennung der Städteordnung von dem Ge- 
meindeverfassungsgesetze ist erst gegen Ende des Jahres 1855 er- 
folgt). Mittels Berichts vom 26. November 1853 legte infolge Auf- 
trages des Ministers des Innern der Ober-Präsident von Kleist-Retzow 
einen Entwurf vor, der als $ 4 im Wesentlichen dieselbe Bestim- 
mung enthielt, welche jetzt den Absatz 12 des $ 4 der Städteord- 
nung bildet. Er bemerkt dazu, dass der $ 4 die Freiheit gewähre; 
er scheint also geglaubt zu haben, dass die — dem jetzigen Gesetze 
entsprechende — Fassung auch für die dingliche Befreiung ausreiche. 
Dabei mag er der Meinung gewesen sein, dass im Gebiete des Grund- 
steuergesetzes vom 21. Januar 1839 der Nutzniesser auch für die 
Grundsteuerzuschläge aufzukommen habe, dass also eine Gemeinde 
bei Befreiung des Nutzniessers überhaupt keine Grundsteuerzuschläge 
erheben könne, eine Meinung. deren Richtigkeit allerdings nach $ 5 
jenes Gesetzes zweifelhaft erscheint. Die Regierung aber hielt es 
für angezeigt, die dingliche Befreiung deutlich auszusprechen. Der 
von ihr vorgelegte, im Jahre 1854 von der Kommission der 2. Kam- 
mer beratene Gesetzentwurf, betreffend die Gemeindeverfassung in 
der Rheinprovinz, enthält als $ 3 folgende Bestimmung: 

»Die Geistlichen, Kirchendiener und Elementarschullehrer 
bleiben von den direkten persönlichen Gemeindeabgaben hin- 
sichtlich ihres Diensteinkommens insoweit befreit, ` als ihnen 
diese Befreiung zur Zeit der Verkündigung der Gemeindeord- 
nung vom 11. März 1850 bereits zustand. Geistliche und 
Schullehrer bleiben von allen persönlichen Gemeindediensten, 
soweit dieselben nicht auf ihnen gehörigen Grundstücken lasten, 
befreit; Kirchendiener insoweit, als ihnen diese Befreiung zur 
Zeit der Verkündigung der Gemeindeordnung vom 11. März 1850 
zustand. Die Dienstgrundstücke der Geistlichen, Kirchendiener 
und Elementarschullehrer sind überhaupt von den Gemeinde- 
auflagen befreit.e 
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Dieser Paragraph ist von der Kommission in unveränderter 
Fassung angenommen worden; die Gesetzesvorlage gelangte aber 
nicht mehr zur Beratung im Plenum. Deshalb nahm der Kultus- 
minister unter dem 20. Januar 1855 Veranlassung, bei dem Minister 
des Innern den Erlass eines besonderen Gesetzes anzuregen, welches 
unabhängig von der Ordnung der sonstigen Gemeindeverhältnisse 
eine Regelung im Sinne des $ 3 vornehmen sollte. Dasselbe er- 
strebten mehrere von katholischen Geistlichen an die zweite Kammer 
gerichteten Petitionen. Der Minister des Innern erachtete jedoch 
eine gesonderte Behandlung dieser Materie nicht für zweckmässig, 
und in gleichem Sinne äusserte sich die mit der Vorberatung der 
Petitionen befasste Kommission der zweiten Kammer; sie verwies 
auf den Inhalt des $ 3 uud fuhr in ihrem Berichte vom 22. Fe- 
bruar 1855 wörtlich fort: 

»Die für die östlichen Provinzen bereits erlassene Städte- 
ordnung vom 30. Mai 1853, sowie die in den beiden abge- 
laufenen letzten Sitzungsperioden in beiden Kammern schon be- 
ratenen Entwürfe einer Städte- und einer Landgemeinde-Ord- 
nung für Westfalen enthalten ähnliche Bestimmungen, die auch 
von keiner Seite angefochten sind. Da der von den Petenten 
angeregte Gegenstand aber nicht abgesondert, vielmehr nur in 
der, in dem Gesetze vom 24. Mai 1853 in Aussicht gestellten 
anderweitigen Gemeindeordnung seine Erledigung finden kann 
und wird, so schlägt die Kommission einstimmig vor: 

Die hohe Kanımer wolle über die Anträge der Petenten zur 
Tages-Ordnung übergehen.« 

Dem Antrage entsprechend beschloss die Kammer in ihrer 
Sitzung vom 3. Marz 1855, wobei zwischen allen Rednern Überein- 
stimmung dahin herrschte, dass gegen die verlangte Befreiung ma- 
teriell nichts einzuwenden sei. 

Die Angelegenheit gelangte zwischen dem Kultusminister und 
dem Minister des Innern von Neuem zur Erörterung in folge eines 
(durch Steuerbeschwerden von Geistlichen veranlassten) Berichtes des 
Ober-Präsidenten der Rheinprovinz von Kleist-Retzow, welcher zur 
Erwägung vorstellte, ob nicht bei der Genehmigung von Steuer- 
erhebungsbeschlüssen der Gemeinden auf die angestrebte Freilassung 
hinzuwirken sei. Die Minister einigten sich jedoch dahin, dass von 
einer derartigen Einwirkung Abstand genorumen werden solle, weil 
sin der in der Vorbereitung befindlichen Gesetzesvorlage, betreffend 
die Gemeindeverfassung in der Rheinprovinz, allgemein die Befreiung 
der Dienstgrundstücke der Geistlichen, Kirchendiener und Elementar- 
schullehrer ausgesprochen werde.« 
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Die mit Anführungszeichen versehenen Worte sind entnommen 
aus einem Schreiben des Ministers des Innern vom 24. Dezember 
1855. Dieses Datum ist von Wichtigkeit, weil die Fassung des 
Artikels 10 des Gemeindeverfassungsgesetzes und die Formulirung 
des Abs. 12 $ 4 der Städteordnung, wie schon erwähnt, zurückzn- 
führen ist auf die Beschlüsse einer Konferenz, welche um Mitte De- 
zember 1855 unter Teilnahme des Ober-Präsidenten v. Kleist-Retzow 
stattgefunden hat. Die bei dieser Konferenz beteiligten Ministerial- 
referenten waren dieselben, welche den Schriftwechsel mit dem Kultus- 
ministerium geführt haben. Daraus ergibt sich, dass durch die Ab- 
weichung von dem Wortlaute der Städteordnungen für die östlichen 
Provinzen und fir Westfalen eine sachliche Verschiedenheit nicht 
beabsichtigt war. Die Abweichung dürfte sich durch die Mitwirkung 
des Ober-Präsidenten der Rheinprovinz erklären, welcher die von ihm 
schon in dem Berichte vom 26. November 1853 empfohlene Fassung 
wahrscheinlich für eine Verbesserung erachtete, weil zufolge der- 
selben bei den Befreiungen von den direkten persönlichen Gemeinde- 
abgaben nicht auf den Rechtszustand zur Zeit der Verkündigung der 
Gemeindeordnung vom 11. März 1850 zurückgegangen zu werden 
braucht. Dass die Absicht einer sachlichen Aenderung im Übrigen 
fern lag, wird auch bestätigt durch den Immediatbericht v. 25. Januar 
1856, in welchem die Allerhöchste Ermächtigung zur Einbringung 
eines Entwurfes zu dem Gemeindeverfassungsgesetze nachgesucht und 
hervorgehoben wird, dass derselbe — abgesehen von gewissen anderen, 
besonders dargelegten Punkten — wesentliche Abweichungen von dem 
im Jahre 1854 beratenen Entwurfe, welcher, wie oben erwähnt, die 
dingliche Befreiung aussprach, nicht enthalte. Endlich findet sich 
in den seitens der Regierung gepflogenen Erörterungen mehrfach 
ausgesprochen, wie die Abgabenfreiheit deswegen gewährt werden 
müsse, weil der Artikel 15 der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 
1850 der Kirche Besitz und Genuss für ihre Kultus- u. s. w. Zwecken 
bestimmten Stiftungen, Anstalten und Fonds garantire. Man wäre 
dem Artikel 15 nicht gerecht geworden, wenn man zwar den Geist- 
lichen Immunität gewährt, die Kirche selbst aber der Besteuerung 
überlassen hätte. 

Die hiernach feststehende Absicht der Staatsregierung würde 
zu einer dem Wortlaut nicht vóllig entsprechenden Interpretation 
des nur von der Befreiung der Geistlichen von den direkten (aller- 
dings nicht blos persónlichen) Gemeindeabgaben sprechenden Gesetzes 
nicht genügen, wenn nicht die gleiche Absicht bei dem anderen ge- 
setzgebenden Faktor, den Kammern, vorausgesetzt werden dürfte; 
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das aber muss geschehen angesichts seines oben dargestellten Ver- 
haltens gegenüber den Petitionen der Geistlichen und angesichts der 
oben erwähnten Auslassung des Kommissionsberichtes des Abgeord- 
netenhauses, welche wörtlich lautet: 

»Die ferneren Bestimmungen des 8 4 wurden zur Aunahme 
empfohlen, da auch die von den übrigen Stádteordnungen ab- 
weichende Fassung des, Abs. 12 materielle Verschiedenheit nicht 
herbeiführt. « 

Es war früher berechtigt, diese Äusserung nur von den persön- 
lichen Befreiungen zu verstehen, aber auf grund der jetzt erfolgten 
Ermittelungen muss angenommen werden, dass man dabei an die 
ganze Materie der Befreiungen, insbesondere auch die dinglichen 
Freiheiten gedacht habe, weil es sicher zu Erörterungen geführt 
hätte, wenn hier mit einer Einschränkung der bei den früheren 
Verhandlungen als notwendig erkannten vollstándigen Befreiung ge- 
rechnet worden wäre. 

Nach allem ist jetzt der Gerichtshof zu der Ansicht gelangt, 
dass man mit der Bestimmung der Rheinischen Gemeindeverfassungs- 
gesetze denselben Sinn verbunden hat, welchen die Städteordnungen 
für die östlichen Provinzen und die Gemeindeverfassungsgesetze für 
Westfalen in unzweideutiger Weise zum Ausdruck bringen, und der 
dahin geht, dass sämtliche Dienstgrundstücke — Gebäude und Liegen- 
schaften — der Geistlichen von den Gemeindeauflagen befreit sind, 
und zwar nicht nach Massgabe der Kabinets-Ordre vom 8. Juni 
1834, sondern »überhaupte. 

Bei dieser Rechtslage musste das Berufungsurteil aufgehoben 
und in Übereinstimmung mit der Entscheidung erster Instanz der 
Kläger von den für die Jahre 1896/1900 ihm auferlegten Steuern 
freigestellt werden. Dagegen konnte der vom Kläger verlangte all- 
gemeine Ausspruch über das Nichtvorhandensein einer Steuerpflicht 
nicht ergehen, weil das Gesetz nur Klagen wegen bestimmter Heran- 
ziehungen zulässt; auch insoweit also musste die Bestätigung der 
diesen Antrag abweisenden ersten Entscheidung erfolgen. Eine Be- 
richtigung derselben war nur hinsichtlich des Kostenpunktes erforder- 
lich, da sie die in den einzelnen Gemeinden geforderten Steuern, 
die den Gegenstand eines einzigen Streitverfahrens bilden, nicht zu- 
sammengerechnet und den Wert der vom Kläger allgemein zum 
Gegenstande des Streites gemachten Abgabenpflicht nicht berück- 
sichtigt hat. Die Berichtigung des Wertes des Streitgegenstandes 
zeigte auch ein anderes Verhältnis des wechselseitigen Sieges, wel- 
ches wiederum zu einer anderen Verteilung der Kosten führte; 
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Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Ober-Verwaltungs- 
gerichts und der verordneten Unterschrift. 


(L. S.) von Roon. 
O.-V.-G. Nr. II. 425. 


6. Zwangseinstellung des Gehalts für einen Hülfsgeistlichen 
in Preussen. 


(Erk. des kgl. Oberverwaltungsgerichtes v. 24. Juni 1902.) 


Im Namen des Königs! 


In der Verwaltungsstreitsache 
der Kirchengemeinde Russ i./Ostpr., Klägerin, 
wider 
das K. Konsistorium der Provinz Ostpreussen und den K. Re- 
gierungspräsidenten zu Gumbinnen, Beklagte, 
hat das K. Oberverwaltungsgericht, Erster Senat, in seiner Sitzung 
vom 24. Juni 1902 . .. 
für Recht erkannt, 
dass die Klage gegen die Zwangsetatisirungsverfügung vom 
30. Januar 1902 abzuweisen und die Kosten, unter Fest- 
setzung des Wertes des Streitgegenstandes auf 1000 .#, der 
Klägerin zur Last zu legen. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe. 


Nachdem der Etat der Kirchenkasse für die Zeit vom 1. April 
1898 bis dahin 1903 von den Organen der klagenden Kirchenge- 
meinde festgestellt und von der K. Regierung zu Gumbinnen von 
Patronatswegen genehmigt worden war, erliess das beklagte Kon- 
sistorium auf die Weigerung der klagenden Kirchengemeinde, die 
zur Besoldung eines neu anzustellenden Hülfspredigers erforderlichen 
Mittel aufzubringen, im Einverständnis mit dem mitbeklagten K. Re- 
gierungs-Präsidenten am 30. Januar 1902 eine Verfügung dahin, 
dass der festgestellte Etat im Wege der Zwangsetatisirung für das 
Etatsjahr 1902 folgendermassen abgeändert werde: 
1. Zu Ausgabetitel II (Besoldungen, Pensionen, Unterstütz- 
ungen) trete unter Nr. 28 folgender Posten hinzu: 
Gehalt für den Hülfsprediger, monatlich im Voraus zu zahlen, 
1000 .# 
2. Die Umlage (Einnahmetitel VII Nr. 4) werde zur Herstellung 
des Gleichgewichts zwischen Einnahmen und Ausgaben um 1000 .#, 
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also auf 2772,20 Æ erhöht; der Mehrbetrag sei nach demselben 
Massstab und zu derselben Zeit wie die bisherige Umlage von 
1572,20 «æ zn erheben. — 

Gegen diese Verfügung ist die vorliegende Klage gerichtet, zu 
deren Begründung Folgendes geltend gemacht ist: 


1. Die Klägerin bestreitet, verpflichtet zu sein, das Gehalt 
eines Hülfspredigers ganz oder teilweise durch Umlage aufzubringen. 
Bis jetzt sei ein Hülfsprediger nicht angestellt. Die Anstellung eines 
solchen sei vom 1. April 1902 von den Beklagten wider den Willen 
der Klägerin beschlossen, ohne dass ein Bedürfnis vorhanden sei. 
Bis zum 1. April 1896 habe stets nur ein Pfarrer das Amt ver- 
waltet. Nach dessen Tode werde die Stelle durch einen Prediger 
mit festem Gebalte verwaltet, da ein Geistlicher mit dem erforder- 
lichen Dienstalter von 15 Jahren sich nicht gemeldet habe. Weder der 
verstorbene Pfarrer noch die Verwalter der Stelle seien mit Arbeiten 
überbürdet. Auch sei seitens der Pfarreingesessenen niemals der Wunsch 
nach einem zweiten Geistlichen ausgesprochen worden. Die Seelen- 
zahl der Gemeinde habe in den letzten Jahren nicht zugenommen 
und werde auch voraussichtlich nicht zunehmen. 

2. Der Etat der Kirchenkasse sei für die fünfjährige Etats- 
periode vom 1. April 1898 bis dahin 1903 festgesetzt und bestätigt. 


15. Dezember 1888 
Nach $ 66 der Vermögensverwaltungsordnung vom — 7 Zus — 


sei ein Nachtragsetat nur aufzustellen, wenn während der Etats- 
periode grössere, unaufschiebliche Bedürfnisse einträten. Solche 
lägen bier nicht vor. Die Anstellung eines Hülfspredigers könne 
ohne Schaden auch bis zum 1. April 1903 aufgeschoben werden. 

3. Seit dem 1. April 1896 flössen die Mehreinnahmen der Stelle, 
welche zur Besoldung des Pfarrverwesers nicht erforderlich seien, zur 
Vakanzkasse. Diese habe jetzt einen Bestand von 8000 .# und werde 
bis zum 1. April 1902 noch um weitere 1000 .# sich vermehren. 
Das Gehalt des Hülfspredigers, welches auf 1500 .# festgesetzt wor- 
den sei, könne nicht nur, wie angeordnet, zum Teilbetrage von 
900 .#, sondern zum vollen Betrage von 1500 .# aus der Vakanz- 
kasse entnommen werden. Es sei ein unberechtigtes Verlangen, dass 
die Klägerin obwohl sie zur Zeit nicht wie früher einen fest ange- 
stellten Geistlichen habe, trotzdem jetzt durch Umlage mehr als 
früher aufbringen solle. Erst nach Erschöpfung der Vakanzkasse 
könnte erforderlichenfalls die Klägerin zur Umlage herangezogen 
werden. 

4. Die finanzielle Lage der Klägerin sei nicht eine derartige, 
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dass die festgesetzte Umlage von 1772,20 Æ um 1000 Æ erhöht 
werden könne. 

Die Beklagten haben Abweisung der Klage beantragt. 

Insbesondere hat das beklagte K. Konsistorium folgendes er- 
widert: 

1. Die Kirchengemeinde Russ umfasse mehr als 7000 Evange- 
lische, von denen ca. 1800 am Kirchorte, die übrigen auf einem 
weit ausgedehnten, durch viele Wasserläufe zerschnittenen Gebiet 
in 19, teilweise bis zu 12 km vom Kirchort entfernten Ortschaften 
wobnten. Ungefähr 4500 Gemeindeglieder seien litthauischer, die 
übrigen deutscher Zunge, sodass an jedem Sonn- und Feiertage so- 
wohl deutscher als auch litthauischer Hauptgottesdienst abgehalten 
werden müsse. An Amtshandlungen seien in den Jahren 1895 bis 
1900 durchschnittlich alljährlich vorgekommen: 287 Taufen, 61 Trau- 
ungen, 2311 Kommunionen in der Kirche, 108 Krankenkommunionen ; 
die Zahl der Todesfälle in der Gemeinde betrage nach derselben 
Durchschnittsberechnung 226, die der Konfirmanden 132. Für diese 
gewaltige Gemeinde bestehe nur eine geistliche Stelle, die Pfarr- 
stelle, und die ganze grosse Arbeitslast ruhe im Wesentlichen auf 
einem Geistlichen. Zwar sei seit Jahren auch der Inhaber der 
organisch verbundenen Schulrektor- uud Organistenstelle zu Russ, 
ein Theologe, zwecks Hülfsleistung im Pfarramt ordiniert. Da ihn 
aber seine Hauptämter eigentlich schon voll in Anspruch nähmen, 
so beschränke sich die Hülfe, die er als Geistlicher leiste, lediglich 
auf Abhaltung der beiden Gottesdienste an den zweiten Feiertagen 
und auf die Vornahme dringender Amtshandlungen, wie Nottaufen 
und Krankenkommunionen, wenn der Pfarrer verhindert sei. Unter 
diesen Umständen müsse sich der Verwalter der Pfarrstelle, der seit 
dem 1. April 1896 ein Hülfsprediger sei, weil ein des Litthauischen 
mächtiger Geistlicher mit dem für die Stelle nach $ 4 Abs. 1 des 
Pfarrwahlgesetzes vom 15. März 1886 erforderlichen Dienstalter vou 
15 Jahren seitdem nicht gefunden sei, die Stelle also nicht definitiv 
habe besetzt werden dürfen, darauf beschränken, die Amtsgeschäfte 
legal zu verwalten. Dagegen könne von eigentlicher Seelsorge, von Ab- 
haltung von Neben- und Aussen-Gottesdiensten in dem erforderlichen 
Masse und von kirchlicher Vereinstätigkeit naturgemäss keine Rede 
sein. Um dieser schweren kirchlichen Not ein Ende zu machen, 
seien vom Konsistorium schon im Jahre 1897 Verhandlungen wegen 
Errichtung einer zweiten Pfarrstelle eingeleitet, aber in Folge des 
Widerspruchs der kirchlichen Gemeindeorgane zunächst wieder ab- 
gebrochen. Dann sei die Teilung der Gemeinde in zwei selbständige 
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Kirchengemeinden erwogen, aber als untunlich erkannt. Schliess- 
lich sei durch Konsitorialverfügung vom 18. April 1901 festgesetzt, 
dass mit dem 1. Juli 1901 eine Hülfspredigerstelle mit einem 
Jahresgehalt von 1500 .# für das Kirchspiel Russ ins Leben trete, 
und auf die Weigerung der kirchlichen Gemeindeorgane, hierzu einen 
Beitrag von 1000 .# jährlich zu leisten, sei die angefochtene 
Zwangsetatisierungsverfügung erlassen. 

2. Die Feststellung des Kirchenkassenetats bis zum 1. April 1903 
könne die Zwangsetatisierung gesetzlicher Leistungen für das letzte 
Etatsjahr nicht hindern. Dass die Hülfspredigerstelle schon jetzt 
nötig sei, ergebe sich aus den vorliegenden Ausführungen. 

3. Die Jahreseinkünfte der vakanten Pfarrstelle betrügen 5371 .# 
neben Brennmaterial und Dienstwohnung. Der Pfarrverweser erhalte 
das Brennmaterial und die Wohnung und ausserdem einen Barbe- 
trag von gegenwärtig 3000 «Æ; der Rest werde kapitalisiert. Die 
Verfügung über die Vakanzersparnisse stehe aber keineswegs der 
Kirchengemeinde zu, sodass sie wegen der Besoldung des Hülfs- 
predigers auf dieselben verweisen könne, vielmehr wüchsen die 
Vakanzersparnissse dem Pfarrvermögen zu ($ 852 Titel 11 Teil H 
des Allgemeinen Landrechts, Zusatz 209 des Ostpreussischen Pro- 
vinzialrechts und Kirchengesetz, betreffend die Aufhebung dieses Zu- 
satzes vom 3. August 1897). Dieser Zustand bestehe für Ostpreussen 
nach den angeführten gesetzlichen Bestimmungen allerdings erst seit 
dem 1. September 1897, während früher die Vakanzersparnisse dem 
Kirchenvermögen zugefallen seien. Indessen stamme alles während 
der Vakanz der Russ’er Pfarrstelle Ersparte aus der Zeit nach dem 
1. September 1897, während die früheren Vakanzüberschüsse zum 
Nutzen der Kirchengemeinde, zum Beispiel zur Anschaffung einer 
neuen Orgel, verwendet seien. Danach würde es sich bei der Ver- 
wendung der in Rede stehenden Vakanzersparnisse zu anderen 
Zwecken als zu denen der Pfarrstelle um eine stiftungswidrige Ver- 
wendung handeln, welche nur mit Genehmigung des Evangelischen 
Ober- Kirchenrats und des Kultusministers zulässig wäre. Wenn das 
Konsistorium die Entnahme von 500 .# jährlich aus den Vakanzüber- 
schüssen zur Besoldung des Hülfspredigers angeordnet habe, so sei 
dies unter dem Gesichtspunkte geschehen, dass der Hülfsprediger in 
gewisser Weise als Vertreter des Pfarrers angesehen werden kônue, 
sodass die 500 .# deu Charakter der Stellvertretungskosten hätten, 
zu deren Festsetzung das Konsistorium befugt sei. Übrigens werde 
die Vakanz der Pfarrstelle voraussichtlich bald aufhören, da in 


nächster Zeit einige des Litthauischen kundige Geistliche ‚das er- 
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forderliche Dienstalter von 15 Jahren erreichten, und einer von 
ihnen voraussichtlich in Russ angestellt werden würde; auch sei 
das Konsistorium darauf bedacht, die Vakanzersparnisse möglichst 
zu erhalten, um sie später als Dotation für eine zweite Pfarrstelle, in 
welche die Hülfspredigerstelle umzuwandeln sein würde, zu verwen- 
den, sei es unter Zustimmung der kirchlichen Gemeindeorgane und 
unter Genehmigung der kirchlichen Centralinstanzen, oder bei Wider- 
spruch der Gemeindeorgane in der Weise, dass der erste Pfarrer zwar 
auf das ganze Pfarreinkommen einschliesslich der Zinsen der Vakanz- 
ersparnisse berufen, ihm aber gleichzeitig ein diesen Zinsen ent- 
sprechender Abtrag zur Besoldung des zweiten Pfarrers auferlegt 
werde. Aus dieser Rücksicht auf die möglichste Erhaltung der Va- 
kanzersparnisse habe das Konsistorium auch zunächst die am Hülfs- 
predigergehalt fehlenden 500 Æ aus dem vom Evangelischen Ober- 
Kirchenrat verwaltenden landeskirchlichen Hülfspredigerfonds erbeten, 
auch bis zum 1. April 1902 bewilligt erhalten. Davon hätte aber 
kein Gebrauch gemacht werden können, weil die Einverständnis- 
erklärung des K. Regierungspräsidenten zur Zwangsetatisirung der 
1000 .# erst am 19. Dezember 1901 eingetroffen sei und daher die 
Anstellung des Hülfspredigers erst zum 1. April 1902 habe in Aus- 
sicht genommen werden können. Für die Zeit nach dem 1. April 
1902 sei aber die Weiterbewilligung der 500 .# aus dem landes- 
kirchlichen Hülfspredigerfonds abgelehnt, sodass notgedrungen auf 
die Vakanzersparnisse der Pfarrstelle habe zurückgegriffen werden 
müssen. 

4. Die Beurteilung der Leistungsfähigkeit der Kirchengemeinde 
dürfte lediglich dem Regierungspräsidenten zustehen und der ver- 
waltungsgerichtlichen Nachprüfung nicht unterliegen. 

Der beklagte K. Regierungspräsident hat sich den vorstehen- 
den An- und Ausführungen angeschlossen. 

In einem nachträglich eingereichten Schriftsatz ist die Klägerin 
den Ausführungen des K. Konsistoriums über die Notwendigkeit der 
Einrichtung einer Hülfspredigerstelle sowie über die Befugnis des 
K. Konsistoriums, eine derartige Einrichtung wider den Willen der 
kirchlichen Gemeindeorgane zu treffen, entgegengetreten, auch hat 
sie unter näherem Eingehen auf ihre Leistungsfähigkeit bemerkt, dass 
das K. Konsistorium sich selbst widerspreche, wenn es die Ver- 
wendung der Vakanzersparnisse zur Besoldung des Hülfspredigers 
nicht für zulässig erachte und trotzdem anordne, dass 500 .# daraus 
verwendet werden sollten. 

Es war, wie geschehen, zu erkennen. 
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Bei der durch die Verfügung des beklagten K. Konsistoriums 
vom 18. April 1901 errichteten Hülfspredigerstelle handelt es sich 
weder um ein dauernd errichtetes Pfarramt im Sinne des Kirchen- 
gesetzes vom 2. Juli 1898 (Ges.-Samml. S. 159), noch um die An- 
nahme eines Pfarrgehülfen gemäss 8 515 Titel 11 Theil II des All- 
gemeinen Landrechts, sondern um die Einsetzung eines Nebengeist- 
lichen zum Zwecke der Befriedigung eines dauernden kirchlichen 
Bedürfnisses (8 539 a. a. O.). Es entspricht der ständigen Recht- 
sprechung des Gerichtshofs, dass über die Fragen, ob das Bedürfnis 
zur Errichtung einer solchen Stelle als vorhanden anzuerkennen, und 
in welcher Höhe dem Stelleninhaber ein Gehalt von der nach $ 164 
Titel 11 Theil II des Allgem. Landrechts verpflichteten Kirchenge- 
meinde zu gewähren sei, das zuständige Konsistorium bei der gegen- 
wärtigen Rechtslage endgültig entscheidet, sowie dass auch die 
Leistungsfähigkeit der verpflichteten Kirchengemeinde zur Aufbring- 
ung dieses Gehalts einer Nachprüfung durch den Verwaltungsrichter 
nicht mehr unterliegt, nachdem die zuständige Staatsbehörde, d. h. 
der Regierungspräsident, die Leistungsfähigkeit durch die Erklärung 
seines Einverständnisses mit der von dem Konsistorium beantragten 
Zwangsetatisirung anerkannt hat (Entscheidung vom 24. Januar 1894 
— Entsch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. XXVI S. 147 ff. —, vom 
26. November 1897 — Entsch. Bd. XXXII S. 174 ff. — und vom 
5. Juli 1901 — Preuss. Verwaltungsblatt Jahrg. XXIII S. 261. —). 
Hierdurch erledigen sich die Einwendungen der Klägerin gegen die 
angefochtene Verfügung, welche auf den angeblichen Mangel eines 
kirchlichen Bedürfnisses zur Errichtung der in Frage stehenden 
Stelle sowie auf die behauptete Leistungsunfähigkeit der klagenden 
Kirchengemeinde gestützt sind. Selbstverständlich wird auch die 
Feststellung eines vorhandenen Bedürfnisses seitens des Konsistoriums 
und dessen Befugnis, die Befriedigung dieses Bedürfnisses noch in- 
nerhalb der laufenden Etatsperiode zwangsweise herbeizuführen, nicht 
durch den Umstand ausgeschlossen, dass bereits vorher der Etat der 
Kirchenkasse für die gleiche Etatsperiode von den kirchlichen Ge- 
meindeorganen festgestellt und von Patronatswegen genehmigt wor- 
den war. 

Der Hinweis der Klägerin auf die in der Vakanzkasse vor- 
handenen Überschüsse würde nur dann von Erheblichkeit sein, wenn 
diese Überschüsse demjenigen Kirchenvermögen zuzurechnen wären, 
aus welchem die Besoldung des Hülfspredigers — es handelt sich 
übrigens bei der streitigen Zwangsetatisirung nach dem Wortlaute 
der angefochtenen Verfügung nicht um eine dauernde, ‚sondern nur 
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um eine einmalige Leistung — nach gesetzlicher Vorschrift bestritten 
werden muss. Diese Voraussetzung trifft aber nach den der Rechts- 
lage entsprechenden, vorstehend unter 3 wiedergegebenen Ausführungen 
des beklagten K. Konsistoriums nicht bei den vorhandenen Pfarr- 
vakanzüberschüssen schlechthin, sondern nur bei denjenigen von ihnen 
zu, welche in der Zeit vor dem Inkrafttreten des Kirchengesetzes vom 
3. August 1897 (Kirchl. Ges u. Verordn.-BI. S. 39) entstanden sind. 
Dass verfügbare Überschüsse aus jener früheren Zeit vorhanden seien, 
ist von dem beklagten K. Konsistorium unter näherer Darlegung des 
Sachverhalts ausdrücklich ia Abrede gestellt, während die Behaupt- 
ungen der Klägerin nach dieser Richtung jeder Substantiirung ent- 
behren. Es konnte daher der hierauf bezügliche Einwand der Klä- 
gerin keine Berücksichtigung finden. Die Art der Aufbringung des 
Restes der Besoldung für den Hülfsprediger in Höhe von 500 4, 
worüber die angefochtene Verfügung eine Anordnung nicht enthält, 
bedurfte hier keiner Erörterung. 

Wegen der Kosten war nach $ 103 des Landesverwaltungs- 
gesetzes zu erkennen. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwaltungs- 
gerichts und der verordneten Unterschrift. 

(L. S.) Techow. 
O. V. G. Nr. I. 1036. 


7. Die Ernennung des Organisten steht auch dann dem Pfarrer 
zu, wenn die Pfarrangehörigen für das Gehalt des Organisten 
aufzukommen haben. 


(Entsch. des ósterr. Verwaltungsgerichtshofes v. 21. Juni 1902.) 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des 
k. k. Ersten Präsidenten Dr. Grafen Schönborn, in Gegenwart der 
Räte des k. k. Verwaltungsgerichtshofes: k. k. Senats- Präsidenten 
Ritter v. Henuig, und der k. k. Hofráte Zenker, Dr. Ploj und von 
Neukirchen, dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs Ritter von 
Piefiezykowski, über die Beschwerde des Kirchenkonkurrenzaus- 
schusses in N., gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums für 
Kultus und Unterricht vom 2. Juli 1901, Z. 16.030 betreffend die 
Entlohnung und Bestellung des Organisten in N., nach der am 
21. Juni 1902 durchgeführten óffentlichen mündlichen Verhandlung, 
und zwar nach Anhórung des Vortrages des Referenten, sowie der 
Ausführungen des Dr. Adolf Stránsky, Advokaten in Brüun, in Ver- 
tretung der Beschwerde, und der Gegenausführungen des k. k. 
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Ministerial-Konzipisten Dr. Grafen Hartig, in Vertretung des be- 
langten k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht, sowie jener 
des Johann V., Dechanten und Pfarrers in N., in Vertretung des 
mitbeteiligten Pfarramtes in N., zu Recht erkannt; Die Beschwerde 
wird als unbegründet abgewiesen. 


Entscheidungsgriinde : 


Mit dem Erkenntnisse vom 28. August 1900, Z. 14.036 hat 
die Bezirkshauptmannschaft Holleschau in Stattgebung des vom 
Ptarramte in N. gestellten Begehrens erkannt, dass der Kirchen- 
konkurrenzausschuss verpflichtet sei, für den vom Pfarramte am 
15. Juli 1903 bestellten Organisten Franz M. die für die Jahre 
1896, 1897 und 1898 rückständige Entlohnung jährlicher je 200 K 
binnen 8 Wochen unter Exekutionsfolgen zu Handen des Pfarramtes 
zu erlegen und dieselbe Entlohnung für die weiteren Jahre in Halb- 
jahresraten zu entrichten. Zugleich wurde ausgesprochen, dass die 
Bestellung des Organisten in den alleinigen Wirkungskreis des 
Pfarramtes falle und demnach die vom Kirchenkonkurrenzausschusse 
am 14. Februar 1899 vorgenommene Ernennung des Cyrill H. zum 
Organisten als ungesetzlich ausser Kraft gesetzt werde. 

Gegen die dieses Erkenntnis im Instanzenzuge aufrecht er- 
haltende Entscheidung des k. k. Ministeriums für Kultus und Unter- 
richt ist die vorliegende Beschwerde des Kirchenkonkurrenzaus- 
schusses gerichtet, welche im wesentlichen die Rechtsanschauung 
geltend macht, dass die Bestellung des Organisten als ein Akt der 
Kirchenvermögensverwaltung anzusehen sei und sowohl aus diesem 
Grunde als auch deshalb gemäss $ 16 des mährischen Kirchenkon- 
kurrenzgesetzes vom 2. April 1864, L.-G.-Bl. Nr. 11 in den Wir- 
kungskreis des Kirchenkonkurrenzausschusses falle, weil die Entloh- 
nung des Organisten nicht aus dem Kirchenvermögen, sondern aus 
den durch die Konkurrenz aufzubringenden Mitteln zu bestreiten sei. 

Der beschwerdefübrende Kirchenkonkurrenzausschuss lehnte des- 
halb die Entlohnung des vom Pfarramte allein bestellten Organisten 
gänzlich ab und erhebt überdies mehrere Eventualeinwendungen, 
welche den Mangel der Legitimation des Pfarramtes zur Geltend- 
machung des in Frage stehenden Anspruches, die Höhe der zuge- 
sprochenen Remuneration und auch die Kompetenz der Verwaltungs- 
behörden betreffen. 

Der Verwaltungsgerichtshof war nicht in der Lage, diese Be- 
schwerde als begründet zu erkennen, 

Dass der Organistendienst zu den Erfordernissen deg, katho- 
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lischen Gottesdienstes gehört und mithin unter die der Kirchen- 
- konkurrenz zur Last fallenden Erfordernisse des $ 1 und 11 des 
Kirchenkonkurrenzgesetzes vom 2. April 1864 fällt, wird von der 
Beschwerde selbst im Eingange ihrer Ausführungen zugegeben. Die 
dem Organisten obliegende Mitwirkung bei der Veranstaltung und 
Verrichtung des Kirchengesanges stellt sich als eine für Zwecke des 
Gottesdienstes geleistete Verrichtung und mithin als ein kirchlicher 
Dienst dar. Die Verleihung dieses Dienstes, bezw. die Auswahl einer 
hiefür geeigneten Persönlichkeit stellt sich somit als eine innere An- 
gelegenheit der betreffenden Religionsgesellschaft dar, deren selb- 
ständige Verwaltung im Artikel 15 des Staatsgrundgesetzes vom 
21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. Nr. 142, jeder gesetzlich anerkannten 
Kirche und Religionsgesellschaft gewährleistet ist. Nach dem mit 
dieser staatsgrundgesetzlichen Bestimmung im vollen Einklang 
stehenden Hofdekrete vom 13. Oktober 1770, Theresianische Gesetze, 
Bd. VI. Nr. 1244, welches seinem Wortlaute nach allerdings nur 
die rechtliche Stellung des Messners regelt, aber wegen der Gleich- 
artigkeit des Verhältnisses zur Kirche auch auf den Organisten 
analog angewendet werden muss, unterstehen der Messner und Or- 
ganist allein der geistlichen Obrigkeit, und es folgt daraus, dass die 
Bestellung des Organisten zum Wirkungskreise des Kirchenvorstehers, 
also des Pfarramtes gehört. 

Für den vom Kirchenkonkurrenzausschusse erhobenen Anspruch 
auf die selbständige Ernennung des Organisten oder auch nur auf 
eine massgebende Mitwirkung bei der Bestellung desselben mangelt 
es in der Gesetzgebung an jeder Grundlage. Denn einerseits er- 
streckt sich der im mährischen Kirchenkonkurrenzgesetze ($ 11 und ff.) 
umschriebene Wirkungskreis des Kirchenkonkurrenzausschusses nur 
auf » Kirchenkonkurrenzangelegenheiten«, das ist auf die Fragen der 
Feststellung des für Kirchenzwecke erforderlichen Aufwandes und auf 
die Beschaffung, Aufteilung, Hereinbringung und Entrichtung jenes 
Teiles dieses Aufwandes, welcher nach den gesetzlichen Normen über 
die Kirchenkonkurrenz von den katholischen Bewohnern der einge- 
pfarrten Ortsgemeinden zu bestreiten ist, und es kommen ihm, wie 
sich aus dem Zusammenhalte des 8 12 mit den folgenden $$ 13 
und 14 ergibt, welche jene Fälle genau bezeichnen, in denen ein 
Kirchenkonkurreuzausschuss überhaupt einzusetzen ist, in Kirchen- 
konkurrenzangelegenheiten eben nur jene Befugnisse und Amtshand- 
lungen zu, welche nach 8 12 der Gemeindeausschuss jener Gemein- 
den zu besorgen hat, deren Umfang mit dem Umfange des Kirchen- 
sprengels zusammenfällt. 
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Eine Angelegenheit der Kirchenkonkurrenz wäre wohl die Frage 
gewesen, ob die Pfarrkirche eines Organisten überhaupt bedürfe und. 
ob für diesen Zweck zu Lasten der Kirchenkonkurrenz ein Aufwand 
zu bewilligen sei. Ueber diese Frage hätte — wenn sie jemals 
strittig gewesen wäre — der Kirchenkonkurrenzausschuss als Ver- 
treter der beitragspflichtigen Parochianen allerdings gehört und bei 
eventuellem Widerspruche des Ausschusses von den Kultusbehörden 
entschieden werden müssen. 

Darum handelte es sich aber in der vorliegenden Streitange- 
legenheit überhaupt nicht, da ja der beschwerdeführende Kirchen- 
konkurrenzausschuss die Notwendigkeit des diesfälligen Aufwandes 
als solchen niemals bestritten, ja sogar durch seine Haltung impli- 
cite und in der hiergerichtlichen Beschwerde sogar ausdrücklich zu- 
gegeben hat. Die Frage aber, welche Person zum Organisten zu 
bestellen sei, ist gewiss keine Konkurrenzangelegenheit im Sinne des 
zitirten Gesetzes. Ebensowenig berechtigt ist die Beschwerde, wenn 
sie die Ernennung des Organisten für den Kirchenkonkurrenzaus- 
schuss aus dem Gesichtspunkte der Verwaltung des Kirchenver- 
mögens in Anspruch nimmt. Denn die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens kommt dem Kirchenkonkurrenzausschusse überhaupt nicht 
zu, da sie ihm weder in dem mehrzitierten Kirchenkonkurrenz-Gesetze 
übertragen wurde, noch auch der in den $$ 41 und 42 des Gesetzes 
vom 7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 50 enthaltene Grundsatz, wonach 
die Verwaltung des Vermögens der Kirchen und kirchlichen Anstalten 
vom Pfarrvorsteher, der Pfarrgemeinde und dem Kirchenpatron zu 
besorgen ist, bisher eine aktuelle Wirksamkeit erlangt hat, weil die 
im $ 43 vorbehaltene nähere Ausführung desselben durch ein be- 
sonderes Gesetz noch nicht erfolgt ist. Es könnte daher aus dem 
Gesichtspunkte der Verwaltung des Kirchenvermögens, auch wenn 
die Bestellung des Organisten als ein Akt der Kirchenvermögens- 
verwaltung angesehen werden könnte — was sie nach dem voraus- 
geschickten gewiss nicht ist — die vom beschwerdeführenden Kirchen- 
konkurrenzausschusse in Anspruch genommene Befugnis zur Be- 
stellung des Organisten durchaus nicht abgeleitet werden. 

Wenn aber endlich die Beschwerde darauf hinweist, dass die 
Organistenentlohnung im vorliegenden Falle bei Abgang eines hie- 
für hinreichenden Kirchenvermógeus aua der Konkurrenzleistung der 
Parochianen bestritten werden muss, und wenn sie den Grundsatz 
aufstellt, dass derjenige, der einen Aufwand bestreitet, auch einen 
Einfluss bei der Beschlussfassung über die diesen Aufwand ver- 
ursachenden Massregeln besitzen muss, so ist dieser Schluss voll- 
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kommen unhaltbar. Denn die gesetzliche Pflicht zur Bestreitung 
eines Aufwandes für öffentliche oder Wohlfahrtszwecke ist, wie sich 
aus zahlreichen Gesetzen des Öffentlichen Rechtes ergibt, durchaus 
nicht notwendig auch mit der Befugnis zur Entscheidung über die 
konkrete Durchführung der diesen Aufwand veranlassenden Mass- 
nahme oder Veranstaltung verbunden. 

Aus diesen Ausführungen ergibt sich, dass die angefochtene 
Entscheidung mit Recht die Bestellung des Organisten als eine in 
den Wirkungskreis des Ortsseelsorgers und nicht in jene des Kirchen- 
konkurrenzausschusses fallende Angelegenheit anerkannt hat, und 
dass mithin der Umstand, dass der Kirchenkonkurrenzausschuss um 
seine Zustimmung bei der durch den Pfarrer in N. vorgenommenen 
Ernennung des Franz M. zum Organisten der dortigen Kirche nicht 
befragt worden ist, an sich allein für die kirchlichen Konkurrenz- 
faktoren keinen Grund abgeben kann, die zur Bedeckung des bezüg- 
lichen Aufwandes erforderlichen Leistungen abzulehnen. 

Was aber die dem beschwerdeführenden Kirchenkonkurrenz- 
ausschusse mit der angefochtenen Entscheidung auferlegte konkrete 
Leistung betrifft, so wird in der Beschwerde zunächst eingewendet, 
dass das Pfarramt nicht legitimiert war, um die Hereinbringung der 
in Frage stehenden Entlohnung bei den Kultusbehórden einzuschreiten, 
und dass auch der behördliche Auftrag, die fälligen Raten zu Handen 
des Pfarramtes zu erledigen, ungesetzlich war. 

Diese Einwendung ist jedoch unbegründet. Denn — wie be- 
reits ausgeführt — gehört die Bestellung des Organisten zum 
alleinigen Wirkungskreise des Kirchenvorstehers, welcher demnach 
auch nach Massgabe der mit dem Organisten getroffenen Verab- 
redung diesem gegenüber zivilrechtlich für die stipulierte Entlohnung 
haftbar ist. Demnach liegt es auch dem Kirchenvorsteher ob, für 
die Bedeckung dieses Aufwandes nach Massgabe der Kirchenkonkur- 
renzgesetze zu sorgen, bezw. in einem Falle, wie der vorliegende, 
wo unbestrittenermassen ein zur Bedeckung des Aufwandes hin- 
reichendes Vermögen nicht vorhanden ist, die Hilfe der Kultus- 
behörden wegen Heranziehung der gesetzlich verpflichteten Konkur- 
renzfaktoren im Sinne der 88 55, 56 und 57 des Gesetzes vom 
7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 50, bezw. nach den Spezialnormen des 
Kirchenkonkurrenzgesetzes vom 2. April 1864 in Anspruch zu 
nehmen. Hiemit erledigt sich auch die in diesem Zusammenhange 
vorgebrachte Einwendung der Inkompetenz der Verwaltungsbehörden, 
da ja nicht der vertragsmässige Anspruch des Franz M. auf die mit 
dem Pfarrer vereinbarte Entlohnung für den Organistendienst den 
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Streitgegenstand der angefochtenen Entscheidung gebildet hat, son- 
dern lediglich der Anspruch der Kirchenvorstehung auf Flüssig- 
machung der der Kirchenkonkurrenz obliegenden Dotation des Pfarr- 
amtes zur Bestreitung des in Frage stehenden kirchlichen Erforder- 
nisses. 

Es erübrigen sonach lediglich noch die gegen die Höhe der in 
Frage stehenden Organistenentlohnung gerichteten Einwendungen. 
Aktenwidrig ist die Behauptung, dass Franz M. vom Pfarramte in 
N. erst am 24, April 1897 zum Organisten bestellt worden ist und 
daher für die diesem Tage vorangegangene Zeit eine Entlohnung 
überhaupt nicht angesprochen werden durfte. Denn im Administra- 
tivverfahren wurde festgestellt und blieb auch seitens des beschwerde- 
führenden Kirchenkonkurrenzausschusses unbestritten, dass M. schon 
am 15. Juli 1893 auf Grund mündlichen Vertrages mit dem Pfarrer 
den Organistendienst übernahm und von da an.ununterbrochen ver- 
richtete. Der vom 27, August 1897 datierte und vom fürsterzbischöf- 
lichen Konsistorium genehmigte Vertrag stellt sich nach seinem In- 
halte lediglich als die schriftliche Ausfertigung der bereits im Jahre 
1893 mündlich getroffenen Abmachung dar. 

Unbegründet ist auch die Behauptung, dass Franz M. bei seiner 
Bestellung zum Organisten sich verpflichtet habe, diesen Dienst 
lediglich gegen die von Privatpersonen zu entrichtenden, sogenannten 
Stolagebübren, also ohne Anspruch auf eine besondere Entlohnung 
seitens der Kirchenkonkurrenz, zu verrichten. Über diese Behaupt- 
ungen des beschwerdeführenden Kirchenkonkurrenzausschusses sind 
im Administrativverfahren genaue Erhebungen durch Einvernahme 
sämtlicher vom Beschwerdeführer geführten Zeugen gepflogen worden 
und haben dieselben ein durchaus negatives Ergebnis geliefert. Denn 
von den einvernommenen Zeugen hat kein einziger aus eigener Er- 
fahrung eine solche Verpflichtungs-, bezw. Verzichtserklärung des 
Franz M. zu bestätigen vermocht, sondern alle einvernommenen 
Zeugen beriefen sich nur auf angebliche Erzählungen des bereits 
verstorbenen Obmannes des Kirchenkonkurrenzausschusses Franz L., 
welcher — wie übrigens aktenmässig festgestellt ist — zur Zeit der 
Bestellung des Franz M. zum Organisten diese Funktion nicht mehr 
versah. Andererseits stehen allen diesen nicht beweiskräftigen Zeugen- 
aussagen die bestimmten Angaben des Pfarramtes und des Franz M. 
gegenüber, welche in voller Uebereinstimmung mit der allerdings 
erst später (1897) ausgefertigten Vertragsurkunde in bestimmtester 
Weise erklären, dass Franz M. den Organistendienst schon ursprüng- 
lich für die dem früheren Organisten Johana H. seit dem Jahre 1872 
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zugestandene Entlohnung von 100 fl. übernommen hat. Die Grund- 
losigkeit dieser Einwendung ergibt sich überdies aus der Thatsache, 
dass dem Franz M. die Entlohnung jährlicher 100 fl. vom Kirchen- 
konkurrenzausschusse für die Jahre 1893, 1894 und 1895 anstands- 
los ausgezahlt und auch in den Voranschlag des Kirchenkonkurrenz- 
ausschusses pro 1896 im vollen Betrage eingestellt wurde, und dass 
erst der in dem letzteren Jahre neu gewählte Kirchenkonkurrenz- 
ausschuss aus den bereits oben besprochenen und als unzutreftend 
erkannten Gründen die Fortzahlung der Entlohnung verweigerte. 

Wenn endlich die Beschwerde behauptet, dass der Jahresbetrag 
der Entlohnung von 200 K. nicht, wie die angefochtene Entscheid- 
ung annimmt, der übliche war, und dass der von dem früheren Or- 
ganisten Johann H. bezogene Jahresbetrag von 100 fl. nicht die 
Entlohnung des Organistendienstes allein bildete, sondern mit einem 
Teilbetrage von bloss 40 fl. für den Organistendienst und mit den 
restlichen 60 fl. für den Gesangsunterricht der Jugend entrichtet 
wurde, so stellt sie sich in Widerspruch mit dem von ihr selbst 
vorgelegten Vertrage über die Bestellung des Johann H. zum Or- 
ganisten dto. 1. Oktober 1872, in welchem ausdrücklich bestimmt 
wurde, dass H. für die Entlohnung von 100 fl. verpflichtet ist, beim 
öffentlichen Gottesdienste Orgel zu spielen. Im übrigen muss auch 
hier auf die Tatsache hingewiesen werden, dass der Kirchenkonkur- 
renzausschuss von N. durch die unweigerliche Zahlung einer seit 
1872 in gleicher Höhe bestehenden Remuneration an Franz M. bis 
einschliesslich des Jahres 1895 selbst anerkannt hat, dass das Aus- 
mass dieser Entlohnung ein angemessenes und übliches war. 

Diesen Erwägungen zufolge musste der Verwaltungsgerichtshof 
mit der Abweisung der vorliegenden Beschwerde vorgehen. 
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IV. Mitteilungen. 


1. Pensionsstatut für die Geistlichen in der Diözese Rottenburg. 
(Kirchl. Amtsbl. f. d. Diözese Rottenburg Nr. 17. 1901.) 


An die hochwürdige Diösesangeistlichkeit. 


Nachdem die vom K. K. Kirchenrat und dem bischöflichen 
Ordinariat zum Zweck einer künftigen Besserstellung der katho- 
lischen geistlichen Pensionäre vorgeschlagenen neuen Normen über 
die Pensionierung der kath. Geistlichen die ständige Zustimmung er- 
halten und behufs der Vollziehung dieser neuen Bestimmungen so- 
wohl die aus der Staatskasse für Pensionen kath. Geistlichen aus- 
geworfenen Mittel als auch der jährliche Zuschuss des Intercalar- 
fonds zum Pensionsfond der kath. Geistlichen eine nicht unbedeutende 
Erhöhung erfahren haben, so sehen wir uns veranlasst, die vom 
1. April 1901 fortan geltenden Normen für Pensionierung der dienst- 
untüchtig gewordenen und für Stellvertretungskostenentschädigung 
der durch Krankheit zeitweilig dienstuntauglichen Pfründgeistlichen, 
im Einverständis mit der Kgl. Staatsbehörde, anmit der hochwürdigen 
Diözesangeistlichkeit bekannt zu geben. 

I. Pensionierung der dienstuntüchtig gewordenen Pfründgeistlichen. 

1) Jeder Inhaber einer kirchlichen Pfründe — Pfarr- oder 
Kaplaneistelle — bischöflicher Collatur oder Königlichen oder Privat- 
patronats, welcher durch körperliche Gebrechen oder infolge Schwäche 
seiner leiblichen oder geistigen Kräfte oder wegen einer ohne Hoff- 
nung auf Wiederherstellung andauernden Kränklichkeit zur Ver- 
schung seines Amtes unfähig geworden ist, kann auf sein Ansuchen 
in den Ruhestand versetzt werden. 

Ein Recht auf Versetzung in den Ruhestand steht übrigens 
einem solchen Geistlichen nicht zu. Andererseits kann aber auch 
kein Pfründner, ausser aufgrund des kanonischen Prozesses, gegen 
seinen Willen von seiner Pfründstelle entfernt werden. 

Im Falle der bleibenden Versetzung in den Ruhestand hat ein 
Pfründner Anspruch auf einen lebenslinglichen Ruhegehalt (vergl. 
8 74 der Verfassungsurkunde). 

Die Einweisung eines Pfründners in den Ruhestand und den 
Bezug eines festen Ruhegehalts ist bedingt durch dessen Resignation 
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auf seine bisherige Pfründe. Letztere bedarf der endgültigen Be- 
stätigung des Bischofs und wenn es sich um eine Patronatspfründe 
handelt, überdies der vorausgehenden Zustimmung des Patrons. 

2) Der Mindestbetrag der Pensionskongrua, wie dieselbe unter 
allen Umständen ohne Rücksicht auf die Zeitdauer der definitiven 
Anstellung von einem in den Ruhestand versetzten Pfründner bean- 
sprucht werden kann, ist nunmehr auf 1500 Æ festgesetzt. 

3) Dieser Mindestbetrag steigt bei den Pfarrern vom ange- 
tretenen 15. Priesterjahre an bis zum 40. einschliesslich um jährlich 
1,6°/, aus dem Einkommensbetrag der Gehaltsstufe, auf welcher der 
betreffende Pfarrer zur Zeit seiner Pensionierung nach der auf der 
Dienstaltersvorrückung beruhenden Gehaltsordnung der Pfarrer stebt. 
Der Betrag dieser Gehaltsstufe ist für die Berechnung des Ruhe- 
gehalts auch dann massgebend, wenn das wirkliche Diensteinkommen 
(Pfründeinkommen) des betreffenden Pfarrers höher ist, als die Ge- 
haltsstufe. Bei Festsetzung der Jahresbeträge der Ruhegehalte wer- 
den diese je auf den nächsten höheren Zehner aufgerundet, sofern 
sie nicht ohnehin auf eine mit zehn teilbare Summe sich berechnen. 
Mit dem 40. Priesterjahre hört ein Steigen der Pension auf. 

4) Bei den Kaplänen steigt die congrua sustentatio von 1500 .# 
nach Massgabe der Priesterjahre in der Art, dass derselben vom 
angetretenen 15. Priesterjahr an jährlich ein Betrag von 25 A zu- 
gelegt wird. 

Der auf diese Weise sich ergebende Gesamtbetrag darf jedoch 
weder die Summe von 2400 «Æ noch die Höhe des Dienst- bezw. 
Pfründeeinkommens übersteigen. 

5) Ein Pensionär erhält neben der ihm als Ruhegehalt ange- 
wiesenen Kongrua noch eine jährliche Wohnungsentschädigung 
von 200 4. 

6) In besonders gearteten Fallen kann auf übereinstimmenden 
Antrag der Staats- und Kirchenbehörde zu der Pension noch eine 
angemessene Zulage gewährt werden. 

7) Sieht sich ein Pfründner veranlasst, auf seine Stelle zu re- 
signieren und in den Ruhestand zu treten, so hat derselbe ein 
Pensionierungsgesuch beim bischöfl. Ordinariat durch das Dekanat- 
amt einzureichen. In demselben sind unter Anschluss eines ärzt- 
lichen Zeugnisses über die Dienstuntauglichkeit die Gründe und der 
beabsichtigte Zeitpunkt der Resignation, die persönlichen und dienst- 
lichen Verhältnisse des Bittstellers, der Betrag des derzeitigen Dienst- 
bezw. Pfründeeinkommens, sowie auch, wenn tunlich, der eventuelle 
Aufenthalt des zukünftigen Pensionärs anzugeben. 
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Ist die bisherige Pfründstelle landesherrlichen Patronats, so ist 
dem Resignations- und Pensionierungsgesuch noch ein weiteres abge- 
sondertes Gesuch an Seine Majestät den König um allerhöchsten 
patronatischen Konsensus zur Resignation auf die Pfründe anzu- 
schliessen. Bei Privatpatronatspfründen hat der Bittsteller zuvor 
den Konsensus seines Patronatsherrn zur beabsichtigten Resignation 
einzuholen und die hierüber ausgestellte Urkunde dem bischöfl. Or- 
dinariat mit vorzulegen. 

Das Ordinariat wird seinerseits die eingelaufenen Gesuche prüfen 
und im Einvernehmen mit der Kgl. Staatsbehórde die endgültige 
Entscheidung treffen. 

8) Obige Pensionsnormen haben für einen Pfründner, welcher 
wegen Vergehen durch kirchliches Strafverfahren seines Amtes und 
seiner Pfründe entsetzt ist, keine Geltung. Ein solcher erhält den 
Demeritengehalt aus dem Interkalarfond gegen die urkundliche An- 
erkennung einer eventuellen Rückersatzpflicht. 


1I. Entschädigung der Stellvertretungskosten bei zeitweilig durch 
Krankheit herbeigeführter Dienstverhinderung eines Pfründgeist- 
lichen. 


1) Im Fall der zeitweilig durch Krankheit verursachten Dienst- 
verbinderung eines Pfründners wird für die Versehung des Dienstes 
auf dem Wege der Stellvertretung gesorgt und kann letztere je nach 
Lage der Verhältnisse durch Aushilfe von Seite anderer ortsanwesen- 
der oder benachbarter Geistlichen oder durch Beigebung eines Vikars 
oder durch Bestellung eines Verwesers geregelt werden. 

2) In solchen Fällen ist ein Pfarrer oder Kaplan nicht ver- 
pflichtet, zu den Kosten der Stellvertretung Beiträge zu leisten, so 
lange die Verhinderung nicht über 6 Monate dauert. Von der Über- 
schreitung dieser Zeit an ist er die Kosten der Stellvertretung inso- 
weit zu übernehmen schuldig, als dadurch nicht der Betrag des 
Ruhegehalts angegriffen wird, den er im Falle seiner Pensionierung 
zur Zeit der abgelaufenen ersten 6 Krankheitsmonate anzusprechen 
hatte. Eine Wohnungsentschädigung wird hier, falls der Pfründner 
über die Zeit der Dienstverhinderung Abwesenheitsurlaub erhält, 
nicht gewährt. 

Hienach werden also einem Pfarrer oder Kaplan während der 
ersten 6 Krankheitsmonate die Kosten der Stellvertretung, je nach- 
dem dieselbe durch einen Vikar oder Verweser oder durch einen an- 
dern ortsanwesenden oder benachbarten Geistlichen geschieht, in der 
Höhe der für die Vikare und Verweser jeweils bestehenden Gehaltse 
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sätze (z. Z. 1000 «Æ, bezw. 1500 .# pro Jahr) oder die von den 
Aufsichtsbehörden für die Aushilfe festgesetzten Entschädigungen 
ganz aus dem Pensionsfond ersetzt und diese Sätze bezw. Entschä- 
digungen auch bei Festsetzung der nach Ablauf der 6 Monate zu ge- 
währenden Stellvertretungskostenbeiträge zugrundegelegt. Im Übrigen 
wird die der kirchlichen Ordnung entsprechende Verpflichtung der 
Pfründner, auch in Krankheitsfällen die Vikare und Verweser in die 
Pfründwohnung zu nehmen und ersteren überdies Salär und Kost, 
Licht, Heizung, Wäsche und Bedienung zu gewähren, für die Regel 
nicht alteriert. Die Verweser haben dabei den ganzen Verwesers- 
gehalt zu beziehen; falls aber der Pfründner dem Verweser die Kost 
zu verabreichen und für dessen Bedienung Sorge zu tragen hat, bleibt 
die von dem Verweser hiefür abzugebende Entschädigung der Ver- 
einbarung zwischen beiden überlassen. 

3) Ist ein Pfründner zeitweilig wegen Krankheit an der Ver- 
sehung seines Dienstes gehindert, so hat er unter Anschluss eines 
ärztlichen Zeugnisses beim bischöfl. Ordinariat Anzeige zu machen 
und um Bestellung einer entsprechenden Stellvertretung zu bitten. 
Das Ordinariat wird sodann die Art und Weise der Stellvertretung 
regeln und im Einvernehmen mit dem K. K. Kirchenrat den Ansatz 
und die Entschädigung der Stellvertretungskosten bestimmen. 

Kann der betreffende Pfründner seine Stelle wieder allein ver- 
sehen und der Aushülfe entbehren, so hat er hievon zeitig an das 
bischöfl. Ordinariat zu berichten und den Zeitpunkt der Wieder- 
aufnahme seiner dienstlichen Tätigkeit genau anzugeben. 

Für die Pensionen der Pfarrer und der Kapläne samt deren 
Wohnungsentschädigung sowie für die Stellvertretungskosten, soweit 
letztere nicht von den Geistlichen selbst zu tragen sind, hat nun- 
mehr ausschliesslich der aus staatlichen Mitteln und dem Interkalar- 
fondsbeitrag gebildete Pensionsfond der kathol. Geistlichen aufzu- 
kommen. Die Anweisung zur Ausbezahlung der Ruhegehalte und 
Stellvertretungskosten erfolgt durch den K. K. Kirchenrat. 

Rottenburg, den 3. Dezember 1901. 

t Paul Wilhelm, Bischof. 
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2. Die Religionslehrer höherer Lehranstalten Preussens sind 
gesetzlich nicht frei von Kommunalsteuern. 


In vielen Gemeinden Preussens werden die Religionslehrer an 
höheren Lehranstalten herkömmlich nicht zu Kommunalabgaben her- 
angezogen. So war es auch seit Jahren in M., einem kleinen Städt- 
chen, welches ausser einem Gymnasium ein Lehrerseminar besitzt. 
Auf einmal wurden beide Religionslehrer, gleich den übrigen Be- 
amten, zur Hälfte der direkten Kommunalsteuer herangezogen. Ihr 
Einspruch blieb unbeachtet. Auch die gegen die Veranlagung bei 
der nächsten Instanz im Verwaltungsstreitverfahren eingelegte Klage 
wurde abgewiesen mit der Begründung, dass die Religionslehrer als 
staatlich angestellte Lehrer besoldet und ihre Besoldung im Etat als 
Lehrergehalt festgesetzt sei. 


Auch die gegen dieses Urteil beim Oberverwaltungsgericht ein- 
gelegte Revision wurde mit folgender Begründung verworfen. 


»Den Tatbestand ergibt das Urteil des Bezirksausschusses zu 
Wiesbaden vom 17. April 1893, wodurch die Kläger mit dem An- 
spruche auf Freilassung von der Gemeinde-Einkommensteuer kosten- 
pflichtig abgewiesen worden sind. 


Die Kläger haben das Rechtsmittel der Revision ($ 21 Abs. 3 
des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883) eingelegt. Sie be- 
antragen, dass die Vorentscheidung aufgehoben und der Klage ge- 
mäss erkannt werde, und führen im wesentlichen aus: 

In $ 1 der Verordnung vom 23. September 1867 sei ein Unter- 
schied zwischen Seelsorgsgeistlichen und Geistlichen, die eine Lehr- 
tätigkeit ausüben, nicht gemacht. Wäre dies aber auch der Fall, 
so würden sie gleichwohl Befreiung von den Kommunalabgaben be- 
anspruchen können, da sie an ihren Anstalten nicht bloss als Lehrer, 
sondern als Seelsorgsgeistliche fungierten. Dies ergebe sich schon 
aus der Prüfungsordnung, welche an den Religionslehrer in Rück- 
sicht auf seinen geistlichen Charakter behufs Erlangnng des Ober- 
lehrerzeugnisses ganz andere Anforderungen stelle, wie an die übrigen 
Lehrer. Ihre Amtstätigkeit bestehe aber tatsächlich nicht in blosser 
Lehrtätigkeit, sondern in der Ausübung der Rechte und Pflichten 
eines Pfarrers: Abhaltung des Gottesdienstes, Spendung der Sakra- 
mente und Vorbereitung der Schüler auf deren Empfang, Überwach- 
ung der sittlichen Führung der Schüler, Lehre von der Kanzel und 
in der Schule. Freilich bezögen sie ihr Gehalt als staatlich ange- 
stellte Lehrer, aber nicht allein für ihr Lehramt, sondern auch für 
ihre geistlichen Funktionen. Für alle diese Ausführungen wird. auch 
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Bezug genommen anf einen im Kölner Pastoralblatt erschienenen 
Aufsatz und im Anschluss an den letzteren noch bemerkt‘, dass in 
den Regierungsbezirken Köln und Düsseldorf die Religionslehrer 
nicht zu den Kommunalsteuern herangezogen würden. 

Der Beklagte hat diesen Ausführungen widersprochen. 

Es war, wie geschehen, zu erkennen, 

Nach $ 1 der Verordnung vom 23. September 1867 sind von 
den direkten Kommunalauflagen befreit die Geistlichen hinsichtlich 
ihrer Besoldungen und Emolumente. Die Befreiung erstreckt sich 
also lediglich auf diejenigen Besoldungen und Emolumente, welche 
die Geistlichen als solche — eben in ihrer Eigenschaft als Geist- 
liche — beziehen. Nun wäre ja vielleicht, wenn etwa die Vokations- 
oder Anstellungsurkunden der Kläger dahin lauteten, sie seien be- 
rufen, an den bezüglichen Anstalten nicht nur als Lehrer, sondern 
auch als Seelsorger zu fungieren, den Schülern als ihrer christlichen 
Gemeinde gegenüber das Priesteramt, das Hirtenamt und das Lehr- 
amt auszuüben, die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, die ihnen zu- 
fliessende Besoldung wenigstens teilweise oder, falls die Seelsorge 
sich als das principale darstellte, sogar auschliesslich als eine ihnen 
als Geistlichen zustehende zu qualifizieren. Allein die Kläger haben 
ein solches Anstellungsverhältnis gar nicht behauptet, Vokations- 
oder Anstellungsurkunden nicht vorgelegt, die Behauptung des Be- 
klagten, sie seien als staatlich anerkannte Lehrer besoldet, unbe- 
stritten gelassen und ausdrücklich eingeräumt, dass ihre Besoldung 
im Etat als Lehrergehalt festgesetzt werde. 

Bei dieser Sachlage entspricht es dem bestehenden Rechte, 
wenn der Vorderrichter ihrem Befreiungsanspruche die Anerkennung 
unter Hinweis auf die Ministerialverfügung vom 21. Dezember 1874 
(Wiese, Verordnungen und Gesetze, II. Abteilg. S. 95), lautend: 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht . . ., 

dass das Amt eines Religionslehrers an einer ôffentlichen Schule 

weder ein geistliches Amt noch ein Amt in einer der christ- 
lichen Kirchen, sondern ein Staatsamt ist, sei es ein unmittel- 
bares, sei es ein mittelbares. Ebensowenig ist die Erteilung 
des Religionsunterrichts in den öffentlichen Schulen als ein 

Ausfluss des geistlichen Amtes aufzufassen; denn die Berechti- 

gung zur Erteilung des Religionsunterrichts entspringt lediglich 

aus der Übertragung des Amtes seitens des Staates . . . ., 
versagt hat. Wenn die Kläger neben dem ihnen vom Staate über- 
tragenen Lehramte auch geistliche Funktionen tatsächlich verrichten, 
so mógen sie von dem aus diesen ihnen etwa zufliessenden Einkom- 
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men — Stolgebühren, Messstipendien etc. — nicht zu den Kom- 
munalabgaben herangezogen werden können. Die ihnen als Anstalts- 
lehrer gewährte Besoldung aber — und nur diese steht hier in Frage 
— fällt nicht unter den $ 1 des Gesetzes vom 23. Sept. 1867. Die 
in den Regierungsbezirken Köln und Düsseldorf etwa bestehende 
abweichende Praxis ist für die Entscheidnng des vorliegenden Falles 
ohne jede Bedeutung. Die angefochtene Entscheidung war hiernach 
in der Hauptsache zu bestätigen.« 

Aus diesem Urteile ergibt sich, dass nur jene Religionslehrer 
au höheren Lehranstalten Anspruch auf Befreiung von den direkten 
Kommunalabgaben erheben können, welche nach ihren Vokations- 
oder Anstellungsurkunden berufen sind, an ihren Anstalten nicht 
our als Lehrer, sondern auch, vielleicht sogar in erster Linie, als 
Seelsorger zu wirken und den Schülern als ihrer Kirchengemeinde 
gegenüber pfarramtliche Tätigkeit auszuüben. Der diesbezügliche 
Nachweis ist durch Vorlage der Anstellungsurkunde zu erbringen. 


———— mE mn nn 
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V. Literatur. 


1. Heinrich Singer, Die Summa decretorum des Magister Rufinus. 
Paderborn. (Ferd. Schöningh) 1902 CLXXXIII und 570 S. 
Preis 26 M. 

Johann Friedrich von Schulte veranstaltete im Jahre 1892 die 
editio princeps der »Summa magistri Rufini zum Decretum Gratiani« 
(Giessen 1892), nachdem er kurz vorher die Summa des Paucapalea 
(Giessen 1890) und die Summa des Stephanus Tornacensis (Giessen 
1891) ediert hatte. Genau ein Dezennium nach dem Erscheinen der 
zuerst genannten Ausgabe hat nun Heinrich Singer, Schultes Nach- 
folger auf dem kanonistischen Lehrstuhle der deutschen Universität 
zu Prag, die Dekretistenliteratur durch eine Neuausgabe der Summa 
Rufini bereichert. 

Die vorliegende editio novissima ist naturgemäss ein Kind des 
Streites, das den entgegengesetzten Meinungen der beiden Gelehrten 
Schulte und Singer seinen Ursprung verdankt. Kein Wunder, dass 
das Werk die reichlichsten Spuren des Kampfes an sich trägt. 
Zahlreiche Seiten der umfangreichen Einleitung enthalten eine oder 
mehrere polemische Bemerkungen gegen die editio princeps, über 
welche der Verfasser der Neuausgabe ein volles und gerütteltes 
Mass seiner Missbilligung ausgegossen hat. 

Wahrscheinlich wird dem Leser der scharfe Ton und die grosse 
Zahl der gegen Schulte geschleuderten Angriffe, die manchmal schein- 
bar kleinlicher Natur sind, unliebsam auffallen; doch wird ihn dies 
keineswegs davon zurückhalten, die grossen Verdienste, die sich 
Singer durch die Neuausgabe Rufins um die Kirchenrechtswissen- 
schaft erworben hat, dankbar anzuerkennen und dem Werke das 
Zeugnis einer umfassenden, mühevollen und äusserst gewissenhaften 
Arbeit auszustellen, 

In der Tat verdient Singers neue Rufin-Ausgabe unsere hohe 
Bewunderung wegen der tiefen Gründlichkeit, grossen Sorgfalt und 
hohen Gelehrsamkeit, mit welcher der Herausgeber über zehn Jahre 
lang an ihrem Zustandekommen gearbeitet hat. Sie hat einen An- 
spruch darauf, als Musterausgabe unserer gegenwärtigen kanonisti- 
schen Literatur zu gelten, welche die Editionen von Schultes weit 
hinter sich zurücklässt. 
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In der überaus lebrreichen Einleitung macht uns Singer im 
ersten Abschnitte (S. VII—XLIV) mit den Handschriften bekannt, 
welche das Originalwerk Rufins enthalten. An die Spitze der noch 
vorhandenen acht Manuskripte stellt er den Codex Lat. 15993 der 
Pariser Nationalbibliothek, welcher einstens der Sorbonne angehörte. 
Der Codex ist in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts von 
einem italienischen Schreiber sehr gewissenhaft kopiert und bildet 
die älteste, wie vollständigste von allen bis jetzt bekannten Rufin- 
Handschriften. Von Interpolationen und Auslassungen ist der Pariser 
Text im grossen und ganzen frei. Die genannten Vorzüge veran- 
lassten den Herausgeber, den Codex Par. 15993 der neuen Edition 
zu Grunde zu legen. Überhaupt gebührt Singer das Verdienst, dass 
er bereits im Jahre 1885 auf die Wichtigkeit der Pariser Hand- 
schrift hingewiesen und sie hernach in mehreren Schriften verteidigt 
hat. Er hatte hierbei die Genugtuung, dass „Schulte den Wert 
dieser anfangs übersehenen Handschrift später. anerkannte und sie 
angeblich dem Wortlaute seiner Rufin-Ausgabe (S. XLV) zu 
Grunde legte. Doch glaubt Singer tadelp zu müssen, dass von 
Schulte in Wirklichkeit viel zu wenig Gewicht auf den Codex Pari- 
siensis legte und sich vornehmlich auf die Handschriften von Mainz 
und Bamberg stützte, welche nur Plagiate und Excerpte des Rufin- 
schen Werkes enthalten. — Von den übrigen Handschriften stammt 
der Codex von Avignon noch aus dem 12. Jahrhundert, während die 
Handschriften von Moulins, Brügge, Troyes, Paris (Cod. Lat. 4378) 
und Berlin dem 13. Jahrhundert angehören. Besonders wertvoll ist 
der Cod. Molin., der den Text Rufins wenig verändert wiedergibt. 
Die vier letzten Handschriften enthalten zahlreiche Interpolationen 
und Lücken. 

Dass der Urtext der genannten Handschriften einen Rufinus zum 
Verfasser hat, verbürgt uns io vollkommen glaubwürdiger Weise eine 
Notiz des Cod. Paris. 4378: »Summa Rufini super primam partem. 
super XII[^ causas et super ultimam partem decretorum Gratianie 
und die Bemerkung des Cod. Trecens. »Incipit summa decretorum 
magistri rufini.« Ausserdem sprechen für die Autorschaft Rufins 
noch die zahlreichen Stellen, welche Joh. Faventinus der vorliegen- 
den Summa entlehnt hat, und die überaus häufigen Citate in Glossen 
und Kommentaren zum Dekrete, welche den Namen des Rufinus 
tragen und mit dem Texte unseres Werkes identisch sind. Singer 
zählt im ganzen 13 Summen und Glossen auf, die sich meistens 
mebrfach auf den Mag. Rufinus beziehen. S. XLV—LXIV. 

Die Erórterungen über die Persönlichkeit Rufins, denen der 
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dritte Abschnitt (S LXV—LXXIX) gewidmet ist, lassen uns den 
Verfasser des Dekretkommentars höchst wahrscheinlich als Magister 
an der Schule zu Bologna und später als Bischof von Assisi er- 
scheinen. Für die zuerst genannte Eigenschaft sprechen insbesondere 
die ehrenvolle Erwähnung des Stephanus Tornacensis zu c. 73 D. II 
de consecr.., welcher Kufin seinen unter den Zeitgenossen hochbe- 
rühmten Lehrer nennt, ferner den Titel eines Magister und die 
Stellen der Summa selbst, welche auf eine Lehrtätigkeit des Ver- 
fassers in Bologna hinweisen. Jedoch ist unser Rufinus keinesfalls 
identisch mit dem »magister Rufinus doctor decretorume, welcher in 
einer päpstl. Bulle vom 31. Juli 1220 als Professor zu Bologna ge- 
nannt wird. Auch besitzen wir keine Anhaltspunkte, den Bischof 
Rufinus von Nola (später Bischof von Rimini und seit 1190 Kardinal) 
oder den Domherrn Rufinus von Vercelli, an den Papst Alexander III. 
am 20. April 1178 eine Bulle richtete, mit dem Verfasser unserer 
Summa zu identifizieren. Mit gutem Grunde hat dagegen Singer 
die Vermutung ausgesprochen, dass der Bischof Rufinus von Assisi, 
der 1179 an der dritten Lateransynode teilnahm und im folgenden 
Jahre als »magister Rufinus« in der Zeugenreihe einer Urkunde vor- 
kommt, und der Autor unseres Kommentars eine und dieselbe Person 
sind. Natürlich kommt dieser Behauptung vorläufig nur der Wert 
einer Hypothese zu, die beim Erscheinen neuen Materials eventuell 
durch eine bessere ersetzt werden kann. Es soll aber nicht in Ab- 
rede gestellt werden, dass Singer seine Hypothese durch den Hin- 
weis auf die Schrift Rufins, welche an mehreren Stellen ein be- 
sonderes Interesse für die römische Kirche bekundet (civitas nostra 
Roma), geschickt zu stützen weiss. Denn das Bistum Assisi gehörte 
zur römischen Kirchenprovinz. — Seiner Geburt nach war Rufin 
schwerlich ein Deutscher oder Franzose, wie man früher angenom- 
men hat, sondern hóchst wahrscheinlich ein Italiener; vielleicht hat 
seine Wiege im Bistum Assisi gestanden, was Singer mit Rücksicht 
auf den Namen unseres Schriftstellers, aer den Gründer und Patron 
des Bistums Assisi, den hl. Martyrer Rufinus, zum Namenspatrou 
hatte, für wahrscheinlich hält. — Die Abfassungszeit der Summa 
fällt wahrscheinlich in die Jahre 1157—1159; jedenfalls ist ein 
späterer Termin schwerlich denkbar, da das Werk starke Invektiven 
gegen die Summa Rolandi enthält, die der Verfasser sich gegen das 
Oberhaupt der Christenheit (Papst Alex. III.) nicht erlaubt hätte; 
aber auch ein früherer Termin erscheint ausgeschlossen, weil die 
Summa einen Bischof von Modena erwáhnt, der erst im Jahre 1157 
wieder eingesetzt wurde. — Das Todesjahr Rufins lässt sich nicht 
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genau bestimmen. Als äusserste Grenze seines Lebensalters hat je- 
doch das Jahr 1192 zu gelten, in dem ein neuer Bischof Guido von 
Assisi erwähnt wird. 

Vieles Interesse bieten die Ausführungen Singers im 4. Ab- 
schnitte der Einleitung, welcher das Werk Rufins zum Gegenstande 
hat. S. LXXX—CXXVI Die grosse Bedeutung des letzteren hebt 
der Herausgeber genügend hervor, wenn er es als den »ersten 
grossen exegetischen Kommentar, als die erste umfassende, dem Be- 
dürfnisse der Schule entsprechende Darstellung des Rechtsstoffes, 
welche dem Studium des Gratianischen Dekretes zugrunde gelegt 
werden konnte«, bezeichnet. — Der Name Summa trifft zwar für 
den grossen exegetischen Kommentar eigentlich nicht zu, ist aber 
für die ältesten Werke dieser Art technisch geworden. — Die Ten- 
denz der Summa und die Art ihrer Behandlung des Stoffes ist wie 
bei Gratian und den übrigen Kanonisten der'klassischen Zeit ver- 
körpert in dem Grundsatze: Concordia discordántium" canonum. Je- 
doch gebübrt Rufin »die Anerkennung, dass er beim Konkordieren 
mit einer gewissen Mässigung vorgeht, und dass die Methode bei ihm 
überhaupt noch nicht zu jenem óden Pedantismus entartet ist, wel- 
cher seine Aufstellungen gegen jeden vermeintlich denkbaren Ein- 
wand sichern möchte und der alternativen Lösungen nie zu viele 
bieten zu können glaubt.e — Was die Kanonensammlung Gratians 
anbetrifft, so zeigt Singer, dass Rufin die Bezeichnung »decreta 
Gratiani« bereits sehr geläufig war; doch braucht dieser Name 
ebensowenig von Gratian selbst herzurühren, wie die andere Benen- 
nung »concordia discordantium canonum«; vielmehr hat der Vater 
des canonischen Rechts sein epochenmachendes Werk höchst wahr- 
scheinlich namenlos in die Welt geschickt. — Sehr ausführlich be- 
handelt Singer die bekannte Streitfrage über die ursprüngliche Ein- 
teilung der pars I. und pars III. des Decretum Gratiani in 101 
bezw. 5 distinctiones. Im Gegensatze zu der herrschenden Meinung 
sucht der Herausgeber die Einteilung auf Gratian, und nicht auf 
dessen Schüler Paucapalea zurückzuführen. Doch sind die beige- 
brachten Gründe wegen ihres meist negativen Charakters wohl nicht 
geeignet, die alte Ansicht, welche insbesondere Laurin in der Intro- 
ductio in Corpus iuris canonici p. 38—42 ausführlich begründet 
hat, zu widerlegen. — Mit einer sehr gründlichen, auch für die 
Textgeschichte des Decretum Gratiani wichtigen Darlegung der von 
Rufin benutzten Quellen gelangte der vierte Abschnitt der Einleitung 
zum Abschlusse. 

Der fünfte und letzte Abschnitt ist für die Textkritik der 


184 | Recensionen. 


Summa Rufini von der grössten Bedeutung, da er die Handschriften 
von Mainz, Bamberg, Rom (Cod. Palat. Vat. Lat. 678) und Göttingen 
als Plagiate Rufins nachweist. Der Herausgeber hält sich im wesent- 
lichen an die Ergebnisse seiner unter dem Titel »Beiträge zur Wür- 
digung der Dekretistenliteratur Ile im Archiv für kath. Kirchenrecht 
Bd. 73 (1895) S. 3 ff. niedergelegten Forschungen. Da letztere den 
Lesern dieser Zeitschrift bereits bekannt sind, erübrigt es an dieser 
Stelle näher auf sie einzugehen. 

Bei der Edition des Textes hat Singer, wie schon bemerkt 
wurde, den Cod. Paris. 15993 zugrunde gelegt. Im allgemeinen 
hat er die Orthographie der Handschrift beibehalten; nur bezüglich 
des u und v hat er die moderne Schreibweise angewandt. Ebenso 
bat der Herausgeber grosse Anfangsbuchstaben und die moderne 
Interpunktion gewählt, um dem Interesse der Leser Rechnung zu 
tragen. Besondere Anerkennung verdient, dass der Wortlaut der 
Summa vollständig mitgeteilt ist. — Den Text begleitet eine dop- 
pelte Reihe von Noten, von welcher die obere sachliche Bemerkungen 
und die untere die abweichenden Lesarten enthält. 

Mit innigem Danke scheidet der Referent von einem Werke, 
welches für alle Zeiten ein ebrenvolles Denkmal für den opferfreu- 
digen Fleiss und die grosse Gelehrsamkeit des Verfassers bleiben 
wird. Vielleicht darf ich damit den Wunsch verbinden, dass der 
vielgebrauchten Summa des Johannes Faventinus bald eine ähnliche 
Edition zu teil werden möge. 

Freiburg i. B. Dr. Nicolaus Hilling. 

2. Institutiones Iuris ecclesiastici. Quas in usum scholarum scripsit 
los. Laurentius S. J. Cum approbatione Rev. archiep. friburg. et 
super. ordinis, Friburgi. Herder 1902. gr.8. XVI. 680 pag. 
M. 10. 

Der Verfasser, Professor des Kirchenrechts im Collegium maximum 
der Gesellschatt Jesu zu Valkenberg in Holland-Limburg, spendet diese 
Iustitutionen des Kirchenrechts als Frucht seiner Vorlesuugeu in der 
genannten Studienanstalt. Während die Lehrbücher der kirchen- 
rechtlichen Institutionen, die wir ältere Leute in Rom 1862 beuützten, 
sich an die Dekretalentexte anschlossen, hat man jetzt diese Methode 
verlassen. und unterlegt dem Stoff ein System. Dieser Richtung 
folgend, handelt Laurentius in aeht Büchern über: 1. Die Quellen 
des Kirchenrechts, 2. Kirchenverfassung, 3. Die kirchlichen Ämter und 
Pfründen, 4. Die Regierung der Kirche, 5. Die Verwaltung des 
Lehr- und Priesteramtes, 6. Die kirchlichen Gesellschaften (Ordens- 
wesen), 7. Die Verwaltung der zeitlichen Güter, 8. ‚Verhältnis zu 
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andern Gesellschaften (Staaten). Worauf der Verfasser besonderes 
Gewicht legte, das war sorgfältige Benützung der Quellen und die 
Darstellung der gegenwärtigen Kirchendisziplin. In dieser Beziehung 
verdient das Buch besonderes Lob. Das nämliche gilt von denjenigen 
Teilen, in welchen die kirchenrechtlichen Begriffe erläutert werden. 
Hier bewährt sich der Verfasser als geschulten Denker und wird 
sich namentlich bei der akademischen Jugend zufolge seiner durch- 
sichtigen, dabei zugleich knappen Darstellung und der scharfen 
Fassung der Rechtsbegriffe bald viele Freunde erwerben. Wie das 
im Plane des Verfassers lag, trat die geschichtliche Entwicklung 
der einzelnen kirchlichen Institute in den Hintergrund, ohne aber 
deshalb völlig vernachlässigt zu sein. Wir wagen sogar zu be- 
haupten, dass der Student, welcher die in diesem Punkte gelieferten 
Notizen sich zu eigen gemacht, in der Prüfung seinen Mann 
stellen wird. 

Durchaus im Sinne der Kirche und einer gründlichen Kenut- 
nis des geschichtlichen Werdeganges ist dem kirchlichen Rechts- 
buch eingehende Berücksichtigung gewidmet. Stellen von ent- 
scheidender Bedeutung gelangen regelmässig in vollem Texte zur 
Mitteilung. Besondere Beachtung ist auch der kirchenrechtlichen 
Literatur der Neuzeit geschenkt, wozu die Akten und Dekrete der 
Provinzial- und Plenarkonzilien gehören, welche der Verfasser preis- 
würdig ausgebeutet hat. Das dünkt uns viel wichtiger zu sein als 
die Anführung sovieler Erscheinungen der protestantischen Literatur, 
die nacbgerade auch im Gebiete des Kirchenrechts überall da, wo 
grundlegende und entscheidende Fragen zur Verhandlung gelangen, 
sich in Abhängigkeit von der modernen, höchst bedenklichen Ent- 
wicklung der protestantischen Theologie befindet. Wie der Verfasser 
dazu kommt, das Londoner Tablet und das Dubliner Irish ecclesia- 
stical Record als kirchenrechtliche Quellen anzuführen (S. 7), ist 
wir unerfindlich. 

Diejenigen Teile, welche die Stellung des Papstes, das Ehe- 
recht und das Ordensrecht darstellen, verdienen besondere Beachtung. 
Die Ausführungen über die weltliche Gewalt des hl. Stuhles sind 
genau und vorsichtig und befinden sich in voller Übereinstimmung 
mit den wiederholten und zugleich allseitig begründeten Kundge- 
bungen Leo’s XIII Diese als Leitsterne anzuerkennen, ist eine 
Pflicht, deren Erfüllung den Kanonisten nicht in Knechtschaft 
schmiedet, sondern erst recht frei macht. Bei der Schilderung der 
römischen Kurie wäre beim S. Uffizio ein Hinweis auf die in dem- 
selben durch Leo XIII. getroffene dogmatische Entscheidung über 
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die Ungültigkeit der anglikanischen Weihen, und bei der Congre- 
gatio Concilii eine Andeutung auf das sog. Studio erwünscht gewesen, 
in welehem angehende Kanonisten ihre erste praktische Ausbildung 
empfangen. Die Ausführungen über die Rota romana lassen über 
deren gegenwürtige Lage den Leser in Zweifel (126). Es ist dem- 
nach zu bemerken, dass Leo XIII. deren Mitglieder andern Congre- 
gationen zu dienstlicher Verwendung überwiesen hat. Die Ausfüh- 
rungen über die Gewalt des hl. Stuhles in weltlichen Dingen, über 
die Beteiligung der Geistlichkeit an politischen Fragen und die Be- 
deutung der Konkordate sind massvoll und gewinnend. In der Schul- 
frage behauptet der Verfasser jenen Standpunkt, den die menschliche 
Natur, der Gang der Geschichte und die übereinstimmende Anschau- 
ung aller katholischen Philosophen und Moralphilosophen unter Lei- 
tung Leo's XIII. vorzeichnen. Bei Veranstaltung einer zweiten 
Auflage wäre der Batz (S. 372) »sed coniunctionem illam (cum 
Societate civili) solvere quisque et cum alia civitate inire potest« 
einer erneuten Prüfung zu unterziehen, da jedermann tatsächlich 
Mitglied eines bestimmten Staatswesens ist und das solvere potest 
im Leben mit recht engen Sehranken umzogen ist. In der Abtei- 
lung »Ehe« ragen die scharfen, klaren, bedeutungsvollen Auseinander- 
setzungen über das sog. paulinische Privileg besonders hervor. 

In Betreff der Domvikare wird behauptet (S. 148), sie gehôrten 
nicht zu den Kapiteln und seien blosse Helfer beim Chordienst und 
der Ausübung der Seelsorge, Im Gegenteil sind dieselben nach der 
Auffassung der Congregatio Concilii Pfründer im Sinne des Rechts 
und, wenn sie investiert worden, nur im ordentlichen Prozessver- 
fahren absetzbar. Zu S. 228 wünsche ich zu bemerken, dass auch 
die Mitglieder der Stiftskapitel zur Ablegung des Glaubensbekennt- 
nisses vor Bischof und Kapitel verpflichtend sind. In der Bulle vom 
19. September 1902, welche mich zum Propst des Kollegiatstifts 
beruft, wird sogar bestimmt, ohne vorherige Erfüllung dieser Pflicht 
solle die Erlangung der Pfründe null und nichtig sein !). 

Diese Institutionen des Kirchenrechts, ein Werk deutscher 
Gründlichkeit und echt katholischer Geistesrichtung, an welchem 
der Kanonist, aber auch der scharfblickende Philosoph und kundige 
Theologe in gleichem Masse gearbeitet haben, wird als Leitfaden 


1) Volumus autem quod tu antequam dictae praepositurae possessionem 
adipiscaris, fidei catholicae professionem juxta articulos jam pridem a Sede 
apostolica propositos in manibus praefati Vicarii (capitularis) expresse emittere 
illamque sic emissam ad dictam Sedem sine mendis cum tui et Vicarii sub- 
scriptione quantocitius transmittere omnino tenearis, alioquin 'praepositura 
praefata vacet eo ipso. 
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bei Vorlesungen, wie als Nachschlagebuch sich bald seine Wege 
bahnen. Die Ausstattung ist sehr vornehm. Der Druck bezeugt 
klassische Akribie. Nur ein einziges Fehlerchen ist mir aufgefallen, 
S. 11 steht: Litterae . . . . sortita sunt statt sortitae. 

Aachen. Dr. Bellesheim. 

3. Bigelmair A., Die Beteiligung der Christen am öffentlichen 
Leben in vorkonstantinischer Zeit. Ein Beitrag zur ältesten 
Kirchengeschichte. München. J. J. Lentner (E. Stahl jun.) 
1902. 8°. 340 S. (Veröffentlichungen aus dem Kirchenhisto- 
rischen Seminar München Nr. 8.) Subscript.-Preis M. 6.40; 
Einzelpreis M. 8.60. 

Das Thema, das der Verfasser behandelt, erweckt von vorn- 
herein Beachtung. Mit dem allgemeinen Wunsche des Historikers, die 
früheren Zeiten auch nach ihren grossen, allen Menschen gemeinsamen 
Zügen zu erfassen, das Leben der breiteren gesellsehaftlichen Schichten 
der Vergangenheit, die zunächst nur in hervorragenden Persönlich- 
keiten entgegentritt, näher kennen zu lernen, wird das besondere 
Interesse des Christen erregt, der begierig ist, die Lösung zu er- 
fahren, die seine Vorfahren Problemen gegeben, die in unserer Zeit 
ebenso aktuell sind, als in der vorkonstantinischen. Nach den grossen 
Lebensformen von Staat und Gesellschaft teilt B. seinen ‘Stoff in 
zwei Hälften und handelt in der ersten von der Stellung der Christen 
zum römischen Staate, in der andern von ihrer Stellung zur Gesell- 
schaft. In je vier Kapiteln ist der reiche Inhalt dieser Teile noch 
weiter gegliedert. Die Massnahmen des römischen Staates gegen 
die neue Religion, die Ansichten der Christen vom Staate und seiner 
Erscheinung im römischen Reiche, ihre Stellung zu den Staatsämtern 
und zum Militärdienste bilden den Gegenstand des einen Teiles, 
während im andern die Urteile der heidnischen Gesellschaft über die 
Christen, die Stellung der Christen selbst zur heidnischen Gesell- 
schaft, ihre Teilnahme an den heidnischen Vergnügungen und der 
irdischen Arbeit behandelt werden. Das Bild, das der Verfasser 
zeichnet, umfasst alle Seiten des staatlichen und gesellschaftlichen 
Lebens und wird somit seinem Vorwurfe vollkommen gerecht. Die 
liebevolle Behandlung, die dem Einzelnen wird, gibt den mit sicherer 
Hand gezogenen grossen Linien Wärme und Frische; Ordnung wie 
Leben treten uns aus dem Gemälde entgegen, das B. von den 
Christen der vorkonstantinischen Periode geliefert hat. Haftet auch 
der eine oder andere Mangel dieser Erstlingsarbeit an, so stört dies 
doch nicht den günstigen Gesamteindruck. An einigen Stellen ent- 
behrt die Darstellung der Klarheit und Durchsichtigkeit, an anderen 
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ist sie meines Erachtens gu sehr ins breite geraten. Ein Vergleich 
mit Harnack’s neuestem Werke »Die Mission und Ausbreitung des 
Christentums in den ersten drei Jabrhunderten«, Leipzig 1902, zeigt, 
wie vollständig der Verfasser das Material seiner Arbeit gesammelt 
hat. Der Autor ist dabei stets bemüht, die Einzelerscheinung in 
ihrer Verbindung mit ähnlichen Erscheinungen zu erfassen; so er- 
halten wir eine klare Vorstellung von den Anschauungen der Christen 
der vorkonstantinischen Zeit. Die Gewalt äusserer Eindrücke, die jeder 
von uns aus eigener Erfahrung kennt, hat auch das Urteil der 
Christen dieser Periode bestimmt, es längere Zeit zu einem schwanken- 
den gemacht, bis die Wahrheit zu sicherem Besitze gelangt ist. — 
Die Darstellung der verschiedenen Formen der Eheschliessung im 
römischen Rechte (S. 95) bedarf der Vertiefung; in diesem Zusam- 
menhange war auf den Unterschied zwischen der Manus-Ehe und 
der freien Ehe hinzuweisen. Die Bestimmungen, die S. 300 Aum. 1 
als Canones des vierten Konzils von Karthago zitiert werden, ge- 
hören in der Tat nicht einem karthagischen Konzil an, sondern sind 
den Statuta ecclesiae antiqua entnommen und zwar im vorliegenden 
Falle jener Recension derselben, welche uns durch die Hispana über- 
liefert ist (s. Maassen, Geschichte der Quellen und der Literatur 
des kanonischen Rechts, Gratz 1870, 1, 382 f). 

München. Dr. H M. Giell. 

4. A. Veermeersch S. J. Praelectiones canonicae. Pars specialis: 
De religiosis institutis et personis, tractatus canonico-moralis. 
Tomus alter, supplementa et monumenta. Brugis, sumptibus 
Beyaert 1902. 808 pg. fres. 16. 

Während der erste Band des Werkes »De religiosis institutis 
et personis« (vergl. dieses Archiv Bd. LXXXII (1902) S. 414) als 
Lehrbuch dienen soll, stellt sich der vorliegende zweite Band die 
Aufgabe, die kurzen Ausführungen des ersten zu ergänzen und die 
Gesetzesquellen im vollständigen Text zu geben. Die Ergänzungen 
sind in einer Reihe von Abhandlungen über wichtigere Fragen des 
Regularrechtes enthalten. An die historisch-geographische Aus- 
führung über Asketen und gottgeweihte Jungfrauen der alten Zeit 
schliesst sich die Frage über den Begriff des feierlichen Gelübdes. 
Während diese beiden Untersuchungen theoretischer Natur sind, 
kommt den folgenden Supplementen eine vorwiegend praktische Be- 
deutung zu. Gleich die nächste Abhandlung über den Beruf zum 
Ordensstande behandelt einen Gegenstand, mit dem wohl jeder 
Seelenführer das eine oder andere mal sich zu befassen hat. Nach 
einer eingehenden Darleguug und Prüfung der verschiedenen An- 
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sichten über den Begriff des Berufes, erklärt V. seine Auffassung 
dahin: (S. 44) »Der Ordensberut im engen Sinne ist die besondere 
Gabe derjenigen, welche in der Kirche Gottes mit rechter Absicht 
die evangelischen Räte befolgen, und besteht a) in aller inneren und 
äusseren Hülfe, den wirksamen Gnaden nämlich, welche diesen 
heiligen Entschluss herbeiführten und b) in der Gewährung aller 
Gnaden zur beharrlichen Ausführung desselben.« Zwei Kennzeichen 
des wahren Berufes werden hervorgehoben (S. 46), das Freisein von 
Hindernissen und der in Gottvertrauen begründete feste Wille, im 
Ordensstande Gott zu dienen. 

Die religiösen Genossenschaften mit einfachen Gelübden finden 
eine eingehende Besprechung. Nachdem die höchste kirchliche Be- 
hörde die Grundsätze für die Errichtung, den innern Bau und die 
Bestätigung dieser Genossenschaften aufgestellt hat, ist in dieser 
Frage ein ansehnlicher Fortschritt erreicht und V. hat denselben in 
glücklicher Weise seinen Lesern zugänglich gemacht. 

Die zweite Abteilung des Bandes enthält die kirchlichen Ge- 
setze über das Ordensleben. Die Zahl der aufgenommenen Stücke 
ist ganz bedeutend. Die Anordnung hält sich an die Einteilung des 
ersten Bandes. Ausführliche Inhaltsverzeichnisse, nämlich der Akten- 
stücke nach ihrer zeitlichen Felge, der Namen und des Sachinhaltes 
erhöhen die Brauchbarkeit des Buches. 

P. Veermeersch hat in seinem]Werke über das Ordensrecht ein 
wertvolles Hilfsmittel für Unterricht und Verwaltung geschaffen und 
die allgemeine Anerkennung, welche dasselbe bereits gefunden hat, 
wird jedem bei näherer Kenntnisnahme nur als berechtigt erscheinen. 

Valkenberg (Holland). Jos. Laurentius. 

5. Chateaubriand, Romantik und Restaurationsepoche in Frank- 
reich. Von Charlotte Lady Blennerhasset. 1902. Mainz, Ver- 
lag von Franz Kirchheim. 

Lady Blennerhasset, die speziell durch ihr klassisches Werk 
über Frau von Staël in der literarischen Welt hochangesehen ist, will 
nicht nur Chateaubriand’s Lehen und Wirken, sondern auch die Ro- 
mantik und die Restaurationsepoche in Frankreich beschreiben. Die 
Darstellung, welche die chronologische Ordnung befolgt, kann in 
zwei Abschnitte eingeteilt werden: a) Erziehung und literarische 
Wirksamkeit, b) politische Tätigkeit und Einfluss Chateaubriand’s. 

Der 1. Teil bietet zwar nichts neues, fasst aber die Ergebnisse 
früherer Forschungen sehr klar zusammen. Die zwei ersten Kapitel über 
Chateaubriand's Kindheit und erste Jugend sowie über die Bretagne 
sind anziehend und lehrreich, vielleicht doch ein wenig zu breit: es 


190 Recensionen. 


wäre z. B. nicht sehr zu bedauern, wenn Lady Blennerhasset die 
vermeintliche Erklärung einiger Charakterzüge Chateaubriand’s aus 
seiner »Rasse« weggelassen hätte; Cf. S. 1: »ein echter Bretone, 
dessen Genius die Merkmale seiner Rasse bewahrtee. Das Wort 
»Rasse« ist so dunklen und so willkürlichen Inhaltes, dass es einer 
Erklärung selbst bedarf. Was muss man auch unter dem »Instinkte 
einer Rasse« (S. 20) verstehen? Diese Ausdrücke erinnern uns an 
die berühmte virtus dormitiva des opiums in Molières Malade Ima- 
ginaire. Vgl. auch S. 129 über den »französischen Nationalcharaktere. 
Aber diese unbestimmten, besonders von Caine und Renan ver- 
breiteten Abstractionen sind sehr selten anzutreffen; fast überall be- 
gegnet man einer lebendigen Darstellung konkreter Tatsachen. 

Um die geschichtliche Bedeutung der literarischen Werke 
Chateaubriand's ins rechte Licht zu setzen, stellt Lady Blennerhasset 
nicht nur die Eigenart dieser Schriften dar, sondern auch die poli- 
tischen, religiósen und sozialen Verhältnisse, unter welchen sie ver- 
fasst und herausgegeben worden sind, die benutzten Quellen, den 
vom Verfasser verfolgten Zweck und den über die spátere Literatur 
ausgeübten Einfluss. Dieser Methode bleibt die Verfasserin überall 
treu; doch dürfte man die Angaben über die religiöse Lage in 
Frankreich, zur Zeit, wo der »Genius des Christentumse erschien, 
zu dürftig finden; und wir sehen nicht ein, wie die Ausführungen 
über Romantik in England und Deutschland und besonders über 
Novalis (S. 45—49) eine Darlegung der religiósen Stimmung des 
französischen Publikums ersetzen könnte. — Noch eine Kleinigkeit: 
S. 30 wird die Beweisführung Bedier's gegen die Wahrhaftigkeit 
der »Amerikafahrt« kurz wiederholt: Bertrin’s Einwendungen gegen 
Bedier hätten auch Berücksichtigung verdient. 

Der II. Teil des Buches ist noch gediegener und interessanter 
als der erste. Die Restaurationsepoche in Frankreich ist in politi- 
scher und religiöser Hinsicht sehr wichtig, weil die heutige kirchen- 
politische Lage in diesem Lande von dieser Zeit herrührt. Nun ist 
Chateaubriand bis 1830 ein Mittelpunkt in all den grossen Kämpfen 
seiner Heimat zwischen alter und neuer Weltanschauung gewesen; 
zugleich war er einer der führenden Politiker und Diplomaten Frank- 
reichs, Botschafter in Berlin, London und Rom, Minister, Partei- 
haupt und Leiter zweier der einflussreichsten Zeitungen in Paris. 
Dies genügt, um die Fülle der Tatsachen anzudeuten, die die Dar- 
stellerin zu schildern hatte. Sie hat die Schwierigkeiten dieser Auf- 
gabe glänzend überwunden und uns ein klares und lebendiges Bild 
dieser bedeutungsvollen Zeitepoche gegeben. 
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Die Literaturangaben sind sehr sorgfältig ausgewählt; man 
vermisst doch Boutroux’ Pascal, wo die Auslegung der Lehre 
Pascal’s vielleicht genauer als in S!°-Beuve’s Port-Royal ist; ebenso 
die 3 Bände Faguet’s: Politiques et moralistes du XIXe siècle. 

Dr. Juret. 

6. Tractatus Misnensis de Horis Canonicis. Herausgegeben von 
Dr. Albert Schönfelder, Pf. in Rentschen, Prov. Brandenburg 
Breslau (Aderholz’ Buchh.) 1902. gr. 80. S. 161. 

7. Tractatus Brandenburgensis. Stephanus Bodeker episcopus 
Brandenburgensis de horis canonicis. Herausgegeben von 
Dr. Albert Schönfelder, Pf. in Rentschen, Prov. Brandenburg 
Breslau (Aderholz’ Buchh.) 1902. gr. 8°. S. 89. 

Die mittelalterlichen Abhandlungen über das kanonische Stun- 
dengebet, sagt der Herausgeber im Vorworte, deren wir noch heute 
ungefähr 20 besitzen, haben einen grossen Einfluss auf den zeitge- 
nössischen Klerus ausgeübt, indem sie viel gelesen wurden, was die 
zahlreichen Handschriften und Drucke beweisen. Von Incunabeln 
nennt Hain im Repertorium bibliographicum ausser einigen Ausgaben 
des von Henricus de Hassia verfassten Traktates zweimal den Trak- 
tatus de horis canonicis dicendis des Johannes Mösch (Nr. 11532/3) 
und sogar zwölfmal das gleichnamige Werk des Albertus Trottus 
(Nr. 591—602). Noch der Tractatus universi juris druckt im 
Tom. XV. P. H., Venetiis 1584, drei derartige Werke ab, nämlich 
das letztgenannte, sowie die des Johannes de Lignano und des Nicolaus 
Plonius Posnaniensis. Leider gehören die genannten Frühdrucke 
selbst in grösseren Bibliotheken Deutschlands zu den Seltenheiten. 
Hierdurch und durch den Umstand, dass der grösste Teil dieser 
Arbeiten nur handschriftlich überliefert ist, wird das Studium der- 
selben wesentlich erschwert. So konnte es geschehen, dass derartige 
Werke sogar den Fachgelehrten unbekannt blieben, selbst wenn sie 
von einem sonst oft genannten Manne, wie Petrus de Luna, her- 
rühren. Es dürfte daher die Kenntnis unseres Gebietes fördern, 
wenn die bedeutendsten der noch nicht veröffentlichten Traktate 
gedruckt würden. Dieser gewiss dankbaren Aufgabe will sich Herr 
Pf. Dr. Schönfelder unterziehen und erbringt bereits dafür den Be- 
weis durch Herausgabe der beiden obigen Traktate über das kano- 
nische Stundengebet. 

Der erste Tractatus Misniensis ist einer Handschrift der Kir- 
chenbibliothek zu Liegnitz entnommen. Obgleich es mehr als wahr- 
scheinlich ist, dass Johannes Hoffmann, Bischof von Meissen (1427 
bis 1451), der Verfasser derselben ist, so bezeichnet der Heraus- 
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geber den Traktat doch nur als Tractatus Misniensis, weil der ur- 
sprüngliche Besitzer der Handschrift der in der Diözese Meissen 
wirkende doctor decretorum Johannes Swofheim war. Die Abfas- 
sungszeit dürfte zwischen den Jahren 1442—54 liegen. Der Traktat 
enthält 150 liturgisch-kanonistische Einzelfragen, die als dubia be- 
zeichnet werden. Wir finden hier die Kasuistik schon in vollendeter 
Ausbildung. Eine Reihe von dubia betreffen aber nicht bloss das 
Breviergebet, sondern auch die hl. Kommunion und die hl. Messe. 

Der zweite Traktat — Tractatus Brandenburgensis — hat den 
Brandenburger Bischof Stephan Bodeker zum Verfasser. Diese Arbeit 
Bodekers galt seit vielen Jahren für verschollen, bis der Heraus- 
geber sie in einem Göttinger Kataloge verzeichnet fand. Die Ab- 
fassungszeit auch dieses Traktates verlegt der Herausgeber gegen 
das Jahr 1450. Derselbe hat grosse Vorzüge vor dem des Meissener 
Traktates. Bodeker bevorzugt besonders die Werke der angesehensten 
Kanonisten und vermeidet möglichst die moralisierende und alle- 
gorisiernde Literatur des Mittelalters. Die Öfteren Hinweisungen 
auf die Reformdekrete des Baseler Konzils bezeugen des Bischofs 
Eifer für Abstellung der damaligen Schäden in der Kirche Die 
einzelnen Materien werden in 21 Kapiteln abgehandelt, die in vielen 
Beziehungen das Interesse des Kanonisten erregen. Aber auch 
Historiker, Liturgiker und Moralisten werden durch das Studium der 
beiden Traktate ihr Wissen erweitern. Die Absicht des Heraus- 
gebers, einen leicht lesbaren Text herzustellen, kann man nur billigen. 
Wir rufen demselben vorláufig zu: Vivat sequens! 

Heiner. 


193 


I. Abhandlungen. 
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1. Das geistliehe Gericht des Hochstifts Konstanz in Zürich. 
1366. 


Von Dr. Karl Rieder. 


Missliche Zeitumstände hatten Bischof Heinrich III. von Kon- 
stanz gezwungen, das geistliche Gericht aus der Stadt Konstanz 
nach Zürich zu verlegen. Um allen Streitigkeiten über die Rechts- 
sphäre des geistlichen Gerichtes gegenüber dem Stadtgerichte vor- 
zubeugen, wurde eine Übereinkunft getroffen, die uns in beige- 
gebener Urkunde erhalten ist. Der Abdruck dieser Urkunde wird 
um so melır gerechtfertigt sein, als sie als einzigartiges Dokument 
dasteht, das uns einen näheren Einblick in derartige Gerichtsver- 
hältnisse bietet. Über die Tätigkeit des Offizials von Strassburg 
wissen wir einiges durch Aloys Schulte’s verdienstvolle Ausführungen, 
die er dem III. Bande des Strassburger Urkundenbuches vorausge- 
schickt bat; über das geistliche Gericht des Konstanzer Hochstiftes 
herrscht noch vollständiges Dunkel. Vielleicht gelingt es dem Heraus- 
geber dieser Urkunde, im Laufe der Zeit das Material zu sammeln 
und zu einer Geschichte zu verarbeiten, 

Beigegebene Urkunde bestimmt : 

1) Des Bischofs Geueralvikar, Offizial, Insiegler, Advokaten, 
Schreiber, Prokuratoren und alle andern, die des Gerichtes wegen 
in Zürich wohnhaft sind, brauchen der Stadt keinerlei Dienst zu 
leisten mit Ausnahme des Ungelds und anderer Abgaben, soweit 
Solche um gemeinen Schutzes und Friedens willen auferlegt werden. 
Ebenso soll einer, der Kaufmannschaft treibt, nach Marktrecht Ab- 
gaben leisten. 

.2) Geht ein Angehöriger des Gerichts eine Geldschuld ein, so 
soll er nicht von dem weltlichen, sondern von dem bischöflichen 
Richter belangt werden, der den Ungehorsamen bannen kann, wäh- 
rend der Rat das Recht der Ausweisung eines solchen aus der Stadt 
Zürich haben soll. 

3) Bei Streitigkeiten eines Gerichtsangehürigen mit einem 
Zürcher aus Stadt oder Land, soll nach Zürcher Recht entschieden 
werden und zwar, falls der Beklagte ein Bischoflicher ist, [von drei 
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durch den Bischof ernannten, in Zürich ansässigen geistlichen 
Richtern; im andern Falle von dem Rate der Stadt. 

4) Kleriker vom Gerichte, die sich eines Kapitalverbrechens 
schuldig gemacht haben, kann die Stadt verhaften, soll sie aber dem 
Bischof ausliefern; Nichtkleriker mögen nach stádtischem Rechte 
gestraft werden. 

5) In der Verfolgung und Bestrafung von Schuldigen sollen 
sich weltliches und geistliches Gericht nicht gegenseitig hindern 
und dem der Strafe sich Widersetzenden Unterstützung gewähren. 

6) Die Richter sowie alle die vor dem geistlichen Gericht 
Recht suchen, sollen während ihres Aufenthaltes in der Stadt Schutz 
und Sicherheit an Leib und Gut geniessen, vor allem wenn ein 
Zürcher Bürger einen Auswärtigen vor das geistliche Gericht ladet 
oder umgekehrt. 

7) Diener und Knechte der Gerichtsangehörigen, soweit sie 
Laien und über 16 Jahr alt sind, kann die Stadt wie Bürger oder 
andere Einwohner richten. 

Zum Schlusse behält sich der Bischof vor, diese Bestimmungen 
in Übereinkunft mit der Stadt Zürich zu ändern 1). 

Bemerkenswert ist noch der Grund, der zur Verlegung des 
geistlichen Gerichtes geführt hat. Im Jahre 1365 war aus unbe- 
deutendem Anlass eine bedauerliche Fehde zwischen Konstanzer 
Bürgern und der Abtei Reichenau ausgebrochen, in die auch der 
Bischof seiner Verwandten wegen verwickelt wurde. Von Jahr zu 
Jahr nahmen die Streitigkeiten eine drohendere Gestalt an, so dass 
der Bischof sich der Sicherheit wegen genötigt sah, das geistliche 
Gericht nach Zürich zu verlegen. Ohne Zweifel bedeutete das für 
die Stadt Konstanz eine grosse finanzielle Schädigung. Und so ist es 
denn um so lehrreicher, die Gründe der Verlegung zu erfahren, die 
Bischof und Stadt in ihren gegenseitigen Klageschriften (1370/72) 
bei der römischen Kurie vorbringen?). Der Bischof behauptete, 
wegen der Gewalttätigkeit des Rates und der Bürger von Konstanz 
konnte die Geistlichkeit nicht mehr zu ihrem Rechte kommen, und 
darum musste das geistliche Gericht nach Zürich verlegt werden. 
Ganz andere Gründe brachte die Stadt vor. Sie führte aus: die 


1) Einen Einblick in das Verhältnis des geistlichen zum weltlichen Ge- 
richt speziell in Zürich geben unter anderm auch einige Bestimmungen des 
»Züricher Bundese 1351 und des »Pfaffenbriefes« 1370. Vgl. Johannes Meyer, 
Geschichte des Schweizerischen Bundesrechtes I 427, 457. Dierauer, Geschichte 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 1, 283. 

SH e Näheres siehe in den Regesten der Bischöfe von Konstanz Nr. 5916: 
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Verlegung des Gerichtes hänge aufs innigste mit der Ermordung 
des Dompropstes Felix Stucki von Winterthur (T 6. Aug. 1363), 
wobei angeblich im Auftrage des Bischofs dessen Verwandte beteiligt 
waren, zusammen. Die Stadt Zürich setzte die Mörder in Gefangen- 
schaft und forderte als Preis der Freilassung, um die der Bischof 
seiner Verwandten wegen sehr bemüht war, 6000 fl. Wohl ver- 
sprach man, die Forderung der Stadt zu erfüllen, aber die Bezahlung 
blieb aus, und so sah sich der Bischof genötigt, zur Befriedigung 
der Züricher sein geistliches Gericht dahin zu verlegen, unter der 
Bedingung, dass, solange das Gericht in Zürich sei, jedes Jahr 
1000 fl. von genannter Summe nachgelassen werden sollten. 

Wie wir sehen, weiss die folgende Urkunde von solchen Ab- 
machungen zwischen Bischof und Stadt nichts, und darum sind die 
Ausführungen des Konstanzer Rates nur mit grösster Vorsicht auf- 
zunehmen. 


Vertrag des Bischofs von Konstanz mit der Stadt Zürich: Verlegung 
des geistlichen Gerichtes von Konstanz nach Zürich betreffend. 


1366 Febr. 7. Zürich. 


Wir .. Heinrich von Gottes gnaden byschof ze Costentz und 
wir Rüdger Maness, ritter, burgermeister, die rät und burger ge- 
meinlich der stat Zürich thün künt und veriehen offenlich mit diesem 
brief, // als wir der obgenant byschof Heinrich mit wolbedachtem 
müt und mit gütem rat und vorbetrachtüng aller ünser pfaffheit 
ünser geistlich gericht besetzet und geleit haben in die stat Zürich, 
sol man /} wissen, daz wir durch schirmes und guten frides willen 
derselben von Zürich und aller ünser pfaffheit, die von ünsers ge- 
richtes wegen do wonhaft sin und sitzen wellent, wir beidenthalb 
mit enandere überein komen syen der stücken als hienach geschri- 
ben stand: 

Dez ersten daz ünser dez vorgenanten byschof Heinrichs vicary, 
official, insigler, advocaten, schriber, procuratores und alle die, die 
daz selb ünser gericht haltend und fürend und von ünsers gerichtes 
wegen Zürich wonhaft sint, fry süllent sin, also daz si der stat noch 
den bürgern Zürich keinn dienst süllent tün mit wacht, mit stüren, 
mit reisen noch mit enkeinen andern sachen, won so vert waz die 
burger von Zurich gemeinlich in ir stat ufsetzent von ungelt oder 
von andern einungen, die durch gemeines schirmes und friden willen 
ufgesetzet werdent, die süllent si och halten und dez gehorsam sin 
an all geverd. Wer aber daz derselben keine, die (von ünsers ge- 
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richtes wegen do wonhaft sint, koufmanschaft tribe, die mügent si 
von dez selben ir gewerbes wegen wol stüren, als ander die bi inn 
wonhaft sint an all geverd. 

Wir der vorgenant byschof Heinrich haben ouch eigentlich be- 
rott was dero keine, die von ünsers gerichtes wegen Zürich sint, 
ieman von geltschuld wegen schuldig wirt, die sol man darimb 
mit dem weltlichen gericht nit nöten, won man sol darimb ein 
recht von inen nemen vor ünserm vicaryen oder dem official oder 
vor dem, der dann von ünsern wegen ze richten gewalt hat, doch 
also waz ir dekeinem mit dem rechten anbehept wirt, oder dez er 
gichtig ist, umb dieselben schulde sol ünser richter dem kleger in 
den nechsten acht tagen pfant geben und in weren; wer aber der- 
selb als notig, daz man hinder im nit funde sovil, daz der kleger 
gewert möcht werden, dem sol aber ünser richter gebieten bi dem 
banne in acht tagen ze werenn; wolt aber er dem gebott nit ge- 
horsam sin, so sol im aber der richter fürbaz bi dem bann gebieten, 
S0 verr daz er in einem manot darzü bracht werd, daz man ane 
gottes dienst sin müss, wo derselb schuldner dann sy, alle die wile 
und er den kleger nit abgeleit hat; und mügen ouch dann die von 
Zürich wol denselben verbannenn von ir stat und uss iren kilchspiln 
wisen, alle die wile so er in sölichen sweren bennen ist an alle 
geverd. 

Wir der vorgenant byschof Heinrich süllent ouch dry richter 
nemen uud wellen, die Zürich in der stat mit hüsrochi sesshaft uud 
wonhaft syen, mit der bescheidenheit ob dekein burger oder lantman 
in ir stat oder in iren gerichten Zürich gefrefent oder geschadget 
wirt mit worten oder mit werken von der dekeinen, die von unsers 
gerichtes wegen Zürich wonhaft sint, so süllent die oder der, dien 
der schad und frefin beschehen ist, komen für dieselben dry richter 
und den ir sach und klag fürlegen; die süllent ouch dann die klag 
richten nach gelegenheit der sach und nach dem recht, als ez uff 
der bürger Zürich richtbriefen und büchen verschriben stat au all 
geverd, und dem kleger sin büss unverzogenlich ingewinnen; wer 
aber derselben schuldner keine als notig, daz er die büss nit ge- 
mócht, den sol man ouch ze bann tün in aller der masse als vor 
umb die geltschuld verschriben ist an all geverd. 

Wer ouch daz dehein burger Zürich oder üsman deheinen dero 
die von üusers gerichtes wegen Zürich wonhaft sint, dekein unfüg 
oder frefin tete, die süllent ouch für einen rat Zürich komen und dem 
ir klag fürlegen und sol ouch ein rat dien unverzogenlichen richten 
nach ir stat recht und gewonheit und sol man ouch dien ir büssen 
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ingewinnen unverzogenlich; wer aber der schuldner als notig, daz er 
die büs nit gerichten möcht, dem sol man ouch die stat Zürich ver- 
bieten ane fürzüg. 

Wer ouch daz der vorgenant dry pfaffen richter keine von 
todez wegen abgieng, usser land für oder welhen weg ir keine herzü 
unnütz würd, so sollent wir der vorgenant byschof Heinrich darnach 
in den nechsten acht tagen einen nützen und als schidlichen an dez 
unnützen stat geben und kiesen, der Zürich in der stat mit husrochi 
wonbaft und seshaft sy an all geverd. 

Wir syen ouch einhelkiich mit enander überein Ges wer daz 
dehein verwichter pfaffe, der von unsers gerichtes wegen Zürich 
wonhaft ist, Zürich in ir stat oder in iren gerichten keinen schaden 
tete mit roub, mit brand, mit mort, mit dübstal, mit falsch, mit 
todschlegen oder mit andern sachen, daz im nach dem rechten an 
sinen lip und an sin leben gan sölt, den süllent die von Zürich 
heften und vahen, daz ouch wir si ietz geheissen und inen dez vollen 
gewalt mit disem brief geben haben, also daz si ong den antwürten ; 
und süllent ouch wir besorgen, daz fürbaz kein schad von dem oder 
von dien bescheh an geverd. 

Wer aber daz der andern keine, die von tinsers gerichtes 
wegen Zürich wonhaft und nit gewicht sint, sólichen schaden und 
unfüg tetin, daz inen nach dem rechten an iren lip und an ir leben 
gieng, die mügen die von Zürich wol vahen und von inen richten 
nach recht. 

Wer ouch daz dekeiner, die unsers geistlichen gerichtes pflegent 
und waltent, sines eides und siner eren vergesse und unredlich und 
unrecht tete an üns und an ünserm gericht und sich daz vor unserm 
geistlichen gericht enpfünd und küntlich würd, wie wir die oder 
den straffen umb dieselben ir misstat, dez sállent sich die von 
Zürich nit annemen; und kem es ze schulden daz wir oder unser 
diener derkeinen die von ünsers gerichtes Zürich wonhaft sint in 
der von Zürich zwingen oder in ir stat heften wolten, daz süllen wir 
nit tün, wir tügen es dann vor ze wissenn einem burgermeister oder 
einem rat Zürich oder dem, der eines burgermeisters stat denn 
haltet, daz die ir diener oder botten bi den ünsern haben, dez ouch 
si unverzogenlich tün süllent durch daz die ünsern daz vahen dester 
sicherlicher getün mügen. 

Wer ouch gen Zürich in die stat kümt von ünsers geistlichen 
gerichtes wegen von manbriefen, von latbriefen, von banbriefen oder 
von welher sach daz ist, daz er ünser geistlich gericht süchen müs 
und daz küntlich ist, dez lip noch güt sol Zürich nieman verheften 
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noch verbieten all die wile und och all die zit, so er von dez selben 
unsers gerichtes wegen dar wandeln müs, es were dann daz ir 
keinem die stat Zurich verbotten were oder ob er dekeinen schaden 
oder angrif an denselben von Zürich oder an ihren eidgenossen 
getan hette; weltin aber si derkeinen verheften oder verbieten, daz 
mügen si wol tün mit ünserm geistlichen gericht an geverd. 

Wer ouch daz ein usman ir bürger einen, oder daz ein burger 
einen usman für unser gericht lüde, ob do unser advocaten, procuratores 
oder schriber mit dem rechten weli, die werin dem usman zů leitin, 
do süllent die burger schaffen und besorgen, daz die burger, die die 
sachen dann anrürent, unser pfaffen, die daz gericht haltent, 
darumb uit vehen mit worten noch mit werken als verre si mügent 
an all geverd. 

Waz ouch die so von ünsers gerichtes wegen Zürich sint, diener 
oder knecht hant, die leyen und ob sechzehen jaren alt sint, tete 
derkeine dehein frefin oder unzücht, von den süllent die obgenant 
von Zürich richten als von andern iren burgern ald von den, die bi 
inn wonhaft sint an geverd. 

Wir haben ouch ze beiden siten uns selber behalten, ob wir nu 
oder hienach von diser vorgeschriben stüken und ordnung wegen 
utzit anders ze rat wurdin, daz mügen wir wol mindern und meren 
als wir dann mit enander überein komen und dns ze beiden silten 
nütz und güt dünket an all geverd. 

Herüber ze einem offem urkünd, daz dis vorgeschriben alles 
war sy und stett belib, so geben wir diser brief zwen gelich mit 
ünserm dez obgenanten byschof Heinrich und ouch mit der stat in- 
sigeln offenlich besigelt, die geben sind Zurich an dem nechsten 
samstag nach sant Agthen tag, do man zalt von Gottes gebürte 
drözehen hündert und sechzig jar und darnach in dem sechsten jar. 


Or. Perg. Staatsarch. Zürich (Stadt u. Land 11). Siegel des Bischofs und 
der Stadt wohl erhalten. — Vgl. Regesten der Bischöfe von Konstanz Nr. 5937. 
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2. Über den im zweiten Decennium des neunzehnten Jahr- 
hunderts in Bayern fühlbar gewordenen Seelsorgermangel — 
nebst einem staatlichen und kirchlichen Aktenstücke hierüber. 


Von Dr, Wilhelm Hess, o. Lycealprofessor zu Bamberg. 


Als eine der denkwürdigsten Begleit- und Folgeerscheinungen 
der Säkularisation wird unstreitig der Priestermangel bezeichnet 
werden müssen, wie er in Bayeru während des ersten Drittels des 
19. Jahrhunderts öffentlich in die Erscheinung trat. Mit seinen An- 
fängen unmittelbar in jenem die katholische Kirche Deutschlands 
tief erschütternden Ereignisse wurzelnd, hatte er sich allmählich im- 
mer mehr zu einer förmlichen Landescalamität ausgewachsen und 
bis zur Mitte des zweiten Decenniums eine derartig beängstigende 
Höhe erreicht, dass auch der in Ausführung der Grundsätze der 
Montgelas'schen Politik geschaffene »moderne« !) bayerische Staat 
nicht umbin konnte, zu ihm in ernstlicher Weise Stellung zu 
nehmen. 

Als erster den Gegenstand betreffender staatlicher Akt allge- 
meiner Tragweite?) präsentiert sich ein auf Befehl des Königs 
Maximilian L, welcher in der fortdauernden Existenz dieses Zustandes 
eine dringende Gefahr für die vitalsten Interessen des Landes er- 
blickte, unterm 7. Juni 1816 seitens des Staatsministeriums des 
Innern (dem damals die Kirchen- und Schulangelegenheiten unter- 
stellt waren)®) an die theologische Fakultät der Universität Lands- 


1) Vgl. v. Sicherer, Staat und Kirche in Bayern vom Regierungsantritt 
des Kurfürsten Maximilian Joseph IV. bis zur Erklärung von Tegernsee 1799—1821. 
(München 1874), S. 20 ff. 

2) Zum Unterschiede von Erlassen der Provinzial- und Lokalbehörden 
oder solchen Entschliessungen der allerhöchsten und höchsten Stelle, welche 
nur auf einzelne Fälle gerichtet waren. 

3) Mit Begiun des 19. Jahrhunderts bestanden in Bayern 4 Ministerial- 
departements, je eines für die auswärtigen Geschäfte, die Finanzen, die Justiz 
und die geistlichen Angelegenheiten. Zu letzterem ressortierten anfänglich auch 
die Schulen, doch wurde bei ihm alsbald, mit Churfürstlicher Verordnung vom 
6. Oktober 1802, für deren Zwecke ein eigenes Bureau errichtet, das »General-, 
Schulen- und Studien-Direktoriume. Mit allerhóchstem Reskripte vom 29. Juli 
1804 wurde die Wirksamkeit desselben auch auf die im Vollzuge des e PAL 
burger Reichsrecesses incorporierten Territorien ausgedehnt, während allerdings 
die Generalleitung des Schulwesens wie überhaupt aller óffentlicher Angelegen- 
heiten in den Provinzen dem Ministerialdepartement des Ausseren vorbehalten 
blieb. Mit Verordnung vom 29. Oktober 1806 trat an Stelle des Departements 
für geistliche Gegenstände ein solches des Innern, während im Anschlusse an 
die bayerische Verfassung vom Jahre 1808 ein fünftes, mins des Krieges, 
neu geschaffen wurde. Zwei Umformungen der Ministerien in den Jahren 1817 
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hut*), an die bischöflichen Behörden 5) und an die staatlichen Durch- 
gangsposten zu diesen, die Generalkreiskommissariate 6), erlassenes 
lteskript — mit dem Auftrage, über die Ursachen des berührten 
Mangels und die Mittel zu seiner Abhilfe gutachtlicha Berichte zu 
erstatten. 

Von den durch diese »Enquêtee veranlassten Erörterungen 
scheinen nur zwei, infolge ihrer Veröffentlichung im Drucke, in 
weiteren Kreisen bekannt geworden zu sein: die Antwort der Lands- 
huter Fakultät 7) und das Referat, welches — in offenbarer Ausführung 
des Ministerialerlasses des 7. Juni 1816 — das bischöfliche Ordinariat 
Regensburg von dem Abte Kornmann zu Prifling erholt hatte 8), welch’ 
letzteres Dokument jedoch, strenge genommen, nicht mehr als ein 
officielles gelten kann. Die Kenntnis der übrigen seitens der Hierarchie 
und der Provinzialregierungen erflossenen Äusserungen dagegen dürfte 
sich nicht über den Bereich der veranlassenden und der referierenden 
Stellen hinaus erstreckt haben. 

Und doch móchte die Publikation dieser Aktenstücke auch heute 
noch, und zwar nach mehreren Richtungen hin, als instruktiv uud 
bemerkenswert gelten kónnen. 

Zwar lässt sich von ihr nach der erschöpfenden Behandlung, 
welche die Landshuter Professoren dem in Rede stehenden Problem 


und 1825 änderten an der Zugehörigkeit der geistlichen und Schulsachen zum 
Ministerium des Innern nichts, dagegen wurden sie mit K. Verordnung vom 
27. Februar 1847 bezw. 16. März 1849 einem eigens gebildeten Ministerium des 
Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten zugewiesen. 

4) Die katholisch-theologische Fakultät der Universität Würzburg kam 
offenbar deshalb nicht in Betracht, weil die genannte Hochschule vor zwei Jahren 
a an Bayern zurückgefallen und vor einem Jahre erst neu organisiert wor- 

en war. 

5) Vgl. Brück, Geschichte der katholischen Kirche in Deutschland im 
neunzehnten Jahrhundert, I. Band (Mainz 1887) S. 343. 

6) Als oberste, mit diktatorischer Gewalt ausgestattete Behörde figurierte 
in den säkularisierten Gebietsteilen je ein General-Landes-Kommissariat — in 
den fränkischen Herzogtümern ein solches zu Würzburg. Ihm waren ein oder 
mehrere relativ selbständige Landesdirektionen untergeben — in Franken jene 
zu Bamberg und Würzburg — welche sich in 3 Deputationen gliederten, in 
eine Verwaltungs-, Justiz- uud Finanzstelle. Im Jahre 1808 wurden die General- 
landeskommissariate aufgehoben und die Landesdirektionen in Generalkreis- 
kommissariate umgewandelt, bei der Neueinteilung des Königreichs im Jahre 
1810 aber reduciert und teilweise transferiert. In diesem Jahre verlor auch 
Bamberg den Regierungssitz des »Generalkreiskommissariates des Mainkreisose, 
um ihn an Bayreuth abzutreten. Die Kreisregierungen hentiger Ordnung wur- 
den in nuce bereits mit allerhöchster Verordnung des 20. Februar 1817 ins 
Leben gerufen, während allerdings die gegenwärtige Benennung der 8 bayeri- 
schen Kreise erst mit ebensolcher Verordnung vom 29. November 1827 be- 
grindet wurde. 

7) Freimitige Darstellung der Ursachen des Mangels an katholischen 
Geistlichen. (Ulm 1817). 

.__ 8) Gutachten über den Priestermangel von R. Kornmann, Prälaten zu 
Prifing, an das Ordinariat Regensburg. (Landshut 1817). 
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hatten angedeihen lassen, kaum erwarten, dass sie zu demselben 
wesentlich neues oder umfangreiches Material beisteuern werde. Wohl 
aber muss sie im höchsten Grade geeignet sein, ebensowohl die in 
der Denkschrift der genannten Professoren in Sachen des Seelsorger- 
mangels niedergelegten Klagen, Beweisgründe und Vorschläge auf 
ihre Richtigkeit und Zweckmässigkeit generell zu verificieren und zu 
würdigen, als auch durch Erhellung der in den einzelnen Diöcesen 
und Provinzen eingetretenen und bestehenden lokalen Verhältnisse 
im besonderen zu illustrieren und zu ergänzen, als endlich weiterhin 
— last, not least — den specifischen Augpunkt zu fixieren, unter 
welchem die berufensten Vertreter der kirchlichen und staatlichen 
Gewalt ihre Erfahrungen und Ansichten über die angefragten 
Punkte zur Projektion brachten. 

Dass die solcherweise erzeugten Bilder unter sich voll in Deckung 
träten, steht dabei natürlich nicht einmal für diejenigen episcopaler 
Provenienz zu erwarten. Geradezu und auffällig in Strich und Farbe 
aber würden sich von den letzteren die Darstellungen der staatlichen 
Stellen abheben müssen. Und es erscheint schon im Interesse der 
Gründlichkeit und Objektivität der historischen Forschung tief be- 
dauerlich, dass die einschlägigen kirchengeschichtlichen und kirchen- 
rechtlichen Werke und Abhandlungen?) auf diese mehr oder minder 
übereinstimmenden oder direkt contrastierenden Skizzen nicht Rück- 
sicht genommen haben. Denn was denselben eine erhöhte Bedeutung, 
ja den eigentlichen Reiz und den richtigen Rahmen verleiht, das ist 
die Zeit, in der sie gefertigt wurden: es ist die Zeit eines der. 
schärfsten kirchenpolitischen Konflikte in Bayern während des 
19. Jahrhunderts — die Zeit unmittelbar vor dem Abschlusse des 
bayerischen Concordats. 

Bei der Wichtigkeit und centralen Stellung, welche dieses Er- 
eignis gerade in der damaligen Epoche erlangt hatte, wird man des- 
halb erwarten dürfen, dass jede Diskussion ad hoc — des Seelsorger- 
mangels, seiner Ursachen und der Möglichkeit seiner Abhilfe — in 
wesentlichen Punkten und auf weite Strecken hin mit einer ein- 
gehenden Kritik übereinkommen werde der kirchlichen und der staat- 
lichen Zeitverhältnisse. 


9) Zu den bekannteren registrieren: (Höfler), Concordat und Constitutions- 
eid der Katholiken in Bayern. (Augsburg 1847). — (Strodi). Kirche und Staat 
in Bayern unter dem Minister Abel und seinen Nachfolgern. (Schaffhausen 1849). 
— (Strodt), Das Recht der Kirche und die Staatsgewalt in Bayern seit dem 
Abschluss des Concordates (Schaffhausen 1852). — v. Sicherer, s. F. N. 1. — 
Bruck I, s. F. N. 5. — r. Srydel, Bayerisches Staatsrecht. I. und III. Band 
(Freiburg i. B. und Leipzig 1896). — Die ersten 3 sind anonym erschienen. 
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Und in der Tal bekundet die Richtigkeit dieser Anschauung 
ein auch nur oberflächlicher Blick in das Gutachten der theologi- 
schen Fakultät zu Landshut zur Genüge, indem man darin an den 
verschiedensten Stellen einer förmlichen Analyse der öffentlichen Zu- 
stände begegnet. In letzterer Hinsicht berührt sich das Gutachten 
mit zwei anderen, fast gleichzeitig erstandenen und bekannt ge- 
wordenen Kundgebungen, für welche die Klarlegung jener Zustände 
allerdings Hauptzweck gewesen war, auf das allerengste: so zwar, 
dass es vielfach nur im Zusammenhalte mit eben diesen genannt 
und gewürdigt zu werden pflegt. Gemeint sind die beiden Denk- 
schriften der bayerischen Bischöfe und Bistumsvorstände vom Juni 
1816 und vom Jahre 1816 auf 17, die erstere an den König, die 
andere an den päpstlichen Stuhl gerichtet!9) Zu ihnen, welche den 
unmittelbaren Anstoss zu der generellen Umfrage der Staatsregierung 
vom 7. Juni 1816 wegen des Seelsorgermangels gegeben haben 
sollen 11), gesellt sich dann endlich als weiteres, nunmehr viertes 
Aktenstück homologer Tendenz das bereits erwähnte Gutachten des 
durch seine literarische Tätigkeit 1?) viel genannten Prälaten Ruppert 
Kornmann. 

Im Nachstehenden möge nun in dem Abdrucke des unterm 27. Juni 
1816 von dem bischöflichen Generalvikariate in Bamberg in der 
gleichen Sache gefertigten Berichtes eine weitere autoritative Stimme, 
welche zudem den Vorzug besitzt, direkt oder, wenn man will, ex- 
plicit zu sein, zu Gehör gelangen. Bevor wir indessen dazu über- 
gehen, das fragliche Schriftstück in extenso zum Abdrucke zu bringen, 
halten wir es zum Zwecke des besseren Verständnisses einiger in 
demselben charakterisierter Punkte angezeigt, in aller Kürze auf die 
wichtigsten Geschehnisse und Wirkungen einzugehen, welche die 
Säkularisation im ehemaligen kaiserlichen Hochstifte Bamberg im 
Gefolge hatte. 

Das Schicksal dieses Fürstbistums, des »Herzens von Deutsch- 
lande, war durch den Luneviller Frieden entschieden worden. Seine 
formelle Einverleibung in den churpfalzbayerischen Länderverband 
erfolgte im Vollzuge des Reichsrecesses zu Regensburg, doch batte 
Churfürst 19) Maximilian Joseph IV. von Bayern, der nachmalige König 
Maximilian L, bereits mit Patent vom 22. oder 26. November 1802 


10) (Höfler), a. a. O., S. 39—44 und 44—47. — v. Sicherer, a. a. O., 
8. 207 ff. und 213 ff. — Brück I, a. a. 0., S. 337 f., 345 f. 

11) (Hofler), a, a. O., S. 39. 

12) C£, Brück I, a. a. O., S. 404. 

13) Amtliche Schreibweise der damaligen Zeit. 
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— das Datum ist strittig — von dem ganzen ihm zugesprochenen 
Bamberger Gebiete faktischen Besitz genommen. Und sogleich von 
diesem Tage an entfaltete ein zweckdienlich organisierter und ziel- 
bewusst arbeitender Beamtenapparat eine reformatorische Tätigkeit, 
welche sich nicht nur auf alle Gebiete des staatlichen bezw. bürger- 
lichen Lebens erstreckte, sondern auch die Gegenstände geistlicher 
und »gemischtere Natur in ausgedehntester Weise in ihren Bereich 
zog, so dass der kirchlichen Oberbehörde 14) in der neuen bayeri- 
schen Provinz kaum ein einziges jener einschlägigen Vorkommnisse 
erspart blieb, an denen die Geschichte der Säkularisation so reich ist. 


Um nur, und zwar in chronologischer Ordnung, einiges her- 
vorzuheben: Es wurden die Verkündigungen der für die Fastenzeit 
des Jahres 1803 bestimmten Erlasse des Hirtenbriefes und Fasten- 
patentes des Bischofs Freiherrn v. Buseck inhibiert; die Bekannt- 
machungen des bischöflichen Generalvikariats an die jeweilige Ein- 
holung des landesherrlichen Placet und an die Anwendung der 
Stirnformel »auf höchsten Befehl Seiner Churfärstlichen Durchlauchte 
gebunden; das bischöfliche Consistorium in Ehesachen aufgelöst; die 
geistliche Gerichtsbarkeit beschränkt und den Geistlichen das Recht 
der Testamentierung in der bisherigen Form, sowie der Testaments- 
vollstreckung entzogen ; der Gottesdienst durch Einführung eigener 
»Pfarrgottesdienstee »gereinigte; das Patronatsrecht über alle 
Pfarreien und Beneficien, auf welchen kein jus patronatus laicale 
privatum haftete, in Anspruch genommen und ausgeübt; die An- 
schaffung eines neuen Diöcesankatechismus instruiert; die Existenz 
und Fortdauer des bischöflichen Generalvikariats von der Churfürst- 
lichen Genehmigung abhängig gemacht und die Regelung seiner 
Wirkungssphäre einem näheren Entscheide des Landesherrn vorbe- 


14) Der letzte Souverän des Fürstbistums Bamberg war Christoph Franz 
Freiherr von Buseck. Er wurde durch die Säkularisation seiner weltlichen 
Würde entkleidet, während die geistliche bekanntermassen durch den Reichs- 
recess intact gehalten wurde. Ihm stand bei Beginn der neuen Ara ein General- 
vikariat aus 15 Mitgliedern — ausschliesslich bürgerlicher Abkunft — zur Seite, 
doch schmolz deren Anzahl bis zum Jahre 1811 auf 7 zusammen. Unterm 
12. Juni 1805 hatte der Bischof, ernstlich erkrankt, zur Vornahme wichtigerer 
Amtshandlungen seinen Neffen uud ehemaligen Coadjutor, den als Fürst gleich- 
falls depossedierten Bischof der Nachbardiöcese Würzburg, Georg Karl Frei- 
berrn von Fechenbach, bestellt. Er starb am 28. September 1805, sein nun- 
mehriger Stellvertreter Georg Karl am 9. April 1808. Von da an hatte das 
Bistum Bamberg Sedisvakanz, bis es im Vollzuge des bayerischen Concordats 
im Jahre 1818 zum Erzbistum erhoben wurde. Während des grösseren Teils 
dieses Intervalls, nämlich vom 19. September 1812 ab, leitete die Regierung 
der Diöcese der unter diesem Datum zum Präsidenten des Generalvikariats 
sede vacante erwählte, weiter unten noch zu erwähnende Adam Friedrich Frei- 
herr Gros von und zu Trockau. 
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halten; die Entfernung eines »anstössigen Bildes« aus der Wallfahrts- 
kirche Vierzehnheiligen verfügt!5); die Pfarrer und Beneficiaten als 
Staatsdiener erklärt; durch Rundschreiben an die Pfarrimter öffent- 
liche Gebete für die glückliche Entbindung der Churfürstin und um 
einen gedeihlichen Frieden angeordnet; die Abhaltung von Pro- 
zessionen und Bittgängen dem Consens der Polizeibehörden, jene 
von Wallfahrten ausserdem noch dem Passzwange unterstellt; die 
bisherigen zwei Stadtpfarreien zu Bamberg auf vier vermehrt, die in 
Bethmann’schen Obligationen bestehenden Vermögenswerte der beiden 
ersteren onne Einvernahme der Kirchenvorstände veräussert bezw. durch 
bayerische Schuldverschreibungen ersetzt, die Dotation der vier jetzigen 
Pfarreien ohne Zuziehung der bischöflichen Behörde und in unzu- 
reichender Höhe begründet, sowie die Abgrenzung der einzelnen 
Pfarreisprengel nach den vier Polizeidistrikten vorgenommen; die 
Anordnung von Exequien für den am 28. September 1805 verstorbenen 
Ordinarius der Diöcese, Christoph Franz Freiherrn v. Buseck !6), bis 
zum Eintreffen der Allerhöchsten Bewilligung untersagt; die Vor- 
nahme von Amtshandlungen des nunmehrigen Bistumsverwesers, des 
Bischofs Georg Karl Freiherrn von Fechenbach 17), langjährigen Coad- 
jutors des Verstorbenen, vor der Bestätigung durch Seine Durchlaucht 
den Churfürsten für unmôglich erachtet; die von dem eben Genannten 
getroffene Wahl eines Subregenten für das Klerikalseminar in Bam- 
berg, sowie die Berufung eines Alumnatpriesters auf eine Stadtptarr- 
cooperatur ebenda annulliert; der Verkehr des bischôflichen General- 
vikariats mit der Curie nur durch die staatlichen Stellen hindurch 
zugelassen etc. 

Zu diesen Massnahmen allgemeinerer Natur, welche als Aus- 
fluss eines in umfassendster Weise in Ausübung genommenen landes- 
herrlichen jus circa sacra erscheinen, treten des weiteren dann noch 
solche specielle Akte hinzu, welche für den in der Diöcese Bamberg 
äusserst fühlbar gewordenen Priestermangel — er steigerte sich zeit- 
weise zu einer förmlichen Priesternot 18) — mehr oder minder direkt 


15) Das fragliche Bild war von einigen Patres des zu Bamberg aufge- 
lösten Dominikanerklosters, denen in der berühmten Wallfahrtskirche Dienst 
zu tun verstattet worden war, dortselbst aufgehängt worden. Es stellte den 
hl. Dominikus dar, wie er die 14 Nothelfer anflehte, bei Gott um die Wieder- 
herstellung seines Ordens zu bitten. Dieses Motiv war es, welches als »an- 
stóssige empfunden wurde. 

16) S. Fussnote 14. 

17) Ibidem. | 

18) Das Lycenm Bamberg hatte bei seiner Grändung im Jahre 1803 einen 
vollstándigen theologischen Lehrkurs zu 3 Jahrgängen erhalten, der uin so mehr 
als formliche Fortsetzung des auf ebensoviel Klassen bemessen gewesenen Theo- 
logicums der Bamberger Universität gelten konnte, als fast die sümtlichen 
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verantwortlich gemacht wurden. Sie spielten sich hauptsächlich auf 
dem Gebiete des höheren Schulwesens und der klerikalen Erziehung 
ab. Zu ihnen ist zu rechnen: die Aufhebung der Bamberger 
Universität; die Erklärung der Schulen als Polizeianstalten und die 
demgemäss bei den höheren Instituten getroffene Ausschaltung des 
Princips der Trennung der Schüler nach Confessionen; die Aus- 
merzung des bischöflichen Einflusses auf die Besetzung der Lehrstellen 
an den Mittelschulen einschliesslich der Religionslehrerstellen; die 
Abschaffung der von den Professoren als Vorbedingung für die Über- 
nahme ihrer Lehrstühle begehrten Ablegung des Tridentinischen Glau- 
bensbekenntnisses; die absichtliche und willkürliche Würfelung eben 
dieser Lehrkräfte ohne Rücksicht auf Confession und heimatliche 
Zugehörigkeit; die Schliessung zweier unter der fürstbischöflichen 
Regierung in Bamberg erstandener »Studentenhäuser«, des Auf- 
seesianums und Marianums, in welchem alljährlich eine grosse Zahl 
von Gymnasiasten und Lateinschülern freie Wohnung und Ver- 
pflegung gefunden hatte; die teilweise Zweckentfremdung des 
bischöflichen Seminarfonds, von dessen Reichnissen erhebliche Be- 
träge zur Dotation der vier oben genannten Stadtpfarreien und zum 
Unterhalte von Stadtpfarrcooperatoren abgeschwendet wurden; die in 
Consequenz dessen erfolgte Reduction der Anzahl der Alumnatssitze 
im Seminar; die Beschränkung der Zahl der jährlich zu erholenden 
landesherrlichen Tischtitel auf einen geringen fixen Procentsatz der 
in dem Bistum vorhandenen Curatstellen und die ärmliche Aus- 
stattung dieses Titels; die Aufrichtung neuer Prüfungs- und Auf- 
nahmsbestimmungen pro admissione ad seminarium bezw. ad cleri- 
catum, sowie die Unterstellung des Prüfungsgeschäftes unter die 
Respicienz eines staatlichen Kommissärs u. dgl. m. 19). 
All’ diesen Verfügungen standen Bischof und Generalvikariat 


Professoren der theologischen Fakultät derselben in das Lyceum herübergenom- 
men worden waren. Aus Mangel an Theologiecandidaten wurden die 3 Kurse 
in den Jahren 1810/11, 1811/12, 1812/18, 1815/16 und 1817/18 in 2 verschmolzen, 
während in den kritischen Jahren 1816/17 gar nur ein einziger aus ihnen foriniert 
werden konnte. Die Anzahl der Kandidaten des einzelnen Jahrgangs betru 
während der angeführten Epoche durchschnittlich 3, während pro anno 13 bie 1 
hatten absolvieren müssen, um den damaligen jährlichen Abgang von Geist- 
lichen zu decken — ein Abgang, dessen hoher Betrag hauptsächlich durch den 
Umstand veranlasst war, dass die infolge der Säkularisation zur Cura und zum 
Weltpriesterstande übergetretenen Religiosen zumeist nun hochbetagte Männer 
geworden waren. 

19) Über diese Dinge und andere einschlägige Geschehnisse berichtet aus- 
führlicher eine z. Z. unter der Presse befindliche Abhandlung des Verfassers, be- 
titelt »Geschichte des Lyceums Bamberg und seiner Institution, unter besonderer 
Berücksichtigung der allgemeinen Verhältnisse der bayerischen Lyceen«.. Sie 
dürfte etwa zu inn des Sommers erscheinen, 
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ziemlich machtlos gegenüber. Wohl hätte ein einmütiger und fort- 
gesetzter Einspruch beider Faktoren auch zwei so energischen Ver- 
tretern des Gedankens der Staatsomnipotenz gegenüber, wie sie der 
Generallandeskommissär in Franken und nachmalige Generalkreis- 
kommissär des Mainkreises, Graf von Thürheim 2°), und der Präsident 
der ihm untergeordneten Landesdirektion in Bamberg und sein späterer 
Nachfolger auf dem Regierungssitze, Freiherr von Stengel, reprä- 
sentierten, ihren Eindruck nicht verfehlt. Allein eine solche Ein- 
heitlichkeit war eben in vielen, selbst principiellen Dingen, kaum 
jemals zu erreichen gewesen. Einerseits schien das Generalvikariat 
den beiden Bischöfen Freiberrn von Buseck und Freiherrn von Fechen- 
bach in der Gewährung von Zugeständnissen bald zu weit gegangen 
zu sein, bald zu wenig Entgegenkommen bewiesen zu haben; anderer- 
seits hatte die genannte kirchliche Behörde des öfteren Schwierig- 
keiten, ihren derzeitigen Ordinarius vor übereilten Schritten in der 
einen oder anderen Richtungen abzuhalten. Freilich wird man nicht 
vergessen dürfen, dass die damalige Zeitlage und insbesondere die 
starke Urgierung des »Rechtes des Stärkeren« seitens des bayeri- 
schen Beamtentums unendliche Schwierigkeiten boten, so dass es 
wohlverständlich ist, wenn sich auch im Schoosse des Generalvikariates 
alsbald die Keime einer tiefer gehenden Meinungsverschiedenheit und 
Spaltung entwickelten und die Beschlüsse der staatlichen Behörden 
nicht immer oder nicht gleichmässig auf Mens innerbalb des 
geistlichen Ratskollegiums stiessen. 

Zu den Vertretern der »schärferen Tonarte innerhalb desselben 
zählten u. a. die einer grösseren Öffentlichkeit bekannten vier geist- 
lichen Räte: der Präsident des Vikariats, Kapitular des aufgelösten 
Domstiftes zu Bamberg und nachmaliger, in Ausführung des Con- 
cordats ernannter erster Bischof von Würzburg — Adam Friedrich 
Gross Freiherr von und zu Trockau 31); der durch seine Beziehungen 


20) Graf von Thürheim. ehemaliger Zagling d der Karlsschule in Stutt- 
gart, war nach Wegele — Geschichte der Universität Würzburg, I. Band 
(Würzburg 1882), S. 490 — das richtige Werkzeug zur Ausführung der Grund- 
sätze der Montyelas’schen Politik in Franken. Er wurde nach Montgelas' 
Sturze dessen Nachfolger als Minister des Innern und nahm regen Anteil an 
den Verhandlungen um das Zustandekommen des Concordats, bei welchen er 
zusammen mit dem Minister des Auswärtigen, Grafen von Rechberg, die Politik 
der Nachgiebigkeit und der »stillen Vorbehalte« vertrat gegenüber den zum 
Bruche drängenden Anschauungen des Ministerprüsidenten und Justizministers 
Grafen von Reigersberg, und des Uo E Freiherrn von Lerchenfeld. 
Vgl. etwa v. Sicherer, a. a. O., S. 222 

21) Über ihn vgl, beispielsweise N a. B. 0. S. 39, 110, 148 f., 165 ff.; 
v. Sicherer, a. a. O., 262; Brück, a. a 0. I, S. 147, 303, 304; Brück, 
a. a. O. II. Band (Mäine Hase), S. 176 f., 178 f, 560 Braun, Geschichte der 
Heranbildung des Klerus in der Diöcese Wirzburg seit_ihrer Gründung bis zur 
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zum »Eichstátter Freundeskreise« und durch seine Bekämpfung des 
Febronianismus und Wessenbergianismus bekannte Kanonist, Pro- 
fessor in der juristischen Fakultät der aufgebobenen Universität 
Bamberg und nunmehrige Professor des Kirchenrechts und der 
Kirchengeschichte in der theologischen Section des im Jahre 1803 
gegründeten Lyceums allda, apostolischer Notar — Dr. theol. et 
utriusque juris Franz Andreas Frey 291: sein Genosse im Lehramte, 
Professor für Dogmatik, Moral- und Pastoraltheologie an der näm- 
lichen Anstalt und Regens des Priesterseminars — Dr. Franz Stapf?*); 
und endlich der frühere fürstbischöfliche Hofkaplan und Kanonikus 
des säkularisierten Collegiatstiftes St. Gangolf in Bamberg, späterer 
Weihbischof des ersten Bamberger Erzbischofs und zugleich Bischofs 
von Eichstätt, Josephs Grafen von Stubenberg, und unmittelbarer 
Nachfolger desselben auf dem Eichstätter Bischofssitze — Johann 
Friedrich Österreicher 24). 

Unter den Genannten war es namentlich Frey, welcher die 
einzelnen Anordnungen und Massnahmen der staatlichen Behörden 
als ausschliesslich unter dem Gesichtspunkte des gemeinen und des 
kirchlichen Rechtes gedeutet und wegen der durch die Staatsorgane 
betätigten Verletzungen verschiedener Artikel des Luneviller Frie- 
densinstrumentes und des Regensburger Reichsdeputationshaupt- 
schlusses den Rechtsweg zu den Reichsgerichten betreten und eine 
direkte Klage auf gravamina religionis erhoben wissen wollte. 

Seiner Feder entstammt auch das nachfolgende Gutachten des 
Bamberger Vikariats über den Mangel an katholischen Geistlichen. 
Und in der Tat schien gerade er, der die beiden oben erwähnten 
Vorstellungen der bayerischen Bischöfe und Bistumsverweser an 
König und Papst verfasst hatte 2), als die zur Abgabe eines Ur- 


Gegenwart, II. Band (Mainz 1897), S. 396 ff. — Bezüglich seiner unterlief bei 
Brück 1, S. 303 insoferne ein Versehen, als er daselbst als Präsident des 
Würzburger Generalvikariats gedacht ist, während er in Wirklichkeit Vorstand 
der Bamberger bischöflichen Behörde gewesen. 

22) Uber ihn s. bei (Höfler), a. a. O., S. 44 f., 110; Brück, a. a. O. I, 
323, 327, 402, 469; v. Sicherer, a. a. O., S. 197, 199, 213 ff., 262. 

23) Vgl. über diesen (Höfler), a. a. O., S. 110; v. Sicherer, a. a. O., 
S. 197, 262 — welch’ erstere Stelle ihn als »Kanonisten« bezeichnet; Brück, 
a. a. 0. I, à 

24) Ebenso (Höfler), a. a. O., S. 110; v. Sicherer, a. a. O., 262. — Die 
vier im Vorstehenden genannten Männer sind in der Öffentlichkeit des weiteren 
auch dadurch bekannt geworden, dass ihre Gemeinsamkeit es war, welche der 
in protestantischen Kreisen bestehenden Unruhe gegenüber es unternahm, die 
Eigenschaft des Concordats als eines nur die katholische Kirche berührenden 
Abkommens darzutun. Ibid. Ibid. 

25) (Höfler), a. a. O., S. 44. — v. Sicherer nennt ihn nur als Verfasser 
des an den Papst gerichteten Memorandums. a. a. O., S. 207,213. 
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teils berufenste Persönlichkeit innerhalb des Gremiums der geist- 
lichen Räte. 

Nichtsdestoweniger erhebt sich das letztere weder zu der um- 
fassenden Höhe, zu welcher sich das Gutachten der Landshuter theo- 
logischen Fakultät emporgeschwungen, noch auch misst es mit jener 
Schärfe, ınit der der nämliche Verfasser in den eben genannten 
Deukschriften über die kirchenpolitischen Verhältnisse der damaligen 
Zeit den Stab gebrochen hatte, wenngleich sich Anklänge an die- 
selben an manchen Stellen der neuen Schrift deutlich vorfinden. 
Der Grund möchte wohl in dem Umstande zu suchen sein, dass 
erstens im Laufe der seit der Säkularisation verstrichenen 13 Jahre 
die Formen des Verkehrs zwischen dem Generalvikariate und der 
zuständigen Kreisregierung überhaupt immer conciliantere und con- 
niventere geworden waren, und dass zweitens Frey als Lehrer an 
einer Öffentlichen staatlichen Unterrichtsanstalt und als ein der Re- 
gierung untergebener Beamter im — wenn auch indirekten — Con- 
nexe mit dieser sich schicklicher Weise einer gewissen Zurückhaltung 
befleissigen musste. 

Was nun die äussere Gestalt ia Gutachtens anlangt, so hat 
dasselbe dem Verfasser dieser Einleitung nur in Abschrift vorge- 
legen, und zwar in einer Orthographie, deren Instabilität auf eine 
gewisse Unzulänglichkeit des copierenden Beamten hinzuweisen 
scheint. Trotzdem hat er geglaubt, die besondere Art der Recht- 
schreibung im wesentlichen ebenso beibehalten, wie die im Gut- 
achten unterstrichenen Worte in liegender Schrift darstellen zu sollen, 
während er allerdings im Interesse der Raumersparnis die halb- 
brüchige Form des Promemorias durch Ganzzeilen ersetzte. Endlich 
hat er sich gestattet, als einleitenden Akt zu dem letzteren den 
kurzen ministeriellen Erlass des 7. Juni 1816 im Originalwortlaute 
zu veröffentlichen, nachdem dessen Inhalt der kirchengeschichtlichen 
und kirchenrechtlichen Literatur bislang immer nur indirekt ent- 
nommen werden konnte. Die cursiv gedruckten Stellen, Adresse 
und Unterschrift darstellend, sind dabei handschriftliche Aus- 
füllungen, das übrige ist lithographiertes Generale. 
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Königreich Baiern 
Ministerium des Innern 
Auf Befehl Seiner Majestät des Königs 
der Staatsminister Graf von Montgelas 


An 
das k. General Kreiskommissariat ın Baireuth. 


Es ist der Sorgfalt Seiner Königlichen Majestaet vorlängst nicht 
entgangen, welcher Mangel an dem zum ordentlichen Dienste des 
katholischen Kultus und der Seelsorge erforderlichen geistlichen Per- 
sonale wegen der seit einiger Zeit eingetretenen so grossen Abnahme 
der Frequenz des Zugangs zu dem geistlichen Stande bevorzustehen 
scheine. — Allerhöchst Dieselben wollen, dass in Erwägung genom- 
men werde, woher es hauptsächlich rühre, dass so wenige Studirende 
dem Studium der katholischen Theologie sich widmen, und welche 
directen oder indirecten Mittel zunächst anzuwenden seyn möchten, 
um diesem Zweige wieder mehrere Candidaten zuzuführen. 

Das k. General Kommissariat des Mainkreises hat hierüber 
das bischoefliche General Vikariat zu Bamberg um seine gutacht- 
liche Äusserung zu vernehmen und dieselbe mit seinem eigenen nach 
kollegialer Berathung geschoepften Gutachten förderlichst zur Vor- 
lage zu bringen. | 


München den 7%" Juni 1816. 
(gez.) G. v. Montgelas. 


Den Mangel an dem zum ordentl. Dienste Durch den Minister 
des kathol® Kultus und der Seelsorge er- der General 'Sekretaer 
forderl®® geistlichen Personale betreff!, (gez.) F. v. Kobell. 
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Copia. 
Bamberg am 27. Juny 1816. 
Königl. General Commissariat 
Gehorsamster Bericht 
des des Main Kreisses ! 
Bischöflichen General Vikariats 
des Bisthums Bamberg 
den Mangel an dem zum ordentlichen Dienst 
des katholischen Cultus erforderlichen geist- 
lichen Personal betr®. 


Dem bischöflichen General Vikariate ist durch einen Erlass des 
kónigl. General Kreis Kommissariats d. d. Baireuth d. 17. und praes: 
Bamberg d. 22. Juny l. J. der Auftrag gemacht worden: 

»dass, da Sr Königl. Majestät nicht entgangen sey, welcher 

»Mangel an dem zu dem ordentlichen Dienste des katholischen 

»Cultus und der Seelsorge erforderlichen geistlichen Per- 

»sonal sich äussere, von diesseitiger Stelle in Erwägung zu 

nehmen seye, woher es hauptsächlich rühre, dass so wenig 

»studirende dem Studium der katholischen Theologie sich wid- 

»men, und welche directen und indirecten Mittel zunächst an- 

»zuwenden seyn möchten, um diesem Zweige wieder mehrere 

»Candidaten zuzuführen. 

Das bischöfiche General Vikariat entspricht mit aller Bereit- 
willigkeit diesem Auftrage, und hält es für unerlässlich und heilige 
Pflicht, in einem Gegenstand, der so innig mit der Existenz und dem 
Wohle der Kirche und des Staates verbunden ist, seine Ansichten 
und Überzeugungen mit Offenheit und unerschütterlichem Zutrauen 
den tiefen Einsichten und der gerechten und billigen Prüfung des 
königl. General Kreis Commissariats vorzulegen. 

Das abverlangle unzielsezliche Gutachten berühret zwei Punkte: 

1) woher es rühre, dass so wenige unter den studirenden sich 
dem Studium der katholischen Theologie widmen; 

2) welche directen oder indirecten Mittel anzuwenden seyn 
móchten, um diesem Zweige wieder mehrere Candidaten zu- 
zuführen. 


I. 


Woher es rühre, dass so wenige unter den studirenden dem 
Studium der katholischen Theologie sich widmen? 

Die erste Ursache findet das Bischöfliche General Vikariat in 
dem Zeitgeiste. 
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Seine Tendenz ist, die intellectuelle Aufklärung auf Kosten der 
Sittlichkeit zu befördern. Wie sehr man sich bestrebet habe, durch 
eine falsche Aufklärung die Köpfe zu verdrehen, die subjective Ver- 
nunft selbst sozusagen zu apotheosiren, seine Ideen, seye es durch 
welche Mittel immer zu realisiren, Proselyten zu machen und 
Fictionen zu stiften, zeiget in frappanten Beyspielen die politische 
Geschichte in den gewaltsamen Umwalzungen, die die Staaten er- 
fahren haben; aber ebenso auch die Kirche. Eine falsche Auf- 
xlarung, Freidenkerey genannt, hat ihre Fundamente angegriffen. 
Man hat das positive Christenthum ganz in Verachtung gestellt, in 
öffentlichen, allgemein zirkulirenden Schriften angegriffen, in Zer- 
und Spottbildern in seinen Anstalten verhóhnt. Diejenigen, die dem 
Christenthume noch äussere Achtung erweisen, wollen es doch in 
einen Naturalismus umschaffen. Bey dieser so ziemlich allgemeinen 
Stimmung kann es nicht anderst kommen, als dass das Studium der 
Theologie, wie man gleiche Symptome auch bey anderen Confessionen 
bemerkt, wenig geachtet und nicht geeignet erscheint, Aufmerksam- 
keit and Anstrengung zu erregen. 

Fügt man diesem noch bey, dass die Moral dieses Zeitgeistes 
locker, die Grundsätze prekair, die Sinnen Lust und das Streben 
. nach Sättigung der Begierden überwiegend ist, so lässt sich hieraus 
abnehmen, wie bey der Verachtung, in welcher das Christenthum 
stehet, es auch um das Studium desselben und seiner gelehrten Be- 
handlung stehen müsse, wie, da zur zweckmässigen Bearbeitung 
desselben Kopf und Herz vereiniget seyn sollen, die Zahl derjenigen 
geringer seyn werde, die dem Strome des allgemeinen Verderbens 
entgehen und an dem Studium des göttlichen und der Religion noch 
Geschmack finden. 

2“ Ursache. Diese liegt in der Ersiehung. Man mag die 
öffentliche oder Privaterziehung in ihren Grundprincipien, auf denen 
sie beruhet — in den Personen, die sie leiten — in den Einwirk- 
ungen, unter welchen sie stehet, betrachten, so lässt sich nichts 
entdecken, welches der Stimmung zum geistlichen Stande vortheil- 
haft wäre. 

In allen öffentlichen Erziehungsplänen wird zwar der sittlich 
religiösen Erziebung Erwähuung gethan, aber sie steht gegen die 
intellectuelle im Hintergrunde. Etwa 2 Stunden wöchentlich werden 


derselben gewidmet, da 15—16 den anderen Unterrichtszweigen an- . 


gewiesen sind. Da der Mensch seiner wahren Bestimmung nur dann 
entspricht, wenn Herz und Verstand einen gleichen Grad der Bildung 
bey ihm haben, so kann diese Disproportion nur dazu führen, nicht 
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nur die Bildung der studierenden in moralischer Rücksicht unvoll- 
kommen zu machen, sondern diese Studierende müssen die weit müh- 
samere Bildung des Herzens als weniger wichtig ansehen, und die 
Hand, die ihre tobenden Leidenschaften in Zügel halten will, immer 
 unsanít zurückstossen. Es war sogar eine Zeit, wo man den christ- 
lichen Religions Unterricht durch einen allgemeinen Vernunftsreli- 
gions Unterricht aus den Lehranstalten verdrängen und den Geist- 
lichen jeder Confession heimweisen wollte, wodurch letzterer Unter- 
richt beinahe als ganz entbehrlich erschien. 

Diese Principien stellen sich aber als solche dar, welche die 
Grundlage des Christenthums gefährden, den religiösen Gefühlen den 
Eingang in die Herzen verschliessen, durch einen kalten Rationalisten 
das Christenthum verdrängen, oder gegen dasselbe gleichgültig 
machen. — 

Wirft man den Blick auf die Personen, die das Erziehungs- 
wesen in religiöser Rücksicht leiten sollten, so finden sich auch viele 
Hindernisse, die der Neigung zum geistlichen Stande nicht förder- 
lich sind. Die theologischen Lehranstalten sind an religiöser Auf- 
sicht exemt. Der Bischof hat auf die Leitung dieser Studien nicht 
den geringsten Einfluss. Manche der Lehrer formirten sogar eine 
Opposition gegen den Bischof und sein Consistorium, wie diese 
Michls Kirchenrecht ausspricht, und suchen die Candidaten des 
Priesterstandes gegen dieselben einzunehmen. 

Es ist natürlich, dass durch diese Manipulation entweder Ab- 
neigung gegen den geistlichen Stand entstehen oder ein Geist der 
Insubordination gebildet werden musste, der dem Wohle der Kirche 
schädlich ist. — 

An höheren Lehranstalten, z. B. Gymnasien, wird der Religions 
Unterricht sowohl, als die Religions Übung mit sichtbarer Gleich- 
gültigkeit behandelt. An manchen dieser Anstalten, ob sie gleich 
katholisch ihrer Fundation nach sind, sind Protestanten angestellt, 
die, da sie ihren Confessions Grundsätzen nach das katholische 
Kirchenwesen aus einem anderen Gesichtspunkte betrachten, ent- 
weder gleichgültig den katholischen Lehrbegriff und die Religions 
Anstalten ansehen, oder in ihren Vorträgen z. B. der Geschichte 
ihre Ansichten einflechten, wodurch schiefe Begriffe, falsche Dar- 
stellungen und sogar schädliche Vorurtheile verbreitet werden. 
Manche Lehrer besonders an den Gymnasien zeigen wenig erbau- 
liches; obgleich Priester, enthalten sie sich doch von allen priester- 
lichen Verrichtungen, geben sonst den studirenden manche Blösen, 

sind also gar nicht geeignet, Neigung zum geistlichen Stande ein- 


Seelsorgermangel in Bayern im 2. Des. des 19. Jht. 213 


zupflanzen und zu erwecken, vielmehr schrecken sie davon zurück. 
Der Religions Unterricht ist den Klassen Lehrern ohne Rücksicht 
auf den Stand anvertraut, unter welchem manche sind, die selbst 
nicht gehörig unterrichtet, denselben mechanisch besorgen, oder 
nach ihrem Dünkel die Religions Wahrheiten vortragen. 

Das bischöfliche General Vikariat kann es mit Beyspielen be- 
legen, dass Lehrbücher z. B. das allgemeine Lesebuch und Müllers 
Weltgeschichte von ihnen gewählt worden sind, in denen der Pabst 
und die katholische Geistlichkeit herabgewürdiget und die katho- 
lische Kirche sehr nachtheilig dargestellt werden. 

Wendet man den Blick von den Personen hinweg und sieht auf 
die übrigen Einwirkungen in der Erziehung, so zeigt sich auch hier 
viel Nachtheiliges. Die Altern kënnen sich, oder wollen sich mit 
dem Erziehungs Geschäfte nicht abgeben. An tauglichen Privat- 
erziehern ist grosser Mangei, die öffentlichen Lehrer hangen einer 
freieren Sitte nach und erregen dadurch Aufsehen, die studirende 
Jugend kann daher von diesen auch nicht zurückgehalten werden. 

Sie kann daher bey ihrer Neigung zur Ausschweifung nicht 
wohl gezügelt und bei ibren wirklichen Ausschweifungen wenn auch 
gezüchtigt, doch nicht gebessert werden. Im Rückblick auf diese 
Betrachtungen scheiut daher die Erziehung, wie sie ist, der Stim- 
mung zum geistlichen Stande nicht günstig. 

3° Ursache. Die Behandlnng, die bisher der Klerus erfahren 
hat, machte auch viele von der Wahl dieses Standes abwendig. 

Zwar hat die königl. Regierung nach ihrer bekannten Loyalität 
ip öffentlichen Verordnungen und Handlungen die Achtung, die diesem 
Stande gebühret, nicht nur ausgesprochen, sondern auch anemptoblen. 
Allein seit der Saecularisation ist dieselbe doch vielmal verlezet und 
gekránkt worden. Die Verweisung des Klerus bey Streitigkeiten an 
die Untergerichte hat den Klerus nicht nur von dem Vorstande des 
Gerichts, sondern von jedem Scribenten abhängig gemacht und dem- 
selben Gelegenheit gegeben, auch die verdientesten Geistlichen zu 
necken. Man will damit nicht sagen, dass es nicht Gerichts Personen 
gebe, die die Würde des geistlichen Standes zu achten wissen, aber 

selbst dem kgl. General Kreis Kommissariate kónnen die Klagen 
und Beschwerden nicht unbekannt seyn, die manchmal erhoben und 
selbst durch allerhóchste Verfügungen geahndet wurden. Das Au- 
sehen des Geistlichen musste sehr viel bey seinen Untergebenen ver- 
lieren, wenn sich jeder im gerichtlichen foro als ihm gleich be- 
trachten und ihn durch ungegründete, oft muthwillige Prozesse 
herumziehen könnte, 
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Die Policei legt dem Curatstande so viele Arbeiten auf, dass 
er für seinen ursprünglichen Beruf die ihm nothwendige Zeit nicht 
findet. Die Militair Conscription, das Medicinalwesen und noch 
mehrere Gegenstände, wenn sie auch in gar keiner Verbindung mit 
dem geistlichen Berufe standen, belästigen oft und gerade zu der 
Zeit den Geistlichen, wo ihn Religionsfeste zu seinen Pflichten riefen, 
und manchmal musste er sich Drohungen und Ausdrücke gefallen 
lassen, die seinem Gefühle zu nahe traten; laut sind die Klagen, die 
der geistliche Stand hierüber zu führen hat. 

Es wird daher sehr begreiflich, wie wenige einen Stand wählen 
mögten, der sich mit Nichts als dem höheren Gefühle der Aufopfe- 
rung für das Wohl anderer lohnte. 

4° Ursache. Das durch die Zeit Umstände nothwendig ge- 
wordene Militairsystem schadete auch dem geistlichen Stande vieles. 
Die Verordnung, dass nur das erste Drittheil der Studirenden in 
jeder Klasse von der Conscription provisorisch befreyet, die andern 
2 Drittheile derselben aber unbedingt unterliegen sollten, benahm 
dem Kirchen Dienste einen grossen Theil tauglicher Subjecte; manche 
auch bemittelte Eltern wollen nicht auf das Ungewisse, ob ihre 
Kinder in allen Gymnasial Klassen unter das ohnedies nicht zahl- 
reiche Drittheil kommen, die so beträchtlichen Studien Kosten auf- 
wenden. Bemerkt man noch, dass die vortheilhaften Aussichten für 
Theologen erloschen sind, so lässt sich deren geringe Zahl auf dem 
Lyceum erklären. 

Zwar haben Ge Königl. Majestät auf eine allerunthgst. Vor- 
stellung diesseitiger Stelle geruht, die Adspiranten zum Weltpriester 
Stande zu unserm allertiefsten Danke von der Conscription provisorisch 
zu befreyen. 

Allein da alle diejenigen, die schon vor der Antrettung des 
theologischen Studiums das Conseriptious Alter erreicht hatten, von 
dieser Gnade nicht participiren konnten, indem sie ohne weiteres 
ausgehoben wurden, so konnte der Vortheil für den geistlichen 
Stand nicht so gross sein, als die Gnade S" Königl. Majestät war. 

5“ Ursache. Der Klerus war ehemals in Rücksicht seiner zeit- 
lichen Verhältnisse ein glücklicher Stand. Entbunden von lästigen 
Familien und Nahrungssorgen konnte er ganz seinem Berufe leben 
und hatte Mittel in der Hand, Wohlthaten auszuüben, Segen zu 
spenden und ein dauerndes Denkmal sich entweder bei seinen 
Familien, oder in den Annalen der Kirche — des Staats und der 
leidenden Menschheit zu stiften. Dermalen ist er bey weitem nicht 
in dieser güustiren Lage. Ein groser Theil der Individuen beym 
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Antritte des Standes unbemittelt, muss ohnehin 10—12 Jahre am 
Scheideweg zwischen Armuth und nothwendigem Auskommen durch- 
leben. Erlangt er dann eine fixe Stelle, so sieht er sich in die 
Nothwendigkeit versetzt, diese mit Credit anzutretten; starke Taxen 
und die Übernahmssummen drücken ibn, und wenn er dann noch 
durch Abgaben stark beschwert wird, so bringt der redliche Mann 
seine Täge in Nahrungssorgen zu, und sieht einer noch traurigeren 
Zukunft entgegen; die grosse Steuer, mit welcher der Pfarrer be- 
lastet ist, muss ihm um so schwerer fallen, als seine Subsistenz nichts 
als ein Salar ist, und sonst Gehalte ausser nur im dringendsten 
Falle nicht bestenert werden. Übereilen ihn bey Zeiten körperliche 
Schwachheiten und legen ihn auf das Krankenbett hin, dann fängt 
eigentlich bei ihm die Periode des Kummers an. Mit einer Susten- 
tation von 400 fl. — rh. soll er sich unterhalten, und nothwendige 
gemachte Schulden abtragen, und bis er zu dieser Pension gelanget, 
hat oft schon die Parze seinen Lebensfaden abgeschnitten. Diese 
Schilderung ist wahr und das bischöfliche Generalvikariat kann die- 
selbe mit mehreren Beyspielen belegen, und muss um so mehr 
wünschen, das königl. General Kreis Kommissariat möge sich das 
traurige Loos des Emeriten, die oft Jahre lang schmachten müssen, 
bis sie zur Pension gelangen können, empfohlen seyn lassen. Welcher 
studirende Jüngling aber immer über die Beschaffenheit dieses Standes 
Erkundigung einzieht, müss gewiss bei so unangenehmen Verhält- 
nissen von der Wahl eines Standes abgeschrecket werden, der von 
ihm so grosse Opfer verlangt, dagegen so geringe zeitliche Vortheile 
gewährt. Nur der höhere Sinn kann daher zu diesem Stande stim- 
men, den man zwar bey den besonderen Werkzeugen der Vorsehung, 
nicht aber allgemein und von der Gemeinheit erwarten darf. 

Durch diese Ansichten scheint dem bischöflichen General Vikariate 
die Aufgabe beantwortet zu seyn, woher es rühre, dass so wenige 
Studirende dem Studium der katholischen Theologie sich widmen. 
Es gehet daher auf den zweyten Punkt über. 

II 

Welche directe und indirecte Mittel anzuwenden seyn mögten, 
um diesem Stande wieder mehrere Candidaten suzuführen ? 

Die directen Mittel möchten seyn: 

a. Beschwichtigung des Zeitgeistes. 

Seine Tendenz ist unverkennbar revolutionair und zerstörend. 
Alle Staaten, wo er sich immer äusserte, haben mehr oder weniger 
dies erfahren. Die Regierungen konnten und mussten sich hievon 
überzeugen. 
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Daher die Aufsicht auf denselben und manche Anstalten, 
z. B. Verbot geheimer Orden, um ibm entgegen zu arbeiten. Es 
muss daher das gemeinsame Streben von Staat und Kirche dahin 
gerichtet werden, Zucht und Ordnung herzustellen, Religion zu be- 
fördern, die Gesinnungen der Menschen auf das gute zu lenken, das 
Laster nachdrucksamer zu bestrafen, und die Tugend ausgezeich- 
neter zu belohnen, 


Diesen Zweck zu erreichen, ist aber 
b. Verbesserung der öffentlichen Erziehung nothwendig. 


| Bisher hat man zwar an der Bildung des Verstandes nichts 

mangeln lassen, aber die Bildung des Herzens hat mit ihr nicht 
gleiche Schritte gehalten. Es muss daher zwischen beyden das 
nothwendige Gleichgewicht hergestellt werden. 


Dies wird geschehen, wenn Männer zu Lehrern angestellt wer- 
den, die eine ausgezeichnete Religiosität und Moralität besitzen, wenn 
die Schuljugend unter genauere Aufsicht gesezt wird, und Gelegen- 
heit vorhanden ist, sie in Anstalten zu sammeln und zu beobachten; 
wenn das Erziehungs Wesen nicht allein als eine reine Staats Sache 
betrachtet, der Geistlichkeit als solcher ihr gebührender Antheil und 
Einfluss wieder hergestellt und ihr voriges Zensurgericht in jeder 
Rücksicht mehr vom Staate geachtet und unterstützet wird; als- 
dann, freylich erst bey der nächsten Generation, lässt sich erwarten, 
dass, wenn die Institution religiöser und die Gesinnungen der Menschen 
moralischer seyn werden, der geistliche Stand aus dem wahren Ge- 
sichtspunkte betrachtet, mehr Reitz als dermalen erhalten und sich 
manche Jünglinge aus edlen Gründen demselben widmen dürften, da 
dermalen nur die Aussicht auf dürftige Versorgung der dringendste 
Beweggrund zu seiner Wahl ist: wird noch 


c. diesen Stand die öffentliche Achtung der Regierung begleiten 
und sein sonst beschwerliches Loos erleichtern, so dürfte es ihm an 
Candidaten weniger fehlen; zwar wird und soll der Geistliche nach 
seinem wahren Berufe seine Belohnung in dem tröstenden Gefühle 
streng erfüllter Pflichten und nie in den vergänglichen Gütern der 
Welt suchen, sondern auf die unvergänglichen einer höheren Welt 
sehen. Allein da dies nur die Bahn der Vollkommeneren ist, der 
Mensch, wie er gewöhnlich ist, doch sich auch der zeitlichen nicht 
entschlagen kann, so trägt öffentliche Achtung, milde Behandlung 
und Erleichterung der Lasten sehr viel dazu bey, einen Stand zu 
wählen, der diese gewähret. 

Es stellen sich aber dem bischöflichen General Vikariate noch 
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einige indirekte Mittel dar, wodurch dem geistlichen Stande mehrere 
Kandidaten könnten zugeführt werden. 

Diese sind: | 

1. Erleichterung der Studien für die dürftige Klasse der Bürger 
und Landbewohner. 

Unsere Vorfahren hatten dafür gesorgt, dass der dürftigen 
Klasse der Bürger alle Erleichterung geschafft war, auch ihren 
Söhnen eine gelehrte Bildung geben zu können. Es existirten in 
hiesiger Stadt nicht nur 2 Seminarien für arme Studenten, in wel- 
chen 50 —60 Individuen theils unentgeldlich, theils mit geringen 
Kösten unterhalten wurden, sondern jede Munizipalstadt hatte auch 
eine lateinische Schule, in welcher der lateinische Elementar Unter- 
richt ertheilt wurde. 

Allein letztere Anstalten sind ganz unterdrücket und erstere 
existiren nur noch so weit, dass einige Stipendien an arme studirende 
verabreicht werden. Hiemit ist aber nicht viel geschehen. Das 
wenige Geld langt nicht hin, um die Bedürfnisse der Studirenden 
zu decken, ist noch in den Händen des Studirenden ein gefährliches 
Werkzeug, und er entbehrt hiebey der näheren Aufsicht und Zucht, 
die ibm nothwendiger und gedeihlicher ist. Nie wird er diese in 
den gewohnten Kosthäusern haben, indem sie weder im stande sind, 
diese zu pflegen noch oft aus Interesse haben wollen. 

Zu dem kommt noch, dass die Kösten, die das Studiren der- 
malen verursachet, zu gross sind, so dass der minder bemittelte 
Bürger sie kaum erschwingen kann. Wenn daher für Herstellung 
solcher Institute gesorgt würde, welche den Armen das Studiren er- 
leichtern, so würde sich nicht nur die Zahl der Studirenden ver- 
mehren, sondern der geistliche Stand wieder Hoffnung haben, 
mehrere gut gebildete Individuen zu erhalten. 

Ein ferneres indirectes Mittel, dem geistlichen Stande Kandi- 
daten zu schaffen, dürfte seyn: 

2. die Verfügung, die Kandidaten der Theologie vorzüglich 
mit Stipendien zu unterstützen. 

Bey allen übrigen Ständen im Staate ist Überfluss an Kandi- 
daten, nur bey dem Studium der Theologie fehlen diese. 

Es muste eine Aufmunterung zu diesem Studium seyn, wenn 
sie durch Stipendien unterstützet würden, um so mehr, als diese 
Kandidaten, grossen Theils Arme, sich als Instructoren nähren 
müssen, wodurch ihnen viel Zeit entgehet, die sie auf diese Art 
unterstüzt zu ibrer Ausbildung verwenden könnten. 
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Endlich mögte ein sndirectes Mittel, diesem Stande Kandidaten 
zu schaffen, seyn: 


3. definitive Befreyung von der Conscription. 


Nicht ohne traurige Empfindung musste man bisher bemerken, 
dass die Kandidaten zum Schullehrerstande und in der landärztlichen 
Schule diese Befreyung genossen, dagegen die Theologen zur Stellung 
unter das Maas, zur ärztlichen Visitation vorgeladen, sich dieser unter- 
worfen und manchmal ganz rauh behandeln lassen mussten; welchen 
widrigen Eindruck dies machen musste, und wie abwendig junge 
Leute von einem ohnehin beschwerlichen Stande werden mussten, 
kann man sich leicht denken. 

Dies sind die Ansichten, die über den vorgelegten Gegenstand 
das Bischöfliche General Vikariat hat, die man aber so offen als 
aufrichtig mitzutheilen nicht ermangelt. 

Mit vollster Verehrung verharrt 

Des Königl. General Commissariats 
des Main Kreisses 
gehorsamstes General 
Vikariat des Bisthums 
Bamberg. 
v. Gross, Psdt. 
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3. Die Bassstationen in der abendländischen Kirche. 


Von Prof. Dr. Ludwig in Dillingen. 


In einem jener dankenswerten Referate, die Dr. Hugo Koch in 
den letzten Nummern der Theologischen Revue über die neuesten 
Forschungen zur Kunde des Urchristentums gibt, begegnet uns an- 
lässlich der Besprechung von Batiffol’s wertvoller Abhandlung: 
»Études d'histoire et de Théologie positives die merkwürdige Be- 
hauptung Koch’s, »man müsse sich nur wundern, wie in Deutsch- 
land noch immer mancher mit der Zähigkeit des Aberglaubens an 
dem Wahne festhalte, es habe in der abendländischen Kirche Buss- 
Stationen gegebene. Ich bekenne, dass ich heute noch zu diesen 
abergläubischen Leuten gehöre, wie bereits vor zehn Jahren, wo ich 
gelegentlich meiner Arbeit über die Entwicklung des Sacrilegs-Be- 
griffs in einem Excurs auf das tatsächliche Vorhandensein der Buss- 
stationen im Abendland hinwies!). Ich weiss recht wohl, dass auch 
Gelehrte von so bedeutendem Ansehen wie Funk, Frank, Hinschius ?) 
derselben Ansicht sind wie Dr. Koch, aber ich kann mich nicht 
überzeugen, dass sie in diesem Punkte ganz richtig gesehen haben, 
Prüfen wir die Gründe: 

1. Dass man in gewissen Teilen der abendländischen Kirche, 
insbesondere in der fränkischen, zu Beginn des Mittelalters die Buss- 
stationen kannte, muss auch Funk zugestehen, wenn er auch dieses 
offenbar ungern gemachte Zugeständnis möglichst abzuschwächen 
sucht. In dem von ihm verfassten Artikel über die Bussdisciplin 
im Kirchenlexikon von Wetzer und Welte II. Auflage 1883 stellt er 
fest: »in der fränkischen Kirche wurde die Busse anfangs im wesent- 
lichen nach den altkirchlichen griechischen Canones angeordnete ; 
in den »Kirchengeschichtlichen Abhandlungen und Untersuchungen« 
1. Band 1897 zwingen ihm gewisse Documente das Geständnis ab: 
»Die Erkenntnisse beweisen, dass die Abendländer am Aufang des 
Mittelalters etwas der alten griechischen Bussordnung Ähnliches an- 
strebten . . . . man kann somit von einer Stationen-Ordnung in der 


1) efr. Archiv für kath. Kirchenrecht, Jahrgg. 1893. 

2) Die Autorität Batiffols darf Koch nicht für sich anführen, da der- 
selbe auf die Bussstationen gar nicht näher zu sprechen kommt. Er schildert 
nur in grossen Zügen die allmähliche Milderung des ursprünglichen Rigorismus 
und die Haupt-Etappen in diesem Entwicklungsgang der Bussdisciplin. 
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lateinischen Kirche nur während des Mittelalters reden.« Es wird 
also an dieser zweiten Stelle ein über den Umfang der fränkischen 
Kirche hinausgreifender Bestand der Bussstationen zugegeben. Und 
in der Tat haben wir es hier mit einer Einrichtung zu tun, die 
nicht nur durch Zeugnisse aus der fränkischen Kirche für das 
9. Jahrhundert belegt wird. Auch die deutsche Kirche kannte 
sie, wie dies die Synoden zu Mainz 847 und 888 und zu Worms 
868 zeigen. Letztere bestimmt z. B. als Busse für den Mörder 
eines Priesters, dass er 5 Jahre lang vor der Kirchtür stehen, 
danach seinen Platz unter den audientes erhalten soll und erst nach 
10 Jahren wieder die Communion empfangen darf. Die Beweguag zur 
Aufrechterhaltung der alten Bussdisciplin wurde übrigens vom päpst- 
lichen Stuhl selbst gefördert, wie die bekannten Decretalen Nicolaus I. 
an die Erzbischöfe Hincmar und Frotar beweisen (cf. Migne t. 119 
p. 1122 und 1124). Hier ist nicht nur »gewissermasseue !) von 
3 Bussstationen die Rede, sondern tatsächlich. Man lese doch nur 
ohne Vorurteil die von Nicol. I. für den Mörder eines Priesters vor- 
geschriebene Busse: Er hat 3 Jahre in der 1. Station der Fleutes, 
2 Jahre in der 2. Station der Audientes, 7 Jahre in der 4. Station 
der Consistentes zu verbringen. Es wird zwar bestritten, dass diese 
erste Station der Flentes iu dieser Periode mit jener der rpooxAatov:ez 
in der griech. Kirche ganz zusammenfalle?), »da wohl von Bitten un 
Beten, nicht aber von ,Weinen' geredet werde«, aber abgesehen da- 
von, dass das Wesentliche der 1. Bussstation in der völligen Aus- 
schliessung vom Gottesdienst bestand und nicht im Vergiessen von 
Busstránen, die bei männlichen Pónitenten ohnehin nicht wohl regel- 
mässig sich einstellen mochten, heisst es in der angezogenen Decretale 
ausdrücklich »ante fores ecclasiae lugendo«, was eben die völlige 
Identität dieser Station mit der griechischen erweist 5). Wenn man 
aber auch annehmen wollte, die beiden Decretalen Nicolaus I. hätten 
eben nur die besonderen Verhältnisse der fränkischen Kirche berück- 
sichtigen wollen, so bleibt erstens zu erwágen, dass der den kirch- 
lichen Reformbestrebungen auf dem Gebiet der Kirchendisziplin so 
günstig gesinnte Papst diese auf Beibehaltung resp. Wiederherstellung 
der »legitimen Kirchenbusse« gerichteten Bestrebungen sicher nicht 
auf die (ránk. Kirche allein beschränkt sehen wollte, zweitens haben 
wir ein wichtiges Zeugnis für die Stellung des püpstlichen Stuhles zu 

1) Funk, Kircheng. Abhandl. I. p. 196. 

2) Funk in Kirchenlexikon l. c. p. 1579. 

3) Dass der Pönitent in der 4. Station die Vergünstigung erhält. an den 


Festtagen zu communicieren, ist eine der früheren Zeit unbekannte Weiterbildung 
und Milderung. 
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dieser Frage in der Verordnung jenes Canons der achten öcumeni- 
schen Synode von Constantinopel, der unter dem vorwiegenden Ein- 
fluss der päpstlichen Legaten gefasst wurde, wo wiederum deutlich 
die Rede ist von der ersten, zweiten und vierten Bussstation; denn 
es werden die falschen Ankläger des Patriarchen Ignatius zu einer 
Kirchenbusse von 7 Jahren verurteilt, von denen sie zwei in der 
ersten (extra ecclesiam esse), 2 in der zweiten (intra ecclesiam au- 
dire divinas scripturas usque ad catechumenos), die 3 letzten in der 
vierten Station (stare cum fidelibus) zu verbringen haben. Ob aber 
nan Schmitz!) Recht hat, wenn er aus dieser Strafbestimmung der 
8. öcum. Synode folgert, dass auch in der oriental. Kirche die alte 
Busspraxis noch nicht gänzlich verschwunden war, ist sehr zweifel- 
haft; denn es lassen sich für die Fortdauer der Stationen im Orient 
keine sicheren Beweise anführen?), wenn es auch dann schwer er- 
klärlich bleibt, wie das Concil eine Strafe aussprechen konnte, die 
seit Jahrhunderten abgeschafft war). Denn wenn auch wirklich 
die betreffenden Canones bereits in Rom formulirt worden wären, 
wie Funk geneigt ist anzunehmen, so musste man doch auf die 
oriental. Busspraxis Rücksicht nehmen und konnte um so weniger 
versucht sein, den Orientalen die abendländische Praxis hier aufzu- 
octroyieren, als die bereits vorhandene gefährliche Spannnng zwischen 
Orient und Occident auch dadurch unnötigerweise noch gesteigert 
worden wäre. Vielleicht lässt sich die Schwierigkeit dadurch lösen, 
dass wir annehmen, die alten canonischen Bussbestimmungen würden 
auch von der oriental. Kirche theoretisch als noch zu Recht be- 
stehend anerkannt, wofür auch die Citierung einer solchen Bestim- 
mung durch das Trullanum spricht 4), während in praxi nur in 
einem ausserordentlichen Fall einmal davon Gebrauch gemacht wurde. 
Sind doch auch im Bereich der abendländ. Kirche jene oben be- 
rührten canonischen Strafen nur für schwere Fälle des Personal- 
und Real-Sacrilegs verhängt worden 5). 

2. Wie erklärt sich nun diese unleugbare Erscheinung der 
Bussstationen in der abendländ. Kirche zu Beginn des Mittelalters? 
Haben wir es mit einer völligen Neueinführung zu tun oder mit 
einer Fortsetzung altkirchlicher Disziplin? Funk erklärt sich un- 


1) Bussbücher I. Bd. p. 53. 

2) cf. Funk Kirclieng. ‘Abb. 1. Bd. p. 201 ff. 

3) Mit der Abechaffung der öffentl. Beicht durch den Patriarchen Nec- 
tarius war übrigens die öffentl. Busse als solche in d. orient. Kirche durchaus 
nicht aufgehoben. 

4) cf. Funk l. c. p. 202. 

5) cf. Meine Abhandiung fiber das Sacrileg im Archiv f. K.-R. 1893. 
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bedingt für das erstere. Die Beweise, auf welche er sich hiebei 
stützt!), ergeben aber an sich nur, dass es sich um eine Reaction 
gegen die Bussbücher und ihre willkürlichen, von einander oft be- 
deutend abweichenden Bussen für ein und dasselbe Vergehen han- 
delt, nicht aber um eine Neuerung und teilweise missverstandene 
Herübernahme altgriechischer Canones. Es soll, so verlangt ein 
Capitular Benedict Levitas?), ein schweres Vergehen gesühnt werden 
»per puram, probatamque atque publicam poenitentiam et per ec- 
clesiae satisfactionem episcoporumque per manus impcsitionem iuxta 
canonicas sanctiones«. In Übereinstimmung damit, sagt die Synode 
von Verueuil 844, dass solche Pónitenten »nisi per publicam proha- 
tamque poenitentiam omnino non recipianture, Dafür brauchte man 
aber nicht auf die altorientalische Busspraxis zurückzugehen. Man 
fand die publica et probata poenitentia in den früheren Einricht- 
ungen der eigenen Kirche vor. Allerdings nicht allein in den »Dicta 
Gelasii papae«, die Funk als einziges, freilich ganz vereinzeltes, 
Document für das Bestehen von Bussstationen im Abendland vor 
Beginn des Mittelalters gelten lassen will, weun auch seine Echt- 
heit fraglich sei’). Denn der Wortlaut lässt die Stationen-Ein- 
teilung hier nicht klar genug erkennen, wenn sie auch wahrschein- 
lich bier angedeutet sind. Es wird nämlich nur unterschieden zwi- 
schen Pönitenten, denen ihr Platz ausserhalb der Kirche angewiesen 
wird und die dann nach gewisser Zeit innerhalb der Kirche dem 
Gottesdienst folgen dürfen, bis sie nach weiterer Prüfung endlich 
auch zur Communion zugelassen werden. Aber das erkennen wir 
wenigstens deutlich aus den Dicta Gelasii, warum von lateinischen 
Schriftstellern (z. B. Rufin) die griech. Station der axpowpevot oft 
mit »inter catechumenos« wiedergegeben wird. Der Grund ist, weil 
die Pönitenten dieser Klasse ihren Platz in unmittelbarer Nähe der 
Catechumenen hatten: »stet (scil. pónitens), so sagt Gelasius, per 
statutos annos ad orandum et laudes Dei audiendum extra ecclesiam 
inter audientes, id est catechumenos . . .« Beide werden deshalb 
nicht identificirt und ich kann deshalb die Folgerung Funk's nicht 
für richtig halten, wenn er sagt: »so werden also die Büsser der 
Klasse der &xpowpevor durch die Lateiner einfach zu Katechumenen 
gestempelt. Lässt sich aber ein solches Verfahren mit der Voraus- 
setzung vereinigen, es habe in der abendlichen Kirche etwas ge- 
geben, was der Bussstation der &xpowpevor in der griech. Kirche 


1) l. c. p. 197. 
2) cf. Walter, Corp. jur. germ. II c. 8 und Mansi XIV Apd. p. 285 ff. 
3) cf. Funk l. c. p. 195. 
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analog gewesen wäre? Die Frage wird wohl kein Unbefangener zu 
bejahen geneigt seine. Dass man sie doch bejahen kann, sehen wir 
aus dem Obigen und dem, was noch folgt. Es gibt nämlich noch 
ein klareres Zeugnis als es die Dicta Gelasii sind. Und das ist eine 
Decretale Papst Felix III.) (483—92), worin die Busse für die- 
jenigen bestimmt wird, die, obwohl Christen, sich nochmals (von 
Häretikern) taufen liessen. Es heisst da: »tribus annis inter au- 
dientes sit, septem autem annis subjaceant inter poenitentes manibus 
sacerdotum, duobus etiam oblationes modis omnibus non sinantur 
offerre, sed tantummodo saecularibus in oratione socientur«. Hier 
ist mit der wünschenswertesten Deutlichkeit von der zweiten, dritten 
und vierten Station die Rede. Zu verwundern ist nur, dass Funk 
weder im Kirchenlexicon noch im 1. Bd. der Kircheng. Abhanldung 
dies wichtige Document erwähnt] Funk sucht nun diese Beweis- 
stelle dadurch zu entkräften, dass er behauptet, es werde dieser dem 
Concil von Nicáa entnommene Canon bloss deswegen vom Papste ein- 
geschärtt, um an diesem Canon zu zeigen, wie schwer das fragliche 
Vergehen sei und um den richtigen Massstab zu haben, wie lange 
Zeit man für dasselbe büssen muss, nicht aber wegen der in diesem 
Canon ausgesprochenen Busse. So würden ja auch im britischen Buss- 
buch Theodors griechische Canones als massgebend angenommen, ob- 
wohl in England die öffentliche Busse nicht gebräuchlich war. Dagegen 
habe ich nur zu bemerken: 1) dass Funk den wesentlichen Unter- 
schied zwischen dem Pönitentiale Theodori und der bezüglichen 
Decretale des Papstes ganz verkeunt. Sehr richtig hat Schmitz?) 
den Charakter der angelsächsischen Pönitentialien dahin bestimmt, 
dass sie aus sog. »Weistümerne oder »Judicia« hervorragender 
Theologen der alten Kirche bestehen. Sie bringen die Ansichten 
dieser Männer in den Fragen der Bussdisziplin, geben aber selbst 
keine autoritative Entscheidung , sondern nennen sich selbst Privat- 
arbeiten, die dem Leser überlassen, die ihm zusagende Ansicht zu 
der seinigen zu machen. Bei unserer Decretale dagegen handelt es 
sich um eine legislatorische Entscheidung und Weisung für die 
Bischöfe Siciliens und Africas, von welcher der Papst ausdrücklich 
sagt: »servari praecipimus hunc lenorem«. 2) Handelt es sich hier 
nicht nur um eine beispielsweise Anführung der vom Nicaenum fest- 
gelegten Strafe; denn der Papst dringt auf genaue Einhaltung der 
in jeder einzelnen Station zuzubringenden Zeitdauer und gestattet 


E A “0 1) ef. Mansi VII p. SC Migne L 58, 924; Morinus, Comment. de 
Saer. poenit. lib. 6 e. 8 n 
2) Bassbücher 1. Ba p. 189. 
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eine Abkürzung nur bei Todesgefahr »quod si, utpote mortales, 
intra metas praescripti temporis coeperit vitae finis urgere, sub- 
veniendum est imploranti et seu ab episcopo qui poenitentiam de- 
derit, seu ab alio, qui tamen datam esse probaverit, aut similiter a 
presbytero viaticum abeunti de saeculo non negetur«. 

Dass der Papst auch die Bussbestimmung des Nicaenums ganz 
genau eingehalten wissen will, beweist ferner noch die Verordnung, 
dass der Pönitent im Fall der Wiedergenesung ganz wieder nach 
der Vorschrift des Nicaenums (can. 13) zu behandeln sei, dass er 
nämlich für die Dauer seiner noch restirenden Busszeit unter die 
Consistentes eingereiht werden soll: »servemus in eo, quod Nicaeni 
canones ordinaverunt, ut habeatur inter eos, qui in oratione sola 
communicant, donec impleatur spatium temporis eidem praestitutum«. 

Eine weitere Ausnahme, die wieder für die genaue Einhaltung 
der nicán. Bussbestimmung spricht, lässt Felix nur noch zu für die 
impuberes, denen die Unreife ihres Alters zu gute kommt; denn 
diese sollen nur eine Zeit lang »unter der Hándeauflegung« (d. h. in 
der dritten Station) behalten und dann zum Empfang der Com- 
munion zugelassen werden. 

Eine solche Bussbestimmung hätte der Papst offenbar nicht 
erlassen können, wenn die Bussstationen zu seiner Zeit überall in 
der abendländischen Kirche etwas Unbekanntes gewesen wären. Sie 
zeigt aber auch, dass die Bemerkung Funks!), die Canones von 
Nicäa hätten im wesentlichen nur dem Orient gegolten, dahin ein- 
zuschränken ist, dass man zwar zunächst’ bei Abfassung der Buss- 
canones die Verhältnisse des Orients im Auge gehabt hatte, dass 
aber bei dem grossen Ansehen, dessen sich diese erste Scum. Synode 
auch im Abendlande erfreute, vor allem die Päpste sich bemüht 
haben werden, den Canones des Concils inclusive deren Strafbestim- 
mungen auch im Bereich der abendländischen Kirche Geltung zu 
verschaffen. Zum Beweis hiefür kann auch noch verwiesen werden 
auf das 2. Concil von Arles aus der Mitte des 5. Jahrhunderts. 
Die Bussbestimmung wird hier in Canon 10 nach Analogie eines 
nicán. Canons getroffen, während Canon 11 dem 4. Canon der 
Synode von Ancyra (314) nachgebildet ist. Auch hier erscheinen 
deutlich 2 Bussstationen erwähnt: die der Audientes (was mit »inter 
catechumenos« wiedergegeben wird) und die der Substrati (die hier 
»poenitentese xat'à&. genannt werden). Wenn schliesslich noch die 
Synode von Epaon (517) Canon 31 sich mit der Verfügung begnügt, 


1) 1. c. p. 191 u, Kirchenlexic. p. 1567. 
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Strafbestimmungen der Synode von Ancyra für Mord, in denen doch 
die ôffentliche Busse in bestimmten Stationen verläuft, sollen auch 
für die fränkische Kirche gelten, so kann doch, wenn wir die De- 
cretale Felix III. mit den Dicta Gelasii und den Synoden von Arles 
und Epaon zusammen halten, nicht mehr im Ernste behauptet wer- 
den, das Abendland habe vor dem 9. Jahrh. von Bussstationen nichts 
gewusst! Wann sollen dieselben aber denn eingeführt worden sein? 
Darüber lässt sich freilich nichts genaues sagen. Ich halte die schon 
von Binterim !) ausgesprochene Vermutung für bedeutsam, dass Papst 
Marcellus um ihre Einführung sich zunächst erfolglos bemühte. 
Dieselbe legt sich durch die Verse des Papstes Damasus nahe, der 
von ersterem singt: 

»Veridicus, rectus, lapsis quia crimina flere. 

Praedirit miseris, fuit omnibus hostis amarus. 
Denn um die Einführung der lángst geübten Off. Busse als solcher 
kann es sich hier nicht handeln. 

Doch mag man diese Worte auch anders deuten wollen, als 
gewiss darf angenommen werden, dass die Päpste es waren, die 
sich bemühten, mit den Nicän. Canones auch die Bussstationen in 
der abendländischen Kirche einzuführen, und diese Bemühungen 
müssen bereits zu Anfang des 5. Jahrh. zu einem teilweisen Erfolg 
geführt haben. Ich sage »einem teilweisen«, denn das ist sicher, 
dass die Bussstationen im Abendland noch weniger zu einer allge- 
meinen Einrichtung geworden waren wie im Orient, wo sie ja, wie 
Funk nachgewiesen hat ?), auch nur auf Kleinasien beschränkt waren. 
Auf keinen Fall ist es also ein Wahn oder ein wissenschaftlicher 
Aberglaube, auch beim jetzigen Stand der Forschung in dieser Frage 
daran festzuhalten, dass das Vorkommen von Bussstationen in der 
alten wie mittelalterlichen Kirche des Occidents erwiesen ist. 


1) Denkwürdigkeiten der kath. K. 5 Bd. 2 p. 367. 
2) L c. p. 200. 
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4, Die Besetzungsweise des (schismatischen) Patriarchalstuhles 
von Konstantinopel. 


Eine kirchenrechtsgeschichtliche Abhandlung von Dr. Nico Cotlarciuc. 
(Schluss; vgl. I. Quartalb. 1903 S. 3.) 


C. Die Besetzungsweise des Konstantinopolitanischen Patriarchal- 
stuhles unter der türkischen Herrschaft. 


$ 16. Der Zustand zu Beginn der türkischen Regierung. 
a) Die Wahl. 


Im Jahra 1453, als die christliche Regierung der mohamedani- 
schen Platz machte, wurde der Patriarch als das Haupt der griechisch- 
christlichen Nation anerkannt. Mohamed II., der das unterworfene 
christliche Volk gegen den Willen der fanatischen Leiter der Türken 
und selbst gegen den Sinn des Korans, der die Ausrottung aller 
Nichtmohamedaner durch das Schwert anordnete!), im grossen und 
ganzen gut und menschlich behandelte, liess kurze Zeit nach der 
Eroberung der Stadt die in Schrecken versetzten Griechen, Kleriker 
und Laien, im Patriarchatspalaste zusammen kommen und befahl 
ihnen nach der althergebrachten Sitte sich selbst einen Patriarchen 
zu wühlen?) Der Patriarchenthron von Konstantinopel galt nämlich 
seit 2 Jahren als erledigt, seit sich Gregor IV., ein Teilnehmer an 
der Unionssynode von Florenz und ein Anhänger der Vereinigung 
mit Rom, von dem Öffentlichen Willen oder vielmehr Unwillen ge- 
nötigt, zurückzog. An der Wahl hatten nach dem Berat Mohamed II. 
teilzunehmen: Die nächst der Hauptstadt wohnenden Metropoliten 
von Heraklea, Kyzikus, Nikomedien, Nikaea und Chalkedon und die 
übrigen in Konstantinopel sich befindlichen Metropoliten. Griechisch 
lautet die Stelle des Berats: “Otay Zeie xnpsuon n llarpapysia xat 
ndzAev îxAey87 etc wmv Merporoiırav xatà Tov Bpmaxeutixdv xavova 
Iatprapyng xow yvouy tõv te nAnolov xai nép ts BaotAsüanc Ovrwv 
Merponorıt@v "HpaxAsíac, KuCixoo, Nixaiac, Nixounêstac xai Xaixe- 
óóvoc xai tod Auınod By KevocavttvoonóAst eüptoxopévou aBpoiauatoc tav 
Merponot@v, Eneıön Enexparnoe va intar N IHatprapysta etc éxeivov 

1) Koran, Sure 9, Sure 39 u. a. a. 0. 

2] M. Crusius Turcograecia, lib. IL. p. 107, 103. Georgius Phranza, 


Chronicon. lib. IV. Heineccius, Abbillungen der alten and neuen griechischen 
Kirchen. I. p. 46 ff. 
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zov Omoioy &keltayro, auın rai n idia tate và Garnpntæ 1). Die 
anwesenden Erzbischöfe und die einflussreichen Laien wählten ein- 
stimmig den damals im Kloster Pantokrator sich aufhaltenden 
Mönch Gennadios, dessen ursprünglicher Name Georgios Scholarios 
war.  Gennadios hatte noch kein geistliches Amt bekleidet, so 
dass er, nachdem er sich nach wiederholter Ablehnung zur An- 
nahme des Patriarchates entschlossen hatte, vor der Invesitur 
zum Patriarchen an einem Tage die Weihen des Diakonats, des 
Presbyterats und des Episcopats empfangen musste ?), was, wenn es 
der Wahrheit entspricht, den Canones und dem usus der orientali- 
schen Kirche widerspricht, da zwei höhere Weihen an einem und 
demselben Tage nicht gespendet werden dürfen. 


Die Weihe nahm der Metropolit von Heraklea vor. Nach der 
Weihe wurde der neugewählte Patriarch in der Herrscherburg von 
Mohamed mit grossen Ehren aufgenommen, mit einem Ehrenkaftan an- 
getan, in Audienz empfangen und zum Mahle eingeladen. Auch die 
übrigen Sitten der christlichen Kaiser wurden beobachtet. Beim 
Abschiede zum Beispiele legte Mohamed dem Patriarchen ein kost- 
bares Szepter in die Hand, geleitete ihn in den Hof des Serails, wo 
ihm ein prächtig mit kaiserlicher Schabracke und weisser Decke auf- 
geschirrtes Ross vorgeführt wurde, auf welchem er, begleitet von 
einem grossen Gefolge türkischer Grossen, durch die Stadt in das 
neue Patriarchat bei der Kirche der hl. Apostel seinen Einzug hielt. 
Im Kloster der allerheiligen Jungfrau am »goldenen Horne haben 
mehrere Unterredungen zwischen dem Sultan und dem von ihm hoch- 
geachteten Patriarchen stattgefunden. Hier soll Gennadios auch auf 
die Aufforderung des Sultans Mohamed 1I. das feierliche Bekenntnis 
des christlichen Glaubens vor ihm abgelegt haben). Das Resultat 
dieser Unterredungen war, dass vom Sultan mittelst mehrerer Fermane 
den griechischen Glaubensgenossen unter der Bedingung, dass sie 
regelmässig den Tribut (haradsch) zahlen werden, sehr viele und be- 
deutende Privilegien erteilt wurden. Hauptsache war, dass die ge- 
samte griechische Nationalität unter die ausschliessliche zivile und 
kriminelle Gerichtsbarkeit des Patriarchen gestellt wurde. Die Person 


1) vide Theologische Studien und Kritiken. 1864. Pischon, Verfassung 
der or. Kirche in der Türkei, p. 287, Note. 


2) Ibidem p. 85. 
3) Le SEH O. Chr. I. Konstantinopolis. Gennadios. Gass. Gennadios 
und Pletho. Bresslau 1844. Pischon, Th. St. 1864. p. 87. Die Autlorde- 


rung und das Glaubensbekenntnis bei Kimmel, libri symbolici eccl. or. 
Jenae 1848 
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des Patriarchen wurde für unverletzlich erklärt und von jeder Kon- 
tribution befreit. 

Die Wahl des Patriarchen war ein ausschliessliches Recht der 
Christen, jedoch sollten an der Wahl nicht nur die Bischöfe, sondern 
auch die Laien (xotvóv xo) yévouc d. i. die ganze Volksgemeinde) 
teilnehmen 1). Der Patriarchalsynode, die aus 10 bis 12 Bischöfen 
unter dem Vorsitze des Patriarchen gebildet wurde, war die Zentral- 
verwaltung aller Angelegenheiten des Patriarchats anvertraut. Nur 
die Übertretungen politischer Natur waren der Jurisdiktion des 
Staates vorbehalten?), 

Bezüglich der Wahl des Patriarchen finden wir auch kirchliche 
Verordnungen. »Pravila Tergovisteanä« ordnet z. B. an, dass bei der 
Patriarchenwahl mindestens 12 Bischöfe sich versammeln müssen 3). 


b) Die Weihe. 


Gennadios wurde unter allgemeiner Zustimmung gewählt, vom 
Sultan anerkannt und vom Erzbischofe von Heraklea unter grosser 
Assistenz geweiht. Dass die Weihe nach den alten Canones vorge- 
nommen wurde, ist daraus zu ersehen, dass auch im 17. Jahrhundert 
ähnliche Vorschriften Geltung hatten. In der »Pravila von Térgoviste« 
vom Jahre 1652 heisst es: »Warum erteilt der Herakleas die Weihe 
dem Patriarchen ?« 

Hört: »Tarigrad = Zarigrad (Konstantinopel) hiess vormals 
Byzantium. Metropolie und Erzbistum war Heraklea und der dortige 
Metropolit weihte die übrigen Bischöfe. Als Konstantin der Grosse der 
Stadt den Namen »Die Burg des Konstantin« gab, wollten auch die Väter 
sie als eine Königin unter den Städten ehren und machten den dortigen 
Bischof zum ökumenischen Patriarchen, damit er derselben Ehre teil- 
haftig werde, wie der von Rom. Diese neue Burg sollte auch »Neu- 
Rome heissen. Dem Bistume von Heraklea gaben der Kaiser und 
der Sobor der Bischöfe das Recht, den Patriarchen zu weihen und 
ein anderer Bischof soll nicht wagen, dies zu tun. Bei der Chirotonie 
sollen 12 Bischöfe teilnehmen, um die 12 Apostel zu versinnbilden. 
Im Falle dass der Herakleas durch Krankheit verhindert sei, oder 
zur Zeit der Erledigung des Thrones von Heraklea, erteilt die Chi- 


1) Die Privilegien bei M. Crusius, Turco-Graecia. Basil. 1589. p. 107—120. 

2) vide auch Walter, K.-R. p. 53. Vering, K.-R. p. 374. 

3) »Pravila von Térgoviste« oder »Pr. Térgovisteaní« ist in Térgoviste 
am 20. März (7160) = 1652 gedruckt. Kap. 6 p. 19 handelt über die Weihe 
des Patriarchen von Konstantinopel. 
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rotonie der von Caesarea oder der von Ephes oder ein anderer rang- 
ältester Erzbischofe. Fs wird auch ein Fall angeführt u. zw. von 
einem Sciliti in seinem Chronikon, dass ein Protosincel Stephan, 
Bruder des Kaisers Leo des Weisen, vom Metropoliten von Caesarea 
zum Patriarchen geweiht worden ist!). 


c) Die Bekanntgabe und Inthronisation. 


Auch bezüglich der »unvupa« finden wir in dieser »Pravila« 
einiges u. zw.: »Im Falle, dass der zum Patriarchen Gewählte be- 
reits die bischöfliche Weihe hat, wird nur die »Bekanntgabe« vorge- 
nommen. Sie nehmen ihn von seinem niedrigen Platze und setzen 
ihn auf den hohen und grossen Patriarchalstuhl (wahrscheinlich in- 
nerhalb des Altarraumes) der heiligen und grossen Kirche. Nach der 
sunvupa« hält der Patriarch eine Dankrede. Hierauf nimmt der 
Herakleas den Patriarchalstab und reicht ihn dem Patriarchen, 
küsst ihm die Hand, führt ihn durch die Haupttüren des Altars 
heraus und setzt ihn auf den hohen und grossen Patriarchalstuhl 
(wahrscheinlich im »Naos«), worauf man »Tóv deornörn xai 'Apytepéa 
nu@ve singt, er aber alle Anwesenden segnet ?).« 

Es scheint also, dass an der Bekanntgabe, Investitur und In- 
thronisation der Sultan, da er nicht der ehristlichen Religion ange- 
hórte, nicht in der Weise teilnahm, wie früher die christlichen 
byzantinischen Herrscher. 


S 17. Die weiteren Verhältnisse unter der türkischen Herrschaft. 


Gleich zu Beginn der türkischen Regierung waren die Verhält- 
nisse der christlichen Glaubensgenossen noch leidlich. Die Wahl des 
Patriarchen wurde, wie wir bereits gesehen haben, in der herkómm- 
lichen Form vorgenommen, und der Vorgang bei der Wahl der 
Hauptsache nach von der türkischen Regierung anerkannt?). Diese gute, 
von Mohamed IT. eingesetzte Ordnung dauerte aber nicht lange. Schon 
Gennadios musste auch die Kirche der 12 Apostel preisgeben, die 
in eine Moschee verwandelt wurde und die »uovn cc mappaxa- 
piatove 4) beziehen. Im Laufe der Zeit verloren die Christen, nament- 
lich durch die Gewalt der Janitscharen, auch jede Freiheit in der 
Kirche. Die Willkür der Sultane nahm in allen Dingen überhand 


I) Pravila ibidem. Anmerkung. 

2) Pravila. ibidem. 

3) vide den Artikel diesbezüglich in »Hrist. &tenije« des Mila, p. 108—111; 
auch Mila, K.-R., übersetzt von Pessit, p. 299 Note 14. 

4) ein unansehnliches Kloster am »goldenen Horn«, im Stadtviertel 
Phanar, wo der Patriarch noch jetzt residiert. 
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und verschonte selbst die Wahl des Patriarchen nicht. Die Pa- 
triarchen wurden meist nach dem Willen der Pforte geradezu er- 
nannt und vom Sultan mit den Insignien investiert 1). Die Wahl 
durfte nur nach erhaltener Erlaubnis der Pforte von der Patriarchal- 
synode vorgenommen werden. Der Gewählte musste von der 
Pforte bestätigt, mit dem Kaftan bekleidet und hierauf inthronisiert 
werden ?). Die Wahl ging aber, trotzdem es hiess, dass die Pa- 
triarchalsynode sie vornehme, nicht regelrecht vor sich, sondern in 
den meisten Fällen unter dem Einfluss der Pforte, welche sich in 
sehr vielen Fällen sogar bestechen liess. Die lange Serie der Pa- 
triarchen 3), die bald nach ihrer Einsetzung wieder abgesetzt wurden, 
bezeugt diese traurige Tatsache. 

Der hohe Klerus war auch sittlich entartet und unfähig, die 
Rechte seines Volkes würdig zu vertreten. Die Volks- und Glaubens- 
genossen waren verkommen und suchten durch Intriguen und 
Schmeicheleien sich die Gunst der Pforte zu gewinnen. Daher kam 
es, dass selbst Gennadios, von seinen Volksgenossen beim Sultan ver- 
leumdet, in das Kloster »St. Johannes des Vorläuferse und später 
in das Kloster »Vatopedie, das zu den Klöstern des Athosgebirges 
gehört, sich zurückziehen musste*) Dem Joasaph I., Patriarch in 
den sechziger Jahren des 15. Jahrhunderts, wurde der Bart mit 
Gewalt rasiert, weil er eine unkanonische Trauung nicht zuliess. 
Die Trapezuntischen Adelsfamilien verleumdeten den Markos Xylo- 
karabas beim Sultan, indem sie ihn fälschlich der Simonie anklagten. 
Um einem der Ihrigen, dem unwürdigen Mönch Simeon zum Patriar- 
chate zu verhelfen, boten sie freiwillig für seine Ernennung 1000 Du- 
katen an. Damit wurde die türkische Regierung auf eine wichtige 
Einnahmsquelle für ihre Finanzen aufmerksam gemacht. Dionysius II. 
zahlte schon 2000 Dukaten. Raphael verpflichtete sich, jährlich je 
2000 Dukaten zu entrichten; da er dies aber einzuhalten nicht im 
stande war, wurde er mit eiserner Kette am Halse durch die Stadt 
geführt. Joachim zahlte 3000 und Pachomius 3500 Gulden für die 
Ernennung). Die Lage der Christen wurde immer trauriger. Diese 
ungünstigen Verhältnisse dauerten so lange, als die türkische Re- 
gierung in der Blüte stand. Als aber im 18. Jahrhundert die Macht 
der Türken geschwächt wurde, wagten auch die Christen an die 


1) M. Crusius, T. G. VIII. p. 107—109. Leo Allatius, De perp. cons. 
eccl. or. et occ. lib. III. Cap. 8 n. 2. Silbernagl, 8 5. Verina, K.-R. p. 506. 

2) Crusius Allatius etc., bu et Walther, K.-R. p. $42 Note 6. 

3) siehe Le Quien, O. Chr. . p. 912—390. 

4) Heineccius I. p. 47 ff. 

9) siehe Pischon, Th. Stud. 1864 p. 91, M. Crusius, Le Quien etc. 
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Verbesserung ihrer Lage zu denken. Der Patriarch Samuel (1764 
bis 1780) setzte bei der Pforte durch, dass die Ein- und Absetzung 
des Patriarchen, sowie die Verwaltung der Kirchenangelegenheiten 
unter die Kontrolle eines Kollegiums, der »Gerusia« !) gestellt wurde. 
Im übrigen aber dauerten die traurigen Zustände fort und zwar bis 
zum Beginne des 19. Jahrhunderts, wo sich eine entscheidende 
auf die Besserung der Lage der Christen im türkischen Reiche ge- 
richtete Bewegung geltend machte. Die Staaten Europas nahmen 
sich der Christen in der Türkei an, und die Pforte sah sich ge- 
nötigt, Reformen im Staate durchzuführen. Die reformatorische 
Tätigkeit fing nach der Unterdrückung des Janitscharentums 1826 
an. Diese Tätigkeit blieb aber ohne Erfolg, weil Mahmud von Hass 
gegen die Christen erfüllt war. Im Jahre 1821 liess Mahmud den 
Patriarchen Gregor XX. mit vielen anderen Bischöfen an den Pforten 
des Phanars aufhängen ?) und nährte den fanatischen Sektenhass, mit 
dem die Christen sich untereinander verfolgten, mit grosser Vorliebe. 


Erst nach dem Tode Mahmuds und der Thronbesteigung des 

16jährigen Abdul Medschid zeigten sich in der Tat die unter Mahmud 
ohne Erfolg gebliebenen Reformen ausführbarer. Am 2. November 1839 
wurde der »Hattischerif von Gülhane« publiziert, mit dem die Gleich- 
berechtigung jedermanns, ohne Unterschied der Konfession, und die 
Freiheit jedes Glaubensbekenntnisses feierlich anerkannt wurde. In 
diesem Hattischerif, der in Anwesenheit der Gesandten der christ- 
lichen Mächte den Grossen des Reiches, dem griechischen, armenischen 
und dem arm.-kath. Patriarchen, wie auch dem Chamcham-Baschi 
der Israeliten vorgelesen wurde, hiess es: »Die kaiserlichen Be- 
willigungen erstrecken sich auf alle unsere Untertanen, welcher Reli- 
gion oder Sekte sie auch angehören mögen; sie sollen sich derselben 
ausnahmslos erfreuen?). Auf Grund dieses Hattischerifs wurde ein 
Reichsrat »Tanzimat« gebildet, in dem auch die vier nichttürkischen 
Nationen Sitz und Stimme hatten. Durch diesen Hattischerif war 
schon ein grosser Schritt zur Besserung gemacht. 


Am 6. Juni 1853 wurde ein neuer Hattischerif erlassen, der 
die Verfügungen des Hattischerif vom 2. Nov. 1839 bestätigte und 


1) Die Gerusia bestand aus 6 Bischöfen der hl. Synode, 2 Adeligen, 
2 Kaufleuten oder Handwerkern. Das Patriarchatssiegel wurde in 4 geteilt; 
der Patriarch erhielt nur !/4 davon, damit man sich vergewissere, dass der 
Patriarch allein nichts unternehme. 

2) Pischon, o. c. 265 fl. 

3) siehe Pischon. o. c. p. 269. Christophilos Alethes, Die Lage der 
Christen in der Türkei. Berlin 1854. 2. 5. Brief und d. Anhang. 
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sogar die Notwendigkeit der Reform des inneren Lebens der Glaubens- 
bekenntnisse betonte. 

Deutlicher noch wurde die kaiserliche Absicht, allen Untertanen 
vollkommene Sicherheit in der Ausübung ibres Kultus zu erteilen, 
am 18. Februar 1856 ausgesprochen, als ein Hatti-Humajum heraus- 
gegeben wurde, wodurch das Verhältniss zwischen Staat und Kirche 
genau geregelt wird. Die christliche Kirche wurde auf die Inter- 
vention Englands, Frankreichs, Österreichs und Sardiniens unter den 
internationalen Rechtsschutz gestellt 1). 

Dieser Hatti-Humajum selbst lautet bezüglich der Reorgani- 
sation der Kirchenverwaltung wie folgt: »Im Namen des Sultans 
Abdul Medschid: Alle geistlichen Privilegien und Immunitäten, sämt- 
liche christliche Gemeinschaften oder sonst in meinem Reiche unter 
meinem Schutz bestehende nicht mohamedanische Riten, die ab an- 
tiquo, seitens Meiner Voreltern oder später zugestanden worden sind, 
werden bestätigt und sollen aufrecht erhalten werden. Jede christ- 
liche und sonstige nichtmohamedanische Religionsgesellschaft hat 
binnen einer bestimmten Zeit und mit Hilfe einer aus der eigenen 
Mitte gewählten Kommission, unter der Aufsicht der Hohen Pforte, 
die ihr eingeräumten Privilegien einer Prüfung zu unterziehen, die 
dem Zeitgeiste entsprechenden, notwendigen Reformen darzutun 
und dieselben der h. Pforte zur Genehmigung vorzulegen. Alle den 
christlichen Patriarchen und Bischöfen vom Sultane Mohamed II., 
sowie von seinen Nachfolgern verliehenen Privilegien sind mit der 
neuen Lage der Dinge und mit meinen (des Sultans Abdul Medschid) 
auf das beste Wohlergehen der christlichen Gemeinden gerichteten 
Bestrebungen in Einklang zu bringen. Nach der Revision der gegen- 
wärtig üblichen Art der Patriarchenwahl und gemäss den Vor- 
schriften des Fermans über die Investitur muss das Prinzip der lebens- 
länglichen Einsetzung der Patriarchen genau gewahrt werden. Die 
Patriarchen, Metropoliten, Erzbischöfe und Bischöfe werden beim 
Antritte ihres Amtes einen Eid nach dem zwischen der Pforte und 
den Vorstehern der betreffenden Religionsgesellschaften vereinbarten 
Wortlaut abzulegen haben. Alle geistlichen Abgaben, welcher Art 
sie sein mögen, haben aufzuhören und sind durch ein fixes, den 
Patriarchen, Bischöfen und den übrigen Mitgliedern der Hierarchie, 
je nach ihrer Stellung zuerkanutes Einkommen zu ersetzen, Das 
bewegliche und unbewegliche Vermögen der christlichen Kirche ist 
unantastbar. Die weltliche Verwaltung der christlichen und der 


1) vrgl. Milas, K.-R. übers. v. Pessië. diesbez. Art. 
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anderen Religionsgesellschaften wird unter die Oberaufsicht einer 
aus Mitgliedern des Klerus und aus Laien gebildeten Versammlung 
gestellt, welche von den betreffenden Gemeinden aus deren Mitte ge- 
wählt werdenc 1). 

Auf Grund dieses Hatti-Humajums ist auch gegenwärtig der 
Patriarch von Konstantinopel das geistliche Oberhaupt der ortodox- 
orientalischen Kirche und das weltliche Haupt der griechischen Na- 
tion?). Der Patriarch von Konstantinopel wusste sich im Laufe der 
Zeiten sein Ansehen noch mehr zu heben, denn er besass und be- 
sitzt zum grossen Teile auch jetzt noch nicht nur innerhalb seines 
Patriarchates eine sehr grosse kirchliche Machtvollkommenheit, son- 
dern er nimmt auch eine über dasselbe herausragende mächtige 
politische Stellung ein. Die Pforte lässt die orthodoxen Untertanen 
zum Gehorsam und zur Erfüllung ihrer Pflichten durch den Pa- 
triarchen und den ihm untergeordneten Klerus anhalten. Zu diesem 
Zwecke ist der Patriarch mit verschiedenen Privilegien, die in einem 
Berat angeführt sind, ausgestattet. So hat der Konstantinopolitanische 
Patriarch im türkischen Reiche, ausser der geistlichen Jurisdiktion 
über seine Glaubensgenossen und der von der türkischen Regierung 
zuerkannten weltlichen Jurisdiktion?), noch ein unbeschrünktes Be- 
steuerungsrecht $). 

Gegenüber den Patriarchen von Alexandria, Antiochia (Residenz 
Damaskus) und Jerusalem hat er keine besonderen und wesentlichen 
Rechte, ausser dass die drei Patriarchate durch das Patriarchat von 
Konstantinopel mit der Pforte verkehren 5), dass sie durch dessen 
Vermittlung die Anerkennungsurkunden (Berats) bekommen und dass 
sie die Hauptstadt ohne Bewilligung des Patriarchen und seiner 
Synode nicht betreten dürfen 6). 

Die Stellung des Patriarchen ist demnach vom grössten Ein- 
flusse auf die Administration des türkischen Reiches. Das ist auch 
ein Grund, weshalb die Pforte den Patriarchen so viel als möglich 


1) Milaë, K.-R. übers. von Pessié p. 130 ff. Pischon, Th. Stud. 1864. 
p. 272. Journal di Constantinopel 1856 Nr. 347. 

2) »Nation« hat eine staatsrechtliche technische Bedeutung. Mit diesem 
Ausdrucke werden im allgemeinen alle orthodoren Nationen: Griechen, Slaven, 
Romänen bezeichnet. vrgl. Eichmann, Die Reformen des osman. Reiches. 
Berlin 1858 p. 15. Silbernaal, Verfassung u. gegenw. Best. ... p. 7. Ubicini; 
La Turquie actuelle. Paris 1855. Introd. p. 9 ff. 

3) Silbernagl, Verfassung und gegenwärtiger Bestand sämtlicher Kirchen 
des Orients. 8 6. p. 12. 

4) Hergenröther, Kirchengeschichte. Bd. 2. 7 Per. $ 282; siehe Re- 
venuen des Patriarchats im Kanonismos, auch Silbernagl, l. c. $ 8. S. 16. 

9) Silbernagl, Verfassung . . ... p. 14 

6) s. auch Vering, K.-R. p. 376. 


234 Dr. Cotlarciuc, 


von ihr abhängig zu machen sucht und die Wahl nach Tunlichkeit 
beeinflusst. Die Wahl und Absetzung geschieht zwar durch die 
Synode, aber die Pforte mischt sich berufen und unberufen, durch Be- 
stechung und Willkür in dieselbe, wie die ganze Reihe der Patriarchen- 
wahlen und der Patriarchen-Ein- und -Absetzungen zeigt 1). 


Um die Mitte des 19. Jahrhunderts beabsichtigte die Pforte eine 
Reform in Patriarchatsangelegenheiten und forderte den Patriarchen 
von Konstantinopel auf?), einen Gesetzentwurf im Sinne des Hatti- 
Humajum für die innere Kirchenverwaltung zu verfassen. Die Auf- 
forderung seitens der Pforte geschah in Form einer Instruktion, in 
welcher die Pforte so manche Winke ihres Willens gab. Obgleich 
diese Instruktion schon in mehreren Zeitschriften 3) abgedruckt wurde, 
soll sie wegen ihrer Wichtigkeit und wegen mannigfacher Be- 
ziebungspunkte mit dieser Abhandlung hier wieder aufgenommen 
werden. Diese Aufforderung ist folgenden Inhaltes: 


»]. In Anbetracht der Festsetzung eines Artikels des Hatti- 
Humajum über die staatliche Gesamtreform, welcher verordnet, dass 
in einem bestimmten Zeitraume jede christliche oder sonst nicht 
muselmanische Religionsgemeinschaft diejenigen von ihren zu Recht 
bestehenden Privilegien und Immunitäten, deren Verbesserung der 
Zivilisation und Aufklärung unserer Zeit gemäss sein möchte, einer 
Prüfung unterwerfen soll; und dass diese Verbesserung durch be- 
ratende Versammlungen, die in den Patriarchaten unter Autorisation 
und Aufsicht der hohen Pforte einberufen werden sollen, zu erwägen 
und der hohen Pforte in Vorschlag zu bringen ist, um auf diese 
Weise die durch Mohamed II. und seine Nachfolger den christlichen 
Patriarchen und Bischöfen zugestandenen Machtvollkommenheiten mit 
der diesen Gemeinschaften neuerdings gewährten Stellung in Ein- 
klang zu bringen. 


1) Le Quien, Oriens Chr. 1. p. 312—350. 


e Dieser Auftrag ist in Form einer Instruktion in der »Presse d'Orient: 
1857 Nr. 302 abgedruckt. 

Die Originalausgabe ist in Konstantinopel 1888 erschienen unter dem 
Titel »Oôryiar uns bins ‚Kußepvriseg otakeisaı els Ta Matpiayeta sept te roi 
TANBATIILOD TV, NATA TTV Copy toU nep is yevociis toU Kpatovg Peàtrosewg ROOEX- 
dodevtog Ubekoù Aüxoxpaxo XOU data YLaTOg, Ev toig Iatprapy etots go yrpormdrsoneven 
&lOtxtov TTPOGUPLVEOY a xat eeh ttov xadrxbvrmv aUtiov. € 


3) wie im Journal von Konstantinopel, Presse d'Orient, Theologische 
Studien und Kritiken. 

In den Theologischen Studien und Kritiken ist sie in der Abhandlung 
» Verfassung der gr.-or. Kirche in der Türkei« von Pischon ins Deutsche über- 
setzt unter der Ueberschrift: Instruktion der hohen Pforte an das griechisch- 
orthodoxe Patriarchat zu Konstantinopel, mitgeteilt durch das Journal Presse 
d'Orient, Jhrg. 1857, Nr. 302«, angeführt. 
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In Anbetracht dessen, dass das Reglement über die Patriarchen- 
wahl in der Art verbessert werden soll, dass der Patriarch in der 
Tat, wie es der Patriarchats- Berat vorschreibt, auf Lebenszeit ge- 
wählt werde; 

In Anbetracht dessen, dass die Patriarchen, Metropoliten, die 
Stellvertreter der Bischöfe und die Oberrabiner nach einer Form 
beeidet werden sollen, die zwischen der hohen Pforte und den geist- 
lichen Häuptern der verschiedenen Gemeinschaften zu vereinbaren ist; 

In Anbetracht dessen, dass alle für den Klerus, unter was für 
Form und Titel es sei, in Gemässheit der Kanones oder in Gemäss- 
heit des Herkommens erhobenen Abgaben abgeschafft und statt 
dessen für die Patriarchen und Häupter der Kirchengemeinschaften 
ein regelmässiges Einkommen fixiert und dem übrigen Klerus ein 
billiges Monatsgehalt je nach dem Range und den Bedürfnissen 
jeder Exarchie ausgeworfen werden soll, ohne irgend wie an die 

Kirchengüter Hand anzulegen; 

In Anbetracht dessen, dass die Verwaltung bei den christlichen 
und anderen nichtmohamedanischen Kirchengemeinschaften einem 
Rate anvertraut werden soll, der von jeder derselben aus geistlichen 
und Laienmitgliedern zu erwählen ist; 

In Anbetracht dessen, dass dies alles kaiserliche Verordnung 
ist, — wird diesen Vorschriften gemäs ein besonderer provisorischer 
Ratskörper in dem griechischen, in dem armenischen, in dem katho- 
lischen Patriarchate, sowie bei dem Oberrabiner zusammenberufen 
werden. 

2. Zur Bildung des provisorischen Spezial-Conseils der griechischen 
Kirchengemeinschaft sollen die Patriarchen und Erzbischöfe sieben 
Bischöfe aus ihrer Mitte wählen, die demselben beitreten sollen. 
Diese sieben also gewählten Bischöfe sollen den klerikalen Teil des 
Conseils bilden. Sie alle müssen das Zutrauen der hohen Pforte 
und ihrer Kirchengemeinschaft, Kenntnis der religiösen und natio- 
nalen Angelegenheiten und grosse Geschicklichkeit und Rechtlichkeit 
besitzen. 

3. Die in der Hauptstadt zu erwählenden (Laien)-Mitglieder 
sollen zu 10 und 10 ernannt werden. Sie müssen sämtlich unbe- 
dingt türkische Untertanen sein. Man wird hierbei auf dieselbe 
Weise zu verfahren haben, wie man bisher bei Versammlungen 
wichtiger Angelegenheiten des Millet verfahren ist, z. B. bei der 
Patriarchenwahl. Wenn also in der Sitzung 20 Mitglieder erwählt 
werden sollen, so sind hievon 10 durch die Notabeln der Nation 
und 10 durch die Zünfte (esnat) dem kaiserlichen Gouvernement in 
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Vorschlag zu bringen, welches seine Auswahl treffen und die Ge- 
samtzahl auf 10 zurückführen wird, indem 5 von der einen und 5 
von der anderen Seite genommen werden. 

4. Die griechischen Notabeln jeder Kaza (Kreises), jedes Ejalets 
(Regierungsbezirkes), das in die Register des griechischen Millet ein- 
geschrieben ist, haben einen Mann aus ihrer Mitte zu erwählen, der 
türkischer Untertan und nicht nur frei von jedem Makel gegenüber 
dem Staate, seinem Vaterlaude und seiner Nation sei, sondern auch 
die Angelegenheiten des Landes gut kennen, daselbst Eigentümer sein 
und es seit mindestens 10 Jahren bewohnen muss. Der Erwählte 
wird mit einem Mazbata (Vollmacht) nach dem Hauptorte seiner 
Liva (Unterbezirk) geschickt. Die Notabeln der Liva haben sodann 
ebenso drei Männer, die die angegebenen Eigenschaften haben, zu 
wählen und sie zusammen dem Localrate vorzustellen, der in amt- 
licher Sitzung einen von ihnen auswählt und mit einem Mazbata 
nach dem Hauptorte des Ejalet (Regierungsbezirk) sendet. Endlich 
versammeln sich sämtliche nach dem Hauptorte des Ejalet Ent- 
sendeten in dem Medjlis (Provinzial-Regierungsbehörde) zusammen 
mit den Altesten, die ihrerseits ebenfalls die oben angegebenen 
Eigenschaften haben sollen, wählen einen Deputierten und schicken 
ihn nach der Hauptstadt. 

9. Der Patriarch soll den Vorsitz in dem provisorischen Con- 
seil haben. Ist er verhindert, so soll ein auderer von den geistlichen 
Mitgliedern prásidieren. 

6. Bei jeder Sitzung soll sich ein Kommissär der Regierung 
gegenwärtig befinden, der den Auftrag hat, von den Verhandlungen 
Kenntnis zu nehmen. 

7. Da die kirchlichen Canones und Glaubensbekenntnisse sich 
rein auf geistliche Dinge beziehen, wird man vermeiden, sich in Be- 
zug auf sie irgend eine Einmischung zu erlauben. 

8. Die Ernennung (310pvopóc) des Patriarchen hängt allein 
von der allerhöchsten kaiserlichen Willenserklärung ab. Da jedoch 
ein altes Privilegium die religiösen Häupter und Notabeln jeder 
Nationalität berechtigt, den Putriarchen zu erwählen, so muss diese 
den geistlichen Canones und reliyiösen Ordnungen jeder Nationalität 
streng entsprechende Wahl in einer Weise geregelt werden, die ge- 
eignet ist, die kaiserliche Regierung und die Nation sicher zu stellen. 

9. Wenn die Metropoliten und Bischöfe durch den Patriarchen 
erwälllt und mittelst eines Berats eingesetzt werden, so muss ihre 
Wahl gleichfalls den kirehlichen Canones und religiósen Ordnungen 
gemäss vollzogen werden; es soll aber zugleich auch eine solche 
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Form für die Erwählung derselben ausfindig gemacht und festge- 
stellt werden, welche sowohl der kaiserlichen Regierung als auch der 
Nation alle Sicherheit zu geben geeignet ist. 

10. Über den Modus, nach welchem die Synode zusammenzu- 
rufen und zusammenzusetzen ist, sind Nachforschungen und Fest- 
stellungen in Gemässheit der kirchlichen Canones und religiösen 
Reglements zu machen. 

11. Da, abgesehen von den geistlichen Angelegenheiten des 
Millet, auch für die Überwachung ihrer weltlichen Angelegenheiten 
ein Rat nötig sein wird, der aus den geistlichen Chefs und weltlichen 
Mitgliedern, die durch die Nation erwählt und durch die hohe Pforte 
bestätigt werden, zusammenzusetzen ist, so muss ein Modus, nach 
welchem dieser Ratskörper gebildet und seine Mitglieder gewählt 
werden sollen, in Beratung gezogen werden. 

12. Sowie die Angelegenheiten der allgemeinen Verwaltung von 
Natur aus der kaiserlichen Regierung zustehen, so gehören die geist- 
lichen Angelegenheiten den geistlichen Häuptern jeder Religions- 
gemeinschaft zu. Folglich müssen auch die zeitlichen Angelegen- 
heiten allein dem soeben erwähnten Rate unterbreitet werden, wie 
in dem vorigen $ gesagt ist. Und damit dieser Ratskörper sich in 
den rechten Schranken halte, ohne in die Befugnisse der Regierung 
oder die Gerechtsame der Nation überzugreifen, ist es nötig, seine 
Rechte zu prüfen und genau festzustellen. 

13. Da den geistlichen Oberen ein Gehalt bestimmt und die 
Rechte und Abgaben, die sie (bis jetzt) erhoben, abgeschafft werden 
sollen, so wird für den Patriarchen ein seinem Range und seiner 
Würde entsprechendes Jahreseinkommen festzustellen sein. Ebenso 
wird man mit den übrigen geistlichen Würdenträgern verfahren; ein 
jeder soll nach dem Verhältnisse seiner Funktionen und der Wichtig- 
keit der Nationalität, die er vertritt, besoldet werden. Der provi- 
sorische Conseil hat daher den von jedem Einzelnen bekleideteu Rang 
zu prüfen und das Gehalt, welches seiner Stellung entspricht, zu be- 
stimmen. 

14. Das Conseil wird ebenfalls die Steuerquote zu ermitteln 
haben, die jeder Laie zur Aufbringung des Gehaltes der geistlichen 
Oberen und zur Deckung der Kosten des Kultus und der Verwaltung 
beizusteuern haben wird. Ebenso hat sich das Conseil mit der Be- 
ratung über die Art und Weise, wie diese Quote verteilt und er- 
hoben werden soll, zu beschäftigen. Und da im Zusammenhange 
mit dieser Besoldungsangelegenheit auch ein Mittel ausfindig ge- 
macht werden muss, die Schuld der Patriarchats- und Milletskasse 
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sei es auf einmal oder allmählich zu tilgen, so soll das Conseil auch 
diese Frage sorgfältig erwägen und seine Entschliessung kund machen. 
Was die Unterstützung anbetrifft, welche die hohe Pforte hinsicht- 
lich der Erhebung der Abgaben, die das Volk zu zahlen haben wird, 
zu leisten haben dürfte, soll das Conseil gründliche Untersuchung 
anstellen und dann einen Bericht hierüber erstatten. 

15. Die infolge der Beratungen des provisorischen Conseils ge- 
fassten Beschlüsse müssen in Berichten formuliert und dann, nach- 
dem sie in dem Tauzimatsrat reiflich zur Erwägung gekommen, der 
hohen Pforte vorgelegt werden. Falls diese Berichte dann die kaiser- 
liche Bestätigung erhalten, wird ihr Inhalt in den Augen des 
Gouvernements konstitutives Gesetz sein für die Nationalität, durch 
welche sie vorgeschlagen sind. Mit Hinsicht hierauf ist es nötig, 
dass, wenn die Berichte, die das Ergebnis der Beratungen enthalten, 
eine einstimmige Billigung erlangt haben, diese Tatsache darin aus- 
drücklich bemerkt werden soll. Ist keine Meinungseinheit vorhanden, 
so sollen die Berichte die beiden hauptsächlichsten Meinungsver- 
schiedenheiten konstatieren. 

16. Da es keinem Mitgliede des provisorischen Conseils ver- 
stattet werden kann, seine eigene Ansicht oder die Beschlüsse des 
Conseils zu veröffentlichen, so soll der Patriarch die nötigen Mass- 
regeln treffen, um zu verhindern, dass in dieser oder sonst einer 
Beziehung durch die Conseilsmitglieder ein Verstoss begangen 
werde.« 

Aus dem Inhalte dieser Instruktion ist der Zweck hinreichend 
ersichtlich. Sowohl die Regierung als auch die Nation wollte die 
Wirkungs- und Machtsphäre der Hierarchie beschrinken. Die 
wichtigsten Angelegenheiten sollten einer Nationalversammlung 
vorbehalten werden. Die Hierarchie widersetzte sich aber auf alle 
möglichen Weisen gegen das Zustandekommen einer solchen ihre 
Macht beschränkenden Massregel. Aus diesem Grunde blieb die 
Instruktion resultatlos. Selbst ein zweiter Erlass im Jahre 1857 
hatte keine andere Wirkung als die Wahl der Nationalversammlung 
(Edvoouveievarc). Die Tätigkeit dieser Nationalversammlung begann 
zwar im Jahre 1858, aber ihre Arbeiten gingen äusserst langsam 
von statten. Die Zwietracht und Polemik standen in Blüte. In 
dieser Zeit kam auch das Bulgarische Schisma zustande 1). Die 
Gerusia wurde aufgehoben und die Geronten in ihre Bischofssitze 
fortgeschickt 3), Die Geronten hinterliessen einen Protest, in wel- 


1) vide Pischon, Th. Studien und Kritiken. 
2) Pischon a. a. O 
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chem sie besonders dem Patriarchen verschiedene Vorwürfe machten !), 
wogegen sich der Patriarch Cyrillus in einer sehr überlegten Weise 
verteidigte, die Geronten vollständig widerlegte und besonders die 
nicht apostolischen Privilegien der Gerusia als schriftwidrig und bis 
ins 18. Jahrhundert in den Canones und den kirchlichen Satzungen 
unbegründet darstellte ?). 

Aus diesem Grunde konnte auch die Nationalversammlung keine 
Tätigkeit entwickeln. Erst im Jahre 1860, als es nötig war, nach 
dem Rücktritte des Cyrillus eine Patriarchenwahl vorzunehmen, war 
die Nationalversammlung im Stande, einen Gesetzentwurf zu verfassen 
und der hohen Pforte zur Genehmigung vorzulegen. Im September 
1860 erhielt dieser Gesetzentwurf die Sanction des Sultans und 
wurde zum Reichsgesetze. 


$. 18. Das neueste Gesetz betreffend die Wahl des Patriarchen 
von Konstantinopel. 


Die im Jahre 1860 genehmigten und erlassenen Gesetze sind 
für die gegenwärtige Abhandlung von besonderer Wichtigkeit, da 
sie unter vielen anderen auch die Patriarchenwahl betreffende An- 
ordnungen enthalten. Dieselben sind unter dem Titel »xavovicpote 3) 
bekannt und enthalten auch tatsächlich 7 Kanonismen oder Kapitel: 

1. Über die Wahl und Einsetzung des Patriarchen; 

2. Uber die Wahl der Bischöfe; 

3. Über die Organisation der hl. Synode; 

4. Über den gemischten Rat; 

5. Über die Bezüge des Patriarchen und der Bischöfe; 

6. Über die Besoldung der Patriarchalbeamten und über die 
Bilanz des Patriarchats ; 

7. Über die Klöster. 

Da für die gegenwärtige Abhandlung die sechs letzten Cano- 
nismen zu besprechen als überflüssig erscheint, wird auch nur der 

erste, der über die Wahl und Einsetzung des Patriarchen handelt, 
berücksichtigt werden. 
a) Die Wahl. 

Nach diesem ersten Kanonismos*) wird die Wahl folgender- 

massen vorgenommen: 


1) Diese Anklageschrift ist in den Th. Studien 1864 p. 283. 

2) daselbst p. 283 auch die Verteidigung. 

3) Die neueste Ausgabe ist im Jahre 1888 unter dem Titel: Tevixol xa- 
veau zept OteuÜevaece tov ExxÄnTiactızwv xal Eivirwv npaypatrwv TV Úno TOv 
olnounevınov Bpévov Ötarelouyrwv ópUoOÓEcv Ypısrıavav ornxoov tjs A. Meyader6tatos 
tod YouAtévou’ Kovotavirà. 1888. 

4) Dieser erste Kanonismos zerfällt in drei Kapitel und die Kapitel in Artikel, 
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Im Falle der Erledigung des ökumenischen Stuhles tritt die 
»Synode der Metropolitene mit den Mitgliedern des »gemischten 
Rates« zusammen und wählt einen Stellvertreter zum Verweser des 
Patriarchats. Dieser Verweser soll aus der Mitte der Konstantino- 
politanischen Metropoliten genommen werden und soll die erforderlichen 
Eigenschaften und Fähigkeiten besitzen. Hierauf meldet diese Ver- 
sammlung der Metropoliten und Mitglieder des gemischten Rates der 
hohen Pforte die Sedisvakanz des Patriarchalstuhles und die vor- 
laufige Verwesung des Stuhles durch den gewählten Stellvertreter. 
Die hohe Pforte erlässt sofort die Verfügung hinsichtlich der Er- 
nennung und der Wirkungssphäre des Stellvertreters und hinsichtlich 
der im Sinne des Gesetzes vorzunehmenden Wahl des Patriarchen !). 

Nachdem diese Bestimmungen, wie erwähnt, vorschriftsmässig 
ausgeführt worden, werden an alle dem ökumenischen Patriarchate 
untergeordneten Metropoliten Briefe?) mit der Aufforderung geschickt, 
dass sie binnen höchstens 41 Tagen ein versiegeltes Schreiben nach 
Konstantinopel mit dem Namen desjenigen aus der Gesamtzahl der 
Bischöfe absenden, den jeder einzelne nach dem eigenen (Gewissen 
als den würdigsten und mit allen zum Empfange des Patriarchen- 
thrones erforderlichen Eigenschaften ausgestattet hält. Ausserdem 
werden Briefe an die 28 Eparchien 3) des Patriarchats geschickt, da- 
mit sie Sorge tragen, dass an dem für die Wahl bestimmten Tage 
je ein Vertreter des Volkes sich einfinde 4). 

Die Mitglieder der hl. Synode und alle sonst in der Hauptstadt 
befindlichen Metropoliten schreiben fünf Tage vor der Wahl in einem 
Briefe den Namen desjenigen, welchen jeder von ihnen für den wür- 
digsten Kandidaten hält. Der Brief wird versiegelt und zu denen der 
auswärtigen Bischöfe hinzugelegt 5). 

Fünf Tage vor dem angesetzten Termine der 41 Tage schickt 
der Verweser Einladungsbriefe an alle wahlberechtigten Kleriker und 
Laien. In dem Einladungsbriefe muss der Tag und die Stunde deut- 
lich angegeben werden. 

Am Wahltage selbst kommen alle Wahlberechtigten 6) zusammen 
und es wird eine Untersuchung vorgenommen, ob alle stimmberech- 
tigt sind. 


1) Turos éxloyñs. Art. 1. 

2) Ein solcher Brief steht im ’FxxAecuaotixov von Kaliphron. 1876. p. 6. 

3) Die 28 Eparchien im Kanonismos p. 7 und in dieser Abhandlung zu 
Ende des $ 18, 

4) T. e, Art. 3. 

5) T. e. Art. 3. 


6) Die Mitglieder der Versammlung vom J. 1867 im ’ExxAeotaotixov p. 8. 


re. Tr e EE EI: e, "` a EE = 
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Dann werden die Türen geschlossen und der Schriftführer mit 
zwei anderen Mitgliedern der Synode öffnen und zählen in Gegenwart 
aller die Wahlbriefe 1). 

Alle, welche Stimmen, seien es viele oder wenige, in den Wahl- 
briefen erhalten haben, sind als wählbare Kandidaten zu betrachten ?). 

Diese Kandidaten sind aber, da alle Briefe nur von Klerikern 
sind, nur Kandidaten der Kleriker. Falls also manche wahlbe- 
rechtigte Vertreter des Volkes ausser den bereits von den Klerikern 
aufgestellten Kandidaten auch noch andere würdige Männer zu Kan- 
didaten aufstellen 5), können diese ebenfalls als Kandidaten betrachtet 
werden, wenn mindestens ein Drittel der priesterlichen Wähler. zu- 
stimmt 4). 

Nachdem auf diese Weise die Kandidaten aufgestellt worden, 
werden in einem Verzeichnisse die Namen aller Kandidaten aufge- 
schrieben, vom Patriarchats-Verweser, von der Synode der Metropo- 
liten und von den Mitgliedern des »gemischten Rates« unterschrieben 
und dann öffentlich gesiegelt ^). 

Da aber der Patriarch nicht nur kirchlicher, sondern auch 
politischer Führer ist und damit er auch weltliche Angelegenheiten 
der Christen nebst den geistlichen ordnen könne, wird das Ergebnis 
der sowohl priesterlichen als auch weltlichen Obrigkeit bekannt ge- 
geben. Die hohe Pforte muss auch aus dem Grunde verständigt 
werden, weil es möglich wäre, dass sie irgend einen der Kan- 
didaten auszuschliessen sich bemüssigt finden könnte. Darum muss 
und wird sogleich das Verzeichnis der Kandidaten an die hohe Pforte 
geschickt 9). 

Wenn die hohe Pforte einen ausschliesst, setzt sie hievon das 
Patriarchat durch ein Schreiben (teoxepe) binnen 24 Stunden in 
Kenntniss, damit man die Wahl aus den übrigen vornehme ?). 

Nach Vidierung des Katalogs durch die hohe Pforte werden 
die Akteu an die Versammlung zurückgeschiekt und der Topoteretes 
verkündet das Gutachten der Pforte.  Hierauf wählt die ganze Ver- 
sammlung, Priester und Laien, drei Kandidaten aus der Zahl der 
von der Pforte nicht Ausgeschlossenen. Die Wahl ist geheim und 
die Stimmenmehrheit siegt 9). 

1) T. s. Art. 4. 

2) Art. B. 

3) Im Jahre 1876 wurden von den Laien die Metropoliten von Ungro- 
Wlachien, von Kyzikus, Philippopolis und Chios gewählt; aber von den geist- 
lichen Mitgliedern nicht anerkannt ['ExxAestastzov 1876. p. 10]. 

4) Art. 6. — 5) Art. 7. — 6) Im Jahre 1876 waren 17 Kandidaten. — 


7) Art. 8. — 8) Art. 9. Im Jahre 1875 wareu die drei Kandidaten: Gregorius IV., 
Anthim von Ephes und der Metropolit von Chalcedon. 
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Alle Mitglieder der Versammlung, seien sie Laien oder Kleriker, 
haben je eine Stimme 1). 

Sobald die drei Kandidaten gewählt worden, gehen alle Mit- 
glieder der Versammlung in die Kirche, wo nunmebr nur die Mit- 
glieder des geistlichen Standes unter Anrufung des hl. Geistes durch 
geheime Wahl nach dem Prinzipe der Stimmenmehrheit einen zum 
Patriarchen wählen 2). 

Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Verwesers 3). 

In dieser Weise ist die Wahl beendet, das Resultat wird der 
hohen Pforte berichtet und nachdem der Sultan den gewählten 
Patriarchen anerkannt hat, stellt sich der Neugewählte nach 
Aufforderung der hohen Pforte dem Sultan persönlich vor. Ebenso 
und zu demselben Zwecke geht er zur hohen Pforte und dann begibt 
er sich mit dem gewöhnlichen Gefolge *) in die Patriarchalresidenz, 
wo die Installation vorgenommen wird 5). 


b) Die erforderlichen Eigenschaften der Kandidaten. 


Als Kandidat für den Patriarchalstuhl kann derjenige betrachtet 
werden, der die erforderlichen Eigenschaften in seiner Person ver- 
einigt. Wie im christlichen Altertume werden auch jetzt von den 
Kandidaten alle guten Eigenschaften erfordert. Besonders wird durch 
den Kanonismos verlangt, dass der Kandidat das vorgeschriebene 
Alter habe, dass er aus der Gesammtzahl der Diözesanbischöfe sei — 
was früher nicht der Fall war — und dass er eine Eparchie tadellos 
und wenigstens sieben Jahre lang verwaltet habe). Dann soll der 
Kandidat politisch unbefleckt sein und Bildung besitzen. Gelehrt 
soll er unbedingt sein, wenn nicht allgemein, so wenigstens die 
Kenntnisse der wichtigsten kirchlichen Lehren und der Canones nach- 
weisen. Ferner soll er aus seinem früheren Leben als treuer Wächter 
der kirchlichen Dogmen und der heiligen Überlieferungen, als guter 
Anführer der rechtgläubigen Kirche, als guter geistlicher Vater aller 
jener, die seiner Kirche angehören, als ein wirklicher Einheitspunkt 
der ihm untergeordneten Metropoliten bekannt sein, da er jedermann 
mit Wort und Tat behilflich zu sein hat) 


1) Art. 10. 

2) fu 11. Im J. 1876 wurde Gregor VI. mit 12 Stimmen gewählt. 

3) Art. 12. 

4) Das Gefolge im J. 1867 war die Synode, der gemischte Rat, die 
Arnauten und die Volksmenge. 

5) Art. 13. 

6) havovisuor nposovra tou exAefiuov. Art. 1. 

7) daselbst Art. 2. 
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Der Patriarch muss ferner, da er ein grosser geistlicher Fürst 
der orientalischen Kirche ist und über alle im kaiserlichen Berat 
Mohamed II. aufgeführten Privilegien zu wachen hat, und in ge- 
wissen Beziehungen das Mittel (tò uécov) der Regierung bei der Ans- 
führung ihrer Befehle ist, sich des vollen Vertrauens sowohl der Re- 
gierung als auch des Volkes erfreuen. Zum Schlusse ist noch als 
Bedingung sine qua non zu erwähnen, dass der Neugewählte seiner 
Abkunft nach ein türkischer Untertan sei 1). 


c) Mitglieder der Wahlversammlung. 

Wahlberechtigte Mitglieder der Wahlversammlung sind sowohl 
Kleriker als auch Laien. 

Von den Klerikern haben das Wahlrecht alle Mitglieder der 
bl. Synode und alle zufällig in Konstantinopel anwesenden Metro- 
politen. Der Metropolit von? Heraklea wird besonders eingeladen, 
teilzunehmen, da er nach althergebrachter Sitte den Patriarchalstab 
einzuhändigen pflegt ?). 

Von Laien sind Mitglieder: 

a) Drei Beamte des Patriarchats, unter ihnen der Grosslogothet ; 

b) die Mitglieder des gemischten Rates 3); 

c) drei Rangältere aus der ersten und zweiten Klasse, zwei Mit- 
glieder des Militärstandes und zwar vom Oberst aufwärts und 
drei politische Beamte; 

d) der Statthalter von Samos oder dessen Stellvertreter ; 

e) drei Vertreter der Donaufürstentümer ; 

f) vier berühmte Gelehrte; 

a) fünf Handeltreibende; 

h) ein Banquier; 

i) zehn aus den Genossenschaftsgruppen ; 

k) zwei aus den Vorstádten und der Meerenge (Bosporus); 

D Achtundzwanzig aus den Eparchien u. zw. Caesarea, Ephes, 
Heraklea, Kyzikus, Nikomedien und Nikáa, Chalkedon und 
Derke, Thessalonike, Ternovo, Adrianopel, Amasia, Joanina, 
Prussa, Pelagonia, Bosna, Kreta, Trapezunt, Larissa, Philip- 
popel, Serae, Smyrna, Mitylene, Varna, Widin, Sophia, Chios, 
Skopiä, Pisidia und Castamoni 4). 


1) daselbst Art. 3. 

2) Art. 2 der »xpoawrtxo; synuatiouos ths Éxloyixñs ouveheugemse. — 

8) Der »gemischte Rate ist aus 4 Erzbischôfen und 8 Laienmitgliedern 
zusammengesetzt. Ausserdem gehóren hinzu 2 Schriftführer, welche griechisch, 
türkisch, bulgarisch und gallisch verstehen müssen. vide Kavomsuo p. 37. 

4) daselbst Art. 3. d 

16 
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$. 19. Die Besetzung des Patriarchalstuhles im Jahre 1867 
durch Gregorius VI. 


a) Die Wahl. 


Einige Beispiele werden uns die oberwähnten Gesetze näher 
beleuchten. Nach den bestehenden Gesetzen ist der Patriarchalstuhl 
seit 1860 stets besetzt worden. Am 4. Dezember 1866 wurde der 
Patriarchalstuhl nach dem Patriarchen Sophronius!) frei und der 
Synodalmetropolit von Korytsas Neophyt zum Verweser des erledigten 
ökumenischen Thrones gewählt. Dieser erliess am 13. Dez. 1866 an 
alle dem ökumenischen Patriarchalstuhle untergeordneten Metro- 
politen ein Synodalschreiben 2), mit welchem der Verweser alle 
Bischöfe, welche dem Patriarchalstuhle untergeordnet waren, auf- 
fordert, im Sinne des Kanonismos®) binnen 41 Tagen die Wahlbriefe 
und am Wahltage je einen Vertreter zu entsenden. Dies taten auch 
alle Bischöfe. Die Wahlversammlung für die Wahl der Kandidaten 
wurde vom Topoteretes auf den 3. Februar 1867 einberufen und 
unter seinem Vorsitze am festgesetzten Tage abgehalten. Zu- 
erst wurde die Entsieglung der eingeschickten bischöflichen Wahl- 
briefe (72 an der Zahl) durch die gewählten Skrutatoren 4) ange- 
sichts der 60 Metropoliten und mehr als 60 Laien vorgenommen. 

Es wurden 17 Kandidaten gewählt’). Die 17 waren also die 
für den im Jahre 1867 zu besetzenden Patriarchalstuhl vorge- 
schlagenen Kandidaten. Die von den Laien vorgeschlagenen Kan- 
didaten wurden nicht anerkannt. Der Katalog mit den 17 Kandi- 
daten, unterfertigt von der Synode und dem gemischten Rate, wurde 
laut den Bestimmungen des Kanonismos®) der h. Pforte zur Ein- 
sicht und Genehmigung vorgelegt. 

Am Sonntag abends wurde von der hohen Pforte der Katalog 
mit dem Bemerken, dass alle Kandidaten angenehm seien (rapa ti 
Kußepvnosı stot navtec Öextot), zurückvermittelt. Aus dem teoxsps des 


1) vide Gedeon, Ilivaxes zatcıapf, p. 703; siehe auch Matha. 

2) Das Schreiben seinem ganzen Inhalte nach ist in Kallifronos, Fx- 
nlegtagttauv Acıtıov zu finden. 

3) T. e. Art. 2. 

4) der Metropolit von Pelagoneia und Herr Karatheodore. 

5) Das Wahlergebnis war folgendes: Der Bischof von Pelagoneia erhielt 
12 Stimmen, Patriarch Gregorius 10, der Bischof von Derke 10, der Bischof 
von Nikäa 9, der frühere Patriarch 8, der Patriarch von Ephes Anthim 5, der 
Bischof von Phanariopharsal 4, der Bischof von Chalkedon 3, der Bischof von 
Thessalonike 3, Raskopresrenes 2, der Patriarch Anthimos der Byzantier 1, der 
Patriarch Kyrillos I, der Verweser 1, der Bischof von Mitylene 1, der Sınyrnär 1, 
der Proistos von Rhodos 1 und der Bischof von Kreta 8 Stimmen. (siehe 
Kallifron. o. c.). 

6) Art. 7 
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Fuat Pascha ist noch ersichtlich, dass er die Versammlung auf- 
forderte, die Wahl gesetzlich und im Sinne des Kanonismos vorzu- 
nehmen und einen zu wählen, der nicht nur gottesfürchtig, sondern 
auch gelehrt, in gutem Ansehen und dieser hohen Stelle würdig sei !). 

Hierauf schickte man an alle Wahlberechtigten Einladungs- 
briefe zur Wahlsitzung, welche am 10. Februar in Anwesenheit von 
74 Mitgliedern, von denen 18 Kleriker waren, im Patriarchats- 
synodalsaale stattfand. Den Vorsitz führte der Verweser. Nach einer 
kurzen Ansprache des Vorsitzenden und nach Verlesung des teoxepe 
in türkischer und griechischer Sprache schritt man zur Wahl. Im 
Ternovorschlage der Wahlversammlung erschienen jene drei Bischöfe, 
welche die meisten Stimmen hatten, nämlich: 1) Gregorius VI, 
2) der Bischof von Chalkedon und 3) der Bischof von Ephes?). 

Unmittelbar darauf begaben sich die Kleriker in die Kirche 
des hl. Grossmärtyrers Georg und nahmen die engere Wahl vor. 
Bei dieser geheimen Wahl wurde Gregorius VI. mit 12 Stimmen 
gewählt. 

Sobald das Ergebnis bekannt wurde, wiederhallte die Kirche 
von Rufen: si äcum ý 0pOoëoëtae 9). 

Eine Deputation von 3 Klerikern und 3 Laien begab sich her- 
nach zu der hohen Pforte 4), um das Ergebnis der Wahl mitzuteilen. 
Gleichzeitig begaben sich die Synode, der gemischte Rat und das 
Volk mit den Arnauten an der Spitze zum neugewählten Patriarchen, 
um ihn zu beglückwünschen. Auf eine kurze Anrede des Metropoliten 
von Derke dankte der greise Patriarch und erklärte sich bereit, das 
hohe aber schwere Amt wieder anzunehmen. 

Alle Mitglieder der Wahlversammlung wurden verständigt, dass 
Gregorius das Patriarchat mit Zustimmung der Kirche und des 
Volkes annehme 5). 


1) das ganze tesxepe ist in Kallifron. o. c. p. 10. 


2) Die Stimmen verteilten sich auf die Kandidaten folgendermassen: 
Gregorius erhielt 52 Stimmen; der Metrop. von Chalkedon 45, der Patriarch 
von Ephes 41, der Bischof von Derke 34, Joakim 29, der Bischof von 
Pelagoneia 24, der Bischof von Thessalonike 22, der Proistos von Rhodos 20, 
der Bischof von Nikäa 19, der Bischof von Kreta 18, der Bischof von Phana- 
riopharsal 16, Anthim der Byzantier 16, Raskopresrenes 14, Kyrill von Amasia 
10 Stimmen. Kallifron. o. c. p. 11. 

3) idem p. 12. ` 

4) u. zw. dem Minister des Ausseren Fuut Puscha. 

5) Derselbe Gregorius VI. war schon von 1834—40 und zw. 6 Jahre und 
5 Monate Patriarch. (Matha, Gedeon). Hierauf folgte Anthim IV. u. d. V., 


Meletios III., Germanos IV., Anthim VI. (z. 2tenmale), Kyrill VIL, Joakim IL, 
Sophronius III. 
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b) Die Installation. 

Am 16. Februar (also 5 Tage nach der Wahl) um 6 Uhr 
türkisch !) (also mittags) begab sich einer der höheren Offizialen 
des äusseren Chores, nämlich der Siegelbewahrer, in das in der Nähe 
des Bosporus befindliche Haus des neugewählten ökumenischen 
Patriarchen Gregorius VI. und verkündete ihm, dass er, der Siegel- 
bewahrer, bestimmt sei, ihn nach althergebrachtem Usus zum 
Herrscher zur Aufwartung zu begleiten. Ausser dem Siegelbewahrer 
begleitete den Patriarchen zunächst auf demselben Wagen (Aua&r,) 9) 
Kir. J. Musuros als Dolmetsch. Dann begleiteten ihn der Leiter 
der grossen Schule, andere hohe Persönlichkeiten und einige Reiter. 

Beim Sultan erwarteten ihn auch andere Metropoliten und 
Notabeln. Empfangen wurde der Patriarch vom Einführer der Ge- 
sandtschaften (eionyntnc tv npeoßewv) Seiner Excellenz dem Kamil 
Bej?). Dieser führte den Patriarchen in die Empfangshalle, wo ibm 
Pfeife und Kaffee (toırouxıa xat xagpèc) mit der grössten Ehrfurcht 
und Achtung und mit kaiserlicher Geziemtheit (Boouanc perado- 
mpenetac) gereicht wurde *). 

Als die angesagte Stunde der zu erteilenden Audienz schlug, 
machten sich der Patriarch, 2 Erzbischôfe und der Dolmetsch bereit 
und gingen vom Kamil Bej geleitet näher. Ihnen entgegen kam 
auch Seine Excellenz der Emil Bej, der Sekretär des Sultans. Nach 
einigen Momenten wurden die Türen des kaiserlichen Gemaches ge- 
öffnet und die Geladenen schritten langsamen Schrittes vor. Gleich- 
zeitig erschien von der entgegenstehenden Türe auch der Sultan, in 
kaiserlicher Pracht und Würde ihnen entgegenkommend. Gleich be- 
grüssten alle den Sultan in gewohnter Weise mit dreifacher Ver- 
beugung. Hierauf redete der Patriarch den Sultan mit einer sorg- 
fältig ausgearbeiteten Ansprache in griechischer Sprache an, worauf 
der Dolmetsch Musuros die Ansprache des Patriarchen ins Türkische 
übersetzte. Der Inhalt der Anrede des Patriarchen war beiläufig 
folgender 5): 


1) Die Türken beginnen die Stunden vom Sonnenaufgang an zu zählen. 

2) Der Ausdruck zu25n wird mit Absicht gebraucht und bezeichnet be- 
sonders bei Homer, wo er öfters vorkommt, einen vierrädrigen Wagen, gewöhn- 
lich mit Rindern und Maultieren bespannt (Odysee 9. 241). 

3) Bej (Bey, Bei) d. h. Herr ist bei den Türken ein dem Namen ange- 
hängter Titel, der den Söhnen der Paschas, den höheren Beamten, wie auch 
den Militärbeamten, vom Oberstenrang aufwärts, dann aber angesehenen Aus- 
ländern beigelegt wird. Der Titel steht dem Range nach zwischen Effendi und 
Pascha. siehe Brockhaus, Art. Bej. 

4) Kallifron, Eccl. 1867. p. 17. | 

5) Der griechische Text ist in Kallifrons oberwähntem Ecclesiasticon 
p. 17 zu finden. 
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Als höchster Fürst des Urbildes der orientalischen Kirche bin 
ich stets dein unterwürfigster und treuester Untertan. Die Väter 
ıneiner Kirche haben immer in den schweren Zeiten eine grosse 
Stütze gehabt in dem Schutze der Otomanischen Dynastie, unter 
welcher die von uns von allem Anfang an angenommene Lehre sich 
unversehrt erhalten hat. Ich habe amtiert als Patriarch unter der 
ruhmvollen Regierung deines unvergesslichen, berühmten und viel 
gepriesenen Vaters. Nach seinem Tode hatte ich das Unglück durch 
(zufällige), äussere Umstände entsetzt zu werden. Niemals aber 
habe ich meine frommen Gebete für deine Dynastie an Gott zu 
richten aufgehört und nun habe ich erlebt, der Gnade und Erbarmung 
deiner Allmacht teilhaftig zu werden. Jetzt bin ich in der Lage, 
auch dem Sohne meines edlen Wohltäters, vor ihm niederfallend, 
zur berzlichsten Dankverpflichtung verbunden zu sein. Von Deiner 
Allmächtigen Majestät berufen, zu der von mir vor 27 Jahren ver- 
walteten Patriarchie, nehme ich sie jetzt als Greis, von Schwäche 
überfallen, wieder in Besitz, aus keinem anderen Grunde, als zu 
dem einzigen Zwecke, um vor dem Ende meines Lebens das zu voll- 
bringen, woza ich mich verbunden fühle, nämlich die Herzen meiner 
Herde nach Möglichkeit an deinen Thron zu fesseln mit starken 
Banden und meiner Kirche den alten Ruhm aufrecht zu erhalten, 
den sie sich ununterbrochen durch vier Jahrhunderte unter der 
starken Ägide deiner unvergesslichen Vorfahren erworben hat. 

Hoch mögest Du, mächtigster und wohlwollendster Herrscher 
auf deinem unabhängigen Throne unter dem Schutze des alles be- 
herrschenden Gottes lange und glücklich leben und jeden guten Vor- 
satz deines Herzens und jede philantrope Unternehmung glücklich 
vollbringen. Mögest Du leben zum Wohle deiner treuen Untertanen. 
Hoch mögest leben! Hoch! Amen! 

Der Sultan hörte dies freundlich an und antwortete: 

Die Wohlfahrt meines Volkes ist meine erste Sorge. Ausser 
dem Wunsche, dass meine Völker sich wohl befinden, halte ich sehr 
viel darauf, dass sie ihre Religion bewahren und ihre religiösen 
Pflichten erfüllen. 

Nach einem kurzen Dialog!) zwischen dem Patriarchen und 
dem Sultan händigte letzterer dem neugewählten Patriarchen den 
Orden »Medziete« ein, worauf der Patriarch nochmals dankend sich 
verabschiedete und bis zu den Toren ging, wohin ihm auch Kamil 
Bej entgegengekommen war. 


1) Kallifron. o. c. p. 19. 
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Hierauf bestiegen sie die Wagen und fuhren mitten durch die 
zahllose Menge zur Hohen Pforte, wo sie den ersten Besuch dem 
Ministerpräsidenten (rpwduroupyöc) Ali Pascha, den zweiten dem 
Minister des Ausseren (t&v B&wxepixüv üroupyöc), Seiner Hoheit 
Fuat Pascha, und den dritten dem Vorsitzenden des orientalischen 
Gemischten Rates, Seiner Hoheit dem Kamil Pascha, abstatteten. 
Die ganze Deputation bestand aus dem Patriarchen und den übrigen 
Metropoliten mit dem Dolmetsch E. Kleobulos, 17 Laienmitgliedern 
des grossen »gemischten Ratese und anderen, zusammen 35 Mitglieder, 
ausser der vollzähligen Patriarchalbegleitung !). 


Am wichtigsten war der Einzug des Patriarchen in die Patriarchal- 
kirche. Derselbe fand unter Hoch- und anderen Zurufen, Hände- 
klatschen und anderen Freudenäusserungen des enthusiasmierten Volkes 


1) Überall wurden Ansprachen gehalten. Beim Ministerpräsidenten hielt 
der Patriarch folgende Ansprache: 

Sehr bewegt über den zuvorkommenden und wohlwollenden Empfang 
meines des unterwürfigsten Untertanes bei seiner Majestät, meinem volks 
geliebten Herrscher. und nicht im Stande das mir innewohnende Gefühl der 
innigen Dankbarkeit in Worten genügend auszusprechen, begnüge ich mich dr 
mit, die Hohe kaiserliche Regierung dringend zu bitten, sie möge der Dolmetsch 
meiner Dankbarkeitsgefühle bei Seiner Majestät, meinem Wohltäter, sein. 

Der Ministerpräsident antwortete folgendermassen: 

Dem Beispiele der guten Gefühle unseres volksgeliebten Herrschers folgend, 
zeigen auch wir alle Bereitwilligkeit für das Glück unserer Untertanen. Ich 
will ein treuer Dolmetsch Euerer Dankbarkeitsgefühle bei Seiner Majestät set. 
Ich freue mich sehr über die glückliche Wahl Euerer werten Person. 

Nach einer nochmaligen Anrede des Patriarchen und einer. Antwort des 
Ministerpräsidenten begab sich die Deputation zum Minister des Ausseren, Foa 
Pascha, bei welchem der Patriarch etwas ähnliches wie beim Ministerpräst- 
denten sprach, hinzufügend, dass er sich glücklich schätze, an der Spitze der 
auswärtigen Geschäfte einen Mann zu finden, dessen bewährte Umsicht den 
ei. Nutzen eines jeden der beiden (Griechen und Türken) Völker zu schätzen 
versteht. 

Fuat Pascha antwortete folgendes: In Übereinstimmung mit dem 
Herrscherwillen legt die Pforte grosses Gewicht auf das Glück der Völker und 
besonders unserer Mitbürger der Romaer-Griechen. Dem Herrscher hat Gott 
sein Volk anvertraut, wegen der Verschiedenheit der Religionen aber stellt der 
Herrscher das »Nützliche« seiner andersgläubigen Untertanen der Sorge det 
kirchlichen Würdentráger anheim. Ihr übrigens seid als solcher einer der 
höheren Beamten des Kaisertums. Da aber die Religionsangelegenheiten 20 
meinem Geschäftskreise gehören, wollet mir freimütig jedes Bedürfnis Eueret 
Glaubensgenossen bekanut geben und Ihr werdet mich stets bereit finden. jeden 
Fall wünschenswert zu erledigen. Ich ersuche aber mir behilflich zu sein, denn 
ohne das Zusammenwirken der Vornehmeren unter den Glaubensgenossen des 
Patriarchen kann kein guter Vorsatz zu Ende geführt werden, weil alles gute 
durch Liebe und Eintracht bewirkt wird. 

Der Patriarch appelierte nochmals an das Wohlwollen des Fuat Pascha 
und verliess die Pforte. Begleitet wurde der neue Würdenträger, abgesehen 
von seiner Begleitung, auch noch von vielen Würdenträgern und Beamten 
der Hohen Pforte, von Reitern, von Wachleuten etc. bis zum Patriarchal- 

ebäude. Der Zug ging mitten durch die zahllose Menge, welche sich durch 
den fortwährenden Regen nicht schrecken und vertreiben liess. 

Vide Kullifrun. o. c. 20 Œ 
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statt. In der Patriarchalkirche wurde die Messe gelesen, nach wel- 
cher der Polychronios gesungen wurde und dann vom Patriarchen 
wie auch von Anderen Reden gehalten wurden 1). 

Nach dem Kirchengottesdienste wurde er in den Patriarchal- 
palast begleitet, worauf sich die verschiedenartigen Deputationen 
der Reihe nach vorstellten, um dem neuen Würdenträger ihre Glück- 
wünsche darzubringen ?). 


$ 20. Die jüngste Besetzung des Patriarchalstuhles im Jahre 1901. 


In derselben Weise wurde der Patriarchalthron mit den Nach- 

folgern des Gregorius VI. besetzt. So wurde er besetzt mit An- 
thim III. im Jahre 18715) am 5. September, mit Joachim II. 4) im 
Jahre 1873 am 23. November, im Jahre 1878 mit Joachim III. am 
4. October 5) und so weiter mit Joachim IV., Dionis V., Neophyt VIII, 
Antbim VII., Constantin V. und endlich vom letzten und gegen- 
wärtigen Patriarchen Joachim III. Letzterer wurde am 5. Mai 1901 
in der durch den Kanonismos festgesetzten Weise gewählt. Nach 
der Demission seines Vorgängers, Patriarchen Konstantin V., wurde 
zum Verweser der Metropolit Natanail von Brusse gewählt. Allen 
dem Patriarchate untergeordneten Erzbistümern wurden Schreiben 
mit der Aufforderung geschickt sowohl die für die Wahl be- 
stimmten Delegaten zu wählen, als auch in einem versiegelten 
Briefe den Namen des von jedem einzelnen Metropoliten würdig ge- 
haltenen Kandidaten zu senden. Die Liste der Kandidaten wurde 
hierauf am festgesetzten Tage zusammengestellt und der hohen 
Pforte geschickt. Die Liste enthielt 24 Kandidaten, von denen die 
Pforte sieben streichen liess ®). 

Mittels eines Erlasses wurde die von der Pforte genehmigte 
Liste bekannt gegeben und am 25. Mai (a. St.) 1901 die Wahl vor- 
genommen. Die Wahl fand im grossen Patriarchalsaale statt. Wahl- 
mitglieder waren die Patriarchalsynode, der gemischte Rat und die 
Delegaten der Untergeordneten der Patriarchie. Den Vorsitz führte 
der Verweser. Die Stimmen waren zersplittert, die meisten aber 
erhielten Joachim III., Polykarp von Varna und Konstantin von 


1) Kallifron. Eccl. 1867 p. 22 und ff. 

2) Alle Deputationen samt ihren Ansprachen und den Antwortreden des 
Patriarchen im Eccl. o. c. p. 34 ff. 

8) Gedeon, Ivaze; rato. p. 705. 

4) ibidem p. 706. 

5) ibidem p. 706, dessen Wahl aber auch in Kallifron's Eccl. 1879 
p. 38—41 angegeben ist. 

6) Die vollständige Liste in der Patriarchalzeitung »Exxdenastın) aAfdetae 
vom 25. Mai 1901. | | 
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Chios, welche auch im Ternovorschlage blieben. Die Patriarchal- 
synode begab sich mit diesem Ternovorschlage in die Patriarchal- 
kirche, wo sie in Anwesenheit des Volkes Joachim III. einstimmig 
wählte. Die Bekanntgabe wurde mittels einer vom Metropoliten zu- 
sammengesetzten Deputation, welche sich auf den Athosberg begab, 
wo der Neugewählte sich befand, vorgenommen. Am 11. Juni fand 
die Installation statt!) Nach den üblichen Besuchen beim Sultan 
und den Ministern ging er in die Patriarchalkirche und wurde 
unter grossem Enthusiasmus vom  Bischofe von  Heraklea in- 
stalliert, der ihm den Patriarchalstab überreichte und ihm nach einer 
Rede unter &&c-Rufen auf den Patriarchalstuhl setzte. Hierauf 
begab sich der neue Patriarch in die Patriarchalresidenz, wo er ver- 
schiedene Deputationen empfing ?). 


D. Schluss. 
a) Die Wahl. 


Wenn wir die Verfügungen des Kanonismos und die 2 Fille 
nochmals zusammen fassen, so ist die Art und Weise der Besetzung 
des Patriarchalstuhles in der Gegenwart klar. Der Patriarch, der 
auch den Titel Ethnarchis, d. i. Nationalhaupt führt, wird von der 
oberen Geistlichkeit der orthodoxen Kirche im ottomanischen Reiche 
gewählt. An der Wahl nehmen aber auch nur die Vertreter des 
orthodox christlichen Volkes der Türkei teil. Das Verfahren bei der 
Patriarchenwahl ist, wie wir gesehen haben, folgendes: Gleich nach 
der Sedisvakanz wird ein Verweser gewählt, der ein Synodalcircular 
an alle Bistümer des Patriarchates erlässt mit der Aufforderung, 
binnen 41 Tagen ihre Stimmzettel und am festgesetzten Wahltage 
je einen Diözesanvertreter zu schicken. Nachdem diese Wahlbriefe 
anlangen, wird eine vorbereitende Wahlsitzung in dem Patriarchats- 
synodalsaale einberufen, an der die Synode, der gemischte Rat und 
die Vertreter der Eparchien unter dem Vorsitze des Verweser teil- 
nehmeu. In dieser Sitzung werden die Wahlbriefe der Bischófe 


1) 'ExxX. «And. 1901, 18. Juni. 

2) vide 'ExxA, And. 1901, Mai u. Juni. Biserica ortodoxa romana. 1901, 
Mai. Telegraful romàn und viele andere Zeitschriften und Zeitungen beschüf- 
tigteu sich mit der letzten Besetzung. 
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öffentlich geöffnet und jeder, der eine Stimme bekommt, wird auf 
die Liste der Kandidaten gestellt. Ausserdem stellen auch die Mit- 
glieder der Wahlversammlung Kandidaten auf. Die Kandidaten 
müssen Bischöfe sein, da nur ein solcher sum Patriarchen gewählt 
werden kann!). Die so zusammengestellte Kandidatenliste wird der 
h. Pforte übersendet, welche binnen 24 Stunden dieselbe mit Aus- 
schliessung der ihr missliebigen Kandidaten zurück zu senden hat. 
Vor 40 Jahren hatte die Pforte dieses Recht nicht, aber anlässlich 
der Parteistreitigkeiten aus den Jahren 1860—1867 gelang es ihr, 
sich dieses Recht zu erwerben. Nach der Rückstellung der Kandi- 
datenliste kommt die Wahlversammlung wieder im Patriarchalsaale 
zusammen, wo jedes Mitglied drei Namen aufschreibt. Die drei, 
welche die meisten Stimmen erhalten haben, sind als endgiltige 
Kandidaten und als Ternovorschlag zu betrachten, aus denen die 
Synodalmitglieder in der Patriarchalkirche unter Anrufung des 
hl. Geistes einen in Anwesenheit aller nach Stimmenmehrheit wählen. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet der Verweser, der immer den 
Vorsitz führt. Die wichtigsten Momente bei der Wahl sind also 
folgende vier: 


1. die Kandidatenaufstellung, 

2. der Ternovorschlag, 

3. die eigentliche engere Wahl eines Patriarchen 
4. und die Sanktion seitens des Sultans. 


Das Recht Kandidaten aufzustellen, ist demnach in den Händen 
des höheren Klerus; denn das Recht der Laien, Kandidaten aufzu- 
stellen, ist ein mehr formelles, da die von den Vertretern der Laien 
aufgestellten Kandidaten nur dann als solche betrachtet werden 
können, wenn ihnen wenigstens ein Drittel des Klerus zustimmt. 
Der Pforte bleibt auch nichts anderes übrig, als gegen unliebsame 
Kandidaten ein Veto einzulegen. Die eigentliche engere Wahl steht 
in jeder Beziehung ausschliesslich dem Episkopate und nur die 
Sanktion des Patriarchen steht dem Sultan zu. Also die Vertreter 
des orthodoxen Volkes haben einen wirklichen Anteil nur an dem 
Ternovorschlage, an welchem sie sich mit gleichem Kechte beteiligen. 
Sonst ist die Teilnahme des Volkes an der Wahl des Patriarchen 
von Konstantinopel nur eine figürliche. Das Volk selbst beteiligt 
sich ao derselben nur durch die von ihm entsendeten Vertreter, direkt 


1) Silbernagl, Verfassung und gegenwärtiger Bestand sämtlicher Kirchen 
des Orients, Landshut 1865, p. 19. Ch. Muradgea d’Ohsson, Tableau general 
de l'empire Othoman. T. III. p.250. 
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aber nimmt es an der Wahl keinen Anteil. Die Ansicht Silbernagls 1), 
dass die Versammlung durch Akklamation und den Zuruf von »A&ıoc« 
den würdigsten bezeichnet, kann auf ein Missverständnis zurückge- 
führt werden. Es lässt sich das weder aus dem Kanonismos noch 
aus den angeführten Fällen deduzieren. Die Beteiligung des Volkes 
kann nur eine nach der Wahl durch die Bischöfe eintretende Freuden- 
äusserung oder eine Zeremonie bei der Chirotonie sein, sofern näm- 
lich Kleriker und Sänger nach dem aëtoc-Rufe des die Chirotonie 
spendenden Bischofs in &Étoc-Rufe einfallen. Ganz richtig wird von 
Silbernagl bemerkt, dass dies eine leere Formel sei, die an das uralte 
Wahlrecht oder hesser an den Wahlusus erinnern soll, da die Pa- 
triarchenwahl von den Mitgliedern der Synode und zum Teil von 
den Notabeln abhängig ist. 


b) Die Bekanntgabe, Investitur und Installation. 


Nach der Wahl geht eine Deputation und meldet das Wahl- 
ergebnis der Pforte. Von der Pforte wird ein Berat [Investitur- 
dekret] verabfolgt, in welchem die dem Patriarchen und der Synede 
zustehenden Rechte angegeben sind ?). Dieses Berat wird gewöhnlich 
mit einer grossen Geldsumme erkauft. Eine andere Deputation te- 
gibt sich zum Nengewählten, ihm das Resultat der Wahl bekannt 
zu geben und ihn zu ersuchen, die Wahl anzunehmen. Nachdem 
beides geschehen ist, geht gewöhnlich am zweiten Tage der neuge- 
wühlte Patriarch mit seiner Assistenz zum Sultan in Audieuz. wo 
er, nachdem ihm der Grossvisier das Berat einhändigt, vom Sultan 
beglückwünscht und anerkannt wird. Nach der noch aus byzan- 
tinischen Zeiten hergebrachten Sitte empfängt der neue Patriarch einen 
Kaftan®) und die übrigen Insignien. Hierauf erhält er vom Sultan 
auch ein weisses Pferd aus dem kaiserlichen Marstalle, auf welchem 
er bis zur Patriarchalkirche reitet*). Nach diesem hohen Besuche 
stattet er wieder mit seiner ganzen Assistenz auch Anderen Besuche 
ab wie z. B. dem Ministerpräsidenten, dem Minister des Ausseren ete. 
Am nächstfolgenden Sonntage begibt sich gewöhnlich der Ge- 
wählte im Festzuge in den Patriarchalpalast. Am Festzuge 
nehmen der Kapigi (Kapukechagiä, Trabant der Pforte), zwei Chargen 


1) Silbernagl, Verfassung . . . p. 10. 

2) Die im Berat enthaltenen Befugnisse sind verschiedenartig. vrgli. 
Vering, K.-R. II. Aufl. Freiburg i. Br. 1881. p. 629. Silbernagl, Verfassung 
p. 12. Eichmann, Die Reformen d. t. R. Berlin 1851. p. 23. 

3) ein langes Kleid. 

4) Heineccius, Abbild. d, a. u. n. griech. Kirche II. p. 386. 
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von der Leibwache des Sultans, der Sekretär des Grossvisiers, Ver- 
treter der Ministerien, der Miliz und aller übrigen Ämter. Im 
Patriarchalhofe empfangen ihn die versammelten Metropoliten und 
Bischöfe mit brennenden Kerzen. 

Vom Patriarchalhofe geht der neugewählte Patriarch, begleitet 
von der grossen Assistenz und von den Kirchenepitropen in die Pa- 
triarchalkirche. Vor dem Eintritt in die Kirche verliest der Sekretär 
das Berat, worauf der Zug sich in die Kirche begibt. Die Inthroni- 
sation wird durch den Metropoliten von Heraklea vorgenommen. 
Dieser führt den Neugewählten, nachdem er das vorgeschriebene 
Bekenntnis abgelegt hat, zum Patriarchalthrone, überreicht ihm den 
Stab und den Hut und setzt ihn dreimal unter &&tocz- Rufen auf den 
Patriarchalstuhl. Der Inthronisirende hält noch eine kurze Rede, 
worauf der Patriarch kurz antwortet. Es folgt hierauf die Liturgie, 
nach welcher der Patriarch die Gläubigen entlässt und selbst in den 
Patriarchalpalast geht, wo er die Deputationen empfängt. 

Die Einsetzung sollte nach dem Sinne des Hatti-Humajum 
eine lebenslängliche sein!). Trotzdem werden die Patriarchen ge- 
stürzt nach dem Belieben der Pforte. Das Recht des Sultans, den 
Patriarchen zu bestätigen, wäre an und für sich in der griechisch- 
orientalischen Kirche nicht antikanonisch ; ein solches bestand auch 
in der byzantinischen Zeit?) Wenn etwas zu beklagen wäre, so 
ist es vielmehr die Bestechlichkeit der massgebenden Faktoren. 

Zum Schlusse wäre noch zu erwähnen, dass der Patriarch von 
Konstantinopel gleich nach seiner Einsetzung alle übrigen orientali- 
schen autokephalen Bistümer, Erzbistümer und Patriarchate von der 
erfolgten Inthronisation verständigt und sie um die Kirchengemein- 
schaft ersucht. Dies geschieht beiläufig in folgender Weise: Der 
neueingesetzte Patriarch schildert gewöhnlich seinen bisherigen geist- 
lichen Lebenslauf, legt ein ausführliches Glaubensbekenntnis ab und 
ersucht die übrigen autokephalen Bischöfe, in Glaubens- und Liebes- 
gemeinschaft auch fernerhin zu verbleiben, Mit den üblichen Grüssen 
seinerseits und von Seite der ihm unterstehenden Synode an die Person 
und die Synode des Adressaten schliessen gewöhnlich die Patriarchen 
solche Anzeigen. Die Bischöfe, aa die sich der Patriarch gewendet 
hat, antworten auch in entsprechender Weise. Die Korrespondenz 
wird nicht direkt geführt, sondern mittelbar und zwar in alter Zeit 


1) Hatti-Humajum. Wenger, Beitrag zur Kenutnis des gegenwärtigen 
Zustandes der griech. Kirche. p. 81. Eichmann o. c. p. 22. 

2) Symeon von Thessalonika. vgl auch Mila, K.-R. übersetzt von 
Pessié p. 298 N. 12. 
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durch den Kaiser’), heutzutage aber durch die Ministerien der 
äusseren Angelegenheiten 2). 


1) vide Acta Patr. ed. M. et M. I. p. 20. 

2) Formulare solcher SE (in griechischer Sprache) sind abgedruckt 
in Synt. des R. u. P. V. p. 568 ff. — Leunclavii Jus gr.-rom. I. p. 158 ff. — 
Acta Patr. Mikl. u. Mall. I. p. 2. — ibidem p. 25. — Ein Erwiderungsschreiben 
ist in Acta Patr. I. p. 22. — Unter den Akten des Bukowiner erzbisch. Con- 
sistoriums sind auch mehrere derartige Anzeigen. Im J. 1897 hat der Patriarch 
Konstantin eine solche Anzeige an die Czernowitzer Metropolie geschickt. In 
diesem Schreiben, das der Patriarch selbst »ErıstoAn etpr,vixne nennt, wurde der 
Gruss an den Erzbischof vorausgeschickt, dann die Demission seines Vorgängers 
Anthim, seine Wahl, die Bestätigung seitens des Herrschers und die erfolgte 
Inthronisation angezeigt. Er gab auch dem Wunsche Ausdruck, dass in allen 
Kirchen Einheit in Allem herrsche und zum Schlusse ersuchte er den Erzbischof, 
für ihn zum Allmächtigen zu beten. 


| 


255 


II. Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Dekret, durch welches die neue Ausgabe des röm. Mar- 
tyrologiums approbiert wird. 


Praesens Martyrologiam novissime recognitum et auctum, Sacra 
Rituam Congregatio, probante Sanctissimo Domino Nostro Leone 
Papa XIII., imprimi decrevit per Typographiam Polyglottam Sacrae 
Congregationis de Propaganda Fide: statuitque ab aliis ubique loco- 
rum deinceps typis edi non posse nisi accedente auctoritate Ordinarii 
loci et omnino ad normam huius exemplaris.! 

Die 1. Maii 1902. 

D. Card, Ferrata, Praef. 
L.t8. D. Panici, Archiep. Laodicen., Secret. 


2. Lesung der hl. Messe in Kabinen auf den Schiffen. 


Folgende Erklärung zum Dekret vom 1. März 1902 (vergl. 
Arch. Bd. 81 (1902) S. 534), durch welches das Lesen der hl. Messe 
in Kabinen auf den Schiffen verboten wurde, besagt, dass das Ver- 
bot kein absolutes sei. 

Roma 13. Agosto 1902. 


Ill.me ac Rev.me Domine, 


Quod per Decretum S. huius Congregationis diei 1. Martii 
vertentis anni est cautum super celebratione missae in navibus, 
tantum respicit abusus illos qui orirentur, si in privatis cellulis 
viatorum, usibus vitae destinatis, indecenter offerretur augustissimum 
Sacrificium Missae. Non autem absolute celebratio in cellis prohi- 
bita est, quando adiuncta omnia removeant irreverentiae pericula. 
Quamobrem firmis manentibus Decreti praedicti praescriptionibus, 
velit Amplitudo Tua idem sincero sensu intelligere ac missionarios 
sine causa turbatos quietos facere. 

Ego vero Deum rogo ut Te diu servet ac sospitet. 

Amplitudinis Tuae addictissimus servus. 
Pro Emin. Card. Praefecto 
Aloisius Veccia, Secret. 


R. P. D. Ioanni B,Cazet 
Vic. Apost. Madagasc. Centr. 
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3. Dispensfakultät vom Impediment der geistlichen Ver- 
wandtschaft. 


(Dekret des h. Offiziums vom 3. Dez. 1902.) 


Wird in Rom die einfache »facultas dispensandi super impedi- 
mento cognationis spiritualise gewährt, so ist unter dieser Formel 
nicht die Dispensfakultät einbegriffen, welche sich auf die geistliche 
Verwandtschaft bezieht, die zwischen dem Spender der Taufe und 
dem Täufling kontrahiert wird, wie folgendes Dekret besagt: 


Decretum Supremae Congregationis S. O. circa facultatem dispensandi 
super impedimento cognationis spiritualis. 
Feria IV die 3. Decembris 1902. 

In Congregatione Generali S. R. et Univ. Inquisitionis proposito 
dubio: Utrum in formulis, quibus concedi solet facultas dispensandi 
super impedimento | cognationis spiritualis, comprehendatur | casus 
cognationis spiritualis inter baptizantem et baptizatum, in iisdem 
formulis non praevisus: Eminentissimi ac Reverendissimi DD. Car- 
dinales Inquisitores Generales respondendum decreverunt: Negatire; 
seu non posse, qui concessa per praedictas formulas facultate gaudet, 
super impedimento | cognationis spiritualis inter baptizantem e 
baptizatum dispensare; idque communicandum cum omnibus quorum 
interesse queat, atque in posterum expresse in formulis ediceudum. 
Si quae vero matrimonia cum huiusmodi dispensatione, vi earumdem 
formularum concessa forte hucusque contracta fuerint, ad omnem 
circa eorum valorem quaestionem dirimendam, supplicandum SSmo, 
ut eadem in radwe sanata declarare dignetur. 

Et sequenti feria VI, die 5 eiusdem mensis in solita audientia 
R. P. D. Adsessori S. Officii impertita, SSmus D. N. D. Leo divina 
providentia Pp. XIII. relatam Sibi Emorum Patrum resolutionem 
adprobare, et pro sanatione in radice iuxta eorum Emorum Patrum 
suffragia benigne annuere dignatus est, Contrariis quibuscumque 
non obstantibus. 

(Ex Arch. S. Congregationis de Propaganda Fide.) 


4. Gewinnung von Ablässen seitens der Taubstummen. 


Quamvis haec S. C. Indulgentiis Sacrisque Reliquiis praeposita, 
ut suppleretur impotentiae, qua surdo-muti detinentur recitandi preces 
ad lucrandas indulgentias iniunctas, iam providerit per Generale De- 
cretum diei 16. Februarii 1852. in quo edixit: »Quod si agatur de 
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privatis orationibus, proprii mulorum et surdorum confessarii valeant 
easdem orationes commutare in alia pia opera uliquo modo mani- 
festata, prout in D.no expedire iudicaverint« ; nihilominus Episcopus 
Chamberiensis animo revolvens surdo-mutos nunc perfectiori methodo 
esse instructos, ut ipsi facilius et uberiori spirituali fructu Indulgen- 
tias assequi valeant, sequens dubium huic S. Congregationi dirimen- 
dum exhibuit: 

»Utrum expediat, ut surdo-mutis, quin in singulis casibus ad 
proprium confessarium recurrant, per generale decretum gratia con- 
cedatur acquirendi Indulgentias, iniunctas preces signis, vel mente 
fundendo, vel tantum easdem legendo sine ulla pronuntiatione Pe 

E.mi Patres in generalibus Comitiis ad Vaticanum habitis die 
15. Julii huius decurrentis anni responderunt : 

Affirmative; et supplicandum SS.mo pro gratia, firmo manente 
decreto generali diei 16. Februarii 1852. 

In audientia vero habita ab infrascripto Card. Praefecto die 
18. Julii anni praedicti, SS.mus sententiam Emorum Patrum ap- 
probavit et petitam gratiam clementer elargitus est. 

Datum Romae ex Secr. eiusdem S. C. die 18. Julii 1902. 

S. Card. Cretoni, Praef. 
Pro R. P. D. Franc. Sogaro Archiep. Amiden., Secr. 
L. t S. Ios. M. Canonicus Coselli, Sub.tus. 


b. Stiftungen ad plas causas und die Rechte des Bischofs 
bezüglieh der Aufsicht über die Verwaltung derselben. 


Die Zeitschrift »Pastor bonus« brachte vor einiger Zeit folgen- 
den Rechtsfall, der von der rómischen Konzilskongregation zu Gun- 
sten des Bischofs entschieden wurde: Ein Priester hinterliess im 
Testamente eine Summe Geldes behufs Fundirung einiger Kaplaneien 
mit der besonderen Bestimmung, dass die Kapläne in ihrer Gesamt- 
heit die freieste Verfügung und Verwaltung haben sollten nicht min- 
der als er selbst, mit Ausschluss aller Rechte einer Einmischung 
von seiten des Bischofs oder des hl. Stuhles. Der Bischof verlangte 
nun, dass die Kapitalien bei ihm niedergelegt und ihm über die 
sonstige Verwaltung Rechenschaft erstattet werde, zumal auch Mess- 
rerpflichtangen zu erfüllen seien. Auf die Weigerung der Kapläne, 
sich seinem Willen zu fügen, legte er die Streitfrage der S. C. C. 
zur Entscheidung vor. Diese entschied zu seinen Gunsten. Unter 
den Gründen, welche der Consultor anführte, verdienen die folgenden 
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besondere Erwähnung. Ein Fall wie der vorliegende ist nicht allzu 
selten. Deshalb bestimmte das Tridentiner Konzil bereits in seiner 
22. Sitzung, Kapitel 9: »Sowohl die geistlichen als die weltlichen 
Verwalter einer jeden Kirchenkasse, ebenso von Kathedralen, Hospi- 
tälern, Bruderschaften, Almosenstiftungen, der Leibhäuser und von 
allen frommen Orten sollen gehalten sein, alljährlich dem Bischofe 
Rechenschaft über die Verwaltung abzulegen. Alle Herkommen und 
Privilegien für das Gegenteil seien aufgehoben. Wenn zufolge eines 
Herkommens oder Privilegiums oder irgend welcher örtlichen Ein- 
richtung die Rechenschaft anderen hierzu bestellten Personen abzu- 
legen ist, soll zu dieser auch der Bischof beigezogen werden, und 
anderweitig geschehene Befreiungen hiervon sollen den gedachten 
Verwalteru in keiner Weise zu gute Kommen: Ferraris erläutert 
diese Bestimmungen, gestützt auf einige Erklärungen der hl. Con- 
gregation dahin, dass die Bischöfe, auch wenn der Testator sie aus- 
drücklich von der Prüfung der Rechnungen ausschliesst, dennoch 
berechtigt sind, die Verwaltung zu überwachen und die Verwalter, 
im Falle sie es für notwendig erachten, zu entfernen befugt sind, 
wie sie auch von ihnen selbst in dem Falle Rechnungslegung fordern 

dürfen, dass der Verstorbene festgesetzt hat, sein Legat verliere seine 
Geltung, im Falle der Bischof sich in die Verwaltung einmische und 

Rechnungslegung von dem Administrator fordere. Das Gleiche er- 

klärt Fagnanus zum Capitel Tua nobis de festam. Auf die Frage, 

ob der Bischof, den der Akt der Stiftung von jeder Einmischung in 
die Verwaltung, der Visitation, Mahnung u. s. f. ausschliesst, im 
Falle der Nachlässigkeit seitens der Verwalter eingreifen dürfe, ent- 
schied die hl. Congregation: Ja, er darf es. Diese Entscheidung 
ward in der heiligen Concilscongregation am 10. Dezember 1695 
von neuem bestätigt. Der Grund hierfür ist, dass die Pflicht der 
Rechnungslegung eine von der höchsten Gewalt zum Besten der 
Allgemeinheit getroffene Massregel ist, weshalb ein privater Testator 
dieselbe nicht unwirksam zu machen vermag. Damit wird aber der 
Freiheit der Erblasser kein Eintrag getan. Wohl kann ein locus 
pius von der Visitation ausgenommen werden (Trid. Conc. 22. Okt., 
Kap. 8), aber nicht von der Verpflichtung. Rechnung zu legen; 
denn wie könnte der Bischof sonst sein Amt ausüben, die Ausführung 
frommer Legate zu überwachen? Nun ist zudem nach mehrfacher 
Entscheidung der hl. Congregation die Verpflichtung, Rechnung zu 
legen, eine geringere Last als die der Visitation des Bischofs, und 
in einem ähnlichen Falle entschied die S. C. C. am 6. Juni 1750, 
dass ein Hospital, welches der Visitation des Bischofs, nicht unter- 
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stand, dennoch, selbst gegen den Willen des Stifters, der Verpflich- 
tung unterworfen sei, Rechnung zu legen. 


6. Nachträglich begehrte kirchliche Einsegnung bereits ge- 
schlossener Mischehen. 


(Verordn. des Bisch. Generalv.-Amtes zu Breslau Nr. 401.) 


Über die Behandlung einer zwar gültig, aber unerlaubt ge- 
schlossenen Ehe heisst es bei Heiner, Eherecht (Münster, 4. Aufl. 
1900) S. 259 f.: | 

Ist eine Ehe gültig, aber unerlaubt geschlossen, z. B. eine ge- 
mischte Ehe an den nichttridentinischen oder an den sog. benedik- 
tinischen Orten vor dem akatholischen Religionsdiener, so bedarf es 
einer Revalidation derselben nicht. 

Doch kann der kirchliche Eheschliessungsritus, wie solcher für 
gemisehte Ehen in Deutschland toleriert wird, an dem betr. Paare, 
obgleich eine gültige Ehe bereits besteht, auch noch machtrüglich 
vorgenommen werden, zumal wenn das Ärgernis nur durch Nach- 
trauung gehoben werden kann; jedoch soll dies geschehen mit Aus- 
lassung der Konsensabgabe, da ja ein verum matrimonium bereits 
vorliegt, und mit vorausgehender Erfüllung gewisser Bedingungen, 
welche der Pfarrer zu stellen hat. Der Moralist Kenrik!) schreibt 
über die kirchliche Nachtrauung solcher Ehen kurz: » Non est iis 
facile indulgendum, ut benedictio detur, vel ritus sacer peragatur, 
quo se indignos praestiterunt; nam Benedictus XIV. testatur, nul- 
lam ab Ecclesia sollicitudinem demonstrari, ut ritus sacri sup- 
pleantur, matrimonio valide contracto. Multo minus licet consensum 
exigere vel excipere, quae ratio agendi errori faveret, quasi con- 
tractus foret invalidus. Quod si verae poenitentiae indicia exhi- 
buerint et scandalum reparaverint, poterunt ritus expleri, nisi Prae- 
suli aliter visum fuerit.« 

Soll demnach die kirchliche Nachtrauung, die hier nur in der 
Ergänzung des kirchlichen Ritus besteht, stattfinden, so muss 

l. der katholische Teil seinen Fehltritt bereuen und bekennen, 
besonders durch den würdigen Empfang der hl. Sakramente dies an 
den Tag legen. 

2. Derselbe muss zuvor das gegebene Árgernis gut zu machen 
suchen, was besonders dadurch geschieht, dass die bereits vorhan- 


1) Theol. mor. ed. Mechl. 1860. 1. 2 tr. 21. n. 188. 
(kä 


7 
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denen Kinder schon jetzt in der katholischen Religion erzogen, 
z. B. zur katholischen Schule geschickt werden etc. 

3. Beide Teile müssen auch jetzt noch — event. in einem 
Revers — das Versprechen abgeben, sämtliche bereits vorhandenen 
und noch zu erhoffenden Kinder in der katholischen Religion er- 
ziehen zu wollen, und der protestantische Teil muss versprechen, 
dem katholischen kein Hindernis in der Erfüllung der Religions- 
pflichten in den Weg legen zu wollen. 

4. Der Pfarrer unterbreite die Angelegenheit behufs Ent- 
scheidung dem Bischofe und bitte — unter Einsendung obigen Re- 
verses bezüglich der katholischen Kindererziehung — um Instruktion 
für den gegebenen Fall, »ut Ecclesiae a conjugibus satisfiat« 1), und 
um die facultas absolvendi a censuris, da durch die protestantische 
Trauung die Exkommunikation l. s., die dem Papste besonders vor- 
behalten ist, inkurriert wird, indem solche Katholiken durch diesen 
Akt der Häresie Vorschub leisten 2). 

Als Bestätigung bezw. Ergänzung dieser Ausführungen möge 
ein Erlas Fürstbisch, Generalvikariats Breslau vom 21. Januar 
1903 dienen, der seinem Wortlaute nach hier folgt: 


Breslau, den 31. Januar 1908. 

»Die Gen.-Vik.-Verordn. Nr. 242, VII (siehe Sammlung S. 240) 
ist wiederholt so aufgefasst worden, als ob das dort empfohlene Ver- 
fahren einer förmlichen Trauung gleichzuhalten sei. Dagegen spricht 
die ausdrückliche Hervorhebung, dass die nicht coram parocho ca- 
tholico geschlossene Mischehe, wenn sonst keine kanonische trennende 
Ehehindernisse vorhanden sind, gültig ist. Ferner lassen obige Auf- 
fassung als gegen den Sinn jener Verordnung gerichtet die beiden 
weiteren Bestimmungen erkennen, dass diese Nachholung nicht als 
Vorbedingung zum Empfange der hl. Sakramente betrachtet werden 
dürfe, sowie dass es der Einholung der Dispense super impedimento 
mixtae religionis nicht bedürfe. 

Daraus folgt ganz klar, dass die genannte Verordnung nieht 
eine Wiederholung des ganzen Trauuugsritus mit Konsenserklärung, 
Ringwechsel und Zeugen, sondern lediglich eine Nachholung des 
kirchlichen Segens im Auge gehabt und auch selbst diesen nicht 
als durchaus notwendig geschweige denn als unerlässlich ange- 
sehen hat. 

Auch die Instructio de modo tractandi matrimonia mixta de 


1) S. Of. 21. Jan. 1876 u. 12. März 1881. 
2) S. Off. 29. Aug. 1838; vgl. Der k. Seelsorger 1839. S. 163. 
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11. Februarii 1893 schreibt deshalb unter den für die Rekonziliation 
solcher Eheleute angeführten Bedingungen eine Nachtrauung nicht vor. 
Um indes jedem weiteren Missverständnis vorzubeugen, will 
ich hiermit bestimmen, dass, wenn sonst kein kanonisches trennen- 
des Ehehindernis vorliegt, eine Nachtrauung mit Konsenserklärung, 
Ringwechsel und Zeugen bei solchen Eheleuten nicht stattzufinden 
hat, sondern höchstens auf deren Wunsch die Nachholung des kirch- 
lichen Segens nach dem Wortlaute von Nr. 9, cap. 2 Tit. VIII des 
Rituale Wratislaviense vorzunehmen ist, welchem die Psalmen und 
Versikel aus cap. 4 vorhergeschickt werden können.« 
Der Fürstbischof. 
G. Kard. Kopp. 


7. Anstellung der Organisten in Baden. 
(Anzeigebl. f. d. Erzdiözese Freiburg Nr. 7. 1903.) 


Verordnung. 
Die Anstellung der Organisten betreffend. 


Nr. 12460. Unter Aufhebung unserer Verordnungen vom 
22. Januar 1863 Nr. 720 und vom 29. Oktober 1868 Nr. 8153 
(Erzb. Anzeigeblatt Nr. 17), soweit sich dieselben auf den Organisten- 
Dienst beziehen, verordnen wir für den badischen Teil der Erzdiözese, 


was folgt: 
81 


Bei allen künftigen Übertragungen von Organisten. Diensten ist 
ein formlicher Vertrag nach Massgabe des angeschlossenen Formulars !) 
abzuschliessen. 

Auf Antrag bereits angestellter Organisten ist der Vertrag unter 
Zugrundelegung dieses Formulars zu erneuern. 


S 2. 

Zu 8 3 des Vertrages ist das Diensteinkommen des Organisten 
aufzuführen. 

Dabei sind die einzelnen Bezüge nach den dienstlichen Ob- 
liegenheiten, sowie nach Art und Betrag zu spezialisieren. Auch ist 
anzugeben, von welcher Stiftung oder Kórperschaft sie geleistet werden. 

Es werden nachbezeichnete Ansprüche als berechtigt anerkannt: 

a) für Mitwirkung beim Gottesdienste : 
1. in Pfarrkirchen 
die Zugrundelegung einer Taxe von einer Mark für 
jeden öffentlichen Gottesdienst, welcher kraft allge- 


1) Siehe Ersb. Anzeigeblatt 1901 Nr. 1. 


262 


Kirchliche Aktenstücke 


meiner kirchlicher Vorschrift, örtlichen Herkommens 
oder besonderer kirchenobrigkeitlich erlassenen oder 
genehmigten Anordnung stattfindet, und demgemäss 
die Gewährung eines jährlichen Gehalts von min- 
destens sweihundert Mark für die Gesamtheit dieser 
Leistungen. 


2. in Filialkirchen 


die Zugrundelegung derselben Taxe, wie nach Ziffer 1, 
und demgemäss die Gewährung eines hiernach zu 
bemessenden Jahresgehaltes. 

Bei der Berechnung des Jahresgehaltes nach 
Ziffer 1 und 2 bleiben solche Gottesdienste ausser 
Betracht, für die regelmässig — z. B. bei Abhaltung 
gestifteter Anniversarien oder bestellter Seelen&mter 
im Schülergottesdienst — eine besondere Gebühr 
fällig wird. 


b) für Abhaltung von Proben mit einem besonderen Kir- 
chenchor 


zu den in lit. a. erwáhnten Gottesdiensten die Ge- 
währung einer Vergütung von einer Mark für je 
eine wóchentliche Probe in der Miudestdauer einer 
Stunde, jedenfalls aber eine Gesamtvergütung von 
mindestens fünfsig Mark im Jahre, gegen folgende 
Verpflichtung: 

a, Aufrechterhaltung des Bestandes an bereits ein- 
geübten Gesängen; 

p. jährliche Neueinübung von wenigstens swei der 
Leistungsfáhigkeit des Chores entsprechenden 
mehrstimmigen lateinischen Messen (auch kann 
unter besonderen Verhältnissen eine einstim- 
mige gewáhlt werden), welche dem Zäzilien- 
vereins-Katalog oder den liturgischen Büchern 
(Choral) zu entnehmen sind, oder, sofern be- 
reits ein genügender Bestand von Messen ein- 
geübt ist, die Neueinübung anderer für deu 
Gottesdienst geeigneter Gesänge aus den 
gleichen Quellen in einem Umfange, welcher 
der eben bezüglich der Einübung von Messen 
bezeichneten Anforderung entspricht; 

y. Einübung der für den öffentlichen Gottesdienst 
erforderlichen deutschen Gesänge aus dem 
» Magnifikate ; | 
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9. würdiger Vortrag der Messen und sonstiger Ge- 

sánge. 

Etwa nötige Auslagen für Heizung und Beleuchtung 
bei den Proben werden dem Organisten aus dem 
örtlichen Kirchenvermögen ersetzt. 

c) In Städten unter 8000 Einwohnern und in Landgemein- 
den (unter Abänderung von Ziffer II des Erlasses 
vom 8. Juni 1876, die Stiftungskapitalien für Mess- 
stiftungen und die Gebühren für deren Persolvierung 
betreffend) für die Mitwirkung bei einem Votivamte 
und bei einem Seelenamt eine Gebühr von einer Mark. 


8 3. 

Werden ausserordentliche musikalische Leistungen verlangt, so 
ist dafür ein besonderes Honorar zu vereinbaren. 

Handelt es sich hierbei um regelmässig wiederkehrende Dienste, 
so ist unsere Genehmigung durch Vermittelung des Katholischen 
Oberstiftungsrates einzuholen. 

Über die eventuelle Mitwirkung des Organisten oder Chor- 
dirigenten bei Begräbnissen und die dafür zu entrichtende Ver- 
gütung ist zwischen Pfarramt und Stiftungsrat einerseits und dem 
Organisten (Chordirigenten) anderseits ein besonderes schriftliches 
Übereinkommen abzuschliessen, dessen Genehmigung wir uns vor- 
behalten. 

S 4. 

Nach Lage der örtlichen Verhältnisse bereits genehmigte höhere 
Bezüge bleiben in Geltung. 

Wo die Gewährung höherer als die in $ 2 bezeichneten Be- 
züge in Rücksicht auf Umfang und Beschaffenheit der Leistungen 
künftig angemessen erscheint, und die Mittel vorhanden sind, wer- 
den wir die Genehmigung dazu nicht versagen. 

Bei Unzulänglichkeit der verfügbaren Stiftungsmittel bleibt für 
die Gewährung der normierten Bezüge Beschlussfassung der Kirchen- 
gemeinde bezw. Kirchengemeindevertretung gemäss Art. 2 Absatz 2 
Ziff. 3 und Art. 8 des Ortskirchensteuergesetzes !) vorbehalten. 


1) Ortskirchensteuergesetz Art. 2. »Zur Bestreitung der für die óffent- 
liche Religionsübung der Gemeinde erforderlichen Ausgaben — der órtlichen 
kirchlichen Bedürfnisse — kónnen die Kirchengemeinden ..... von ihren An- 
gehórigen Steuern (Umlagen! fordern, für deren Erhebung die Hilfe der Staats- 

ewalt unter den Voraussetzungen und nach Massgabe der Bestimmungen dieses 
senetzes gewährt wird. 

Als örtliche kirchliche Bedürfnisse sind jedenfalls anzusehen: 

Di ae È Belohnung der sogenannten niederen kirchlichen Bediensteten 


(Küster, Organisten etc.).« . .... 
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Wo es nicht möglich ist, die Mittel zur Gewährung der in 
S 2 bezeichneten Bezüge zu beschaffen, behalten wir uns die Ent- 
scheidung vor, ob eine Einschränkung des Umfanges der pflicht- 
müssigen Leistungen des Organisten eintreten kann. 


8 A 
Als Gottesdienste, welche kraft allgemeiner kirchlicher Vor- 
Schrift stattfinden, sind Jedenfalls anzusehen: 

a) die Vormittagsgottesdienste am Aschermittwoch, an den 
drei letzten Tagen der Karwoche, den drei Tagen der 
Bittwoche, in der Fronleichnams-Oktav und an Allerseelen, 

b) die Abendandachten in der Fastenzeit (6), der Charwoche, 
der Fronleichnams-Oktav und am Sylvesterabend, 

c) eine der wóchentlichen Schülermessen als Singmesse. 


8 6. 

Dem Orgauisten steht alljährlich Urlaub in der Gesamtdauer 
von drei Wochen mit drei gewóhnlichen Sonntagen, jedoch keinem 
Feiertage, zu. 

Er wird für die Urlaubszeit soweit nötig nach Möglichkeit für 
Stellvertretung sorgen, für deren eventuelle Honorierung er jedoch 
nur dann aufzukommen hat, wenn sein fixer Gehaltsbezug die in 
8 2 normierten Sätze übersteigt. 

Der Organist ist verpflichtet, dem Pfarramte über Beginn und 
Dauer seiner Abwesenheit so frühzeitig vorher Anzeige zu machen, 
dass die etwa erforderlichen gottesdienstlichen Anordnungen recht- 
zeitig getroffen und verkündigt werden kónnen. 


8 7. 
Ist der Organist Lehrer, so erlischt der Vertrag mit dessen 
Abzug auf eine auswärtige Dienststelle. 
Als wichtige Gründe zur Kündigung des Vertrages ohne Frist 
(8 626 des Bürgerlichen Gesetzbuches!) gelten jedenfalls: sitten- 
oder religionswidriges Verhalten des Organisten, andauernde Ver- 


Artikel 8. »Für die Erhebung einer kirchlichen Steuer bedarf es... .. 
eines auf Vorschlag der Behórde, welche das órtliche Kirchenvermôgen ver- 
waltet, gefassten Beschlusses der Kirchengemeindeversammlung beziehungsweise 
der Gemeindevertretung. 

Ein solcher Beschluss hat sowohl den durch Umlage aufzubringenden 
Betrag als die Art der Verwendung zu bestimmen. 

Derselbe unterliegt der staatlichen Genehmigung.« 

1) Bürgerliches Gesetzbuch 8 626: »Das Dienstverhältnis kann von jedem 
Teile ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wich- 
tiger Grund vorliegt.« 
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letzung seiner vertragsmässigen Dienstpflichten, Ungehorsam gegen 
dienstliche Anordnungen diesseitiger Behörde, 


88. 

Die Verträge sind in vierfacher Ausfertigung behufs Prüfung 
und Erwirkung unserer Genehmigung dem Katholischen Ober- 
stiftungsrate vorzulegen. 

89. 

Nach erfolgter Genehmigung des Dienstvertrages weist das 
Pfarraınt den Organisten unter Aushändigung der für ihn bestimmten 
Vertragsfertigung in seinen Kirchendienst ein und übergibt ihm gegen 
Beurkundung das vorhandene kirchenmusikalische Inventar, 

Über die geschehene Diensteinweisung ist uns Anzeige zu 
machen und der örtliche Stiftungsrat zu verständigen. 


8 10. 


Kommt ein schriftlicher Vertrag gemäss S 1 ft. dieser Ver- 
ordnung nicht zu stande, so bewirkt die tatsächliche Zulassung einer 
Person zur Besorgung des Organistendienstes durch Pfarramt und 
Stiftungsrat bloss die Pflicht zur nachträglichen Bezahlung von Ge- 
halt und Gebühren nach den ortsüblichen Sätzen insoweit, als der 
Organist die in 8 2 des Vertragsformulars bezeichneten Verpflich- 
tungen jeweils nachweisbar erfüllt, bezw. die besonders zu vergüten- 
den Dienste geleistet hat. 

Die Kündigung kann in diesem Falle jederzeit vom Pfarramt 
und Stiftungsrat nach eingeholter diesseitiger Genehmigung ge- 
schehen (8 623 des Bürgerlichen Gesetzbuches). 

Hiervon ist bei Weigerung, einen schriftlichen Vertrag wie 
vorgeschrieben abzuschliessen, dem Organisten schriftlich Mitteilung 
zu machen und, dass dies geschehen, uns anzuzeigen und zu den 
Stiftungsratsakten ordnungsgemäss zu beurkunden. 


8 11. 


Für die Organistenverträge sind Impressen zu verwenden, auf 
welchen gegenwärtige Verordnung dem  Vertragsformular beige- 
druckt ist. 


Freiburg, den 19. Dezember 1900 


5. März 1903. 
Erzbischöfliches Ordinariat. 
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8. Persolvierung gestifteter Messe. 


Messfundationen sollen keine Last, sondern eine Wohltat für 
die Kirche, in welcher sie gestiftet werden, sein. Jedenfalls muss 
diese Intention des Stifters präsumiert werden. Unter dieser An- 
nabme ist die Entscheidung der römischen Konzilskongregation vom 
24. März 1902 zu verstehen, wornach dem Fürstbischofe von Breslau 
gestattet wurde, im Falle gestiftete Messen nicht von den Rektoren 
der betr. Kirche gelesen werden können, nur das entsprechende 
Stipendium für den Geistlichen abzugeben, dagegen den für die 
Kirchenfabrik, Mesner etc. bestimmten Teil diesen zu belassen. Die 
diesbezügliche interessante Causa, wie sie von den Analecta eccle- 
siastica gebracht wird, lautet: 

Georgius Cardinalis Kopp, Princeps Episcopus Wratislavieusis, 
haec humillime exponit: »Die 23. Septembris 1895 S. Congr. Con- 
cilii ad dubium E.mi Archiepiscopi Coloniensis: 

»,utrum, quando missae fundatae transmittuntur ad Curiam 
Archiepiscopalem, praeter stipendia missarnm transmitti etiam de- 
beant portiones ex reditibus fundationum assignatae fabricis, eccle- 
siae ministris, sacristis, organistis etc. in missis cantandis vel etiam 
legendis aliquo modo cooperantibus, vel potius eisdem relinqui ?* 
respondit: ,portionem fabricis ecclesiarum legitime assignatam ipsis 
posse remanere", — 

»Cum dein R.mus Episcopus Hildesiensis sub die 1. Octobris 
1895 supplicasset, ut pro aedituis quoque ceterisque ministris portio 
posset retineri, S. Congr. Concilii die 21. lanuarii 1896 respondit: 

»,pro missis lectis retineri posse favore ministrorum et ecclesiae 
inservientium eam redituum portionem, quae in limine fundationis vel 
alio legitimo modo ipsis assignata fuit, independenter ab opere spe- 
ciali praestando pro legati adimplemento. 

»Quod ultimum rescriptum etiam fundationibus Archidioecesis 
Colonien., quippe in qua eaedem rationes valerent, applicari posse, 
eadem S. Congregatio sub die 8. Augusti 1896 benigne indulsit. 

»Porro eaedem prorsus rationes pro fundationibus dioecesis 
Wratislavien., valent ef accedit, quod portiones ex missis fundatis 
tam legendis quam cantandis sacristis et praesertim organistis com- 
peteutes a Regio Gubernio plerumque (ni semper) ut pars salarii 
dietis personis competentis numerantur, ita ut, quando parochus im- 
peditus quominus fundationes in propria parochia persolvat, simul 
cum missis totum stipendium, i. e. omnes reditus respectivae funda- 
tionis transmittere deberet, portiones sacristis, organistis aliisque 


-- 
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personis assignatas iisdem ex propriis cum proprio damno restituere 
cogeretur. 

»Hinc humillime petere audeo, ut: 

»,parochi impediti, quominus missas fundatas tam legendas 
quam cantandas in propria parochia persolvant, solum eam portio- 
nem redituum ad Curiam Episcopalem transmittere debeant, quae 
ipsis tamquam fundationem persolventibus competit, portiones vero 
tam ecclesiis quam organistis, aedituis, aliis personis aliquo modo ı 
cooperantibus, pauperibusque assignatas pro iisdem retinere possint" «. 

Ad has litteras E.mi Episcopi repositum fuit ab H. S. C. sub 
die 24. Martii 1902 — videri, rescripta diei 23. Septembris 1895 
Archiepiscopo Coloniensi et diei 1. Octobris eiusdem anni Episcopo 
Hildesiensi concessa eatenus extendi non posse ut ex reditibus fun- 
dationum detrahatur stipendium pro opere quod minime praestatur. 
Retinendum enim est in .casu exposito, stipendium persolvi debere a 
parochis qui forsan Missas fundationum minime celebrant eo quod 
abunde pinguiores habent eleemosynas. 

E.mus Episcopus haec reposuit: 

»Porro exposui in supplici libello citato easdem prorsus ra- 
tiones a R.mis Antistitibus Coloniensi et Hildesiensi pro suis re- 
spectivis dioecesibus allatas valere eodem modo pro dioecesi Wra- 
üslaviensi. Permittant, quaeso, E.mi Patres, ut eas in succo repetam; 
et quidem 

sl. Fundatores, qui in stabiliendis legatis piis certos reditus 
ecclesiis assignarunt, certo certius liberalitate sua ecclesiis suis, non 
alienis, subvenire intenderunt. Hinc haec portio fabricis quasi ex 
titulo iustitiae competere videtur. 

»2. Ecclesiarum benefactores fundationibus suis etiam susten- 
tationi ministrorum succurrere studuerunt, ita ut proventus earum 
“partem efficiant congruae ipsis competentis, qua ipsos spoliare aequum 
non videtur. 

»3. Exposui has portiones tum fabricis tum ecclesiarum ministris 
competentes Regio Gubernio notas ab ipso tamquam partem salarii 
dictis personis competentis computari, ita ut parochus lege civili 
cogatur, ut has portiones sive fabricis sive ministris restituat, si 
omnes reditus fundationum, quas ipse persolvere nequit, transmittere 
debet. Et hoc quidem bene quoad illos parochos, de quibus S. Con- 
gregatio in litteris d. d. 24. Martii a. c. US" supponit, ,qui forsan 
missas fundationum minime celebrant eo quod aliunde pinyuiores 
habent eleemosynas*. Quod quidem non licere nemo ignorat, et 
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iuxta taliter agentes poenas luent. Sed quid quoad illos parochos, 
qui quotannis 300, 400, 500 et plura sacra fundata persolvere de- 
bent? Quid quoad illos, qui tot spiritualibus necessitatibus vivorum 
suorum parochianorum succurrere debent, ut ipsis pro omnibus missis 
fundatis persolvendis dies non suppetant? Et credo supponi posse 
hanc esse mentem S. Congregationis, ut parochus primo loco ne- 
cessitatibus spiritualibus vivorum. parochianorum provideat, ut scil. 
primo loco manualia persolvat pro praegnantibus, pro aegrotis, pro 
moribundis, pro recenter mortuis etc. et dein missas fundatas. Et 
sì hoc, debetne parochus eo quod caritatis ni dicam iustitiae officia 
erga vivos parochianos satisfaciat, detrimentum subire, quia non pot- 
est simul missas fundatas persolvere, et nihilominus portiones ec- 
clesiae ministris competentes ipsis ex propriis compensare debet? 

»4. Tandem ne illud praeterire videar ,non posse detrahi ex 
reditibus fundationum stipendium pro opere quod minime praestatur“ 
— ecclesia, seu fabrica ecclesiae idem omnino praestat sive missa 
fundata persolvatur sive manualis, scil. praestat paramenta, vinum, 
hostiam, candelas aliaque ad missam necessaria, organista pulsat 
organum, sive missa fundata persolvatur, sive manualis; item aedi- 
tuus vestit parochum et parat necessaria, pueri inserviunt missae, 
sive fundata persolvatur sive manualis, quippe qui quotidie officio 
suo consueto fungi teneantur. Hinc patet, fructum fundationum non 
solum tamquam remunerationem servitii in fundatis missis exhibendi, 
sed eliam tamquam meliorationem salarii deberi aestimari, et in- 
super per transmissionem missarum fundatarum neque tolli opus 
neque imponi, si excipias solum parochum celebrantem. At si hoc, 
guscipieutes fundationem, si semper excipias parochum seu sacerdotem 
persolventem, carent titulo quo mercedem recipiant, et non est, cur 
transmittentes, si iterum excipias parochum, qui missam persolvere 
debet, fructibus sibi competentibus frustreutur. 

»Haec iterum examini S. Congregationis Concilii subiicienda 
duxi et omni qua par est reverentia et obsequio iterum petere audeo: 

»l. gratiosam condonationem pro praeterito, quatenus hucusque 
absque indulto S. Sedis aliter gesserint parochi; 

»2. ut pro futuro parochi impediti, quominus missas fundatas 
tam legendas quam cantandas per seipsos persolvant, solum eam 
portionem reddituum ad Curiam Episcopalem transmittere debeant, 
quae ipsis tanquam fundationes persolventibus competit; portiones 
vero tam ecclesiis quam organistis, aedituis, aliis personis aliquo 
modo cooperantibus, pauperibusque assignatas pro iisdem retinere 
possinte. 
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Quoad preces E.mi Episcopi haec mihi, de more, advertenda 
videntur. — Equidem patet, quamlibet stipis distractionem in alium 
usum licet pium, mentis offerentium commutationem secumferre ; 
eodem modo quo commutatio adest cum celebratio in loco ab obla- 
toribus haud designato perficitur. Ne a piis elargitionibus erga Ec- 
clesiam fideles semoverentur, ob frequentes voluntatum defanctorum 
commutationes, Canones solemniter praeceperunt, pias fundationes vel 
ultimas morientium voluntates religiose servandas esse; Can. Ultima 
volunt. dist. 13 q. 2; Clement. Quia contingit 2 de relig. domib.; 
Caput Si haeredes et Tua nobis de Testam. 

Cum tamen ob effraenatas hominum cupiditates innumeris in- 
commodis Missarum stipendia occasionem praebuerint, plures ad haec 
removenda ab Ecclesia sanctissimae leges ac decreta diversis tempo- 
ribus lata fuerunt; quae diligenter a Benedicto XIV. Instit. Eccles. 56; 
De Synod. Dioeces. lib. 5 cap. 9; De Sacr. miss. lib. 3 cap. 21 

recensentur. Item Conc. Trid. Sess. 22. Decret. de observat. et rit. 
in celebrat. Miss. decretum: »Cum multa«. Huic Concilii decreto 
accesserunt celebres illae H. S. Cong. declarationes seu Decreta de 
celebratione Missarum Urbani VIII auctoritate editae die 21. Iunii 
1625 per Const. quae incipit »Cum saepe contingate, ac postea ad- 
ditis aliis resolutionibus ab Innocent. XII., decimo Kal. Ian. 1697 
edita est Const. quae incipit »Nuper innovata et confirmata«; et 
Epistola Encyclica a Bened. XIV. quae incipit »Quanía cura«, diei 
30. Iunii 1741; et nuper, ut alia omittamus, Decretum datum est 
ab H. S. C. die 25. Maii 1893 ita conceptum: ` 

» Vigilanti studio convellendis eradicandisque abusibus missarum 
celebrationem spectantibus . . . Ad cohibendam pravam quorundam 
licentiam qui ad ephemerides, libros aliasque merces facilius cum 
clero commutandas missarum ope utebantur . . . Propositis namque 
inter alia sequentibus dubiis: 

>III. An, huiusmodi eleemosynarum collectiones et erogationes 
tunc etiam improbandae et coercendae, ut supra, sint ab Episcopis, 
quando lucrum, quod er mercium cum eleemosynis permutatione 
hauritur, non in proprium colligentium commodum, sed in piarum 
institutionum, et bonorum operum usum vel incrementum impenditur; 

»[V. — An liceat Episcopis sine speciali S. Sedis venia ex 
eleemosynis missarum, quas fideles celebrioribus Sanctuariis tradere 
solent, aliquid detrahere, ut eorum decori et ornamento consulatur, 
quando praesertim ea propriis reditibus careant: In peculiari con- 
ventu an. 1874 S. C. resolvit: Ad III Affirmative. Ad IV. Nega- 
tive, nisi de consensu oblatorum. 
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»Sed cum postremis hisce annis constiterint salutares huiusmodi 
dispositiones ignorantia aut malitia neglectas fuisse... Emi Patres 
S. C.... in duplici generali conventu officii sui esse duxerunt, quod 
pridem decretum erat in plenam observantiam, denuo apud omnes 
revocare . . 

»Praeterea iidem E.mi Patres inhaerentes dispositionibus a 
Romanis Pontificibus, ac praesertim ab Urbano VIII. et Innocentio XII. 
in Const. Cum saepe, alias datis, sub gravi obedientiae praecepto 
decernunt ac mandant ut in posterum omnes et singuli ubique 
locorum beneficiati et administratores piarum causarum aut utcumque 
ad missarum onera implenda obligati, sive ecclesiastici sive laici, in 
fine cuiuslibet anni missarum onera quae reliqua sunt, et quibus 
nondum satisfecerint, propriis | Ordinariis tradant iuxta modum ab iis 
definiendum. 

»Denique, revocatis quibuscumque indultis et privilegiis usque 
nunc concessis, quae praesentis decreti dispositionibus uteumque ad- 
versentur, S. C. curae singulorum Ordinariorum committit, ut prae- 
sens decretum omnibus ecclesiasticis . . . notum sollicite faciant . . .« 

Epistola Circularis H. S. C. diei 28. Aug. 1897, ad Ordinarios 
Italiae directa, denuo inculcat strictam observantiam anterioris de- 
ereti, necnon decretorum (Urbaniani et Innocentiani) iam citatorum. 
Allata testimonia licet de missis manualibus intelligi videantur, at- 
.. tamen ex rationis identitate etiam ad pias missarum fundationes re- 
ferri debent. um mE 

Hisce in iure praeiactis, cum E.mus Episcopus ad Pontificem 
confugerit, videndum est an causae adsint ut eius preces admittantur. 
Tales causae non apparent eo magis in themate in quo cum agatur 
de absolutione quoad praeteritum et de dispensatione quoad futurum, 
ea agendi ratio videtur opposita allatis constitutionibus, ideoque tole- 
rari haud posse. 

Etenim Rectores ecclesiarum et sacerdotes eisdem addicti, non 
solum habent ius celebrandi missas in respectivis ecclesiis fundatas; 
sed imprimis, nominatim Rectores, habent strictam obligationem illas 
celebrandi aut curandi ut per alios celebrentur, et hac conditione 
praesumuntur ab initio acceptae. — Missae fundatae, non sunt or- 
dinatae ad supplendum defectui missarum adventitiarum, sed hae 
potius aeceptari possunt ad supplendum illarum defectui; ita ut si 
Rectores ecclesiarum illis, sive per se sive per alios, satisfacere non 
possint, has non licet illis acceptare, nisi sub conditione easdem 
tradendi aliis cum integro stipendio accepto. Clara hac in re est 
citata Const. Innocent. XII. ubi ita legitur: »Eleemosynas vero ma- 
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nuales et quotidianas pro Missis celebrandis ita demum (dem ac- 
cipere possint, si oneribus antea impositis ita satisfecerint, ut nova 
quoque onera suscipere valeant, alioquin omnino abstineant ab 
huiusmodi eleemosynis, etiam sponte oblatis, in futurum recipiendise. 
Et hoc consonum esse videtur fundatoram menti, tum quia in his 
stabiliendis legatis piis non aliter intenderunt implicite vel explicite 
quandam portionem ex fructibus fundationum ecclesiae fabricae as- 
signare, nisi mediante missarum applicatione in eadem; tum quia 
semper, iuxta effatum, qui prior est tempore potior est iure. Igitur, 
cum redituam portio alicui Ecclesiae ob Missarum celebrationem 
assignata consideretur tamquam accessorium propter principale, si 
missae fundatae ob aliquam iustam causam ad alium locum trans- 
mittantur, praeter stipendia missarum (quod est principale) transmitti 
etiam debet portio ex fundationis fructibus fabricis seu Ecclesiae 
ministris assignata, quod est accessorium. Nam valet contractus do 
ut facias, dum contrariam non constat. 


Sed e converso in themate favore supplicantium animadver- 
tendum est bonam fidem illis suffragari ut condonationem quoad 
praeteritum consequantur, uti passim S. C. Congr. indulgere solet, 
sì pia opera absque culpa non fuerant impleta, neque superest ex 
quo impleri possint. 

In puncto autem dispensationis quoad futurum advertendum 
est Trid. Synod. Sess. 23 cap. 6 de Ref.; H S. C. Conc. in Taurinen. 
1. Martii 1877, et Lucana 14. Decembris 1893 nos edocere, ad 
voluntatis commutationem concedendam generatim sufficientes causas 
esse necessitalem vel evidentem Ecclesiae utilitatem, maxime si com- 
mutatio voluntatis fuerit temporanea; neque raro contingit ut legata 
pia seu missae reducantur aut suspendantur, quando prospici debeat 
templi reparationi aut domibus beneficiarii aliisque beneficiorum ne- 
cessitatibus, ut penes S. C. Conc. in Viterbien. 2. Martii 1765 et 
1874; in Leodien., 18. Maii 1776; in Syracusana 8. Febr. 1773 et 
passim. Ob Ecclesiae utilitatem non reduci tantum sed supprimi 
etiam missaram onera monet Amostazus De causis püs libr. 1. 
cap. 14 n. 1. Et merito quidem; quia haec missarum legata praeter 
rationem suffragii, habent rationem eleemosynae et subsidii pro ec- 
clesiae necessitatibus et ministris. 


Unde, cam in casu non agatur nisi de quadam portione de- 
trahenda quamvis inibi Missae non celebrarentur, uti hucusque 
factum est, in subsidium divini cultus, ministrorum, pauperum loci, 
aliarumque spiritualium necessitatum ob parochorum impotentiam ea 
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satisfaciendi, videtur adesse causa iusta ut E.mi Episcopi petitioni 
annuatar. 

Tandem iniquum videretur parochis invitis contra praxim 
hueusque observatam quae plurimi facienda est uti optima mentis 
fundatoris interpres, (Lotter. de re benef. l. 7. q. 11 n. 125; Rota 
decis. 62 n. 3 part. 10) novum onus imponere dictam portionem 
solvendi, ob impotentiam celebrandi missas fundatas sive in festis 
diebus in quibus pro populo sibi concredito offerre debent, sive in 
pauperum funeribus, aliisque solemnitatibus quae aliter cum populi 
scandalo forsan non celebrarentur, sive ob aliam rationabilem causam, 
non ex desiderio pinguioris stipendii ut patet, promanantem, sed 
potius ex penuria sacerdotum, et ex proprio officio. 

Quare si fundatores id praevidissent, aliter de sua substantia 

; disposuissent, Reitfenstuel De testam. n. 804, et S. H. C. in Sutrina, 
Transl. 10. Sept. 1803. Hinc valida concedendae gratiae causa er 
praesumpta oritur fundatoris voluntate. 

Hisce hinc inde pro meo munere animadversis, Sapientia EE. 
PP. deliberabit an locus sit condonationi aut cuique alii provisioni. 

Quare etc. 

E.mi Patres rescripserunt: Praevia sanatione quoad praeteritum 
pro facultate iuxta petita, et ad mentem. 


9. Geschüfts-Anweisung für die katholischen Kirchen-Vor- 
stände und Gemeinde-Vertretungen in der Diözese Münster 
vom 15. August 1902. 


Im Einvernehmen mit den Herren Oberpräsidenten der Provinz 
Westfalen und der Rheinprovinz erteile ich hierdurch auf Grund der 
S8 42 und 44 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 für die katholischen 
Kirchenvorstände und Gemeindevertretungen in der Diózese Müuster 
die nachfolgende Gescháftsanweisung. 


I. Allgemeine Bestimmungen 
(zu den $$ 13—19, 22— 24, 31 und 33 des Gesetzes). 


Artikel I. 


Funktionen des Vorsitzenden. 


Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes bezw. der Gemeinde- 
vertretung hat in deu Sitzungen die Verhandlung zu leiten, die 
Reihenfolge der Beratungsgegenstände und der Abstimmungen zu be- 
stimmen, für die Protokollführuug durch ein Mitglied des Kirchen- 
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vorstandes bezw. Gemeindevertretung zu sorgen, auch die Ruhe und 
Ordnung in den Sitzungen aufrecht zu erhalten. 

Erfolgt ausnahmsweise die Zuziehung eines besonderen Schrift- 
fibrers, so muss das Protokoll nicht nur von diesem Schriftführer, 
sondern auch von dem Vorsitzenden und von mindestens zwei Mit- 
gliedern des Kirchenvorstandes bezw. der Gemeindevertretung unter- 
schrieben werden. 

Artikel II. 


Geschäftsverteilung. Ausfertigung. 


Der Vorsitzende hat für den ordnungsmässigen Fortgang der 
Geschäfte des Kirchenvorstandes, bezw. der Gemeindevertretung, für 
gründliche Vorbereitung der Beratungsgegenstände, sowie für die 
Ausführung der Beschlüsse Sorge zu tragen. Er kann dabei die 
Mitwirkung der übrigen Mitglieder in Anspruch nehmen. Der Vor- 
sitzende bestimmt die Geschäftsverteilung. Die Berichte, Schreiben 
und Erklärungen des Kirchenvorstandes gehen unter der Unterschrift 
des Vorsitzenden allein, sofern es sich nicht um Willenserklärungen 
der im 8 19 des Gesetzes bezeichneten Art handelt, oder für einzelne 
Fälle im Wege der Geschäftsanweisung etwas anderes bestimmt 
wird. 

Artikel III. 


Amtsverschwiegenheit. 


Die Mitglieder des Kirchenvorstandes bezw. der Gemeinde- 
vertretung sind zur Verschwiegenheit über solche Angelegenheiten 
verpflichtet, welche von der staatlichen oder kirchlichen Aufsichts- 
behörde oder durch ausdrücklichen Beschluss der Versammlung als 
vertraulich bezeichnet werden. 


Artikel IV. 


Versammlungslokal. 


Die generelle Bestimmung des regelmässigeu Lokals für die 
Sitzungen bleibt der Beschlussfassung des Kirchenvorstandes bezw. 
der Gemeindevertretung vorbehalten. Ausnahmsweise kann der Vor- 
sitzende, wenn er aus besonderen Gründen die Abhaltung einer 
Sitzung in dem regelmässigen Sitzungslokale für untunlich erachtet, 
unter kurzer Angabe des Grundes die Sitzung in einem anderen, 
von ihm zu bestimmenden Lokale anberaumen. Auch in diesem 
Falle sind die Kirchenvorsteher bezw. Gemeindevertreter verpflichtet, 
der Einladung unbedingt Folge zu leisten. Die Abhaltung der 
Kirchenvorstandssitzungen in Wirtshäusern ist unzulässig. Auch die 
Gemeindevertretungen dürfen ihre regelmässigen Sitzungen ohne Ge- 
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nehmigung der kirchlichen Aufsichtsbehörde in Wirtshäusern nicht 
abhalten. Die Abhaltung der Sitzungen ist nur mit Zustimmung 
des Pfarrers zulässig. 

Falls durch Beschluss des Kirchenvorstandes regelmässige 
Sitzungstage festgesetzt werden ($ 13 des Gesetzes), so müssen die- 
selben in jedem Monat wenigstens einmal stattfinden. Auch zu 
diesen regelmässigen Sitzungen sind die Einladungen den Mitgliedern 
des Kirchenvorstandes, wenn der Beschluss der Zustimmung der Ge- 
meindevertretung bedarf, schriftlich unter Angabe des Gegenstandes 
spätestens am Tage vor der Sitzung zuzustellen ($ 16 des Gesetzes). 


Artikel V. 
Registratur. 
Der Kirchenvorstand hat dafür zu sorgen, dass ihm die Akten 
und Dokumente, welche sich auf das kirchliche Vermögen ($ 3, 
Nr. 1—4 des Gesetzes) beziehen, von etwaigen anderen Verwaltern 
desselben namentlich den Pfründen-Inhabern überliefert werden. Im 
Falle der Weigerung hat er sich an den Königlichen Regierungs- 
Präsidenten oder an die Bischöfliche Behörde zu wenden. Beziehen 
diese Akten pp. sich auf die zur Besoldung der Geistlichen oder 
anderer Kirchendiener bestimmten Vermögensstücke ($ 3 Nr. 1), so 
hat der Kirchenvorstand die Einsicht der Akten pp. dem jeweiligen 
Inhaber der betreffenden Stelle jederzeit zu gestatten. Für die Auf- 
bewahrung der Akten pp. ist von dem Kirchenvorstande ein ge- 
eignetes Lokal zu bestimmen. Für die Ordnung der Registratur ist 
der Vorsitzende verantwortlich. 


Artikel VI. 
Beschlussfähigkeit. 


Wenn die Mitglieder des Kirchenvorstandes bezw. der Ge- 
meindevertretung zu einer gehörig berufenen Sitzung nicht in be- 
schlussfäbiger Anzahl erschienen sind, so hat der Vorsitzende unter 
Hinweis auf die $$ 37, 38 und 46 des Gesetzes die Mitglieder noch- 
mals zu einer zweiten Sitzung ordnungsmässig vorzuladen. Erscheinen 
die Mitglieder auch dann nicht in beschlussfähiger Anzahl, so ist 
dies sowohl dem Königlichen Regierungs-Präsidenten, als der Bischöf- 
lichen Behörde duich den Vorsitzenden anzuzeigen. 


Artikel VII. 
Neuwahlen. 


Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes ist dafür verantwort- 
lich, dass die Wahlen rechtzeitig vorgenommen werden. 
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Die Wahlperiode beträgt drei Jahre und ist jedesmal vom 
1. Oktober des ersten Jahres in dem betreffenden Triennium zu be- 
rechnen, gleichviel an welchem Tage die Wahlen stattgefunden 
haben oder die Gewählten in Wirksamkeit getreten sind. In den 
Jahren 1902, 1905, 1908 u. s. w. finden regelmässig Neuwahlen 
statt. Zum Zweck der Neuwahlen ist mit Aufstellung der Wahl- 
liste so früh zu beginnen, dass dieselbe spätestens zam 15. August 
des betreffenden Jahres offen gelegt wird. Dem Protokollbuche des 
Kirchenvorstandes wie dem der Gemeindevertretung ist ein Verzeich- 
nis der Kirchenvorsteher bezw. der Gemeindevertreter beizufügen, 
aus welchen zugleich deren Wahlperiode ersichtlich ist. Nach jeder 
Neuwahl ist das Verzeichnis zu ergänzen. 

Vorstehende Bestimmungen finden keine Anwendung auf die- 
jenigen Kirchenvorstände, welche etwa nach $ 38 des Gesetzes auf- 
gelöst werden sollen. In solchen Fällen wird vielmehr von Auf- 
sichtswegen die erforderliche Anordnung wegen der Neuwahlen er- 
lassen werden. 

Neu eintretende Kirchenvorsteher und Gemeindevertreter sind 
in der ersten Sitzung des Kirchenvorstandes bezw. der Gemeinde- 
vertretung, an welcher sie teilnehmen, vor Eintritt in die Geschäfte 
durch den Vorsitzenden in ihr Amt einzuführen und auf treue Er- 
füllung ihrer Obliegenheiten mittels Handschlags zu verpflichten 
($ 31 des Gesetzes). Die Namen ausgeschiedener und neugewählter 
Kirchenvorsteher und Gemeindevertreter, sowie neugewählter Vor- 
sitzender sind alsbald nach stattgehabter Wahl dem Königlichen 
Regierungs-Präsidenten und der Bischöflichen Behörde anzuzeigen. 


II. Besondere Bestimmungen. 


A. Inventar. 
($ 11 des Gesetzes.) 
Artikel VIII. 


Das Inventar ist die Grundlage des Voranschlags und der ge- 
samten Verwaltung des kirchlichen Vermögens. Auf die Aufstellung 
des Inventars, die Prüfung seiner Vollständigkeit und auf die regel- 
mässige Berichtigung desselben ist daher besondere Sorgfalt zu ver- 
wenden. 

In das Inventar sind alle zum kirchlichen Vermögen gehören- 
den unbeweglichen und beweglichen Vermögensstücke gemäss $ 3 
Nr. 1-4 des Gesetzes in der dort beobachteten Reihenfolge einzu- 
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tragen. Das Inventar muss demgemäss mindesteus nachstehende 
vier Abteilungen umfassen, námlich: 

1. Kirchenvermögen (einschliesslich der zu Kultuszwecken dienen- 
den Bezüge), 

2. Pfarrvermógen, 

3. Kaplanei, Vikarie- Vermógen, 

4. Küsterei-Vermögen und 

5. Organistensfonds, 

6. Stiftungsvermögen u. s. w. soweit Vermögensobjekte der be- 
treffenden Abteilung vorhanden sind. 

Innerhalb jeder Abteilung können zum Zwecke der besseren 
Uebersicht Unterabteilungen gebildet werden. 

Anliegendes Formular zum Inventar wird empfohlen. In dem 
Inventar ist demnach bei jedem Gebäude und Grundstücke die Art 
der Benutzung anzugeben, ob es verpachtet, ob es Dienstgrundstück 
ist u. s. w. In dem Inventar sind auch solche Vermögensstücke 
aufzuführen, welche einen Ertrag nicht geben, oder deren Nutzungen 
nicht durch die Rechnungen laufen. Ebenso müssen alle Schulden 
und Lasten in dem Inventar angegeben werden, und zwar die Schulden 
unter Bezeichnung der Schuldsumme, des Zinsfusses des Gläubigers 
und des Schulddokuments. Wo ein besonderer Kirchenbaufonds, 
Pfarrhausbaufonds, Küstereibaufonds oder ein der Verwaltung des 
Kirchenvorstandes (nicht eines besonderen Kapellenvorstandes) unter- 
stehender Kapellenfonds vorhanden ist, muss derselbe in dem In- 
ventar unter besonderem Titel aufgeführt uud specialisirt werden. In 
dem Inventar über das Stiftungsvermógen muss das Vermögen jeder 
einzelnen Stiftung abgesondert unter Angabe des Stifters, des Stif- 
tungszwecks und des Datums der Stiftungsurkunde eingetragen werden. 

Das Inventar ist in einem festen Umschlage aufzubewahren. 

Artikel IX. 

Die Aufstellung des Inventars erfolgt durch den Vorsitzenden 
des Kirchenvorstandes unter Zuziehung des  Rechnungsführers 
(Kirchenvorstehers bezw. Rendanten). Nach der Fertigstellung wird 
dasselbe dem gesamten Kirchenvorstande vorgelegt. Etwaige Er- 
innerungen sind zu erledigen. 

Demnächst ist am Schlusse des Inventars durch den Vor- 
sitzenden und zwei Mitglieder des Kirchenvorstandes unter Bezug- 
nahme auf den, die Feststellung des Inventars betreffenden Beschluss 
des Kirchenvorstandes und unter Beidrückung des Amtssiegels zu 
bescheinigen, 

»dass das Inventar vollständig und richtig sei.« 
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. Kosten, welche durch die erste Aufstellung bezw. Umarbeitung 
des Inventars entstehen, sind auf die Kirchenkasse anzuweisen. 


Artikel X. 


Das Inventar ist sowohl dem Königlichen Regierungspräsidenten 
als der Bischöflichen Behörde auf Verlangen jederzeit einzureichen. 
Die von diesen Aufsichtsbehörden in gegenseitigem Einvernehmen 
gegen das Inventar gezogenen Erinnerungen hat der Kirchenvorstaud 
zu erledigen. 

Artikel XI. 

Jede spätere, in dem Vermögensstande eintretende Veränderung 
muss sofort an der betreffenden Stelle in dem Inventar eingetragen 
werden. 

Jede solche Nachtragung ist nach der Vorschrift des Artikel 9 
(Absatz 2) zu bescheinigen. Für die richtige Fortführung des In- 
ventars ist der Vorsitzende des Kirchenvorstandes zunächst verant- 
wortlich. 

Artikel XII. 


Ausserordentliche Revision des Inventars. 


Eine ausserordentliche Revision des Inventars ist von dem 
Kirchenvorstande vorzunehmen, wenn eine Veränderung in den Mit- 
gliedern des Kirchenvorstandes ‘oder in der Person des Nutzniessers 
eines Fonds eintritt, dessen Vermögen Gegenstand des Inventars ist. 
Dabei ist zugleich die Sicherheit der ausgeliehenen Kapitalien, das 
Vorhandensein der inventarisirten Inhaberpapiere, die ordnungsmässige 
Versicherung der Gebäude und alles dasjenige zu prüfen, was zur 
ordnungsmässigen Sicherung und Erhaltung des von dem Kirchen- 
vorstande verwalteten Vermögens gehört. 


B. Voranschlag, Etat 
(zu den $$ 11, 21 Nr. 12, 41, 52, 53 des Gesetzes). 


Artikel XIII. 


Rechnungsjahr. 


Als Rechnungsjahr für die kirchliche Vermögensverwaltung 
gilt das Kalenderjahr. 

Nachdem indes durch $ 1 des Gesetzes vom 29. Juni 1876 
(Gesetz-Sammlung S. 177) das Etatsjahr für den Staatshaushalt 
vom 1. April 1877 ab in der Art verlegt ist, dass dasselbe mit 
dem 1. April beginnt und mit dem 31. März jedes Jahres schliesst, 
bleibt dem Kirchenvorstande überlassen, mit Zustimmung der Ge- 
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meindevertretung auch für den Haushalt der Kircheugemeinde das 
veränderte Etatsjahr durch Beschluss anzunehmen. 


Artikel XIV. 


Einreichung des Voranschlages. 


Bis zum 1. November jeden Jahres ist der für das nächste 
Rechnungsjahr bestimmte Voranschlag (Etat) durch den Kirchen- 
vorstand aufzustellen. Der Aufstellung ist ein durch den Rech- 
nungsführer (Kirchenvorsteher bezw. Rendanten) im Einvernehmen 
mit dem Vorsitzenden zu fertigender Entwurf zu Grunde zu legen. 
Ist eine mehrjährige Voranschlagsperiode, die jedoch nicht über drei 
Jahre ausgedehnt werden darf, mit Zustimmung der Gemeindever- 
tretung ($ 21 Nr. 12 des Gesetzes) beschlossen, so erfolgt die Auf- 
stellung durch den Kirchenvorstand bis zum 1. November des letzten 
Jahres dieser Voranschlagsperiode. 

Der von dem Kirchenvorstande aufgestellte Voranschlag ist bis 
zum 20. November von der Gemeindevertretung festzustellen. Nach 
dieser Feststellung ist der Voranschlag gemäss $ 21 (Schlusssatz) 
auf 2 Wochen zur Einsicht der Gemeindeglieder nach vorgängiger 
ortsüblichen Bekanntmachung Öffentlich auszulegen, und in den 
linksrheinischen Kirchengemeinden nach Massgabe des $ 41 dem 
Bürgermeister abschriftlich mitzuteilen. Sodann ist der Voranschlag 
in 2 Exemplaren nebst etwaigen Kostenanschlägen für Bauten und 
sonstigem Zubehör bis zum 10. Dezember der Bischöflichen Behörde 
einzureichen, welche ihn der staatlichen Aufsichtsbehörde mitteilt. 
Die vorbezeichneten Termine werden für diejenigen Kirchengemein- 
den, in denen das veränderte Rechnungsjahr nach Artikel 13 (Ab- 
satz 2) angenommen ist, um je 3 Monate hinausgeschoben. Es tritt 
also an die Stelle des 1. und 20. November der 1. und 20. Februar, 
an die Stelle des 10. Dezember der 10. März des nächstfolgenden 
Kalenderjahres. 

Auf Erfordern ist der Voranschlag auch im Laufe des Rech- 
nungsjahres der staatlichen Aufsichtsbehörde jederzeit vorzulegen. 


Artikel XV. 


Einrichtung des Voranschlages. 


Der Voranschlag muss die zu erwartenden Einnahmen und 
Ausgaben, nach Titeln geordnet, speziell ersichtlich machen. Wer- 
den die Einnahmen durch die Ausgaben überschritten, so muss das 
Fehlende — falls nicht ausnahmsweise die Aufnahme einer Anleihe 
beschlossen und genehmigt wird — durch Umlagen ‚auf die Ge- 
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meindeglieder aufgebracht werden. In diesem Falle ist der Ertrag 
der Umlagen in die Einnahme des Voranschlags einzustellen, und 
gleichzeitig in den Vorbemerkungen der Verteilungsmassstab anzn- 
geben, nach welchem die Umlagen aufgebracht werden sollen. 

Voranschläge, in denen die Aufbringung von Gemeinde-Umlagen 
vorgesehen ist, müssen ausserdem in den Vorbemerkungen den Be- 
trag der von den Gemeindegliedern aufzubringenden direkten Staats- 
steuern ersichtlich machen und falls die Umlagen nach dem Mass- 
stabe besonderer Kommunalsteuern aufgebracht werden sollen, auch 
den Betrag dieser von den Gemeindegliedern aufzubringenden Kom- 
munalsteuern. 

Anliegendes Formular für den Voranschlag wird empfohlen. 

Für die linksrheinischen Gemeinden tritt diesem Formular ein 
Titel Va »Zuschuss der bürgerlichen Gemeinde« hinzu. 

Wenn es sich in linksrheinischen Kirchengemeinden um die 
Deckung eines ausserordentlichen kirchlichen Bedürfnisses im Sinne 
des $ 3 des Gesetzes vom 14. März 1845 (Gesetz-Sammlung S. 163), 
oder um den Neubau, oder die Reparatur des Pfarrhauses handelt, 
so hat der Kirchenvorstand unter Beifügung der das Bedürfniss 
nachweisenden Stücke sich an den Königlichen Regierungs-Präsidenten 
zu Düsseldorf behufs Inanspruchnahme der verpflichteten bürgerlichen 
Gemeinde zu wenden. 


C. Kassenverwaltung und Rechnungsführung 
(zu den $$ 8 bis 10, 11, 21 Nr. 13, 41, 54 des Gesetzes). 


Artikel XVI. 
Verantwortlichkeit der Kirchenvorsteher. 


Die nach $ 8 des Gesetzes dem Kirchenvorstande obliegende 
Vermögensverwaltung ist von den Mitgliedern desselben gemein- 
schaftlich wahrzunehmen, soweit nicht die Kassenverwaltung und 
die Hechnungsführung nach 8 10 des Gesetzes einem Kirchenvor- 
steher oder einem besonderen Rechnungsführer (Rendanten) über- 
tragen ist. Der Kirchenvorstaud ist jedoch auch in diesem Falle 
verpflichtet, die Geschäftsführung des Rechnungsführers (Kirchen- 
vorstehers bezw. Rendanten) sorgfältig zu beaufsichtigen, die Be- 
obachtung der dem letzteren erteilten Anweisungen zu überwachen 
und wahrgenommene Unregelmässigkeiten abzustellen. Insoweit ist 
der Kirchenvorstand für die Handlungen des Rechnungsführers 
(Kirchenvorstehers bezw. Rendanten) wie für seine eigenen verant- 
wortlich, 
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Artikel XVII. 
Stellung des Rechnungsführers (Rendanten). 


Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes führt den rechnungs- 
führenden Kirchenvorsteher in sein Amt ein und verpflichtet den 
etwa angestellten besonderen Rendanten mittels Handschlags auf 
die getreue und gewissenhafte Erfüllung seiner Dienstobliegenheiten. 

Der Name des Rechnungsführers (Kirchenvorstehers bezw. 
Rendanten) ist sowohl der staatlichen als der kirchlichen Aufsichts- 
behörde anzuzeigen. 

Die Bestellung des Vorsitzenden des Kirchenvorstandes zum 
Rechnungsführer (Rendanten) ist unzulässig. 

Dem Rechnungsführer (Kirchenvorsteher bezw. Rendanten) 
liegt ob: 

1. Die Erhebung sämtlicher Einnahmen und Einkünfte der 
Kirche, sowie der mit ihr verbundenen geistlichen Stellen, soweit 
die Einkünfte der Stellen nicht dem jeweiligen Inhaber zukommen, 
und von diesem direkt zu erheben sind, ferner die Erhebung der 
Einnahmen und Einkünfte aller der Verwaltung des Kirchenvor- 
standes unterliegenden sonstigen Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

2. Die Leistung der Ausgaben dieser Institute und zwar Beides 
(zu 1 und 2) nach Massgabe des Voranschlags und der Anweisungen 
des Kirchenvorstandes (vergl. Art. XX). 

3. Die Führung der Kassenbücher (des Journals, des Verzeich- 
nisses der Wertpapiere, des Porto- und Kollektenverzeichnisses und 
eventuell des Manuals), sowie die Beschaffung, Ordnung und Aufbe- 
wahrung der Rechnungsbeläge. 

4. Die Entwerfung des Iuventars und des Voranschlags (Art. IX 
und XIV). 

5. Die Aufstellung der Jahresrechnung und die Erledigung der 
gegen dieselbe gezogenen Erinnerungen. 

6. Die Mitwirkung bei allen Verwaltungsgeschäften des Kirchen- 
vorstandes, welche auf das Kassen- und Rechnungswesen Bezug haben. 

7. Die Kontrolle der Auslosung von Wertpapieren, für deren 
sorgfältige Beachtung neben dem Rechnungsführer insbesondere auch 
der Vorsitzende des Kirchenvorstandes verantwortlich ist. 


Artikel X VIII. 
Kaution des Rechnungsführers. 


Ob und welche Kaution der Rechnungsführer (Kirchenvorsteher 
bezw. Rendant) zu bestellen hat, hängt von dem pflichtmässigen Er- 
messen des Kirchenvorstandes ab. Eine Kaution ist zu bestellen, 
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sobald dies von dem Königlichen Oberpräsidenten oder von der 
Bischöflichen Behörde unter gegenseitigem Einvernehmen für erfor- 
derlich erachtet wird. 

Artikel XIX. 

Kassenbücher. 

In jeder Gemeinde ist über die kirchliche Kassenverwaltung 
ein Kassenbuch (Journal) zu führen, in welches alle Einnahmen und 
Ausgaben sofort, nachdem sie stattgefunden haben, nach der Zeit- 
folge einzutragen sind. 

Das beigefügte Formular (Anlage 3) zum Journal wird em- 
pfohlen. Neben dem Journal ist bei grösseren Vermögensverwaltungen 
ein Manual zu führen, welches die Einnahmen und Ausgaben und 
zwar geordnet nach den Titelu des Voranschlags enthält, auch zu- 
gleich die einzelnen Ansätze des letzteren ersichtlich macht. 

Ein Formular ist beigefügt (Anlage 4). 

Ausserdem hat der Rechnungsführer (Kirchenvorsteher bezw. 
Rendant) über alle geldwerten, auf den Inhaber lautenden Papiere 
ein Verzeichnis aufzustellen und pünktlich fortzuführen, welches an 
einem von der Kasse getrennten Orte (bei dem Vorsitzenden des 
Kirchenvorstandes oder einem Mitgliede des letzteren) aufbewahrt wird. 


Artikel XX. 
Anweisungen, Etalsüberschreitungen, Quiltungen, Postscheine. 

Der Rechnungsführer (Kirchenvorsteher bezw. Rendant) darf 
ohne besondere Anweisung nur solche Einnahmen annehmen und nur 
solche Ausgaben leisten, deren Betrag nach dem Voranschlage fest- 
steht, (z. B. Gehälter, Zinsen, Renten, Pachtgelder pp.). Alle an- 
deren Einnahmen und Ausgaben dagegen, deren Betrag nur über- 
schläglich oder gar nicht in dem Vorauschlage enthalten ist, dürfen 
nur auf Grund besonderer Anweisung des Vorsitzenden des Kirchen- 
vorstandes erhoben oder gezahlt werden. 

Ergibt die Vergleichung des Voranschlags mit dem Kassen- 
buche bezw. dem Manual, dass eine Position des Voranschlages 
durch eine bevorstehende Ausgabe überschritten werden wird, so hat 
der Rechnungsführer den Vorsitzenden hierauf behufs Herbeiführung 
der erforderlichen Beschlüsse des Kirchenvorstandes und der Ge- 
meindevertretung aufmerksam zu machen. 

Alle von dem Vorsitzenden ausgestellten Anweisungen werden 
der Jahresrechnung (zugleich mit den Quittungen) als Beläge bei- 
gefügt. Auszahlungen dürfen nur gegen Ausstellung einer ord- 
nungsmässigen Quittung seitens des Empfangsberechtigten erfolgen, 
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wobei der quittierte Betrag in Buchstaben anzugeben ist. Ist der 
Empfänger des Schreibens unkundig, so muss ein glaubwürdiger 
Schriftzeuge zugezogen werden, der die richtig erfolgte Zahlung und 
die Unterkreuzung der Quittung durch den Empfänger als in seiner, 
des Zeugen, Gegenwart geschehen, darch Namensunterschrift unter 
Beifügung des Vornamens, Standes und Wohnortes zu bekunden hat. 

Auszahlungen bis zum Betrage von 800 .# einschl. können im 
Wege des Postanweisungsverkehrs bewirkt werden. Hiervon ist 
namentlich bei auswärts wohnenden Empfängern Gebrauch zu machen. 
Der Empfangsberechtigte ist jedoch auch brieflich oder durch Post- 
karte von der Absendung zu benachrichtigen. 

In solchen Fällen dient der Postschein als gültiger Beleg. 


Artikel XXI. 


Kontrolverseichnis des Vorsitsenden. 


Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes führt ein fortlaufendes 
Verzeichnis, in welches er alle von ihm erteilten Einnahme-Anweisungen 
nach der Zeitfolge einträgt. 


Artikel X XII. 


Revision der Kasse. 


Mindestens einmal im Jahre hat der Vorsitzende des Kirchen- 
vorstandes in Gemeinschaft mit einem hierfür von dem Kirchenvor- 
stande zu erwählenden Kirchenvorsteher die Kasse unvermutet zu 
revidieren. Es ist dabei insbesondere darauf zu sehen, ob der vor- 
handene Barbestand mit derjenigen Summe übereinstimmt, welche 
sich aus dem Kassen-Journal durch Abrechnung der gesamten Aus- 
gabe von der Einnahme als Soll-Bestand ergibt. Dabei ist die Voll- 
ständigkeit und Richtigkeit der Eintragungen, insbesondere der Ein- 
nahmen, unter Vergleichung der eingetragenen Posten mit den Be- 
lägen und mit dem nach Artikel 21 zu führenden Kontrolverzeich- 
nisse zu prüfen. Die Prüfung muss mindestens für die Buchungen 
zweier Monaten Post für Post geschehen, und hat sich zugleich 
darauf mitzuerstrecken, ob die gesamte Kassenverwaltung ordnungs- 
mässig geführt wird. Ueber die Revision ist eine Verhandlung auf- 
zunehmen, welche das Ergebnis ersichtlich macht. Die Verhandlung 
ist von dem Rechnungsführer (Kirchenvorsteher bezw. Rendanten) zu 
unterschreiben, von den beiden Revisoren zu vollziehen und sodann 
der Bischöflichen Behörde einzureichen. 

Die Revision hat sich auch auf das von dem Rechnungsführer 
zu führende Verzeichnis der Wertpapiere zu erstrecken, ‚insbesondere 
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darauf, ob die Wertpapiere richtig verzeichnet und sämtlich vor- 
handen sind, ob Auslosungen derselben stattgefunden haben, bezw. 
was etwa infolge dessen wegen der Realisierung noch zu veranlassen 
ist. Es bleibt dem Beschlusse des Kirchenvorstandes überlassen, ob 
weitere, namentlich auch regelmässig wiederkehrende Kassenrevisionen 
abzuhalten sind. 


Artikel X XIII. 


Aufbewahrung der Kasse. 


1. Die Kasse ist an einem sicheren, durch Vorstandsbeschluss 
festzustellenden Orte aufzubewahren. 

2. Der Kirchenvorstand hat für die nótigen Behälter (Schränke, 
feste, mit Eisen beschlagene Kisten pp.) zu sorgen. 

3. Nachdem gemäss $ 176 des Einführungsgesetzes zum B. G.-B. 
die Ausserkurssetzung von Schuldverschreibungen auf den Inhaber 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches nicht mehr 
stattfindet und eine vorher erfolgte Ausserkurssetzung mit dem In- 
krafttreten des B. G.-B., d. i. den 1. Januar 1900 ihre Wirkung 
verloren hat, hat sich der Kirchenvorstand bezüglich der in seiner 
Verwaltung bereits befindlichen oder später gelangenden, auf den 
Inhaber lautenden Wertpapiere, darüber schlüssig zu machen, 

a. ob dieselben bei einer unter Staats- bezw. Reichsaufsicht 
stehenden Bank (Reichsbank, Seehandlung, preussische 
Centralgenossenschaftskasse) oder einer anderen, von dem 
Oberpräsidenten nach Benehmen mit der Bischöflichen Be- 
hörde als geeignet befundenen Anstalt zur Aufbewahrung 
niederzulegen, 

b. oder ob die in Schuldverschreibungen des deutschen Reiches 
oder des Preussischen Staates bestehenden Wertpapiere zu- 
folge Antrags bei der Hauptverwaltung der Staatsschulden 
in Berlin in eine Buchschuld umzuwandeln. 

c. oder ob die Schuldverschreibungen auf den Inhaber, welche 
von einer Preussischen Körperschaft, Stiftung oder Anstalt 
des öffentlichen Rechtes ausgestellt sind, zufolge Antrags 
an den Aussteller, auf den Namen umzuschreiben sind. 

Macht der Kirchenvorstand ven keiner dieser Alternativen Ge- 
brauch, so hat derselbe dafür Sorge zu tragen, dass die in dem Ge- 
wahrsam des Kirchenvorstandes verbleibenuen, auf den Inhaber 
lautenden Wertpapiere von den dazu gehörigen Zinsscheinen und 
Zinsanweisungen getrennt und jedenfalls so aufbewahrt werden, dass 
niemals einer einzelnen Person allein der gleichzeitige Zutritt zu 
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den Wertpapieren einerseits und den dazu gehörigen Zinsscheinen 
und Zinsanweisungen andererseits möglich ist. Ausserdem ist auf 
Versicherung gegen Einbruchsdiebstahl Bedacht zu nehmen. 

4. Der zur Aufbewahrung der Kasse bezw. der Dokumente 
dienende Behälter ist unter mehrfachem Verschluss zu halten. Den 
ersten Schlüssel führt der Vorsitzende des Kirchenvorstandes; den 
zweiten hat der Rechnungsführer (Kirchenvorsteher bezw. Rendant). 
Derjenige, welcher bei dreifachem Verschluss den dritten Schlüssel 
führen soll, ist vom Kirchenvorstande aus der Zahl seiner Mitglieder 
zu bestimmen. 

Dem Rechnungsführer ist zur Bestreitung der laufenden Aus- 
gaben ein eiserner, von Zeit zu Zeit zu ergänzender Geldbestand zu 
belassen, dessen Höhe vom Kirchenvorstand bestimmt wird. 

Sparkassenbücher gehören nicht zu den Inhaberpapieren und 
sind nach $ 808 B. G.-B. und $ 177 des Einführungsgesetzes dazu 
zu beurteilen. 

5. Es ist unzulässig, dass andere, als die nach Vorstehendem 
hierzu berechtigten Personen einen der Schlüssel zur Kasse oder zum 
Dokumentenbehälter führen. 


Artikel XXIV. 


Jahresrechnung. 


Aus der Jahresrechnung müssen die Einnahmen und Ausgaben 
speziell, und zwar im Anschluss an die Titel des Voranschlags und 
in Vergleichung mit den Ansätzen des letzteren, ersichtlich sein. 
Jede Ueberschreitung des Voranschlags ist durch Hinweisung auf 
die betreffenden Beschlüsse des Kirchenvorstandes und der Gemeinde- 
vertretung zu rechtfertigen. Der Rechnung sind die Beläge über die 
Einnahmen und Ausgaben geheftet und nach Nummern geordnet, 
beizufügen. Bei denjenigen Einnahmen und Ausgaben, zu denen 
nach $ 50 des Gesetzes die Genehmigung der staatlichen Aufsichts- 
behörde erforderlich ist, ist in den Belägen auf die betreffende Ge- 
nehmigungsverfügung Bezug zu nehmen. Dasselbe gilt in betreff 
der Genehmiguugsverfügungen der Bischöflichen Behörde. 

Beiliegendes Formular für die Jahresrechnung wird empfohlen. 


Artikel X XV. 


Die Jahresrechnung ist bis zum 1. März des auf das Rech- 
nungsjahr folgenden Jahres von dem Rechnungsführer (Kirchenvor- 
steher bezw. Rendanten) aufzustellen und dem Kirchenvorstande zur 
Prüfung vorzulegen. Dem letzteren bleibt es überlassen, mit Vor- 
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prüfung der Rechnung einzelne Kirchenvorsteher zu beauftragen. 
Bis spätestens zum 15. April wird die Jahresrechnung mit dem be- 
treffenden Etat den Belägen und mit dem Nachweise über die Er- 
ledigung der etwa von dem Kirchenvorstande gezogenen Erinnerungen, 
sowie unter Beifügung aller Revisionsbemerkungen des Vorjahres und 
deren Beantwortung von dem Kirchenvorstande an den Königlichen 
Regierungspräsidenten zur Prüfung eingereicht, ob die Verwaltung 
etatsmässig geführt worden ist. Der Regierungspräsident wird dem- 
nächst die Rechnung mit der Bemerkung, dass er nichts dagegen 
zu erinnern hat, bezw. nachdem er den Kirchenvorstand zur Er- 
ledigung der gegen die Etatsmässigkeit der Verwaltung sich er- 
gebenden Erinnerungen veranlasst hat, an die Bischöfliche Behörde 
gelangen lassen. 

Die vorbezeichneten Termine werden für diejenigen Kirchen- 
gemeinden, in denen das veránderte Rechnungsjahr nach Art. 18 
(Absatz 2) angenommen ist, um je 3 Monate hinausgeschoben. Es 
tritt also an die Stelle des 1. März der 1. Juni, an die Stelle des 
15. April der 15. Juli. 


Artikel XX VI. 


Entlastung des Rechnungsführers. 


Nach Erledigung der von der staatlichen und Bischöflichen Be- 
hörde gegen die Rechnung gezogenen Erinnerungen hat der Kirchen- 
vorstand die Rechnung der Gemeindevertretung vorzulegen. Nach- 
dem diese der Abnahme und Erteilung der Entlastung ($ 21 Nr. 13 
des Gesetzes) zugestimmt hat, ist die Rechnung auf zwei Wochen 
zur Einsicht der Gemeindeglieder nach vorgängiger ortsüblicher Be- 
kanntmachung Öffentlich auszulegen und in den linksrheinischen 
Kirchengemeinden nach Massgabe des $ 41 dem Bürgermeister ab- 
schriftlich mitzuteilen. 

Nach Ablauf der vorbezeichneten Frist hat der Kirchenvor- 
stand dem Rechnungsführer (Kirchenvorsteher bezw. Rendanten) 
schriftlich die Entlastung wegen der Rechnung auszusprechen. Die 
geschehene öffentliche Auslegung und die Entlastung wird auf der 
Rechnung durch den Vorsitzenden des Vorstandes vermerkt. 


Artikel XX VII. 


Der Rechnungsführer (Kirchenvorsteher bezw. Rendant) hat 

1, über die Jahres-Ausgaben an Porto, 

2. über die Jahres-Einnahmen aus Kollekten und aus dem 
Klingelbeutel je ein, von dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes 
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zu beglaubigendes Verzeichnis aufzustellen und der Jahresrechnung 
als Beläge beizufügen. 

Der Ankauf und Verkauf von Wertpapieren ist stets durch 
eine Kursbescheinigung zu belegen. 


D. Verwaltungsgrundsätze. 
Artikel X XVIII. 


Belegung von Geldern. 


Bei der zinsbaren Belegung von kirchlichen Geldern sind die 
Vorschriften in 88 1807, 1808 des B. G.-B. und Artikel 73 bis 76 
des Preussischen Ausführungsgesetzes vom 20. September 1899 zur 
Richtschnur zu nehmen. 


Artikel XXIX. 


Postsendungen. 


Postsendungen des Kirchenvorstandes an die Aufsichtsbehórden 
sind unter der Rubrik »Portopflichtige Dienstsache« zu frankieren. 

Frei von der Frankierung der Postsendungen an die Staats- 
behórden in Angelegenheiten des fiskalischen Patronats sowie Post- 
sendungen an die Staatsbehórden, die ausschliesslich im Staats- 
interesse liegen oder aus der staatlichen Oberaufsicht hervorgehen, 
insbesondere die Einsendung der Kirchengemeinde-Etats und Rech- 
nungen an die staatlichen Autsichtsbehörden, Berichte der Kirchen- 
vorstände an die Regierungsprásidenten über Ersatzwahlen und Ver- 
änderungen in den Kirchengemeinde-Organen, Berichte der Kirchen- 
vorstànde wegen Einholung der im $ 50 des Gesetzes vom 20. 6. 
1875 vorgeschriebenen Genehmigung der staatlichen Aufsichts- 
behórden. (Verord. vom 30. 1. 1893 Ges.-Samml. S. 13). 


Artikel X X X. 


Verkauf von Wertpapieren. 

Auf die Inhaber lautende Wertpapiere dürfen unter dem An- 
kaufspreise nur mit Genehmigung der Gemeindevertretung verkauft 
werden. 

Artikel XX XI. 


Schenkungen sowie Erwerb und Verdusserung von Kirchengut. 


Wenn vermöge Testaments oder Schenkung einer Kirche zur 
Errichtung einer neuen oder Erweiterung einer schon bestehenden 
Stiftung eine Zuwendung gemacht wird, so hat der Kirchenvorstand 
ohne Verzug das betreffende Testament bezw. Schenkungsurkunde 
der Bischöflichen Behörden zu fernerer Anordnung einzusenden. 
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Letztwillige Zuwendungen oder Schenkungen im Betrage oder Werte 
von mehr als 5000 .4 bedürfen nach Art. 6 $ 1 des Preussischen 
Ausführungs-Gesetzes zum Bürgerl. Gesetzbuch vom 20. September 
1899 die Genehmigung des Königs oder der durch Königliche Ver- 
ordnung bestimmten Behórde. Bei Berechnung des Wertes werden 
wiederkehrende Leistungen mit vier vom Hundert zu Kapital ge- 
rechnet. 

Die Erteilung der Staatsgenehmigung ist von dem Kirchen- 
vorstande bei dem Regierungspräsidenten in Antrag zu bringen. 
Nach Artikel 6 8 3 a. a. O. wird mit Geldstrafe bis zu 900 .# 
bestraft, wer für eine juristische Person, die in Preussen ihren Sitz 
hat, als deren Vorsteher eine Schenkung oder eine Zuwendung von 
Todeswegen in Empfang nimmt und nicht binnen 4 Wochen die er- 
forderliche Genehmigung nachsucht. Zum Erwerb von Grundstücken 
im Werte von nicht mehr als 5000 .# ist eine staatliche Ge- 
nehmigung gemäss Artikel 7 Abs. 1 a. a. O. nicht mehr erforderlich. 

Bezüglich der Veräusserung von Grundstücken und anderem 
Kirchengut wird auf die in der obigen Anmerkung zu Artikel XXVIII 
Schon herangezogene Anweisung vom 20. August 1898 zu B. hier- 
mit Bezug genommen. 


Münster, den 15. August 1902. 


Der Bischof von Münster 
1 Hermann. 


(Auf den Abdruck der im Texte verzeichneten Formulare ist der Raum- 
ersparung wegen hier verzichtet worden. Die Red.) 
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III. Staatliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


L Einholung der Genehmigung zum kirchlichen Grunderwerb 
im Zwangsversteigerangsverfahren in Preussen. 
(Erl. des Minister der geistl., Unterrichts- und Medizinal-Angel. G. J. Nr. 3283 
A. G. II.) 
Berlin W. 64, den 31. Januar 1903. 

Während nach dem Preussischen Gesetze, betr. die Zwangs- 
vollstreckung in das unbewegliche Vermögen, vom 13. Juli 1883 
— G.-S. S. 131 — der Nachweis der staatlichen Genehmigung zum 
Erwerbe von Grundeigentum durch Kirchengemeinden seitens des 
Subhastationsgerichtes bis zur Erteilung des Zuschlages, d. h. regel- 
mässig bis nach Ablauf der zwischen dem Versteigerungs- und dem 
Verkündigungstermine liegenden Zeit, hinausgeschoben werden konnte, 
muss nach $ 71 Abs. 2 des nunmehr geltenden Reichsgesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 
1897 — R.-G.-Bl. S. 97 — ein Gebot im Versteigerungstermine zu- 
rückgewiesen werden, falls die Wirksamkeit des Gebotes von der 
Zustimmung einer Behörde abhängig und diese Zustimmmung nicht 
bei dem Gerichte offenkundig ist oder durch eine öffentlich beglaubigte 
Urkunde sofort nachgewiesen wird. Hiernach ist eine Kirchengemeinde, 
die behufs Sicherung einer im Grundbuche eingetragenen Forderung 
zum Mitbieten im Versteigerungstermine genötigt ist, nur dann in 
der Lage, ein wirksames Gebot abzugeben, wenn sie bereits die 
staatsaufsichtliche Genehmigung — soweit es einer solchen nach 
Art. 7 $ 1 des preussischen Ausführungsgesetzes zum B. G.-B. noch 1 
bedarf — in ôffentlich beglaubigter Form vorlegen kann. 

Indem ich hierauf aufmerksam mache, ersuche ich Ew. Hoch- 
wohlgeboren ergebenst, die Gemeinde-Kirchenrite und Kirchenvor- 
vorstánde auf die neue Rechtsordnung mit dem Bemerken besonders t 
hinzuweisen, dass zum Grunderwerbe, wenn derselbe im Zwangsver- 2 
steigerungsverfahren zur Sicherung einer eingetragenen Forderung fi 


in Frage kommen kann, die Staatsgenehmigung für diesen Fall auf j 
Antrag dortseits bezw. von mir bereits vor dem Termine unverzüg- d. 
lich erteilt werden wird, damit sie, wenn nötig, schon in dem 
Termine benutzt werden kann. 
(Unterschrift.) 
An die Herren Regierungs- Präsidenten. , 
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2. Zuständigkeit des die Staatsaufsicht über die Kirchenge- 

meinde führenden Regierungs-Präsidenten zur Genehmigung 

von Beschlüssen der kirchl. Gemeindeorgane über Kirchhofs- 
anlagen in einem benachbarten: Regierungsbezirke. 


(Zirkular-Erl, des Min. der geistl. Angel. in Preussen.) 


Berlin, den 24. Dezember 1902. 
Aus Anlass der Anleguug eines kirchlichen Begräbnisplatzes 
haben sich Zweifel erhoben, ob die Staatsgenehmigung zu den Be- 
schlüssen der kirchlichen Gemeindeorgane zu erteilen sei von dem 
Regierungs-Präsidenten, in dessen Bezirk die beschliessende Kirchen- 
gemeinde ihren Sitz hat und dessen Staatsaufsicht sie demgemäss 
untersteht, oder von dem Regierungs-Präsidenten des Nachbarbezirks, 
in dessen Bereich der Begrübnisplatz angelegt werden sollte. Zur 
Beseitigung soleher Zweifel bemerke ich, dass die Erteilung der 
Staatsgenehmigung zu den Beschlüssen kirchlicher Gemeindeorgane 
in den gesetzlich vorgesehenen Fällen stets dem die Staatsaufsicht 
über die Kirchengemeinde führenden Regierungs-Präsidenten gebührt, 
auch dann, wenn die Beschlüsse gegenständlich über seinen örtlichen 
Verwaltungsbezirk hinaus- und in einen anderen SEET 
hinübergreifen. 
Der Minister der geistlichen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
Wever. 


An sämtliche Herren Regierungs-Präsidenten und 
an den Herrn Polizei-Präsidenten in Berlin. 
G. I. No. 2279. G. II. M. 


3. Zahlung der staatlichen Beihilfen in Preussen. 


(Erl. des Min. der geistl., Unterrichts- und Medizinal-Angel. A. 965. G. I. 
G. II. U. II. B. U. III. E. M) 


Berlin W. 64, den 14. August 1902. 

Durch die Verfügungen des Herrn Finanzministers vom 22. April 
1899 I. 3747. II. 3636 III. 4862 und vom 30. August 1900 I. 9894. 
IT. 8175. III. 10073 ist nachgelassen worden, dass Beträge bis zu 
800 .# einschliesslich an Privatempfänger und Öffentliche Behörden 
und Kassen ohne Quittung, sowie bis zur gleichen Höhe staatliche 
Civilpensionen, Wartegelder, Ilinterbliebenenbezüge und im Voraus 
zahlbare Unterstützungen und Erziehungsbeihilfen ohne Erteilung 


von Quittungen im Laufe des Etatsjahres und ohne jedesmalige Be- 
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nachrichtigung des Empfängers von der Absendung des Geldes, im 
Postanweisungsverkehr gezahlt werden können und der Postein- 
lieferungsschein als gültiger Rechnungsbelag angesehen wird. Auf 
Anregung des Herrn Finanzministers und im Einverständnis mit der 
Königlichen Oberrechnungskammer sollen diese Vorschriften fortan 
unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs auch bei der Zahlung der 
Diensteinkünfte derjenigen unmittelbaren Staatsbeamten Anwendung 
finden, die nicht am Sitze der zahlenden Kasse ihren amtlichen 
Wohnsitz haben und zufolge Anordnung der vorgesetzten Dienst- 
behörde ihre Diensteinkommensbezüge unmittelbar mit der Post zu- 
gesandt erhalten (vgl. Runderlass des Herrn Finanzministers vom 
13. Dezember 1882 I. 10277 U. 14017 III. 16721). Die gleiche 
Zahlungserleichterung soll den Kirchengemeinden, Kirchenkassen, 
Pfarrkassen, Schulverbänden, Geistlichen, Kirchenbeamten, Lehrern, 
sowie mittelbaren Staatsbeamten, Kommunalverbänden pp. hinsicht- 
lich der ihnen aus der Staatskasse zustehenden fortlaufenden 
Zahlungen für den Fall eingeräumt werden, dass eine zahlende Kasse 
an dem betreffenden Orte nicht vorhanden ist. 

Ausgenommen bleiben die Fälle, in denen zu den Quittungen 
bestimmungsmässig eine besondere Bescheinigung beizubringen ist. 
Als besondere Bescheinigung gilt es auch, wenn nach den gegebenen 
Vorschriften Vierteljahrs- oder Monatsquittungen der Verwalter von 
Kirchenkassen, Pfarrkassen, Schulkassen, Gemeindekassen u. s. w. 
seitens der Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates (Kirchenvorstandes, 
Presbyteriums) oder des Schulvorstandes, des Gemeindevorstehers 
(Bürgermeisters) pp. mit dem Vermerke »Gesehen« zu verstehen sind. 

In betreff der Geistlichen, Kirchenbeamten, Lehrer, Kirchen- 
gemeinden und Schulverbände enthält der Runderlass vom 26. Januar 
1893, Fin.-Min. I. 925. M. d. g. A. G. III. 3147. — G. I. D. U. 
III. E. — (Centr.-Bl. d. ges. Unterr.-Verwaltg. S. 296) nühere Be- 
stimmungen. Danach sind auf Kosten der Staatskasse, also unter 
Anwendung des Aversionierungsvermerks, nur diejenigen Bezüge ab- 
zusenden, welche als wirkliches Diensteinkommen anzusehen sind und 
deren Zahlung unmittelbar an die Geistlichen, Kirchenbeamten und 
Lehrer erfolgt, während bei einmaligen Zuwendungen, ausserordent- 
lichen Remunerationen und Unterstützungen für Geistliche, Kirchen- 
beamte und Lehrer, sowie bei allen Zahlungen an Gemeinden und 
Verbände das Übersendungsporto den Empfüngern zur Last fillt, 
also von dem zu zahlenden Geldbetrage in Abzug zu bringen ist. 

Die Zusendung erfolgt nur auf schriftlichen Antrag der Be- 
rechtigten, welcher enthalten muss: 
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1. die Erklärung, dass die Zusendung und Aushändigung des 
Geldes auf Gefahr der Empfänger geschieht, 

2. den Verzicht auf eine besondere Benachrichtigung von der 
Absendung des Geldes, soweit es sich um fortlaufende Bezüge handelt, 

3. die Verpflichtung, dass die Berechtigten bei der Zahlung des 
letzten Teilbetrages des Jahres — die Beamten, Geistlichen und 
Lehrer auch bei dem Übertritt in eine andere Stelle oder bei dem 
Ausscheiden aus dem Dienste — über die fortlaufenden Bezüge vor- 
schriftsmässige Jahresquittungen an die zahlende Kasse einreichen 
werden. 

Von der Absendung einmaliger Bezüge sind die Empfänger 
dagegen zu benachrichtigen. 

Damit die Empfänger rechtzeitig in den Besitz des Geldes 
gelangen, sind die Postanweisungen bei der Pustanstalt an dem dem 
Fälligkeitstermine vorhergehenden Werktage einzuliefern, falls es 
nach dem Postenlaufe nicht schon früher geschehen muss. 

In bezug auf die Buchung der fraglichen Zahlungen bei der 
zahlenden Kasse tritt in dem seitherigen Verfahren eine Änderung 
nicht ein. 

Die Königlichen Regierungen wollen das hiernach zur Durch- 
führung dieser Anordnungen Erforderliche veranlassen, soweit der 
diesseitige Geschäftsbereich in Frage kommt. 

In Vertretung: 
gez. Wever. 

An die Königlichen Regierungen. 


4. Stiftmessen während der Pfarrprovisuren in Österreich. 
(Aus St. Pöltner Diözesanblatt. Nr. II. 1903.) 


Der Minister für Kultus und Unterricht hat unterm 12. De- 
zember 1901,. Z. 4686, betrefiend die Behandlung der Messen- 
stiftungen während der Vakanz der Pfarrpfründen folgenden Erlass 
herausgegeben: 

»Auf Grund der übereinstimmenden Anträge der beteiligten 
Landesstellen finde ich angesichts der Bestimmung des $ 10 al. 4 
des Gesetzes vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, zu ge- 
nehmigen, dass hinfort entsprechend der bestehenden Praxis seit dem 
Inkrafttreten des vorbezogenen Gesetzes von der Anforderung nach 
Ausweisung der unter die Bestimmung des $ 5 dieses Gesetzes 
fallenden Stiftungen, speziell der Messenstiftungen — das ist also 
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der »mit einem bestimmten Betrage errichtetene — in der dem 
Religionsfonde als Interkalar-Nutzniesser gelegten Interkalar-Ver- 
rechnung — beziehungsweise in den Früchten-Absonderungsproto- 
kollen — gänzlich abgesehen und das bezügliche Stiftungs-Ein- 
kommen den Provisoren, bezw. den Interkalar-Mitinteressenten rech- 
nungsfrei überlassen werde. 

Die einschlägigen Bestimmungen des Ministerial-Erlasses vom 
10. Juni 1872, Z. 5024, werden hiemit ausser Kraft gesetzt. 

Bezüglich der Behandlung der sogenannten »Dotationsmessen « 
in den Interkalar-Rechnungsoperaten wird eine abgesonderte Weisung 
demnächst nachtolgen.« 


5. Ergänzung bezw. Abänderung der Vollzagsbestimmungen 
zum kath. Pfarrgemeindegesetz v. 1887 in Württemberg. 


(Ministerialerl. v. 13. Febr. 1903. Nr. 395.) 


K. Wiirtt. Ministerium des Kirchen- und Schulwesens. 


Stuttgart, den 13. Februar 1903. Nr. 395. 

In Ergänzung bezw. Abänderung der Vollzugsbestimmungen 
zu dem evangelischen Kirchengemeinde- und dem katholischen 
Pfarrgemeindegesetz vom 14. Juni 1887 (Reg.-Bl. S. 237 und 272) 
wird nachstehendes verfügt: 

1) Ortsstatuten, die auf Grund der Art. 67 und 85 des evan- 
gelischen Kirchengemeindegesetzes und der Art. 1, 40 und 61 des 
katholischen Pfarrgemeindegesetzes erlassen sind, ohne dass sie eine 
bestimmte Giltigkeitsdauer festsetzen, sind staatlicherseits nicht zu 
beanstanden. Auch wird den K. Kreisregierungen anheimgegeben, 
den K. Oberämtern die Ermächtigung zu erteilen, Beschlüsse der ört- 
lichen kirchlichen Kollegien, welche lediglich die Giltigkeitsdauer 
eines Ortsstatuts verlängern oder eine bisherige Bestimmung über 
die Giltigkeitsdauer aufheben, sofern keine Bedenken obwalten, 
namens der K. Kreisregierungen zu genehmigen. Dabei ist übrigens 
den K. Oberämtern zu bemerken, dass bei geeignetem Anlass auch 
zu erwägen sein wird, ob nicht in den durch Ortsstatut geregelten 
Änderungen eingetreten sind, welche eine Abänderung des Statuts 
notwendig machen. 

2) Der S 18 Abs. 1 der Vermógensverwaltungsvorschriften für 
die evangelischen Kirchengemeinden und ebenso der 8 18 Abs. 1 
der Vermögensverwaltungsvorschriften für die katholischen Pfarr- 
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gemeinden werden dahin abgeändert, dass unter Neubau oder einem 
sonst bedeutenden Bauwesen, beziehungsweise einer bedeutenden Re- 
paratur an kirchlichen Gebäuden oder deren Bestandteilen und Zu- 
behörden im Sinne des Art. 62 Abs. 1 Ziff. 2 des evang. Kirchen- 
gemeindegesetzes und des Art. 32 Abs. 1 Ziff. 2 des kath. Pfarr- 
gemeindegesetzes (zu vergl. auch Ministerialerlass vom 27. März 1900 
Nr. 1642) nur solche Bauwesen zu verstehen sind, welche einen 
Aufwand von 6000 .# oder mehr erfordern. ME 

3) Als »beteiligte« bezw. »betreffende« Gemeinde im Sinne 
der Art. 4 Abs. 1, 62 letzter Abs., 69 Abs. 4, 85 Abs. 2 des 
evangelischen Kirchengemeindegesetzes und der Art. 32 letzter Abs., 
41 Abs. 4 und 61 Abs. 2 des kath. Pfarrgemeindegesetzes ist eine 
bürgerliche Gemeinde oder Teilgemeinde in der Regel nur dann an- 
zusehen, wenn mindestens ein Viertel ihrer Einwohner Kirchen- bezw. 
Pfarrgenossen der betreffenden kirchlichen Gemeinde sind. Hiedurch 
ist nicht ausgeschlossen, dass in einzelnen besonderen Fällen die 
Ausserung weiterer bürgerlicher Gemeinden, in welchen Angehôrige 
der betreffenden kirchlichen Gemeinde wohnen, eingeholt wird, so- 
fern dies nach Lage der Verhältnisse geboten erscheint. 

4) Sind über einen Beschluss des Kirchengemeinderats bezw. 
des Kirchenstiftungsrats die bürgerlichen Kollegien der beteilig!en 
Gemeinde zu hôren (vgl. Art. 62 letzter Abs. und Art. 69 Abs. 4 
des evang. Kirchengemeindegesetzes und Art. 32 letzter Abs. und 
Art. 41 Abs. 4 des kath. Pfarrgemeindegesetzes), so kann die 
Äusserung der bürgerlichen Kollegien von den örtlichen kirchlichen 
Organen sofort, d. h. vor der Vorlage des Beschlusses an die Auf- 
sichtsbehörden eingeholt werden. Den staatlichen Aufsichtsbehörden 
bleibt es in solchen Fällen anheimgestellt, eine weitere Äusserung 
der bürgerlichen Gemeinde einzuholen, falls dies nach Lage der 
Verhältnisse etwa noch geboten erscheint. 

Die K. Kreisregierungen werden beauftragt, von vorstehendem 
den nachgeordneten Stellen mit dem Anfügen Eröffnung zu machen, 
dass die getroffenen Anordnungen sofort in Kraft treten. 

Hienach ist alles Weitere zu besorgen. 

Weizsäcker. 
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6. Befugnis des Gemeindekirchenrats (Kirchenvorstandes) zur 
Einziehung von Kirchensitzen aus kirchenpolizeilichen Grün- 
den in Preussen. 


(Erk. des Reichsger. IV. Civilsenat, v. 30. Okt. 1901.) 


Im Namen des Reichs. 


In Sachen der Kirchengemeinde zu D., vertreten durch ihren 
Gemeindekirchenrat, Beklagten, Revisionsklägerin und Revisions- 
beklagten 

wider 
den Rittergutsbesitzer N. zu D., Kläger, Revisionsbeklagten und 
Revisionskläger, 
hat das Reichsgericht, IV. Civilsenat, 
auf die mündliche Verhandlung vom 30. Oktober 1901 
unter Mitwirkung 
des Präsidenten des Reichsgerichts, Wirklichen Geheimen 
Rats Dr. von Öhlschläger 
und der Reichsgerichtsräte Nötel, Reincke, Veltman, Weichsel, 
Helt, Hesse 
für Recht erkannt: 

I. die Revision des Klägers gegen das Urteil des Ersten Civil- 
senats des Königlich Preussischen Oberlandesgerichts zu 
Stettin vom 26. Mai 1900 wird zurückgewiesen. 

Il. Auf die Revision der Beklagten wird das vorgedachte Ur- 
teil, insoweit dadurch die Aufhebung des Urteils des Land- 
gerichts zu Stargard i. Pom. vom 21. März 1900 ausge- 
sprochen und die Sache zu anderweiter Verhandlung und 
Entscheidung an die erste Instanz zurückverwiesen worden 
ist, aufgehoben und auch bezüglich dieses aufgehobenen 
Teils die Berufung des Klägers gegen die erste Entscheidung 
zurückgewiesen. | 

III. Die Kosten der Berufungs- und der Revisionsinstanz werden 
dem Kläger auferlegt. 

Von Rechts wegen. 


Tatbestand. 


Die Kirche zu D. ist im Jahre 1899 renoviert und bei dieser 
Gelegenheit die Kassierung von 12 Kirchensitzen erfolgt, welche 
sich seit alten Zeiten auf beiden Seiten des Altars für die Prediger, ' 
Lehrer u. 8. w. befunden hatten. Der Kläger, der eingetragener 
Eigentümer des zu D, eingepfarrten Rittergutes-D. ist, hatte bis 
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dahin für sich beziehungsweise seine Familie, Beamten und Dienst- 
leute 1. sechs Sitze auf dem höheren Chore rechts vor dem Altar, 
2. zwölf Sitze auf der darüber befindlichen Empore und 3. die Tage- 
\öhnersitze auf dem sogenannten Freienwalder Chore benutzt. 


Um nun den Predigern, Lehrern u. s. w. für die kassierten 
Sitze andere zu verschaffen und in der Annahme, dass der Kläger, 
seine Familie und Gutsangehörigen genug Kirchensitze hätten, teilte 
der Gemeindekirchenrat gegen Ende November 1899 dem Kläger 
mit, dass dem Gute die zwölf Emporensitze (zu 2) entzogen und 
auch die sechs Sitze auf dem höheren Chor (zu 1) nur zeitweise 
überlassen würden, indem er zugleich den Beamten des Gutes statt 
der 12 Sitze auf der Empore 4 Sitze auf dem Freienwalder Chor 
zuwies. 


Der Kläger behauptet, dass die sämtlichen zu 1 bis 3 bezeich- 
neten Kirchensitze im Jahre 1846 von dem damaligen Superinten- 
denten M. für das Rittergut D. dem damaligen Besitzer L. und im 
Jahre 1861 von dem damaligen Superintendenten W. auch dem 
Kläger eingeräumt worden seien, und dass sich seit dieser Zeit (1846) 
das Gut im Besitze von Schlüsseln zu den betreffenden Sitzen be- 
funden und letztere 53 Jahre lang ausschliesslich und ungestört be- 
nutzt habe. 


Auf Grund dieses Sachverhalts hat der Kläger beantragt, 


»die Beklagte zu verurteilen, sich jeder Störung des Klägers 
oder dessen Angehörigen oder Beamten bei Benutzung der 
Kirchensitze seitens derselben auf der über dem höheren 
Chore rechts von dem Altar befindlichen sechs Sitze zu 1 
zur Vermeidung einer fiskalischen Strafe von 10 Æ für 
jeden Wiederholungstall zu enthalten, dem Kläger auch die 
Schlüssel zur Empore wieder einzuhändigen, und das Urteil 
gegen Sicherheitsleistung für vorläufiy vollstreckbar zu er- 
klären.« 


Das Landgericht hat auf völlige Klageabweisung erkannt, weil 
es den Rechtsweg in dieser Sache für ausgeschlossen hält. 


Die hiergegen eingelegte Berufung des Klägers ist von dem 
Oberlandesgericht durch Urteil vom 19./26. Mai 1901 insoweit zu- 
rückgewiesen, als der Rechtsstreit die 12 Sitze auf der über dem 
höheren Chor rechts vom Altar befindlichen Empore zum Gegenstand 
hat, im übrigen aber das angefochtene Urteil aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Ge- 
richt erster Instanz zurückverwiesen. 
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Gegen diese Entscheidung haben beide Teile Revision eingelegt, 
und zwar 
der Kläger mit dem Antrage, 
das Berufungsurteil, insoweit es die Berufung des Klägers 
zurückweist, aufzuheben und auch insoweit, dem Berufungs- 
antrage entsprechend, die Sache zur anderweiten Verhand- 
lung und Entscheidung in die erste Instanz zurückzuver- 
weisen. 
die Beklagte mit dem Antrage, 
1. die Revision des Klägers zurückzuweisen, 
2. auf ihre eigene Revision das angefochtene Urteil, insoweit 
als dadurch das Urteil erster Instanz aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das Gericht erster Instanz zurückverwiesen worden ist, auf- 
zuheben und auch in betreff des aufgehobenen Teils des 
ersten Urteils die Berufung des Klägers zurückzuweisen. 
Die Parteien haben auf Grund des Tatbestandes des Berufungs- 
urteils mit einander verhandelt. 


Entscheidungsgründe. 


Anlangend zunächst die Revision des Klägers, so erscheint 
dieselbe nicht begründet. 

Der Kläger beschwert sich darüber, dass der Berufungsrichter 
bezüglich der zwölf Sitze auf der Empore den Rechtsweg mit dem 
ersten Richter für ausgeschlossen hält und in ihrer Entziehung eine 
Massregel erblickt, die der Gemeindekirchenrat kraft seiner kirchen- 
polizeilichen Befugnisse vorgenommen hat. Der Gemeindekirchenrat, 
so führt der Beschwerdeführer aus, habe nach den Feststellungen 
der Vorderrichter das klägerische Recht auf diese zwölf Sitze über- 
haupt bestritten und ihre Entziehung »in der Annahme« verfügt, 
dass der Kläger, seine Familien- und Gutsangehörigen genug 
Kirchensitze hätten. Hieraus gehe hervor, dass für die Massregel 
des Gemeindekirchenrats gar nicht die im Innern der Kirche vor- 
genommene bauliche Veränderung und ein hiermit zusammenhängen- 
des Interesse des Kultus bestimmend gewesen sei; vielmehr seien 
diese Momente nur benutzt und aus ihnen der »Anlasse entnommen 
worden, um dem Privatrechte des Klägers entgegenzutreten. Ab- 
gesehen hiervon gehe auch der & 41 der Verwaltungsordnung für 
das kirchliche Vermögen in den östlichen Provinzen der preussischen 


15. Dezember 1886 ; i 
= «aa (Kirchliches Gesetz- und Verord- 


Landeskirche vom —— 1603 
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nungsblatt 1893 Seite 23), von welchem das Berufungsgericht die 
öffentlich rechtliche Befugnis des Gemeindekirchenrates zu jener 
Entziehung herleitet, davon aus, dass bei Regelung der Kirchensitze 
etwaige Privatrechte, die allerdings besonders zu erweisen seien, be- 
rücksichtigt werden sollen, und dass nur die im Öffentlichen Interesse 
erfolgte Entscheidung bis zum Nachweise entgegenstehender Privat- 
ansprüche im Rechtswege nicht anzufechten sei. Dem Nachweise des 
Privatrechts des Klägers diene aber gerade der gegenwärtige Rechts- 
streit. Der Kläger habe seine Klage petitorisch begründet, und die 
Bemerkung am Schlusse des Schriftsatzes vom 3. Mai 1900 be- 
rechtigte das Berufungsgericht nicht zu der Unterstellung, dass er 
nur die Besitzklage habe anstellen wollen. Auch in zweiter Instanz 
habe er ausgeführt, dass ihm in keinem Falle der Rechtsweg zur 
Feststellung seiner Rechte verweigert werden könne, und dass er, 
um diese Feststellung zu erreichen, nicht auf den Weg der für ihn 
wertlosen Entschädigungsklage verwiesen werden dürfe. Kläger sei 
auch wegen $ 268 Ziffer 2 Civilprozessordnung ungeachtet eines 
Widerspruches des Gegners nicht behindert gewesen, den Klage- 
antrag auf die Feststellung zu erweitern. Da der Berufungsrichter 
offenbar der Ansicht gewesen, dass der Feststellungsanspruch nicht 
schon in dem gestellten petitorischen Klageantrage enthalten sei, so 
hätte er durch Ausübung der Fragepflicht den Kläger »zur formellen 
Ergänzung seiner Anträge« veranlassen müssen. 

Der Beschwerdeführer geht also zunächst davon aus, dass er 
in Anselıung der 12 Kirchensitze auf der Empore nicht die Besitz- 
klage, sondern die Rechtsanerkennungsklage (Klage auf Feststellung 
eines negativen Rechts, actio confessoria) angestellt habe. Eine solche 
Auffassung aber erscheint durch die Form seines Klageantrages aus- 
geschlossen. Derselbe lautet ausdrücklich dahin, die Beklagte zu 
verurteilen, sich »jeder Störung bei der Benutzung der Kirchensitze 
zu enthaltene und dem Kläger »die Schlüssel zur Empore wieder 
einzuhändigen«. Hiernach aber betrifft der von ihm erhobene An- 
spruch nur die Frage, ob sich der Kläger im tatsächlichen Besitz 
der Kirchenstühle befunden hat, und ob ihm derselbe zu Unrecht 
(durch verbotene Eigenmacht — $ 858 Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
von der Beklagten entzogen und beziehungsweise gestört und er des- 
halb befugt ist, die Beseitigung der Störung und die Wiederein- 
räumung des Besitzes (SS 861, 862 a. a. O.) zu fordern. An diesem 
Charakter des Anspruchs wird auch nichts dadurch geändert, dass 
Kläger seine Klage nicht bloss possessorisch (durch die Angabe, das; 
die Superintendenten M. und W. dem Besitzer des Ritterguts D. den 
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Besitz an den Kirchenstühlen 1846 und beziehungsweise 1861 ein- 
geräumt und seitdem das Gut im Besitze der Schlüssel zu den 
Sitzen gewesen und letztere 53 Jahre lang ausschliesslich und un- 
gestört benutzt habe), sondern daneben auch petitorisch (durch die 
in seinem Vorbringen zugleich liegende Behauptung einer 44jährigen 
Ersitzung) begründet hat. Entscheidend ist vielmehr, dass er einen 
richterlichen Ausspruch nicht über die Anerkennung seines Rechts, 
sondern lediglich über die Aufhebung einer Störung und über die 
Wiederherstellung des früheren tatsächlichen Besitzstandes begehrt. 

Richtig ist allerdings, dass der Kläger in zweiter Instanz auch 
geltend gemacht hat, »in keinem Falle dürfe ihm der Rechtsweg 
zur Feststellung seiner Rechte an den bisher von ihm benutzten 
Chorstühlen versagt werden.e Eine Veränderung oder Erweiterung 
seines Klageantrages hat er aber hieran nicht geknüpft und auf den 
Widerspruch der Beklagten gegen eine in diesem Sinne vorzu- 
nehmende Klageänderung auch keineswegs eingewendet, dass seine 
Erklärung gar keine Klageänderung oder beziehungsweise Erweiter- 
ung des Klageantrages beziele, sondern den bereits gestellten An- 
trag einfach in dem von ihm gemeinten Sinne erläutern solle. 

Unter diesen Umständen war der Vorderrichter prozessualisch 
nicht genötigt, auf eine »formelle Ergänzung des Klageantrages 
durch Ausübung seiner Fragepflichte ($ 139 Civilprozessordnung) hin- 
zuwirken. Es kann somit auch unerörtert bleiben, ob durch Er- 
hebung des vorgedachten petitorischen Anspruches vorliegenden 
Falles eine Änderung der Klage oder nur eine Erweiterung des An- 
trages im Sinne des S 268 Ziffer 2 Civilprozessordnung bedingt 
worden wäre. 

Nimmt hiernach nun aber das Berufungsgericht mit Recht an, 
dass die erhobene Klage nur die Besitzklage ist, so muss ihm auch 
weiter darin beigetreten werden, dass über den dadurch geltend ge- 
machten Anspruch, welcher sich gegen eine von dem Gemeinde- 
kirchenrat innerhalb seiner Zuständigkeit getroffene kirchenpolizei- 
liche Massregel richtet, eine Erörterung im ordentlichen Rechtswege 
ausgeschlossen ist. 

Unstreitig ist nach den Feststellungen des Berufungsurteils, 
dass der Gemeindekirchenrat dem Kläger die 12 Emporensitze ent- 
zogen hat aus Anlass einer baulichen Veränderung im Innern der 
Kirche zu D., welche zur Folge gehabt hat, dass eine gleiche An- 
zahl für die Prediger, Lebrer u. s. w. bestimmter Sitze beseitigt 
und insoweit eine anderweite Verteilung der Kirchensitze erforder- 
lich geworden ist. Wenngleich nun kein Zweifel_besteht, dass das 
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Recht, von der Kirchengemeinde die dauernde Überlassung gewisser 
Sitze zum ausschliesslichen Gebrauche bei der Teilnahme am Gottes- 
dienste der Gemeinde zu fordern, auch auf Grund eines privatrecht- 
lichen Titels sowohl persönlich als dinglich einem Gemeindemitglied 
zustehen und dass nach dem Preussischen Allgemeinen Landrecht ein 
solches Recht insbesondere auch durch Verleihung ($$ 676 bis 685 
Titel 11 Teil II) und durch Ersitzung ($$ 629 bis 631 Titel 9 Teil I) 
von ihm erworben werden kann, so erscheint es doch ebenso un- 
zweifelhaft, dass eine petitorische oder possessorische Verfolgung 
desselben, obwohl an sich statthaft, doch nur unter denjenigen Ein- 
schränkungen zugelassen ist, die sich aus seiner Bestimmung zum 
Gottesdienst und aus der Beobachtung der äusseren kirchlichen 
Ordnung ergeben. Durch das Bürgerliche Gesetzbuch ist an den 
landesgesetzlichen Vorschriften über dieses Recht nichts geändert 
worden (Artikel 133 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch). 


Die Befugnisse des Gemeindekirchenrats rücksichtlich der 
Kirchensitze regeln sich durch $ 15 Abs. 1 der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung für die östlichen Provinzen vom 10. September 
1873, wonach ihm die Sorge für die Erhaltung der äusseren gottes- 
dienstlichen Ordnung obliegt, insbesondere aber durch $ 41 der Ver- 


waltungsordnung für das kirchliche Vermögen in den östlichen Pro- 


i . l 15. Dezember 1886 
vinzen der preussischen Landeskirche vom -—-— —_— _—, welcher 
17. Juni 1893 


in Absatz 1 bestimmt: 
»die Regelung der Kirchensitze ist, soweit nicht etwaige 
(jedesmal besonders zu erweisende) Privatrechte in Frage 
sind, unter Beachtung der bestehenden allgemeinen Bestim- 
mungen ($$ 676 bis 685 Allgemeinen Landrechts Teil II 
Titel 11) und örtlichen Rechtsordnungen von dem Gemeinde- 
kirchenrat im Verwaltungswege nach Gesichtspunkten des 
öffentlichen Interesses vorzunehmen. Die Entscheidungen 
derselben sind bis zum Nachweis entgegenstehender Privat- 
ansprüche im Rechtswege nicht anzufechten und nötigenfalls 
polizeilich zu schützen (Entscheidungen des Kompetenzge- 
gerichts vom 18. März 1865, Justizministerialblatt Seite 134, 
und vom 14. April 1883, Kirchl. Gesetz- und Verordnungs- 
blatt Seite 70, und des Oberverwaltungsgerichts vom 10. De- 
zember 1884, ebenda 1885 Seite 29).« 
Hieraus folgt, dass dem Kläger, der durch die Anordnung des 
Gemeindekirchenrats sich in dem von ilim beanspruchten Privatrecht 
auf die ausschliessliche Benutzung der Emporensitze verletzt fühlt, 
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unbedenklich zwar freisteht, gegen die Kirchengemeinde auf Aner- 
kennung desselben und für den Fall der Erstreitung dieses Anspruchs 
eventuell auch auf Entschädigung zu klagen, dass er jedoch mittels 
seiner gegenwärtigen Besitzklage nicht verlangen kann, dass der 
Gemeindekirchenrat unter Androhung einer fiskalischen Strafe ver- 
urteilt werde, die im Interesse des Kultus von ihm getroffene Ent- 
ziehungsmassregel rückgängig zu machen. Über einen Anspruch 
dieser Art, der die Aufhebung einer polizeilichen Verfügung betrifft, 
würde die Entscheidung nur der vorgesetzten Verwaltungsbehörde ge- 
bühren (vgl. auch Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen, 
Band 7 Seite 137, Band 16 Seite 159, Band 24 Seite 176). 

Bezüglich der sechs Sitze auf dem höheren Chor rechts vom 
Altar, auf welche sich die Revision der Beklagten bezieht, hat der 
Gemeindekirchenrat dem Kläger nach dessen eigenem in dem ange- 
fochtenen Urteil festgestellten Vortrage lediglich die Eröffnung ge- 
macht, dass dieselben ihm fortan »nur zeitweise« überlassen würden. 

Das Berufungsgericht legt nun diese Eröffnung dahin aus, dass 
es sich hierbei um nichts weiter als um eine »Äusserung« des Ge- 
meindekirchenrats handle, »durch welche das angebliche Recht des 
Klägers an diesen Sitzen bestritten wird, nicht also um eine kirchen- 
polizeiliche oder sonst im Interesse des Kultus ergangene Anordnung, 
welche geeignet wäre, den Kläger — sofern er überhaupt ein Recht 
an diesen Sitzen hat — des gerichtlichen Schutzes dieses Rechts 
verlustig zu machen«, und dass »nicht erfindliche sei, wie diese Er. 
klärung mit der baulichen Veränderung der Kirche in ursächlichen 
Zusammenhang zu bringen wäre. Der Gemeindekirchenrat habe 
»lamit bei der tatsächlichen Belassung des Klägers in der Be- 
nutzung dieser Stühle nichts anderes sagen wollen, als dass er die 
Rechtsansprüche des Klägers auf diese Stühle ebensowenig anerkenne, 
als diejenigen auf die Emporensitze«. Die Willenserklärung sei also 
rein privatrechtlichen Charakters« gewesen und auch »dadurch nicht 
zu einer Öffentlichen Anordnung geworden, dass sie der Gemeinde- 
kirchenrat mit der Mitteilung einer solchen zu verbinden für gut 
befande. 

Der Berufungsrichter zieht hieraus den Schluss, dass dem 
Kläger in Ansehung der sechs Altarchorsitze für die Besitzklage 
der Rechtsweg nicht versagt werden könne, und dass daher die 
Sache insoweit unter Aufhebung des hierauf bezüglichen Teiles der 
landgerichtlichen Entscheidung »ohne Prüfung der Frage, ob jene 
Erklärung des Gemeindekirchenrats überhaupt ausreichen kann, die 
Besitzklage zu begründen«, an die Vorinstanz zurückzuverweisen sei. 
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Die Revision der Beklagten macht hiergegen geltend, dass 
diese Erwägungen »auf einer Verkennung des rechtlichen Charakters« 
der betreffenden Anordnung des Gemeindekirchenrates beruhten. 
»Die Bestimmung, dass gewisse Sitze dem, welcher ein Recht auf 
sie zu haben behauptet, nur zeitweise, also auf Widerruf seitens des 
Gemeindekirchenrats überlassen werden«, enthalte — so meint die 
Beschwerdeführerin — eine Anordnung über die Verteilung be- 
ziehungsweise Neuverteilung der Kirchensitze, eine kirchenpolizei- 
liche Anordnung, die ebensowenig, wie die sofortige Entziehung von 
Sitzen im Rechtswege angefochten werden kann. Keinesfalls »könne« 
ihr gegenüber das vermeintliche Recht des Klägers auf die dauernde 
Benutzung dieser Sitze durch die angestellte Klage geltend gemacht 
werden, durch welche dem Gemeindekirchenrat jede Störung des 
Klägers bei Benutzung der Sitze bei Strafe verboten, ihm also auch 
die Befugnis abgesprochen werden soll, künftig kirchenpolizeiliche 
Anordnungen zu erlassen, durch welche dem Kläger diese Kirchen- 
stühle entzogen werden.« 

Der Angriff erscheint begründet. Da der Gemeindekirchenrat 
auch diese Verfügung, durch welche er die sechs Kirchensitze auf 
dem höheren Chor dem Kläger fortan nur widerruflich überliess, 
festgestelltermassen aus Anlass der baulichen Veränderung der Kirche 
und in seiner amtlichen Eigenschaft erlassen hat, so ergibt sich auch 
hier ihr polizeilicher Charakter von selbst. Die Beklagte selbst be- 
ruft sich auf diesen Charakter, und in eine Prüfung darüber, ob die 
Verfügung, wie die Beklagte vermeint, durch den $ 41 des Ver- 
mögensverwaltungsgesetzes sich rechtfertigt, kann demnach, ebenso 
wie in dem ersten Falle, nur die vorgesetzte kirchliche Verwaltungs- 
instanz, nicht aber der ordentliche Richter eintreten, denn auch hier 
begehrt der Kläger nicht Feststellung seines Rechts, sondern ledig- 
lich die Beseitigung der Massregel. Auch die Frage, ob in der vor- 
gedachten Eröffnung des Gemeindekirchenrats vorliegendenfalls schon 

eine Besitzstörung gefunden werden könnte, darf daher auf sich be- 
ruhen bleiben. 

Hiernach war, wie geschehen, zu erkennen. 


Unterschriften. 
IV. 216/00. 
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7. Aufbringung von Pfarrgehalt seitens mehrerer unter einem 
gemeinschaftlichen Pfarramte verbundenen Kirchengemeinden 
in Preussen. 


(Erk. d. kgl. Oberverwaltungsgerichts v. 5. März 1901.) 


Im Namen des Königs! 


In den Verwaltungsstreitsachen 
1. der Kirchengemeinde Lipkesbruch, 
2. der Kirchengemeinde Pollychener-Hollaender, 


Klägerinnen, 
wider 


1. das K. Konsistorium der Provinz Brandenburg, 
2. den K. Regierungspräsidenten zu Frankfurt a/0., 
Beklagte, 
hat das K. Oberverwaltungsgericht, Erster Senat, in seiner Sitzung 
vom 5. März 1901 ... 
für Recht erkannt, 
dass die Klagen gegen die Zwangsetatisirungsverfügung der 
Beklagten vom 27./31. Januar 1900 abzuweisen und die 
Kosten — unter Festsetzung des Werts des Streitgegen- 
standes auf 100,52 -Æ — den Klägerinnen zur Last zu legen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Unter dem gemeinschaftlichen Pfarramte zu Lipke, Diözese 
Landsberg a/W., sind die Kirchengemeinden Lipke, Christophswalde, 
Lipkesbruch (oder Lipkeschbruch) und Pollychener-Hollaender ver- 
bunden. Um in dem Pfarretat, der in Einnahme und Ausgabe mit 
jährlich 3415 -Æ abschliesst, das Gleichgewicht herzustellen, bedurfte 
es im Rechnungsjahre 1899 einer Summe von 1210,52 .#. Davon 
wurden 1110 -Æ durch Gewährung einer Beihülfe aus dem staat- 
lichen Zuschussfonds übertragen (Art. 3, 4 des Staatsgesetzes über 
das Diensteinkommen der evangelischen Pfarrer vom 2. Juli 1898 
und $ 21 des betreffenden Kirchengesetzes für die älteren Provinzen 
von demselben Tage — Gesetzsammlung S. 155, 159 —). Den 
Überrest von 100,52 -Æ aufzubringen, erklärte das K. Konsistorium 
der Provinz Brandenburg, nach Anhörung des Vorstandes der Kreis- 
synode Landsberg a/W., durch Vertügung an den Gemeinde-Kirchen- 
rat zu Lipke vom 15. Dezember 1899 die Kirchengemeinden Lip- 
kesbruch und Pollychener-Hollaender für leistungsfähig und mit der 
Massgabe für verpflichtet, dass der Fehlbetrag zwischen ihnen »nach 
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Verhältnis ihres Einkommensteuersollse zu verteilen sei. Zugleich 
machte das Konsistorium dem Gemeinde-Kirchenrat bemerklich: 
»Die der Pfarrgemeinde gewährte Beihülfe sei mit Rücksicht aut 
die Leistungsunfähigkeit der Gemeinden Lipke und Christophswalde 
und um den gesamten Gemeinden der Parochie nach Möglichkeit zu 
Hülfe zu kommen, auf den sehr hohen Betrag von 1110 .# be- 
messen; in ihr sei mithin der ganze von Lipke und Christophswalde 
zu Pfarrbesoldungszwecken aufzubringende Betrag enthalten.« Der 
Gemeinde-Kirchenrat Lipke lehnte es jedoch ab, sich der ihm auf- 
getragenen Unterverteilung der 100,52 .# zwischen Lipkesbruch 
und Pollychener-Hollaender zu unterziehen. Demzufolge schritt das 
Konsistorium im Einvernehmen mit dem K. Regierungspräsidenten 
zu Frankfurt a/O. zur Zwangsetatis’erung. Unter Bezugnahme auf 
die Art. 27 Absatz 2, 28 des Kirchenverfassungsgesetzes v. 3. Juni 
1876 nebst Königlicher Ausfühtungs-Verordnung vom 9. September 
1876 (Ges.-Samml. S. 125, 395) und Art. 6 des staatlichen Pfarr- 
besollungsgesetzes ordneten beide Behörden durch Verfügung vom 
27./31. Januar 1900 an, 
»dass in den Etat der Kirchengemeinden Lipkesbruch und 
Pollychener-Hollaender die auf sie entfallenden Anteile an 
dem Gemeindebeitrage zur Deckung des Fehlbetrags im 
Pfarrkassenetat der Parochie Lipke von zusammen 100,52 .# 
einzutragen geilen, 

Auch hierbei wurde erläuternd darauf hingewiesen: 

»dass die gewährte Beihülfe von 1110 .# nicht nur die 
nach Massgabe des Steuersolls berechneten Anteile an dem 
Fehlbetrage, welche auf Lipke und Christophswalde fielen, 
sondern auch die nach der Höhe der Einkommensteuer aller 
Beteiligten bemessenen Anteile von Lipkesbruch und Polly- 
 chener- Hollaender bis auf den Betrag von 100,52 «A decke, 
zu dessen Aufbringung die letzteren Gemeinden für fähig zu 
erachten seien.« 

Am Schlusse der Verfügung hiess es: Falls nicht in einer drei- 
wöchigen Frist die Gemeinde-Kirchenräte der Gesamtparochie über 
die Verteilung der 100,52 .# auf Lipkesbruch und Pollychener- 
Hollaender und die kirchlichen Gemeindekörperschaften dieser beiden 
Gemeinden über die Aufbringung der auf sie entfallenden Beträge 
beschlössen, so würden die letzteren Beträge auf die Gemeinden 
nach der Einkommensteuer von Amtswegen verteilt und im Ver- 
waltungswege beigetrieben werden. 

Hiergegen erhoben zunächst namens der Kirchengemeinde Lip- 
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kesbruch und des Gemeinde-Kirchenrats und der Gemeindevertretung 
von Pollychener-Hollaender einzelne von den Mitgliedern der beider- 
seitigen Kirchengemeindekörperschaften je besondere Klagen, von 
denen die erstere gegen das Konsistorium und den Regierungs- 
präsidenten, die letztere gegen das Konsistorium und die Regierung 
zu Frankfurt a/O. gerichtet waren. Innerhalb einer Frist jedoch, 
die der Gerichtshof hierzu gemäss $ 89 der Civilprozessordnung 
(in der neuen Fassung) gesetzt hatte, sind die Gemeinde-Kirchenräte 
von Lipkesbruch und von Pollychener-Hollaender für diese beiden 
Gemeinden unter Genehmigung der bisherigen Prozessführung, in 
den Rechtsstreit eingetreten. 

I. Die Gemeinde Lipkesbruch stellt in Abrede, dass sie zur 
Übernahme der ihr angesonnenen Leistung fähig sei. Hierfür macht 
sie namentlich (mit näheren tatsächlichen Angaben) die noch an- 
dauernden Folgen erlittener Wassersehäden und den landwirtschaft- 
lichen Notstand überhaupt, sowie das Erfordernis fast unerschwing- 
licher Ausgaben für teils kürzlich ausgeführte, teils bald in Angriff 
zu nehmende Schul-, Kirchen- und Brückenbauten und die Höhe 
der Abgaben im Kommunalve bande geltend. Mit Rücksicht hierauf 
bittet die Klägerin in erster Linie, den Fehlbetrag von 100,52 .# 
ebenfalls aus dem Zuschussfonds zu bewilligen. Für den Fall, dass 
dem nicht stattgegeben werden könne, wendet die Klägerin ein: Den 
Pfarrkassenetat babe der Kirchenrat von Lipke aufgestellt, ohne die 
Gemeindevertretung von Lipkesbruch zu befragen; dazu sei er nicht 
befugt gewesen, »indem doch jetzt, wo es sich um die Deckung eines 
Ausfalls im Etat handle, die Gemeindevertretung von Lipkesbruch 
ihre Genehmigung erteilen solle.« Jedenfalls müsse der Ausfall von 
allen Kirchengemeinden der Gesamtparochie Lipke nach dem Ver- 
hältnis ihres Einkommensteuersolis »wie alle anderen Kirchenbe- 
amtenlasten« getragen werden. Gerade behufs Sicherstellung einer 
sachgemässen Erledigung der Angelegenheit alle ihr sonst dienlich 
erscheinenden, an sich statthaften Anordnungen zu erlassen. Letzteres 
bringt Art. 27 Absatz 2 des Kirchenverfassungsgesetzes vom 3. Juni 
1876 noch besonders zum Ausdruck, indem er gegenüber der 
Weigerung eines Gemeinde-Kirchenrats oder einer Gemeindever- 
tretung, gesetzliche Leistungen, welche aus dem kirchlichen Ver- 
mögen zu bestreiten sind, oder den Pfarreingesessenen obliegen, auf 
den Etat zu bringen, festzusetzen oder zu genehmigen, sowohl dem 
Konsistorium als auch der Staatsbehörde unter gegenseitigem Ein- 
vernehmen nicht bloss die Befugnis zur Zwangsetatisirung, sondern 
ausserdem noch die Befugnis beilegt, »die weiter erforderlichen An- 
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ordnungen zu treffene. Den Gegenstand des Verwaltungsstreitver- 
fahrens aber, welches durch Absatz 3 a. a. O. den Gemeindeorganen 
eröffnet ist, wenn sie... . »die Verpflichtung zu den auf Anord- 
nung des Konsistoriums und der Staatsbehörde in den Etat einge- 
tragenen Leistungen bestreiten«, bildet nach dem klaren Wortlaute 
des Gesetzes nur und ausschliesslich die Frage nach dem Bestehen 
oder Nichtbestehen eben dieser Verpflichtung, d. i. der Gesetzmässig- 
keit der Zwaugsetatisierung, keineswegs aber die rechtliche Zulässig- 
keit oder gar die Zweckmässigkeit, Dienlichkeit und Angemessenheit 
derjenigen Anordnungen, zu welchen sich etwa Konsistorium oder 
Staatsbehórde noch neben der Zwangsetatisierung behufs deren ord- 
nungsmässiger Durchführung bewogen gefunden haben. Genau so 
wie in Fällen der Zwangsetatisierung gegen kommunale Verbände 
im weitesten Sinne des Wortes (bürgerliche oder Schulgemeinden, 
Amts-, Kreis-, Provinzial-Korporationen u. s. w.) bestimmt sich 
vielmehr die Zulässigkeit der Rechtsmittel zur Anfechtung derjenigen 
Anordnungen jedweder Art, welche die Behörde zur Durchsetzung 
der zwangsetatisierten Ausgabe überhaupt oder in einer dem Kor- 
porationsinteresse tunlichst wenig abträglichen Weise sonst noch ge- 
troffen hat, nicht nach anderen Grundsätzen als denen, die mass- 
gebend sein würden, wenn die Leistung einer von der Korporation 
freiwillig auf ihren Etat übernommenen gesetzlichen Ausgabe er- 
zwungen werden sollte und deshalb Anlass zur Zwangsetatisierung 
nicht vorgelegen hätte. Je nach der Art des gewählten ander- 
weitigen Zwangsmittels bleibt alsdann zu prüfen, wie die Gesetze 
die hiergegen zulässigen Rechtsbehelfe regeln und ob insbesondere 
die Klage im  Verwaltungsstreitverfahren stattfindet ($ 7 des 
Landesverwaltungsgesetzes — Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts vom 27. November 1880 und 11. November 1882, Bd. VII 
S. 211, Bd. IX S. 93 und 106). Hier enthielt die angegriffene Ver- 
fügung ein Zwiefaches, nämlich einmal die Eintragung eines Pfarr- 
besoldungsbeitrages in den Etat und zugleich Weisungen darüber, 
dass und wie für die Herbeischaffung von Zahlungsmitteln Sorge 
getragen werden solle. Beide Gruppen und Anordnungen sind durch- 
aus verschiedener rechtlicher Natur. Nur die erstere kennzeichnet 
sich als eine mit der Klage aus Art. 27 Absatz 3 des Kirchenver- 
fassungsgesetzes anfechtbare Zwangsetatisierung, während die letztere 
unter den Begriff der im Absatz 2 erwähnten »weiter erforderlichen 
Anordnungen« fällt, da sie lediglich auf eine angemessene Durch- 
führung der Zwangsetatisierung abzielte. Die Entscheidung darüber, 
ob und nach welchem Massstabe kirchliche Umlagen-auf die Mit- 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXII. 20 
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glieder einer kirchlichen Einzelgemeinde auszuschreiben sind, ist 
aber dem Oberverwaltungsgerichte weder im Art. 27 a. a. O., noch 
irgendwo sonst im Gesetz übertragen. So weit daher die Klage der 
Gemeinde Pollychener-Hollaender nicht bloss gegen die Zwangs- 
etatisierung, sondern auch gegen die mit dieser verbundene weitere 
Anordnung gerichtet ist, die Unterverteilung der zwangsetatisierten 
Gemeindeleistung nach der Einkommensteuer zu bewirken, muss sie 
schon wegen Unzulässigkeit des Verwaltungsstreitverfahrens abge- 
wiesen werden. 

‘Zur Berücksichtigung an sich geeignet sind die Ausstellungen, 
welche die Klägerinnen dagegen erheben, dass, wie sie meinen, die 
Deckung des Fehlbetrages ihnen allein, unter Freilassung der mit- 
verpflichteten Gemeinden Lipke und Christophswalde, angesonnen 
worden sei. Inhaltlich erweisen sich jedoch die An- und Aus- 
führungen, welche die Klägerinnen hierfür geltend machen, als nicht 
stichhaltig. Zuzugeben ist den Klägerinnen, dass zur Bereitstellung 
der Mittel, deren es bedurfte, um das Gleichgewicht im Pfarrkassen- 
etat der Gesammtparochie herzustellen, alle vier eingepfarrten Ge- 
meinden gesetzlich verpflichtet waren. Aber die Klägerinnen be- 
finden sich im Irrtum mit ihrer Annahme, dass von dem Kon- 
sistorium eine diese Rechtslage verkennende Festsetzung getroffen 
worden sei. Konsistorium und Regierungspräsident hatten vielmehr, 
was bereits in der Feststellungsverfügung vom 15. Dezember 1899 
an den Gemeinde-Kirchenrat zu Lipke gesagt war und in der Zwangs- 
etatisierungsverfügung nochmals wiederholt und nachdrücklich betont 
wurde, die Beihülfe von 1110 -Æ aus dem Zuschussfonds zur Er- 
leichterung der Gesamtparochie bewilligt und aus ihr die nach dem 
Steuer- (d. i. dem Einkommensteuer-) Soll aller vier vereinigten Ge- 
meinden berechneten Anteile, soweit sie auf Lipke und Christophs- 
walde entfielen, in voller Höhe, nicht minder aber auch, soweit sie 
auf Lipkesbruch und Pollychener-Hollaender entfielen, bis auf den 
jelzt streitigen Restbetrag, zu dessen Aufbringung sie diese für fähig 
erachteten, übertragen. So zu verfahren, waren die Beklagten nach 
der unmissverständlichen Vorschrift im Art. 4 des staatlichen Pfarr- 
besoldungsgesetzes durchaus befugt. Die Beklagten würden noch 
weiter haben gehen und von jeder Zuwendung an die Klägerinnen 
absehen, von ihnen den auf sie entfallenden Anteil unverkürzt er- 
fordern können, vorausgesetzt, dass sie — was lediglich ihrem pflicht- 
mässigen Ermessen überlassen blieb — die Klägerinnen auch dazu 
für ausreichend leistungsfähig erachtet hätten. Einen Rechtsanspruch 
auf Beihülfe überhaupt oder darauf, dass die der Gesamtparochie ge- 
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währte Beihülfe den Einzelgemeinden gleichmässig überwiesen werde, 
hatten die Klägerinnen nicht. Ob und in welcher Höhe eine Bei- 
hülfe zu gewähren und wie die gewährte auf die vier Verbandsge- 
meinden zu verteilen sei, hing ausschliesslich von der — keiner 
richterlichen Nachprüfung unterworfenen — Entschliessung der Auf- 
sichtsbehórden ab. Wie sich die Klägerinnen dies nicht gegenwärtig 
gehalten haben, so ist ihnen auch entgangen, dass auf dem ôffent- 
lichen Rechte beruhende Abgaben und Lasten eine Änderung ihrer 
rechtlichen Natur nicht dadurch erleiden, dass sie an Stelle des 
Pflichtigen von einem Dritten freiwillig ohne rechtliche Verpflichtung 
erfüllt werden. Lipke und Christophswalde sind keineswegs über- 
gangen. Ihre Anteile sind nicht ausgefallen, sondern, obschon sie 
durch die Beihülfe ausgeglichen wurden, nichts destoweniger doch 
der Gesamtheit zu statten gekommen. Von einer Überbürdung der 
Klägerinnen könne nur die Rede sein, wenn auf jede von ihnen nach 
dem der Oberverteilung des Fehlbetrags der 1210,52 -Æ zwischen 
deu vier Gemeinden zu grunde zu legenden Massstab nicht einmal 
ein Anteil in Höhe desjenigen Betrages entfallen sein würde, wel- 
chen sie nun zu dem die Beihülfe übersteigenden Restbetrage der 
100,52 Æ beitragen soll. Dass dem so sei, haben aber die Klägerinnen 
weder behauptet, noch ist es nach den sonst vorliegenden Nachrichten 
anzunehmen. 

Anlangend die Rechtmässigkeit des Oberverteilungsmassstabs 
nach der staatlichen Einkommensteuer, so kommt folgendes in Be- 
tracht : 

Der 8 252 Titel 11 Theil II des Allgemeinen Landrechts 
schreibt vor: 

»Inwiefern die vereinigten Kirchen zum Unterhalte des 
gemeinschaftlichen Pfarrers und seiner Gehülfen beitragen 
müssen, beruht hauptsächlich auf Verträgen und ist in deren 
Ermangelung durch die hergebrachte Verfassung einer jeden 
Kirche bestimmt, 

Für den Fall des Nichtbestehens von Verträgen oder einer her- 
gebrachten Kirchenverfassung ergab sich früher aus $ 2 Absatz 2 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung die rechtliche Folge, 
dass der Anteil jeder einzelnen Gemeinde durch einen der Ge- 
nehmigung der kirchlichen und staatlichen Aufsichtsbehörde unter- 
liegenden Beschluss der vereinigten Gemeindekörperschaften ent- 
sprechend den Grundsätzen des $ 31 Nr. 6 a. a. O., »nach Mass- 
gabe direkter Staatssteuern oder am Orte erhobener Kommunal- 


steuern« festzusetzen war (vergl. $ 52 der Verwaltungsordnung vom 
ot 
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17. Juni 1893 — Kirchl. Ges.- und Verordn.-Blatt S. 23 ff. — Ur- 
teil des Oberverwaltungsgerichts vom 28. Okt. 1898, Entscheidungen 
Band XXXV S. 173, 174). Im $ 12 Absatz 4 des kirchlichen Pfarr- 
besoldungsgesetzes ist dagegen verordnet: 

»Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden 
entscheidet über das Verhältnis, in welchem sie zu den nach 
diesem Gesetz ihnen obliegenden Leistungen beizutragen haben, 
in Ermangelung vorhandener Bestimmungen oder rechtsgül- 
tiger Vereinbarungen das Konsistorium nach Anhörung des 
Kreissynodalvorstandes.« 

Es hat somit zwar sein Bewenden behalten bei der landrecht- 
lichen Regel, dass die örtliche Kirchenverfassung, mögen ihre Normen 
auf Vertrag, Observanz oder anderen Titeln des öffentlichen Rechts 
beruhen, in erster Linie den Ausschlag gibt. Wo es aber an der- 
artigen Normen fehlt und sich auch eine Vereinbarung der be- 
teiligten Gemeinden nicht erzielen lässt, gebührt die Entscheidung 
dem Konsistorium, das vorher den Kreissynodalvorstand zu hören hat. 

Im vorliegenden Falle hat das Konsistorium das Staatsein- 
kommensteuersoll als Verteilungsmassstab festgesetzt. Diese Fest- 
setzung ist im Verwaltungsstreitverfahren allerdings auf ihre Ange- 
messenheit nicht, wohl aber darauf hin nachzuprüfen, ob sie nicht 
dem bestehenden Rechte widerstreitet. Daran würde, feststehender 
Rechtsprechung gemäss, festzuhalten sein, selbst wenn, was jedoch 
kaum anzunehmen ist, das Konsistorium es zn bestreiten beabsich- 
tigt haben sollte. Bedenken gegen die Festsetzung walten indess 
nicht ob. Von den Klägerinnen hat Pollychener-Hollaender eine Er- 
klärung darüber, ob der Massstab für die Pfarrlastenverteilung zwi- 
schen den Gemeinden durch die Kirchenverfassung geregelt sei, nicht 
abgegeben, sondern sich auf die Anführung beschränkt, dass im 
Kreise ihrer eigenen Gemeindeglieder alle Abgaben nach dem Soll 
an Einkommen-, Grund- und Gebäudesteuer aufgebracht würden, 
was nach den örtlichen Verhältnissen in der Billigkeit begründet sei; 
darauf kommt es jedoch, wie oben dargelegt ist, nicht an. Lipkes- 
bruch behauptet eine gleichmissige Uebung, wonach in der Parochie 
Lipke alle »Kirchenbeamtenlasten« nach dem Einkommensteuersoll 
auf die Gemeinden umzulegen seien. Eine Ausserung der beklagten 
Behòrden hierüber liegt nicht vor. Danach lässt die Frage nach 
dem Bestehen oder Nichtbestehen der von Lipkesbruch behaupteten 
Übung zur Zeit nicht abschliessend beantworten. Jedenfalls spricht 
aber nichts dafür, dass der vom Konsistorium gewählte die beiden 
kleinen Gemeinden Lipkesbruch und Pollychener-Hollaender allein 


— 
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mit dem Fehlbetrage zu belasten, sei unstatthaft und entspreche 
auch nicht der Billigkeit. Denn Lipkesbruch zähle nur 260, Christophs- 
walde dagegen 800 und Lipke sogar 3000 Einwohner, unter denen 
sich bedeutend mehr wohlhabende béfänden; auch predige der Pfarrer 
in Lipkesbruch nur achtmal im Jahre, während die grosse Gemeinde 
Lipke sonntäglichen Gottesdienst habe. Es werde beantragt zu ent- 
scheiden: 

dass die fehlenden 100,52 -Æ nach dem Verhältnisse des 

Staatseinkommensteuersolls von sämtlichen Kirchengemeinden 

der Parochie Lipke aufzubringen seien. 

II. Die Gemeinde Pollychener-Hollaender will die Notwendig- 
keit der Aufbringuug des Fehlbetrages von 100,52 .# an sich nicht 
bemängeln, fühlt sich aber ebenfalls dadurch beschwert, dass die 
Last ihr zusammen mit Lipkesbruch allein aufgebürdet und dass sie 
von ihr nur nach der Einkommensteuer umgelegt werden solle. Die 
Pfarrgenossen von Pollychener-Hollaender — so wird ausgeführt — 
geien nicht in höberem Masse leistungsfähig als diejenigen in den 
anderen Teilen der Gesamtparochie. Wie eine amtliche Auskunft 
des K. Landratsamts bestätigen werde, habe in Pollychener-Hollaen- 
der das Einkommensteuersoll 1899 nur 672 .#, in Lipke dagegen 
in demselben Jahre 2172 -Æ und im folgenden Jahre in Folge Zu- 
zugs sehr reicher Personen noch mehrere hundert Mark mehr be- 
tragen. Die wirtschaftliche Lage der Gemeindeglieder sei überall 
annähernd gleich. Es fehle an jedem Grund und Anlasse, Lipke 
und Christophswalde, namentlich erstere Gemeinde, von der Pflicht 
der Beisteuer zu den 100,52 Æ zu entbinden. Den Verteilungs- 
massstab anlangend, so erscheine es unbillig, ıhn für Pollychener- 
Hollaender nur nach dem Einkommensteuersoll zu bestimmen. Denn 
dort gebe es zahlreiche Grundbesitzer, welche zwar nicht zur Ein- 
kommensteuer veranlagt, aber doch so gut gestellt seien, dass sie 
gleich den wenigen, Einkommensteuer zahlenden Personen an den 
Gemeindeabgaben teilnehmen könnten. Alle Steuern in Pollychener- 
Hollaender würden denn auch, wie eine amtliche Auskunft des Orts- 

vorstandes ergeben werde, nach dem Soll an Einkommen-, Grund- 

und Gebäudesteuer aufgebracht. Danach rechtfertige sich der Antrag: 
die Zwangsetatisierung dahin zu ändern, dass der Fehlbetrag 
100,52 .# von der Gesamtparochie Lipke statt von Lip- 
kesbruch und Pollychener-Hollaender allein aufzubringen, 
und dass der von der Klägerin zu leistende Beitrag nicht 
nach dem Einkommensteuersoll, sondern nach dem Soll an 
Einkommen-, Grund- und Gebäudesteuer zu verteilen ısei. 
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Von den beklagten Behörden, die mit Überreichung der akten- 
mässigen Vorgänge übereinstimmend Abweisung der Klage beantragt 
haben, entgegnete das Konsistorium : 

Die Regierung zu Frankfurt a/O. sei bei der angefochtenen 
Verfügung nicht beteiligt, daher nicht passiv legitimiert. 

Nach $ 12 des kirchlichen Pfarrbesoldungsgesetzes liege den 
Kirchengemeinden der Parochie Lipke die Pflicht ob, den zur Her- 
stellung des Gleichgewichts im Pfarrkassenetat erforderlichen Betrag, 
also auch den durch Beibülfe nicht gedeckten Fehlbetrag von 
100,52 .# zu gewähren. Die Entscheidung der kirchlichen und 
staatlichen Aufsichtsbehörde über das Beitragsverhältniss der ein- 
zelnen Kirchengemeinden sowie über deren Leistungsfähigkeit sei im 
Verwaltungsstreitverfahren nicht anfechtbar. Da hier auf Grund ein- 
gehender Ermittelungen und gutachtlicher Ausserungen die Regierung 
zu Frankfurt a/O. die klagenden Gemeinden und nur sie allein leist- 
ungsfähig befunden worden, habe der entsprechende Anteil einer jeden 
von ihnen an dem Fehlbetrage zwangsetatisiert werden dürfen. 

Der Regierungspräsident hält die Klägerinnen nicht für befugt, 
Rechte für sich aus der Nichtinanspruchnahme von Lipke und Chri- 
stophswalde herzuleiten. 

Zur mündlichen Verhandlung hatten sich nur ein Kirchen- 
gemeindevertreter von Lipkesbruch und ein Kirchenältester von 
Pollychener-Hollaender eingefunden, von denen jeder den Stand- 
punkt seiner Gemeinde im Sinne ihrer Klageschrift und zwar ohne 
neue tatsächliche Anführungen verteidigte. 

Bei dieser Sachlage und nachdem der Gerichtshof die Ver- 
bindung beider Streitsachen miteinander beschlossen hatte, war, wie 
geschehen, zu erkennen. 

Die Bedenken, die von den beklagten Behörden gegen die 
Prozesslegitimation der anfänglich im Namen der Kirchengemeinden 
Lipkesbruch und Pollychener-Hollaender klagend vorgegangenen ein- 
zelnen Ältesten und Gemeindevertreter mit Recht angeregt waren, 
haben sich in der oben angegebenen Weise erledigt. Dass in der 
Aufschrift der für Pollychener-Hollaender angestellten Klage als 
mitbeklagt die unbeteiligte Regierung und nicht der beteiligte Re- 
gierungspräsident zu Frankfurt a/O. bezeichnet worden, ist unerheb- 
lich, da die Klageschrift keinen Zweifel darüber lässt, dass der Re- 
gierungspräsident hat mitbeklagt werden sollen, und dieser auch die 
Klage beantwortet hat. 

Sachlich erwies sich der Klageanspruch als unbegründet. 

Im Streite befangen ist die Leistung yon Bestandteilen des 
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Diensteinkommens für den Inhaber des gemeinschaftlichen Pfarramts 
zu Lipke, unter dem nach dem Einverständnisse der Parteien die 
klagenden Kirchengemeinden Lipkesbruch und Pollychener-Hollaender 
mit denen zu Lipke und Christophswalde vereinigt sind. Zur Fest- 
stellung dieser Leistung war das beklagte Konsistorium zuständig 
(Endurteil des Oberverwaltungsgerichts vom 24. Januar 1894, Ent- 
scheidungen Band XXVI S. 146 ff). Auf Grund der von ihm mit- 
tels Verfügung vom 1. September 1899 getroffenen Feststellung 
konnte das Konsistorium ferner im Einvernehmen mit dem beklagten 
Regierungspräsidenten nach den gesetzlichen Vorschriften, auf die in 
der angefochtenen Verfügung verwiesen ist, zur Zwangsetatisierung 
schreiten. Zu prüfen bleibt, ob der zwangsetatisierte Beitrag zu 
dem Pfarrgehalte eine gesetzliche Leistung darstellt, welche aus 
dem kirchlichen Vermögen der in Anspruch genommenen Gemeinden 
zu bestreiten ist, oder ihren Pfarreingesessenen obliegt (Art. 27 Ab- 
satz 2 des Kirchenverfassungsgesetzes). 
Wie sich aus den in der mündlichen Verhandlung vorgelegten 

einschlägigen Akten des Konsistoriums ergibt, war für die Pfarr- 
stelle zu Lipke von den vereinigten kirchlichen Gemeindeorganen, 
der Gesamtparochie durch Beschluss vom 23. Januar 1899 ein Kassen- 
etat genehmigt worden, der 3415 .# als jährliche Einnahme und 
Ausgabe nachwies und auf das Jahr vom 1. April 1899 bis zum 
31. März 1900 Geltung haben sollte. Hierbei bewegten sich der 
Kirchenrat und die Gemeindevertretung der Gesamtparochie in den 
Grenzen ihrer gesetzlichen Befugnisse ($$ 22 Nr. 9, 31 Nr. 9 der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 
— Ges.-Samml. S. 417 —); insbesondere waren sie — entgegen der 
Ansicht der Gemeinde Lipkesbruch — an eine Mitwirkung und Zu- 
stimmung der Gemeindekörperschaften der Einzelgemeinden nicht 
gebunden (8 2 Absatz 2 a. a. O.). Gegen die Richtigkeit der Etats- 
ansätze, namentlich an Erträgen aus dem Stellenvermögen, an Grund- 
gehalt für den Pfarrer und an Beiträgen für die Versicherung der 
Pfarrstelle bei der Alterszulagekasse, haben die Klägerinnen nichts 
erinnert, weshalb von der Gesetzmässigkeit der Ansätze ausgegangen 
und also mit der Tatsache gerechnet werden darf, dass zur Her- 
stellung des Gleichgewichts in dem Etat, mit anderen Worten zur 
Bereitstellung der erforderlichen Zahlungsmittel, ein Fehlbetrag 
Deckung erheischte, der sich auf 1210,52 -Æ und für das Rechnungs- 
jahr 1899 — nach Abzug der durch das Konsistorium mit Zustim- 
mung des Regierungspräsidenten bewilligten Beihülfe von 1110 4# 
aus dem Zuschussfonds (Art. 3, 4, 7 Absatz 2 des staatlichen Pfarr- 
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besoldungsgesetzes) — auf noch 100,52 .# belief. Das Bedürfnis 
der Aufbringung von 100,52 .4 an sich erkennt denn auch — ab- 
weichend von dem unhaltbaren Standpunkte, den hierzu Lipkesbruch 
eionimmt — Pollychener-Hollaender ausdrücklich an. — 

Schon gelegentlich der Beratung und Beschlussfassung der Ge- 
samtgemeindeorgane über den Etat hatte die Gemeinde Lipkesbruch 
mit dem Vorgeben, dass sie unvermögend sei, es abgelehnt, ihrer- 
seits zu den fehlenden 1210,52 -Æ irgend etwas herzugeben. Auf 
dieselbe Behauptung stützt Lipkesbruch in erster Linie den in der 
Klage gestellten Antrag, die Zwangsetatisierung ausser Kraft zu 
setzen. Die Behauptung verdient jedoch keine Beachtung, weil sich 
gegenüber der Anfechtung einer Zwangsetatisierung die Rechtskon- 
trolle auf die Leistungsfähigkeit der belasteten Korporation nicht er- 
streckt. Nachdem der Regierungspräsident durch die Erklärung seines 
Einverständnisses mit der Zwangsetatisierung die Leistungsfähigkeit 
der Gemeinde Lipkesbruch zur Erfüllung der streitigen Auflage be- 
zeugt hat, ist — in Ermangelung auch nur des mindesten Anhalts 
dafür, dass er diese Entschliessung willkürlich oder offenbar sach- 
und darum zugleich rechtswidrig gefasst habe — jede weitere Er- 
örterung hierüber im Verwaltungsstreitverfahren ausgeschlossen (End- 
urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 26. November 1897, Ent- 
scheidungen Band XXXII S. 178, 181). 

Nicht minder fehl gehen die Angriffe der Gemeinde Pollychener- 
Hollaender gegen die in die Zwangsetatisierungsverfügung aufge- 
nommene Ankündigung, dass der erforderte Anteil an dem Gemeinde- 
beitrage zur Pfarrbesoldung, sofern nicht die Gemeindekörperschaften 
der Gesamtparochie binnen drei Wochen über seine Verteilung auf 
Lipkesbruch und Pollychener-Hollaender, und deren Gemeindekörper- 
schaften über die Aufbringung der auf sie entfallenden Beträge be- 
schliessen sollten, nach dem Einkommensteuersoll auf die Gemeinde- 
mitglieder von Amtswegen würden verteilt und im Verwaltungswege 
beigetrieben werden. Die Zwangsetatisierung gegen eine öffentliche 
Korporation ersetzt den von dieser oder ihrem Verwaltungsorgane zu 
fassenden Beschluss, eine ihr gesetzlich obliegende Leistung zu er- 
füllen und die Zahlungsmittel erforderlichenfalls durch Besteuerung 
der Verbandsgenossen nach Massgabe der Korporationsverfassung 
flüssig zu machen. Auf Grund einer unanfechtbar gewordenen oder 
(s. 8 53 des Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883) der An- 
fechtung ungeachtet für sofort vollstreckbar erklärten Zwangs- 
etatisierung ist daher der Korporationsvorstand zur Zahlungsan- 
weisung auf die Kasse und zur Ausschreibung und Einziehung von 
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Steuern, deren es zur Erschliessung einer entsprechenden Einnahme- 
quelle etwa bedarf, sowie die Aufsichtsbehörde ihrerseits ermächtigt, 
Verteilungsmassstab nach der Einkommensteuer einer in der Parochie 
Lipke geltenden Verfassung zuwiderlaufe. Unter solchen Umständen 
durfte das Konsistorium ihn nach Anhörung des Kreissynodalvor- 
standes, die ausweislich der Konsistorialakten nicht unterblieben ist, 
festsetzen. | 

Hiernach konnten die Klagen Erfolg nicht haben. Sie sind 
deshalb, unter Regelung des Kostenpunktes gemäss $ 103 des Landes- 
verwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883, zurückgewiesen worden. 

Urkundlich etc. 


8. Zulässigkeit von Polizei-Verordnungen über die äussere 
Heilighaltung der Sonn- und Festtage in Preussen. 


(Erk. des k. Oberverwaltungsgerichts v. 15. Mai 1902). 


Im Namen des Königs! 


In der Verwaltungsstreitsache 
des Baumeisters Z. zu Berlin, Klägers, 
wider 

den K. Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg und von 

Berlin, Beklagten, 
hat das K. Oberverwaltungsgericht, Dritter Senat, in seiner Sitzung 
vom 15. Mai 1902 .... 
für Recht erkannt, 

dass der Kläger mit seiner Klage abzuweisen und ihm die 

Kosten des Verfahrens, unter Festsetzung des Wertes des 

Streitgegenstandes auf 500 Æ, zur Last zu legen. 

Von Rechts Wegen. 


Gründe: 


Die Polizeiverordnung über die äussere Heilighaltung der Sonn- 
und Feiertage, welche unter Ausserkraftsetzung der bis dahin gelten- 
den, den gleichen Gegenstand betreffenden Polizeiverordnungen von 
dem Königlichen Polizeipräsidenten zu Berlin am 10. Oktober 1896 
erlassen worden war (Amtsblatt der K. Regierung zu Potsdam und 
der Stadt Berlin S. 475), bestimmte im $ 12: 

»1. Am Charfreitage und am Busstage sind alle öffentlichen und 
privaten Lustbarkeiten mit Einschluss der Theater- und 
Cirkusvorstellungen verboten. 


314 


Staatliche Aktenstücke 


Nur geistliche Musikaufführungen (Oratorien) in Kirchen, 
Theatern und Konzertlokalen sind gestattet. 


. In der Charwoche sind verboten: 


a) Öffentliche und private Tanzlustbarkeiten und Bälle, 

b) Gesangs- und deklamatorische Vorträge, Schaustellungen 
von Personen und theatralische Vorstellungen, falls sie 
nicht in Theatern und Zirkussen stattfinden, 

c) alle Musikaufführungen, die nicht in einem Konzertlokale 
veranstaltet werden und ernsten Charakters sind. 


. An den ersten Tagen der drei grossen Feste (Weihnachten, 


Ostern und Pfingsten) und an dem, dem Andenken der 

Verstorbenen gewidmeten Jahrestage sind verboten: 

a) Öffentliche und private Tanzlustbarkeiten und Bälle, 

b) Musikauffibrungen, Vorstellungen in Cafes chantants 
(Tingel-Tangeln) und auf Marionetten-Theatern, 

c) Musikaufführungen, Gesangs- und deklamatorische Vor- 
träge, Schaustellungen von Personen und theatralische 
Vorstellungen in Schanklokalen, falls nicht der ernste, den 
Feiertagen entsprechende Charakter gewahrt wird. 


. An den Vorabenden der drei grossen Feste, des Busstages 


und des dem Andenken der Verstorbenen gewidmeten Jahres- 
tages sind Öffentliche und private Tanzlustbarkeiten und Bälle 
verboten. 


. An dem Nachmittage des dem Andenken der Verstorbenen 


gewidmeten Jahrestages sind Vorstellungen in Theatern und 
Zirkussen verboten.« 


An die Stelle der Polizeiverordnung vom 10. Oktober 1896 trat 


vom 27, März 1898 ab die Polizeiverordnung des Polizeipräsidenten 
vom 19. März 1898 über die äussere Heilighaltung der Sonn- und 
Feiertage (Amtsblatt S. 120), deren $ 12 lautet: 


»l. Am Charfreitag und am Busstag sind alle öffentlichen Lust- 


barkeiten mit Einschluss der Gesangs- und deklamatorischen 
Vorträge, Schaustellungen von Personen, theatralischen Vor- 
stellungen und Musikaufführungen verboten. 

Nur geistliche Musikaufführungen (Oratorien) sind gestattet, 


. In der Charwoche und an den ersten Tagen der drei grossen 


Feste (Weihnachten, Ostern und Pfingsten) sind verboten: 

a) öffentliche Tanzlustbarkeiten und Bälle, 

b) Gesangs- und deklamatorische Vorträge, Schaustellungen 
von Personen, theatralische Vorstellungen und alle Musik- 
aufführungen, falls nicht der ernste Charakter gewahrt 
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ist, Vorträge, Schaustellungen und Musikaufführungen in 

Cafés chantants (Tingel-Tangeln). Die Bestimmung unter 

b) findet keine Anwendung auf die Vorstellungen in den 

Theatern im eigentlichen Sinne, d. h. solchen, deren Zweck 

es ist, Schauspielvorstellungen zu veranstalten, bei wel- 

chen ein höheres Interesse der Kunst obwaltet. 

3. Die Vorschriften der Ziffer 2 gelten gleichmässig für den 
dem Andenken der Verstorbenen gewidmeten Jahrestag, je- 
doch mit der Massgabe, dass an diesem Tage auch bei den 
Theatern im eigentlichen Sinne der ernste Charakter ge- 
wahrt sein muss. 

4. An den Vorabenden des Weihnachts- und Pfngstfestes, des 
Busstages und des dem Andenken der Verstorbenen gewid- 
meten Jahrestages sind öffentliche Tauzlustbarkeiten und 
Bälle verboten. 

Das Verbot der öffentlichen Lustbarkeiten erstreckt sich 
auch auf private Lustbarkeiten, die geeignet sind, die 
äussere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage zu beein- 
tráchtigen.« 

An diesen Bestimmuugen ist durch die neueste Polizeiverord- 
nung des Polizeiprásidenten, betreffend die äussere Heilighaltung der 
Sonn- und Feiertage, vom 30. Juli 1901 (Amtsblatt S. 392) nichts 
geändert worden. 

Der Kläger ist Eigentümer des Apollo-Theaters zu Berlin und 
hat dafür am 18. Januar 1898 die Konzession gemäss $ 32 der 
Reichsgewerbeordnung und am 22. März desselben Jahres die Er- 
laubnis gemáss $ 33a daselbst erhalten. Auf seine Mitteilung, dass 
er am 6. April 1901 — Sonnabend vor Ostern — und am 7. April 
1901 — Ostersonntag — die Singspiele »Des Löwen Erwachen« und 
»Frau Luna« zur Aufführung bringen wolle, eröffnete ihm der Polizei- 
prásident am 4. desselben Monats, dass die Aufführung nicht ge- 
stattet werden kónne, da die Operetten keinen ernsten Charakter 
hätten und das Apollo-Theater als Theater im eigentlichen Sinne 
nach der Voraussetzung im $ 12 Nr. 2b der Polizeiverordnung vom 
19. März 1838 nicht anzusehen sei. Die hierüber geführte Be- 
schwerde wies der Beklagte am 10. Mai 1901 mit folgender Be- 
gründung zurück: 

»Das Apollo Theater kann nach den tatsächlichen Verhält- 
nissen, wie sie sich aus der Zusammensetzung seines Spielplans 
ergeben, nicht zu den Theatern im eigentlichen Sinne, d. h. sol- 
chen, deren Zweck es ist, Schauspielvorstellungen-zu veranstalten, 
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bei denen ein höheres Interesse der Kunst obwaltet, gerechnet 
werden. Die Zulassung der Aufführung jener Stücke unterlag 
deshalb der Vorschrift des $ 12 Nr. 2b Satz 1 der Polizei- 
verordnung vom 19. März 1898, betreffend die äussere Heilig- 
haltung der Sonn- und Feiertage, und erschien nicht angängig, 
weil die erforderliche Voraussetzung, nämlich die Wahrung des 
ernsten Charakters, bei diesen Stücken nicht gegeben war. Der 

Umstand, dass Sie neben der gewerbepolizeilichen Erlaubnis auf 

Grund des 8 33a der Gewerbeordnung auch noch die Erlaubnis 

zum Betriebe des Gewerbes als Schauspielunternehmer im Sinne 

des $ 32 a. a. O. besitzen, ist für die vorliegende Frage ohne 

Bedeutung. « 

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger geklagt. Er hat zuge- 
geben, dass sich die Aufführung der beiden Operetten nicht zu den 
Vorstellungen rechnen lasse, bei denen »der ernste Charakter ge- 
wahrt sei«, aber behauptet, dass zu »den Theatern im eigentlichen 
Sinne, d. h. solchen, deren Zweck es ist, Schauspielvorstellungen zu 
veranstalten, bei welchen ein höheres Interesse der Kunst obwaltet«, 
auch das Apollo Theater gehöre. 

Die Klage musste, nachdem wegen der Wichtigkeit der Sache 
den beteiligten Ministern von dem Termin zur mündlichen Verhand- 
lung Kenntnis gegeben worden ist, abgewiesen werden. 

Die Polizeiverordnung vom 19. März 1898, auf die sich das 
an den Kläger gerichtete Verbot vom 4. April 1901 stützt, ist, wie 
ihr Eingang ergibt, von dem Polizeipräsidenten zu Berlin als Landes- 
polizeibehörde in Ausübung der Befugnis erlassen worden, welche 
die zweifellos noch fortdauernd geltende (vergl. z. B. die Urteile des 
Oberverwaltungsgerichts vom 21. Januar 1898, Preussisches Ver- 
waltungsblatt Jahrgang XX S. 6, und vom 9. Januar 1899, Ent- 
scheidungen desselben Band XXXV S. 424) Kabinets-Ordre vom 
7. Februar 1837 über die Befugnis der Behörden, durch polizeiliche 
Bestimmungen die äussere Heilighaltung der Sonn- und Festtage 
zu bewahren (Ges.-Samml. S. 19), den Regierungen gegeben hat 
und jetzt den Regierungspräsidenten und den Oberpräsidenten 
gibt. In ähnlicher .Weise, wie sie, enthalten noch zahlreiche 
andere Polizeiverordnungen beschränkende Bestimmungen nicht 
bloss für die Sonn- und Festtage selbst, sonderu auch für Abende 
vor diesen und für die ganze Charwoche, und zwar sowohl bereits 
Polizeiverordnungen aus den 30, 40 und 50er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts als auch spätere Polizeiverordnungen bis in die neueren 
und neuesten Zeiten hinein, unter den letzteren auch solche, die auf 
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Grund des Gesetzes, betreffend die äussere Heilighaltung der Sonn- 
und Festtage in den Provinzen Schleswig-Holstein, Hannover und 
Hessen-Nassau sowie in den Hohenzollernschen Landen, vom 9. Mai 
1892 (Ges.-Samml. S. 107) erlassen worden sind (z. B. Polizeiver- 
ordnungen für die Provinz Brandenburg vom 4. Juli 1898, Amts- 
blatt S. 306, $ 12, und für die Provinz Hannover vom 22. August 
1900, Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Stade S. 283, $ 12, 
vergl. auch die Zusammenstellung bei Biermann, Privatrecht und 
Polizei in Preussen, S. 62 Anm. 2). Der durch den Erlass des Mi- 
nisters für Handel und Gewerbe vom 9. April 1892 veröffentlichte 
Entwurf einer Polizeiverordnung über die äussere Heilighaltung der 
Sonn- und Festtage (Reichs- und Staatsanzeiger vom 14. April 1892 
Nr. 93, zweite Beilage) sah im $ 8 ebenfalls Beschränkungen für 
Vorabende und für die Charwoche vor. Die Zulässigkeit derartiger Be- 
stimmungen ist, soviel bekannt, früher nie bemängelt worden (siehe 
Biermann a. a. O. S. 62, sowie Roedenbeck, Das Polizeiverordnungs- 
recht in Preussen mit besonderer Beziehung auf die Sonntagsruhe, 
S. 79 ff). Insbesondere scheint dies auch nicht bei den vielen Er- 
örterungen geschehen zu sein, zu denen die Polizeiverordnung vom 
10. Oktober 1896 Anlass gegeben hat, und die dazu geführt haben, 
diese Polizeiverordnung durch die vom 19. Márz 1898 zu ersetzen; 
Soweit es sich hierbei um die Charwoche handelte, wurde bloss das 
Verbot auch privater Lustbarkeiten und auch dieses bloss als zu 
weit gehend — nicht als unbedingt unzulässig — beanstandet. Eine 
andere Ansicht hat erst Ausdruck gefunden in dem Urteile des Straf- 
senats des Königl. Kammergerichts vom 27. Juni 1901 (Jahrbuch 
für Entscheidungen des Kammergerichts Bd. XXIII S. C. 81), wel- 
ches den die Veranstaltung óffentlicher und privater Tanzmusiken, 
Bàlle und áhnlicher Lustbarkeiten in der Busstagswoche, von Sonn- 
tag zu Sonntag und in der ganzen Charwoche verbietenden $ 12 der 
Polizeiverordnung des Regierungspräsidenten zu Kassel vom 31. De. 
zember 1896 betrifft und ausspricht, das polizeiliche Verordnungs- 
recht sei nur zum Schutze der kirchlichen Sonn- und Feiertage ge- 
geben und dürfe nicht auf Tage ausgedehnt werden, welche kirch- 
lich nicht als Sonn- oder Festtage anerkannt würden; an solchen 
Tagen finde auch tatsächlich eine »Feier« gar nicht statt, sodass es 
begrifflich unmöglich sei, »zu deren Schutze« Polizeiverordnungen zu 
erlassen. Der in diesem Urteile mitgeteilten Ansicht der Vorinstanz, 
für die Vorabende zum Busstag und zum ersten Osterfeiertag er- 
mangele der 8 12 der gesetzlichen Gültigkeit nicht, ist nicht ent- 
gegengetreten worden, obwohl doch diese Vorabende nicht Teile 
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kirchlich anerkannter Sonn- oder Festtage sind. Vordem hatte der 
Strafsenat in dem Urteile vom 8. Juli 1897 (Deutsche Juristen- 
Zeitung Bd. IT S. 494) angenommen, dass die allgemeine Feier der 
Sonn- und Festtage nicht schon mit dem Anfange des Kalender- 
tages, sondern erst mit den Morgenstunden beginne, ohne nähere 
Angabe, von wann ab in dieser Weise der Sonn- oder Festtag zu 
rechnen sei, dass es sich aber anders mit den drei grossen Festen 
(Ostern, Pfingsten und Weihnachten) sowie den dem Busstage, dem 
evangelischen Totenfest und dem katholischen Allerseelentage vor- 
ausgehenden Nächten verhalte; diese Vorabende dienten nach reli- 
giósem Brauche schon der Vorbereitung zum folgenden Feiertage 
und würden auch im bürgerlichen Leben als einleitende Teile der- 
selben betrachtet, wie sich aus ihrer Bezeichnung mit dem Namen 
»Heiligabend« ergebe. Gleiche Ausführungen finden sich in den 
Urteilen vom 29. November 1897 und 16. Mai 1898 (Jahrbuch für 
Entscheidungen des Kammergerichts Bd. XVIII S. 309 und Bd. XIX 
S. 328) mit der Anwendung, dass am Sonntagmorgen um 3 und um 
4 Uhr beendigte Vergnügungen noch nicht die Sonntagsfeier gestört 
hätten. In dem Urteile vom 20. Januar 1898 (daselbst Bd. XVIII 
S. 311) ist untersucht worden, ob der Palmsonntag zur Charwoche 
zu rechnen sei, was vorausgesetzt, dass für zulässig gehalten wurde, 
für die Charwoche besondere Bestimmungen zu treflen. 

Es kann dahin gestellt bleiben, ob sich diese Urteile überall 
mit einander vereinigen lassen. Jedenfalls ist dem Kammergerichte 
darin nicht zu folgen, dass nur an Sonn- und Festtagen selbst und 
etwa noch an sogenannten Vorabenden stattfindende Lustbarkeiten, 
nicht aber auch Lustbarkeiten in der ganzen Charwoche im Interesse 
der Sonntagsheiligung durch Polizeiverordnungen untersagt werden 
dürften. 

Aus dem Wortlaute der Kabinets-Ordre vom 7. Februar 1837, 
auf welchen in dem Urteile vom 27. Juni 1901 entscheidendes Ge- 
wicht gelegt worden ist, folgt noch nicht die Unzulässigkeit eines 
Verbots für Wochentage. Allerdings sind bloss die Sonn- und Fest- 
tage genannt worden. Damit ist jedoch noch nicht ausgesprochen, 
dass nur für den Zeitraum, der als Sonntag oder Festtag bezeichnet 
wird, Beschränkungen möglich sein sollen. Denn auf der anderen 
Seite ist ganz allgemein von den zu diesem Zwecke, d. h. zum 
Zwecke der Verhinderung einer Störung der Heilighaltung der 
Sonn- und Festtage, erforderlichen Anordnungen die Rede, und, 
wenn schon natürlich die Feier der Sonn- und Festtage nur an den 
Sonn- und Festtagen selbst stattfinden kann, vermögen doch auch 
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schon diese Feier Handlungen zu stören, die zwar bereits an Wochen- 
tagen vorher geschehen sind, aber bis zum nachfolgenden Sonn- oder 
Festtage nachwirken. Dus Verbot solcher Handlungen ist deshalb 
Verbot einer Störung der Sonn- oder Festtagsfeier, nicht Verbot 
einer Störung bloss der Vorbereitung zur Sonn- und Festtagsfeier. 
Wie sehr es aber bei der Kabinets-Ordre fern gelegen hat, 
lediglich die Sonn- und Festtage selbst treffende Anordnungen zu- 
zulassen und Anordnungen für andere Tage vollständig auszuschliessen, 
stellen die Bestimmungen, die in der Zeit kurz vor und nach ihrem 
Erlasse getroffen worden sind, ausser Zweifel (vergl. die Zusammen- 
stellung in von Rönne’s Ergänzungen und Erläuterungen der Preussi- 
schen Rechtsbücher, 7. Ausgabe, Band IV. S. 95 zu § 35 Titel 11 
Teil II des Allgemeinen Landrechts und in Koch’s Kommentar zum 
Allgemeinen Landrecht, 8. Aufl., Band IV. S. 179--181, Anm. 43 
zum $ 35). Bereits die Kabinets-Ordre vom 14. März 1818 
(von Kamptz, Annalen Bd. II S. 348) beschränkte sich nicht auf 
die Sonn- und Festtage als solche, sondern erklärte auch die Ent- 
heiligung der Vorabende grosser — einzeln bezeichneter — Kirchen- 
feste durch Bälle und ähnliche Lustbarkeiten für nicht gestattet. 
In dem Reskripte der Königlichen Ministerien der geistlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten und der Polizei vom 
7. Mai 1818 (daselbst S. 349) wurde sodann ausgesprochen, dass 
die Erlaubnis zu Trauungen in der Charwoche selbst nur in dringen- 
den Fällen und auch dann ohne Gestattung eines Hochzeitsmahls 
erteilt werden dürfe. Nachdem die Kabinets-Ordres vom 26. Fe- 
bruar und 20. März 1826 (ebenda Bd. X. S. 86 und 87) ergangen 
waren, welche die Unzulässigkeit von Bällen und ähnlichen Lust- 
barkeiten an den Vorabenden der grossen Kirchenfeste, des Char- 
freitags und des allgemeinen Buss- und Bettags betrafen und be- 
stimmten, dass an den Orten, wo es bisher üblich und hergebracht 
gewesen sei, au den ersten Tagen des Weihnachts-, Oster- und 
Pfingstfestes Schauspielvorstellungen, Bälle und ähnliche Lustbar- 
keiten nicht stattfinden zu lassen, es ferner bei dieser Ordnung und 
Gewohnheit bleiben solle, ordnete die Kabinets-Ordre v. 26. Februar 
1837 (a. a. O. Bd. XXI S. 84) — also wenige Tage nach dem 
7. Februar 1837 — an, dass Bälle und ähnliche Lustbarkeiten nicht 
nur am Vorabende der drei grossen Feste: Weihnachten, Ostern und 
Pfingsten, des Charfreitags, des allgemeinen Buss- und Bettages und 
des dem Andenken der Verstorbenen gewidmeten Jahrestages, sowie 
auch an den Abenden dieser drei letzten Tage, sondern auch in der 
ganzen Charwoche und ebenso am Aschermittwoche nicht stattfinden 
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sollten. Unter dem 16. April 1837 wurde darauf durch die Reskripte 
der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen- 
heiten, des Innern und der Polizei (von Kamptz, Annalen Bd. XXI 
S. 83, 84) bestimmt, dass der Ausdruck: »ähnliche Lustbarkeitene 
auf Schauspielvorstellungen nicht zu beziehen sei, diese vielmehr nur 
am Charfreitage und am Buss- und Bettage ganz unterbleiben 
müssten, am Gedächtnistage der Verstorbenen aber, insofern sie 
ernsten Inhalts seien, stattfinden dürften, und dass es in Ansehung der 
Schauspielvorstellungen für Berlin bei den früheren diesfälligen Vor- 
schriften namentlich dabei verbleibe, dass an den Tagen, wo bisher 
keine Schauspielvorstellungen hätten stattfinden dürfen, dergleichen 
auch künftig unzulässig seien. Dieselben Minister wiesen in einem 
Reskripte vom 28. April 1837 (das. S. 409) darauf hin, wie ein er- 
wünschter Erfolg der gesetzlichen Bestimmungen, durch welche die 
äusseren Störungen der gottesdienstlichen Ordnung verhindert wer- 
den sollen, hauptsächlich auch dadurch bedingt sei, dass die beson- 
deren provinziellen und örtlichen Verhältnisse dabei möglichst be- 
rücksichtigt würden. Endlich wurde durch die Kabinets-Ordre vom 
19. August 1837 (ebenda S. 972), die vom 26. Februar dess. Jahres 
dahin »deklarirt« (vergl. das Reskript vom 6. November 1837, 
von Kamptz, Annalen Bd. XXI S. 972), dass die letztere auf Lokal- 
observanzen keine Beziehung habe und es nicht Absicht des Königs 
gewesen sei, in solchen Lokalobservanzen etwas zu ändern. Wenn 
nun so im wesentlichen gleichzeitig mit der Kabinets-Ordre vom 
7. Februar 1837 Beschränkungen nicht bloss an den Sonn- und 
Festtagen selbst, sondern auch an Vorabenden, an Tagen, die wie 
der Charfreitag, noch nicht allgemein Feiertage waren (Gesetz, be- 
treffend den Charfreitag, vom 2. September 1899, Ges.-S. S. 161), 
und vor allem während der ganzen Charwoche für zulässig erklärt 
worden sind und wiederholt hervorgehoben ist, es sollten die Ge- 
wohnheit, das bisher Übliche und Hergebrachte, die Lokalobservanzen 
nicht geändert werden, so kann es keinem Bedenken unterliegen, 
dass die Kabinets-Ordre vom 7. Februar 1837, die in gleicher Weise 
ausdrücklich die Berücksichtigung der Verhältnisse der einzelnen 
Orte oder Gegenden vorschreibt, auf keinem abweichenden Stand- 
punkte steht, sondern ebenfalls namentlich für die Charwoche Be- 
schränkungen zulässt. Dass die vorstehenden Bestimmungen teils 
überhaupt nicht ebenfalls Kabinets-Ordres, teils nicht in der Ge- 
setzsammlung verkündete Kabinets-Ordres sind, hindert ihre Be- 
nutzung zur Ermittelung der Bedeutung und Tragweite der Kabinets- 
Ordre vom 7. Februar 1837 selbstverständlich nicht. _Ebensowenig 
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steht der aus ihnen für die Auslegung der Kabinets-Ordre gezogenen 
Folgerung entgegen, dass es sich bei ihnen bloss um bestimmte 
Arten von Lustbarkeiten gehandelt hat. Gegen diese Auslegung ist 
auch aus dem Allerhöchsten Erlasse vom 18. Dezember 1869 (Amts- 
blatt der K. Regierung zu Schleswig von 1870 S. 33), durch wel- 
chen für die Provinz Schleswig-Holstein die damals geltenden Vor- 
schriften über die Sonntagsheiligung in einzelnen Beziehungen abge- 
ändert worden sind (vergl. hierzu Preussisches Verwaltungsblatt 
Jahrg. IV S. 255, auch die Schrift: »Der Amtsvorsteher in der 
Provinz Schleswig-Holsteine Bd. I — 1889 — 88 57, 58 S. 66 ff.), 
sowie aus dem Gesetze vom 9. Mai 1892 und dessen Materialien 
nichts zu entnehmen. 

An dem, was hiernach die Kabinets-Ordre vom 7. Februar 1837 
zum Gegenstande des Polizeiverordnungsrechts gemacht hat, ist nach- 
träglich nichts geändert worden, namentlich nicht durch den $ 340 
Nr. 8 des Preussischen Strafgesetzbuchs vom 14. April 1851 und 
den hiermit übereinstimmenden $ 366 Nr. 1 des Reichsstrafgesetz- 
buchs. Diese Vorschriften sind blosse Blankettstrafgesetze in der 
Art, dass sie nur eine Strafandrohung enthalten, die Festsetzung der 
Normen aber, deren Verletzung unter die Strafandrohung fällt, ander- 
weitiger Bestimmung überlassen, im Gebiete der Kabinets-Ordre vom 
7. Februar 1837 also den gemäss dieser ergehenden Polizeiverord- 
nungen. Sie verfügen nichts über den Umfang, in welchem Anord- 
nungen gegen die Störung der Feier der Sonn- und Festtage er- 
lassen werden können, insbesondere nicht, dass diese allein gegen 
Störungen ergehen dürfen, die an einem Sonn- oder Festtage selbst 
vorgenommen werden, sondern besagen nur, dass, wenn und soweit 
nach dem sonst geltenden Rechte Anordnungen gegen die Störung 
der Feier der Sonn- und Festtage zulässig und erlassen worden sind, 
bei Zuwiderhandlungen die angedrohle Strafe verwirkt ist. Die zu 
den 83 340 Nr. 8 und 366 Nr. 1 ergangenen, bekannt gewordenen 
Entscheidungen der Strafgerichte bringen keine andere Auffassung 
zum Ausdrucke (vergleiche Roedenbeck a. a. a. O. S. 68 ff. und 
z. B. noch das Urteil des Reichsgerichts vom SS Oktober 1889 in 
dessen Entscheidungen in Strafsachen Bd. XX S. 81). 

War demgemäss die bisherige lange und gleichmässige An- 
wendung der Kabinets-Ordre dahin, dass sie für Polizeiverordnungen, 
welche Vorabende und die Charwoche treffen, gleichfalls die gesetz- 
liche Unterlage gebe, gerechtfertigt, so ist auch die Zulässigkeit des 
$ 12 Nr. 2b der Polizeiverordnung vom 19. März 1898 nicht zu be- 
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anstanden. Welche Massregeln zur Erreichung eines der Regelung 
durch Polizeiverordnung unterliegenden Zweckes notwendig und sach- 
gemäss sind, ist von denjenigen Behörden selbständig zu ermessen 
und zu bestimmen, welche zum Erlasse der Polizeiverordnung oder 
zur Mitwirkung dabei berufen sind; nur darf die getroffene Vor- 
schrift nicht mit den Gesetzen oder den Verordnungen einer höheren 
Instanz im Widerspruche stehen ($ 15 des Gesetzes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850). Dieser allgemeine, zweifellos fest- 
stehende Grundsatz (vergl. dazu z. B. Rosin, Das Polizeiverord- 
nungsrecht in Preussen, 2. Aufl. S. 94 ff., 293, 299, 300) gilt auch 
für die Polizeiverordnungen, die auf Grund der Kabinets-Ordre vom 
7. Februar 1837 erlassen werden (Entscheid. des Oberverwaltungs- 
gerichts Bd. XXXV S. 426 und die bier angezogenen Stellen, sowie 
S. 97 in Roedenbeck’s »Polizeiverordnungsrecht in Preussen mit be- 
sonderer Beziehung auf die Sonntagsruhe«). Ganz abgesehen davon, 
dass deshalb dem Verwaltungsrichter eine Nachprüfung des $ 12 
Nr. 2b nur in ganz beschränktem Umfange zusteht, ist ausser 
allem Zweifel, dass es für Berlin stets ebenfalls der Sitte und dem 
reliviósen Gefühle entsprochen hat und noch entspricht, nicht bloss 
an den Vorabenden einzelner Feste, sondern auch wáhrend der Char- 
woche gewisse Lustbarkeiten nicht zuzulassen, damit diese der Er- 
innerung an Jesu Leiden und Sterben geweihte Woche nicht zu sehr 
verweltlicht wird, vielmehr möglichst »die stille Woche« und eine 
Zeit ernster Sammlung bleibt, ohne welche der Charfreitag und das 
Osterfest nicht so heilig gehalten werden kónuen, wie sie es sollen 
und von Vielen auch werden. 

Somit kommt es nur noch darauf an, ob bei den beiden Stücken 
»Das Erwachen des Lówen« und »Frau Lunae der ernste Charakter 
gewahrt und ob das Apollo-Theater zu den Theatern im eigentlichen 
Sinne, d. h. solchen, deren Zweck es ist, Schauspielvorstellungen zu 
veranstalten, bei welchen ein hóheres Interesse der Kuust obwaltet, 
zu rechnen ist, oder nicht, 

Das erstere ist, da die Stücke nach den vorgelegteu Text- 
büchern Operetten sind, die komisch, zum Teil derb komisch wirkeu 
sollen nnd jeder Wirkung nach ernster Richtung hin entbehren, un- 
bedenklich zu verneinen. Der Kläger hat dies auch selbst zugegeben. 

Aber auch die zweite Frage ist verneinend zu beantworten, 
ohne dass es noch weiterer tatsüchlicher Ermittelungen über die Ver- 
hältnisse und Einrichtungen am Apollo-Theater bedurfte. Die Aus- 
nahme, welche der zweite Satz des $ 12 Nr. 2b der Polizeiverord- 
nung vom 19. März 1898 von der vorher aufgestellten Regel des 
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Verbots der Vorstellungen ohne ernsten Charakter zulässt, ist wesent- 
lich enger, als diejenige, welche die Polizeiverordnung vom 10. Ok- 
tober 1896 zugelassen hatte (»Theater und Zirkusse«), sodass die 
Regel jetzt in weiterem Umfange Platz greift als früher. Sie mehr 
zu beschränken, als der Wortlaut fordert, erscheint nicht zulässig ; 
es würde damit gegen die in der in Betracht kommenden Beziehung 
offenbar vorhandene Absicht einer strengeren Heilighaltung der Sonn- 
und Feiertage verstossen werden. Die Worte »bei welchen ein 
höheres Interesse der Kunst obwaltete sind augenscheinlich den 
$8 33a Abs. 1, 33b und 55 Nr. 4 der Reichsgewerbeordnung ent- 
nommen und ebenso wie hier zu verstehen. Es sind also nicht 
bloss Leistungen von aussergewühnlichem Kunstwerte gemeint, son- 
dern nur solche ausgeschlossen, die lediglich Kunstfertigkeiten sind 
und bloss zur Befriedigung der Schaulust oder zur gewöhnlichen 
Unterhaltung dienen, wenn schon andererseits eine Leistung nicht 
schon deshalb, weil sie auch zur Unterhaltung dient, aufhört, eine 
Leistung zu sein, bei welcher ein höheres Interesse der Kunst ob- 
waltet. Ob man es in dieser Weise mit Leistungen von höherem 
Kunstinteresse zu tun hat, ist nach den gesamten objektiven Ver- 
hältnissen des einzelnen Falles zu beurteilen (vergl. z. B. die Kom- 
mentare zur Gewerbeordnung von von Landmann-Rohmer, 3. Aufl, 
Bd. I S. 310; von Schicker, 4. Aufl., Bd. I S. 154, und Kayser- 
Steiniger, 3. Aufl. — Ausgabe für Preussen — S. 90 und 171; 
Jahrbuch für Entscheidungen des Kammergerichts Bd. XV S. 254 
und Bd. XVI S. 354; Urteile des Oberverwaltungsgerichts vom 
23. April 1898 und 21. Juni 1901 im Preussischen Verwaltungs- 
blatt Jahrg. XX S. 37 und Jahrg. XXIII S. 151). Ebenso bestimmt 
sich nach den gesamten Umständen für jedes Theater besonders, ob 
es ein Theater im eigentlichen Sinne, d. h. nach der diesem Aus- 
drucke gegebenen autentischen Erklärung sein Zweck ist, Schau- 
spielvorstellungen zu veranstalten, bei denen ein höheres Interesse 
der Kunst obwaltet. Es sind also der Ort, die Art des regelmässigen 
Publikums, die Eintrittspreise, das durchschnittliche Repertoir u. s. w. 
zu berücksichtigen, in der Weise, dass, sobald hiernach ein Theater 
nicht unter die Ausnahme des $ 12 Nr. 2b der Verordnung vom 
19. März 1898 fällt, sich daran nichts ändert, wenn es auch einzelne 
Produktionen von höherem Kunstinteresse bietet. Dass diejenigen 
Unternehmungen, für welche die Erlaubnis uach $ 33a der Reichs- 
gewerbeordnung erteilt worden ist und benutzt wird, und diejenigen, 
in welchen während der Vorstellungen geraucht und getrunken wer- 
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der Vertreter des Beklagten behauptet hat, lässt sich nicht aner- 
kennen. Beides fällt nur sehr erheblich dafür ins Gewicht, die 
` Eigenschaft eines solchen Theaters nicht anzunehmen. 

Von diesen Gesichtspunkten aus kann das Apollo-Theater, bei 
welchem nach den vom Beklagten überreichten Programmen die 
Darbietungen von Gesangshumoristen, musikalischen Clowns, Jong- 
leuren, ausländischen Tauzgesellschaften, Akrobaten, Schnellmalern, 
Radfahreru u. s. w. einen sehr breiten Raum einnehmen, zeitweise 
sogar, z. B. vom 1. bis zum 24. März 1901, also unmittelbar vor 
der Zeit, um die es sich bei dem Verbote vom 4. April 1901 han- 
delt, allein das Repertoir gebildet haben, nicht als Theater im 
eigentlichen Sinne gelten. Dass auch Operetten gegeben worden 
sind und diese einen höheren Kunstwert haben mögen, ist unerheb- 
lich. Denn jedenfalls liegt die Sache nicht so, wie sie der Kläger 
hinstellt, dass die des höheren Kunstinteresses entbehrenden Dar- 
bietungen nur ein Beiwerk zu den Vorstellungen sind, bei welchen 
ein höheres Interesse der Kunst obwaltet; das Verhältnis ist viel- 
mehr eher umgekehrt, und das Apollo-Theater ist und bleibt trotz 
dieser Vorstellungen das, als was es der Beklagte bezeichnet, ein 
sogenanntes Kauch-Theater, welches überwiegend die Aufführung von 
sogenannten Spezialitäten bezweckt, mithin kein »Theater im eigent- 
lichen Sinnee ist. Noch mehr ist ohne Bedeutung, dass auch ein- 
zelne Künstler ersten Ranges beschäftigt werden mögen, dass das 
Apollo-Theater in baulicher Beziehung zn den Volltheatern gerechnet 
wird, und dass der Kläger ausser im Besitze der Erlaubnis aus 
S 33a der Reichsgewerbeordnung noch in dem der Konzession aus 
$ 32 daselbst ist, welcher letzteren, wie feststeht (z. B. von Land- 
mann-Rohmer a. a. 0. S. 259; von Schicker a. a. O. S. 118 und 
Kayser-Steiniger a. a. O. S. 90), auch derjenige bedarf, der Schau- 
spiele ohne höheren Kunstwert darbieten will. 

Nach alledem ist die Klage unbegründet. 

Wegen der Kosten ist nach $ 103 des Gesetzes über die all- 
gemeine Landesverwaltung vom 80. Juli 1883 Bestimmung getroffen 
worden. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwaltungs- 
gerichts und der verordneten Unterschrift. 

(L. S.) Dr. von Strauss und Torney. 

O. V. G. Nr. III. 863. 


und Entscheidungen. 325 


9. Der $ 166 des D. Strafgesetzbuches im Leipziger Tolstoi- 
prozess. 


Bei der Strafkammer in Leipzig war gegen Übersetzer und 
Verleger der Antwort!) des Grafen L. Tolstoi an den russ. hl. Synod 
auf dessen gegen den Grafen gerichteten Exkommunikationsbeschluss 
wegen Verstosses gegen den $ 166 Anklage erhoben, weil in der- 
selben, wenn auch zunächst gegen die griechisch-kathol. Kirche ge- 
richtet, auch andere im D. Reiche anerkannte christliche Kirchen 
durch Herabwürdigung des Glaubens an die Gottheit Christi und 
durch Schmähung der Sakramente als Hokuspokus, niederträchtig 
rohe und roheste Taschenspielerkünste, Betrug, als beschimpft zu 
betrachten seien. Es erfolgte im Juli v. Js. Freisprechung und Frei- 
gabe der Schrift. Die gegen das Urteil von ibr eingelegte Revision 
zog die Staatsanwaltschaft im Einvernehmen mit der Generalstaats- 
anwaltschaft zurück. Das Urteil ist besonders beachtenswert, weil 
es für die Anwendbarkeit des $ 166 eigenartige Gesichtspunkte auf- 
stellt, im Wesentlichen wie folgt: 

Die Annahme einer »Beschimpfung« im Sinne des 8 166 wird 
objektiv wie subjektiv verneint. Die Frage, ob eine solche »Be- 
schimpfung« vorliege, welche anerkanntermassen, nach Literatur und 
steter Rechtsprechung, mehr als Beleidigung, Verspottung und Lächer- 
lichmachung, einen stärkeren Grad und verletzendere Form grob ent- 
würdigenderer Missachtung, vor allem eine besondere Roheit des 
Ausdrucks erfordert, muss nach den Umständen des Einzelfalles 
(Person und Lebensumstände des Täters, Veranlassung) geprüft wer- 
den, besonders bei Werken und Persönlichkeiten, welche die Ver- 
mutung für sich in Anspruch nehmen dürfen, dass sie es selbst mit 
schroffster und schonungslosester Kritik ernst und heilig meinen. 
Zu diesen Personen sind zweifellos alle diejenigen zu nehmen, die 
Andersgläubige angreifen, ja verletzen, wenn sie es aus unwider- 
stehlichem Drange tun, um ihre innersten glühendsten Ueberzeug- 
ungen in religiösen Dingen rücksichtslos zum Ausdruck zu bringen. 
Bei solchen Personen werden Worte, die bei gemeinen Naturen 
Ausdrücke verwerflichster Schmähsucht und lästerlicher Frivolität 
wären, zu Erkennungszeichen heiligsten Ernstes, tiefster religiöser 
Überzeugung. 

Nach Hinweis auf die kirchengeschichtlichen Beispiele starker 


1) Dieselbe erschien bei Eug. Diederichs in Leipzig mitsamt dem Ex- 
kommunikationsbeschlusse als Anhang an den pantheistisch auslaufenden »Sinn 
des Lebense von Tolstoi, übersetzt von R. Löwenfeld. Preis 1 A 


326 Staatliche Aktenstücke 


beleidigender Ausdrücke gegenüber kirchlichen Gegnern in den 
Schriften Luthers und den Reformationsbekenntnisschriften, sowie in 
Konzilsbeschlüssen und päpstlichen Bullen wird Wach (in der Zeit- 
schrift für Kirchenrecht 1I, 161) dahin beigepflichtet, dass von Be- 
tätigung schnöder (?) herabwürdigender Gesinnung, wie sie nach der 
herrschenden Ansicht der $ 166 erfordere, im ernsten Kampfe der 
relig. Überzeugung schlechterdings nicht die Rede sein können. 

Es wird dann ausgeführt, dass Tolstoi sittlich derart hoch 
stehe, dass bei ihm, wenn er im heissen Kampfe um seine ihm heilige 
und ernste relig. Überzeugung zu scharfen und harten Worten greife, 
zumal die Abwehr gegenüber den in dem Exkommunikationsbe- 
schlusse ihm widerfahrenen Angriften der ebenbezeichnete Massstab 
anzulegen und nicht auszuschliessen sei, dass er nicht mit Willen 
oder auch nur dem Bewusstsein gehandelt habe, zu beschimpfen oder 
auch nur so aufgefasst werden zu können, dass also die von ihm 
gebrauchten scharfen Ausdrücke subjektiv (d. h. also in Anbetracht 
seiner Persönlichkeit und der von ihm verfolgten Absicht) nicht als 
beschimpfend im Sinne des $ 166 anzusehen seien. Die gleiche 
Möglichkeit wird sodann auch dem Angeklagten zugestanden, insbe- 
sondere in Rücksicht darauf, dass derselbe die Äusserungen T.s nur 
als gegen die im D. Reiche nicht anerkannte griech.-kath. Kirche 
gerichtet erschienen sein könnten. Hierauf wird auch die Freigabe 
der Schrift selbst trotz etwa anzunehmenden objektiv beschimpfenden 
Inhalts ($ 42 des Str.-G.-Bs.) gegründet. 

Nach diesen Urteilsaufstellungen würde das Anwendungsgebiet 
des $ 166 auf ausserhalb ernster Kritik liegende rohe Schmähungen 
beschränkt, allen kritisierenden relig. Eiferern aber auch für pöbel- 
haft ausartende Angriffe à la Tolstoi ein Freipass gegeben sein. 
Die wiederholt unternommene Agitation auf Beseitigung des $ 166 
wenigstens in der hier fraglichen Richtung, als angeblich der freien 
Bewegung der relig. Polemik hinderlich, wäre demnach so gut wie 
überflüssig. Bei der engen Einschränkung, welche schon die bis- 
herige Rechtsprechung der Anwendbarkeit des $ 166 zog, indem 
dieselbe die schärfste Kritik sich frei ergehen liess, wenn nur nicht 
Roheit in der Form unterlief (nach neuern Reichsgerichtsentscheid- 
ungen in Band 28, 30 und 31 sind hiezu auch Behauptungen von 
für den Angegriffenen an sich schimpflichen Tafsachen zu rechnen), 
konnte bislang schon von zu weit gehender Einengung der Kritik 
nicht die Rede sein; nach dem Urteile wäre aber auch diese Schranke 
gefallen; was einem Pantheisten Tolstoi recht, dürfte Atheisten, 
Liberaleu und Sozialdemokraten billig sein; warum sollte ihnen nicht 
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geglaubt werden, wenn sie ihre Schimpfereien als Ausflüsse ernster 
heiliger Überzeugung hinstellen? — Der in dieser Hinsicht wohl 
nnerhörte Standpunkt des Urteils geht aber über Absicht und Wort- 
laut des $ 166, der aller Beschimpfung steuere und den Staatsange- 
hôrigen das Gut ihres kirchlichen Glaubens nicht zwar gegen die 
schärfste Kritik, wohl aber gegen Kritik beschimpfender Art schützen 
will, entschieden hinaus (auch der bekannte Strafrechtslehrer v. Liszt 
sagt, auch der Zweck wissenschaftlicher Untersuchung rechtfertige 
viemals die Wahl beschimpfender Äusserungen; es ist daher nur zu 
bedauern, dass das Reichsgericht nicht in die Lage gebracht ist, 
hiezu Stellung zu nehmen"), ebenso auch zu der in der strafrecht- 
lichen Literatur streitigen Frage, ob auch die griech.-kath. Kirche 
auf den Schutz des $ 166 Anspruch habe. 

Was den Übersetzer anbetrifft, so mag ja nicht zu widerlegen 
sein, dass ihm zumal bei der Richtung der Schrift gegen die grie- 
chische Kirche das Bewusstsein der Beschimpfung auch andrer 
Kirchen gefehlt babe. Immerhin dürfte dieser Gedanke nicht fern 
gelegen haben, da T.s Herabwürdigung des Glaubens an die Gott- 
heit Christi und der Sakramente, bei denen nicht etwa nur der 
griech. Kirche eigner Ceremonien angegriffen sind, auch deutsche 
Kirchen trifft und dieses im allgemeinen wohl als bekannt zu be- 
trachten ist. — | — 


1) Dasselbe hat nach Bd. 23 S. 128 den guten Glauben an die Richtig- 
keit des beschimpfenden Vorwurfes (hier Ritualmord) für an sich unerheblich 
erklärt; aber das Bewusstsein des beschimpfenden Charakters könne dadurch 
möglicherweise ausgeschlossen sein — was bei den Tolstoi'schen Schmähworten 
doch nicht anzunehmen wäre, 
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1. Eherechtliche Fragen der österreichischen Altkatholiken. 
Von Max v. Hussarek. 


(Separatabdruck aus der »Allgemeinen ôsterr. Gerichts-Zeitunge, Nr. 47, 1902.) 


Dem innigen Zusammenhange des Rechtsinstitutes der Ehe mit 
religiösen Überzeugungen und Satzungen trägt das österreichische 
Eherecht auch insoferne Rechnung, als es wegen der Mehrheit der 
im Staate bestehenden Religionen mancher Frage eine differenzierende 
Behandlung zuteil werden lässt und an die im Zivilrechte sonst fast 
überall irrelevante Verschiedenheit der Religionsangehórigkeit ver- 
schiedene Rechtsfolgen knüpft. Aber in den Rechtsquellen geschieht 
nicht aller im Staate anerkannten Bekenntnisse ausdrücklich Er- 
wähnung. Die Anwendung der unterscheidenden Rechtssätze hängt 
in solchen Fällen davon ab, welche der einschlägigen Normen sich 
nach dem ganzen Zusammenhange der eherechtlichen Ordnung als 
die nächstverwandte darstellt. Die Beantwortung dieser Frage wird 
regelmässig von der staatskirchenrechtlichen Stellung der betreffen- 
den Religionsgesellschaft abhängig sein. Diese Stellung ist daher 
für unsere Untersuchung zunächst zu klären. 


I. 


Die altkatholische Bewegung hatte wie anderwärts!) so auch 
in Österreich?) die Überzeugung vertreten, dass sie die Nachfolge 
in die Lehre und den Rechtsbestand der katholischen Kirche vor 
dem vatikanischen Konzil darstelle. Nach ihrem Standpunkte waren 
die grosse Mehrzahl der Katholiken und namentlich die sämtlichen 
Bischöfe sowie die weit überwiegende Mehrheit der niederen Geist- 
lichkeit, welche die Lehre von der Unteblbarkeit kathedratischer 


1) Statt auf anderes sei hiefür nur auf die sogenannte Nürnberger Er- 
klärung vom 26. August 1870, die Münchener Erklärung von Pfingsten 1871, 
das Programm des Münchener Katholiken-Kongresses vom September 1871'und 
die an die preussische Regierung gerichtete Denkschrift der deutschen altkatho- 
hschen Synodal-Reprüsentanz vom 29. Juni 1873 verwiesen, abgedruckt bei 
v. Schulte, Der Altkatholicismus, S. 14—24 und 386—399. Die Kritik dieser 
Anschauung bei Hinschius, System d. kath. K.-R., III, S. 634 kann wohl als 
abschliessend erachtet werden. 

2) Denkschrift an das ósterreichische Abgeordnetenhaus vom März 1872. 
Vgl. »Zum kommenden Jubiläume in »Der Altkatholik«-Jahrg. 1895, S. 109. 
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Emanationen des Papstes in Sachen des Glaubens und der Sitten 
und von dessen ordentlichem Jurisdiktionsprimate rezipiert hatten, 
eine von der historischen Kirche abgezweigte Sekte, eine neue 
religionsgenossenschaftliche Bildung ohne legitimen Anspruch auf 
die Rechtsstellung, welche die vorvatikanische katholische Kirche 
unter staatlichem Schutze innegebabt hatte. Darum erachteten sich 
die Antiinfallibilisten unausgesetzt als Katholiken. Sie erhoben den 
Anspruch auf mindestens Mitbesitz und Mitgenuss der der katho- 
lischen Kirche gewidmeten gottesdienstlichen Sachen und der ihr 
sonst gehörigen Vermögenschaften. Ferner forderten die Altkatho- 
liken für ihre Priester die Befugnisse, welche der Staat den katho- 
lischen Seelsorgern übertragen hat, namentlich die Kompetenz zur 
Intervention bei der Eheschliessung und die Berechtigung zur Re- 
gisterführung, dann für alle ihre Anhänger Teilnahme an den kirch- 
lichen Akten und Ehrenrechten, namentlich am Begräbnisse ein- 
schliesslich des Glockengeläutes bei demselben. Endlich beanspruchten 
sie das Recht, innerhalb der Kirche selbständige Gemeinden zu 
bilden, lehnten dagegen ihre Konstituierung als besondere neue 
Religionsgesellschaft sowie den formellen Austritt aus der katho- 
lischen Kirche zu diesem Zwecke ab. Unfraglich war ihnen endlich, 
dass sie für ihren Gottesdienst nicht auf die in Art. 16 St. G. G. 
vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl. Nr. 142, den Anhängern eines 
gesetzlich nicht anerkannten Religionsbekenntnisses gestattete Haua- 
andacht beschränkt seien, sondern das Recht der gemeinsamen und 
öffentlichen Religionsübung nach Art. 15 desselben St. G. G. haben. 

Die Regierung nahm zur altkatholischen Bewegung im allge- 
meinen und grundsätzlich zuerst mit dem Erlasse des Kultusministers 
vom 20. Februar 1872, Z. 98/Pr.3) Stellung. Danach wurden die 
Anhänger der antiinfallibilistischen Bewegung »insolange als inner- 
halb der katholischen Kirche und auf dem Boden des geschichtlich 
herausgestalteten kirchlichen Gesamtorganismus stehend betrachtet, 
als dieselben nicht ia Gemässheit des Art. 6 des Gesetzes vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, ihrem Austritte aus der Kirche 
den vorgeschriebenen Ausdruck gegeben haben«. Aus diesem Grund- 
satze wurde die Folgerung gezogen, dass »zur Ausübung jener staat- 
lichen Funktionen, welche der Seelsorgegeistlichkeit der gesetzlich 
anerkannten Bekenntnisse anvertraut sind, nur diejenigen Priester_als 
legitimiert« anzusehen seien, »welche nach den bestehenden Gesetzen 


3) Abgedruckt im Archiv f. kath. K.-R. (hier weiter nur als »Archive 
eitirt), Bd. 27, S. CXXXV. Dann bei Friedberg, Sig. d. Aktenstücke zum 
ersten vatikan. Konzil, S. 782 (e, 
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und kirchlich staatlichen Einrichtuugen als die ordentlichen Seelsorger 
. . . erscheinene. Daraus ergab sich namentlich, dass die Führung 
von Zivilstandesregistern durch sogenannte altkatholische Geistliche 
unstatthaft*) und dass die Nichtigerklärung von Eheschliessungen 
vor solchen Religionsdienern wegen des Mangels der Erfüllung der 
Formvorschriften der $$ 74 und 75 a. b. G. B. durch die Gerichte 
zu gewärtigen sei. 

Es wird kaum in Abrede gestellt werden können, dass die Auf- 
fassung der österreichischen Regierung folgerichtig gewesen ist. Das 
österreichische Staatskirchenrecht kannte seit der kais. Vdg. vom 
18. April 1850, R. G. Bl. Nr. 156, $ 2 die Institution des placetum 
regium nicht mehr. Es konnte also die Frage überhaupt nicht auf- 
geworfen werden, ob die vatikanischen Dekrete für die katholische 
Kirche Österreichs auch staatskirchenrechtlich bestehen5). Der um 
dieselben entfachte Streit war von vorneherein ein innerkirchlicher. 
Damit war aber auch jeder Zweifel darüber ausgeschlossen, dass für 
das Verhältnis nach aussen, namentlich das dem Staate gegenüber, 
nur die Gemeinschaft derjenigen als legitime Fortsetzung der katho- 
lischen Kirche zu behandeln sei, welche im Zusammenhange mit dem 
Papste und den übrigen hierarchischen Organen, die das Unfehlbar- 
keitsdogma rezipiert hatten, blieben; diejenigen, die ihm wider- 
strebten, mussten allerdings zunächst noch als Glieder der Kirche 
angesehen werden. Ein Anspruch auf eine selbständige Organisation 
inner der Kirche, auf gesonderten Gottesdienst, auf selbständige 
Sakramentsverwaltung u. s. w. stand ihnen aber nicht zu. In der 
Kirche bildeten diese Antiinfallibilisten rechtlich nur eine ungeord- 
nete, unorganisierte Masse, eine Summe einzelner Dissidenten, nicht 
eine kirchliche Sonderorganisation. Diese hätten sie mit Wirksam- 
keit nach aussen nur durch einen Akt des bestehenden kirchlichen 
Organismus erhalten können. Von staatswegen aber hätte ihnen die 
Eigenschaft eines Selbstverwaltungskörpers in der Kirche nicht ohne 
Verletzung der dieser staatsgrundgesetzlich gewährleisteten Rechts- 
stellung verschafft werden können. Strenge genommen wäre ihnen 


4) Vergl. Min.-Erl. 12. Oktober 1882, Z. 14.934, abgedr. im Archiv, 
Bd. 29, S. 176. 

5) Es ist bekannt, welche Schwierigkeiten sich in Bayern deshalb er- 
geben haben, weil dort das avitische Institut des landesfürstlichen Placet nicht 
beseitigt ist. Für Osterreich ist auch darauf zu verweisen, dass Art.2 des mit 
dem k. Pat. vom 5. Norember 1855, R.-G.-Bl. Nr. 195 kundgemachten Kon- 
kordates, welche Stelle den Ehren- und Jurisdiktionsprimat dss Papstes aus- 
drücklich anerkennt, damals noch geltendes Staatskirchenrecht war. Die ge- 
hässigen Angriffe von mancher Seite gegen die Haltung der österreichischen 
E z. B. bei v. Schulte, a. a. O. S. 435, vgl. damit Nippold, Hdb. d. 

. K.-Gesch. II, S. 150 und 491, stellen sich demnach ale ungerechtfertigt dar. 


——A. - 
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nach Art. 15 des angeführten St.-G.-G. nur das Recht der Haus- 
andacht zugekommen®). Kurz, es stellen sich die mit dem Erlasse 
vom 20. Februar 1872 getroffenen Anordnungen nur als notwendige 
rechtliche Folgerungen aus der tatsächlichen Stellung der Altkatho- 
liken dar, und die ihnen gegenüber in einigen Punkten geübte 
Konnivenz der Regierung, welche gegen die gottesdienstlichen Ver- 
sammlungen der Altkatholiken nicht einschritt 7), erscheint vielmehr 
als Verletzung der Rechtsstellung der katholischen Kirche im Staate. 

Allerdings fehlte es nicht an dem Versuche, den Altkatholiken, 
ähnlich wie dies in Preussen?) und Baden?) geschehen ist, auf Kosten 
der katholischen Kirche eine besondere rechtliche Stellung zu ver- 
schaffen. Nachdem nämlich schon im Jahre 187210) ein Antrag 
auf gesetzliche Regelung der Verhältnisse der Altkatholiken im Ab- 
geordnetenhause des österreichischen Reichsrates eingebracht worden 
war, befasste sich dasselbe in den Jahren 1874/75 neuerlich mit 
diesem Gegenstande 11). Es kam zur Ausarbeitung und zum Be- 
schlusse eines Gesetzentwurfs, nach welchem jene Katholiken, welche 
alle Lehrsätze der katholischen Kirche mit Ausnahme der Bulle 
Pastor aeternus anerkennen, berechtigt sein sollten, »eigene, den 
bisherigen kirchlichen Oberen nicht unterstehende Kirchengemeinden 
innerhalb der bestehenden Pfarrsprengel oder auch solche, die sich 
über mehrere derselben erstrecken, zu bildene, Wäre dieser Ent- 
wurf Gesetz geworden, so wäre von staatswegen in die katholische 
Kirche eine selbstándige Organisation gefügt worden, die zwar mit 
den Organen der Kirche nicht zusammenhing , auf die aber unzwei- 
felhaft alle Rechtsvorschriften, die allgemein für Katholiken bestehen, 
hätten Anwendung finden müssen 12), 


6) Mein Staatskirchenrecht, S. 12; a. A. Richter, Lehrb. d. K.-R. 
S. 571, Anm. 2. x 

7) Z. B. in Ried, Friedberg, a. a. 0. S. 776 und 783. Uber die Vor- 
gänge in Wien, wo der Gemeinderat dem antiinfallibilistischen Priester A. Anton 

ie Salvatorkirche zur Abhaltung des Gottesdienstes eingeräumt hatte, s. Ar- 

chiv Bd. 28, S. XXIX. flg. Ueber die Tragweite einer solchen faktischen 
Duldung vgl. die E. d. O. G. H. bei Glaser-Unger XII, Nr. 5225 nnd 5556. 

8) Gesetz vom 4. Juli 1875, Archiv Bd. 34, S. 403. 

9) Gesetz vom 15. Juni 1874 und Verordnung vom 27. Juni 1874, abgedr. 
bei t. Schulte, Der Altkatholicismus, S. 42 flg., über Hessen ebenda S. 416 flg. 

10) Antrag Dr. Waldert u. Gen. vom 16. Februar 1872, Nr. 88 der Bei- 
lagen zu den stenographischen Protokollen des Abgeordnetenhauses, VII. Session. 

11) Antrag Dr. Klepsch u. Gen. vom 11. November 1874. Der Bericht 
des konfessionellen Ausschusses über denselben, sowie der dem Hause vorge- 
legte Entwurf in Nr. 340 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Abgeordnetenhauses, VIII. Session; die Debatte darüber (16. u. 17. März 1875) 
ebenda S. 4608 flg. 

12) Zutreffend bemerkt der Bericht der konfessionellen Kommission des 
Herrenhauses (Beil. 235, VIII. Session): Die Staatsgesetzgebung würde durch 
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Tatsächlich ist dieser Entwurf nicht Gesetz geworden. Das 
Herrenhaus ist über denselben zur Tagesordnung übergegangen 19), 
weil nach seiner Anschauung alle Schwierigkeiten, zu denen die alt- 
katholische Bewegung Anlass gegeben hatte, an der Hand des be- 
reits bestehenden Gesetzes vom 20. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 68, 
betreffend die gesetzliche Anerkennung von Religionsgesellschaften 
beseitigt zu werden vermochten. Es könne eben niemand die Tat- 
sache verleugnen, dass in Österreich bisher nur diejenige katholische 
Kirche, deren kirchliche Gewalt . .. das Dogma vom 18. Juli 1870 
unter ihre Satzungen aufgenommen hat, als katholische Kirche an- 
erkannt ist, und dass diejenigen Fraktionen derselben, welche dieses 
Dogma verwerfen, bisher noch nicht gesetzlich anerkannt sind. 

Zu diesem Vorgehen war das Herrenhaus auch dureh die Er- 
klärung !4) der Regierung bewogen worden, dass von ihrer Seite gegen 
die Konstituierung der Altkatholiken als Religionsgesellschaft und 
gegen das Recht des Seelsorgers dieser neuen Gemeinde zur Ehe- 
schliessung und Matrikenführung, unter der Voraussetzung der Er- 
fülung der gesetzlichen Bedingungen, kein Anstand erhoben werden 
wird. Den damit angedeuteten Weg haben die Altkatholiken in der 
Tat betreten. 

Unter dem 9./13. Márz 1876 überreichten die Anhánger der alt- 
katholischen Bewegung ein Gesuch, mit welchem sie unter Wahrung 
ihrer Auffassung, die katholische Kirche darzustellen, um Aner- 
kennung ihrer Kultusgemeinden in Gemässheit des Gesetzes vom 
20. Mai 1874 baten!5) Die bei diesem Anlasse vorgelegte »Synodal- 


das Gesetz aussprechen, dass auch diejenigen bisherigen Katholiken, welche das 
Unfehlbarkeitsdogma verwerfen, noch fortan Katholiken uud Mitglieder der bis- 
her von dem ósterreichischen Staate allein als katholische Kirche gesetzlich an- 
erkannten Kirche bleiben, und ... dass die sogenannten Altkatholiken alle 
übrigen Lehrsátze der katholischen Kirche annehmen. Dies seien aber Aus- 
sprüche rein (?) dogmatischer Natur, welche über den Rechtsbereich der Staats- 
gesetzgebung hinausgreifen. 

13) Beschluss des Herrenhauses vom 17. Januar 1876, a. a. O. S. 740. 

14) Beil. 235 der stenogr. Protokolle des Herrenhauses, VIII. Session. 

15) Wortlaut der wesentlichen Stellen: »Die Anhänger des seit jeher in 
dem österreichischen Kaiserstaate anerkannten katholischen Religionsbekennt- 
nisses, wie dasselbe bis zum 18. Juli 1870 bestanden hat, sehen sich durch 
den Umstand. dass sich eine grosse Anzahl ihrer damaligen Glaubensgenossen 
Satzungen und Bestimmungen gefügt hat, welche eine Versammlung von 
Bischöfen in Rom unter dem Namen eines vatikanischen Konzils aufgestellt 
hat, im Widerspruche mit dem, was immer, überall und von allen geglaubt 
worden, der üusseren Bedingung der Geltendmachung ihrer Rechte beraubt. 
Ohne sich als Anhänger eines bisher nicht gesetzlich anerkannten Religions- 
bekenntnisses zu betrachten, sondern als die Anhänger eines seit jeher in 
Osterreich anerkannten Religionsbekenntnisses, welches nie und nimmer die An- 
erkennung verwirkt oder verloren hat, sind sie daher bemüssigt, von einzelnen 
Bestimmungen des Gesetzes vom 20. Mai 1874 insofern Gebrauch zu machen, 
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und Gemeindeordnung der altkatholischen Kirchengemeinden Öster- 
reichs« stimmte in den hauptsächlichen Punkten mit derjenigen ge- 
nau überein, welche sich die Altkatholiken des Deutschen Reiches 
gegeben hatten 16), 

Die Antwort der Regierung auf dieses Ansuchen erfolgte mit 
dem Erlasse des Kultusministers vom 6. Januar 1877, Z. 20.148/76. 
Es wurde erklärt, dass die Regierung, soweit sie die Tendenzen der 
altkatholischen Partei kenne, kein prinzipielles Bedenken finde, diesem 
Bekenntnisse die Behandlung nach dem Gesetze vom 20. Mai 1874, 
R.-G.-Bl. Nr. 68, angedeihen zu lassen. Hiezu sei jedoch erforder- 
lich, dass die Altkatholiken selbst auf die Anwendung des berufenen 
Gesetzes Anspruch erheben und dessen Bedingungen erfüllen. Dies 
sei in der Eingabe vom 9. März 1876 nicht geschehen. Die alt- 
katholische Partei möge immerhin für sich den Anspruch erheben, 
das wahre katholische Bekenntnis zu besitzen, wie denn naturgemäss 
jede Konfession die religiöse Wahrheit für sich allein in Anspruch 
nehme, allein in Akten, welche die Genehmigung der Regierung er- 
halten sollen, dürte dieser Standpunkt nicht zum Ausdruck gelangen. 
»Soll die Anerkennung des altkatholischen Bekenntnisses erfolgen, so 
müssen sich diejenigen, welche für dasselbe das Wort führen, ohne 
Reticenz unter das Gesetz vom 20. Mai 1874 stellen, es müssen 
alle und nicht bloss ausgewáhlte Bestimmungen desselben acceptiert 
werden und es muss jeder in den Rechtsbestand eines anderen Be- 
kenntnisses hinübergreifende Anspruch bei Seite gelassen werden.e 

Dieser Auffassung gemäss stellte die Regierung folgende Be- 
dingungen der Anerkennung der altkatholischen Kirche: a) Elimi- 


als sie für die Betätigung ihres anerkannten Religionsbekenntnisses der 
äusseren Form der gesetzmässigen Anerkennung und Konstituirung ihrer 
Kirchengemeinden bedürfen. Die Unterzeichneten sind beauftragt, im Sinne 
der eingangs erwähnten katholischen, nunmehr altkatholisch genannten Ge- 
meinden und Vereine... mit Berufung auf die Erklärung (der Regierung)... ., 
dass von keinem der altkatholischen Religionsgesellschaft beitretenden Glaubens- 
genossen eine vorhergehende Austrittserklàrung aus der allgemeinen katholischen 
Kirche gefordert werden kann und wird, und dass von Seite der... Regierung 
gegen die angedeutete Konstituierung und gegen das Recht des Seelsorgers der 
altkatholischen Gemeinden zur Eheschliessung und Matrikenführung unter der 
Voraussetzung der Erfüllung der gesetzlichen Bedingungen kein Anstand er- 
hoben werden wird: das Ansuchen .. . zu richten, auf Grund des beiliegenden 
Statutes, welches allen Gemeinden altkatholischen Ritus gemeinsam ist, die ge- 
setzliche Errichtung von altkatholischen Kirchengemeinden derzeit in Wien, 
Warnsdorf und Ried genehmigen zu wollen... .« (Diese und die folgenden 
Mitteilungen ohne Angabe einer gedruckten Quelle beruhen auf den Akten des 
Ministeriums für Kultus und Unterricht.) 

16) Abgedruckt bei Friedberg, Aktenstücke, die altkatholische Bewegung 
betr., S. 359 flg.; Schulte. Der Altkatholicismus, S. 46 flg., $$ 1—59; Ent- 
stehungsgeschichte ebenda S. 577. — In dem der ósterr. Regierung vorgelegten 
Entwurfe fehlten die 88 3 und 4. | 
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uiruug der $$ 1 und 2 des Synodal- und Gemeinde-Ordnungs-Ent- 
wurfes, Prizisierung der Religionslehre und des Gottesdienstes: »So- 
weit hiebei die Lehren und Einrichtungen der katholischen Kirche 
festgehalten werden, genügt die einfache Angabe hierüber; soweit 
jedoch in irgend einem Punkte etwas, was in der katholischen Kirche 
als symbolische Lehre oder als Vorschrift für den Gottesdienst gilt, 
nicht vollständig angenommen werden soll, muss dies im Interesse 
der Ordnung deutlich präzisiert werden: Dies gelte namentlich von 
allen mit der Kirchenverfassung zusammenhängenden Lehren. b) Ge- 
naue Festsetzung der Stellung a) des Bischofs, B) der Synode. Die 
übrigen noch zur Sprache gebrachten Punkte sind von untergeordneter 
Bedeutung. 

Die Anhänger der altkatholischen Bewegung entsprachen dem 
Ansinnen der Regierung. Mit einer am 5. März 1877 überreichten 
Eingabe stellten sie formell die Bitte, es wolle der Religionsgesell- 
schaft jener Katholiken, welche die auf dem sogenannten vatikanischen 
Konzile sess. IV in der päpstlichen Bulle »Pastor aeternus« prokla- 
mierten Lehren von der Unfehlbarkeit des Papstes und seiner Macht- 
vollkommenheit über die ganze Kirche ihre Zustimmung versagen, 
die staatliche Anerkennung unter der Bezeichnung »Altkatholische 
Kirche« gewährt werden. Sie erklärten ferner, dass das Glaubens- 
bekenntnis der Altkatholiken das seit jeher anerkannte katholische 
ist; nur verwerfen sie die seit dem 18. Juli 1870 von Pius IX. pro- 
klamierten Lehren de Infallibilitate et universali Jurisdictione Summi 
Pontificis; dass der altkatholische Gottesdienst der katholische ist, 
dessen Mittelpuukt die hl. Messe und die Predigt bilden; dass die 
Verfassung die katholische ist mit Priestern und Bischöfen wie sie in 
der (revidierten) Synodal- und Gemeinde-Ordnung näher gegliedert ist. 

Auf diese Eingabe erhielten die Altkatholiken mit dem Ministerial- 
Erlasse vom 28. September 1877, Z. 15942 Bescheid, indem die er- 
betene Anerkennung noch »von folgenden Bedingungen abhängige 
erklärt wurde: 1. Stellung des klaren und vorbehaltlosen Begehrens 
um »Anerkennung der altkatholischen Kirche als einer selbständigen 
Religionsgesellschaft nach Massgabe des Gesetzes vom 20. Mai 1874, 
R. G. BI. Nr. 68«. 2. Im Titel der vorgelegten Religionsbücher 
habe es statt »katholische »altkatholisch« zu heissen. 3. Der Synodal- 
rat habe vor der Vornahme der Bischofswahl in geeigneter Weise 
festzustellen, welche Priester der Regierung minus grati sind; diese 
dürfen nicht zum Bischofe gewählt werden. 4. »Es muss ferner zu 
dem Ende, damit jeder auffällige Zweifel über die volle Anwendbar- 
keit der die Ehen der Katholiken betreftenden Bestimmungen des 
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allg. bürgerlichen Gesetzbuchs auf die von Altkatholiken eingegangenen 
Ehen begegnet werde, auf die bestimmte Erklärung gedrungen wer- 
den: dass die Ehe der Altkatholiken durchaus nach dem katholischen 
Lehrbegriffe geordnet sein soll, und dass insbesondere auch den Alt- 
katholiken die Ehe als eine untrennbare Verbindung pilt.« Die 
übrigen auf die Legitimation der Gesuchsteller bezüglichen Aus- 
führungen des berufenen Ministerial-Erlasses sind in diesem Zu- 
sammenhange nicht von Interesse. 

Die Anhänger der altkatholischen Bewegung sind diesen An- 
forderungen nachgekommen. In drei fast wörtlich übereinstimmenden 
Eingaben vom 1., 3. u. 6. Oktober 187717) haben sie konform den 
vier von der Regierung gestellten Bedingungen Erklärungen abge- 
geben, namentlich »dass die Ehe der Altkatholiken durchaus nach 
dem katholischen Lehrbegriffe geordnet ist und dass den Altkatho- 
liken die Ehe als eine unzertrennliche (Eingaben der Altkatholiken 
in Wien und Ried), untrennbare (derjenigen in Warnsdorf) Verbindung 
gilte und dass sie »die Bitte um Anerkennung der altkatholischen 
Kirche als einer selbständigen Religionsgesellschaft nach Massgabe 
des Gesetzes vom 20. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 68«, stellen. Hierauf 
ist mit dem Ministerial-Erlasse vom 18. Oktober 187718) die Aner- 
kennung der altkatholischen Religionsgesellschaft unter der Bezeich- 
nung »Altkatholische Kirche« ausgesprochen worden. Gleichzeitig 
ist deren Synodal- und Gemeinde-Ordnung im Siune der 88 2 und 6 
des Gesetzes vom 20. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 68, genehmigt 1°) und 


an 17) Überreicht am 13. Oktober 1877, daher das Datum im Ministerial- 
rlasse. 

18) Kundgemacht im R.-G.-Bl. Nr. 99. 

19) Die Synodal- und Gemeinde-Ordnung der österreichischen Altkatho- 
liken unterscheidet sich von der oben A. 16 erwähnten in folgenden wesentlichen 
Punkten. An Stelle der $$ 1 und 2 der letzteren lautet ihr $ 1: »Diejenigen 
Katholiken, welche die auf dem sogenannten vatikanischen Konzile sess. IV in 
der päpstlichen Bulle »Pastor aeternuse neu aufgestellten Lehren von der Un- 
fehlbarkeit des Papstes und seiner Allgewalt über die ganze Kirche verwerfen, 
bilden die Religionsgesellschaft unter der Benennung »Altkatholische Kirche«. 
In $ 2 wird die Stellung des Bischofes näher exemplificirt, indem von dem- 
selben noch gesagt wird: sund zwar hat er das Recht der Bestätigung der von 
den Gemeinden gewählten Pfarrer und Geistlichen; er erteilt die Weihen, visitiert 
die einzelnen Kirchen, Kirchenbücher u. s. w.; er beruft die Synode ein, führt 
auf derselben den Vorsitz, spendet das hl. Sakrament der Firmung; besitzt das 
Recht, den Gottesdienst in jeder Gemeinde (Kirche) abzuhalten, zu predigen 
u. s. w. Der Bischof ist Vertreter der Kirche nach aussen. So lange kein 
Bischof vorhanden ist, werden alle geistlichen Rechte ausgeübt durch den von 
dem Synodalrate damit betrauten Geistlichen, mit Ausschluss der Weihen und 
Firmung«. 8 4 stellt die Pflicht des Synodalrates fest, vor der Bischofswahl 
zu constatieren, welche Priester der Regierung minus grati sind; diese dürfen 
nicht gewählt werden. $ 12, 2. Abs. der deutschen Synodal- und Gemeinde- 
Ordnung fehlt. 8 20 der österr. Synodal- und Gemeinde-Ordnung umschreibt 
den Wirkungskreis der Synode: »Der Wirkungskreis der Synode ist: a) Fest- 
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die Konstituierung altkatholischer Kultusgemeinden auf Grund der- 
selben gestattet worden. 

Die staatskirchenrechtliche Stellung der altkatholischen Reli- 
gionsgesellschaft kann demnach als die einer selbständigen, mit der 
katholischen weder in ihrer Organisation noch in ihrem sonstigen 
Rechtsbeistande zusammenhängenden Kirche bestimmt werden. Der 
Übertritt vom Katholizismus zum Altkatholizismus erscheint als 
Religionswechsel und müsste jetzt in der Form des Art. 6 des Ge- 
setzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49 vollzogen werden, um 
gesetzliche Wirkung zu haben??) Die altkatholische Kirche hat 
keinen Anteil an der der katholischen Kirche durch besoudere Rechts- 
sätze staatlicherseits bestimmten eigentümlichen Stellung, mag darin 
eine begünstigende oder lästige Behandlung in kirchenpolitischer, 
wirtschaftlicher oder sonstiger Richtung gelegen sein. Normen, die 
für oder gegen die katholische Kirche erlassen werden, haben keine 
Anwendung auf die altkatholische oder umgekehrt?!) Kurz, die 


setzung aller normativen Bestimmungen in inneren Angelegenheiten, mögen sie 
den Gottesdienst oder die Leitung der kirchlichen Angelegenheiten u. s. w. be- 
treffen; b) definitive Erkenntnis in allen kirchlichen Disziplinarsachen gegen 
Geistliche und Laien; c) Besteuerung zu allgemeinen Zwecken; d) Bischofs- 
wahl; e) Genehmigung bezw. Feststellung von Anträgen an die Regierung, 
welche Angelegenheiten betreffen, die nicht rein lokaler Natur sind; f) Fest- 
stellung der Dotation des Bischofs.« Dann ist $ 48 genauer gefasst: »Die von 
der Kirchen-Gemeinde in Orten zerstreuten Mitglieder erhalten den Gottes- 
dienst durch den Geistlichen der nüchstgelegenen Gemeinde, in welche sie auch 
eingepfarrt sind.« Endlich ordnet 8 53 die Grundzüge des Disziplinarwesens 
und -verfahrens gegen Geistliche. — Im Jahre 1897 ist die Synodalordnun 
dahin abgeändert worden, dass die Synode alle zwei Jahre abgehalten wir 
(88 18, 12 und 29). 

20) Bei der ersten Konstituierung der altkatholischen Kultusgemeinden 
im Jahre 1877 vollzog er sich gemäss $ 7 des Gesetzes vom 20. Mai 1874, 
R.-G.-Bl. Nr. 68. 

21) Es kann kein Zweifel bestehen, dass die Rechtsverhültnisse der alt- 
katholischen Kirche nicht unter das Gesetz vom 7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 50, 
über die äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche, sondern nur unter 
das Gesetz vom 20. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 63, zu subsumieren sind. Daher 
wird beispielsweise die Bestellung eines Hilfspriesters in der altkatholischen 
Kirche der Anzeigepflicht im Sinne des '$ 11 des letztangeführten Gesetzes 
unterliegen, während dieser Akt in der katholischen Kirche gemäss $ 6 des 
erstgenannten Gesetzes nicht anzuzeigen ist, woferne die Hilfspriesterstelle sich 
nicht als beneficium darstellt. (Mein Staatskirchenrecht, S. 20.) Die wegen 
eines Mangels ungültige Anstellung eines altkatholischen Hülfspriesters hin- 
wieder kann durch Ablauf der 30tägigen Frist convalescieren, ein Satz, der so 
nicht auch für die katholische Kirche gilt. Andererseits findet der Rechtssatz 
über die Einführung in die Temporalien des Amtes durch die staatliche Kultus- 
verwaltung (8 7, Gesetz v. 7. Mai 1874 cit.) nur auf die katholische, nicht auch 
auf die altkatholische Kirche Anwendung. Dem Staate steht gegenüber der 
altkatholischen Kirche kein Recht darauf zu, von der Erledigung eines kirch- 
lichen Amtes in Kenntnis gesetzt zu werden oder die Wiederbesetzung des- 
selben binnen Jahresfrist zu verlangen. Die altkatholisehe Kirche hat keinen 
Anteil an den gottesdienstlichen Gebäuden, Gerätschaften, dann am Vermögen 
der katholischen Kirche. Von einer besonderen Staatsaufsicht über das alt- 
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altkatholische lteligionsgesellschaft ist staatskirchenrechtlich in jeder 
Hinsicht sui iuris und sui generis. 

Diese Sätze treten in noch helleres Licht, wenn die Verhält- 
nisse der Altkatholiken mit denjenigen von Katholiken verglichen 
werden, die innerhalb der Kirche selbst verinóge ihres Ritus eine 
Sonderstellung einnehmen. Das Leben und die Entwicklung jeder 
grossen Religionsgesellschaft stehen geradeso unter den Gesetzen der 
Differenzierung und Wiedervereinigung wie die sonstiger gesellschaft- 
lichen Organismen. Es ist für die Bedeutung und historische Stellung 
der Religionen geradezu bedingend, wie sie sich zu solchen Ab- 
spaltungs- und Assimilierungsprozessen verhalten. Je elastischer ihre 
Organisation sich solchen Vorgängen gegenüber verhält, desto mehr 
sind die Bedingungen für eine gedeihliche Weiterentwicklung der 
Kirche bei rituellen, nationalen, partikularistischen Unterströmungen 
und Reibungen gegeben. 

In der Tat haben alle zu historischer Bedeutung gelangten 
kirchlichen Bildungen auf christlicher Grundlage solche relativ selb- 
ständige Unterorganisationen ausgestaltet. Selbstverständlich kann 
für den vorliegenden Zweck darauf nicht weiter im einzelnen einge- 
gangen werden. Für ihn genügt es an die Tatsache zu erinnern, 
dass in Österreich die katholische Kirche in drei Riten besteht, dass 
es in der morgenländischen Kirche autokephale Gemeinden auf natio- 
naler Grundlage gibt, dass die evangelische Kirche sich in zwei ver- 
schiedene Bekenntnisse scheidet, und dass bei der israelitischen Reli- 
gionsgesellschaft innerhalb ihrer einzelnen Gemeinden der Tatsache 
ritueller Differenzierungen nach gesetzlicher Vorschrift 22) Rechnung 
zu tragen ist. Bei allen angeführten christlichen Kirchen tritt uns 
die angedeutete Unterscheidung in einer abgesonderten Organisation 
der Kirchenverwaltung entgegen. 

Daraus ergibt sich für das Staatskirchenrecht das Problem, ob 
in den Riten der katholischen Kirche, den Bekenntnissen der evangeli- 
schen, den autokephalen Gemeinden der morgenländischen ebenso 
viele verschiedene Religionsgesellschaften oder aber nur untergeord- 
nete Bildungen innerhalb grósserer religióser Organismen, also ge- 


katholische Kirchenvermögen ist keine Rede u. s. w. Eben so sicher gelten die 
besonderen Normen über das kirchliche Abgabenwesen, z. B. die Banlast- oder 
Stolgebühren, nur für die katholische Kirche, nur die Geistlichkeit dieser hat 
Anspruch auf ein standesmässiges Mindesteinkommen nach den Gesetzen vom 
1. Januar 1894, R.-G.-Bl. Nr. 15, und vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, 
nur auf die katholische Kirche beziehen sich die Vorschriften über die Reli- 
gionsfondsbeiträge nach dem Gesetze vom 7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 51 u. s. w. 

22) 88 25 und 26 des Gesetzes vom 21. März 1890, R.-G.-Bl. Nr. 57. 
Mein Staatskirchenrecht, S. 34. 
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wissermassen Selbstverwaltungskörper höherer Ordnung oder Kirchen- 
fragmente vorliegen. Diese Frage wird für die genannten drei christ- 
lichen Kirchen kaum einheitlich gelöst werden dürfen. Hier interessiert 
nur das Verhältnis der Riten in der katholischen Kirche. Hinsicht- 
lich dieses muss man sich meines Erachtens, so weit österreichisches 
Staatskirchenrecht in Frage kommt, für die letztere Alternative ent- 
scheiden. 

Bei den Riten der katholischen Kirche handelt es sich nämlich 
um religionsgesellschaftliche Organismen, deren besondere Verfassung, 
Disziplin, liturgischen Eigentümlichkeiten u. s. w. von der Kirche 
selbst rechtlich anerkannt und geschützt sind 5). Die kirchliche 
Rechtsordnung geht davon aus, dass diese kirchlichen Vereinigungen 
nur Teile der Gesamtkirche darstellen, indem diese selbst Sorge da- 
für trifft, »das richtige Verhältnis zwischen den Eigentümlichkeiten 
und besonderen Ansprüchen der einzelnen Nationalitäten und Völker- 
gruppen und dem allgemein Verpflichtenden, Universellen und Katho- 
liscben . . . herzustellen«. Die Einheit der Kirche aber kommt be- 
sonders darin zum Ausdruck, dass die Kompetenz des obersten kirch- 
lichen Jurisdiktionsorgans, des Papstes, sieh auf alle diese Riten er- 
streckt 24) und dass deren Hierarchie an den allgemeinen Konzilien 
der Kirche teilnimmt, wie denn auch sonst zwischen den Angehörigen 
verschiedener Riten communicatio iu sacris besteht, die ihre Grenze 
wesentlich nur in der kirchlichen Sorge für die Integrität des Ritus 
und dem kirchlichen Verbote der permixtio rituum findet. 

Dieser Auffassung der Kirche über das Verhältnis der Riten 
trägt das staatliche Recht Rechnung, indem es in den allerdings 
nur dürltigen Sätzen 3), die auf diesem Gebiete ausdrücklich ausge- 
sprochen werden, gedankenmässig von der Einheit der Kirche aus- 
geht. Namentlich beziehen sich Akte der Gesetzgebung, welche für 
die katholische Kirche als solche ohne weiteren Unterschied erfliessen, 
auch auf die einzelnen rituellen Organisationen innerhalb derselben. 


23) Hinschius, K.-R. IV, S. 496 flg.; Hergenröther im Archiv VII, 
S. 169 flg., S. 337 flg., VIII, S. 74 fig. und S. 161 flg., dann Archiv IX, 
Ss. 199 und XIV, S. 1 flg.; Vering, K.-R.. 3. 49 und 834 (e: Pachmann, 
K.-R. (2. Aufl.), I, S. 40 und A. 2. 

24) Hergenróther a. a. O. S. 348 flg. 

25) Die Riten der katholischen Kirche erwähnt $ 35 des Ges. vom 7. Mai 
1874, R.-G.-Bl. Nr. 50 und das Ges. vom 31. Dezember 1894, R.-G.-Bl. Nr. 7 
vom J. 1895, wo als Bedingung der Zugehörigkeit (und Beitragspflicht) zur 
Pfarrgemeinde die ldentitát des Ritus gefordert wird. Auf dem Gebiete des 
kirchlichen Dotationswesens werden die Riten gleich behandelt (so schon Art. 26 
des Konkordates, dann ausdrücklich Ges. v. 7. Januar 1894, R.-G.-Bl. Nr. 15). 
Ebenso für die Konkurrenzgesetzgebung. Die Religionsfonds gelten als ihnen 
gemeiusam gewidmet, 
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Dies gilt namentlich von dem Konkordate einerseits, dem Gesetze 
vom 7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 50, über die äusseren Rechtsver- 
hältnisse der katholischen Kirche, andererseits. 

Die altkatholische Kirche dagegen steht nur historisch, nicht 
rechtlich mit der katholischen Kirche im Zusammenhange. Die Or- 
ganisation, namentlich die Hierarchie und Gemeindebildung jener 
sind von dieser nicht anerkannt. Für den Staat aber ist, wie die 
früher dargestellte Geschichte ihrer Anerkennung zeigt, die altkatho- 
lische Kirche eine durchaus selbständige, vollkommen abgespaltete 
Religionsgesellschaft. 

II. 


Diese staatskirchenrechtliche Stellung der Altkatholiken kann 
auch auf dem Gebiete des Eherechts nicht ohne Bedeutung sein. In 
einem Vorstadium der Arbeiten an dem Gesetze über die Anerken- 
nung von Religionsgesellschaften vom 20. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 68, 
hatte der Plan bestanden, auch eherechtliche Bestimmungen [für die 
Mitglieder neu entstehender Religionsgenossenschaften aufzunehmen. 
Dieser Plan ist fallen gelassen worden. Den Grund deutet der Mo- 
tivenbericht zu dem angeführten Gesetze?$) an. Nach demselben 
ging die Regierung von der Auffassung aus, dass nicht anzunehmen 
sei, es werde zur Anerkennung von Religionsgesellschaften kommen, 
welche weder dem Christentume noch dem Judentume angehören. 
Für alle solchen Religionsgemeinschaften aber bestehe das Eherecht 
des b. G.-B. Sollte gleichwohl eine Religionsgesellschaft anerkaunt 
werden, welche weder auf der christlichen noch auf der mosaischen 
Grundlage ruhe, so wäre auf diese nach Analogie des Gesetzes vom 
9. April 1870, R.-G.-Bl. Nr. 51, das Eherecht der nicht-katholischen 
christlichen Religionsverwandten anzuwenden. 

Da also eine ausdrückliche und allgemeine gesetzliche Regelung 
des Eherechts der sich neu bildenden Religionsgesellschatten nicht 
zustande gekommen ist, muss die Anwendbarkeit der einzelnen ein- 
schlägigen Sätze des álteren Rechts, namentlich des a. b. G.-B. auf 
die Altkatholiken geprüft werden.  Hiefür ist zunächst zu erinnern, 
dass auf dem Rechtsgebiete eine Religion weder als göttliche Offen- 
barung von Glaubens- und Sittenlehren noch als die subjective 
seelische Überzeugung des Einzelnen von seinem Verhältnisse zur 
Gottheit in Betracht kommt. Der Jurist hat es nur mit dem 
áusseren Handeln und Verhalten der Menschen zu tun. Er kann 
mit seinen Mitteln nicht an das Gebiet der Transcedenz hinan- und 


26) Beilage 43 der stenogr. Prot. des Abg.-H., VIII. Session. 
22* 
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nicht an tief in der Seele ruhende Gedanken und Gefühle hinab- 
reichen, sondern muss seine Regeln in Verbindung mit sinnenfälligen 
Zuständen und Taten bringen. Die religiösen Überzeugungen werden 
nur als Religionsbekenntnis, die Vereinigung von Menschen mit 
gleichen religiösen Anschauungen zur Betätigung derselben nur als 
Religionsgesellschaft, die Beziehungen des Einzelnen zu solchen Ver- 
einigungen nur als Mitgliedschaft rechtlich relevant. 

Die Belange, in denen die Unterscheidung der Religionsbe- 
kenntnisse im materiellen österreichischen Eherechte praktisch wird, 
sind das*Ehescheidungsrecht einschliesslich der durch dasselbe be- 
dingten eigentümlichen Ausgestaltung des Ehehindernisses des Ehe- 
bandes?"), dann weiters die Ehehindernisse wegen Weihe oder Ge- 
lübdes und der Religionsverschiedenheit. 

Für das letzterwähnte?8) dürfte die Frage am einfachsten zu 
lösen sein. Altkatholiken sind ohne Zweifel Christen, können daher 
ohne staatliches Hindernis mit allen anderen Christen Ehen ein- 
gehen und können dies nicht mit Personen, die sich nicht zur christ- 
lichen Religion bekennen, also mit Juden und wohl auch mit Kon- 
fessionslosen. Vom Standpunkte des Eherechts des österreichischen 
a. b. G.-B. sind die. Auffassungen der einzelnen Kirchen über die 
Gültigkeit der Taufe in den verschiedenen Religionsgesellschaften 
gleichgültig 8°). Vielmehr sind alle jetzt in Österreich gesetzlich 
anerkannten Bekenntnisse mit Ausnahme des Judentums als christ- 
liche und ihre Angehörigen als Christen im Sinne des $ 64 a. b. 
G.-B. anzusehen. 

Etwas weniger einfach ist die Anwendbarkeit des Ehehinder- 
nisses wegen Weihe oder Gelübdes, $ 63 a. b. G.-B.3%). Hier ist 
nicht davon zu handeln, ob der Übertritt eines katholischen Priesters 
zum Altkatholizismus die Wirkung hat, demselben die durch den 


27) Sog. Ehehindernis des Katholizismus, Rittner, Eherecht, S. 82 flg. 

28) Aus der Literatur dieses Ehehindernisses wären hervorzuheben Pach- 
mann, Lehrb. d. K.-R., II, S. 290 flg.; Rittner, Eher., S. 137 flg.; Anders, 
Familienrecht, S. 22; vgl. Arainz-Pfaff-Ehrenzweig, System, II, S. 383; 
Stubenrauch, Commentar zu $ 67 a. b. G.-B. und Anders, Grundriss d. 
F.-R., 5. 6. 

29) Hinschius, K.-R., IV, S. 48 flg.; Heiner, K.-R. Il, S. 230; Aichner, 
Compendium J. FE., S. 609, A. 5 a. E. | 

80) Schulte, Dor Cólibatszwaug, Bonn 1876. S. 20 flg.; Gaugusch, Das 
Ehehindernis d. hóheren Weihe, S. 56 flg.; Aus der austriacistischen Literatur, 
deren Umfang in keinem Verhültnisse zur praktischen Tragweite und wissen- 
schaftlichen Bedeutung dieses Ehehindernisses steht, wären hervorzuheben: 
Rittner, Eherecht, S. 86 flg.; Anders, Familienrecht, S. 20 flg.; Krasnopolski 
im Archiv Bd. LXXIII, S. 456 flg.; Bd. LXXIV. S. 297 (S. 297 (Separatabdr. 
März 1895); daun derselbe, Das Ehehindernis der höheren Weihen nach 
österr. Recht; endlich Zeller, Commentar zum a. b. G.-B., I, S. 210: »ohne 
Rücksicht auf die verschiedenen Kirchen- Disziplinen. 
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Empfang der Weihen verlorene Ehefáhigkeit wieder zu geben. Dass 
. ein solcher Priester eheunfähig bleibt, ist gegenwärtig mit Recht 
communis opinio. Wir haben hier nur zu untersuchen, welche 
Wirkung die Ordination in der altkatholischen Kirche für den Ge- 
weihten auf eherechtlichem Gebiete hat. Die Entstehungsgeschichte 
unserer (resetzesstelle 31) zeigt, dass das Ehehindernis der höheren 
Weihen und der feierlichen Gelübde umschrieben worden ist, nicht 
für die katholische Kirche allein, sondern allgemein für alle Re- 
ligionen, welche bezüglich ihres Priester- und Ordenswesens von der 
Auffassung ausgehen, dass zum Dienste am Altare eine durch einen 
Weiheakt vermittelte besondere übernatürliche Befähigung erfordert 
werde, und dass die beim Eintritte in einen Orden feierlich abge- 
legten Gelübde eine dauernde, unlösliche Verbindung zwischen dem 
Gelobenden und dem Ordensinstitute bewirken. Stehen diese Vor- 
aussetzungen fest, so statuiert das staatliche Recht die Eheunfähig- 
keit für denjenigen, der höhere Weihen empfangen hat, oder feier- 
liche Gelübde abgelegt hat. Es statuiert diese Unfähigkeit ohne 
Rücksicht darauf, ob und was darüber das kirchliche Disziplinar- 
recht bestimmt. Da die altkatholische Kirche die Ordinationsauf- 
fassung mit der katholischen wenigstens in den leitenden Gruud- 
sätzen noch immer teilt 32), müssen diejenigen, welche in diesen Re- 
ligionsgemeinschaft höhere Weihen empfangen haben, nach öster- 
reichischem staatlichen Rechte für eheunfähig gelten. Das Disziplinar- 
recht der altkatholischen Kirche hat die Cölibatsvorschrift, aber nicht 
den Weihebegriff der katholischen Kirche beseitigt 33). Darum ist 
es für das staatliche Eherecht ohne Bedeutung. 

Am meisten controvers ist das Ehescheidungsrecht der Alt- 
katholiken 34). Nach ’demjenigen, was diese Religionspartei anläss- 


31) Krasnopolski am erstang. O. S. 457 flg.; Ofner, Protokolle, I. 
S. 94 flg., S. 104 fig., II, S. 500 fig. 

32) Schulte, Lehrb. d. K.-R., IV. Aufl, S. 88, A. 21 a. E. 

33) Für Oesterreich durch Beschluss der II. Synode vom ‘Jahre 1880. — 
Dass dieser Synodalbeschluss der österreichischen Regierung weder mitgeteilt 
noch von derselben genehmigt worden ist, ist für dessen rechtliche Tragweite 
gleichgültig. Er hat jedenfalls nur Bedeutung als Disziplinarsatz. Darum wird 
der Anstelluug eines altkatholischen Priesters, der als Ausländer im Auslande 
gültig geheiratet hat, in Oesterreich nach Erwerb der ósterreichischen Staata- 
bürgerschaft nichts im Wege stehen. Ebensowenig bestände ein Hindernis gegen 
die Ordination eines Verheirateten. 

34) Die wissenschaftliche Literatur behandelt diese Frage, so viel ich 
sehe, nicht ausdrücklich. Die Darstellung bei Anders, Familienrecht, S. 81 
and Grundriss, S. 21, lässt annehmen, dass dieser Autor für die Trennbarkeit 
altkatholischer Ehen eintritt. Krainz, a. a. 0. S. 398, A. 4 und Stubenrauch, 
Commentar, S. 191 erwähnen nur Protestanten und nichtunirte Griechen. 
Rittner, Eher., erschien vor Anerkennung der altkatholischen Kirche. Seine 
Ausführungen S. 341 scheinen für die Trennbarkeit altkatholischer Ehen zu 
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lich ihrer Anerkennung von ihrem Verhältnisse zur katholischen 
Kirche behauptet hat, scheint die Meinung, welche in Altkatholiken 
doch wieder Katholiken im Sinne des $ 111 a. b. G.-B. sieht und 
die von ihnen geschlossenen Ehen deshalb unter Lebenden für un- 
löslich hält, eine gewisse Berechtigung zu besitzen. Andererseits 
aber scheint nach dem oben über die Entstehung des Gesetzes vom 
20. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 68, Angeführten wieder manches dafür 
zu Sprechen, dass auf alle Religionsgesellschaften, welche sich auf 
Grundlage dieses Gesetzes bilden und nicht Abzweigungen des 
Judentums darstellen, das Ehescheidungsrecht der nichtkatholischen 
christlichen Religionsverwandten anzuwenden ist. 


Bei dieser Sachlage wird zunächst zu prüfen sein, wieviel für 
die vorliegende Frage aus der Entstehungsgeschichte der einschligi: 
gen Bestimmungen des a. b. G.-B. abzuleiten ist. Das Josefinische 
Ehepatent vom 16. Januar 178335) und das Josefinische Gesetzbuch 
vom 1. November 178639) bedeuten in der Entwicklung des öster- 
reiehischen Eherechts nieht nur die Übertragung der Kompetenz zur 
Legislative und Judicatur in Ehesachen von der Kirche auf den 
Staat 37), sondern auch kraft der Behandlung der Ehe als eines 
bürgerlichen Vertrages die Schaffung eines einheitlichen und allge- 
meinen Eherechtes für alle Untertanen.  Vereinzelte Ausnahmsbe- 
stimmungen wurden allerdings auch von diesen Legislationen wegen 
der Religionsverschiedenheit getroffen; sie stellen sich jetzt aber als 
Ausnanmen von höheren und einheitlichen Sätzen dar. Die wichtigste 
derselben betrifft das Ehescheidungsrecht. Hier ist die Unlöslichkeit 
des Ehebandes der Grundsatz. Von ihm wird eine Ausnahme für 
diejenigen promiscue gemacht, »welche der katholischen Religion 
nicht zugetan sinde. Rücksichtlich ihrer wird nicht weiter unter- 
schieden. Vielmehr gilt für alle (christlichen oder nichtchristlichen) 
Akatholiken der Grundsatz der ausnahmsweisen Lösung des Ehe- 
bandes unter Lebenden aus bestimmten, vom Staate festgestellten 
Gründen. In diesem Stadium der Rechtsentwicklung konnte kein 


sprechen. Aus der sonstigen Literatur, dann aus der Praxis könnten erwähnt 
werden: »Sind Ehen der Altkatholiken trennbar?« »Volksrufe, Jahrg. 1893, 
Nr. 3, unl die Erkenntnisse der drei Instanzen in Jur. BI., Jahrg. 1902, Nr. 30, 
Beil. Der oberste Gerichtshof (E. v. 10. Juni 1902, Z. 5027) scheint anzu- 
nehmen, dass für die Trennbarkeit der Ehen ausser $ 115 a. b. G.-B. auch die 
Religionsbegriffe der betreffenden Religionsgesellschaft massgebend seien. Nach 
dieser Richtung wäre gegenwürtig die Lage durch den Beschluss der XXI. alt- 
katholischen Synode des Jahres 1902 als geándert anzusehen. 

30) SS 36, 44, 49—52 und 55. 

36) III, Hauptst., $$ 98, 104—110. 

37) littner, Eherecht, S. 20 flg. 


Mitteilungen. 343 


Zweifel darüber bestehen, dass, wer nicht Mitglied 88) der katho- 
lischen Kirche war, staatlicherseits auch nicht nach dem ausnahms- 
losen Grundsatze der Unlöslichkeit des Ehebandes zu behandeln war, 
mochte die religiöse Überzeugung seiner Sekte in dieser Richtung 
diese oder jene sein. 

Auch das sogenannte westgalizische G.-B. 39) hat hieran ma- 
teriell nichts geändert. Allerdings tritt in diesem Stadium der 
Kodifikation das Sonderrecht der Akatholiken dem Rechte der 
Katholiken nicht mehr als Ausnahme der Regel gegenüber, sondern 
es werden zwei verschiedene Regeln aufgestellt: die eine für Ehen, 
in denen wenigstens ein Teil von jenen, die sie geschlossen haben, 
»der katholischen Religion zugetan ist«, die zweite für »andere Re- 
ligionsverwandtene. An dem leitenden Grundsatze hat, soweit Chri- 
sten 40) in Betracht kommen, auch das a. b. G.-B.4!) festgehalten 
und nur das Einzelne weiter ausgestaltet 43). Immer bleibt aber der 
Gegensatz zwischen Katholiken einerseits und den nach den einzelnen 
christlichen Bekenntnissen nicht weiter differenzierten Akatholiken 
anderseits. Man würde das Ehescheidungsrecht des a. b. G.-B. nur 
ungenau als ein konfessionell verschiedenes bezeichnen dürfen; denn 
das Recht, welches in den einzelnen Kirchen auf diesem Gebiete 
ausgebildet worden ist, hat weder unmittelbar noch subsidiär An- 
wendung für den Staatsbereich. Es dient der staatlichen Satzung 


38) Massgebend für diese Mitgliedschaft waren weder die subjektiven 
inneren Überzeugungen des Einzelnen, noch die Anschauungen der verschiedenen 
Religionsgesellschaften, sondern einzig und allein das staatliche »Toleranz- 
systeme. Dieses stellte den Katholiken die »Altkatholikene gegenüber. ein 
Begriff, der erst mit der Min.-Vdg. vom 30. Januar 1849; R.-G.-Bl. Nr. 107, 
als gesetzlicher terminus technicus aufgegeben wurde. S. auch Zeiller. Kom- 
mentar, I, S. 286. 

39) III. Hauptst., $$ 102, 109—111. Vergl. den Entwurf Martini’s, 
III. Hauptst., 88 42 und 49 bei Harrasowsky, Der Codex Theresianus, V, 
S. 39 flg. und 42; insbes. A. 42. 

40) Auf die der Judenschaft seit dem Patente vom 3. Mai 1786 ge- 
machten Konzessionen bezüglich der Lösung des Ehebandes ist hier nicht weiter 
einzugehen. Darüber s. die Bemerkungen Zeiller's bei der Beratung des Ehe- 
hindernisses der Verwandtschaft (Ofuer, a. a. O. I, S. 103) und Rittner, Ehe- 
recht, S. 26 fig. Diese Konzessionen bedeuten bis zum a. b. G.-B. nicht die 
Aufstellung eines besonderen Ehescheidungsrechts, sondern lediglich weitere 
Ausnahmen von dem generellen, bereits durch eine Ausnahme für sämtliche 
(christliche und nicht christliche) Akatholiken durchbrochenen Prinzipe der 
Unlóslichkeit der Ehe unter Lebenden. 

41) Ofner, Der Urentwurf und die Beratungsprotokolle des ósterr. a. b. 
G.-B., 1. S. 129, II, S. 348 und namentlich S. 509 und 510. 

42) Diesem Stadium der Codificationsarbeiten entstammt namentlich die 
strengere a us der Ehetrennung im Vergleiche zur Ehescheidung. Auf 
die in meiner Schrift, Die familienrechtliche Alimentation, S. 49, augeregte 
Frage, ob die Aufzählung der Trennungsgrinde in $ 115 a. b. G.-B. nicht 
ebenso wie in $ 109 ebenda die der Scheidungsgründe demonstrativen, nicht 
taxativen Chrakter habe, will ich hier nicht näher eingehen. 
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lediglich als Motiv bei der selbständigen und vom kirchlichen Rechte 
unabhängigen Behandlung der einschlägigen Verhältnisse. Vielmehr 
werden vom a. b. G.-B. drei Gruppen 3) von Ehescheidungsnormen 
unterschieden: Solche, welche sich auf Katholiken, solche, welche 
sich auf alle übrigen christlichen Religionsverwandten, und solche, 
welche sich auf die Judenschaft beziehen. Von der letzten Gruppe, 
welche erst in einem verhältnismässig vorgeschrittenen Stadium der 
Kodifikationsarbeiten eingerückt worden ist, ist hier nicht näher zu 
handeln. Die beiden ersten dagegen finden sich bereits in allen 
früheren Stadien der Arbeit am Gesetze. Der Gegensatz, der sie 
scheidet, ist Angehörigkeit zur katholischen Kirche nach ihrem 
staatskirchenrechtlichen Bestande und Angehörigkeit zu irgend einer 
anderen tolerierten (christlichen) Religion. Für die erste Gruppe 
gilt der ausnahmslose Grundsatz der Unlöslichkeit des Ehebandes 
unter Lebenden *), für die andere Gruppe gilt der Grundsatz der 
ausnahmsweisen Löslichkeit des Ehebandes, aber nicht nach ihrem 
kirchlichen, sondern in Kraft und nach Massgabe staatlichen Rechts®). 
Der Beweis dafür liegt darin, dass bei der Superrevision des Gesetz- 
huches 46) der Versuch gemacht wurde, die erste Gruppe auszu- 
dehnen und in sie auch die »unierte griechische Religione einzu- 
beziehen. Dieser Versuch scheiterte, da die Redaktoren es bei dem 


43) Ebenso Rittner, Eherecht. S. 340; vgl. die Darstellung in Zeiller's 
Kommentar bei 8 115. I, S. 297, dann das Keferat in der Wochenschau der 
Jur. Blátter, Jahrg. 1805, S. 135. 

41) Dem österreichischen Eherecht ist die Auflösung des matrimonium 
ratum nondum consummatum ebenso fremd, wie das privilegium Paulinum. 
Ebenso unlüsbar ist die von einem Katholiken staatlich gültig, kirchlich nichtig 
eingegangene Ehe, z. B. eine Notzivilehe. 

45) Die Worte »nach ihren Religionsbegriffene sind Motivation des Ge- 
setzgebers, nicht Disposition des Gesetzes. S. auch den Beschluss der Gesetz- 
gebungskommission, die Beurteilung der Trennbarkeit der Ehe bei Nichtkatho- 
liken nicht der Einsicht und Gewissenhaftigkeit der geistlichen Vorsteher zu 
überlassen, wie Martini vorgeschlagen hatte. Harrasowsky, a. a. 0. S. 42, 
A. 42. Über die an diese Gesetzesworte geknüpfte Kontroverse s. einerseits 
Pachmann, K.-R., II, S. 405 flg., andererseits Dolliner, Erläuterung_des 
Il. Hauptst. des a. b. G.- B., IV, 8. 108 fig. und Ritter, Eherecht, S. 340. 
Die Anschauung Pachmann’s kann heute in der Theorie wohl als allgemein 
aufgegeben angesehen werden. Gerade sie aber war es, welche den oben S. 409 
geschilderten Schritten der österreichischen Regierung bei Anerkennung der 
altkatholischen Kirche zugrunde lag und der A. 34 angeführten oberstrichter- 
lichen Entscheidung zugrunde liegt. 

46) Ofner, a. a. O. S. 509 und 510. Für die Angehörigen der gr.-or. 
Kirche ist die Frage ausdrücklich durch Htk. vom 20. November 1820, Z. 34.808 
(galiz. Prov.-G.-Nlg. Nr. 156, S. 325) entschieden: »Se. Majestät haben über 
den von der Hofkommission in Justizsachen erstatteten Vortrag über die von 
dem Bukowinaer erus n.-u. Bischofe Wluchowicz rege gemachte Frage: ob 
der S 115 des a. b. B. auf die Ehen der n.-u. Griechen anwendbar sei? 
unterm 4. September: d. J. zu entschliessen befunden, dass es bei der ‘Anord- 
nung des $ 115 des a. b. G.-B., wo dieses Gesetz Kraft hat, auch in Betreff 
der n.-u. Griechen zu verbleiben habe.« 
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hergebrachten Rechte bewenden lassen und »in das bürgerliche Recht 
so wenig als möglich Religionsbegriffes bringen wollten. Es umfasst 
also die zweite Gruppe die Anhänger aller übrigen christlichen Re- 
ligionen, d. i. nicht nur die Anhänger der evangelischen und griechisch- 
orientalischen Kirche, sondern auch die damals schon tolerierten 
Lippowaner #7), dann die Mennoniten 48) und orientalischen Armenier 49), 
endlich zweifellos von den seither anerkannten Religionsgesellschaften 
die Anhänger der evangelischen Bruderkirche 5%). Sie umfasst aber 
nach meineın Dafürbalten auch die Altkatholiken. 

Der wesentliche Grund, der für die Behandlung der Altkatho- 
liken nach dem ausdrücklich mur für Katholiken aufgestellten 
Grundsatze der ausnahmslosen Unlöslichkeit des Ehebandes unter 
Lebenden geltend gemacht werden könnte, ist Jie früher erwähnte, 
im Laufe der Verhandlungen über die gesetzliche Anerkennung dieser 
Religionsgesellschaft abgegebene Erklärung ihrer Anhänger, dass 
ihre Ehe durchaus nach dem katholischen Lehrbegriffe geordnet sei 
und auch ihnen als eine untrennbare Verbindung gelte. Dieser Er- 
klärung gegenüber ist zu untersuchen, welche Bedeutung sie für die 
Tragweite der staatlicherseits für das Eherecht aufgestellten Sätze 
habe und ob sie die altkatholische Kirche in der Weiterentwicklung 
ihres autonomen Rechts heschränkt. 

Eine bloss historische Betrachtung könnte zu der Anschauung 
gelangen, dass die eherechtlichen Bestimmuugen des a. b. G.-B 
wesentlich in der kirchlichen Lehre wurzeln und dieser letzteren nur 
zur bürgerlichen Geltung verhelfen. Juristisch ist der Satz falsch. 
Das Eherecht des b. G.-B. ist nicht eine canon civiliter comptus, 
sondern eine zwar in Weiterbildung kanonischen Rechtes entstandene, 
aber von diesem durchaus losgelöste und selbständige staatliche 
Satzung. Materiell bestimmt dieselbe in einer ganzen Reihe von 
Dingen durchaus anderes, oft geradezu Entgegengesetztes wie das 


47) Uber die Rechtsverhältnisse dieser russischen Bauernsekte Mayer- 
hofer, Handb. f. d. polit. V.-D., IV, 57479 flg., wo weitere Literatur ange- 
geben ist. 

48) Den Mennoniten war unter der Regierung Kaiser Josef II. die Ein- 
wanderung gestattet worden. Sie wurden aber als Angehörige der evangeli- 
schen Kirche behandelt. lin Jahre 1901 ist dem Statute einer ihrer Kultus- 
gemeinden die staaliche Genehmiguug erteilt worden. 

49) Mayerhofer, a. a. O. S. 477 flg. Auch das Statut der einzigen 
Kultusgemeinde dieser Armenier ist staatlich genehmigt worden. Ob die Meu- 
noniten und orientalischen Armenier als gesetzlich anerkannte selbständige Re- 
ligionsgesellschaften und nicht vielmehr als autokephale Bildungen innerhalb 
der evangelischen, beziehungsweise morgenländischen Kirche anzusehen sind, 
mag hier dahingestellt bleiben. 

90) Anerkannt mit Verordnung d. Min. f. K. u. U. vom 30. März 1889, 
R.-G.-Bl. Nr. 40. 
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kanonische Eherecht, oder, wo Ausnahmen auf konfessioneller Grund- 
lage gemacht wurden, wie das konfessionelle Recht der einzelnen 
Religionsgesellschaften. In einzelnen Belangen ist der Inhalt des 
kirchlichen und der des staatlichen Rechts wenigstens im grossen 
und ganzen gleich. Aber auch in diesen Dingen leitet die Geltung 
des Rechtssatzes nicht von der Kirche, sondern einzig und allein 
vom Staate her, und das Recht jener verhält sich zu diesem nicht 
wie etwa die subsidiäre gemeinrechtliche zur primär-partikular- 
rechtlichen Quelle, sondern besten Falles wie ein Motivenbericht 
zum Gesetze, wobei nicht zu übersehen ist, dass der Motivenbericht 
in mancher Richtung den Gesetzesinhalt nicht voll und allseitig 
wiedergibt. Unabhängig von dieser ihrer Begründung sind also die 
Normen des a. b. G.-B. Recht, weil sie von staatswegen gesetzt sind. 


Damit ist auch die Beurteilung für die Tragweite der von den 
Altkatholiken vor ihrer Anerkennung als Religionsgesellschaft ab- 
gegebenen Erklärung gefunden: die Tragweite dieser professio iuris 
ist für das staatliche Eherecht gleich Null. Denn dieses Recht gilt 
nicht in Gemässheit der Religionsbegriffe einer Kirche, sondern, wie 
die Beratungen der Redaktoren über die Anwendung mehr als eines 
Rechtssatzes auf die Angehörigen der morgenländischen Kirche zeigen, 
gegebenenfalls auch im Gegensatze5!) zu diesen Religionsbegriffen. 
Mag die altkatholische Kirche im Zeitpunkte ihrer Anerkennung im 
Staate diese oder jene Anschauung über die Ehescheidung gehabt 
haben, für das staatliche Eherecht ist dies ohne Bedeutung. Für 
dasselbe entscheidet nur die staatskirchenrechtliche Stellung, welche 
dieser Religionsgesellschaft angewiesen worden ist, und diese Stellung 
ist die der Trennung von der katholischen Kirche. — Es könnte 
hier vielleicht die Frage aufgeworfen werden, ob die Anerkennung 
der altkatholischen Kirche von einer bestimmten Art ihrer Auf- 
fassung der Ehe abhängig gemacht worden ist und abhängig ge- 
macht werden durfte. Beides ist aber zu verneinen. Nach dem Ge- 
setze vom 20. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 68, ist die Auerkennung 
nicht eine Ermessenssache der Behörde. Vielmehr ist diese recht- 
lich verpflichtet 52), unter gewissen Voraussetzungen die Anerkennung 


51) Namentlich Ofner. a. a. O. II, S. 501. Die Redaktoren meinten 
irrigerweise, dass der Grundsatz der Unlöslichkeit der Ehen nur für den »Ritus 
der lateinischen Kirchee (Ofner, a. a. O. Il, S. 509) gelte. Darin liegt ein 
Argument mehr für die Trennbarkeit der Ehen von Altkatholiken nach staat- 
lichem Rechte, da dann die Unlöslichkeit des Ehebandes nicht einmal mehr für 
alle Katholiken im staatskirchenrechtlichen Wortsinne gelten würde. 

52) Mein Staatskirchenrecht, S. 3; Hinschius, Staat und Kirche (Mar- 
quardsen, Hdb. d. è. R., I, 1), S. 370 fig. 
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auszusprechen, und kann diesen Akt nicht von anderen Bedingungen 
abhängig machen, als von denjenigen, welche in dem erwähnten Ge- 
setze vorgesehen sind. Die Annahme des katholischen Lehrbegriffes 
über die Ehe zählt aber nicht zu denselben. In der Tat war bei 
der Abforderung der Erklärung der Altkatholiken über diesen Punkt 
nicht an eine Bedingung der Anerkennung gedacht, sondern nur be- 
absichtigt worden, diese Auffassung klar zu stellen, um in Zukunft 
Streit darüber zu verhüten55) Es bedarf auch wohl nicht näher 
ausgeführt zu werden, dass die Regierung gar nicht in der Lage 
gewesen wäre, durch Publikation dieser Erklärung oder einer auf 
derselben ruhenden Verordnung das Eherecht des a. b. G.-B. zu 
modifizieren. 

Ebenso wenig vermag diese Erklärung die altkatholische Kirche 
an dem Weiterausbau ihres innerkirchlichen Disziplinarrechts in Ehe- 
sachen zu hindern. Es ist klar, dass mit der Anerkennung einer 
Religionsgesellschaft durch den Staat nicht ein Stillstand ihrer Ent- 
wicklung und eine Bindung derselben an denjenigen Zustand der 
Lehre, Verfassung und sonstigen Ordnung eintritt, in dem sie sich 
im Zeitpunkte der Anerkennung befunden hat Mi Gäbe es doch 
sonst kein schlimmeres Danaergeschenk für eine Religion als diese 
Anerkennung. Sie kann vielmehr danach die ihr eigentümlichen 
Kräfte ihres religiösen Lebens nun auch unter staatlichem Schutze 
ihrer äusseren Rechtsstellung weiter entfalten; dies gilt aber ohne 
Zweifel auch für die Ausgestaltung ihrer Ehedoktrin 55). Von staats- 
wegen würde sie einer Schranke erst dann begegnen, wenn diese 
Weiterentwicklung zu Handlungen führte, welche gesetzwidrig oder 
sittlich anstössig wären. Danach kann als sicher angenommen wer- 
den, dass die altkatholische Kirche in Oesterreich für ihr innerkirch- 
liches Gebiet den von ihr früher rezipierten Lehrbegriff der katho- 


53) Massgebend hiefür scheint die Ansicht Pachmann’s, Lehrb. d. K.-R., 
II, S. 405 fig. gewesen zu sein, dass in S 115 a. b. G.-B. die Worte »nach 
ihren Religionsbegriffen« bedeuten: »nur insoweit . . ., als sie den Religions- 
begriffen derselben gemäss sind«. Damit verband sich die weitere Erwägung, 
dass zur Zeit, als die Bestimmungen des a. b. G.- B. in Wirksamkeit traten, der 
Begriff »Katholiken« auch die nach dem Vatikanum als besondere Gemeinschaft 
zu konstituierenden Altkatholiken umfasste, so dass überall, wo das a. b. G.-B. 
von »Katholiken« handelt, beide hinfort bestehenden katholischen Religions- 
gemeinschaften verstanden sein müssen. 

4) Z. B. ist für die evangelische Kirche im Jahre 1891 eine Verfassungs- 
revision durchgeführt worden. 

55) Für das katholische Kirchenrecht kommt hier beispielsweise das De- 
kret Leo XIII. über die matrimonia praesumpta, Archiv Bd. LXVII, S. 467 flg., 
in Betracht, u. zw. für jenen Teil Schlesiens, in welchem die tridentinische 
Eheschliessungsform für Mischehen und Ehen von Akatholiken nicht gilt, 
s. Scherer, K.-R. II, S. 214 flg., A. 231 und 235. 
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lischen Kirche in Ehesachen aufgeben und Sätze auf diesem Gebiete 
aufstellen kann, welcbe mit der katholischen Anschauung unverträg- 
lich sind. Vom Staate kann sie daran nicht gehindert werden. Ihm 
gegenüber ändert sie dadurch nicht ihren staatskirchenrechtlichen 
Bestand. Eine andere Frage ist freilich, ob sich darin nicht eine 
Veränderung ihres kirchlichen Wesens manifestiert. Ursprünglich 
schien der Altkatholizismus nur Negation der vatikanischen Decrete 
zu sein. Später haben die protestantisirenden Elemente in ihm eine 
grosse Bedeutung erlangt. Man könnte seine Entwicklung populär 
dahin kennzeichnen, dass sie auf dem Wege vom Katholizismus minus 
Unfehlbarkeitsdogma zum Protestantismus plus Messe vorwärts schreite. 
Dies ist hier nicht im einzelnen zu verfolgen 59), sondern nur darauf 
zu verweisen, dass hiefür auf dem eherechtlichen Gebiete die Be- 
schlüsse der II. Synode vom Jahre 1880, mit welcher der Cólibat 
der Geistlichkeit aufgehoben worden ist5”), und der XX. und 
XXI. Synode vom Jahre 1900 und 1902, mit welchen zuerst indirekt, 
dann direkt für die Löslichkeit der Ehen von Altkatholiken unter 
Lebenden Stellung genommen worden ist 58), bedeutsame Marksteine 
darstellen. Angesichts dieser Synodalschlüsse mag die Frage auf- 
geworfen werden, ob eine Partikularsynode die Kompetenz 5?) zur 


56) Um hiefür ein ganz unverfängliches Zeugnis anzuführen, sei auf das 
Schreiben des (jansenistischen) Erzbischofs von Utrecht J. Heykamp an die 
Synode der Altkatholiken des Deutschen Reiches, ddo. 9. Juni 1878 (Verhand- 
lungen der fünften Synode der Altkatholiken des Deutschen Reiches, Amtliche 
Ausg.. Bonn 1878, S. 174 flg.) verwiesen; s. auch Kahl, Lehrsystem d. K.-R., 
I, S. 159 flg. 

57) Die parallele Entwicklung im Deutschen Reiche schildert v. Schulte, 
Der Altkatholizismus, S. 625 flg. 

58) Wortlaut dieses Beschlusses nach der »Neuen Freien Presse« vom 
30. August 1902, Abendblatt: »Die Synode spricht sich daher grundsätzlich für 
die Möglichkeit der gánzlichen Trennung einer nach altkatholischem Ritus eiu- 
gegangenen Ehe aus, deren rechtskräftige Behandlung und Entscheidung in 
einem besonderen Falle den k. k. Staatsbehórden zusteht, erklárt, dass sich die 
Bestimmung des S8 111 a. B.-G. rechtlich und billig auf Angehörige der alt- 
katholischen Kirche nicht beziehen kann, wohl aber, dass bezüglich der 8 115 
a. B. G. in Anwendung zu kommen hat.« Für die Altkatholiken im Deutschen 
Reiche gilt meines Wissens noch der Beschluss der 1. und 2. Synode, wonach 
die altkatholische kirchliche Einsegnung einer Ehe verwehrt ist, wenn der eine 
oder beide Nupturienten von einem noch lebenden Ehegatten geschieden sind: 
Beschlüsse der ersten (zweiten) Synode der Altkatholiken des Deutschen Reiches, 
Amtliche Ausgabe, Bonn 1875, S. 62, beziehungsweise S. 20. Schulte, Der 
Altkatholizismus, 3. 023; derselbe, Lehrb. d. K.-R., IV. Aufl.. S. 352. 

09) Schulte, Lehrb. d. K.-R., IV. Aufl., S. 199 umschreibt die Kompetenz 
der altkatholischen Synode dahin, dass sie alle Rechte hat, welche einer nicht 
die ganze Kirche vertretenden Versammlung zustehen kónnen, daher insbe- 
sondere das Recht der Gesetzgebung soweit es nicht der Bischof hat, oder die 
Synodal- oder Gemeindeordnung diesen beschránkt. Vom Standpunkt des ôsterr. 
Staatskirchenrechts dürfte die altkatholische Synode wohl zu jedem innerkirch- 
lichen Gesetzgebungsakte kompetent anzusehen sein, zu dem sie selbst sich zu- 
stándig erachtet. Eine staatliche Genehmigung solcher-Synodalbeschlüsse zur 
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Aufstellung von Satzungen besitzt, die jene Rechtsordnung ein- 
schneidend ändern, welche früher von ökumenischen Konzilien ge- 
schaffen worden ist. Man mag ferner fragen, wie die Zusammen- 
setzung dieser Synoden mit dem historisch gewordenen Rechte der 
alten Kirche in Einklang gebracht werden könne, da diesem Rechte 
Synoden gänzlich unbekannt gewesen sind, bei welchen nicht ein 
einziges Mitglied die bischöfliche Weihe besass. Aber das sind in- 
nerkirchliche Fragen. Ihre Behandlung seitens der altkatholischen 
Religionsgesellschaft zeigt wohl, dass die altkatholische Bewegung 
nicht eine eigentümliche Weiterentwicklung auf dem Boden der 
historisch gewordenen katholischen Kirche bezielt, sondern dieses 
Fundament verlassen hat und das, was als lteforin angesehen wird, 
nicht in und ‘mit, sondern gegen die katholische Kirche anstrebt. 
Der Altkatholizismus ist eben nicht eine besondere Entfaltung 
katholisch-kirchlichen Lebens, sondern bedeutet einen Gegensatz zu 
demselben, Das österreichische Staatskirchenrecht aber hat diesen 
Charakter schon längst erkannt und darum dieser Bewegung ihre 
rechtliche Stellung nicht in, sondern ausserhalb der Kirche ange- 
wiesen. Es würde eine Inkonsequenz, ja einen Rückfall in die am 
Beginne der Bewegung vielverbreitete irrige Anschauung von der 
Identität des Altkatholizismus mit der katholischen Kirche bedeuten, 
wenn diese durchaus losgelöste, selbständige Stellung der Altkatho- 
liken nicht auch auf eherechtlichem Gebiete anerkannt würde. 
Darum halte ich die Ehe, welche Altkatholiken miteinander 
eingegangen haben, für eine nach 8 115 a. b. G.-B. trennbare Ver- 
bindung 99). Darum kann ferner dem Trennungsbegehren des alt- 
katholischen Ehegatten nicht die Bestimmung des 8 116 a. b. G.-B. 
entgegengesetzt werden. Ebenso steht nach meiner Anschauung dem 
Altkatholiken, der eine von ihrem Gatten getrennte Protestantin bei 
Lebzeiten dieses Gatten heiraten will, das Ehehindernis des Ehe- 
bandes nach Hfd. vom 26. August 1814, J. G.-S. Nr. 1099 und 
vom 17. Juli 1835, J. G.-S. Nr. 31, nicht im Wege. Alle diese 


Gültigkeit für den kirchlichen Rechtsbereich fordert das österr. Staatskirchen- 
recht bezüglich der Altkatholiken nicht. Vgl. Hinschius, K.-R., III, 5. 667 
und Kahl, K.-R., I, S. 158. 

60) Das Gleiche gilt von der Mischehe eines Altkatholiken mit einem 
Protestanten u. s. w. Dagegen ist selbstverständlich die Ehe eines Katholiken 
ınit irgend einem Christen unlöslich, auch wenn der Katholik später sei es auf 
dem Wege des Art. 6 des Gesetzes vom 25. Mai 1868, R.-G.-Bl. Nr. 49, sei es 
auf demjenigen des 8 7 des Gesetzes vom 20. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 68, seinen 
Übertritt zum Altkatholizismus vollzogen hat. Der von seinem Ehegatten ge- 
trennte Altkatholik kann bei dessen Lebzeiten einen Katholiken nicht ehelichen. 


Hfd. e 17. Juli 1835, J. G.-S. Nr. 61. 
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Sätze sind nur die notwendigen Schlussfolgerungen aus der von der 
katholischen Kirche durchaus abgesonderten staatskirchenrechtlichen 
Stellung der altkatholischen Religionsgesellschaft. 


Diese Sätze sind aber nach meinem Dafürhalten auch für die 
katholische Auffassung insoferne folgerichtig, als sie die Stellung 
des Altkatholizismus als einer gewissermassen neuprotestantischen 
Bewegung klar zum Ausdrucke bringen und damit zu jener rein- 
lichen Scheidung von Gegensätzen beitragen, welche gerade auf dem 
konfessionellen Gebiete wünschenswert ist. Ich will hier nicht unter- 
suchen, ob diese oder jene Norm eine Verbesserung auf dem Wege 
der Gesetzgebung bedürftig erscheinen könne, denn diese Frage 
könnte nur in einem breiteren Zusammenhange fruchtbringend er- 
örtert werden. Die altkatholische Bewegung aber bietet, so hoch 
sie sich vielleicht auch selber einschätzen mag, weder nach Zahl 
und Bedeutung ibrer Anhänger noch nach ihrer inneren Abge- 
schlossenheit und Festigkeit einen genügend starken Anlass zu einer 
allgemeinen Eherechtsretorm. 


2. Instruktion über die Eheschliessung unter sogenannter 
passiver Assistenz in Osterreich. 


(Genehmigt in der VI. Sitzung der bischöflichen Generalversammlung 
vom 16. November 1901.) 


Die Konfessionsverschiedenheit ist nach dem katholischen Ehe- 
recht nur ein Eheverbot, nicht ein Ehehindernis, das ist ein Ehe- 
hindernis der Erlaubtheit und nicht ein Ehehindernis der Gültigkeit. 
Die vortreffliche »Anweisung für die geistlichen Gerichte des Kaiser- 
tums Österreich in Betreff der Ehesachene vom 8. Oktober 1856 
formuliert dieses Ehehindernis im $ 66 also: »Die Kirche verab- 
scheut die Ehen zwischen Christen und solchen, welche vom Christen- 
tum abgefallen sind. Auch missbilligt sie die Heiraten zwischen 
Katholiken und nichtkatholischen Christen und mahnt ihre Kinder 
vor Schliessung derselben ab.« 


Für die Bischöfe der österreichischen Diözesen sind hierin ent- 
scheidend und massgebend die Instruktionen Papst Gregor XVI. 
»Quum Romanus Pontifex« vom 22. Mai 1841 und Papst Pius IX. 
vom 15. November 1858 »Etsi Sanetissimuse. Auf der Unterlage 
dieser für Zisleithanien geltenden Normalien sind drei Fälle hinsicht- 
lich der sogenannten gemischten Ehen zu unterscheiden: 
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Erster Fall. 


Das Brautpaar erfüllt die geforderten Bedingungen : 

1. »ut coniux catholicus ab acatholico perverti non posset, quin 

2. potius ille teneri se sciret ad hune pro viribus ab errore 
retrahendum, sed 

8. insuper ut proles utriusque sexus ex hisce coniugiis pro- 
creanda in catholicae religionis sanctitate omnino educetur« (Instr. 
vom 22. Mai 1841) und 

4. »dummodo neque ante neque post matrimonium coram Pa- 
rocho catholico initum partes adeant ministellum acatholicume. 

Die 4. Punkt ist Zusatz in der Quinquennal-Fakultät zur Er- 
teilung der Dispens von Eheverboten der Religionsverschiedenheit. 
Übrigens ist dies selbstverständlich. 

Die beiden päpstlichen Instruktionen vom 22. Mai 1841 und 
vom 15. November 1858 präzisieren nämlich die unerlässlichen Vor- 
bedingungen, unter denen die Dispensgewührung vom kanonischen 
Eheverbot der Konfessionsverschiedenheit zulüssig ist, allein sie ent- 
halten keine Direktive über die Form, in welcher die geforderten 
Kautelen rechtsverbindlich zugesichert werden sollen. Ob die kon- 
fessionell gemischten Nupturienten die Erfüllung der vorgeschriebenen 
Bürgschaften mündlich oder schriftlich, ob gesondert oder in einer 
gemeinschaftlichen Erklärung versprechen sollen, darüber schreiben 
die angezogenen römischen Instruktionen nichts vor. Hier ist also 
freier Spielraum gelassen; doch dürfte nachstehender Modus beson- 
ders empfehlenswert sein: 

Beide Brautteile müssen mit Bezug auf Art. 1 des Gesetzes 
vom 25. Mai 1868, R.-G.-Bl. Nr. 49, Abs. 2, noch vor Abschluss 
der Ehe einen schriftlichen Vertrag schliessen, dass sämtliche zu er- 
hoffende Kinder ohne Unterschied des Geschlechts nur nach katho- 
lischem Ritus getauft und in der katholischen Religion erzogen 
werden. 

In betreff der Form der »Cautiones opportunae« hat die Con- 
gregatio S. Officii in dem Schreiben an den Bischof von Ottawa in 
Kanada sich dahin ausgesprochen, dass man einen schriftlichen Ver- 
trag fordern soll. Er soll dann mit einem Eid bekräftigt werden, 
wenn der Bischof die moralische Gewissheit nicht hat, dass die 
Nupturienten ihren vertragsmässig angenommenen Verpflichtungen 
treu bleiben werden. (Reskr. vom 17. Februar 1875.) 

Nach »Responsa Congr. S. Officii ad Vicarium Apost. Gibilterae 
de die 14. Dez. 1882« darf der Bischof von der facultas dispensandi 
super impedimento mixtae religionis nur dann Gebrauch machen, 
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wenn der katholische Teil in seiner Diözese ein verum oder ein 
quasidomicilium hat. 

Der akatholische Teil muss versprechen und darüber einen 
Revers ausstellen, dass er dem katholischen Brautteil kein Hinder- 
nis in der gewissenhaften Ausübung der Pflichten der katholischen 
Religion in den Weg legen und alles unterlassen werde, was ihn 
vom katholischen Glauben abwendig machen könnte. 

Der katholische Kontrahent muss versprechen und darüber 
nötigenfalls auch einen Revers ausstellen, dass er in der bevor- 
stehenden Ehe alle Pflichten seiner heiligen katholischen Religion 
erfüllen und sich bestreben wolle, dahin zu wirken, dass der akatho- 
lische Brautteil zur Erkenntnis der Wahrheit der katholischen Re- 
ligion gelange. 

Die Ausstellung derartiger zwei Reverse wird durch Art. 1 
des obangezogenen Gesetzes nicht berührt, weil sie nicht die religiöse 
Erziehung der Kinder betrifft, Die Gültigkeit solcher Reverse wird 
zwar in foro’civili nicht anerkannt, aber in foro Ecclesiae gründet 
sie sicb auf die Verpflichtung, die einem freiwillig gegebenen und 
angenommenen sittlich zulässigen Versprechen innewohnt, und wird 
daher von der Kirche anerkannt. 

Da die k. k. Landwehr der zivilgeistlichen Jurisdiktion unter- 
steht, so gelten für ihre Angehörigen hinsichtlich der Eingehung 
gemischter Ehen die obdargelegten Bestimmungen. Wenn daher ein 
k. k. Landwehroffizier um die Dispens vom Ehehindernis der Re- 
ligionsverschiedenheit ausucht, so hat er unter andern Kautelen 
auch den ordnungsmässig ausgestellten Vertrag bezüglich der Taufe 
und katholischen Erziehung der anzuhoffenden Kinder vorzulegen. 
Im Fall das Zustandekommen eines solchen Vertrags aus besonders 
gewichtigen Gründen vorderhand nicht möglich, jedoch in kurzer 
Zeit, etwa nach der Trauung, zu gewärtigen wäre, würde ein vom 
betreffenden Offizier ausgestellter Revers genügen, in welchem der- 
selbe auch im Namen seiner Braut auf »Offiziers- Ehrenworte die 
Beibringnng des erforderlichen Vertrags zusichert. Der betreffende 
Seelsorger müsste sich aber im gegebenen Fall an sein Ordinariat 
um die nötigen Weisungen wenden. 

Unter den obgedachten 3, beziehungsweise 4 Kautelen — und 
nur unter diesen — ist nach der vorbezogenen gregorianischen Imn- 
struktion die Schliessung einer gemischten Ehe vor dem katholi- 
schen Seelsorger des katholischen Brautteils kirchlich erlaubt. Es 
wird demnach: 

1. die Dispens vom kirchlichen Eheverbot der Konfessionsver- 


Mitteilungen. 353 


schiedenheit erteilt kraft päpstlicher Fakpltät, welche die Bischöfe 
ausser den üblichen Quinquennal-Fakultäten vom heiligen Apostoli- 
schen Stuhl gewöhnlich für ein Quinquennium erhalten, nach dessen 
Verlauf sie meistenteils nach Rom zu berichten haben, wie viele 
derlei Dispensationen sie erteilt haben. Zu merken aber ist, dass 
für die Dispenserteilung immer auch noch die kanonischen Gründe 
anzuführen sind. (Cfr. Instructio s. Congr. de Propag. fide super 
dispensationibus matrimonialibus »Cum dispensatio« v. 9. Mai 1877); 

2. Der Brautunterricht ist mit besonderer Gewissenhaftigkeit 
zu erteilen. Der katholisehe Brautteil ist auf die Gefahren der 
Mischehe aufmerksam zu machen. Sie führt notwendigerweise zu 
einer communicatio in sacris cum haereticis; denn eine Ehe mit 
einem Häretiker eingehen, ist dasselbe, als ein Sakrament mit dem- 
selben spenden oder empfangen (Benedicti XIV. De Synodo Dioec. 
lib. 6. cap. 5. n. 3). Papst Leo XIII. sagt von den Mischehen: 
>Illud etiam cavendum est, ne scilicet coniugia facile appetantur 
eum alienis a catholico nomine; animos enim, de disciplina reli- 
gionis dissidentes, vix sperari potest futuros esse quoad caetera con- 
cordes, Quin imo ab huiusmodi coniugiis ex eo maxime perspicitur 
esse abhorrendum, quod occasionem praebent vetitae societati et 
communicationi rerum sacrarum, periculum religioni creant coniugis 
catholici, impedimento sunt bonae institutioni liberorum, et persaepe 
animos impellunt, ut cunctarum religionum aequam habere rationem 
assuescant, sublato veri falsique diserimine.« (Encycl. »Arcanum di- 
vinae sapientiae consilium« de die 10. Febr. 1885 ad finem); 

3. hat die dreimalige Aufkündigung zu erfolgen mit Über- 
gehung der Namhaftmachung des Religionsbekenntnisses der Braut- 
lente. Sollte sich der akatholische Seelsorger weigern, das Aufge- 
bot vorzunehmen oder den Verkündschein auszustellen, so ist der 
nichtkatholische Nupturient aufzufordern, sich gemäss 8 1 und 2 des 
Gesetzes vom 25. Mai 1868, R.-G.-Bl. Nr. 47, wegen Vornahme 
dieses Aufgebots an die k. k. Bezirkshauptmannschaft zu wenden, 
in deren Amtsbezirk der die Verkündigung verweigernde akatho- 
lische Religionsdiener seinen Amtssitz hat; 

4. darf der katholische Pfarrer die Trauung nach katholischem 
Ritus vornehmen. Es unterbleibt nur die Benedictio solemnis oder 
die Feier der heiligen Messe pro sponsis. »Nec matrimonia mixta 
sunt benedicenda, etiamsi obtenta dispensatione ex tolerantia Sanctae 
Sedis in Ecclesia celebrentur.« (Coll. rituum dioec. Lavant. Mar- 
burgi 1896, pag. 195. Vom hl. Stuhl approbiert am 5. Februar 1893, 
.Nr. 37/9.) Nach den Entscheidungen der römischen Dikasterien 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXIII. 23 
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darf auch die Messe de die nicht zelebriert werden, wenn dies den 
Anschein hätte, dass die Funktion zum Trauungaritus gehöre. Dies 
ist zu ersehen aus der Antwort der S. Congr. S. Officii de die 7. Jan. 
1877 auf den 5. Punkt der Anfrage des Bischofs von Nancy: »An 
tuta conseientia in sua dioecesi tolerare posset, quod Missa non de 
sponsalibus, sed de die, omisso omni ritu benedictionis qualiscunque, 
coram talibus coniugibus celebraretur? — Ad Som detur responsum 
ut in Versaliensi feria IV. diei 16. Jan. 1872, nempe: Propositis a 
R. P. Episcopo Versaliensi nonnullis dubiis ad primum ita exposi- 
tum: Utrum vigore clausulae: Exclusa tamen semper Missae 
celebratione, quae apponitur in rescriptis de matrimoniis mixtis, 
prohibeatur tantum Missa pro sponsis cum orationibus et benedictio- 
nibus, uti in Missali Romano, an quaelibet Missa, etiam privata, 
quae celebretur coram sponsis et comitibus post matrimonium, licet 
sponsis non detur distincta sedes? Emmi. Domini decreverunt re- 
spondendum esse: affirmative ad utramque partem, quando Missa 
celebretur cum omnibus expositis circumstantiis, ita ut ea habeatur 
tamquam complementum Caeremoniae matrimonii.« (Gaspari, Tract. 
Can. de matrimonio. Paris. 1892. I. pag. 307 et 308); 

. 5. der katholische Brautteil kann ohneweiters zu den heiligen 
Sakramenten zugelassen werden; 

6. die kirchliche Vorsegnung der katholischen Wöchnerin ist 
erlaubt. 

Gegenüber diesen sechs angeführten Punkten herrscht in eini- 
gen Diözesen eine strengere Praxis, zufolge welcher auch in diesem 
ersten Fall, wo alle erforderlichen Bedingungen erfüllt werden, nur 
die sogenannte assistentia passiva bei der Eheschliessung vom pa- 
rochus proprius geleistet wird. Im Sinn der obzitierten rómischen 
Instruktion vom 22. Mai 1841 ist dieser Modus nicht gelegen. 

Dass der heilige Stuhl nicht auf der Durchführung der vollen 
Strenge der Bestimmungen über die Mischehen besteht, sondern 
duldet, dass den dispensierten Mischehen die aktive Assistenz mit 
den im Ritual vorgeschriebenen Zeremonien geleistet werde, be- 
kundet die obzitierte Instruktion »Etsi Sanctissimus« vom 15. No- 
vember 1858, worin wir lesen: »Quod si in aliquibus locis Sacrorum 
Antistites cognoverint, easdem conditiones (de mixtis coniugiis absque 
parochi benedictione alioque ecclesiastico ritu celebrandis) impleri 
haud posse, quin graviora exinde oriantur damna ac mala vitanda, 
prudenti eorumdem sacrorum Antistitum arbitrio committit (Sanctitas 
Sua), ut ipsi, salvis firmisque semper ac perdiligenter servatis cau- 
tionibus . . . iudicent, quando commemoratae conditiones de con- 
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trahendis mixtis hisce nuptiis extra ecclesiam et absque parochi 
benedictione impleri minime possint, et quando in promiscuis hisce 
coniugiis ineundis tolerari queat mos adhibendi ritum pro matri- 
moniis contrahendis in dioecesano Rituali legitime praescriptum, 
exclusa tamen semper Missae celebratione ac diligentissime perpensis 
omnibus rerum, locorum ac personarum adiunctis, atque onerata 
ipsorum Antistitum conscientia super omnium circumstantiarum 
veritate et gravitate. Summopere autem exoptat Sanctitas Sua, ut 
idem sacrorum Antistites huiusmodi indulgentiam seu potius tole- 
rantiam, eorum arbitrio et conscientiae commissam, maiori quo fieri 
potest, silentio ac secreto servent.« (Gaspari op. cit. I. pag. 308 seq.) 

Welche jene gróssern Nachteile und Übel sind und wie es mit 
dem silentium und secretum zu halten ist, erhellt aus der Ent- 
scheidung der S. Congr. S. O. a. 1862 in epist. S. Congr. de Propag. 
fide ad Vicarium apostolicum Maysurii 4. Decembris 1862 (Gaspari 
op. eit. I, pag. 309 seq.). Darin heisst es: 

»Et primo, quid intelligendum sit, sciscitaris per verba, quibus 
in laudata instructione innititur et quasi ligatur facultas seu tole- 
rantia benedicendi mixta matrimonia, scilicet ad evitanda graviora 
mala et damna. Procul dubio graviora inde oriuntur damna et 
mala: 1. Quotiescunque ob denegatam matrimoniis mixtis benedictio- 
nem facile excitarentur haereticorum quaeremoniae et odia adversus 
fideles legesque ecclesiasticas; 2. quotiescunque denegata a parocho 
catholico benedictione sponsi ante vel post coram illo celebratum 
matrimonium ministellum adeant vel etiam in heterodoxorum templum 
conveniant ad sacrilegam benedictionem obtinendam, parocho catho- 
lico omnino posthabito; 3. quotiescumque insuper timendum esset, 
quod, recusata ab ipsis expetita benedictione, aut non servarentur 
necessariae cautiones de amovendo a coniuge catholico perversionis 
periculo et de universa prole in catholica religione educanda aut, 
quod detestabilius foret, ne pars catholica ad haereticorum castra in 
sui et futurae prolis aeternam perniciem transiret. Evidenter haec 
el similia sunt gravia illa damna et mala. 

Quae tertio loco te anxium reddebant circa silentium ac secretum 
in laudata instructione quoad posse inculcatum, non ita presse in- 
telligenda videntur, ut nemini innotescat haec S. Sedis indulgentia 
seu potius tolerantia in benedicendis mixtis nuptiis. Etenim scias 
oportet, quod Sanctitas Sua monitos esse voluit Praesules, ut non 
passim et absque delectu matrimoniis mixtis benedictio impertiatur, 
nec per publicas instructiones veluti etiam per modum regulae tali 


utantur facultate, sed prudenter admodum et caute, ut oblivioni, non 
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tradantur saluberrimae ecclesiae conditiones, quae semper implicite 
talibus dispensationibus adiunctae intelliguntur.« 

Die hervorgehobenen »maiora mala et damna« sind auch in 
Osterreich zu befürchten, namentlich der »aditus acatholici ministelli«, 
da nämlich das Gesetz vom 31. Dezember 1868 im Art. II, R.-G.-Bl. 
Nr. 4 ex anno 1869, also vorschreibt: | 

»Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe ist bei der 
Verehelichung zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Kon- 
fessionen in Gegenwart zweier Zeugen vor dem ordentlichen Seel- 
sorger eines der beiden Brautleute oder vor dessen Stellvertreter 
abzugeben, 

Dies kann auch in dem Fall geschehen, wenn das Aufgebot 
wegen Weigerung eines Seelsorgers durch die politische Behörde 
vorgenommen wurde. 

Den Brautleuten steht es in allen Fällen frei, die kirchliche 
Einsegnung ihrer von dem Seelsorger des einen der Brautleute ge- 
schlossenen Ehe bei dem Seelsorger des andern Teils zu erwirken.« 

In allen Fällen, wo der Schliessung einer gültigen und er- 
laubten Mischehe nicht bloss das Eheverbot der Konfessionsver- 
schiedenheit, sondern zugleich auch ein anderes kirchliches Ehe- 
hindernis, z. B. Verwandtschaft, Schwägerschaft, entgegensteht, hat 
sich übrigens der Apostolische Stuhl die Gewährung der erforder- 
lichen Dispens vorbehalten und die Bischöfe dürfen nur auf Grund 
einer ganz speziellen Fakultät dispensieren, (S. Congr. Inquisit. vom 
12. September 1866.) 


Zweiter Full. 


Das Brautpaar bietet die nötigen oberwähnten 4 Garantien nicht. 

Will das Brautpaar die erforderlichen Bedingungen zur 
Schliessung der beabsichtigten gemischten Ehe nicht erfüllen, dann 
kann von der Eheverbotsdispens keine Rede sein, doch aber ist es 
immerhin noch möglich, dass die Ehe, obwohl unerlaubt, gültig ge- 
schlossen wird. 

Die diesbezügliche Stelle in der mehrgenannten römischen In- 
struktion vom 22. Mai 1841 lautet also: »Sic quandoque fit, ut 
conantibus licet contra per debitas suasiones hortationesque sacris 
pastoribus catholicus vir aut mulier in contrahendi mixti matrimonii 
citra necessarias cautiones sententia persistat et aliunde res absque 
gravioris mali scandalique periculo in religionis perniciem interverti 
plane non possit, simulque in ecclesiae utilitatem et commune bonum 
vergere posse agnoscatur, si huiuscemodi nuptiae, quantumvis illieitae 
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ac vetitae, coram parocho catholico potius, quam coram ministro 
acatholico, ad quem partes facile fortasse confugerent, celebrentur: 
tunc parochus catholicus aliusve sacerdos eius vice fungens poterit 
iisdem nuptiis materiali tantum praesentia, excluso quovis ecclesia- 
stico ritu, adesse, perinde ac si partes unice ageret meri testis, ut 
aiunt, qualificati seu auctorizabilis, ita scilicet, ut, utriusque coniugis 
audito consensu, deinceps pro suo officio actum valide gestum in 
matrimoniorum librum referre queat.« 

Dies ist die sogenannte assistentia passiva des katholischen 
Pfarrers bei gewissen Eheschliessungen, so geheissen, weil er bei 
dem Akt keine kirchliche, priesterliche Funktion — excluso quovis 
ecclesiastico ritu — ausübt, sondern sich rein passiv verhält oder 
einfach duldet, patitur, dass eine unerlaubte, aber doch gültige Ehe 
geschlossen werde, indem er die Erklärung der Brautleute in forma 
Concilii Tridentini anhórt und entgegennimmt. Der Pfarrer ist nur 
gleichsam klassischer Zeuge, dass die Ehe nach der tridentinischen 
Form geschlossen worden und sie deshalb gültig ist, während sie 
ohne seine Gegenwart wie unerlaubt so auch ungültig wäre. Den 
gültig vorgenommenen Akt hat er in das Trauungsbuch regelrecht 
einzuzeichnen. »Actum valide gestum in matrimoniorum librum re- 
ferre queat.« 

Dies gilt für die ósterreichischen Diózesen. In andern Kirchen- 
sprengeln gelten andere Bestimmungen, die ab aber ohne spezielle Er- 
laubnis des heiligen Apostolischen Stuhls nicht auch auf Zisleithanien 
ausgedehnt werden dürfen. So gelten für Ungarn laut des apostoli- 
schen Breve vom 30. April 1841 und der beigefügten Instruktion 
von demselben Datum die gemischten Ehen, wenn sie auch vor dem 
akatholischen Kirchendiener geschlossen werden. »Pro validis, quamvis 
illicitis, habenda sint, etiamsi fuerint coram acatholico ministro seu 
non servata Concilii Tridentini forma celebrata.« Desgleichen be- 
steht eine solche Konzession für den österreichischen Anteil der 
Breslauer Diözese. Hier ist zwar das Ehehindernis der Klaudestiniät 


oder Heimlichkeit aufgehoben, aber es gilt für die ganze Breslauer 


Diözese die Regel, dass in derselben das tridentinische Dekret 
»Temetsi« nicht Geltung hat. In Dalmatien sind »ex Decreto 
sancti Officii de die 16. Febr. 1892« die Eheu zwischen Katholiken 
nnd Schismatikern (aber nicht andern Akatholiken) gültig, wenn sie 
auch coram parocho schismatico geschlossen werden. 

Der heilige Apostolische Stuhl duldet es, dass in Osterreich 
— Galizien mit einbegriffen, weil die rómische Instruktion auf 
Grundlage des päpstlichen Erlasses vom 16. Juli 1842, imprimiert 
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durch Hofkanzleidekret vom 8. August 1842, auch auf die galizi- 
schen Diözesen, mit Ausnahme der Republik Krakau, die erst im 
Jahr 1846 an Österreich kam, ausgedehnt wurde; nur Dalmatien ist 
ausgenommen (F. Rudolf Scherer, »Handbuch des Kirchenrechtse, 
Graz, 1898, II. Bd., S. 420, Anm. 36) — die passive Assistenz ge- 
leistet werde in dem Fall, wenn unter schwierigen Verhältnissen es 
für die katholische Kirche und das allgemeine Wohl immerhin vorteil- 
hafter ist, dass die Ehe vor dem katholischen Pfarrer als vor dem akatho- 
lischen Religionsdiener geschlossen werde: »Si quandoque fit, ut .. 
aliunde res absque gravioris mali scandalique periculo in religionis 
perniciem interverti plane non possit simulque in ecclesiae utilitatem 
et commune bonum vergere posse agnoscatur, si huiuscemodi nuptiae, 
quantum vis illicitae ac vetitae, coram parocho catholico potius quam 
coram ministro acatholico `. . celebrentur, tunc parochus catholicus 
e. poterit e.f 

In andern Ländern erlaubt der römische Stuhl die passive 
Assistenz, z. B. im Herzogtum Cleve, wenn der Pfarrer durch ds 
bürgerliche Gesetz unter schwerer Strafe zur Assistenz gezwungen 
wird. Doch wird in der mehrerwähnten Instrucktion an die dg 
reichischen Bischöfe der einschränkende Beisatz gemacht: »His i 
men in circumstantiis haud impari, imo impensiori etiam conato d 
studio per praenuntiatos Antistites et parochos elaborandum erit, ti 
a catholica parte perversionis periculum, quoad fieri possit, amovéè- 
tur, ut prolis utriusque sexus educationi in religione catholica qu 
meliore liceat modo, prospiciatur, atque ut coniux catholicae fidei 
adhaerens serio admoneatur de obligatione, quae tenetur, curandi 
pro viribus acatholici coniugis conversionem, quod ad veniam p* 
tratorum criminum facilius a Deo obtinendam erit opportunissimum. 
Ceterum Sanctissimus Pater intime dolens, quod haec tolerantia 
ratio erga ditionem catholicae fidei professione insignem fuerit 
ineunda, Antistites ipsos per viscera Jesu Christi, cuius personam iD 
terris gerit tota animi contentione obtestatur, ut id demum in ta 
gravi negotio agere studeant, quod implorato Spiritus sancti lumine 
istiusmodi fini revera censuerint respondere atque ad una simu 
satagant, ne tali tolerantiae ratione erga homines mixta connubia 
illicite contracturos contingat, ut in catholico populo extenuetur me- 
moria Canonum ea matrimonia detestantium et constantissimae curae, 
qua sancta mater Ecclesia alios suos avertere studet ab illis i 
suarum animarum iacturam contrahendis. Quare eorundem Antistitum 
et parochorum erit, in erudiendis sive privatim sive publice fidelibus 
flagrantiori in posterum zelo doctrinam et leges ad ea connubia per- 


Mitteilungen. 359 


tinentes commemorare accuratamque illarum custodiam iniungere. 
Quae quidem omnia spectata ipsorum religione, fide et in beati 
Petri cathedram reverentia Sanctitas Sua sibi certissime pollicetur.« 
(Dr. Johann Kutschker, »Das Eherecht der katholischen Kirche«. 
Wien, 1857. IV. Bd., S. 721—722.) 

In den Mischehen, wo nur die passive Assistenz geleistet wer- 
den soll, ist folgendermassen vorzugehen: 

1. Von einer Eheverbots-Dispens kann keine Rede sein. Die 
Bischöfe erhalten über Ansuchen vom hl. Stuhl die Fakultät, vom 
Eheverbot der Konfessionsverschiedenheit zu dispensieren, aber immer 
nur unter der Voraussetzung, dass die von der Kirche geforderten 
»cautiones« zugesichert werden. 

2. Der Brautunterricht und das Brautexamen sind wie im 
ersten Fall auf das gewissenhafteste vorzunehmen. 

8. Das Aufgebot (und die Bescheinigung — literae testi- 
moniales) i: ist verboten, wie dies aus dem Schreiben Papst Pius VI. 
an den Kardinal-Erzbischof von Mecheln, Heinrich Frankenberg, 
vom 13. Juli 1782 folgt: »Proclamationes . . . cum praeordinatae 
sint ad futuram celebrationem matrimonii et ex consequenti positivam 
eidem cooperationem contineant, quod utique excedit simplicis tole- 
rantiae limites, non posse Nos, ut hae fiant, annuere.« (Vgl. J. Weber, 
»Die kanonischen Ehehindernisse«. Freiburg im Breisgau. 1898. Neu 
bearbeitet von Dr. Josef Schnitzer. 5. Aufl. S. 259.) Das Verbot 
des Aufgebots ist auch aus anderen Dokumenten ersichtlich. Die 
S. Congr. de Propag. fide erklärte den 11. März 1891 allgemein: 
»Proclamationes . . . non fieri in mixtis connubiis, nisi quando ne- 
cessariae et opportunae videantur iudicio Ordinarii detegendis impe- 
dimentis.« (F. Dr. Schnitzer, resp. Weber, ibidem; Gaspari op. cit., 
L, S. 305; Feije, De impedimentis et dispensationibus matrimoniali- 
‘bus Lovanii 1893, S. 471.) Der Grund dieses Verbots liegt wohl 
darin, dass die Vornahme des Aufgebots schon eine aktive Assistenz 
oder Kooperation involviert und dass die Gläubigen daran Ärgernis 
nehmen und die heilsame Scheu vor solchen Ehen verlieren. 

Freilich wird in einigen Instruktionen des Apostolischen Stuhles 
das Aufgebot auch bei der assistentia passiva ausdrücklich konzediert, 
so z. B. in den Instruktionen an die bayrischen Bischöfe vom 
12. September 1834, an die ungarischen Bischôfe vom 30. April 
1841. Allein in der Instruktion für die österreichischen Bischöfe 
‘vom 22. Mai 1841 wird das Aufgebot mit keinem Wort berührt und 
erwáhnt. Es ist nicht erlaubt, die für eine Gegend erlassene Kon- 
zession mit Umgehung des Apostolischen Stuhls auf eine andere zu 


360 Mitteilungen. 


übertragen. Ein derartiger eingeführter Modus kônnte mit der Zeit 
nur durch die Gewohnheit, durch das ius consuetudinarium gerecht- 
fertigt uud geltend gemacht werden. Ausser der seit langem tat- 
sächlich in vielen Diözesen bestehenden Praxis, jene Nupturienten, 
welche eine Mischehe unter passiver Assistenz eingehen wollen, 
kirchlich aufzubieten, spricht für die Beibehaltung dieses Vorgehens 
der Umstand, dass von dem Aufgebot die bürgerliche Gültigkeit der 
Ehe abhängt und dass Art. II. des Gesetzes vom 22. Mai 1668, 
R.-G.-Bl. Nr. 47, den Nupturienten das Recht eingeräumt ist, die 
Zivileheschliessung schon dann zu begehren, wenn die Verkündigung 
seitens des Seelsorgers verweigert wird. Demnach ist es nicht leicht, _ 
das A Aufgebot zu unterlassen, sondern ist dasselbe zu tolerieren, zu- 
mal sonst etwaige Ehehindernisse nicht aufgedeckt werden können. 
In diesem Fall gestattet auch die S. Congr. de Propag. fide die 
Verkündigung: »Proclamationes ..... non fieri in mixtis connubiis, 
nisi quando necessariae et opportunae videantur iudicio Ordinarii 
pro detegendis impedimentis. e 

4. Verboten ist, wie es sich von selbst versteht, die rituelle 
Trauung. Es unterbleiben die Gebete, die Einsegnung der Elıeringe, 
die Fragestellung, kurz alle Zeremonien und Gebräuche, wie das An- 
zünden von Kerzen, Aufstellung des Kreuzes, Besprengen mit Weih- 
wasser, kurz jeder Ritus, der nach dem Diôzesan-Rituale bei 
Schliessung der Ehe oder bei der Kopulation beobachtet wird. Der 
Pfarrer soll nichts tun, nichts sagen, als nur anwesend die gegen- 
seitige Einwilligung bören und sodann die geschlossene Ehe in das 
Trauungsbuch eintragen. (Gaspari, op. et loc. cit.; Feije, op. eit. 
pag. 470.) In einigen Ländern, wie in Frankreich und Nordamerika, 
fragt der Pfarrer um den Konsens. Aber in der oftgenannten In- 
struktion für die österreichischen Bischöfe ist davon keine Rede. 
Es heisst vielmehr darin: »quin partes de eorum consensu interroget.« 
Freilich macht dieses »quin interroget« in der Praxis eine Schwierig- 
keit. Die Ehewerber kommen und stehen da, ohne ein Wort zu 
reden, so dass der Pfarrer geradezu veranlasst wird, durch eine 
ganz neutrale Frage, z. B.: Welches Anliegen wollen Sie mir vor- 
bringen? oder ähnliches die Parteien zum Sprechen zu bringen, um 
so die Einwilligung in die Ehe (auf deren Wortlaut es eben nicht 
ankommt, wohl aber auf den richtigen Sinn) zu hóren. (Cfr. Gaspari, 
op. cit. I. pag. 306; Dannerbauer, »Prakt. Geschäftsbuche. Wien, 
1893, S. 226; Instructio Evstettensis. Eystadii 1877, pag. 372.) 

9. Da die Benedictio nuptialis zu unterbleiben hat, so hat die 
Erklärung der Einwilligung keineswegs am heiligen, Ort, in der 
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Kirche oder in einer Kapelle, zu geschehen, sondern an einem dezenten 
Ort, am besten in der Pfarramtskanzlei (Feije, op. cit. pag. 470.) 

6. Verboten ist ferner der Gebrauch einer liturgischen Gewandung 
vonseite des Pfarrers. Der Pfarrer darf jedoch und soll die seinem 
Stand und Rang entsprechende Kleidung (den Talar oder die betref- 
fende Auszeichnung) tragen. (Gaspari, op. cit. I. pag. 307; Feije, op. 
cit. pag. 470.) 

Die Form der Eintragung einer unter passiver Assistenz ge- 
schlossenen Ehe ist dieselbe wie bei anderen Trauungen, ausser dass 
die Rubrik, in welcher angezeigt wird, wer kopuliert babe, leer 
bleibt und die Anwesenheit des Pfarrers mit dem Ausdruck be- 
zeichnet wird: Coram me N. N., parocho. — In Gegenwart des 
Pfarrers N. N. In derselben (tabellarischen, nicht narrativen) Form 
ist auch der Schein über die geschlossene Ehe auszufertigen. 

7. Die Trauungstaxe ist nicht anzunehmen, um so das Braut- 
paar zu überzeugen, dass der Seelsorger in seinem diesfälligen Be- 
nehmen von höheren Motiven geleitet werde. 

8. Der katholische Brautteil, welcher die gemischte Ehe nicht 
unter den erforderlichen Garantien eingehen will, darf nicht absolviert 
werden, weder vor, noch nach geschlossener Ehe. Wenn er jedoch 
später den nicht mehr widerruflichen Schritt bereut und den Fehl- 
tritt nach Kräften gutzumachen sucht, darf er absolviert werden. 
>Si constet, eum revera resipuisse paratumque esse ad opportunam, 
quod valuerit, scandali reparationem, tunc sane poterit ipse sacra- 
mentorum ecclesiae particeps fieri.« (Gaspari, op. cit. I. pag. 314 
et 315.) 

9. Verboten ist die kirchliche Vorsegnung der katholischen 
Wöchnerinnen, deren gemischte Ehe unter passiver Assistenz, ohne 
Dispens -— also unerlaubt — geschlossen worden ist. Wenn die 
katholische Mutter ihre Sünde bereut und wenn das Kind katho- 
lisch getauft worden ist und katholisch erzogen wird, so ist die 
kirchliche Vorsegnung der Wöchnerin zulässig. 

10. Leistet das Ehepaar nachträglich die verlangten Kautelen, so 
wird es unter Erteilung der Dispens von der Konfessionsverschieden- 
heit (die Anschauung, dass die Dispens nicht nötig wäre, ist zweifel- 
haft!) und vom Aufgebot, wie im ersten Fall ausgeführt worden ist, 
behandelt. Im Fall der öffentlich zu erfolgenden Trauung wäre die 
Formel zu gebrauchen: »Matrimonium inter vos contractum Deus 


‚1) Rescriptum S. Congr. Inqu. dd. 12. Martii 1881 requirit tantum, ut 
ii, qui matrimonia mixta sine dispensatione contraxcrunt, Eppum. adeant pro 
cautione danda de amovendo periculo salutis aeternae a se et à sua prole. 
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confirmet et ego in facie Ecclesiae illud solennizo.« (Michael Benger, 
Pastoraltheologie. Regensburg. 1863. III Bd., S. 869, Note 5.) 

Die in den obigen Ausführungen erläuterte Praxis, durch die 
Instruktion vom 22. Mai 1841 eingeführt, wird in der später er- 
flossenen Instruktion »Esti Sanctissimuse vom 15. November 1858 
(in Acta S. Sedis, Petri Avanzini, vol. IT. pag. 456. Romae 1870) 
stillschweigend approbiert. Nach dieser letzteren Instruktion hat 
auch die strenge Praxis etwas für sich, aber die gegenwürtig fast 
allgemeine mildere Praxis wird mehr als toleriert. 

Schliesslich mögen noch folgende Bemerkungen eingeschaltet 
werden: 

Wenn neben dem impedimentum mixtae religionis ein anderes 
impedimentum dirimens platzfindet, ist die assistentia passiva aus- 
geschlossen. (Pius V1., Reskr. vom 19. Juli 1793.) 
| Die protestantische Vor- oder Nachtrauung ist verboten; denn 
bereits am 21. April 1847 hat die Congr. S. Officii auf die Frage: 
Utrum sacerdos catbolicus salva conscientia matrimonio mixto as- 
sistere illudque sollemni benedictione cohonestare possit, si sponsi 
vel antea vel postea matrimonium ineant in ecclesia protestantica 
ritu protestantico? — geantwortet: Negative. Eine Ausnahme findet 
nur dann statt, wenn der protestantische Pastor als Zivilbeamter 
auftritt, (Pius IX., Schreiben an die hannoverschen Bischófe vom 
16. Februar 1864; Congr. S. Officii de die 22. Martii 1879.) 

Nach dem Dekret der Congr. S. Officii vom 22. März 1879, 
vom 29. August 1888 und vom 11. Mai 1892 verfällt der katho- 
lische Teil, wenn er cum scientia censurae, also cum contumacia der 
protestantischen Trauung sich unterzieht, in die excommunicatio 
latae sententiae Summo Pontifici specialiter reservata, als haeresi 
favens et rea (sc. pars) communicationis activae in sacris auf Grund- 
lage der Konstitution Pius' IX. »Apostolicae Sedise vom 12. Okt. 
1869, num. 1. 

Der Pfarrer ist verpflichtet, vom katholischen Teil unter An- 
drohung der Zensur zu fordern, dass derselbe von einer protestanti- 
schen Trauung abstehe, wenn dies das Diözesangesetz vorschreibt 
oder wenn er von dem katholischen Teil gefragt wird. (Congr. S. Of- 
ficii vom 21. April 1847.) Sonst hat er nicht die Pflicht, die Ab- 
sichten der Nupturienten im voraus zu erforschen (Congr. S. Officii 
vom 22. Januar 1851), ja manchmal kann er dissimulieren, auch 
wenn er dies befürchtet. Instrukt. vom 17. Febr. 1864.) 

Instructione S. Roman. et Univ. Inquisitionis de die 17. Fe- 
bruarii 1864 constituitur, ut ad gravia praecavenda mala possit pa- 
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rochus certis in adiunctis nupturientes, qui ministrum acatholicum 
forsan adibuut ad renovandum consensum, de re haud monere: ne 
cilicet peccatum materiale in formale mutetur. 

Wenn der katholische Teil als contumax der Zensur verfallen 
ist, so ist für ihn nachher, wenn er seine Sünde bereut und das 
Mógliche zu tun verspricht, die Lossprechung à censura pro foro 
interno notwendig. 

Endlich sei bemerkt: Im Fall der akatholische Religionsdiener 
den Verkündschein vom katholischen Pfarramt verlangen würde, soll 
einfach der Trauungsschein dem Ehepaar ausgefolgt und eingehän- 
digt werden. 


Dritter Fall. 


Die Brautleute erklären, ihre Ehe nur vor dem akatholischen 
Religionsdiener schliessen zu wollen. 

In diesem Fall und wenn auch die Brautleute die drei erfor- 
derlichen Garantien bieten würden, darf der katholische Pfatrer zu 
dieser kirchlich ungültigen Ehe in keinerlei Weise kooperieren. 

Er darf also die Nupturienten nicht verlautbaren und ihnen 
kein Dokument behufs Eheschliessung einhändigen, ausgenommen 
den Taufschein. Wurde das Aufgebot vom katholischen Pfarrer in 
der Meinung, die Ehewerber werden die Ehe vor ihm schliessen, 
bereits vorgenommen und erklären sich die Brautleute erst nach ge- 
schehenem Aufgebot dahin, ihre Ehe nur vor dem akatholischen 
Seelsorger schliessen zu wollen, so darf doch über das bereits vor- 
genommene Aufgebot kein Verkündschein ausgestellt werden. 

Wohl kann der Pfarrer irgendwelches Dokument der kom- 
petenten politischen Behôrde auf Verlangen zustellen. 

Haben die Brautleute verschiedener Konfession die Ehe vor 
dem nichtkatholischen Seelsorger geschlossen und kommen sie nach- 
her zum katholischen Pfarrer mit der Bitte um kirchliche Einseg- 
nung ihrer bereits vor dem akatholischen Minister geschlossenen 
Ehe, so hat der katholische Seesorger alles genau zu befolgen, was 
auf die Eingehung einer gemischten Ehe kirchlich vorgeschrieben 
und oben sub »Erster Falle gesagt worden ist, 

In diesem Fall kann die Dispens vom kirchlichen Aufgebot 
vom bischöflichen Ordinariat eingeholt werden. Die Dispens pro 
foro civili ist nicht notwendig, weil die vor dem akatholischen Re- 
ligionsdiener geschlossene Ehe schon verkündet war und daher 
staatlich gültig ist. 

Zu Gültigmachung der in Zisleithanien ungültigen Ehe ist also 
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erforderlich: Leistung der Kautelen, Gewährung der Dispens super 
impedimento mixtae religionis, Lossprechung des katholischen Teils 
a censura, Schliessung der Ehe coram parocho proprio catholico. Es 
könnte aber auch die Sanatio in radice eintreten. 

Weigern sich aber die Ehewerber, die von der Kirche ver- 
langten cautelae opportunae oder conditiones praescriptae zu leisten, 
so hat die passive Assistenz in der Art, wie sub »Zweiter Falle an- 
gedeutet, stattzufinden, 

Dies die bei der Schliessung gemischter Ehen zu beobachten- 
den Hauptregeln, von denen es wohl unter der Deklaration des 
heiligen Apostolischen Stuhles Ausnahmen geben kann und gibt. 


3. Juristisches Gutachten über Errichtung von Testamenten 
seitens der Geistlichen. 


(Aus: Verordnungen des Fürstbisch. Gen.-Vik.-Amtes zu Breslau. Nr. 400.) 


. I. An letztwilligen Verfügungen über unsern dereinstigen Nach- 
lass haben wir ein naheliegendes Interesse. Die Rechtsordnung trifft 
allerdings auch schon Vorkehrungen für den Fall, dass wir über den 
Tod hinaus Bestimmungen zu treffen unterlassen haben. Diese An- 
ordnungen sind enthalten in den gesetzlichen Vorschriften über die 
Erbfolgeordnung. Alle Gesetzgebungen bezeichnen nàmlich diejenigen 
Personen, welche einen Anspruch auf den Nachlass des Verstorbenen 
haben. Man nennt diese Personen: » Die durch das Gesetz zur Erb- 
schaft Berufenen«. Von diesen handelt das B. G.-B. $$ 1922— 2063. 
Sie selbst sind unter sich klassenweise zur Erbschaft berufen, je nach 
der Nähe ihrer Verwandtschaft mit dem Erblasser. Alle Gesetz- 
gebungen gestatten aber auch, dass der Einzelne seinerseits die- 
jenigen Personen, auf welche sein Nachlass übergehen soll, bestimmt, 
und diese Bestimmung kann auch von den Vorschrifteu der gesetz- 
lichen Erbfolge abweichen. | 

Eine solche Berufung geschieht durch das Testament. Die 
Bestimmungen über das Testament sind enthalten im B. G.-D. 
SS 2064—2273. 

Der Testator kann indessen nicht völlig frei üben seinen Nachlass 
im Testamente verfügen. Das Gesetz zieht ihm gewisse Schranken, in- 
dem es vorschreibt, dass der sogenannten »Pflichtteilsberechtigten« 
im Testamente gedacht werden muss. Pflichtteilsberechtigt sind: 
Die ehelichen Kinder — die Eltern — und der Ehegatte des 
Testators. Darüber handelt das B. G.-B, $$ 2303— 2338. 
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Verletzung dieser Pflichtteilsbestimmungen, d. h. Nichtberufung 
pflichtteilsberechtigter Personen, zieht nicht absolute Ungültigkeit des 
Testaments nach sich, sondern der Pflichtteilsberechtigte bat nur 
Anspruch auf Zuwendung des Pflichtteils — im übrigen besteht 
das Testament zu Recht. 

Aus diesen Gründen ist der im Zölibat Lebende am freiesten 
in seiner Verfügung über seinen dereinstigen Nachlass, da er höch- 
stens seine Eltern bedenken muss, diese aber nach dem natürlichen 
Laufe der Dinge vielfach nicht mehr in Frage kommen werden, weil 
sie entweder verstorben sind, oder ihre Existenz gesichert ist, Die 
Übergehung der Eltern im Testamente wird deshalb nur selten zur 
Anfechtung desselben führen. 

Hat sonach der im Zölibat Lebende regelmässig nur entferntere 
Verwandte, so ist seine Verpflichtung, ein Testament zu errichten, 
bei ihm um so grösser, je geringer seine Neigung ist, seinen Nach- 
lass dereinst an die entfernteren, durch Gesetz berufenen Verwandten 
übergehen zu lassen. 

II. Die Form der Testamentserrichtung ist durch das B. G.-B. 
einfacher geworden, wenigstens soweit Preussen in Betracht kommt. 

a. ein öffentliches, und 
b. ein privates Testament. 

Zu a.: Öffentlich wird ein Testament errichtet: vor dem 
Richter oder vor dem Notar. 

Die Wahl zwischen diesen beiden Öffentlichen Urkundspersonen 
steht dem Testator vollkommen frei. Es existiert auch nicht der 
geringste Unterschied zwischen dem richterlichen und notariellen 
Testamente. Auch bei Blinden, Tauben, Stummen, Analphabeten, 
Geläbmten, und bei Personen, die der deutschen Sprache nicht 
mächtig sind, ist die notarielle Form ebenso vollgültig, wie die ge- 
richtliche. e: | 
Die Justizverwaltung nimmt in Preussen an, dass etwa die 
Hälfte aller Testamente durch die Notare wird errichtet werden und 
hat deshalb die Zahl der zur Aufnahme von Testamenten berufenen 
Richter um die Hälfte vermindert. 

Die Errichtung des Testamentes vor dem Richter oder Notar 
kann auf dreifache Art erfolgen: 

Erstens: Der Testator fertigt sein Testament allein in seinem 
Studierzimmer, schliesst es ins Kuvert und siegelt es einmal mit 
seinem Privatsiegel, erscheint dann vor dem Richter oder Notar und 
übergibt das verschlossene Testament zu gerichtlichem oder notariel- 
lem Protokoll. Durch dieses Übergabeprotokoll erhält das Testament 
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die öffentliche Form. Der Richter oder Notar nimmt das Protokoll 
und das verschlossene Testament, legt beides in ein anderes Kuvert 
und gibt dann dieses mit dem Dienstsiegel geschlossene Paket ent- 


weder dem Testator zurück zu eigener Verwahrung — oder reicht 
es mittels Eingabe dem Amtsgerichte ein zur amtlichen Ver- 
wahrung. se 


Zweitens: Der Testator kann das von ihm — ebenfalls ohne 
Zuziehung der Urkundsperson — geschriebene Testament dem Richter 
oder Notar auch wnverschlossen überreichen. Der Beamte nimmt 
dann sein Protokoll und das offene Schriftstück des Testators, legt 
beides in ein Kuvert, verschliesst es und verfährt im übrigen wie 
oben zu eins. 

Drittens: Der Testator kann auch durch Richter oder Notar 
seinen letzten Willen fixieren und errichten. Dafür gibt es zwei Wege: 

Der Beamte setzt in diesem Falle entweder die Bestimmungen 
des Testators direkt in das amtliche Protokoll oder aber — und 
das ist der üblichste Modus — der Beamie entwirft vorerst dem 
Testator die Testaments-Urkunde in einem besonderen Schriftstücke, 
welches der Testator seinerseits unterschreibt und dann formell dem 
Beamten überreicht, wie oben zu zwei. Dieser zuletzt beschriebene 
Weg empfiehlt sich dann am meisten, wenn es sich um grósseres 
Vermógen handelt, der Testator den Eutwurf des Beamten prüfen, 
abändern oder dritten Personen zur Ausserung vorlegen will. Erst 
dann, wenn der auf diese Weise sorgfältig gefertigte Entwurf dem 
Wunsche des Testators entspricht, wird erforderlichenfalls eine 
Reinschrift des Entwurfes gefertigt, vom Testator vollzogen und 
schliesslich das Testament errichtet durch Übergabe des Schrift- 
stückes zu amtlichem Protekoll wie oben zu zwei. Es ist unstreitig, 
dass die schliessliche Übergabe des Testaments bei demselben Be- 
amten erfolgen kann, der das die letztwilligen Bestimmungen ent- 
haltende Schriftstück entworfen hat. 

Zu b: Das private Testament muss vom Testator vom Anfang 
bis zum Ende eigenhändig geschrieben, vollständig nach Ort, Tag, 
Monat und Jahr datiert und mit vollem Namen unterschrieben sein. 

III. Bezüglich der Hinterlegung und Verwahrung des Testaments 
lässt das Gesetz dem Testator die Wahl, ob er dasselbe in eigener 
Verwahrung behalten oder in amtliche Verwahrung geben will. Die 
amtliche Verwahrung findet ia Preussen nur bei den Amisyerichten 
statt, Zur Gültigkeit des Testamentes ist die amtliche Verwahrung 
nicht mehr, wie bisher in Preussen, erforderlich. 

IV. Es ist in jedem Falle empfehlenswert, das Testament öf- 
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fentlich vor Richter und Notar zu errichten. Denn das private 
Testament hat, auch wenn es in gerichtliche Verwahrung vom Erb- 
lasser gegeben worden ist, keinen öffentlichen Glauben. - | 

Es ist zu unterscheiden zwischen »Geben in Verwahrung des 
Gerichtse und »Errichten des Testaments vor dem Richtere Das 
private Testament nimmt der Gerichtsschreiber an, und der Richter 
verfügt nur die Einschliessung in dem Verwahrungsraume. Das Ge- 
richt registriert also nur die Annahme und unterrichtet dabei den 
Testator, dass auf diesem Wege die gerichtliche Errichtung nicht 
erfolgen kann. Die Errichtung des Testamentes aber vor dem 
Richter kann nur in der oben zu Ila. beschriebenen dreifachen Art 
zu richterlichem Protokoll erfolgen. Da nun das private Testament 
keinen Öffentlichen Glauben hat, so kann auf Grund desselben der 
Erbe über den Nachlass nur insoweit verfügen, als er sich nicht vor 
öffentlichen Behörden als Erbe ausweisen muss, Es ist z. B. un- 
möglich, auf Grund eines privaten Testamentes eine Hypothek ab- 
zutreten, löschungsfähige Quittungen zu erteilen, ein Grundstück zu 
verkaufen und aufzulassen, Gelder aus Öffentlichen Kassen zu er- 
heben, ja selbst grössere Bankhäuser verlangen Vorlegung einer 
öffentlichen Urkunde über die Erbenqualität, falls der Erbe ein Depot 
seines Erblassers abheben will. Für diese Fälle ergibt sich beim 
privaten Testamente ein weitläufiges Verfahren vor dem Nachlass- 
richter, welcher andere, nicht bedachte Erbberechtigte um Anerken- 
nung des Testaments fragen, und falls ein Erbberechtigter wider- 
spricht, den Testamentserben zum Prozesse anweisen muss. Ein 
solches Verfahren behindert den Erben natürlich sehr empfindlich, 
verursacht erhebliche Kosten und bringt vor allem Zuwendungen zu 
frommen und wohltätigen Stiftungen in Gefahr. 

V. Die Kosten für Errichtung eines öffentlichen Testaments 
können gar nicht in Betracht kommen, da sie seit Beginn dieses 
Jahres beinahe um die Hälfte herabgesetzt worden sind gegen die 
bisherigen Beträge. 

Es verursachen Testamente vor Richter oder Notar gleich- 
mässig, einschliesslich der Hinterlegungsgebühren: 

a. beim Objekt von 5000 Mark Gebühren etwa 15 Mark 


b x Ù n 10000 , : x. 49. à 
e x e „ 20000 , " uU Ce 
d. » » » 30 000 n ? » 30 n 
e s n » 60 000 $ » a 40 8 
Bi : „10000 , š s 90 , 
E. a A „ 240000 , : „n (40 , 
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4. Kommissionsbericht betr. Erlass eines Gesetzes über die 
Ablösung des Kirchenpatronats in Preussen. 


(5. Petit.-Ber. der Kommission f. d. Gemeindewesen ; Haus. der. Abgeordneten 
19. Legislaturperiode IV. Sess. 1902.) 


Der Landesökonomierat Kennemann und Gen. in Klenka u.a. O., 
Provinz Posen, welche Inhaber von Kirchenpatronaten sind, bean- 
tragen den Erlass eines Gesetzes, welches es ermöglicht, die Kirchen- 
patronate abzulösen, und führen zur Begründung dieses Antrages in 
der Petition aus: Nach der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 
Art. 42 sei die Teilbarkeit des Grundeigentums und die Ablösbar- 
keit der Grundlasten gewährleistet. Wiewohl diese Bestimmung durch 
Gesetz vom 14. April 1856 beseitigt ist, sei sie doch durch Spezial- 
gesetze derart wieder hergestellt, dass der grösste Teil der Grund- 
lasten abgelöst werden könne; nur für die Ablösung der Patronats- 
last fehle ein Gesetz. Zwar könne man annehmen, dass nach $ 580 
Th. II Tit. XI des Allg. Landrechts das Patronat mit Einwilligung 
der geistlichen Obern abgelöst werden könne, indess sei das der 
Regel nach undurchführbar. 

Die Notwendigkeit der Ablösbarkeit trete besonders hervor bei 
Parzellirung von Gütern, die mit dem Patronate belastet seien, weil 
es dabei häufig vorkäme, dass das Patronatsrecht in viele Hände 
überginge und die Patronatspflicht auf zahlreichen Parzellen liege. 
Die dadurch entstehenden Verhandlungen, Repartitionen, Beitreibung 
der Leistungen u. s. w. verursachten oft die grössten Schwierigkeiten 
und führten häufig zu tiefgehenden Differenzen und Hetzereien, welche 
jahrelang von nachteiligem Einfluss auf die Seelsorge sein könnten. 
Ähnliche Unzuträglichkeiten kämen auch da vor, wo der Patron und 
der Geistliche verschiedener Konfession seien. Einen Beweis für die 
Richtigkeit dieser Angaben lieferten die vielen Rechtsstreitigkeiten, 
welche dem Patronate entsprängen. 

Einen Weg für die gewünschte Gesetzgebung zeige die Kabinets- 
ordre vom 9. Januar 1812, welche bestimmt, dass beim Verkauf der 
Staatsdomänen und geistlichen Güter die Patronatsrechte dem Staate 
verbleiben und die Patronatslasten nach ihrem jährlichen Durch- 
schnitte veranschlagt als Kanon auf die Güter gelegt und von den 
Erwerbern derselben jährlich zum Kirchen- oder Schulunterbaltungs- 
fonds an die Regierungen gezahlt werden sollen. In ähnlicher Weise 
könne die Sache für alle mit dem Patronate belasteten Güter ge- 
macht werden, so etwa, dass das Patronatsrecht auf den Staat über- 
gehe und an Stelle der Patronatslast ein Kapital durch Vermittelang 
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der Rentenbanken an die berechtigte Kirche gezahlt werde, welches 
von dem Verpflichteten durch Zahlung einer Amortisations-Rente er- 
stattet würde. | 


Petenten bitten also das Haus der Abgeordneten, die König- 
liche Staatsregierung zu ersuchen, dem Landtage einen Gesetzent- 
wurf, welcher die Ablösung des Kirchenpatronats ermöglicht, in 
kürzester Frist vorzulegen. 


Die Petition kam in der Kommissionssitzung vom 11. April 
d. Js. zur Beratung. Nachdem der vorstehende Inhalt vom Re- 
ferenten vorgetragen worden, führte derselbe weiter aus: 


All die Übelstände, welche nach der Petition dem Patronats- 
verhältnisse entspringen sollten, seien tatsächlich nur zu oft vor- 
handen. Wenn der Patron und der Geistliche verschiedener Kon- 
fession seien, so sei das kein erwünschter Zustand; auch leuchte es 
ein, dass bei der Zerstückelung der Patronatsgüter dadurch, dass 
die Pflichten und Rechte an die verschiedenen Erwerber übergingen, 
die grössten Schwierigkeiten entstehen könnten. 


Zu den in der Petition angegebenen Übelständen käme noch 
der, in früher an das Abgeordnetenhaus gelangten Petitionen be- 
sonders hervorgehobene Übelstand hinzu, dass durch starke Zunahme 
der Bevölkerung so ausgedehnte Erweiterungsbauten an Kirchen, 
Pfarrhäusern u. s. w. hervorgerufen werden könnten, dass der Patron 
dadurch bis an die Grenze der Leistungsfähigheit kommen könne. 


Es unterliege wohl keinem Zweifel, dass die Beseitigung dieser 
Übelstände sehr erwünscht und durch die Gesetzgebung anzustreben 
sei; auch sei im Artikel 17 der Verfassungsurkunde ja auch schon 
eine derartige Gesetzgebung in Aussicht gestellt. Dieser Artikel 
laute nämlich: »Über das Kirchenpatronat und die Bedingungen, 
unter welchen dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein besonderes 
Gesetz ergehen«. Es fragt sich nun, ab der geeignete Zeitpunkt für 
den Erlass eines solchen Gesetzes gekommen und ein Ablösungs- 
modus zu finden sei, der den überaus verschiedenen Verhältnissen 
gerecht werde. 

Der in der Petition gezeigte Weg, das Patronatsrecht an den 
Staat übergehen zu lassen und die Patronatslast in Rentenzahlung 
zu verwandeln, sei nicht gangbar. Wenn auch für den stark be- 
lasteten Patron dieser Modus durchführbar sei und der letztere 
gerne sein Recht abgeben würde, wenn er nur seine Pflicht in eine 
bestimmte Amortisations-Rente verwandeln könne, so passte doch 
dieser Modus durchaus nicht für den wenig belasteten, für den 
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Patron, dessen Lasten im Verhältnis zu den Rechten nur gering 
seien; denn auch solche gebe es in manchen Landesteilen. 

Übrigens sei auch darauf hinzuweisen, dass schon jetzt eine 
Ablösung der Patronate möglich erscheine, die Petition weise ja auch 
darauf hin. Der $ 580 Th. II Tit. XI des Allg. Landrechts sage: 
»Dergleichen Patronat kann von dem Gute, auf welchem es bisher 
gehaftet hat, ohne ausdrückliche Einwilligung der geistlichen Obern 
nicht abgesondert werden. Daraus gehe doch hervor, dass mit Einwillig- 
ung der geistl. Obern eine Ablösung möglich sei. Nun könne man aller- 
dings annehmen, dass die geistlichen Obern hierzu wenig geneigt seien, 
weil die Verpflichtungen der Patrone vielfach steigend seien, aber man 
müsse demgegenüber doch auch hervorheben, dass durch die Ablösung 
viele weitläufige und unangenehme Untersuchungen über Bedürfnis, 
Ausdehnung u. s. w. der Bauten beseitigt würden und daher auch 
die Gemeinden ein Interesse daran hätten, durch Beseitigung des 
Patronats diesen aus dem Wege zu gehen. Gesetzliche Bestim- 
mungen zu finden, die die vorhandenen Missstände des Patronats 
durch Ablösung beseitigten, ohne neue hervorzurufen, scheine über- 
aus schwierig zu sein. Die Petition habe schon in der vorigen 
Landtags-Session der Kommission zur Beratung vorgelegen und sei 
damals beschlossen worden, dieselbe der Königlichen Staatsregierung 
als »Materiale zu überweisen; dieser Beschluss sei aber bedeutungs- 
los geworden, weil die Petition im Plenum nicht zur Verhandlung 
gekommen sei, es sei daher die Petition für diese Session erneut 
eingereicht worden. Petitionen mit gleichen oder ähnlichen An- 
trägen, welche früher an das Abgeordnetenhaus gelangt seien, seien 
teils der Königlichen Staatsregierung als Material überwiesen wor- 
den, teils sei über dieselben zur Tagesordnung übergegangen worden, 

Der der Beratung beiwohnende Vertreter der Königlichen 
Staatsregierung, Herr Geheimer Regierungsrat Dr. Gerlach aus dem 
Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen- 
heiten führte aus: 

Die in der Petition berührte Frage habe die Königliche Staats- 
regierung und den Landtag wiederholt beschäftigt. Schon bei der 
Beratung der Verfassung sei es strittig gewesen, welche Bestim- 
mungen über das Patronatsrecht und seine eventuelle Aufhebung zu 
erlassen seien. Die Verfassungskommission der Nationalversammlung 
habe nur ein Prinzip, die Zentralabteilung derselben dieses Prinzip 
wenigstens in einer Richtung zur bestimmten Ausführung bringen 
wollen. Die Verfassungsurkunde vom 5. Dezember 1848 habe dem- 
nächst die obligatorische, aber bedingte Aufhebung des Kirchen- 
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patronates in Aussicht genommen. Der Artikel 17 des geltenden 
Verfassungsgesetzes sehe dagegen nur eine bedingte und fakultative 
Aufhebung vor. Zur Regelung der Frage sei es nicht gekommen. 
In den Jahren 1856, 1859, 1861 habe das Abgeordnetenhaus An- 
träge auf Ausführung des Art. 17 durch Übergang zur Tagesord- 
nung erledigt. In Verfolg einer Anregung des Abgeordnetenhauses 
im Jahre 1869 sei die Frage von der Königlichen Staatsregierung 
erneut erörtert und seien in den 70er Jahren Ermittelungen veran- 
lasst worden, welche vor Allem eine möglichst genaue Feststellung 
des tatsächlichen Verhältnisses in Bezug auf das Patronat zum 
Gegenstande gehabt hätten. Über das Ergebniss liege eine ein- 
gehende Äusserung des damaligen Herrn Kultusminister Dr. Falk 
aus dem Jahre 1876 auf die Interpellation des Abgeordneten Schmidt 
(Sagan) vor (Stenogr. Ber. des Abgeordnetenhauses über die Sitzung 
vom 1. März 1876 S. 376 ff). Das Resultat sei — wie von Herrn 
Minister Dr. Falk erklärt worden — gewesen, dass man in die 
wirklichen Verhältnisse einen Einblick gewonnen, welcher die Sache 
als nicht so leicht darstelle wie vielfach augenommen, dass es in 
Bezug auf die Rechte und Pflichten des Patronats keine denkbare 
Kombination gäbe, die nicht tatsächlich in grossen und kleinen Be- 
zirken existiere, dass eine einfache Kompensation von Rechten und 
Pflichten beim Patronate unmöglich sei. Insbesondere sei damals 
auch auf die grossen Schwierigkeiten aufmerksam gemacht worden, 
welche der Berechnung des Ablösungskapitales für die Patronats- 
lasten entgegenständen, da es sich um Pflichten handele, »welche 
nur in Zeiträumen zu erfüllen, die nicht bestimmt seien, die ab- 
hingen von der Leistungsfähigkeit der Kirchenkassen, von der Be- 
schaffenheit der betreffenden Baulichkeiten.« 

Spätere Petitionen seien im Abgeordnetenhause 1879 durch 
Übergang zur Tagesordnung und 1884 zur Überweisung als Material 
erledigt. Im Jahre 1897 babe das Abgeordnetenhaus zuletzt bei der 
Beratung über die Petition des Rittergutsbesitzers Fuss den von der 
Kommission einstimmig befürworteten Übergang zur Tagesordnung 
beschlossen, nachdem der Referent Abg. Bandelow auf die Verhand- 
lungen im Jahre 1876 Bezug genommen (Sten. Ber. des Abgeord- 
netenhauses über die Sitzung vom 8. April 1892 Seite 2150). 

Wenn in der vorliegenden Petition auf Missstände aufmerksam 
gemacht werde, welche sich bei der Zerstückelung von Patronats- 
gütern ergäben, so sei zu bemerken, dass in solchen Fällen im Wege 
von Verhandlungen der beteiligten Behörden für das Patronat ge- 


sorgt werden müsse. Auf Unzuträglichkeiten, welche nach der 
24% 


372 Mitteilungen. 


Petition bei verschiedener Konfession des Patrons und des Geist- 
lichen eintreten sollen, werde nicht näher eingegangen und sei nur 
zu bemerken, dass Anträge der Kirchen wegen Aufhebung des Pa- 
tronates nicht vorlägen. Die Berufung der Petenten auf die Aller- 
höchste Kabinetsordre vom 9. Januar 1812, nach welcher der Fiskus sich 
das Patronat bei der Veräusserung von Domänen vorbehalte und von 
den Erwerbern derselben an die Kirchen- und Schulunterhaltungs- 
fonds bei den Regierungen ein jährlicher Kanon zu entrichten sei, 
erscheine nicht zutreffend. Der Vorschlag der Petenten sehe viel- 
mehr die Ablósung der Patronatslast durch Zahlung eines Kapitals 
an die Kirchengemeinde vor, lasse aber die wesentliche Frage offen, 
wie die Entschädigung zu berechnen und festzustellen sei. 

Sollte die Kommission wie im vorigen Jahre die Überweisung 
der Petition als Material befürworten und das Plenum des Hohen 
Hauses dem beitreten, so werde der Herr Minister hieraus Veran- 
lassung nehmen, die Frage der Ablósung der Patronatslasten erneut 
zu prüfen. Ob eine solche Erörterung zu einem positiven Ergeb- 
nisse führen werde, könne damit natürlich nicht gesagt werden. 

Aus der Kommission wird bemerkt, dass bei der Verhandlung 
der Petition im vorigen Jahre sich eine ausgedehnte Diskussion ent- 
wickelt und man allseitig die grosse Schwierigkeit der Lösung dieser 
Frage anerkannt habe, dennoch sei der Beschluss gefasst worden, 
die Petition der Königlichen Staatsregierung als Material zu über- 
weisen, in der Hoffnung, der Königlichen Staatsregierung werde es 
endlich gelingen, für diese wichtige Gesetzgebung den richtigen Weg 
zu finden. 

Es erfolgt einstimmige Annahme des nunmehr vom Referenten 
gestellten Antrages: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beschliessen : 
die Petition II 196 der Königlichen Staatsregierung 
als Material gu überweisen. 

Berlin, den 22. April 1902. 


5. Anlegung von Pfarrchroniken. 
(Verordn. des Fürstbisch. General-Vik.-Amtes zu Breslau Nr. 402.) 


Folgende Verordnung über Anlegung von Pfarrchroniken wird 
auch weitere Kreise interessieren: 

Die Wichtigkeit und Nützlichkeit einer Pfarrchronik ist ein- 
leuchtend. Sämtliche Pfarreien mit einer solchen Chronik auszu- 
statten, wäre ein Ehrendenkmal, welches der Klerus ‚dem Bistume 
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und sich selbst setzen würde. Der Gedanke findet, wie alles, was 
der Diözese zum Nutzen und zur Ehre gereicht, bei Sr. Eminenz 
dem Hochwürdigsten Herrn Kardinal und Fürstbischofe seinen vor- 
nehmsten Gönner und Förderer. An den Pfarrklerus in erster Linie 
ergeht darum die Aufforderung, in edler Betätigung wissenschaft- 
lichen Eifers die Mussestunden zur Sammlung und Zusammenstellung 
des chronikalischen Stoffes in den einzelnen Pfarreien zu benützen 
und so zugleich das grosse Werk einer Diözesanchronik vorzubereiten. 
Die nachstehende Anleitung motiviert das Unternehmen eingehender, 
unterrichtet über die Quellen und gibt Winke für die Ordnung der 
chronikalischen Darstellung. 


Anlegung von Pfarrchroniken. 


Schon die »Pfarramtliche Geschäfts- Verwaltung« des verewigten 
Kanonikus und Alumnatsrektor Dr. Sauer hat die Anlegung von Pfarr- 
chroniken dringend empfohlen und ihre Bedeutung für die Geschichts- 
wissenschaft insbesondere aber für die pfarrliche Tätigkeit hervor- 
gehoben. Gründliche Pfarrchroniken sind die notwendigen Vorarbeiten 
für eine erschöpfende Bistumsgeschichte und bieten nicht selten auch 
die kostbarsten Beiträge für die allgemeine Kirchen- und Weltge- 
schichte, namentlich, wenn der Chronist es versteht, auf dem Hinter- 
grunde der allgemeinen Geschichte die lokalgeschichtlichen Vor- 
gänge zu zeichnen und zu zeigen, welchen Widerhall die weltge- 
schichtlichen Ereignisse im entlegenen Orte gefunden haben. Wel- 
chen Wert diese Chroniken, die so oft von seltenen Kleinodien des 
Kirchenschatzes berichten, für die Kunstgeschichte haben, liegt auf 
der Hand. Den Hauptnutzen bietet eine gute Pfarrchronik dem 
Pfarrer, besonders dem neuantretenden, indem sie ihm authentische 
Auskunft gibt über die Gerechtsame der Pfarrei und ihm im Streit- 
falle die Mittel und Wege zur Wahrung dieser Rechte zeigt. Auch 
die Seelsorge kann grossen Gewinn aus diesen Chroniken ziehen. 
Die Pastoral statuiert als Regel für eine gesegnete Pastoration, 
Land und Leute kennen zu lernen, persönliche und örtliche Verhält- 
nisse mit Geschick zu verwerten. Solche Verhältnisse, Gewohnheiten, 
Gebräuche, vielleicht seelengefährliche Missbräuche, sind aber nicht 
an einem Tage entstanden, sondern sind meist im Laufe langer 
Zeiträume historisch langsam geworden. Wo ist der Ursprung? 
Wo liegt der gute oder böse Kern? Das sind lösenswerte Fragen. 
Kurzsichtig nur aus der Gegenwart und dem Augenblicke darüber 
urteilen und vielleicht mit einem Machtworte die oft mehrhundert- 
jährigen Gewohnheiten beseitigen wollen, wäre sehr gefehlt, nicht 
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pastoralklug, das missfällt dem konservativen Volke. Hier kann die 
Chronik die wünschenswerte Information und für die richtige: Be- 
urteilung und zweckmässige Handlungsweise die sichere Unterlage 
geben. Einzelne Abschnitte der Pfarrgeschichte lassen sich auch in 
Predigten und Katechesen verwerten. Wenn der Prediger und 
Katechet auf die religiös-sittlichen Zustände der Gemeinde in der 
Vergangenheit hinweisen, auf das Beispiel der Vorfahren aufmerk- 
sam machen, ihre Taten erzählen, von ihrem Opfermute und ihrer 
Glaubensfestigkeit sprechen kann, so darf er des Interesses seiner 
Zuhörer sicher sein. Geeignete Tage sind das Kirchweihfest, Pa- 
trozinium, Bruderschaftsfeste, Jubilàen; für letztere sind historische 
Angaben ja unerlässlich. Die Quelle für alle diesbezüglichen Ma- 
terien ist die gut angelegte Pfarrchronik. Dieselbe bietet auch will- 
kommenen Stoff zu Vorträgen in Vereinen, Gesellschaften; falsche 
Überlieferungen und Entstellungen kónnen da durch Darleguug der 
Tatsachen richtig gestellt, verleumdete Persönlichkeiten rehabilitiert 
werden. 

Die geschichtlichen Denkmäler nun im kleinen Kreise zu sam- 
meln und durch Zusammenstellung einer Pfarrchronik sich selbst 
ein Monument zu setzen, welches der Mit- und Nachwelt Zeugnis 
von der Verehrung gegen die Vorfahren und vom Interesse für die 
Wissenschaft gibt; ist vor allem Ehrenpflicht des Pfarrers und seiner 
geistlichen Gehilfen. Die aufgewandte Mühe wird ihm nicht nur 
belohnt dureh das Bewusstsein, nach verschiedenen Richtungen in 
der angedeuteten Weise Nutzen zu stiften, sondern auch durch die 
Fórderung, die ihm für sein eignes geistiges Leben daraus erwächst. 
Die Zuneigung zu seiner Gemeinde muss iuniger werden, wenn er 
ihre Geschicke in guten uud bósen Tagen, von ihren Wiegenjahren 
an durch die Jahrhunderte verfolgt. Sein Wirkungskreis muss ihm 
um so teurer werden, je genauere Kunde er hat von den pflicht- 
treuen Arbeiten, den Opfern und Kämpfen seiner Amtsvorgänger. 
Der Gedanke an die Vergänglichkeit des Irdischen, der sich ilim bei 
der Wanderung durch die Jahrhunderte unwillkürlich aufdrüngt, 
muss seinem Streben und Arbeiten notwendig einen hóheren Ernst 
verleihen. Endlich wird diese edle wissenschaftliche Beschäftigung 
manchen eine besondere Freude dadurch gewähren, dass sie über die 
Verwendung ihrer Musestunden nun bessere Rechenschaft werden 
geben kónnen. 

Die ganze Arbeit zerfällt naturgemäss iu zwei Teile, von denen 
der erste die Vergangenheit der Pfarrei behandelt, während im 
zweiten die Chronik Jahr für Jahr fortgeführt wird. Hierbei ist 
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dringend zu empfehlen, dass man alles für die Chronik geeignete 
sofort in einem bestmmten Hefte notiere; die Eintragung in die be- 
treffenden Rubriken der Chronik kann dann zu gelegener Zeit ge- 
schehen. 

Bei der Verschiedenheit der Verhältnisse ist es schwer, eine 
für alle Pfarreien passende Disposition für die Bearbeitung der 
Chronik zu entwerfen. Wer den Stoff mit Fleiss und Umsicht ge- 
sammelt hat und von Liebe und Interesse für die Sache erfüllt ist, 
mag seinem Genius folgen. Das nachstehende Schema, mit den 
vorausgeschickten Winken über die zu durchforschenden Quellen, 
dürfte indes, in Ermangelung einer andern Anleitung, manchem er- 
wünschte Dienste leisten. 


Quellen, aus denen der Stoff zur Bearbeitung einer Pfarrchronik zu 
entnehmen ist. 


Urkunden. Inschriften, besonders an den kirchlichen Gebäuden 
innerhalb der Pfarrei. Denkmäler. Alte Bauten. Pfarrregistratur. 
Pfarrmatrikelo. Rechnungs- und Proventenbücher. Aufzeichnungen 
früherer Pfarrer. Aussagen alter Leute. Geschichten benachbarter 
Pfarreien. Grond. und Schöppenbücher.  Ortschroniken. Lokale, 
königliche, städtische, gemeindliche, gutsherrliche Archive und Re- 
gistraturen, besonders aber das königliche Staatsarchiv zu Breslau, 
welches in seinen Ortsakten und namentlich für die Pfarreien, die 
zu säkularisirten Stiftern gehörten, in seinen Urkunden und Hand- 
schriften ein reiches Material bietet. An erster Stelle wird das 
Diözesanarchiv anzugehen sein, welches grade für Pfarrchroniken 
systematisch Stoff sammelt und die für die Geschichte der einzelnen 
Pfarreien so ausserordentlich wichtigen alten Visitationsberichte, so- 
weit dieselben noch nicht veröffentlicht sind, zugänglich macht. Im 
Diôzesanarchive wird auch, namentlich dem Anfänger, die nötige 
Direktive bezüglich der Quellenforschung gegeben werden. Von ge- 
druckten Quellenwerken müssen jedenfalls durchgesehen werden die 
Publikationen des Vereins für Geschichte und Altertum Schlesiens 
und die Zeitschrift des Vereins für das Museum schlesischer Alter- 
tümer. Die Durchsicht wird durch die beigegebenen genauen Re- 
gister erleichtert. 


I. 
Die Pfarrei im allgemeinen. 
Gründung. Lage. Zirkumskription. Karte der Pfarrei, auf 
welcher das geographische Gebiet und die Grenzen des Pfarrsprengels 
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angegeben sind. Dotation (nur im allgemeinen). Schicksale der 
Pfarrei in alter Zeit, im  Reformationszeitalter, infolge der Sä- 
kularisation, in der Gegenwart. 


Personalien. 


Patron. Seine Rechte und Pflichten. Inhaber des Patronats. 

Pfarrer. Reihenfolge. Biographisches und Angabe der wich- 
tigsten Momente in ihrer amtlichen Tätigkeit. 

Hilfsgeistliche. 

Kirchschreiber (Lehrer, Organist, Küster), Biographisches. 
Leistungen in den einzelnen Ämtern. Wo diese von verschiedenen 
Personen verwaltet werden, sind diese auch besonders zu behandeln. 

Kirchenvorsteher. Gemeindevertreter. Kirchväter und sonstige 
Kirchenbedienstete. (Rendanten u. 8. w.) 

Gemeinde. Statistisches. Bevölkerungszahl der eingepfarrten 
Ortschaften. Zu- und Abnahme. Eheschliessungen. Geburten. Sterbe- 
fälle Nationalität. Konfessionelle Verhältnisse — einst und jetzt. 
Konversionen. 


Pfarrkirche. 


Erbauung. Erweiterung. Wesentliche Veränderungen und Re- 
paraturen. Neubau, Beschreibung. Lage (orientiert?). Grösse. Bau- 
stil. Baumaterial. Baumeister. Künstlerische Ausschmückung. Bild- 
hauer. Maler. Kapellen. Altäre (fixa, portatilia). Tabernakel. Sakra- 
mentshäuschen. Schrein für die hl. Öle. Sakrarium. Presbyterium 
und Kommunionbank. Taufstein. Kanzel. Beichtstühle. Statuen. 
Bilder. Reliquiarien nebst Reliquien und deren Authentiken. Denk- 
máler. Bänke. 

Die Sakristei und ihre Ausstattung. 

Das Musikchor. Orgel, Erbauer, Bauart, Stimmen, Gebälge, 
Kosten, von wem beschafft ? 

Der Turm. Glocken (Zahl, Grösse, Inschriften, Stimmung, 
Stuhl) Uhr (Unterhaltungspflicht). 

Das Inventar. Gerätschaften — Heilige Gefásse, Paramente. 
Wie beschaffen in den verschiedenen Zeiten? Kurze Angabe, wann? 
von wem? zu welchem Preise die wichtigeren Sachen beschafft wor- 
den sind? von wem sie gefertigt worden? Alte Kultgegenstände: 
Schnitzereien, Stickereien, Glasgemälde, Medaillen u. s. w., die ausser 
Gebrauch sind, aber künstlerischen und historischen Wert haben. 

Einkünfte der Kirche. Kirchacker, Kapitalien (Kirch-, Fun- 
dations-, Bau-Kasse). Gerechtsame. Beiträge des Patrons, der Ein- 
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gepfarrten. Kirchstellengebühren. Klingelbeutel. Stolgebühren. Ausser- 
ordentliche Einnahmen (Geschenke, Strafgelder). 

Adjunkten, Filialen, Kapellen, so weit zntreffend, nach den 
vorstehenden Angaben zu beschreiben. Wegekreuze. Bildstöcke. 


Gottesacker. 


Lage — an der Kirche? wie weit entfernt? Grösse. Eigen- 
timer. Umwehrung (Unterhaltungspflicht) Einkünfte (Grabstellen- 
gelder, Gebühren für Denkmäler); eigne Kirchhofkasse? Kirchhof- 
kreuz. Bein- oder Barhaus. Werden Erwachsene und Kinder beson- 
ders beerdigt? Werden auch Andersgläubige auf dem Friedhofe 
begraben? in der gewöhnlichen Reihenfolge oder gesondert? Selbst- 
mörder. Wie viel Leichen im Jahre? Epidemien. Bemerkenswerte 
Denkmäler. Grüfte. Totengräber, Anstellung desselben. 


Pfarrhof. 


Pfarrhaus mit allen Nebengebäuden. Kaplanei. Lage, Grösse, 
Bauart, Beschaffenheit. Entfernung von Kirche und Schule. Brunnen. 
Garten und seine Umzäunung (Unterhaltungspflicht). Pfarrinventar. 

Pfarreinkommen. Widmut. Gerechtsame. Kapitalien (Pfarr- 
kasse). Sonstige Einkünfte (aus kirchlichen Kassen. Stolgebühren). 


Schule und Küsterei. 


Schul- (Küster-) Haus mit Nebengebäuden. Garten und Um- 
záunung. (Unterhaltungspflicht.) Brunnen. Inventar. 

Einkünfte als Kirchenbeamter. Grundbesitz. Gerechtsame. Aus 
Kapitalien (Küstereikasse). Sonstige Einkünfte. Verpflichtungen des 
Patrons, der Gemeinde. 

Einkünfte als Lehrer. Grundbesitz. Gerechtsame. Aus Kapitalien 
(Schulkasse). Sonstige Einkünfte (Schulgeld). Leistungen des Staats, 
Patrons, der Gemeinde, 

Unterhaltung der Schule. Gründung und Entwicklung der 
Schule. Frequenz. Klassen, Unterrichtsgegenstände und Methode. 
Religionsunterricht. Eingeschulte Ortschaften. Entfernung derselben. 
Gastweiser Besuch. Teilnahme der Schüler am Gottesdienste. 


Wohltätigkeüsanstalten. 


Ordensniederlassungen. Hospitäler. Waisenhäuser. Spielschulen. 
Grändung, Geschichte, Beschreibung derselben. Personalien. Gebäude 
und Liegenschaften. Einkünfte. Tätigkeit. Verwaltung. 
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Spiritualia. 

Gottesdienstordnung an Sonn- und Festtagen, in der Woche. 
Frequenz. Rorate. Christnacht (Krippe). Jahresschluss. Neujahrs- 
umgang. 40stündiges Gebet. Gründonnerstagumgang. Heiliges Grab. 
Auferstehungsfeier. Osterprozession. Allerseelen. Kirchweih, Requiem 
und Totenprozession am folgenden Tage. Ablassfeste. Wallfahrten. 
Weihungen. Erstkommunionfeier. Ewige Anbetung. Kreuzweg. 
Fastenandachten. Maiandacht. Rosenkranz- und andere Andachten. 
Bruderschaften, Vereine — Entstehung, Statuten. Kirchengesang. 
Musik. 

Sakramentenempfang; ob bald getauft? Haustaufen? Verhält- 
nis der unehelichen zu den ehelichen Geburten. Firmuug. Primiz. 
Trauungen — wie viele mit Dispens? Mischehen. Blosse Zivilehen, 
Trauungen coram ministro acatholico. Ehescheidungen (gerichtliche, 
eigenmächtige). Empfang der Sakramente der Busse und des Altars 
— von welchem Jahre ab?  Erstkommunikanten. Zahl der Oster- 
Kommunionen, der jährlichen. Verweigerung des kirchlichen Be- 
gräbnisses. 

Lokale Gebräuche bei Taufen, Hochzeiten, Einleitungen der 
Wöchnerinnen, Beerdigungen. Sittlich-religiöser Stand der Gemeinde. 
Verhältnis zu den Akatholiken. Vorherrschende Laster. Kirchenfeind- 
liche Bestrebungen, 


Die Ortschronik 


kann hier angeschlossen werden, die Geschichte und Beschreibung 
der eingepfarrten Ortschaften, Rittergüter, nebst Angaben über das 
Geistes- und Kulturleben. Hervorragende Persönlichkeiten, die in 
der Pfarrei geboren, in derselben gelebt und gewirkt haben. Sprache. 
Mundart. Trachten. Sagen. Lieder. Nahrungsquellen: Ackerbau, Ge- 
werbe, Industrie, Künste. Miscellania. 


IL. 


Die jäbrliche Weiterführung der Chronik geschieht am ein- 
fachsten nach der Reihenfolge der vorstehenden Rubriken. 
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Erklärung. 


In der Überschrift der Abhandlung: »Besetzungsweise etc.« 
im Heft I, S. 3 sowie im vorliegenden Heft II, S. 226 ist das Wort 
»schismatische in Klammer eingefügt. Auf Wunsch des Herrn 
Verfassers jener Abhandlung erklärt die Redaktion, dass dieser Zu- 
satz »schismatisch« von ihr und zwar ohne Wissen des Verfassers 
gemacht worden ist. Es war die bezeichnete Änderung vom Stand- 
punkte der Zeitschrift notwendig, wie sich deshalb auch die Redak- 
tion in einer Anmerkung zur Arbeit auf S. 3 zur Erklärung ge- 
zwungen sah, dass sie mit allen Ausführungen des Verfassers nicht 
einverstanden sein könne und die Abhandlung nur deshalb zum Ab- 
druck gekommen sei, weil sie Einzelheiten enthalte, welche auch 
für die Leser des Archivs ein Interesse haben könnten. Durch diese 
Erklärung halten wir eine solche des H. Verfassers selbst für über- 
flüssig. 

Die Redaktion. 


Berichtigung: 


Auf S. 223 Z. 14 u. 23 bitte zu lesen Frank statt Funk (Frank, Buss- 
disciplin der Kirche pag. 578). 
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I. Abhandlungen. 


— 


1. Leo XIII. und das Kirchenrecht. 
Von Regens Dr. Segesser, Prof. 


Wie die gesamte sichtbare und unsichtbare Welt unter der 
Herrschaft bestimmter Gesetze von Gott ihrem Ziele zugeführt wird, 
so muss auch die Kirche Gottes auf Erden die ihr von ihrem Stifter 
gewordene Aufgabe in einer bestimmten Ordnung lösen. Die Grund- 
züge derselben sind durch Jesus Christus selbst bestimmt, die weitere 
Ausbildung dieser Rechtsordnung aber soll den Bedürfnissen der 
Zeiten und Orte entsprechend durch die Kirche erfolgen. In dieser 
rechtbildenden Tätigkeit haben die Päpste immer die erste und vor- 
züglichste Stelle eingenommen; auch das Pontifikat Leos XIII. mit 
seinen 25 verflossenen Jahren ist auf dem Gebiete des kirchlichen 
Rechtes nicht unfruchtbar gewesen. In Bezug auf das persönliche 
Eingreifen Leos müssen, wir eine doppelte Bemerkung vorausschicken. 
Unser hl. Vater ist seiner ganzen Natur nach hauptsächlich dazu 
veranlagt, die grossen Fundamentalsätze der kirchlichen Rechtsord- 
nung wie des christlichen Lebens unter Bezugnahme auf die gegen- 
wärtigen Verhältnisse der Menschheit darzustellen und einzuprägen 
und von da aus der Entwickelung der kirchlichen Disziplin die Wege 
zu weisen. Sodann ist es bei den Dekreten und Entscheidungen der 
römischen Kardinalskongregationen oft schwer zu sagen, in welchem 
Masse dieselben auf die persönliche Initiative des Papstes zurückzu- 
führen sind. Immerhin ist sicher, dass keine Verfügung von irgend- 
wie allgemeinerer Tragweite ohne Kenntnis und Zustimmung des 
hl. Vaters erfolgte. 

Durchgehen wir nun einige Kapitel der kirchlichen Verfassung 
und des kirchlichen Rechtes. 

Die gesamte Stellung der katholischen Kirche zur bürgerlichen 
Gesellschaft ist von Leo XIIT. zum Gegenstande eines grossen Lehr- 
schreibens gemacht worden; es ist die berühmte Encyklika: Immor- 
tale Dei vom 1. Nov. 1885. In Übereinstimmung mit den dort aus- 
gesprochenen Grundsátzen hat der Papst in den verschiedenen Staaten 
die Freiheit und Rechte dieser Kirche auf ihren Kultus, auf den 
religiósen Unterricht, auf die Anstellung ihrer Diener-gewahrt und 
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reklamiert, wo diese Freiheit angegriffen wurde, so gegenüber Italien, 
Frankreich, Deutschland, aber auch zur vertraglichen Ordnung strit- 
tiger Fragen sich bereit gefunden. So wurde eine Lösung erzielt 
1885 mit Deutschland und der Schweiz betreffeud die Wiederbe- 
setzung der bischöflichen Stühle, 1886 mit Portugal bezüglich des 
Patronatrechtes auf die ostindischen Bistümer. Im selben Jahre er- 
folgte der Abschluss eines Konkordates mit Montenegro un. 1838 
mit Columbia. Im verflossenen Herbst endlich wurden die kirch- 
lichen Verhältnisse auf den Philippinen durch ein Übereinkommen 
mit der Regierung der Vereinigten Staaten von Nordamerika ge- 
ordnet. Seit dem Jahre 1893 vermittelt in Washington ein aposto- 
lischer Delegat den Verkehr mit dem hl. Stuhle. 

Aus manchen Akten Leos XIII. fällt neues Licht auf die ver- 
schiedenen Stufen der kirchlichen Hierarchie. 

Die Rechtsstellung des Papstes zu betonen, sowie dessen Be- 
fugnis, in die verschiedenen Länder der Kirche Delegaten zu ent- 
senden, fand Leo XIII. besonders Gelegenheit im Jahre 1885 gegen- 
über einem Artikel im »Siglo futuroe von Madrid. Es geschah durch 
ein Schreiben des Kardinal-Staatssekretärs Jakobini an den Nuntius 
in Madrid. — Das Recht des Papstes auf einen weltlichen Besitz 
und die Wichtigkeit desselben für die Unabhängigkeit des obersten 
Hirtenamtes findet in vielen Akten Leos XIII. beredten Ausdruck, 
so besonders in der Darlegung seines Regierungsprogrammes an die 
Staatssekretäre Nina und Rampolla in den Jahren 1878 und 1887. 

Ein ganz hervorstechender Charakterzug in der Regierung 
Leos XIII. ist die starke Betonung des Ansehens und der Gewalt 
der Bischöfe und das Bestreben, den Episkopat der einzelnen Länder 
zu geschlossener Aktion zu bewegen. Bezüglich des erstern Punktes 
erinnern wir an die Regelung des Verhältnisses zwischen Episkopat 
und Ordensklerus in England im Jahre 1881, an die weitgehenden 
Befugnisse, welche den Bischöfen 1900 zugeschieden wurden bezüg- 
lich der Institute mit einfachen Gelübden, sowie an die öftere Her- 
vorhebung der Rechte der Bischöfe gegenüber den katholischen Ver- 
einen und der Presse. 

Den Einheitsbestrebungen dienten die Rundschreiben an den 
Episkopat der verschiedenen Länder, worin jeweils die besondern 
Aufgaben desselben zur Sprache kamen, und dann das rege Interesse 
Leos für Bischofsversammlungen. Das Plenarkonzil von Baltimore 
liess er durch eine eigene Kommission von amerikanischen Bischöfen 
und römischen Konsultoren in Rom vorbereiten; das Plenarkonzil 
von Sidney 1885 für Australien versammelte sich auf spezielle An- 
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ordnung des Papstes; dasjenige der Bischöfe des lateinischen Amerika 
fand 1899 auf eigenen Wunsch der Bischöfe in Rom selbst statt. 
Dazu kommen eine Reihe von Provinzialkonzilien und Diözesan- 
synoden während der letzten 25 Jahre. Den Bischöfen Österreichs 
wurde für ihre Bischofskonferenzen das Arbeitsprogramm vom Papste 
gegeben. 

Bemerkenswert ist auch die Einführung der ordentlichen Hier- 
archie und damit der selbständigen bischöflichen Gewalt ia Schott- 
land 1878, in Bosnien 1881, in Indien 1885 und die EES 
der bischöflichen Sitze in andern Ländern. 

Die Wahl der Bischöfe wurde in Anlehnung an a schon von 
den letzten Vorgängern Leos XIII. eingeschlagene Verfahren neu 
geordnet für Schottland und die andern Länder, in denen die Hier- 
archie neu errichtet wurde: es sichert die Mitwirkung des Klerus 
und der Komprovinzialbischöfe mit dem hl. Stuhle bei der Wahl 
neuer Oberhirten. 

Bemerkenswert ist auch das in mehreren Erlassen zu Tage 
tretende Streben Roms, die amoviblen Missionsrektoren, sobald die 
kirchlichen Verhältnisse eines Landes geordnet sind, wenigstens zum 
Teil in kanonische Pfarrer zu verwandeln. Auch die Instruktion 
über die Suspension ex informata conscientia von 1884 und diejeni- 
gen über das Verfahren in Strafsachen der Kleriker aus den Jahren 
1878 und 1883 schützen die Priester gegen willkürliches Vorgehen 
ihrer Obern. 

Für die rechtliche Seite der Heranbildung des Klerus ist von 
Belang, dass Leo XII. die Statuten der katholischen Universitäten 
von Quebec und Washington, sowie der theologischen Fakultät an 
der Universität Freiburg i. d. Schw. selbst approbierte, und dass er in 
längern Schreiben an die Bischöfe Frankreichs, Spaniens und Bra- 
siliens gewissermassen den Lehrplan für die theologischen Studien 
aufstellle. Dazu kommen die Verordnungen für auswärtige Alum- 
nen, welche römische Studienanstalten besuchen, ausgehend vom 
Kardinalsvikariat und der Congregatio Concilii, sowie für italienische 
Kleriker, die behufs Erlangung des Lehramtsdiplomes an italienischen 
Staatsnniversitäten studieren. 

Auf dem Gebiete des Ordensrechtes begegnen wir während des 
Pontifikates Leos XIII. einer Reihe bedeutungsvoller Tatsachen. 
Nennen wir zuerst die Vereinigungs- und Reformbestrebungen. Die 
Benediktiner erhielten ihren Einheitspunkt im Primas und in der 
gemeinsamen Ordensschule, dem Anselmianum zu Rom. Die öster- 
reichischen Klöster wurden veranlasst, auf einer Versammlung zu 
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Salzburg im März 1889 zu Kongregationen sich zusammenzuschliessen 
und neue, auf eine Reform zielende Statuten zu entwerfen. Die drei 
Observanzen der strengen Cistercienzer oder Trappisten vereinigten 
sich auf den Wunsch des Papstes 1893 zu einer Ordensgenossen- 
schaft. Dasselbe taten 1897 die vier Zweige der Franziskaner- 
observanten, 1899 die verschiedenen Familien der Prämonstratenser. 
Schon 1882 hatte der Papst die Reform des Basilianerordens in 
die Hand genommen. 

Von eingreifender Bedeutung für die Gestaltung des Ordens- 
wesens sind: 1) Das Dekret von 1890 über die Gewissensrechenschaft, 
ordentliche und ausserordentliche Beichtväter und Gewährung der 
Kommunion an Ordensleute, welches eine Reihe von Explikationen 
hervorgerufen hat, sodann 2) das Verbot von 1900, demzufolge die Obern 
eines männlichen Ordensinstitutes ihre Untergebenen nicht beicht- 
hören dürfen — ausgenommen sind die Novizenmeister der alten 
Orden bezüglich ihrer Novizen und die Obern derselben bezüglich 
der Ordensreservate —; 3) das Dekret von 1892 über die Weihe 
von Ordinanden aus Orden und Kongregationen und die Entlassung 
solcher, welche die Weihen empfangen haben; weiter 4) das aposto- 
lische Schreiben vom Oktober 1900, durch welches die ganze recht- 
liche Stellung der religiósen Institute mit einfachen Gelübden gegen- 
über dem hl. Stuhle und den Bischófen geordnet wird; endlich 5) die 
Verfügung von 1902, welche auch für die weiblichen Orden der Ab- 
legung der feierlichen Gelübde eine Probezeit und einfache Profess 
für drei Jahre vorausschickt. Erwähnen wir noch eine Verordnung 
von 1896 betreffend das Kollektieren der Ordensschwestern und 
eine andere von 1898 über die Entlassung von Ordenspersonen mit 
einfachen Gelübden. 

Leo XIII. wird von manchen Zeitgenossen besonders als der 
Friedenspapst gefeiert, und er hat ja in der Tat überall den Frieden 
gesucht, wo er mit der Aufgabe der Kirche sich vereinen lässt. Aber 
das hat ibn nicht gebindert, mit grósster Entschiedenheit gegen all’ 
das anzukámpfen, was die Festigkeit und Reinheit des katholischen 
Glaubens gefährdet. Dahin gehört in erster Linie die Erneuerung 
der Regeln des Index librorum prohibitorum vom Jahre 1897, die 
strengen Erlasse gegen die Freimaurerei und verwandte geheime 
Gesellschaften, angefangen von der grossen Encyklika des Jahres 
1884 bis zu den Bestimmungen über Rekonziliation derselben auf dem 
Todbette und deren Begräbnis, die mannigfachen Verfügungen des 
S. Officium, welche die Communicatio in sacris mit Andersgläubigen 
bei Taufen, bei Begräbnissen verbieten, die starken Einschränkungen 
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betreffend Aufnahme andersgläubiger Zöglinge in geschlossene katho- 
lische Erziehungsinstitute, die Geltendmachung bestehender kirch- 
licher Bestimmungen gegenüber Katholiken, welche ohne Erlaubnis 
und ohne Kautelen gemischte Ehen eingegangen haben. Wir können 
auch die Einsetzung einer eigenen Kardinalskommission in Rom zum 
Schutze des Glaubens dahin rechnen; manche Bemühungen um 
Wiedervereinigung der Getrennten schlagen ebenfalls in dieses Ge- 
biet ein, so besonders die Fürsorge für die selbständigen Riten der 
Orientalen. | 

Auf die reiche Tätigkeit der Congregatio Rituum kann hier 
nicht eingegangen werden; wir begnügen uns hinzuweisen auf 
bereits getroffene und in Aussicht genommene Verbesserungen am 
Brevier, Vereinfachung der Translation der Feste, Bestimmungen 
betreffend Wahl des Messformulars in einer fremden Kirche, Ver- 
ordnungen über Gesang und kirchliche Musik, über Bination, über 
Messstipendien. Im Jahre 1898 erschien die neue offizielle Samm- 
lung der Dekrete der Ritenkongregation. Im Zusammenhang damit 
kanu auch die Verordnung des Papstes Platz finden, dass alle Bischöfe 
an Sonn- und Festtagen die hl. Messe für die Gläubigen ihrer 
Sprengel aufzuopfern haben. 

Eine Reihe von neuen Bestimmungen betreffen die Sakramente 
der Busse und Ehe. Das Jahr 1886 hat eine sehr eingreifende 
Änderung gebracht betreffend die Absolution von päpstlichen 
Zensuren. Im Eherecht gelten mehrere Erlasse der Zurückweisung 
der bürgerlichen Ehescheidung; sodann hat 1886 die Poenitentiarie 
die Klauseln ihrer Ehedispensformulare neu bestimmt, 1902 die Da- 
tarie die Dispensformulare revidiert. Seit 1886 braucht bei Dispens- 
gesuchen allfälligen Incestes keine Erwähnung mehr getan zu wer- 
den; ebenso hat Leo bezüglich der clandestinen Ehen 1892 eine 
Anordnung des alten Rechtes geändert. Im Interesse der Rechts- 
sicherheit betreffend die Gültigkeit der Ehen ist auf manche Gegen- 
den die Declaratio Benedictina ausgedehnt worden. 

Die weitschweifigen Formen des alten Progesses haben in unserer 
schnelllebenden Zeit oft, besonders in Missionsländern, das andere 
Extrem einer raschen, bloss administrativen Erledigung der Rechtsfälle 
mit Beiseitesetzung jeglichen gerichtlichen Verfahrens hervorgerufen. 
Dieses Vorgehen bricht aber nicht bloss mit der ganzen Vergangen- 
heit, sondern leicht öffnet es auch der Willkür den Weg und da- 
mit dem Unrecht. Daher finden wir während des Pontifikates von 
Leo XIII., wie schon oben angedeutet, einige Weisungen, welche 
dahin zielen, ein geordnetes Verfahren mit möglichster, Kürze zu 
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verbinden. Wir rechnen dahin die Instruktionen der Propaganda 
von 1878 und 1883 über das Vorgehen in Kriminalsachen der 
Kleriker in den Vereinigten Staaten von Amerika und die Instruk- 
tionen des S. Offizium und der Propaganda über den Eheprozess im 
Orient und in den Missionsländern der lateinischen Kirche. Die 
Congregatio Episcop. et Regular. hat 1901 ihr eigenes Prozess- 
recht einer Revision unterzogen. Am Ehegericht des römischen 
Vikariates wurden 1902 die weltlichen Notare durch Priester ersetzt. 

Damit wollen wir unsere Übersicht schliessen. Das Recht der 
Kirche ist auf das innigste verbunden mit ihrer Aufgabe. Die Auf- 
gabe bleibt im Wesentlichen dieselbe zu allen Zeiten und an allen 
Orten, deswegen auch ihre fundamentale Verfassung und die grossen 
Linien ihrer Gesetzgebung. Die besondern Bedürfnisse verschiedener 
Zeiten erfordern aber auch wieder ihre eigenen Hilfsmittel, weswegen 
einzelne kirchliche Ämter und Rechtsinstitute kommen und ver- 
schwinden. Unsere gegenwärtige Zeit ringt in politischer und so- 
zialer Hinsicht nach Neugestaltung der Verhältnisse; ist es ein 
Wunder, wenn auch das kirchliche Recht davon nicht unberührt 
bleibt? Gerade weil in manchen Missionsländern die modernen Zu- 
stände schon am vollständigsten vorliegen, haben Leo XIII. und seine 
Organe der Entwicklung des kirchlichen Rechtslebens in denselben 
die liebevollste Aufmerksamkeit geschenkt: in Amerika, in Australien, 
in England und Holland entwickelt sich das künftige Kirchenrecht 
auch für die alten Gebiete der Kirche. Der Übergang ist nicht ein 
plötzlicher, sprunghafter, sondern entspricht der Jahrhunderte alten 
Praxis des römischen Stuhles; während in den fortgeschritteneren 
Ländern schon das neue Recht als Gesetz besteht, wird es in den 
übrigen auf dem Wege von Dispensation und Indult ebenfalls ins 
Leben eingeführt und die alte Rechtsbestimmung, wenn sie sich 
durch den Gebrauch wirklich als überlebt erweist, allmählich fallen 
gelassen. Auch im Rechtsleben der Kirche zeigt sich jenes wunder- 
bare Zusammenwirken von persönlicher Initiative, äussern Verhält- 
nissen und übernatürlicher Leitung; das Pontifikat Leos XIII. bietet 
hiefür einen sprechenden Beleg. 
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2. Zur Stellung des päpstl. Kamerars unter Clemens VII. 
(Gegenpapst). 


Von Dr. E. Goller. 


In der Reihe der römischen Päpste gelten Clemens VII. und 
Benedikt XIII. — und daran werden wir, nachdem die neuere For- 
schung sich fast einstimmig für die Giltigkeit der Wahl Urbans VI. 
ausgesprochen !), festhalten müssen, — nicht als rechtmässige Nach- 
folger des hl. Petrus auf dem apostolischen Stuhle. Soweit jedoch 
die praktischen Verhältnisse in Betracht kommen, dürfen wir diese 
beiden Vertreter der avignonesischen Obedienz nicht im strengen 
Sinne des Wortes als Gegenpäpste bezeichnen, da, wie Eubel?) mit 
Recht hervorgehoben hat, sowohl »Martin V. als auch dessen Nach- 
folger, die bis dahin in ihrer Obedienz anerkannten Päpste gleichfalls 
als solche anerkannt und in ihren amtlichen Schriftstücken, wenn 
sie auf dieselben zu sprechen kamen, auch als solche bezeichnet 
habene. Dass diesen zwei Pontifikaten für die Geschichte jener 
Epoche vor allem auch auf dem Gebiete der kurialen Verfassung 
keine geringe Bedeutung zukommt, zeigt schon äusserlich das reiche 
hierher gehörende Quellenmaterial des pápstl. Geheimarchivs. Die 
Kanzleiregeln Benedikts XIII. sind für die Folgezeit, obwohl durch 
das Schisma das Band des kontinuierlichen Znsammenbangs mit den 
Nachfolgern durchschnitten war, geradezu vorbildlich geworden 8). 
Unter seinem Vorgänger herrschte, wenn die Angaben Ottenthalst) 
das Richtige treffen, nicht gerade die beste Ordnung in der Kanzlei, 
zumal er mit grossen Schwierigkeiten in der Neuschaffung des Ver- 
waltungsapparates zu kämpfen hatte. Da er aber noch mehr wie 


1) Zur Litt. vgl. Pastor, Gesch. d. Päpste. I. 4 Aufl. S. 116 u. 121. Anm. 
Die Darstellung der Wahl Urbans VI. in Valois grossem Werke über das 
Schisma (La France et le grand schisme d’occident, Paris 1896 I, 1—83) kann 
nicht als erschöpfend bezeichnet werden. Es fehlt uns vor allem an einer 
quellenmässigen Untersuchung über das Verhalten der italienischen Kardinäle. 

2) Eubel, Die avignones. Obedienz der Mendikantenorden etc. Paderborn 
1900. S. VII. 

3) Ottenthal, Die päpstl. Kanzleiregeln von Jobannes XXII. bis Ni- 
kolaus V. Innsbruck 1888. S. XI. 

4) Ebdas. S. XI. 
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Benedikt XIII. den früheren Päpsten nahestand, sind auch seine Ver- 
ordnungen von höchster Wichtigkeit für die Entwicklung der päpstl. 
Verwaltung im 14. Jahrhundert. Dies gilt vor allem auch für die 
Geschichte der Camera apostolica. 

Die Verwaltungspraxis war in der Kammer noch kontinuier- 
licher als in der Kanzlei. Obwohl im Laufe des 14. Jahrhunderts 
die Reihe der Bestimmungen und Erlasse sich erweiterte: im grossen 
und ganzen blieb die Geschäftspraxis eine relativ gleichmässige 
und einfache. Wie sehr dies noch unter dem Nachfolger Clemens VII. 
der Fall war, zeigt eine Geheiminstruktion Benedikts XIII. für seine, 
von ihm im Jahre 1404 nach verschiedenen Provinzen Frankreichs 
zur Regelung der Kammerangelegenheiten abgesandten Kommissäre. 
Dieses von Mollat 5) neuestens zusammen mit einigen anderen Doku- 
menten veröffentlichte, aber leider zu wenig seinem Inhalt und seiner 
Bedeutung nach gewürdigte Aktenstück gehört zum Interessantesten, 
was uns an gleichzeitigen Aufzeichnungen über den Geschäftsgang 
der apostolischen Kammer zur Zeit des grossen Schismas erhalten 
ist. Nicht nur, dass die verschiedenen Arten der Einnahmequellen 
als solche bis ins einzelne charakterisiert werden, wir erhalten auch 
die eingehendsten Aufschlüsse über ihr gegenseitiges Verhältnis 6), 
über den Einziehuugs- und Ablieferungsmodus der Gelder"), über 
die Buchführung der Kollektoren ebenso wie über die Geschäfts- 
praxis in der Kammer selbst 8). 


5) Annales de Saint-Louis-Des-Français, Rome VI, p. 453. 

6) So bes. Art. VII: »de dictis communibus serviciis . . . recipitur obli- 
gacio in thesauraria pape a promotis ea debentibus, antequam littere promo- 
cionum eisdem expediantur, et propter hoc dicta communia servicia nunquam 
petuntur vel exiguntur extra curiam per collectores vel subcollectores, sed per 
ea debentes aportantur vel mittuntur apud curiam Romanam et solvuntur the- 
saurario dni nri pape et solucione facta datur quitancia per cameram et con- 
scribitur dicta solucio facta per notarium clericorum camere, qui de obligacione 
notam scripsit. (Art. VIII) De aliis autem debitis non solent recipi obligaciones 
in curia Romana, sed solum per collectores et subcollectores petuntur et exigun- 
tur. Et hi potestatem habent conveniendi debentes excommunicandi et absol- 
vendi; tenentur etiam de illis reddere rationem in thesauraria camerario et aliis 
gentibus camere dni nri pape. 

7) Die Kommissáre sollen sich bei und im Verein mit den Kollektoren 
bis ins einzelne über alles informieren, insbesondere auch »de potencia et im- 

otencia eorum dicte diocesis, qui tenentur ad communia servicia, de quibus 
abent ipsi commissarii quaternum, in quo omnes descripti sunt«. Sie sollen 
ferner beachten »quia taxa prelaturarum respectu communis servicii non fuit 
unquam reducta, salvis aliquibus partibus prelaturis, que per dnm Clementem 
VI.] fuerunt moderate; taxa vero minorum beneficiorum fuit per dnm Ur- 
anum [V.] ad mediam partem reducta«. 

8) Vgl. bes. Art. XX. — Sehr zu beachten sind die Klagen, die in der 
Instruktion über die — geradezu erschreckenden Missbräuche sowohl auf seiten 
der Kollektoren wie der zahlungspflichtigen Schuldner geführt worden; cha- 
rakteristisch ist die Bemerkung: »Nam grave et honerosum non videtur, quod 
ille, qui beneficium pro tota vita sua assequtus est, fructus unius anni pape 
dare teneatur«, 
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Wenig sagt uns diese Instruktion von den Kameralbeamten, 
insbesondere von den Rechten und Pflichten des Kamerars?). Über 
die Stellung dieses einflussreichen und schon damals mit grossen 
Machtbefugnissen ausgestatteten Beamten erhalten wir nun einen 
wertvollen Beitrag aus dem Inhalt des unten folgenden Schreibens, 
durch das Clemens VII. am 16. Januar 1393_die Amtshandlungen 
seines Kamerars Franciscus 1°) ratifizierte und approbierte, ihm Ent- 
lastung und Indemnität erteilte, ihn wie seine Erben jeder weiteren 
Haftbarkeit und Verpflichtung der Kammer gegenüber enthob, ja 
ibm selbst für den Fall, dass er von den Einnahmen manches zu- 
rückbehalten und für sich oder andere verwandt hätte, Verzeihung 
und Nachlass gewährte!!) »non obstantibus quibuscunque« also auch 
unter Ausschluss der von ihm am 23. Januar 1385 erlassenen Kon- 
stitution »Cum, sicut accepimus«, die bestimmte, dass in Zukunft 
die Quittungen und Entlastungsschreiben für die Kollektoren und 
die übrigen mit der Geldeinsammlung beauftragten Beamten nur 
dann Giltigkeit haben sollten, wenn in ihnen die einzelnen Summen 
»specifice, particulariter et distincte« angeführt seien. 

Der erste Teil des Schreibens wirft einen Rückblick auf die 
Tätigkeit des Kamerars, dessen Amtshandlungen, soweit es der Zweck 
der Bulle erforderte, in der ganzen Dreite des Kurialstiles der Reihe 
nach aufgezäblt werden. Wir sehen hier den Kamerar in seiner 
ausgedehnten Wirksamkeit als Verwaltungs- und Justizbeamten 1?) 
vor uns, wie er im Distrikte Avignon !3), in der Grafschaft Venaissain 


9) Vgl. Art. VII. VIII. XX. 

10) Er wurde, wie die Bulle selbst hervorhebt, am 24. Dezember 1383 
— damals ‚episcopus Grationopolitanus' — von Clemens VII. zum Kamerar er- 
nannt. Die Angabe £ubels (Hierarchia cath. S. 278 Anm. 3) beruht auf einem 
Versehen, da auch die Ernennungsbulle (Reg. Av. nr. 258 Clem. VII. 34 f. 178) 
das gleiche Datum angibt. 

11) »Et si qua ex premissis receptis .... eciam cuiuscunque valoris, 
summe, qualitatis et quantitatis fuerint, retinueris et tibi vel aliis apropria- 
veris... . tibi remictimus penitus, concedimus et donamus«. Dass es sich hier 
lediglich nur — worauf übrigens bezüglich des Inhalts nicht viel ankommt — 
um einen formelhaften Ausdruck handle. kann man wohl kaum annehmen. 
Als Beispiel vgl. aus früherer Zeit G. Daumet, Benoit XII. Lettres closes, 
patentes et curiales etc. pag. 104 nr. 164. 

12) In der Ernennungsbulle werden die Vollmachten des Kamerars, wie 
dies in derartigen Urkunden sonst vielfach der Fall ist, nicht aufgezählt; hier 
heisst es ganz allgemein: »te nostrum et eiusdem ecclesie Romane camerarium 
tenore presencium constituimus et eciam deputamus mandandi, precipiendi, cor- 
rigendi, gerendi. faciendi et exercendi omnia et singula, que ad predictum spec- 
tant officium«. Uber die jurisdiktionellen Befugnisse des Kamerars im einzelnen 
vgl. Reg. Av. nr. 238 (Clem. VII. 34) fol. 178. 

13) Zum »vicarius generalis in spiritualibus et temporalibus ecclesie 
Avinionensis« ernannte Clemens VII. seinen Kamerar ebenfalls am 24. Dezember 
1388 »sibi gubernationem et administrationem bonorum et iurium universalium 
ad mensem episcopalem Avinionensem pertinencium committendo et inter cetera 
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und den übrigen Gebieten der römischen Kirche »nonnullos iudices, 
capitaneos, castellanos, vicarios, baiulos et alios officiarios« ein- und 
absetzt, Kollektoren, Subkollektoren, Kommissäre, Gesandte und 
andere Beamte ernennt oder wieder entlässt, wie er in den den päpst- 
lichen Fiskus betreffenden Angelegenheiten prozessualisch vorgeht, 
Strafsentenzen fällt, Zensuren verhängt, mit Exkommunikation, Sus- 
pension und Interdikt also einschreitet, wie er dann die verschieden- 
artigen Steuern und Einkünfte — die Zensus, Visitationen, Servitien, 
Annaten, Zehnten, Prokurationen, Spolien, Vermächtnisse, Gabellen 
und Subsidien u. a. — erhebt oder erheben lässt, wie er in Sachen 
der päpstlichen Kammer Obligationen entgegennimmt und eingeht, 
Konzessionen und Privilegien gewährt, Käufe und Verkäufe abmacht, 
Verträge schliesst, Quittungen ausstellt, wie er dann die einzelnen 
Thesaurare, Kommissäre, Clavarii, Kollektoren und anderen Beamten 
zur Rechenschaft zieht, deren Rechnungen und Buchführung prüft 
oder prüfen lässt, ihnen Entlastung erteilt und Nachlass gewährt, 
wie er ferner die Ausgaben der Kammer für die innere und äussere 
Verwaltung am päpstlichen Hofe, wie ausserhalb desselben zur Er- 
haltung und Verteidigung der kirchlichen Rechte und Besitzungen, 
für die Zwecke des Friedens wie des Krieges, demgemäss auch zur 
Ausrüstung des Heeres und der Flotte bestreitet und regelt, wie er 
schliesslich auch in die sonstige Verwaltung in den oben erwähnten 
Gebieten auf Grund seines Kamerariats oder eines Mandats seitens 
des Papstes eingreift. 

So bedeutend uns die Stellung des Kamerars auf Grund 
dieses Schreibens erscheint, im einzelnen wäre, wie uns die Ge- 
schichte des Kamerariats, das bereits unter den ersten avignonesi- 
schen Päpsten die hier erwähnten Befugnisse und Rechte im wesent- 
lichen umfasste, lehrt, noch manches hinzuzufügen, so u. a. über 
die Stellung des päpstlichen Kamerars innerhalb der Kammer selbst 
und zu deren Beamten, vor allem aber auch sein Verhältnis zur 
apostolischen Kanzlei. Die Beziehungen zwischen Kammer und 
Kanzlei waren naturgemäss sehr enge. Dies ergab sich, ganz abge- 
sehen von den jurisdiktionellen Befugnissen des Kamerars an der 
Kurie, vor allem aus dem Ineinanderspielen der Geschäftsinteressen 
beider Behörden. Es genüge hier nur mit Bezug auf die Praxis bei 
Verleihung vakanter Benefizien an die Herstellung der Benefizien- 
register in der Kammer zu erinnern, die bekanntlich unter Bei- 


em —- 


officiales quoscunque in civitate et diocesi Avinionensi pro iuribus et bonis 
predictis petendis et habendis deputandi et ordinandi prout sibi videretur fa- 
ciendum concedendo facultateme Reg. Av. nr. 262 fol, 174. 
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ziehung der Supplikenregister erfolgte!4). Wir wissen ferner, dass 
die Kanzleiregelu mitunter auch auf das Gebiet der Kammer über- 
griffen 15), dass die apostolischen Sekretāre den Treueid in die Hände 
des Kamerars abzulegen batten 6), — also eine Reihe von Fragen, die 
in dem Schreiben Clemens VII. selbst nicht berübrt sind. Gleich- 
wohl aber kommt diesem keine geringe Bedeutung zu, da bis jetzt 
ein derartiges, die Rechte und Pflichten des Kamerars zusammen- 
fassendes Dokument aus dem 14. Jahrbundert noch nicht veröffent- 


licht worden ist. 
Avinione 1393 Januarii 16. 


Clemens etc. — Venerabili fratri Francisco archiepiscopo Nar- 
bonen. apostolice sedis camerario salutem etc. 


Nostris, ut debitum existit, gerentes in votis, quod in negociis 
nostris et ecclesie Romane diversorum et fidelium obsequiorum labo- 
ribus fatigati preserventur et a turbacionibus et molestiis liberentur *) 
ipsis ea concedimus, que speramus eorum) posse prodesse quieti. 
Cum itaque tu per te vel alium ac alios sicut, nobis plenarie constat, 
& vicesima quarta die mensis decembris pontificatus nostri anno 
sexto, qua te tunc episcopum Gratianopolitanum existentem nostrum 
et apostolice sedis camerarium duximus constituendum in civitate 
territorio et districtu Avipionensi, comitatu Venayssini et aliis terris 
dominiis et districtibus nostris et Romane ecclesie nonnullos iudices 
capitaneos, castellanos, vicarios, baiulos et alios officiarios varios et 
diversos in regnisque, provinciis, regionibus, dominiis, iu quibus pre- 
decessores tui hoc facere consueverunt, fructuum et proventum camere 


14) Kirsch, Die Verwaltung der Annaten unter Clemens VI., Róm. 
Quartalschr. 1902 S. 126. 

15) Für den Anfang des 14. Jahrhdts. vgl. meine Angaben in d. Rôm. 
Quartalschr. 1902 S. 415 f. 

16) Tangl, Die päpstl. Kanzleiordnungen von 1200—1500 S. 47. Zur 
Entwicklung des Sekretariats im 14. Jahrhundert vgl. Ottenthal, Die Bullen- 
register Martins V. und Eugens IV. MIÖG. I. Ergzbd. S. 461 ff, Tangl, Die 
apstl. Register von Benedikt XII. bis Gregor XI. (Sonderabdruck aus den 
estgaben für Büdinger) Innsbruck 1898. S. 10 ff. — Der Inhalt der Eides- 
formel ist m. E. von Ottenthal l. c. zu wenig berücksichtigt worden. In- 
teressant für die Stellung des Kamerars zu den Sekretären unter Clemens VII. 
ist folgende Bestimmung dieses Papstes: (Reg. Av. nr. 268 fol, 611v) Anno Dni 
1384 die II* marcii precepit dns nr Clemens papa VII. mihi Francisco episcopo 
Grationopolitano, eius camerario, quod scribi facerem in libris camere et omni- 
bus secretariis et abreviatoribus dici, quod nulla bulla vel littera cuiscunque 
assignacionis sive pecunie seu alterius rei, cuicunque persone facta esset, va- 
leret nec bullari deberet, nisi primitus in camera[m] portata fuerit et per me 
camerarium signata manu mea, et ita nunciari voluit omnibus collectoribus, 
idem etiam voluit de litteris donacionum quarumcunque possessionum, domorum, 

cuniarum et aliarum rerum beneficialium. Presentes autem fuerunt etc. .... 
edicta autem denunciacio ipsis secretariis facta fuit publica in thesauraria die 

IV* predicti mensis anno eodem pontificatus ipsius dni nri anno VI°. 
a) Hs libenter. — b) Korrigiert von anderer Hand, ursprünglich earum. 
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apostolice collectores succollectores, commissarios, muncios et alios 
eciam officiarios constitueris, creaveris, deputaveris, destitueris, de- 
posueris et revocaveris et in regnis provinciis, terris, districtibus et 
dominiis supradictis processus plures feceris, penas multas et cen- 
suras tam spirituales quam temporales inflixeris ac eciam tam inter- 
locutorias si quam diffinitivas necnon excommunicacionis, suspensionis 
et interdicti sentencias promulgaveris et eas et earum agravaciones 
et denunciaciones publicaveris et pronunciaveris, iurisdictionem spi- 
ritualem et temporalem ad tuum et predictum officium pertinen[tem] 
exercueris ac pecunias, vassellam, perlas, gemmas et alia iocalia eciam 
aurea et argentea ac lapides preciosos, pannos aureos, sericos, lanu- 
tos et lineos, libros diversarum facultatum, vina, blada, aves, ani- 
malia, res et bona alia obvenientia de redditibus, exitibus, proventibus 
ecclesie Avinionensis quam ad manum nostram tenuimus, iuribus et 
emolumentis terrarum nostrarum et Romane ecelesie censibus bien- 
nalibus, triennalibus, quadriennalibus nobis et collegio cardinalium 
sive Romane ecclesie debitis bonisque et rebus, que ex ordinacione 
nonnullorum cardinalium vel alias preter vel contra eorum disposi- 
tionem recipi et levari voluimus, spoliis prelatorum et personarum 
aliarum ecclesiasticarum secularium et regularium vel bonis obvenien- 
tibus tempore vacacionum prelaturarum vel aliorum beneficiorum 
communibus serviciis vacantibus et annatis sive fructibus primi anni 
ecclesiarum monasteriorum et, beneficiorum aliorum donis et muneri- 
bus quibuscunque tractatibus, composicionibus, pactis, convencionibus 
mutuis, decimis, visitacionibus et procuracionibus, imposicionibus, 
gabellis et subsidiis (fol. 1*) aliis ac pluribus viis et modis pro pro- 
mocionibus, provisionibus, unionibus, dispensacionibus, indultis, privi- 
legiis, exempcionibus et libertatibus ac franchisiis et aliis conces- 
sionibus et graciis sive causa, occasione vel racione earundem vel 
aliquarum seu aliquorum ex ipsis sive per oblaciones vel presen- 
taciones liberaliter factas sive per colloquia, tractatus vel promis- 
siones vel huiusmodi similia precedentes sive precedentia sive ante 
predictarum concessionum sive post et eciam pluribus aliis variis et 
diversis viis, modis, racionibus et causis receperis et habueris seu 
recipi, exigi et levari feceris et mandaveris vel nomine tuo et te 
postmodum ratum habente petita, exacta, levata fuerint et recepta et 
insuper nonnulla tractatus et pacta, composiciones, exactiones, con- 
venciones, mutua et plures alios contractus, imposiciones, taxaciones 
promissiones, obligaciones, concessiones et impiynoraciones, vendiciones, 
alienaciones, distractiones, modificaciones, donaciones, assignaciones 


a) Hs intellocutorias. 
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et remissiones, absolutiones, quittaciones eciam de summis maioribus 
quam quingentorum florenorum de et super fructibus, proventibus 
iuribus et obvencionibus, emolumentis, censibus, pecuniis, rebus, terris, 
locis et bonis aliis mobilibus et immobilibus ad nos et ecclesiam ac 
cameram predictas et alias quomodolibet pertinentibus seu de et 
super rebus bonis factis et negociis aliis quibuscumque feceris con- 
traxeris, inieris, imposueris, concesseris et ordinaveris seu fieri con- 
trahi, peti, iniri, imponi, ordinari et concedi libertates, franchisias, 
privilegia et immunitates alias concesseris, feceris, procuraveris ve[l] 
concedi vassellam, iocalia, res et bona mobilia et inmobilia empcionis 
titulo vel alias acquisieris ac thesaurariorum, collectorum, nuncio- 
rum, commissariorum, succollectorum , clavariorum et aliorum re- 
ceptorum plurium raciones et compota, eciam que in camera predicta 
reddi debebant, audiveris, examinaveris, approbaveris vel reprobaveris 
et in illis concluseris seu ipsa feceris vel mandaveris audiri, examinari 
approbari vel reprobari ac super ipsis fieri arrestum et conclusionem - 
finalem nonnullisque collectoribus, succollectoribus, clavariis vel aliis 
receptoribus, quictacionem, remissionem et liberacionem plenariam 
dederis eciam et concesseris seu datas vel concessas admiseris, receperis, 
approbaveris seu feceris et mandaveris admitti, approbari et expediri in 
camera vel extra cameram et cum consilio vel per te ipsum absque con- 
silio quocumque nullis compotis seu racionibus per eosdem traditis, 
redditis vel exhibitis eisdem non visis, auditis, discussis, verificatis 
vel examinatis qualitercumque fructusque redditus et proventus, obven- 
ciones et emolumenta, census, pecunias, res et bona predicta et que- 
cumque alia nomine nostro per te vel quoscunque alios nomine (fol. 2) 
camere recepta ordinariis et extraordinariis et aliis expensis nostris ac 
nostrorum familiarium et servitorum ac personarum aliarum pensio- 
nibus, provisionibus, gagiis et stipendiis ac pensionum, assignacionum, 
donorum et debitorum aliorum solucionibus et aliis oneribus sumptibus 
et expensis variis et diversis et tam racione guerrarum variarum et 
diversarum conqueste regni Sicilie factorumque et negociorum con- 
cernentium dictum regnum defensionis*) et recuperacionis et conser- 
vacionis civitatum, terrarum et locorum Romane ecclesie in Ytalia 
consistencium missionis legatorum, ambassiatorum pro magnis et ar- 
duis variisque et diversis factis et negociis transmissorum armafuris D) 
seu clas[s]ibus, navium, galearum et aliorum navigiorum quorumcunque 
quam alias factis habitis et supportatis expendens dispensaveris et 
exposueris seu feceris vel mandaveris liberari tradi, exponi, disponi, 
dispensari et expendi et quamplura alia tam in comitatu Venaissini 


a) Hs deffensionis. — h) Korrigiert, ursprünglich armatis. 
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et civitate Avinionen. et aliis terris nostris et Romane ecclesie pre- 
dicte quam nonnullis aliis terris, regnis, provinciis, partibus, do- 
miniis atque locis et tam camerariatus huiusmodi racione quam 
commissionum potestatum et mandatorum verbo vel alias per nos 
tibi factorum vigore vel alias nostro et ecclesie ac camere predicta- 
rum nominibus gesseris, ordinaveris et administraveris ac fieri, ad- 
ministrari et ordinari feceris, procuraveris, promiseris et tolleraveris 
ac ratificaveris nos tuam fidelitatem obsequiosam, promptitudinem et 
industriam circumspectam in premissis et aliis nostris et ipsius ec- 
clesie negociis multipliciter comprobatam necnon alia grata pluri- 
mum et accepta servicia, que nobis et eidem ccclesie studiis con- 
tinuis impendere non desinis attenta meditacione pensantes et ne tu 
vel heredes successores, executores et a te *) causam habentes et babi- 
turi possitis imposterum occasione premissorum vel alicuius ex ipsis 
molestari vel turbari provideri volentes omnia et singula premissa 
ac quecumque et qualiacumque ac quantacumque eciam, si de supe- 
rius expressatis maiora sint, que eciam sive in libris, regestris seu 
scripturis publicis vel privatis dicte camere vel aliis contineantur vel 
reperiantur sive non presentibus haberi volumus pro expressis et 
singulariter designatis per te seu tuo mandato et consensu aut de 
voluntate, procuracione, promissione vel ordinacione tam buiusmodi 
camerariatus quam nostro, ecclesie Romane et camere predictarum 
nominibus a dicta die usque ad datam presencium quomodocunque 
qualitercunque et ubicunque facta, gesta, procurata, tractata, inita, 
concessa, quittata, remissa, ordinata et administrata seu alias quo- 
modolibet pacta de ipsis ad plenum certificati motu proprio non ad 
tuam vel alterius pro te nobis super hoc oblate peticionis instanciam 
sed ex nostra certa sciencia et apostolice potestatis plenitudine ac 
de consilio et assensu venerabilium (fol. 27) fratrum nostrorum pre- 
dicte Romane ecclesie cardinalium apostolica auctoritate presencium 
tenore ratificamus, approbamus et confirmamus et sponte recognosci- 
mus ea de nostro beneplacito processisse et insuper defectus), errores, 
excessus, actus et contractus eciam illicitos et indebitos, si qui essent 
et alia vicia quecunque, si qua eciam preter et contra constitutiones 
per nos et predecessores nostros factas ac iura et ordinaciones curie 
Romane vel camere apostolice quomodolibet per te vel alium seu 
alios tuo nomine seu te mandante, permictente vel consenciente seu 
nomine tuo factos ratum habente et ecclesie ac camere predictarum 
aut ecclesiarum personarum ecclesiasticarum vel secularium, univer- 
sitatum, eommunitatum vel collegiorum, preiudicium, dampnum seu 


a) Von anderer Hund darüber geschrieben. —. b). Hs, deffectus. 
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gravamen commissa, si qua vel que ex negligencia, ignorancia, ma- 
licia vel alias quomodolibet intervenerint in premissis supplentes et 
habentes presentibus pro suppletis et expressis ac ea tibi totaliter re- 
mittentes de premissis omnibus et singulis sic tractatis, procuratis, con- 
cessis, quittatis, remissis, approbatis, ratificatis, factis, gestis, expensis, 
mandatis, ordinatis et administratis et aliis superius expressatis te, tuos 
heredes, successores et executores ac causam habentes et habituros 
predictos motu, sciencia, plenitudine, consilio et assensu ac potestate 
predictis remittimus, indulgemus, quittamus, absolvimus et penitus 
liberamus ac ubique esse volumus quietos, remissos, absolutos, libe- 
ros et immunes ac te vel eos aut eorum aliquos pretextu mutuorum, 
promissionum, iuramentorum seu quarumcunque obligacionum inita- 
ram, factorum seu receptorum per te vel de mandato tuo a vel cum 
quibuscumque personis de quibuscumque rebus, quantitatibus atque 
summis et quibuscunque de causis ad quamcunque solucionem, satis- 
factionem, restitutionem in toto vel in parte de bonis tuis execucionis 
tue seu heredum executorum vel successorum tuoram quomodolibet 
faciendam vel ad reddendam racionem aliquam seu queque computa 
de premissis vel eorum aliquibus non teneri vel esse obnoxios seu 
aliquatenus obligatos nec debere sive posse cogi seu compelli ad ali- 
quod de premissis per quoscunque et auctoritate quacunque declara- 
mus, ordinamus et decernimus per presentes et nichilominus potestatem 
et facultatem omnimodam faciendi de cetero discussionem, verifica- 
cionem, inquisicionem, examinacionem, impugnacionem, anullacionem 
seu revocacionem quamcumque de et super premissis vel eorum ali- 
quibus camerariis, thesaurariis, clericis camere, commissariis, pro- 
curatoribus et advocatis fiscalibus et locatenentibus (f. 3) eorum et 
aliis quibusvis presentibus et futuris cuiuscunque status, gradus, dig- 
nitatis ac preeminencie ac quacumque auctoritate fungentibus inter- 
dicimus, tollimus et amovemus et super ipsis omnibus et singulis eisdem 
et quibuscunque aliis quacunque auctoritate fungentibus seu potes- 
talem super hoc habentibus perpetuum silencium imponimus per pre- 
sentes ipsis districtius inhibentes, ne te, successores, heredes, execu- 
tores, causam habentes et habituros huiusmodi premissorum vel ali- 
quorum eorum occasione molestare, gravare, perturbare vel alias in- 
quietare quoquomodo presumant et si qua ex premissis receptis le- 
vatis vel quomodolibet habitis ac aliis ad nos et ecclesiam Romanam, 
collegium et cameram predictos pertinentibus, eciam cuiuscunque va- 
loris, summe, qualitatis et quantitatis fuerint, retinueris et tibi vel 
aliis ap[p]ropriaveris vel applicaveris aut in tuos vel alios usus quo- 
modolibet converteris, exposueris vel consumpseris eciam tua propria 
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auctoritate predicta vel alias occasione dicte tue administracionis non 
bene et utiliter geste teneri posses quoquomodo ea omnia et singula 
ex nunc et ex nostra certa sciencia et mera liberalitate tibi *) remicti- 
mus penitus, concedimus et donamus et ut tu, beredes, successores et 
erecutores ac causam habentes et habituri predicti de premissis sitis 
securiores, si racione obligacionum, promissionum, mutuorum, impo- 
sicionum, indicionum, donacionum seu contractuum quorumcunque seu 
causis occurrentibus vel racionibus quibuscumque pro nobis, camera 
nostra, collegio vel ecclesia Romana ad aliqua debita persolvenda 
restituciones faciendas vel onera supportanda quecumque quomodo- 
libet tenearis seu ad hoc astrictus, obnoxius vel obligatus existas*) 
ad nos et nostros successores ac ecclesiam Romanam et cameram 
predictos exnunc illa tanquam nostra propria transferentes et tota- 
liter recipientes exinde nos, successores nostros ac ecclesiam et ca- 
meram huiusmodi volumus et declaramus esse efficaciter obligatos et 
oneratos totaliter el omnimode remanere volumus eciam et decerni- 
mus, quod presentes plenam validam et perpetuam ac eandem, quam 
haberent, si super universis et singulis in eis contentis sentencia dif- 
finitiva lata foret, que nulla appellacione suspensa in rem transi- 
visset iudicatam, roboris obtineant firmitatem quodque ipse vel (fol. 3”) 
aliqua contenta in eis per quoscunque eciam quavis auctoritate ne- 
queant ullatenus impugnari nec contenta huiusmodi in tuum ac 
tuorum heredum, successorum vel executorum ac causam habencium 
vel habiturorum predictorum preiudicium, gravamen aut impedimen- 
tum quodcumque interpretari seu declarari vel contra ipsa seu eorum 
aliquod quibuscumque titulo coloribus, racionibus, occasionibus seu 
causis qualitercumque vel quomodocumque aliqua dici, proponi, obici, 
allegari quomodolibet vel oppoui decernimus constitucionibus aposto- 
licis per nos vel quosvis predecessores nostros Romanos pontifices 
presertim quadam per nos editis, cuius tenorem presentibus de verbo 
ad verbum inseri fecimus necnon camere predicte statutis, ordina- 
cionibus declaracionibus, usibus, observanciis, consuetudinibus, privi- 
legiis et indultis dictis camere et collegio aut quibusvis aliis per- 
sonis ecclesiasticis vel secularibus communitatibus, ordinibus sive 
locis concessis vel imposterum concedendis sub quacumque forma vel 
expressione verborum, eciam si de illis vel eorum totis tenoribus 
necnon nominibus, cognominibus et ordinibus habenda vel facienda 
esset presentibus mencio specialis ac aliis contrariis non obstantibus 
quibuscumque. Nos enim exnunc de consilio, sciencia, motu, aucto- 
ritate et plenitudine supradictis irritum decernimus et inane, si secus 


a) Von anderer Hand darüber geschrieben, — b) Korrigiert aus 
existis. 
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super hiis a quoquam quavis auctoritate scienter vel ignoranter con- 
tigerit attemptari. Tenor vero dicte nostre constitucionis talis est: 
Clemens episcopus servus servorum Dei ad perpetuam rei memoriam. 
Cum, sicut accepimus, propter concessiones quittanciarum et remis- 
sionum (am super pecuniis quam bonis et rebus aliis generales per 
nos vel alios pretextu litterarum apostolicarum vel alias quovismodo 
nonnullis collectoribus, succollectoribus et receptoribus pecuniarum, 
bonorum et rerum, que ad cameram apostolicam pertinebant ac non- 
nullis aliis personis concessas et factas camera memorata in pecuniis 
bonis et rebus huiusmodi non modica sustinuerit detrimenta, iactu- 
ras et dampna nos indempnitati eiusdem camere cupientes adversus 
preterita adhibere remedium et futuris casibus, in quantum pos- 
sumus, providere presencium tenore volumus et eciam ordinamus, 
quod, si per inadvertenciam vel alias (fol. 4) qualitercumque eciam 
ex certa sciencia nostra concesserimus alicui persone seu personis 
aliquibus cuiuscunque status, eminencie, gradus vel dignitatis exti- 
terint, eciam si pontificali prefulserint seu prefulgeant dignitate, quic - 
tanciam seu quictancias, remissionem vel remissiones generales de 
receptis vel administratis per aliquam vel aliquas personarum huius- 
modi, eciam si de receptis vel administratis ipsis per aliquem vel 
aliquos deputatum vel deputatos ad exigendum, levandum et recipien- 
dum per eos vel aliquem eorumdem in aliqua provincia civitatibus 
vel diocesibus seu locis aliis sive terris quictancia seu remissio quic- 
fancie sive remissiones huiusmodi concesse fuerint sive facte, quod 
quictancia vel quictancie, remissio vel remissiones huiusmodi, quam 
et quas eciam tenore presencium revocamus, viribus non subsistant 
nulliusque sint roboris vel momenti, nisi particule sive summe pecu- 
niarum bonorum et rerum predictorum in quittanciis et remmissioni- 
bus supradictis specifice particulariter et distincte fuerint expressate, 
ad quas dumtarat volumus ipsas quittanciam sru quittuncias, remis- 
sionem seu remissiones, generalem seu generales extendi easque 
nullum vigorem alium habituras ac ordinacionem et voluntatem no- 
stras huiusmodi deinceps eciam e.cten limus ad futura. Nulli ergo etc. 
Datum Avinione X kal. februarii pont/fieutus nostri anno septimo. Nulli 
ergo omnino hominum liceat hanc paginam nostre ratificacionis, appro- 
bacionis, confirmacionis, recognicionis, remissionis, concessionis, quit- 
tacionis, absolucionis, liberaeionis, voluntatis, declaracionis, ordinacio- 
nis, constitucionis, donacionis, trauslacionis et inhibicionis infringere 
vel ei ausu temerario contraire. Si quis etc. Dat. Avinione XVII kal. 
februarii pontificatus nostri anno XVe, (Arch. Vat. Reg. Aen, 272 
(Clemens VII 68) fol. 1 ff. De curia. Am Rande: De ca[mera] Jo. Mureti.) 


Archiv für Kircheurecht. LXX XIII. 26 


398 


3. Die Erwerbstitel des Patronatsrechtes und das Konzil 
von Trient. 


Von Dr. jur. Pericles Bisouktdes. 


Wenn man einen prüfenden Blick in die Kirchengeschichte 
wirft, so nimmt man die Tatsache wahr, dass die christliche Kirche 
von vornherein die zu ihrer Aufrechterhaltung dienenden Wohltätig- 
keitsakte, welche fromme Mitglieder der Gemeinde vornahmen, mit 
gewissen Belohnungen, ursprünglich moralischer Natur, auszuzeichnen 
wusste. Dieses Verfahren war niclıt etwa hloss ein aufrichtiger Aus- 
druck der Dankbarkeit einem edlen Wohltäter gegenüber, sondern es 
lag auch im Interesse der Kirche selbst, weil dadurch erklürlicher- 
weise unter den Gläubigen ein grosser Wetteifer hervorgerufen 
wurde. Auf letzteren musste die Kirche damals umsomehr ein be- 
sonderes Gewicht legen, als die fortgesetzten Verfolgungen seitens 
des römischen Staates eine riesenhafte Unterstützung zum Zwecke 
des erfolgreichen Widerstandes notwendig machten. 

Wenn nun die Betätigung der frommen Absicht eines Mit- 
gliedes der Kirchengemeinde einen so hohen Grad erreichte, dass der 
Kirche durch Verschaffung von Grund und Boden oder von hin- 
reichendem Vermögen die dauernde Möglichkeit gewährt wurde, 
ihre christlichen Aufgaben zu erfüllen und ihre segensreiche Tätig- 
keit zu entfalten, so räumte sie diesem tatsächlichen Begründer des 
Gotteshauses auch besondere Rechte ein, an welche sich mehrere gün- 
stige Folgen knüpften. Diese stauden urspränglich nur dem Schenker 
zu und konzentrierten sich in der Ernennung eines Verwalters für 
das hingegebene Vermögen und in der sonstigen Aufsicht über die 
gegründeten Anstalten!). Auch das Recht zur Vertretung und zum 
Schutze letzterer hatte sowohl die orientalische wie die abend- 
ländische Kirche anerkannt?) Jene gewährte auch die ersten Ehren- 
rechte, indem sie die Erwähnung der Namen der Stifter und Er- 
halter von frommen Anstalten während der Messe zur Gewohnheit 
erhob ?). Dieser uralte Gebrauch hat sich im Orient, namentlich 
in den griechischen Dorfkirchen, bis auf den heutigen Tag behauptet. 


1) Vgl. Hinschius (K.-R., Berlin 1878) II 618; Richter-Kahl (K.-R. 
8. Aufl. Leipzig 1885) 669; Schulte (K.-R., Giessen 1856) II 66); Verin 
(K.-R., 3. Aufl. Freiburg 1893) 473 f. ` 

2) L. 15 C. de S. S. eccles. 1, 2; c. 31 C. XVI qu. 7. 

3) Schulte a. a. O. II 660. 
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Zu den hier angeführten Ehrenbezeugungen gesellte sich faktisch, 
wie es scheint, eine grössere Reihe von Rechten, namentlich die Be- 
fugnis des Stifters, den für die errichtete Kirche notwendigen Geist- 
lichen anzustellen !), soweit er eine persona idonea war. Gegen 
hieraus entstandene arge Missbräuche richtete sich offenbar eine 
Novelle vom Jahre 537, in welcher Justinian die Bestimmung traf, 
dass die vom Stifter vorgeschlagenen Personen nicht ohne genaue 
Prüfung seitens des zustehenden Bischofs ordiniert und angestellt 
werden dürften?). Diese Vorschrift wurde später (i. J. 546) durch 
eine zweite Novelle dahin abgeschwächt, dass die von den Stiftern, 
gleichgültig, ob diese Geistliche oder Laien waren, vorgeschlagenen 
Personen ohne weiteres ordiniert und angestellt werden mussten, so- 
weit sie nicht nach den heiligen canones des Amtes uuwürdig 
waren?) Das Recht des Stifters auf Ernennung der Geistlichen 
wurde gleichzeitig auch auf seine Erben ausgedehnt. Darin sind die 
ersten Anfänge des jus patronatus laicale zu erblicken, die allerdings 
mit der Entwickelung des Patronatsrechtes im Abendlande in keinem 
Zusammenhang stehen. Es darf sogar nicht übersehen werden, dass 
jene an sich naheliegende Anschauung gleichzeitig in verschiedenen 
Teilen der Kirche selbständig und unabhängig von der Entwicke- 
lung in den anderen hervorgetreten ist *). 

Übrigens gestalteten sich die Dinge im Okzident doch etwas 
anders. Obgleich den Klóstern ziemlich frühzeitig das Recht zuge- 
sprochen wurde, für ihre Kirchen die Geistlichen zu ernennen, und 
das concilium Arausicanum (441) dem Bischofe, welcher in einer 
anderen Diózese eine Kirche errichtete, das Recht gewührte, geeignete 
Personen zur Ordination oder bereits Ordinierte zur Institution vorzu- 
schlagen 5), so waren doch diese Rechte auf die eben genannten Fälle 
beschränkt, so dass die Laien als Stifter und Schenker sich mit ein- 
fachen Wunschäusserungen, die allerdings in den meisten Fällen Be- 
rücksichtigung fanden, begnügen mussten. Ein strictes Recht hatten also 
die Laien ursprünglich nicht). Danach ging im Bereiche der rómischen 
Kirche das jus patronatus ecclesiasticum dem laicale zeitlich voraus. 
Jedoch liess auch die Entstehung dieses letzteren nicht lange auf 
sich warten. Im Laufe der Zeit bekamen nämlich alle Stifter und 


1) Richter-Kahl a. a. O. 669; Schulte a. a. O. II 661. 
$ Nov. LVII c. 2. 
3) Nov. CXIII c. 18. 

4) Vgl. Hinschius a. a. O. Il 620; Vering a. a. O. 474. 

5) Hinschius a. à. O. II 619; Schulte a. a. O. II 662. 

6) Richter-Kahl a. a. O. 669. A. M. bezüglich der Bedeutung der Be- 
stimmung des Konzils von Orange Hinschius a. a. O. II, 620. 
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Dotanten ein im Interesse der Kirche eingeschränktes Eigentum an 
den gegründeten Anstalten !), sowie ein Verfügungsrecht unter Vor- 
behaltung des Zweckes?) Hinzu kam später eine lange Reihe von 
nutzbringenden und Ehrenrechten mit dem hochwichtigen jus prae- 
sentandi an der Spitze ?). 

Nachdem nunmehr auch im Okzident die Laien als Stifter 
und Dotanten für ihre Aufwendungen mit allen móglichen Privilegien 
ausgestattet, eine den geistlichen Patronen gewissermassen adäquate 
Stellung erhielten, entstanden — wie früher im Byzanz — manche 
Missstäude und Missbräuche, die zum Nachteile der Kirche ge- 
reichten und deren Ansehen schwer zu schädigen geeignet waren. 
Unter dem Vorwande des Patronatsrechtes wurde in der Regel 
Bedrückung und Aneignung der Benefizien bezweckt. 

Gegen diese Gewissenlosigkeit richteten sich mehrere Bestim- 
mungen, die in den Dekretalensammlungen des corpus juris canonici 
Aufnahme gefunden habent). Schon Znnocens III., der alles über- 
sah und überall Abhilfe schaffen wollte, hatte hier eingegriffen. Im 
vierten Konzil v. Lateran (c. 32)5) tadelte er die Rücksichtslosig- 
keit der Patrone, die in bestimmten Ortschaften sämtliche kirch- 
liche Einkünfte sich aneignen, und verfügte, dass den Pfarrern der 
unter Patronat stehenden Kirchen ein für anständigen Lebensunter- 
halt ausreichendes Einkommen — ohne Rücksicht auf die frühere 
Gewohnheit — überlassen werden müsse. Auf demselben Konzil 
(c. 45)9) werden ausserdem die damaligen Verhältnisse mit folgen- 
den charakteristischen Worten geschildert: »In quibusdam provinciis 
ecclesiarum patroni et advocati seu vicedomini se in tantam inso- 
lentiam erexerunt, quod non solum, quum vacantibus debet ecclesiis 
de pastoribus idoneis provideri, difficultates ingerunt et malitias, verum 
etiam de possessionibus aliisque bonis ecclesiasticis pro sua voluntate 
ordinare praesumunt, et, quod horrendum est dicere, in necem prae- 
latorum prorumpere non formidant.« Im Anschluss daran wurde die 
Anmassung eines Rechtes mit scharfen kirchlichen Strafen und 


1) Hinschius a. a. O. II 626. 

2) Richter-Kahl a. a. O. 670. 

3) Zu den nutzbringenden Rechten gehórt namentlich die Alimentation 
aus dem Kirchenvermógen bei unverschuldeter Notlage; von den Ehrenrechten 
mógen der honor sedis, processionis, sepulturae hervorgehoben werden (c. 25 X 
de jure patr. 3, 38). Dazu gesellen sich auf der anderen Seite die von den 
Kanonisten sogenannten onerosen Rechte des Patrons. Vgl. Friedberg (K.-R., 
4. Aufl. Leipzig 2 329; Hinschius a. a. O. III 67; Pachmann (K.-R., 
3. Aufl. Wien 1865) II 92; Richter- Kahl a. a. O. 697 f. 

4) Vgl. unten Anm. 2 und 3; ferner c. 23 X de jure patron. 3, 38. 

5) c. 30 X de praeb. et dignit. 3, 5. 

6) c. 12 X de poenis 5, 37. 
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das Trachten nach dem Leben des Prälaten mit dem Verlust des 


Patronatsrechtes geahndet. 


” * 
* 


Es schien mir durchaus notwendig, die obigen Zeilen voranzu- 
schicken, um den Standpunkt des concilium Tridentinum klarzustellen. 
Denn dieses für die katholische Kirche hochwichtige, von reforma- 
torischem Geiste geführte Konzil wollte gerade den geschilderten 
Missbräuchen des Patronatsrechtes durch mächtiges Eingreifen ein 
Ende bereiten. Es sollte in Zukunft definitiv verhindert werden, 
dass ein im Interesse der Kirche geschaffenes Institut zu ihrem Nach- 
teile benutzt werde. Daraus erklären sich die Eingangsworte des 
c. 9 de reform. Sess. XXV: »Sicuti legitima jura patronatum tollere, 
piasque fidelium voluntates in eorum institutione violare, aequum 
non est; sic etiam, ut hoc colore beneficia ecclesiastica in servitutem, 
quod a multis impudenter fit, redigantur non est permittendum.« 
Mit anderen Worten: das tridentinische Konzil wollte einerseits die 
aus den frommen Absicbten der Gläubigen entsprungenen Patronate 
nicht aufheben, wohl aber andererseits die vielfach unter dem Vor- 
wande des Patronatsrechtes vorkommenden Unterdrückungen der 
Benefizien endgültig beseitigen. 

Diese Unterdrückungen betrachteten die heiligen Väter des 
tridentinischen Konzils als eine Folge der unrechtmässigen Entstehung 
mancher Patronate und deshalb glaubten sie, durch ausdrückliche 
Regelung der künftighin zulässigen Erwerbsarten des Patronatsrechtes 
das Wesen der Sache zu treffen. Demgemäss beschloss die heilige 
Kirchenversammlung, damit das gebührende, vernünftige Mass, die 
»debita ratio« gewahrt werde: »ut titulus juris patronatus sit ex 
fundatione vel dotatione, qui ex authentico documento et aliis jure 
requisitis ostenditur; sive etiam ex multiplicatis praesentationibus per 
antiquissimum temporis cursum, qui hominum memoriam excedat, 
aliasve secundum juris dispositioneme 1). 

Bevor ich zur Erklárung dieser wichtigen Stelle übergehe, 
möchte ich eine kurze Bemerkung über den Textzusammenhang voran- 
Schicken, denn nach dem Wortlaute der Stelle ist eine doppelte Auf- 
fassung derselben móglich. Es kann nämlich die zweite Alternative 
»sive etiam ex multiplicatis praesentationibus . . .« entweder a) auf 
die erste Alternative »sit ex fundatione vel dotatione« oder aber 
b) auf den unmittelbar folgenden Satz: »qui ex authentico documento 
et aliis jure requisitis ostenditur« zurückbezogen werden. Die Ent- 


1) Sess. XXV de reform. c. 9. 
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scheidung für die eine oder andere Auffassung ist nicht ohne jede Be- 
deutung; im ersteren Falle würden wir es lediglich mit verschiedenen 
Entstehungsarten des Patronatsrechtes zu tun haben, und zwar mit 
drei konkret ausgedrückten, d. h. der »fundatio«, der »dotatio« und 
der »multiplicatae praesentationes«, und mit einer durch das Wort 
»alias« abstrakt ausgedrückten Entstehungsart. Dagegen kämen 
nach der anderen Auffassung nur zwei Entstehungsarten in Betracht, 
die »fundatio« und die »dotatio«, welche durch verschiedene Be- 
weismittel, wie das »authenticum documentume, die »multiplicatae 
praesentationes« u. s, w., nachgewiesen werden sollten !). 


Ich entscheide mich fiir die letztere, von der herrschenden 
Meinung vertretene Auffassung, obwohl die Einschiebung des kon- 
junktiven »et« in dem Satze ser authentico documento ef aliis jure 
requisitise eine Zurückbeziehung der Alternative »sive etiam ex multi- 
plicatis praesentationibus« auf jenen Satz etwas bedenklich macht 3). 
Nach der von mir vertretenen Ansicht würde dann der unvordenk- 
liche Besitz des Präsentationsrechtes nicht ein Rechtstitel sein, wo- 
durch der Patronat erworben werden könnte, sondern lediglich ein 
Ersatz des Beweises des Fundations- oder Dotationstitels, eine Prä- 
sumtion des rechtmässigen Erwerbes?). 


Demnach werden vom Tridentinum nur zwei Erwerbstitel des 
Patronatsrechtes, die Fundation und die Dotation, ausdrücklich her- 
vorgehoben. Dagegen finden sich in den vortridentinischen Rechts- 
quellen drei Erwerbsarten, denn zu den eben angeführten kommt 
regelmässig die Konstruktion hinzu. Eine genaue Bestimmung und Ab- 
grenzung dieser drei Begriffe zu treffen, gestaltet sich um so schwie- 
riger, als die Quellen nie mit Deutlichkeit diese Erwerbsarten aus- 
einander gehalten haben. In der Regel kommen alternativ »fundatio 
oder constructio«, »constructio oder dotatioe, wohl aber auch »fun- 
datio«, »constructio« und »dotatio« vereinzelt vor4). Dieser letzte 
Umstand gibt namentlich Veranlassung, anzunehmen, dass das Wort 
»fundatio« nicht nur in dem Sinne der Anweisung von Grund und 
Boden benutzt worden sei. Darauf gestützt, hat die herrschende 
Meinung eine Fundation im engeren und eine solche im weiteren 


1) Vgl. de Fargna (Comment. in singulos canon. de jure patron., Ro- 
mae 1719) III 207: »Jus patronatus probari debet ex authentico documento 
fundationis, vel dotationis, aut ex multiplicatis praesentationibus per antiquis- 
simum temporis cursum; aut alias secundum juris dispositioneme. 

2) Darüber vgl. Schulte a. a. O. II 6861. 

9) So die meisten: Friedberg a. a. O. 326, Richter-Kahl a. a. O. 678. 
Vgl. noch darüber unten S. 409. 

4) Vgl. c. 31 C. XVI qu. 7; ferner c. 32 ib. 
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Sinne (die Konstruktion und Dotation mitumfassend) unterschieden 1). 
Ähnlich verhält es sich, nach Phillips, mit dem Begriffe der Kon- 
struktion. Auch in Bezug auf letzteren, sagt er, wird die Wahr- 
nehmung gemacht, »dass er öfter in einem weiteren Sinne gebraucht 
wird, als dass er bloss den Aufbau einer Kirche bedeutet. Ohnedies 
darf man ja auch bebaupten, dass er in der Regel in jenem weiteren 
Sinne zu nebmen sei, weil der Aufbau der Kirche niemals anders 
gedacht werden kann, als dass er die Fundation gleichsam in sich 
schliesst« 3). Sowie die Fundation in bezug auf einzelne Bene- 
fizien geradezu der Dotation gleichgeachtet wird 8), ebenso ist in der 
älteren Literatur in bezug auf Anstalten die Konstruktion der Fun- 
dation gleichgestellt 4). Dieser bedauerlichen Verwirrung hat leider 
das Tridentinum trotz seiner reformatorischen Tendenzen kein Ende 
bereitet. Vielmehr hat es sich selbst eine mangelhafte und in- 
konsequente Ausdrucksweise zu schulden kommen lassen"), der wir 
eine der wichtigsten Streitfragen aus dem gesamten Patronatsrechte 
verdanken. 

Zur Entstehung des Patronatsrechtes gehört nämlich und ge- 
nügt begrifflich, dass der Kirche die Möglichkeit, unbehindert ihre 
Tätigkeit zu entfalten, dauernd gesichert wird; die Erteilung des 
Patronatsrechtes ist, wie bereits angedeutet, nichts anders, als eine 
von der Kirche gewährte Belobnung für die eben erwähnte Wohltätig- 
keit. Demnach kann es keinem Zweifel unterliegen, dass die Vor- 
nahme aller drei Handlungen 6) durch eine einzige Person das Patro- 
natsrecht des frommen Stifters, soweit er die sonst vom kanonischen 
Rechte bedingten Fähigkeiten besitzt, zur Entstehung bringt"). 
Diesen Satz haben sowohl die Wissenschaft wie die Praxis ohne 


1) So Friedberg a. a. O. 326, Hinschius a. a. O. III 18 f., Kaim 
(Das Kirchenpatronatsrecht, Leipzig 1866) II 52, Phillips (K.-R., 1869) VII 
121, Richter-Kahl a. a. O. 676, Schulte a. a. O. II 677. 

2) Phillips a. a. O. VII 724. 

3) Phillips a. a. O. VII 728 f. 

4) Vgl. z. B. Stephani (Tractatus de jure patron., Greifsw. 1681) 68, 
Rochi de Curte (Tract. de jure patron., Francof. 1609) I 323. 

9) Vgl. Sess. XIV de ref. c. 12 mit Sess. XXV de ref. c. 9. Unten 
ausführlich. 

6) D. h. der Fundation im eng. S. (Gewährung von Grund und Boden), 
der Aedification oder Konstruktion (Errichtung eines Gebäudes) und Dotation 
(Hingabe einer Summe zur Bestreitung der materiellen Bedürfnisse der Anstalt). 

7) Anders nach Preuss. A. L.-R. II, 11 8 569 ff. Nach preussischem 
Rechte begründet der Bau oder die hinlängliche Dotation einer Kirche ledig- 
lich ein Recht zum Patronat, während der Kirchenpatronat selbst erst durch 
die Verleihung des Staates entsteht. Auf diese Besonderheit scheint die da- 
mals beliebte Lehre vom titulus und modus acquirendi ihren Einfluss ausge- 
übt zu haben. Durch die Tätigkeit des Stifters wird der titulus zustande 
gebracht; darauf gewährt der Staat den modus. 
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weiteres anerkannt !) und schon die Glosse in dem »patronum faciunt 
dos, aedificatio, funduse unzweideutig ausgesprochen. Auch der Fall, 
dass verschiedene Personen die drei Stiftungshandlungen vornehmen, ist 
nicht schwer zu entscheiden, denn bier würde ein compatronatus pro 
partibus indivisis, wenn ich so sagen darf, die unbestrittene Folge sein. 

Was aber von jeher den Kanonisten besondere Schwierigkeiten 
bereitet hat, ist die Frage, ob durch Leistung einer der drei Hand- 
lungen das Patronatsrecht entstehen könne. Das Tridentinum ver- 
mochte leider wegen seiner hinkenden Ausdrucksweise keine authen- 
tische Lösung herbeizuführen. Die Frage ist natürlich von Bedeu- 
tung, wenn die übrigen Stiftungshandlungen von solchen Personen 
vorgenommen worden sind, die den Patronat entweder nicht erwerben 


wollen oder nicht erwerben können. 


* * 
* 


Mit Rücksicht auf zwei kanonische Vorschriften, nach welchen 
einerseits das Fehlen der Dotation die Entstehung des Patronats- 
rechtes verhindert ?), und andererseits der Bischof die Konsekration 
nicht vornehmen darf, bevor er die Überzeugung von einer hinreichen- 
den Dotation gewonnen hat 3), ist vielfach behauptet worden 4), dass 
zum Erwerbe des Patronats die Vornahme einer Stiftungshandlung 
nicht ausreiche, dass vielmehr alle drei kopulativ vorgenommen wer- 
den müssen5) Dem gegenüber nimmt aber die herrschende Meinung 


1) Vgl. Friedberg a. a. O. 326, Kaim a. a. 0.1152, Pachmann a. a. 0. 
II 95 f., Phillips a. a. O. VII 720, Richter-Kuhl a. a. O. 676, Schulte a. a. 
O. 676, Schulte a. a. O. II 677. »Die Fundatione, sagt Hinschius (a. a. O. 
III 18), durch welche die Stiftung verwirklicht wird, besteht naturgemäss in 
der Bewirkuug aller Handlungen und in der Gewährung aller Mittel, welche 
notwendig sind, um die beabsichtigte kirchliche Anstalt oder das in Aussicht 
genommene kirchliche Benefizium ins Leben zu rufen und die Erfüllung der 
Zwecke derselben zu sichern. Der Umfang der Leistungen ist daher nach 
Lage der Fälle verschiedene. 

2) Weil dies auch bei ungenügender Dotation der Fall ist; c. 30 C. 16 
qu. 7. Vgl. näheres bei Aaim a. a. O. ]I 53. 

3) »Ut non prius dedicet ecclesiam, nisi ante dotem basilicae et obsequium 
ipsius per donationem cartulae confirmatum accipiate; c. 1 C. 1 qu. 2. 

4) Dieser Meinung pflichtet auch die Congregatio concilii Tridentini 
Interpretum bei. 

5) So Stephani a. a. O. 62: »Vera est sententia eorum, qui defendunt, 
fundationem, constructionem et dotationem copulalive intervenire debere . . . 
ut jus patronatus acquiratur seu in esse deducatur«; er glaubt seine Ansicht 
dadurch zu begründen, dass »si herum aliquod desideretur, Ecclesiae in esse 
non deduciture (a. a. O. 63). Von den neueren namentlich (mit schwachen 
Gründen) Phillips a. a. O. VII 735 f.; zu vgl. Pachmann a. a. O. II Aum. f. 
Wenn Phillips sagt: »Wie soll der Fundator im eigentlichen Sinne des Wortes 
schon durch die blosse Anweisung des Bodens ein Patronat haben, so lange 
keine Kirche da ist? wie der Erbauer, so lange nicht für die Dotation gesorgt 
ist? wie der Dotant, so lange es an Fundus und der Kirche fehlt?« so über- 
sieht er, dass durch die Vollbringung einer Leistung nicht der Patronat selbst 
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an, dass die Leistung einer einzigen Stiftungshandlung den Patronat 
begründet. Obwohl die Frage noch heute unentschieden ist, so 
kann man wobl die letztere Auffassung als die richtige bezeichnen 1). 
Zur Unterstützung derselben ist folgendes hervorzuheben: 

Es ist zweifellos, dass demjenigen, welcher eine Leistung be- 
wirkt, z. B. der Grund und Boden anweist, ein Anrecht auf das 
Patronatsrecht zukommt, und zwar in der Erwartung, dass die übrigen 
Leistungen von anderen Personen vorgenommen werden. Wenn sich 
nun diese Erwartung verwirklicht, so entsteht natürlich der Kom- 
patronat?). Auf der anderen Seite kann aber jenes wohlerworbene 
Anrecht nicht dadurch untergehen, dass die übrigen Personen, welche 
die Fundation im weiteren Sinne vollendet haben, etwa auf das 
Patronatsrecht verzichten, oder unfähig sind, es zu erwerben. Eine 
solche Konsequenz würde mit keinem Rechte verträglich sein und 
der Generalität des Patronatsrechts widersprechen. Wenn durch die 


erworben, sondern nur ein Anrecht darauf begründet wird, dessen Geltend- 
mus durch das Zustandekommen der Fundation im weiteren Sinne bedingt 
wird; (Vgl. auch Friedberg a. a. O. 326, Hinschius a. a. O. III 20). Aus 
dieeem Grunde ist die ganze folgende Erörterung Phillips’ überflüssig, in wel- 
cher er hervorhebt. dass derjenige, der die eine Handlung vornimmt, falls die 
beiden anderen nicht nachkommen, noch nicht Patron wird, »sondern nur 
Wohltäter, wofür ihn die Kirche, wenn sie will, in einer ihr beliebigen Weise 
belohnen mage. Dass solange die Fundation im weiteren Sinne vollendet ist, 
kein Patronat entsteht, vermag kein Mensch zu bestreiten, denn es ist ja ein 
Patronatsrecht gar nicht vorhanden. Die Frage ist aber die, ob die Erfüllung 
einer einzigen Leistung, im Falle, dass die anderen Leistenden auf ihr Recht 
verzichten wollen, als eine genügende Wohltat zum Erwerb des Patronatsrechts 
angesehen werden dürfe! 


1) So Kaim a. a. O. II 54 ff., Hinschius a. a. O. III 21, Richter- 
Kahl a. a. O. 676 f., Schulte a. a. O. II 678, Vering a. a. O. 480. Von den 
älteren mögen erwähnt werden: de Nicollis (Praxis canonica, Salisb. 1729) I 
847: »Nihilominus verior, et magis communis opinio, quam etiam servat 
raxis, est, per simplicem fundationem, constructionem vel dotationem acquiri 
jus patronatus ...«; Vivianus (Praxis jurispatron., Romae 1648) II 1. 1 c. 2, 12, 
Ferraris (Prompta biblioth.) s. v. patronatus Art. I 20 f., Finckelthaus 
(Tract. de jure patron., Lipsiae 1639) c. 4 p. 57: »Cunstituitur autem et adqui- 
ritur jus patronatus potissimum per modos regulares 1) per fundationem, 
2) per constructionem seu aedificationem, 3) per dotationem, 4) per reaedificatio- 
nem, et per modos irregulares, puta 5) per praescriptionem et 6) per privi- 
legiume. Ferner de Ferriere (Des droits de patronage, Paris 1686) 29, Rochus 
a. a. 0, 324: Dum in ea (sc. quaestione) dicitur, quod jus patronatus competit 
ex eo, quod quis ecclesiam construxit, fundavit vel dotavit. Videtur ergo, quod 
alterum praedictorum sufficiat e. 


2) Freilich bestimmte das conc. Tridentinum (sess. XXV de reform. c. 9), 
»dass die Bischófe als Delegaten des apostolischen Stuhles untersuchen sollten, 
ob ein ganz offenbares Bedürfnis der Kirche oder des Benefiziums vorliege, um 
auf blosse Vermehrung der dos oder auf blossen Aufbau oder auf eine áhnliche 
Ursache hin den Patronat zu verleihen; liege kein solches Bedürfnis vor, so 
sollten die Bischófe dem Patron das Geleistete zurückgeben, die Patronatsver- 
leihung widerrufen und das Benefizium in den Stand der Freiheit zurückver- 
setzen« (Vgl. Vering a. a. O. 481 Anm. 7). Der Gedanke, von dem das tri- 
dentinische Konzil geleitet wurde, kommt auch hier zum Ausdruck. 
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Vollendung der Fundation im weit. S., falls sich mehrere dabei 
beteiligen, ipso jure ein Kompatronat sämtlicher Beteiligten entsteht, 
so kann logischerweise der willkürliche Verzicht oder die etwaige 
Unfähigkeit des einen das Recht der übrigen nicht tangieren. 

Die hier vertretene Auffassang hatte auch in der ältesten Zeit 
Anhänger gefunden und man hat nachgewiesen, dass sie schon in 
der Glosse ad. cap. un. in VI° de jure patron. 3, 19 vorkommt 1). 
Derselben huldigte Innocenz IV., welcher ausdrücklich sagt: »acqui- 
ritur . . . jus patronatus (ribus ex causis, s. ecclesiae constitutione, 
ecclesiae dotatione et territorii ad ecclesiam fundandam collatione«. 
Auch c. 25 X de jure patr. 3, 38 bekräftigt die Richtigkeit dieser 
Ansicht, indem es bestimmt, »si quis ecclesiam cum assensu dioe- 
cesani construrit, ex eo juspatronatus acquirite. »Et ita ex con- 
structione sola acquiritur jus patronatus«, bemerkt die Glosse dazu. 

Was die Beschlüsse des Tridentinum anbelangt, so kann aus 
diesen — trotz der Behauptung mehrerer — nicht mit Bestimmtheit 
entnommen werden, dass es durchweg die kopulative Vornahme der 
drei Stiftungshandlungen verlangt hat; vielmehr deutet der regel- 
mässige Gebrauch von Alternativen darauf hin, dass einzelne Leist- 
ungen genügen. Indess müsste die Entscheidung anders ausfallen, 
wenn man sich strikt an dem Wortlaute des tridentinischen Konzils 
halten wollte; denn eine genaue Vergleichung von zwei hochwich- 
tigen Stellen, der oben wiedergegebenen Sess. XXV. de reform. c. 9 
mit Sess. XXV de ref. c. 12, würde zu nachstehenden Ergebnissen 
führen : 

Einerseits ist in c. 12 von Fundation und Konstruktion die 
Rede; dies ist kumulativ angeführt (»fundaverit e£ construxerit«), 
während ausserdem alternativ die Dotation hinzukommt. Anderer- 
seits wird noch in demselben Kapitel auf das »fundaverit e£ con- 
struxerite einfach durch das Wort »fundatio« zurückgegriffen?) und 
daneben alternativ wiederum die Dotation angeführt. Jedoch bezieht 
Sich letztere auf eine bereits bestehende, aber nicht genügend dotierte 
Kirche. Da nun in Sess XXV de reform. c. 9 dieselben Worte, 
ohne jede Erläuterung, wieder vorkommen, so dürfte man wohl 
berechtigt sein, diese Stelle dahin auszulegen, dass auch hier 
als Titel alternativ die Fundation (mit Rücksicht auf Sess. XIV de 


1) »Aliquis Jaicus habebat jus patronatus in aliqua ecclesia, quia forte 
eam fundaverat i. e. donaverat fundum ad eam aedificandam vel eam aediflcavit 
vel dotavit vel omnia fecit simule. — Die entgegengesetzte Meinung erklärt 
sich aus der germanischen Wurzel des Instituts; vgl. Phillips a. a. O. VII 726. 


2) Hier umfasst also das Wort »fundatioe auch die s#constructive. 
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reform. c. 12 die fundatio im eng. S., sowie die constructio um- 
fassend) !) und die Dotation einer schon bestehenden Anstalt gemeint 
seien. Demnach würde weder die Fundation im eng. S., noch die 
Konstruktion allein zur Entstehung des Patronates genügen, wohl 
aber die Dotation, und zwar nur die Dotation einer bereits besteheti- 
den Anstalt?) Dass der Ausdruck »fundatió« von dem Tridentinum 
nicht im eng. S. gebraucht worden ist, kann keinem Zweifel unter- 
liegen, denn sonst würde die Anweisung von Grund und Boden 
und die Ausstattung (ut titulus juris patronatus sit ex fundatione 
vel dotatione) ein Patronatsrechtstitel sein, die Konstruktion dagegen 
nicht. Auf der anderen Seite kann aber nicht behauptet werden, 
dass die Fundation im Sprachgebrauche des tridentinischen Konzils 
alle drei Leistungen enthalte, also mit der in der kanonistisehen 
Literatur als Fundation im weit. S. bezeichneten identisch sci, denn 
in diesem Falle hátte die Alternative »ex fundatione vel dotatione« 
keinen Sinn gehabt. Einerseits würden als rechtmüssige Titel die 
drei Leistungen kumulativ erforderlich sein, andererseits aber die 
Dotation allein genügen! 


Im einzelnen ist über die Erwerbstitel des Patronatsrechtes 
folgendes £u betnerken: | 


1) Die Fundation im eng. S. ist die Gewährung eines für die 
Errichtung des Patronatsobjektes ausreichenden Grundstückes, wel- 
ches von jeder Beschränkung und Beschwerdung, die die bestim- 
mungsgemässe Benutzung hindert, frei sein muss. Das Grundstück 
muss, um mich eines römischrechtlichen Ausdruckes zu bedienen, 
ein »fundus optimus maximus« sein. 


2) Die Konstruktion ist die Erstellung der Baukosten, ohne 
materielle Gegenleistung der Kirche. Der Konstruktion steht die 


1) Auf anderem Wege kommt zu demselben Resultat de Ferriere, in- 
dem er anführt: »Dans le Concile de Trente Sess. 25 de reform. c. 9 il n'est 
fait mention que de deux moyens d' aquerir le droit de patronage, sçavoir la 
fondation et la dotation; d'où il s'ensuit que sous le mot fondation on entend 
celuy qui a donné le fonds et a fait les frais de la constructions. Vgl. 
ferner Rochus 1. c. I 323 


2) Die Dotation in Sess. 14 de reform. c. 12 erklärt Hinschius (a. a. 0 
III 24?) folgendermassen. »Darunter sei der Fall zu verstehen, wo die Ver- 
mehrung der dos s? bedeutend ist, dass diese als die Hauptursache für das Ins- 
lebentreten oder die Forterhaltung der Anstalt erscheint«. Phillips neigt da- 
zu, das in c. 12 vorkommende Partikel vel kopulativ anzunehmen. »Ubrigense, 
sagt er, »liesse sich das vel in disjunktiver Bedeutung allenfalls auch mit der 
Ansicht von der Notwendigkeit des Zusammentreffens der drei Handlungen ver- 
einigen; dies nämlich wäre dann möglich, wenn das Concilium in jener Stelle 
den Fall vor Augen gehabt hätte, dass im Gegensatz zu der Stiftung einer 
Kirche ein einzelnes Benefizium dotiert würde«. (Phillips a. a. O VII 734 f.). 
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Reaedifikation in jeder Hinsicht gleich!); es ist übrigens kaum 
nótig, dies besonders hervorzuheben, weil ja nach dem kanonischen 
Rechte eine verfallene Kirche »ihren Zweck und Charakter« derart 
verliert, dass sie, um wieder tauglich gemacht zu werden, wie eine 
neue Kirche konsekrirt werden muss?) Jedoch muss die Kirche voll- 
kommen verfallen sein; um teilweise Reparation darf es sich nicht 
handeln ?). 


3) Dotation ist die freiwillige und ohne Gegenleistung er- 
folgende Hingabe einer Geldsumme, aus deren Ertrag die Gesamt- 
kosten der Anstalt bestritten werden kónnen. Die Hóhe der Summe 
ist der tatsächlichen Würdigung des Einzelfalles zu überlassen. Der 
Dotation steht die Hedotation (nicht aber das augmentum dotis) 
gleich. 


* * 
È 


Bis jetzt war von den zur Entstehung des Patronatsrechtes 
notwendigen Titeln die Rede. Das concilium Tridentinum aber, in 
seiner Tendenz nach definitiver Abschaffung der früher vorgekom- 
menen Missbräuche und Usurpationen, verlangt ausserdem einen ur- 
kundlichen oder sonstigen gesetzmässigen Beweis der vorgeschriebenen 
Rechtstitel: »ex authentico documento et aliis jure requisitis . . .; 
sive etiam ex multiplicatis praesentationibus per antiquissimum tem- 
poris cursum, qui hominum memoriam excedat, aliasve secundum 
juris dispositioneme. 

Von allen diesen Beweismitteln interessieren uns am meisten 
die »multiplicatae praesentationes«, — Der während einer unvor- 
denklichen Zeit stattgefundene Rechtsbesitz, welcher in den wieder- 
holten Präsentationen des tatsächlichen Patrons erkennbar ist, wird 
von dem concilium Tridentinum nicht als Titel zum Erwerbe des 
Patronatsrechtes zugelassen, sondern er begründet lediglich die Ver- 
mutung des in zurückliegenden Zeiten stattgefundenen rechtmässigen 
Erwerbes (in fundatione vel dotatione) 4). Zur Ermóglichung des Be- 


ci 1) Hinschius a. a. O. III 21, Kaim a. a. O. II 58, Schulte a. a. O. 
680. 

2) Hinschius a. a, O. III 22 und Anm. 4, Kaim a. a. O. II 59, Phil- 
Wë a. a. O. VII 739, Schulte a. a. O. II 682. Von den älteren Vivianus 
l. c. I1 II c. 5, 5, Finckelthaus 1. c. 57, Stephani 1. c. 64. 

8) Vivanus |. c. Il. H c. 5, 4: »Si ecclesia sit funditus destructa, si 
aliquis velit eam reaedificare cum consensu Episcopi acquirit jus patronatus«. 
Der bischöflichen Zustimmung bedarf der alte Patron nicht, wenn er die ver- 
fallene Kirche wiederherstellen will. 

4) So Friedberg a. a. 0. 326, Richter-Kahl a. a. O. 678. Vgl. aber 
Reichsgerichtsentscheid. IV (1881) 289 f., Friedberg-Sehling D. Zeitschrift 
für K.-R. I 325 ft. 
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weises werden die während einer unvordenklichen Zeit!) vorgenom- 
menen »multiplicatae praesentationes« , welche von Erfolg gewesen 
sein müssen, als Beweismittel anerkannt 3). 

Hieran knüpft sich dann die lebhaft bestrittene Frage, ob das 
Patronatsrecht auch durch Ersiteung erworben werden könne. In 
der Tat haben die Dekretalen diese Erwerbsart nirgends besonders 
hervorgehoben; sie wurde jedoch von der kanonischen Praxis auf 
Grund der allgemeinen Bestimmungen?) anerkannt, umsomehr als 
kein Kanon sich ausdrücklich dagegen riehtete. Darauf gestützt 
haben mehrere Kanonisten die Behauptung aufgestellt, dass das 
Tridentinum die Ersitzung als Erwerbstitel des Patronates nicht auf- 
heben wollte und nicht aufgehoben habe AS Jedoch scheint es, 
dass die heiligen Väter von Trient anderer Ansicht gewesen waren, 
und dies nimmt mit Recht die herrschende Meinung an. Das Tri- 
dentinum wollte durch Beschränkung der Entstehungsgründe des 
Patronates die bis dahin vorgekommenen Missbräuche abschaffen ; 
vielleicht richtete sich gerade die oben erörterte Bestimmung gegen 
den Erwerb durch Ersitzung und Privileg. Letzteres ist auch, von 
dem einzigen Falle der päpstlichen Verleihung abgesehen, ausdrück- 
lich aufgehoben worden‘). Dass die Ersitzung beim Patronatsrechte 
dasselbe Schicksal traf, tritt umso klarer vor Augen, wenn man den 
Standpunkt des tridentinischen Konzils in Bezug auf die Immemorial- 


1) Nach der Sancta Rota Romana sind, wenn die unvordenkliche Zeit 
durch Zeugen konstatiert werden soll — sechszig Jahre, wenn durch Urkunden 
1693) HA ee erforderlich. Vgl. SS. conc. Trid. recogn. Gallemart (Antverp. 

p. i 

2) Diesen Standpunkt vertritt in wiederholten Entscheidungen die Con- 
gregatio concilii. Zum Beweise des Erwerbes des Patronatsrechtes ex fun- 
datione vel dotatione genügt der Nachweis mehrerer effectuierter Präsentationen 
und ist in diesem Falle weder eine Fundations- oder Dotationsurkunde notwen- 
dig, noch erforderlich, dass bei den Präsentationen auf die Fundation oder 
Dotation Bezug genommen wurde. Vgl. S. S. conc. Trid. (Gallemart) p. 597. 

3) c. c. 4, 6, 8 X de praescr. 2, 26. 

4) Es handelt sich natürlich hierbei um die Ersitzung gegenüber einer 
ecclesia libera, de qua constat, eam nec a laico constructam nec dotatam essee, 
denn fiber eine bereits mit Patronatsrecht belastete Kirche kann letzteres 
zweifellos durch Ersitzung erworben werden. 

5) So Schulte a. a. O. II 685 f.: teilweise Pachmann a. a. O. II 98 
(er schliesst nach dem Tridentinum nur die Begründung des Präsentations- 
rechtes durch Ersitzung aus) Anlass zu dem Missverstándnis gab die Stelle 
»aliasque secundum juris dispositionem«, welcher ein falscher Sinn beigelegt 
wurde. Richtig die herrschende Meinung: Hinschius a. a. O. III 29, Fried- 
berg a. a. O. 326 f., Kaim a. a. O. II 64, Phillips a. a. O. VII 751 f., 
Richter-Kahl a. a. O. 67813, Vering a. a. O. 481; am ausführlichsten ver- 
fochten durch Gínsel, Über Ersitzung als ursprünglichen Erwerbsgrund des Pa- 
tronatsrechtes im Archiv für kathol. K.-R. ht 297 f. Von den älteren huldigten 
. P Um opinio Stephani Le 08, Vivianus I 1. II c. 9, 10, Ferriere 
. €. 98 ff. 

6) Sess. XXV de reform. c. 9. 
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verjährung betrachtet. Da nämlich letztere nicht als Erwerbstitel, 
sondern nur als Ersaie eines Beweismittels der rechtmässigen Ent- 
stehung des Patronates zugelassen wird 1), so muss man notwendiger- 
weise daraus den Schluss ziehen, dass auch die Ersitzung nicht als 
Erwerbstitel vom concilium Tridentinum anerkannt werden konnte. 

Allerdings ist hinzuzufügen, dass für die deutschen Bundes- 
Staaten der Standpunkt des Tridentinum im Laufe der Zeit staat- 
licherseits an Bedeutung verloren hat, weil mehrere Landesrechte 
auch die Ersitzung als einen Erwerbstitel des Patronatsrechtes an- 
erkannt haben 3). 


1) Dass dieser Standpunkt der richtige ist, beweist die nachfolgende Be- 
stimmung des Konzils, nach welcher bei Personen und Körperschaften, denen 
wegen ihrer hervorragenden Stellung eine Usurpation des Patronatsrechtes zu- 
gemutet werden darf, die unvordenkliche Zeit nicht einmal als Beweismittel 
genüge; vielmehr »plenior et exactior probatio ad docendum verum titulum 
requiratur, nec immemorabilis temporis probatio aliter eis suffragetur, quam si 
praeter reliqua ad eam necessaria, praesentationes, etiam continuatae, non mi- 
nori saltem, quam quinquaginta annorum spatio, quae omnes effectum sortitae 
sint, authenticis scripturis probeutur« (Sess. XXV de roform. c. 9). 

2) Vgl. Archiv für kathol. K.-R. LXI 408 ff., LXXI 399 ff. 
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4. Die Beichte in der katholischen Kirche nach der „ultra- 
montanen Moral“ des Grafen Hoensbroech. 


Von Prof. Dr. Heiner. 


1. Einleitendes. 


Es ist zwar nicht Zweck und Aufgabe des Archivs, sich mit 
Polemik auf rein theologischem Gebiete zu befassen, indes haben 
sich die Angriffe seitens der akatholischen Literatur auf die Kirche, 
ihre Lehren und Institutionen in neuester Zeit derart gehäuft, dass 
auch unsere Zeitschrift gezwungen ist, auf dieselben einige Rück- 
sicht zu nehmen, zumal wenn sie Gebiete betreffen, welche zum 
kanonischen Recht in unmittelbarer oder doch mittelbarer Beziehung 
Stehen. Seit einem Jahre habe ich mich mit dem Studium dieser 
antikirchlichen Angriffe, speziell der vom Grafen Hoensbroech im 
zweiten Bande »Die ultramontane Morale seines Werkes »Das Papst- 
tum in seiner sozial-kulturellen Wirksamkeit« gemachten, beschäf- 
tigt, indem ich die Absicht hatte, die Resultate desselben in einer 
eigenen Schrift der Öffentlichkeit zu übergeben, bin jedoch dieser 
Arbeit durch das gründliche, die Unehrlichkeit der Hoensbroech'schen 
Kampfesweise aufdeckende Werk »Quos ego! Fehdebriefe wider den 
Grafen Hoensbroeche von Pilatus (Regensburg 1903) enthoben 
worden. Statt dessen sollen hier, soweit es der Raum einer Zeitschrift 
gestattet, einige Abhandlungen, und zwar ganz unabhängig von dem 
genannten Werke des »Pilatus«, über Angriffe des Grafen Hoensbroech 
auf kirchliche Einrichtungen und Lehren, welche im Konnex mit dem 
kanonischen Rechte stehen, folgen. Ich greife nur solche Angriffe 
heraus, die besonders das Wesen der Kirche und ihre Einrichtungen 
betreffen und deshalb auch für die Leser des Archivs von Interesse 
sein dürften. Der Anfang soll hier mit der »Beicht«, die Hoensbroech 
im genannten Werke »Die ultramontane Moral« (Leipzig 1902, 
1.—3. Aufl) S. 512—574 und 591—594 behandelt, gemacht wer- 
den. Ohne mich näher auf die positiv-dogmatische Begründung und 
pastorell-pädagogische Bedeutung des Busssakramentes einzulassen, 
sollen mich hauptsächlich nur jene Hoensbroech’schen Ausfälle und 
Angriffe auf dieses göttliche Institut beschäftigen, die speziell auf dem 
Gebiete der kanonischen Gesetzgebung und der kirchlichen Praxis 
liegen; es soll dadurch das schmähliche Gebahren eines Mannes be- 
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leuchtet werden, der unter dem Deckmantel der Wissenschaft eine 
göttliche Einrichtung der Kirche der Lächerlichkeit und Verachtung 
des akatholischen Publikums preiszugeben versucht. Bei dieser Arbeit 
ist mir das höchst instruktive Schriftchen: »Zur Geschichte der 
katholischen Beichtee von Dr. P. A. Kirsch (Würzburg 1902) sehr 
zustatten gekommen, das zwar speziell gegen die Angriffe des alt- 
katholischen Bischofs Herzog auf das Beichtinstitut in der katho- 
lischen Kirche gerichtet ist, aber soviel Material, besonders in ge- 
schichtlicher Beziehung, über die Beicht enthält, dass ich mich des 
öfteren auf diese Ausführungen beziehen kann oder auf dieselben 
verweisen werde. Wenn meine Arbeit einen polemischen Charakter 
gegen den Verfasser der »ultramontanen Morale angenommen Lat, 
so ist dieser in der Natur der Sache begründet. Es ist unmöglich, 
einen Mann zu bekämpfen, der mit unredlichen Waffen Institutionen 
der Kirche angreift, die uns Katholiken heilig und vom grössten 
Segen für unser geistliches Leben sind, ohne mit demselben scharf ins 
Gericht zu gehen. 

Wie überall, so produziert sich Hoensbroech auch bei dem 
Kapitel von der »Beichte« als literarischer Gaukler und sucht durch 
Taschenspielerkünste Eftekt zu erzielen. Zum Verwundern ist dies 
nicht; denn der Mann hat von einer kritischen Methode keine 
Ahnung und Ungenauigkeiten, Entstellungen, Unwahrheiten, Über- 
treibungen sind die Glieder, aus denen er seine literarischen Pro- 
dukte zur Befriedigung der Sensationslust zusammenschweisst. Zur 
Grundlage seiner Abhandlungen hierüber macht er natürlich die 
tausendmal widerlegte Behauptung, dass das 4. Laterankonzil die 
Quelle alles Übels sei; denn »von jetzt an kommt in der Stille und 
Unnahbarkeit des Beichtstuhles der ungeheure Einfluss zur Geltung, 
den der Beichtvater auf die katholische Welt ausübt, ein Einfluss, 
dem Könige wie Bettler, Staatsmänner wie Kaufleute, Soldaten wie 
Gelehrte, Handwerker wie Künstler, Mann, Frau und Kind gleich- 
mässig unterstehen!).« Man sieht, dass Hoensbroech das Handwerk 
eines Zeilenschreibers sehr gut versteht. 

Ein protestantischer Gelehrte, der Superintendent A. Hardeland, 
vermag sich freilich zu einem objektiveren Urteil in dieser Frage zu 
erheben als ein unkritischer Abschreiber, weil er dasselbe nach ein- 
gehenden Studien über diese Materie formuliert, und es sich nicht 
von einer fanatischen Oberflächlichkeit diktieren lässt. aka därfe, 
schreibt 2) Hardeland in seiner Geschichte der speziellen Seelsorge, 


1) Hoensbroech a. a. O. S. 514. - 
2) Geschichte der speziellen Seelsorge. Berlin 1893: S. 138 f. 
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sin der von der konfessionellen Polemik so stark beherrschten Be- 
handlung der Frage nach der Entstehung der römischen Beicht- 
praxis als von allen besonnenen Forschern zugestanden betrachtet 
werden, dass die Beichte geheimer Sünden, auch die vor dem 
Priester, sich bis weit hinauf in das christliche Altertum verfolgen 
lässt. Was aber ebenso sicher ist als das Bestehen dieser Sitte, ist 
der Umstand, dass keine kirchliche Ordnung die Sitte schon in alter 
Zeit zum Gesetz erhoben hat. Erst allmählich ist die Sitte, die mit 
dem Mönchtum aufgekommen ist und sich mit demselben verbreitet 
hat, allgemein geworden und hat dann für die abendländische 
Christenheit im Laterankonzil von 1215 ihre endgültige Sanktion er- 
halten. Von dem Zeitpunkte an ist das Beichten aller sogenannten 
Todsünden aus der Sphäre freier Entschliessung in die der kirchlichen 
Verpflichtung erhoben.e Und nach den Ausführungen des protestan- 
tischen Theologieprofessors v. Zezschwitz ist das Dekret des 4. La- 
terankonzils »im Grunde nur Sanktion viel älteren Brauchs und Er- 
hebung der Einzelforderung zur ükumenischene !). Wenn die Kirche 
erst verhältnismässig spät das positive Gebot zum wenigstens jähr- 
lichen Empfange des Busssakramentes ausgesprochen hat, so hat dies 
seinen Grund darin, dass sie vorher keine Veranlassung zur Klage 
über weiter um sich greifende Vernachlässigung der Beichtpflicht 
hatte, welche seit unvordenklichen Zeiten als unverbrüchliches, mo- 
ralisches Gesetz angesehen wurde. Alanus ab insulis ist uns ein 
beredter Zeuge, welche Fortschritte diese Pflichtvernachlässigung bei 
Klerus und Laien in dem Zeitalter des 4. Laterankonzils gemacht 
hatte 2). 

Eine moralische Verpflichtung zur Beichte grober Missetaten, 
der sogen. crimina capitalia, wurde von den Kirchenvätern immer 
betont, da es für »Todsünden« kein anderes Mittel der Nachlassung 
gebe. »Niemand sage«, mahnt der hl. Augustin, sich will im Ver- 
borgenen (bei Gott) Busse tun; es weiss Gott, welcher mir verzeihen 
soli, dass ich im Herzen Busse tue. So ist denn ohne Grund ge- 
sagt: Was ihr auf Erden lüsen werdet u. s. w. So sind also der 
Kirche ohne Grund die Schlüssel überliefert. Wir vereiteln das 
Evangelium Gottes, vereiteln die Worte Christie 3). 

Sonnenklar spricht sich Leo d. Gr. (f 450) über die sittliche 
Verpflichtung zur Beichte vor dem Priester aus in einem Briefe an 
den Bischof Theodor v. Friaul; die Worte des Papstes zwingen selbst 


1) Siehe Kirsch: »Zur Geschichte der katholischen Beichte«. S. 160. 
2) Kirsch a. a. O. 
8) Diese und die folgende Stelle bei Kirsch a. a. O. S. 161 ff. 
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einen Steitz, der sich die Bekämpfung des »römischen Busssakra- 
mentse zur Lebensaufgabe gestellt hat, zu dem Geständnisse: Die 
priesterliche Fürbitte wird als unerlässliche Bedingung der gött- 
lichen Vergebung hingestellt. Kirsch kann daher schreiben: »Aus 
allem diesem ergibt sich die direkte Schlussfolgerung, die Bischof 
Herzog nur bedingungsweise gezogen hat: ,Wenn das spezielle Be- 
kenntnis vor dem Priester eine unerlüssliche Bedingung der Sünden- 
vergebung wäre, so würde ja die moralische Verpflichtung zu einem 
solchen Bekenntnis immer vorhanden sein, laute nun das Kirchen- 
gebot so oder anders, schreibe es jährliche oder halbjährliche Beichte 
vor‘. An der Tatsache, dass wenigstens 800 Jahre vor dem 4. La- 
terankonzil ,die priesterliche Fürbitte als unerlässliche Bedingung 
der göttlichen Sündenvergebung‘ angesehen wurde, wird Bischof 
Herzog so wenig rütteln kónnen als es Steitz vermochte; in Wirk- 
lichkeit war man aber, wie aus den vorausgehenden Kapiteln erhellen 
dürfte, von den Zeiten der Urkirche an von der moralischen Notwendig- 
keit des Sündenbekenntnisses vor dem Priester zur Erlangung der 
góttlichen Verzeihung überzeugt, und es gab nie eine kirchliche Busse 
ohne Beichtee. Soweit Kirsch. Nur Männer, von der »wissenschaft- 
lichen Bedeutunge eines Hoensbroech und ähnliche »Grössen der 
Wissenschafte können die Stirn haben, sich über die klaren Zeur- 
nisse der Kirchenväter für die moralische Verpflichtung zur Beichte 
der crimina capitalia hinwegzusetzen, weil sie unbesehen Anleihe bei 
dem Amerikaner Lea gemacht haben, eines Mannes, der sich von 
dem protestantischen Theologieprofessor K. Müller die energische 
Zurechtweisung gefallen lassen musste: »Ich halte vor allem die 
ganze Grundlage der Konstruktion (bei der Arbeit Lea’s) verfehlt: 
es hat sich sehr gerächt, dass Lea der ältesten Entwicklung so gut 
wie gar keine Aufmerksamkeit gewidmet und nach ganz dürftigen 
Brocken gearbeitet hat. Er teilt im Ganzen die Auffassung, die 
Steitz unter uns verbreitet hat, wonach im Altertum die Busse nur 
das Mittel gewesen wäre, den Sünder mit der Kirche auszusöhnen 
und erst die Scholastik des 12. Jahrhunderts definitiv die Anschauung 
festgestellt hätte, dass der Priester im Namen Gottes die Sünden 
vergebe. Aber es ist im Sinne der alten Kirche falsch, zu fragen, 
ob sich eine Handlung auf Gott oder die Kirche beziehe, und ebenso 
falsch ist es, für die hierarchischen Elemente des Katholizismus, 
also auch für die Schlüsselgewalt, jeden unmittelbaren Anknüpfungs- 
punkt in der ältesten Kirche zu leugnen. Ich kann Lea gegenüber 
nur wiederholen, dass die Anschauung von Steitz den geschichtlichen 
Tatbestand auf den Kopf stellt . . . Auch die Geschichte der 
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Beiehte ist demnach nicht richtig gezeichnet. Schon das ist nicht 
richtig, dass die Beichte ursprünglich nur Bekenntnis an Gott ge- 
wesen sei. Was von der ganzen Busse gilt, gilt auch von diesem 
Stück: Gott und die Gemeinde fallen nicht auseinander. Ferner 
aber: für eine góttliche Pflicht sei sie erst seit Hugo von St. Viktor 
und Petrus Lombardus erklärt worden. Vorher habe man nur mensch- 
liche Gründe dafür geltend gemacht. Das ist nun an sich nicht voll- 
stándig richtig, z. B. auf Luc. 17, 14 (Gehet hin und zeiget euch 
den Priestern) hat man sich schon früher berufen. Vor allem aber 
es beweist nichts. In älterer Zeit unterschied man überhaupt nicht 
zwischen göttlicher und menschlicher Ordnung in der Kirche. Es 
genügt, dass die Beichte ein notwendiges Stück der kirchlichen 
Ordnung ist. Und es hat tatsáchlich mie eine kirchliche Busse ohne 
Beichte gegeben!).« Diese »ganz dürftigen Brocken«, nach welchen 
Lea hinsichtlich der ältesten Entwickelung des Busssakramentes ge- 
arbeitet hat, sind bei Hoensbroech noch mehr zusammengeschrumpft, 
und in Hoensbroech'schen Phantastereien eingehüllt worden. Ist es 
nicht eine solche, wenn er schreibt? »Kaum war das strenge Gebot 
der jäbrlichen Beichte ergangen, als auch sofort der Kampf um 
seine Durchführung begann; denn eiu Kampf war nötig, da das 
Volk gegen das neue Joch sich stráubte« ?). Natürlich ein Hoens- 
broech hält den Nachweis für diese Behauptung über den »Kampf« 
der Kirche und das »Stráuben« des Volkes für überflüssig, weil es ibm 
nur um kritiklose Tendenzschriftstellerei, nicht um wissenschaftliche 
Arbeit zu tun ist. 

Wir halten ihm entgegen, was ein protestantischer Gelehrter 
Holl, hinsichtlich der frühmittelalterlichen, griechischen Kirche aut 
Grund seiner wissenschaftlichen Untersuchungen konstatiert: »Nicht 
striktes Gebot, das jedermann zu regelmässiger Beichte zwang, hat 
die längste Zeit hindurch in der griechischen Kirche geherrscht, 
sondern nur Gewohnheit und moralische Verpflichtung, eine Gewohn- 
heit, die sich allerdings in den letzten Jahrhunderten so befestigt 
haben muss, duss der Übergang zur gesetzlichen Vorschrift sich 
kaum fühlbar macht«?). Die apodiktischen Urteile und masslosen 
Anklagen eines Hoensbroech gegen das 4. Laterankonzil dürften die 
beste Korrektur durch das finden, was Caspari in der neuesten Auf- 
lage der Real-Encyklopädie für protestantische Theologie über das 


1) Theol. Literaturzeitung i Nr. 17, S. 463 ff. 
2) Hoensbroech a. a. 0. S 
3) Holl: »Enthusiasmus und e beim griechischen Münchtume, 
1898, S. 307. 
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vielverlästerte Dekret ausführt: »Vorausgesetzt, dass wirklich die 
Beichte, die zur Zeit Karls des Grossen Forderung war, im Laufe 
des 9. Jahrhunderts Sitte wurde, so waren alle Voraussetzungen 
gegeben, um den Laien die Anordnungen des 4. Laterankonzils 
(1215) erträglich zu machen. Der Wunsch und das Verlangen der 
Kirche, dass regelmässig gebeichtet werde, stand seit langem fest; 
an eine allgemein angenommene Beichtzeit hatte man sich auch ge- 
wöhnt, mit dem Beichtverfahren war man auch vertraut. Grobe Ver- 
gehungen mussten von jeher ausdrücklich gebeichtet werden, aber es 
war nicht minder erwünscht, dass der Beichtende ein Gesamtbild 
seines Wandels und seines Innern entrollte. Der Beichtiger war 
schon von jeher berechtigt, Fragen zu stellen, und miisste wenig 
Erfahrung, Geschicklichkeit und Menschenkenntnis besessen haben, 
wenn er erst durch die Beschlüsse des Konzils in Stand gesetzt 
worden wäre, die Beichte in gewünschtem Sinne abzuhalten. Neu 
ist, dass der häufig bestehende Gebrauch zum allgemeinen Kirchen- 
gesetz erhoben wurde« !). 

Der beste Kenner der Kirchengeschichte Deutschlands, Professor 
Hauck, fasst sein Urteil über den Tatbestand der Beichte zur Zeit 
Karls d. Gr. in die Worte zusammen : »Neben der Predigt diente die 
Beichte der seelsorgerlichen Einwirkung des Priesters auf die Ge- 
meindeglieder. Gerade hier ist die Annalıme berechtigt, dass, was 
in Karls Zeit Forderung war, im Laufe des 9. Jahrhunderts 
herrschende Sitte wurde«?). Und auf Grund reichen Quellenmaterials 
kommt Kirsch in unserer Frage zu dem Resultate: »Jede einzelne 
Bestimmuny, wie sie sich im Dekrete des 4. Laterankonzils findet, 
stand schon Jahrhunderte im Prinzipe fest, ehe Innocena III. sie 
alle zu einem Kirchengebote verband« 3). 

Ein weiteres Phantasiegebilde, welches Hoensbroech von Lea 
ohne Quellenangabe geborgt hat, ist im Obigen schon durch den 
protestantischen Gelehrten K. Müller niedriger gehängt worden. Es 
solle nämlich »gerade das 13. Jahrhundert mit der machtvoll auf- 
blühenden Scholastik, die von Klosterschulen und Universitäten aus 
das damalige christliche Denken beherrschte, das im ganzen Mittel- 
alter geeignetste gewesen sein, um die Beichte als ‚göttlich einge- 
setztes Sakrament/ zu beweisen und sie in das tägliche (?) Leben 
des Christen einzuführen. Das scholastische Dreigestirn Alexander 
von Hales, Thomas von Aquin und Bonaventura waren die Erbauer 


1) Real-Eucykl. für protest. Theol. (3. Aufl.) Art.: Beichte. 
2) Hauck: K.-G. Deutschlands II, 664. 
3) Kirsch: »Zur Geschichte der kath. Beichte«. S. 184; vgl. 3. 173—184. 
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des gewaltigen Bauwerkes, des römischen Beichtinstituts, das, wie 
kein zweites zur Zwingburg und Frohnfeste der katholischen Welt 
geworden ist« !). 

Der Superintendent Hardeland sieht in der mittelalterlichen 
Beichte allerdings etwas anderes als eine »Zwingburg« und »Frohn- 
feste«. »Massgebend für die Beichtpraxis des Mittelalters«, schreibt 
er?), »ist die Auffassung der Busse als eines Aktes der kommuni- 
kativen Gerechtigkeit . . . Würde die Betrachtung der Busse als 
einer einfachen Rechtshandlung ihr kaum noch sonderlichen Wert 
für die Seelsorge lassen, so ist das erwähnte Zugeständnis Beweis 
genug, dass es sich doch auch trotz dieser Verkennung des eigent- 
lichen Wesens bussfertiger Rückkehr des Sünders zu Gott in der 
Beichtpraxis des Mittelalters um einen Vorgang handelt, der, ins in- 
nerste Seelenleben tief eingreifend, doch gewiss bei aller Gewissens- 
irrung (?), die daraus entsprungen sein muss, überwiegend segens- 
reiche Früchte hat tragen können. Die Beichte ist doch das wich- 
tigste Mittel der Volkserziehung gewesen. Gewiss, das Mittel hat 
nicht genügt, aber was würde aus den Völkern, die die Kirche in 
ihren Schoss aufgenommen, geworden sein, hätte sie dieses Mittel 
seelsorgerlicher Zucht nicht zur Anwendung gebracht«? Selbst von 
dem »christkatholischen Bischofe« Herzog könnte der »Gelehrte« 
Hoensbroech noch etwas lernen; denn dieser meint, »der von Kind- 
heit auf an die römische Beichtübung gewöhnte Mensch lerne die 
ibm aufgebürdete Last gewóhnlich bald einmal mit ziemlicher 
Leichtigkeit tragen« 5). Demnach muss das »Joch« doch nicht gar 
so schwer drücken, wie es tendenzióse Romanschriftsteller vom 
Schlage eines Hoensbroech darzustellen belieben. 

»Wesentlich zu diesem Erfolge« (zur Durchführung der Be- 
stimmungen des Laterankonzils) soll »auch der bis heute einfluss- 
reichste Erbauungsschriftsteller des Katholizismus, Cäsarius von Hei- 
sterbach, der ebenfalls dem 13. Jahrhundert angehörte 4), beige- 
tragen haben. Wenn der Heisterbacher Mönch heute noch einen 
Einfluss ausüben sollle, so kónnte sich dieser nur auf Sphären er- 
strecken, die alles unbesehen für wahr halten und selbst in Legen- 
den lautere Geschichte erblicken; der Katholizismus und die katho- 
lische Wissenschaft hat damit nichts zu tun. Im übrigen scheint 
uns fast, als ob Hoensbroech in seiner früheren Periode bei diesem 


— eem 


1) Bun. a. à. 0. S. 514. 
2) a. a. O. S. 157 f. 

3) Herzog: Otlig. róm. ne S. 72. 
4) Hoensbroech a. a. 0. 014. 
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Muster sebr fleissig in die Schule gegangen sein müsste; denn er 
steht ihm in der Fabrikation von Märchen, welche er als geschicht- 
liche Tatsachen ausgibt, zum mindesten nicht nach. 

Hoensbroech schliesst seine Einleitung mit den Worten : »End- 
lich fehlte auch nicht das Rom so geläufige Mittel der Fälschung. 
Kein geringerer Name als der des grossen Augustin wurde der 
Fälschung aufgeprägt, die als Liber de vera et falsa Poenitentia 
grossen Einfluss auf Theorie und Praxis der Beichte erlangte. Bahn- 
brecher in der Theologie wie Petrus Lombardus stützten sich auf 
diese Schrift ‚Augustins‘, die noch in der Mitte des 19. Jahrhunderts 
vom Generalvikar von Wien, Bischof Zenner, als echt verwertet 
wurde« !). So wagt ein Mann zu schreiben, der sein ganzes literari- 
sches Dasein nur von Fälschungen fristet, in demselben Augenblicke, 
wo er den nichtkundigen Leser in der gröbsten Form zu täuschen 
sucht. Denn nach allem Vorausgegangenen muss dieser annehmen, 
die Entstehungszeit der pseudoaugustinischeu Schrift sei gleichfalls 
im 13. Jahrhundert, also nach dem 4. Lateraukonzil zu suchen; und 
doch gehört das Werkchen bereits dem Anfang des 11. Jahr- 
hunderts an. 

Der Superintendent Hardeland schreibt?) hierzu: » Als das Beicht- 
institut sich längst zu dem entwickelt hatte, als was wir es heute 
noch in der Kirche Roms kennen, muss eine Schrift entstanden 
sein, die, wie allgemein zugestanden wird, fälschlich dem Augustin 
zugeschrieben, dennoch in der Folgezeit als echt angesehen ist und 
die späteren Theorien wesentlich bestimmt hat. Dies ist der be- 
rühmte Traktat: de vera et falsa poenitentia. Es wird hier als 
Sünde wider den hl. Geist hingestellt, zu sündigen und dafür keine 
Vergebung zu begehren. Vergebung der Todsünden muss auf anderem 
‘ Wege gesucht werden als Vergebung der lässlichen Sünden, die 
durch blosses Gebet erlangt werden kann ... Gegenstand der kirch- 
lich geforderten Beichte sind nur die crimina. Zweck der Beichte 
ist, diese zu venialen Sünden zu machen. Soll die Beichte wirksam 
sein, so darf sie nicht um Vermeidung der Strafe willen, auch nicht 
mit dem Vorbehalt, gewisse Sünden noch fortzusetzen, geschehen. 
Wie Gottes Vergebung sich auf alle Sünden erstrecke, so auch die 
Busse. Grösstes Gewicht wird darauf gelegt, dass dem Priester ge- 
beichtet wird, aber wird hierbei strengstens zur Pflicht gemacht, 
dass man sich einen geschickten Beichtvater auswähle, so besteht 
noch kein Beichtzwang gegenüber dem proprius pastor. Dem Beicht- 
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vater ist eine ungemein weitgehende Macht zugesprochen. Auf seinen 
Rat soll das Beichtkind den irdischen Beruf aufzugeben verpflichtet 
sein, sich des sonst Erlaubten enthalten, sich selbst und all das 
Seine Gott zum Opfer zu bringen«. 


Das Schriftchen setzt sich also die dogmatische Begründung 
des längst bestehenden Beichtinstituts zum Ziele. Seit Ambrosius, 
Augustin, Leo d. Gr. und Gregor d. Gr. finden wir nur gelegent- 
liche Äusserungen, aber keine Erörterungen ex professo über die in 
das Busswesen einschlägigen theologischen Begriffe. Wie es dem 
karolingischen Zeitalter vorbehalten war, auf anderen Gebieten be- 
lebend zu wirken, so auch auf dem Gebiete der theologischen Wissen- 
schaft. In dieser Hinsicht erwarben sich besondere Verdienste 
Theodulf von Orleans, Alkuin und Jonas von Orleans. Schärfer 
und prägnanter als diese Gelehrten, die immerhin noch im Anfange 
stehen, ist in seinen Ausführungen das oben genannte Schriftchen, 
das sich fälschlich unter dem Namen des hl. Augustinus einführte. 
Daran knüpfte die weitere theologische und kirchenrechtliche Ent- 
wicklung an, wie sie uns bei Lanfranc, Hildebert v. Tours, Petrus 
Lombardus, Gratian, der Schule v. St. Viktor in Paris bis zum 
4. Laterankonzil entgegentritt 1). 

Ob ein Mann, wie Hoensbroech, dem zahlreiche Zitatentälsch- 
ungen vorgehalten werden können, dazu berufen ist, Rom für die 
angebliche Fälschung eines Anonymus verantwortlich zu machen, 
darf man wohl mit Recht bezweifeln. Und zudem besteht die 
»Fálsehung«, über welche sich ein systematischer Fälscher so sehr 
entrüstet, lediglich darin, dass dogmatische Untersuchungen unter 
einem Pseudonym publiziert werden. Die Erscheinung aber, dass 
man bierzu gerne die Namen grosser Männer der Vergangenheit 
wählte, tritt uns im Mittelalter nicht bloss auf theologischem, son- 
dern ebenso auf profan-wissenschaftlichem Gebiete entgegen. Wenn 
einer unkritischen Zeit über die Ächtheit solcher Schriften keine Be- 
denken kamen, so ist dies durch den niedrigen Stand der historischen 
Kritik zu entschuldigen; ein Hoensbroech aber, der kritiklos alles 
zusammenschreibt, was in seine romanhafte Tendenzschriftstellerei 
passt, dürfte am wenigsten berechtigt sein, den Kritiker für diese 
Zeit abzugeben. 


1) Kirsch a. a. O. S. 93 f. 
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2. Die Beichte als Sakrament. 


Hoensbroech macht sich den Nachweis, dass die Schlüsselge- 
walt der Kirche und das Busssakrament der hl. Schrift und dem 
Glauben der alten Kirche widerspricht, ausserordentlich leicht. Er 
begnügt sich mit »nur einigen kurzen Andeutungen über die Schrift- 
widrigkeit und überhaupt über die Unchristlichkeit der ultramontan- 
katholischen Lehre vom Sakrament der Beichte« und schreibt: »Ge- 
radezu vernichtend für die ultramontane Lehre von der Sündenver- 
gebung durch die Beichte d. h nur durch die Apostel und ihre 
‚Nachfolger‘ sind die Worte, die der ‚erste Papst‘, Petrus, zu 
Simon Magus spricht: ‚Bekehre dich denn von dieser deiner Bos- 
heit und bitte Gott, so dir etwa vergeben werden möchte dieser 
Gedanke deines Herzens‘. (Apstlg. 8, 22). Hätte Petrus nicht nach 
ultramontaner Auffassung sagen müssen: Beichte bei mir? Das 
Gleiche gilt von allen neutestamentlichen Stellen, die sich auf die 
Sündenvergebung beziehen« 1). 

Selbst ein Hoensbroech dürfte wissen, dass die katholische Kirche 
nichts von einem »Sakrament der Beichte« und von einer »Sünden- 
vergebung durch die Beichte« weiss, sondern die Sündennachlassung 
durch das Busssakrament lehrt, wozu verschiedene Erfordernisse, 
darunter neben Reue und Vorsatz auch die Beichte nótig sind. 

Dass die angeführten Worte an Simon Magus an sich eine 
Beichte noch nicht ausschliessen, dürfte jeder vorurteilsfreien Forsch- 
ung klar sein; denn solche Allgemeinwendungen sind zu jeder Zeit, 
selbst dann, als das Beichtinstitut schon vollständig entwickelt war, 
in Übung geweseu, und schliessen die Aufforderung zur Busse in der 
zeitüblichen Form ein. Und wenn man die Stelle pressen wollte, so 
kónnte man sofort auf die Antwort des Simon Magus hinweisen, 
‘welche Hoensbroech natürlich wieder unterdrückt, und welche also 
lautet: »Ihr aber bittet für mich bei dem Herrn, dass nichts von 
dem über mich komme, was ihr gesagt habte. 

Wir geben jedoch dem »Gelehrtene Hoensbroech gegenüber 
unbedenklich zu, dass der hl. Petrus an Simon Magus nicht die Auf- 
forderung zur Beichte gerichtet hat. Aber was soll das beweisen? 
Bei den neutestamentlichen Stellen, welche von der Kirche in dieser 
Frage verwertet werden, kommt es vor allem darauf an, ob in ihnen 
von der Einsetzung des Busssakramentes und der Gewalt der Sünden- 
vergebung die Rede ist ?). Wie diese Gewalt ausgeübt werden soll, 
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ist eine reine Frage der kirchlichen Disziplin. Die Frage, ob die 
Beichte beim Eintritt des Christentums in die Welt schon als In- 
stitut und formierter Akt fix und fertig und keiner Entwicklung 
mehr fähig gewesen, gehört vorläufig gar nicht hierher. Es handelt 
sich darum, ob dasjenige, was wir spáter zum Beichtinstitut formiert 
sehen, nach seinen einzelnen wesentlichen und konkreten Momenten 
in der hl. Schrift vorkommt. >»Geradezu vernichtend« für die 
wissenschaftliche Bedeutung eines Hoensbroech ist es, dasss er hier 
die Lehre der neueren katholischen Theologie einfach unberück- 
sichtigt lässt und auf von ihm selbst gebildete Phantome losschlägt. 

Bei Kirsch !) z. B. kónnte Hoensbroech des Weiteren ausgeführt 
finden, dass »die Apostel gar nicht nótig hatten durch den Ver- 
nunftschluss, auf welchen die Dogmatiker bauen (und welchen 
Hoensbroech selbstverstándlich in seinem Sinne verwertet), zur Er. 
kenntnis von der Notwendigkeit des Sündeubekenntnisses geführt zu 
werden. Denn selbst vorausgesetzt, Christus habe sich über die 
Beichtpflicht nicht in bestimmten Worten geäussert, wofür ebenso 
wenig, wie für das Gegenteil, der historische Beweis zu erbringen 
ist, so liegt in der geschichtlichen Entwicklung des Christentums 
aus sich selbst heraus ein natürlicher Grund, wie man schon ganz 
frühe zur Erkenntnis dieser Pflicht kommen musste«. 

Hoensbroech stellt die Fragen: »Wo steht in den Schrift- 
worten über Sündenvergebung, auch angenommen, Christus habe 
seinen Aposteln eine besondere Gewalt der Sündenvergebung ver- 
liehen, dass man zu den Aposteln gehen müsse, um Vergebung zu 
finden? Wo ist der unmittelbare Weg zu Gott durch die Reue des 
Sünders als fortan ungangbar bezeichnet worden ?« 

Diese Einwände sind in neuester Zeit auch von anderer, 
Hoensbroech in  »wissenschaftlichene Leistungen gleichstehender 
Seite erhoben worden; sie wurden sogar schon in der alten christ- 
lichen Kirche gemacht. Den Novatianern, welche ungefähr den 
gleichen Standpunkt in dieser Hinsicht, wie Hoensbroech und Ge- 
nossen vertreten, lässt der hl. Ambrosius (T 397) eine treffende Ab- 
fertigung zu teil werden. »Sie hehanpten dem Herrn mehr Ehren- 
bezeugung zu erweisene, schreibt er, »wenn sie ihm allein die Ge- 
walt der Sündenvergebung zuschreiben. Im Gegenteil. Niemand tut 
ihm grössere Beleidigung an, als diejenigen, welche seinen Auftrag 
beschneiden, das von ihm übertragene Amt wirkungslos machen 
wollen. Denn der Herr Jesus ist es selbst, der in seinem Evangelium 
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gesprochen: Empfanget den hl. Geist; welchen ihr die Sünden nach- 
lassen werdet, denen sind sie nachgelassen, uud welchen ihr sie be- 
halten werdet, denen sind sie behalten. Wer ehrt ihn also mehr, 
derjenige, der seinen Weisungen Folge leistet, oder der, welcher 
sich dagegen sträubt? . . . Siehe doch zu! Denn wer den hl. Geist 
empfangen hat, der hat auch die Binde- und Lösegewalt über die 
Sünde erhalten. So steht geschrieben: ,Empfanget den hl. Geist!‘ 
u. s. w. Wer also von der Sünde nicht lösen kann, hat den hl, Geist 
nicht. Das Amt des Bischofs (Sacerdotis) ist eine Gabe des hl. Geistes; 
das Recht des hl. Geistes besteht aber gerade im Nachlassen oder 
Behalten der Sünden« !). 

Bereits der Pastor des Hermas (gegen 150 n. Ch.) hatte mit 
Ironie den von einem apokryphen Buche unbeschränkt hingestellten 
und verfochtenen Satz zurückgewiesen: »Nahe ist der Herr den sich 
Bekehrendens 2). 

Aber auch der protestantische Theologieprofessor K. Müller 
gibt Hoensbroech auf seine Frage, »wo der unmittelbare Weg zu 
Gott durch die Reue des Sünders (von Christus) fortan als ungangbar 
bezeichnet worden« sei, die treffende Antwort: »Die eigentliche Trieb- 
feder der hierarchischen Entwicklung ist gerade die wrchristliche An- 
schauung, dass die Kirche das Haus, der Tempel Gottes sei, in dem 
Gott sich fortwährend durch seinen Geist bezeuge . . . . Gebrochen 
hat man mit jenen urchristlichen Anschauungen niemals. Immer 
wieder erscheint in oder hinter dem Priester, in oder hinter der 
Kirehe Gott selbst . . . Auch die Geschichte der Beichte ist dem- 
nach (von Lea) nicht richtig gezeichnet. Schon das ist nicht richtig, 
dass die Beichte ursprünglich nur Bekenntnis an Gott gewesen sei. 
Es hat tatsächlich nie eine kirchliche Busse ohne Beichte ge- 
. geben« 3). 

So beantwortet einer der ersten protestantischen Kenner der 
Bussdisziplin die Verlegenheitsphrasen eines Hoensbroech, deren 
Fabrikation freilich leichter ist als ernstes Studium. 

Charakteristisch für die »wissenschaftliche« Arbeit Hoensbroechs 
sind auch die Sátze, in welche er die Lehre der alten Kirche von 
dem Busssakrament zusammenfassen zu können glaubt. Sie lauten: 
»Die ältesten christlichen Schriftsteller und Schriftwerke: Klemens 
von Rom, die Zwölfapostel-Lehre, Ignatius von Antiochien, der Hirte 
des Hermas, Irenäus, Polykarp, wissen nichts von der ‚apostolischen 


1) Ambros. de BEN. lib. I. c. 2. 
2) Kirsch a. a. O. S. 28 f. 
3) Theol. Lit.-Ztg. 1897. Nr. 17 Sp. 464. 
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Schlüsselgewalt‘. Bei Tertullian (De Pudic. c. c. 1. 21) findet sich 
sogar die entschiedene Bestreitung dieser ,Schlüsselgewalt' mit Be- 
zug auf den ‚Bischof‘ von Rom. Wenn aber nicht einmal dieser 
sie hatte, wer denn sonst. Wir überspringen ein Jahrtausend und 
schlagen Gratianus autoritative Gesetzessammlung auf. Ist es nicht 
bezeichnend, dass auch er noch eine durchaus zweifelude Anschauung 
über die sündenvergebende ‚Schlüsselgewalt‘ einnimmt?« Aller- 
dings sehr bezeichnend ist diese schriftstellerische » Liederlichkeit« 
für einen Hoensbroech. 

Schon der Apostel Paulus!) hat von der durch Christus den 
Aposteln verliehenen Binde- und Lösegewalt selbständig Gebrauch 
gemacht. Er ist sich der »apostolischen« Schlüsselgewalt wohl be- 
wusst, da er im ersten Briefe an seinen Schüler Timotheus schreibt: 
»Etliche haben am Glauben Schiffbruch gelitten, unter denen Hy- 
menáus und Alexander, die ich übergeben habe dem Satan (d. h. aus 
der Kirchengemeinschaft ausgeschlossen habe), damit sie lernen mógen, 
nicht zu lästerne. Und als es sich um ein grosses Ärgernis in 
Korinth handelt, um eine »grobe Tatsünde«, da berichtet Paulus 
naeh dort: »Ich meinerseits, zwar abwesend dem Leibe, doch an- 
wesend dem Geiste nach, habe entschieden, als ob anwesend, den, 
weleher dies verübt hat, — in dem Namen unseres Herrn Jesu 
Christi, nachdem ihr vereinigt seid und mein Geist mit der Kraft 
unsers Herrn Jesu Christi, zu übergeben einen solchen dem Satan 
zum Verderben des Fleisches, damit der Geist errettet werde an 
dem Tage unsers Herrn Jesu Christie. Der Apostel übermittelt 
also der Gemeinde das von ihm über den Frevler verhängte Straf- 
urteil mit den kraftvollen Worten: Ich meinerseits habe entschie- 
den, als ob anwesend, damit es vor, aber nicht von versammelter 
Gemeinde verkündigt werde. 

Für die Zeit nach den Aposteln bis gegen das Jahr 200 wird 
sich die Antwort auf die Frage: »Wer hatte das Recht der Sünden- 
vergebung, wem war die Schlüsselgewalt übertragen?« nach dem 
Standpunkte richten, den man hinsichtlich des Aufbaues der Ur- 
gemeinden vertritt. 

Basierten sie auf der »charismatischen Ordnung«, wie die 
akatholische Forschung behauptet, so stand das Recht der Sünden- 
vergebung d. h. die Erklárung, dass Gott die Sünden nachgelassen 
habe, den »Geistesbegabten« zu. Nicht kraft ihres Amtes kam den 


1) S. hierüber Kirsch a. a. O. 3. : Wer war in der alten Kirche 
ze der Binde- und REES abet auch die näheren Literatur- 
angaben. 
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Bischöfen diese Vollmacht zu, sondern nur insofern und insoweit, 
als sie in die Stellen der Apostel und neutestamentlichen Propheten 
eingerückt sind, also als »Geistestrágern« , nicht als Organen mit 
Amtsgewalt, wozu sie erst nach Erlöschen des charismatischen 
Geistes geworden seien. 

Nach katholischer Lehre gibt es eine von Gott gesetzte hier- 
archische Ordnung; darauf ist auch die besondere Stellung des 
Priestertums im Busssakrament gegründet. Klemens von Rom 
(u. d. J. 96) weist bereits auf die von Gott gesetzte Hierarchie hin 
mit den Worten: »Christus ist von Gott und die Apostel sind von 
Christus ... Indem sie (die Apostel) auf dem Lande und in den 
Städten predigten, haben sie ihre Erstlinge nach Prüfung durch den 
Geist zu Bischöfen und Diakonen derer, welche glauben, aufgestellt«. 

Hier ist offenbar der Begriff dieses Amtes bereits im Bewusst- 
sein und unter dem dogmatischen Gesichtspunkt der göttlichen Ein- 
setzung ausgesprochen. Darum konnte auch der Zeitgenosse des 
Klemens, der hl. Ignatius vou Antiochien, betonen: »Gott verzeiht 
allen Büssenden, wenn sie sich zur Einheit mit Gott zur Gemein- 
schaft mit dem Bischofe bekehren«. 

Von der spärlichen Literatur des 2. Jahrhunderts handelt nur 
der Pastor des Hermas ex professo über das Busswesen. lm Gesichte 
ergeht an ihn die Aufforderung, das »Buch« über das Busswesen 
den Presbytern zu übergeben und es »in jeder Stadt mit den Pres- 
bytern, welche der Kirche vorgesetzt sind, zu lesene. Demnach muss 
doch irgend eine Beziehung zwischen diesen und der Bussordnung 
vorausgesetzt werden. 

Selbst auf akatholischer Seite muss man sich zu dem Bekennt- 
nisse verstehen, dass die Bischöfe wenigstens um das Jahr 200, also 
zur Zeit eines Tertullian und Irenäus im Besitze der »apostolischen 
Schlüsselgewalt« waren.  »Kallist«, schreibt z. B. Preuschen, »be- 
gründet das Recht der Bischöfe durch Anwendung des Massstabes 
der apostolischen Succession auch auf das Gebiet der Disziplin. Die 
Bischüfe sind Nachfolger der Apostel, folglich haben sie auch die 
Macht, Sünden zu vergeben. lm speziellen hat sich Kallist noch 
auf die besondere Stellung berufen, welche dem rómischen Bischofe 
als dem Nachfolger Petri zukam mit Berufung auf Matth. 16, 18 f. 
Kallist ist allerdings nicht der erste gewesen, der diese Stelle mit 
Rücksicht auf die potestas solvendi und ligandi ausgebeutet hat. 
Das Gleiche hat schon vor ihm Viktor I. getan«. 

Dem letzteren (+ 199) schreibt nämlich Preuschen mit Harnack 
den pseudocyprianischen Traktat »gegen die Würfelspielere zu. Möge 
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er nun dieser Zeit angehören oder einige Jahrzehnte jünger sein, wie 
andere wollen, wichtig sind immerhin die Ausführungen desselben 
über die »apostolische Schlüsselgewali«. »Wir tragen«, heisst es 
hier, »grosse Sorge für die gesamte Brüderschaft (Christenheit) um 
der Freiheit der Würfelspieler willen, welche andere verführen und 
sich selbst verderben. Da uns die göttliche Barmherzigkeit die Herr- 
schaft des Apostolates und die Stellvertretung Jesu Christi in Gnade 
zu verleihen sich gewürdigt hat, und da wir den Ursitz des authen- 
tischen Apostolates, auf welchen Christus in unserem Vorgänger die 
Kirche gegründet hut, zusammen mit der Binde- und Lösegewalt 
und der Heilkraft der Sündennachlassung inne haben, so müssen 
wir uns ernstlich hüten, dass wir nicht durch fortwährende Milde 
gegen die Sünder selbst mit ihnen zu Grunde gehen«. 

Die entschiedene Bestreitung der Schlüsselgewalt des » Bischofs 
von Rom«, welche sich nach Hoensbroech bei Tertullian findet, ist 
gegen den Papst Kallist gerichtet. Hoensbroech verschweigt jedoch 
wieder, dass der Rigorist Tertullian zu jener Zeit aus der Kirche 
zur Sekte der Montanisten übergetreten war. 

Papst Kallist!) war es nämlich, welcher um das Jahr 200 auf 
Grund seiner Schlüsselgewalt die strenge Bussdisziplin, wonach ge- 
wisse Sünder für immer aus der Kirche ausgeschlossen waren, durch 
die Erklärung milderte, dass die Unzuchtssünder nach geleisteter 
öffentlicher Busse einmalige Wiederaufnahme in die Kirche erhalten 
könnten. In seinem »peremptorischen Edikt« wies er auf Grund der 
hl. Schrift nach, dass diese Art von Sünden unter die vergebbaren 
zu rechnen sei, und dass ihm die Wiederaufnahme als ein Recht zu- 
stehe, das den Bischöfen als Nachfolgern der Apostel und somit als 
Trägern des hl. Geistes und der Schlüsselgewalt zukomme. 

Gegen die Verordnung des Kallist wendet sich nun der mon- 
tanistisch gewordene Tertullian, weil diese Sekte keine Milde gegen 
die Sünder gelten lassen wollte, und schleudert in seiner Schrift de 
pudieitia vielfach unter Bekämpfung der Position, welche er früher 
in seiner Abhandlung de poenitentia eingenommen, gleichsam en 
»Parteimanifest gegen das Bussedikt des Papstese,  »Ich höre«, 
schreibt daher Tertullian zu Beginn dieser seiner Schrift, »es sei 
ein Edikt publiziert worden, und zwar ein peremptorisches. Der 
Pontifex maximus, wie er sich nennt, hat verordnet: Ich lasse allen 
auf Grund der Busse den Ehebruch und die Unzuchtssünden nache. 

In einer früheren Periode hatte Tertullian eine andere Ansicht 
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vertreten, da er eine Schilderung!) von dem Charakter der Buss- 
handlung gab: »Ebenda (beim Offertorium) finden auch die Auf- 
munterungen, Zurechtweisungen und die göttliche Rüge (durch den 
Bischof) statt. Es wird nämlich Gericht gehalten mit grossem Nach- 
druck, wie bei Leuten, die von der Gegenwart und Zeugenschaft 
Gottes überzeugt sind; und es ist ein gar ernster Vorbote des künf- 
tigen Gerichtes, wenn jemand so gefehlt hat, dass er von der Ge- 
meinschaft des Gebetes und der Zusammenkünfte und des gesamten 
hl. Verkehrs ausgeschlossen wird«. 

Jeder besonnene Forscher muss es daher auch ablehnen, die 
späteren rigoristischen, vom Parteiinteresse diktierten Ausführungen 
Tertullians gegen die »apostolische Schlüsselgewalt« zu verwerten; 
dies ist nur »Gelehrten« von der Art eines Hoenshroech vorbehalten. 

»Bezeichnende für die schriftstellerischen Tendenzfabrikate 
Hoensbroechs ist es nun, dass er von Tertullian an auf einmal »ein 
Jahrtausend überspringt«. Warum? Um den ihn unbequemen Zeug. 
nissen für die »apostolische Schlüsselgewalte, die klarer als die Sonne 
sind, aus dem Wege zu gehen. 

Schon Cyprian schreibt einige Jahrzehnte nach Tertullian an 
Papst Kornelius: »Auf diese und ähnliche, im vorausgehenden er- 
wähnte Beispiele (dass nämlich jeder im A. T. sofort mit dem Tode 
bestraft werde, der dem für diese Welt als Richter bestellten Hohe- 
priester nicht gehorchte), stützt sich die hohepriesterliche Autorität 
und Gewalt nach göttlicher Anordnung. Was müssen das also für 
Menschen sein, welche als Feinde gegen die Bischöfe und als Re- 
bellen gegen die allgemeine Kirche auftreten, und sich nicht durch 
die Drohungen des warnenden Gottes noch durch die Strafe des 
kommenden | Gerichtes warnen lassen? Denn aus keiner anderen 
Quelle sind Häresien entstanden und haben Trennungen ihren Ur- 
sprung genommen, als daher, dass man dem Hohenpriester Gottes 
nicht gehorcht, und dass man nicht daran denkt, dass in der Kirche 
Gottes für diese Zeit nur Ein Richter an Christi Stelle berufen 
wurde« 3). | 

Zeugnisse für die »apostolische Schlüsselgewalte von Origenes, 
sodann aus dem 4. Jahrhundert durch das 1. allgemeine Konzil von 
Nicäa, durch Gregor von Nyssa, durch Ambrosius und Augustinus 
finden sich reichlich in der öfters erwähnten Arbeit von Kirsch $). 
Die Sachlage ist zur Zeit eines Ambrosius und Augustinus so 
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unzweideutig, dass der protestantische Oberkirchenrat Klinfoth auf 
Grund der Lebre des afrikanischen Kirchenvaters gesteht: »Nicht 
dadurch sind die Bischöfe die Träger der Schlüsselgewalt, dass sie 
die Gnadenmittel, als in welchen der dreieinige Gott zum Sünden- 
vergeben wirksam ist, handhaben, sondern kraft ihrer bischöflichen 
Würde, kraft ihres ordo sind sie Träger des hl. Geistes und Ver- 
mittler der Sündenvergebung« 1). 

Wenn darüber überhaupt noch ein Zweifel übrig sein könnte, 
wer in jener Zeit Inhaber der »apostolischen Schlüsselgewalt« gewesen 
sei, so würde er durch ein anderes hervorragendes Schriftdenkmal 
gelöst werden, durch die sogen. apostolischen Konstitutionen; sie 
wurden spätestens um das Jahr 400 zusammengestellt, enthalten aber 
auch Bestandteile aus viel früherer Zeit. »Hier erscheint«, schreibt 
der protestantische Gelehrte Holl, »als einziger und souverüner In- 
haber der Schlüsselgewalt der Bischof; in seiner Hand ist das 
ganze Busswesen konzentrierte 3). Und selbst Steitz, an den 
Hoensbroech in wissenschaftlicher Bedeutung nicht im entferntesten 
heranreicht, der im übrigen aber der Begründer jener, auch von 
protestantischer Seite als veraltet bezeichneten Auffassung vom Buss- 
sakrament ist, wie sie der Amerikaner Lea und sein »Schülere 
Hoensbroech vertreten, muss bekennen: »Die apostolischen Kon- 
stitutionen stellen die Ausübung der Busszucht und das Verfahren 
gegen die Pönitenten ausschliesslich als Pflicht und Aufgabe des 
Bischofs dare 3). 

Darnach dürfte es überflüssig sein, die Ansicht der folgenden 
Jahrhunderte über die »apostolische Schlüsselgewalt« des Näheren 
darzulegen. Nur bei Gratian müssen wir noch etwas verweilen, der 
nach Hoensbroech »noch eine durchaus zweifelnde Anschauung über 
die sündenvergebende Schlüsselgewalt« einnimmt. 

Gratian referiert über die verschiedenen Meinungen betreffs der 
Notwendigkeit der Beichte, ist dagegen weit entferut davon, eine 
durchaus zweifelnde Anschauung über die sündenvergebende Schlüssel- 
gewalt einzunehmen. In der Causa XXXIII. qu. III Dist. I wird 
die Frage aufgeworfen, ob jemand durch blosse Reue und geheime 
Genugtuung ohne mündliche Beichte Gott sich versöhnen könne; 
»denn es gibt Leute«, schreibt Gratian, »welche behaupten, ein jeder 
könne die Vergebung seiner Sünden auch ohne das der Kirche ab- 


— n e — E — 


1) Klinfoth : Beichte und Absolution S. 90. 

2) Holl: Enthusiasmus und Bussgewalt. S. 240. Die einzelnen Zeugnisse 
siehe bei Kirsch a. a. O. X. 119 ff. 

3) Liebner's theol. Jahrb. 1863. S. 110. 
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gelegte Bekenntnis und ohne den priesterlichen Richterspruch er- 
langen«. Diese Frage findet in can. 1—37 Behandlung, und Gratian 
kommt zu dem Resultat: »Die Beichte geschieht also, um die Busse 
zu zeigen, nicht um die Vergebung zu erlangen«. In den Kanones 38 
—89 berichtet er nun über die entgegengesetzte Meinung: »Andere 
bezeugen das Gegenteil, indem sie sagen, ohne mündlicbes Bekenntnis 
und werktätige Genugtuung kónne niemand von Sünden gereinigt 
werden, wenn er die Zeit zur Genugtuung gehabt hütte«. Zum 
Schlusse schreibt er in can. 89: »Wir haben in Kürze dargetan, auf 
welche Autorität und Gründe sich jede dieser beiden Meinungen 
von der Beichte und Genugtuung stützt und überlassen es nun dem 
Urteil des Lesers, welcher er den Vorzug geben will Jede hat das 
Ansehen weiser und frommer Männer für sich«. Berardi (III, 423) 
bemerkt hierzu: »Der berühmte Irrtum Gratians ist am Schlusse 
des 89. Kanons ausgesprochen. Denn nachdem er im Vorausgehen- 
den untersucht hat, ob die Beichte vor dem Priester für notwendig 
zu erachten sei, oder ob es genüge, vor Gott die Sünden zu be- 
kennen, lässt er die Frage zuletzt unentschieden und stellt ihre Be- 
antwortung den Lesern anheim. Mit Recht haben darum die Kor- 
rektoren ihren Tadel hinsugefügte. Gratian lässt in diesem Punkte 
die nötige Klarheit vermissen, weil er die schon der alten Kirche 
geläufige Unterscheidung von Pflicht- und freiwilliger Bekenntnis- 
materie nicht beachtete. 

Übrigens hat sich die katholische Theologie nie vor dem Be- 
kenntnis gefürchtet, dass das Institut der Busse eine Entwicklung 
durchgemacht hat, »bei der die äusseren Formen wechselten, und 
auch in der dogmatischen Erkenntnis und sittlichen Ausnutzung des 
Instituts ein Fortschritt zu konstatieren ist«. 

Kirsch fasst das von ihm aus seiner eingehenden historischen 
Untersuchung !) gewonnene Resultat in die Sätze zusammen: Die 
Kirche musste, so lange sie im heidnischen Staate ihr Dasein ent- 
taltete, darauf bedacht sein, alles von sich fern zu halten, was sie 
in den Augen der Heiden entehren konnte. Darum verlangte sie 
für schwere Vergehen öffentliches Bekenntnis und Öffentliche Busse. 
Um durch das Zuviel der Gebote die Neubekehrten nicht zu ver- 
wirren und die Heiden durch allzuschwere Lasten von der Bekehrung 
nicht abzuschrecken, bestimmte sie als solche Sünden die drei s. g. 
erimina capitalia (Glaubensverleugnung, Ehebruch und Mord). Hier- 


1) 3. Kap.: Welche Materie war von der apostolischen Zeit an bis zum 
4. Laterankonzi) (1215) dem Bekenntnis unterworfen. S. 41—102. 
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unter sind jedoch nicht lediglich die drei Einzelsünden, sondern 
ganze Kategorien zu verstehen. 

Nachweisbar wurden seit Tertullian nicht bloss die groben 
Tatsünden, sondern auch die unerlaubten Gedanken auf solche 
Taten, sowie alle heimlich schweren Sünden Öffentlich bekannt und 
gebüsst. 

Scharf unterschieden wird von den täglichen Unvollkommen- 
heiten ausserdem eine Gruppe von Sünden, welche unter leichteren 
Bedingungen Gegenstand der Öffentlichen Beichte und Busse waren. 

Ungefähr um dieselbe Zeit war die Privatbeichte schon im 
Oriente, ungefähr 150 Jahre später auch im Occidente, soweit uns 
Zeugnisse vorliegen, in Übung. In allen diesen Fällen handelte es 
sich um eine Pflichtbeichte. 

Der christlich gewordene Staat belegte eine Auzahl schwerer 
Vergehen auch mit weltlichen Strafen; in Rücksicht darauf, sowie 
auf die zunehmende Lauigkeit musste die Kirche auf eine Ein- 
schränkung und Umwandlung der öffentlichen Beichte und Busse 
bedacht sein, um derartige Sünder von der Bekehrung nicht abzu- 
halten. 

Unter diesen Gesichtspunkten selien wir namentlich seit dem 
Pontifikate Leo's d. Gr. eine Änderung in der Form eintreten; der 
Kreis der privaten Pflichtbeichte wird erweitert, der der ôffentlichen 
enger gezogen. 

Sobald die Kirche in ruhigere Verhältnisse eingetreten war, 
konnte sie sich nicht mehr allein auf Abwehr schwerer Sünden von 
ihren Gliedern beschränken; sie musste ihnen positive Anleitung zur 
hóheren Vollkommenheit geben. 

Als geeignetes Mittel hierzu fand die freiwillige Devotions- 
beichte zuerst in Mónchs-, dann auch in Laienkreisen Eingang, wozu 
man das Hauptaugenmerk bei der Gewissensprüfung auf 7 bezw. 8 
Grundrichtungen des Bósen im Menschenherzen lenkte. 

Das Streben nach christlicher Vollkommenheit musste es von 
selbst mit sich bringen, dass allmählich nicht nur die Pflichtmaterie, 
sondern auch kleinere Vergehen freiwillig dem Bekenntnis unter- 
worfen wurden, was um so leichter geschehen konnte, als das Ver- 
fahren in beiden Füllen ein geheimes war. 

Die Einteilungspunkte für ein Schema zur Gewissensprüfung in 
beiden Fällen geben die »Kapital-« oder Wurzelsünden ab, so dass 
der Pönitent in seine Pflichtbeichte d. h. in das Bekenntnis schwerer 
Sünden je nach seinem guten Willen und seiner Gewissenszartheit, 
auch der Devotionsbeichte angehórige Materie einschliessen konnte. 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXIII. 28 
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»Wer diese Sätze vorurteilsfrei überblickt,« so schliesst Kirsch, 
»wird gestehen müssen, dass von einer prinzipiellen Neuerung nirgends- 
wo die Rede sein kann. Die Kirche war im Bewusstsein ihrer Auf- 
gabe, jedoch im Hinblicke auf die Zeitverhältnisse und die Bedürf- 
nisse ihrer Glieder auf eine fortschreitende Ausbildung des gött- 
lichen Institutes bedacht, das sie von den Aposteln überkommen. 
Auf die verschiedene Gestaltung des Busssakramentes war allerdings . 
vornehmlich die Materie, welche Gegenstand des Bekenntnisses war, 
von Einfluss. 

Hiermit darf aber nicht behauptet werden, dass »die ge- 
beichteten Sünden ursprünglich etwas ganz anderes waren als später«, 
Die Pflichtbeichte hat wohl im Laufe der Zeit ihre äussere Form 
ändern müssen; diese Änderung berührt aber das Wesen nicht, liess 
auch die Materie unberührt; nur die Art und Weise des Bekennt- 
nisses dieser Materie wurde eine andere. 

Man darf zum Beweise, dass das Wesen der gebeichteten 
Sünden sich verändert habe, nicht auf die Devotionsbeichte hinweisen; 
denn diese kommt hier gar nicht in Betracht. Es kann sich nur 
um das notwendige Mittel handeln, als welches von der Kirche von 
Anfang an bis auf den heutigen Tag allein das Bekenntnis derjeni- 
gen Sünden angesehen wurde, welche nach den Worten des Apostels 
»vom Himmelreich ausschliessen«e. Schon Tertullian hat in dieser 
Beziehung der Auschauung der alten Kirche klaren Ausdruck ver- 
liehen. 

Die menschlichen Schwächen und Unvollkommenheiten waren 
ehedem nicht in das Pflichtbekenntnis einbezogen, und geradeso steht 
ihr Bekenntnis auch heute noch jedem freis. 

Wenn nun zahllose Katholiken freiwillig diese täglichen Un- 
- vollkommenheiten in der öfteren Devctionsbeichte bekennen, so legt das 
einerseits Zeugnis dafür ab, dass, Gott sei Dank, noch bei sehr vielen 
Angehörigen der katholischen Kirche das Streben nach einer höheren 
sittlichen Vollkommenheit vorhanden ist, und andererseits, dass sie 
den Beichtstuhl nicht für eine »Tortur« ansehen. 

Am besten widerlegt Hoensbroech selbst hier wieder eine von 
ihm aus Romanen entnommene Behauptung, dass »das römisch- 
katholische Beichtinstitut, wie kein zweites zur Zwingburg und 
Frohnfeste der katholischen Welt geworden?!) sei«; denn das »Joche 
muss doch nicht allzuschwer sein, wenn selbst ein Hoensbroech ?) 


1) Hoensbroech a. a. 0. S. 514. 
2) a. a. 0. S. 516. 
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schreibt: »Die wenigsten Katboliken begnügen sich mit der ge- 
botenen Jahresbeichte. Die meisten (P) beichten 7 bis 8 mal jähr- 
lich, Millionen beichten monatlich, Millionen wöchentlich, Tausende 
und Tausende noch öfter, Tausende täglich«. 

Endlich beruht auch die Behauptung Hoensbroechs: »Erst vom 
4. Laterankonzil wurde der Priester innerhalb der Kirche so recht 
eigentlich der Herrscher, dessen allmächtiges Wort einschneidend 
und entscheidend, in Wahrheit ‚bindend‘ und ‚lösend‘, in innere 
und äussere Angelegenheiten des Christen drang«!), nicht auf ein- 
gehendem Studium, sondern sie kennzeichnet sich als eine auf die 
konfesssionelle Voreingenommenheit spekulierende Deklamation eines 
Theaterhelden, welcher sich freilich nicht an geschichtliche Zeug- 
nisse zu halten hat, aber auch nicht mit seiner » Wissenschaftlich- 
keit«, wie ein Hoensbroech, prunkt. 

Man nehme nur die sogen. apostolischen Konstitutionen zur 
Hand, welche um das Jahr 400 die Praxis der vorausgehenden Zeit 
zusammenfassen ; sie zeigen uns die ganze Leichtfertigkeit der Expek- 
torationen eines oberflächlichen Geistes, der mit dem Worte » Wissen- 
schafte Allotria treibt. 

»Ihr Bischôfee, heisst es daselbst, »müsst nach der Weisung 
der Propheten die Sünder trósten und ermahnen, zur Busse antreiben 
und in ihnen gute Hoffnung erwecken; ihr braucht darüber nicht 
ängstlich zu sein, als ob ihr durch Nachsicht gegen sie an ihren 
Sünden teilnehmen würdet. Nehinet gerne die Büsser auf; freut 
euch über ihre Bekehrung; richtet mit Erbarmen und Mitleid«. Der 
Bischof nimmt ja »Gottes Stelle ein unter den Menschen und über- 
ragt alle Slerblichen: Priester, Könige, Obrigkeiten, Väter, Söhne, 
Lehrer, alle sind ihm gleichmässig untertan. Als Inhaber dieser 
erhabenen Sielle in der Kirche soll er Recht sprechen, ausgerüstet 
mit der Gewalt, die Sünder zu richten. Denn zu den Bischöfen ist 
gesprochen: ‚Was ihr auf Erden binden werdet u. s. wi Darum 
ergeht an den Bischof die Weisung: Richte mit der Gewalt deines 
Amtes wie Goit (d. h. an Gottes Statt), aber die Büssenden nimm 
auf. à). 

Mit Recht schreibt darum Kirsch: »Wer nach diesen Zeug- 
nissen, die sich für die nächstfolgenden Jahrhunderte in grösster 
Anzahl vermehren liessen, noch der Ansicht wäre, die alte Kirche, 
ja die Kirche vor dem Jahre 1215 überhaupt habe in dem Bussakte 


1) Hoensbroech a. a. O. S. 514. 
2 Apost. Const. II, 15. 11. 12. 
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nur eine ‚religiöse‘, aber keine richterliche Handlung gesehen, der 
würde sich wohl kaum belehren lassene !). 


a. Sündenbekenninis und Gewissenserforschung. 


Hoensbroech beginnt seine Ausführungen hierüber mit dem 
Satze: »Die Haupteigenschaft des für die Beichte unerlässlichen 
Sündenbekenntnisses ist, dass es vollständig seie?), wozu auch die 
Angabe der Begleitumstánde und der Zahl gehöre. 

Wenn nun das Konzil von Trient und schon vor ihm das 
4. Laterankonzil eine vollständige Beichte verlangen, so haben sie 
damit keine neue Forderung aufgestellt. Zudem bezieht sich dieses 
Postulat der Vollständigkeit hinsichtlich der Zabl, Art und Um- 
stände nur auf die Todsünden resp. auf die Materie, welche der 
Pflichtbeiehte unterworfen ist. Jeder vernünftige Mensch wird auch 
erkennen, dass sich die objektive Forderung in der subjektiven An- 
wendung nach den geistigen und sonstigen Verhältnissen des Pöni- 
tenten richten muss ?). 

Dass bei der Pflichtmaterie auch die Umstände Berücksichtig- 
ung verdienen, weil dadurch eine Sache vielleicht ein ganz anderes 
Aussehen annehmen kaun, dürfte nur von Vorurteil bestritten wer- 
den können. 

Darum verlangt schon der hl. Cyprian 4), man solle bei der 
Zuteilung der Bussleistungen an die vom Glauben Abgefallenen die 
näheren Umstände ihres Falles prüfen: Beweggründe, freier Wille, 
Zwangslage. Der hl. Ambrosius bezeichnet als ein Charakteristikum 
des Bussgerichtes die Aufzählung der Sünden; denn »der Pönitent 
bekennt nicht allein seine Sünden, er zählt sie auch auf und klagt 
sich derselben an, da er seine Vergehen nicht verbergen will« 5). 

Auch Gregor von Nyssa (f 395) weist auf die Notwendigkeit 
hin, eventuell den Delinquenten auszufragen, ob er aus freien Stücken 
oder durch die Umstände genötigt den Weg der Sünde beschritten 
habe; denn von der Beantwortung dieser Frage hänge die Beurteilung 
seines Krankheitszustandes wesentlich ab s). 

Die zweite trullanische Synode vom Jahre 692 in Konstantinopel, 
auf welcher eine gewisse Verstimmung der morgenländischen gegen 


1) Kirsch a. a. O. S. 139. 

2) Hoensbroech S. 517 f. 

3) Airsch a. a. O. S. 186. 6. Kap.: Welche Vollständigkeit der Beichte 
wird verlangt ? 

4) Ep. 55. 

5) Ambros. in Ps. 47. 

6) e. 3 & can. 4l i. f. 


D. Beichte i. d. kath. Kirche nach d. „ultram. Moral“ v. Hoensbroech. 433 


die abendländische Kirche zum Ausdruck kam, gab dem letzten 
ihrer 102 Disziplinarkanones die Fassung: »Diejenigen, welchen die 
Binde- und Lösegewalt übergeben ist, müssen die besondere Be- 
schaffenheit der Sünde untersuchen und den Eifer des Sünders zur 
Bekehrung prüfen und so die für die Krankheit passende Arznei 
geben« 1). 

Ein anderes Zeugnis für die Zeit vor dem 4. Laterankonzil, 
welches die Ansicht der orientalischen Kirche über den in Frage 
stehenden Punkt wiedergibt, enthält das Pönitentiale des Johannes 
Jejunator aus der 2. Hälfte des 11. Jahrhunderts. Hier wird das 
spezielle Bekenntnis der schweren Sünden als notwendige Bedingung 
zur Nachlassung erklärt, wobei »die Zahl und die nötigen Umstäude 
vor allem angegeben werden müssen« ?). 

Eine ganze Anzahl von Zeugnissen für die Karolinger- und 
spätere Zeit über unsere Frage findet sich bei Kirsch®), welcher 
diese seine Untersuchung mit den Worten schliesst: »Solches war 
die Lehre und das Postulat der Kirche Jahrhunderte lang vor dem 
4. Laterankonzil, dessen Dekret über die Beichte sonst alles Unheil 
angerichtet haben soll. In dieser Frage kann man hiermit nicht 
operieren; darum springt man auf die Verordnungen des Tridentiner 
Konzils über, um hier Material für Nörgeleien zu suchen. Diese 
Kirchenversammlung bestätigt aber nur, was ungefähr 800 Jahre 
vorher, man möchte sagen, fast mit denselben Worten durchweg 
Forderung war und im Grunde genommen selbstverständlich iste, 

Dass man es aber in der lutherischen Kirche, während des 
Bestandes der Privatbeichte in Anbetracht der Wichtigkeit dieses 
Aktes ebenso gründlich mit diesem Institute nahm, wie in der katho- 
lischen, dafür hat Kirsch gleichfalls den ausführlichen Nachweis er- 
bracht; wir werden auf diesen Punkt noch zurückkommen. 

Zunächst wollen wir noch ein Streiflicht werfen auf die 
Hoensbroech’sche Werkstätte von Fabrikaten, welche für die Lüstern- 
heit bestimmt sind und als wirksame Reklamemittel zum Absatz 
seiner »wissenschaftlichen« Produkte verhelfen müssen. »Ein Gebiet, 
das sich schon bei flüchtigem Durchblättera des Buches von Hoens- 
broech unangenehm aufdrängte, schreibt sehr richtig Prof. Mausbach4), 
»kann auch bei dieser Besprechung nicht umgangen werden, das des 
geschlechtlichen Lebense. 


1) Lauchert: Die Kanones der wichtigsten altkirchlichen Konzilien. S. 138, 

2) Morinus: »Administr. Poenit.e Append. p. 79. 

3) a. a. O. S. 190 ff. 

4) Mausbach: Die »ultramontane Morale nach Graf P .v. Hoens- 
broech. S. 57. 
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» Was der Verfasser hier leistet, .... fordert glücklicherweise 
so sehr den Widerspruch jedes vornehm empfindenden und ruhig 
denkenden Menschen heraus, dass wir uns auf einige schlagende all- 
gemeine Feststellungen beschränken, hinsichtlich des unerquicklichen 
Details aber mit der erneuten nnd begründeten Mahnung zum 
schärfsten, skeptischen Misstrauen begnügen können«. 

Nach seinen schülerhaften Ausführungen über die Erfordernisse 
zu einer rechten Beichte begibt Hoensbroech sich alsbald wieder auf 
sein Lieblingsgebiet mit den Worten): »Die moraltheologischen Er- 
örterungen über das Sündenbekenntnis, wie weit es gehen, welche 
Begleitumstände der Sünde man beichten, und wie man sie beichten 
muss, sind von grossem Interesse. Einige Proben lasse ich folgen«. 
Und welches sind diese Proben? | 

Unter zwölf Fällen, die »von grossem Interesse« sein sollen, 
finden sich zehn, welche Materien aus dem 6. Gebote zum Gegen- 
stand haben, und nur zwei, welche das 7. Gebot berühren. Als ob 
die Moralisten keinen anderen Kasus zur Illustration, »wie weit das 
Sündenbekenntnis gehen, welche Begleitumstände der Sünde man 
beichten, und wie man sie beichten musse, anführen würden! Aber 
solche Fälle vermögen das »grosse Interesse« eines Hoensbroech und 
gleichgesinnter Kreise nicht zu erregen. Es soll ja auch Leute geben, 
welche für die herrlichsten Kunstwerke keinen Blick haben, wenn 
sie nicht durch ein Gewisses ihr »grosses Interesse« wecken. 

Hoensbroech wird uns nicht zumuten, dass wir die drei Seiten 
Zitate aus entlegenen Moralwerken, die dem 17. Jahrhundert ange- 
hören, auf ihre Richtigkeit prüfen, was einem systematischen Zitaten- 
fälscher gegenüber allerdings am Platze wäre. Jedenfalls ist Warnung 
vor dem unbesehenen Gebrauche sehr am Orte, denn eine Anzahl der 
Zitate macht den Eindruck, als ob sie trotz der Anführungszeichen 
ein Opfer der »wissenschaftlichen« Methode Hoeusbroechs geworden 
wären, welche ihm gestattet, mehrere Foliospalten eines Autors auf 
ein halbes oder ganzes Dutzend Zeilen zuzuschneiden, und dieses 
Fabrikat in Anführungszeichen, also anscheinend wörtlich, zu seinem 
Zwecke zu missbrauchen ?). 

Wenn es Hoensbroech darum zu tun gewesen wäre, in »Ge- 
rechtigkeit gegen die Gegnere ein Bild von dem Sündenbekennt- 


Y Hoeusbroech a. a. 0. S. 519. 

2) vgl. Mausbach a. a. O. S. 39 f.; insbesondere die »Pilatusbriefe« von 
einem Protestanten in der » Augsburger Postzeitung« 1902 Nr. 129 ff., die jetzt 
gesammelt in einem stattlichen Bande unter dem Titel: »Quos ego« in 2. Aufl. 
vorliegen, woselbst die systematischen Citaten-Fülschungen Hoensbroechs 
schonunglos aufgedeckt werden. 
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nis nach Zahl und Umständen gemäss der Lehre der Kirche zu ent- 
werfen, so hätte er ja seine »Beispielee für diesen Punkt auch bei 
den neuesten Moralisten auswählen können. Allein deren »moral- 
theologische Erörterungen« in dieser Frage sind offenbar von keinem 
»grossen Interesse«, wenigstens nicht für einen Hoensbroech, der 
seine Hauptaufgabe bei Beurteilung der katholischen Morallehre 
darin sieht, mebr oder minder anstössige Kasus zu sammeln. 


Ganz auf der Höhe Hoensbroech’scher »Wissenschaftlichkeite 
stehen auch die Ausführungen, welche sodann über die Gewissens- 
erforschung gemacht werden. Beim ` Lesen derselben weiss man 
nicht, ob man es einer bedauerlichen Geistesarmut oder einer kon- 
fessionell-fanatischen Bosheit des Verfassers gegen alles katho- 
lische zu tun hat. Denn er führt aus: »Die Moraltheologen haben 
sogenannte ‚Beichtspiegel‘ verfasst, die aus aneinander gereihten 
Fragen über die verschiedenen Arten von Sünden bestehen. Diese 
Beichtspiegel sind in die verbreitetsten Volksgebetbücher aufgenom- 
men worden. Die Beichtspiegel sind schon sehr lange in Übung. 
Aus dem Anfang des 16. Jahrhunderts liegt ein von einem Mönch, 
Jakob Philipp, verfasstes ‚Fragebuch für den Beichtstuhl‘ vor, das 
nur Fragen des Beichtvaters an das Beichtkind enthälte 1). 


Bereits der Protestant Geffcken zeigt sich in seinem »Bilder- 
katechismuse unterrichteter über diese Frage, als der ehemalige 
Katholik und Priester Hoensbroech; denn Geffcken teilt die Beicht- 
spiegel nach den verschiedenen Aufgaben, denen sie dienen sollten, 
in drei Klassen: 1) Bücher, die für gelehrte Beichtväter bestimmt 
waren, 2) Bücher für einfachere Beichtpriester, 3) Bücher in der 
Landessprache zum Volksgebrauch 2), während Hoensbroech dieselben 
unterschiedslos durcheinander wirft. Geradezu belustigend aber für 
den Kenner muss es wirken, wenn er sich von einem Hoensbroech 
belehrt sieht, dass »aus dem Anfang des 16. Jahrhunderts ein 
Beichtbuch von einem Mönch vorliegt, das nur Fragen des Beicht- 
vaters an das Beichtkind enthált«. In Wahrheit zänlten nämlich die 
für den Beichtvater bestimmten schon Jahrhunderte vorher nach 
Dutzenden, mochten sie nun Manipuli (Manualia) Curatorum heissen 
oder einen anderen Namen tragen. 

Dass aber die »Beichtspiegele der Moralbücher bezw. die Samm- 
lungen von Fragen, die daselbst vorkommen, keineswegs »Beichtspiegel 
für Volksgebetbücher« sind, sondern eine Zusammenstellung für den 


1) a. a. O. S. 522. 
2) Bilderkatechismus im 15. Jahrh. S. 29. 
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Beichtvater, musste Hoensbroech wissen und wusste es sicher auch 
gehr genau. Daher ist es auf beabsichtigte Täuschung unkundiger 
Leser abgelegt, wenn er schreibt: »Der Jesuit Eskobar gibt für das 
6. Gebot folgendes Anklage-Schema« und »für Eheleute hat Eskobar 
noch eine andere Anklagelistes 1); denn der spanische Jesuit Anton 
Escobar y Mendoza (1589—1659) hat doch wahrlich seinen Liber 
theologiae moralis 24 Societatis Jesu doctoribus reseratus nicht für 
Laien geschrieben. 

Die Auswahl der »Beispiele« lässt wiederum, wie schon oben 
bemerkt, die vornehme Empfindung des Edelmannes vermissen. Das 
Buch des Mönches Jakob Philipp soll ungefähr 1280 Fragen ent- 
halten. Und was wählt Hoensbroech davon aus? Sechs Fragen, die 
»grosses Interesse« für ihn besitzen, weil sie grobe sittliche Ver- 
fehlungen zum Gegenstand haben. Der ganze »Beichtspiegel« Eskobars 
umfasst 40 Druckseiten. Davon nimmt Hoensbroech eine Seite heraus, 
und zwar diejenige, welche das 6. Gebot betrifft; denn mehr Fragen, 
welche das »grosse Interesse« Hoensbroechs wachrufen kónnten, scheint 
es unter den 40 Druckseiten nicht zu geben, sonst hätte sie der 
»Edelmann« aus lauter »Interesse« sicher beigefügt. 

Und endlich kommt Lehmkuhl an die Reihe, bei welchem »die 
Fragen über die Unzuchtssünden fast die Hälfte des ganzen ‚Beicht- 
spiegels“ einnehmen«. 

Auch hier versucht Hoensbroech wieder seine Táuschungskünste; 
denn die Fragen, welche Lehmkuhl verzeichnet, sind nicht für Volks- 
gebetbücher, auch nicht für gewöhnliche Beichten, sondern für General- 
beichten. »Hätte Hoensbroech die allgemeinen Ausführungen Lehm- 
kuhls über das Fragerecht des Beichtvaters wiedergegeben«, schreibt 
mit Recht Prof. Mausbach 4), »so würde jeder Leser sehen, dass ein 
Missbrauch jenes ,Beichtspiegels® nach Lehmkuhls Intention völlig 
ausgeschlossen ist. Lehmkuhl bemerkt, nur bei anscheinender Nach- 
lässigkeit oder Unfähigkeit des Pónitenten habe der Priester die 
Pflicht, Fragen zu stellen; er müsse dabei auch auf die subjektive 
Unkenutnis Rücksicht nehmen, die manche schlichte Beichtkinder von 
der genauen Angabe der Art und Umstände der Sünde entschuldive. 
Wenn Fragen nótig würden, so müssten sie geschehen 1) mit Mass, 
nur auf das Wahrscheinliche, nicht alles Mögliche sich erstrecken; 
2) mit Vorsicht, damit nicht die Beichte ein Anlass zum Ärgernis 
und zur Gefährdung der jugendlichen Unbefangenheit werde; 3) mit 


1) Hoensbroech a. a. 0. S. 522 f. 
2) a. a. 0. S. 84. 
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Würde und Zurückhaltung; letzteres vor allem in Dingen, die das 
geschlechtliche und eheliche Leben betreffen« 11. Derartige Aus- 
führungen passen natürlich nicht in die Hoensbroech’sche » Materialien- 
sammlung« für »Pikantes«. 

Übrigens war dies zu allen Zeiten die Forderung der Kirche, 
und Hoensbroech möge sich für das Mittelalter durch ein dem katho- 
lischen Busssakrament durchaus nicht günstiges Werk belehren lassen. 
Der protestantische Pastor E. Fischer schreibt?) nämlich: »Geffcken 
sagt einmal, die Beichte habe überhaupt wesentlich eine fragende 
Form gehabt. Das ist aber missverständlich. Soll das heissen, dass 
von vornherein und grundsätzlich die Fragen des Priesters zur 
Grundlage der ganzen Beichtverhandlung gemacht wurden? So ist 
es aber offenbar nicht gewesen. Im Gegenteil, dem Prinzip nach 
sollte die Frage nicht im Vordergrunde stehen. Im tractatus sacer- 
dotalis (v. J. 1493) wird z. B. in Bezug hierauf die Anweisung er- 
teilt, dass der Beichtiger, wenn der Beichtende das richlige Ver- 
stindnis habe, überhaupt nicht fragen solle, Nur wenn demselben 
jene Einsicht fehle, dann solle er befragt werden, und besonders, 
wenn der Beichtiger annehmen zu müssen glaubt, dass der Beichtende 
irgend eine Sünde vergessen hat, dann soll er ihn durch Fragen 
darauf zu bringen suchen. Dasselbe aber hören wir von Gerson. Er 
will es auch so gehandhabt wissen, dass der Beichtiger zunächst 
durch voraufgegangene Ermahnungen, wie sie besonders bei jungen 
Leuten, aber auch bei ganz alten Landleuten, bei einfachen Leuten 
und Frauen am Platze sein würden, eine eingehende Beichte zu er- 
zielen suche. Gelange man so nicht zum Ziele, könne man fragen. 

Also zunächst soll das Bekenntnis des Beichtenden abgewartet 
werden und erst dann, wenn dies nicht genügt, die Frage des 
Priesters eintreten« 3), 

Die Jutherische Kirche gestand ebenso ihren Predigern das 
Fragerecht nach »den Umständen einer Sünde« zu, wo es das Seelen- 
heil des Pönitenten gebot, und die lutherischen Pastoralbücher 4) 
beschäftigen sich vielfach sehr eingehend mit den Erfordernissen zu 
einer wahren Privatbeichte. »Es soll ein Pastor fleissig Nachdenken 
halten«, schreibt z. B. Nikolaus Hemming i. J. 1639, »des Lebens 
und Wandels halben der Leute, so zum Sakrament kommen wollen. 
Denn aus solchem siehet und erlernet er, worin ein jeder krank 


1) Lehmkuhl: theol. moralis II n. 419 s 

2) Zur Geschichte der evangelischen Beichte 1902. S. 54. 

3) Weitere Beweise a. a. O. S. 55. 

4) Siehe bei Kirsch: Zur Geschichte der kath. Beichte. S. 195 ff. 
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liege, und was ihm mangele. Auf das Alter soll er eben Achtung 
haben und mit was (für) Sünden dasselbige vornehmlich befleckt sei. 
Er muss auch auf die Person sehen, ob es ein Mann oder Weib sei, 
Herr oder Frau, Knecht oder Magd, Handwerksmann, Händler u. dgl. 
Ob dieselbe Person ehelich (verehelicht) sei oder nicht, ob es eine 
Obrigkeit oder Untertan, Armer oder Reicher. Denn nach dem die 
Person ist, also sind auch ihre Sünden und Laster. Solche Um- 
stände muss ein Priester keineswegs verachten... Kommt ein Kauf- 
mann oder Händler zur Beichte, so soll ihn ein Pastor fragen und 
abhalten von den Dingen, dermit er in seinem Handel sündigt. 
Kommt aber ein junger Knabe und Gesell, so fragt er und vermahnt 
er ihn von den Sünden, welche der Jugend gemein sind. Und so 
fortan von anderen. Hier wollte es gar nützlich und geraten sein, 
dass ein Pastor die 10 Gebote vor sich nehme und dieselben ordent- 
lich und jegliches insonderheit dem Beichtkinde vorhielte und ihn 
fragte, ob er denselbigen gehorsam gewesen war. Durch solche Lehre 
und Gehör würde der Mensch fein geführt zur Erkenntnis seiner 
selbste. 

»Joh. Ludwig Hartmann«, schreibt Hardeland !), »lässt uns 
erfahren, dass bereits im 17. Jahrhundert ein wesentliches Stück 
der Beichthandlung (in der lutherischen Kirche) die Beichtrede ge- 
wesen ist. Es lässt sich denken, wie das gekommen: mit hoch- 
stehenden nnd gebildeten Leuten liess sich nicht wohl ein Gespräch 
führen, wenn es die Konfitenten nicht selbst anregten; so musste 
der Beichtvater seine Beichtermahnungen in die Form einer An- 
sprache kleiden. Sein Absolutionsbuch enthält eine reichhaltige 
Sammlung von solchen an einzelne gerichteten Ansprachen. Er 
variiert sie auf die verschiedenste Weise, je nach Stand, Namen, 
‘ geistlichem und leiblichem Befinden der Konfitenten ... Am meisten 
individualisiert er, wo er Vorlagen mit Rücksicht auf die einzelnen 
Stände gibt. Die Fürsten will er erinnern, dass sie einen Herrn im 
Himmel haben, dessen Gesetze sie nicht bloss selber halten, zu 
dessen Erfüllung sie auch die Unterthanen anhalten sollen. Immer 
will er die Standessiinden gestraft wissen : beim Richter z. B. dass 
er Person ansehe; beim Arzt, dass er durch unnötiges Verschreiben 
von Medizin den Apotlieker bereichere u. 3. w.« 

Diese auch von der lutherischen Theologie als selbstverständ- 
lich hingestellte Forderung für eine wahre Privatbeichte benutzt 
natürlich ein Hoensbroech wieder, um das katholische Beichtinstitut 


1) Geschichte der spez. Seelsorge. S. 345. 
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zu begeifern, da er es für nölig hält, in seiner übertriebenen Weise 
hervorzuheben 11: »Es gibt gesonderte ,Beichtspiegel^ für Fürsten 
und Regierungsbeamte, Juristen, Ärzte, Hofleute, Bürger, Adelige, 
Kaufleute, Bankiers, Handwerker, Künstler, Bauern, Steuerbeamte«. 
In Wahrheit beschränken sich diese »Berufsbeichtspiegel« auf die 
Fragen nach den Standessünden. 

Sehr treffend verbreitet sich über die Fragepflicht der lutherische 
Pastor von St. Jakob in Rostock, Theophil Grossgebauer, der seine 
»Wächterstimme aus dem verwüsteten Zion« im J. 1661 unter Em- 
pfeblung der lutherischen theologischen Fakultät erscheinen liess. 
»Es ist hoch von Nóthen«, ruft?) er aus, »dass die Kirchendiener 
doch einsehen, dass niemand ungewarnt und ungeprüfet zum Abend- 
mahl des Herrn gehe: desswegen man ohne Zweifel den Beichtstuhl 
in unseren Kirchen behalten hat. Und soweit ist der Beichtstuhl 
sehr gut und nützlich. Darum schreibt Lutherus im ersten fenischen 
Teil: Die heimliche Beicht . . . ist ein sehr kóstlich heilsam Ding. 
O es sollte allen Christen gar leid sein, dass die heimliche Beichte 
nicht wäre und Gott von Herzen danken, dass sie uns gegeben ist. 
Und abermal im sechsten: Wann 1000 und aber 1000 Welt meine 
wären, so wollte ich alles lieber verlieren, dann dass ich wollte 
dieser Beicht das geringste Stücklein eines aus den Kirchen kommen 
lassen . . . Man soll vor (dem Empfang des Sakramentes) die groben 
Leute verhóren und aufsagen lassen, ob sie die Stücke des Katechis- 
mus wissen und ob sie die Sünde, dawider gethan, verstehen, uud 
hinfort mehr lernen, und sich bessern wollen, und sonst nicht zum 
Sakrament lassen... Man halte unsere heutige Kirchen-Beicht . . 
gegen diese Worte Lutheri, so wird man sehen, dass wir nicht gut 
lutherisch sein. Wo geschieht solch genau Verhör? Wo wird ge- 
fragt, ob der Beichtende wolle von seiner Abgótterei, Geiz, Saufen 
lassen? Welchen Säuen und Hunden wird das Heiligtum nicht ge- 
geben? Wie kónnen wir des Sonnabends innerhalb 8 oder 4 Stunden 
bei 80 und mehr Personen verhóren? Der Erasmus Sarcer gedenket 
in seinem Buche, dass er über 16 Personen nie an einem Tage habe 
verhören können. Nach Lutheri Rat sollte in der Beichte Nachfrage 
geschehen: Was der Beichtende für Früchte gebracht, nachdem er 
vor !/, Jahre etwa das hl. Abendmahl genommen, in welchem Stücke 
er die Liebe seinem Bruder bewiesen? ob er auch zugenommen in 
der Erkenntnis Gottes? Aber davon ist im Beichtstuble schier alles 
stumme, 


E a. 0. 8. 
2) a. a ET 
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Und an einer anderen Stelle schreibt!) Grossgebauer: »Folget, 
dass der Kirchendiener fleissig muss forschen, wann der Beichtende 
abermals und aufs neue wiederkommt, seine Sünden bekennet und 
Besserung des Leben zusagt . . . ob er dann seiner Zusage nach sein Leben 
gebessert und naeh dem Sinne Christi geändert oder worinnen er 
noch Widerstand finde vom Teufel und seinem Fleische? Was für 
Hindernisse sein, die ibn aufhalten? ob er auch kónne einige Frucht 
seiner Busse sagen, nachdem er neulich Besserung zugesagt? ob er 
nicht vielleicht ärger geworden und der Reinigung seiner Sünden 
vergessen? ob er auch Almosen ausgeteilt, den kranken Brüdern oder 
Schwestern gedient und Handreichung gethan? ob er auch seinen 
sündigen Bruder ermahnt, gestraft und darüber etwas um den Herrn 
willen erlitten habe? ob er auch seinen Feinden vergeben und dessen 
gewisse Nachricht geben kónne? ob er auch von einem Geiz, Be- 
haltung fremden Gutes, Trunkenheit, Müssigeang, Fluchen, Brechen 
des Sabbaths abgestanden, und ob er davon Zeugnis habe? u. s. w. 
Der Du als ein Prediger dieses liesest, verlachst mich vielleicht: ich 
aber gebe Dir nichts anderes zu bedenken, als Deinen Namen, da 
Du genannt bist eim Haushalter Gottes und Du treu sein musst, 
dass es also sein muss und sehr niitelich ist, als anders die Beicht 
zur Heuchelei gemacht wird«. 


Ganz?) richtig hatte schon Luther bemerkt: »Juristen, Theo- 
logen und Ärzte soll und muss man recht berichten, so können sie 
auch raten, helfen und absolvieren«. 


Man musste natürlich auch die Möglichkeit berücksichtigen, 
dass jemand über eine an ihn gerichtete Frage ungehalten, oder 
dieselbe verneinen würde, obwohl die Vermutung anders gesprochen 
hätte. Für solche Fälle liegen gleichfalls Verhaltungsmassregeln und 
Entscheide aus der lutherischen Kirche vor. 


Der Superintendent Johannes Dieterich zu Giessen stellt die 
Frage?3): »Wie wäre dem Prediger zu tun, wann eine Person vor- 
käme, so zwar in Verdacht gezogen, aber nicht geständig sein 
wollle«? Sie findet dahin Beantwortung: »Da gibt Dr. Luther 
einen feinen Rat und spricht: Wenn einer zu der Beicht kommt 
und ich habe Vermutung und Argwohn, so soll ich mit Fleiss 
fragen nach allen Umständen. Da er es gar verneint, soll ich sein 
Nein mehr achten, denn meine Vermutung. Und da er anhält, um 


1) a. a. O. S. 183 f. 
2) Für das Folgende siehe Kirsch a. a. O. S. 196 fi. 
3) Christl. Bericht v. d. Privatb. Frage 66. 
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das Sakrament, soll ichs ihm auch geben. Denn auch Christus gab 
dem Verräter Judas das Sakrament«. 


In einem Entscheide!) vom 6. April setzt die theologische 
Fakultät von Giessen die Gründe auseinander, warum dem Prediger 
das Recht der Fragestellung bei der Privatbeicht gewahrt werden 
müsse. Die Anfrage hatte folgende Fassung: »Wenn ein Prediger 
in der Beichte eine Person, so in Unzucht oder dergleichen Dinge 
halben verdächtig, mit christlicher Bescheidenheit des Argwohns er- 
innert, und sich vorzusehen, dass ihm nicht also sein möge, oder da 
ihm also wäre, abzustehen vermahnet: Ob das Beichtkind solches 
pro iniuria anzunehmen u. s. w. befugt seie? Darauf entschied die 
Fakultät, »dass das Beichtkind diese gute und mit christlicher Be- 
scheidenheit von dem Prediger gethane Erinnerung nicht könne und 
solle pro iniuria annehmen. Denn der Prediger hat solche Erinnerung 
ohne allen unziemlichen Affekt gethan, im Namen Gottes vermöge 
seines tragenden Amtes, zu ‘des Beichtkindes Nutzen und Seligkeit. 
Wer wollte oder könnte nun sagen, dass diese rechtmässige, nötige 
und sehr nützliche Erinnerung sollte eine iniuria sein, da sie viel- 
mehr ein notwendiges und wohlgemeintes gutes Werk, so zum Amte 
der Prediger gehörig, ist. Welches, wann sie es nicht getreulich 
führen, sie den Zorn Gottes und grosse Strafen auf sich laden 
(Ezech. 3, 18 u. s. w.). Und da schon (obschon) das Beichtkind 
sich ganz unschuldig bei sich befindet, als (so) sollte es darum 
gegen seinen treuherzigen Seelsorger (sich) nicht aufbinden, sondern 
vielmehr seine wohlgemeinte Erinnerung für gut aufnehmen in Er- 
wigung 2 Cor. 5, 13... Weil nun der Prediger nicht in seinem 
Namen, sondern im Namen Christi, vermöge seines Amtes, solche 
Erinnerung hat gebührlich und zu des Beichtkindes Besten gethan, 
so hat er hierüber und hierinnen keinen andern Herrn und Ober- 
herrn als Jesus Christus«. | 

Selbst Steitz kann nicht umhin, die Berechtigung der Frage- 
stellung für gewisse Fälle zu verteidigen. Wenn er warnt vor »in- 
diskretem Eindringen in das Lebensgeheimnis der Beichtenden«, so 
spricht er damit eine Mahnung aus, welche die katholische Kirche 
ihren Beichtvatern allezeit eingeschärft hat. »Mit jener Warnung 
vor indiskretem Eindringen in das Lebensgeheimnis steht indese, 
so bemerkt?) er weiter, »nicht in Widerspruch die Verpflichtung, 
die dem Geistlichen auferlegt wird, darnach zu fragen, ob jemand 


1) Dedekennus: Thesaurus p. 752. 
2) Privatb. und Privatabs. der luth. Kirche. 5. 125. 
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in groben Lastern oder in Unversöhnlichkeit lebe, da diese Fragen 
einerseits ausdrücklich auf solche Fälle beschränkt werden, in wel- 
chen ein Grund dazu vorliegt, andererseits ihre Rechtfertigung auch 
in der Pflicht des Seelsorgers finden, darüber su wachen, dass nie- 
mand durch unwürdigen Genuss des Abendmahls Schaden nehme 
an seiner Seele. Die Kirchenordnung der Stadt Goslar will: Man 
solle auch einen jeden fragen, ob er in Zorn, Neid, Hass lebe, in 
Unzucht, Ehebruch, Schwelgerei, sonderlich, wo man sichs vermutet, 
Man nannte die Beantwortung solcher Fragen (im Unterschied von 
dem übrigen Verhör, welches Bericht von dem Glauben hiess) Be- 
richt von der Rechenschaft, gegeben vom Leben, und in diesem 
Sinne kommt die Verordnung vor, dass niemand zum Sakrament zu- 
gelassen werde, der nicht zuvor Rechenschaft abgelegt habe. So in 
der Braunschweiger Kirchenordaung vom J. 1528: Niemand solle 
auch zum Sakrament zugelassen werden, er habe denn zum mindesten 
zuvor dem Prädikanten oder Priester, dem das befohlen ist, Rechen- 
schaft oder Bericht gegeben seines Lebens; dass nicht durch ihre 
Versäumnis etliche unwürdig und zur Verdammnis zum Sakrament 
gehen«. 

Nicht bloss die katholische Theologie weist »im Mechanismus 
der Beichte« der »Gewissenserforschung einen hervorragenden Platze 
zu und kennt zu diesem Zwecke »Beichtspiegele, sondern wie wir 
dem »Gelehrten« Hoensbroech verraten wollen, auch in der lutheri- 
schen Kirche findet sich, solange die Privatbeichte in derselben noch 
herrschend war, der Gebrauch derselben. 

Schon Luther gibt in seinem »kleinen Katechismus« 1) auf die 
Frage: »Welche Sünden soll man beichten« ? die Antwort: »Für 
Gott soll man aller Sünden sich schuldig geben, auch die wir nicht 
erkennen, wie wir im Vater unser tun. Aber für den Beichtiger 
sollen wir allein die Sünden bekennen, die wir wissen und fühlen 
im Herzen. Welches sind die? Da siehe Deinen Stand an nach 
den 10 Geboten, ob Du Vater, Mutter, Sohn, Tochter, Herr, Frau, 
Knecht seiest, ob Du ungehorsam, untreu, unfleissig gewesen, ob Du 
jemand Leid getan hast mit den Worten oder Werken, ob Du ge- 
stohlen, versäumt, verwahrlost, Schaden getan hast u. a w. 

Ein Herr oder Frau sage also: Insonderheit bekenne ich für 
euch, dass ich mein Kind und mein Gesinde, Weib nicht treulich 
gezogen habe zu Gottes Ehren. Ich habe geflucht, böse Exempel 
mit unzüchtigen Worten und Werken gegeben, meinen Nachbarn 


1) Müller: Symbolische Bücher. S. 363, 
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Schaden getan und übel nachgeredet; zu teuer verkauft, falsche 
und nicht ganze Ware gegeben etc. Und was er wider die Gebote 
Gottes und seinen Stand getan«. 

Diese Forderungen führt ein Beichtformular näher aus, das im 
»Hirtenbuch« oder »Pastoralee des lutherischen Superintendenten 
Erasmus Sarcer von Eisleben (+ 1559) aufgezeichnet ist. Es lautet !): 
»Lieber Herr, ich bekenne mich vor Gott und euch, dass ich leider 
ein armer, elender und betrübter Sünder bin, der ich Gottes Befehl 
viel und zu offtermal übertreten habe und deswegen Gottes Zorn 
auf mich geladen samt seinen zeitlichen und ewigen Strafen. Vor- 
nehmlich aber gebe ich mich schuldig, dass ich wider das erste 
Gebot gesündigt habe, dass ich Gott meinen Herrn nicht recht er- 
kannt habe, auch die rechten Mittel und Wege, die zu solcher Er- 
kenntnis nötig, nicht geachtet, ihm nicht geglaubet und vertrauet, 
meine Hoffnung und Zuversicht auf ihn nicht gesetzet, ihu nicht ge- 
liebt, viel weniger gefürchtet, wie ich wohl zu tun wäre schuldig 
gewesen. 

Weiter so habe ich auch das andere Gebot oft und manchmal 
überschritten, Gottes Name und alles, was Gott zustehet, vergeblich 
und unnütze geführet und gebrauchet, Gottes Namen und alles was 
Gott ist, oftmals geschmähet, geschändet, gelästert und missbraucht. 
Bei seinem Namen Schutz, Schirm, Hilfe und Beistand in meiner 
Not nicht gesucht, sondern viel mehr an Menschen Schutz, Schirm, 
Hilfe, Beistand mich gehängt, auf meine eigene Kraft und Ver- 
mögen, auf meine Weisheit, Klugheit, Geschicklichkeit und Stärke 
verlassen. Auf meine Habe und Güter, Gewalt, Reichtum und 
Freundschaft getrotzet und gepochet, Gottes Namen nicht ange- 
rufen in der Not, seinen Namen nicht bekannt, geehrt, ausgebreitet 
und befördert, ihm auch für alle seine Wohltaten nicht herzlich ge- 
dankt, zur Zeit der Verfolgung und des Kreuzes kleinmütig geworden, 
an der erkannten und bekannten Wahrheit gezweifelt, auch wohl da- 
von abgefallen, bei Gottes Namen gelästert, geflucht, geschworen, 
mit Zauberei uud Teufelssagen umgegangen, Wallfahr gegangen, 
weise und kluge Männer und Frauen gesucht und in meiner Not 
geratfraget; ihren Rat auch Folge getan, mir zum Schaden, in- 
dem ich Gottes Zorn und Strafen auf mich geladen und anderen 
frommen und einfältigen Christen zum Ärgernis und ungebührlicher 
Nachfolge u. s. w. Und also mag man auch fortfahren mit der 
Beicht auf die anderen Gebote«. 


— — 


1) Bei Kirsch a. a. O. S. 193 f. 
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Pichler erwähnt in seiner Theologia polemica t) ein lutherisches 
Beichtbüchlein, ediert in Öttingen, und bemerkt dazu, dass dasselbe 
zahlreiche spezielle Fragen zur Gewissenserforschung, mit anderen 
Worten, einen »Beichtspiegel« enthalten habe. 

Hoensbroech hält es für nötig, aus einem »Gebet- und Er- 
bauungsbuch für katholische Christen«, das von einem seiner ehe- 
maligen Ordensgenossen verfasst und dessen 28. Auflage gleichfalls 
von einem Jesuiten besorgt wurde, auf neun Seiten seiner »Ma- 
terialiensammlunge einen Beichtspiegel abzudrucken. Ob es sich 
um einen »BDeichtspiegel« für  Generalbeichten oder gewöhnliche 
Beichten handelt, können wir nicht bestimmen, da uns das »Volks- 
bache nicht zur Verfügung steht. Indes konstatiert »Pilatus« in 
seinem oben genannten Werke »Quos ego« S. 67 eine Anzahl von 
Fälschungen, die sich Hoensbroech mit diesem Beichtspiegel vorzu- 
nehmen erlaubt hat, wobei »Pilatuse noch »eine ganze Reihe kleiner 
Liederlichkeiten übergangen hat«. Übrigens enthält das von Sarcer im 
Obigen wiedergegebene Beichtformular bezüglich des 2. Gebotes 
nicht viel weniger Fragen, als sie in dem genannten »Volksbuch« 
der Jesuiten Devis und Diel für dieses Gebot verzeichnet sind. 

Unwahr ist es aber, wenn Hoensbroech diesen »Beichtspiegel 
für die gegenwärtige Gestalt der Beichtspiegel typisch« erklärt *). 
»Typisch« sind die in die verschiedenen Diözesankatechismen aufge- 
nommenen Beichtformulare, welche sich auf ein weises Mass von 
Fragen beschränken. 

Zum Schlusse dieses Abschnittes möchten wir Hoensbroech den 
Rat geben, einen Vergleich anzustellen zwischen seinen oberfläch- 
lichen, vom konfessionellen Fanatismus diktierten Ausführungen über 
die Beichtpraxis der katholischen Kirche und dem ruhigen objektiven 
. Urteil des protestantischen Theologieprofessors v. Zezschwitz. Wenn 
er noch eines Schamgefühles fähig ist, so steigt ihm vielleicht die 
Schamröte ins Angesicht, da er seine Hetzereien von einem Pro- 
testanten, der die »Lehrvoraussetzungen« der katholischen Beicht- 
praxis nicht anerkennt, in folgender Weise richtig gestellt sieht 3): 
»Seit der Reformation sind in der römischen Kirche die Grundsätze 
dieselben geblieben, wie im Mittelalter; auch die Mängel, die 
schweren Bedenken in den Lehrvoraussetzungen, die die Beichtpraxis 
bestimmen; — aber ebenso auch der Sinn für praktische, auf das 


1) August. Vindel. 1737 II, 1241: Plenus est interrogationibus distinetis 
ad dicienda peccata poenitentium in specie. 

2) a. a. 0. S. 524. 

3) e. Zezschwitz: Katechumat. S. 520 f. 
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sittliche Leben des Volkes eingehende Erziehung, in manchem 
leuchtenden Beispiele auch die alte Liebe und der hl. Eifer, Seelen, 
vor allem die Seelen der Kleinen zu Christo zu führen. Wir Pro- 
testanten sollten in unerschiittertem Proteste gegen alle irrtümlichen 
Voraussetzungen aufhören, in Einseiligkeit ein ungerechtes Gericht 
zu richten und uns den geschichtlichen Wahrheitssinn in diesem 
Stücke durch Vorurteile trüben zu lassen. Wer das Pastorale (Ri- 
tualé) Romanum noch nicht kennt, der lese die ‚Ermahnungen bei 
und zu der hl. Beichte‘ in demselben und gebe Zeugnis, ob nicht 
trotz der irrigen Lehrvoraussetzungen lautrer Ernst seelsorglicher 
Hirtentreue aus ihr redet. Ebenso muss man keinen Blick in die 
besseren Handbücher der Moral, die bei ihnen ja sämtlich der Lehre 
vom Busssakramente eine umfäuglichere Betrachtung widmen, getan 
haben, wenn man mit Erneuerung der alten Anklagen auf gewissen- 
lose, verderbenbringende Beichtverwaltung die Frage zwischen uns 
und ihnen abgetan glaubt. Schlechte Praxis gibt es bei uns, wie 
bei ihnen. Nach dem, was die Besten auf Grund ihrer kirchlichen 
Unterlagen als das Normale lehren und wollen, soll man sie richten« 1). 

Wie wenig übrigens die katholische Lehre einem » Mechanis- 
mus der Beichte« das Wort redet, möge der »Gelehrte« Hoensbroech 
z. B. aus einem Büchlein?) ersehen, das unmittelbar vor der Re- 
formation der Öffentlichkeit übergeben wurde. »Es soll einer nicht 
beichten«, heisst es daselbst, »der Gewohnheit nach, sondern mit 
der Meinung des Herzens, in dem Geiste der Bitterkeit und in der 
grossen Hitz der rechten Liebe... Auch solls eins nicht bezwungen 
tun, auch nicht aus knechtlicher Furcht, sondern er soll das gerne 
tun mit gutem, freien Willen und mit einer wahren Reue . . . Es 
gibt viele, die allein darum zur Beicht gehen, weil die Zeit des 
Beichtens da ist oder darum, weil das Gebot der Kirche sie dazu 
zwingt, oder darum, weil es die heiligen Väter also geordnet haben. 
O wie viel lieber wären dieselbigen ungebeichtet« ! 


1) Das Weitere siehe bei Kirsch a. a. O. S. 215. 

2) »Unterrichtung eines geistlichen Lebense, Strassburg 1509. Bei 
Hasak: Der christl. Glaube des deutsch. Volkes beim Schluss des Mittelalters. 
S. 357 f. 

(Schluss folgt.) 
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5. Das Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 


(Febronianismus und Josephinismus). 
Von Dr. jur. Ad. Rösch, Pf. 


»Wie anfangs die Italiener, später die Franzosen, so haben seit 
dem 18. Jahrhundert die Deutschen im Studium des kanonischen 
Rechts unter allen anderen eine hervorragende Stelle eingenommen. 
Und zwar haben in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts eine be- 
sondere Berühmtheit erlangt: Jakob Wiestner S. J., Franz Schmalz- 
grueber S. J., Vitus Pichler S. J., Franz Schmier O. S. B., Plazidus 
Böckhn O. S. B., Anaklet Reiffenstuel O. S. Fr., Franz Xav. Zech 
S. J., Anton Schmidt S. J. Aber die genannten und fast alle anderen 
dieser Richtung wird man richtiger Dekretalisten als Kanonisten 
nennen. Freilich entwickeln sie das kanonische Recht, wie es im 
corpus iuris enthalten ist, in trefflicher und viel ausführlicherer und 
genauerer Weise als dessen neuere Ausleger. Aber sie trugen Be- 
deuken, in ihrem Räsonnement über die Dekretalen hinauszugehen 
(ultra decretales sapere) und deren Aussprüche nach der ihnen zu- 
kommenden Bedeutung abzuwägen, gleich als ob das als Gesetz zu 
gelten hätte, was immer der Papst durch einen Brief oder eine Ent- 
scheidung oder ein Edikt angeordnet. Endlich aber, nachdem die 
französischen Lehrer schon längst einer freieren Auffassung gehuldigt, 
begannen auch die Deutschen in der zweiten Hälfte des 18. Jabr- 
hunderts sich derselben Freiheit zu bedienen. Und nachdem diese 
Richtung einmal eingeschlagen war, haben sie in der Ausbildung 
desjenigen Zweiges des kirchl. Rechtes, den man zum ius publicum 
rechnet, den Fleiss und das Geschick aller anderen weit übertroffen. 
Und die Zahl dieser Autoren ist so gross, dass es zu mühsam wäre, 
nur die Namen der Hervorragenderen anzuführen, was unserer Absicht 
hier auch ferne liegt. Darum zählen wir hier bloss diejenigen auf, 
welche unter ihnen den höchsten Ruhm erlangt haben, nämlich 
Zeger Bernard van Espen, Georg Christoph Neller, Joseph Kaspar 
Barthel, Georg Zallwein, Benedikt Oberhauser, Justinus Febronius, 
Paul Joseph v. Riegger, Stephan Rautenstrauch, Maurus Schenkl.« 

Mit diesen Worten charakterisiert ein hervorragender Vertreter 
der neueren Kanonistenschule, Prof. Jos. Anton Sauter in Frei- 
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burg i. B. (+ 1817)!), die starke Gegensätzlichkeit im Geist der 
kirchl. Rechtswissenschaft in der ersten und zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts: im Anfange eine ganze Reihe bedeutender Ver- 
treter der päpstlichen Vollgewalt und der Freiheit der Kirche gegen- 
über der Staatsgewalt, dann ohne jeden organischen Zusammenhang, 
aus anderer Wurzel hervorgewachsen, eine äusserst zahlreiche Kanoni- 
stenschar, die hauptsächlich das Gebiet des öffentlichen Kirchen- 
rechts?) bebauten in »freierer Auffassung«, nämlich mit der Tendenz 
möglichster Herabdrückung der päpstlichen Prärogativen und Be- 
tonens der weltlichen Gewalt gegenüber der Kirche. Der an der 
Spitze der zweiten Gruppe von Kanonisten angeführte van Espen 
war freilich weder Deutscher, noch auch gehörte er der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts an, starb er ja doch schon 1728; aber 
v. Espen hat als der literarisch bedeutendste Vertreter dieser Rich- : 
tung und als Lehrer Hontheims auf die ganze Bewegung den stärk- 
sten Einfluss ausgeübt. Ausser van Espen und Nikolaus Hontheim, 
dessen Febronius trotz bestechender historischer Gelehrsamkeit, wie 
Verfasser selber gesteht, nur eine Kompilation aus gallikanischen 
Schriftstellern ist (Febronius gibt als seine Quellen an Gerson, Na- 
talis Alexander, Fleury, Bossuet etc.), sind die übrigen Autoren 
dieser Richtung (Zallwein etwa ausgenommen) wissenschaftlich von 
geringer Bedeutung. Wir können den oben angegebenen Namen bier 
noch beifügen Joseph Valentin Eybel*), Joseph Johann Pehem, 
Philibert Obernettner, Franz X. Gmeiner, Philipp Hedderich, Georg 
Rechberger. Zum teil erklärend für die eingeschlagene Richtung 
ist der Umstand, dass nicht wenige der Autoren dem weltlichen 
Juristenstand angehörten, so Riegger, Eybel, Pehem, Neupauer 
Rechberger, Sauter; indes vertreten auch die geistlichen Kanonisten 
die gleichen Ideen mit Entschiedeuheit; am weitesten von ihnen gehen 
die beiden Minoriten Obernettner und Hedderich. Zwei Gebiete des 
öffentlichen Kirchenrechts behandeln diese Kanonisten mit Vorliebe: 
das Verhältnis zwischen Primat und Episkopat und das Ver- 
hältnis zwischen Staat und Kirche; in ersterer Hinsicht wird das 


1) Fundamenta Juris ecclesiastici catholicorum, Ed. II, p. II, Frbg. und 
Kstz. 1810 S. 143. 

2) Für das private Kirchenrecht, speziell das der römischen Kurie, blieb 
nach den neuen Theorien kaum noch Existenzberechtigung. 

3) Vgl. über Eybel das Urteil von Schulte, Gesch. d. Qu. u. Lit. d. k. R. 
III. Bd. 1. Teil S. 205: »Seine . . . Schriften sind vom wissenschaftlichen Ge- 
sichtspunkte betrachtet unbedeutend, durchweg oberflächlich, leiden am Mangel 
exakter Quellenstudien, sind erfüllt und geleitet von dem schalen, damals all- 
mächtigen Naturrechte ohne eigene Idee, meist aus anderen (Febronius, Riegger) 
zusammengetragen.« 

29 * 
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System des sog. Episkopalismus verfochten, in letzterer die Theorie 
des weltlichen ius circa sacra im Sinne eines vollen Staatskirchen- 
tums entwickelt. Für beide Lehren war der sog. Gallikanismus 
Quelle und Vorbild; aber der Febronianismus!) und Josephinismus, 
wobei der erstere Name speziell die Angriffe gegen die päpstliche 
Vollgewalt, der letztere die Eingriffe der Staatsgewalt in kirchliches 
Gebiet bezeichnet, treiben die gallikanischen Grundsätze ins Extrem. 
Es ist durchaus kein Zufall, dass gleichzeitig vom hl. Stuhl die an- 
geblich unverlierbaren Rechte der Bischöfe reklamiert und anderer- 
seits von der Staatsgewalt die stärkste Einflussnahme auf das Kirchen- 
regiment gefordert wurden. Die Aktion der weltlichen Gewalt gegen 
die kirchlichen Rechte war die weitaus stärkere, und die versuchte 
Stärkung der bischöflichen Stellung auf Kosten des Primats viel- 
fach nur ein Mittel, um den Machtgelüsten der weltlichen Herrscher 
gegenüber einer geschwächten kirchlichen Zentralgewalt zu desto 
leichterem Siege zu verhelfen, daher die febronianische Doktrin von 
staatlicher Seite in wohlberechneter Absicht auf alle Weise unter- 
stützt und gefördert wurde. Vor allem kraft der nachhaltigsten 
Unterstützung durch die weltliche Macht, insbesondere des auf diese 
Leen rückhaltlos eingeschworenen Joseph II. haben die beiden ge- 
nannten Theorien des Febronianismus und Josephinismus in Deutsch- 
land im Staat und vielfach auch in der Kirche bis tief ins 19. Jahr- 
hundert geherrscht und in der Kirchengeschichte unauslöschliche 
Spuren hinterlassen. Alle kirchenfeindlichen Massregeln seit Maria 
Theresia'S und Joseph's Zeiten bis zur Säkularisation der geist- 
lichen Besitzungen und Aufhebung sämtlicher Orden, bis zu den 
Winkelzüzen deutscher Diplomatie bei Reorganisation der kirch- 
lichen Verhältnisse in Deutschland, sind nur die durchaus konse- 
quente Anwendung der von den Kanonisten aufgestellten Prinzipien. 
Der Febronianismus gehört nunmehr ausschliesslich der Geschichte 
an. Die vierte Sitzung des vatikan. Konzils vom 18. Juli 1870 hat 
in ihren dogmatischen Entscheidungen (cap. I. de Apostolici Primatus 
in beato Petro institutione, cap. II. de perpetuitate Primatus beati 


1) Schulte a. a. 0. S. 205: »Dass das Werk des Febronius auf die Kirchen- 
politik Joseph's IL, die Beschlüsse des Emser Kongresses, die Synode von Pi- 
stoja 1736, die im Jahre 1313 entworfene, von Rom verworfene Kirchenprag- 
matik und die ‚Grundzüge zu e. Vereinbarung über die Verhältnisse der kath. 
Kirche in teutschen Bundesstaaten v. 30. April 1818° von massgebendem Ein- 
fluss war, ist unfraglich. Es hat auch seitdem den meisten antikurialen Schriften 
das Material geboten. Wenige Bücher können sich eines ähnlichen Erfolgas 
rühmen. Der Kurie hat es unermesslichen Schaden getan, weil es sie grund- 
sätzlich angrif und ins allgemeine Bewusstsein brachte, dass katholisch und 
kurial sich nicht deckt.« 


D. Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 449 


Petri in Romanis Pontificibus, cap. III. de vi et ratione Primatus 
Romani Pontificis, cap. IV. de Romani Pontificis infallibili magisterio) 
ein Wiederaufleben febronianischer Ideen für alle Zeiten unmóglich 
gemacht. Auch die josephinische Theorie hat in kirchlichen Kreisen 
längst alle Anhänger verloren; -selbst vonseiten der weltlichen Ge- 
walt sind im modernen Staat manche Lehrsätze derselben aufge- 
geben, wenn auch die Geister des Josephinismus noch in mancher 
Kanzlei und bei staatlichen Rechtslehrern umgehen. Scherer!) be- 
merkt diesbezüglich: »In der Hauptsache gleicht die Darstellung der 
Lehrbücher des Kirchenrechts des vorigen (sc. 18.) Jahrhunderts 

. in auffallender Weise der seitens der staatsrechtlichen Fach- 
Schriftsteller Deutschlands bis nun mit seltener Einstimmigkeit be- 
liebten Analyse der staatlichen Kirchenhoheit . . . Ein Beweis ge- 
fórderter Erkenntnis kann darin nicht gefunden werden.« 

Eine eingehendere Darstellung des febronianisch-josephinischen 
Kirchenrechts, das seinerzeit so gewaltige Erschütterungen in der 
Kirche verursachte, dürfte in dieser Zeitschrift gewiss angebracht 
sein. Im nachfolgenden werden wir die Lehren über das Verhält- 
nis von der Papst- zur Episkopalgewalt, die wir kurz unter den 
Namen »Febronianismus« subsumieren kónnen, behandeln; einem 
späteren Aufsatze behalten wir die Ausführungen über das Verbält- 
nis zwischen geistlicher und weltlicher Gewalt vor. 


I. Der Febronianismus. 


Sowohl die hl. Schrift wie die Geschichte der kathol. Kirche 
weist als höchste Vorsteher des kirchl. Gemeinwesens die Bischöfe 
auf, die aber stets einem aus ihrer Mitte, dem Primas oder Papste, 
untergeordnet erscheinen. Die Bischòfe sind nicht lediglich Organe, 
Vikare des Papstes, da sie nach Paulus vom »heil. Geiste einge- 
setzt sind, die Kirche Gottes zu regieren.« Deshalb kann die Kirche 
auch nie das Abbild einer absoluten Monarchie darstellen. Den 
Bischöfen muss eine gewisse Selbständigkeit gegenüber dem Ober- 
haupte zukommen. Andererseits sind aber die Bischöfe dem Papste 
unterstellt. Welches sind nun die Grenzen der gegenseitigen Be- 
fugnisse beider von Gott in der Kirche eingesetzten Institutionen ? 
In der heil. Schrift finden wir wohl die Idee des Primats, aber nicht 
zugleich auch die speciellere Angabe der in demselben eingeschlossenen 
Rechte; die Kirchengeschichte aber zeigt eine allmähliche Entfaltung 
der primatialen Tätigkeit, einen steigenden Zentralismus und damit 


1) Handbuch d. K.-R. I. Bd. S. 44 Anm. 10. 
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eine Minderung der bischöflichen Selbständigkeit. Vergleichsweise 
liefen in der Hand eines Innozenz III. unvergleichlich mehr Fäden 
kirchl. Interessen zusammen als in der seiner grossen Vorgänger, 
eines hl. Gregor d. Gr. oder Leo I. oder gar der Päpste der drei 
ersten Jahrhunderte. Dass eine solche Vermehrung der päpstlichen 
Macht bei einzelnen Bischöfen Zweifel, Unbehagen und selbst eine 
kräftige Reaktion hervorrufen konnte, ist begreiflich. Der Umfang 
der Ausübung der primatialen Gewalt war also in der Kirche ein 
veränderlicher. Die Entwicklung hat sich aber nicht bloss in der 
Richtung zum Zentralismus hin, sondern auch, insbesondere seit 
dem Tridentinum, teilweise in der entgegengesetzten Richtung voll- 
zogen; es sei hier nur an den Umfang der Pfründeverleihungen 
durch die Päpste in früherer Zeit erinnert. Eine starke Zentral- 
gewalt kann iu vieler Hinsicht von Segen für die Kirche begleitet 
sein; eine gewisse Selbständigkeit der Einzelkirchen lässt sich aber 
nie unterdrücken, und es kann bald mehr von Nutzen aein, wenn 
die Selbständigkeit erweitert, bald wenn sie eingeschränkt wird. Die 
Febronianer nun sehen in dieser allmáhlichen Entfaltung der päpst- 
lichen Gewalt nur Missbrauch und Usurpation; bloss die von den 
Päpsten der ersten Jahrhunderte geübten Machtbefuguisse seien 
wesentliche, dem Primat inhärierende Rechte. Insbesondere durch 
den Fälscher Isidor, der mit Vorliebe als »magnus ille Peccator« 
betitelt wird, sei die Papstgewalt zum Schaden der ursprünglichen 
Rechte der Bischófe ungebührlich ausgedehnt worden. »Das Dekret 
Gratians und die Decretalen Gregor's IX. müssen stark beschnitten 
oder gänzlich verworfen werden«, erklärt darum Febronius!). In 
einer populären Schrift dieser Zeit?) wird Gratians Dekret geradezu 
als eine »Schmiererei« bezeichnet. Infolge dieser Uebertreibungen 
. sei es bei den Kanonisten dahin gekommen, dass sie nunmehr mit 
allen Kräften die Kirche für eine absolute Monarchie ausgüben ; 
auf diesem Wege seien sie zu den absurdesten Sätzen gelangt wie: 
»Der Papst kann ein Kónig genannt werden; er ist der Fürst der 
Fürsten und der Herr der Herrscher, er ist gleichsam Gott auf 


l) Justini Febronii Icti de Statu Ecclesiae et legitima potestate Romani 
pontificis Liber singularis ad reuniendos dissidentes in religione Christianos 
compositus, tom. II., ulteriores operis vindicias continens. Frankf. u. Leipz. 1770 
S. 432. — Das Buch des Febronius (Hontheim) erschien unter vorstehendem 
Titel erstmals Bullioni apud Guil. Evrardi 1763 (Esslinger, Frankf.); im Jahre 
1770, 1772 u. 1773 liess Hontheim je einen weiteren hauptsächlich der Ver- 
teidigung der Hauptschrift gewidmeten Band folgen, die wir im nachfolgenden 
kurz als Febronius tom. II. etc. zitieren, während die Zitation »Febronius« ohne 
Zusatz sich auf das Hauptwerk bezieht. 

2) Katechet. Unterricht über die Frage: wie verhält sich die bischöfliche 
Macht zur päpstlichen? 1787 (ohne Bezeichnung von Verf. u. Druckort) S. 84. 
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Erden... . Er kann aus Unrecht Recht machen . . .. Über die 
Macht des Papstes zu disputieren ist gottesräuberischer Frevel, 
denn der Papst ist die Ursache der Ursachene !). An einer anderen 
Stelle?) schildert Febronius die Herrschsucht der römischen Päpste 
mit folgenden lebhaften Farben: »Man kann kaum begreifen, wie 
den Päpsten in den Sinn kommen konnte, über Kronen, Reiche und 
Provinzen zu verfügen . . . . Wenn die Könige und Kaiser fortge- 
fahren hátten, so gutmütig (creduli) zu sein, als sie es kurze Zeit 
gewesen sind und viele Bischöfe es bezüglich der ihrem Ordo zu- 
stehenden Rechte noch heute sind, dann würe der Bischof von Rom 
heute der einzige Monarch in der christlichen Welt, und die Engels- 
burg kónnte das Geld nicht aufnehmen, das aus allen Teilen der 
Welt dahin fliessen würde«. In der schon erwáhnten, für die Volks- 
aufklärung bestimmten Schrift »Katechet. Unterricht etc.« wird der 
»Hildebrandismus« als »die wildeste aus allen bisherigen Menschen- 
plagene bezeichnet?) So ist der apostol. Stuhl ein rein weltlicher 
Herrschersitz geworden. »Die Kurialisten sind und werden immer 
Sein ein Haufe von Schmeichlern, die alles ins Werk setzen, wo- 
durch die bl. Einfachheit des Ersten der Apostel und seine Ver- 
achtung des Reichtums in weltlichen Prunk, in verdammungswürdige 
Gewinnsucht und eine Herrschgier, die keinen Widerspruch und keine 
Zurechtweisung ertragen kann, verkehrt werde« 4). Anderswo klagt 
Febronius über den Wirrwarr im kirchlichen Recht, an dem natür- - 
lich der Primat die Schuld trägt: »Es gibt in Europa keinen Laien- 
staat, der in Bezug auf die Gesetzgebung an solcher Verworrenheit 
leidet; allein der Gottesstaat, in dem alles auf die Verehrung der 
gôttlichen Majestät und auf das Heil der Seelen hingeordnet sein muss, 
entbehrt einer Sammlung feststehender und brauchbarer Gesetze« 5). 

Eine solche Auffassung von der Rechtmässigkeit päpstl. Amts- 
akte, die »fortwährend das Dunkel der ersten Jahrhunderte durch- 
wühlt und als Massstab für die Rechte der Päpste und Bischófe nur 
das Minimum dessen annimmt, was in der Urkirche gebräuchlich 
gewesen« 6), ist selbst vom rein menscblich-historischen Stand- 

1) Febronius im Vorwort an die Doctores theologiae et juris canonici. — 
Kennzeichnend für die Abneigung gegen das bisherige kirchl. Recht ist die 
Erscheinung, dass fast sümtliche Autoren von v. Espen angefangen selbst die 
Bezeichnung Jus canonicum vermeiden und dafür den Ausdruck Jus ec- 


clesiasticum wählen. 
2) Febron. S. 540. 


5) Febron. tom. IV. S. 277. 
6) Der anne und die kais. Verordnungen vom 18. April 1850. 
Wien 1851. S. 
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punkte!) verwerflich; kirchlich ist eine solche Anschauung erst gar 
nicht. Zwar ist auch bei päpstlichen Anordnungen eine Über- 
schreitung der Amtsgewalt denkbar und möglich; aber zufolge des 
der ganzen Kirche und insbesondere auch ihrem Oberhaupte ver- 
heissenen immerwährenden Gnadenbeistandes steht die Präsumption 
dafür, dass ihre amtlichen Handlungen rechtmässig d. h. in Aus- 
übung der ihnen von Gott verliehenen Gewalt geschehen. Zweifel 
über den Umfang der päpstl. Machtbefugnis konnten wie bei den 
meisten kirchlichen Lehrsätzen und Wahrheiten auftauchen und 
gaben dann im Laufe der Jahrhunderte Anlass zu dogmatischer 
Fixierung des Lehrbegriffs. Eine solche dogmatische konziliare Ent- 
scheidung über den Primat findet sich bereits in dem von Kaiser 
Michael Paläologus auf dem zweiten Lyoner Konzil 1274 über- 
reichten Glaubensbekenntnis, worin dem róm. Stuhle der Primat 
über die ganze Kirche, die Würde der Nachfolge des hl. Petrus, 
die Fülle der Gewalt, die Entscheidung in Glaubenssachen, die Be- 
fugnis, in allen an ihn gebrachten kirchl. Angelegenheiten Recht zu 
sprechen, zuerkannt wird, dem darum alle andere Kirchen unter- 
worfen sind und Gehorsam und Ehrfurcht schulden ?). — In 
ähnlicher Weise bestimmt das Decretum unionis Graecorum des 
Florentiner Konzils: Diffinimus sanctam Apostolicam sedem et Ro- 
manum Pontificem in universum orbem tenere primatum et ipsum 
Pontificem Romanum successorem beati Petri principis Apostolorum 
et verum Christi vicarium totiusque ecclesiae caput et omnium Chri- 
stianorum palrem ac doctorem eaistere ct ipsi in beato Petro 
pascendi, regendi ac gubernandi universalem ecclesiam a Domino 
nostro Jesu Christo plenam potestatem traditam esse, quemadmodum 
etiam in gestis oecumenicorum conciliorum et in sacris canonibus 


1) Hinschius K.-R. I S. 204: »Obgleich sie (sc. die protestantische An- 
schauung) in dem Primate nur etwas historisch Gewordenes zu erblicken ver- 
mag, (kann sie) es doch ebenfalls als eine unhistorische Methode betrachten, 
wenn irgend eine Stufe der fortschreitenden Entwickelung nach willkürlicher 
Annahme als die normale, das darüber hinausgehende Resultat aber nur als 
das Anormale und Unberechtigte anerkannt wird.« 

2) »Ipsa quoque Sancta Romana ecclesia summum et plenum primatum 
et principatum super Universam ecclesiam catholicam obtinet; quem se ab ipso 
Domino in beato Petro apostolorum principe sive vertice, cuius Romanus pon- 
tifex est successor, cuim potetatis plenitudine recepisse veraciter et humiliter 
recognoscit. Et sicut prae ceteris tenetur fidei veritatem defendere: sic et si 
quae de fide subortae fuerint quaestiones suo debent iudicio definiri. Ad quam 
potest gravatus quilibet super negotiis ad ecclesiasticum forum pertinentibus 
appellare; et in omnibus causis ad examen ecclesiasticum spectantibus ad ipsius 
potest iudicium recurri; et eidem omnes ecclesiae sunt subiectae, ipsarum prae- 
lati obedientiam et reverentiam sibi dant. Ad hanc autem sic potestatis pleni- 
tudo consistit, quod ecclesias ceteras ad sollicitudinis partem admittit.« Bei 
Denszinger, Enchiridion symbol. et definit. S. 134 Nr. 389. 
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eontinetur!). Für die Febronianer kam ferner noch in Betracht die 
anlässlich der Abrogation der pragmat. Sanktion von Bourges erlassene 
und in der 11. Sitzung des fünften Laterankonzils genehmigte Bulle 
Pastor aeternus vom 19. Dez. 1516, worin die Stellung des Papstes 
zum Konzil dahin präzisiert wird: »Ftiam solum Romanum Ponti- 
Deem tamquam auctoritatem super omnia concilia habentem tum 
conciliorum indicendorum, transferendorum ac dissolvendorum plenum 
ius et potestatem habere . . . manifeste constate. 

Mógen diese konziliarischen Entscheidungen auch noch Zweifel 
bezüglich einzelner päpstl. Rechte übrig lassen, die auf dem vatikani- 
schen Konzil?) dann ihre Lösung gefunden haben, die Febronianer, 
die doch sämtlich die Auktorität der Konzilien anerkennen, haben 
in ihren Lehren über den päpstlichen Primat nicht bloss mit der 
bisherigen Tradition gebrochen, sondern auch in verschiedenen 
Punkten offenkundig gegen die früberen konziliarischen Entschei- 
dungen verstossen; aus diesem Grunde müssen manche ihrer Sätze 
schon nach dem damaligen Stande der Sache als häretisch betrachtet 
werden. | | 

Bevor wir das Lehrsystem des Febronianismus zergliedern, müssen 
wir noch den Ursachen dieser Bewegung nachgehen. 


A. Ursachen der febronianischen Bewegung. 


1. Als erste dieser Ursachen ist die Übernahme der seit Jahr- 
hunderten in Frankreich fortwuchernden sog. gallikanischen Lebren 
anzuführen 3). 

Zwei Franzosen Pierre d’Ailly und Gerson waren es im An- 
fang des 15. Jahrhunderts hauptsächlich, welche, um das traurige 
abendländische Schisma beenden zu können, die Lehre aufstellten, 
ein allgemeines Konzil stehe über dem Papst, könne ibn also auch 


1) Bei Denzinger a. a. 0. | 

2) Das Vatikanum wiederholt sess. IV. cap. 3 zunächst wörtlich die Ent- 
scheidung des Florentinums und fährt dann fort: »Docemus proinde et decla- 
ramus Ecclesiam Komanam disponente Domino super omnes alias ordinariae 
potestatis obtinere principatum et hanc Romani Pontificis iurisdictionis po- 
testatem, quae vere episcopalis est, immediatam esse«; cap. 4 definiert die 
Unfehlbarkeit : » Docemus et divinitus revelatum dogma esse definimus: Romanum 
Pontificem, cum ex Cathedra loquitur, id est cum omnium Christianorum Pa- 
storis et Doctoris munere fungens pro suprema sua Apostolica auctoritate 
doctrinam de fide vel moribus ab universa Ecclesia tenendam definit, per assi- 
stentiam divinam, ipso in beato Petro promissam ea infallibilitate pollere, qua 
divinus Redemptor Ecclesiam suam in definienda doctrina de fide vel moribus 
instructam esse voluit, ideoque eiusmodi Romani Pontificis definitiones ex sese, 
non auten ex consensu Ecclesiae irreformabiles esse«. 

3) Vgl. bezüglich der folg. histor. Angaben die gehaltvollen Ausführungen 
bei Renward Bauer, Geschichte der Auflehnung gegen die pápstl. Auktorität 
in den St. aus M. Laach, Band 1—6. 
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richten und eventuell absetzen. In Anwendung dieser Doktrin wurden 
1409 von der Pisaner Synode die beiden Prätendenten der Tiara ab- 
gesetzt und die Wahl eines neuen Papstes vorgenommen; dasselbe 
wiederholte sich auf dem Konzil zu Konstanz, wo am 29. Mai 1415 
Johannes XXIII. und am 26. Juli 1417 Benedikt XIII. abgesetzt 
wurden, während Gregor XII. freiwillig abdankte. In der fünften 
Sitzung vom 6. April 1415 beschloss das hauptlose Konzil: 1. Diese 
hl. Synode von Konstanz erklärt, dass sie rechtmässig im hl. Geiste 
versammelt ein allgemeines Konzil bildet, die kathol. Kirche vor- 
stellt und unmittelbare Gewalt von Christus hat, welcher jedermann, 
auch der Papst, in allem gehorchen muss, was den Glauben, die 
Tilgung des Schisma’s und die Reformation der Kirche au Haupt 
und Gliedern betrifft. 2. Wer immer, wessen Standes er sei, selbst 
der Papst, den Verfügungen dieses oder irgend eines anderen legi- 
timen allgemeinen Konzils hinsichtlich der gemeldeten Punkte sich 
nicht fügt, soll gebührend bestraft werden« 1). — Die Konstanzer 
Dekrete wurden in der zweiten Sitzung des Basler Konzils vom 
15. Februar 1432 erneuert und im weiteren Verlauf eine Reihe von 
Dekreten gegen den Papst erlassen ?). Die gedachten Beschlüsse von 
Konstanz und Basel hat die ganze febronianische Schule mit ihren 
Vorläufern stets als Fundamentaldogma ihrer Theorie aufs bart- 
näckigste verteidigt. Sie sind aber weder ordnungsmässig zustande 
gekommen, noch je von den Päpsten bestätigt, sondern vielmehr wieder- 
holt verworfen worden >). 

Eine Stütze fanden diese Beschlüsse an der weltlichen Macht, 
welche aus politischen Gründen Jahrhunderte hindurch den papst- 
feindlichen Bestrebungen das Leben erhielt. Noch während der 
Tagung der Basler »Räubersynode« wurden in der französ. Reichs- 
versammlung zu Bourges 1438 eine Reihe Basler Reformdekrete in 
die sanctio pragmatica Bituricensis aufgenommen, speziell jene, 
welche für das Ansehen des Papstes und für seinen Primat die 
feindseligsten waren, und im folgenden Jahre als Reichsgesetz publi- 
ziert 4). Wenn auch König Franz I. 1516 bei Abschluss des Kon- 
kordates mit dem Papste die pragmatische Sanktion ausdrücklich 
aufbob, lebten die Grundsätze in der Praxis der Parlamente (Ge- 
richtshöfe) doch fort und fanden später auch ihre wissenschaftliche 
Begründung. Von grundlegender Bedeutung ist das nur 27 Blättchen 


1) R. Bauer a. a. O. Bd. 2 S. 196. 
2) Ebendas. S. 392. 

3) Vgl. ebendas. S. 351 u. 405. 

4) R. Bauer a. a. O. Bd. 8 S. 113. 
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enthaltene Schriftchen des Juristen Peter Pithou, das 1594 unter 
dem Titel: Les libertés de l'église Gallicane in 83 Artikeln er- 
schien !). Die Verteidigung dieser »Freiheitene unternahmen später 
Pierre Dupuy in seinem Werke Traités des droits et libertés de 
l’eglise gallicane, Paris 1639, und der Pariser Erzbischof de Marca, 
der 1641 sein Buch De concordia Sacerdotii et Imperii seu de liber- 
tatibus ecclesiae gallicanae herausgab. Noch viel weiter ging Richer 
in seinem 1611 anonym erschienenen Buche De ecclesiastica et poli- 
tica polestate?). Richer stellte drei Hauptsätze auf: I. Christus hat 
die Schlüsselgewalt wesentlicher und unmittelbarer der ganzen Kirche 
als dem Petrus gegeben; daher übt sie dieser nur als Minister und 
Beamter der Kirche aus. Il. Christus hat die Jurisdiktion dem 
Gesamtkörper der Hierarchie, dem Papste, den Bischöfen und Prie- 
stern, besonders den Pfarrern als Nachfolger der 72 Jünger über- 
tragen. IIl. Alle Gewalt, geistliche wie weltliche, wird in ihren 
Gesetzen erst verpflichtend, wenn die regierte Menge ihr beistimmt. 
Daraus leitet Richer sieben Schlussfolgerungen ab: 1. Die Kirche ist 
eine durch Aristokratie gemässigte Monarchie. 2. Der Papst ist das 
Haupt der Kirche, weil er sie ig Namen der Kirche verwaltet. 
3. Die Exekutivgewalt in der Kirche ist monarchisch, die gesetz- 
gebende aristokratisch. 4. Träger der Infallibilität ist nicht der 
Papst, sondern die ganze Kirche. 5. Häufige Konzilien sind unbe- 
dingt notwendig. 6. Die päpstliche Gewalt bezieht sich nicht auf 
die ganze im Konzil versammelte Kirche und auf den Erlass von 
Kanones. 7. Der Papst kann nur Überredung aber kein Zwangs- 
mittel gebrauchen. — Richer's Werk wurde bereits 1612 von zwei 
französischen Synoden, 1613 und 1622 in Rom verurteilt. Febronius 
und die Febronianer haben die Richer’sche Doktrin mit allen Kon- 
sequenzen zu «er ihrigen gemacht?). 


1) R. Bauer a. a. O. Bd. 3 8. 533. 

2) Ebendas. Bd. 4 S. 22. Febronius verteidigt das Werk Bicher in 
seinem vierten Bande S. 29. 

8) Auch die eigentümliche Lehre Richer's von der göttlichen Einsetzung 
der Pfarrer und der pfarrlichen Jurisdiktionsgewalt nach gottlichem 
Rechte wird von den Febronianern vertreten. Sie war für diese Kanonisten 
aus dem Grunde brauchbar, weil man dadurch die Pfarrer gegen die Päpste, die 
auch ihnen ihr ursprüngliches Recht verkümmert, mobil machen konnte; 
andererseits beförderte sie freilich ein ungemessenes Selbstbewusstsein der 
niederen Geistlichkeit, das der kirchlichen Disziplin, wie der Erfolg bewies, 
sehr gefährlich werden musste. Van Kapen (Tract. De recursu ad Principem 
cap. II. n. 10) schreibt diesbezüglich: » Wie die Bischöfe Nachfolger der Apostel 
sind, so werden auch die Seelenhirten (Pastores) als Nachfolger der Jünger 
betrachtet . . . Keineswegs sind darum die Prälaten und Pfarrer als Vikare 
der Bischófe anzusehen, sondern als solche, die im Verein mit dem Bischof als 
Prälaten niederer Urdnung oder Seelenhirten aus eigenem Rechte die 
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Die in den angezogenen Schriften entwickelten Grundsätze ge- 
langten indes selbst in Frankreich nicht zur allgemeinen Geltung. 
R. Bauer (a. a. O. Bd. 5 S. 31 ff.) weist nach, welcher Anstrengungen 
und selbst Gewaltmassregeln es seitens des Pariser Parlaments in 
den Jahren 1663 bis 1665 bedurfte, um in der berühmten 
Sorbonne den Gegnern der päpstlichen Infallibilitàt die Ma- 
joritàt zu sichern. Ebenso stand die berüchtigte assemblée du 
clergé 1682 mit ihrer Declaratio cleri Gallicani de Ecclesiastica 
potestate vollkommen unter dem allmächtigen Einflusse des damals 
mit Rom in schwerem Konflikte befindlichen Ludwig XIV.!). Be- 
züglich der päpstlichen Gewalt bestimmt Art. 2 der Declaratio, die 
gallikanische Kirche erkenne die pápstl. Vollgewalt nur in dem Sinne 
an, wie es durch das hl. ökumenische Konzil von Konstanz fest- 
gesetzt worden, dessen Auktoritát nicht in Zweifel gezogen werden 
dürfe; Art. 3 erklärt, die Ausübung der päpstlichen Gewalt habe 


Seelsorge üben indes mit einer gewissen hierarchischen Unterordnung unter 
die Bischüfce. Ahnlich lehrt er anderswo (Supplem. in corpus iur. can. tit. III. 
cap. I. n. 5): »Die pfarrlichen Priester oder Pfarrer sind schon längst als Prä- 
laten niederen Ranges oder Hierarchen kraft der ersten Einsetzung Christi be- 
zeichnet worden . . . Man muss darum sagen, dass die Pfarrer, welche die 
Stelle der 72 Jünger vertreten, aus góttlicher Anordnung und vom hl. Geiste 
eingesetzt seien, die Kirche Gottes zu regierene. Febronius (S. 335) 
stellt den Satz auf: Negabimus iterum hanc docentium communitatem (sc. das 
unfehlbare kirchl. Lehramt) in solis Episcopis 1esidere, will also auch die 
Priester zu T'eilhabern des infallibile magisterium erheben. Nach Riegger 
(Institut. iurisprud. Eccles. p. IV. 1774 S. 331) ist es klar, dass die Pfarrer gött- 
licher Einsetzung sind, weil die Pfarrer ebenso Nachfolger der 72 Jünger, wie 
die Bischófe Nachfolger der Apostel sind. Auch Æybel (Introd. in Jus eccles. 
Cathol. tom. III. 1777 S. 256) erklärt die Pfarrer quoad ordinem et iurisdictio- 
nem als Nachfolger der 72; nach Pehem (Praelect. in Jus eccles. p. I. 1785 
S. 356) ist das Institut der Piarrer der Substanz nach göttlicher Anordnung; 
dieselbe Ansicht vertritt Maurus Schenkl (Instit. iuris eccles., pars prior 1790 
S. 328). Der Freiburger Kirchenrechtslehrer J. A. Sauter geht in der Er- 
hebung des Priesterstandes noch weiter. Nach ihm (Fundam. iuris eccles. p. I. 
ed. II. 1810 S. 61 u. 64) sind die Bischófe und Priester kraft der Weihe und 
der ursprünglichen Einsetzung an Macht und Würde einander vollkommen 
gleich und darum die Priester ebenso wie die Bischüfe als Nachfolger 
der Apostel zu bezeichnen; es sei unbegründet die Priester als Nachfolger 
der 72 anzusehen. Bischôfe und Priester seien auf dieselbe Weise geweiht 
worden; dass den einen die volle Gewalt, den andern nur ein Teil verliehen 
werde, sei eine Fabel. Sauter steht daher auch nicht an (S. 103) mit Febronius 
(vgl. oben) die Priester dem corpus der »lehrenden Kirche« zuzuzählen: »Die 
lehrende Kirche besteht nicht allein aus den Bischofen, sondern aus allen jenen, 
die kraft des Weihesakraments an die Stelle der Apostel eingetreten sind«. 


1) Otto Mejer, Febronius etc. Tüb. 1880 S. 19: »Diese Grundsätze 
(näml. d. Konst. u. Basler Konzils) hatten in Frankreich bei althergebrachtem 
grossem Einflusse der Landesherrschaft auf kirchliche Dinge schon früh 
auch die Praxis gestaltet und dann der Gegenstrómung des 16. Jahrhunderts 
Widerstand geleistet unter dem Schutze sowohl der Parlamente wie im allge- 
meinen auch des Künigtumse. S. 20: »Unter dem Schutze der Bourbonen, 
welche die gallikan. Theorie su der ihrigen machten, erblühte in ganz 
Europa eine reiche, sie vertretende Literature. 
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sich nach den durch den Geist Gottes angeordneten und in der ganzen 
Kirche anerkannten Kanones zu richten, wie auch nach den Regeln, 
Gebräuchen und Einrichtungen des Reiches und der Kirche Galliens; 
Art. 4 endlich erklärt die lehramtlichen Entscheidungen des Papstes 
nur für irreformabel, wenn die Zustimmung der Kirche hinzukomme. 
— Am 14. September 1693 widerriefen der französ. Klerus und 
Ludwig XIV. die Deklaration, gegen deren Annahme die Sorbonne 
die grössten Schwierigkeiten gemacht hatte; wenn letztere im Jahre 
1682 auch die einzige kathol. Universität war, an welcher die Un- 
fehlbarkeit des Papstes nicht statutengemäss gelehrt wurde, so war 
der Sieg der Fallibilisten in dieser Körperschaft doch noch lange 
nicht entschieden. Mit dem Widerruf der Deklaration waren die 
gallikanischen Anschauungen indes ebensowenig gänzlich ausgetilgt, 
wie früher durch die Aufhebung der pragmatischen Sanktion; 
1730 erschien aus der Feder Bossuet’s, 26 Jahre nach dessen Tode, 
die »Defensio Declarationis cleri Gallicani«. 

Im 18. Jahrhundert übernahm die höchst einflussreiche Sekte 
der Jansenisten die Führerschaft im Kampfe gegen die päpstlichen 
Rechte, der besonders nach der Verurteilung der 101 Sätze Quesnel’s 
durch die Bulle Unigenitus vom 8. Sept. 1713 zu leidenschaftlichster 
Heftigkeit gesteigert wurde. »Am 1. März 1717 erhoben vier franzö- 
sische Bischöfe ihre Appellationen an ein allgemeines Konzil gegen 
die Bulle Unigenitus... Mit dieser Appellation war das Zeichen zu 
einem Skandal gegeben, der erst dreimal in der Kirchengeschichte 
sich ereignet hatte, indem nur Pelagius, Michael Cesena und Luther 
es bisher gewagt hatten, gegen eine dogmatische Entscheidung des 
Papstes auf ein allgemeines Konzil sich zu berufen« !). 


Ein Anhänger der Jansenisten war der bedeutende Löwener 
Kanonist Bernard Zeger van Espen?), der die Brücke zwischen 
Gallikanismus und Febronianismus bildet und Hontheims Lehrer 
war. Damit ist die starke Animosität van Espens und seiner Schüler 
gegen Rom erklärt. Jansenistische Einflüsse unterstützten die Be- 
wegung auch in Deutschland; der mächtige Ratgeber Maria Theresia’s, 
Leibarzt Gerhard van Swieten war Jansenist. So ist auch die Ver- 
ordnung Joseph’s IÍ. zu begreifen, welche jede Diskussion über die 


1) Bauer a. a: 0. Bd. 6 S. 162 f. 

2) Mejer a. a. O. S. 21: » Ein Gegner der römischen Kurie war van Espen 
auch als Jansenist, denn er wie andere seiner Löwener Kollegen neigte zu der 
Meinung. Als sich daher auf dem Gebiet der vereinigten Niederlande seit 1706 
in seiner Nähe die von den Päpsten unabhängige Kirche von Utrecht bildete, 
geschah es unter seiner beratenden Mitwirkunge. 
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seinerzeit widerstandslos in Oesterreich recipierte Bulle Unigenitus 
an allen theologischen Lehranstalten verbot. 


Mit dem Vorhergehenden ist der geschichtliche Zusammenhang 
der febronianischen Bewegung mit dem in Frankreich seit Jahr- 
hunderten fortgepflanzten, durch die Jansenisten neu geschürten 
sog. Gallikanismus nachgewiesen. Dass diese Ideen in Deutschland 
einen so raschen und ungeahnten Siegeslauf nehmen konnten, dazu 
bedurfte es noch besonderer Ursachen. Diese liegen teils auf poli- 
tischem, teils auf kirchlichem Gebiete. 


2. Der fürstliche Absolutismus des 18. Jahrhunderts konnte 
keine fremde Gewalt innerhalb seines Gebietes dulden und unter- 
stützte und begiinstigte daher mit allen Mitteln eine Bewegung, die 
auf die Schwächung der päpstlichen Stellung und damit der kirch- 
lichen Gewalt hinauslief, Es konnte ihm daher nur willkommen sein, 
in diesem Kampfe gegen Rom von kirchlicher Seite zur Bundesge- 
nossenschaft aufgerufen zu werden. Besonders Febronius erhebt un- 
aufbörlich Hilferufe an die weltlichen Machthaber in einer Weise, 
dass Lessing dieses Buch eine »unverschämte Schmeichelei gegen 
die Fürsten« genannt hat. Unter den vier Präfationes, die Hontheim 
an die Spitze des Febronius gesetzt, richtet sich die zweite an die 
christlichen Fürsten und Könige. Darin sagt er: »Ich rufe hier nicht 
die Gefahren für die öffentliche Ruhe in Erinnerung, welche erfahrungs- 
gemäss Reiche und Provinzen häufig bedrohen wegen der grossen 
Anzahl von Personen, die, Ezemfe genannt, sich weigern, unter der 
gesetzmässigen Leitung und Aufsicht ihrer Bischöfe zu leben, und die 
einen besondern Staat unter ihren eigenen Konstilutionen, die nicht 
selten das Tageslicht scheuen, und unter einem einzigen Monarchen, 
dem römischen Bischofe, bilden, weil ich über die Exemten und ihre 
dem Frieden der Staaten nach dem Zeugnis der Geschichte oft feind- 
liche Politik, um nicht mehr zu sagen, anderswo geredet habe«. 
In Kapitel IX. (de mediis recuperandae libertatis Ecclesiasticae $ 6) 
führt Febronius als viertes Mittel zur Wiedereinsetzung der Bischöfe 
ib ihre früheren Rechte an »den einmütigen Beschluss der katholischen 
Fürsten, die sich vom Rat der Geistlichen, besonders der Bischöfe 
leiten lassen sollene 1), »Wenn wire, fügt er kriechend hinzu, »die 
Geschichtsbücher der Kirchen lesen, waren es fast stets die Fürsten 
allein, welche den Übeln der katholischen Sache abhalfen« 2). In 
S 8 desselben Kapitels erklärt er als geeignetes Mittel, die aus Un- 


1) Febronius S. 580. 
2) Ebendas. S. 585. 


A 
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wissenheit und Aberglaube verlorenen geistlichen Rechte zurückzu- 
gewinnen, das landesherrliche Plaset!), das in den meisten Reichen 
und Provinzen in rechtmässiger Übung stehe; es sei gewiss, dass 
die päpstlichen Bullen des Ärgernisses wegen durch landesherrliche 
Autorität zurückgehalten werden dürften?). »Der König möge darum 
mit den Bischöfen seines Landes zusammenkommen und feststellen, 
welche alten und ursprünglichen Kanones durch die falschen Isidori- 
schen Dekretalen und andere ungesetzlichen Mittel verdrängt und 
wie durch diese die wahre Kirchenzucht untergegangen sei und auf 
welche Weise den echten Kanones ibr Ansehen und ihre Geltung 
wieder verschafft werden könne« 3). Im zweiten Bande wird wiederum 
die Hilfe der Fürsten gegen das gefälschte kanonische Recht ange- 
rufen: »Durch die Autorität der weltlichen Fürsten wird die Frei- 
heit und die Disziplin der Kirche aufrecht erhaltene *). Febronius 
sieht nicht ein, »warum die Einzelkirchen und Provinzen, wenn sie 
von der römischen Kurie bedrückt würden, gegen dieselbe nicht den 
weltlichen Arm anrufen sollten, welcher die Übertreter der kirch- 
lichen Disziplin mit Strenge unterwirft und ihnen das Joch der 
Kirchenordnung (disciplina) wieder auf den Nacken setzte 5). Ja, 
den Fürsten wird direkt insinuiert, den Verkehr der Kirchen mit 
Rom in Prozess- und Gnadensachen zu untersagen. »Wenn es dem 
Könige gefällt, jeden Zutritt zur römischen Kurie in irgend einer 
Gnaden- oder Rechtssache zu verbieten, dann wird die Kirche in 
allen Stücken durch die Bischöfe so regiert werden, wie es Recht 
gewesen vor der Einführung des neuen Dekretalenrechtes« ®). 
Begreiflicher Weise hatten sich Febronius und die späteren 
Werke ähnlicher Richtung von Seiten der weltlichen Fürstenhöfe der 
allerbesten Aufnahme zu erfreuen. So hebt Febronius im zweiten 
Bande?) hervor: »Zu Wien in Österreich ist Febronius, obgleich er 
vor und nach der römischen Verurteilung einer strengen Prüfung 
unterzogen wurde, für unschuldig befunden worden . . . Im Staat 
Venedig wurde ungeachtet desselben römischen Verbots, ungeachtet 
der dringendsten Gegenvorstellungen des apostolischen Nuntius mit 
Genehmigung der erhabenen Republik ein Neudruck, ja sogar auch 
eine etwas abkürzende italienische Ausgabe veranstaltet. In Portugal 
wird er in wichtigen Staatsangelegenheiten vom Advokaten des 
Königreichs Öffentlich gegenüber der römischen Kurie zitiert. In 
Frankreich und im österreichischen Belgien wird er hoch geschätzt 


1) Febronius S. 598. — 2) Ebendas. S. 600. — 3) Ebendas. S. 619. — 
4) Ebendas. tom. II. S. 571. — 5) Ebendas. S. 572. — 6) Ebendas. S. 599. — 
7) Ebendas, S. 22. 
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und von den Gelehrten benützt, nicht allein im Original-, d. h. la- 
teinischen Texte, sondern auch in einer französischen Übersetzung, 
die neulich erschienen iste !). Ein Fürst wie Joseph II. nahm darum 
auch die Beschwerden der Bischôfe gegen Rom mit Freuden ent- 
gegen und lieh Bestrebungen, wie sie in der Koblenzer Versamm- 
lung, dem Emser Kongress u. s. w. zu Tage traten, seinen Schutz. 
So schrieb er anlässlich des Münchener Nuntiaturstreites am 12. Ok- 
tober 1785 an Kurmainz: »Ich habe . . . beschlossen, sofort dem 
päpstlichen Stuhle erklären zu lassen, wie ich niemals gestatten würde, 
dass die Erz- und Bischöfe im Reiche in ihren von Gott und der 
Kirche ihnen eingeräumten und zustehenden Diözesan-Rechten ge- 
störet würden; dass ich also die päpstl. Nuntien nur als päpstl. Ab- 
gesandten zu politischen und jenen Gegenständen geeignet erkenne, 
welche unmittelbar dem Papste als Oberhaupt der Kirche zustehen; 
dass ich aber diesen Nuntien weder eine Jurisdiktionsausübung in geist- 
lichen Sachen, noch eine Judikatur gestatten könne« ?). 

Dazu kommt, dass die kirchenfeindliche Aufklärung in den 
meisten fürstlichen Kabinetten ihre eifrigsten Parteigänger zählte. 
So war der leitende österreich. Minister Fürst Kaunitz ein Verehrer 
und fleissiger Leser Voltaire's und hatte eine Zeitlang in Paris 
J. J. Rousseau zu seinem Privatsekretär®). »Seit Maria Theresia 
griff französische Bildung und damit auch der französische Unglaube 
am Wiener Hofe immer mehr um sich. Auch kamen aus den Nie- 
derlanden hohe Beamte an den Hof, die, jansenistisch gesinnt, zu- 
gleich den ganzen Hass dieser Partei gegen die Kirche mitbrachten. 
Wie Frankreich in allem Übrigen Muster und Vorbild war, so suchte 
man dasselbe auch darin nachzuahmen, dass man die Grundsätze des 
Gallikanismus zur Geltung zu bringen suchte« 4). 

So wurden denn auch in den österreich. Landen, nachdem 
Joseph II. die Erziehung des Klerus vollständig in die Hände des 
Staates gebracht, die Professoren des kanonischen Rechts durchaus 
der romfeindlichen Schule entnommen und mussten die vorgeschrie- 
benen Lehrbücher des Kirchenrechts alle diesen Standpunkt ver- 
treten. Schon 1767 hob man in Wien die Lehrkanzel des kanonischen 


1) Vgl. die áhnlichen Prahlereien des Febr. im Vorwort zu tom. IV. 

2) M. Stigloher, Die Errichtung der päpstl. Nuntiatur in München und 
der Emser Kongress. Regensburg 1867. S. 264. 

8) Seb. Brunner, Die theolog. Dienerschaft am Hofe Joseph IL., Wien 
1863, S. 17. Der Verfasser des »Katechet. Unterrichts« (vgl. oben) schreibt in 
der Vorrede S. XIII: »Seit einem Jahrhundert sind Millionen teutsche Thaler 
für Bücher nach Frankreich geflogen; nun fängt dieses Kapital an, unter uns 
zu wuchern, und das will den Römer verdrie3sen«. 

4) Kirchenlex. von Wetzer u. Weite, Art. Joseph II. 
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Rechts an der theologischen Fakultät auf und zwang die Theo- 
logen, nunmehr das Kirchenrecht mit den Juristen in der 
juristischen Fakultät zu hören. Offizielles Lehrbuch des Kirchen- 
rechts für alle theologischen und juristischen Fakultäten waren zu- 
erst die Institutiones iuris ecclesiasticae des Wiener Professors 
Paul Joseph v. Riegger!); an dessen Stelle traten durch Hofdekret 
vom 24. September 1784 die noch viel entschiedener papstfeind- 
lichen Praelectiones in ius ecclesiasticum universum von Pehem. 
So blieb Dank der staatlichen Eingriffe die febronianische Richtung 
im theologischen Unterricht in den österreich. Landesteilen herrschend 
bis tief ins 19. Jahrhundert; für die theolog. Fakultät zu Prag war 
z. B. noch das durchaus febronianisch-josephinische Enchiridion Juris 
ecclesiastici Austriaci von Rechberger (1. Aufl. 1809, 3. Aufl. 1824, 
auch deutsch unter dem Titel »Handbuch d. österreich. K.-R. 1807. 
1815. 1824. 1836) als Lehrbuch vorgeschrieben 2). 


3. Die Staatsgewalt hatte also das stärkste Interesse an der 
Beförderung der febronianischen Ideen und kann ihr Einfluss nicht 
hoch genug eingeschätzt werden. Die Hauptwurzel des Febronianis- 
mus muss aber zweifellos innerhalb der Kirche selbst gesucht wer- 
den. Der Grund liegt hier nun aber keineswegs, wie zu vermuten 
wäre, im Verhalten der Kurie selber, denn von dieser Seite geschah 
in jener Zeit durchaus nichts, was die Entstehung einer so nach- 
haltigen Strömung rechtfertigen und erklären könnte; die Bewegung 
ist vielmehr einzig auf Rechnung des kirchen- und religionsfeind- 
lichen Zeïtgeistes zu setzen, der teilweise alte Verstimmungen 3) zu 
höchster Unzufriedenheit aufstachelte. 

a) Den Neueren war e3 keineswegs um Förderung der Re- 
ligion, Verbesserung des christl. Lebens etc. zu tun. Das muss selbst 
einem oberflächlichen Kenner der Verhältnisse an den bischöflichen 
Kurien jener Zeit von vornherein feststehen. Wenn daher insbe- 
sondere Febronius dem herrschenden Kirchenrechte alles Verderben 
in der Kirche zuschreibt und alles Heil von der Stärkung der 
bischöflichen Gewalt erwartet, so sind das Vorwände und Anklagen, 
die einer ernsthaften Widerlegung nicht bedürfen. Aber Febronius 


. 1) Dr. H. Zschokke, Die theolog. Studien und Anstalten der kath. Kirche 

in Österreich. Wien und Leipzig 1894 S. 29. 

2) Zschokke a. a. O. S. 57. 

3) Vgl. bei Funk, K.-Gesch. 3. Aufl. S. 501: »Als bei der Kaiserwahl 
1742 die Gravamina (Nürnb. Reichstag 1552) aufs neue zur Sprache kamen, 
fasste der Trierer Weihbischof Nikolaus v. Hontheim den Entschluss, die- 
selben im Verhältnis zur allgemeinen Kirchenverfassung näher zu untersuchen, 
und so entstand das Werk: Febronii etc. De statu Ecclesiae.« 
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musste für sein Vorgehen doch den Schein einer Berechtigung haben. 
So klagt er denn die römische Kurie an: »Die Bischöfe werden be- 
hindert in der Ausübung ihrer eigenen Jurisdiktion und ihres Hirten- 
amtes, das sie aus göttlichem Rechte innehaben. Man kommt ihnen 
zuvor und behindert sie auf vielerlei Weise bei der Auswahl und 
Bestimmung geeigneter Personen für die Dienste an ihren Kirchen. 
Die Rechte der Ordinarien werden verletzt durch exorbitante 
Exemptionen. Und nicht weniger werden die Rechte der Pfarrer 
geschädigt durch die enormen Privilegien der Mendikanten. Pro- 
zesse, sogar in unbedeutenden und ganz alltäglichen Dingen, werden 
besonders durch Appellationen an die römische Kurie gezogen unter 
ungeheurem Aufwand an Mitteln und Personen. Dispensationen in 
Benefizial-, Ehe- und anderen Sachen werden gewährt ohne gesetz- 
lichen Grund, direkt gegen die Kanones. Auf dieselbe Weise wird 
jedem Bewerber Dispens erteilt bezüglich des Innehabens mehrerer 
Benefizien ohne Rücksicht auf sein Verdienst oder einen andern 
kanonischen Grund. Es werden Koadjutoren mit dem Rechte der 
Nachfolge gestattet auch bei Benefizien ohne Seelsorge. — Kirch- 
liche Stellen, auch ganz gering dotierte, werden mit Pensionen be- 
lastet. Gegen Leistung einer gewissen Taxe erhalteu uneheliche 
Kinder ohne Unterschied die Legitimation und dadurch die Be- 
fähigung zur Erlangung von Benefizien und kirchlichen Würden. 
Ablässe werden verliehen ohne Diskretion und kanonische Gründe«!), 
Anderswo schmäht er: »Die römische Kurie ist die Ursache der 
Kirchenspaltung und das Hindernis der Wiedervereinigung der 
Protestanten und der Bekehrung der Ungläubigen. Wie viele Ärger- 
nisse hat sie bei diesen hervorgerufene ?)! »Es ist eine bedauerns- 
werte und mit blutigen Tränen zu beweinende Tatsache: Alle 
Bischöfe in ihren Diözesen verwenden einen unermüdlichen Eifer, 
die reine Kirchenzucht wiederherzustellen und die hl. Kanones anzu- 
führen; Rom allein ist untätig, zwar nicht wenn es sich um Ver- 
teidigung seiner wie immer gearteten Gerechtsame handelt, wohl 
aber wenn die früheren gesunden Verhältnisse in der Gesanitkirche 
wiederhergestellt werden sollen« ?). Kurz darauf wird das ganz ver- 
weltlichte Treiben Roms gegeisselt: »Um was kümmern sich die 
apostolischen Nuntien an den Höfen, um was ausserhalb der Höfe? 
Dort um die politischen Angelegenheiten des römischen Hofes, hier 
um Prozesse und Jurisdiktionen. Wenn nur mit solchen Angelegen- 


1) Febronius S. 394 f. 
2) Ebendas. S. 600. 
3) Ebendas. tom. II. S. 112. 
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beiten die hl. Nuntiaturen überflutet sind, dann mögen die Sitten 
von Klerus und Volk sein, wie sie wollen. Wenn man ihnen von 
Beseitigung öffentlicher Ärgernisse spricht, dann zucken sie die 
Achseln und entschuldigen sich, dass sie eine Vollmacht vom 


bl Stuble hiezu nicht besAssen; denn sie bedürfen derer, die öffent- 


lich sündigen, oft zu ihren politischen Zwecken; darum fürchten sie 
sich, dieselben mit dem Apostel zurechtzuweisen, sogar privatim, um 
so mehr öffentliche 1). Rom ist überhaupt immer Feind jeder kirch- 
lichen Verbesserung gewesen: »Die Bischöfe haben für Verbesserung 
der Kirche auf den Konzilien und ausserhalb derselben immer getan, 
was sie konnten; Rom allein hat Widerstand geleistet. Daher ent- 
standen die Häresien, daher wurden bei Zunahme der Verwirrung 
Bistümer säkularisirt und gingen zu Grunde«?). Besondere Aufmerk- 
samkeit auch seitens der weltlichen Fürsten verdient jene »Wunde, 
welche der kirchlichen Disziplin die Reservationen der Angelegen- 
heiten der Bischôfe durch die Päpste auf Grund der neuesten De- 
kretalen geschlagen haben. Nichts ist in gleicher Weise geeignet, 
um Verbrechen ungeahndet zu lassen, als diese Reservationen . ... 
Gleich schädlich sind die Appellationen an die römische Kurie in 
Sachen der Laien, seien sie civil- oder strafrechtlicher Nature 3). 
Wie die rómische Kurie*) das Haupthindernis einer Wieder- 
vereinigung der Protestanten und Schismatiker ist, so will anderer- 
seits Febronius durch die neue Ordnung der Dinge diese wieder der 
kirchl. Einheit gewinnen. So lautet schon der Titel seines Werkes: 
Iustini Febronii Icti, De Statu Ecclesiae et legitima potestate Ro- 
mani Pontifieis Liber singularis ad reuniendos dissidentes in re- 
ligione Christianos compositus. Wer dieses Vorgeben des Febronius 
indes für Ernst nimmt, wie Kraus (Kirchengesch. 4. Aufl. S. 621) 
tut, und darin nicht mehr als einen blossen Reklameschild für das 
Buch sieht, ist in grossem Irrtum befangen. Diese Tendenz wird 
im Febronius nur ganz nebensächlich und wohl nur um der Titel- 
überschrift willen hervorgestellt. Der Verfasser konnte sich auch 
bei einer nur ganz oberfláchlichen Kenntnis beider Religionsgemein- 
schaften einen solchen Erfolg von seinem Buche unmöglich ver- 


1) Febron. tom. Il. S. 120. 

2) Ebendas. S. 129. 

3) Febronius S. 603. 

4) Febronius will zwischen Papst und Kurie einen Gegensatz statuieren; 
die Kurie, nicht der Papst ist der zu bekämpfende Feind. So redet er in der 
ersten Prüfatio des Febr., die er an Clemens XIII. richtet, den Papst alsoan: 
»Nosti Romam, nosti genium Curiae; attollunt Romani Papam ultra modum, 
ut se pascant repleantque marsupia denariis; colunt Te solum propter se, at 
ad sua desideria«. 
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sprechen. Jedenfalls hätte bei einer Wiedervereinigung nach den 
Ideen Hontheims die kathol. Kirche die Kosten bezahlen müssen. 
Dies wird durch einige Bemerkungen des Febronius klar. So schreibt 
er im dritten Bande!): »Dasselbe Ziel schwebte Febronius vor wie 
Bossuet, nämlich die Wiedervereinigung der Protestanten mit den 
Katholiken; dasselbe Mittel: von ihnen nicht mehr als das Not- 
wendige verlangen; dasselbe Hauptprinzip für dieses Mittel: für 
Petri Nachfolger keinen Gehorsam fordern als jenen, welchen die 
Konzilien und Väter stets anerkannt haben« und im vierten Bande 3): 
»Febronius schlug in seinem ersten Band vierter Appendix als Mittel 
zur Erleichterung der Union vor die Konzession der Kommunion 
unter beiden Gestalten. Ebenso schlug er daselbst S. 146 in seiner 
Auseinandersetzung mit dem lutherischen Theologen Bahrdt vor, 
dass die zurückkehrenden lutherischen Geistlichen bei ihren Frauen 
bleiben könnten ebenso wie die Griechen mit Beibehaltung ihrer 
Würden und Benefizien«. Schon im dritten Bande aber muss uns 
Hontheim selber berichten, wie wenig Gegenliebe sein Projekt auf 
protestantischer Seite gefunden. Er zitiert hiefür das Urteil des 
kais. Hofrats Fr. Karl v. Moser (aus den hinterlassenen Schriften 
M. S. 284)°): »Febronius handelt als ein ehrlicher Mann, der die 
Katholische und Protestanten wieder zu vereinigen sucht; Gott wird 
ihm die treue seines hertzens und die Redlichkeit seiner absichten 
belohnen, und sein werk ist in vielfachem betracht ein wichtiges 
zeichen unserer zeit, er selbst ein Prophet in seiner Kirche, ein ehr- 
würdiger zeuge der wahrheit; seine unionsvorschläge aber werden so 
lange träume bleiben, als er unseren Cameralistisch-religiösen Pro- 
testantischen Fürsten nicht zeigen kann, das sie dabey gewinnen; 
eine Lotterie von ein paar hundert reichen Abteyen würde eher 
ihren Beyfall finden« $). 
1) S. 268. 

2) S. 48. 

3) Febron. tom. III. S. 207 f. 

4) Ebenso scharf ablehnend zu den Unionsvorschlägen verhält sich das 
ebendas. S. 313 ff. angeführte Urteil Waich's (I. Bd. der neuesten Relgesch. 
1771 S. 190 ff): »a) Reformatio a Febronio proposita ad exteriora solum 
Ecclesiastici regiminis pertinet, u adoptata illa adhuc subsistent, quae a 
Protestantibus in Religione Catholica tamquam errores, superstitiones et 
superfluitates taxantur. b) Febronius auctoritatem Traditionis etiam in inter- 
pretandis sacris Scripturis sustinet; hanc Protestantes numquam agnoscent. 
c) Systema Ecclesiae, quod est anima Febronianorum consiliorum, non poterunt 
Protestantes sine praeiudicio portionis essentialis suae Religionis amplecti. 
d) Febronius equidem laborat in moderanda Papali Monarchia, verum 
Protestantes neque ullam Monarchiae speciem, sed ne Aristocratiam quidem 
admittent. e) Volunt illi omnimodam libertatem conscientiae etiam ab 


auctoritate tam Conciliorum generalium quam Episcoporum, ex quocumque de- 
mum fonte ea his obveniant. f) Quippe in quibus omnibus illi plus periculi 
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Um eine wirkliche Verbesserung des Kirchenwesens war es also 
den Febronianern nicht zu tun, wenn die meisten auch der »Reinigung« 
des Kultus, der Ausscheidung alles »Unwesentlichene aus Lehre und 
Ritus, wie sie vor allem Joseph II. in radikalster Weise durchführte, 
sehr geneigt waren. Zu welch grossen Konzessionen die rationali- 
stisch gesinnte Geistlichkeit bereit gewesen, ersehen wir aus den 
Vorschlägen des Febronius, der sich die protestantischen Geistlichen 
so leicht in der Rolle beweibter katholischer Geistlichen dachte. 
Und Hontheim huldigt im Vergleich zu Späteren noch gemässigten 
Ansichten. Für solche Pläne konnte Rom freilich niemals gewonnen 
werden; wer sie durchsetzen wollte, musste erst Roms Einfluss ver- 
nichten. 

b) Eine der treibenden, Ursachen war aber ohne Zweifel der 
damals herrscheude Geist des Absolutismus, der ebensowenig wie 
der weltliche Prunk vor den Höfen und Kanzleien der geistlichen 
Fürsten einen Halt gemacht. Die absolutistischen Neigungen auf 
politischem Gebiete übertrugen sich nur zu leicht auf das religiöse. 
Die in mancher Hinsicht stark fühlbare Abhängigkeit vom päpstlichen 
Stuhle musste daher manchen geistlichen Fürsten sehr lästig er- 
scheinen und waren sie darum Bestrebungen, welche ihnen dieses 
Joch abzunehmen versprachen, keineswegs abhold. Der Febronianis- 
mus ging aber gerade darauf aus, den Papst als Monarchen in der 
Kirche abzusetzen und die einzelnen Bischöfen zu lauter Königen im 
Gottesreiche zu machen, über die der Primas nur in Ausnahmefällen 
eine Herrschaft ausüben sollte. Ganz besonders unbeguem mussten 
diesen Bischöfen die vielfach exemien und meist durch enge Bande mit 
dem hl. Stuhl verknüpften Orden erscheinen, Daher richten sich die 
Angriffe der Febronianer vor allem gegen diese ÆExemptionen als 
Beeinträchtigung der bischöflichen Rechte. Dabei kommt auch die 
Feindschaft gegen den Ordensstand unverhüllt zum Vorschein und 
bereitet so der späteren Säkularisation den Boden vor. Schon 
van Espen gibt die Anweisung: »Mit Recht werden die Bischöfe die 
den kanonischen Einrichtungen widersprechenden Privilegienurkunden 
als erschlichen oder als vom apostolischen Stuhle infolge zu vieler 
Arbeit des Papstes oder der Zudringlichkeit der Bittsteller erpresst 
verwerfen oder wenigstens ihre Ausübung suspendieren, bis sie über 
die Willensmeinung des Papstes besser unterrichtet sind«!). Die 


inveniunt quam securitatis«. — Eine eigentümliche Ironie, wie der kathol. 
Weihbischof von einem protestant. Theologen über die fundamentalen Gegen- 
sätze beider Konfessionen sich hier belehren lassen muss. 

1) V. Espen, Tract. Repagulum canon. adv. nimiam a iurisdictione 
episcoporum exemptionem p. II. cap. 2 n. 1. 
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Mendikanten speziell sind die Schildknappen des römischen Stuhles. 
»Es wird darum durchaus nicht merkwürdig erscheinen, dass die 
römische Kurie die Erhaltung dieser Privilegien der Mendikanten- 
Brüder begünstigt hat, wenn man bedenkt, dass durch diese Pri- 
vilegien die päpstliche Vollgewalt gestützt wird, ja dass gerade 
diese Privilegien, insbesondere soweit durch sie die Brüder die Voll- 
macht erhalten, in den Diözesen der Bischöfe und den Sprengeln der 
Pfarrer ohne deren Erlaubnis die Gläubigen Beicht zu hören und 
ihnen das Wort Gottes zu verkünden, auf dieser Fülle der Gewalt 
und Jurisdiktion als auf ihrer Grundlage und ihrem Fundamente 
beruhen« 11. In gleicher Weise hat Febronius gegen die Ordens- 
tätigkeit und damit auch gegen die Exemptionen, durch welche eine 
Verbesserung des Ordenswesens durch.die Bischöfe unmöglich ge- 
macht werde, die schwersten Bedenken: Er wolle bezüglich der 
Orden für jetzt nur folgende Punkte anführen: »1. Die Dienst- 
leistung der Regularen in den hierarchischen Funktionen sei von 
keiner wahren und eigentlichen Notwendigkeit . . . . 2. Dieselbe 
Seelsorgetätigkeit werde gefährlich, sobald sie den Anspruch erhebt, 
unabhängig von der Aufsicht der Hirten erster und zweiter Ordnung 
zu sein, 3) Am schädlichsten aber werde sie, wenn sich zu dem 
Geiste der Unabhängigkeit noch der Geist der Besonderheit (singu- 
laritatis), der Geist der Neuheit, Parteisucht, endlich der Geist der 
diesem oder jenem religiösen Orden eigentümlichen Lehre hinzu- 
geselle« 2). Auf die »Sonderbarkeitene der Orden macht auch der 
Würzburger Kanonist Barthel?) aufmerksam: »Wenn sie sich mit 
den gewöhnlichen‘ Almosen nicht ernähren können, beginnen sie zu- 
weilen alberne und abergläubische Andachten, führen allerlei von 
der Kirche nicht approbierte Benediktionen von Kräutern und an- 
deren Dingen ein, benützen manchmal das Heilige zum Gewinn und 
setzen so unsere Religion dem Ärgernis und Gespötte aus«. 


c) Neben dem Zuwachs an Macht und Ansehen, neben der 
Möglichkeit, »Reformen« im Sinne der Aufklärung unbehindert ein- 
führen zu können, winkte aber den Bischöfen durch das neue 
Kirchenrecht noch ein nicht hoch genug einzuschätzender materieller 
Vorteil: Abschaffung der Annaten, Palliengelder, Dispenstaxen u. s.w. 
an den hl. Stuhl. Solche Geldleistungen nach Rom waren auch 


1) V. Espen. Supplem. in corpus iur. can., p. II. tit. 6 ad num. 10. 
2) Dem Verfasser schwebten hier wohl Dinge wie Probabilismus, Herz- 
Jesu- Norte Infallibilitätslehre u. a. im Geiste vor. 
Caspar Barthel, Annotat. ad universum Jus canonicum. Köln und 
Frankfurt 1765 S. 286. 
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in früberer Zeit manchmal als schwere Last empfunden worden; 
bei der erkaltenden Anhänglichkeit au den Papst, bei den Doktrinen, 
die nahezu alle päpstlichen Regierungsakte in der ecclesia dispersa 
als reine Willkür erklärten, mussten diese Leistungen als gänzlich 
überflüssig und darum als unberechtigt und unerträglich erscheinen. 
Febronius und die Febronianer machen die weltliche und kirchliche 
Gewalt geradezu nach Demagogenart immer und immer wieder auf 
die »ungeheuren« nach Rom auswandernden Summen aufinerksam 
— ein Argument, das zweifellos einen stärkeren Eindruck gemacht 
als alle übrigen. Febronius variiert dieses Thema in den mannig- 
faltigsten Wendungen: »Das Spolien- oder Regalienrecht bezüglich 
der Hinterlassenschaft der Bischöfe und der Binkünfte unbesetzter 
Benefizien, welches bis zu den Zeiten Otto’s IV. und Friedrich’s II. 
die Kaiser ausübten, auf welches Recht sie aber dann zu Gunsten 
der Kirche Verzicht geleistet, unternahmen die römischen Bischöfe 
unter dem Namen der Annaten und Spolien zu ihren Gunsten wie- 
derum einzuführen« !). »Febronius vergass zu erwähnen die Spolien 
der apostolischen Kammer, die unfehlbare Methode reich zu wer- 
den ...; in allen Kirchen das hinterlassene Vermögen der Bischöfe, 
Äbte und Kleriker an sich zu reissen, welche ohne Testament da- 
hingegangen oder die Testierfreiheit vom Papste nicht erlangt haben, 
das entging dem römischen Scharfsinne nicht. . . . Johannes XXII. 
. + . legte... ., abgesehen von dem für sich reservierten Zehnten, 
. . seine Sichel an die Karenzjahre an. Ich will hier nicht er- 
wähnen die unter dem Namen Prokurationen bekannten Forderungen 
der legati a latere . . . Nicht alles aber hat vollkommen aufgehört; 
so lange die päpstlichen Nuntiaturen existieren, werden bei den- 
selben immer kostspielige Händel vorkommen, wer's nicht glaubt, 
kann durch Erfahrung belehrt werden« 2%). Um Geld ist in Rom 
alles erhältlich. »Die heilsamsten Bestimmungen früherer Päpste, 
auch einzelne Kanzleiregeln, welche, wenn sie beobachtet würden, 
einigen Nutzen stiften könnten, binden nur, bis sie mit Geld gelöst 
werden; jede Dispens pflegt aber 10 Skudi zu kosten 5)... . Die 
Kurie glaubt und behauptet, sie sei durch die Konkordate nicht ge- 
bunden. Man jagt dort nach irdischem Nutzen und Gewinn durch 
die Ausübung der Schlüsselgewalt. Unter verschiedenen Titeln und 


1) Febron. tom. IV. p. II. S. 188. 

2) Febron. tom. II. S. 556. 

8) »Es ist eine sehr bekannte Sache, was für eine reichhaltige Quelle 
unsäglicher Einkünfte dem römischen Hofe durch Ehedispensationen zuflosse, 
schreibt ein Landgeistlicher am Bodensee in einem 1782 herausgegebenen 
Schriftchen über die Eheverordnung Joseph's II. 
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Vorwänden werden Benefizien verschachert. Annalen werden ge- 
nommen ohne einen ursprünglichen gerechten Titel und gefordert 
nach einer willkürlich festgesetzten ungeheueren Taxe. Für Be- 
stätigung der Wahl und Verleihung des Palliums werden so über- 
mässige Abgaben erhoben, dass dadurch ganze Provinzen aufs höchte 
beschwert werden. Dann ist den Erzbischöfen die Bitte um die 
Pallien 1) so notwendig gemacht, dass sie ohne dieselben nicht ein- 
mal vermögen, was die einfachen Bischöfe kraft göttlichen Rechtes 
können« 2). »Der Jesuit Berthier berichtet, die Annaten aus ganz 
Frankreich würden jährlich 200 000 Lire nicht übersteigen . . . 
Andere Reiche werden nicht so glimpflich behandelt . . .; aus dem 
eizigen Königreiche Portugal müssten zur Auswirkung verschiedener 
Urkunden von der römischen Kurie und aus anderen Gründen jähr- 
lich 500 000 Skudi nach Rom ausgeführt werden. Aber auch die 
Deutschen werden nicht mehr geschonte 3). »Die Habsucht wird 
von den hl. Kanones die Wurzel aller Übel in Sitte und Lehre ge- 
nannt; diese vor allem herrscht bei den Italienern, die gleichmässig 


1) Pehem p. 111. S. 254 bemerkt, die Palliengelder seien in der 21. Sitzung 
des Basler Konzils gänzlich aufgehoben und in der Wiener Konvention mit 
keinem Wort wieder eingeführt worden, würden darum mit Unrecht von den 
Kurialisten gefordert. 

2) Febronius S. 394 f. 

3) Febron. S. 471. Man vergleiche mit diesen Behauptungen den Bericht 
des hier gewiss unverdächtigen österr. Gesandten in Rom, Kardinal Herzan, an Fürst 
Kaunitz vom 8. Juli 1778: »Den Ausfluss des Geldes betreffend (nämlich für Ehe- 
dispensen), so ist dieser nach Ausweisen der eingesandten Anzeige in sich selbst 
und noch mehr in Gegenüberhaltung anderer Länder von einem sehr geringen 
Belang, besonders da in oben erwähnter Anzeige unter dem Namen Deutsch- 
land das gesamte römische Reich und die gesamten k. k. Erbländer inbegriffen 
sind«. (Seb. Brunner, theolog. Dienerschaft S. 46). In einem späteren Bericht 
vom 2. Januar 1788 heisst es: »Ich werde seinerzeit einige Schritte machen 
um Verminderung der Taxen (sc. f. d. Bistum Zips), bekenne Ew. Liebden aber 
in hergebrachtem unbeschränktem Vertrauen, dass, da dieses Gesuch in sich 

ehässig, weil dadurch viele Armen einen Abbruch erleiden und die anderen 
öfe auch nur in ausserordentlich seltenen Fällen derlei machen, ich dieses 
weil mir scheint, dass des Kaisers, uns. allergnädigsten Herrn Ansehen da- 
urch leidet) mit vielem Missvergnügen mache« (ebendas. S. 170). Vgl. ferner 
M. Stigloher, Nuntiatur in München und Ems. Kongr. S. 174: »So hatten 
z. B. Mainz, Köln, Trier und Salzburg 10 000 Kammergulden & 4 fl. 50 kr. 
rheinisch als Servitien zu zahlen [nach Barthel, Annot. ad ius canon. S. 90 
musste Mainz 27000 fl. Palliengelder bezahlen], anscheinend eine grosse Summe. 
Allein wenn man bedenkt, dass der Erzbischof von Mainz jährlich 1 400 000 fl., der 
von Köln regelmässig ca. 1 Million Reichsthaler und die Erzbischöfe von Trier und 
Salzburg nicht viel weniger Einnahmen besassen, so dass sie also nur ungefähr 
den 28. Teil des Einkommens eines Jahres an den Papst zu entrichten hatten 
und dies für ihre ganze Regierungszeit nur ein einziges Mal, so stellt sich die 
Sache in ziemlich verändertem Lichte dar .... Von ganz Deutschland, be- 
rechnet Phillips (V § 238 S. 591. 694), betrugen die servitia communia jähr- 
lich nur £655 Kammergulden oder 96131/8 Skudi im Durchschnitte während 
eines Zeitraumes von 276 Jahren und mit den servitiis minutis zusammen 
„16955 Skudi oder 42 4121/2 rhein. Goldene, 


^ 
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nach Ehre, Macht und Geld gierig sind, um nichts zu sagen von der 
schmutzigen Habsucht. Diese regiert in Rom, in der heiligen Stadt 
zum Ärgernis der Völker, von vielen offen, von den Heuchlern im 
Geheimen ausgeübt; darum bezeichnet man auch die Römer ge- 
meiniglich als gute Katholiken, aber als die allerschlechtesten 
Christen, und bekannt ist jenes Diktum eines gewissen Gelehrten. 
Ich bin zu Rom gewesen und habe den Glauben bewahrt«!). »Ge- 
wiss werden infolge der Exemptionen grosse Geldsummen ausser 
Landes geführt . . . Die Streitigkeiten um die Exemptionen werden 
nach Rom gezogen, und in diesen erwachsen ungeheure Kosten« 2). 
Dieser Punkt verdiene die ernste Aufmerksamkeit seitens der welt- 
lichen Fürsten. »Kann es den Fürsten gleichgültig sein, dass so 
enorme Geldsummen alle Jahre ausgeführt werden und nach Rom 
fliessen für Expedition von Bullen, für Annaten, Konfirmationen, 
Pallienverleihung u. s. w. Da wir all diese Dinge, wenn wir die 
echten Kanones befragen, nicht bedürfen« 3)? » Der König kann da- 
her die Zahlung der Annaten verbieten, zumal sie in den Konkordaten 
sowohl Deutschlands wie Frankreichs eine sichere und dauernde Grund- 
lage nicht haben. Sie sind sehr odios, Reichen und Provinzen be- 
schwerlich, erst neuerer Einführung, der Simonie verdächtig 5), von 
den hl. Kanones verworfen . . . . Ausserdem müssten alle Kon- 
firmationen von Wahlen und Ernennungen, Dispensen und andere 
geistliche Gnaden ohne Entgelt gewährt werden... Der Fürst kann 
sich darum zweifellos diesen ungesetzlichen Gelderpressungen wider- 
setzen. Wenn aber der Papst darauf nicht verzichten und sich mit 
einer mässigen Taxe seiner Kurialbeamten bei Vakationen zufrieden 
geben wollte, so könnten die Bischöfe und die andern Ordinarien... 
alle Gnaden, Dispensen und Benefizien gewähren, welche sich im 
neueren Recht die Päpste vorbehalten habene 5). »Wenn die Ein- 
künfte des römischen Bischofs für den Augenblick nicht zureichen, 
soll er zuerst beim Klerus seiner Stadt und Diözese um eine Bei- 


1) Febr. tom. II. S. 118. 

2) Febr. tom. III. S. 177. 

3) Febronius S. 604. 

4) Vgl. v. Espen (Supplem. p. II. tit. 24 cap. 5 ad num. 20): »Es ist 
offenkundig, dass die franzósische Nation den in jener Zeit üblichen Gebrauch, 
Annaten zu fordern... für simonistisch oder wenigstens der Simonie ver- 
dächtig gehalten hat .... Ich weiss, dass von den Ultramontanen viele 
Gründe angeführt werden zur Rechtfertigung der neueren Praxis der rómischen 
Kurie, Annaten zu fordern und zu empfangen; aber wenn die von Fagnani 
und anderen zur Rechtfertigung dieser Praxis angeführten Gründe ohne Vor- 
eingenommenheit geprüft und mit den durch die franzós. Nation auf dem Kon- 
stanzer Konzil und durch Gerson und andern angeführten Argumenten ver- 
glichen werden, weiss ich nicht, ob sie stichhaltig erscheinen werden«. 

9) Febron. tom. II. S. 601 f. 
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steuer nachsuchen; dann beim Klerus seiner Provinz, und zwar in 
der Form eines zeitweiligen subsidium charitativum, nicht einer be- 
ständigen Steuer; und hernach kann er von andern ihm unmittelbar 
untergebenen Kirchen in Güte eine Unterstützung erbitten; diese 
könnten ihm anständiger Weise eine solche für Zeit nicht ab- 
schlagen . . . . Inzwischen wäre zu erwägen, ob es dem Christen- 
tume förderlich ist, eine so grosse Kurie zu unterhalten, deren 
grösster Teil zu nichts anderem da ist als Bistümer auszupressen, 
Abteien auszusaugen, Prälaturen auszuziehen, die Zitierten zu plündern, 
die Verurteilten auszuweiden, Gold und Silber, das ein Petrus nicht 
besass, von allen Völkern herauszudrücken und zu der Welt Lust zu 
missbrauchen. Ist dieses apostolisch, gibt dieses gutes Beispiel« !)? 

Eine derart aufreizende Sprache, geführt von einem freilich 
unter dem Schutz der Anonymität schreibenden hohen kirchlichen 
Würdenträger, lässt auf eine schon damals tief eingefressene Ver- 
bitterung mancher kirchl. Kreise gegen Rom schliessen und musste 
die Glut zu heller Flamme anfachen, 

Mit vorstehenden Ausführungen dürften die Zusammenhänge 
der febronianischen Lehren mit früheren ähnlichen Bestrebungen, 
aber auch die Ursachen der Entstehung, Verbreitung und des un- 
geheuren Erfolges dieser für die Kirche so verderblichen Bewegung 
genügend nachgewiesen sein. Wir beginnen nunmehr mit der sy- 
stematischen Darstellung der Lehren über den Primat und Episkopat. 


B. Lehren der Febronianer über das Verhältnis von Primat 
und Episkopat. 


Die Kirche als göttliche Stiftung und zwar als eine so- 
cietas inaequalis mit einer göttlich eingesetzten Hierarchie, an 
deren Spitze als Einheitsmittelpunkt der Primas, der Papst steht, 
wird von den Kanonisten des Febronianismus durchaus aner- 
kannt. In der Regel bestreiten sie indes die notwendige Ver- 
bindung des Primates mit dem römischen Stuhle?). Nach Febro- 


1) Febronius tom. IV. S. 374. Dieselben Klagen über Rom's Unersätt- 
lichkeit mögen in den populären Schriften der Zeit unzählige Mal wieder- 
kehren. So heisst es in dem schon zitierten »katechet. Unterrichte S, XI: 
»Aber päpstliche Vorbehalte von allerlei Dispensen haben doch viel Geld nach 
Rom gebracht, welches künftig ausbleiben wird, wenn Bischöfe überall dispen- 
sieren und der Papst dazu schweigte. 

2) Vgl. Jos. Joh. Pehem, Praelect. in Ius eccles., p. I. S. 95; Eybel, 
Was ist der Papst S. 36: »Wenn sie sagen: es ist eben nicht notwendig, dass 
der römische Bischof Papst sei, so haben sie Recht; denn nach dem Beispiele 
der grössten und frömmsten Männer steht es jedem Katholiken frei, zu be- 
haupten, es sei nicht eine göttliche, sondern eine menschliche Einrichtung, dass 
der römische und kein anderer Bischof nach dem Tode des hl. Petrus sein 
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nius !) steht fest, dass bezüglich der Person und des Amtssitzes des 
Nachfolgers Petri von Gott nichts angeordnet und festgesetzt ist; 
daber hatte die Kirche das Recht und hat es jetzt noch, zu be- 
stimmen, durch wen das höchste Amt in der Kirche bekleidet wer- 
den soll; die Primatialwürde könnte darum durch die Autorität der 
Kirche aus vernünftigen Gründen auch einem anderen Bischofe 
z. D. dem von Mailand, Paris u. s. w. übertragen werden. — Schon 
hieraus ist ersichtlich, dass es nach der Doktrin der Febronianer 
in der Kirche noch eine höhere Instanz als den Papst gibt, näm- 
lich die Kirche als solche. 

Die Schlüsselgewalt, d. h. die von Christus seiner Kirche über- 
tragene geistliche Gewalt, ruht principaliter und radicaliter bei der 
Gesamtkirche; daraus folgt, dass die Kirche durch Anordnungen 
ihres Gesamtkürpers, d. h. durch die (auf allgemeinen Synoden er- 
lassenen) Kanones regiert werde?). Populär drückt diese Anschauung 
der Verfasser des »katechet. Unterrichtse S. 92 dahin aus: »Die 
Fülle der geistlichen Macht hat Christus verliehen weder dem 
hl. Peter, noch einem seiner Nachfolger, sondern es ist wohl wahr- 
haftiger der ganze hierarchische Leib der Kirche . . . Allein dieses 
dienstbare Haupt oder dieser nämliche Petrus ist in der Eigenschaft 
eines Gliedes, das zwar das vornehmste, edelste und erhabenste ist, 
der Allgemeinheit oder dem ganzen Leibe der Kirche, gleichwie ein 
Teil dem Ganzen, untergeordnet«. »Der Nachfolger Petri würde ein 
Schismatiker sein«, sagt Febronius, »wenn er sich der katholischen 
Kirche nicht unterwerfen wollte« 8). 

Im einzelnen sollen nun zur Besprechung kommen 1. der Papst 
in seinem Verhältnis zum allgemeinen Konzil, 2. das Verhältnis der 
päpstlichen zur bischöflichen Gewalt, 3. die Verfassung der Kirche, 
4. das Wesen des Primats, 5. die wesentlichen Primatialrechte, 6. die 
zufälligen Primatialrechte, 7. die wesentlichen Rechte des Episkopats, 
8. die Wiedergewinnung der an den Primat verlorenen bischöflichen 
Rechte. 


Nachfolger in der Papst-Würde gewesen ist«; im »katechet. Unterricht« S. 19 
lautet eine Frage: »Ist also der Primat . . . keine dem römischen Stuhl allein 
anklebende Würde ie, worauf die Antwort erfolgt: »Nichts weniger als dase. 
Sauter a. a. O. p. I. S. 91 bemerkt: »Der Primat ist nicht so an den römi- 
schen Stuhl geknüpft, dass nicht ein anderer Bischof denselben erlangen könnte 
— nur solange als die Kirche die römischen Bischöfe als die Nachfolger des 
hl Petrus anerkennt«. — Es bedarf keines besonderen Hinweises, wie diese 
Anschauung nicht bloss eine schwere Gefährdung des pápstlichen Ansehens, 
sondern a que Gefahr eines Schismas in sich barg. 
7 


2) Febronius S. 26. 
3) Tom. III. S. 35. 
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1. Der Papst und das allgemeine Konzil. 


Die höchste Repräsentation der Kirche ist das allgemeine 
Konzil, in welchem darum auch alle Machtfülle ruht. »Die Autorität 
der Konzilien ist höher als die jedes Dieners der Kirche, auch des 
höchsten. Der Papst kann kein auf dem allgemeinen Konzil er- 
lassenes Gesetze abschaffen, ausser mit der wenigstens stillschweigen- 
den Zustimmung des Konzils. Die auf dem allgemeinen Konzil ver- 
sammelten Bischöfe sind Richter in betreff aller kirchlichen Streitig- 
keiten und Personen, ja sogar der Päpste, wenn sie im Glauben, in 
der Amtsführung oder in ihren Sitten fehlene 1). »Unsere Vorfahren 
haben allein das ökumenische Konzil oder die Übereinstimmung der 
Kirchen ausserhalb des Konzils als die höchste und letzte Instanz in 
der Kirche immer und standhaft anerkannt. Und neuestens ist es 
vom Konstanzer Konzil erklärt worden, von dessen Dekretalen ab- 
zuweichen bisher alle für ein Unrecht angesehen haben, die nicht in 
Parteileidenschaft oder Vorurteile verstrickt sind« 2). 

Nach Barthel?) ist die Lehre, ob der Papst supra oder infra 
Concilium stehe, noch kontrovers; die Franzosen hätten sich für das 
letztere entschieden. Ebenso will sich Zallwein*) neutral stellen: 
»Von den Kontroversen über die Macht des Papstes sind die wich- 
tigsten . . . die über seine Herrschaft über das Konzil, die Unfehl- 
barkeit und die potestas directa oder indirecta gegen Könige und 
Fürsten. Schon drei Jahrhunderte und länger werden diese Fragen 
mit gewaltiger Aufregung der Gemüter besonders zwischen den 
französischen und italienischen Doktoren diskutiert. Die Italiener 
mit den Deutschen haben für die Superiorität im Konzil, die Un- 
fehlbarkeit und die höchste Autorität des Papstes geeifert, die 
Franzosen dagegen für ihre gallikanischen Freiheiten, die Rechte 
ihrer Könige und die Beobachtung der alten Kanones der Kirche«. 
Bezüglich der Frage, ob der Papst über oder unter dem Konzil 
stehe, äussert sich Zallwein auch noch an einer anderen Stelle« 5): 
»Wir hängen im Gleichgewicht und haben keiner der beiden An- 
sicht in unserm Urteil fest beigepflichtet, bereit, die erstere Ansicht 
mit beiden Händen zu ergreifen, wenn wir von ihrer Wahrheit über- 
zeugt werden, und das um so lieber, weil wir sie sonst anderwärts 
in den öffentlichen Schulen gelehrt haben«. Zallwein gehört also 


1) Febronius S. 26. 

2) Paul Jos. v. gen Elemen. iuris ecclesiastici, p. I Viennae 1774 
. 62. — 3) A. a. O. S. 119 f. 

4) Principia iuris eccles. tom. I. Augsb. u. Innsbr. 1763, S. 337. 

5) S. 355. 
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zu den Kanonisten, welche ihre früheren Anschauungen zum Teil 
den neueindringenden febronianischen Ideen zum Opfer gebracht 
haben. 

Danach waren in Deutschland dem hl. Stuhl diese Prärogativen 
bis dahin unbestiitten. Alle anderen Febronianer unterwerfen dagegen 
den Papst dem allgemeinen Konzil. »Falsch ist die Meinung der 
Kurialisten« , sagt Hedderich !), welche lehren, der Papst stehe in- 
folge der Anordnung Christi über dem Konzile. Der mehrerwähnte 
»katechet. Unterricht«?) äussert sich diesbezüglich also: » Wenn es 
dem also ist, so muss die Macht der Konzilien weit über jene des 
Papstes erhoben sein? A: Daran zweifelt in unseren Tagen kein 
gesunder Menschenverstand mehr«. »Das Kollegium der Bischófe 
hat das Recht, einen widerstrebenden Papst abzusetzen und einen 
anderen an seine Stelle zu wáhlen, der dem allgemeinen Konzil ge- 
horcht« 3). Weil das Konzil eine über dem Papst stehende Instanz 
darstellt, so kann man gegen den Papst an ein allgemeines Konzil 
appellieren. »Es ist nicht zweifelhaft«, schreibst Riegger*), »dass 
eine Appellation vom Papst an ein allgemeines Konzil gesetzlich 
sei«. »Die Rechtmässigkeit der Appellation vom rómischen Bischof 
an ein allgemeines Konzil, folglich auch die Superioritát des letzteren, 
ist in allen Jahrhunderten und von allen Nationen in der Kirche 
anerkannt worden. . . . Diese Art der Appellation hat viele Jahr- 
hunderte hindurch fortbestanden, besonders in Frankreich, bis dort 
die appellationes ab abusu angenommen wurden . . . In dieser viel 
bequemeren und nicht weniger legalen Einrichtung wurde dieselbe 
Kraft gefunden zur Abwehr der Übergriffe der päpstlichen Gewalt« 5). 
Weil das Konzil über dem Papste steht, ist eine Konfirmation der 
Konzilsbeschlüsse durch den Papst in dem Sinne, als ob sie erst 
dadurch Rechtsbeständigkeit erhalten würden, unmüglich. Auf dem 
allgemeinen Konzil, lehrt Eybel®), gibt die Majorität der abstim- 
menden Konzilsväter den Ausschlag, auch wenn die päpstliche Kon- 
firmation verweigert wird. Der Papst kann die Konzilsbeschlüsse 
nicht eigentlich konfirmieren, denn er steht nicht über dem Konzil ?). 
»Die Beschlüsse der allgemeinen Konzilien empfangen die ihnen zu- 


1) Phil. Hedderich, Elementa iuris canonici, Edit. II., Bonn 1791, S. 81;. 
vgl. i a. a. O. p. I. S. 206—222. 
. 127. 


3) Obernettner a. a. O. S. 582. 

4) Instit. iurisprud. eccles. p. II. S. 438. 

9) Febronius S. 359. 

) intro in Jus eccl. Cathol., tom. III. S. 65. 

7) Jos. A. Sauter, Fundam. iuris eccles. edit. II. p. I. S. 143. 
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kommende höchste Autorität nicht vou der Konfirmation des Papstes ; 
diesem wird darum die Befugnis, die allgemeinen Konzilien im eigent- 
lichen Sinne zu bestätigen, mit Recht abgesprochene 1). 

Dem Papste gegenüber ist somit das allgemeine Konzil resp. 
die Vertretung der Gesamtkirche vollkommen unabhängig und ihm 
übergeordnet. Dies gilt auch von der Berufung der allgemeinen 
Kirchenversammlungen, die ordentlicher Weise allerdings dem Papste 
als dem Mittelpunkt der kirchlichen Einheit zukommt, doch nicht 
so, dass sie nicht auch ohne ihn und selbst gegen seinen Willen 
erfolgen könnte. »Es existiert kein göttliches oder kirchliches Ge- 
setz«, sagt Febronius?), »das die Berufung der allgemeinen Kon- 
zilien dem Papste vorbehält und das diejenigen für unrechtmässig 
erklärt, welche ohne seinen Willen berufen sind«. Febronius ist sehr 
geneigt, die Berufung der Konzilien auch in die Hände des Kaisers 
zu legen. »Wenn also der Fall eintráte, dass der Papst zur Be- 
rufung eines allgemeinen Konzils, das aus irgend einem Grunde 
nützlich oder notwendig wäre, seine Mitwirkung versagte, ist nichts 
natürlicher, als dass der Kaiser das allein tue; doch soll er vorher 
mit den anderen kathol. Fürsten darüber konferieren und sich ver- 
stándigen«3), Nach Riegger*) ist die Berufung der Konzilien zu- 
nächst Pflicht und Recht des Papstes. Aber wenn der Papst die 
Sache zu lässig betriebe, steht nichts im Wege, dass die Fürsten 
ihre Bischófe ausammenberiefen, damit sie durch ihre Autoritát die 
Wahrheit vom Irrtum unterschieden. Auch Pehem*) führt Fälle 
an, in denen die Bischófe ohne Berufung durch den Papst zum 
Konzil sich versammeln kónnen, z. B. wenn der Papst zweifelhaft 
oder ein notorischer Háretiker sei oder wenn er hartnáckig die Be- 
rufung eines Konzils, welches das Heil der Kirche fordere, ver- 
weigere oder wenn ein vorausgehendes Konzil die Zeit des zu- 
künftigen schon vorausbestimmt hat 6). 

Ebenso wie die Berufung des Konzils so ist auch die Auf- 
lösung desselben nicht lediglich in die Hände des Papstes, sondern 
der Versammlung selbst gelegt "1 

So wird dem Konzil auf Kosten des Papsttums eine wirklich 
dominierende Stellung zugedacht und der Schwerpunkt der ganzen 


| 1) Obernettner a. a. O. S. 581. 
2) S. 296. 


3) Febronius tom. II. S. 471. 

4) A. a. O. p. I. S. 295. 

9) Prael. in Jus eccles. univ., p. J. S. 105. 

6) Solches geschah durch das Konstanzer Konzil. 
7) Febron. S. 301. 
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kirchlichen Verwaltung in dieses Institut verlegt. An die gewaltigen 
Schwierigkeiten, die in der Regel mit der Einberufung und Ab- 
haltung der Konzilien verbunden sind, scheinen diese Kanonisten, 
die in letzter Instanz sozusagen alles dem Konzil reservieren, wohl 
nicht gedacht zu haben. — In anderer Weise wird freilich auch in 
die Autorität der Konzilien wieder Bresche gelegt. Ihre Beschlüsse 
sollen nämlich nur dann binden, wenn sie auch in den einzelnen 
Teilen der Kirche recipiert worden sind. Nach Febronius!) ist die 
»Form der kirchlichen Regierungsgewalt von unserem Erlöser so der 
Verschiedenheit der Sitten angepasst, dass selbst die Beschlüsse der 
Konzilien keine Geltung und Wirkung erlangen ohne deren An-_ 
nahme durch die Reiche und Provinzen«. Daher sei gewiss und 
allbekannt, dass die tridentinischen Dekrete in Frankreich keine 
Geltung hätten und auch im Gewissen nicht verpflichteten, weil sie 
niemals durch die Öffentliche Autorität recipiert und publiziert wor- 
den seien. — Zu welch hilflosem Gebilde wird die Kirche da er- 
niedrigt! Erst entwinden diese Kanonisten dem Papste alle Gewalt 
und stellen ihn in jeder Hinsicht unter das Konzil, und dann geben 
sie die Beschlüsse der Konzilien der Willkür jedes beliebigen 
Bischofes oder weltlichen Fürsten preis! 


2. Das Verhältnis zwischen der bischöflichen und päpstlichen Gewalt. 


Nach katholischer Lehre sind die Bischöfe im Verein mit dem 
Papst nicht bloss zur Verwaltung der ihnen anvertrauten Sprengel, 
sondern auch zu einer gewissen Anteilnahme an der Regierung der 
Gesamtkirche berufen. Die Febronianer bemühen sich nun, diese 
für die Gesamtkirche den einzelnen Bischöfen zustehenden Rechte 
und Pflichten in einer Weise zu urgieren, dass für eine höher 
stehende Gewalt kein Platz mehr übrig bleibt. Obernettner ?) schreibt: 
ə Die kirchliche Gewalt kommt aus Einsetzung Christi allen Bischöfen, 
aber nur diesen, mit gleichem Rechte zu, indes so, dass, obschon 
der Papst der Gesamtheit der Bischöfe und darum auch dem all- 
gemeinen Konzil gehorchen muss, er doch die übrigen Bischöfe, 
einzeln genommen, in den zur Erhaltung der kirchl. Einheit ge- 
hörenden Sachen zu Untergebenen hate. Alle Bischöfe besitzen also 
in gleicher Weise die kirchliche Gewalt; der Papst hat keine un- 
mittelbare‘ Jurisdiktion ?) über die einzelnen Kirchen 4). Bereits 


1) S. 280. 

2) A. a. 0. S. 8. 

3) Nach v. Espen (Supplem. p. II. tit. 6 ad num. 10) hat der hl. Thomas 
eine unmittelbare Jurisdiktion des Papstes über alle Christen gelehrt in der- 


476 | Dr. Rösch, 


v. Espen!) entwickelt diesen Gedanken ganz ausführlich: »Aus den 
Worten des Evangeliums . . . ist offenkundig, dass Christus alle 
Apostel in die Welt ausgesandt zur Verkündigung des Evangeliums 
an jegliche Kreatur und zwar mit gleicher Vollmacht, und dass er 
bei dieser Sendung keinem eine höhere Macht verliehen als dem 
andern, sondern dass alle mit dieser Gewalt zu gleichem Anteil (ex 
aequo) ausgesandt worden sind?) . .. Von den Bischöfen muss man 
sagen, dass sie vor allem positiven Gesetz zu gleichem Anteil in 
dieselbe Vollgewalt und Macht eintreten . . . . Daher kann zweifel- 
los jeder Bischof freien Gebrauch von seiner Gewalt machen und 
von keinem anderen gerichtet werden, ausser wenn sich herausstellt, 
dass er von den Entscheidungen und Verfügungen der Kirche abge- 
wichen 3). ... Wie alle Apostel kraft ihrer von Christus empfangenen 
Sendung das Evangelium in der ganzen Welt verkünden müssen, so 
hält man auch die Bischôfe, ihre Nachfolger, unbeschadet ihrer Zu- 
teilung zu einer bestimmten Kirche, für berufen, ihre Hirtensorge 
allen Gläubigen zuzuwenden und das Evangelium aller Kreatur zu 
verkünden, wenn die Notwendigkeit oder das Seelenheil des Nächsten 
dies forderte .... Wenn ein Bischof eine Kirche kennt, die der not- 
wendigen katholischen Diener entbehrt, und wenn er sieht, dass dieses 
Volk keinen eigenen Hirten hat .. ., wird er, so frage ich, bei der 
dringenden Not dieser Kirche nicht seine bischöfliche Macht und 
seine Hirtensorge auf diese Kirche oder dieses Volk ausdehnen 
können, ja sogar müssen« 4)? Febronius 5) vertritt ganz die gleichen 
Anschauungen: »In diesem Sinne erstreckte sich die Macht des 
Bischofs von Eugubium so weit als die des Bischofs von Rom und 
der Bischof von Rhegium war ebenso gut Bischof der ganzen Kirche 
wie der von Konstantinopel, so dass es keinen bischöflichen Amts- 
akt gibt, den nicht jeder von ihnen im Notfalle ohne Dispens hätte 
vollziehen können, nämlich ... in Glaubens- und damit in not- 
wendigem Zusammenhang stehenden Angelegenheiten, wie Beobachtung 
der wesentlichen Kanones . . . Wenn also der Episkopat aller in 


selben Weise, wie sie der Bischof über die Christen seiner Diözese und der 
Pfarrer über die Untergebenen seiner Pfarrei besitze. So sei es schliesslich ge- 
kommen, dass diese Meinung von der Fülle der apostol. Gewalt allmählich wie 
ein Glaubensartikel verkündet und die Gegner derselben als Ketzer erklärt und 
mit Feuer und Schwert wie diese bestraft worden seien, wie das Beispiel Roger's 
zeige, und zwar unter dem Beifall der römischen Kurie. 

4) Obernettner S. 10. 

1) Supplem. in corpus iuris can. Tit. 16. 

2) Das. cap. I. ad n. 3. 
8) Das. ad n. 7. 
1 Ebendas. cap. III. ad num. 4. 
5) S. 132 f. 
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der Weise ein unteilbar gemeinsamer ist, dass auch nach der Ver- 
teilung der Diözesen bezüglich der wesentlichen Glaubenssachen jeder 
Bischof bei Nichtbesorgung durch die anderen zu Schutz und Er- 
haltung verpflichtet ist, wird diese subsidiäre Fürsorge noch weit 
mehr, ja in erster Reihe dem Primas zukommen . . . Wenn man 
daher auch vom Papste vielfach liest, dass er ausserhalb der Grenzen 
seiner Diözese, seiner Provinz, ja sogar seines Patriarchates zum 
Schutz des Glaubens, zur Unterdrückung der Häresie tätig gewesen, 
so ist eine solche Handlungsweise nach dem vorher angegebenen 
Grundsatze weit entfernt, eine besondere und eigentliche Jurisdiktion 
im Handelnden vorauszusetzen oder einzuschliessen«. 

In Bezug auf die Gesamtkirche steht also dem Papste prinsipiell 
kein höheres Regierungsrecht zu als den  Einzelbischófen. »Die 
Bischöfe (als Nachfolger der Apostel) haben darum die Fülle der 
geistlichen Gewalt, die ihnen durch die Weihe verliehen wird, in den 
Aposteln und mit den Aposteln unmittelbar von Christus em- 
pfangen . .; sie sind ebenso wie die Apostel unter einander gegen- 
seitig vollkommen gleich« 2). Innerhalb der eigenen Diözese aber 
ist der Bischof wesentlich selbständig und unabhängig dem Papste 
gegenüber. »Die Bichöfe erkennen dem Papste bezüglich der Ver- 
waltung ihrer Diözesen keinerlei Mitwirkung kraft göttlichen Rechtes 
zu. Anders ist es mit den Rechten, welche die Kanones und die 
Gewohnheit aus besonderen Gründen dem höchsten Sitze speziell 
vorbehielten und die man zu den Privilegien dieses Stuhles, beson- 
ders den Patriarchalprivilegien gerechnet hate ?). »Dem Papste 
steht keineswegs das Recht einer mit den Bischöfen in ihren Diö- 
zesen konkurrirenden oder prävenierenden Jurisdiktion zu«*). Hed- 
derich 4) stellt diesbezüglich folgende Sätze auf: »1. Die Jurisdiktion 
der Bischöfe ist unmittelbar göttlichen Ursprungs. 2. Nichts von 
der bischöflichen Gewalt... kann vom Papst ausgehen... 3. Nach 
der Einsetzung Christi ist die Gewalt der Bischöfe eine universale«. 
»Der Bischof von Rom kanne nach demselben Autor5) »ohne Un- 
recht und Verletzung der von der Kirche gesetzten Ordnung in die 
Diözesen der andern Bischöfe sich nicht einmischen zur Ordnung 
und Leitung geistlicher Angelegenheiten . . . .; er kann auch nicht 
ohne Unrecht die Machtbefugnisse der Bischöfe in ihren Diözesen, 
so lange sie nach Christi Kegel von den Bischöfen ausgeübt werden, 

^ Obernettner 8.7. 

2) Febron. S. 

3) Pehem a. a. 0. p. I. S. 241. 


rer O. S. 29. 
5) A. a. 0. S. 51 f. 
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in irgend einer Weise behindern . . . . Die Bischöfe haben in ihren 
Diözesen durch Christi Anordnung allein die Gesetzgebungsgewalt 
betreffs der Kirchenzucht, die sich indes nach dem Zweck der 
Kirche zu richten hate. Nach Obernettner!) hat der Papst aus 
göttlichem Recht keine unmittelbare und mit den Bischöfen kon- 
kurrierende Jurisdiktion in ihren Diözesen, denn die Primatialge- 
walt, in ihrer Anwendung diesen gegenüber besteht darin, dass sie 
an letzter Stelle deren Defekte ergänzt. »Papst und Erzbischof 
haben kein Recht wider die Bischöfe einzuschreiten, wenn dieselben 
nicht vom Glauben und den zur Seligkeit notwendigen Sittenlehren 
(sic !), nicht von der Einigkeit abweichen, zu geschweigen, wenn sie 
auf die reine Kirchenzucht zurückgehen, wenn sie die bischöflichen 
Rechte nach der ihnen von Gott gegebenen Gewalt ausüben wollene 3). 


»Was ist ein Bischof?« fragt der »katechet. Unterricht etc.« 5) 
und gibt die Antwort: »Ein Stellvertreter Gottes auf Erden, welcher 
von dem Stifter der geoffenbarten Religion Jesu Christi eine unum- 
schriukte Gewalt zu binden und zu lösen erhalten hat«. »Sind 
dann die Päpste nicht die wahren Statthalter Christi auf Erden Se 
lautet eine weitere Frage desselben Büchleins, worauf geantwortet 
wird: »So wie alle übrigen Bischöfe sind und nicht anderst«. »Das 
ist zu bemerken«, sagt Riegger*, »dass Christus allen Aposteln die- 
selbe und zwar gleiche Gewalt zur Regierung der Kirche übertragen 
hat... . Daraus folgt, dass wir den Bischöfen als rechtmässigen 
Nachfolgern der Apostel in ihrem Hirtenamt die gleiche Gewalt in- 
folge göttlicher Anordnung vindizieren . . . Die Bischöfe haben ihre 
ganze Gewalt unmittelbar und zunächst von Gott«. »Dass die Ge- 
walt der Apostel die gleiche gewesen, beweisen 1. die hl. Schrift, 
2. das Zeugnis der hl. Váter, 3. die Disziplin der alten Kirehe. Und 


1) A. a. O. S. 550. 

2) Eybel, Was ist ein Bischof? Wien 1782 S. 20. Vgl. die schon zitierte 
Broschüre über Joseph's II. Ehegesetz 1781 S. 27: »Auch die Bischófe als die 
eigentlichen Nachfolger der Apostel gehen dem Papst an Macht, die Kirche zu 
regieren, nicht im mindesten nach, und zeigt sich nur alsdann ein besonderes 
Vorrecht des Papstes über einen Bischof, wenn er entweder selbst gegen die 
Einigkeit der Kirche handeln oder zugestehen würde, dass einer seiner Unter- 
gebenen selbe verletzen würde . . . (S. 33) Nach dem, was ich bisher gesagt 
habe, folget ganz gewiss, dass nach der nun einmal angenommenen Ein- 
schränkung der Bischöfe auf ihre eigenen Diözesen ausser der römischen 
Diözes kein Katholik unmittelbar unter des Papstes Jurisdiktion stehe, 
dass der Papst auswärtigen Diözesanen ohne Vorwissen und Einwilligung ihres 
eigenen Bischofs weder neue Gesetze vorschreiben, noch die alten nachlassen, 
und dass der Bischof, ohne den Papst zu befragen, in seiner Diözes Gesetze 
machen und im Fall der Not wieder aufheben künnee. 

8) S. 1. 

4) Elem. iuris eccles., p. I. S. 33 f. 


D. Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 479 


da die Bischöfe im Hirtenamt die Nachfolger der Apostel sind, lässt 
das richtige Denken auch keinen Zweifel zu an der gleichen Be- 
rechtigung der Bischöfe« 1). 


J. Fr. v. Schulte hat das Verhältnis von Papst und Bischöfen 
im System des Febronius als »kaum fassbar« ?) bezeichnet. Uns 
erschien dieses Verhältnis weniger unfassbar; dagegen ist unfassbar, 
wie ein Reich, auf solche Grundsätze gestellt, ohne das grösste 
Wunder auch nur die allerkürzeste Zeit bestehen könnte, ohne in 
unzählige Atome zu verfallen. 


3. Die Verfassungsform der Kirche. 


Die Frage nach der Verfassungsform der kathol. Kirche be- 
schäftigt die Febronianer eingehend; ihr Eifer geht vor allem dahin, 
zu bestreiten, dass die Kirche eine absolute Monarchie sei®). Nach 
Schenkl halten die meisten die Kirche gemäss der Einsetzung Christi 
für eine gemischte, monarchisch-aristokratische Gesellschaft 4), wobei 
aber dem Kollegium der Bischöfe die Befugnis verblieben sei, je 
nach den verschiedenen Umständen und Bedürfnissen der Kirche 
bald die monarchische, bald die aristokratische Seite mehr hervor- 
treten zu lassen, jedoch ohne dass jemals eine von beiden völlig be- 
seitigt werden könne. 


Eine ganz eigentümliche Auffassung vertritt Eybel. Nach ihm 
haben diejenigen Recht, welche annehmen, »dass die von Gott ge- 
stiftete Kirchenregierung in Rücksicht auf ihre oberrichterliche 
Macht, welche bei der Gesamtheit der Kirche steht, vielmehr für 
republikanisch anzunehmen sele 5). 


1) Eybel, Introd. in Jus eccl. tom. III. S. 7, 
2) Gesch. d. Qu. u. Litt. d. kanon. R. III. Bd. 1. Teil S. 198 ff. 


3) Febronius in der Vorrede an die Doktoren der Theologie und des 
kanon. Rechts; derselbe bemerkt S. 204, Pseudo-Isidor habe alle Mittel ver- 
sucht, um den Papst zum absoluten Monarchen der Kirche zu erheben. Vgl. 
Neller, opusc. omnia, vol. II p. posterior S. 289: »Cum episcopi iure divino 
cum Papa regant Ecclesiam, consequitur . . . Regimen Ecclesiae non esse pure 
monarchicume. i 


4) Vgl. Oberhauser, Praelect. canon. p. I. am Schlusse: »Hierarchia non 
est mere Monarchia, sed Aristocratia temperata«. Vgl. auch Riegger a. a. O. 
p. 1 S. 37. Vgl. ferner Eybel, Introd. in Jus eccl. tom. IfI. S. 97: »Auch die- 
jenigen, welche ich will nicht sagen in weltlichen doch in geistlichen Dingen 
dem Papste eine monarchische Regierungsgewalt zuschreiben, erweisen unserer 
Kirche den schlechtesten Dienst und geben unkluger Weise den Primat der 
Lächerlichkeit preise. 

5) In »Was ist der Papt?« S. 38. Diese Auffassung ist für Eybel, der 
als drittes Jurisdiktionsglied in der Hierarchie mit v. Espen, Riegger, Pehem, 
Sauter die Pfarrer einführt (vgl. oben S. 455 f.) nur konsequent. 

31* 
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4. Wesen des Primats. 


Der Primat wird als eine von Christus in seiner Kirche ge- 
gründete, wenn auch nicht notwendig an Rom geknüpfte Ein- 
richtung anerkannt. Die ibm zustehenden rechtlichen Befugnisse 
gegenüber den einzelnen Bischöfen und der Gesamtkirche sind frei- 
lich minimale. Der Primas erscheint hier als primus inter pares, 
der nur in wenigem über die Bischöfe hervorragt, etwa wie der 
Präsident in einem oligarchisch regierten Lande über die anderen Ge- 
walthaber 1). Nichtsdestoweniger aber erkennen diese Autoren dem 
Papst nicht einen blossen primatus honoris zu. Febronius drückt sich 
über die päpstl. Gewalt S. 117 aus: »Principatus Pontificis per uni- 
versam Ecclesiam non tam est iurisdichonis quam ordinis ac con- 
sociationis«. Im zweiten Bande nun?) führt er Klage über Missver- 
ständnis und böswillige Verdrehung seiner Worte; seine Gegner 
hätten ihm die Ansicht des Häresiarchen Kalvin unterschoben, als 
ob er dem Papste den primatus iurisdictionis bestreite und nur 
einen primatus honoris gelten lasse; davon sei aber Febronius weit 
entfernt; er habe ihm vielmehr einen Primat der Gewalt und Au- 
torität, einen Primat der Hirtensorge (prim. auctoritatis et potestatis, 
prim. curae ac sollicitudinis) und einen Primat, zugleich mit den 
Bischöfen Gesetze zu geben und zu richten, zuerkannt. Febronius 
umgeht mit Absicht wiederum den Ausdruck Primat der Jurisdik- 
tion, um andere vieldeutige Bezeichnungen an dessen Stelle zu setzen; 
ebenso erkennt Riegger?) dem Papste einen primatus honoris seu 
ordinis und einen primatus auctoritatis seu potestatis zu. Andere 
dagegen scheuen sich nicht, die päpstliche Macht mit dem Namen 
Jurisdiktionsgewalt zu bezeichnen. So besitzt der Papst nach Barthel 4) 
primatum iurisdictionis et potestatis, qui consistit in maioritate, 
quam babet prae reliquis Episcopis, et reliquorum subordinatione. 
Maioritas autem consistit in specialibus reservatis, quae non sunt 
communia reliquis Episcopis. 

Der Papst ist das Haupt der Kirche, »aber nur in einem gleich- 
nisweisen Sinne. Denn nach Trennung des Hauptes vom Leibe hört 
das leibliche Leben auf; nicht ebenso hört auch das Leben der 
Kirche auf nach Wegnahme des Papstes, da die Kirche auch ohne 
Papst lebt. Christus allein ist also das Haupt der Kirche, der ihr 


1) Febronius S. 84: Qualis in senatu est praeses, talis propemodum in 
Collegio Apostolorum Petrus. 
2) S. 321. 


3) Elem. iur. canon. p. I. S. 36. 
4) Annotat. ad univ. Jus can. S. 117. 
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Empfindung und Bewegung und jegliche geistliche Lebenskraft ver- 
leihte !). Wir finden hier Anklänge an v. Espen?), welcher lehrt, 
es könne nicht behauptet werden, dass die Unversehrtheit des mysti- 
schen Leibes Christi abhängig sei von der Unversehrtheit des Hauptes. 
Unkonsequent sind diese Behauptungen nicht. Wenn der Papst einmal 
die höchste kirchliche Autorität nicht ist, dann kann er obne Schaden 
für die Kirche bei entsprechendem Anlasse auch beseitigt werden; 
eine Trennung von ihm ist nicht in jedem Falle auch das Verbrechen 
des Schisma. 

Als Zweck des Primates wird übereinstimmend die Erhaltung 
der kirchlichen Einheit bezeichnet $). Danach sind auch seine Be- 
fugnisse zu bemessen. »Der Primat schliesst das Recht ein, alle 
notwendigen Vorkehrungen zu treffen, ohne welche die Einheit der 
christlichen Kirche nicht erhalten werden kanne 4). »Unitas est sola 
ratio et finis primatuse schreibt Eybel®). Eine weitere Aufgabe des 
Primates, z. B. den Gliedern der Kirche frisches, pulsierendes Leben 
mitzuteilen, kennen die Febronianer nicht; dazu sind eben die all- 
gemeinen Kirchenversammlungen da. Aber auch die Einheit der 
Kirche, deren Ring der Papst schliessen soll, wird als eine nur auf 
die essentialia religionis bezügliche gedacht, während den Bischöfen 
vollkommen frei stehen müsse, alles »Unwesentliche« zu beseitigen. 
Die Mittel, die sie dem Papste zur Erhaltung der Einheit zuge- 
stehen, genügen auch nicht entfernt, diese Aufgabe zu erfüllen ®). 

Einige Rechte aber müssen dem Papste als dem centrum 
unitatis immerhin zukommen. Das sind die iura essentialia pri- 
matus, die stets und in den ersten Jahrhunderten allein von den 
Päpsten ausgeübt wurden, weshalb auch der Ausdruck iura essen- 
tialia und iura primigenia primatus den Febronianern für gleich- 
wertig gelten. Im Laufe der Jahrhunderte kam grossenteils infolge 
der falschen Dekretalen und dann infolge der masslosen Herrsch- 
sucht der römischen Kurie eine ungeheure Anzahl zufälliger, er- 
worbener Rechte hinzu — iura accidentalia, acquisita, die zumeist 
den Bischöfen entzogen wurden. Von dieser Wendung im Leben 
der Kirche ist so viel Unheil in die Welt ausgegangen. Daher ist 


1) Febron. tom. IV. p. II. 8. 352. 

2) Suppl. in corp. Sur can., tit. XVI. cap. 2 ad num. 1. 

3) Rechberger, Enchiridion, ed. III. tom. I. S. 63. 

4) Pehem, Praelect., p. I. S. 81. 

5) Introd. in Jus eccles. tom. III. S. 183. 

6) Die Febronianer drohen Rom sogar nicht undeutlich mit einem Schisma ; 
dass sie darum keineswegs nach kräftigen Mitteln zur Festigung der kirchlichen 
Einheit Umschau halten, ist durchaus nicht zu verwundern. 


482 Dr. Rösch, D. Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 


unerlässlich notwendig, genau zu untersuchen, welche Rechte dem 
Papsttum als wesentliche zukommen, die ihm daher nicht entzogen 
werden können, und welches bloss zufällige Prärogativen sind; be- 
züglich der letzteren ist zu prüfen, ob sie den ursprünglichen In- 
habern, den Bischöfen, zurückgegeben werden sollen und auf wel- 
chem Wege. Es sind somit im folgenden zunächst die iura essen- 
tialia und die iura accidentalia des Papstes zu besprechen. 


(Fortsetzung folgt.) 
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II. Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Der sog. liberale Katholizismus und Rationalismus. 


Leo XIII. ad Episcopos Angliae. 


»In maximis occupationibus varriisque acerbitatibus solatium 
Nobis non mediocre semper afferre consuevit summa et constans 
Episcoporum cum Apostolica Sede conjunctio. Qua laude abundare 
vos, Venerabiles Fratres, et antea cognoveramus, et hoc postremo 
tempore idem agnovimus; quo tempore communes litteras vestras, 
ad populum pro potestate datas, Nostris subjiciendas oculis, cura- 
vistis, num responderent judicio Nostro exquisituri. 

Sapientes illae visae sunt et graves. Vos videlicet a Spiritu 
Sancto positi Episcopi regere suam quisque partem Ecclesiae Dei, 
nostis optime omnium quid postulet populorum vestrorum salus, 
atque id, quod facto opus est, tempestive suadetis et prudenter. 
Nimis est cognita pernicies, quae partim premit, partem impendet, 
ex opinionibus iis fallacisimis, quarum universum genus designari 
»Catholicismi Liberalise appelatione solet. Magnitudinem discriminis 
quod in catholicum nomen apud Anglos hoc tempore intenditur, 
nequaquam augetis dicendo, sed cujusmodi est exprimitis; itemque 
in documentis praeceptisque Ecclesiae defixa , nihil ultra veritatem 
vestra exeurrit oratio. Quod enim docendo, quod monendo complexi 
estis, id est omne a Decessoribus Nostris saepe tractatum, a Patri- 
bus Concilii Vaticani distincte traditum, a Nobismetipsis non semel 
vel sermone illustratum vel litteris. 

Saluberrimum consilium, caveri a »Rationalismo« jussisse, qui 
callide versuteque grassatur, nec venenum est ullum fidei divinae 
nocentius, Similique ratione quid rectius, quam quod praeceptum a 
Vobis est de obsequio Episcopis debito? Siquidem episcopali subesse 
ac parere potestati nullo modo optio est, sed plane officium, idemque 
praecipuum, constitutae divinitus Ecclesiae fundamentum. 

Itaque hisce vos de rebus et laudamus magnopere et probamus. 
Quae autem commemoratis dolenter mala, et recte sentientibus ad 
praecavendum ostenditis, ex eo fere, ut prima ab origine, nascuntur 
quod mundani plus nimio valuere spiritus, refugientibus animis 
christianam consuetudinem patiendi, atque ad molliora defluentibus. 
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Atqui conservare fidem inviolate et pro Christi causa propugnare, 
nisi magna et invicta a difficultatibus constantia, nemo homo po- 
test. Dent igitur studiosius operam colendis animis, quotquot catho- 
licum profitentur nomen; fidei grande munus prudentiae vigilantiaeque 
armis tueantur: elaborent vehementius in christianarum cultu atque 
exercitatione virtutum, potissimumque caritati, abnegationi, humili- 
tati, rerumque caducarum contemptioni assuescant. 

Adhortati sumus alias, comprecari Deum omnipotentem in- 
sisterent, ut ad religionem avitam universum Anglorum genus re- 
stituat, vim autem impetrandi per mores probos, per innocentiam 
vitae quaeri diximus oportere. 

Iterum hodie monemus ac rogamus idem. Atque hujus rei 
causa propagari frequentarique piam Sodalitatem valde cupimns, 
titulo »Mariae Matris Perdolentis« auctoritate Nostra institutam (1). 
Ita nempe catholicos singulos convenit pro salute aliena contendere, 
ut studeant insimul suae, ad sanctitatem ipsimet omni ope connixi 
»Sic luceat lux vestra coram hominibus, ut videant opera vestra 
bona et glorificent Patrem vestrum, qui in coelis este. (Matth. V. 16.). 

Ad extremum sancta sit apud nostros observantia Romani Ponti- 
fieatus; ac si qui ex adversariis auctoritatem ejus aut elevare dictis, 
aut in suspicionem adducere nitantur, eos refellant non pavidi, Vene- 
rabilis Bedae Ecclesiae doctoris objecta sententia: Sed ideo beatus 
Petrus, qui Christum vera fide confessus, vero est amore secutus, 
specialiter claves regni coelorum et principatum judiciariae potestatis 
accepit, ut omnes per orbem credentes intelligerent, quia quicumque 
ab unitate fldei, vel societate illius semetipsos segregent, tales nec 
vinculis peccatorum absolvi nec januam possint regni caelestis in- 
gredi. (Hom. lib. 16.). 

Divinorum munerum auspicem benevolentiaeque Nostrae paternae 
testem vobis, Venerabiles Fratres populoque vestro Apostolicam Bene- 
dictionem peramanter in Domino impertimus. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum die 11. Februarii 1901, 


anno Pontificatus Nostri vicesimo tertio. 
Leo PP. XIII. 


2. Kann ein irrsinniger Kanonikus optieren? Wie steht es 
mit den mit dem Kanonikate verbundenen Verpflichtungen? 


Diese beiden Fragen wurden in einer interessanten Causa Osna- 
burgensis durch die S. Congr. Conc. am 28. März 1903 dahin be- 
antwortet, dass auch ein irrsinniger Domherr eo ipso 1n ein erledigtes 


p- 
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Kanonikat aufrücke, wenn im Kapitel partikularrechtlich die optio 
bestehe, und dass bezüglich der Erfüllung den mit dem betr. Kano- 
nikate verbundenen Verpflichtungen (onera) die Kapitelsstatuten mass- 
gebend seien. Wir geben die ganze Causa dem Wortlaute nach 
wieder, wie sie sich in den Acta S. Sedis (fasc. IX, vol. XXXV) und 
den Analecta Ecclesiastica (fasc. III, vol. XI) findet. 

In capitulo Cathedrali Ecclesiae Osnaburgensis haec dicta est 
lex in statutis capitularibus a S. Sede approbatis, ut ascensus ad 
praebendas vacantes fiat ipso iure neque EXPESSA optio neque no- 
vus possessionis actus requiratur, quamobrem canonicus qui ordine 
immediate sequitur canonicum defunctum aut promotum, huius prae- 
bendam, ipso facto, obtinet et fructus facit suos; iubet enim 8 18 
statutorum: »Canonici et Vicarii qui ordine defunctum vel promo- 
ium sequuntur, ascendunt et a die ascensionis reditus Canonicatui 
seu Praebendae admexos percipiunte. — Applicatio huius articuli 
modo quaestionibus implicatur; siquidem a. 1890 die 11. Iunii An- 
tonius Thiele, primus in ordine canonicorum defunctus est; exinde 
secundus Can, primam obtinuit praebendam 4200 marcarum annuos 
reditus proferentem. Tertius autem canonicus qui ad secundam 
praebendam eumdem annuum reditum proferentem habuit ascensum, 
scilicet Canonicus Clemens Cosse iam ab a. 1888 mente captus, 
suum consensum nullimode significare valuit ad capessendam vacan- 
tem praebendum, quapropter dubitatum est, an reapse ipse altiorem 
praebendam adeptus sit. — Inde sequutum est alterum dubium, 
nempe an quartus canonicus Henricus Meurer ascenderit ad tertiam 
praebendam vel magis ad secundam prouti ipse postulabat et con- 
tendebat, siquidem propter vitium mentis canonici Cosse, eadem se- 
cunda praebenda uti vacans hactenus habenda erat. Quum vero tertia 
et quarta praebenda reditus annuos referant 3000 marcarum, inter 
secundam et tertiam praebendam differentia annuorum redituum est 
circiter 1200 marcarum; et hi fructus a die 11. Iunii 1900, ob 
exortam controversiam , neutri canonico soluti sunt sed deposito col- 
locati sunt sub annuo foenore et hodie creverunt ad summam cir- 
citer 2900 marcarum. 

Interim Canonicus Henrieus Meurer die 5. lunii 1901 diem 
obiit supremum et in suo testamento postulavit prouti refert Episcopus: 
ut pecuniae. summa differentialis de qua dissentiebatur, pro sua 
parte ad pias causas aut dubio soluto per Emos Patres Sacrae 
Cognis Concilii, aut insoluto, consentientibus haeredibus Canonici 
Clementis Cosse, exhibeantur«. 

Interea idem Clemens Cosse die 21. Februarii 1902 mortuus 
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est, et intestatus decessit, haeredes autem fere 32 vel 35 relinquens 
in dissitis regionibus disseminatos, quorum proinde consensum expo- 
stulare pene impossibile est. Quocirca Episcopus hoc proponit dubium 
resolvendum EE. PP. »Utrum canonicus Clemens Cosse mente plene 
destitutus in aliud beneficrum quod nullatenus cognoscere potuit, 
ascendere el reditus praebendae adnexos percipere debuerit«. 

Deinde aliam movet connexam quaestionem Episcopus: nimirum 
an infirmus canonicus: ad lucrandos omnes fructus muniis canoni- 
calibus satisfacere per vicarium debuerit suo sumptu deputandum an 
potius, propter infirmitatem, ab omnibus oneribus immunis habendus 
sit; quaerit enim Episcopus: »Fuitne Canonicus Cosse obligatus ut 
omnibus canonicis officiis et communibus et personalibus prospiceret 
suo sumptu ? 2. An ab omnibus officiis omnino liberatus fuit. 3. An 
obligatus fuit ut omnibus personalibus tantum officiis scil. hebdo- 
madaris et celebrationis Missarum  fundatarum satisfaceret Suo 
sumptu per Vicarios? 4. An obligatus fuit ut personalibus officiis 
hebdomadarii tantum satifaceret suo sumptu per Vicarium Sr In 
propositum autem haec refert Episcopus: 

»Dictus Canonicus Cosse per tres annos canonicorum officia nec 
communia i. e. omnes Canonicos coniunctim obligantia ad divinam 
psalmodiam in choro, nec personalia, quae aut a singulis Canonicis 
ipsis persolvenda sunt aut per Vicarium pro canonicis impeditis idque 
horum sumptibus procuranda sunt, ut celebrationem missae conven- 
tualis, missarum fundatarum etc. ullo modo implevit. 

»Afferabatur Decretum S. C. C. 5. Martii 1667: »Congregatio 
Concilii censuit, Canonico infirmo, durante eius infirmitate, quamvis 
choro non intersit, deberi fructus omnes sui Canonicatus, non secus 
ac si omnibus horis divinis personaliter interesset, dummodo ante 
infirmitatem fuerit solitus inservire. Ceterum infirmitatem ipsam 
coram iudice probandam«. Tempore bonae valetudinis p. Cosse om- 
nia Canonici officia adamussim implebat. — Dein invocabatur De- 
cretum S. C. C. d. 8. Ianuarii 1597: »Congregatio Concilii censuit 
oratorem si vere caecus existit, a celebratione missarum in Collegiata 
prorsus immunem esse, neque alium sui loco, cum sit legitime im- 
peditus, substituere tenerie. Quae decreta e iure communi effluxerant. 
Cfr. Ius Canonicum apud Reiffenstuel tom. III de clerico aegrotante; 
et de clericis residentibus, Benedict. XIV. Institutiones ecclesiasticae 
Inst. 107. 

»In capituli statutis a S. Sede approbatis continentur leges 
speciales sequentes: 

S 41. »Vicarii, ratione beneficii, tenentur divinis officiis in 
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choro assistere, ad altare, munere Diaconi et Subdiaconi fungentes, 
ministrare. Ad munus Hebdomadari missaeque conventualis celebra- 
tionem alternatim, succentore excepto, parati semper erunt. 

$ 42. »Si forte contigerit ut praefatis officiis pro Canonico 
aegrotante vel absente fungi debeant, congruam remunerationem, 
duplum seilicet stipendii manualis ordinarii accipient. 

8 49. »Legitime a choro excusatus censetur, qui vel senio 
fractus est, vel morbo correptus, vel monitus a medico, ut sese domi 
continere debeat. 

»Leges speciales Capituli, iuri communi non contradicentes, in 
S 42 statuunt obligationem quod Vicarii, loco Canonicorum impedi- 
torum, ad munus hebdomadarii et missae conveutualis celebrationem, 
erga congruam remunerationem, tenentur. Unde sequi videtur, Ca- 
nonicum infirmum obligatum esse, ut officia hebdomadarii adimpleri 
curet suo sumptu per Vicarium«. 

Quamobrem duplex est quaestio examinanda, primo an cano- 
nicus Cosse quamvis, utpote mente captus, nullimode animum ap- 
plicaverit ad novam praebendam obtinendam, hanc reapse assecutus 
sit. In quaestionis solutionem ab Episcopo quaesivi quomodo fieret 
ascensus de una ad aliam praebendam et Episcopus refert Capitulum 
asseruisse: »ascensum ad praebendam vacantem ipso iure fieri nec 
optionem expressam mec novum possessionis actum requiri iuxta 
Capituli statuta a S. Sede approbata: $ 13: Canonici et Vicarii 
qui ordine defunctum vel promolum sequuntur, ascendunt et a die 
ascensionis redilus canonicatui seu praebendae adnexos percipiente. 
Revera articuli textus non satis significat, ascensum fieri ipso iure 
et absque ulla voluntatis significatione; sed tenere possumus Capituli 
declarationem uti referentem consuetudinem Capitularem, optimam 
legum interpretem. Porro huiusmodi ascensus seu optio necessaria, 
ipso iure capitulari constituta, non contradicit regulis iuris et est 
iuridice possibilis. Nam, hoc in casu, optio non cadit in ipsum 
canonicarum seu titulum canonieatus qui semper expostulat aliquam 
collationem et hinc tituli acceptationem facitam vel expressam sed 
caderet in simplicem praebendam. Siquidem duplex optionis genus 
iure Canonum distinguitur; altero nimirum novus titulus seu novus 
canonicatus acquiritur; altero vero antiquus titulus seu canonicatus 
non amittitur sed tantum fit accessio- redituum praebendae optatae; 
facto, (ut inquit Gonzalez. Ad Reg. Canceil. gloss. 34 n. 55) tran- 
situ de una ad aliam praebendam absque novo titulo et absque nova 
provisione vel collatione virtute provisionis seu tituli in primas. 
Sane praebendam distingui a canonicatu seu a canonia, titulo cano- 
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nicatus, exploratissimi iuris est uti docet cum commun: Barbosa De 
Can. et dignit. cap. 12 n. 18 seq. ei firmavit H. S. C. in Maceraten. 
Optionis 22. Decem. 1832: et in Vicentina Optionis 31. Ianuarii 
1856, et uti praedicat effatum, canonicum non fieri per praebendam 
sed per receptionem in fratrem. Quippe in citata Maceraten. ad I. 
Dub. ita conceptum : » An optioni sit obnoxia praebenda tantum an 
praebenda simul et canonicatus în casu«, prodiit respousum: affir- 
mative ad 1." partem; negative ad 2.0”. 

Inde admittere fas est, in capitulo Osnaburgensi plures haberi 
canonicatus quorum fit collatio et possessio conceditur canonicis 
quum hi capitulum ingrediuntur, deinde vero, quin ulla habeatur 
nova tituli collatio, et possessio, fit ascensus necessarias ad prae- 
bendas seu ad fructuum assignationes quae proinde tantum numero 
distinguuntur et pinguiores sunt pro numeri pricritate. Re ita con- 
stituta, non est alienum a regulis iuris quod ascensum faciat et 
altiorem attingat praebendam etiam canonicus penitus amens, nullam 
significans sui animi determinationem. Hac de causa Statuta Capit. 
in cil. $ 13 eiusmodi fructuum alterius praebendae accessionem 
proprie non vocant optionem, quum optare videatur motum volun- 
tatis necessario continere sed appellant simpliciter ascensum. 

Constitutiones autem capitulares ita intelligendas esse testantur 
ipsi canonici; et ipsis fides adjicienda est; quippe res est quae ipso- 
rum intersit; quamvis hodie, et hoc adverti debet, reapse et heredum 
canonici Cosse et causae piae a Canonico Meurer testamento vocatae 
ratio habenda est; eorumque iuribus derogare non est integrum 
canonicis. 

Quoad alteram quaestionem iam Episcopus attulit iuris aucto- 
ritates et H. S. C. iurisprudentiam, unde evincitur, canonicos in- 
firmos immunes esse ab omnibus muneribus canonicalibus et nihilo 
secius lucrari omnes fructus sui canonicatus. Verum in Capitulo 
Osnaburgensi constituti sunt vicarii et hi loco canonicorum impedi- 
torum tenentur ad munus hebdomadarii, ad celebrationem missae 
conventualis, eis congrua tributa remuneratione, ab Episcopo autem 
non satis declaratur an talis remuneratio desumatur e quadam massa 
ad hoc constituta, vel potius a singulo canonico impedito elargienda 
sit. — Certe ad ipsum čus commune quod attinet non posset abso- 
lute improbari consuetudo iuxta quam canonicus etiam infirmus con- 
ferre obligaretur mercedem vicariis; nam cum petitum fuisset die 
6. Decemb. 1666 ab H. S. C.: »PRIMO an distributiones quotidianas 
lucretur. canonicus vel beneficiatus qui solitus ceteroquin inservire a 
civilate, legitimo vacationis tempore discedens in vicinum oppidum 


und Entscheidungen. 489 


(unde sub fine dictae vacationis potest opportune se reddere ad 
servitium Ecclesias) se contulit, ibique, superveniente infirmitalis 
corporalis impedimento ita continetur ut ad civitatem redire et choro 
interesse non valeat? et quatenus affirmative, SECUNDO an hoc 
locum habeat quamvis in Ecclesia vigeat contraria consuetudo? 
Haec S. Cong. respondit: Ad primum lucrari; ad secundum non 
habere locum si consuetudo sit legitime praescripta. Tamen huic 
consuetudini obtemperare non fas esset, si canonicus infirmus fructi- 
bus praebendae indigeret universis ut suae consuleret conservationi; 
tunc enim obstaret ius naturale; arg. decisionum H. S. C. in Al- 
binganensi Paroch. 1. Sept. 1663 (lib. Decret. 25 p. 594, et in 
Novariensi et Cremonensi (lib. 3 Decret. p. 35 et 40). 

Demum quia Episcopus in suis dubiis mentionem facit de 
missis fundatis, quasi de speciali onere Missarum, quae insint 
praebendae canonicali, praestat, ultimo loco, referre hanc decisionem 
H. S. C.; nam ad dubia: PRIMO an Sacerdotes obligati ratione 
beneficii, capellaniae, legati aut stipendii celebrare quotidie Missam 
per se ipsos, possint aliquando a celebratione vacare, et quatenus 
affirmative; SECUN DO quando et quoties a dicta celebratione vocare 
possint; H. S. C. (die 18. Sept. 1682) hoc rescripsit: Ad 1." et 
2. affirmative, concurrente aliqua rationabili causa. 

Quare etc. 

Emi Patres rescripserunt: Canonico Cosse ascensum deberi; 
quoad servitium chorale serventur Constitutiones Capitulares. 


9. Form der Kautionen bei Mischehen. 


Beatissime Pater . . . . Cautionibus ab Ecclesia requisitis de 
conditionibus implendis ad hunc usque diem scriptis satisfactum est. 
Attameu magna oritur difficultas pro obtinendis hisce cautionibus, 
quando mulier catholica matrimonium inire intendit cum milite 
acatholico in gradu saltem quodam majore constituto. Viget nempe 
in N. regionibus decretum regium sub gravibus poenis prohibens, 
quominus milites ullas cautiones praestent per litteras reversales, 
sive per juramentum, sive per simplicem promissionem. Quare ad 
pedes Sanctitatis Vestrae provolutus, Ordinarius N. directionem, cer- 
tam hisce in rebus expostulat, et quidem quaerit: 

L An ab impedimento mixtae religionis dispensari possit, si 
pars acatholica (quaecumque est) cautiones requisitas per litteras 
reversales, sive per juramentum, sive per promissionem saltem om- 
uimode recuset ? 
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2. An sufliciat assertio partis catholicae sub juramento data, 
partem acatholicam de conditionibus implendis sibi fidem praestasse ? 

An permitti possit, ut ante vel post matrimonium pars catho- 
lica etiam coram ministello acatholico ad praestandum consensum 
matrimonialem se sistat, si pars catholica in scriptis declaraverit 
mere passive sese gerere, et nullo modo ritui protestantico 
adhaerere velle? 

Et Deus... . 


Feria IV, 10. Decembris 1902. 


In Congregatione generali S. Romanae et Universalis Inquisi- 
tionis Eminentissimi ac Reverendissimi DD. Cardinales in rebus fidei 
et morum Generales Iuquisitores, propositis suprascriptis dubiis, ac 
praehabito voto RR. DD. Consultorum respondendum decreverunt: 

Ad. I. Negative, et detur Instructio 15. Novembris 1858. 

Ad. II. Per se et generatim negative, et ad mentem. Mens 
est: »Quod si in aliquo casu extraordinario talia concurrant adjuncta, 
ut Episcopus valeat sibi comparare moralem certitudinem tam de 
hujusmodi cautionum sinceritate pro praesenti, quam de earum 
adimplemento pro futuro, specialesque omnino adsint rationes im- 
pedientes ne consueto modo cautiones praestentur, ipsius conscientiae 
et prudentiae. Caeteroquin non obstante decreto regio opportunae 
exhibeantur in scriptis cautiones, sicut hucusque factum est; neque 
detur dispensatio nisi Episcopus moraliter certus sit eas impletum iri.« 

Ad. III. Negative, et detur Instructio 17. Februarii 1864. 


Feria VI die 12. Decembris 1902. 


Facta autem a R. P. D. Adsessore S. O. relatione de his om- 
nibus SSmo. D. N. Leoni PP. XIII., Idem SSmus D. N. Emorum 
PP. resolutionem approbavit. 


J. Can. Mancini, S. R. et U. I. Not. 


Die einschlägigen Stellen der Instructio »Etsi« vom 15. No- 
vember 1858 lauten: 

Huc omuino pertinent antiquissimi canones ipsa mixta connubia 
severe interdicentes, ac recentissimae Summorum Pontificum sanctio- 
nes. . . . Hine porro evenit, ut haec Apostolica Sedes, ad quam 
unice spectat potestas dispensandi super hujusmodi mixtae religionis 
impedimento, si de canonum severitate aliquid remittens, mixta haec 
conjugia quandoque permiserit, id gravibus duntaxat de causis aegre 
admodum fecit, et nounisi sub expressa semper conditione de prae- 
mittendis necessariis opportunisque cautionibus, ut scilicet non so- 
lum catholicus conjux ab acatholico perverti non posset, quin imo 
catholicus ipse conjux teneri se sciret ad acatholicum pro viribus ab 
errore retrahendum, verum etiam, ut universa utriusque sexus proles, 
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ex mixtis hisce matrimoniis procreanda, in sanctitate catholicae re- 
ligionis educari omnino deberet. Quae quidem cautiones remitti seu 
dispensari nunquam possunt, cum in ipsa naturali ac divina lege 
fundentur quam Ecclesia et haec Sancta Sedes sartam tectamque 
tueri omni studio contendit, et contra quam sine ullo dubio gravis- 
sime peccant, qui promiscuis hisce nuptiis temere contrahendis se ac 
prolem exinde suscipiendam perversionis periculo committunt . . . 


Die in der Antwort auf die dritte Frage angeführte »Instructio 
17. Febr. 1864« lautet: 


Instructio 


Ordinariis communicanda in quorum Dioecesibus abusus irrepserit 
celebrandi mixta matrimonia etiam coram acatholico ministello. 

Non latet quibusdam in locis haereticum ministrum agere per- 
sonam magistratus mere civilis, coram quo se sistere solent conjuges 
aut etiam debent ob finem politicum, nempe ut habeantur civiliter 
honesti conjuges prolesque censeatur legitima. Tunc vero urgentibus 
haereticis, aut lege civili imperante, non improbatur quod pars ca- 
tholica una cum haeretica se sistat ante vel post contractum ad 
formam Tridentini matrimonium, etiam coram ministro haeresi ad- 
dicto ad actum civilem dumtaxat implendum. Etenim ad dubium 
olim sic expressum »Utrum Catholicus coram proprio catholico pa- 
rocho cum haeretico contrahens licite possit, urgentibus haereticis, 
matrimonium hoc ratificare coram ministro haeretico, si nulla hinc 
ritus haeretici professio habeatur aud colligatur, et quidquid mi- 
nister haereticus in casu agit civilis dumtaxat et politica postulatio 
sit, et censeatur« per hane S. Congregationem responsum fuit af- 
firmative. 

Verum enimvero quotiescumque minister haereticus censeatur 
veluti sacris addictus, et quasi Parochi munere fungens, non licet 
catholicae parti una cum haeretica matrimonialem consensum coram 
tali ministello praestare, eo quia adhiberetur ad quamdam religiosam 
coeremoniam complendam, et pars catholica ritui haeretico se con- 
sociaret; unde oriretur quaedam implicita haeresi adhaesio, ac 
proinde illicita omnino haberetur cum haereticis in divinis com- 
municatio. Ea propter etsi perniciosa haec consuetudo inoleverit, ita 
ut a Clero de facile corrigi non possit; nihilo tamen secius omni 
adhibito studio ac zelo evellenda erit. Et sane Benedictus XIV. 
aperte docet non licere contrahentibus se sistere coram ministro 
haeretico, quatenus assistat ut minister addictus sacris, et con- 
trahentes peccare mortaliter, et esse monendos. 

Opportune itaque a Te instructi et commoniti Parochi ac Mis- 
sionarii edoceant fideles, qua publicis in Ecclesiis Catechesibus, qua 
privatis instruetionibus circa constantem Ecclesiae doctrinam et 
praxim, ita ut a mixtis contrahendis nuptiis quoad fieri possit sa- 
lubriter avertantur; sin autem, abhorreant prorsus a celebrando ma- 
trimonio coram haeretico ministro sacris addicto, id quod omnimode 
illicitum et sacrilegium est. Ita responsum fuit Ordinario Trevirensi 
sub fer. IV. 27. Aprilis 1847. 
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Sciant insuper Parochi, si interrogentur a contrahentibus, vel 
si certe noverint eos adituros ministrum haereticum sacris addictum 
ad consensum matrimonialem praestandum, se silere non posse, sed 
monere eosdem debere sponsos de gravissimo peccato quod patrant, 
et de censuris in quas incurrunt. Veruutamen ad gravia praecavenda 
mala, si in aliquo peculiari casu Parochus non fuerit interpellatus 
a Sponsis, an liceat nec ne adire ministrum haereticum, et nulla 
fiat ab iisdem sponsis explicita declaratio de adeundo ministrum 
haereticum, praevideat tamen eos forsan adituros ad matrimonialem 
renovandum consensum, ac insuper ex adjunctis in casu concurrenti- 
bus praevideat monitionem certo non fore profuturam, imo nocituram, 
indeque peccatum materiale in formalem culpam vertendum; tunc 
sileat, remoto tamen scandalo, et dummodo aliae ab Ecclesia requi- 
sitae conditiones atque cautiones rite positae sint, praesertim de 
libero religionis exercitio parti catholicae concedendo, nec non de 
universa prole in religione catholica educando. Quod si tandem 
consensus coram parocho velit renovari, postquam praestitus jam 
fuerit coram ministro haeretico, idque publice notum sit, vel ab 
ipsis sponsis parocho notificetur; parochus huic matrimonio non in- 
tererit nisi, servatis uti supponitur ceteroquin servandis, pars catho- 
lica facti poenitens, praeviis salutaribus poenitentiis, absolutionem a 
contractis censuris rite prius obtinuerit. Sacra igitur Congregatio 
plurimum in Domino confidit, Te praemissis prudenter et firmiter 
inhaerentem effecturum, ut inviolabilis doctrinae sartum tectum ser- 
vetur depositum, catholicorum mores fidei respondeant, damna ap- 
prehensa arceantur, ac fideles doctrina et exemplo roborati incedant 
per semitas justitiae. 

Ita per Decretum datum in Generali Congregatione Emmorum 
ac Remmorum D. D. S. R. E. Cardinalium in rebus fidei Generalium 
Inquisitorum Feriae IV die 17. Februarii 1864. 

Datum ex Cancellaria ejusdem S. Congregationis hac die 
22. Martii 1879. 

Juvenalis Pelami 
S. R. et Univ. Inquisitionis Notarius. 


4. Der feierliche Ehesegen (benedictio nuptialis) und die 
Abschwörung der Häresie (abjuratio haereticorum). 


Das kirchliche Verordnungsblatt für die Diózese Gurk erlässt 
in Nr. 4 curr. folgende zwei Erlasse der Ritenkongregation bezw. 
des hl. Offiziums in Rom, die hier der praktischen Wichtigkeit 
wegen zur Mitteilung kommen mógen: 


a. Denedictio nuptialis. 


Aus Anlass einer Anfrage wurde das Decretum generale der 
Ritenkongregation vom 30. Juni 1896 in Bezug auf die benedictio 
nuptialis an einen Pfarrvorsteher mit Erläuterungen mitgeteilt. 
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Wegen der Wichtigkeit der Sache wird dieses Dekret samt Er- 
läuterungen als Weisung an den hochw. Seelsorgeklerus hiemit 
publiziert. ; | 

Die im Diözesan-Verordnungsblatt Nr. 2, de 1898, sub III, 
S. 18, erlassene Weisung gründet sich auf das neueste allgemeine 
verbindliche Dekret der Ritenkongregation vom 30. Juni 1896, wel- 
ches sub Tit. VI (de Missa pro Sponsis) wörtlich folgendes verfügt; 

»[n celebratione Nuptiarum, extra Diem Dominicam, vel alium 
festum de praecepto, seu in quo occurrat Duplex primae vel secundae 
classis, dicenda est Missa pro Sponso et Sponsa, in fine Missalis post 
alias Missas specialiter assignata. 

In diebus vero Dominicis aliisque diebus festis de praecepto, 
necnon diebus Duplicia excludentibus dicenda est Missa de die cum 
commemoratione Missae pro Sponso et Sponsa, et quidem etiam in 
festis primae classis, sub altera conclusione, ac primo loco post 
ceteras commemorationes de praecepto, si quae faciendae. Missa 
pro Sponsis et in ea benedictio nuptialis fieri potest etiam in casu, 
quo Sponsi infra hanc Missam Sacram Communionem non percipiant. 

Temporibus vero prohibitis, Nuptiae quidem celebrari possunt 
de licentia Episcopi at sine solemnitate, ideoque privatim, et om- 
missis Missa et benedictione. Neque, iisdem temporibus, Com- 
memoratio pro Sponsis fieri potest in Missa occurrente. Verum ex 
Decreto Generali S. C. R. Universalis Inquisitionis dato 31. Augusti 
1881, benedictio nuptialis impertienda est extra tempus feriatum tis 
conjugibus, qui eam quacumque ex causa non obtinuerint, Missaque 
pro Sponso et Sponsa simul celebranda, diebus praescriptis ul supra. 

Benedictio enim Nuptiarum in Missali posita, si Sponsi eam 
petierint (ipsi ceterum ad eam non adigendi, bene tamen adhortandi) 
ab ipsa Missa pro Sponso et Sponsa abstrahi nunquam potest sed 
infra eam omnino fieri debet. 

Notandum est tamen, quod si mulier est vidua et alias bene- 
dicta fuerit, omittenda est tam benedictio Nuptiarum, quam Missa 
pro Sponso et Sponsa.« | 

Dieses allgemein gültige Dekret schliesst mit der ausdrück- 
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»Non obstantibus Decretis/ quibuscumque particularibus in 
contrarium facientibus, quae per hoc Generale Decretum uti revocata 
ac nullius roboris habenda esse Sacra rituum Congregatio declarat.« 
Die 30. Junii 1896. 

Durch das vorstehende generelle Dekret sind alle hievon ab- 
weichenden, für spezielle Fálle getroffenen Entscheidungen derselben 
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Ritenkongregation — darunter auch das im kirchlichen Verord- 
nungsblatte de 1870, Nr. 3, S. 13, unten angezogene Dekret vom 
1. September 1838, e. 4840 — derogiert und ausser Wirksamkeit 
gesetzt. 

Gemäss der kirchlichen Gesetzgebung darf die feierliche Ein- 
segnung der Ehe nur während der heiligen Messe vorgenommen 
werden, darum sind die missa votiva pro Sponsis und die Benedictio 
nuptiarum so eng miteinander verbunden, dass sie nicht willkürlich 
voneinander getrennt werden können. 

Daraus ist aber zugleich ersichtlich, wie sehr die Kirche die 
feierliche Einsegnung der Ehe bevorzugt hat, da dieselbe nur in in- 
nigster Verbindung mit dem heiligen Messopfer gespendet werden 
darf. In Anbetracht des hohen Wertes der Benediktion sollen da- 
her die katholischen Eheleute dringend ermahnt werden, den Ehe- 
segen unter Beobachtung der kirchlichen Vorschriften zu empfangen, 
allerdings mit der Belehrung, dass dieser Brautsegen zum Ritus und 
zur Feier, jedoch nicht zum Wesen und zur Gültigkeit der Ehe er- 
fordert werde. 

Lassen sie sich nicht willig finden, so kann ihnen die Bene- 
dictio extra Missam nach dem Rituale Romanum erteilt werden, 
wozu aber die in der Brautmesse angegebene Benediktionsform nicht 
gebraucht werden darf. 

F.-b. Gurker Ordinariat zu Klagenfurt, am 15. Februar 1902. 


b. Abjuratio haereticorum. 


E. S. R. Univ. Inquisitione. Reverendissime Domine! 

In Congregatione Generali habita feria IV. die 28. Martii 1900 
expensis Amplitudinis Tuae precibus die 1. dicti signati, quibus petis, 
an abjuratio haereticorum recipi possit absque interventu Notarii, id 
est coram solo sacerdote ab Episcopo delegato aut coram tali Sacer- 
dote et teste, Eminentissimi Domini Cardinales una mecum Inquisi- 
tores Generales respondendum decreverunt: »Haereticorum abjuratio- 
nem recipi posse coram quopiam ab episcopo delegato ut Notario et 
aliquibus personis uti testibus,« 

Ad pleniorem vero Amplitudinis Tuae informationem sequens 
Decretum Tibi communicandum mandarunt. | 

Ex litteris S. Congregationis de Propaganda Fide 8. Aprilis 
1786 ad Ep. Limericensem: Non est necesse, ut qui a catholica fide 
defecerunt ad eamque postmodum reverti cupiunt, publicam abjura- 
tionem praemittant, sed satis est, ut privatim coram paucis abjurent, 
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dummodo tamen promissa servent ac revera abstineant communicare 
cum haereticis in spiritualibus aut quidquam facere quod haeresis 
protestativum sit, Idem sentiendum de iis, qui haeresim, in qua 
usque ab initio educati fuere, privatim abjurent. 
Fausta quaeque ae felicia Tibi a Deo precor. 
uti frater 
Rmo. Dno Episcopo N. L. M. Card. Parocchi. 


5. Nochmals einige Zweifel betreffs I nterpretation des Dekretes 
,Perpensis temporum“ über die den feierlichen vorauszu- 
schickenden einfachen Gelübde. 


(S. C. epp. et reg. v. 18. Januar 1908.) 


Bereits im vorigen Archivhefte (S. 119 f.) wurde eine Reihe 
von Entscheidungen der Congr. epp. et reg. vom 28. Juli 1902 be- 
züglich des Dekretes »Perpensis temporume (Arch. Bd. 82 [1902], 
S. 541) mitgeteilt. In Anschluss an diese Entscheidungen erfolgte 
von Prag aus abermals eine Anfrage, die nebst der betr. Antwort 
also lautet: 


Beatissime Pater ! 


S. Congregationis EE. et RR. decreto »Perpensis temporum 
adiunctise dto 3. Maii 1902 praescriptum est, ut in sanctimonialium 
monasteriis, in quibus emittuntur vota solemnia, his praemittantur 
a novitiis simplicia quoque vota, porro eiusdem H Congregationis 
responso dato in una Bononiensi die 28. Julii 1902 resolvitur: Ri- 
tum seu caeremoniale, in unoquoque Monasterio receptum, adhiben- 
dum esse in emittenda prima professione, pro qua consuetae formulae 
suppressis si adsint, verbis solemnitatem (votorum) exprimentibus, 
adiiciatur novitiam nuncupare vota simplicia iuxta Decretum a S. 
Congr. EE. et RR. die 3. Maii 1902 editum: professionem autem 
secundam emitti posse privatim in choro seu oratorio interiore coram 
Communitate in manus Superiorissae, praevia approbatione Ordinarii 
seu Praelati Regularis quoad Monasteria exempta. Sancitis igitur: 
in prima simplicium votorum professione ritum receptum, suppressis 
solum verbis solemnitatem votorum exprimentibus esse adhibendum, 
atque secundam solemnium votorum professionem posse emitti pri- 
vatim, haec dubitatio mihi movetur: 

l. Sitne Ordinarii vel, quoad Monasteria exempta, Praelati 
Regularis, audito Superiorissae voto decernere ut secunda quoque 
professio publice fiat coram Ordinario vel Ordinarii Commissario ? 

32 * 
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2. Quod caeremoniale sit adhibendum in secunda professione, 
8i privatim coram Superiorissa fit, quodque adhibendum, si publice 
fit coram Ordinario eiusve Commissario? Utrum et quo modo in 
casu posteriori manendum in actionibus symbolicis: benedictione ac 
traditione veli, anuli, coronae, quae hucusque in ritu solemnis pro- 
fessionis adhibebantur, et ad mentem decreti »Perpensis temporum 
adiunctis« posthac iam in prima votorum simplicium professione in 
usu erunt. — 

Quas dubitationes resolvendas humillime proponens ad pedes 
Sanctitatis Vestrae emorior. 

(Signatus) humllus devmus servus filius Leo Card. de Skrbensky 
Archiepps Pragen. — 

Sacra Congregatio Emorum ac Rmorum S. R. E. Cardinalium 
negotiis et consultationibus Episcoporum et Regularium praeposita 
propositis dubiis respondendum censuit prout respondet: ad Ium af- 
firmative, dummodo Superiorissa et Communitas postulent, ut pro- 
fessio, de qua agitur, publice fiat. Ad Ilum in utroque casu se- 
cundae professionis requiritur tantummodo, ut Professa proferat 
formulam professionis adhibitis verbis solemnitatem votorum expri- 
mentibus. Ad Illum provisum in Ilo. 


Romae, 13. Januarii 1903. 
D. Card. Ferrata, Praef. 


Ph. Giustini, Secret. 

Der Inhalt vorstehender Entscheidung in Verbindung mit den 
im vorigen Hefte (S. 119 f.) mitgeteilten ist folgender: 

I. Das iu einem Kloster eingeführte Zeremoniale ist beizube- 
‚halten bei der ersten (einfachen) Profess, nur fallen die Worte, welche 
sich auf die feierliche Profess beziehen, weg, und hat die Novizin 
‚beizusetzen, dass sie die »einfachen Gelübde« ablege, »nach dem 
Dekrete der hl. Kongregation der Bischöfe und Regularen vom 
3. Mai 1902. 

Die zweite (feierliche) Profess kann privatim im Chore oder im 
Oratorium vor der Klostergemeinschaft in die Hände der Oberin nach 
voraus eingeholter Bewilligung des Ordinarius (oder, bei exemten 
Orden, des Ordensoberen) abgelegt werden. Sollte jedoch die Oberin 
und die Kommunität wünschen, dass diese zweite Profess auch 
öffentlich vor dem Ordinarius oder dessen Kommissär abgelegt werde, 
so kann dieses der Ordinarius (Ordensobere) anordnen. 

II. Anlässlich der Zulassung zur feierlichen Profess hat die 
Klostergemeinde Kapitel zu halten, jedoch ist die Stimme nur eine 
beratende; es kann auch über die Qualitäten der Kandidatin ver- 
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handelt werden; die Abstimmung ist aber geheim durchzuführen. 
Sind alle oder mehrere Stimmen gegen die Zulassung zur feierlichen 
Profess, so dass es sich um die Entlassung einer Schwester aus dem 
Kloster handeln würde, so ist die Angelegenheit der Entscheidung 
des hl. Stuhles vorbehalten, an welchen der Ordinarius ES Ordens- 
obere) einen genauen Bericht zu erstatten hat. | 

III. Die Professen der einfachen Gelübde sind ausser dem 
Chore zur Privatrezitation des göttlichen Offiziums nicht verpflichtet. 

IV. Bei Frauenklöstern, die schon vermöge ihrer Regel ein- 
fache und feierliche Gelübde und für die einfachen Professen eigene 
Bestimmungen bezüglich der Mitgift, der Privilegien und Suffragien, 
sowie über die Entlassung derselben durch die Generaloberin be- 
sitzen, ist in diesen Fragen die Entscheidung des hl. Stuhles ein- 
zuholen. 

V. Bei der feierlichen Profess, sei es nun, dass sie privatim 
oder öftentlich abgelegt wird, ist nur erfordert, dass die Professin 
die Professformel gebrauche, in welcher die Feierlichkeit der Ge- 
lübde ausgedrückt ist; die symbolischen Handlungen, wie die Weihe. 
und Übergabe des Velum, des Ringes, der Krone u. a. m. werden 
nur bei der einfachen Profess vorgenommen. 


6. Die Verüusserung von Gütern der Kongregationen und 

anderer religiöser Genossenschaften mit einfachen Gelübden 

unterliegt den kirchlichen Gesetzen über alienatio bonorum 
| ecclesiasticorum. 


Dieselben gesetzlichen Bestimmungen, welche für die Ver- 
Ausserung (alienatio) kirchlicher Güter überhaupt bestehen, gelten 
auch für die der religiósen Genossenschaften mit einfachen Gelübden, 
mögen sie eigentliche Kongregationen oder nur erst fromme Institute 
sein. Dies besagt folgende Antwort Roms auf eine diesbezügliche 
Anfrage: /, j E 

Illme et Revmi Domine: 

Pervenerunt ad me litterae ab Amplitudine Tua mihi datae 
die 14 elapsi mensis decembris, in quibus quaestiones fiunt circa 
facultatem alienandi bona ecclesiastica pro Institutis SES voto- 
rum simplicium. | 

Quoad primam quaestionem, utrum haec instituta sive virorum, 
sive mulierum, sive a S. Sede approbata, sive tantum Dioecesana, 
indigeant, beneplacito .Sedis Apostolicae pro alienatione suorum 
bonorum, responsio est affirmativa. | 
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Relate vero ad alteram quaestionem, utrum Episcopi vi privi- 
legii ipsis concessi circa alienationem bonorum Dioeceseos possint 
praedictis Congregationibus has alienationes permittere, responsio est, 
id posse Episcopi intra limites suae facultatis. 

Tandem quoad imploratam sanationem pro alienationibus sine 
necessaria licentia bona fide peractis, Sacra Congregatio hu- 
jusmodi sanationem et, si opus sit, etiam absolutionem a censuris 
transgressoribus concedit. 

Interim Deum precor ut Te diu sospitet. 

A. V. addictissimus Servus 

Fr. H. M. Card. Gotti, Praef. 
Aloisius Veccia, Secret. 

R.mo ac Ill.mo Archiepiscopo Friderico Katzer. 

(Protocollo N. 52982). Roma, 15. Gennaio’ 1903. 


7. Rechte eines für ein Frauenkloster angestellten Geistlichen 

(Kaplans, Rektors etc.) in dessen Klosterkirche gegenüber 

einem anderen vom Bischofe in derselben Kirche für ein 
nichtklösterliches Amt angestellten Geistlichen. 


Nicht selten kommt es vor, dass eine Frauenklosterkirche auch 
anderen Zwecken dient, z. B. zugleich Wallfahrtskirche ist. Haben 
nun die Schwestern für sich einen eigenen Geistlichen, der die geist- 
lichen Funktionen in ihrer Kirche für sie wahrnimmt, und ist vom 
Bischofe für die nichtklösterlichen Funktionen in derselben Kirche 
ein anderer Priester angestellt, so kann leicht Streit entstehen über 
die Rechte beider bezüglich der allgemeinen kirchlichen Funktionen, 
z. B. wer von ihnen das Recht der Lichterweihe am Feste Mariä- 
Reinigung, Palmenweihung etc. besitzt. Die Ritenkongregation ent- 
schied am 14. Jauuar 1898, dass die Kirche an erster Stelle als 
Klosterkirche zu betrachten sei, deshalb dem Klostergeistlichen 
sämtliche allgemeine kirchliche Funktionen zustehen und sich der 
andere Geistliche selbst nach dem Klosterdirektorium in der Kirche 
richten müsse. 

M. Emmanuela Balalls, abbatissa conventus monialium Cla- 
rissarum, civitatis Balagarii, Urgellensis dioecesis in Hispania, una 
cum omnibus ejusdem communitatis monialibus, Sacrae Rituum 
Congregationi ea quae sequuntur humillime exposuit; nimirum: 

In ecclesia conventus, in qua jam per sex et amplius saecula 
officium divinum persolvitur, missa conventualis celebratur, ceteraeque 
functiones communitatis peraguntur; sacra Domini Nostri Jesu Christi 
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Imago magna fidelium veneratione colitur, sub invocatione Santo 
Cristo de Balaguer. 

Conventus proprium cappellanum habet, cui incumbit et con- 
fessiones audire, et missam conventualem celebrare, omniaque alia 
officia peragere, quae ad conventum attinent. 

Est et alius sacerdos ab Ordinario loci designatus, cui specia- 
liter commissa est SSmi Crucifixi custodia et ejusdem redituum ad- 
ministratio. 

Ex hisce expositis clare patet in eadem ecclesia coexistere duas 
entitates distinctas, conventum nempe monialium et SSmi Crucifixi 
administrationem. 

Quum vero non semel, praeteritis temporibus, ad jura com- 
munitatis servanda, oraculum Apostolicae Sedis expostulatum fuerit, 
et etiam in praesenti hora se obtulerit occasio ob quaestiones exortas 
inter ipsam religiosam communitatem et praedictum SSmi Crucifixi 
administratorem, eadem abbatissa una cum suis monialibus ab ipsa 
Sacra Congregatione sequentium dubiorum solutionem humillime 
efflagitavit; nempe: 

I. Utrum jus benedicendi candelas in festo Purificationis B. M. 
Virginis, cineres Feria IV Cinerum, et ramos dominica Palmarum 
competat communitati ac proinde proprio confessario seu cappellano; 
an praefato SSmi Crucifixi administratori ? 

IL Utrum in sacro Triduo majoris hebdomadae, cujus officium 
a monialibus fieri potest et debet, celebrari ipsum debeat per con- 
fessarium seu capellanum conventus; vel per supradictum admini- 
stratorem ? 

III. Utrum liceat in altari majori missa celebrari, dum in choro 
a communitate horae canonicae persolvuntur, ut fieri solet ? 


IV. Utrum administrator SSmi Crucifixi aliique sacerdotes 
missas celebrantes in ecclesia dicia conventus sese conformare 
teneantur calendario monialium, juxta decretum Sacrae Rituum 
Congregationis diei 9. Julii 1895, confirmatum a Summo Pontifice 
die 9. Decembris ejusdem anni; an sequi queant calendarium dioe- 
cesanum, uti hucusque consueverunt, non obstante praelaudato de- 
creto ? 

Et Sacra Rituum Congregatio, referente Secretario, exquisito 
etiam voto Commissionis Liturgicae, attentis decretis omnibusque a 
partibus in medium prolatis, necnon relationibus Rmi Ordinarii Ur- 
gellensis et Procuratoris generalis Ordinis Minorum pro regno his- 
panico; rescribendum censuit: 
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| Ad I et II. Affirmative ad primam partem; negative ad se- 
cundam. 

Ad III Si altare majus non prospiciat chorum, affirmative ; 
secus negative; et consuetudo abolenda. 

Ad IV. Affirmative ad primam partem; negative ad secundam. 

Atque ita rescripsit. 

Die 14. Januarii 1898. 


8. Absolution von Klosterfrauen aus dem dritten Orden. 


A Confessariis quorundam Monasteriorum Sanctimonialium 
Tertii Ordinis in Archidioecesi Bononiensi existentium huic S. Con- 
gregationi Indulgentiis Sacrisque Reliquiis praepositae sequens dubium 
propositum fuit: 

Sanctimoniales Tertiariae alicuius Ordinis Regularis, juris- 
dietioni Episcopi subiectae, quae ius habent ad quasdam annuas ab- 
solutiones generales et benedictiones apostolicas suscipiendas, debentne 
huiusmodi favores spirituales obtinere ministerio confessarii ab 
Episcopo adsignati, aut ope Religiosi vel sacerdotis saecularis depu- 
tati a superiore Ordinis respectivi? 

S. Congregatio respondendum mandavit: 

Affirmative quoad 1*" partem, negative ad Zem. 

Datum Romae ex Se.cria eiusdem S. Congr. die 11. Februarii 
1903. 

A. Card. Tripepi, Praef. 
L. t S. | Franciscus Sogaro, Archiep., Amiden., Secr.ius. 


9. Unterbrechung des Novitiats im weltlichen dritten Orden. 


Moderator cuiusdam Congregationis Tertii Ordinis Saecularis 
S. Francisci huic S. Congregationi Indulgentiarum sequens dubium 
dirimendum proposuit : 

An interrumpatur novitiatus Tertii Ordinis Saecularis S. Fran- 
cisci, si quis habitum, id est scapulare cum cingulo, absque dispen- 
satione, deposuerit sive ex oblivione sive ex negligentia, sive ex im- 
possibilitate? 

Porro eadem S. Congregatio, audito Consultorum voto, pro- 
posito dubio respondendum mandavit: 

Negative, si ex oblivione vel impossibilitate;. si vero ex negli- 
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gentia, pariter negative, dummodo voluntas emittendi pos 
in praefato Ordine non fuerit retractata. 
Datum Romae ex Secretaria eiusdem S. Congr. die 4. Martii 1908. 
A. Card. Tripepi, Praef. 
L. t S. + Franciscus Sogaro, Archiep. Amiden., Secr.ius. 


10. Der Übergang eines weltlichen Tertiariers von der einen 
zur anderen Franziskanerobedienz ist erlaubt. 


Folgende Entscheidung der S. Congr. Indulg. et Relig. will 
besagen, dass es einem weltlichen Tertiarier z. B. des Minoriten- 
ordens erlaubt ist, ohneweiteres zu dem einer anderen Obedienz 
z. B. zu dem dritten Kapuzinerorden überzugehen und dass der 
weltliche »Regelpatere seine Fakultäten, die er für die Mitglieder 
des einen Ordens besitzt, auch für die des anderen anwenden kann; 
nur soll letzterer dem betr. Regularvisitator davon Anzeige machen. 

Episcopus Ratisbonensis huic S. Cong.ni Indulgentiis Sacrisque 
Reliquiis praepositae exposuit, in sua dioecesi tertium Ordinem Sae- 
cularem S. Francisci latissime propagari, praesertim tempore SS. Mis- 
sionum, quae promiscue habentur a trina Franciscalium familia, id 
est PP. Minoritarum, nec non Capuccinorum et Conventualium. 

Ast haec agendi ratio multiplicem dubitandi praebet occasio- 
nem; praesertim quoad cooptationem Christifidelium in praefatum 
Ordinem et eorumdem professionem. Siquidem saepe accidit, ut qui 
Sacerdos Directoris munus a familia ex. gr. Conventualium accepit, 
alio transferatur, ubi existit Congregatio Tertiariorum a familia Ca- 
puccinorum erecta; quo in casu dubitatur an hic eodem modo inibi 
exercere valeat facultatem ipsi tributam a familia Conventualium. 
Imo Tertiarii ipsi, qui ab aliqua praedictarum familiarum ad habitum 
ei novitiatum recepti fuere, aliquando alio transmigrant, ubi fran- 
ciscalium familia diversa ab ea, quae eosdem ad habitum admiserat, 
reperiatur; poteruntne Tertiarii isti valide ad professionem admitti 
ab hac familia? | 

Quare sequentia dubia, dirimenda Orator proposuit: 

I. Utrum Christifideles, qui fuerunt admissi ad novitiatum 
Tertii Ordinis Saecularis S. Francisci in aliqua Congregatione, quae 
Subest iurisdictioni, puta, FF. Capuccinorum, si alio transmigrent, 
ubi existit Congregatio subiecta FF. Minoritis, aut FF. Conventuali- 
bus, inibi professionem valide emittere possint? 

II. Utrum Parochus, vel quilibet alius Sacerdos, qui erat prae- 
ditus facultate, puta a FF. Minoribus, cooptandi, Christifideles in 
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Tertium Ordinem saecularem S. Francisci, si in alium locum pergat, 
ubi existit Congregatio subiecta FF. Capuccinis, denuo obtinere debeat 
facultatem ad praefatos actus exercendos, vel uti ea valeat, qua pri- 
mum potiebatur? 

S. Cong.tio audita etiam Moderatorum Franciscalium familia- 
rum sententia, quoad propositas quaestiones haec in posterum ser- 
vanda decrevit: 

1.? Ut Novitii tertiarii Saeculares S. Francisci professionem 
emittere valeant in congregatione alterius obedientiae, seu diversae 
ab illa, in qua ad novitiatum fuerant admissi, si ita melius eorum 
commoditati provideatur. 

2.0 Ut professi eadem de causa transire possint de una Con- 
gregatione ad aliam diversae obedientiae. 

3.0 Ut parochus vel quilibet sacerdos alicuius Congregationis 
Tertiariorum moderator, si alio transferetur, ubi alia Congregatio 
diversae obedientiae reperiatur, eamdem regere possit, quin indigeat 
nova adprobatione; teneatur tamen hac de re certiorem facere visi- 
tatorem regularem, ut cum eodem negotia Congregationis gerere 
valeat. 

Datum Romae ex Secretaria eiusdem S. C. die 4. Martii 1903. 

A. Card. Tripepi, Praefectus. 
L. t S. T Franciscus Sogaro, Archiep. Amiden., Secr.ius. 


11. Beisetzung von Herzen Verstorbener an heiligen Orten. 


Rmus D. Marianus Jacobus Casanova, Archiepiscopus Sancti 
Jacobi de Cile, a Sacra Rituum Congregatione sequentis dubii so- 
lutionem humiliter expetivit: 

Quum in archidioecesi Sancti Jacobi de Cile aliquando con- 
tingat, ut, mortuis episcopis aliisque praeclaris sacerdotibus, cor 
eorum extrahatur et honorifice servetur in' domo vel pio loco ab 
ipsis fundatis vel praedilectis; atque conservatio ita fiat ut clauda- 
tur cor in ampulla vitrea, in visibili loco et inter flores ordinarie 
collocata; quaeritur: Potestne haec praxis continuari ? 

Sacra porro Rituum Congregatio, ad relationem Secretarii, re 
accurate perpensa, proposito dubio rescribendum censuit: 

Affirmative; dummodo descripta conservatio cordis non fiat in 
loco sacro. 

Atque ita rescripsit. 

Die 11. Februarii 1898. 
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12. Der Gebrauch, am Gründonnerstag in der Charwoche 
Bilder zur Verehrung auszustellen, ist verwerflich. 


Hodierno Archipresbytero parocho Ecclesiae S. Ioannis Baptistae 
in oppido Fucecchio nuncupato Dioeceseos Sancti Miniati postulanti : 
An non obstante decreto R.mi Episcopi S. Miniati die 19. Februarii 
vertentis anni 1903 edito, tolerari possit ut imago seu effigies SS.mi 
Redemptoris demortui, vel Deiparae Virginis Perdolentis in altari 
separato ab illo in quo SS.mum Eucharistiae Sacramentum Feria V 
in Coena Domini publice expositum manet, venerationi Fidelium 
eadem Feria exhibeatur? 

Sacra Rituum Congregatio, referente subscripto Secretario, ex- 
quisita etiam sententia Commissionis Liturgicae respondendum cen- 
suit: Negative et servetur Decretum Episcopale. 

Atque ita rescripsit die 27. Martii 1908. 

D. Card. Ferrata, Praef. 
L. 78. D. Panici, Archiep. Laodicen., Secret. 


13. Gemischte Gesangchôre bei Hochämtern. 


Wir geben folgende Entscheidung der Ritenkongregation, durch 
die der Gesang sog. gemischter Chöre bei einem Hochamte, wie 
solche auch in Deutschland vielfach bestehen, verboten wird (»mos 
tolerari non poteste), dem Wortlaute nach wieder, glauben aber 
nicht, dass damit ohneweiteres die alten Gewohnheiten überall als 
reprobiert zu betrachten sind, da der Konsens des hl. Vaters für die 
Entscheidung nicht erwähnt wird und nur die Konzilskongregation 
ex se die Gewalt hat, bestehende Gewohnheiten autoritativ zu ver- 
bieten. 

Quo divini cultus decori prospiciatur et sacrae functiones recte 
ac rite peragantur in Dioecesi Plocensi, hodiernus R.mus Episcopus 
eiusdem Dioecesis, Sacrorum Rituum Congregationi ea quae sequun- 
tur, pro opportuna declaratione, humiliter exposuit, nimirum: In 
Dioecesi Plocensi, sicut in aliis Poloniae Dioecesibus extat mos ut 
in missis solemnibus, praesertim diebus per annum solemnioribus, 
canant Gloria, Graduale, Credo, et in choro super maiorem Ec- 
clesiae portam, ubi organum est, constituto, mulieres ac puellae, 
sive solae ipsae cum organista, sive iuvenibus et viris coniunctae, in 
quibus cantorum choris mixtis vocem soprano exequuntur puellae. 
Quum huiusmodi morem quaedam Ephemerides polonicae defendant 
contra plures Archaeologiae et Liturgiae cultores qui illum impro- 
bant, quaeritur: 
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I. An mos supradescriptus licitus sit et conformis legi et sensui 
Ecclesiae ? | 

II. Et quatenus negative ad I. an saltem tolerari possit ? 

Et sacra eadem Congregatio, ad relationem subscripti Secretarii, 
exquisito voto Commissionis Liturgicae, reque mature perpensa, re- 
spondendum censuit: Negative ad utrumque, et Decretum n. 3964 
De Truxillo 17. Sept. 1897 etiam ad hunc casum extendi declaravit. 

Atque ita rescripsit die 19. Februarii 1903. 

S. Card. Cretoni, Praef, - 
L. t S. t D. Panici, Archiep. Laodicen., Secret. 


14. Die kanonische Visitation durch die Dechanten in der 
Diözese St. Pölten. 


(St. Pöltner Diözesanbl. Nr. IV. 1903.) 


Dem hochwürdigen Seelsorgeklerus wird hiemit in Erinnerung 
gebracht, dass bei den jährlichen kanonischen Visitationen durch die 
hochwürdigen Herren Dechanten Nachstehendes in Bereitschaft ge- 
balten und den Dechanten vorgelegt werde: 

L In der Kirche ist dem Dechanten Einsicht zu gewähren in 
den Tabernakel, die Monstranz und das Ciborium. Die Portatilien 
mögen betreffs ihrer Integrität und Unversehrtheit der Siegel genau 
geprüft werden. Ferner sind vorzuweisen: die Kelche, die Gefässe 
für die heiligen Öle, die Paramente und die Kirchenwäsche. Auch 
wolle sich der Dechaut überzeugen, ob das Sakrarium gesperrt und 
mit einem Schlosse versehen ist. 

Il. Dem Dechante ist ferner vorzulegen: 

1. das Kirchen- und Pfründeninventar nebst Nachtrag; 

2. das Memorabilienbuch ; 

3. ein schriftlicher Beleg, aus welchem die Dauer der Mess- 

lizenz in den Filialkirchen und Kapellen erhellt ; 

4. Die Kirchenrechnung des abgelaufenen Jahres; 

5. das Kassajournal des laufenden Jahres samt dem darin aus- 
gewiesenen Bargelde, welches vorgezählt werden soll. Das 
Kassajournal darf nicht aus losen Blättern bestehen, son- 
dern muss geheftet und paginiert sein; 

6. bei der Skontrierung der Kirchenkasse die Obligationen und 
die Stiftbriefe ; 

7. das Stiftungsprotokoll, in welchem sämtliche Stiftungen der 
Pfarre, auch die neuesten, eingeschrieben-sein müssen ; 
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8. der Stiftungsgebührenausweis ; 

9. Die Tabella fundationum in der Sakristei und der Persol- 
vierungsausweis der Stiftmessen, aus welchem ersehen wird, 
an welchem Tage die gestifteten Messen persolviert worden 
sind ; 

10. das Messeneinschreibbuch der Kurrent-, Segen- und Legat- 
messen. Dasselbe ist am Tage der Visitation abzuschliessen 
und sub fide sacerdotali zu bezeugen, dass kein anderes 
Messeinschreibbuch in Verwendung ist. Die Bedeckungssumme 
der unpersolvierten Messintentionen muss dem Dechanten 
vorgezählt werden. Ferner ist im Messeneinschreibbuch der 
Tag, für welchen die Persolvierung der betreffenden Mess- 
intention im Verkündbuche angesetzt wurde, zu bemerken; 

11. das Verzeichnis über die Zahl der Schüler, die Klassen der 
einzelnen Schulen und die Schülerzahl jeder Klasse; 

12. die Jurisdiktionsurkunde der Hilfspriester ; | 

13. sämtliche Matrikenbücher: als das Tauf- und Geburts-, 
Trauungs- und Sterbebuch und deren Duplikate, das Trau- 
ungsrapular, das Ehe- und Pfarrverkündbuch, die Firmungs- 
matrik und dessen Duplikat, das Konvertiten- und Apo- 
statenbuch ; 

14. ein Verzeichnis über die im Pfarrhofe befindlichen Dienst- 
boten; 

15. der Nachweis über den ordnungsmássig verabreichten Lohn 
oder die Spanbüchel. 

Die Herren Benefiziaten, geistliche Professoren und Messeleser 
haben dem Dechanten die Messeinschreibbücher vorzulegen, wenn sie 
zur Führung derselben und zur Annahme von Messstipendien be- 
rechtiget sind. 

Dies wird dem hochwürdigen Diözesanklerus zur Darnach- 
achtung und behufs eines gleichmässigen Vorganges bei den jäbr- 
lichen kanonischen Visitationen mitgeteilt. 


15. Prozesssachen von Geistlichen in der Diözese Fulda. 
(Kirchl. Amtsbl. f. d. Diózese Fulda Nr. 2. 1903.) 


Im Hinblicke darauf, dass es immer peinlichen Eindruck macht, 
das Ansehen des geistlichen Standes und die Seelsorge selbst oft 
grossen Schaden erleiden, wenn Geistliche als Partei vor dem welt- 
lichen Gerichte erscheinen, verordnen wir nach dem Beispiele anderer 
Diózesen, was folgt: 
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1) Jeder Geistliche unserer Diözese, welcher eine Zivilklage zu 
erheben beabsichtigt oder eine Strafverfolgung gegen irgend jeman- 
den, sei es gegen einen Angehörigen der eigenen oder einer fremden 
Pfarrei bei einer weltlichen Gerichtsbehörde veranlassen will, hat 
uns dieses vorher unter kurzer Angabe des wesentlichen Tatbestandes 
anzuzeigen und unsere Entschliessung abzuwarten. 

2) Ebenso hat jeder Geistliche, gegen welchen eine Zivilklage 
erhoben oder eine Strafverfolgung von einer weltlichen Behörde ein- 
geleitet wird, uns dieses unter Darlegung des Sachverhalts alsbald 
anzuzeigen. Womöglich ist Abschrift der Klageschrift vorzulegen. 

Die hochwürdigen Herren Dechanten haben über die Beachtung 
dieser Vorschriften zu wachen und etwaige Zuwiderhandlungen uns 


anzuzeigen. 
Der Bischof von Fulda 


+ Adalbertus. 


16. Das Erscheinen von Geistlichen der Diözese Limburg als 
Kläger oder als Beklagte vor Gericht. 
(Amtsbl. des Bistums Limburg Nr. 8. 1903.) 


Wenn auch nach dem Gerichtsverfassungsgesetz v. 27. Januar 
1877 $ 15 »die Ausübung einer geistlichen Gerichtsbarkeit ohne 
bürgerliche Wirkung ist«, so ist es doch dem Geiste und den 
Wünschen der Kirche entsprechend und auch durch Vorschriften 
des kanonischen Rechtes (c. 48. 46. C XI. q. 1; c. 1. X. de foro 
compet. II. 2.) ausdrücklich geboten, dass Geistliche Civilklagen, 
welche sie etwa widereinander haben, vor dem Forum der geist- 
lichen Behörde austragen. Überhaupt ist es peinlich, wenn Geist- 
liche, sei es als Kläger oder als Beklagte, vor dem weltlichen Ge- 
richte erscheinen. Leicht wird dadurch die Ehre der Betreffenden 
‚sowohl selbst, als die des Klerus im allgemeinen geschädigt und 
sogar Gehässigkeit gegen die Kirche und die Religion erregt. Um 
dem nach Möglichkeit vorzubeugen und event. rechtzeitig eingreifen 
zu können, verordnen Wir hierdurch, dass jeder Geistliche Unserer 
Diözese, wenn er als Kläger einen Prozess vor dem weltlichen Ge- 
richte anhängig machen will oder daselbst als Beklagter zu er- 
scheinen hat, rechtzeitig Uns darüber unter ausführlicher Darlegung 
des Rechtsgegenstandes und aller in Betracht kommenden Verhält- 
nisse Bericht erstattet, 

Limburg, den 2. Juni 1903. 

Bischöfliches Ordinariat. 
Ad N. O. E. 2712. Hilpisch. vdt. Sfrieth. 
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17. Pastoralkonferenzen in der Diözese Trier, 
(Kirchl. Amtsanzeiger für die Diözese Trier Nr. 5. 1903.) 


Unterm 1. Dezember 1881 habe ich dem Hochwärdigen Klerus 
meiner Diözese dringend ans Herz gelegt, der Abhaltung der Pa- 
storalkonferenzen alle Aufmerksamkeit und Sorgfalt zuzuwenden. 
Ich habe dabei Bezug genommen auf das Schreiben des Bischofs 
Arnoldi vom 20. Februar 1851, wodurch die Pastoralkonferenzen 
für die Diözese Trier angeordnet und geregelt wurden, und an die 
Worte erinnert, mit denen dort die hervorragende Wichtigkeit dieser 
Konferenzen für die Fortbildung des theologischen Studiums, für 
möglichst einheitliche und wirksame Gestaltung der seelsorglichen 
Tätigkeit, für wechselseitige Erbauung sowie für die Pflege priester- 
licher Geselligkeit geschildert wird. Waren nun diese Erwägungen 
schon damals von hoher Bedeutung und demnach die dadurch be- 
gründeten Pastoralkonferenzen von grossem Segen, so lassen, wie 
dies unschwer einleuchtet, die heutigen Zeitverliältnisse mit den 
immer offener und verführerischer gewordenen Lockungen des Irr- 
glaubens und der religiösen Gleichgültigkeit, mit den immer drohen- 
der auftretenden Gefahren der Genusssucht und Unbotmässigkeit jene 
praktisch-wissenschaftlichen Zusammenkünfte der Seelsorgegeistlichen 
zur gemeinsamen Beratung, geeigneter Abwehr und zu wirksamen 
Schutz der uns anvertrauten Seelen, sowie nicht minder zu unserer 
eigenen Ermunterung und Aneiferung in Erfüllung unserer beruf- 
lichen Obliegenheiten geradezu als gebieterische Notwendigkeit und 
für uns selbst als heilige Pflicht erscheinen. 

Ich vertraue darum fest, dass in Zukunft mein Klerus mit 
neuem, und, wenn möglich, mit noch grösserm Eifer als bisher, die 
Pastoralkonferenzen sich angelegen sein lassen wird. Die Herren 
Dechanten und Definitoren werden Sorge tragen, dass im Laufe 
eines jeden Jahres in jeder Definition wenigstens vier Konferenzen 
stattfinden, und dass dieselben durch Behandlung zeitgemässer 
Gegenstände der kirchlichen Wissenschaft und Praxis sich möglichst 
anregend und fruchtbar gestalten. Bis Mitte November eines jeden 
Jahres werden sie regelmässig über die abgehaltenen Konferenzen 
unter Beifügung eines Protokolles Bericht erstatten. Ich werde da- 
für Sorge tragen, dass von diesen Berichten sorgfältig Kenntnis ge- 
nommen, und, wenn auch nicht gerade in jedem Falle eine besondere 
Empfangsbescheinigung erfolgt, etwaigen darin enthaltenen Anfragen 
durch mein General-Vikariat geeignete Beantwortung zuteil wer- 
den wird. | 

Trier, den 14. April 1903. 1 M. Felix. 
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18. Eheproklamation von Gruben- und Fabrikarbeitern in der 
Diôzese Trier. | 


(Kirchl. Amtsanzeiger Nr. 5. 1903.) 


Nach unserer Verordnung vom 21. Márz 1872 (Promptuarium 
Seite 146) ist die Eheproklamation auswürtiger Gruben- und Fabrik- 
arbeiter, welche in den sogenannten Schlafhäusern der Gruben und 
Fabriken Unterkunft haben, und wóchentlich oder alle 14 Tage auf 
einen oder zwei Tage in ibre Heimat zurückkehren, in der Pfarr- 
kirche, in deren Bereich das Schlafhaus liegt, nicht erforderlich. 
Es hat sich jedoch herausgestellt, dass die Voraussetzung jener Ver- 
ordnung nicht mehr zutrifft, dass vielmehr solche Arbeiter vielfach 
mit den Eingesessenen der Pfarrei des Arbeitsortes in Verkehr treten. 
Es ist deshalb erforderlich, die Eheproklamationen dieser Arbeiter 
auch in der Pfarrkirche vorzunehmen, zu der das Schlafhaus gehört. 
Die Verordnung vom 23. März 1872 wird daher, wie Sr. Bischôf- 
lichen Gnaden bestimmt haben, vom Pfingstsonntage dieses Jahres 
an ausser Kraft gesetzt und es besteht die Verordnung vom 10. Sep- 
tember 1869 (Promptuarium Seite 144) von demselben Tage an wie- 
der zu Recht. Hiernach sollen solche Gruben- und Fabrikarbeiter, 
wenn sie bereits einen Monat in dem Arbeitsorte sich aufgehalten 
haben mit der Aussicht, längere Zeit, wenigstens ein halbes Jahr, 
dort zu verbleiben, auch in der Pfarrei, worin die Gruben und 
Fabriken gelegen sind, zur Ehe proklamiert werden. 

Trier, den 15. April 1903. 

Bischöfliches General- Vikariat. 


19. Rentbarmachung der Kapitalien kirchlicher Fonds in der 
Diözese Limburg. 


(Amtsbl. des Bistums Limburg Nr. 5. 1903.) 


Die bei Revision der Rechnungen wahrgenommene Tatsache, 
dass in nicht seltenen Fällen Funduskapitalien entgegen den gesetz- 
lichen Bestimmungen längere Zeit hindurch nicht angelegt werden, 
bestimmt Uns, Unsere diesbezügliche Verordnung vom 2. Mai 1887 
(Amtsblatt S. 35 f.) von neuem einzuschärfen mit der durch die 
neue Geschäftsanweisung für die katholischen Kirchenvorstände und 
Gemeindevertretungen in der Provinz Hessen-Nassau eingeführten 
Abänderung. 

Limburg, den 28. Februar 1903. 

Bischöfliches Ordinariat. 
Ad N. O. E. 951. Hilpisch. vdt. Strieth. 
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Die Rentbarmachung der Kapitalien kirchlicher Fonds betr. 


Bei Durchsicht der Budgets und Rechnungen der kirchlichen 
Fonds hat es sich wiederholt ergeben, dass zum Fundus gehörige 
Kapitalien längere Zeit hindurch nicht rentbar gemacht oder gar 
zur Deckung laufender Ausgaben verwendet und so die betr. Fonds 
mehr oder minder geschädigt wurden. Wir sehen Uns daher ver- 
anlasst, die kirchlichen Verwaltungsorgane und zwar in erster Linie 
die Kirchen- und Kapellenvorstände mit allem Ernste auf die des- 
falls bestehenden gesetzlichen Vorschriften aufmerksam zu machen 
und sie nachdrücklich an die wichtigen Pflichten zu erinnern, welche 
ihnen in dieser Hinsicht obliegen. 


Schon das General-Reskript der früheren Nass. Landesregierung 
vom 15. Februar 1811 ad N. R. 1701, die Einrichtung des katho- 
lischen Kirchenrechnungsweseus und Sicherstellung des Kirchenver- 
mögens betr., hat den Kirchenrechnern die Verpflichtung auferlegt, 
die baren, zum Kapitalfonds gehórigen Gelder, welche vorrätig sind 
oder während der Verwaltung eingehen, innerhalb der Frist von 
3 Monaten zinsbar anzulegen und, falls dies durch Nachlässigkeit 
ihrerseits unterblieben, von da ab selbst mit 59], zu versinsen. 


In áhnlicher Weise macht $ 9 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 
über die Vermógens- Verwaltung in den kath. Kirchengemeinden die 
Mitglieder des Kirchenvorstandes für die Sorgfalt eines ordentlichen 
Hausvaters bei der ihnen anvertrauten Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens haftbar. Wie diese Haftbarkeit zu verstehen, ergibt 
Art. 28 der Geschäftsanweisung für die kath. Kirchenvorstánde und 
Gemeindevertretungen in der Provinz Hessen-Nassau vom 4. Februar 
1902, welcher besagt: »Bei der zinsbaren Belegung von kirchlichen 
Geldern sind die Vorschriften in 88 1807 u. 1808 des B. G.-B. und 
die Artikel 73 bis 76 des Preussischen Ausführungsgesetzes vom 
20. September 1899 zur Richtschnur zu nehmen.« 8 1833 des 
B. G.-B., welcher den Vormund dem Mündel für den aus einer 
Pflichtverletzung entstehenden Schaden verantwortlich macht, gilt 
analog auch für die Kirchenvorsteher gegenüber den durch sie zu 
verwaltenden kirchlichen Fonds. 


Eine weitere Erláuterung zu dem angeführten 8 9 des cit. Ge- 
setzes erteilt sodann Art. 16 der genannten Geschäftsordnung, wo- 
nach die nach $ 8 des Gesetzes dem Kirchenvorstande obliegende 
Vermögensverwaltung von den Mitgliedern desselben gemeinsam 
wahrzunehmen ist, mit der Massgabe, dass der Kirchenvorstand auch, 
wenn er die Kassenverwaltung und die Rechnungsführung einem 
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Kirchenvorsteher oder besonderen Rechnungsführer übertragen hat, 
verpflichtet bleibt, dessen Geschäftsführung sorgfältig zu beaufsich- 
tigen, die Beobachtung der dem Letzteren erteilten Anweisungen 
zu überwachen und wahrgenommene Unregelmässigkeiten abzustellen. 
»Insoweit ist der Kirchenvorstand«, wie es im unmittelbaren An- 
schlusse hieran alsdann in dem gedachten Artikel 16 heisst, »für 
die Handlungen und Unterlassungen des Rechnungsführers (Kirchen- 
vorstehers bezw. Rendanten) wie für seine eigenen verantwortlich.« 

Wir verordnen daher auf Grund vorstehender Bestimmungen, 
dass künftighin alle zum Fundus gehörigen Kapitalien binnen 
14 Tagen nach ihrem Eingange zinsbar angelegt werden müssen 
und soweit dies bis zum Ablaufe dieser Frist in guten Hypotheken 
nicht geschehen kann, entweder bei der Sparkasse der Nass. Landes- 
bank zu deponieren oder zum Ankaufe gesetzlich zugelassener Wert- 
papiere zu verwenden sind. Die Kirchenvorstände wollen dabei 
darauf halten, dass etwaige Kapital-Anlagen seitens der Fonds- 
schuldner nur nach vorausgegangener 3monatlicher Kündigung er- 
tolgen. 

Um aber künftigen Nachlässigkeiten in dieser Hinsicht tun- 
lichst vorzubeugen, weisen Wir hierdurch des weiteren die H.H. Vor- 
sitzenden der Kirchen- und Kapellenvorstände des Bistums an, in 
der nächsten Sitzung nach Enfpfang dieses Amtsblattes und künftig- 
hin jedesmal in der Sitzung, in welcher die Feststellung des Jahres- 
budgets erfolgt, gegenwärtige Verfügung dem versammelten Kirchen- 
vorstande ihrem vollen Wortlaute nach zur Kenntnis zu bringen und 
fügen dem bei, dass Wir in Zukunft bei etwaigem Zuwiderhandeln 
die Schuldigen unnachsichtlich zum Ersatze der dem Fonds durch 
ihre Nachlässigkeit verloren gegangenen Zinsen anhalten werden. 
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III. Staatliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


I. Gesetz, betr. die Bildung von Gesamtverbinden in der 
katholischen Kirche in Preussen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Kônig von Preussen u. s. w. 


verordnen mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtages der 
Monarchie, was folgt: 
81. 

In Ortschaften, welche mehrere unter einem gemeinsamen 
Pfarramte nicht verbundene Kirchengemeinden umfassen, können die 
in $ 6 dieses Gesetzes bezeichneten Rechte und Pflichten ganz oder 
teilweise einem Gesamtverbande übertragen werden, welcher aus 
sämtlichen oder einigen Kirchengemeinden der betreffenden Ort- 
schaft, geeignetenfalls unter Einbeziehung angrenzender Kirchen- 
gemeinden, gebildet wird, 

Einem auf Grund dieses Gesetzes gebildeten Verbande können 
weitere Kirchengemeinden derselben Ortschaft oder angrenzende an- 
geschlossen werden. 

8 2. 

Die Bildung eines Gesamtverbandes und die Feststellung der 
ihm nach S 6 zu übertragenden Rechte und Pflichten erfolgt auf 
Anordnung der bischôflichen Behórde und bedarf der Zustimmung 
der beteiligten Kirchengemeinden. Die verweigerte Zustimmung von 
beteiligten Kirchengemeinden kann durch Beschluss der bischöf- 
lichen Behörde ergänzt werden, falls die Seelenzahl der zustimmen- 
den Gemeinden wenigstens die Hälfte der Gesamtseelenzahl des zu 
bildenden Gesamtverbandes beträgt. 

Die gleichen Bestimmungen gelten für den Anschluss an einen 
bestehenden Verband mit der Massgabe, dass derselbe die Zustim- 
mung der Vertretung des Gesamtverbandes und der auzuschliessen- 
den Gemeinden erfordert und die Zustimmung durch Beschluss der 
bischöflichen Behörde ergänzt werden kann, falls die Seelenzahl des 
Gesamtverbandes und der etwa zustimmendeu Gemeinden wenigstens 
die Hälfte der Gesamtseelenzahl des weiteren Gesamtverbandes 
beträgt. 

33 * 
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838. 

Die dem Gesamtverbande übertragenen Befugnisse und Ver- 
pflichtungen werden von einer besonderen Verbandsvertretung wahr- 
genommen, welche besteht: 

a) aus den Vorsitzenden der Kirchenvorstände und 

b) aus den Vorsitzenden der Gemeindevertretungen der be- 
teiligten Kirchengemeinden, 

c) aus je einem, für jede beteiligte Kirchengemeinde durch 
den Kirchenvorstand und die Gemeindevertretung in ge- 
meinschaftlicher Sitzung für die Dauer seines Hauptamtes 
zu wählenden Mitgliede des Kirchenvorstandes oder der 
Gemeindevertretung. 

In den katholischen Pfarrgemeinden in Frankfurt a. M. tritt 
der Pfarrer bezw. Pfarrverweser an die Stelle des zu wählenden 
Mitgliedes. 

In den Kirchengemeinden, in welchen eine Gemeindevertretung 
nicht gebildet ist ($ 35 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 — Gesetz- 
sammlung S. 241 —), sind abweichend von den Vorschriften zu b 
und c durch den Kirchenvorstand aus seiner Mitte zwei Mitglieder 
auf die Dauer ihres Hauptamtes zur Verbandsvertretung zu wählen. 

Für Domgemeinden, auf welche das Gesetz vom 20. Juni 1875 
keine Anwendung findet (vergl. $ 56 a. a. O.), treten der Pfarrer 
bezw. Pfarrverweser und zwei durch die Vermögensverwaltungsorgane 
der Domgemeinde zu ernennende Gemeindeglieder, welche die Wähl- 
barkeit zum Kirchenvorsteher besitzen müssen, in die Verbandsver- 
tretung ein. 

Den Vorsitz führt in Berlin der Propst von St. Hedwig, im 
übrigen der Dechant (Erzpriester) und sofern dieser dem Verbande 
nicht angehört, der dienstälteste Pfarrer. 

Die Verbandsvertretung wählt aus ihrer Mitte einen stellver- 
tretenden Vorsitzenden. 


8 4. 


Ein Ausschuss der Verbandsvertretung vertritt den Gesamt- 
verband in vermögensrechtlicher Beziehung, in streitigen wie in 
nichtstreitigen Rechtssachen, nach aussen und verwaltet dessen Ver- 
mögen nach Massgabe der Beschlüsse der Verbandsvertretung. 

Urkunden über Rechtsgeschäfte, welche den Gesamtverband 
gegen Dritte verpflichten sollen, insbesondere Vollmachten, müssen 
unter Anführung des betreffenden Beschlusses der Verbandsvertretung 
bezw. des Ausschusses von dem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern 
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des Ausschusses unterschrieben und mit dem Siegel des Verbandes 
versehen sein. Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungs- 
mässige Fassung der Beschlüsse der Verbandsvertretung sowie ihres 
Ausschusses festgestellt, sodass es eines Nachweises der einzelnen 
Erfordernisse derselben nicht bedarf. 

Durch das Regulativ ($ 5) kann bestimmt werden, dass die 
Bildung eines Ausschusses unterbleibt. In diesem Falle finden die 
auf den Ausschuss bezüglichen vorstehenden Bestimmungen auf die 
Verbandsvertretung sinngemässe Anwendung. 


85. 
Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung und Geschäfts- 
führung der Verbandsvertretung und ihres Ausschusses werden von 
der bischöflichen Behörde in jedem einzelnen Falle festgesetzt. 


8 6. 

Dem Gesamtverbande kónnen übertragen werden: 

1. die Befugnis, über Einführung, Veränderung und Aufhebung 
allgemeiner Gebühren für die Verbandsgemeinden Beschluss zu fassen ; 

2. die Aufgabe, unbeschadet der Rechte und Pflichten der Auf- 
sichtsbehórden und der einzelnen Kirchengemeinden, neue Parochial- 
bildungen innerhalb der Verbandsgemeinden und eine ausreichende 
Ausstattung der Verbandsgemeinden mit äusseren kirchlichen Ein- 
richtungen, insbesondere Seelsorgerstellen, kirchlichen Gebäuden und 
dergleichen zu fördern; 

3. die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden diejenigen 
Mittel zu gewähren, welche sie zur Erfüllung der ihnen obliegen- 
den gesetzlichen Leistungen bedürfen und in Ermangelung zuläng- 
lichen Kirchenvermögens und dritter Verpflichteter (Gemeinden, 
Patrone usw.) sich nicht ohne Umlage verschaffen können; 

4. die Befugnis, Rechte, namentlich auch an Grundstücken, zu 
erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, zu klagen und verklagt zu 
werden und zur Erwerbung von Grundstücken sowie zur Errichtung 
neuer kirchlicher Gebäude und SE von Begräbnisplätzen 
Anleihen aufzunehmen; 

5. die Befugnis, die Mittel, E der Verband zur Er- 
füllung seiner Aufgaben bedarf, soweit nicht andere Einnahmen zu 
Gebote stehen, sich durch Umlage zu beschaffen. 

In diesem Falle werden die Umlagen unmittelbar auf die Ge- 
meindeglieder sämtlicher Kirchengemeinden verteilt und müssen 
gleichzeitig in allen Gemeinden des Verbandes nach gleichem Mass- 
stab erhoben werden. 
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Für den Verteilungsmassstab gilt die Vorschrift in $ 21 Nr. 8 
des Gesetzes vom 20. Juni 1875. 


$ 7. 

Die Anordnung der bischôflichen Behörde über die Bildung 
eines Gesamtverbandes und die Feststellung der ihm zu übertragenden 
Rechte und Pflichten (S8 2, 6) sowie der Erlass von Regulativen 
(8 5) bedürfen der Genehmigung der Staatsbehörde. 


8 8. 

Auf die Beschlüsse über Umlagen (8 6 Nr. 5) finden die ent- 
sprechenden Vorschriften des Gesetzes vom 20. Juni 1875 An- 
wendung. 

Auch im übrigen bewendet es, insbesondere wegen der Ge- 
nehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde zu den Beschlüssen der 
Verbandsvertretungen, bei den Vorschriften der 88 47 bis 54 a. a. O. 
Die im $ 50 a. a. O. vorgeschriebene staatliche Genehmigung ist 
nicht erforderlich, wenn der Erwerb von Grundeigentum im Falle 
einer Zwangsversteigerung zur Sicherung in das Grundbuch ein- 
getragener Forderungen erfolgt. 


8 9. 
Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehördeu 
bezeichuet, welche die Aufsichtsrechte des Staates den Gesamtver- 
bänden gegenüber auszuüben haben. 


S 10. 
Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird der Minister der 
geistlichen u. s. w. Angelegenheiten beauftragt. 
Urkundlich unserer Hôchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Döberitz, den 29. Mai 1903. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönstedt. Gr. v. Posadowsky. v. Tirpite. Studt. 
v. Podbielski. Frh. v. Ilammerstein. Möller. 


Begründung. 


Die am 21. August 1902 in Fulda versammelt gewesenen 
Bischöfe des Königreiches Preussen haben unter Überreichung eines 
entsprechenden Entwurfs den Antrag gestellt auf Erlass eines Ge- 
setzes, durch welches für grössere Ortschaften, in welchen sich 
mehrere unter einem gemeinsamen Pfarramte nicht verbundene 
Kirchengemeinden befinden, die Bildung parochialer Gesamtverbände 
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zur gemeinsamen Befriedigung der hervortretenden kirchlichen Be- 
dürfnisse ermóglicht werden soll. 

Das von den Bischófen betonte Bedürfnis zum Erlass gesetz- 
licher Bestimmungen ist in der evangelischen Kirche ebenfalls her- 
vorgetreten und hat dort bereits seine Befriedigung in einer gesetz- 
lichen Regelung für die einzelnen Landeskirchen gefunden. Es 
unterliegt daher keinem Bedenken, muss vielmehr als im Interesse 
der katholischen Kirche liegend anerkannt werden, dass auch für sie 
die gesetzliche Möglichkeit zur Bildung von parochialen Gesamt- 
verbánden geschaffen wird. Für die Gestaltung des Gesetzentwurfs, 
mit dessen Inhalt sieh die preussischen Bischófe einverstanden er- 
klärt haben, sind im allgemeinen die bewährten Vorschriften der 
für die evangelischen Landeskirchen erlassenen Gesetze vorbildlich 
gewesen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen wird folgendes bemerkt. 


Zu $ 1. 


Der Paragraph schliesst sich genau an die gleichen Bestim- 
mungen für die evangelische Kirche an. 


Zu 82. 


In den evangelischen Kirchengesetzen ist die Anordnung der 
Bildung eines Gesamtverbandes und die Feststellung der demselben 
zuzuweisenden Befugnisse in die Hand der kirchlichen Oberbehörde, 
des Konsistoriums, gelegt. 

Die gleichen Befugnisse sind in dem Entwurf für die katho- 
lische Kirche ebenfalls der kirchlichen Oberbehörde, d. i. dem 
Bischofe zugewiesen. Ä 

Die Gesetze für die evangelische Kirche fordern für die Bil- 
dung eines Gesamtverbandes die Zustimmung aller beteiligten Ge- 
meinden oder, falls die Seelenzahl der zustimmenden Gemeinden 
wenigstens die Hälfte der Gesamtseelenzahl des zu bildenden Ge- 
samtverbandes beträgt, die Genehmigung synodaler Vertretungen. 
Während also die Bildung eines Verbandes zu unterbleiben hat, 
wenn, uach der Seelenzahl gerechnet, die Mehrheit der Bildung 
widerspricht, kann der Widerspruch einer Minderheit durch die Be- 
schlussfassung einer von der anordnenden kirchlichen Behörde ver- 
schiedenen Körperschaft beseitigt oder mit anderen Worten die 
fehlende Zustimmung ergänzt werden. Auch der vorliegende Ent- 
wurf geht davon aus, dass grundsätzlich die Zustimmung der be- 
teiligten Kirchengemeinden zu der Bildung eines Gesamtverbandes 
zu erfordern ist, sieht jedoch gleichfalls die Möglichkeit vor, den 
Widerspruch einer Minderheit zu beseitigen. In der katholischen 
Kirche gibt es neben den Bischöfen keine Vertretungen, welche zur 
Beschlussfassung über die Beseitigung des Widerspruchs einer blossen 
Minderheit oder über die Ergänzung der fehlenden Zustimmung einer 
Minderheit herangezogen werden könnten. Es würde zu weit gehen, 
wenn man mit Rücksicht hierauf die Bildung eines Gesamtverbandes 
nur dann für zulässig erklären wollte, wenn alle beteiligten Kirchen- 
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gemeinden durch Beschlüsse ihrer Vertretung der Errichtung zu- 
stimmen. Dies würde nicht nur eine wesentliche Erschwerung gegen- 
über den für die evangelische Kirche geltenden Errichtungsbeding- 
ungen enthalten, sondern die Wirksamkeit des gauzen Gesetzes in 
Frage stellen. Es muss daher die Möglichkeit gegeben bleiben, den 
unbegründeten Widerspruch einer blossen Minderheit zu beseitigen, 
und es erübrigt nur, die Beschlussfassung über die Beseitigung des 
Widerspruchs einer blossen Minderheit bezw. die Ergänzung der 
fehlenden Zustimmung den Bischöfen selbst zu übertragen, vorbe- 
haltlich der aus $ 7 des Gesetzentwurfes sich ergebenden staatlichen 
Genehmigung in jedem Einzelfalle. 

Der lediglich eine genauere Klarstellung bezweckende 2. Ab- 
satz des $ 2 behandelt den Fall des Anschlusses weiterer Gemeinden 
an einen bereits bestehenden Gesamtverband; hier bleibt nur her- 
vorzuheben, dass über einen solchen Anschluss nicht die Vertretungen 
der einzelnen, dem Gesamtverbande bereits angehörigen Kirchen- 
gemeinden, sondern die Vertretung des Gesamtverbandes selbst zu 
beschliessen hat. 


Zu $ 3. 


Der $ 3 enthält die näheren Bestimmungen über die Zusam- 
mensetzung der Verbandsvertretung und regelt dieselbe in Überein- 
stimmung mit den bezüglichen Bestimmungen tür die evangelische 
Kirche dahin, dass jede beteiligte Kirchengemeinde in die Verbands- 
vertretung einen Geistlichen und zwei Laienmitglieder zu entsenden 
hat. Nach den Vorschlägen des Entwurfs soll die Verbandsrer- 
tretung bestehen: 

a) aus den Vorsitzenden der Kirchenvorstände und 

b) aus den Vorsitzenden der Gemeindevertretungen der be- 
teiligten Kirchengemeinden, 

c) aus je einem für jede beteiligte Kırchengemeinde durch 
den Kirchenvorstand und die Gemeindevertretung in ge- 
meinschaftlicher Sitzung für die Dauer seines Hauptamtes 
zu wählenden Mitgliede des Kirchenvorstandes oder der 
Gemeindevertretung. 

Vorsitzender des Kirchenvorstandes ist jetzt nach Art. 14 des 
Gesetzes vom 21. Mai 1886 (Gesetzsamml. S. 147) Absatz 2 und 3, 
der für die Diózese Kulm erlassenen Allerhóchsten Verordnung vom 
22. September 1888, der für die Erzdiózese Gnesen-Posen ergangenen 
Allerhóchsten Verordnung vom 27. September 1893 und Art. 1 des 
Gesetzes vom 31. März 1893 (Gesetzsamml. S. 68) in allen katho- 
lischen Pfarrgemeinden der Pfarrer bezw. ordnungsmässiz bestellte 
Pfarrverweser, sodass durch die Vorschrift unter a die Pfarrer 
bezw. Pfarrverweser zu Mitgliedern einer zu bildenden Verbands- 
vertretung berufen sind, Eine Ausnahme findet allein noch statt in 
Frankfurt a. M., wo auch jetzt noch nach Massgabe der dortigen 
Gesetzgebung ein Laie Vorsitzender des Kirchenvorstandes ist. (Vgl. 
Gesetz vom 22. Oktober 1322 und 2. Februar 1830. Frankfurter 
Gesetz-Sammlung III. S. 145. 1V. S. 201.) Diesen besonderen Ver- 
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hältnissen von Frankfurt ist dadurch Rechnung getragen, dass auch 
dort der Laienvorsitzende des Kirchenvorstandes in eine etwa zu 
bildende Verbandsvertretung einzutreten hat, dass aber nach der 
Vorschrift in Absatz 2 des Entwurfs an Stelle des in gemeinschaft- 
licher Sitzung des Kirchenvorstandes und der Gemeindevertretung zu 
wählenden Mitgliedes der Pfarrer bezw. Pfarrverweser in die Ver- 
bandsvertretung eintritt. 

Für die Bestimmung unter c, dass für jede beteiligte Kirchen- 
gemeinde durch den Kirchenvorstand und die Gemeindevertretung in 
gemeinschaftlicher Sitzung ein Mitglied aus ihrer Mitte in die Ver- 
bandsvertretung zu wählen ist, war die Erwägung masszebend, dass 
die Gesamtverbände auf dem Gebiete der kirchlichen Vermögensver- 
waltung wichtige Aufgaben zu erfüllen haben, und dass es deshalb 
richtig erscheint, den Kreis der zu Mitgliedern der Verbandsver- 
tretungen Wählbaren nicht zu weit zu ziehen, sondern ihn auf die- 
jenigen zu beschränken, welche schon durch die allgemeinen Wahlen 
zum Kirchenvorstande oder zur Gemeindevertretung zur Teilnahme 
an der kirchlichen Vermögensverwaltung berufen worden sind. 

Der $ 56 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 über die Ver- 
mögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden bestimmt: 

»Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf Dom-, Militär- 
und Anstaltsgemeinden keine Anwendung.« 

Nach der Absicht des vorliegenden Gesetzentwurfes sollen 
Militär- und Anstaltsgemeinden in einen zn bildenden Gesamtver- 
band überhaupt nicht einbezogen werden können, da die besonderen 
Verhältnisse dieser Gemeinden und ihres eng begrenzten Mitglieder- 
kreises die Heranziehung zu den allgemeinen kirchlichen Lasten und 
Bedürfnissen eines grösseren Verbandes nicht rechtfertigen würden. 
Dagegen liegt kein Grund vor, die Einbeziehung der Domgemeinden 
in einen Gesamtverband auszuschliessen und zwar um so weniger, 
als gerade in den Domgemeinden nicht selten leistungsfähige Ge- 
meindeglieder wobnen, die lediglich infolge ihrer zufälligen Zuge- 
hörigkeit zur Domgemeinde seither von kirchlichen Umlagen befreit 
geblieben sind. Da in den Domgemeinden Kirchenvorstand und Ge- 
meindevertretung nicht gebildet sind, so erübrigt nur, die Vertretung 
durch Sonderbestimmungen zu regeln. Es ist deshalb die Bestim- 
mung vorgesehen, dass für Domgemeinden der Pfarrer bezw. Pfarr- 
verweser und zwei von den Vermögensverwaltungsorganen der Dom- 
gemeinde zu ernennende Gemeindeglieder, welche die Wählbarkeit 
zum Kirchenvorsteher besitzen müssen, in die Verbandsvertretung 
einzutreten haben. 

Zu $ 4 und 5. 


Die hier getroffenen Bestimmungen schliessen sich an die für 
die Gesamtverbände in der evangelischen Kirche geltenden Vor- 
schriften an und bedürfen keiner näheren Erläuterung. 


Zu $ 6. 


Dasselbe gilt von den hier getroffenen Vorschriften mit der 
Massgabe, dass die aus der Synodalverfassung der evangelischen 
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SEM sich ergebenden Bestimmungen keine Aufnahme gefunden 
aben. 


Zu 8 7. 


Der 8 7 unterwirft in Übereinstimmung mit den bezüglichen 
Vorschriften für die evangelische Kirche die Anordnung der bischôf- 
lichen Behórde über die Bildung eines Gesamtverbandes und die 
Feststellung der demselben zu übertragenden Rechte und Pflichten 
der Genehmigung der Staatsbehörde. 

Die Notwendigkeit der staatlichen Genehmigung ergibt sich 
allein schon daraus, dass es sich bei der Schaffung von Gesamt- 
verbánden ebenso, wie bei der Errichtung von Pfarrgemeinden, um 
die Bildung von  Korporationen mit juristischer Persönlichkeit 
handelt. Durch die besondere Erwáhnung des 8 2, welcher ausser 
der Anordnung über die Bildung des Verbandes auch von der Er- 
gänzung der fehlenden Zustimmung einer Minderheit handelt, soll 
unzweifelhaft zum Ausdruck gebracht werden, dass sich die Ge- 
nehmigung der Staatsbehórde auch auf die Beschlussfassung der 
bischóflichen Behörde über die Ergänzung der Zustimmung zu er- 
Strecken hat. 

Dass für den Erlass von Regulativen die Genehmigung der 
Staatsbehörde vorgeschrieben ist, findet seine Begründung schon 
darin, dass auch in $ 42 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 für An- 
weisungen über die Geschäftsführung, als welche die Regulative 
sich darstellen, Einvernehmen der bischöflichen Behörde und des 
Oberprüsidenten verlangt, also die Zustimmung einer Staatsbehörde 
gefordert wird. 


Zu 8 8. 


Die Bestimmungen des $ 8 rechtfertigen sich aus der Er- 
wägung, dass die Gesamtverbände sich darstellen als der Zusammen- 
schluss einer Mehrheit von Kirchengemeinden zur gemeinsamen Er- 
fülung von Aufgaben, welche sonst den einzelnen Kirchengemeinden 
obliegen, woraus sich von selbst ergibt, dass dieselben Aufsichts- 
rechte, welche dem Staate gegenüber der einzelnen Kirchengemeinde 
zustehen, auch einer Mehrheit gegenüber zur Anwendung kommen 
müssen. 


Zu S 9. 
Die Bestimmung in $ 9 deckt sich mit den Vorschriften des 


8 95 des Gesetzes vom 20. Juni 1873 und denen der Gesetze für 
die evangelische Kirche. 
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2. Gesetz, betr. die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu 
zu errichtende katholische Pfarrgemeinden in Preussen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der 
Monarchie, was folgt: 

Artikel 1. 


Behufs Gewährung von Beihülfen an neu zu errichtende 
lPeistungsunfáhige katholische Pfarrgemeinden, welche zur Auf- 
bringung von Zuschüssen zur Erreichung des Mindest - Stellenein- 
kommens oder von Alters- oder Ortszulagen für die neu zu er- 
richtende Pfarrstelle Umlagen ausschreiben müssen, sowie zur Ge- 
währung von Beihülfen zu Um-, Erweiterungs- und Neubauten von 
Kirchen, Pfarr- und Küsterhäusern, kann die bischöfliche Behörde 
einen Diözesanhülfsfonds bilden, für welchen alljährlich eine Um- 
lage bis einem Prozent der von den katholischen Gemeindegliedern 
zu zahlenden Staatseinkommensteuer erhoben werden darf. 

Aus einem Diózesanhülfsfonds können Beihülfen zu den im Ab- 
satze 1 bezeichneten Zwecken auch an Diözesanhülfsfonds anderer 
preussischer Diözesen bewilligt werden. 


Artikel 2. 


Die bischöfliche Behörde verwaltet den Diözesanhülfsfonds, be- 
schliesst über die Erhebung der Umlage innerhalb der zulässigen 
Grenze und verteilt die Umlage durch eine Matrikel auf die katho- 
lischen Kirchengemeinden der Diözese. 


Artikel 3. 


Auf die Beiträge der Kirchengemeinden findet $ 53 des Ge- 
setzes über die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchen- 
gemeinden vom 20. Juni 1875 —  Gesetzsamml. S. 241 — An- 
wendung. 

In den Gemeinden werden die Beiträge aus den Kirchen- 
kassen, soweit diese dazu bei Berücksichtigung ihrer übrigen Ver- 
pflichtungen im stande sind, sonst durch Umlagen auf die Gemeinde- 
glieder nach den für Gemeindeumlagen bestehenden Vorschriften be- 
stritten. 

Artikel 4. 

Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung der Diözesan- 
hülfsfonds wird nach Massgabe des Gesetzes über die Aufsichts- 
rechte des Staates bei der Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Diözesen vom 7. Juni 1876 — Gesetzsamml. S. 149 — aus- 
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geübt. Die im $ 2 Nr. 10 a. a. O. vorgesehene Genehmigung der 
staatlichen Aufsichtsbehörde ist auch für Bewilligungen im Sinne 
des Artikels 1 Absatz 2 dieses Gesetzes erforderlich. 

Sowohl der Beschluss der bischöflichen Behörde über die Er- 
hebung der Umlage als die Matrikel bedarf der Bestätigung durch 
den Oberpräsidenten. Gegen die Verfügungen des Oberpräsidenten 
findet die Beschwerde an den Minister der geistlichen Angelegen- 
heiten statt. 

Artikel 5. 

Mit der Ausführung dieses Gesetzes werden der Minister der 

geistlichen Angelegenheiten und der Finanzminister beauftragt. 


Artikel 6. 
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1903 in Kraft. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Döberitz, den 29. Mai 1903. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönstedt. Gr. v. Posadowsky. 
v. Tirpitz. Studt (zugleich für den Finanzminister). v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerstein. Möller. 


Begründung. 


Das Gesetz vom 2. Juli 1898, betreffend das Diensteinkommen 
der katholischen Pfarrer — Gesetzsamml. S. 260 —, findet auch 
auf diejenigen Pfarrstellen Anwendung, welche nach seinem Inkraft- 
treten neu errichtet werden, insofern es z. B. auch hinsichtlich 
dieser Pfarrstellen die Pfarrgemeinden verpflichtet, ein Stellen- 
einkommen von mindestens 1500 Mk. und Alterszulagen zur Er- 
hóhung dieses Einkommens auf 3200 Mk. sowie gegebenen Falles 
Ortszulagen neben freier Dienstwohnung oder angemessener Miets- 
entschädigung zu gewähren. Hieraus folgt, dass Neugründungen 
von Pfarrstellen erst dann genehmigt werden können, weun nach- 
gewiesen ist, dass die der neuen Pfarrgemeinde gesetzlich ob- 
liegende Verpflichtung erfüllt werden wird. Ist ein entsprechender 
Nachweis nicht geführt, so müssen der Genehmigung der Neu- 
gründung Verhandlungen über die Bewilligung staatlicher Mittel 
aus dem durch Artikel 9 des Gesetzes bereitgestellten Fonds von 
200000 Mk. jährlich — Kap. 124 Tit. 2c des Staatshaushaltsetats 
— vorangehen. 

Dieser Fonds ist bestimmt zur Gewährung von Beihülfen an 
neu zu errichtende leistungsunfähige katholische Pfarrgemeinden, 
welche zur Aufbringung von Zuschüssen zur Erreichung des Mindest- 
Stelleneinkommens und von Alters- oder Ortszulagen für die neu 
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zu gründende Pfarrstelle Umlagen ausschreiben müssen. Die Be- 
willigung. hat nach Art. 9 Abs. 2 a. a. O. zur Voraussetzung, dass 
die bischöfliche Behörde auch ihrerseits Mittel für diesen Zweck 
zur Verfügung stellt und die Pfarrgemeinde nach Massgabe ihrer 
Leistungstäbigkeit zu den Lasten der Neugründung beiträgt. Der 
Bestimmung des Gesetzes entspricht es, dass die Kirche und der 
Staat bei den als notwendig anzuerkennenden Neugründungen sich 
an der Unterstützung leistungsunfähiger Gemeinden in der Regel 
gleichmässig beteiligen. Das helfende Eintreten des Staates kann 
daher im allgemeinen grundsätzlich nur bis zu demjenigen Betrage 
erfolgen, welcher für die kirchlichen Leistungen vorgesehen wird, 
was jedoch nicht ausschliesst, dass im Einzelfalle die Kirche oder 
der Staat auch einmal ausnahmsweise mit höheren Mitteln eintritt. 

Hiernach werden staatliche Beihülfen zur Aufbringung des 
Mindest-Stelleneinkommens von 1500 Mark in der Regel bis zur 
Hälfte des Fehlbetrages und in der Form eines der betreffenden 
Pfarrgemeinde zu überweisenden Dotationskapitales gewährt, dessen 
Zinsen den halben Fehlbetrag decken. Die andere Hälfte des Fehl- 
betrages wird durch Bewilligung eines kirchlichen Dotationskapitales 
oder einer festen Rente aus kirchlichen Mitteln sichergestellt. 

Behufs Aufbringung der Alterszulagen wird staatlicherseits 
gleichfalls in der Regel höchstens die Hälfte der erforderlichen 
Leistungen gewährt. Es werden zu diesem Zwecke für neugegründete, 
autbesserungsbedürftige katholische Pfarrstellen staatliche, von den 
Regierungshauptkassen verwaltete Dotationskapitalien bis zum Höchst- 
betrage von je 24500 Mark bereitgestellt, deren Zinsen zur Deckung 
der Hälfte der jeweilig erforderlichen Alterszulagen ausreichen. Ist 
die betreffende Pfarrgemeinde zur Aufbringung eines Teiles der 
Alterszulagen fähig, so wird ein entsprechend geringeres Dotations- 
kapital gewährt. Die andere Hälfte der jeweilig notwendigen Alters- 
zulagen wird wiederum aus kirchlichen Mitteln sichergestellt. 

Was die Beschaffung der Mittel zur Bestreitung der kirch- 
licherseits zu übernehmenden Verpflichtungen anlangt, so sind die 
bischoflichen Behörden, nachdem die bei den Verhandlungen über 
das Pfarrbesoldungsgesetz von der Staatsregierung beabsichtigte 
Einführung besonderer kirchlicher Steuern kirchlicherseits bean- 
standet worden ist, gegenwärtig der Hauptsache nach auf freiwillige 
Gaben aus den katholischen Gemeinden angewiesen. Wie die Er- 
fabrung gezeigt hat, lassen sich aber auf diese Weise die Beträge, 
welche sonst im Wege der Besteuerung hätten aufgebracht werden 
müssen, nicht für die Dauer in ausreichendem Masse sicher stellen. 
Es hat bereits in einer Diözese die Übernahme weiterer Verpflicht- 
ungen abgelehnt werden müssen, wodurch die Errichtung neuer 
Pfarrstellen unmöglich gemacht wird. Die bischöflichen Behörden 
sind daher nunmehr auf den Gedanken der Erhebung besonderer 
kirchlicher Steuern zurückgekommen. Von den zu Fulda versam- 
melt gewesenen Bischófen ist die Vorlage eines Gesetzentwurfes be- 
antragt worden, durch welchen die bischófliche Behörde ermächtigt 
wird, behufs Gewährung der fraglichen Beihülfen einen Diôzesan- 
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hülfsfonds zu bilden, für welchen nach Bedarf alljährlich eine Um- 
lage bis zu einem Prozent der vou den katholischen Gemeindeglie- 
dern ihrer Diözese zu zahlenden Staatseinkommensteuer erhoben 
werden dürfe. 

Eine diesem Antrage entsprechende Regelung ist im Geltungs- 
bereiche des Gesetzes, betreffend das Diensteinkommen der evangeli- 
schen Pfarrer vom 2. Juli 1898 — Gesetzsamml. S. 155 — dorch 
die Errichtung besonderer kirchlicher Hülfsfonds für jede Landes- 
kirche bereits erfolgt. Für diese Fonds, welche die landeskirchlichen 
Behörden unter Mitwirkung synodaler Organe verwalten, werden Um- 
lagen im Betrage von rund einen Prozent der von den Mitgliedern 
der betreffenden Landeskirche zu zahlenden Staatseinkommensteuer 
erhoben. (Vergl. 8 2 Nr. 1 des Kirchengesetzes, betr. Errichtung 
eines Hülfsfonds für landeskirchliche Zwecke, vom 16. August 1898 
für die evangelische Landeskirche der älteren Provinzen — Kirchl. 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 144 —; 8. 24, bezw. § 23, bezw. 
8 22, bezw. $ 22, bezw. § 22 der Kirchengesetze vom 2. Juli 1898, 
betr. das Diensteinkommen der Geistlichen, für Hannover (luth.), 
Schleswig-Holstein, Cassel, Wiesbaden und Hannover (ref.) — Ge- 
setzsamml. S. 172 fig). Für den Geltungsbereich des Gesetzes, 
betreffend das Diensteinkommen der katholischen Pfarrer, wird die 
Bildung der Diözesanhülfsfonds nunmehr in Übereinstimmung mit 
den früheren Absichten der Staatsregierung im Wege der staatlichen 
Gesetzgebung und unter Festsetzung der staatlichen Aufsichtsrechte 
herbeizuführen sein. Die bischöflichen Behörden, welchen Gelegen- 
heit zur Äusserung gegeben worden ist, haben sich mit dem Inhalte 
des vorliegenden Gesetzentwurfes einverstanden erklärt. 


Im einzelnen ist zu bemerken: 


Zu Artikel 1. 


Die evangelischen Landeskirchen sind durch die Errichtung der 
kirchlichen Hülfsfonds in dıe Lage versetzt, behufs Ausstattung neuer 
aufbesserungsbedürftiger Pfarrstellen Dotationskapitalien oder feste 
Renten in der Regel in demjenigen Betrage zu gewähren, welcher 
‘staatlicherseits im Einzelfalle aus dem Fonds von 600000 Mark 
jährlich (Artikel 5 des Gesetzes vom 2. Juli 1398 — Gesetzsamml. 
S. 155 —) bewilligt werden kann. Nach dem Entwurfe wird es 
den bischöflichen Behörden ermöglicht, aus den Diöcesanhülfsfonds 
in gleicher Weise Dotationskapitalien oder Renten regelmässig in 
Höhe der staatlichen Leistungen aus dem Fonds von jährlich 
200000 Mark bereit zu stellen. Die von kirchlicher Seite bean- 
tragte weitere Zweckbestimmung der Diözesanhülfsfonds, welche in 
der Gewährung von Beihülfen zu kirchlichen Bauten besteht, ist 
aueh bei den evangelischen landeskirchlichen Hülfsfonds für die 
älteren Provinzen und die Provinz Schleswig-Holstein vorgesehen. 

Nach dem Absatze 2 soll das Gesetz einer Verwendung von 
Überschüssen des Hülfsfonds einer Diözese für bedürftige Hülfsfonds 
anderer preussischer Diözesen nicht entgegenstehen. Im kirchlichen 
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Interesse erscheint es erwünscht, einen derartigen Ausgleich zu er- 
möglichen. Der grundsätzlichen Bestimmung des Diôzesanhülfs- 
fonds für die Zwecke der eigenen Diözese entspricht es jedoch, dass 
Bewilligungen aus dem Fonds für andere Diözesanhülfsfonds gemäss 
Artikel 4 der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde be- 
dürfen. 


Zu den Artikeln 2, 4 und 5. 


Gemäss $ 1 des Gesetzes über die Aufsichtsrechte des Staats 
bei der Vermögensverwaltung in den katholischen Diözesen vom 
7. Juni 1876 —  Gesetzsamml. S. 149 — wird die Staatsaufsicht 
über die neu zu errichtenden, von den bischöflichen Behörden zu 
verwaltenden Diôzesanhülfsfonds nach den Bestimmungen des ge- 
nannteu Gesetzes auszuüben sein. 

Da die Einkünfte der Hülfsfonds aus Beitrágen der Kirchen- 
gemeinden bezw. der Gemeindeglieder bestehen, welche ertorder- 
lichenfalls im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben 
werden, sieht der Entwurf weitere Rechte der Staatsbehórden vor. 
Sowohl der Beschluss der bischöflichen Behörde über die Erhebung 
der Umlage und damit über deren Hóhe als auch die zugleich die 
Grundlage der Rechnung bildende Matrikel über die Verteilung der 
Umlage auf die Kirchengemeinden soll, auch im Hinblick auf die 
analoge Vorschrift im Artikel 11 Absatz 2 des Gesetzes, betr. die 
evangelische Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen der 
Monarchie, vom 3. Juni 1876 — Gesetzsamml. S. 125 —, der Be- 
státigung durch den Oberprásidenten bedürfen. Die Beschwerde über 
die Versagung oder Erteilung der Bestätigung steht teils der bischöf- 
Jichen Behórde, teils den Kirchengemeinden zu und geht an den Mi- 
nister der geistlichen Angelegenbeiten. 

Die Diózesanumlage wird auf die Kirchengemeinden unmittel- 
bar verteilt, da eine Zwischeninstanz — wie in den evangelischen 
Kreissyooden — nicht vorhanden ist. Der Massstab für diese Ver- 
teilung ist in Anlehnung an den Artikel 15 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 3. Juni 1876 — Gesetzsamml. S. 125 — im Entwurfe nicht 
festgelegt, wird vielmehr im Verwaltungswege durch die Matrikel, 
in Beschwerdefállen daher durch den Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten bestimmt. Die Verteilung wird nach Massgabe der 
von den Gemeindegliedern zu entrichtenden Staatseinkommensteuer 
unter Beachtung der Vorschriften zu erfolgen haben, welche der Mi- 
nister der geistlichen Angelegenheiten und der Finanzminister, ins- 
besondere behufs Herstellung eines tuulichst einfachen und einheit- 
lichen Verfahrens, auf Grund des Artikels 5 des Entwurfes erlassen 
werden. Es wird sich bei diesen Vorschriften im wesentlichen um 
allgemeine Bestimmungen über die Ermittlung des Staatseinkom- 
mensteuerbetrages, die Feststellung desselben für die einzelnen 
Kirchengemeinden, sowie für die ganze Diözese auf eine mehrjährige 
Etatsperiode und über die Verteilung der Umlage auf die Kirchen- 
gemeinden nach dem Massstabe des hiernach festgestellten Staats- 
einkommensteuerbetrages handeln. 
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Zu Artikel 3. 


Der durch die Matrikel festgesetzte Beitrag der Kirchenge- 
meinde kann als eine den Gemeindegliedern obliegende Leistung ge- 
mäss 8 53 des Gesetzes über die Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 — Gesetzsammlung 
S. 241 — zwangsweise in den Etat eingestellt werden und wird in 
der Gemeinde aus bereiten Mitteln, sonst dureh Gemeindeumlagen 
nach den für diese und ihren Verteilungsfuss bestehenden Vorschriften 
bestritten. 


3. Gesetz über die Landestrauer in Preussen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Kónig von Preussen etc. 


verordnen mit Zustimmung beider Háuser des Landtags für den ge- 
samten Umfang der Monarchie, was folgt: 


Bei dem Ableben des Königs, der Königin und einer ver- 
witweten Königin von Preussen findet eine Landestrauer nach folgen- 
den Bestimmungen statt: T 

Die Glocken der Kirchen werden Mittags von 12 bis 1 Uhr 
vierzehn Tage lang geläutet. 

8 2. 

Óffentliche Musik, sowie óffentliche Lustbarkeiten und Schau- 
spielvorstellungen sind vier Tage lang vom Sterbetag (einschliess- 
lich) ab und am Tage der Beisetzung einzustellen. 


8 3. 
Wer den Bestimmungen dieses Gesetzes zuwiderhandelt, wird 
mit Geldstrafe von 15 bis 150 Mark bestraft. 


8 4. 
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 
Die Allerhóchste Kabinetsordre vom 28. November 1845, be- 
treffend das Trauerreglement vom 7. Oktober 1797, und die bisher 
in Kraft gebliebenen Vorschriften des letzteren werden aufgehoben. 
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
.und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin im Schloss, den 14. April 1903. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönstedt. v. Gossler. Gr. v. Posadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. Frhr. v. Hammerstein. 
Müller. Budde. 


und Entscheidungen. 525 


4. Statut betreffs Erlangung des theologischen Doktorates 
in Österreich. 


Verordnung des Ministers für Kultus und Unterricht v. 8. April 1903, 

durch welche für die theologischen Fakultäten der k. k. Universitäten 

in Wien, Prag, Graz, Innsbruck, Krakau und Lemberg sowie die 

k. k. theologischen Fakultäten in Olmütz und Salzburg besüglich 

der Erlangung des theologischen Doktorates neue Bestimmungen er- 
lassen werden. 


Auf Grund der mit Allerhöchster Entschliessung vom 1. April 
1903 erhaltenen Ermächtigung erlasse ich für die obengenannten 
katholisch-theologischen Fakultäten bezüglich der Erlangung des 
theologischen Doktorates die nachfolgenden Bestimmungen : 


8 1. 

Zur Erlangung des Doktorates der katholischen Theologie ist 
die Vorlage einer wissenschaftlichen Abhandlung und die Ablegung 
von drei strengen Prüfungen (Rigorosen) erforderlich. 

Zweck dieser Prüfungen ist, festzustellen, ob und in welchem 
Grade eine gründliche Kenntnis der theologischen Hauptfácber und 
die Befähigung zu wissenschaftlicher Forschung erreicht wurde. 

Sie umfassen daher folgende Fachgruppen : 

a) die spekulative und positive Dogmatik mit Apologetik ; 
b) die biblischen Fächer; 

c) Kirchengeschichte und Kirchenrecht; 

d) Moral- und Pastoraltheologie. 

Die Zulassung zu diesen Prüfungen ist von dem Nachweise ab- 
hängig, dass der Kandidat die theologischen Studien als ordentlicher 
Hórer an einer theologischen Fakultät ordnungsmássig absolviert hat 
und der Vorschrift des zweiten, bezw. dritten Absatzes des $ 5 dieser 
Verordnung nachgekommen ist. 

Die ausnahmsweise Zulassung solcher Kandidaten, welche diesen 
Nachweis nicht zu liefern vermógen, kann auf Antrag des betreffen- 
den Professorenkollegiums von dem Unterrichtsminister bewilligt 
werden. 

Den Zóglingen des Pazmaneums in Wien bleibt die Ablegung 
des Rigorosums aus dem Bibelstudium im vierten Jahrgange des 
theologischen Studiums wie bisher gestattet; sie haben jedoch vor 
Zulassung zu dem nächsten Rigorosum die vorgeschriebene wissen- 
schaftliche Abhandlung vorzulegen. 

Kaudidaten, welche die theologischen Studien an einer gesetz- 
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mässig organisierten Diözesan- oder Klosterlehranstalt absolviert 
haben, können an einer Universität oder theologischen Fakultät nach 
vorläufiger Immatrikulation zu den strengen Prüfungen zur Erlangung 
des Doktorgrades zugelassen werden, wenn sie in das Studium der 
Theologie auf Grundlage eines staatsgiltigen Maturitätszeugnisses 
aufgenommen worden sind. 

Wenn ein Kandidat an einer theologischen Fakultät bereits 
immatrikuliert war, ist eine neuerliche Immatrikulation an jener 
Fakultät, an welcher er die Rigorosen abzulegen beabsichtigt, nicht 
mehr erforderlich. 

8 2. 

Die geschriebene oder gedruckte Abhandlung hat mindestens 
drei Druckbogen zu umfíassen und muss, da die Fachgruppe der 
Dogmatik mit Apologetik stets der mündlichen Prüfung vorbehalten 
bleibt, eine wissenschaftliche Untersuchung über ein freigewähltes, 
vom Dekane nach Einvernahme der betreffenden Fachprofessoren be- 
stätigtes, eventuell näher bestimmtes Thema aus einer der im $ 1 
genannten Fachgruppen b), c) und d) enthalten. 

Das Thema ist in der Regel so zu wählen oder zu formulieren, 
dass die Abhandlung die Vertrautheit des Kandidaten mit der ganzen 
Fachgruppe, der es entnominen ist, oder wenigstens mit einem Haupt- 
gegenstande derselben erweisen kann. 


8 3. 

Die vorgelegte Abhandlung wird von dem Dekane zwei Re- 
ferenten zur Begutachtung zugewiesen und zwar den ordentlichen 
Professoren und in deren Ermangelung den ausserordentlichen Pro- 
fessoren des betreffenden Faches. Eventuell kann der zweite Re- 
ferent ein ordentlicher oder ausserordentlicher Professor jenes Faches 
sein, dem die Abhandlung nach ihrem Inhalte zunächst steht. 

Der Dekan bestimmt für die Prüfung des wissenschaftlichen 
Wertes der Abhandlung einen entsprechenden Zeitraum. 


S 4. 

Die zur Beurteilung der Abhandlung berufenen Professoren 
erstatten ein motiviertes schriftliches Gutachten über dieselbe an 
das Professorenkollegium, welches auszusprechen hat, ob der Kan- 
didat zu den mündlichen strengen Prüfungen zuzulassen sei oder nicht. 

Der Reprobation der Abhandlung kommt die gleiche Wirkung 
wie jener bei einer strengen Prüfung zu (SS 13 und 14). 
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8 5. 

Gegenstand der drei mündlichen strengen Prüfungen sind: 

a) die spekulative und positive Dogmatik mit Apologetik ; 

b) die anderen im $ 1 aufgezählten Fachgruppen b), c) und d), 

jedoch stets mit Ausschluss derjenigen, welcher das Thema 
der schriftlichen Abhandlung entnommen worden war. 

Um zu dem Rigorosum aus den biblischen Fächern (das ge- 
samte Bibelstudium des Alten und Neuen Testamentes) zugelassen 
zu werden, muss der Kandidat die Vorlesungen über die semitischen 
Dialekte, nämlich Syrisch-Chaldäisch und Arabisch, sowie über die 
höhere Exegese des Alten und Neuen Testamentes wenigstens durch 
je ein Semester mit gutem Erfolge besucht haben. 

Von dem Besuche der eben genannten Vorlesungen kann der 
Minister für Kultus und Unterricht in rücksichtswürdigen Fällen 
nach Einvernehmung des theologischen Professorenkollegiums eine 
Ausnahme gestatten; in diesem Falle hat jedoch der Kandidat an 
der theologischen Fakultät, an welcher er die Rigorosen ablegen 
will, sich einer Prüfung aus den semitischen Dialekten, bezw. aus 
der höheren Exegese des Alten und Neuen Testamentes zu unter- 
ziehen. 

Die mit Erlass vom 6. September 1895, Z. 171/K. U. M. 
M. V. Bl. Nr. 33, erflossenen Anordnungen, betreffend die Nostri- 
fikation von an den päpstlichen Universitäten und Kollegien in Rom 
erworbenen theologischen Doktordiplomeu haben auch weiterhin mit 
der Modifikation in Geltung zu bleiben, dass die Nostrifikations- 
werber, welche sich nach Punkt 3 des obigen Erlasses einer strengen 
Prüfung aus dem Kirchenrechte und der Kirchengeschichte oder aus 
der Kirchengeschichte allein zu unterziehen haben, vor ihrer Zu- 
lassung zu diesen Rigorosen eine wissenschaftliche Abhandlung nach 
Massgabe der Bestimmungen dieser Verordnung vorzulegen haben. 


8 6. 

Die drei Rigorosen können in beliebiger Reihenfolge, doch 
müssen sie sämtlich an derselben Fakultät abgelegt werden. 

Ausnahmsweise kann die Fortsetzung der Rigorosen an einer 
anderen theologischen Fakultät, als an der sie begonnen wurden, 
vom Minister für Kultus und Unterricht nach Einvernahme der be- 
treffenden Professorenkollegien gestattet werden. 

Für die Zöglinge des höheren Priesterbildungsinstitutes zu 
St. Augustin in Wien bleiben die bestehenden besonderen Vor- 


schriften in Geltung, wonach sie die an einer anderen theologischen 
| 34% 
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Fakultät begonnenen Prüfungen zur Erlangung des Doktorates der 
Theologie an der Wiener Universität fortsetzeu dürfen. 


8 7. 

Der Zutritt zu den Rigorosen steht nach Massgabe des Raumes 
allen Professoren und Doktoren der Theologie sowie den Kandidaten 
des theologischen Doktorgrades frei und kann vom Vorsitzenden der 
Prüfungskommission auch anderen Personen gestattet werden. 

Jedes Rigorosum dauert zwei Stunden. 


8 8. 

Der Dekan des Professorenkollegiums führt in der Prüfungs- 
kommission den Vorsitz. Im Verhinderungsfalle wird er von dem 
Prodekan und wenn auch dieser verhindert ist, von dem rangältesten 
Professor vertreten. 

Die Prüfungskommission besteht für jedes Rigorosum ausser 
dem Vorsitzenden aus vier, bezw. ($ 9) drei Mitgliedern, nämlich 
aus den betreffenden Fachprofessoren und noch zwei anderen 
Prüfungskommissären als Examinatoren. Letztere werden in Ge- 
mässheit des Ministerialerlasses vom 30. Juni 1850, R.-G.-BI. 
. Nr. 819, von den betreffenden Diózesanbischófen, in deren Diözese 
die Universität oder Fakultät sich befindet, aus den Professoren oder 
Doktoren der Theologie nach Einvernahme des EE HEEN Pro- 
fessorenkollegiums bestellt. 

In Ermangelung eines ordentlichen Bons für ein Prüfungs- 
fach oder bei Verhinderung desselben, ist der ausserordentliche Pro- 
fessor dieses Faches und beim Abgange eines solchen, der mit der 
Supplierung beauftragte Dozent, wenn er Doktor der Theologie ist, 
andernfalls der Professor des nächstverwandten Faches beizuziehen. 


89. 

Der Vorsitzende hat immer das Recht, aber nur dann die 
Pflicht, zu examinieren, wenn er Fachprofessor eines Prüfungsgegen- 
standes ist. Im letzteren Falle hat die Prüfungskommission nebst 
dem präsidierenden Dekan nur aus drei Mitgliedern zu bestehen. 


8 10. 

Wird die Zahl der Examinatoren durch die im $ 8, bezw. 8 9 
berufenen Vertreter der Prüfungsfächer nicht erschöpft, so ist die- 
selbe aus der Reihe der ordentlichen Professoren zu ergänzen. 

$ 11. 

Jedes Mitglied der Prüfungskommission hat dem Rigorosum 

vom Anfange bis zum Ende beizuwohnen, 
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Der Abstimmung und Schlussfassung geht eine Besprechung 
über das Ergebnis der Prüfung voraus. 

Die Abstimmung von Seite jedes einzelnen Mitgliedes erfolgt 
sodann mit dem Kalkul eminenter oder bene oder insufficienter. 
Der Gesamtkalkul ist durch die entsprechenden Beisätze auszu- 
drücken. 

8 12. 


Die lateinische Sprache ist als Prüfungssprache bei den strengen 
Prüfungen aus der Dogmatik und Moraltheologie jederzeit, aus den 
übrigen Gegenständen aber in der Regel anzuwenden. Letzteres gilt 
auch von der Sprache, in welcher die wissenschaftliche Abhandlung 
abzufassen ist. 

Ausnahmen können von der Prüfungskommission aus wichtigen 
Gründen gewährt werden. 

818. 

Wird ein Kandidat bei einem Rigorosum reprobiert, so kann 
er zu keinem weiteren Rigorosum, sondern nur zur Wiederholung 
desselben Rigorosums und zwar nicht vor Ablauf von drei Monaten 
zugelassen werden. Wird er hiebei abermals reprobiert, so ist nur ` 
noch eine Wiederholung des Rigorosums und zwar nicht vor Ablauf 
eines Jahres zulässig. Bei nochmaliger (dritter) Reprobation ist der 
Kandidat von der Erlangung des theologischen Doktorgrades an 
einer theologischen Fakultät der im Reichsrate vertretenen König- 
reiche und Länder wie auch von der Nostrifikation eines im Aus- 
lande erworbenen Doktordiplomes für immer ausgeschlossen. 


8 14. 


Die Taxe für die Begutachtung der vorgelegten Abhandlung 
beträgt 40 Kronen und wird zwischen den Begutachtern derselben 
zu gleichen Teilen geteilt. 

Die Taxe für jedes Rigorosum beträgt 80 Kronen. Der Vor- 
sitzende erhält hievon 12 Kronen, jedes Mitglied der Kommission 
10 Kronen. Weiters sind dort, wo ein Kanzleifonds®%esteht, 4 Kronen 
an denselben abzuführen. 

Der Vorsitzende erhält, wenn er zugleich Fachexaminator ist, 
auch die für einen solchen entfallende Taxe. 

Bei Wiederholung eines Rigorosums ist nur die Hälfte der 
Taxe zu entrichten; hievon erhält jedes beteiligte Mitglied der 
Prüfungskommission die Hälfte des oben angegebenen Taxbetrages. 
Der Betrag für den Kanzleifonds entfällt bei Wiederholungen, 
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Der Rest aller Rigorosentaxbezüge wird unter sämtliche ordent- 
liche Professoren der Fakultät verteilt. 


8 15. 

Die Einzeltaxbezüge haben die Natur von Präsenzgeldern und 
können daher auch nur für wirkliche Funktionen in Anspruch ge- 
nommen werden. 

8 16. 

Nach mit Erfolg bestandenem dritten Rigorosum hat der Kan- 
didat das tridentinisch-vatikanische Glaubensbekenntnis vor dem 
Diözesanbischofe oder in Wien und Prag vor dem Kanzler der 
theologischen Fakultät abzulegen und sich hierüber beim Dekane 
des Professorenkollegiums auszuweisen. 


8 17. 


Die Promotion erfolgt unter dem Vorsitze des Rektors und im 
Beisein des Dekans des Professorenkolleginms, dann in Wien und 
Prag auch des Kanzlers der theologischen Fakultät, durch einen 
ordentlichen Professor (per turnum) in Form der herkömmlichen 
Sponsionen. 

Wenn der Rektor nicht der römisch-katholischen Kirche ange- 
hört, so hat die Promotion unter dem Vorsitze des Prorektors, be- 
ziehungsweise des Dekans der Fakultät, aus welcher der Rektor 
hervorgegangen ist, oder des gesetzlichen Vertreters dieses Dekans zu 
geschehen, und diese Funktionäre haben dann auch das Diplom zu 
unterschreiben. 

An den theologischen Fakultäten in Olmütz und Salzburg er- 
folgt die Promotion unter dem Vorsitze des Dekans im Beisein des 
Prodekans durch einen ordentlichen Professor (per turnum). 


8 18. 

Die Promotionstaxe beträgt an allen theologischen Fakultäten 
120 Kronen. 

Hievon beziehen der Rektor 30 Kronen, der Kanzler, der Dekan 
und der Promotor je 10 Kronen; an den theologischen Fakultäten 
in Olmütz und Salzburg beziehen der Dekan 30 Kronen, der Pro- 
dekan und Promotor je 10 Kronen. Ferner sind von dieser 
Taxe 10 Kronen an den Kanzleifonds, wo ein solcher besteht, abzu- 
führen, aus welchem die an den verschiedenen Universitäten bisher 
bestehenden Zahlungen für die Anfertigung des Diplomes und die 
bisherigen Bezüge des Kanzleipersonales und der Dienerschaft zu 
bestreiten sind. 
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Der Rest aller Promotionstaxbezüge wird unter sämtliche 
ordentliche Professoren der Fakultät zu gleichen Teilen verteilt. 


8 19. 


An jenen Universitäten, an welchen bisher feierliche Promo- 
tionsformen üblich waren, bleibt es dem Kandidaten freigestellt, 
statt der einfachen diese feierliche Promotionsform gegen die hiefür 
üblichen Entrichtungen für sich in Anspruch zu nehmen. Doch 
kommt der im vorhergehenden Paragraphen bestimmte Taxbetrag 
auch in diesem Falle zu der dort angeordneten Verwendung und 
Verteilung. 

8 20. 

Diese Rigorosenordnung tritt mit Beginn des Studienjahres 
1903/04 in Kraft. 

Jene Kandidaten, welche sich bis dahin den Rigorosen nach 
den bisher bestandenen Vorschriften bereits ganz oder teilweise 
unterzogen haben, sind auch fernerhin nach diesen Vorschriften zu 
behandeln. Hartel m. p. 


5. Musterentwurf einer Begräbnisordnung. 


(Erl. des Reg.-Präsidenten von Marienwerder im Amtl. Kirchenb). f. d. Diözese 
Kulm Nr. 4. 1903.) 

In meiner Bekanntmachung vom 23. Januar 1902 (Amtsblatt 
von 1902, Stück 6, Seite 36 flge.) habe ich angeordnet, dass den 
Gesuchen um Anlegung oder Erweiterung kirchlicher, kommunaler 
oder privater Begräbnisplätze als Unterlage auch der Entwurf zu 
einer Begräbnisordnung mit dem in Nr. 6 dieser Bekanntmachung 
näher angegebenen Inhalte beizufügen sei. 

Um den kirchlichen Gemeindekörperschaften die Aufstellung 
dieser Entwürfe zu erleichtern, veröffentliche ich nachstehend das 
Muster zu einer. Begräbnisordnung. Dieser Musterentwurf beschränkt 
sich darauf, diejenigen Bestimmungen wiederzugeben, welche von ge- 
sundheitspolizeilichem Standpunkte aus unbedingt erforderlich er- 
scheinen. Die Aufnahme weiterer Bestimmungen in die Begräbnis- 
ordnung ist nicht ausgeschlossen, desgleichen können unwesentliche, 
durch die örtlichen Verhältnisse bedingte Abweichungen von den im 
Musterentwurfe vorgesehenen Vorschriften zugelassen werden . . 


Musterentwurf einer Begrábnisordnung. 


8 1. Die Tiefe der Gräber ist so zu bemessen, dass die Ent- 
fernung zwischen dem hüchsten Punkt des eingestellten Sarges und 
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der Erdoberfläche 0,9—1,0 Meter beträgt und über dem Grabe 
ausserdem ein Hügel aus der dem Sargraum entsprechenden Erde 
aufgeworfen wird. Im übrigen sind die Gräber so gross anzulegen, 
dass der Sarg ungehindert eingesenkt werden kann. 

Kann wegen des hohen Grundwasserstandes oder der sonstigen 
Bodenbeschaffenheit diese Tiefe nicht festgehalten werden, so ist der 
Grabhügel entsprechend höher und umfangreicher herzustellen, doch 
muss in jedem Falle die obere Kante des Sargdeckels mindestens 
1 Meter unterhalb der Oberfläche des Grabhügels zu liegen kommen. 

$ 2. Zwischen je zwei Einzelgräbern muss eine Erdschicht von 
mindestens 3 cm Stärke belassen werden. Der Zwischenraum zwi- 
schen den einzelnen Gräberreihen und ebenso die Entfernung der 
letzteren von der Grenze des Kirchhofs ist auf mindestens 0,50 cm 
zu bemessen. 

$ 3. In jedem Grab darf nur eine Leiche beerdigt werden. 
Ausnahmen können mit Genehmigung der Polizeibehörde und des 
Ortspfarrers stattfinden bei Beerdigung verstorbener Mütter mit 
ihren neugeborenen noch nicht über 1 Jahr alten gleichzeitig ge- 
storbenen Kindern, sowie bei Beerdigung gleichzeitig verstorbener Ge- 
schwister unter 5 Jahren, wenn die Beerdigung in einem gemein- 
schaftlichen Sarge erfolgt. 

$ 4. Die Wiederbelegung der Grabstelle eines Erwachsenen 
darf nicht vor Ablauf von 25 Jahren, der Grabstelle eines Kindes 
nicht vor Ablauf von 20 Jahren erfolgen. 

Die endgültige Feststellung des Begräbnisturnus bleibt bis nach 
Ablauf dieser Zeit vorbehalten. 

8 5. Für den Begräbnisplatz ist ein Grundplan aufzustellen, 
und die Beerdigung der Leichen hat in einer bestimmten Reihen- 
folge stattzufinden. 

Es ist ferner ein Register anzulegen, welches den vollen Namen, 
den Geburts-, Sterbe- und Beerdigungstag jeder begrabenen Person 
mit der Nummer des entsprechend kenntlich gemachten Grabes, so- 
wie im Falle der Tod an einer anstekenden Krankheit erfolgte, die 
Art des letzteren enhält. 

Sofern ein entsprechend angelegtes Register vom Ortspfarrer 
selbst im Totenbuch geführt wird, ist die Führung eines besonderen 
Registers nicht erforderlich. 

S 6. Die Anlage von Grüften und Grabgewólben ist nur unter 
der Bedingung gestattet, dass dieselben gut ausgemauert und dicht 
verschlossen sind, Die Zahl der in denselben beizusetzenden Leichen 
richtet sich nach der Zahl der für die Grüfte erworbenen Grabstellen. 
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Die Wiederbenutzung gefüllter Grabgewölbe unterliegt denselben Be- 
stimmungen, wie die Wiederbelegung gewöhnlicher Gräber. 

8 7. Das Betreten von Grüften und Grabgewölben darf erst 
dann erfolgen, wenn diese eine Zeit lang behufs Zutrittes frischer 
Luft geöffnet gewesen sind und eine Anhäufung von Kohlensäure in 
gefährlichem Grade nicht mehr zu befürchten ist. 

& 8. Für den Begräbnisplatz ist ein Totengräber anzustellen, 
der auf die pünktlichste Beachtung der vorstehenden Tomo HEU 
zu verpflichten ist. 

S 9. Leichenhallen sind zu errichten, soweit dieses von der 
Polizeibehórde für notwendig erachtet wird. 


Marienwerder, den 13. März 1903. 
Der Regierungs-Präsident. 


6. Religiöse Erziehung von Kindern aus Mischehen. 


8 82 des Preuss. Allg. Landrechts Th. II Tit. 2 versteht unter 
»Unterricht« den planmässig vorwärtsgehenden schulmässigen Unter- 
richt. Es genügt also nicht die religiöse Unterweisung im Eltern- 
hause, in Kinderbewahranstalten, Spielschulen etc. 


Rechtsfall, mitgeteilt von Justizrat Dr. Porsch in Breslau. 


Am 5. Dezember 1901 starb der evangelische Vater. Die 
hinterbliebene Ehefrau ist katholisch. Die drei aus der Ehe 
stammenden Kinder sind katholisch getauft und haben bis zum 
Tode des Vaters die katholische Volksschule zu L. besucht, das 
jüngste Kind Else Elisabeth erst seit Ostern 1901, also nicht das 
ganze Jahr vor dem Tode. Sie hatte vorher eine katholische Spiel- 
schule besucht. 

Der Vormundschaftsrichter ordnete deshalb die evangelische 
Erziehung dieses Kindes an. Die Beschwerde hiergegen wurde vom 
Landgericht zurückgewiesen. 

Seitens des Landgerichts war die königliche Regierung zu 
Frankfurt a. O. um Auskunft darüber ersucht worden, welcher Art 
die Spielschule zu L. ist, ob insbesondere die dem Unternehmer 
bezw. Leiter derselben erteilte Erlaubnis sich auch auf Unterweisung 
im katholischen Glauben erstreckt, oder aber ob sich diese Erlaubnis 
von der zum Betriebe (der. Leitung) eines gewöhnlichen Kinder- 
gartens erforderlichen nicht unterscheidet. 

Diese Auskunft ist unter dem 25. November 1902 dahin er- 
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teilt worden, dass die in Frage kommende Spielschule nach der Ge- 
nehmigungsurkunde eine Kinder-Bewahrschule sei, der 

»die Pflege und Unterweisung von Kindern katholischer Kon- 

fession, welche sich noch nicht in schulpflichtigem Alter be- 

finden, « 
als Aufgabe zufalle. Diese Spielschule unterscheide sich rechtlich 
nicht von anderen Kinderbewahranstalten oder Kindergärten und 
dürfe daher nach der massgebenden Regierangsverfügung vom 
31. Mai 1860 den eigentlichen Schul- und Religionsunterricht nicht 
zu ihrer Aufgabe machen. Auch im Jahre 1885 sei diesen Klein- 
kinderschulen jedes Hinübergreifen in die eigentlichen Aufgaben der 
Volksschule ausdrücklich verboten worden, und es hätten nach dem 
eingegangenen Berichte diese Verfügungen in L. auch stets Be- 
achtung gefunden. Die Zurückweisung der Beschwerde begründete 
das Landgericht wie folgt: 

»Erheblich für die Entscheidung ist in der Tat nur die Fest- 
stellung, ob der Vater der Else Elisabeth die letztere 

»durch das ganze Jahr vor seinem Tode« 
— also vom 5. Dezember 1900 ab — in dem Glaubensbekenntnisse 
des anderen Ehegatten (im vorliegenden Falle also der Mutter — 
d. h. in dem katholischen) hat unterrichten lassen. 

Dass dies in der Schule nicht geschehen ist, dass das Kind 
vielmehr erst Ostern 1901 schulpflichtig geworden und seitdem 
auch erst die (katholische) Schule besucht hat, steht fest, nach der 
Behauptung der Beschwerdeführerin soll das Kind aber Unterricht 
in dem katholischen Glauben sogar bereits vom 15. September 1900 
ab in der katholischen Spielschule zu L. erhalten haben. 

Wenn man der Beschwerdeführerin in ihren Ausführungen 
auch insoweit beitritt, dass die Fähigkeit zum Empfange des Reli- 
gionsunterrichtes nicht unter allen Umständen als erst mit dem Be- 
ginne der Schulpflicht zusammenfallend angesehen werden muss, 
vielmehr die Möglichkeit, ein Kind auch in der unmittelbar vorher 
liegenden Zeit mit Erfolg in der Religion zu unterrichten besteht, 
so ist die Voraussetzung, dass dem vorbezeichneten, in der Dekla- 
ration vom 21. November 1803 bezeichneten Erfordernisse genügt 
ist, doch immer die, dass die Unterweisungen, welche dem betreffen- 
den Kinde bereits vor dem Beginne seiner Schulpflicht in der Reli- 
gion erteilt sind, auch in Wirklichkeit als Religionsunterricht bereits 
gelten können. Dass nun aber die der Else Elisabeth nach der 
Schilderung der Beschwerdeführerin in der katholischen Spielschule 
zu L. erteilten Unterweisungen solche waren, welche als Unterricht 
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in der katholischen Glaubenslehre angesehen werden können, musste 
schon an sich zweifelhaft erscheinen: nach der vorbezeichneten Aus- 
kunft der königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. vom 25. Novem- 
ber 1902 über den Charakter dieser Spielschule und über den In- 
halt der auch für sie von der zuständigen Behörde betreffs der Art 
ihres Betriebes gegebenen Vorschriften, sowie darūber, dass diese 
Vorschriften auch beobachtet worden sind, muss aber sogar geradezu 
als ausgeschlossen erachtet werden, dass in der Anleitung, welche 
in dieser Spielschule auch in religiöser Hinsicht der Else Elisabeth 
vor ihrem Eintritte in die Volksschule gegeben sind, bereits Reli- 
gionsunterricht zu finden ist. Gebete und Lieder auch religiösen 
Inhalts pflegen auch von den Eltern Kindern in noch jugendlicherem 
Alter bereits eingeprägt zu werden, ohne dass eine Unterweisung in 
der Religion für vorliegend oder auch nur als beabsichtigt an- 
gesehen werden Kann. 

Zur Rechtfertigung der hiergegen erhobenen weiteren Be- 
schwerde wurde ausgeführt: 

»In der Beschwerde war unter Beweis gestellt worden, dass 
der Vater die minderjährige Else Elisabeth durch das ganze letzte 
Jahr vor seinem Tode in dem Glaubensbekenntnisse seiner Ehefrau 
hatte unterrichten lassen. Diesen Beweiss musste das königliche 
Landgericht zunächst erheben nnd darnack dann beurteilen, ob 
die Unterweisungen, welche dem Kinde vor seiner Einschulung, aber 
nach seiner gemäss 8 43 A. LR II 12 eingetretener Schulpflicht 
in der Religion erteilt worden sind, auch in Wirklichkeit als Reli- 
gionsunterricht bereits gelten konnten. 

Die Möglichkeit, ein Kind in dieser Zeit auch mit Erfolg in 
der Religion zu unterrichten, gibt der angefochtene Beschluss zu. 
Anstatt nun aber für den vorliegenden Fall zu untersuchen, ob das 
in Rede stehende Kind ausreichend unterrichtet werden konnte und 
‘worden ist — worüber der in der Beschwerde genannte zuständige 
Pfarrer und Ortsschulinspektor die beste Auskunft geben kann — 
hat sich der angefochtene Beschluss bei der von ihm generell ein- 
geholten und ihm generell erteilten Auskunft der königlichen Regie- 
rung zu Frankfurt beruhigt, wonach die in Frage kommende Spiel- 
schule »den eigentlichen Schul- und Religionsunterricht nicht zu 
ihrer Aufgabe machen darfe. Der $ 82 A. L.-R. II 2 verlangt aber 
nicht, dass das Kind ein Jahr lang den ‚eigentlichen schulplan- 
mässigen Religionsunterricht‘ erhalten hat, sondern nur, dass es »in 
dem  Glaubensbekenntnisse« des anderen Ehegatten unterrichtet 
worden ist. Die Behauptung, dass das geschehen ist, wird durch 
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die Auskunft der königlichen Regierung nicht widerlegt und darum 
musste hierüber Beweis erhoben werden. 

Überdies hat nach dieser Auskunft die in Frage stehende 
Spielschule zur Aufgabe 

»die Pflege und Unterweisung von Kindern der katholischen 
Konfessione. 

Schreiben, Lesen, Rechnen sollen sie dort nicht lernen. Aber 
in der Religion sollen sie allerdings unterwiesen werden, 

Diese Unterweisung geht und ging Hand in Hand mit der 
religiösen Unterweisung durch die Mutter. Selbst eine ausreichende 
religiöse Unterweisung durch die Mutter während eines Jahres 
würde der Vorschrift des $ 82 A. L.-R. II 2 genügen.« 

Das Königliche Kammergericht I. Zivilsenat zu Berlin hat die 
weitere Beschwerde am 16. Februar 1903 lediglich zurückgewiesen 
aus folgenden Gründen: 

»Die Vorinstanzen haben mit Recht entschieden, dass an sich 
nach den massgeblichen Vorschriften der Deklaration vom 21. Novem- 
ber 1803 die jüngste Tochter Else Elisabeth bis zum zurückgelegten 
14. Lebensjahre im evangelischen Bekenntnisse, welchem ihr Vater 
bis zum Tode angehört hat, erzogen werden muss, sofern nicht die 
Ausnahmevorschrift des 8 82, II 2 A. L.-R. auf dieselbe zutrifft. 
Insbesondere ist zutreffend und im Einklange mit der konstanten 
Rechtsprechung des Kammergerichts entschieden, dass weder die 
Taufe des Kindes nach dem Ritus der katholischen Kirche, noch 
die mehrfach abgegebene Willenserklärung des Vaters, seine Kinder 
im katholischen Bekenntnisse erziehen zu wollen, noch die Ein- 
schulung in die katholische Volksschule die gesetzliche Regel, dass 
Kinder in der Religion des Vaters zu unterrichten seien, zu durch- 
brechen im Stande sind. Ebensowenig vermag auch die Folge- 
erscheinung, dass die jüngste Tochter in einem anderen Bekennt- 
nisse erzogen werden wird, als ihre beiden älteren Geschwister, jene 
Regel zu beseitigen (s. Jahrbuch der Entscheidungen des Kammer- 
gerichts Bd. 5 S. 65, Bd. 9 S. 44, Bd. 20 S. 246, Bd. 21 S. 47). 

Aber auch die weitere Ausführung im angefochtenen Beschlusse 
des Landgerichts, dass die Ausnahmevorschrift des $ 82, II 2 
A. L.-R. im vorliegenden Falle nicht zutrifft, muss als gerecht- 
fertigt angesehen werden. Der 8 82 schreibt vor: wenn der ver- 
storbene Ehegatte ein Kind wenigstens durch das ganze letzte Jahr 
vor seinem Tode im Glaubensbekenntnisse des andern Ehegatten 
habe unterrichten lassen, so müsse dieser Unterricht in eben der 
Art bis zum vollendeten 14. Jahre des Kindes fortgesetzt werden. 
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Das Gesetz versteht in dieser Bestimmuug unter dem Begriffe 
»Unterricht« nur einen systematischen, zu bestimmtem Ziele metho- 
disch fortschreitenden konfessionellen Unterricht von einer Art, wie 
er in den Öffentlichen Schulen auf Grund der Lehrpläne erteilt 
wird. Die im $ 82 erwähnten bestimmten Zeiträume des Unter- 
richts lassen darauf schliessen, dass das Gesetz an erster Stelle den 
eigentlichen staatlich gebotenen Schulunterricht in der Öffentlichen 
Schule im Sinne gehabt hat. Indem § 82 von dem begonnenen, 
ein Jahr lang andauernden und bis zum vollendeten 14. Jahre fort- 
zusetzenden Unterricht in einem bestimmten Glaubensbekenntnisse 
spricht (»Unterricht in eben der Arte), weist er offensichtlich auf 
einen planmässig vorwärtsgehenden schulmässigen Unterricht hin, 
der in seinem Laufe nicht mehr unterbrochen werden soll, wenn er 
ein Jahr lang gedauert und währenddem die Grundlage für die 
fortzuführende konfessionelle Glaubenslehre gelegt hat. Auch der 
Zusammenhang der 88 74—84, II. 2 lässt erkennen, dass es sich 
im 8 82 um den schulmässigen »Unterricht« im Sinne der 
S 1 ff. II. 12 A. L.-R. handelt. In dieser Weise hat das Kammer- 
gericht den $ 82 von jeher ausgelegt (Beschluss vom 3. Februar 1902, 
1. X. 155. 02 und auch Jahrbuch Band 21 Seite 40). 

Daraus folgt zunächst, dass die Unterweisung ganz junger 
Kinder im Elternhause regelmässig nicht unter den $ 82 fallen 
wird. In Familien, in denen religiöse Gesinnung gepflegt wird, 
werden den Kindern vielfach vom zartesten Alter an und lange vor 
den schulpflichtigen Jahren allgemeine Anschauungen religiöser Art, 
Gebete, Lieder religiösen Inhalts und wohl auch Grundsätze der 
Glaubenslehre beigebracht. Dies ist nicht der fortgesetzte syste- 
matische Unterricht, den der $ 82 bezeichnet, welcher das Kind be- 
fähigen soll, das Wesen und den Unterschied der Glaubensbekennt- 
nisse zu verstehen. Das Gleiche hat aber weiter zu gelten von den 
religiösen Beschäftigungen und Uuterweisungen in Kinderbewahr- 
anstalten, Spielschulen und Kindergärten von der Art der hier in 
Frage kommenden Spielschule. Auch in ihnen handelt es sich nicht 
um systematisch fortschreitenden planmässigen Unterricht von 
bereits älteren Kindern, sondern um eine allgemeine Hinweisung 
auf religiöse Dinge nach Art der häuslichen und mütterlichen Unter- 
weisung, wie sie bei Kindern in noch nicht schulpflichtigem Alter 
angezeigt ist. Es sollen — wie in der Auskunft der königlichen 
Regierung zu Potsdam vom 25. November 1902 angegeben ist — 
in diesen Anstalten die Samen der Gottesfurcht und der Frömmig- 
keit in das kindliche Gemüt ausgestreut werden. Das ist aber 
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nicht der schulmässige Unterricht in der konfessionellen Glaubens- 
lehre, den $ 82 voraussetzt. 

Indem der angefochtene Beschluss auf Grund der erwähnten 
Auskunft der königlichen Regierung tatsächlich und für das mit 
der weiteren Beschwerde befasste Gericht bindend feststellt, dass 
die in Frage stehende katholische Spielschule in L. sich nicht von 
anderen Kinderbewahranstalten oder Kindergärten unterscheidet und 
sich den eigentlichen Schul- und Religionsunterricht nicht zu ihrer 
Aufgabe machen darf, dass ferner ihr im Jahre 1885 jedes Hin- 
übergreifen in die eigentlichen Aufgaben der Volksschule ausdrück- 
lich verboten und dieses Verbot beachtet sei, hat das Landgericht 
nach den obigen Ausführungen mit Recht verneint, dass hier be- 
züglich der Else Elisabeth der in $ 82 vorgesehene Ausnahmefall 
vorliege, welcher sich nur auf den nach Art des Schulunterrichts 
erteilten methodischen Religionsunterricht bezieht. 

Demzufolge erübrigte sich die von der Beschwerdeführerin an- 
gebotene Beweisaufnahme über den Umfang des Wissens, welches 
das Kind sich in jener Spielschule angeeignet hat; dass dasselbe 
einen anderen Unterricht erhalten hat, als die übrigen Kinder, 
welche diese Spielschule besuchen, ist nicht behauptet, demzufolge 
kann die ihm dort gewährte Unterweisung dem in $ 82 bezeichneten 
bestimmt qualifizierten Unterricht nicht gleichgestellt werden. 

Demzufolge bewendet es bei den Entscheidungen der Vor- 
instanzen, dass der Else Elisabeth bis zum 14. Jahre der evangelische 
Religionsunterricht zu erteilen sei. Dass diesem Unterricht nicht in 
anderer Weise — durch Teilnahme am Gottesdienst anderer Kon- 
fession oder durch entgegengesetzten Unterricht im Hause der 
Mutter — entgegengewirkt werden darf, ist vom Beschwerdegericht 
mit Recht hervorgehoben; es wird in dieser Beziehung auf die Ent- 
scheidung des Kammergerichts vom 8. Oktober 1900 (Jahrbuch 
Bd. 20 S. 248) verwiesen. Zu bemerken bleibt noch, dass der Be- 
such der katholischen Volksschule nach den Grundsätzen des Kam- 
mergerichts neben dem evangelischen Religionsunterricht nur inso- 
weit nicht angängig ist, als etwa nach der besonderen Sachlage 
hiervon eine erhebliche Schädigung des in erster Reihe zu berück- 
sichtigenden religiösen Unterrichts zu erwarten ist.« 
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7. Die Errichtung kirchlicher Friedhöfe in Österreich unter- 
steht der alleinigen Kompetenz der kirchlichen Organe. 


Entsch. des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 24. Juni 1908. 
(St. Pöltner Diözesanbl. Nr. 8. 1903.) 


Im Namen Seiner Majestät des Kaisers! 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des 
k. k. Senatspräsidenten Dr. Ritter von Alter, in Gegenwart der Räte 
des k. k. Verwaltungsgerichtshofes Dr. Reissig, Freiherrn von Jacobi, 
Zenker und Dr. Schwarz, dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs 
Grafen Kuenburg, über die Beschwerde der Kirchenvorstehung St. Peter 
und Paul in Klagenfurt gegen die Entscheidung des Landesausschusses 
des Herzogtumes Kärnten dto. 20. November 1902, Z. 18066, be- 
treffend die Errichtung eines konfessionellen Friedhofes, nach der am 
24. Juni 1903 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung, 
und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten, sowie der 
Ausführungen des Dr. Josef Luggin, Advokaten in Klagenfurt, in 
Vertretung der Beschwerde, sowie der Gegenausführungen des Land- 
rates Dr. Wilhelm Müller, in Vertretung des belangten Landesaus- 
schusses des Herzogtumes Kärnten zu Recht erkannt. 


Die angefochtene Entscheidung wird als gesetelich nicht be- 
gründet aufgehoben. 


Entscheidungsgründe : 


Das vorbehaltlich der Erwirkung des Baukonsenses für etwa aus- 
zuführende Baulichkeiten gestellte Ansuchen der Kirchenvorstehung 
der Dom- und Stadtpfarrkirche St. Peter und Paul in Klagenfurt 
um die Bewilligung zur Errichtung eines römisch-katholischen 
Friedhofes auf der Ackerparzelle Nr. 386 der Katastralgemeinde 
Welzenegg im Territorium der politischen Gemeinde St. Peter hat 
der Gemeindeausschuss von St. Peter mit Beschluss vom 5. Dezember 
1901 unter Hinweis auf den bevorstehenden Bau der Karawanken- 
bahn, auf die polizeiliche, sowie sanitäre Überwachung eines Fried- 
bofes, auf den nur in dieser Baulinie möglichen Anfbau des Schlacht- 
hauses und die damit verbundene Errichtuug eines Viehmarktes, so- 
wie darauf, dass sich der ganze Grundkomplex bis auf einen kleinen 
Teil im Feuerrayon der Munitionsmagazine befindet und auch die 
Bautätigkeit in der Gemeinde hauptsächlich nur nach dieser Richtung 
hin möglich sei, abgewiesen. 

Der Landesausschuss hat mit seiner nunmehr angefochtenen 
Entscheidung vom 20. November 1902, Z. 18066, diesen abweis- 
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lichen Bescheid bestätigt. Der Landesausschuss nahm hiebei den 
Standpunkt ein, dass zwar allerdings ein Teil der Abweisungsgründe 
des Gemeindeausschusses nicht als ausschlaggebend anerkannt wer- 
den könne, dass jedoch bei dem Umstande, als der Kirche ein sub- 
jektives Recht, also ein durch die Rechtsordnung geschütztes In- 
teresse, gerade in der Gemeinde St. Peter einen Friedhof zu er- 
richten, nicht zustebt und als nach $ 3, lit. d. des Gesetzes vom 
30. April 1870, R.-G.-Bl. 68, die Errichtung von Friedhöfen in den 
selbständigen Wirkungskreis der Gemeinde gehöre, die letztere auf 
Grund der ihr zustehenden »freien Selbstbestimmunge in der auf 
Zweckmässigkeitsgründe zu stützenden Beurteilung des ihr vor- 
liegenden Gesuches in keiner Weise und insbesondere nicht durch 
die Rücksicht auf ein angebliches, jedoch nicht vorhandenes Recht 
der Kirche beschränkt gewesen sei. Dieser Standpunkt der ange- 
fochtenen Entscheidung ist jedoch ein unhaltbarer. 

Die Benützung einer Grundfläche zur Beerdigung eines oder 
mehrerer Menschen ist in erster Linie ein Ausfluss des Eigentums- 
rechtes an der Grundfläche, vermöge welchem der Eigentümer nach 
$ 354 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches mit der Substanz 
und den Nutzungen einer Sache nach Willkür zu schalten be- 
rechtigt ist. 

Durch jede Untersagung der Benützung einer Grundfläche zu 
dem angegebenen Zwecke kann daher eine Verletzung der_ Rechte 
des Eigentümers, bezw. im vorliegenden Falle des Gebrauchsberech- 
tigten eintreten, insoferne dieser Untersagung, bezw. Verweigerung 
der Bewilligung zur Errichtung eines Begräbnisplatzes nicht posi- 
tive, die Ausübung des Eigentumsrechtes beschränkende gesetzliche 
Vorschriften zugrunde liegen. Hiemit widerlegt sich zunächst die 
in der Gegenschrift erhobene und auf den behaupteten Mangel eines 
verletzbaren Rechtsanspruches der Kirchenvorstehung gestützte Ein- 
wendung der mangelnden Beschwerdelegitimation, da die Kirchen- 
vorstehung mit dem obenerwähnten, an die Gemeindevertretung von 
St. Peter gerichteten Gesuche ihr Recht zur Errichtung eines kirch- 
lichen Friedhofes zur konkreten Realisierung bringen wollte und 
dieses Recht durch die abweisliche Entscheidung — wenn dieselbe 
keine gesetzliche Grundlage hat — verletzt sein kann. Insoferne 
jedoch die Einwendung der mangelnden Legitimation in der Gegen- 
schrift auch darauf gestützt werden will, dass zur Errichtung eines 
kirchlichen Friedhofes und daher auch zur diesfälligen Beschwerde- 
führung nur die Pfarrgemeinde, nicht aber die Kirchenvorstehung, 
als welche im vorliegenden Falle der Pfarrer in Gemeinschaft mit 
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dem Kirchenkämmerer einschritt, berechtigt gewesen sei, so ist 
hierauf zu bemerken, dass sich die abweisenden Entscheidungen der 
autonomen Behörden keineswegs auf dieses vermeintliche formelle 
Gebrechen des Gesuches stützten, dass übrigens die Kirchenvor- 
stehung, als der Repräsentantin der betreffenden Kirche, keines- 
wegs das Recht zur Errichtung eines kirchlichen Friedhofes abge- 
sprochen werden kann, insoferne sie das aus den zu ihrer Ver- 
fügung stehenden Mitteln durchzuführen vermag. 

Sollten andere Mittel und insbesondere jene der Pfarrgemeinde 
(Konkurrenzbeiträge) in Anspruch genommen werden, so ist es Sache 
der letzteren, nicht aber Sache der Gemeinde St. Peter, deren Rechte 
zu wahren. 

Aus den obigen Ausführungen ergibt sich aber auch zur Sache 
selbst, dass die angefochtene Entscheidung, welche sich ausschliess- 
lich auf das der Gemeinde St. Peter vindizierte Recht, die Er- 
richtung eines kirchlichen Friedhofes innerhalb ihres Territoriums 
nach ihrer freien Selbstbestimmung zu untersagen, stützt, keine ge- 
setzliche Grundlage hat. 

Die Errichtung kirchlicher Friedhöfe gehört überhaupt nicht 
in den Wirkungskreis der politischen Gemeinde, sondern in jenen 
der kirchlichen Organe; sie gehört daher auch nicht in den selb- 
ständigen Wirkungskreis der Gemeinde, weshalb von einer Übung 
des freien Selbstbestimmungsrechtes keine Rede sein kann. 

Der $ 3, lit. d, des Gesetzes vom 80. April 1870, R.-G.-Bl. 
Nr. 68, auf welchen sich die angefochtene Entscheidung in miss- 
verständlicher Auffassung desselben beruft, wollte lediglich in Wahrung 
sanitärer Rücksichten und Interessen nur normieren, wem von Ge- 
setzes wegen die Verpflichtung obliege, dem da und dort zutage 
tretenden Bedürfnisse nach einem Begräbnisplatze Genüge zn leisten. 
Die Errichtung der aus sanitären Gründen notwendigen Friedhöfe 
gehört also in den selbständigen Wirkungs- und Verpflichtungskreis 
der Gemeinde, oder mit anderen Worten: die Gemeinde hat dafür 
zu sorgen, dass dem etwaigen Mangel an geeigneten Friedhöfen ab- 
geholfen werde. Dies schliesst aber durchaus nicht aus, dass auch 
andere Faktoren und insbesondere die kirchlichen Organe in ihrem 
Wirkungskreise freiwillig und etwa zu Wahrung religiöser In- 
teressen — allerdings ohne Verletzung der sanitären Vorschriften — 
Friedhöfe errichten. Die angefochtene Entscheidung war daher schon 
deshalb aufzuheben, weil sie der Kirchenvorstehung St. Peter und 
Paul ohne gesetzliche Grundlage das Recht zur Errichtung eines 
kirchlichen Friedhofes absprach. 
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Die angefochtene Entscheidung war aber auch deshalb als ge- 
setzwidrig aufzuheben, weil sie der Gemeinde auch noch insbesondere 
eine Kompetenz vindizierte, die derselben nicht zukommt, das ist die 
Kompetenz zur Entscheidung der Frage, ob die Widmung eines 
Platzes als Begräbnisstätte, also die Errichtung eines Friedhofes auf 
einem bestimmten Platze aus dem sanitären Gesichtspunkte zulässig 
sei oder nicht. 

Der Landessausschuss beruft sich diesbezüglich auf den $ 3, 
lit. d, des Gesetzes vom 20. April 1870, R.-G.-Bl. Nr. 68, dessen 
wahre Bedeutung jedoch bereits oben gekennzeichnet wurde Wenn 
in einem die Organisation des Öffentlichen Sanitätsdienstes betreffen- 
. den Gesetze »die Errichtung« von Friedhöfen als in den selbstän- 
digen Wirkungskreis der Gemeinde gehörig bezeichnet wird, so 
kann dies doch nichts anderes bedeuten, als dass die Gemeinde im 
Bedarfsfalle und aus sanitären Rücksichten verpflichtet ist, Friedhöfe 
zu errichten, und dass niemand anderer hiefür in Anspruch genom- 
men werden darf. 

Die Verpflichtung zur Errichtung eines Friedhofes umfasst aber 
keineswegs das Recht zur Entscheidung darüber, ob die von der Ge- 
meinde pflichtmässig, oder von anderen freiwillig zu errichtenden 
Friedhöfe den sanitätspolizeilichen Vorschriften entsprechen. 

In 8 3, lit. a, leg. cit., wird ausdrücklich die Handhabung 
der sanitätspolizeilichen Vorschriften in Bezug auf Strassen etc. der 
Gemeinde vorbehalten, wogegen die lit. d dieser Gesetzesstelle nicht 
von der Handhabung der Vorschriften in Bezug auf die Errichtung 
von Friedhöfen spricht, sondern der Gemeinde einfach die Errichtuug 
der (notwendigen) Begrübnisplátze, sowie die Instandhaltung und 
Überwachung der bestehenden Begräbnisplätze aufträgt. 

Die Verschiedenheit der Aktion in derselben Gesetzesstelle zeigt 
auch klar den Unterschied, welchen der Gesetzgeber in dieser Be- 
ziehung machen wollte. 

Nur die Staatsverwaltung, das ist die politische Behörde, ist 
daher nach $ 1, lit. g, leg. cit., als Überwachungsbehörde berechtigt, 
die Widmung eines Platzes zum Beerdigungsplatze, das ist die Er- 
richtung eines Friedhofes aus sanitälspolizeilichen Rücksichten eu 
untersagen. 

Wenn daher auch die Kirchenvorstehung von St. Peter und 
Paul in Klagenfurt in irriger Auffassung der bezüglichen gesetz- 
lichen Vorschriften die Gemeindevertretung von St. Peter um die 
Bewilligung zur Errichtung des Friedhofes — nicht aber um die 
Erteilung eines Baukonsenses, welche allerdings in die Kompetenz 
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der Gemeinde als Baubehörde fällt — ersucht hat, so war die 
Kirchenvorstehung bei dem Umstande, als die Kompetenzgrenzen 
von amtswegen einzuhalten sind, mit diesem ihren Ansuchen an die 
zuständige politische Behörde zu weisen, nicht aber eine unzuständige 
Entscheidung über dieses Ansuchen zu fällen. 

Die angefochtene Entscheidung war demnach auch wegen Un- 
zuständigkeit der autonomen Behörden zu einem Ausspruche in der 
Sache aufzuheben. | 

Wien, am 24. Juni 1903. 

Kuenburg. (Siegel.) Alter. 


8. Vereine von Ordensmitgliedern, die sich dem Unterrichte 
der männlichen Jugend widmen, sind in Preussen unerlaubt !). 


Urteil d. O.-Verw.-Ger. v. 3. Juni 1902. Entsch. d. O.-Verw.-Ger. Bd. 41 S. 307. 


Aus Mitgliedern der »Genossenschaft der armen Brüder vom 
hl. Franziskuse, die im Kónigreich der Niederlande wohnen, hatte 
sich ein Verein unter dem Namen »Jugenderziehung« mit dem Sitze 
zu A. in der Rheinprovinz und mit dem Zwecke gebildet, für die 
Erziehung der armen, insbesondere der verwahrlosten, männlichen 
Jugend in besondern Anstalten zu sorgen. Der Einspruch des 
Polizeiprisidenten gegen die Eintragung des Vereins in das Ver- 
einsregister des Amtsgerichts wurde vom Ober-Verwaltungsgericht 
für begründet erklärt. Das Ober-Verwaltungsgericht führt zwar zu- 
nächst aus, dass Unterrichts- und Erziehungszwecke an sich nicht 
unter den Begriff der sozialpolitischen oder religiösen Zwecke fallen, 
deren Verfolgung durch einen Verein die Verwaltungsbehörde zum 
Einspruche gegen dessen Eintragung in das Vermögensregister be- 
rechtige; dann aber heisst es (auszugsweise): Die sämtlichen Ver- 
einsmitglieder sind Mitglieder der Genossenschaft der »Armen Brüder 
vom hl. Franziskus«; nach den Satzungen hat der Verein es in der 
Hand, zu verhindern, dass sich die Art der Zusammensetzung des 
Vereins ändert. Weiter haben nach den Satzungen die Vereinsmit- 
glieder sich persönlich der Erziehung und Pflege der Anstaltszög- 
linge zu widmen oder sonstwie persönlich für den Vereinszweck tätig 
zu sein. So stellt sich der Verein als ein Teil der geistlichen Ge- 
sellschaft der »Armen Brüder« dar, zu deren Zwecken namentlich 
auch die Jugenderziehung gehört. Nun hat zwar Art. 5 $ 1 des 


1) Diese und folgende Entscheidungen sind mit Erlaubnis dem »Kathol. 
Seelsorgere Nr. 5 und 6 entnommen. 
35 * 
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Gesetzes vom 29. April 1887 einen Teil der durch das Gesetz vom 
81. Mai 1875 vom preussischen Staatsgebiet ausgeschlossenen Orden 
und Kongregationen wieder zugelassen, dazu gehören aber von den 
dem Unterricht und der Erziehung gewidmeten nicht die der Er- 
ziehung der männlichen Jugend gewidmeten Orden u. s. w. Diese 
sind also noch jetzt ausgeschlossen, die auf Erziehung der männ- 
lichen Jugend gerichtete Tätigkeit der Orden u. s. w. sowie ihrer 
einzelnen Mitglieder somit unerlaubt. Der Art. 6 des Gesetzes vom 
14. Juli 1880 und Art. 13 des Gesetzes vom 21. Mai 1886 er- 
mächtigen nur die Minister zur Genehmigung gewisser neuer Nieder- 
lassungen und Nebentätigkeiten der ausgeschlossenen Orden, wie 
eine solche Genehmigung nach Art. 5 8 2 des Gesetzes vom 29. April 
1887 in Verbindung mit Art. G des Gesetzes vom 14. Juni 1880 
auch für neue Niederlassungen der wieder zugelassenen Orden er- 
forderlich ist. An der ministeriellen Genehmigung fehlt es aber. 
Der Einspruch gegen die Eintragung ist also gemäss $ 61 Abs. 2 
des B. G.-B. rechtlich zulässig, weil der angemeldete Verein nach 
dem öffentlichen Vereinsrecht unerlaubt ist. »Ob die Erhebung des 
Einspruchs im Öffentlichen Interesse notwendig oder sweckmässig 
war, hat der Verwaltungsrichter nicht zu prüfen. 


9. Ersitzung gegen die Kirchengemeinde nach Pr. Alle. Landr. 
Urteil d. Reichsger. v. 2. Dez. 1902. (Jurist. Wochenschr. 32 S. 34.) 


Nach 8 521 I. 9 A. L.-R. kann gegen den Verwalter zum 
Nachteile des Gutseigentümers eine Verjährung angefangen und 
fortgesetzt werden, und nach $ 778 IT. 11 das. stehen die Pfarr- 
güter nicht nur in der Nutzniessung, sondern auch in der Verwaltung 
des Pfarrers. Deshalb kann ohne Rücksicht auf das Niessbrauchs- 
recht des Pfarrers eine Grunddienstbarkeit gegen die Gemeinde er- 
sessen werden. 


10. Patronats-Baulast nach Allg. Landr. 
Urteil d. Reichsger. v. 20. Nov. 1899 (handschriftlich). 


Der Inhalt der Kirchen- und Pfarr-Baulast, auch soweit sie 
observanzmässig dem Patron obliegt, muss dem bestehenden Be- 
dürfnisse entsprechen, ist also nicht von vornherein bestimmt, son- 
dern je nach den massgeblichen Umständen veränderlich. Die Bau- 
last erstreckt sich somit auch auf Neubauten. und Erweiterungs- 
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bauten, deren Notwendigkeit durch die geistlichen Obern (mass- 
gebend für den Richter) festgestellt ist, ohne Unterschied, ob sie 
einem (direkt) kirchlichen oder dem wirtschaftlichen Bedürfnisse der 
Pfarre dienen. 


11. Staatsgenehmigung zum Grundstückserwerb durch preuss. 
juristische Personen. Wertberechnuug. 


Beschl. d. Kammerger. v. 7. Juli 1902 (Johow, Entscheidungen 25 S. A. 128). 


a) Die. Vorschrift des Art. 7 8 1 Abs. 1 des preussischen Aus- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche (Staatsgenehmigung 
zum Erwerb von Grundstücken im Werte von mehr als 5000 Mk.) 
gilt grundsätzlich für alle juristischen Personen, die in Preussen 
ihren Sitz haben. Durch diese Bestimmung ist die Vorschrift im 
8 50 Nr. 1 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 über die Vermógens- 
verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden (soweit sie Staats- 
genehmigung zu jedem Grundstückserwerb für eine Kirchengemeinde 
forderten) aufgehoben. 

b) Bei dem Erwerb mehrerer Grundstücke durch eine juristische 
Person sind zur Bestimmung der Genehmigungspflichtigkeit die Werte 
insoweit zusammenzurechnen, als die juristische Person die Grund- 
stücke von einem und demselben Rechtsvorgänger durch einheitlichen 
Akt erworben hat. Bei Erwerb mehrerer Grundstücke von verschie- 
denen Rechtsvorgängern findet keine Zusammenrechnung statt, auch 
wenn die Kaufvertráge in eine Urkunde zusammengefasst sind. 


12. Heligióse Erziehung eines uneheliehen Kindes. 
Beschl. d. Kammerger. v. 16. Juni 1902 (Johow, Entsch. 25 S. A. 21). 


Die katholische Mutter eines unehelichen Kindes heiratete 
einen Evangelischen. Der katholische Pfarrer beantragte bei dem 
Vormundschaftsgerichte, den Vormund des der evangelischen Schule 
überwiesenen Kindes anzuhalten, dieses entsprechend der Konfession 
der Mutter der katholischen Schule zuzuführen. Die Mutter erklärte, 
sie wünsche die evangelische Erziehung des Kindes, weil künftige 
Kinder aus ihrer Ehe evangelisch erzogen werden müssten und sie 
nicht Kinder verschiedenen Glaubens haben wolle. Das Vormund- 
schaftsgericht erôffnete dem Pfarrer, dass bei dem übereinstimmen- 
den Willen des Vormundes und der Mutter das Kind in der evan- 
gelischen Konfession zu erziehen sei. Das Landgericht wies die Be- 
schwerde des Pfarrers, in der zugleich beantragt war, dem, Kinde 
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einen katholischen Vormund zu bestellen, zurück. Das Kammer- 
gericht erklärte die weitere Beschwerde des Pfarrers insoweit für 
begründet, als die Anordnung katholischer Erziehung des Kindes 
verlangt wurde, weil nach dem gemäss Art. 134 des Einführungs- 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche in Kraft gebliebenen $ 642 
II 2 Allg. Landr. uneheliche Kinder bis zum vollendeten 14. Jahre 
in dem Glaubensbekenntnisse der Mutter zu erziehen seien, und die 
für ebeliche Kinder gegebene Vorschrift des $ 78 das. (»solange die 
Eltern über den ihren Kindern zu erteilenden Religionsunterricht 
einig sind, hat kein Dritter ein Recht, ihuen darin zu widersprechen«) 
eine analogische Anwendung auf das uneheliche Kind und dessen 
Mutter nicht gestatte. 

Über die weitergehenden Anträge des Pfarrers (Zuführung zur 
kathol. Schule und Bestellung eines kathol. Vormundes) sagen die 
Gründe: 

»Das Kammergericht hat ständig daran festgehalten, dass die 
gesetzliche Notwendigkeit, einem Kinde den Religionsunterricht in 
einer bestimmten Konfession zu erteilen, keineswegs für sich schon 
die Überweisung an eine Schule gleicher Konfession bedingt. Nur 
wenn im konkreten Falle festgestellt wird, dass mit dem in den 
übrigen Fächern in der Schule erteilten Unterricht ein ordentlicher 
und gedeihlicher Religionsunterricht in der betreffenden Konfession 
nicht zu vereinigen ist, kann Veranlassung genommen werden, wegen 
des in erster Reihe massgeblichen Religionsunterrichts einen Wechsel 
der Schule inbetracht zu ziehen. 

In gleicher Weise rechtfertigt an sich der Umstand, dass der 
Vormund nicht der Konfession des Mündels angehört, noch nicht 
‚seine Entlassung. Im vorliegenden Falle war der Waisenrat ersucht, 
einen Vormund katholischer Konfession vorzuschlagen, worauf der 
jetzt ernannte Vormund bezeichnet wurde. Diesen jetzt ohne weiteres 
seines Amtes zu entkleiden, erscheint nicht angängig. Vielmehr muss 
unter Berücksichtigung der Persönlichkeit und der besonderen Um- 
stände des Falles beurteilt werden, ob der Vormund der durch das 
Gesetz gebotenen Erziehung des Mündels im katholischen Bekennt- 
nisse widerstrebe und ihr Hindernisse in den Weg lege. Es wird 
sich empfehlen, ihn selber hierüber zu hören. Ergibt sich, dass die 
angeordnete Erziehung des Kindes einem in der Person des Vor- 
mundes begründeten Widerstande begegnet, so wird das Vormund- 
schaftsgericht zu prüfen haben, ob es nicht zur Gewährleistung der 
ordentlichen Erziehung des Mündels in seiner Konfession von der 
im $ 1801 B. G.-B. vorgesehenen Massnahme Gebrauch machen 
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(d. h. dem Vormunde die religiöse Erziehung des Mündels ent- 
ziehen) wird.« 


13. Politische Vereine. 
Beschl. d. Kammerger. v. 27. Okt. 1902 (Johow, Entsch. 25 S. C. 20). 


a) Unter Vereinen, welche bezwecken, politische Gegenstánde 
in Versammlungen zu erörtern, versteht der 8 8 des Vereinsgesetzes 
vom 11. März 1850 nicht alle Vereine, die eine Einwirkung auf 
öffentliche Angelegenheiten bezwecken, sondern nur solche, welche 
auf den Staat, seine Gesetzgebung, seine Institutionen oder inter- 
nationalen Beziehungen einwirken wollen. 

b) Vereine, welche die geltende Gesetzgebung nur erklären und 
zum Verstándnisse bringen wollen, gehóren dahin nicht, Frauen, 
Schüler, Lehrlinge sind von ihnen nicht ausgeschlossen. (In Frage 
stand ein katholisch-polnischer Volksverein; die gegen den Vorstand 
wegen Aufnahme eines Lehrlings als Vereinsmitglied erfolgte Be- 
strafung ist vom Kammergericht aufgehoben worden.) 
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IV. Mitteilungen. 


1. Eine neue kirchenrechtliehe Monographiensammlung. 


Prof. Dr. Ulrich Stutz, rühmlichst bekannt besonders durch 
seine wissenschaftlichen Arbeiten auf dem historischen Gebiete des 
Kirchenrechts, hat ein Unternehmen ins Leben gerufen, das gewiss 
die volle Zustimmung aller Freunde der Rechtswissenschaft, speziell 
der kirchlichen, finden wird. Auch uns als Katholiken kann das 
neue Unternehmen nur willkommen sein, zumal der Name des H. 
Herausgebers der Sammlung die Bürgschaft für eine objektive Dar- 
stellung der die katholische Kirche betreffenden Materie bietet. Das 
Unternehmen soll ferner den beiden in Deutschland bestehenden 
Zeitschriften für Kirchenrecht, also auch unserem Archiv, keinen 
Eintrag tun, da nur solche Abhandlungen in die Sammlung auf- 
genommen werden, welche wegen des Umfanges in dem beschränkten 
Rahmen einer Zeitschrift keinen Platz finden kónnen. Es darf des- 
halb das neue Unternehmen auch von uns begrüsst und empfohlen 
werden, denn alles, was auf dem historischen Gebiete der Wahrheit 
dient und die Kenutnis der objektiven Wissenschaft fördert, kann 
nur in unserem Interesse liegen. Es sind bereits drei bemerkens- 
werte Abhandlungen in kurzer Zeit nacheinander erschienen: »Die 
praktische Bedeutung des jus reformandi« von Dr. Burkhard von 
Bonin; »Die Servitentaxe im 13. Jahrhundert« von Dr. A. Gottlob; 
»Pfarrkirche und Stift im deutschen Mittelalter« von Dr. H. Schaefer. 
Zur Orientierung über das neue Unternehmen hat Herr Prof. Stutz 
in der »Einführunge zu demselben seinen Plan mit folgenden 
Worten näher entwickelt: 

»Dass auf dem Gebiet des Kirchenrechts zu wenig mono- 
graphisch gearbeitet werde, ist eine alte und keineswegs grundlose 
Klage. Zwar einige wertvolle Einzeluntersuchungen bringt uns fast 
jedes Jahr. Aber nicht nur könnte und sollte mehr geschehen, da- 
mit die weiten Strecken jungfräulichen Bodens, die unsere Wissen- 
schaft immer noch aufweist, urbar gemacht würden, und damit der 
Anbau im ganzen demjenigen der Schwesterdisziplinen gleichkáme. 
Vielmehr gelangt auch das, was geschieht, nicht zu voller Geltung, 
weil eine Sammlung fehlt, die einen Grundstock kirchenrechtlicher 
Einzelarbeit für jedermann sichtbar vereinigt. Grössere Abhand- 
lungen, die den Weg an die Öffentlichkeit nicht in völliger Ver- 
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einzelung antreten wollten, mussten bisher in (Gierkes Unter- 
suchungen zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte, in Schmollers 
staats- und sozialwissenschaftlichen Forschungen, in kirchengeschicht- 
lichen und anderen nichtfachmännischen Veranstaltungen Unterkunft 
suchen; eine kirchenrechtliche Monographiensammlung gab es nicht. 

Diesem offenbaren und längst empfundenen Mangel möchten 
wir für die Zukunft abhelfen. Unsere Sammlung ist dasu bestimmt, 
kirchenrechtlichen Einseluntersuchungen, die nach Inhalt und Um- 
fang eine gesonderte Veröffentlichung verdienen, zu einer solchen 
an einem für Fachgenossen und Interessenten nicht zu übersehenden 
Ort zu verhelfen. Sie erscheint in einzelnen, je nach Bedürfnis aus- 
zugebenden Heften und erstrebt so eine hoffentlich nicht unwill- 
kommene Ergänzung der beiden Zeitschriften, die seit beinahe einem 
halben Jahrhundert unserer Wissenschaft jede in ihrer Art mit 
grösstem Erfolge dienen. Der Umstand, dass eine so namhafte Ver- 
lagsbuchhandlung wie diejenige von Ferdinand Enke in Stuttgart 
in dankenswertestem Entgegenkommen und mit vollem Verständnis 
für die zu bewältigende Aufgabe dem unterzeichneten Herausgeber 
Aufnahmebedingungen bewilligt hat, die — besonders für jüngere 
Mitarbeiter — als verlockend können bezeichnet werden, lässt hoffen, 
dass es gelingen wird, den vorhandenen Fluss der Produktion nicht 
bloss zu fassen, sondern noch zu steigern. 

Eine Sammlung wie die unserige befindet sich in der glück- 
lichen Lage, keines Programms zu bedürfen. Wohl gedenkt der 
Unterzeichnete mit seinen Schülern besonders eifrig an diesen 
» Kirchenrechtlichen Abhandlungen« sich zu beteiligen. Doch irgend- 
welcher Schulrichtung sollen sie nicht dienen. Sie sollen nicht ein- 
mal nur Arbeiten von Juristen aufnehmen. Man hat in neuester 
Zeit in einigen philosophischen Fakultäten einen vielversprechenden 
Anfang mit Vorlesungen über kirchliche Verfassungsgeschichte ge- 
macht, und auch auf evangelisch-theologischer Seite. beginnt man, 
wie neben trefflichen Monographien namentlich einige vorzügliche 
Lehr- und Handbücher der Kirchengeschichte zeigen, diesen Dingen 
mehr Verständnis entgegenzubringen. Das ist um so wichtiger, 
als die Gleichgültigkeit, welche die grosse Masse der Juristen und 
leider — mit wenigen, rühmlichen Ausnahmen — auch die Autori- 
täten, die für die Einrichtung und den Betrieb des Rechtsstudiums 
massgebend sind, dem Kirchenrecht gegenüber heutzutage fast noch 
mehr als früher beseelt, mit Notwendigkeit zur Folge hat, dass ein 
grosser Teil vornehmlich des historischen Materials zunáchst durch 
Nichtjuristen gesammelt und bearbeitet wird. Insbesondere könnte 
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ohne die tatkräftige Mitwirkung von Theologen und Historikern an 
die endliche Inangriffnahme einer Geschichte des deutschen Kirchen- 
rechts, die doch nachgerade ein dringendes Bedürfnis und eine 
Ehrenpflicht deutscher Wissenschaft wird, für absehbare Zeit gar 
nicht gedacht werden. Wir vermögen aber überhaupt in solcher Mit- 
arbeit von Nichtjuristen nur einen Vorteil zu erblicken. Gewiss erfüllt 
auf unserem Gebiet erst diejenige Forschung die gestellte Aufgabe 
ganz, die mit ungezwungener und unverkürzter Herstellung des 
Gangs der Ereignisse und mit verständnisvoller Berücksichtigung 
der aus dem Geistesleben entsprungenen Impulse die konstruktiv- 
genetische Erfassung der kirchlichen Einrichtungen zu verbinden 
versteht: der Kirchenrechtshistoriker weiss mehr, und er darf mehr 
wissen als der  nichtjuristische kirchliche Verfassungshistoriker. 
Jedoch gegenüber der konstruktiven Vergewaltigung und der rein 
äusserlich-mechanischen Auffassung, zu der die juristische Behand- 
lungsweise nur allzuleicht hinneigt, bleibt eine die Freiheit der Tat- 
sachen und den massgebenden Einfluss geistiger Triebkräfte wahrende 
Darstellungsweise ein dauerndes wissenschaftliches Bedürfnis. In- 
dem ich die Tore der »Kirchenrechtlichen Abhandlungen« auch 
Arbeiten von Nichtjuristen über kirchenrechtliche Gegenstände mit 
Freuden weit Öffne, möchte ich nicht bloss einem bestehenden Zu- 
stand Rechnung tragen, sondern vor allem meiner Überzeugung von 
der Unentbehrlichkeit und dem Verdienst solch nichtjuristischer Mit- 
arbeit durch die Tat Ausdruck geben. 

Eine Verantwortung für den Inhalt der aufgenommenen Unter 
suchungen im Ganzen oder im Einzelnen übernimmt der Heraus- 
geber selbstverständlich nicht; er verwahrt sich vielmehr zum vor- 
aus dagegen, dass aus der Aufnahme auf seine Zustimmung ge- 
‚schlossen werde. Nur für das Eine bürgt er, dass jede auf- 
genommene Arbeit in irgend einer Weise oder in irgend einem 
Punkte ihr Thema wissenschaftlich fördert. Im übrigen wird er bei 
der Aufnahme mit grösster Weitherzigkeit verfahren. Insbesondere 
versteht es sich ganz von selbst, dass der Herausgeber auch Unter- 
suchungen von solchen, die einem anderen Bekenntnis als dem 
seinigen angehören und einen anderen Standpunkt als den seinigen 
vertreten, anstandslos aufnehmen wird, sofern sie nur obiges Er- 
fordernis erfüllen. Gewiss ist ein fruchtbarer Betrieb des Kirchen- 
rechts ohne eigene Stellungnahme nicht denkbar. Ebenso fest steht 
aber auch, dass wer nicht im stande ist, wenigstens für den Zweck 
seiner Untersuchung — wenn auch nur vorübergehend und ohne 
innere Annahme — in die für den betreffenden Wissenszweig mass- 
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gebenden dogmatischen Voraussetzungen oder in die Weltanschauung 
sich völlig hineinzuversetzen, auf deren Grund das zu behandelnde 
kirchliche oder staatliche Recht sich aufbaut, die wissenschaftliche 
Bearbeitung des kirchlichen oder staatskirchlichen Rechtes besser 
anderen überlässt. 

In einer Richtung freilich wird der Herausgeber seines Amtes 
mit unerbittlicher Strenge walten: den Gottesfrieden seines Hauses 
wird er sich unter keinen Umständen stören lassen. Der Gelegen- 
heiten, wo der konfessionelle Hader sich austoben kann, gibt es 
heutzutage mehr als genug. Diese Sammlung soll eine Stätte sein, 
wo nur die friedliche, aufbauende Arbeit gepflegt wird, wenn auch 
nicht in dem Sinne, dass eine rein sachliche Erörterung von Gegen- 
sätzen, die man versöhnen weder kann noch soll, vermieden zu wer- 
den braucht. Schon aus diesem Grunde muss alle und jede aktuelle 
Kirchenpolitik vom Rahmen unserer Sammlung ausgeschlossen bleiben: 
sie soll wirklich nur dem Kirchenrecht dienen. 

Dessenungeachtet wird man ihr nicht vorwerfen können, dass 
sie zur Lösung der Fragen, die auch unsere Zeit bewegen, nichts 
beitrage. Im Gegenteil, gründliche kirchenrechtliche Kenntnisse sind 
sogar die erste und einfach unerlässliche Vorausseteung für jede 
kirchenpolitische Bestätigung. Schon deswegen, weil nur sie vor 
dem Unheil bewahren, welches eine vom Eifer der Leidenschaft ein- 
gegebene und des sicheren Einblicks in den Zusammenhang der 
Dinge entbehrende Gelegenheitspolitik immer wieder anrichtet. Hie- 
gegen kann allein eine stete, durch Sachkunde und geschichtliches 
Verständnis über die Erregung des Augenblicks hinaus erhobene, 
grosse und weitsichtige Auffassung helfen, wie sie, wenn auch nicht 
immer, so doch am ehesten, unsere Wissenschaft erzeugt. Gerade 
wer davon durchdrungen ist, dass auf dem Grund einer ehrlich und 
vorurteilsfrei durchgeführten staatlichen Kirchenhoheit die Interessen 
des Staates und der Kirchen — der katholischen freilich nicht 
grundsätzlich, wohl aber, worauf es ankommt, praktisch — am 
besten sich wahren lassen, gerade der wird mit mir für die Kirchen- 
rechtswissenschaft eine achtunggebietende Stellung erstreben. Gerade 
er wird auch — so hoffe ich — nicht minder als derjenige, dem 
das Kirchenrecht um seiner selbst willen am Herzen liegt, dieser 
Sammlung sein freundliches Wohlwollen und seine tatkräftige Unter- 
stützung nicht versagen. 

Freiburg i. Br. am 9. September 1902. Ulrich Stutz. 

Wir begleiten das Unternehmen nochmals mit den besten Wünschen 
und werden dasselbe nach Kräften fördern helfen. Heiner. 
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2. Die Herkunft des Inquisitionsprozesses. 
(Schweizerische Kirchen-Zeitung. Nr. 48. 1902.) 


Unter diesem Titel veröffentlicht Richard Schmidt, Prof. des 
Prozessrechtes in Freiburg i. B., eine Schrift (Verlag Lorenz, Frei- 
burg i. B.), die auch den Kanonisten in hohem Grade interessiert. 
In der Geschichte des Strafverfahrens ist besonders der Gegensatz 
von Anklageprozess und Inquisitionsprozess wichtig geworden. Das 
Anklageprinzip beruht auf einer Sonderung der Strafverfolguug und 
der richterlichen Tätigkeit, indem ein amtlich bestelltes Organ 
(Staatsanwalt) oder zugelassener Privatkläger als Partei vor den 
Richter tritt, um einem formell als Rechtsstreit mit dem Ange- 
klagten (dem ebenfalls die Stellung einer Partei zukomnit) sich ent- 
wickelnden Vorgang das Recht auf Strafe geltend zu machen. Nach 
dem Inquisitions- oder Untersuchungsprinzip dagegen ermittelt der 
Untersuchungsrichter die ersten Spuren eines Verbrechens, soweit sie 
sich in der Richtung einer bestimmten Person als den mutmass- 
lichen Täter verfolgen lassen; mit Ausschluss aller Parteientätigkeit 
sucht der gleiche Beamte die für den Verdächtigen belastenden und 
entlastenden Gründe zusammen, um den Schuldbeweis zu konstruieren 
oder den Verdacht zu entkräften; das Richterkollegium hat dann 
ausschliesslich auf Grund der Untersuchungsakten zu verurteilen oder 
freizusprechen. Dieses inquisitorische Verfahren hatte seit dem 
13. Jahrhundert die Herrschaft über die Kriminaljustiz im ganzen 
europäischen Kontinent erobert und erst im 19. Jahrhundert hat es 
zum grössten Teil dem accusatorisch organisierten Reformprozess 
weichen müssen; aber es bedurfte ein halbes Jahrhundert, um den 
Inquisitionsprozess zu beseitigen, trotzdem an seinen Namen die 
Ketzerverfolgungen, die spanische Inquisition, die deutschen Hexen- 
prozesse u. 8. w. sich knüpften. Im Kampfe gegen das Verbrecher- 
tum batte sich der Inquisitionsprozess so leistungsfähig bewährt, 
dass noch mitten in der Reformperiode des modernen Rechtes zalıl- 
reiche deutsche Praktiker gegen die Preisgabe desselben eiferten, 
weil das accusatorische Verfahren dem Angeklagten mit so viel Zu- 
rückhaltung begegnete, dass dem Bürger fort und fort die Kosten, 
Mühe, Aufregung und Verautwortlichkeit der Verfolgung und des über- 
führenden Beweises aufgelastet und damit in tausenden von Fällen 
der ruhige Schritt der Justiz gehemmt wurde. Die Kritik des In- 
quisitionsprozesses war um so weniger unbefangen, weil man der 
Meinung war, er sei eine spezifisch kirchliche Schöpfung, insbesondere 
der Gesetzgebung Innocenz III, und stehe in innerem Zusammen- 
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hange mit den Ketzerverfolqungen. Diese Meinung wird nun durch 
Richard Schmidt, einem tüchtigen Vertreter der Prozessrechts- 
geschichte, definitiv widerlegt. Die Kirche hat sich bei Einführung 
dieser Prozedurform rein aufnehmend und lernend dem weltlichen 
Recht gegenüber verhalten. Wo sind nun die Wurzeln des 
kanonischen Inquisitionsprozesses ? 

Bereits in der Merovingerzeit hatte sich unter dem Namen 
»inquisitio« ein Institut eingebürgert, wonach der königliche Send- 
bote in Prozessen des Fiskus um Domänen- und sonstige Königs- 
güter ausgewählte Gemeindegenossen aufbot, die eidlich über die 
Eigentumsverhältnisse der Gemeinde Zeugnis abzulegen hatten. Zu- 
weilen wurde dieses Verfahren verwendet, um die Erhebung einer 
Strafklage zu ermöglichen. Als dann Karl der Grosse das form- 
lose polizeiliche Strafverfahren und den auf Privatklage basierten 
Deliktsprozess reformierte, legte er jenes Gemeinderügeverfahren 
der Prozedur zu Grunde. Die Bezichtigung einer Person durch die 
Rügezeugen sollte dem Beamten die Handhabe bieten, den angeb- 
lichen Täter vor Gericht zu stellen und ihn hier ebenso wie einen 
formell Angeklagten zur Reinigung von der Rüge zu zwingen. Der 
inquirierende Beamte bot zuerst Inquisitionszeugen auf zur Rüge des 
Verdächtigen und legte ihm dann den Reinigungsbeweis auf, sei es 
dorch Eid mit Eideshelfern oder durch das reichlich verwendete 
Gottesurteil (Ordal, Kesselfang oder Eisenprobe); seltener wurde dem 
Bezichtigten die Reinigung durch Überführungsbeweis abgeschnitten. 

Die fränkische inquisitio wurde später von den Bischöfen des 
Frankenreichs nachgeahmt in dem Synodalzeugeverfahren anlässlich 
der Visitationsversammlung im »Send«, welches aber nach und nach 
sich wieder zu einem modifizierten Anklageprozess zurückentwickelte. 
Auch das karolingische Institut schien seit der zweiten Hälfte des 
9. Jahrhunderts wieder im fränkischen Reiche verschollen. Dagegen 
war es dem Rechtshistoriker Brunner gelungen, dasselbe bei den 
Anglonormannen nachzuweisen. 

Die Normannen hatten nach ihrer Ansiedlung an der französi- 
schen Westküste (anfangs des 10. Jahrhunderts) mit andern Staats- 
einrichtungen auch die karolingische Inquisition beibehalten und 
nach der Eroberung Englands auch dorthin verpflanzt. Im anglo- 
normannischen Staate wurde hingegen das Verfahren eigenartig zu 
einem Schwurgerichtsprozess ausgebildet, indem gegen Ende des 
12. Jahrhunderts nicht bloss Inquisitionszeugen zur Rüge aufge- 
boten werden, sondern auch Gemeindezeugen, welche als zweite 
»juratae über die Schuldfrage sich aussprechen an Stelle der Ordalien. 
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Um die Mitte des 11. Jahrhunderts kolonisierten die Normannen von 
der Normandie aus Sizilien und Unteritalien. Schmidt weist nun 
nach, dass sie ihre Methode der offiziellen Verbrechensverfolgung 
aus der Heimat hieher mitgebracht. Die von Kaiser Friedrich II. 
1231 zu Melfi erlassenen Constitutiones regni Siculi enthalten nur 
altes normannisches Recht und auch das Nachtragsyesetz über das 
Inquisitionsverfahren der Justiziare anerkennt bloss alte Rechts- 
übung. 

Ferner gelingt dem Verfasser der Nachweis, dass in den 
italienischen Stadtrechten (wie die von Genua, Mailand, Padua und 
Bergamo) der Inquisitionsprozess schon bei und vor Beginn des 
13. Jahrhunderts sich findet — »zu einer Zeit, wo ein Einfluss der 
prozessualen Neuerungen des kanonischen Rechts auf das städtische 
ganz ausgeschlossen erscheinte. Und zwar dient diese Prozedur 
»zur Verfolgung gemeiner Delikte, die keine politische oder religiöse 
Färbung haben« als eine Kampfinassregel gegen das aufwuchernde 
Gewerbsverbrechertum. Nicht minder wichtig ist der Nachweis, 
dass der städtische Prozess die inquisitio sofort viel folgerichtiger 
und durchgreifender ausbildete als die päpstliche Gesetzgebung. 

In der um 1139—42 abgefassten Kanonensammlung Gratians 
gilt als das regelmässige Verfahren der römisch-kanonische Anklage- 
prozess; nur wenn kein Ankläger vorhanden, aber ein übles Ge- 
rücht den Kleriker bezichtigt, nicht aber, wenn die erhobene An- 
klage nicht hat bewiesen werden können — erklärt Gratian den 
Beschuldigten nach Ermessen des Richters für verpflichtet, sich mit 
Eideshelfer zu reinigen und er fordert bis zur Ableistung des Eides 
die Suspension des Angeschuldigten (Hinschius K.-R. V. 347 f.) 
Erst 1199 hat Innocenz III. das Inquisitionsverfahren als ausser- 
ordentliche Prozedur, die nur bei besonders schweren Verbrechen 
und nur unter bestimmten, eng begrenzten Voraussetzungen in zwei 
Entscheidungen (übergegangen in das corpus jur. can. als c. 10 X 5, 
34 & c. 31 X 5,3) rezipiert, als Gesetg aber erst 1215 sanktioniert. 
Die Gottesurteile waren unhaltbar geworden; aber es war auch un- 
möglich, den Reinigungseid des Angeklagten allein für ausschlag- 
gebend zu betrachten. Dadurch wurde nun dem Kläger die Be- 
schaffung des Belastungsbeweises auferlegt; wird er beweisfällig, so 
hat er die auf das behauptete Delikt gesetzte Strafe selbst zu ge- 
wärtigen. So wird die Stellung des Privatklägers bei der Ver- 
brechensverfolgung zu verfänglich und die Justiz gehemmt. Des- 
halb wird es zunächst leitender Grundsatz, dass das Gerücht (mala 
fama, diffamatio, clamor publicus), welches eine Person als Täter 
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eines Verbrechens bezeichnet, den Richter ermächtigt, ohne An- 
kläger eine inquisitio, d. h. ein Beweisverfahren und eine Ab- 
urteilung anzuordnen oder selbst vorzunehmen. Nach 1240 wird 
aber diese inquisitio stets mehr ausgedehnt infolge des selbständigen 
Gebrauches, den die Pruxis von den Dekretalen machte, indem der 
berühmte Kanonist Sinibaldus Fliscus (später Innocenz IV.) in 
seinem um 1250 verfassten Dekretalenkommentar (als Lehrer der 
Praxis, nicht als Gesetzgeber) den Richter berechtigt erklärt, selbst- 
tätig nach im Volke vorhandenen Beunruhigungen und Gerüchten 
über ein begangenes Verbrechen zu forschen. Damit war auch ein 
dem Richter persönlich begründeter Verdacht als Grundlage einer 
Inquisition anerkannt, wie aus dem prozessrechtlich wichtigen 
Speculum judiciale des Kanonisten Wilhelm Durandus erhellt. Be- 
reits um 1234 will der in der Hofgerichtspraxis Kaiser Friedrichs II. 
geschulte Jurist Roffredus von Benevent die Geltung des In- 
quisitionsprozesses im italienischen Gewohnheitsrecht nachweisen, 
und der Bologneser Notar Albertus Gandinus (im libellus de male- 
ficiis um 1275) bezeugt es als lombardischen Gerichtsgebrauch, dass 
«judices de quolibet maleficio cognoscunt ex officio suo per in- 
quisitionem.« 

So hatte sich bei den rechtsgelehrten Theoretikern und Prak- 
tikern eine Anschauung herausgebildet, welche gleichmässig für das 
geistliche und weltliche Strafverfahren massgebend war und zwar 
ohne dass dabei spezifisch kirckliche Bestrebungen eine »irgendwie 
massgebende Rolle« spielten. Dazu drängte schon die Einsicht in 
die Aufgabe der Behórden, aus ihrer Initiative für die Bestrafung 
gefährlicher Verbrecher zu sorgen, wobei es nach Beseitigung des 
unpraktischen Reinigungsbeweises durch den Überführungsbeweis als 
das Naturgemässe erschien, dass der verfahrensleitende Beamte auch 
die Überführung durch erschöpfende Aufklärung des Vorganges auf 
sich nahm und das sämtliche belastende und entlastende Material 
als Grundlage für die Urteilsschöpfung sammelte, 

Indem wir so der scharfsinnigen Argumentation des Verfassers 
folgen, werden bisher nicht genügend erforschte Zusammenhänge 
prozessrechtlich bedeutsamer Erscheinungen uns verständlich. Zu- 
gleich gebührt dem Verfasser das Verdieust, durch Vernichtung 
alter Vorurteile einer objektiven Würdigung des Inquisitionsprozesses 
den Weg bereitet zu haben. 

Freiburg i. d. Schw. Prof. Dr. U. Lampert. 
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8. Die Einfachheit bei kirchlichen Bauten. 


Die Mai-Nummer curr. des Kirchlichen Anzeigers für die Erz- 
diözese Köln enthält folgenden auch für andere Diözesen beherzigens- 
werten Erlass des hochw. Herrn Erzbischofs Antonius: 

Ich finde mich veranlasst, den Herren Pfarrern, sowie den 
Kirchenvorständen der Erzdiözese die Einfachheit und das Mass- 
halten bei kirchlichen Bauten ans Herz zu legen. 

Das gilt zunächst und namentlich in Bezug auf die für die 
Geistlichen bestimmten Wohnungen. 

Es lässt sich nicht leugnen, dass hier und da in der Erzdiö- 
zese Pfarrhäuser — aber auch Wohnungen für die Hülfsgeist- 
lichen — errichtet worden sind, die sowohl in Bezug auf die Aus- 
dehnuug als auch in Bezug auf die äussere und innere Ausgestaltung 
das rechte Mass überschreiten. 

Ich wünsche den Herren Geistlichen und besonders den Herren 
Pfarrern hinreichend grosse Räumlichkeiten, zum eigenen Gebrauch 
wie auch zur Beherbergung des einen oder anderen Fremden, gegen- 
über welchem Gastfreundschaft zu üben ist. Auch mag und soll das 
geistliche Haus in seiner äusseren Herstellung wie inneren Aus- 
stattung nicht gerade den Charakter eines gewöhnlichen bürger- 
lichen Hauses tragen. 

Ich begreife und billige es ferner, dass in beiderlei Hinsicht 
ein Unterschied zu machen sein wird zwischen geistlichen Wohn- 
ungen in — zumal grösseren — Städten und solchen auf dem Lande, 
vielleicht gar in ganz abgelegener Gegend und unter ganz einfacher 
Bevölkerung. 

Aber überall ist das rechte Mass zu halten. Überall sind 
grossartige Bauten, die man fast Paläste nennen möchte, Wohn- 
ungen, die durch reiche äussere — »architektonischee — Ausge- 
staltung in die Augen fallen, die im Innern mit allem Komfort der 
Weltleute ausgestattet sind und in fast raffinierter Weise alle neuen 
und neuesten Erfindungen auf dem Gebiete der Technik verwerten, 
zu vermeiden. 

Sie widerstreiten dem Geiste der Armut, den die Priester des 
Herrn allenthalben, auch in der Art und Weise ihrer Wohnung und 
Wohnungseinrichtung, üben sollen; sie geben unserem braven katho- 
lischen Volke Ärgernis, und zwar nicht bloss den Armen, die kaum 
wagen, in solche Häuser einzutreten, sondern auch den Besserge- 
stellten, die vom Priester mit Recht priesterliche Einfachheit und 
Selbstbeschränkung verlangen; sie vermindern und untergraben da- 
durch den seelsorglichen Einfluss des Priesters, belasten vielfach iu 
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drückender Weise die Gemeinden und rufen die Kritik der Übel- 
denkenden geradezu heraus. 

Ich weiss, vielfach sind an diesen Ausschreitungen die Bau- 
meister schuld, die etwas Schönes, »Monumentales« , »dem Stil der 
Kirchen Entsprechendes« u. s. w. u. s. w. schaffen und mit derartigen 
Bauten für sich Ehre einlegen wollen. Ich bitte die Herren Pfarrer 
und Kirchenvorstände, sich entschieden solchem Ansinnen zu wider- 
setzen und ihm gegenüber die kirchlichen Rücksichten zur Geltung 
zu bringen, vor denen die einseitig künstlerischen weichen müssen. 

Anderswo sind es die Kirchenvorstände selbst oder einzelne 
Mitglieder derselben gewesen, die in gutgemeinter, aber unkluger 
Weise ein Übermass in dieser Richtung beförderten. In solchem 
Falle ist es Pflicht der Herren Pfarrer, mit allem Ernste Einspruch 
zu erheben und ihre Einstimmung zu verweigern. Ich mache sie 
dafür verantwortlich. 

Ich werde in Zukunft solchen Plänen für geistliche Wohnungen, 
bei denen die vorstehend niedergelegten Grundsätze nicht beobachtet 
sind, unweigerlich die Genehmigung versagen. 

Der Grundsatz der Einfachheit und des Masshaltens gilt auch 
und namentlich für die Alösterlichen Bauten. Bei ihnen soll sich 
auch im Ausseren darstellen, dass diejenigen, die dort wohnen, das 
Gelübde der Armut gemacht haben, und ist darum alles, was auch 
nur an Luxus streift oder was Überfluss ist, zu vermeiden. 

Ich finde mich des weiteren veranlasst, darauf aufmerksam zu 
machen, dass auch bei ÆKirchenbauten sowie bei Ausstattung von 
Kirchen das rechte Mass eingehalten werde. 

Ich kann es nicht billigen, dass Kirchen, deren Bau nur mit 
fremder Beihülfe, etwa durch Inanspruchnahme einer Kirchen- und 
Hauskollekte zustande kommen konnte, in reichster künstlerischer 
Formentfaltung aufgebaut oder auch im Inneren, in Altären, Kanzel, 
Kommunionbank, Bildern, Paramenten, heiligen Gefässen so kostbar 
und reichlich ausgestattet werden, wie es sonst nur recht wohlhabende 
Gemeinden zu bieten in der Lage sind. 

Gewiss soll das Haus Gottes, auch das für die Ärmeren und 
Armen bestimmte, würdig hergerichtet und ausgestattet werden. 
Allein eine würdige Ausstattung schliesst die unter solchen Ver- 
hältnissen gebotene edle Einfachheit nicht aus. 

Ich billige es selbst nicht, wenn in bessergestellten Gemeinden 
für die innere Ausstattung der Kirche gar zu grosse Ausgaben ge- 
macht werden. 

Wohl ist es wahr, dass für den Dienst Gottes und zumal für 
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die Verherrlichung des im Tabernakel thronenden, auf unseren Altären 
sich für uns opfernden Herrn und Heilandes an und für sich nichts 
zu kostbar ist. Allein es blutet mir das Herz — und ich meine, 
ich rede damit aus dem Herzen unseres Herrn selber —, wenn 
ich sehe, wie hier und da für ein einzelnes kirchliches Gerätstück, 
etwa eine Kommunionbank, Summen verwendet werden, mit denen 
man fast eine kleine Kirche bauen könnte, und wenn ich dann ander- 
seits bedenke, wie so viele unserer katholischen deutschen Mitbrüder, 
die unter Andersgläubigen zerstreut wohnen, gar kein Gotteshaus 
haben oder in einem Wirtshaussaale oder einer alten Scheune ihren 
Gottesdienst feiern, mit einem Tisch als Altar, ohne Kommunion- 
bank, ohne Kanzel, in schlechten heiligen Gewändern, in allerein- 
fachsten heiligen Gefässen. 

Die Mildtätigkeit unserer Katholiken ist, Gott Dank, gross. 
Sie geben gern, wenn der Pfarrer sie anspricht; sie geben auch mehr 
als nötig, wenn der Pfarrer es wünscht. Mag man diese freigebige 
Gesinnung verwenden zur würdigen Ausschmückung des eigenen 
Gotteshauses — ich habe nichts dagegen. Aber man meide das 
Überflüssige und unterlasse dann nicht, unsere freigebigen katho- 
lischen Mitbrüder auf die schreiende Not da draussen hinzuweisen 
und — frei von engherzigem Lokalinteresse, aber durchdrungen von 
der christlichen Gesinnung heiliger Bruderliebe — sie zu bitten, das 
Mehr, was zu geben sie bereit waren, zur Linderung jener Not zu 
verwenden. Das ist christlich, das ist katholisch; das bringt Segen 
den dürftigen Glaubensbrüdern, aber auch der Pfarre, wo solche 
Liebe geübt wird, und dem Pfarrer, der dazu aneifert. 

Dabei bleibt bestehen, dass es kirchliche Baudenkmale ganz her- 
vorragenden, einzigartigen Charakters gibt, bei denen mit Fug und 
Recht der Grundsatz zur Geltung kommt, dass für den Dienst und die 
Verherrlichung Gottes das Beste gerade gut genug ist. Zu ihnen 
zählen z. B. in der Erzdiözese namentlich die hohe Domkirche zu 
Köln und das Münster zu Aachen. Für sie ist schon viel geschelen 
und mag und wird in Zukunft mit Gottes Hülfe noch mehr geschehen. 
Sie sind der Gegenstand berechtigten Stolzes für das Kölner Erz- 
bistum, wie für das gesamte deutsche Vaterland. Allein solche hehre 
Denkmale christlicher Kunst bilden eben eine Ausnahme. 

Bei der grossen Wichtigkeit der Sache, die mir sehr am Herzen 
liegt, habe ich den Wunsch, dass vorstehender Erlass eine ınöglichst 
weite Verbreitung finde, und ich bitte daher auch die Presse, davon 
Notiz zu nehmen. 
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V. Literatur. 


1. Synodus dioecesana mediolanensis XX XVIII habita anno 

MCMII. Mediolani ex pontificio et archiepiscopali typographeo 

s. Joseph MCMIII. 8°. XV. 466 pag. Lire 3. 

Meinen frühern Berichten über italienische Diôzesansynoden 
in dieser Zeitschrift !) wünsche ich eine Mitteilung über die mai- 
lánder Synode von 1902 beizufügen. 

Im Jahre 1895 begann der Kardinal-Erzbischof Andreas Ferrari 
von Mailand die Visitation seines 755 Pfarreien umfassenden Erz- 
sprengels, welche Ende 1901 ihren Abschluss fand. Alsbald fasste 
er den Plan der Berufung einer Diüsesansynode, welche Gelegenheit 
darbieten sollte, die auf seinen Rundreisen gesammelten Erfahrungen 
im Interesse der Erzdiózese praktisch zu verwerten. Damit war zu- 
gleich an eine glorreiche Vergangenheit wieder angeknüpft, welche, 
mit der geistlichen Regierung des hl. Karl Borromáus beginnend, 
bis in das achtzehnte Jahrhundert sich ununterbrochen fortgesetzt 
hatte. Die berühmten mailänder Provinzialkonzilien sind in der 
kanonistischen Welt allgemein bekannt. Aber nicht minder be- 
merkenswert erscheinen siebenunddreissig Diózesansynoden, von 
denen die letzte vor zweihundert Jahren sich versammelt hat. Diesen 
reiht sich die achtunddreissigste an, welche Kardinal-Erzbischof 
Ferrari vom 2. bis 4. September 1902 in Mailand gefeiert hat und 
von welcher nunmehr die Akten in einem stattlichen Bande vor- 
liegen. 

Derselbe enthält neben einem kurzen Vorwort, welches des vom 
Kardinal 1902 nach Jerusalem geführten italienischen Pilgerzuges 
gedenkt, die Einladung zur Synode, dann unter 698 Nummern die 
Dekrete derselben, endlich deren Akten. Diese umschliessen unter 
Praesynodalia zunächst die Vorgeschichte der Versammlung, mit 
den willkommenen Notizen über die vom Erzbischof ernannten Kom- 
missionen zur Feststellung und Beratung der Dekrete. Dem Dom- 
kapitel und dem städtischen Pfarrkapitel wurde aufgegeben, je zwei 
Konsultoren in Vorschlag zu bringen, welchen der Erzbischof sechs 


1) Archiv LII (1884) 225—241. LV (1886) 64—76. LXXI (1894) 239 —248 
LXXII (1894) 189—192. 
36 * 
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andere heigesellte. Aus den unter dem Vorsitz des letztern während 


drei Monaten gepflogenen Beratungen gingen dann Entwürfe zu 677 . 


Dekreten hervor, welche im Monat Márz 1902 den einzelnen Pfarrern 
zugestellt wurden mit dem Auftrage, diese begutachten und ihre 
Ratschläge dem Erzbischof einsenden zu wollen. Ein weises Ver- 
fahren, welches Gerechtigkeit mit Weisheit und Liebe paart. Denn 
wenn auch kirchenrechtlich feststeht, dass auf der Diözesansynode 
der Bischof ausschliesslich Gesetzgeber ist!) und die von ihm 
allein ausgehenden Bestimmungen für die Geistlichkeit bindende 
Kraft besitzen, so hat derselbe doch Mitbrüder vor sich, welche 
die hohe Auszeichnung der priesterlichen Würde mit ihm teilen, 
den nämlichen hohen Zwecken der Kirche, wie er, dienen und die 
er als Heerde »nicht erzwungen, sondern freiwillig weiden« soll®). 
Eine besondere liturgisehe Kommission wurde im Monat Mai 1902 
dureh den Erzbischof unter dem Vorsitz des durch seine liturgischen 
Arbeiten weithin bekannten Caeremoniars der Domkirche Marco Ma- 
gistretti berufen. Von diesem berichten die Akten, dass er die auf 
der Synode zu beobachtende Ordnung namentlich nach dem ambro- 
sianischen Caeremoniale entlehnt habe 3). Sehr wohltuend berührt 
die Mitteilung, dass innerhalb der Kommissionen die Erórterungen 
mit unbeschränkter Freiheit, aber zugleich mit Wohlwollen und 
Klugheit geführt und sämtliche Besprechungen ausserdem proto- 
kollarisch festgelegt worden seien. 

Die Synode dauerte drei Tage und entwickelte sich in drei 
Sitzungen in der Domkirche unter der Leitung des Erzbischofs. Vier 
lateinische Ansprachen des letzteren sind zum Abdruck gelangt. Die 
erste handelt über die Bedeutung der Synode als eines Zeichens für 
die Wiedererweckung kirchlichen Lebens, die zweite verbreitet sich 
über den Eifer in der Verwaltung der Seelsorge, dem Klugheit und 
Ausdauer nicht fehleu dürfen, und an den unter den modernen Ver- 
hältnissen die höchsten Anforderungen gestellt werden. Die Palme 
gebührt der dritten Ansprache über die Liebe des Priesters mit den 
erhabenen Darlegungen über Gottesliebe, Christusliebe und Liebe zum 
Inhaber des Stuhles Petri. In der Schlussrede betont der Oberhirt 
die Notwendigkeit des Strebens nach Heiligkeit und deutet ver- 
schiedene Mittel an, die geeignet sind, dem Priester die erforderliche 
Spannkraft dauernd zu erhalten *). Bedeutungsvoll erscheint auch die 


1) Jos. Laurentius, Institutiones iuris ecclesiastici (Friburgi 1903) 
187. 188. 

2) 1 Petr. 5, 2. 

3) Synodus 211. 

4) Synodus 237—205. 
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von beinahe zweitausend Priestern gesandte Epistola synodica ad 
Summum Pontificem, die selbstverständlich die Stellung des geistes- 
gewaltigen mailänder Erzbischofs und Kirchenvaters Ambrosius zum 
apostolischen Stuhl bei einer so feierlichen Gelegenheit nicht um- 
gehen durfte. Auf zwei Aussprüche desselben wird hingewiesen: 
Wo Petrus, da sei auch die Kirche, in welcher der Sohn Gottes 
fortlebt, und jegliche Gewalt, auch die bürgerliche, sei nicht über, 
sondern innerhalb der Kirche!). Massvoll, aber deutlich genug wird 
die für die vollkommen freie Ausübung des Pontifikats erforderliche 
Gewähr in Anspruch genommen. Leo’s XIII. Forderungen, deren 
Erfüllung nicht bloss dem apostolischen Stuhl seine Freiheit, sondern 
auch dem italienischen Vaterland den Frieden und die Ruhe wieder- 
herstellen würden, stützt die Synode mit einem Hinweis auf des 
Ambrosius Wort: Italien ist das Land der Bekenner. . Es kann wohl 
versucht, aber nicht verändert werden®2), In dem Antwortschreiben 
vom 18. September 1902 freut sich Leo XIII., dass der Geist des 
heiligen Ambrosius in der mailänder Geistlichkeit bis zum heutigen 
Tage fortlebe. 

Nachstehend sollen einige Dekrete, welche entweder allgemeines 
Interesse beanspruchen oder besondere Schlaglichter auf italienische 
Verhältnisse werfen, zur Mitteilung gelangen. 

I. Glaube. 1. Das katholische Glaubensbekenntnis sollen ab- 
legen alle, welche auf der Synode erschienen sind. Wer nicht teil- 
genommen, hat dieser Pflicht binnen zwei Monaten zu genügen. 
2. An allen Sonn- und gebotenen Feiertagen sollen die drei gött- 
lichen Tugenden und der Akt der Busse öffentlich, und am ersten 
Januar mit grosser Feierlichkeit, in der Kirche erweckt werden. 
8. Alle Beschlüsse des Vatikanischen Konzils und sämtliche neuere 
Entscheidungen des hl. Stuhles wider die modernen Irrtümer werden 
angenommen. 4. Den Predigern werden die neuesten Anweisungen 
des päpstlichen Stuhles eingeschärft. 5. Ferien zur Zeit der Ernte 
mit Bezug auf den christlichen Unterricht sind nicht geduldet. 
6. Die Zahl der Irrtümer in unsern Tagen ist Legion. Gegen sie 
ist der Glaube sorgfältig zu behüten. Vor dem Besuche des prote- 
stantischen Gottesdienstes wird unter Hinweis auf die kirchlichen 
Zensuren gewarnt. Das Nämliche gilt von der Eingehung von Misch- 


1) Synodus 234. Ab Ambrosio nostro, Parente maximo, duo prae caeteris 
documenta accepimus et corde tenemus: tum ubi Petrus ibi ecclesiam totam 
consistere, in qua Christus Ipse Salvator omnium vivit et operatur; tum inde 
imperium omne ipsumque civile non supra, sed intra esse Ecclesiam. 

2) Synodus 235. Non hic infidelis regio, sed quae confessores mittere 
solet Italia, Italia aliquando tentata, mutata nunquam. 
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ehen. 7. Ernste Worte beziehen sich auf das Treiben der Freimaurer 
und Sozialisten, deren heillose Irrtümer in schlagender Kürze dar- 
gelegt werden. 8. Öffentliche Disputationen über Fragen des Glau- 
bens und der Sitten, oder mit Sozialisten dürfen ohne Genehmigung 
des Erzbischofs nicht statthaben. 9. Ansprechende Ratschläge werden 
zur Erhaltung des Glaubens der jungen Soldaten erteilt. 

II. Geistlichkeit. 1. Zur Erhaltung der klerikalen Heiligkeit 
wird der wöchentliche Empfang des hl. Busssakramentes vor- 
geschrieben. Auf Verlangen des Erzbischofs soll jeder Priester 
durch ein Zeugnis sich darüber ausweisen. 2. Alle drei Jahre ist 
die Abhaltung geistlicher Übungen verordnet. Neopresbyter sollen 
in den ersten vier Jahren alljährlich den hl. Übungen beiwohnen. 
3. Der Gebrauch des Fahrrades und öffentliches Rauchen werden 
strenge untersagt. 4. Die römische Hutform abzuschaffen ist ver- 
boten. Vor der Teilnahme an politischen Gastmählern wird ge- 
warnt. Der Besuch der Theater und anderer Schauspiele ist strenge 
verboten. 5. Ohne Genehmigung des Erzbischofs darf kein Kleriker 
einen Anıtsgenossen oder auch nur einen Laien vor Gericht fordern. 
6. In sehr eindringlichen Worten wird der Betrieb der Wissenschaft, 
wozu auch die Kenntnis der Natur und die Pflege der Ortsgeschichte 
zählt, eingeschärft. 7. Mit Bezug auf die Seminare nimmt die 
Synode den tridentinischen Standpunkt ein. Ausnahmen sind nach 
der päpstlichen Instruktion vom 21. Juli 1896 zu beurteilen. Die 
heillos verworrene Lage der italienischen Hochschulen, an denen 
man theologische Fakultäten nicht mehr kennt und wo die aller- 
modernsten philosophischen Systeme wahre Orgien treiben, macht 
die genannten Bestimmungen erklärlich. Sehr beachtenswert sind 
die Anweisungen an die Seminarleiter über die Behandlung der 
Alumnen und den Geist, welchen sie den Kandidaten des Priester- 
amtes einflössen sollen. 

Ill. Orden. 1. Die Verdienste der Orden um Christentum, 
Kirche und bürgerliche Gesellschaft werden scharf hervorgehoben. 
Ihr Untergang bedeutet unwiederbringliche Verluste. 2. Betonung 
der Eintracht zwischen Welt- und Ordensleuten. 3. Am Oster- 
sonntag soll in Ordenskirchen die hl. Kommunion nicht zur Aus- 
spendung gelangen. Und in allen Beichten, die Ordenspriester 
während der österlichen Zeit entgegennehmen, sind die Beichtkinder 
an ihre Pflicht, in der Pfarrkirche Ostern zu halten, zu erinnern. 
4. In Frauenklöstern mit feierlichen Gelübden und strenger Klausur 
soll die letztere jährlich durch einen bischöflichen Beauftragten 
untersucht werden. 5, Neuere Frauen-Kongregationen- sollen die 
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sogenannte passive und aktive Residenz beobachten!) Sehr wichtig 
ist die Bestimmung, nach welcher dieselben zweimal monatlich eine 
Predigt hören sollen. 6. Den Beichtvätern der Frauenklöster wird 
untersagt Einmischung in deren weltliche Angelegenheiten, längerer 
Aufenthalt im Rekreationszimmer, namentlich aber Pflege des Brief- 
wechsels mit den Poenitentinnen. 

IV. Christliches Leben. 1. Bruderschaften und Vereine zu 
religiösen oder charitativen Zwecken empfangen dringende Em- 
pfehlung. Besonders der Verein »zur Erhaltung des Glaubens in 
den italienischen Schulen«, dessen Notwendigkeit über das Schul- 
wesen im modernen Italien zu denken gibt. 2. Die Synode be- 
zeichnet eine lange Reihe von Übeln, zu deren Abstellung die 
Wachsamkeit der Pfarrer beansprucht wird: Die Ausschreitungen 
der Bühne, die circoli del vino, das Überhandnehmen der Gottes- 
lästerung, Attentate gegen das heiligste Altarsakrament, die mass- 
los wachsende Pornographie. Für das Verbrechen der Einschränkung 
der Vaterschaft werden auch diejenigen verantwortlich gemacht, 
welche soziale Zustände herbeiführen, die den Armen beinahe 
>zwingen, dass sie in dieses Laster fallen«2). 3. Als unterste 
Tiefe des Lasters der modernen Menschheit wird dargestellt die 
bewusste Verwechslung des Lasters mit der Tugend. Sie ruht auf 
dem System der pazzia ragionante 5). 

V. Sakramente. 1. Die Erinnerung an den Tauftag soll jähr- 
lich begangen werden. Am 1. Januar jeden Jahres hat der Pfarrer 
feierlich mit der Gemeinde die Erneuerung der Taufgelübde vorzu- 
nehmen. 2. Auffallend ist, dass nur eine Stelle der Dekrete vom 
ambrosianischen Ritus handelt: An den Freitagen der Fastenzeit 
darf kein Priester des ambrosianischen Ritus in einer andern Kirche, 
auch nicht in einer Ordenskirche, zelebrieren. Das nämliche gilt 
umgekehrt für Priester des römischen Ritus mit Bezug auf ambrosia- 
nische Kirchen, auch wenn sie dort predigen. 3. Das Mess- 


1) Synodus43. Teneant itaque quam vocant passivam, id est partem aliquam 
domi suae habeant ad morandum, in qua illae unae sint et quam aliis ingredi 
ne liceat. Teneant activam, tum raro ad colloquia, eaque semper brevia, 
alienos domi admittendo, tum etiam rarius . . . de domo sua exeundo. 

2) Synodus 60. Cuius quidem flagitiosissimi sceleris ii quoque participes 
sunt, qui numerosae inferiorum seu subiectorum prolis pertaesi, caritatem om- 
nem conculcantes eos minis adeo afficiunt, ut in tam grave delictum prolabi 
fere cogantur. 

3) Synodus 60. Quum enim eo turpitudinis perventum sit, ut longe la- 
teque perabsurda haec doceantur: aut nullo modo esse liberum hominum ar- 
bitrium aut esse in hominibus dementiam quandam sibi consciam, et consilio 
et ratione praeditam (la pazzia ragionante), certe concludendum est haerere nos 
in limo profundi. 
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stipendium soll auch fortan eine Lira betragen. Bei Errichtung von 
Stiftungen aber dürfen künftig zwei Lire angesetzt werden. Mehr 
als sechszig Manualstipendien auf einmal anzunehmen ist nicht ge- 
stattet. 4. Neun bischöfliche Reservatfälle werden aufgezählt, u. a. 
der Besuch des Gottesdienstes oder der Predigt bei Akatholiken, 
der Besuch spiritistischer Versammlungen, Procuratio abortus effectu 
etiam non secuto. Übrigens begnügen sich die Akten nicht mit 
dürrer Aufzählung der vorbehaltenen Fälle, es folgt vielmehr im 
Anhange eine dankenswerte Abhandlung über deren Natur und die 
Bedingungen ihres Eintrittes 1). 

VI. Diener des Heiligtums. 1. In ernsten Worten wird auf 
die erhabene Stellung des Papstes in der Kirche hingewiesen. Die 
Pfarrer sollen diese den Gläubigen erklären, Verleumdungen gegen 
den päpstlichen Stuhl widerlegen. Wallfahrten nach Rom sind zu 
befördern und an einem Sonntage der Fastenzeit ist der Peters- 
pfennig einzusammeln. 2. Goldene Worte enthalten die Dekrete 
über den Erzbischof und die Wechselbeziehungen zwischen ihm und 
der Geistlichkeit. Gelangen diese Vorschriften zur Ausführung, dann 
ist die Hierarchie eine undurchdringliche Schlachtreihe. 3. Auf Grund 
der neuern Statuten der Domkirche ist der Erzbischof in Verbindung 
mit dem Domkapitel befugt, Ehrendomherrn zu berufen, welche die 
wirklichen Domherrn unterstützen und an deren Ehren teilnehmen, 
aber auch wie diese durch Frömmigkeit und Wissenschaft hervor- 
ragen sollen. 4. Der Untergang so vieler Kollegiatkapitel wird be- 
klagt, die noch bestehenden sollen nach Kräften ihren Verpflichtungen 
obliegen. 5. Rechte und Pflichten der Pfarrer werden eingehend 
behandelt. Sehr weitgehend ist deren Recht auf eine jährliche zwei- 
monatliche Abwesenheit, allerdings unter gewissen einschränkendeu 
Bedingungen. Aus apostolischer Bevollmächtigung wird die Appli- 
kationspflicht für die Pfarrei an aufgehobenen Feiertagen den Pfarrern 
nachgelassen, jedoch derart, dass das für diese Tage empfangene 
Stipendium dem Priesterseminar zugewendet werde. Eintracht zwischen 
Pfarrer und Hilfsgeistlichen wird gefordert, ebenso allmähliche Ein- 
führung der Kapläne in die Pfarrgeschäfte. 

Diese Mitteilungen genügen, um deın Leser einen Begriff von 
den Bemühungen des Kardinal-Erzbischofs Ferrari von Mailaud und 
seiner Geistlichkeit zu geben, den ewig gültigen Forderungen der 
Kirche unter Berücksichtigung der modernen Verhältnisse gerecht 
zu werden. 

Aachen. A. Bellesheim. 


1) Synodus 370. 


Recensionen. 565 


2. Das Restitutionsedikt von 1629 und die katholische Restau- 
ration Altwiirttembergs. Von Dr. Heinrich Günter, Privat- 
dozenten in Tübingen. Stuttgart. Kohlhammer. 1901. 8°. VII, 
385 S. 7 M. 

Gut bezeichnet Ranke in seiner Geschichte der Päpste Il 7, 358 
das Restitutionsedikt Ferdinands H. vom Jahre 1629 als das End- 
urteil in einem nunmehr über ein Jahrhundert geführten grossen 
Prozess. Es war der natürliche Endabschluss der Periode, die man 
als Gegenreformation bezeichnet. Das eigentliche Fazit aber wurde 
erst im westfälischen Frieden gezogen, freilich ganz anders lautend 
als das Restitutionsedikt. Man kann aber deswegen doch nicht sagen, 
dass die kaiserliche Politik, die das Restitutionsedikt erliess, »un- 
zeitgemäss« gewesen wäre. Es lag dasselbe bei dem enormen Über- 
gewicht der Katholiken im Anfang des dreissigjährigen Krieges in 
der Luft. Es mussten die Katholiken, wenn sie anders ihre Inter- 
essen verstanden, all das, was von den Protestanten seit dem Augs- 
burger Religionsfrieden gegen dessen klaren Wortlaut der katho- 
lischen Kirche entfremdet worden, jetzt zurückfordern, um ihre Prä- 
ponderanz für die Zukunft sicher zu stellen. Das tatsächliche End- 
resultat bezw. die Einmischung der Schweden und Franzosen konnte 
noch niemand mit Sicherheit absehen. 

Kein Wunder daher, dass über dieses Edikt ziemlich reiche 
Literatur vorhanden ist, wenn auch noch keine Gesamtarbeit, die 
sehr wünschenswert, aber noch nicht reif ist. Zwar muss die Ge- 
schichte des Restitutionsedikts in kleineren Kreisen geschrieben wer- 
den. Demgemäss behandelte H Gebauer, Kurbrandenburg und das 
Restitutionsedikt von 1629. 1899. H. Günter aber, nunmehr Pro- 
fessor der Geschichte an der Universität Tübingen, schrieb_in dem 
vorliegenden trefflichen Buch die Geschichte des Edikts in Alt- 
württemberg. Rez. bringt die Arbeit, wenn auch verspätet, hier um 
so lieber zur Anzeige, als er den Verf. auf dieses Thema in etwas 
aufmerksam gemacht hat. 

Unter denen, welche durch das Restitutionsedikt mit am 
schwersten betroffen werden sollten, steht ohne Zweifel Württemberg 
in der ersten Reihe. Es handelte sich um die Herausgabe von 
einigen 70 Klöstern, um den Verlust von einem Drittel der Ein- 
künfte. Daher hat auch Württemberg den stärksten Widerstand 
entgegengesetzt, physischen und namentlich diplomatischen. Aber 
eine Zeitlang umsoust. Denn gerade in Württemberg kam das 
Edikt wie nirgends sonst zur Durchführung, bis die gegen Ende des 
Dreissigjährigen Krieges immer mehr sich geltend-machende Prä- 
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ponderanz der Franzosen, Schweden und Protestanten des Reiches 
die Katholiken aus dem wieder an sich genommenen Besitz mehr 
und mehr hinausdrängte und der westfälische Friede ihnen den- 
selben für immer nahm. 

In zehn Abschnitten rollt G. das Geschehnis vor uns ab. 
1. Der Restitutionsgedanke und die württembergischen Sonderverhält- 
nisse. 2. Abwehrversuche. Löfflers erste Mission an den Kaiserhof. 
8. Das Edikt und seine nächsten Wirkungen. Die Universitäts- 
gutachten über das Interim. 4. Die Krise: Die Agitation der katho- 
lischen Klosterprätendenten und Löfflers zweite Mission an den Kaiser- 
hof, Die Kommissäre in Waldsee und St. Georgen. 5. Hangen und 
Bangen. Der Kurfürstentag zu Regensburg und der Umschlag. 
6. Der Streit um die Klöster im katholischen Lager selbst. 7. Die 
katholische Restauration. 8. Katholische Invasion und protestantische 
Reaktion 1631—1634. 9. Die zweite katholische Restauration. Die 
Jesuiten im Land. Christoph Besold. 10. Die zweite protestantische 
Reaktion und der westfälische Frieden. Das alles ist auf Grund 
von überaus reichem archivalischem Material mit lobenswertestem 
Fleiss herausgearbeitet. Ein wichtiges Stück württembergischer Ge- 
schichte, das bisher noch so gut wie in den Archiven schlummerte, 
ist für immer festgelegt. Und wenn es auch verhältnismässig ein 
kleines Stück von Deutschland ist, dessen Geschicke hier geschildert 
werden, es ist doch ein Stück Geschichte, das mit grossen euro- 
päischen Vorgängen aufs engste zusammenhängt. Wir hätten ge- 
wünscht, der Verf. hätte das dann und wann mehr gezeigt. Es 
hätte seiner Arbeit nicht zum Schaden gereicht. Überdies handelte 
es sich dabei nicht bloss darum, ob so oder so viele Quadratmeilen 
innerhalb dieser oder jener Grenzpfähle liegen, die Steuern aus den- 
selben in diesen oder jenen Säckel fliessen sollten, es handelte sich 
vielmehr darum, ob deren Bewohner der katholischen Kirche oder 
dem Protestantismus angehören sollten. Kein Zweifel, dass gerade 
dieser Untergrund dem Verf. eine gewisse Reserve auferlegte, die 
wir aus den Umständen heraus verstehen, die aber der Leser selbst 
sich nicht aufzuerlegen braucht noch kann. Der Unterschied z. B. 
wie die Katholiken katholisierten und wie nach der Schlacht bei 
Nördlingen die Württemberger und Schweden protestantisierten, be- 
steht für jeden klar. Es ist natürlich ohne schweren Glimpf in 
keinem Fall abgegangen. Aber man hätte württembergischerseits 
es an Parteiberichten und Rekriminationen hierüber gewiss nicht 
fehlen lassen, wären die Mönche und Jesuiten so vorgegangen wie 
die württembergischen Vögte und schwedischen-Reiter, 
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Hier ist noch besonders auf den Abschnitt VIII aufmerksam 
zu machen. Derselbe handelt vom Streit um die Klöster im katho- 
lischen Lager selbst, ein Streit, der zwischen den alten Orden und 
den Jesuiten, auf deren Seite auch die Bischöfe standen, mit allen 
Mitteln vor Kaiser und Papst, namentlich auch literarisch aus- 
gefochten wurde. G. resumiert darüber S. 144: »Den Gang der 
Dinge selbst hat dieser Zwist im eigenen Lager zwar nicht berührt, 
da der Handel durch wuchtigere politische Ereignisse in den Hinter- 
grund gedrängt war, aber nach einer anderen Seite sind seine 
Wirkungen heute noch nicht verwunden: der Streit hat die Orden 
selbst misskreditiert, und namentlich die Jesuiten, obgleich im Kampf 
unstreitig die nobleren und exakteren, haben darunter gelitten. Von 
den eigenen Parteigängern abgewiesen und verdächtigt und von den 
Protestanten als die gefährlicheren Gegner gefürchtet und doppelt 
bekämpft, sind sie zwischen Hammer und Ambos geraten.« In 
diesem Streit ist auch eine bedeutende kirchenrechtliche Literatur 
aufgelaufen darüber, ob diese Klöster, die doch den alten Orden ge- 
hörten, an die Jesuiten transferiert werden könnten. G. führt diese 
Literatur genau und mit reichen Inhaltsangaben und Urteilen über 
ihren wissenschaftlichen Gehalt auf. Wie die Restitution in Württem- 
berg in zwei Etappen zerfällt, von denen die erste durch die Schlacht 
bei Breitenfeld beendigt wurde, und die zweite nach der bei Nörd- 
lingen beginnt, so auch diese Literatur. Das hätte sollen S. 181 ff. 
mehr hervortreten. Für das Jahr 1639 kann ich noch keinen Gegen- 
satz sehen zwischen dieser Literatur und der Geschichte. Entgangen 
sind G., so viel ich sehe: L. Foresus, Grammaticus Proteus, arca- 
norum Societatis Jesu Daedalus dedolatus et genuino suo vultu 
repraesentatus. Accessit auctarium animadversionum in G. Scioppii 
Astrologiam. Jngolst. 1636 und: J. Crusius, Comment a Hayana. 
Col. 1653. RK Schoppe und Roman Hay waren die Hauptverfechter 
der Rechte der alten Orden auf die durch das Edikt zurück- 
genommenen Klóster. Es war ihnen nicht so schwer, diese zu be- 
weisen. Einen Vorwurf der Jesuiten aber zurückzuweisen fiel ihnen 
schwerer, der mangelnde wisseuschaftliche Geist bei den alten Orden, 
wührend die Jesuiten gerade deswegen sich für mehr geeignet hielten 
und auch mehr geeignet waren zur Rekatholisierung der neu ge- 
wonnenen Gebiete, wozu sogar die Universität Tübingen gehórte 
bezw. gerechnet wurde. Es hatten zwar die oberschwübischen Bene- 
diktiner schon 1543 eine Universität in Ottobeuren gegründet. Aber 
der schmalkaldische Krieg bereits machte ihr ein Ende (Württ. 
Kirchengeschichte 359). Und 1623 war von Ochsenhausenjin Ver- 
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bindung mit anderen oberschwäbischen Benediktiner-Klöstern in 
Ummendorf eine philosophisch-philologische Lehranstalt eingerichtet 
worden. Aber sie prosperierte allem nach nicht besonders und zer- 
ging in den Nöten der folgenden Kriegsjahre. (Württ. Staatsarchiv 
K. 2, B. 58). 

Vier Beilagen und ein gutes Register machen den Beschluss 
des schönen Werkes. Unter die Beilagen oder Exkurse hätte wohl 
auch eingestellt werden sollen die gelungene Ehrenrettung von 
Besold S. 294—306. 

Tibingen. Ságmüller. 

3. Ch. Holder, Les visites pastorales dans le diocèse de Lausanne 
depuis la fin du XVI siècle jusqu'à vers le milieu du XI X siècle. 
Étude sur l'histoire du droit et de la discipline ecclésiastique 
dans la Suisse Romande. Fribourg (Suisse) 1903. 89. 186 S. 
Dass die Dokumente über die Kirchenvisitationen von höchster 

Bedeutung für die Kirchen- und Kulturgeschichte der einzelnen Dió- 
zesen sind, ist allgemein bekannt. Dieser Wichtigkeit entspricht 
aber nicht entfernt die Art und Weise, wie die Wissenschaft sich 
bisher mit ihnen beschäftigt hat. Vor allem fehlt es an einem ein- 
heitlichen grossen Plane, nach dem die diesbezüglichen Veröffent- 
lichungen geschehen müssten; als membra dissicta sind diese be- 
deutsameu Berichte über das kirchliche Leben der Vorzeit bisher iu 
die Offentlichkeit gegeben worden, oft von Forschern, die keine 
anderen Voraussetzungen dafür mitbrachten, als diejenige, sie zu- 
fällig irgendwo gefunden zu haben — ein Schicksal, das die 
Visitationsprotokolle auch mit den alten Kircheninventarien teilen 
müssen. Bis jetzt ist blos für eine einzige Diözese eine streng 
wissenschaftliche, planmässig unternommene derartige Publikation zu 
registrieren: wir meinen die Jungnitz’sche Veröffentlichung der 
Visitationsprotokolle von Breslau, Wenn wir daneben die obige 
Schrift von Holder stellen, so geschieht es nur, um eine gleichfalls 
das ganze Entwickelungsbild der Pastoralvisitationen einer Diözese 
veranschaulichende Publikation zu nennen. Im übrigen gibt Jung- 
nitz das Aktenmaterial, Holder eine Studie über dieses noch nicht 
publizierte Material der Lausanner Diözese. Während er gesondert 
in den »Kathol. Schweizerblätterne 1902 den ersten, bis zum Ende 
des 16. Jahrhunderts reichenden Teil dieser kirchengeschichtlichen 
Untersuchung veröffentlicht hat, bringt die vorliegende Schrift die 
wichtigere zweite Hälfte: den Überblick über die durchweg der 
katholischen Restauration dienenden, vom Tridentinum ausgehenden 
und von ausnahmslos pflichteifrigen Oberhirten- abgehaltenen Visi- 


Recensionen. 569 


tationen vom Anfang des 17. Jahrhunderts bis zur Gegenwart. Das 
kirchliche Bild der Diözese ist, wie sich aus dem nur summarischen 
Referat Holders schon ergibt, ein sehr wechselndes ; mannigfaltig 
sind auch die verschiedenen Mittel, die von den Bischöfen zur Be- 
lebung und Stärkung des kirchlichen Lebens angeordnet werden; 
durch alle aber geht ein Zug .tiefster Gewissenhaftigkeit und un- 
geschwächten Ernstes. Für das allgemeine Kirchenrecht ist es 
interessant, hier in einem konkreten Distrikt die Durchführung der 
allgemeinen kirchlichen Bestimmungen besonders des Tridentinums 
verfolgen zu können. Da die speziellen Protokolle über den Befund 
der Einzelkirchen von Holder nicht berücksichtigt wurden, um das 
allgemeine Bild nicht zu verwirren, so fehlt es im allgemeinen an 
den mehr lokalgeschichtlich wertvollen Angaben. Indes sind der 
individuellen Züge doch noch genug erhalten, wie S. 88, wo zu An- 
fang des 18. Jahrhunderts verordnet wird, dass bei Totenoffizien 
die Büsten, Bilder oder Wappen der Verstorbenen nicht auf den 
Altar gestellt, wohl aber an Leuchtern oder an den Kirchenwänden 
aufgehängt werden dürften; und dass die Bilder der Gottesmutter 
und anderer Heiligen bei solchem Anlass nicht schwarz angezogen 
werden sollten; dass nach dem »Angelus« abends die Kirchentüren 
geschlossen bleiben müssten und keine nächtliche Feier mehr ab- 
gehalten werden dürfe, ausgenommen in der »Heiligen Nachte, in 
der aber die bisher üblichen Schaf- oder Fleischopfer von hirten- 
mässig gekleideten Personen nicht mehr stattfinden dürften. Be- 
achtenswert sind auch die häufigen, z. B. sehr scharfen Wirtshaus- 
verbote für Geistliche (vgl. S. 123), interessant die verschiedenen 
Kleidersatzungen, in denen gegen die comae subdititiae vulgo Per- 
ruques à la Brutus ou à la Jacobine; gegen die Kravatten an 
Stelle des Kollars; gegen die chapeaux clabaux und chapeaux ronds, 
gegen den Gebrauch der Semitoga vulgo juppe (Sutanelle) bei kirch- 
lichen Verrichtungen geeifert wird. Es sei noch besonders hin- 
gewiesen auf die Einleitung dieser trefflichen Studie, in der ein 
kurzer Überblick über die Geschichte und Literatur der Kirchen- 
visitationen überhaupt gegeben wird; ausführlicher will Holder über 
diese Entwickelungsgeschichte in einem besonderen Werke handeln. 
Sauer. 

4. Gottlob, Ad.: Die Servitentaxe im 13. Jahrhundert. Eine Studie 
zur Geschichte des pápstl. Gebührenwesens. Stuttg. 1903 (Enke). 

gr. 8. S. 176. Pr. 5 M. 
Der Verf., der sich bereits durch ein Werk über die Kreuzzugs- 
steuern auf dem Gebiete der päpstl. Finanzverwaltung bekannt ge- 
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macht hat, versuchte, den Ursprung und das Wesen der servitia com- 
munia und minuta aufzuhellen. Wenn wir auch durchaus nicht mit 
allen Ausführungen einverstanden sind, so dürften doch die Ergeb- 
nisse der meist auf archivalischen Studien beruhenden Untersuchnng 
als zutreffend bezeichnet werden können, und nach dieser Richtung 
bleibt die Arbeit immerhin ein dankenswerter Beitrag zur päpst- 
lichen Finanzpolitik. Ein ruhigerer und objektiverer Ton würde dem 
Inhalt der Abhandlung jedenfalls mehr entsprochen haben, als das 
Umsichwerfen mit Kraftausdrücken, banalen Phrasen, Übertreibungen, 
unbegründeten Vermutungen und Verdächtigungen. Man bekommt 
beim Lesen das Gefühl, als wenn der Verf. sich von einer gewissen 
Gereiztheit nicht hat frei halten können. Auch Ausdrücke, als 
»abteiliche Mensene, »dissertierende Schriftene, »negative Ver- 
ursachunge, »autochthone Kulture und ähnliche sollten doch heute 
vermieden werden. Druckfehler, wie »Prothonotare« stören beim 
Lesen. Heiner. 

5. Dr. Karl Böckenhoff, Das apostolische Speisegesets in den ersten 
fünf Jahrhunderten. Ein Beitrag zum Verständnis der quasi- 
levitischen Satzungen in älteren kirchlichen Rechtsquellen. 
Paderborn 1908. 8°, VII, 142 S. Preis 4 M. 

Wir erhalten in vorliegender gründlicher Studie die Genesis 
einer Rechtsbestimmung, die »wie altersgraue Trümmer einer ge- 
schwundenen Welt von Anschauungene in das christliche Sitten- 
gesetz hineinragt, die ehedem nur von lokaler Geltung, Dank der 
Stütze der hl. Schrift sich allg. Anerkennung erzwingt und, nun ihr 
Grund längst fortgefallen war, die verschiedenste Interpretation er- 
fährt, bis sie in der Umbildung in ein Mässigkeitsgebot vom 6. Jh. 
an strafrechtliche Bedeutung in den abendländischen Bussbüchern 
bekommt. Wie diese Umbildung vor sich gegangen ist, soll einer 
späteren Darstellung vorbehalten bleiben; im vorliegenden Schriftchen 
ist die Frage lediglich für die ersten 5 Jahrhunderte behandelt 
worden. Dem Speisegebot der Synode von Jerusalem, dass sich die 
Christen von Antiochien, Syrien und Cilicien von Opferspeisen, von 
Blut und Ersticktem enthalten sollten, wird von dem Verfasser nur 
lokale Geltung zuerkannt, und als Motiv nicht mit Sommer ju- 
daisierendes Bestreben, die reine Lehre Jesu zu fälschen, sondern 
rein accidentelle Rücksichtsnahme auf die Empfindlichkeit der jüdi- 
schen Gemeinde für die erste Übergangszeit angegeben. Erst die 
weitere Verbreitung der Apostelgeschichte sichere auch dem darin 
aufgenommenen Speisegesetz allgemeinere Annahme, und zwar im 
Morgenland in der ursprünglichen Form, im Abendland aber in 
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einem jeder levitischen Färbung entbehrenden, mehr an ein allge- 
meines Sittengebot anklingenden Text. Erst in der 2. Hälfte des 
2. Jhh. dringt auch hier die orientalische strengere Observanz durch, 
geht im 3. Jhh. zurück, um im 4. Jhh. nochmals unter griech. Ein- 
fluss allgemeiner zu werden. Erst durch Cyrill und Augustinus wird 
dem Dekret nur mehr eine geschichtliche Bedeutung zugesprochen 
und der levitischen Satzung wird nun die vom abendländ. W-Texte 
der Apostelgesch. schon angebahnte ethische Anschauung zu Grunde 
gelegt, wonach das Essen bestimmter Speisen ein Zeichen von roher 
Gesinnungsart, oder von Unschicklichkeit und Unmässigkeit ist. 
Nicht weniger wechselnd als die Ansicht von der Giltigkeit der 
Verordnung ist in der Anschauung der verschiedenen Zeiträume 
auch der formale Grund gewesen. Durchweg hat der Verf. für 
diese Untersuchung die Aussprüche der Väter beigezogen und 
kritisch abgewogen. Mir will es aber vorkommen, als ob die Stellung- 
nahme des Abendlandes zu dem Aposteldekret, wie sie auf Grund 
der nicht allzu zablreichen Väterstellen charakterisiert wird, in allzu 
schroffen Curven verläuft, als dass sie noch wahrscheinlich erscheinen 
kann: in der 1. Hälfte des 2. Jhh. keine Verpflichtung zur Blut- 
enthaltung, in der 2. Hälfte desselben ist solche ziemlich allge- 
mein, verschwindet wieder im 3. Jhh. und kehrt im 4. Jhh. wieder. 
Sollten die Stellen, auf die sich Böckenhoff beruft, nicht durch ein- 
fache Anlehnung, wenn nicht gar Kopierung griechischer Texte sich 
erklären lassen, obne dass darin beabsichtigt ist, den jeweiligen Tat- 
bestand zu schildern? Aus S. 69 könnte man schliessen, dass der 
Verf. das selbst gefühlt hat. Liegt auch noch der 2. Teil dieser 
Geschichte des Aposteldekretes, der seine Einführung in die Buss- 
bücher zu behandeln hat, vor, so haben wir darin eine klassische 
Studie über den eigenartigen Wandel einer kirchenrechtlichen Ver- 
ordnung vor uns, wie sie noch für zahlreiche andere Erscheinungen 
von zuletzt nur noch antiquarischer Bedeutung zu wünschen wäre. 
6. Joseph Schnitzer, Quellen und Forschungen zur Geschichte 

Savonarolas. I. Bartolomeo Redditi et Tommaso Ginori. Ver- 

öffentlichungen aus dem Kirchenhistorischen Seminar München. 

Nr. 9. München 1902. S. 1—108. 

Hieronymus Savonarola gehórt ohne Zweifel dem Kreise der- 
jenigen Persónlichkeiten an, deren Leben am eifrigsten von den Ge- 
schiehtsforschern untersucht worden ist. Die Zahl der bereits über 
ihn vorhandenen Schriften ist noch jüngst bei Gelegenheit der vier- 
hundertjährigen Gedenkfeier seines Todestages im Jahre 1898 be- 
trächtlich vermehrt worden. Trotz dieser sorgfältigen Behandlung 
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knüpfen sich an das Leben des Priors von S. Marko noch mehrfache 
und bedeutende Kontroversen, die bis zur Stunde eine Lösung nicht 
gefunden haben. 

Mögen nun diese Streitpunkte teils in der ausserordentlich 
tiefen und vielseitigen Persönlichkeit Savonarolas, teils in der Über- 
lieferung sich wiedersprechender Quellen und teils in den ver- 
schiedenartigen Auffassungen der Autoren auf religiösem und 
kirchenpolitischem Gebiete begründet sein, so ist doch die Eröff- 
nung weiterer zeitgenössischer Quellen jedenfalls geeignet, unsere 
Kenntnis über das Leben des grossen Mannes zu fördern. 

Professor Schnitzer hat daher allen Freunden der historischen 
Forschung und speziell den zahlreichen Verehrern Savonarolas einen 
Dienst erwiesen, indem er zwei Savonarolaschriften des Advokaten 
Bartolomes Redditi aus Florenz und des Kaufmanns Tommaso 
Ginori aus derselben Stadt in einer mustergültigen Ausgabe dem 
Publikum zugänglich machte. 

Ersterer hat in Form einer Predigt zu dem Psalme 115: 
»Credidi propter quod locutus sum« im Jahre 1502 eine warme Ver- 
teidigungsschrift zu Gunsten seines hochverehrten Helden verfasst. 
Wie schon die Wahl des Psalmes, der im kirchlichen Offlzium am 
Festtage der Martyrer gesungen wird, andeutet, erblickt der Ver- 
fasser in Savonarola gleichsam einen Martyrer, der aus Eifer für 
Christus sein Leben verloren hat; und das Bestreben des Anwalts 
geht dahin, seinen Heiligen von den ihm gemachten Vorwürfen des 
Ungehorsams gegen den heiligen Stuhl, der Missachtung der päpst- 
lichen Exkommunikation und des Versuchs, den Papst mit Hilfe 
eines allgemeinen Konzils abzusetzen, zu reinigen. 

Der zweite Autor hat inmitten der geschäftlichen Aufzeich- 
nungen seines kaufmännischen Rechnungsbuches die wichtigsten Be- 
-gebenheiten seiner Vaterstadt seit dem Jahre 1486 tagebuchartig 
überliefert, Sein Werk trügt daher die Aufschrift: Libro di debitori 
e creditori e recordanze. 

Über den speziellen Inhalt der beiden kleinen Schriften, ihre 
historische Glaubwürdigkeit, den Wert für die geschichtliche Forsch- 
ung und die handschriftliche Überlieferung hat der Herausgeber 
alls Wissenswerte in zwei ausführlichen Einleitungen zusammen- 
gestellt. Ebendaselbst findet sich ein kurzer Abriss über das Leben 
der beiden Autoren. Es genügt, hierauf verwiesen zu haben. 

Professor Schnitzer hat im Vorworte zum ersten Bande seines 
neuen Unternehmens die Hoffnung ausgesprochen, dass die voll- 
ständige Aufdeckung des Lebensbildes: von Savonarola die wirk- 
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samste Ehrenrettung für ihn bilden werde. In dem vorliegenden 
Werke und in den bekannten Aufsätzen der Historisch-politischen 
Blätter, Bd. 121 und 125 hat der Münchener Savonarolaforscher 
bereits den tatsächlichen Nachweis erbracht, dass sich noch manche 
angebliche Schattenseite aus dem Porträt des Mönches von Ferrara 
entfernen lässt. Ich glaube, dass die weiteren Untersuchungen noch 
mehrere falsche Anklagen der Gegner zerstören werden. Trotzdem 
stimme ich aber nicht mit dem Herrn Verfasser überein, wenn er 
glaubt, dass sich das Lebensbild Savonarolas ganz rein waschen 
liesse. 

Es sind uns einige unzweifelhafte Tatsachen aus dem Leben 
des Florentiner Priors berichtet, für die ich im Gegensatze zu Pro- 
fessor Schnitzer keine (objektive) Rechtfertigung finden kann. Ich 
rechne hierher vor allem die Übertretung des päpstlichen Ex- 
kommunikationsbefehls. 

Es würde mich an dieser Stelle zu weit führen, wollte ich den 
stringenten juristischen Nachweis für diese Behauptung erbringen, 
Ich beschränke mich darauf, einige Leitsätze aufzustellen, von denen 
ich glaube, dass sie in der bisherigen Diskussion nicht genügend 
beachtet worden sind, und von denen ich hoffe, dass sie zur Lösung 
der komplizierten Frage vielleicht einiges beitragen können. 1. Die 
Exkommunikation ist ein juristisches Institut, dessen Wirksamkeit 
nach den Regeln des kanonischen Rechts und nicht nach den Grund- 
sätzen der theologischen Moralwissenschaft zu beurteilen ist. 2. Im 
Mittelalter führte die juristische Betrachtungsweise der Kanonisten 
und Theologen zu einem anderen Resultate als die theologische Be- 
trachtung der Neuzeit: erstere hielt die ungerechte Exkommuni- 
kation für gültig, letztere für ungültig. 3. Begrifflich bedeutet die 
Exkommunikation nach der materiellen Seite hin die Entziehung der 
äusseren kirchlichen Rechtsgüter. 4. Die vollständig freie Ver- 
waltung dieser Rechtsgüter, d. h. ihre Austeilung und Vorenthaltung, 
ist in die Hände der kirchlichen Oberen gelegt, die Gott allein 
hierüber Rechenschaft schulden. 5. Zur aktiven und passiven Teil- 
nahme an den heiligen Sakramenten und dem liturgischen Gottes- 
dienste ist, abgesehen von dem Falle der extrema necessitas spiri- 
tualis, eine missio sen admissio canonica notwendig. 6. Die un- 
gerecht, d. h. ohne genügenden Grund verhängte Exkommunikation 
ist zwar von seiten des Exkommunikators unerlaubt, aber auf Seiten 
des Exkommunizierten verpflichtend. 7. Jede vom rechtmässigen 
Oberen und unter Einhaltung der kirchenrechtlich zur Gültigkeit 
vorgeschriebenen Normen gefällte Exkommunikationssentetiz ist(gültig, 
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es sei denn, dass sie einen wesentlichen und offenkundigen Irrtum 
(error intolerabilis patenter expressue) enthielte. 8. Ein solcher 
error intolerabilis ist bei dem Exkommunikationsbreve Alexanders VI. 
gegen Savonarola vom 13. Mai 1497 keineswegs anzunehmen. Die 
vorstehenden Sätze, welche sich auf ein eingehendes Studium sämt- 
licher nennenswerten theologischen und kanonistischen Werke stützen, 
hoffe ich demnächst in einer besonderen Monographie ausführlich 
zu begründen. 

Rom. D. Dr. N. Hilling. 

7. Hugo Laemmer, De Caesaris Baronii literarum commercio 
diatriba. Friburgi Brisgoviae, Herder 1903. 8°. VIII, 110 S. 
Preis 3 Mark. 

Dem Baroniusforscher ist Limmer längst bekannt durch eine 
Reihe der schätzenswertesten Beiträge über den handschriftlichen 
Bestand der Werke des grossen Kirchenhistorikers. In den Analecta 
Romana (Schaffhausen 1861): Zur Kirchengeschichte des 16. und 
17. Jhh. (Freiburg 1863), Meletematum Romanorum Mantissa 
(Regensb. 1875) finden sich zahlreiche wertvolle Winke und fein- 
sinnige Bemerkungen über das handschriftliche Material, das der 
erste bedeutende Kirchenhistoriker hinterlassen und das Lämmer 
auf seinen langjährigen Bibliotheksforschungen mit peinlicher Ge- 
wissenhaftigkeit registriert hat. Sein neuestes Schriftchen, das sich 
an diese älteren Publikationen anschliesst, könnte kurzweg Baroniana 
heissen. Es bringt weniger eine eingehende Behandlung der lite- 
rarischen Korrespondenz des Baronius, denn eine kurze Orientierung 
über die 3bändige Briefpublikation von Albericius (Epistulae et opus- 
cula. 3 Bde. Rom 1759—70) und dazu einen ausgedehnten Nach- 
trag, hauptsächlich aus der Biblioth. Vallicellana in Rom. Da 
Albericius nicht mehr dazu kam, einen IV. Bd. zu veranstalten, so 
enthält selbst diese zunächst inbetracht kommende Bibliothek noch 
über 100 unveröffentliche Briefe. Lämmer teilt eine Auswahl davon 
mit, meist Briefe an die Eltern, aber auch solche von oder an 
hervorragende Zeitgenossen, mit denen er sich über literar. Fragen 
austauscht; oder aber er verwahrt sich aufs energischste dem Drucker 
Moret, dem Nachfolger Plantins, gegenüber, als dieser auf eine 
Einwirkung Philipps III. von Spanien hin beim Drucke des IV. Bandes 
der Annales ecclesiastici den Traktat über die sizilische Monarchie 
weglassen wollte. Mehrere Briefe beziehen sich auch auf die Be- 
merkungen des Baronius zum Martyrologium Romanum, dessen Ver- 
besserung von Gregor XIII. schon 1580, wie sich daraus ergibt, in 
die Hand genommen wurde. Von rein persônlicher)Bedeutung, aber 
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wichtig für die Charakteristik des Kardinals sind die Familien-Briefe, 
in denen rührende Pietät gegen die Eltern und eine schwärmerische 
mystische Gesinnungsart mit einander um die Palme streiten. Die 
mitgeteilten Stücke hat Lämmer aufs gewissenhafteste mit erklären- 
den Begleituoten versehen, so dass dadurch, wenn auch nicht gerade 
durch das zwar schöne, aber doch stellenweise geschraubte Latein 
das Verständnis sehr erleichtert wird. Man wird es vielleicht be- 
dauern können, dass ein so kompetenter Forscher wie Lämmer sich 
darauf beschränkt, anstatt einen vollständigen Nachtrag zu Albericius, 
nur eine Auswahl aus den darin nicht aufgenommenen Briefen zu 
liefern. Sauer. 
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I. Abhandlungen. 


en 


1. Der Übertritt der Langobarden zum Christentum. 


Bis zur Okkupation Italiens. 


Von Carl Blasel, Priester des Coll. Sap. in Freiburg i. Br. 


Einleitung. 
Die Wanderzüge der Langobarden. 


Die erste glaubwürdige Nachricht über die älteste Geschichte 
der Langobarden findet sich bei Vellejus Paterculus !). Er kennt 
das Volk als westlich von der Elbe und Saale, in der niederen 
Gegend wobnend. Gelegentlich des Kriegszuges, welchen Kaiser 
Tiberius gegen die nordöstlich bis zur Elbe wohnenden Germanen 
unternahm, wurden im Jahre 5 nach Christus nach Besiegung der 
Chauken auch die Langobarden, und zwar mit vieler Mühe nie- 
dergeworfen 2). Ein Teil des Volkes verliess, sei es im Laufe des 
3. Jahrhunderts 8$), sei es gegen Ende des 4. Jahrhunderts*) die 
alten Sitze und zog, wie die neueste Forschung übereinstimmend 
annimmt 5), in südöstlicher Richtung nach der Donau zu. Nach 
L. Schmidt a. a. O. S. 50 dürfte sich mit ziemlicher Sicher- 
heit ergeben, dass die ausziehenden Langobarden anfangs in der 
heutigen Mark Brandenburg sich ausbreiteten, dann aber wohl durch 
die von Osten her andringenden Slaven zum Abzug gezwungen 
wurden und in dem von allen Seiten durch die Natur wohlgeschützten 
Böhmerlande eine Zuflucht suchten. R. Wiese hingegen meint), 
dass der Wanderzug des Volkes für einige Zeit in der oberen 
Weichselgegend Halt machte und dort die „noch unbesetzten Fluren 
Oberschlesiens* einnabm 7). In jedem Falle ist als sicher anzunehmen, 


1) Velleius Paterculus, Historia Romana 1. II. c. 106. 2. p. 122. ed. 
Orellius. Leipzig 1835. Vergleiche Virchow, Auf dem Wege der Langobarden. 
Zeitschrift für Ethnologie XX. Berlin, 1888. S. 509. 

2) Wiese, R., Die älteste Geschichte der Langobarden. Jena, 1877. S. 19. 
Schmidt, L., Die ülteste u der Langobarden. Leipzig, 1884. S. 33. 


3) Schmidt a. a. O. 

4) Wiese a. a. 0. 3 

5) Wiese a. a. 0. S. — Schmidt a. a. O. S. 50. — Wietersheim- 
Dahn, Geschichte der Völkerwanderung. Leipzig, 1881. II. S. 338. 

6) Wiese a. a. 0. S. 8 

7) Virchow a. a. 0. $ p »[n dem schlesischen Funde zu Sakrau 
finden sich Stücke, welche dem späteren Besitz der Langobarden in Italien sehr 
nahe stehene. 
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dass die Langobarden gegen Ausgang des vorletzten Dezenniums des 
5. Jahrhunderts nicht allzu entfernt von den damaligen Sitzen der 
Rugier sich aufhielten, da sie um diese Zeit nach „Rugiland“ zogen. 
Rugiland lag am nördlichen Ufer der Donau, in der Gegend zwischen 
Linz und Wien, gegenüber Norikum8). Im Jahre 487 bekriegte 
Odoaker den König der Rugier namens Flaccitheus, auch Fava ge- 
nannt, überwand ihn am 14. November in einer Hauptschlacht und 
führte ihn mit einem grossen Teile seines Volkes gefangen nach 
Italien ab. Im folgenden Jahre kehrte jedoch Favas Sohn, Friedrich, 
welcher der Niederlage entgangen war, in die Heimat zurück. 
Odoaker sandte sofort seinen Bruder Onoulf mit starker Heeresmacht 
wider ihn, und Friedrich floh zu Theodorich, dem Ostgoteukónig, 
nach Novä (bei Sistova in Bulgarien). Aber die Schwierigkeit, 
Norikum gegen das Andrängen der deutschen Stämme zu verteidigen, 
scheint 80 gross gewesen zu sein, dass Odoaker sich bewogen sah, 
das Donauufer aufzugeben. Er liess alle an der Donau sesshaften 
Städtebewohner römischer Abkunft durch den Comes Pierius nach 
Italien überführen nnd ihnen dort Land anweisen 9). Damals besetzten 
°die Langobarden Rugiland. Dieses geschah im Jahre 488. Hier 
wohnten sie viele Jahre. Unter König Tato verliessen sie Rugiland 
und wohnten in campis patentibus, qui sermone barbarico „feld“ 
appellantur 20); dies sind nach einigen Forschern !!) die ungarischen 
Pussten, die Flachländer zwischen Donau und Theiss, während andere 12) 
sie mit den Ebenen der March identifizieren. Auf Tato, der die 
Heruler unterjochte, folgte Waccho; auf dessen Sohn Waltari folgte 
Auduin etwa um das Jahr 546 13). Dieser führte die Langobarden 
nach Pannonien, wo sie ihre Sitze hatten, bis König Alboin im 
Jahre 568 sein Volk über die Alpen nach Italien führte. 


8) Wietersheim-Dahn a. a. O. Il. S. 305. — Wiese a. a. 0. S. 32. 
— Schmidt a. a. O. S. 51. 

9) Wietersheim-Dahn a. a. O. II. S. 305. 

10) Puulus Diaconus, Historia Langobardorum. Mon. Germ. bist. Ss. rer. 
Lang. et Ital. Saec. VI—IX. Hannover, 1878. I. 20. p. 57. 

11) Schmidt, a. a. O. S. 52. — Wiese a. a. O. S. 36. — Hartmann, 
Geschichte Italiens im Mittelalter. Leipzig, 1900. II. 1. S. 7. 

12) Bachmann, Die Völker an der Donau. Archiv für österreichische 
Geschichte. 61. Bd. Wien, 1830. S. 199. — Muratori, Geschichte von Italien. 
Leipziger Uebersetzung, 1746. III. 8.395. — Pallmann, Geschichte der Völker- 
rune Gotha, 1863. 1I. S. 66. — Bluhme, Die gens Langobardorum. Bonn, 
1868. S. 28. 

Aufschluss über diese Frage vermag eine Stelle in Einhards Jahrbüchern 
Geschichtsschreiber. IX. Jhrh. 2. Bd. Berlin, 1850 (ad ann. 796. S. 93) zu 
geben: »Pippin aber jagte die Hunnen hinter den Fluss Theiss, zerstörte ihre 
Kónigsburg, die Hring, von den Langobarden aber campus genannt wirde. — 
Budinger, Oesterreichische Geschichte. Leipzig, 1858. I. S. 57. N. 1 

13) Loserth, Die Herrschaft der Langobarden. Mitteilungen IT. Inns- 
bruck 1887. S. 564. 
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I. Kapitel. 
Der Einfluss des nicänischen Bekenntnisses. 


S 1. 
Die Nachrichten für die erste Verbreitung des katholischen Glaubens 
unter den Langobarden. 


1. Für die Verbreitung des Christentums unter den Lango- 
barden finden wir eine Nachricht bei Prokop von Cäsarea, die aller- 
dings die Bekenntnisform nicht näher bezeichnet, welche die Lango- 
barden angenommen hatten. Bei der Darstellung eines Krieges 
zwischen Herulern und Langobarden, der nach der Datierung von 
Wiese!) im Jahre 505 stattfand, berichtet er, dass die Langobarden 
zu jener Zeit bereits Christen waren?). Aus dieser Stelle, für sich 
allein betrachtet, lässt sich nicht ersehen, welches Bekenntnis damals 
Eingang bei den Langobarden gefunden hatte, wenn auch Schmidt 3) 
und Crivellucci*) ohne weiteres annehmen, dass ,yptottavoóc" so viel 
sei, wie ,'Aperavoo;". Der Umstand, dass zu dieser Zeit bei den 
meisten deutschen Stámmen das arianische Bekenntnis das herrschende 
war, und uns die Langobarden in Italien zum grossen Teil als 
Arianer entgegentreten, scheint für die obige Angaben massgebend 
gewesen zu sein. Indessen findet man über die Form des Bekennt- 
nisses noch andere Belegstellen, die alle zu beachten sind. 

Paulus Diakonus, der Geschichtsschreiber der Langobarden, 
schweigt über die Bekehrung seines Volkes auffallender Weise voll-.. 
ständig, obwohl ,ihm als Geistlichen die kirchengeschichtliche Seite 
von besonderem Interesse sein musste und auch, wie die zahlreichen, 
aus der allgemeinen Kirchengeschichte in sein Werk eingeflochtenen 
Erzáhlungen beweisen, wirklich war*5). Auch das vou Paulus er- 
wähnte und benutzte) Vorwort zu dem Gesetzbuch des Königs 
Rothari enthält über ihre Bekehrung zum Christentume kein Wort. 

Für die älteste Zeit haben wir jedoch eine allerdings inhaltlich 
unbestimmte Nachricht über Ort und Zeit des bei den Langobarden 


«3 


1) Wiese a. a. O. S. 43 ff. Vergl. Hartmann a. a. O. IT. 1. Anmerkungen 
zum ersten Kapitel Nr. 3. S. 28. — "Falsch datiert Schmidt a a. 0.8.51. — 
Büdinger a. a. O. S 57. 

2) Procopius, De bello Gotthico. II. 14. Corp. Ss. hist. Byz. ed. Dindorf. 
Bonn, 1833. p. 200: Aoyyısaosas te poustiavobs Ovtas . . .. 

3) Schmidt a. a. 0. S. 52. 

4) Crivellucci, Le chiese cattoliche e i Longobardi ariani in Italia. Studi 
storici. IV. Turin, 1895. p. 395. 

5) Abel, Das Christentum bei den Langobarden, in: »Geschichts- 
schreibere VIII. Jhrh. Paulus Diakonus. Berlin, 1849. S. 240. 

6) Paul. Diac. 1. c. I. 21. p. 59. Vergl. hiezu: Jacobi, Quellen der 
Langobardengeschichte des P. D. Halle, 1877. S. 4—23. 
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in Aufnahme gekoinmenen Bekenntnisses in der „Historia Langobadorum 
codicis Gothaui“ 7). Diese stellt eine von Paulus Diakonus unab- 
hängige, in deu Jahren 807 bis 810 abgefasste Erweiterung und 
Fortführung der „Origo Langobardorum“ dar. Sie ist wahrschein- 
lich von einem Geistlichen verfasst, worauf die Zitate aus der 
heiligen Schrift hinweisen 8). 

Von Belang für unsere Untersuchung ist zunächst die folgende 
Stelle: Illo vero tempore exivit rex Odoacer de Ravenna cum 
exercitu Alanorum et venit in Rudilanda et pugnavit cum Rugiis et 
occidit Fewane rege Rugorum et secum multos captivos in Italia 
adduxerunt. Tunc exierunt Langobardi de Pannonia et venerunt et 
habitaverunt in Rudilanda annos plurimos et ad suam dogmam per- 
duxerunt?) Offenbar will der Verfasser mit diesen Worten sagen, 
dass die Langobarden im Rugierlande zn ihrer Lehre gelangten, 
d.h zum Christentum übertraten. Einen Rückschluss auf die Form 
des Bekenntnisses lassen aber seine Worte in keinem Falle zu. 
Denn das mangelhafte Latein, dessen sich der Verfasser bedient, 
sermone usus valde rudi, quem nonnunquam vix intelligas 10), lässt 
es nicht zu, das suam dogmam zu urgieren und es etwa in beab- 
sichtigten Gegensatz zu nostram dogmam als der katholischen Lehre 
zu stellen, so dass der Verfasser hiermit das arianische Bekenntnis 
als das ihnen eigentümliche bätte bezeichnen wollen. Dies verbietet 
ferner der Umstaud, dass der Verfasser das Volk sonst nur als 
heidnisch und als katholisch kennt; das Eindringen des arianischen 
Elementes erwähnt er niemals. Schliesslich beweisen noch zwei 
Stellen in dieser Chronik, dass der Verfasser ganz willkürlich sich 
des Wortes suus bedient, ohne etwa eine Rückbeziehung auf sich 
selbst und sein eigenes Volk zn machen. Die beiden, ganz analogen 
Stellen lauten: Cum ipso de hoc loco in antea patrias ad suam 
parlem expugnare coeperunt und „unde in Beovinidis aciem et clauses 
seu tuba clangencium ad suam proprietatem perduxerunt! 11), Aus 
jener Stelle lässt sich also nicht ersehen, welchem Bekenntnis die 
Langobarden sich zuwandten. Nur soviel ergiebt sich, dass die 
Langobarden in Rugiland zum Christentum übertraten. 


7) Monumenta Germaniae historica Scriptores rerum Langobardica- 
rum et Italicarum Saec. VI.—IX. p. 7 sqq. — Der Kürze halber wird sie zitiert 
als »Chronicon Gothanume, 

8) Waitz in der Praefatio in Chronicon p. 7. 

9) Chronic. Goth. c. 3. p. 8. Die für die Untersuchung wichtigen, 
unterstrichenen Worte bilden die Zusátze, welche der Verfasser zu seiner Vor- 
lage, der Origo. machte. 

10) Waitz, in der Praefatio. p. 7. 

11) Chronicon Goth. c. 2. p. 8. 
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Ebenso unklar ist die Stelle, womit der Verfasser die Chronik 
einleitet: . . . In terra Italiae adventantes, fluentem lac et mel, et, 
quod amplius est, salutem invenerunt baptismatis et vestigia sanctae 
Trinitatis recipientes inter numerum bonorum effecti sunt 191 An- 
scheinend will der Schriftsteller hiermit sagen, dass die Einwanderung 
in Italien dem Volk nicht bloss leibliche, sondern auch geistige 
Güter, die Gnade des wahren Glaubens, brachte. Ob aber mit dem 
„Erlangen des Heiles der Taufe“ gesagt sein soll, dass erst in Italien 
das Volk in seiner Gesamtheit dem Christentum zugeführt wurde, 
ferner ob das ,recipientes^ im engsten Sinne zu fassen ist, und mit 
dem , Wiedererlangen“ des Glaubens an die heilige Trinität etwa 
ein Übergang des Volkes vom Arianismus zu dem bereits früher 
besessenen katholischen Bekenntnis angedeutet werden soll, ist nicht 
mit Eutschiedenheit aus dem Wortlaut zu entnehmen. Vielmehr 
scheint diese Stelle sich lediglich auf die moralische Seite zu be- 
ziehen und lediglich die heidnischen Sitten, die man bei den Lango- 
barden noch in Italien vorfindet, anzudeuten, dass die sanguinea et 
aspera progenies, welche sine lege’ war, die lupi rapaces’, wie er sie 
nennt, in Italien sich auch die Sitten und Moral des Christentums 
aneigneten, sodass sie „postea agni inter dominicum gregem pas- 
centes 15) wurden und inter numerum bonorum effecti sunt’. Also 
auch hieraus lásst sich mit Sicherheit ein Schluss auf das Bekennt- 
nis nicht ziehen. Nur soviel ersieht man aus den bisher heran- 
gezogenen Stellen: 1. Die Langobarden sind im Rugiland zum 
Christentum übergetreten, und 2. dies geschah in der Zeit von 488 
bis 505, in welchem Jahre sie nach Prokops obiger!*) Angabe bereits 
Christen waren. 

2. Wenn wir aber die Frage nach dem ursprünglichen Be- 
kenntnis der Langobarden weiter verfolgen, so bietet einen über- 
raschenden Ausblick eine andere Stelle bei Prokopius von Cásarea, 
deren Tragweite wenig beachtet wurde!5) Prokop erzählt nämlich 
von dem Kampfe, welcher um das Jahr 548 zwischen Langobarden 
und Gepiden entbrannt war!9), und berichtet, dass vor Ausbruch des 
Krieges beide Vólker au den Kaiser Justinian Gesandte schickten, 
um sich seiner Hilfe, oder wenigstens seiner Neutralität zu ver- 

12) Chronicon Goth. c. p. 7. 

13) Siehe diese Stellen im Chronicon Goth. c. 1. p. 7. 

14) Vergleiche S. 579. N. 2. 

15) Mascou, Geschichte der Teutschen. Leipzig, 1737. XIII. 5. S. 195. — 
Dufft, Quaestiones de antiq. Lang. hist. Berlin ca. 1831. p. 49. — T'ürk, Die 
Langobarden und ihr Volksrecht. Rostock, 1835. S. 42. S. 145. — Troya, Storia 
d'Italia. III. 1. 53. 8 37. Neapel, 1850. p.216. — Crivellucci, Le chiese cat- 


toliche. IV. p. 395. 
16) Schmidt a. a. O. S. 58. 
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sichern. Die langobardische Gesandtschaft führte König Auduin. 
Dieser bringt in seiner Rede die Motive vor, welche den Kaiser und 
die Römer veranlassen sollten, auf Seiten der Langobarden zu stehen. 
Zuletzt lässt ihn Prokop sagen: „Bedenke dabei vor allem, dass die 
Römer von Rechtswegen auf unserer Seite kämpfen werden, die wir 
von Anfang an in betreff Gottes uns zu derselben Lehre bekennen, 
wie sie, während jene (die Gepiden) Arianer sind, und eben deshalb 
schon ihre Feinde sein werden“ !?), Prokop lässt also den Auduin 
geflissentlich die Übereinstimmung zwischen Römern und Lango- 
barden hinsichtlich des religiösen Bekenntnisses geltend machen und 
sogar als Motiv für die vom Kaiser zu erwählende Parteistellung 
hervorheben. Ausserdem betont Auduins Rede ausdrücklich, dass 
die Langobarden „von Anfang an“ sich zum katholischen Glauben 
bekannten: mit anderen Worten: Prokop gibt hier durch den 
Mund Auduins an, dass die Langobarden bei ihrem Übertritt 
vom Heidentum zum Christentum zunächst den nicänischen Glauben 
angenommen haben. 

Diese Nachricht Prokops muss nun auf ihre Glaubwürdigkeit 
geprüft werden. Da die Nachricht in einer Rede überliefert ist, so 
ist hierbei zweierlei zu berücksichtigen: Entweder die Rede ist eine 
freie Komposition Prokops, und dann ist lediglich die Glaubwürdig- 
keit Prokops zu behandeln, oder Auduin hat sie wirklich mindestens 
in ähnlicher Form gehalten, und dann ist auch die Glaubwürdigkeit 
Auduins in Betracht zu ziehen. 

Die Glaubwürdigkeit Prokops ist — das haben die vielfachen 
wissenschaftlichen Erörterungen in letzter Zeit mit Bestimmtheit 
ergeben 18) — über jeden Zweifel erhaben. Die ersten drei Bücher 
seiner Darstellung des Gotenkrieges veröffentlichte er in den Jahren 
9900 oder 55119), also zwei bis drei Jahre nach dem in Rede 
stehenden Ereignis. Er konnte aber auch die Wahrheit wissen, da 
er im Lager Belisars mit den Angehörigen der verschiedenen 


17) Procopius, Le III, 34 p. 423: . .. où dì, © Based, Stagxorotovuivos, 
Goa EvGsssteptu: Ñ xata Tv ypeiav ctontan tà ‘Pwpaiots te xoi Aayyoßapüats toig sois 
EuvoiTovta ROXITE, TOÙTO zgo; tolg xAAO!g Area Evvomv, mg huiv piv aus t) Bee 
önoyvwuovosst to EE aozi; EuvetetaGovra! ‘Ponator Otatog, og Ob öğ ’Acestavots 
out xai Òl aUto toUto ar’ Evavtias yworjaovaw. — Uebersetzung nach »Geschichts- 
schreibere. Coste, Prokops Gothenkrieg. Leipzig. 1885. 

18) Vergleiche die Literatur der sehr lebhaft geführten Kontroverse bei 
Brückner, Zur Beurteilung des Geschichtsschreibers Prokopius, Programm 
Ansbach, 1896, S. 1, welcher S. 7 dem Prokop Nachahmungssucht und mangelnde 
Gewissenhaftigkeit und Objektivität vorwirft. Schlagend wird er aber wider- 
legt von einem der besten Prokopkenner Haury in einer Schrift unter dem- 
selben Titel, sowie von demselben in einer Besprechung der Brückner’schen 
Schrift in der Byzantinischen Zeitschrift VII. Leipzig, 1898. S. 170—113. 

19) Dahn, Prokopius von Cásarea. Berlin, 1865.-S. 36. — Haury, Pro- 
copiana. Programm, Augsburg 1891. S. 3—9. 
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germanischen Stämme, welche dort anzutreffen waren, also auch mit 
den Langobarden, die im Gotenkriege die Römer unterstützten, zu- 
sammenkam und von ihnen durch Befragung und Prüfung ihrer 
Antworten seine Berichte über Religion und Sitten, über Staat und 
Geschichte erkundete 20). 

Wenn nun auch die Rede Auduins eine freie Komposition des 
Schriftstellers ist, so ist sie dennoch nicht als unhistorisch abzu- ` 
lehnen. Denn wenn die Reden, die Prokop so oft anführt, auch 
seine subjektive Meinung oder rhetorische Phrasen enthalten, so 
muss man doch dabei Fakta und Worte wohl unterscheiden. Er 
lässt einen Redner Tatsachen vorbringen und als Motive verwerten, 
die er vorher noch nicht berichtet hatte, und die von deu Gegen- 
rednern ausdrücklich anerkannt werden, sodass sie zweifellos von 
Prokop als wahr betrachtet werden 21). Dies trifft in allen Stücken 
auch auf die Rede Auduins zu. Esist kein Grund vorhanden, dieser 
Angabe von der Tatsache der Verbreitung des katholischen Glaubens 
unter den Langobarden den Glauben zu versagen. 

Gesetzt aber den Fall — der an sich genommen schon un- 
wahrscheinlich ist —, dass Auduin wirklich die Rede in dieser oder 
ähnlicher Form vor dem Kaiser Justinian gehalten und dabei diese 
Angabe gemacht hat, so müssten wir auch diese Bezeugung als 
historisch wahr anerkenneu. Hierbei liesse sich nämlich annehmen, 
dass seine Angabe objektiv, oder dass sie subjektiv falsch war. Im 
ersteren Falle, wenn also Auduin aus politischen Gründen hierbei 
direkt irregeführt hätte22), würde diese Angabe den Langobarden 
nicht nur nichts genützt, sondern lediglich geschadet haben, da der 
Kaiser und sein Hof wegen der vielfachen Beziehungen zwischen Lango- 
barden und Römern 23) über deren religiöses Bekenntnis wohl in- 
formiert sein konnte. Denn Justinian, dem Paulus Diakonus die 
höchsten Lobsprüche spendete 24), interessierte sich sehr für religiöse 
Fragen 25) und war eifrig um die Ausbreitung des katholischen Be- 


20) Dahn a. a. 0. S. 60 f. — Len, Geschichte d. ital. Staaten. Ham- 
burg, 1829. I. S. 65: »Prokop lebte in Byzanz, wohin soviele deutsche Edle und 
Fürsten kamen, um Kriegsdienste zu nehmen. Er konnte sich hier genau be- 
lehren und hatte nicht das mindeste Interesse, diese Geschichte ihm ferner und 
fremder Völkerschaften zu verfälschen. Ueberhaupt ist der Wert des Prokopius für 
die Erforschung der Begebenheiten jener Zeit selten genugsam gewürdigt worden« 

21) Dahn a. a. 0. S. 99. 

22) Dies nimmt Crivellucci 1. c. IV. p. 395 als »Hypothese« an. Ebenso 
Dufft 1. c. p. 49. 

23) Hatte Justinian ihnen doch erst Pannonien sowie die »Stadt« Nori- 
kum überlassen. Procop. 1 c. III. 43. p. 418. 

24) Paul. Diac. 1 c. I. 25. p. 62 sq. 

208 i Siehe Hefele, Conciliengeschichte, Freiburg, 1874. US S. 572. 751. 
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kenntnisses unter den arianischen Germanen bestrebt 36). Ausserdem 
würde ganz bestimmt der Gegenredner der Gepiden nicht verfehlt 
haben, auf die Unwahrheit der Worte Auduins hinzuweisen und dies 
für seine Partei auszunützen. Sicher hätte auch Prokop, der ganz 
bestimmt hierüber Erkundigungen eingezogen hatte, seine gegen- 
teilige Kenntnis nicht verborgen, umsomehr, als er zu dieser Zeit 
um das Jahr 548/549 höchstwahrscheinlich in Byzanz weilte 27) and 
am Empfange der Gesandtschaft teilnahm. Die Annahme, dass 
Justinian das Opfer einer absichtlichen Täuschung wurde, ist also 
völlig von der Hand zu weisen. 

Eine subjektiv falsche Angabe wäre nur möglich bei völliger 
Unkenntnis des Unterschiedes in der Lehre zwischen Katholiken und 
Arianern; dies verbietet aber der Umstand, dass Auduin den 
Unterschied ja gerade kennt und hervorheben will. Damit fällt 
auch der Hinweis auf die Gothi Tetraxitae, von denen Prokop nicht 
weiss, ob er sie zu den Arianern oder zu den Rechtgläubigen rechnen 
soll, und es damit entschuldigt, dass sie es selbst nicht wüssten 28). 
Dies kann lediglich zum Beweis angeführt werden, wie eifrig Prokop 
bestrebt war, über die Religion der einzelnen Völker sich zu infor- 
mieren. Die Nähe des römischen Reiches, sowie die vielfachen 
Beziehungen zwischen Römern und Langobarden rücken diese An- 
nahme, wie es Dufft bereits anerkannte 2°), ausser den Bereich der 
Móglichkeit. 

Auf einen ganz anderen Standpunkt stellt sich Crivellucci 30) 
bei Würdigung dieser Stelle. Er erklärt zwei ,Hypothesen* für 
móglich. Die erste ist die bereits zurückgewiesene Behauptung, es 
läge eine objektiv falsche Angabe zum Zwecke einer Kriegslist vor. 
Da aber nicht die geringsten Wahrscheinlichkeitsgründe hierfür vor- 
gebracht werden, so ist diese Behauptung durch das Vorhergehende 
erledigt. Die zweite Hypothese, die er für móglich erklärt, muss 
wegen der gekünstelten Deutelung wörtlich hierhergesetzt werden: 
,0 forse Giustiniano, come aveva fatto cogli Eruli (Proc. II, 15), 
acconsentendo allo stanziamento dei Longobardi al di quà del Danubio, 
li aveva indotti a promettere di farsi cattolici, e le dichiarazioni 
degli ambasciatori erano più che altro espressione di quella recente 
promesse, rimasta poi senza effetto? — Wenn nicht das Citat, — 


26) 2. B. bei den Herulern Procop. 1. c. II. 14. p. 204. 

21) Hours Procopiana S. 9. 

28) Procop. 1. c. IV. 4. p. 475 Vergl. Mascou a. a. O. XIU. 7. S. 187. 
29) Dufft 1. c. p. 49. 

30) Crivellucci l. c. IV. p. 395 sq. 
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es ist ausserdem falsch und muss lauten: Procop. II. 14. p. 208 sq., 
— in dieser Form geeignet wäre, den unbefangenen Leser irre zu 
führen, so würde eine Widerlegung dieser „Hypothese* nicht erst 
nötig sein. Denn dasselbe erweckt den Anschein, als wäre bei den 
Herulern ein analoger Fall vorhanden, indem diese dem Justinian 
das Versprechen gegeben hätten, katholisch zu werden. Der wahre 
Tatbestand ist denn doch ein ganz anderer. Nach der Niederlage 
der Heruler, welche so schwer war, dass „nur wenige gerettet wur- 
den“ 31), teilte sich der Rest in zwei Heerhaufen; der eine fuhr über 
das Meer nach der Insel Thule, der andere ging in römisches Ge- 
biet über und liess sich mit Genehmigung des Kaisers Anastasius in 
Illyrien nieder 33). Diesen nun bewog Justinian zum formellen Ùber- 
tritt zum katholischen Glauben, was um so leichter sein musste, als 
sie an Zahl nur sehr gering sein konnten. Von einem Versprechen 
ist bei ihnen keine Rede; umsoweniger kann man ein solches in 
analoger Weise für die Langobarden herauskonstruieren wollen. 
Ausserdem kamen die Langobarden gar nicht in den Bereich des 
Römerreiches selbst, wie die Reste der Heruler; die „Schenkung“ 
der „Stadt“ Norikum, sowie von Pannonien, die Justinian an sie 
machte 22), war sicher nicht freiwillig wie Crivellucci 94) im Anschluss 
an Schmidt 35) selbst es betont. Wie man dann plötzlich drei Seiten 
darauf von einem acconsentire’ schreiben kann, ist einfach unerfind- 
lich. Schliesslich übersieht Crivellucci, dass Auduin ausdrücklich 
hervorhebt, dass die Langobarden è& apxijc = von Anfang an 
katholisch waren. Hierin liegt doch nicht ein erneuter Ausdruck 
eines blossen Versprechens, das schliesslich doch nicht erfüllt wer- 
den sollte! Der Konstruktion dieser Hypothese fehlt also jegliches 
sicheres historisches Fundament; damit fällt sie in sich zusammen. 
Betrachtet man nach eingehender Würdigung der vorgebrachten 
Beweise die erörterte Stelle Prokops im Zusammenhange mit der 
am Anfang der Abhandlung zitierten Belegstelle desselben Sehrift- 
stellers (II. 14. p. 200), so ergibt sich, dass Prokop, welcher be- 
richtet, dass die Langobarden von Anfang an dem katholischen 
Bekenntnis anhingen, an der ersten Stelle, an welcher er sie 
Xprattavot nennt, darunter Katholiken versteht. Damit stimmt auf 
das vortrefflichste überein, dass Prokop in seinen Schriften zur Be- 
zeichnung der Arianer niemals den Ausdruck yprottavot wählt; 
31) Procop. Le II. 14.1202: diiyor dé rives ed Bray pie 
32) Procop. î c. II. 15. p. 205: margavto fe tà Ev TAAupıoig yropla “a 
33) u. D e III. 38. p. 418. 


84) Le 
35) a. a. O Aën 
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dagegen benützt er ihn sehr häufig, um im Gegensatz zu ’Apetavot 
lediglich Katholiken zu bezeichnen. 

Zieht man zunächst seine Darstellung des Gotenkrieges heran, 
so findet sich in demselben Kapitel, in welchem er die Laugobardeu 
als „Christen“ bezeichnet, derselbe Ausdiuck noch einmal. Justinian 
betrieb, wie bereits erwähnt, mit aller Energie die Katholisierung 
der Reste der Heruler. Diese waren als gotischer Volksstamm 56) 
arianischen Bekenntnisses. 3°) Justinian überredete sie, “Christen“ 
zu werden88). Hier tritt ganz deutlich hervor, dass Prokop unter 
yprottavot nur Katholiken versteht. Auch sonst findet sich dasselbe, 
z. B. I. 12. p. 64 bezeichnet er die Franken und Aborycher als 
Xptottavot im Gegensatz zu den Westgoteu, welche er 'Apstavot 
nennt. An vielen Stellen tritt zwar dieser Gegeusatz zu den Arianern 
nicht so deutlich hervor, tatsächlich sind aber diejenigen, welche er 
als „Christen“ bezeichnet, stets Katholiken, niemals Arianer, z. B. 
I. 3. p. 17. — 1. 9. p. 48. Neapels Bevölkerung, — I. 25. p. 122. 
Bevölkerung Roms, — IV. 3. p. 472. 473. Die Abasger werden 
„Christlich“ - katholisch genannt, — II. 25. p. 248. Die Franken — 
V]. 25, p. 594. In Ulpia in Illyrien herrschten Religionsstreitigkeiten 
unter den „Christen“ 5%), — Justinian studiert nach III. 32. p. 410. 
in der Nacht mit greisen Priestern tà xptottavàv óyta 49) u. s. w. 
Nur die Gothi Tetraxitae nennt er gleichfalls „Christen“, weil er 
nur weiss, dass sie keine Heiden, sondern Anhänger des Christen- 
tums sind, weil er aber nicht sagen kann, ob sie, wie die übrigen 
gotischen Stämme, der arianischen oder einer anderen Lehre folgen. 
Sie wissen es nämlich selbst nicht. IV. 4. p. 475. 

Noch deutlicher tritt die Eigentümlichkeit Prokops, die Katho- 
liken als yptottavot ohne Hinzufügung irgend eines Attributes zu 
bezeichnen im Gegensatz zu den Arianern, welche wiederum nie- 
mals diese Bezeichnung erhalten, in seiner Darstellung des Van- 
dalenkrieges hervor. Hier nennt er durchweg die Katholiken Afrikas 
ohne näheren Zusatz ypiattavo! im Gegensatz zu den Vandalen, welche 


36) Siehe die Belegstellen in der Kaufmannschen Besprechung der Schrift 
Loewes, »Die Reste der Germanen am Schwarzen Meere in der Byzantinischen 
Zeitschrift IX. Leipzig, 1900. S. 208. 

37) Procop. de bello Vand. II. 14. p. 417. 

38) Procop. de bello Goth. IL 14. p. 204: lovsuavog . . . . Etarpeiav 
droe te TaVteÄmg toyuoe xol yptottavoUg vevéoUar Amavres Exttae . diro TV 
öiatav mt To Auspwregov uitadxAÓóvtt, Tolg yprotiavov vóuotg Ent HALGTOV 
REUSYWPEIV EYvomaav, 

39) Wegen der Dreikapitel: Hefele, Conciliengeschichte. II. 831. — 
Alexander Natalis, Hist. eccl. Bingen, 1787. X. p. 47. 

40) Auch III 35. p. 429: tx jgtouavov èoyuata mit Bezug auf die 
Streitigkeiten über die Dreikapitel. 
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er an verschiedenen Stellen als ’Apetavot bezeichnet, wodurch dieser 
Gegensatz noch schärfer hervortritt. z. B. T. 8. p. 844. sqq. 
Honorikus will die „Christen“ zur ,arianischen“ Lehre zwingen. 
Hierbei wird der Ausdruck nicht weniger als achtmal angewendet. 
Die ,Christen* sollten ihre „angestammte, väterliche“ Lehre ab- 
schwóren, die Tempel der ,Christen“ werden von den Vandalen 
zerstórt ; erst Hilderich schonte wieder die ,Christen*. — I. 10. p. 356. 
xpraruavot or èv AtB5m. — I. 21. p. 397 sqq. Die Vandalen entrissen 
den „Christen“ eine Kirche, welche dem heiligen Cyprian geweiht 
war, und ,arianische“ Priester besorgten darin den Gottesdienst. 
Kai ot pèv zën "Apeıaviv tepsic pebyoytec wyovto, Yprottavol 
dé, otg ra Ec thy Ê0Eay ópO Gc Toxnrar, Apıxömevorn Bc Tod 
Konptavob tòv vewv . .. .41) Ganz klar und deutlich lässt sich 
hieraus ersehen, dass er mit dem Ausdruck „Christen® lediglich 
Anhänger des katholischen Bekenntnisses bezeichnen will. Natur- 
gemäss tritt auch in dieser Schrift an einigen Stellen der Gegensatz 
zu „Arianern“ nicht so deutlich hervor; stets handelt es sich aber 
dabei um Katholiken und katholische Einrichtungen; z. B. I. 12. 
p. 362 ein in Konstantinopel getaufter Soldat, — II. 9. p. 446 die 
Kirchen der „Christen“ in Jerusalem, — IT. 14. p. 469 die Oster- 
feier der „Christen“. Nicht ein einziges Mal jedoch hat dieser 
Ausdruck für sich allein gesetzt, die Bedeutung ,Arianisch“. Nur 
an einer Stelle dient er zur Bezeichnung von Häretikern im allge- 
meinen; Prokop, der an dieser Stelle anscheinend ein Edikt Justi- 
nians wörtlich zitiert, fügt aber sofort hinzu: où neraraxuvra Ó0&mc 
öpdng. II. 14. p. 47142). 

Auf Grund all dieser beweiskräftigen Stellen ist also die Be- 
hauptung berechtigt, dass Prokop, da er Arianer niemals als yprottavot 
bezeichnet, bei Anwendung dieses Ausdruckes ohne weiteren Zu- 
satz damit stets die Anhänger des katholischen Bekenntnisses be- 
zeichnen will. 


Auch von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet müssen alle 
Hypothesen, welche nicht am vollen, klaren Wortlaut festhalten, und 
deren künstliche Konstruktion bereits als unwahrscheinlich und un- 
möglich erwiesen wurde, in nichts zerfallen. 


— 


41) Dindorf bemerkt bei der Zitierung dieser Stelle im Index unter 
Christiani: p. 487: »Christianorum nomine multis in locis excludit Procopius 
Arianos aliosque haereticos et illos significat, quos vocat recte sentientes«. 

42) Die übrigen Schriften Prokops wurden daraufhin nicht untersucht, 
weil sie wegen des fehlenden Gegensatzes zum Arianismus keine Ausbeute 
versprachen. 
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Somit ergibt sich aus allen herangezogenen Belegstellen als 
historische Tatsache folgendes: 

1. Das Christentum fand bei den Langobarden in Rugiland 
in den Jahren 488 bis 505 Eingang. 

2. Das christliche Bekenntnis, welches zuerst zu ihnen drang, 
war das katholische. 

3. Auch zeitgeschichtliche Erwägungen machen es wahrschein- 
lich, dass die Christianisierung der Langobarden in jener Zeit nach 
katholischem Bekenntnis vor sich ging. Denn gerade während des 
Aufenthaltes in Rugiland waren alle Bedingungen gegeben, welche 
dem Christentum in der Form des katholischen Bekenntnisses und 
seiner Verbreitung förderlich sein mussten. Auf ihren Wanderzügen 
waren, so viel uns bekannt, die Langobarden noch niemals in die 
Nähe von Völkern gekommen, bei welchen das Christentum festen 
Fuss gefasst hatte, und welche daher missianierend hätten wirken 
können. Sie treten uns demnach als vollständig heidnisches Volk 
entgegen, als sie im Jahre 488 in Rugiland einzogen. Die Quellen, 
welche von dem dortigen Aufenthalt berichten, wissen nur, dass 
derselbe viele Jahre währte 49). Er dauerte, wie indirekt Prokop 
berichtet, bis zum Jahre 505%), also im ganzen 17 Jahre. Von 
irgend welchen Kämpfen während dieser Zeit ist nicht die Rede. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach war dieser Zeitraum der Bebauung 
des Bodens, der Jagd u. s. w. gewidmet 45); denn nicht ohne Ab- 
sicht führt Paulus die lange Dauer des Aufenthaltes auf die Frucht- 
barkeit des Bodens zurück 46). Dass eine solche friedliche Tätigkeit 
während einer Reihe von Jahren der Verbreitung des Christentums 
zugute kommen musste, ist einleuchtend. Denn der Einfluss der be- 
nachbarten Völker musste sich auch in religiöser Beziehung geltend 
machen. Da lassen nun alle Verhältnisse deutlich erkennen und 
drängen zu dem Schlusse, dass hier nur das katholische Bekenntnis 
unter den Langobarden Eingang und Einfluss gewinnen konnte. 

Die Rugier, deren Land sie in Besitz genommen hatten, waren 
allerdings arianischen Bekenntnisses; aber mit diesen selbst kamen 
sie in gar keine Berührung. Nach ihrer Besiegung durch Odoaker 
und dessen Bruder Onoulf wanderten nämlich die Rugier mit dem 
Bruder ihres Königs Friedrich zu den Ostgoten aus*") Hierdurch 

43) Paul. Diac. 1 js I. 19. P. 57: aliquantis commorati sunt annis. — 
Origo gentis Lang. c. 3. p. 3: habitaverunt in Rugilanda annos aliquantos. 
Chronicon Goth. c. 3. p. o habitaverunt in Rudilanda annos plurimos, 

44) Siehe Seite 579 und Note 1 1. 

45) Hartmann a. a. 0. S. 8. 

46) Paul. Diac. 1. c. I. 19. p. 57: quia solo erat fertilis. 


47) Eugippius, vita Severini ed. Sauppe Mon. Germ. hist. Auct. ant. I. 2. 
Berlin, 1877. c. 44. p. 52. 
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konnte das Volk, geschwächt durch eine zweimalige Niederlage, durch 
die Hinwegführung einer grossen Menge Gefangener48), durch den 
Abzug der Übriggebliebenen zu den Ostgoten*9) in Rugiland selbst 
nur in einigen wenigen Resten bestehen, deren Einfluss namentlich 
auf religiósem Gebiete ganz verschwinden musste, Daher erscheint 
die Annahme der Bekehrung der Laugobarden in Rugiland zum 
arianischen Christentum, wie es vielfach angenommen wird 59), als 
mit den tatsächlichen Verhältnissen unvereinbar. Diesen. entspricht 
es vielmehr, dass das Christentum vom benachbarteu Norikum her, 
also in der Form des katholischen Bekenntnisses, bei den Lango- 
barden Eingang fand. 

Norikum lag am rechten Ufer der Donau, vom Inn im Westen 
beginnend bis in die Gegend des heutigen Wien, nach Süden bis an 
die Donau sich erstreckend5!), Auf dem linken Ufer der Donau, 
Norikum gegenüber, lag das Land der Rugier. In Norikum hatte 
aber infolge des segensreichen Wirkens des hl. Severin, welcher 
bald nach dem Tode Attilas um das Jahr 454 auftrat 52), und bis 
zu seinem im Jahre 482 erfolgten Tode°®), unablässig im Dienste 
der katholischen Kirche tätig war, der katholische Glaube festen 
Fuss gefasst. In allen grösseren Orten finden sich Kirchen 54), eine 
völlig ausgebildete Hierarchie tritt uns entgegen 55), zwei Bischofs- 
sitze bestanden, zu Lorch56) und zu Tiburnia 57), der Gottesdienst 
erscheint wohlgeordnet 58), das Mönchtum in Blüte59), Severin hatte 


48) Paul. Diac. 1. c. I. 19. p. 57: Odoacar .... ultima eos clade con- 
ficiens, Feletheum insuper eorım regem extincxit; vastataque omni provincia, 
Italiam repetens, copiosam secum captivorum multitudinem abdurit. 

49) Mit diesen zogen sie nach Italien. Procop. d. c. Il. 14. p. 202. 
Zeuss, Die Deutschen. München, 1837. S. 486. 

50) Abel a. a. O. S. 241. — Büdinger a. a. O. S. 55. — Galetschky, 
Die Urgeschichte der Langobarden. Programm Weissenfels, 1885. S. 20. — 
Hartmann a. a. 0. S. 8. 

51) Vergl. die Karte in Eugippius vita S. Severini ed. Mommsen. 
Berlin, 1898. 

52) Eugippius, Vita Severini ed. Sauppe c. 1 p. 11. 

53) Hauck, Kircheugeschichte Deutschlands. Leipzig, 1898. I. S. 361. 

94) ibidem werden Kirchen erwähnt: die Klosterkirche des hl. Severin 
c. 9. p. 21, in Lorch melirere c. 28. p. 36. zu Asturis und Comagenis c. 1. p. 12, 
zu Cucullis c. 11 p. 22, zu Juvavum c. 21. p. 33, zu Quintanis c. 15. p. 26, zu 
Bojotro c. 22. p. Hi, zu Joviakum c. 24 p. 33 und zu Favianis c. 23. p. 33. 

55) ibidem werden erwähnt Subdiakone, Diacone, Presbyter, z. B. c. 16. 
p. 27 neben den Pförtnern c. 16. p. 27, Küstern c. 10. p. 21 und Sängern c. 24. 
p. 33 der Kirchen. 

56) ibidem c. 30. p. 38. 

57) ibidem c. 21. p. 31. 

58) ibidem Abendgottesdienst c. 2. p. 13, Psalmengesang c. 39. p. 46, 
nächtliche Totenfeier c. 16. p. 27, das Frühgebet und besondere Gebetszeiten 
c. 39. p. 46. Wir erfahren noch von einem silbernen Kelch und anderem 
Altargerät c, 44. p. 52. Reliquienverehrung c. 9. p. 21 und c. 23. p. 33. 

99) ibidem c. 4. p. 15. Kloster des d Severin zu Favianis mit gielen 
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auch die Armenpflege organisiert und erhob dafür einen förmlichen 
Zehnten 8°). Aus all dem erhellt, dass Norikum bis zum Jahre 482, 
dem Todesjahr des hl. Severin, in Glaube und Sitte ein durchaus 
katholisches Land mit regem religiósem Leben war. 

Dass diese so wohl organisierte Kirche ihre Wirksamkeit auch 
nach aussen erstreckte und ein Arbeitsfeld unter den teils heid- 
nischen, teils arianischen Nachbarvölkern suchte, lässt ihre innere 
Festigkeit mit Recht vermuten. Auch Paulus Diakonus berichtet 
ausdrücklich, dass das Wirken des hl. Severin sich über die Donau 
hinüber bis in das Land der Rugier erstreckte. König Feletheus 
und seine Gemahlin Gisa stauden unter seinem Einflusse pi). Seine 
Wundergabe stellte er auch in den Dienst der germanischen Völker. 
Hierdurch drang sein Ruf weit hinaus zu anderen Völkern, sodass 
viele von dem lebhaften Verlangen ergriffen wurden, ihn zu sehen 6?), 
und mit grösster Ehrfurcht ihm anhingen 63). Dass hiervon die da- 
mals in der Nähe wohnenden Langobarden unberührt geblieben sein 
sollten, entbehrt der Wahrscheinlichkeit. Diese missionierende Tätig- 
keit beschränkte sich nicht auf Severin allein. Ein grosser Teil der 
katholischen Noriker, nämlich die cives oppidi Lauriaci et superiorum 
transfugae castellorum’, welche vom Rugenkönig gezwungen worden 
waren, sich innerhalb seines Landes niederzulassen 64), waren natur- 
gemäss zu dieser Tätigkeit gedrängt. Die Anwesenheit von Anhängern 
kathol. Bekenntnisses im Rugiland musste auch hier ihre Früchte tragen. 

Auch nach dem Tode Severins blieb Norikum ein christliches 
und katholisches Land, und das grosse Werk, das Severin geschaffen, 
sank nicht mit seinem Schöpfer ins Grab, auch dann noch nicht, 
als Odoaker im Jahre 488 diese Provinz aufgab, seine Truppen 
wegzog und die römischen Provinzialen in Italien ansiedelte Die 
einheimische Bevölkerung blieb jedoch im Lande$5) und hing ihrem 


Mönchen c. 22. p. 31. Kloster zu Bojotro c. 16. p. 27 eine gottgeweihte Jang- 
frau. — Die Wirksamkeit Severins und die Zustände Norikums bespricht ein- 
gehend: Huber, Gesehichte der Verbreitung des Christentums. Salzburg, 1871. 
I. S. 329—401. 

60) ibidem c. 17. 18. p. p 28 sq. 

61) Paul. Diac. l. c. I. 19. p. 57. 

62) Eugippius, Vita Severini. c. 6. p. 11: multi Christi militem videre 
cupiebant. 

63) z. B. der Alamannenkönig Gibuld ibidem c. 19. p. 17, der ihn 
summa reverentia diligebat. 

64) ibid. c. 30. 31. c. 22 sq. Giück, Die Bistümer Norikums. Wien, 1855. S. 74. 

65) Dies erhellt aus einem Befehl Theodorich des Grossen an die Noriker. 
Cussiodorus Variae, Mon. Germ. hist. Auct. ant. XII. Berlin, 1894. III. 50 
p. 104 f. — Ritter, Das Leben des hl. Severin. Linz, 1353. S. 123. — Pall- 
mann à. à. O. II. S. 412. N. 4. — Friedrich, Kirchengeschichte Deutschlands. 
Bamberg, 1867. I. S. 351. — Huber, Geschichte Ovs'erreichs. Gotha, 1885. I. 
S. 44. — v. Koch-Slernfeld, Das Königreich der Langobarden in Italien. 
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katholischen Bekenntnis treu an. Eine Stütze hierbei fanden sie in 
ihren Bischöfen, deren Sitze fortbestehen blieben 66) Dies erhellt 
aus einem Schreiben der istrischen Bischöfe an den Kaiser Mauritius 
vom Jahre 59167), Auch die „mehr, als verdächtigen“ 68) Akten 
des Konzils von Grado vom Jahre 579 tragen an vierter Stelle die 
Unterschrift eines Bischofs Leonianus von Tiburnia 69). Der Fälscher 
der Akten musste also auch von dem Fortbestehen dieses Bischofs- 
sitzes überzeugt sein, weil sein Werk sonst sofort Verdacht erweckt 
hätte. Bestanden also die Bischofssitze noch fort, so konnte das 
rege religiöse Leben im Verlaufe von 6 Jahren gleichfalls noch nicht 
abgestorben sein, und als nun im Jahre 488 die heidnischen Lango- 
barden nach Rugiland kommen, da stand jenseits der Donau der 
katholische Glaube noch in Blüte, der auch in diesem Falle seine 
Expansivkraft nicht verleugnete. Die Zeit der Ruhe und des Frie- 
dens während des etwa 15jihrigen Aufenthaltes der Langobarden 
in Rugiland liess auch den Einfluss der Nachbarschaft in religiöser 
Beziehung zur Geltung kommen, da bald ein reger Verkehr zwischen 
beiden Völkern sich entwickeln musste, wie wir es mit vollster Be- 
rechtigung auch annehmen kónnen??) Der Wirksamkeit des Klerus 
von Norikum ist es also zuzuschreiben, wenn die Langobarden, wie 
sich bereits ergeben hat, im Rugiland zum Christentum in der Form 
des katholischen Bekenntnisses übergetreten sind 71), 

4. Wie grosse Verbreitung der Katholizismus unter den Lango- 
barden in Rugiland gefunden hat, lässt sich bei der Mangel- 


München, 1839. S. 46. n. 2. — Jung, Die romanischen Landschaften. Innsbruck, 
1851. S. 450. — Hartmann, Ueber die Ursache des Unterganges des rómi- 
schen Reiches. Archiv f. soz. Gesetzgebung Il. Tübingen, 1859. S. 495. — 
Hauck a. a. O. I. S. 352 f. 

66) Friedrich a. a. O. I S. 346. — Rettberg, Kirchengeschichte Deutsch- 
lands. Göttingen, 1846. I. S. 222. — Pallmann a. a. O. Il. S. 406. 

67) Neu ediert in der Ausgabe der Briefe Gregors des Grossen: Mon. Germ. 
hist. Greg. M. Ep. I. 168 p. 20. — Hauck a. a. O. I. S. 93. 323. 353. 

68) Hefele. Conciliengeschichte II. S. 917. 

69) Troya, Codice diplomatico Longobardo 1. Nr. VII. p. 16. — Tiburnia 
hatte einen weit ausgedehnten Bischofssprengel. Glärk a. a. O. S. 141. 

70) Denn als Alboin nach Italien zog, dienten in seinem Heere auch 
Noriker Paul. Diac. l. c. II. 26. 26. p. 87. 

11) Im Jahre 1663 fand man in Wien das Grab und eine einer vor- 
nehmen, in der Schwangerschaft gestorbenen Frau mitgegebene Amulettin- 
schrift. v. Karajan (»Ueber eine bisher unerklärte Inschrift«) entzilferte die, 
wie er erkannte, gotischen Schriftzeichen. Die Inschrift lautet in Uebersetzung : 
»Rette, o Gott! Hingeopfert ist Daswina, die der üble Satan bedrohte, als sie 
zur Frucht bereit war, Du, vor dem des Volkes Knie gebogen sind«. (S. 220). 
Wegen der Unbestimmtheit des Ausdruckes, sowie wegen der Unmöglichkeit, 
eine genaue, einwandsfreie Datierung zu geben, ist diese Inschrift für unsere 
Untersuchung von keiner Bedeutung, wenn sie auch H#üdinger a. a. 0. S. 55 
N. 4 entweder Ostgoten, oder Rugen, oder Langobarden zuschreiben will. 
Für nicht augängig ist es auch zu erachten, aus der Inschrift mit Büdinger 
herauszulesen, dass das Christentum des Volkes, welchem Daswina angehörte, 
von gotischen Lelrern begründet sei. 
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haftigkeit der Quellen nicht feststellen. Wenn aber Prokop angibt, 
dass die Langobarden im Jahre 505 bereits Christen waren, so ist 
durch die Form dieser Mitteilung der Annahine eines nur sporadi- 
schen Auftretens des Christentums unter ihnen der Boden entzogen, 
wenngleich wir auch nicht gehalten sind, diese Angabe vom ge- 
samten Volke ohne Ausnahme zu verstehen. Dass das königliche 
Haus den Glauben an Christum angenommen hat, lässt sich wohl nicht 
mit Sicherheit sagen. Die verwandtschaftlichen Beziehungen, welche 
unter König Waccho mit dem Hause der Merowinger sich knüpften, 
deuten darauf hin, dass die Herrscher damals nicht mehr Heiden 
waren 2), Waccho war dreimal verheiratet. Seine erste Gemahlin 
war Ranigunde, die Tochter des Königs der Turinger, die zweite 
Ostrikusa, die Tochter eines Gepidenkönigs, die dritte Salinga, die 
Tochter eines Herulerkônigs 73). Von seiner zweiten Gemahlin hatte 
Waccho zwei Töchter, Wisigarda und Walderada, welche beide um 
das Jahr 53374) mit fräukischen Prinzen, die bald darauf die 
Königskrone trugen, vermählt wurden. Wisigarda heiratete Theode- 
bert (534—548), Walderada den Theodebald (548—555)7). Als 
letzterer gestorben war, nahm König Chlothar dessen Witwe zur 
Frau, musste sich aber auf Drängen der Geistlichkeit, wie Gregor 
von Tours berichtet?9), von ihr trennen und gab sie dem Baiern- 
herzog Garibald zur Frau. Aus dieser Ehe stammte die spätere 
Langobardenkünigin Theodelinde. Jene beiden langobardischen Prin- 
zessinnen waren also sicherlich katholischen Bekenntnisses; ob sie 
dies aber schon vor ihrer Heirat waren, lässt sich höchstens ver- 
muten. Nur so viel ist sicher, dass hierdurch die Keuntnis des 
Christentums und seiner Lehren auch am königlichen Hofe sich 
immer mehr verbreiten musste 77). Eine allgemeine Verbreitung des 
Christentums begünstigte die geringe Grösse des Langobardenvolkes. 
Schon Tacitus schreibt: „Langobardos paucitas nobilitat* 78). Ausser- 
12) Abel a. a. O. S. 241. 
73) Paul. Diac. l. c. I. 21. p. 60. 


74) Schmidt a. a. 0. S. 57. N. 2. 

75) Paul. Diac. 1. c. I. 22. p. 60. — Greg. Tur. Historia Francorum 
III. 20. p. 130. 

76) Greg. Tur. l. c. IV. 9. p. 146. 

77) Leo, Geschichte der italienischen Staaten I. S. 63: »Schon unter 
diesen Kónigen fing das Christentum an, sich unter den Langobarden zu ver- 
breiten, obwohl nur in roher Gestalt . , .« — Mit diesen Prinzessinnen ist 
wohl auch ein grósseres langobardisches Gefolge nach dem Frankenlande ge- 
kommen. Diesem dürfte auch der in der Diözese Trier ansässige Einsiedler 
Wulflaich entstammen, der nach Gregor von Tours (hist. Franc. VIII. 15. 
p. 333 sq.) Langobarde war. 

78) Tacitus, Germania c. 40. p. 72. Wenn Wislicenus, Geschichte der 
Elbgermanen, Halle 1868, S. 47 meint, dass dies lediglich zur Hervorhebung 
ihrer Tapferkeit dienen soll, so übersieht er die im folgenden angeführten Stellen. 
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dem verliess nur ein geringer Teil der Bevölkerung ihre Sitze, 
nämlich „nur der dritte Teil der Bevölkerung einer nicht gerade 
sehr grossen Insel* 7%). Auch späterhin änderte sich dieses nicht, 
sodass sie gezwungen waren, Sklaven freizulassen, um durch sie ihre 
Kriegsmannschaften zu verstärken 8°). So tritt uns auch in Rugiland 
das Langobardenvolk als ein kleines Volk entgegen, was einerseits 
einer allgemeineren Verbreitung des katholischen Bekenntnisses unter 
ihnen zu gute kam, andererseits aber den Bestand desselben wieder 
gefährden musste, als das Volk sich nun aus den unterworfenen 
arianischen Völkerschaften verstärkte 81), sodass allmählich und un- 
vermerkt auch das arianische Bekenntnis zur Geltung kam. Als 
aber Auduin im Jahre 548 in der oben angeführten Unterredung 
mit Kaiser Justinian sein Volk als katholisches hinstellte, so mag 
zwar das arianische Element durch die Einreihung von Heruleru, 
Gepiden und von Angehörigen anderer Stämme im langobardischen 
Heere seine Verbreitung gehabt haben, das Volk konnte dem Kaiser 
gegenüber noch als orthodox gelten. Ob Auduin selbst es war, wird 
sich vielleicht nicht mit apodiktischer Gewissheit sagen lassen 82). 

Auch in den ersten Jahren der Regierungszeit des Sohnes 
Auduins, unter Alboin, behält der katholische Glaube in der katho- 
lischen Königin Chlodosvinde, der Gemahlin desselben, eine gewisse 
Stütze, obwohl die Anhänger des arianischen Bekenntnisses sich 
mehren und eine ausgedehnte Tätigkeit entfalten. Hierüber besitzen 
wir eine wichtige Nachricht in dem noch niemals eingehender be- 
handelten Briefe des Bischofs Nicetius von Trier an die Langobarden- 
königin Chlodosvinde, welcher wegen seines wichtigen Inhaltes und 
seiner weittragenden Konsequenzen einer genauen Untersuchung unter- 
zogen werden muss. 


8 2. 


Der Brief des Bischofs Nicetius von Trier an die Königin der 
Langobarden, Chlodosvinde, und die Stellung Alboins zum Arianismus. 


Zunächst müssen die formellen Fragen über Abfassungszeit und 
Authentie erledigt werden; im zweiten Punkt gelangt dann der ma- 
terielle Inhalt zur Behandlung. 


79) Paul. Diac. 1. c. I. c. 7. p. 52. Vergl. hierzu Dahn, Urgeschichte 
der germanischen und romanischen Völker. Berlin, 1889. IV. S. 192. 

80) Paul. Diac. l. c. I. 13. p. 54. 

81) Paul. Diac. l. c. I. 20. p. 59: Iam hinc Langobardi ditiores effecti, 
aucto de diversis gentibus, quas superaverant, exercitu, ultro coeperunt bella 
expetere . . 

82) Dies tut Mascou, Geschichte der Teutschen XLIIT.-5. S. 135. 
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Der Brief des hl. Nicetius ist our in einer Handschrift auf 
uns gekommen, welche sich jetzt in der Vatikanischen Bibliothek 
befindet = Palatinus 8691). Dieselbe besteht aus 69 Blättern aus 
dem 9., 10. und 11. oder 12. Jahrhundert, welche im 15. Jahr- 
hundert die Überschrift erhielten: Codex sancti Nazarii requiescentis 
in monasterio Laurissensi. Der erste Teil, bestehend aus den ersten 
dreissig Blättern, enthält „S. Remigii et aliorum Epistolae“, der 
zweite Teil die Briefe des Seneka und der dritte die Pharsalia des 
Lukan. 

Die Epistolae Austrasicae, wie in der neuesten Ausgabe der 
erste Teil dieses Kodex bezeichnet wird, welche an achter Stelle den 
Brief des Nicetius enthalten, sind nach Gundlachs Ansicht?) im 
Jahre 585 gesammelt worden. Der Zweck dieser Briefsammlung 
war „die Herstellung eines für den Unterricht in der ars dictandi 
brauchbaren Vorbildes*. Die auf uns gekommene Handschrift ist 
im 9. Jahrhundert geschrieben und nicht lange darauf von einer 
zweiten Hand und im 11. Jahrhundert von einem zweiten Korrektor 
überarbeitet worden, hauptsächlich in der Absicht, die dem mero- 
wingischen Zeitalter eigene Form wiederherzustellen. Dass hierdurch 
aber die Sicherheit der Lesart sehr leidet, ist klar. 


Die ganze Briefsammlung gab zum erstenmale Freher heraus. 
Diese erste Ausgabe verglichen Ludwig Bethmann und Paul Ewald 
mit der Handschrift selbst; auf ihrer Kollation beruht die Ausgabe 
der Monumenta Germaniae historica, welche sich das Ziel steckte, mög- 
lichst die ursprüngliche Form wiederherzustellen. Alle früheren Drucke 
fussen auf der Ausgabe Frehers. Von unserem Briefe, welcher 
häufiger ediert wurde, gibt es folgende Ausgaben: 


1. Freher, Corpus Francicae historiae veteris et sincerae. 
Hanoviae 1613. p. 189—192. 
| 2. Sirmond, Concilia antiqua Galliae Tom I. Lutetiae Pari- 
siorum 1629. p. 322—324. 

3. Duchesne, Historiae Francorum scriptores coaetanei. Tom I. 
Parisiis 1636. p. 853—855. 

4. Cointius, Annales ecclesiastici Francorum. Tom. U, Parisiis, 
1666. p. 25 sq. 

5. Labbeus et Cossartius, Sacrosancta concilia ad regiam edi- 
tionem exacta. Tom.V. Lutetiae Parisiorum 1671. p. 838—836. 


1) Mon. Germ. hist. Epist. IIT. p. 110. Bibliotheca Apostolica Va- 
ticana, Codices Palatini latini. Rom. 1886. P. 308 sq. 

2) Gundlach, Die Sammlung der Epistolae Austrasicae. N. A. XIII. 
Hannover, 1888.S. 365 —387. 
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6. Bouquet, Receuil des histoires des Gaules et de la France. 
Tom. IV. Paris 1741. p. 76 sq. 

7. Hontheim, Historia Trevirensis diplomatica. Tom.I. Tre- 
virae 1750. p. 51 sq. 

8. Mansi, Conciliorum collectio amplissima. Tom. IX. Floren- 
tiae 1763. p. 769 sq. 

9. Gallandius, Bibliotheca veterum Patrum antiquorum que 
scriptorum ecclesiasticorum. Tom. XIL Venetiis, 1778. p. 776—777. 

10. Monumenta Germaniae historica. Epistolarum Tom. IL 
Fipistolae Merowingici et Karolini aevi I. Berolini 1892. p. 119 
bis 122. 

Ausserdem findet sich der Brief im Auszuge wiedergegeben 
im Anhang zu den Werken Gregors von Tours in der Ausgabe der 
Mauriner: Gregorii episcopi Turonensis opera omnia, opera et studio 
Domini Ruinart e congregatione sancti Mauri. Lutetiae Parisiorum 
1699. col. 1338—1340, abgedruckt bei Migne, Patrologiae cursus 
completus, Series latina. Tom. 71. Paris, 1867. col. 1166 —1168. 


I 
Abfassungsseit und Authentie. 


1. Über den Verfasser des Briefes besitzen wir eine Biographie 
von Gregor von Tours, dessen Nachrichten nach seiner eigenen An- 
gabe auf Aridius, Abt von Limoges, einen Schüler des Nicetius 
zurückgehen 1). Danach kam Nicetius, von frommen Eltern erzogen, 
frühzeitig in ein Kloster und zeichnete sich hier so aus, dass er 
nach dem Tode des Abtes an seine Stelle gewählt wurde. Der 
Frankenkönig Theodorich I. hielt ihn sehr hoch?), und als Aprun- 
kulus, Bischof von Trier, starb, bestimmte ihn der König zum 
Bischof und lehnte die Bestätigung des Gallus, der von den 
Klerikern der Stadt gewählt war, mit dem Bemerken ab, er habe 
diesen für eine andere Stelle in Aussicht genommen?) Nach er- 
haltener Zustimmung des Volkes zog Nicetius nach Trier mit kónig- 
lichem Gefolge. Hierbei spielte sich folgende Szene ab: Auf der 
letzten Rast vor der Stadt trieb das Gefolge die Pferde in die 
Saaten der Armen, um sie dort weiden zu lassen. Dem widersetzte 
sich sofort der designierte Bischof, drohte sogar mit Exkommunikation 
und trieb, als auch dieses nichts fruchtete, selbst die Pferde aus 


1) Greg. Tur. Vitae Patrum. c. XVII. p. 727. 
3 ord Tur. 1. c. XVII. 1. p. 728. 
Greg. Tur. 1. c. c. VI. 3. p. 682. 
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den Saaten. Hierbei sprach er folgende Worte, die gleichsam sein 
Programm für seine segensreiche Wirksamkeit bilden: Vere dico vobis, 
quia distinavit rex, ut me evulsum a monasterio huic oneri conse- 
crari iuberet. Fiet quidem voluntas Dei; nam regis voluntas in 
omnibus malis non adimplebitur4). „Aus dem bischöflichen Wirken 
unseres Nicetius wird namentlich seine kirchliche Beredsamkeit 5), 
die Heiligkeit seines Lebens, seine Wundergabe 6), seine Wissenschaft, 
sein Lehrgeschick und seine Mildtatigkeit?) gegen Arme hervorge- 
hoben“ ®). Gross waren auch seine Verdienste um die Wiedererbauung 
des Domes und anderer Kirchen?), Sein Freimut, den er bereits 
bei Beginn seiner Regierung bewiesen hatte, offenbarte sich auch 
gegenüber den Königen, so gegen Theodebert, wie gegen Chlothar I., 
den er des öfteren wegen seiner Ungerechtigkeiten und Sünden 
exkommunizierte 10), Deshalb wurde er verbannt, aber nach dem 
Tode Chlothars, der im Jahre 561 erfolgte, von dessen Nachfolger 
Sigibert wieder zurückgerufen!!) Er beteiligte sich auch vielfach 
an den Synoden: zu Clermont 535, auf dem 5. Konzil zu Orleans 549, 
auf der zweiten Synode zu Clermont 550 und im Jahre 551 zu 
Paris; ausserdem präsidierte er einem Kapitel, welches um das Jahr 
550 zu Toul stattfand 12), 

Ausser dem Briefe an Chlodosvinde schrieb Nicetius noch 
einen eindringlichen, ja geradezu schroffen Brief an Kaiser Justinian 
im Jahre 565 19), worin er diesen inständigst bittet, von der Sekte 
des Nestorius und Eutyches abzulassen. Auch sonstige schrift- 
stellerische Arbeiten werden dem Bischofe zugeschrieben: „De vigiliis 
servorum Dei“ und „De psalmodio bono"). Manchen gilt er, 
mit Unrecht jedoch, als der Verfasser des Hymnus: Te Deum 
laudamus 15), 

Wann Nicetius gestorben ist, gibt seine Vita nicht an. Doch 
muss er noch im Jahre 565, in welchem er den Brief an Justinian 


4) Greg. Tur. l. c. XVII. c. 1. p. 729. 

5) Greg. Tur. Le XVII. c. 2. p. 730. — historia Franc. X. 29. p. 440. 

6) Greg. Tur. Vitae XVII. c. 3. 4. 5. p. 730 sq. 

7) Greg. Tur. Gloria Conf. c. 29. p. 807. 

8) Kayser, Ueber das Leben und die Schriften des hl. Nicetius. Trier, 
1872. S. 6. 

9) Venantius Fortunatus Carm. III. 11. p. 63 sq. 

10) Greg. Tur. Vitae XVII. c. 2. p. 729 sq. 

11) Greg. Tur. Le XVII. c. 8. p. 730. 

12) Hefele Conciliengeschichte IT. S. 761. IIT. S. 1. 5. 6. 7. 

13) Mon. Germ. hist. Epist. III. p. 118 sq. 

14) Migne, Patrologiae cursus compl. Ser. lat. Tom. 68. col. 365—375. 

15) Rettberg a. a. O. I. S. 464. — Friedrich a. a. O. H. S. 190. Nr. 400. 
— Kayser a. a. O. S. 16 ff. Dagegen: Bardenhewer, Patrologie. 2. Aufl. 
Freiburg, 1901. S. 339 uud die dortigen Literaturnachweise. 
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schrieb, gelebt haben. Dio gewöhnliche Ansicht geht dahin, dass 
er bald darauf um das Jahr 566 starb 1°). 

2. Was den Adressaten des Briefes betrifft, so ist das Schreiben 
an die Gemahlin des Langobardenkónigs Alboin, an Chlodosvinde 
gerichtet, welche eine Tochter des Frankenkónigs Chlothars I. war 17). 
Nach Paulus Diakonus!®) ist die Heirat vor dem Tode König Chlo- 
thars, welcher im J. 561 starb !9), erfolgt. Wahrscheinlich fällt sie in 
die Zeit der Verbannung des Nicetius. Näher lässt sich das Datum 
nicht bestimmen. Aus dieser Ehe Alboins mit Chlodosvinde ent- 
spross nur eine Tochter, Albisuinda mit Namen 0). 

Von grosser Wichtigkeit für die Datierung des Briefes ist das 
Todesjabr der Chlodosvinde. Sie muss bereits vor dem Einzug der 
Langobarden nach Italien, also vor 568 gestorben sein. Es über- 
liefert nämlich Paulus Diakonus in dem eben zitierten Kapitel nach 
der Darstellung der Entscheidungsschlacht im Kriege zwischen den 
Gepiden und den Langobarden, welche im Jahre 567 geliefert 
wurde?!) dass Alboin die Tochter des Gepidenkönigs Kunimund ge- 
fangen nahm und sie, da Chlodosvinde gestorben war, heiratete 22). 
Vollständig mit dieser Angabe stimmt überein die Origo 23) und das 
Chronicon Gothanum ?*). Diese langobardischen Quellen datieren die 
Wiederverheiratung Alboins vor dem Einzug in Italien, also vor 
568, und den Tod der Chlodosvinde vor der Entscheidungsschlacht 
im Gepidenkriege, vor 567 25). 

In scheinbarem Widerspruch hierzu steht Gregor von Tours, 
welcher den Einfall der Langobarden in Italien erzählt und daun 


16) Mabillon, Acta Sanctorum. I. p. 194 n. a. — Rettberg a. a. O. I. 
S. 464. — Friedrich a. a. O. I. S. 191. — Mundernach, Die Schriften des 
hl. Nicetius. Mainz, 1850. S. 11. — de Lorensi, D. hl. Nicetius S. 269. Die 
Angabe in Hergenröthers Kirchengeschichte. Freiburg, 1884. I. S. 677? näm- 
lich das Jahr 556 ist wohl nur ein Druckfehler, der aber trotz dessen in 
der 4. Aufl. Freiburg, 1902. I. S. 681 sich wiederfindet. 

17) Greg. Tur. hist. Franc. IV. 3. p. p. 142 sq. Sie hatte 7 Brüder, 
von denen aber nur 4 den Vater überlebten. 

18) Paul. Diac. I. c. I. 27. p. 69: Qui (Alboin) cum fainosissimum et 
viribus clarum ubique nomen haberet, Chlotarius rex Francorum Chlotsuindam 
ei suam filiam in matrimonio sociavit. 

19) Schmidt &. a. O. S. 62 N. 4. 

"e Paul. Diac. 1. c. I. 27. p. 69. — Origo c. 5. p. 4. — Chron. Goth. 


dn Bethmunn in n. 3 zu Paulus Diaconus Stelle. 

22) Paul. Diac. l. c. I. 27. p. 69: Cuius filiam nomine Rosimundam, 
cum magna simul multitudine diversi sexus et aetatis duxit captivam; quam, 
quia Chlotsuinda obierat, in suam, ut post patuit, perniciem duxit uxorem. 

23) Origo c. 5. p.4: Tulit Alboin uxore Rosemunda . . .., quia iam 
ES fuerat uxor ipsius Flutsuinda. 
24) Chron. Goth. c. 5. p. 9: Tunc tulit Alboin uxorem Rosemoniam . .. 
Ante habuit mulierem nomine Ludusenda. 
25) Zanetti, Del regno de’ Longobardi in Italia. Venedig, 1753., p. 60. X. 
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fortfährt: Mortua autem Chlodosvinda uxore Alboeni, aliam duxit 
coniugem, cuius patrem ante paucum tempus interfecerat *). Hier- 
nach bat es den Anschein, als sei Chlodosvinde erst in Italien ge- 
storben. Doch ist in diesem Falle den langobardischen Quellen der 
Vorzug zu geben. Denn Paulus Diakonus, der Gregor von Tours 
benutzte 27), verlegt den Tod der Königin trotz dessen vor das Jahr 
567. Ihm standen noch andere Quellen zur Verfügung, wie die 
Langobardengeschichte des Sekundus 22), die er eifrig benutzte 29), 
während Gregor von Tours in vielfacher Beziehung ungenau unter- 
richtet ist. 

So weiss er von dem Kriege der Langobarden gegen die 
Gepiden auch nicht das geringste, weiss auch nicht, dass Alboins 
zweite Gemahlin die Tochter des Gepidenkönigs Kunimund ist, kennt 
auch deren Namen nicht einmal. Auch über den Tod Alboins ist 
er falsch unterrichtet, da er meldet, er sei durch Gift umgebracht 
worden. Dass aber Paulus Diakonus in den allgemeinen Zügen den 
Hergang richtig erzählt, lässt sich aus den zeitlich nahestehenden 
Schriftstellern, Marius von Avenches und dem Chronisten vom Jahre 
641 ersehen 3°). Hierdurch zeigt Gregor deutlich, dass seine Quellen, 
aus denen er geschöpft hat, trübe oder wenigstens ungenau sind. 
Ausserdem steht er auch nicht in direktem Widerspruch zu Paulus, 
indem er ja nicht hinzusetzt, dass die Heirat erst in Italien erfolgt 
ist; im Gegenteil zeigt seine Bemerkung: „deren Vater er kurz 
vorher (ante paucum tempus) getötet hatte“, dass seine Quelle den 
Vorgang wahrscheinlich richtig erzählte, dass er selbst aber dadurch, 
dass er bei der Darstellung des Todes die Ermordung Kunimunds 
und die Heirat erst als Motiv derselben der Erwähnung würdigt, 
das wahre Bild verzerrte. 

Zu berücksichtigen sind auch hierbei die byzantinischen Schrift- 
steller, so Theophylakt, welcher die Angabe des Paulus voll und 
ganz bestätigt. Derselbe berichtet nämlich 31), dass Alboin den An- 
lass zum Kriege gegeben hat, dadurch, dass er, von Liebe zu Rosa- 
munde entbrannt, dieselbe ihrem Vater raubte. Indirekt wird diese 
Angabe dadurch bestätigt, dass Menander Protektor und der 


26) Greg. Tur. 1. c. IV. 41. p. 175. 

27) Nach seiner eigenen Angabe; siehe Paul. Diac. 1. c. III. 29. p. 108. 

28) Paul. Diac. Le III. 29. p. 108. — IV. 40. p. 138. 

29) Siehe Jacobi, Quellen d. Láugcbérdengaschichté des Paulus Dia- 
konus. S. 63—80. 

80) Marius Aventicensis Chronicon. Migne, Ser. lat. We col. 800. — 
Continuator Prosperi Havniensis ed. Hille. Berlin, 1866. p 

81) Theophylactus Simocatta, Historiarum libri E gege 1834. 
VI. 10. p. 261 sq. 
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Chronist vom Jahre 641?) erkennen lassen, dass tatsächlich Alboin 
den Anlass zum Kriege gegeben hat. Nach diesen, von den anderen 
ganz unabhängigen Quellen muss der Tod der Chlodosvinde einige Zeit 
vor dem Jahre 566 erfolgt sein, weil die erste Schlacht im Gepiden- 
kriege bereits in diesem Jahre geliefert wurde 33). Zurückzuweisen 
aber ist die Annahme von Groh 3), welcher zwar auch daran fest- 
hält, dass Alboin die Rosamunde 567 nach dem Tode der Chlodos- 
vinde zu seiner Gemahlin machte, jedoch behauptet, Alboin habe 
sie vorher bereits zu seinem Kebsweibe erniedrigt. Daher resultiere 
der tödliche Hass und die Rachsucht der Rosamunde, weil ein Weib 
eine solche Beleidigung nie vergesse®). Mit dieser letzten Be- 
mierkung verfällt er in denselben Fehler, den er S. 20 an Weise 
rügt, dass er nämlich „die Charaktere der Menschen und ihre Motive 
nicht aus ihrer Zeit, sondern aus der seinigen erklärt“. Die An- 
nahme jedoch, Rosamunde sei vorher neben Chlodosvinde Alboins 
Kebsweib gewesen, lässt sich aus Theophylakt nicht im geringsten 
stützen und widerspricht auch den Charakteren Alboins und Chlodos- 
vindens, wie sie uns in unserem Briefe entgegentreten. Zum Über- 
fluss spricht auch noch der Chronist vom Jahre 641 ganz deutlich 
aus, dass Chlodosvinde bereits in Pannonien starb 36), 

Auf Grund einer eingehenden Würdigung aller Quellen ist es 
vollständig sichergestellt, dass der Tod der Chlodosvinde noch in 
Pannonien vor dem Jahre 567, wahrscheinlich schon vor 566 einge- 
treten ist?”), König Alboins Tochter aus erster Ehe, Albisuinda, 
zog mit nach Italien und wurde nach König Alboins Ermordung 
von Rosamunda nach Ravenna gebracht, von wo sie der Statthalter 
Longinus nach Konstantinopel schickte 38), 

3. Wann ist der Brief geschrieben? — Freher, der erste 
Herausgeber desselben, verzichtete auf eine Datierung. Sirmond 
setzte ihn schablonenhaft in die Mitte zwischen 561 und 568, also 
in das Jahr 565. Duchesne, Cointius, Mansi, Gallandius, Bouquet, 


32) Menander Protector, Excerpta de legationibus Migne. c. 11. col. 811: 
Gti 'AXBoUto; ó tiv Aoyy:Bapdwy uévaoyos, où vào am areAryev N zpos Kovmoëvüov 
aneydera, AAA èx navros; tp6rou mero Ociv xataotpetaoda thy t&v l'nraièev érexpaterav ... 
— Cont. Prosp. Havn. p. 34: Qui (Alboenus) cum Gebedorum regem Cunemun- 
dum,..... cum quo tunc praelium ob praecedentium jurgiorum fomenta inierat .... 
83) Ueber die verschiedenen Schlachten im Gepidenkriege siehe Türk 


. O S. 88-42. 

34) Groh, Die Kämpfe mit den Avaren und Gepiden. Halle, 1889. S. 17. 

35) Groh a. a. O. S. 15. 

36) Contin. Prosp. Havn. p. 34: Qui (Alboenus) cum Gebodorum regem 
Cunemundum devicisset filiamque eius sibi in matrimonio copulasset . . . Italiam 
intravit. 

a Vergl. Weise a. a. O. S. 27 N. 108. 
38) Paul. Diac. 1. c. H. 29. 30. p. 89. 
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-Hontheim geben, teilweise durch eine Verwechslung der Sirmond- 
schen Datierung veranlasst, als Abfassungszeit circa 563 an. Dieser 
Ansicht folgen noch eine grössere Reihe von Historikern 39). Labbeus 
gibt in seiner Ausgabe die Datierung Sirmonds wieder. Die Aus- 
gabe in den Monumenta Germaniae lässt es zweifelhaft, ob er vor 
568 geschrieben ist. 

Da es nach den eben angeführten Beweisstellen historisch sicher 
ist, dass Chlodosvinde bereits vor dem Jahre 567, wahrscheinlich 
sogar bereits vor 566 gestorben ist, so muss der Brief bereits vor 
dieser Zeit geschrieben sein. Innere Uründe, namentlich der Ton 
und die Färbung des Briefes, lassen es noch dazu als vollständig 
unmöglich erscheinen, den Brief nach 568, also nach der Einwan- 
derung in Italien zu setzen, weil damals die Langobarden und ihr 
König Alboin bereits in schroffen Gegensatz zum Katholizismus ge- 
treten. Daher hätte sich in diesem Falle Nicetius einer anderen 
Sprache bedient, um so mehr, als seine Verbindungen auch nach 
Italien reichten, wie sein Briefwechsel mit dem Bischof Rufus von 
Turin und mit Abt Florian vom Kloster Romenus in der Diözese Mai- 
laud beweist +°). Der terminus ad quem ist also das Jahr 567 oder 566. 

Aber auch vor dem Jahre 561 kann der Brief nicht geschrieben 
sein, da Nicetius damals in der Verbannung lebte, also die am An- 
fang des Briefes erwähnte Gesandtschaft der Chlodosvinde nicht 
hätte sehen können. Ausserdem nennt Nicetius in dem Brief die 
Brüder der Chlodosvinde Fraucorum reges, was sie vor 561 noch 
nicht waren, da bis dahin noch Chlothar regierte, und erst nach 
seinem Tode seine vier Söhne sich in die Herrschaft über das Franken- 
reich teilten. Der terminus a quo ist sonach das Jahr 561. 

Ein weiterer Aufschluss über die Abfassungszeit des Briefes 
lässt sich aus einem argumentum a silentio finden. Wie oben be- 
reits erwähnt, hatte Chlodosvinde eine Tochter Albisuinda. In dem 
Briefe geschieht derselben keinerlei Erwähnung oder Andeutung. 
Dennoch musste es für die religiöse Stellung Alboins einerseits, 
welche der Brief behandelt, charakteristisch, andererseits für die 
Zukunft des Langobardenvolkes in religiöser Beziehung von grosser 

39) Muratori, Geschichte von Italien III. zum Jahre 563. S. 517. — 
Pagi Critica in Annales Baronii II. p. 632. VI. — Fleury, histoire ecclesia- 
stique VII. p. 526. Histoire litteraire de la France III. p. 295. Mander- 
nach a. a. O. S. 13. — Kayser a. a. O. S. 19. — Sauerland, D. h. Nicetius 
S. 90 datiert um das Jahr 560 oder 561. — de Lorensi, Zur Literaturge- 
schichte des Erzstiftes Trier S. 305 gibt an ca. 962. Damberger, Synchroni- 
stische Geschichte I. S. 215 datiert ohne Angabe der Gründe (566—572 ?), ob- 
wohl er in seiner »Kritik« S. 102 den Nicetius um 566 oder etwas später 


sterben lässt. 
40) Mon. Germ. hist. Ep. III. — 111.5. 6. p. 116-sqq. — III. 21. p. 133 sq. 
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Bedeutung sein, welchem Bekenntnis die Kinder des Königshauses 
folgten 41), ähnlich wie vier Jahrzehnte später, als der Sohn und 
die Tochter des arianischen Königs Agilulf und der katholischen 
Theodelinde im katholischen Bekenntnis getauft wurden. Man ist 
also zu der Annahme berechtigt, dass Chlodosvinde zur Zeit der 
Abfassung des Briefes noch nicht Mutter war. Dies würde die Zeit, 
in welcher der Brief abgefasst ist, noch etwas hinaufrücken. 

Diesem Zeitpunkt entgegen kommt man, wenn man den ver- 
mutlichen Zweck der Gesandtschaft in Erwägung zieht. Bei der 
grossen Entfernung zwischen Pannonien, wo die Langobarden damals 
weilten, und dem Frankenlande ist eine Gesandtschaft, welche die 
Gebiete teilweise noch nicht sesshaft gewordener Völkerschaften und 
die Länder kriegführender Nationen durchziehen musste, nur durch 
eine grosse Staatsaktion denkbar und gerechtfertigt. Als eine solche 
stellt sich aber in der in Frage kommenden Zeit einzig und allein 
der Regierungswechsel im fränkischen Königshause, der allerdings 
kurze Bruderkrieg sowie die Teilung des soeben erst wieder geeinten 
Reiches dar 4°). Chlodosvinde schickte also die Gesandtschaft offenbar 
nach dem Tode Clothars I., ihres Vaters, also im Jahre 561 oder 
im folgenden 43). Der Tod ihres Vaters und der Regierungsantritt 
ihrer vier Brüder rechtfertigt vollauf diese Gesandtschatt der Chlo- 
dosvinde. Hiernach würde die Abfassungszeit wohl um das Jahr 
563 anzusetzen sein. 

Die Abfassungszeit des Briefes fällt also bestimmt in die 
Jahre von 561 bis spätestens 567 oder 566. Alle Anzeichen aber 
sprechen dafür, dass er um das Jahr 563 geschrieben ist. 

4. Was die Echtheit des Briefes anlaugt, so hat ihn, so viel 
mir bekannt, nur Hartmann als „nicht ganz unverdächtig* be- 
zeichnet 44). Da er nicht die bereits 1892 erschienene Ausgabe der 
Monumenta Germaniae historica zitiert, sondern die Bouquetsche, 
so liegt vielleicht hierin der Grund des Zweifels an der Echtheit. 
Es könnte einen solchen aber etwa nur der Umstand abgeben, dass 
bei Bouquet #5) hervorgehoben wird, dass Chlodwig nicht in Tours, 
sondern Rheims getauft wurde.  Nicetius gebe Tours an. Bouquet 
weist an dieser Stelle hin auf den Erklärungsversuch eines Abtes 


41) Pabst, Geschichte d. Langobardischen Herzogtums. Forschungen II. 
Göttingen, 1862. S. 412: »Auch einer Tochter stand nach dem Herkommen 
des Volkes ein Anrecht auf die Krone zne. 

42) Greg. Tur. 1. c. IV. 22 p. 153 sq. 

43) Histoire litteraire, IlI. p. 295. — Mandernach a. a. O. S. 13. 

44) Hartmann a. a. O. IT. 1. S. 31. N. 10 ohne Angabe von Beweisen! 

45) Bouquet a. a. O. p. 77. n. a. 
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Dubos, dass ein Abschreiber das ursprüngliche ad D. M. = Divae 
Mariae limina in ad Domini Martini limina verändert habe. Dieser 
verfeblte Erklärungsversuch scheint Hartmann zu seinem Urteil ver- 
anlasst zu hahen. Indessen spricht Nicetius ja gar nicht davon, 
dass die Taufe Chlodwigs in Tours erfolgte, sondern sagt nur, dass 
der König dort gelobte, sich taufen zu lassen 4). Hierdurch wird 
das Bedenken gegen die Echtheit gehoben. Bereits Hauck 47) machte 
hierauf aufmerksam und tat die Glaubwürdigkeit und Echtheit des 
Briefes unwiderleglich dar. Auch Krusch 48) behandelt den Brief als 
eine vollständig echte und zuverlässige Quelle. Innere Gründe, wie 
der Ton und die Form des Briefes, weisen gleichfalls auf Nicetius 
als Verfasser bin, von dem sein Biograph schrieb: „Non enim 
honorabat personam potentis, sed Deum tantum et in corde et in 
operibus metuebat“ 49), 


II. 


Der Inhalt des Briefes und seine Angaben über die religiöse 
Stellung Alboins. 


1. Der Brief beginnt mit der Anrede: „Domine clementissimae 
in Christo filiae Hlodosuinde Reginae Nicetius peccator“. Die von 
Chlodosvinde, so führt Nicetius fort, an ihre Brüder, die Franken- 
kónige, geschickte Gesandtschaft gebe ihm Anlass zur Freude einer- 
seits, zu tiefster Besorgnis aber andererseits. Denn einmal habe er 
von ihrem segensreichen Wirken unter den Langobarden vernommen 
und von des Königs, ihres Gemahls Kriegstaten, welche die Völker 
erzittern machen und selbst den Kaiser 5) zwingen, ihm besondere 
Beachtung zu schenken. Andererseits aber betrübt es ihn, dass 
Alboin zu viel auf das Irdische Bedacht nimmt, dass er sich nicht be- 
müht, Aufklärung sich zu verschaffen über das Reich Gottes, und dass 
er sich um sein Seelenheil gar nicht bekümmert, vielmehr mit 
solchen verkehrt, die seine Seele der Hölle überantworten werden. 
Sie predigen, dass es zwei Götter gebe, „ein anderer sei in der 


46) »Cum ista, quae sapra dixi, probata cognovit, humilis ad domini 
Martini limina cecidit et baptizari se sine mora promisite. Ep. IIT. p. 122 

47) Hauck, Kirchengesch. Deutschlands I. S. 112 ff., S. 579 €. 2 

48) Krusch, ar ältere Vita Vedastis und die Taufe Chlodowechs. Inns- 
bruck, 1893, 8. 4 

49) eif Tur. Vit. XVII. c. 1. p. 729. 

50) Nur so erklärt sich das »imperiuse des Textes; auch die Ausgabe der 
Monumenta setzt in einer Note bei san imperator?«, wiewohl, wie mir 
D. Dr. Hilling in Rom auf Anfrage erklärte, die Handschrift deutlich 
»imperiuse liest. Es liegt auch in dieser Stelle eine sicherlich beabsichtigte 
Steigerung: Ihn fürchten die Völker, ihm huldigen die HORS ihn loben die 
Mächte, sogar der Kaiser zieht ihn vor. 
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Gottheit der Vater, ein anderer in der Gottbeit, aber der Kreatur 
nach, der Sohn“ 51), | 

Bei dem furchtbaren Gerichte Gottes bittet und beschwört er 
sie, doch das Seelenbeil ihres Gemabls zu fördern und weist ihr 
speziell die Aufgabe zu, diesen Brief genau zu lesen und ihn ihrem 
Gemahl oftmals auseinanderzusetzen '?) Nun beginnt er an der 
Hand zahlreicher Bibelstellen seine Polemik gegen den Arianismus 
und den Schriftbeweis für die katholische Lehre. Wenn die Arianer 
sagen, es gibt zwei Götter, wer von beiden ist nun der Erlóser? 
Wenn sie sagen: der Sohn, dann ist der Vater nicht Erlóser; wenn 
sie sagen: der Vater, dann ist es der Sohn nicht, weil der keinen 
erlósen kann, der nicht Erlóser ist. Zwei kónnen nun aber nicht 
Erlöser sein; denn dies steht nirgends geschrieben; hingegen heisst 
es: ,Ich und der Vater sind eins.* Joh. 17, 21, d. b. der Vater in 
dem Sobne und mit dem Sohne und der Sohn im Vater und mit 
dem Vater. Nachdem Nicetius die ewige Zeugung des Sohnes vom 
Vater, sowie die Einpersónlichkeit des Sohnes gestreift hat, erläutert 
er das Geheimnis der Trinität. „Heilig, heilig, heilig ist der Herr 
der Heerscharen*, Apoc. 4, 8. Die heilige Schrift nenne also den 
Herrn nicht drei Heilige, sondern dreimal heilig; heilig ist der Vater, 
heilig ist der Sohn, heilig der heilige Geist. Doch scheinen dem Namen 
nach Abstufungen unter ihnen zu sein. Dem Namen nach erscheint 
der Vater grósser, weshalb er auch sprach: ,Der Vater ist grüsser als 
ich“. Joh. 14, 28. Dies sei aber nur dem Namen nach der Fall; 
denn Christus selbst bezeugt es, dass in der Gottheit nur Einer ist. 
Als er nämlich von einem Jünger gebeten wurde: ,Herr, zeige uns 
den Vater!* antwortete er: „Mich siehst du und frägst nach dem 
Vater?* Joh. 14, 8.9. Dass es nur Einen Gott gebe, dass aber in 
diesem Einen Gotte drei Personen seien, ersehe man daraus, dass 
er zu seinen Jüngern sprach: ,Gehet hin und taufet im Namen des 
Vaters und des Sohnes und des heiligen Geistes“. Matth. 28, 19. 
„Im Namen“ sagt er und nicht: „In den Namen“ und bezeichnet 
dadurch Eine Gottheit, nicht drei. Abraham hat drei geschaut und 
an Einen geglaubt. Indem er drei anbetet, erinnert er an die Drei- 
faltigkeit, indem er Einen in sein Haus einzutreten bittet, an die 
Dreieinigkeit. 


,. 61) Mandernach a. a. O. S. 37. Die ganze folgehde Inhaltsangabe ge- 
schieht zum Teil unter Anlehnung an diese Uebersetzung. 
52) Mon. Germ. Ep. III. p. 120: Te, domina Chlodosuinda, per tremen- 
dum diem iudicii coniuro, ut hanc epistolam et bene legas et bene illi et 
frequenter exponere studeas. 
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Hierauf geht Nicetius zum Traditionsbeweis über und beruft 
sich auf die Lehre und die Autorität der Apostel. Diese hätten 
stets an die Dreieinigkeit geglaubt, und die arianischen Goten 
wagen nicht, an ihren Altären und in ihren Kirchen und Basiliken 
Gottesdienst zu halten; denn sie erweisen sich nicht als Jünger des 
heiligen Petrus, sondern als Gegner Christi, indem sie das zerstören, 
was dieser durch das Kreuz erkauft hat. 

Als weiteren Beleg für die wahre Lehre sieht der Verfasser 
hauptsächlich auch die Wunderkraft der Heiligen und Reliquien bei 
den Rechtgläubigen und deren Ohnmacht bei den Arianern an. 
Alboin solle doch seine Untergebenen nach Tours schicken zum Feste 
des heiligen Martinus, und dort würden sie die Rechtglüubigrkeit 
der Katholiken an den Wundern, die dort gewirkt werden, erkennen. 
Doch nicht bloss in Tours geschehen solche Wunder, sondern auch an 
den Grübern des hl. Germanus, Hilarius, Lupus, Remigius und Me- 
dardus. Kommt so etwas in den Kirchen der Arianer vor, dass 
z. D. die Besessenen die Heiligen als ihre Gebieter anerkennen? 
Nein, denn der Dàmon bekämpft den Dämon nicht, und wo Heilige 
sind, darf der Dämon nicht sein Wesen treiben. 

Um seinen Worten grósseren Nachdruck zn verleihen, weist 
Nicetius die Königin auf das Vorbild ihrer Grossmutter Chrodechilde 
hin, deren Eifer bewirkte, dass ihr Gemahl Chlodwig zur katholi- 
schen Kirche übertrat. Dieser seiner Bekehrung habe er es zu 
verdanken gehabt, dass er im Kriege gegen die Goten und Burgunder 
siegreich blieb. Warum erscheint nun Alboin so lässig in der Auf- 
suchung seines Heilsweges? Damit gibt Nicetius die Hauptschuld 
an dem Irrglauben Alboins der Königin Chlodosvinde, die er noch- 
mals auf das eindringlichste ermahnt 53), zu arbeiten an dem Seelen- 
heil ihres Gemahls, denn der ,ungläubige Mann wird geheiligt 
durch das gläubige Weib“, I. Kor. 7, 14. Er schliesst mit der 
Bitte, so zu handeln, dass sie das Volk der Langobarden stark mache 
gegen seine Feinde, als auch den Rechtgläubigen Gelegenheit gebe, 
sich über ihr und ihres Gemahls Heil zu erfreuen, 

53) Mon. Germ. hist. Ep. III. p. 122: Talis ornatus, talis vir, qualis 
Alboinus rex esse dicitur, talis fama, quem mundus sic praeponit, quare non 
convertitur, aut quare tardus ad requirendam viam salutis apparet? Deus bone, 
qui es Sanctorum gloria et omnium salus, tu te in illam mitte, Et tu, domina 
Chlodosinda, cum verbum facis, solatium tribue, ut omnes de tali stella, de tali 
gemma sic gaudeamus, qualiter Deo placere possimus. Saluto tantum, quantum 
valeo, deprecor, ut otiosa non sis. Incessanter clama, incessanter canta. Au- 
disti dictum: »Sanabitur vir infidelis per mulierem fidelem«. Nam scias, prima 
salus, prima remissio est, qui converti fecerit peccatorem ab errore suo. Vigila, 
vigila, quia Deum propitium habes. Rogo, ut sic agas, ut et gentem Lango- 


bardorum fortem super inimicis facias, et nos de salute tua, vel viri tui gaudere 
concedas. 
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2. Was ersehen wir aus dem Briefe über die religiöse Stellung 
Alboins? Der dringende Ton des Briefes, die oftmalige Ermahnung 
an Chlodosvinde, die Verdoppelung einzelner Worte, um dieselben 
noch eindringlicher zu machen, das convertere peccatorem ab errore 
suo, der Hinweis auf I. Kor. 7, 14, die fast unwillige Frage, quare 
non convertitur aut quare tardus ad requirendam viam salutis appa- 
ret? der Hinweis auf die Bekehrung Chlodwigs durch Chrodechilde, 
die Ermahnung per tremendum diem iudicii, den Brief gut durch- 
zulesen und dem Alboin häufig seinen Inhalt auseinanderzusetzen : 
alles dieses zeigt aufs deutlichste, dass Alboin zu einer Irrlehre sich 
bekannte, welche, wie die dogmatische Auseinandersetzung der katho- 
lischen Glaubenslehre zeigt, der Arianismus war. Alboin war also 
Arianer 54) 

Wie erklärt sich dieses im Königshause sich zeigende Auf- 
treten des Arianismus, nachdem doch etwa 15 Jahre vor Abfassung 
dieses Briefes Alboins Vater, Auduin, dem Kaiser Justinian erklärt 
hatte, dass das Langobardenvolk „von Anfang an in betreff Gottes 
sich zu derselben Lehre bekannte, wie die Römer“? Hierzu ist zu 
bemerken, dass Auduin gar nicht angibt, dass er selbst und sein 
Haus dem katholischen Bekenntnis auhingen. Die Kraft seines 
Argumentes musste dieselbe bleiben, auch wenn er selbst Heide war, 
da er ja nur den Gegensatz zu den arianischen Gepiden hervorheben 
wollte; er benutzte lediglich die Tatsache, dass damals, als sein 
noch kleines Volk in Rugiland wohnte, christliche Priester 
katholischen Bekenntnisses bei den Langobarden ihre segensreiche 
Wirksamkeit entfaltet hatten, und dass trotz der unterbrochenen 
Verbindung mit Anhängern katholischen Bekenntnisses der orthodoxe 
Glaube unter ihnen noch nicht untergegangen war, im Interesse 
seiner Politik. Es ist daher nicht unbedingte Kousequenz aus jener 
Stelle, dass er selbst auch katholisch war; er konnte ebenso gut 
auch noch Heide sein. Wie nun der Arianismus im Königshause 
Boden gewonnen, zeigt, wenn auch nur andeutungsweise, unser Brief. 

Zunächst kommt hierfür folgende Stelle in Betracht, welche 
bald an die Einleitung des Briefes sich anschliesst 55): „Hierüber 


54) Stuts, Geschichte des Benefizialwesens I. 1. Berlin, 1895. S. 114 Nr. 10 
bemerkt: »Alboin scheint sich zum Arianismus schon zur Zeit des Einmarsches 
in Italien bekannt zu haben«. Sowohl Abel, wie Schmidt, die er zitiert, sprechen 
doch die Tatsache ganz klar und deutlich aus! 

Mon. Germ. hist. Ep. Ill. p, 120: Gaudeamus ex hoc, gaudere non 
Christus faciat de Alboeno rege, quem habes, et de felicitate sua triumphare. 
Stupentes sumus, cum gentes illum trement, cum reges venerationem impendent, 
cum potestates sine cessatione laudant, cum etiam ipse imperius ipsum prae- 
ponit, quod animae remedium non festinus requirit ... Qui sic, quemadmodum 
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freuen wir uns; möge Christus uns auch Freude gewähren über den 
König Alboin, den du dein Eigen nennst und uns über sein Glück 
triumphieren lassen. Doch wir sind sehr erstaunt darüber, dass er, 
wäbrend ihn doch die Völker fürchten, ihm die Könige huldigen, ihn 
ohne Unterlass die Mächte loben, während ihn sogar der Kaiser vor- 
zieht, nicht eiligst das Heilmittel für die Seele vorzieht ... Ich wundere 
mich, dass ein Mann, der, wie er, durch seinen Ruf glänzt, über 
das Reich Gottes und sein Seelenheil nicht nachzudenken sich be- 
müht, sondern solche aufnimmt und sich mit solchen beruhigt, welche 
eher seine Seele in die Hölle stürzen, als auf den Weg des Heiles 
führen, Diese predigen, dass es zwei Götter gebe, ein anderer sei 
in der Gottheit der Vater, ein anderer in der Gottheit, aber der 
Kreatur nach, der Sohn, da die Schrift sagt: „Ich bin der Erlöser 
und keinen andern gibt es ausser mir“ 56). 

Aus dieser Stelle ersieht man aufs deutlichste, dass arianische 
Priester im Langobardenvolke sich befanden, welche Alboin auf- 
nahm und mit ihren Lehren einverstanden ist, ohne über dieselben 
selbständig nachzudenken. Praedicant, sie predigten dort die Lehre 
des Arius und suchen sie weiter auszubreiten, ungehindert vom 
Könige. 

Welchem Volksstamme dieselben angehörten, lehrt eine andere 
Stelle des Briefes. Nachdem er den Bibelbeweis gegen die arianische 
und für die katholische Lehre geführt hat, fährt er fort57): „Was 


ille fulget fama, miror, quod de regno Dei et animae suae salute nihil in- 
vestigare studet, sed illos recipit, illis quiescit [adquiescit setzte der zweite 
Korrektor], qui potius animam in gehenna perdunt, quam ad viam salutis ad- 
ducant. Duos deos esse praedicant, alium in deitate patrem, alterum in deitate, 
sed pro creatura, filium, cum scriptura dicat: »Ego sum salvator et non est 
alius praeter mes. — Das (ad)quiescere muss, einer Stelle entsprechend, in der 
von Chlodwig gesagt wird: noluit adquiescere, also in beabsichtigtem Gegen- 
satz zu Alboins Haltung, mit »sich beruhigen« übersetzt werden. 

56) Uebersetzung nach Mandernach a. a. O. S. 87. 

57) Mon. Germ. hist. Ep. III. p. 121: Quid nos ire per singula? Ad 
duodecim discipulos, quos habuit et habet, veniamus, quia ipsi Gothi hodie 
ipsis venerationem impendent et reliquiis eorum, sed furtive tollent, sed nihil 
ibi habent, quia fidem adnullare praesumunt. Quid est, quod in basilicis 
eorum, ubi corpora ipsorum hodie venerantur, non ingrediuntur? Quid est, quod 
nihil ibidem praesumere audent, nisi furtive, ut canes a foris animas decipent, 
cum illos suos fideles rex Alboenus ibidem mittat et ad domini Petri, Pauli, 
Johannis vel reliquorum sanctorum limina perducat? Ibidem missas facere, si 
audent, deliberent; sed non audent, quia domini Petri discipuli non apparent 
et contrarii Christi esse probantur: quia quod per crucem ipse redemit, distri- 
buere infelices inveniuntur. Qua causa venena eorum talis rex et talis aetas 
percipit. 

Die Ausgabe der Monumenta Germaniae liest : quia fidem ad nulla re 
praesumunt. Dass dies = adnullare ist, ist wohl zweifellos. Auch die beiden 
Worte quia fidem sind erst vom zweiten Korrektor in loco raso eingefügt. 
Doch ist daran festzuhalten, weil sie durch das Folgende bestátigt werden: 
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sollen wir das Einzelne durchgehen? Kommen wir zu den zwölf 
Jüngern, die er hatte und noch hat, da selbst die Goten ihnen und 
ihren Reliquien Verehrung erweisen — Aber diese haben sich die 
Verehrung in diebischer Weise angeeignet; denn sie kommt ihnen 
nicht zu, weil sie den Glauben derselben zu vernichten sich unter- 
fangen. — Warum gehen sie denn nicht in die Kirchen derselben, 
wo ihre Körper heute noch verehrt werden? Wie kommt es, dass 
sie nichts zu unternehmen wagen, wenn König Alboin jene seine 
Getreuen dorthin schickt und zu den Schwellen Petri, Pauli, des 
Johannes und der übrigen Heiligen führt, ausser dass sie heimlich, 
wie die Hunde vor den Türen, die Seelen täuschen? Hier mögen 
sie sich entschliessen, Messen zu feiern, wenn sie es wagen; aber sie 
wagen e3 nicht, weil sie nicht als Jünger Petri erscheinen, sondern 
sich als Gegner Christi erweisen; denn diese Ungliicklichen ver- 
nichten das, was jener durch sein Kreuz erkauft hat. Deshalb 
nimmt ein so grosser König und ein so grosses Zeitalter ihr 
Gift auf.“ 

An dieser Stelle werden Gothi erwähnt. Steht nur hier der 
Ausdruck Gothi fir Langobardi, wie Pagi, Muratori und Assemani 
es behaupten 58), oder dient der Ausdruck wirklich zur Bezeichnung 
der Goten, wie Troya meint?5) Die Gründe, welche die ersteren 
für diese Bezeichnung anführen, sind zweierlei; einmal wird gesagt» 
sie seien ein gotischer Stamm, denn sie seien, wie die Goten, aus 
Skandinavien gekommen. Hierzu ist zu bemerken, dass Nicetius 
gegen Ende des Briefes das Volk Alboins als gens Langobardorum 
bezeichnete. Warum wählt aber Nicetius in ein und demselben 
Schreiben zur Bezeichnung eia und desselben Volkes einen zwei- 


»contrarii Christi probantur« und >quia quod per crucem ipse redemit, distribuere 
infelices inveniantur. — Herr D. Dr. N. Hilling in Rom, welcher auf meine Bitte 
die Handschrift einer genauen Untersuchung unterzog, bemerkte, dass er trotz 
der Spuren einer stattgehabten Rasur den vollen Wortlaut der Stelle für ur- 
sprünglich, halte. — Sollte das canes a foris etwa bezugnehmend auf Apoc. 22, 
15 gebraucht sein? »Foris canes, et venefici et impudici et homicidae et idolis 
servientes et omnis qui amat et facit mendacium«. 

58) Pagi, Critica p. 632: Nicetius populos, quibus Alboinus praeerat, 
non tantum Langobardos, quod longas barbas nutrirent, sed etiam Gothos, 
quod origine Gothi essent, appellat. 

Muratori, Geschichte von Italien III. S. 517 meint, dass Nicetius die 
Langobarden als Goten bezeichnet, sei vermutlich deshalb geschehen, weil die 
Rede ging, sie wiiren ebenfalls, wie die Goten aus Skandinavien hergekommen. 
— Muratori selbst jedoch ist, wie aus dieser Stelle und aus Antiquitates 
Italicae I. p. 18 und 18 hervorgeht, gleichfalls der Meinung, dass die Lango- 
barden nicht aus dem heutigen Skandinavien stammen. Assemuni, Italicae 
historiae scriptores: Rom 1751. I. p. 99: .... ex eorum (Gothorum) enim 

enere Langobardi erant, omnes utique Germani ex Scandinavia Da pro- 
euntes. Vergleiche noch Zanetti, Del regno de'Longobardi I. 3 p. 6 sq. 

59) Troya, Storia d'Italia. III. 1 p. 216 sq. 


608 22 Blasel, 


fachen Namen, und zwar ausser dem gewóhnlichen noch einen, 
welcher dem langobardischen Volke sonst niemals mehr gegeben 
wird? Verfolgt er mit dieser ungewöhnlichen und einzig dastehenden 
Bezeichnung etwa einen besonderen Zweck? Durch diese Bezeich- 
nung die Verwandtschaft der beiden Völker hervorheben zu wollen, 
gibt an dieser Stelle keinen Sinn. Zudem haben die neuesten 
Forschungen übereinstimmend bewiesen 6°), dass die Langobarden gar 
nicht von den Goten abstammen, wie sie ja auch schon Tacitus und 
die übrigen Schriftsteller der römischen Kaiserzeit, die sie erwähnen, 
sowie sämtliche übrigen Quellenschriften stets als selbständiges Volk 
kennen. Dem zweiten Grunde, als seien beide Völker aus Skandinavien 
hergezogen, gegenüber ist zu bemerken, dass es festgestellt ist 61), 
dass die Langobarden niemals in Skandinavien gelebt haben, wenn- 
gleich auch die Frage über ihre Sitze, von denen aus sie ihre 
Wanderzüge begonnen haben, sich schwerlich wird in einwandsfreier 
Weise lösen lassen 6%). Jedoch sagen zu wollen, damals habe man 
dies angenommen, wie es Muratori andeutet, geht aus dem Grunde 
nicht an, weil Paulus Diaconus selbst unter Scandinavia nicht unser 
heutiges Skandinavien versteht, da er es als insula non nimiae 
amplitudinis bezeichnet 63). Dies musste auch Nicetius, der jener 
Zeit noch näher stand, um so eher wissen, als wir in seiner Diözese 
während seiner Regierungszeit einen Langobarden, den Einsiedler 
Wulflaich, vorfinden 6). Ausserdem kannte er, da er am könig- 
lichen Hofe häufig verkehrte 65), die langobardischen Prinzessinnen 
Walderada und Wisigarda 65), von denen er die Wahrheit erfahren 
konnte. Die Gründe, welche für die Identität von Gothi und 
Langobardi beigebracht werden, sind also nicht stichhaltig. 


Im Gegenteil passt die Bemerkung des Nicetius, dass die Gothi 
heutzutage den Aposteln besondere Verehrung erweisen, auf das Volk 
der Goten selbt, sowohl auf die Ostgoten, wie auf die Westgoten. 
Hierüber werden wir an mehreren Stellen aufgeklärt, auch von 


60) Hodgkin, Italy and her invaders. Oxford, 1895. V. p. 141 sq. 

61) Bluhme, Die gens Langobardorum und ihre Herkunft. S. 7—11. — 
Schmidt a. a. O. S. 36 i und andere. 

62) Jacobi, Quellen der Langobardengeschichte des P. D. S. 10—12. — 
Virchow a. a. O. S. 510: »Mindestens wird zugegeben werden müssen , dass 
die Insel Scandinavia weder mit der skandinavischen Halbinsel, noch mit den 
dänischen Inseln etwas zu tun hat. 

63) Paul. Diac. l. c. I. 7. p. 52. Er beruft sich doch auf Augenzeugen: 
I. 2. p. 48: sicut retulerunt nobis, qui eam (insulam) lustraverunt. 

64) Greg. Tur. 1. c. VIII. 15. p. 333 s4. — Hauck a. a. O. S. 120 
nebst N. "7, sowie S. 240. 

65) Greg. Tur. l. c. X. 29 p. 440. 

66) Ueber diese siehe 8. 592. 
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Prokop. Dieser berichtet, dass die Goten die Kirchen der Apostel 
Petrus und Paulus mit ganz besonderer Ehrfurcht behandelten und 
sie während des ganzen Krieges unbehelligt liessen, sodass die 
Priester ganz wie im Frieden dort zelebrieren konnten 67). Auch von 
Theodorich dem Grossen wird berichtet, dass er dem Apostel Petrus 
besondere Verehrung erwies, wie es einem Katholiken zukommt, von 
ihm als Arianer aber nicht zu erwarten war68). Dasselbe erfahren 
wir von Totilas 69). 

Auch die Westgoten hatten eine ganz besondere Verehrung 
gegen die Apostel. In seiner Frankengeschichte erzählt Gregor von 
Tours eine Disputation, welche er mit Agila, einem Abgesandten 
König Leovigilds hatte. Derselbe leugnete die Wesensgleichheit von 
Gott Vater und Gott Sohn, während er die Gottsohnschaft Jesu 
Christi anerkannte, die Gottheit und Wesensgleichheit des heiligen 
Geistes aber bestritt. Als schliesslich die Beweise aus der heiligen 
Schrift ibn hartnäckig liessen, versuchte Gregor ein Letztes und 
fragte, „ob er an die Lehre der Apostel Petrus und Paulus glaube; 
jener antwortete: Ja^'?). Hieraus ersieht man deutlich, dass Gregor 
diesem Beweisgang, der sich mit dem des Nicetius deckt, dem Goten 
gegenüber eine besondere Kraft zumutete. — Noch klarer wird dies 
durch das Verhalten Alarichs in Rom. Augustinus berichtet, dass 
Alarich, der Westgotenkönig, bei der Einnahme Roms im Jahre 
410 die loca martyrum et basilicae Apostolorum schonte?!) Von 
besonderer Wichtigkeit ist es aber, dass er dies, wie uns Sozomenus 
überliefert, „aus Ehrfurcht vor dem Apostel Petrus tat“ 7%), Orosius, 
welcher über diese Schonung der Petrusbasilika gleichfalls berichtet, 
fügt noch die Erzählung hinzu, dass von einer gottgeweihten Jung- 
frau, welche die Gold- und Silbergeräte der Kirche des hl. Petrus 
hütete, die Auslieferung derselben gefordert wurde. Diese ant- 
wortete: „Haec Petri apostoli sacra ministeria sunt. Praesume, si 


67) Procop 1. c. I. 23. p. 110. — II 4. p. 160. — Vergl. Baronius, 
Annales Eccl. VII. p. 273 sq. 

68) Anonymua Valesianus, pars posterior c. 65. p. 324: Post facta 
pace in urbe ecclesiae ambulavit rex Theodericus Komam et occurrit beato 
Petro devotissimus ac si catholicus. 

69) Procop. 1. c. III. 20. p. 364: Tea; pev & tov Ietpov vev toU. x70- 
atéhou tos óutvos ne. — Vergl. über das Verhältnis der Goten zur kath. Kirche 
Pfeilschifter, Der Ostgotenkönig Theodorich, Münster 1896, namentlich $8. 8.47 ff. 

70) Greg. Tur. À. c. V. 43. p. 235. 

71) Augustinus, de civitate Dei I. 1. p. 4 — Hieronym"s, Epistola 
127 ad Principiam virginem col. 1095. — Cassiodorus, Variae XII. 20. p. 377. 

72) Sozomenus, Ecclesiastica historia. IX. 9. col. 1615: aldoi tfj 720; tov 
axóctoAov Ietpov. 

73) Orosius, Historiarum libri VII. 39. col. 1163. Vergl. hierzu Grisar, 
Geschichte Roms. Freiburg, 1901. I. S. 64 u. 66. 
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audes. de facto tu videris. Ego quidem defendere non valeo, neque 
tenere audeo’?3). Sollte dem Nicetius nicht vielleicht dies vorge- 
schwebt haben, als er seine Bemerkung niederschrieb? Er gebraucht 
doch dabei die gleichen Ausdrücke; Quid est, quod nihil ibidem 
praesumere audent .... Damals war das Geschichtswerk des 
Orosius bei den Franken wohlbekannt, wie aus der häufigen Heran- 
ziehung desselben im Geschichtswerk Gregors hervorgeht?*). Die An- 
nahme also, dass Nicetius hierauf Bezug nahm, wird hierdurch sehr 
wahrscheinlich gemacht. Dies Argument gewinnt noch mehr an 
Kraft und Bedeutung dadurch, dass bei einem nach Nicetius leben- 
den Schriftsteller, bei Isidor von Sevilla, dieselbe, gleichfalls auf Oro- 
sius fussende Angabe sich wiederfindet, welche mit noch erhöhter 
Deutlichkeit und noch grösserer Schärfe auf die besondere Verehrung 
der Apostel durch die Goten hinweist und dabei dem Alarich die 
Worte in den Mund legt: „Mit den Römern führe ich Krieg, nicht 
mit den Aposteln Gottes“ 75). 

So entspricht die Bemerkung des Nicetius über die besondere 
Verehrung, welche die Gothi den Aposteln angedeihen lassen, in 
allen Punkten der damaligen Ansicht über die Goten selbst und er- 
härtet um so mehr die Behauptung, dass an dieser Stelle auf keinen 
Fall der Ausdruck Gothi willkürlich als für Langobardi gesetzt be- 
trachtet werden darf. Es sind vielmehr wirklich Goten gemeint, 
und zwar gotisch-arianische Priester, wie aus dem ,Predigen* des 
Arianismus und aus der Angabe hervorgeht, dass „jene Getreuen* 
Alboins es nicht wagen würden, in Rom an den Gräbern der Apostel 
Petrus, Paulus und Johannes, sowie der übrigen Heiligen, das Mess- 
opfer darzubringen. Auf diese also ist das arianische Bekenntnis 
Alboins zurückzuführen. — 

Zum Schluss dieses Kapitels bleibt noch die Frage zu erörtern, 
ob bei Alboin etwa eine Perversion vorliegt, oder ob er vor seiner 
Bekehrung zum Ariauismus noch Heide war. 

Diese Frage muss im letzteren Sinne entschieden werden. Wie 
bereits bemerkt, sind wir nicht unbedingt gezwungen, von Alboins 
Vater als ganz sicher anzunehmen, dass er selbst katholisch war 76). 


74) Greg. Tur. l. c. praefatio libri primi p. 34. — I. 6. p. 36. — I. 41. 
p. 92. — praefatio libri secundi p. 68. — II. 9. p. 76. — praefatio libri 
quinti p. 191. 

75) Isidorus, Historia de regibus Gothorum. col. 1063. cap. 16: Gothus 
ille, ad nomen apostoli magno pavore perterritus regi hoc per nuntium 
refert, qui confestim rex reportari omnia ad sacrarium sancti Petri per virginem 
illam summa cum reverentia iussit dicens: »Cum Romanis gessi bellum, non 
cum apostolis Dei. 

16) Sielie S. 593 und S. 605 f. 
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Der Wortlaut der Stelle zwingt nicht dazu. Noch viel weniger muss 
man dies von Alboin annehmen, da dem noch andere Bedenken und 
Anzeichen entgegenstehen. 

An und für sich betrachtet erscheint eine Perversion vom 
Katholizismus zum Arianismus aus rein religiösen Motiven in dieser 
Zeit als unmöglich 77). Eine solche war nur möglich zu der Zeit, 
als die Lehre der Kirche in bezug auf das Verhältnis von Gott Vater 
zu Gott Sohn noch nicht dogmatisch festgelegt, und die scharfe 
Präcisierung dieser Lehre noch nicht in das Volk gedrungen war. 
In der Mitte des sechsten Jahrhunderts aber war sie unmöglich, da 
bei der Zuspitzung der Gegensätze zwischen Nicänisch und Arianisch, 
welche im Laufe der Zeit an Schärfe noch gewinnen mussten und 
schliesslich im nationalen Gegensatz: Germanisch und Römisch 
gipfelten 78), eine nur verworrene Kenntniss der Unterscheidungs- 
lehren niemals, namentlich in den höheren Kreisen Platz greifen 
konnte. Bei Alboin lässt sich diese um so weniger annehmen, als 
derselbe mit der hl. Schrift und ihrer Erklärung nicht unbekannt 
sein konnte, weil sonst der Gegenbeweis des Nicetius vollständig 
unwirksam gewesen wäre. Hiervon musste auch Nicetius überzeugt 
sein. Rein religiöse Motive können also nie und nimmer einen 
solchen Schritt Alboins veranlasst haben. Andere Motive werden 
sich aber schwerlich hierfür anführen lassen, da Gründe politischer 
Natur für einen Wechsel des Bekenntnisses nicht in Frage kommen, 
Als der einzig denkbare in dieser Hinsicht würde nur der erscheinen, 
dass Alboin den politischen Gegensatz zu Ostrom auch durch die 
religiöse Kluft hätte erweitern wollen. Dies ist aber unmöglich, da 
ein politischer Gegensatz in der Zeit, um welche, wie später auszu- 
führen sein wird, die Goten mit ihrer Wirksamkeit einsetzten, also 


77) Rückert, Kulturgeschichte. Leipzig, 1853. I. S. 239: ... »Es kann 
als Regel angenommen werden, dass diejenigen, die aus den Reihen der Katho- 
liken dem Arianismus gewonnen wurden, entweder in der einen oder der anderen 
Weises ich unter ihren Glaubensgenossen so schwer kompromittiert hatten, sodass 
sie nur durch einen Glaubenswechsel Rettung finden zu können hoffen durften, 
oder schwach und feige genug waren, um den vielfachen Verlockungen und 
Drohungen Gehör zu geben, die die herrschende arianische Kirche anwandte. 
Ein freiwilliger Uebertritt aus innerer Ueberzeugung im wahren Sinne des 
Wortes . . . . scheint ausser allem Bereich der Möglichkeit gelegen zu haben.« 

78) Schon Sulvian de gubern. Dei IV. 13. p. 86 kennt die »Barbaren« 
nur als Heiden oder Häretiker: Dua enim genera in omni gente omnium bar- 
barorum sunt, id est aut haereticorum aut paganorum. —  Jórs, Die Reichs- 
politik Kaiser Justinians. Giessen 1893. S. 15: »Im 5. und 6. Jahrhundert hat 
ein eigentlich dogmatischer Kampf, ein Streit der Geister, nicht mehr statt- 
gefunden; die Glaubensfrage trägt jetzt wesentlich politischen Charakter; dem 
Gegensatz der Germanen und Romanen hat der religiöse Zwiespalt erst seine 
rechte Schärfe gegeben. Denn auch hier galt der Grundsatz der Personalität : 
Der Römer blieb katholisch, der Germane arianisch.« 
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etwa 10—15 Jahren vor dem Einzug in Italien, gar nicht bestand; 
der Einzug in Italien war ja erst eine Folge des Andringens der 
Avaren ®), mit denen die Langobarden noch im letzten Gepidenkriege 
verbündet waren 8°); der Plan hierzu war also erst kurz vorher gefasst 
worden. Ein politischer Gegensatz war also damals nicht vorhanden; 
vielmehr bemerkt gerade Paulus Diakonus, dass die Langobarden 
während der ganzen Zeit, in welcher sie Pannonien in Besitz hatten, 
das römische Reich gegen seine Feinde unterstützten?!) Hiermit 
fällt also auch die Möglichkeit eines politischen Motives, welches 
einen Wechsel des christlichen Bekenntnisses rechtfertigen könnte. 
Sind somit die Motive, welche sich für eine Perversion geltend 
machen liessen, gegenstandslos, so ist auch diese selbst aus dem 
Bereich der Wahrscheinlichkeit gerückt, um so mehr, da Nicetius 
ganz sicher eine solche in seinem Briefe mindestens angedeutet und 
auf das allerheftigste und energischste bedauert und getadelt hätte. 

Aber noch andere Erwägungen, die uns der Brief selbst an 
die Hand gibt, stützen die Ansicht, dass Alboin vor seiner Bekehrung 
zum Arianismus noch Heide war. Wie bereits bei der allgemeinen 
Inhaltsangabe bemerkt 82), weist Nicetius die Königin Chlodosvinde 
auf das Vorbild ihrer Grossmutter Chrodechilde hin, deren Eifer 
bewirkte, dass ihr Gemahl Chlodwig zur katholischen Kirche über- 
trat. Nicetius zieht hier eine Parallele zwischen Chlodoswinde und 
Chrodechilde einerseits, zwischen Alboin und Chlodwig anderer- 
seits 88). Soll diese Parallele überhaupt einen Sinn und eine Be- 
rechtigung haben, so muss Alboin ebenso wie Chlodwig vorher Heide 
gewesen sein. In den übrigen Vergleichungspunkten ist die Parallele 
gleichfalls gewahrt, da die neuesten Forschungen von Krusch 84) und 
von Hauck 85) übereinstimmend festgestellt haben, dass Chlodwig 
auch zwischen Arianismus und Katholizismus zu entscheiden hatte. 
Also lässt sich auch hieraus schliessen, dass Alboin vorher Heide war. 


19) Weise a. a. O. S. 9 f. 

80) Paul. Diac. 1. c. 1. 27. p. 69. 

81) Paul. Diac. l. c. II. 1. p. 72: Omnique tempore, quo Langobardi 
Pannoniam possiderunt, Romanae reipublicae adversum aemulos adiutores 
fuerunt. — Jordanes, De summa temporum p. 52: nn ps socia 
Komani regni principibus, . . . . — „Procop. l. c. II. 22. p. 236: . Ex& pa- 
ordet wihovre xat Eutuuayov Toy (as Eyvwoav Sieg... 

82) Siehe S. 604 f. 

83) Mon. Germ. hist. Ep. III. p. 122: Audisti ava tua, domna bene memo- 
riae Hrodehildis, qualiter in Francia venit, quomodo domum Hlodoveum ad 
legem catholicam adduxerit; et cuin esset homo astutissimus, noluit adquiescere. 
antequam vera agnosceret, Cum ista, quae supra dixi, probata cognovit . 
Man beachte die auf Alboin bezügliche Stelle Seite 605 f, und N. 55. 

84) Krusch, Die ältere Beie Vedastis S. 442 und 448. 

85) Hauck a. a. 0. I. 112. 
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Als genügend sicher ist es also anzusehen, dass Alboin als 
Heide sich zum Arianismus bekehrte. Die Frage nach den Motiven, 
welche ihn hierzu bestimmten, wird sich schwerlich lösen lassen. 
Er schloss sich einfach dem Bekenntnis, welches sich ihm am meisten 
aufdrängte, und welchem der grösste Teil seiner Untergebenen, so- 
wohl seiner Stammesangehôrigen, wie der unterworfenen und ein- 
verleibten Völker angehörte, an, und welches ihm damals als das 
spezifisch germanische erschien. Insofern mag der allgemein politische 
Gegensatz zwischen Römern und Germanen, der zwar einen Wechsel 
des Bekenntnisses, weil gerade nicht akut, nicht rechtfertigen konnte, 
welcher hingegen bei der Annahme des Christentums überhaupt 
wohl eine Rolle spielen mochte, mitgewirkt haben. Gleichgültigkeit 
in religiöser Beziehung, ein Charakteristikum seines Volkes, wirkte 
hierbei mit, wie es Nicetius durch die Gegenüberstellung Chlodwigs, 
durch die Hervorhebung der Bedachtsamkeit desselben und seines 
Strebens nach Wahrheit andeutet. 

Wenn also auch ihr König arianisch war, so hatte doch das 
nicänische Bekenntnis unter den Langobarden eine letzte Stütze in 
der Königin Chlodosvinde. Diese übte auch praktisch ihre Religion 
aus, wenn anders man den Worten des Nicetius Glauben schenken 
darf, der, wie er gesteht, immer und immer wieder von den Ge- 
sandten derselben zu hören bekam, „wie gross und erhaben, wie 
lobwürdig und nützlich, wie freundlich und freigebig, wie besorgt 
für die Armen, wie klug in religiöser Beziehung sie sei und wie sie 
durch ihren Wandel glänzend dastehe unter dem ganzen Volke“ 8). 
Wenn diese Darstellung auch eines rhetorischen Anstriches nicht 
entbehrt, so muss dieselbe trotzdessen eine reale Basis gehabt 
haben, weil der Charakter des Nicetius, der auch an Fürsten das 
Tadelnswerte tadelte, es verbietet, sie als leere Schmeichelei aufzu- 
fassen. Diese Tätigkeit zu gunsten der Religion teilte sicher auch 
das Gefolge, welches sie bei ihrer Übersiedlung nach Panuouien mit 
sich genommen hatte; dieser Einfluss dürfte doch nicht allzu gering 
anzuschlagen und als ganz wirkungslos anzusehen sein. Wenn es 
ihr nicht gelang, Alboin von der Wahrheit des katholischen Be- 
kenntuisses zu überzeugen, so dürfte dies auf ihren frühen Tod 
einerseits, auf die rührige Tätigkeit der Arianer andererseits, welche 
der Kónig gewühren liess, zurückzuführen sein. Eines aber erreichte 


sollicita, quomodo de religione astuta, quomodo in cuncto populo prae conver- 
satione splendida. 
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sie: Alboin bekam Achtung vor dem katholischen Bekenntnisse und 
bewies dieselbe bei der Einwanderung in Italien der katholischen 
Bevölkerung und der katholischen Geistlichkeit gegenüber, ganz im 
Gegensatz zu den folgenden Herrschern, welche aus Raublust und 
Gewinnsucht, mit Roheit und Grausamkeit gegen Kirchen und 
Klöster wüteten und Mönche und Priester zu Opfern ihrer Leiden- 
schaft machten. Mit dem frühen Tode der Chlodosvinde sank auch 
diese letzte Stütze des Katholizismus dahin, und wir wissen nicht 
einmal mehr, ob ihre und Albuins Tochter, Albisuinda, nach katho- 
lischem Ritus getauft wurde. Frei und ungehindert konnte sich 
jetzt der Arianismus im Volk der Langobarden verbreiten. 


2. Kapitel. 
Das Übergewicht des arianischen Bekenntnisses. 


Im Laufe der Untersuchung machten sich bereits Anzeichen 
des Vordringens des arianischen Bekenntnisses bemerkbar. Das kleine 
Langobardenvolk verstärkte sich, nachdem es von Rugiland fortge- 
zogen war und im „Feld“ die Heruler vollständig besiegt und ver- 
nichtet hatte, wie bereits erwähnt!), durch die Kriegsgefangenen, 
welche teils Rugen, teils arianische Heruler 3) waren, teils auch an- 
deren Völkerschaften angehörten. Hierdurch begann zuerst der 
Arianismus im Langobardenvolke Boden zu gewinnen, wenngleich 
auch die ersten Anhänger desselben nicht dem langobardischen 
Volksstamm selbst angehörten. Auch die Beziehungen zu den um- 
liegenden arianischen Völkern, wie sie sich offenbaren durch die 
Herat König Wacchos mit Prinzessinnen der Heruler und Gepiden, 
mussten damals bereits dem arianischen Bekenntnis auch am Königs- 
hofe Vorschub leisten. Wesentlich erstarkte aber der Arianismus 
erst, als nach Beendigung des Gotenkrieges die letzten zersprengten 
Reste dieses Volkes sich nicht nur in Oberitalien niederliessen, son- 
dern sich auch zu den germanischen Stämmen jenseits der Alpen 
begaben. Nun waren aber die Langobarden damals das mächtigste 
Volk der deutschen Stämme. Daher liegt die Annahme sehr nahe, 
dass sie auch zu diesen zogen und dort Aufnahme fanden. 


l) Siehe Seite 593. 
2) Dass die Heruler Arianer waren, ersieht man ans /’rocop, de bello 
Vand. 11. 14, p. 470. 
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Zwar hatten sich die beiden Völker in den Gotenkriegen mit 
den Waffen in der Hand einander gegenüber gestanden, da unter 
Narses langobardische Hilfsvölker auf Seiten der Römer kämpften 3). 
Dies war jedoch ein Gebot der Klugheit, indem sie dadurch die 
Hilfe des Kaisers erhielten in dem Kampf gegen Gepiden und 
Avaren. Andererseits spielten Geld und Schätze bei den Langobarden 
stets eine ausschlaggebende Rolle. Die Beziehungen, welche schon 
unter König Vitiges und König Waccho bestanden hatten), er- 
starkten noch mehr, als König Auduin eine Grossnichte Theodorichs 
des Grossen zur Gemahlin nahm, wodurch das Gefühl der nationalen 
Zusammengehórigkeit noch durch die Bande der Verwandtschaft der 
beiderseitigen Herrscherhäuser gestärkt wurde. Das Langobarden- 
volk gab nämlich seinem Könige Auduin eine Nichte Theodats zur 
 Ehe5). Dieser war aber ein Neffe Theodorichs des Grossen €). Es 
ergibt sich also folgender Stammbaum : 

Theodorich I. Schwester Amalafreda mit Gemahl 
unbekannten Namens 
ST SELLE 
Hermenefrid, Gemahlin Amalaberga. Theodat 


=" me 


Podio 


Amalafred u. eine Tochter, Gemahlin Auduins 
(Rodelinda) ?) 


Alboin. 

Dieses verwandtschaftliche Verhältnis zwischen den beiden 
Königshäusern bewog sicher die heimatlosen Reste der Goten, nach 
der Vernichtung ihres Volkes auch beim Langobardenvolke Schutz 
zu suchen. Direkte historische Quellen besitzen wir hierüber nicht, 
doch legen sowohl Prokop, wie sein Fortsetzer Agathias diese An- 
nahme sehr nahe. Prokop berichtet, dass sich die Reste der Goten 
nach Oberitalien zurückzogen und zwar nach Ticinum und in die 


8) Paul. Diac. |. c. II. 1. p. 72. — Procop, de bello Goth. IV. 26. p. 598. 
4) Procop Le II. 22. p. 236: & è Aayyofasdev Tov apyovta OÙaxtv 
roésGets Ereudav, "zuer te Veräin nporetvémevor xoi de Tov ouaryuiav zacaxaAoUvttc, 
Jordanes, De summa temporum p. 52: Langobardorum gens, . . .. 
Theodahadi sororis filiam dante sibi imperatore in matrimonio iungens regi 
SUO... 

6) Jordanes, De origine actibusque Getarum c. 58. p. 135: et ut (Theo- 
doricus) in plenum suam progeniem dilataret, Amalafridam, germanam suam, 
matrem Theodahadi, qui postea rex fuit, Africa regi Vandalorum coniuge dirigit 
Thrasamundo filiamque eius, neptem suam, Amalabergam Thuringorum regi 
consociavit Hermenfredo. 

7) Muratori a. a. O. III. S. 482 hält diese Gemahlin Auduins für die 
bei Paulus erwähnte Rodelinda, was Schmidt a. a. O. S. 60 N. 1 ohne An- 
gabe von Gründen bestreitet. 
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Länder jenseits des Pos). Agathias überliefert, dass sie sich in 
zwei Teilen niederliessen, die einen in Tuszien und Ligurien, und 
wo ein jeder wollte, die anderen in den Gebieten von Venedig 
xal tà tds qpovpra xal nolionara rep xai èv Tu mpO ro, toxeday- 
vovro®). Da es ihnen freigestellt war, wohin sie ziehen wollten, so 
liegt doch die Annahme mehr als nahe, dass die Trümmer dieses 
in seiner Verteidigung so zähen Volkes ihre Rache noch nicht fallen 
liessen, sondern über die Alpen hinüber zu den germanischen Bruder- 
stämmen gingen 1°), um diese zum Kampfe wider den Kaiser auf- 
zureizen. Da mussten sie sich, um ihren Zweck zu erreichen, an 
das damals mächtigste Volk wenden, und dies waren die Laugo- 
barden, die damals in Pannonien ihre Sitze hatten. Diese Erwägung 
macht die Anwesenheit von gotisch-arianischen Priestern, wie sie im 
Briefe des Nicetius uns entgegentreten, erklärlich. Dass sie besorgt 
waren für die Ausbreitung der Lehre des Arius, war eine Folge des 
Beispieles ihres grossen Königs Theodorich, der seiner Zeit, bereits 
die grössten Anstrengungen machte, im Interesse seiner pangermani- 
schen Politik den Frankenkönig Chlodwig für deu Arianismus zu 
gewinnen 11), 

Mit dem Tode der Chlodosvinde sank auch die letzte Stütze 
dahin, welche der katholische Glaube bei den Langobarden noch 
hatte. Alboin nahm eine Arianerin zur Frau, die dem Gepidenvolke 
angehörige Rosamunde, die Tochter des Königs Kunimund. Der 
Arianismus der Gepiden, wie er uns schon früher entgegentritt 1?), 
war damals fest organisiert. Denn die Chronik des Abtes Johannes 
von Biclaro erwähnt einen arianischen Bischof Trasaricus, der zu- 
sammen mit einem Enkel Kunimunds dessen Schätze nach Kon- 
stantinopel brachte 18). Da nun nach dieser endgültigen Niederlage 
die Gepiden, welche der Krieg noch übrig gelassen hatte, zum 


8) Procop L c. IV. 85 p. 642. 
9) Agathias 1. c. I. 1. p. 15. 

.. 10) Mascou a. a. O. XXI. Anm. S. 138. — v. Koch-Sternfeld, Das 
Reich der Langobarden S. 37. N. — Hauck a. a. O. I. S. 855 f. beweist das 
Eindringen gotischer Bestandteile auch in das Volk der Baiern. — Auch Mu- 
ratori, Antiq. It. I. dissert. prima p. 14. B lásst unter den Langobarden bei 
ihrem Einzuge in Italien Goten sein. 

11) Hauck a. a. O. I. S. 112. 

12) Salvian l. c. IV. 14. p. 89. — Procop, de bello Vandalico, I. 2. 
p. 312 sq.: l'itdo: zé els sai Bavé(kot sai OlotyozUot xa Tdanfe . . . 176 yap 
'ApttoU Sögng eia aravtes. — Aschbach, Geschichte der Heruler und Gepiden. S. 67. 

13) Johannes Biclarensis, Chronicon col. 864: Anno VI. Iustini im- 
peratoris, .. .. Gepidarum regnum finem accepit, quia Langobardis praelio 
superati, Cuniemundus rex campo occubuit; et thesauri eius per Trasaricum 
Arrianae sectae episcopum et Reptilanem Cunicmundi nepotem Justino impe- 
ratore Constantinopolim ad integrum perducti sunt. 
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grössten Teile wenigstens, in Abhängigkeit von den Langobarden 
gerieten, so zwar, dass sie völlig in ihnen aufgingen 7), so erhielt 
das arianische Element bei den Langobarden eine solche Stärkung, 
dass das Samenkorn des Katholizismus, welches in Rugiland gelegt 
wurde, nur schwache Triebe zeigte und im Verlaufe von etwa 70 
Jahren seine Triebkraft fast völlig einbüsste. 

Jetzt stand also dem katholischen Bekenntnis der über- 
mächtige Arianismus gegenüber, übermächtig durch den Rückhalt, 
den er von König und Königin und an deren gepidischem, also 
arianischem Adel und Gefolge hatte, welches sie als Königin noch 
besass 15), Hierdurch bewogen, mag also auch der langobardische 
Adel sich dem Arianismus zugewendet haben, woraus sich dann er- 
klärt, dass in Italien gerade die Herzöge und die Könige, welche 
aus den Kreisen der Herzöge hervorgingen, als arianisch uns ent- 
gegentreten, und dass gerade sie am hartnäckigsten an dieser Lehre 
festhielten 16). Mit der Gewinnung der Herzogsfamilien für das 
arianische Bekenntnis war die Vorherrschaft desselben gesichert, 
wenngleich auch noch viele Heiden (7 und Katholiken in nicht ge- 
rade geringer Zahl!8) zurzeit des Zuges nach Italien im Lango- 
bardonvolke sich befanden. 


3. Kapitel. 


Die Einwirkung des Christentums auf das sittlioh-religiöse Leben 
der Langobarden. 


Dass bei einem religiös so gemischten Volke, wie es die Lango- 
barden vor der Okkupation Italiens waren, das Christentum seinen 
veredelnden und erziehenden Einfluss auf das sittlich-religiöse Leben 
nicht geltend machen konnte, erscheint um so einleuchtender, wenn 
man noch die ganz auffallende Gleichgültigkeit der Langobarden 


14) Paul. Diac. l. c. I. 27. p. 69: Gepidorum vero ita genus est demi- 
nutum, ut ex illo iam tempore ultra non habuerint regem. Sed universi, qui 
superesse bello poterant, aut Langobardis subiecti sunt aut usque hodie, Hunnis 
eorum patriam possidentibus, duro imperio subiecti gemunt. — Hartmann 
a. 2.0. II. 1. 5. 18 

15) du Liber pontific. eccl. Rav. e 96. p. 340, berichtet, dass nach 
der Ermordung Alboins Rosamunde nach Ravenna floh cum multitudine Gebe- 
dorum et Langobardorum. 

19) Wollschack, Die eu Italiens. Programm. Horn, 1888. 

17) Paul. Diac. 1, c. 1V. 6. p. 118. — Grisar a. a. O. I. S. 673. 

18) Hegel, Geschichte der Stadisrerlassung Italiens. Leipzig, 1847.11. S. 364, 
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gegenüber dem Christentum!) in Betracht zieht. „Es lässt sich 
kaum verkennen, dass die Langobarden nicht mit grösserem Wider- 
willen, aber mit grösserer Gleichgültigkeit als irgend ein anderer 
deutscher Stamm das Christentum aufnahm; nirgends hat es sich 
weniger mit nationalen Erinnerungen oder Bestrebungen verschmolzen, 
die Martyrer und Heiligen, die Legenden und Wundergeschichten 
fehlen bei den Langobarden fast gänzlich, der heilige Barbatus 
von Benevent steht einsam da, und auch er hat seine Bedeutung 
erst am Ende des Reiches erhalten“ 2). Dieser Gleichgültigkeit in 
religiösen Dingen haben wir es auch zu verdanken, dass uns die 
Langobardengeschichte des Paulus Diakonus in allen wichtigen Fragen 
des Übertritts zum Christentum und der Bekehrung zum Katholi- 
zismus fast völlig im Stich lässt, ja einige Male sogar uns irre 
leitet 3). Um so mehr muss dieses auffallen, als er die Quellen, 
aus denen wir unsere Kenntnis schöpfen, zum Teil wenigstens 
kannte, wie z. B. die Dialoge und Briefe Gregors des Grossen, die 
er trotz seiner Kenntnis?) nur äusserst mangelhaft und ungenügend 
benützte. Diese Gleichgültigkeit, die sich also auch noch bei Paulus 
Diakonus in ihren letzten schwachen Zügen zeigte, erschwerte natur- 
gemäss bedeutend den Einfluss des Christentums, sndass von einer inneren 
Bekehrung im eigentlichen Sinne vor dem Zuge nach Italien und auch 
geraume Zeit in Italien selbst kaum die Rede sein kann. Der wilde 
Sinn, die rohe Gewalttätigkeit, die rücksichtslose Plünderungssucht, 
wegen der sie schon früher berüchtigt und gefürchtet waren 5), blieb 
auch bei den getauften Langobarden, wie auch bei den germanischen 
Stämmen überhaupt®) unverändert. Der Einfluss des heidnischen 
Elementes unter ihnen war noch zu stark und mit grosser Zähig- 
keit erhielt sich, als längst das Heidentum verschwunden war, der- 
selbe unter dem Volke im Aberglauben rege, sodass sogar noch 
König Luitprand gesetzlich gegen denselben einzuschreiten sich ge- 
zwungen sah?). Wenn sich nun das Heidentum in seinen verschie- 
denen Äusserungen in Italien noch so lange hielt, wo es doch 
einen gewaltigen Gegner in dem lebensvollen katholischen Glauben 


1) Wollschack a. a. 0. S. 25. 

2) Abel a. a. O. S. 241. — Fast wörtlich auch bei Weise a. a. O. S. 258 
zu finden. 

3) Man vergleiche nur Paul. Diac. IV. 6. p. 118. — III. 26. p. 105 sq. 

4) Die Dialoge: Paul. Diac. l. c. IV. 5. p. 117. Die Briefe: Paul. 
Diac. IV. 8. 9 p. 118 sqq. — IV. 19. p. 122. Ausserdem verfasste er selbst 
eine Vita Gregors. III. 24. p. 105. 

9) Velleius Paterculus l. c. II. 106. 2: Langobardi, gens etiam Ger- 
mana feritate ferocior. 

6) Man werfe nur einen Blick in die Frankengeschichte Gregors von Tonrs. 

7) Edictus, ed. Bluhme. Hannover, 1869. Leges Luitpraudi,$ 84. 85 p. 117 sq. 
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hatte, wenn der rohe Sinn und die wilden Sitten und Gebräuche 
sich noch unter dem allseitigen Einflusse der religiösen Kraft des 
Christentums nur schwer sich milderten, um wie viel grösser musste 
dann die Wildheit des Volkes sein, als es noch in den Steppen und 
Pussten Pannoniens wohnte, fast unberührt vom Christentum, fast 
unbekannt mit den sittlichen Vorschriften desselben, durch die steten 
Kämpfe gegen noch wildere Völker, gegen Heruler, Gepiden und 
Avaren verroht, im Kriege und in der Vernichtung des Gegners 
ihre einzige Beschäftigung sehend, verschlossen und gleichgültig 
gegen die christliche Religion, in welchem Bekenntnis und unter 
welcher Form sie ihnen auch entgegentrat! Diese Erwägungen 
machen uns auch ihr Verhalten erklärlich, als sie in Italien unter 
Narses im Gotenkriege dem Kaiser Heeresfolge leisteten 9). Nach 
Beendigung des Krieges hatte Narses die deutschen Hilfstruppen 
nicht mehr nötig und schickte sie im Herbst des Jahres 552 nach 
Hause. Besonders schnell aber suchte er die Langobarden los zu 
werden, weil sie überall, wohin sie gerade kamen, die Häuser an- 
zündeten und den Frauen Gewalt antaten. Hiervon schreckte sie 
bezeichnender Weise nicht einmal die Heiligkeit der Gotteshäuser 
zurück, in welchen diese Zuflucht suchten. Um sie, solange sie auf 
römischem Gebiete waren, unschädlich zu machen, bewog er sie 
durch reiche Schätze zum Abzuge und gab ihnen eine starke Ge- 
leitsmannschaft mit?) Paulus freilich, welcher an der oben zitierten 
Stelle gleichfalls ihre Rückkehr aus Italien erzählt, weiss hiervon 
natürlich nichts! nach ihm kehrteu sie „als Sieger durch reiche Ge- 
schenke geehrt“ in ihre Heimat zurück. Diese Roheit und Wild- 
heit, welche das Produkt verschiedener Faktoren war, als etwa des 
gesamten Volkscharakters, der nachhaltigen Einwirkung des Heiden- 
tums, der vielen, mit beispielloser Rücksichtslosigkeit geführten, 
blutigen Kriege, diese Grausamkeit konnte das Christentum erst 
dann beseitigen und zu milderen, edleren Regungen umformen, als 
die nötigen Bedingungen dafür gegeben waren, als Ruhe und Frieden 
und gesicherte Lebensverhältnisse, wohl begründet durch den Besitz 
einer eigenen Scholle, gestützt durch eine starke zentralisierte Staats- 
gewalt, im Volke Platz griffen. 

8) Paul. Diac. 1. c. II. 1. p. 72. 

9) Procop. Le IV. 38. p. 627 8q.: xa: aprsta uiv tiv of Ertaromevuv 
AayyoBaoôuv AAdakeimv rag atorias (of ye zpos ti Ain fe tiw Slartav magavonia TAÇ TE 
olxoóou:ag, als av ÉVTUOLEV Everiumpazav xai UV tais zl; tx LECX HATAZEU TOUTES 
ratbuevo: ErArslafov) ypriuao: usyadors adtods Geltmsduevos Ze Th náta TT, Aix 
evar, Badeotavôv te xat Auutavov, tov ajt00 AésÄgiënin, Euy toig Eronsvots Zinyaisdaı 
is 0000 op de ta Pwpaiwy Zeg opise xcAedoag, Ze turdevì Ev Tj anonuosia Au: 
pAvuvrat, 
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2. Das Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 


(Febronianismus und Josephinismus). 


Von Dr. jur. Ad. Rösch, Pf. 
(Fortsetzung; vgl. III. Quartalh. 1903 S. 446 f.) 


L Der Febronianismus (Schluss). 
5. Die iura essentialia (primigenia) des Primates. 


»Alle jene und allein jene sind ursprüngliche und wesentliche 
Rechte des Primates, ohne welche die Einheit nicht erhalten werden 
kanne!) »Der Primat ist nur die allgemeine Fürsorge, Aufsichts- 
führung, das Recht, die Nachlässigkeit der anderen Prälaten zu 
supplieren und Gesetze zu geben, auf dass die kirchlichen Stellen 
richtig, kanonisch und zum Heil der Seelen, von wem immer dies 
geschehe, verliehen werden« 2). »Mit dem höchsten Amte des Papstes 
muss verbunden sein die Sorge (sollicitudo), dass die Kirchen- 
gesetee in der ganzen Welt beobachtet, der Glaube unverletzt be- 
wahrt, dass dieselben wesentlichen ritualen Gebräuche bei Aus- 
spendung der Sakramente angewendet werden, dass endlich alle ein 
und derselben gesunden Moral anhängen« 3). »Dem Papste kommt 
kraft gôttlichen Rechtes zu die Aufsicht und Überwachung (inspectio 
et superintendentia) aller Kirchen zur Erhaltung der Glaubenseinheit, 
dass die nämlichen wesentlichen ritualen Gebräuche bei Erteilung 
der Sakramente angewendet werden, dass alle eine und dieselbe 
Sittenlehre bekennen; und aus diesem Grund ist er auch der Richter 
in Sachen des Glaubens; und wenn die Einzelkirchen sich seiner 
Entscheidung nicht fügen, so kommt es ihm zu, die Koneilien zu 
berufen, ihnen zu präsidieren, Anordnungen und Bestimmungen in 
Glaubens- und Sittenlehren zu erlassen, gegen Zuwiderhandelnde 
Strafen festzusetzen, die Büsser loszusprechen, über die Beobachtung 
der Kirchengesetze zu wachen u. s. w.« 4). Eybel fasst die wesent- 


1) Febron. S. 84. 

2) M. Schenkl, Syntagma iuris can. S. 352. 

3) Febron. S. 85. 

4) Barthel a. a. O. S. 118. Sauter a. a. O. S. 113 führt als iura es- 
sentialia auf: 1. ius supremae inspectionis (ius petendi relationes ex universa 
ecclesia de rebus ad unitatem pertinentibus und ius mittendi legatos consti- 
tuendive vicarios), 2. ius admonendi, iubendi poenarumque . . . minis edicendi, 
nt constituta diligenter observentur (ius corrigendi neglecta vel male faeta und 
ius protectionis), 3. ius de rebus novis ad ecclesiam ;docentem:; referendi. — 
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lichen Primatialrechte in folgende Punkte zusammen : 1. »Was im- 
mer die allgemeine Kirche betrifft, ist an den Primas zu berichten. 
2. Der Papst kann, wenn die Berufung eines Konzils oder die Ein- 
holung der Zustimmung der Bischöfe nicht möglich ist, in einer 
Sache einen vorläufigen Entscheid treffen. 3. Er beruft die Konsilien 
und führt darauf den Vorsitz. 4. Er gibt Gesetze zur Erhaltung 
der Einheit und führt sie aus. 5. Er hat die alten Sateungen zu 
schirmen und auf deren Beobachtung zu dringen. 6. Er hat die 
fehlenden Prälaten zurechtzuweisen, ihre Nachlässigkeit zu ergänzen, 
den Unterdrückten Hilfe zu leisten« 1). 

Überwachung der Kirche, Sorge für die Beobachtung der 
Kirchengesetze, Erlass von Anordnungen zum Schutz der kirchlichen 
Einheit, Zurechtweisung der fehlenden Prälaten, Entscheidung in 
Glaubensstreitigkeiten — sind die einzelnen Momente der Gewalt, 
die dem Papste hier zugebilligt wird. Aus der inspectio Ecclesia- 
rum folgt das Recht des Papstes, Gesandte in der Kirche zu haben, 
ferner wird ihm eine gesetzgebende, richterliche und in Glaubens- 
sachen entscheidende Gewalt zuerkannt. Wir müssen diese Punkte 
im einzelnen ins Auge fassen. 


a) Das Gesandtschuftsrecht des Papstes. 


Zur Ausübung des Rechtes, über die ganze Kirche zu wachen, 
bedienten sich die Päpste von jeher besonderer Organe, Vikarien, 
ausserordentlicher und ordentlicher Gesandten, in späterer Zeit ent- 
sprechend der Ausbildung des weltlichen Gesandtschaftswesens der 
ständigen Nuntiaturen. Prinzipiell konnten ihnen die Febronianer 
dieses Recht nicht direkt negieren. Die Nuntien haben nach 
van Espen?) zwar heutzutage bei Fürsten und Prälaten keinen ge- 


Hedderich (Elem. iur. canon. S. 68): »Dem Primat kommt nach göttlichem 
Recht zu 1. die Gewalt, die Bischöfe zu mahnen und zur Pflicht yarücksuführen. 
wenn sie offenkundig sich gegen die Einheit oder das Seelenheil ihrer Schäflein 
sich vergehen; 2. das Recht, von den Bischöfen Berichte zu fordern und ent- 
egenzunehmen, wo immer dazu Ursachen und Angelegenheiten auftauchen; 
5. zur Entscheidung von Streitigkeiten ein Urteil zu fällen, dem die Bischöfe 
gehorchen müssen, wenn nicht von der Gesamtkirche das Gegenteil befohlen 
wird; 4. auch in Disciplinarsachen kommt dem Primas in vorzüglicher 
Weise eine richterliche Gewalt zu. 5. Er hat das Recht und die Pflicht, zur 
Beilegung von Streitigkeiten ein allgemeines Konzil zu berufen und übt auf 
demselben Vorsitz und Leitung aus. 6. Er kann durch Reskripte und Gesetze 
die Ausführung und Beobachtung der Kanones anbefehlen — als vindex et 
custos canonum. 7. Er hat das Recht, zuweilen in ausserordentlichen Ange- 
legenheiten Personen zu delegieren zur Leitung eines allgemeinen Konzils oder 
zur Ordnung einer Angelegenheit einer Diözese, welche die kirchliche Einheit 
betrifft«. 
à Eybel, Introd. in Jus eccles. tom. III. S. 134 ff. 
2) Ius Eccles. univ., ed. in Germ. quarta, tom. I. p. I tit. 21 cp. 3 n. 18. 


622 | Dr. Rösch, 


ringen Einfluss; es sei aber unzweifelhaft, dass sie durch ihr 
Ansehen der Kirche die grössten Dienste leisten können. Auch 
Febronius?) gesteht dem Papste zur Handhabung der dem Primat 
inhärierenden Rechte unumwunden die Befugnis zu, in den Pro- 
vinzen und Reichen Vikarien und Legaten zu unterhalten; von 
»Nuntien« ist wohl mit Absicht keine Rede. Zufolge der in der 
febronianischen Theorie stark reduzierten, grösstenteils beseitigten 
Primatialrechte kann diesen päpstlichen Gesandten gegenüber der bisher 
beanspruchten natürlich nur eine weit geringere Machtvollkommen- 
heit eingeräumt werden. Die grosse Zahl der bisherigen Nuntien 
und noch mehr deren Vermehrung ist daher auch eine überflüssige 
Sache, zumal sich dieselben doch nur meist um rein weltliche Dinge 
und um feiste Prozesse kümmern ?) und allezeit lästige Verfechter 
der päpstlichen Ansprüche sind. So beschloss darum 1786 der 
Emser Kongress, das ureigene Kind des Febronianismus, Punkt IV c: 
»Die Nuntiaturen hören in Zukunft völlig auf«. Nach Hedderich ®) 
ist es nämlich klar, dass der Papst den Bischöfen keine ständigen, 
in ihren Diözesen residiereuden Legaten aufnötigen kann, da der 
Zweck des Primates solches keineswegs erfordert. Der Papst hat 
nach diesem Autor4) das Recht, von den Bischöfen Berichte einzu- 
fordern und entgegenzunehmen in allen kirchlichen Angelegenheiten, 
die zu seiner Kognition gehören ; eine solche Berichterstattung tut 
dieselben oder wohl noch bessere Dienste als die übergeschäftiger, 
voreingeuommener römischer Gesandten. 


b) Der Papst als Gesetzgeber. 


Nach dem Grundsatze, dass das Konzil in jeder Hinsicht über 
dem Papste stehe und die Bischöfe ihre Diözesen durchaus selb- 
ständig verwalten, der Papst somit nur in gewissen Fällen im In- 
teresse der kirchlichen Einheit amtlich eingreifen kanu 5), ist auch 
die gesetzgebende Gewalt des Papstes zu bemessen. 

Unabweichliche Norm für die Amtsführung des Primas sind 
die Vorschriften der alten kirchlichen Kanones; sobald er diese 
Grenze überschreitet, hört ihm gegenüber der Gehorsam auf 
und muss Verwirrung in der Kirche einreissen®), Falls neue An- 


1) S. 113. 

2) Vgl. oben S. 467. 

3) Elemen. iur. can. S. 74. 

4) Vgl. oben Anın. auf S. 621. 

5) Vgl. Hedderich, Elem. S. 76: »Primati non competit ius condendi 
leges disciplinares ab Episcopis et nationibus necessario acceptaudas, quo usque 
Episcopi sua potestate non abutunture. 

6) Febron. S. 102. 
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ordnungen für die Gesamtkirche notwendig werden, dürfen sie darum 
niemals contra canones, sondern höchstens praeter canones sein; ob 
dies der Fall, darüber entscheidet das Urteil der ein solches Gesetz 
acceptierenden oder ablehnenden Bischöfe. »Wenn daher der Papst 
ausserhalb des Konzils unverhofft eine Anordnung trüfe, in welcher 
die Kirche ihre Tradition nicht anzuerkennen vermóchte, kommt 
dieser das Recht des Widerspruchs zu«!). »Weil nicht immer Kon- 
zilien versammelt werden können, erlässt der Papst Gesetze oder 
Kanones in actu primo, wie die Scholastiker sagen; der actus se- 
cundus, d. h. die formale und tatsächliche Ursache der Verpflichtung 
hängt vom Konsens der Kirche ab« 3). 

Die Zustimmung der Bischöfe wird ganz allgemein zur Rechts- 
gültigkeit päpstlicher Disziplinarvorschriften verlangt. Dass damit 
die Gesetzgebungsgewalt des Papstes vollkommen lahmgelegt würde, 
war den Febronianern wohl klar, widersprach indes keineswegs ihrer 
Absicht, die eben alle Macht in dem allgemeinen Konzil kon- 
zentrieren wollte. »Es wird allgemein angenommen«, sagt Febronius®), 
»dass der Papst allein, obgleich ihm eine gesetzgebende Gewalt be- 
züglich der Gesamtkirche nicht zusteht, bei grosser Schwierigkeit 
Konzilien zu berufen, allgemeine Gesetze erlassen und der ganzen 
Kirche deren Beobachtung vorschreiben kann, die jedoch nicht eher 
Rechtskraft erlangen, als bis sie durch allgemeine Zustimmung re- 
cipiert worden sinde 4). »Die Bischöfe werden diese päpstlichen Ge- 
setze wegen der ihuen innewohnenden Billigkeit (propter intrinsecam 
aequitatem) annehmen müssen, wenn sie dieselben zur Beförderung 
des religiósen Wohles und der Kirchenzucht für geeignet erachten, 
und nachdem festgestellt ist, dass sie dem Wohl des Staates keinen 
Nachteil bringen« 5). Jede pápstliche Anordnung kann also in der 
bischóflichen oder, wenn sie diese heil passiert hat, in der Staats- 
kanzlei verunglücken. »Ohne die ausdrückliche oder stillschweigende 
Zustimmung der Kirche kann der Papst kein neues, alle Kirchen 
verpflichtendes Gesetz erlassen« 9). »Zu den Freiheiten der unter- 
gebenen Kirchen und ihrer Bischöfe gehört das freie Recht, in ihren 
Diözesen neue päpstliche Gesetze zu promulgieren uud zu acceptieren, 
das nur insoweit durch góttliches Recht eingeschränkt ist, als die 


]) Ebendas. S. 104. 
2) "i-i tom. IIl. S. 93. 


) 5 
4) Vgl. Zallwein, Principia tom. I. S. 393. 
5) Febron. S. 229. i 

6) Febron. tom II. S. 291; vgl. Rautenstrauch, Instit. Iur. eccles. 
Proleg. Ed. 1774 S. 125. 
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Bischöfe dieselben nicht einfachhin verachten, geringschätzen oder 
unbeachtet lassen dürfen, wenn sie nicht festgestellt haben, dass 
diese Gesetze entweder ihren allgemeinen oder besonderen Rechten 
zuwider oder den alten Sitten entgegen oder ihren Kirchen schädlich 
oder wenigstens minder nützlich seiene 1). »Die Bischöfe können 
nicht gezwungen werden, die päpstlichen Disziplinarvorschriften eher, 
zu promulgieren und zu recipieren, als bis sie dieselben als nützlich 
für ihre Diözesen befunden habene 3), 


Ihre feste Grenze hat die päpstl. Gesetzgebung an den be- 
stehenden kirchlichen Kanones. »Wenn für die Gesamtkirche auf 
Konzilien Gesetze erlassen und von der Kirche allgemein rezipiert 
worden sind, steht es nicht in der Macht des Papstes allein, sie ab- 
zuschaffen oder teilweise zu beseitigen (derogare) ohne die wenigstens 
vorauszusetzende Zustimmung der Synode« 3).  Püpstliche Gesetze 
müssen nach Riegger*) mit Ehrfurcht aufgenommen und dürfen 
ohne wichtigen Grund nicht abgelehnt werden, wenn sie zwar Neues 
einführen, aber das Alte nicht abändern. 


Zur Gültigkeit der päpstlichen Gesetze ist genügende Publikation 
unbedingtes Erfordernis. Der in Rom übliche Modus der Promulgation, " 
nämlich die päpstlichen Dekretalen an vier Orten auszuhängen, ist 
unzureichend 5). Ganz aufrichtig gibt uns Riegger®) den Grund für 
diese Auffassung dahin an: »Ut nihil dicam de placeto regio ad 
promulgationem legis ecclesiasticae necessario quodque hac ratione 
eluditur, episcoporum certe consensus in eam accedat oportete 7): 
die Päpste dürfen ihre Dekrete dem landesherrlichen Plazet und der 
Nachprüfung durch die Bischöfe nicht entziehen. Deshalb schaffen 
auch die sog. päpstlichen Kanzleiregeln nur bei der Kurie Recht, 
haben aber ausserhalb derselben keine rechtliche Bedeutung, ausser 
wenn die eine oder andere auf dem Wege des Gewolinheitsrechtes 
eingeführt ist9); aus diesem Grunde ist die Censurenbulle »Coenae« 
nieht allgemein verbindlich, z. B. nicht in Belgien ?), und haben die 
Entscheidungen der congregatio concilii Tridentini, die in Deutsch- 


1) Zallwein a. a. O. S. 381. 

2) Obernettner S. 513. 

3) Febron. S. 234. 

4) A. a. O. p. I. S. 250. 

5) Zallwein a. a. O. tom. I. S. 391; vgl. Burthel a. a. 
Oberhauser, Praelect. can. I. S. 35 ff., Rautenstrauch a. a. Q. S. 1 
berger, Enchir. I. S. 25. 

6) À. a. O. tom. II. S. 27. 

7) Aehnlich Pehem p. I. S. 172. 

8) Riegger, Institut. iurisprud. eccles. tom. II. 1774 S. 120. 

9) v. Espen, Tract. de promulg. legum p. I. cap. 3 $ 2. 


O. S. 53, 
139, Rech- 
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land niemals promulgiert worden, nur den Wert einer interpretatio 
doctrinalis !). »Die Gesetze« schreibt Riegger?), »welche alle 
Gläubigen verpflichten sollen, müssen zur Kenntnis aller kommen 
entweder durch eine Synode . . . oder durch Verlesung der Synodal- 
beschlüsse, damit sie durch die Zustimmung und Anerkennung aller 
bekräftigt werdene. Nach v. Espen?) sind »die kirchlichen Dekrete 
zuerst den Bischöfen und durch diese den Priestern und durch 
letztere dem Volke mitzuteilen, so zwar, dass sie bei Verbreitung 
auf anderem Wege in gerechten Verdacht kommen und es nicht ge- 
nügt, dass sie irgendwie zur Kenntnis der Gläubigen gelangen, wenn 
sie nicht in hergebrachter Ordnung bekannt gemacht werden, dann 
nämlich, wenn die gebräuchliche Ordnung leicht eingehalten wer- 
den kann«. 

Die päpstlichen Konstitutionen sind daher nach Eybel*) nur 
rechtsgiltig unter folgenden Voraussetzungen : »1) Sie dürfen nicht 
gegen das Heil der Kirche verstossen. 2) Sie dürfen die Rechte 
Dritter, besonders Verträge mit Fürsten und Nationen, Gewohn- 
heiten von Reichen und Diôzesen nicht verletzen. 3) Ihr Gegen- 
stand muss eine zur Kompetenz der püpstlichen Gewalt gehórige 
Angelegenheit sein, daher ist notwendig 4) die Prüfung der Landes- 
fürsten als Beschützer ihrer Länder und Wächter der Kirchen- 
satzungen, 5) ebenso die Prüfung durch die Bischöfe und endlich 
6) die gesetzliche Verkündigung an die Gläubigen« 5). 

Dem Gesetzgebungsrecht entspricht die Dispensationsgewalt. 
»Die Kirche lässt es geschehen, dass der Papst von den allgemeinen 
Kirchengesetzen aus guten Gründen (sapienter) dispensiere in dem 
Falle, in welchem das Konzil selbst dispensiert hátte« 9). Ebenso 
verklausuliert drückt sich v. Espen 7) aus: »Die Kanonisten stimmen 
überein, der Papst könne vermöge seiner Vollgewalt de iure supra 


1) Horix, Tract. de fontibus iuris canonici S. 45. 

2) A. a. O. S. 250. Der Verfasser scheint hier sogar noch (wie Richer) 
die nu des Laienpublikums zu fordern. 

3) Pars V, Quellen des Kirchenrechts p. 9 cap. I. $ 1. 
5 Introd. in Ius eccl. Cathol. tom. IIl. S. 158. 
9) Aehnlich Pehem, Prael. in Ius eccles. univ. p. I. S. 631 f. : »(Rescripta 
Romanorum Pontificum) invalida sunt I. extra territorium pontificum rescripta 
in causis mere temporalibus II. quae laedunt utilitatem Ecclesiae publicam 
III. quae contraria sunt sacris canonibus aut consuetudinibus legitime intro- 
ductis et speciatim constitutionibus alicuius concilii oecumenici, nisi forte ob 
Ecclesiae salutem per modum dispensationis ad Papam pertinentis aliquid in 
ilis relaxetur; IV. effectu executionis carere oportet rescripta, quae turbant 
manifestam iurisdictionem Ordinariorum eorumque ius et officium hierarchicum 
in causis disciplinae et correctionis V. quae impungunt in libertates, leges 
publicas et fundamentales atque concordata nationum vel provinciarum«, 

6) Febron. S. 87. 

7) Jus eccles. univ. p. IV, Tr. de dispens. cap. 1 n. 5. 
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ius dispensieren, wie Innozenz III. sagt . . . .; aber sie wissen, dass 
diese Vollgewalt nach den Umständen von Zeiten und Personen zum 
Wohl und Nutzen der Kirche auszuüben seie. In Ehesachen negiert 
Febronius dem Papste das ausschliessliche Dispensationsrecht, da 
diese Dispensen durch keine Kirchensatzung dem Papste vorbehalten 
seien; daher könnten die Bischöfe solche erteilen, jedoch mit der 
durch die Kanones, besonders die tridentinischen, vorgeschriebenen 
Masshaltung 1). 


c) Die richterliche Gewalt des Papstes. 


Mit der gesetzgebenden Macht hängt nahe zusammen die 
richterliche und Strafgewalt. Ist der Papst Gesetzgeber, so muss er 
auch Richter sein. Wie aber die gesetzgeberische Tätigkeit des 
kirchl. Oberhauptes einerseits durch die bischöfl. Jurisdiktion in den 
einzelnen Diözesen, andererseits durch die Gesamtkirche, die vor allem 
durch die allgemeinen Konzilien repräsentiert wird, eine sehr beschränkte, 
eine nur subsidiäre ist, so sind auch seine richterlichen Befugnisse 
enge begrenzte. In den Diözesen sind zunächst die Bischöfe Richter 
und, was durch sie entschieden werden kann, gehört nicht vor das 
Forum des Papstes oder seiner Nuntiaturen. »Die Appellationen 
an den heil. Stuhle, schreibt Febronius?), »widersprechen den 
heil. Kanones, der Billigkeit, Klugheit und der christlichen Staats- 
weisheit (politia), der Kirchenzucht, den Rechten der Staaten; sie 
richten das Vermögen der Laien zu Grunde und verschaffen den 
Übeltätern Straflosigkeite. Heftiger konnte man die richterliche 
Tätigkeit des heil. Stuhles kaum angreifen, und ist es erklärlich, 
wie auf solche Provokationen hin von der josephinischen Staatsgewalt 
alle Appellationen an den hl. Stuhl einfach untersagt wurden. Nach 
v. Espen®) haben infolge der falschen Dekretalen die Appellationen 
an die römische Kurie und sogar die Verhandlungen in erster In- 
stanz vor derselben bezüglich aller Angelegenheiten, besonders jener 
der Bischöfe und Kleriker überhand genommen. »Wie sehr dieses 
Recht, an den hl. Stuhl zu appellieren, angewachsen und wie viel- 
fältige Missbräuche es im Gefolge gehabt, haben viele heil. Männer, 
welche die Übel der Kirche beweinten, in ihren Schriften bezeugte 4). 
Daher, fährt derselbe Autor fort, sei es alte Praxis in Belgien und 
in anderen Staaten, dass jeder Prozess, besonders in Strafsachen, der 


1) Febron. tom. II. 600. 

2) S. 272. 

3) Tract. de censuris cap. 5 $ 4. 
4) v. Espen a. a. 0 
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an einen ausländischen Richter, besonders an den hl. Stuhl devol- 
viert ist, durch delegierte Richter in partibus in den Provinzen 
selbst, in welchen der Streit sich abspiele, entschieden werden 
müsste!) »Denn die Kirche hat stets ausländische Gerichte 
(peregrina iudicia) wegen der zahllosen damit verbundenen Unzu- 
träglichkeiten und der Bedrückungen Unschuldiger gänzlich ver- 
worfen, da sie will, dass jeder in seiner Provinz gerichtet werde« 2). 

Wie die eigentliche richterliche, so ist nach diesen Autoren 
auch die Strafgewalt des Papstes missbräuchlicher Weise ausge- 
dehnt worden. Sie geben daher genau die Bedingungen an, unter 
welchen päpstliche Strafen, besonders Censuren, den Kirchengesetzen 
entsprechen und darum als gerecht, und in welchen sie als unge- 
recht und daher als ungültig anzusehen sind. 

Der Papst kann die Beobachtung seiner Gesetze unter der An- 
drohung der Exkommunikation nur anbefehlen, wenn die Kirche su- 
stimmt; andernfalls ist die angedrohte Strafe wirkungslos 8). »Wenn 
die Kirche oder ein grosser Teil derselben einer selbst vom Papste 
ausgesprochenen Exkommunikation Widerstand leistet, ist der Ex- 
. kommunizierte nicht als solcher anzusehen« 4). Daher ist die von 
Papst Clemens XIII. über die Regierung von Parma ausgesprochene 
Exkommunikation von Anfang an nichtig gewesen, weil nicht eiumal 
die Kirchen Italiens, geschweige denn die anderen diese Exkom- 
munikation anerkannt haben 5). 

Zu den Voraussetzungen der Exkommunikation gehöre ferner, 
dass es sich um contumacia in peccato und um fortgesetzten Unge- 
horsam gegen die Kirche®) sowie um ein peccatum grave?) handle. 
Diese Forderungen sind an sich korrekt und unbedenklich. Nur 
sind die Febronianer in der Auslegung dessen, was hier unter con- 
tumacia und grave peccatum zu verstehen, nichts weniger als skru- 
pulós. Geradezu alle Auktorität umstürzend sind die Ausführungen 
bei Febronius 8): »(Grave peccatum) supponi non potest nec debet in 
iis, qui de reducenda sana disciplina et moribus instituto Christi 
conformibus serio cogitante. Damit werden alle reformlustigen 
Bischófe gegen die rómischen Bannstrahlen gesichert. Ja, Febronius 
erhebt seine Stimme noch zur Drohung: »Wenn die Sache durch 

1) v. Espen a. a. O. 

2) Ebendas. 

8) Febron. tom. II. S. 291. 

4) Febron. tom. IV. S. 27. 

5) Ebendas. S. 31. 


6) v. Espen, Tract. de censuris cap. 8 8 1. 
7) Febron. S. 593. 
8) Ebendas. 
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den römischen Hof dahin getrieben würde, dass sie zu offener Em- 
pörung auswüchse, dann läge das Schisma auf Seite der Kurie1), 
nicht auf Seite derjenigen, welche mit der geziemenden Mässigung 
und auf geeignetem Wege die auch von den allgemeinen Konzilien 
angeordneten Reformen der Kurie und der Kirche anstreben« ?). 


Ferner verlangt v. Espen zur Giltigkeit einer auszusprechenden 
Exkommunikation ein genaues prozessuales Verfahren; wenn dieses 
strafrechtliche Verfahren an einem wesentlichen Mangel leidet, ist 
die Censur wegen Nichteinhaltung der Rechtsordnung null und nich- 
tig?). Daher ist jede ausgesprochene Exkommunikation ungiltig und 
kraftlos, wenn eine gerichtliche Ladung an den Beschuldigten nicht 
vorausgegangen ist). 

Hienach ist die Rechtsgiltigkeit der sog. excommunicatio latae 
sententiae zu beurteilen. v. Espen5) bemerkt diesbezüglich: »Wir 
sagten, dass diese Censuren viele Jahrhunderte in der Kirche un- 
bekannt gewesen, in den folgenden Jahrhunderten aber allzusehr 
vermehrt worden sind . . . Gegen diese Praxis ist seiner Zeit Gerson 
mit seiner scharfen Feder aufgetreten . . ., indem er bemerkt, die 
‘ dieses tun, wollten das drückendste Joch der Menschheit auf den 
Nacken legene. Nach Febronius widerstreitet die excom. latae sent. 
den Kirchensatzungen und ist darum ungiltig 9). Diese Art der 
Censuren ist neuerer Erfindung und dem Geist der Kirche und ihrer 
Satzungen zuwider; daher muss der Beschuldigte auch in dem Falle, 
wo ein Gesetz die excomm. latae sent. androht, zitiert und muss 
eine sententia declaratoria gefállt werden, ob er die Censur inkurriert 
hat oder nicht") Seinem ganzen Widerwillen gegen die censurae |. 
sent. gibt Febronius in den bitteren Worten Ausdruck: »Reges et 
Principes, qui subditos reos transgressae legis ducentis millibus 
leucarum et ultra (sic!) ab illorum domicilio nec propius publicatae 
haberent, omni iure inter tyrannos et barbaros censerentur. Ast Deo 


1) Auch diese Stelle beweist wiederum, wie wenig diese Kanonisten selbst 
vor offenem Bruch mit dem kirchlichen Oberhaupte, vor dem Schisma zurück- 
scheuten. 

2) Febron. ebendas.; vgl. Febron. S. 140: »Si Romanus Pontifex sine 
legitima causa excommunicationem ferret totaque Ecclesia aut magna eius pars 
iudicaret, eam decerni non debuisse, tunc excommunicatus ab Illo pro schisma- 
tico minime habendus esset, dummodo animum retineret servare cum eodem 
Pontifice tamquam Primate unitatem et ad recuperandam eius communionem 
totis viribus adlaborarete. 

8) v. Espen, Tract. de recursu ad Principem cap. 8 8 4. 

4) v. Espen, Tr. de censuris cap. 5 8 3. 

5) Ebendas. 8 4. 

^ Febron. tom. III. S. 188 f. 

7) Febron. tom. IV. S. 379. 
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sint laudes! tales inter Principes Saeculi in Europa non dantur, sed 
nec forte in aliis huius nostri orbis partibus« 1), 

Auch nach Riegger?) sind die excom. latae sent, unvereinbar 
mit dem Worte der hl. Schrift und dem Geist der Kirche. 

Eine Menge kirchlicher Censuren werden mithin ganz unge- 
recht und ungiltig verbängt®). Wie nun hat man sich einer solchen 
Censur gegenüber zu verhalten? 

Van Espen*) gibt folgende Entscheidung: »Obgleich eine solche 
ungerechte Censur im inneren oder Gewissensforum null und nichtig 
ist und vor Gott keine Geltung hat, so befiehlt doch die Kirche mit 
Recht, dass dieser für das äussere Forum giltigen Sentenz auch in 
diesem Forum Gehorsam geleistet werde. Der Grund hiefür ist der, 
dass, wenn im äusseren Forum und Öffentlich dieser Sentenz kein 
Gehorsam geleistet würde, ein solcher Ungehorsam offenbar zur Ver- 
achtung der kirchlichen Gewalt und Geringschätzung des Richters 
gereichen würde. Wenn also gegen jemand durch den zuständigen 
Richter mit voller Einhaltung der rechtlichen Formen und genügen- 
der Bekanntmachung eine Exkommunikation ausgesprochen ist, wird 
man zweifellos sich dieser Sentenz in der Öffentlichkeit und im äusseren 
Forum unterwerfen müssen, bis deren Ungerechtigkeit notorisch ist. 
Und da die Ungerechtigkeit und die Notorietät derselben etwas 
Tatsächliches sind und die Verurteilten öfters sich einreden, dass 
auch das gerechteste Urteil ungerecht sei und duss notorisch sei, 
was nicht notorisch ist, darum wird es nicht leicht gestattet sein, 
unter dem Vorgeben einer solchen Ungerechtigkeit und Notorietät 
der so in rechtlicher Form ausgesprochenen und verkündeten Sen- 
tenz des Richters sich eigenmächtig Öffentlich zu widersetzen oder ihr 
nicht zu gehorchene, — Es liegen hier der Kanonist, der für Auf- 
rechterhaltung der kirchlichen Autorität eintritt, und der romfeind- 
liche Parteigänger im Streit. Daher die Entscheidung: in der 
Öffentlichkeit muss man sich einer verhängten Erkommunikation 
unterwerfen; aber der Romfeind zeigt eine Hintertüre, dem unbe- 
quemen Urteil zu entgehen: die Censur muss mit Beobachtung aller 


d Febron. tom. IV. S. 52. 
2) Institut. Iurisprud. Eccl. p. 1V. 8. 422; ebenso Pehem a. a. O. p. II. 


S. 704. 

3) Vgl. den masslosen Ausfall bei v. Espen (Tr. de cens. cap. 8 & 8): 
»Indubitatum est inter persecutiones a Christo Apostolis et in ipsis omnibus 
Christianis ac notanter Ministris Ecclesiae praenuntiatis etiamnum hodie esse 
hanc a Synagoga eiectionem seu ercommunicationem aliasque Ecclesiasticas 
Censuras, quas veri Christi Discipuli et veritatis defensores et Praedicatores 
sustinere iniuste coguntur et quarum metu plures succuinbunt, quoniain diligunt 
magis gloriam hominum quam gloriam Dei«. 

4) Ebendas. $ 2. 
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Formen durch den kompetenten Richter verfügt und verkündet sein; 
und selbst, wenn das alles zutrifft, untersagt er die offene Auf- 
lehnung nicht absolut, widerrät sie vielmehr nur. 

Anders liegt die Sache, wenn die Strafsentenz gar nicht in 
gesetslicher Form ausgesprochen ist. »Wenn die Sentenz der Er- 
kommunikation oder einer anderen Censur entweder von einem nicht- 
zuständigen Richter oder unter Nichteinhaltung der wesentlichen 
gerichtlichen Formen gefällt und die Ungerechtigkeit oder Nichtig- 
keit so notorisch ist, dass ein Ärgernis aus der Missachtung der ge- 
nannten Censur oder deren Nichtbeachtung nicht zu befürchten ist, 
dann brauchen dieso Censuren nach der einstimmigen Lehre der 
Theologen und Kanonisten auch im äusseren Forum nicht respektiert 
zu werden, sondern man kann sie als null und nichtig verachten. 
Ja, die öffentlich ohne rechtliche Form und aus geringfügigen Ur- 
sachen willkürlich angedrohten oder verhängten Censuren können 
und müssen sogar nicht selten verachtet und geringgeschätzt wer- 
den, zumal durch diejenigen, die zur Erhaltung der Kirchenzucht 
und zur Belehrung des Volkes eingesetzt sind... Es können darum 
nicht selten kein geringes Verdienst um die Kirche und vor Gott 
diejenigen erwerben, die unbekümmert um zeitlichen Vorteil oder 
den zu befürchtenden Zorn oder Verfolgung allein aus Liebe zur 
Wahrheit und Eifer für Erhaltung und Bewahrung der kanonischen 
Zucht dem Volke die richtige Anschauung über die Censuren bei- 
bringen, indem sie diejenigen fürchten, die in Wahrheit zu fürchten 
sind, diejenigen verachten, die in Wahrheit zu verachten sind und 
ohne wirkliches scandalum pusillorum verachtet werden kSnuene« 1). 


d) Die Lehrgewalt des Papstes. 


Zur Entscheidung von Glaubensstreitigkeiten sind in höchster 
Instanz die allgemeinen Kirchenversammlungen berufen; ausser- 
ordentlicher Weise, d. h. wenn die Entscheidung durch ein óku- 
menisches Konzil nicht móglich ist, entscheidet der Papst. Unab- 
änderlichkeit, Unfehlbarkeit kónnen diesen päpstlichen Definitioneu 
in Glaubenssacheu nicht zuerkannt werden. Dazu liegt kein Bedürfnis 
vor; ein solches Vorrecht würde ferner den Papst als einen dem allge- 
meinen Konzil, dem er doch in allem unterworfen ist, ebenbürtigen 
Faktor erscheinen lassen. 


1) Van Espen a. SR O. cap. 88 7; vgl. Pehem a. a. O. p. II. S. 41; 
Riegger, Instit. p. IV. S. 480: "Quo si vero publica sit et notoris censurae 
iniustitia, quod a contingit in censuris generalibus et latae sententiae 

. tum eas pati vel timere nulla ratione tenemur ... Ergo neque in foro 
externo observandae sunt, sed tamquam nullae et invalidae negligi possunt, 
imo debent etiam«, 


D. Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 631 


Die päpstlichen Entscheidungen in Glaubenssachen sind nicht 
endgültig, sondern nur provisorisch, müssen aber in der ganzen 
Kirche mit Ehrfurcht aufgenommen werden. Febronius!) lehrt: 
»Obgleich die päpstlichen Entscheidungen in Glaubens- und Sitten- 
lehren nicht gänzlich unabänderlich sind, so haben sie doch bei 
allen hohes Ansehen, und pflegen die Einzelkirchen für sich den- 
selben eine ganz besondere Ehrfurcht zu erweisen, so zwar, dass 
man sich denselben vorläufig unterwerfen muss, wenigstens, wie 
Gerson sagt, dass man nicht das konträre Gegenteil lehrt, solange 
die Kirche nicht widerspricht« 2). »Der Friede und die Ruhe der 
Kirche und das Wohl der Religion, auf welcher alles Heil beruht, 
fordern es, dass alle ihnen wenigstens vorläufig Gehorsam und Ehr- 
furcht bezeugen« 5). Solche dogmatischen Entscheidungen geniessen 
nach Rautenstrauch 4) nicht das Vorrecht der Irrtumslosigkeit, sind 
aber von allen wenigstens als vorläufige Entscheidungen hinzunehmen 
und darf ihnen von niemand frecher Widerstand entgegengesetzt 
werden. 

Als nur provisorische Entscheidungen unterliegen solche Ur- 
teile des Papstes auch der Prüfung der kirchlichen Synoden und 
der einzelnen Bischöfe. »Es können die Partikularsynoden vom 
hl. Stuhl definierte Lehren ihrer Prüfung unterwerfen und unter- 
suchen, ob diese Definitionen der hl. Schrift und der Überlieferung 
konform sinde 5). »Ja, auch die Bischöfe dürfen bei Entgegennahme 
päpstlicher Konstitutionen, auch in Glaubenssachen, dies nicht tun 
ohne reifliche Überlegung und Urteil; denn sie sind nicht schlecht- 
hin nur die Ausführungsorgane päpstlicher Anordnungen, da der 
Papst weder der Herr der Kirche ist, noch von ihr als unfehlbar 
angesehen wirde 6). 

Unfehlbar, unabänderlich werden diese dogmatischen Ent- 
scheidungen erst und nur durch ausdrückliche oder wenigstens still- 
schweigende Zustimmung der Gesamtkirche. »Si Episcopi ad summi 
Pontificis sententiam etiam tacite accedant . . . atque in eo statu 
res tranquille permaneat . . . causa finita este 7). 


1) S. 86. 

2) Aehnlich Pehem, Prael. p. I. S. 166: »Inter Primatus iura essentialia 
referendum est ius edendi decreta in causis fidei ac morum provisoria et inte- 
rim, quibus, licet fidei regulam ex se non efficiant, singuli tamen fideles deferre 
debent saltem, ut Gersonius loquitur, ad non dogmatizandum contrariume. 

3) Riegger, Instit. p. I. S. 245. 

4) Institut. . . Prolegom. S. 124; vgl. Obernettner a. a. O. S. 511. 

5) Febron. S. 191. 

6) Ebendas. S. 191; vgl. Febron. 8. 339. 

7) Febron. S. 889; vgl. Eybel, Elucubr, distribut. IV. n. 25 der assert. 
Wien 1774, Auch Riegger Elem. p. I. 8. 61 fordert ausdrückliche oder still- 
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Die Lehre von der päpstlichen Unfehlbarkeit passt ganz und 
gar nicht in die febronianische Theorie; dieser Nimbus musste da- 
ber dem Papst unbedingt entrissen werden. Gleichwohl verwerfen 
nicht alle Febronianer diese Lehre mit der gleichen Entschiedenheit, 
ein Beweis, wie stark die bisherige Tradition von der höchsten päpst- 
lichen Lehrauktoritát in ihnen noch nachgewirkt. Barthel!) vindi- 
ziert sogar dem Papst direkt dieses Privileg: »Certum iterum est et 
ab omnibus Catholicis ut dogma fidei tenetur Pontificem e Cathedra 
loquentem esse infallibilem (die Gallikaner verlangten indes noch 
dazu den Consensus saltem tacitus Ecclesiae)«e. Schenkl?) und Zall- 
wein?), zwei Benediktiner, sind wenigstens unentschieden. 

Um so stärker aber äussert sich die Gegnerschaft der übrigen Fe- 
bronianer gegen die päpstliche Unfehlbarkeit. Hören wir Febronius *): 
»Mit dem Fall der hl. Monarchie des Papstes, von welcher das ganze 
kirchliche Altertum nichts wissen will, wankt auch seine vorgebliche 
Unfehlbarkeit; die Behauptung von der Irrtumslosigkeit des Papstes 
hat ferner in der Kirche wenig praktischen Wert . . ., denn sie ist 
eine leere Meinung, bestritten von den berühmtesten Männerne. 
»Ohne Grund zählt man zu den Rechten des Primats kraít der Ein- 
setzung Christi die Gabe der Unfehlbarkeit, die von den Kurialisten 
für den römischen Bischof allein, nicht ohne Beleidigung des 
Episkopats und der Gesamikirche beansprucht zu werden pflegte 5). 
Nach Sauter?) kommt die Unfehlbarkeit der ganzen Kirche und 
nicht einem einzelnen zu. »Die Ansicht, welche dem rómischen 
Bischof die Unfehlbarkeit zuschreibt, hat die schwerwiegendsten 
Gründe gegen siche, schreibt Rechberger 7). Die Infallibilität des 
Papstes widerspricht nach Obernettner8) der bierarchischen Gewalt 
der Bischôfe und dem Ansehen der allgemeinen Konzilien. »Dass 
dem Papste das Privileg der Unfehlbarkeit znkomme«, sagt Eybel 9), 


schweigende Zustimmung der Kirche, wenn der Papst in »wesentlichen« Lehren 
der Religion eine Entscheidung fällt. 

1) Annot. etc. S. 123. 

2) Instit. iur. eccles. pars prior 1790 S. 217: »Ante expressum vel ta- 
citum ecclesiarum consensum irrefragabilia une decisiva sint Pontificis 
decreta, in utramque partem sentire etiam licete. Vgl. C. A. v. Droste-Hülshoff, 
Grundsätze des gem. K.-R. (Bd. II. 1830 8.154): NA rdings gibt es auch deutsche 
Theologen und Kanonisteu, welche dieselbe (püpstl. Unfehlb.) verteidigen, aber 
noch weit mehrere, welche sie bestreiten . . . In Oesterreich wird der negative 
Satz, »dass der Papst nicht unfehlbar seic, allgemein seit Maria Theresia 
öffentlich gelehrte. 

3) Principia Juris eccl. tom. I. S. 337; auf S. 355 ff. gibt er die Gründe 
für beide Ansichten, neigt aber doch mehr der Seite der Fallibilisten zu; vgl. 
oben S. 472. 

4) S. 64; vgl. Pehem p. I. S. 194—204; Obernettner a. a. O. S. 10. 

6) Hedderich a. a. O. S. 78. — 6) À. a. O. S. 561. — pA Enchir. S. 71. 
— 8) A. a. O. B. 561. — 9) Introd. in Jus eccles. tom. III. S. 4 
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»dafür spricht weder I. ein genügender Grund noch IT. die hl. Schrift 
noch III. die Disziplin der alten Kirche noch IV. die Lehre der 
hl. Väter noch V. die Zeugnisse der Männer, welche mit Frömmig- 
keit eine gesunde (sinceram) Wissenschaft verbanden, sondern alle 
diese Instanzen beweisen bei allen Anlässen vielmehr das Gegen- 
teile. Noch entschiedener schreibt derselbe Eybel in seinem seichten 
Pamphlete: Was ist der Papst?!): »Der den Papst heutiges Tages 
für den obersten Richter in Glaubenssachen oder für untrüglich 
darin ausgeben wollte, der würde ohnehin als ein Mensch angesehen, 
der von keiner hl. Schrift, von keiner Erblehre, von keinen hl. Vätern, 
von keiner Kirchengeschichte etwas; weisse. 


* + 

Damit sind wir in der Darstellung der wesentlichen oder ur- 
sprünglichen Primatialrechte nach dem System der Febronianer zum 
Schlusse gelangt. Sie erkennen dem Papste nicht nur einen primatus 
honoris, sondern auch ein Überwachungs-, eine gesetzgebende, richter- 
liche und Lehrgewalt für die ganze Kirche zu; aber alle diese Rechte 
‘ werden mit einer solchen Reihe von Schranken und Bedingungen zu 
Gunsten unbotmässiger Bischöfe und neologischer Elemente umgeben, 
dass die päpstliche Macht zu einem blossen Schattenbild herabsinkt 
und dass es bei einem solchen Zustand als Ding der Unmöglichkeit 
erscheint, das Gefüge der kirchlichen Einheit auch nur auf kurze 
Zeit zusammenzuhalten. 


6. Die iura accidentalia (udventitia) des Primates. 


Wohl zu unterscheiden von den durch das Wesen des Primates 
geforderten Rechten sind die erst durch die geschichtliche Entwick- 
lung dem Papste zugeflossenen Rechte, die sog. iura accidentalia 
oder adventitia. Erstere können als notwendig dem Papste nicht 
negiert oder entzogen werden, letztere aber können und müssen ihm, 
wenn das Wohl der Kirche es erfordert, ganz oder zum Teil wieder 
abgenommen werden. Nicht alle kirchlichen Rechte können freilich 
vom Papst giltig erworben werden; so kann z. B. der Papst keinen 
Teil bischöflicher Funktionen und Rechte den Bischöfen entziehen 
und entweder sich reservieren oder einfachen Priestern zur Ausübung 
übertragen?) Zur Vermehrung des päpstlichen Einflusses bat sehr 
viel ihre Stellung als Patriarchen des Abendlandes beigetragen, und 
manche der von den Päpsten ausgeübten Rechte und Amtshand- 
lungen entsprangen ihrer Patriarchalgewalt, nicht ihrer Primatial- 


1) Wien 1782 S. 19. 
2) Febron. tom. II. S. 10, 
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stellung!), welcher Umstand wohl zu beobachten ist. Eine solche 
Vermehrung der päpstlichen Machtbefugnis ist an sich nicht unzu- 
lässig; jedoch muss nach Hedderich ?) der Papst diese Rechte auf 
gesetsmässige Weise erlangt baben, nämlich entweder durch allge- 
meine oder durch National-Synoden oder durch Konkordate mit den 
Fürsten und Völkern; alle sog. causae maiores, die nicht auf einem 
solchen Wege in die Machtsphäre des Primas gelangt, müssen für 
ungesetzlich angesehen und von denen besorgt werden, denen sie von 
Rechts wegen zustehen. Nach Ausweis der Geschichte sind die 
Päpste allerdings vielfach auf ungesetzlichem Wege in den Besitz 
ihrer Macht gekommen: »Kein Mass und keine Grenzen dieser 
Papstgewalt erkennen an die Briefe, die unter dem Namen eines 
Isidor Peccator oder Mercator umgehen. Unter dem Schutze und 
Ansehen dieser Briefe haben die Päpste, besonders Gregor VII. im 
elften Jahrhundert, begonnen sich zu usurpieren 1) eine konkur- 
rierende Jurisdiktion mit allen Bischöfen, 2) die Gewalt, sich jedes 
bischöfliche Recht vorzubehalten (ius reservandi), 3) dem Bischof bei 
Ausübung seiner Rechte zuvorzukommen (ius praeveniendi) Auf 
diesen Grundlagen beruhen die accidentiellen Primatialrechte« 5). 
»Deshalb ist dem Papste aber doch nicht jede Reservation zu be- 
streiten 4). Nur soll Mass gehalten, der Missbrauch beseitigt, die 
goldene Mitte eingehalten werden. Eine Reservation darf aber nicht 
aus dem Grunde anerkannt werden, weil der Papst Herr über alle 
Benefizien sei, welches Prinzip der Rómer falsch ist, sondern damit 
die Einheit und der schuldige Gehorsam der Vólker erhalten bleiben« 5). 
Übrigens sei jetzt mehr als sonnenklar, dass von allen püpstlichen 
Reservaten, die mit dem Namen causae maiores bezeichnet werden, 
auch nicht ein einziges mit dem Primat von Natur aus, d. h. kraft 
der Einsetzung verbunden sei, noch viel weniger aber die geringeren 
kirchlichen Angelegenheiten 6). 


Die verschiedenen Autoren liefern uns ein mehr oder weniger 
ausfübrliches Verzeichnis der sog. erworbenen Rechte des Primates. 


1) Febron. S. 143. 

2) À. a. O. S. 114. | 

8) Riegger, Elementa Juris Eccles. p. II. S. 79. 

4) Was hier von der Reservation von Benefizien im besonderen ausge- 
sprochen wird, darf wohl als grundsätzlich für Beurteilung der accidentiellen 
Rechte überhaupt gelten. 

5) Febronius S. 467 (nach Barthel). Ebenso will Schenkl, Syntagma 
S. 353 dem Papste die Reservation einer mässigen Anzahl von Benefizien ge- 
statten, damit so die Ehrfurcht und Anhänglichkeit auch weit entlegener 
Kirchen dem Papst gegenüber zum Ausdruck kommen. 

6) Febronius S. 212. 
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Den relativ vollständigsten Katalog gibt Obernettner !) in folgenden 
vierzebn Punkten: 

»Papa iure tantum adventitio solus hodie 

1) novos Episcopatus erigit, veteres disiungit unitve. 

2) Episcopos ipsos confirmat, consecrat, transfert, iudicat, deponit. 

3) Ad Episcopatum postulatos aut eidem renuntiantes admittit. 

4) Eorum aliquos Pallio ornat. 

5) Indigentibus Coadiutorem concedit. 

6) Omnes speciali iureiurando sibi coniuagit. 

7) A quibusdam peccatis gravioribus Fideles quoscumque .poeni- 
tentes absolvit. 

8) In aliquibus votis et canonibus universalibus dispensat. 

9) Ordines religiosos approbat reprobatque. 

10) Aliquos a canonica suorum Episcoporum iurisdictione eximit 
et suae potestati immediate subicit. 

11) Uberiores quasdam indulgentias elargitur. 

12) Annatas ex variis provinciis exigit recipitque. 

13) Beneficia quaedam ecclesiastica extra Romanam dioecesim 
confert. 

14) Servos Dei Beatorum vel Sanctorum catalogo adscribite. 

Den vorstehenden fügt Obernettner als weiteres Recht des 
Papstes noch bei das Recht, in allen Füllen aus der ganzen Kirche 
Appellationen entgegenzunehmen. 

Ad 1. Die Errichtung neuer Bischofssitze ist nach Febronius ?) 
dem Papste durch keinen Text des kanonischen Rechts, sondern allein 
durch die Observanz reserviert, Nach Eybel*) ist die Errichtung 
neuer Diözesen ein Recht des Landesherrn. 

ad 2. »Die zufolge des Dekretalenrechts geltende Übung, dass 


1) A, a. O. S. 540. Nach teilweise verschiedener Anordnung führen 
diese Rechte auf Schenkl (Syntagma S. 124) in 7 Punkten, A. Michi (Kirchen- 
recht II. Aufl. S. 119 f.) in 9, Riegger (p. II. S 120) in 10 Punkten, Eybel 
(Introd. tom. III. 138 ff) in 14 und Pehem (p. I. S. 175 ff.) in ebenfalls 14, 
C. A. v. Droste-Hülshoff (Grundsätze d. gem. K.-R. Bd. II. S. 140 ff.) in 17 
Punkten. Pehem zählt zu den »iura Primatus adventitia: 1) ius confirmandi 
Episcopos 2) ius admittendi postulationem 3) ius consecrandi Episcopos (fehlt 
bei Schenkl) 4) ius exigendi iuramentum obedientiae et fidelitatis (fehlt bei 
Schenkl, Riegger und Eybel) 5) ius transferendi Episcopos 6) ius admittendi 
cessiones et resignationes Episcoporum 7) ius deponendi Episcopos 8) ius eri- 
gendi novos Episcopatus 9) eosdem uniendi et dividendi 10) ius beatificandi et 
canonizandi 11) ius adprobandi ordines religiosos 12) ius absolvendi et dispen- 
sandi cum Episcoporum exclusione 13) ius recipiendi quasvis appellationes 14) ius 
conferendi beneficia extra territorium romani episcopatus«. Die n. 12—14 finden 
sich nicht bei Riegger und Schenkt: Schenkt führt weiter auf das ius 
concedendi coadiutores, Eybel unter n. 11 das Recht der Verleihung des 
Palliums, unter n. 14 das Recht, Legaten zu schicken. 

2) Febron. S. 207. — 3) Was ist ein Bischof? S. 37. 
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nämlich der zum Bischof Erwählte noch der päpstlichen Konfirmation 
bedarf, um wahrer Hirt der Kirche zu seiu und alle Jurisdiktions- 
rechte als Bischof ausüben zu können, ist zweifellos der ursprüng- 
lichen Disziplin der Kirche und der ursprünglichen Bestimmung des 
Instituts des Episkopats zuwider« 1). »Das Recht, die Bischöfe und 
die anderen Patriarchen in der Kirche zu bestätigen, kommt keines- 
wegs dem Primas aus góttlichem Rechte zue 2), »Zur Aufstellung 
eines Bischofs ist nichts anderes erfordert als die gesetzmässige Zu- 
weisung einer Diózese und die Weihe. Dass der rómische Bischof 
dieses allein in seiner Gewalt habe, kann auf keine Weise aufrecht 
erhalten werden«?). Die Konfirmation der Bischófe kónnte nach 
Eybel*), ebenso wie auch die Translation, Resignation und Deposition 
ganz wohl von der Diózesansynode besorgt werden). Die Bestätigung 
der Bischófe durch den Papst gereicht der Kirche zum Verderben; 
würe sie beseitigt, »dann wären nicht bloss ungeheure Geldsummen, 
die alljährlich nach Rom geschickt werden, in den Reichen und 
Provinzen verblieben, sondern die Bischófe hátten auch ihre alten 
Rechte zurückerlangt und der Ordens- wie der Weltklerus würden 
verbessert worden seine ®). 


Die Versetzungen der Bischófe seien früher durch die Provinzial- 
synoden vorgenommen, endlich aber durch den Einfluss der falschen 
Dekretalen dem Papst reserviert worden); ebenso ging es mit den 
Verzichtleistungen der Bischöfe®). Die Absetzung der Bischöfe ge- 
hört nach dem Recht zu den Aufgaben der Provinzialsynoden; um 
sie dem Papste zu reservieren, musste eine Unmasse von Dekreten 
erdichtet werden ?). 


ad 5. Die Ernennung eines Coadjutors mit dem Recht der 
Nachfolge ist erst in späterer Zeit unter die causae maiores ge- 
rechnet worden 10). 


ad 14. Es ist kein Glaubenssatz, dass der Papst, ja selbst 
das allgemeine Konzil, im Geschäft der Heiligsprechung nicht irren 
kónne !!). 


1) Van Espen, Supplem. in corp. iur. can., tit. XIV. cap. 5 ad num. 7, 

2) Hedderich S. 77. 

3) Febron. S. 196. 

4) Was ist ein Bischof? S. 34. 

5) Man beachte, dass Eybe! für eine republikanische Verfassung der 
Kirche schwärmt; vgl. oben S. 479. 

Febron. S. 191. — 7) Febron. S. 200. — 8) Febron. S. 201. — 
" on S. 202. — 10) Febron. S. 199. — 11) Riegger a. a. 0. p. IV. 
. 605. 
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7. Die wesentlichen Rechte des Episkopats. 


Den wesentlichen Rechten des Primats werden die wesent- 
lichen, ursprünglichen und unveräusserlichen Rechte des Episkopats 
gegenübergestellt. Beim Episkopat hat die Entwicklung eine ent- 
gegengesetzte Richtung eingeschlagen. Während der Primat seine 
Befugnisse auf Kosten der zum Teil wesentlichen Rechte der Bischöfe 
ins Ungemessene erweitert hat und so eine ganze Reihe erworbener 
Papalrechte entstanden sind, kann beim Episkopat von solchen er- 
worbenen Rechten keine Rede sein; er hat vielmehr nicht wenige 
seiner wesentlichen Rechte an den Primat verloren, und Hauptbe- 
streben der Febronianer ist nun, den Episkopat in seine früheren, 
gottgewollten Rechte wieder einzusetzen und so die ehemalige gute 
kirchliche Zucht wieder herzustellen. 

Über das Verhältnis der Episkopal- zur Papalgewalt nach 
febronianischer Anschauung ist schon oben!) Mehreres ausgeführt 
worden. Wir fügen hier ergänzend noch bei: 

Die bischöfliche Jurisdiktion leitet sich unmittelbar von Christus, 
nicht vom Papste ab, denn sie ist eine dem bischöflichen Ordo in- 
härierende Qualität?). »Die Bischöfe empfangen ihre Jurisdiktion 
nicht vom Konfirmierenden oder von der Konfirmation, sondern un- 
mittelbar von Christus durch die Konsekration ; diese allein verleiht 
die göttliche Gewalt sowohl der Weihe als der Jurisdiktion« 3). 

Nach ihrem Umfange ist die bischöfliche Gewalt innerhalb der 
eigenen Diözese eine absolute und unumschränkte. »Es ist offen- 
kundig, dass die Gewalt der Bischöfe hinsichtlich ihrer Diözesen 
nicht allein nach Ursprung und Einsetzung göttlich, sondern auch 
bezüglich der Regierung ihrer Kirchen absolut, unbegrenzt und un- 
eingeschränkt ist, immer jedoch unbeschadet des pápstlichen Primates, 
der hauptsächlich in der Überwachung aller Kirchen bestehte 4). 
Der Papst besitzt also keine direkte Jurisdiktionsgewalt über die 
Diözesen und deren Angehörige. Andererseits haben die Bischöfe 
kraft ihres Ordo sogar im Verein mit dem Papste eine gewisse uni- 
versale Berechtigung in der Kirche. »Die bischöfliche Gewalte, 
schreibt Pehem 5), »ist kraft der Einsetzung und Ordination so be- 
schaffen, dass sie plena in solidum ist und auf alles auf dem Erd- 
kreise, was das Heil der Religion betrifft, sich erstrecken kann«, 


1) Vgl. oben 8. 475 ff. 

2) Febronius tom. III. S. 151. 

3) Ebendas. 8. 154; ebenso Sauter a. a. 0. P I. S. 109. 

4) Febron. tom. 11.8. 272; vgl. Eybel, Introd. in Ius etc. tom III. S. 174. 
5) À. a. O. p. 1.8.85. 
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Daher sind die Bischöfe »aus göttlichem Rechte berufen, wenn das 
geistliche Wohl der Schäflein es fordert, ihre Hirtensorge auch den 
Gläubigen anderer Diözesen angedeihen zu lassen« 1). 

Die Bischöfe haben daher in ihren Diözesen die gesetegebende 
Gewalt. »Die bischöfliche Gewalt muss sich besonders mit der Ab- 
schaffung von Missbräuchen und abergläubischen Übungen befassen« ?). 
Sie haben auch das Recht, in ihrer Diözese Ehehindernisse einzu- 
führen, jedoch nicht gegen die Vorschriften der allgemeinen Kon- 
zilien 8). 

Die Bischöfe besitzen ein unbeschränktes Dispensationsrecht. 
»Die Bischöfe sind auch mit der Gewalt ausgerüstet, aus einem 
kanonischen Grunde, d. h. wegen des Nutzens oder der Notwendig- 
keit für ihre Kirchen ihre Diözesanen in einzelnen Fällen von allen 
menschlich-kirchlichen Gesetzen zu lösene 4). »Der Bischof kann 
von den Satzungen des allgemeinen Konzils und den päpstlichen Ge- 
setzen dispensieren, indes nach dem Geist der Kirchensatzungen nur 
wegen offenkundigen Nutzens oder Notwendigkeit« 5). »Das Dispens- 
recht in geistlichen Dingen, unter welche ein weltlicher Vertrag, 
wie die Ehe ist, nicht einmal gehören kann, besitzt ein jeder Bischof 
so vollkommen wie der Papst«®). Für päpstliche Dispensen bleibt 
also kein Raum mehr übrig. 

Auch die Vollmacht der Ablasserteilung steht den Bischöfen 
unbeschränkt zu. »Da nun der Ablass gar nichts anderes ist als 
eine Nachlassung der aufgehobenen Kirchenstrafen (!), so stund es 
auch bei den Bischöfen, vollkommenen Ablass zu erteilen oder nur 
einen Teil der auferlegten Strafen nachzulassen« 7). 

Ebenso hat der Bischof bezüglich aller klösterlichen Institute 
kraft göttlichen Rechtes volle Gewalt; eine Exemption solcher Kom- 
munitäten von der bischóflichen Jurisdiktion widerspricht den wesent- 
lichen bischöflichen Rechten. »Die Gewalt der Bischôfee, sagt 
Hedderich 8), »bezieht sich auf die Kapitel, Klöster, Bruderschaften 
u. dgl. in der Art, dass durchaus keine Exemption statthaben kanne. 
Derselbe Verfasser schreibt wiederum): »Die Gewalt der Bischöfe 
über die Ordensleute ist im göttlichen Recht begründet, so dass 


1) Hedderich, Elementa, ed. II; 8. 68. 
2) Hedderich a. a. O. S. 59. 
3) Hedderich a. a. 0. p. III S. 221. 
4) Pehem a. a. O. p. I. S. 244. 
5) Oberhauser a. a. d unter den Korollarien am Schlusse des ersten Teils. 
6) Katechet. Unterricht etc. S. X. 
7) Eybel, Was ist ein Bischof? S. 30. 
e ` 8) A. a. 0. 8. 58. 
9) A. a. O. S. 152. 
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durchaus keine Exemption statthaben kann; wenn darum durch die 
Päpste eingeführte Exemptionen von Regularen in den Diözesen der 
Bischöfe bisher in Übung gewesen, können sie keineswegs dem Nach- 
folger der solches acceptierenden Bischöfe schaden, so dass nicht 
allein von der Provinzialsynode, sondern auch vom Bischofe die 
Exemptionen der Regularen dahin abgeändert werden können, dass 
sie aufhören, der Kirche und dem Staat schädlich zu seine. »Nach 
dem gemeinen Recht ist jedes, auch ein mit fremden Kirchen oder 
Exempten uniertes Kloster dem Bischofe, in dessen Diözese es ge- 
legen, unterstellt, so dass er alle Akte der kirchlichen Jurisdiktion 
und Weihe rechtmässig darin ausübt . . .. Es ist dem Bischof er- 
laubt, Religiosen von einem Kloster in ein anderes zu versetzen und 
nach Vertreibung der früheren Bewohner Mitglieder eines anderen 
Ordens an ihre Stelle zu setzen« !). 


8. Rückgewinnung der bischöflichen Rechte. 


Die Bischófe sind in ihre früheren Rechte wieder einzusetzen, 
soll es in der Kirche Gottes besser werden, ist das Feldgeschrei 
aller Febronianer. Dass das eine vollstándige Revolution in sich 
schliesse, dass die Sache ihre grossen Schwierigkeiten habe, war 
ihnen nicht unbekannt. Während diese Kanonisten indes so genau 
dem Papsttume alle im Laufe der Jahrhunderte erworbenen Rechte 
nachzuzáhlen wissen, geben sie sich gar keine besondere Mühe nach- 
zusioneu, welche Rechte zunächst zu reklamieren wären, welche vor- 
läufig oder definitiv dem Papste überlassen werden kónnten. Es 
war eben die Zeit eines Joseph IL, wo man im stürmischen Reform- 
eifer sich nicht scheute, die Resultate einer mehr als tausendjährigen 
Entwicklung über Nacht als altes Gerümpel hinauszuwerfen, und 
sich über die Folgen wenig Sorgen machte. 

Bezüglich der Mittel und Wege, diese gewaltige Reform im 
Verfassungs- und Verwaltungsleben der Kirche durchzuführen, lehnen 
die Febronianer eine gütliche Verständigung mit dem hl. Stuhle, die 
für Verwirklichung ihrer Ziele auch aussichtslos gewesen wäre, durch- 
aus ab und verweisen auf gewalisame Selbsthilfe. Febronius?) will 
an Stelle der von den Franzosen vorgeschlagenen freundschaftlichen 
Vereinigung mit dem Papste die Berufung eines allgemeinen Konzils 
zu diesem Zwecke befürworten. »Aber wir verlangen . . . dass, 
wenn der Papst sich der Berufung desselben weigert, es gleichwohl 


1) Riegger a. a. O. p. IV. S. 480 f 
2) 8. 668. 
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von anderen berufen und versammelt werden kann und muss . . „ 
dann dass es frei sei und der Papst weiss, dass er seinen Ent- 
scheidungen unterworfen iste. Auch die Nationalsynoden !) erscheinen 
ihm als ganz geeignetes Mittel, alles auf die Normen der alten 
Kanones zurückzuführen. Als letztes Mittel schlägt er vor?), dass 
von klugen, gelehrten und frommen Männern beraten und auf Na- 
tionalsynoden beschlossen werde, ob nicht, nachdem die sanfteren 
Mittel erschöpft sind, das Mittel einer zeitweiligen Gehorsamsent- 
giehung, das auch sonst mit Erfolg in kirchlichen Nöten gebraucht 
worden sei, auch zur Beseitigung dieser Übelstände mit Vorteil an- 
gewendet werden könne — also eventuell ein Schisma. 

Es kann nach Febronius auch gehen ohne Konzil, aber Einig- 
keit der Bischöfe ist immer vonnöten, soll der Erfolg nicht aus- 
bleiben. »Auch die Bischöfe allein, wenn sie unter sich einig sind, 
werden Rom leicht in Schranken halten, da sie ja nichts begehren, 
als was Gott ihnen verliehen . . .; dieses wieder an sich zu ziehen, 
haben sie das Recht und oft gute Gelegenheite $). Man kann, sagt 
Obernettner*), dem Papst auch gegen seinen Willen die zufälligen 
Rechte abnehmen; für die ganze Kirche ist hierfür notwendig der 
Konsens aller Bischöfe, für eine Nation oder Provinz der Konsens 
der betr. Landesbischöfe; aber auch jeder einselne Bischof könne 
zum Wohl seiner Diözese unbedenklich solches allein in die Wege 
leiten. Jeder Bischof kann ohne weiteres die seiner Würde wesent- 
lichen Rechte wieder ausüben auch gegen den Willen des Papstes, 
nicht allein im Falle zwingender Notwendigkeit, sondern ganz allge- 
mein, wenn ein grösserer Nutzen daraus für die Kirche zu er- 
hoffen ist 5). 

Febronius appelliert aber noch neben dem eintrüchtigen Zu- 
sammenwirken der Bischófe an die síaatliche Gewalt. »In dieser 
Sache muss man mit gemeinsamem Plan und Übereinstimmung 
vorgehen, ganz besonders mit Anrufung des weltlichen Armes, um 
seine Hilfe zu erlangen; die Gunstbezeugungen der rómischen Kurie 
sollen nicht beachtet, noch viel weniger gesucht werden; man muss 
gegen diejenigen einschreiten, die zu den apostolischen Nuntien 
laufen, um da Dispensen oder andere Vollmachten zu erlangen, 


1) S. 571. Schenkl a. a. O. S. 125 äussert das Bedenkeu;, ob der Papst 
die meisten dieser Rechte ohne die Wiedereinführung der Provinzialsynoden 
mit Nutzen auch nur aufgeben könnte. Schenkl bleibt mit dieser sehr ver- 
iu r a unter dieser grossen Kanonistenschar aber ganz allein. 

) S. 57: 


3) Febron. tom. III. S. 198. 
4) A. a. O. S. 554. 
5) Eybel, Introd. tom. III. S. 187; vgl. Sauter a a. O. S. 117. 
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welche die Bischöfe in ihrer allgemeinen Gewalt zu binden und zu 
lösen, von Christus empfangen haben . . . Die Regularen . . . sind 
an der Ausübung ihrer Privilegien zu hindern, besonders bezüglich 
der Vollmacht, die Diözesanen der Bischöfe zu absolvierene 1). Als 
weiteres sicheres und promptes Mittel, die durch Unwissenheit und 
Aberglauben verlorenen hl. Rechte zurückzuerlangen, empfiehlt Fe- 
bronius das landesherrliche Plaget?) und die appellatio tamquam ab 
abusu 3). | 

Schliesslich ist aber nochimit dem Widerstand des Volkes zu 
rechnen; dieses muss entsprechend belehrt werden. Auch hierfür gibt 
Febronius seine Anweisungen. »Das erste und wirksamste Mittel 
gegen diese Übergriffe besteht in der Belehrung des Volkes über die 
wahren Grenzen seiner Pflichten, über den Ursprung und die recht- 
mässigen Vorrechte des Primates, über die Ehrfurcht, welche der 
hl. Stuhl selber den alten Kirchensatzungen schuldet. Aber was 
die Hauptsache ist: die Seelenhirten selber und die Führer (Primores) 
jedes Staates müssen vor allem unterrichtet sein über die alte kirchliche 
Disziplin und ihre Hierarchie, über die Rechte der Bischöfe . . .. 
Es können darum gar nicht zu viel Bücher geschrieben werden, 
die über diese Materien gediegen und unvoreingenommen verfasst 
sind« 4). 

Dann richtet Febronius seinen Appell an die Wissenschaft und 
deren Förderer, die Fürsten, zur Unterstützung seiner Absichten: 
»Wenn die Ruhe und das Heil der Völker, wenn der Friede in der 
Kirche und die Reinheit der Sitten so enge verknüpft sind mit der 
Pflege der menschlichen Wissenschaften, dann könnten die Fürsten 
nie genug die Wissenschaft und ihre Vertreter (cultores) beschützen. 
Und da die Wissenschaften das stärkste Bollwerk gegen Aberglaube 
und Fanatismus bilden, die für Staat und Kirche so unbeilvoll sind, 
müssen die Gebildeten in Wahrheit als die geborenen Verteidiger 
von Priestertum und Königtum erachtet werden« 5). 


1) Febron. S. 596. 

2) Ebendas. S. 598. 

3) Ebendas. S. 617. 

4) Der Rat des Febronius wurde unter eifrigster Anteilnahme der Staats- 
gewalt wenigstens bezüglich der Zahl der erschienenen Bücher bestens befolgt; 
ob sie auch solide et sine invidia conscripti waren, darüber muss das Urteil 
freilich anders lauten. 

5) Das konnte Febronius schreiben zu einer Zeit als die französ. un- 
glaubige Wissenschaft schon in voller Kraft an der Untergrabung von staat- 
licher und kirchlicher Autorität so verhängnisvoll arbeitete! — Man sieht, 
Febronius kann nach gewisser Seite hin überaus höflich, nach anderer aber 
masslos heftig und schmähsüchtig sein. 
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C. Erfolg des Febronianismus. 


Über den wissenschaftlichen Gehalt des Febronianismus braucht 
man nicht viele Worte zu verlieren; die Bewegung war weit weniger eine 
wissenschaftliche, als eine polemisch-agitatorische, daher auch der 
vielfach hervortretende bittere, sarkastische und oft gehässige Ton 
bei den wissenschaftlichen Vertretern dieses Systems. »Ein Arsenal 
für antikuriale Schriftstellerei und Praxise nennt darum O. Mejer!) den 
Febronius, das führende und gefáhrlichste Werk dieser Richtung. 

Die febronianischen Grundsätze liefen auf eive fórmliche Ver- 
nichtung des Papsttums und damit auf eine gänzliche Desorgani- 
sation der katholischen Kirche hinaus?); nach dem Sturz der päpst- 
lichen Vollgewalt sollte dann die »Reinigung« der durch Aber- 
glauben und menschliche Zutaten furchtbar entstellten christlichen 
Religion im Sinne der »Aufklärunge vorgenommen werden. Ob sich 
die Anhänger des Febronianismus auch nur in ihrer Mehrzahl diese 
Folgen klar gemacht haben, steht dahin. Warmes Fühlen mit der 
Kirche und für das Gedeihen der Religion ist ihnen aber wohl aus- 
nahmslos abzusprechen, wenn es auch ungerecht wäre, sie ohne 
weiteres unter die Freunde des Unglaubens oder der Häresie zu 
zählen, indem sie ihren katholischen Glauben, in ihren Schriften 
wenigstens, ostentativ zu betonen pflegen. Zweifellos bedeutet der 
Febronianismus in dem bewegten 18. Jahrhundert einen der heftig- 
sten und gefahrvollsten Stürme gegen die Kirche, umsomehr da 
diese Bewegung wie ein Lauffeuer nahezu alle katholischen Länder 
Europas ergriff. 

Die Ideen des Febronianismus fielen auf einen ausserordentlich 
gut vorbereiteten Boden. Allen jenen Elementen, die das Écrasez 
lInfáme auf ihre Fahne geschrieben — und der französische Un- 
glaube hatte in den gebildeten Kreisen aller Lánder die einfluss- 
reichsten Persónlichkeiten gewonnen — konnte kein willkommenerer 
Dundesgenosse erstehen als diese im Innern der Kirche selbst sich 
erhebende Revolutionspartei; für die vielfach theologisch schlecht 
gebildeten und verweltlichten Kirchenfürsten winkten die verlockend- 
sten Vorteile; endlich erweckte die Bewegung das stärkste Interesse 
der absolutistischen und nach dem reichen Kirchengut lüsternen 
Staatsgewalt. 

Diese Umstände erklären den ungeheuren literarischen Erfolg 
des Febronius. Ende September 1763 wurde das Buch von Frank- 

1) O. Mejer, Febronius 1880 S. 42. 


2) Daher auch das Liebäugeln der Febronianer, bes. Hontheims, mit dem 
Gedanken an ein Schisma. 
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fart versendet und in Venedig sofort nachgedruckt; im Jahre 1765 
erschien die zweite vermehrte Auflage des Febronius, von 621 auf 
816 Seiten angewachsen !); eine deutsche Übersetsung im Auszug 
erschien (angeblich) zu Wardingen (Frankfurt a. M.), eine fransösische 
in Würzburg (Sedan) 1766 in 2 Bänden und Venedig 1767 in 3 
Bänden, eine italienische 17672), ebenso eine portugiesische 1767; 
in Spanien wurde auf Veranlassung des hohen Rats von Kastilien 
ein lateinischer Abdruck, zum Teil auf Staatskosten besorgt. Eine 
verkürzte Ausgabe seines Werkes liess Hontheim 1777 zu Köln und 
Frankfurt erscheinen unter dem Titel: Justinus Febronius abbrevia- 
tus 3). Am 27. Februar 1764 kam Febronius auf den Index der 
verbotenen Bücher 4). Indes tat dies und die übrigen von Rom aus 
gegen das Werk unternommenen Schritte demselben wenig Eintrag. 
Zwar erging ein ausdrückliches Verbot gegen Febronius durch die 
Bischöfe der Diözesen Augsburg, Bamberg, Köln, Konstanz, Freising, 
Mainz, Prag, Trier und Würzburg); aber Febronius wurde durch 
die Staatsgewalt überall gehalten. »Der Erzbischof von Wien solli- 
citierte bei der Kaiserin und bei van Swieten, der Nuntius direkt 
bei jener (sc. auf Unterdrückung des Febronius); dreimal wurde das 
Buch geprüft, und jedesmal fiel die Prüfung zu dessen Gunsten 
ause ®), So konnte denn Hontheim leicht über die römische Censur 
spotten: »Ast minus est iudicium Urbis quam Orbis; huius maior 
et sanior pars Febronii labores probavit: nominatim Gallia, Hispania, 
Lusitania, Neapolis, Venetia et ali. Italiae Status. Hoc haud dubie 
erit et illi et mihi solatium, si Pontificis Curia nobis propter hanc 
operam male vellet« ?). Im dritten Bande des Febronius®) prahlt er 
noch mehr: »Inzwischen steht fest, dass die römische Verurteilung 
des Werkes des Febronius nicht in dem dreissigsten Teile der katho- 
lischen Länder recipiert worden ist?). Ich rede aber nur von jenen 
katholischen Provinzen und Reichen, von welchen man weiss, dass 
Exemplare des Febronius in grósserer Anzahl dahin gelangt sind«. 
Im vierten Bande 1773 quittiert Febronius in dem Vorwort ausführ- 


1) Mejer a. a. O. 
3) Schulte, Gesch. der Quellen etc. Bd. 3 erster Teil S. 193 ff. 
3) Mejer a. a. O. S. 

4) Ebendas. S. 58. 

9) Schulte a. a. O. 

6) Schulte a. a. O. 

7) Febron. tom. II. S. 566. 

8) S. 183. 

9) Rómische Erlasse bedürfen nach der Theorie dieser Kanonisten zur 
Rechtskraft der Zustimmung bezw. Annahme durch die Gesamtkirche; somit 
ist die Censur der Inderkongregation gegen den Febronius wirkungslos. 
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lich den verschiedenen europäischen Regierungen für die seinem Werk 
geliehene Unterstützung: a Wenn der kaiserliche Hof trotz dringen- 
der Aufforderung für sich und die gewaltigen Reiche und Provinzen 
des österreichischen Hauses das gegen das Buch des Febronius er- 
lassene Breve nicht recipiert hat, wenn Frankreich diesem, der 
Lehre seiner Kirche völlig konformen Buche Beifall spendet, wenn 
es in Spanien in den Staatsakten uls Auktorität angeführt wird, 
wenn in Portugal der königliche Hof selber es vor ungerechten 
Censuren in Schutz nimmt und zum bequemeren Gebrauch seiner 
Untertanen ins Portugiesische übersetzen lässt, wenn noch mehr ge- 
schiebt in Venedig auf Veranlassung des hohen Senats, dann wird 
kein Vernünftiger behaupten, ich hätte zu viel gesagt, wenn ich 
sagte, in dieser kirchlich-politischen Angelegenheit dürfe man sich 
neutral stellen, um ein desto gerechteres Urteil darüber zu fällen«. 
Auch der endlich im Jahre 1778 auf Drängen des Trierer Erzbischofes 
erfolgte und von Papst Pius VI. im Weihnachtskonsistorium ver- 
kündete Widerruf!) Hontheims konnte die Erfolge des Febronius 
nur zum Teil aufhalten. Bezeichnender Weise verbot man die Publi- 
kation dieser Konsistorialansprache, die von Rom an die Bischöfe 
versendet wurde, in ganz Österreich, Madrid, Mailand und Venedig 3). 

Die ganze febronianische Bewegung zog also Kraft und Leben 
hauptsächlich aus der Unterstützung durch die weltliche Gewalt; 
nur so ist es erklärlich, dass sie in manchen Ländern beinahe ein 


1) Hontheim gab am 3. Februar 1779 durch einen Hirtenbrief der 
Trierer Erzdiözese seinen Widerruf bekannt. Im Frühjahr 1781 veröffentlichte 
er bei Esslinger in Frankfurt zu diesem Widerruf einen Kommentar unter dem 
Titel: Iustini Febronii commentarius in suam retractationem, wodurch er den 
über seinen Widerruf höchst aufgebrachten Freunden des Febronius ein Ge 
nügen leisten wollte, aber die volle Aufrichtigkeit seines Widerrufes sehr in 
Frage stellte; eine Widerlegung erschien nach Hontheims Tode (T 1790) zu 
Rom 1792 aus der Feder des Kardinals Gerdil (In commentarium a [ustino 
Febronio in suam retractationem editum animadversiones). Ein eigeutümliches 
Licht auf Hontheims Wahrhaftigkeit wirtt ferner der Umstand, dass er die 
Autorschaft des Febronius so lange verleugnete, bis er gänzlich derselben über- 
führt war. Da Rom 1768 dem Erzbischof von Trier seinen Weihbischof von 
Hontheim als Verfasser benannt und Sehritte gegen ihn verlangt hatte, gab 
Hontheim der kurfürstlich-trierischen Kanzlei als Material für die Antwort nach 
kom wörtlich folgendes an (Mejer, Febronius S. 68): »Zur Beantwortung derer 
Schreiben des Kardinals Alex. Albani und des kurfürstlichen Ministre zu Rom. 
Conte di Lognasco, beider vom 30. März 1768, kónnen folgende Momente 
dienen: 1. Sobald das unter dem Namen Febronii bekannte Buch zum Vor- 
schein gekommen und das Publikum bald Diesem bald Jenem und unter Anderen 
auch dem Trierischen Weihbischof zugeeignet, hat dieser solches publice mit- 
tels Jer gedruckten Gazetten, namentlich der Cóllnisch-franzósischen desavouirt. 
2. Niemand in der Welt wird sagen können, dass erdeuteter Weihbischof . . . 
in consiliis oder sonsten die principia Febroniana adoptiret oder auf einige 
Weise Ichtwas gegen den römischen Stuhl gethan, denen abgelebten Kurfürsten 
und Erzbischófen von ‘Trier oder sonsten Jemand zu thun angerathen haben«. 

2) Mejer a. a. O. S. 157. 
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Jahrhundert hindurch ihr Dasein fristen konnte, während die kirch- 
liche Gegenaktion sie sonst wohl in wenigen Jahren zum Erlöschen 
gebracht hätte. Natürlich nahmen die Regierungen die für sie so 
vorteilhaften febronianischen Grundsätze auch völlig zur Richtschnur 
ihres Handelns). 

Für Erbaltung der febronianischen Lehren, insbesondere in den 
österreichischen Landen, sorgten die Regierungen vor allem durch 
entsprechende Besetzung der Professuren für das kanonische Recht. 
»Der nächste Erfolg des Buches (sc. des Febronius) in Österreich war, 
dass seit dem Jahre 1771 das Kirchenrecht auch von den Theologen 
an der juristischen Fakultät gehört werden musste, was erst 1849 
aufgehoben wurde« 2). Von welcher Wichtigkeit der Betrieb der 
Kirchenrechtswissenschaft nach den »echten« Grundsätzen sei, darauf 
weist schon der Rautenstrauch’sche »theologische Studienplan vom 
3. Oktober 1774« für Österreich hin: »6. 1) Hingegen weil bei 
itzigen Zeiten die Lehre von den ächten Grenzen der geistlichen 
und weltlichen Macht den wichtigsten Theil der geistlichen Rechts- 
gelehrsamkeit ausmacht, so soll 2) bei jedem Jahrhundert das Ver- 
hältnis von der Kirche zum Staate bistorisch gezeigt, auseinander- 
gesetzt und bescheiden geprüft werden« $). Da laut Hofdekret vom 
30. März 1783 auch die Ordensnovizen ihre theologischen und kanoni- 
schen Studien in den Generalseminarien machen mussten, war der 
ganze kanonistische Unterricht aller Theologen in Österreich voll- 
kommen in die Hand des Staates gelegt. Als Lehrbücher des 
Kirchenrechts waren staatlich vorgeschrieben die von Riegger, Pehem 
von 1785—1810 und Rechberger von 1810—1832 4). 

Auf sämtlichen theologischen Lehranstalten Österreichs war so- 
mit die febronianische Lehre das privilegierte und allein zugelassene 
System bis tief ins 19. Jahrhundert. Freilich eroberte sich diese 
Richtung auch im übrigen Deutschland nach und nach die meisten 
kanonistischen Lehrkanzeln, so dass man sie um die Wende des 
Jahrhunderts wohl als allgemein herrschende bezeichnen muss. 
Unter den bekannteren Vertretern des Febronianismus wirkten als 
akademische Lehrer Gregor Zallwein O. S. B. (+ 1766) in Salzburg, 
Kaspar Barthel (T. 1771) in Würzburg, Paul Joseph v. Riegger 
(f 1775) in Wien, Georg Christoph Neller (+ 1783), Freund Hont- 


1) Vgl. oben S. 448 Anm. das Urteil J. F. Schulte's über den Einfluss 
des Febronius auf spätere kirchenpolit. Ereignisse. 

2) Schulte a. a. O. S. 193. 

3) Bei Zschokke, pe theol. Studien und Anstalten der kath. Kirche in 
Oesterreich. Wien 1894. S. 34 ff. 

4) Vgl. oben S. 460: vgl. H. Brück, Die rational. Bestrebungen im 
kath. Deutschland, Mainz 1805, S. 14. 
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heims, in Trier, Benedikt Oberhauser O. S. B. (T 1785) in Fulda 
(auf Veranlassung der Kölner Nuntiatur seiner Professur entsetzt), 
Stephan Rautenstrauch O. S. B. (+ 1785) in Prag, später Direktor 
der theolog. Fakultät in Wien, Philibert Obernettner O. S. Fr. in 
Konstans, Joseph Valentin Eybel (T 1805) in Wien, Joseph Johann 
Pehem (f 1799) als Professor, Eybel's Nachfolger in Wien, Franz 
Xaver Neupauer in Graz, Philipp Hedderich O. S. Fr. (T 1808) in 
Bonn, Georg Rechberger (t 1808) in Line, A. Michl (t 1813) in 
Ingolstadt, Maurus Schenkl O. S. B. (t 1816) in Regensburg, Joseph 
Anton Sauter (+ 1817) in Freiburg i. B., Franz Xaver Gmeiner (+ 1822) 
in Graz, C. A. v. Droste-Hülshoff (+ 1832) in Bonn, Seb. Brendel 
(T 1844) in Würzburg. 

Der Sieg der febronianischen Richtung wurde indes nicht ohne 
Kampf und nur allmählich errungen. Gegen das Buch des Febronius 
erhob sich eine grosse Zahl literarischer Gegner. Dies gab Hontheim 
Anlass, seine Grundsätze in drei weiteren Bänden zu verteidigen, die 
an Umfang das erste Werk zum Teil überragen. Im zweiten Bande 
setzt sich Hontheim auseinander mit einem Gutachten der Kölner 
Universität, dann mit den Gegenschriften von Professor Gottfried 
Kaufmanns in Köln, Abt Gregor Trautwein in Ulm, dem Minoriten 
Sangallo in Venedig, dem deutschen Rekollekten Ladislaus Sappl, 
dem Jesuiten Zaccaria; der dritte Band gilt den italienischen Briefen 
eines R. P. Viator a Cocaleo, Kapuziners von Bozen, und der Gegen- 
schrift des protest. Leipziger Professors Bahrdt (Febronius verdäch- 
tigt einen Jesuiten als Verfasser); der vierte Band kehrt sich ganz 
gegen den bedeutendsten Gegner, den Antifebbronio des Italieners 
Zaccaria. (Weitere Gegner des Febronius waren in Italien Ballerini 
und Mamacchi, in Deutschland Professor Schmidt S. J. in Heidel- 
berg und der bekannte Theologe Eusebius Amort). 

Auf katholischer Seite fand also die febronianische Lehre im 
Episkopat und bei den theologischen Lehrern ebensowohl heftige 
Gegner als begeisterte Freunde. Unter den Bischöfen waren es die 
drei geistlichen Kurfürsten und der Erzbischof von Salzburg, welche 
es hauptsächlich unternahmen, die febronianischen Ideen in die Wirk- 
lichkeit umzusetzen. Einen konkreten Ausdruck fanden ihre Be- 
strebungen in der von diesen vier Kirchenfürsten beschickten Æon- 
ferenz von Koblenz vom Februar 1769 (also nur wenige Jahre nach 
dem Erscheinen des Febronius) mit ihren 31 desideranda, die man 
nach O. Mejer!) als unmittelbar aus Hontheims’ (der an der Ver- 
sammlung tätigen Anteil nahm) Febronius hervorgegangen bezeichnen 


1) A. a. O. S. 78. 
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kann. Der sechsundzwanzigste Punkt der Konferenz gegen die Klöster 
illustriert trefflich den radikalen Charakter der hier aufgestellten 
Maximen: »Was daher das Concilium Tridentinum nach den da- 
maligen Umständen und Begriffen den Ordinarien in der Eigenschaft 
päpstlicher Delegaten über die exemten Klöster einräumt, sollen sie 
von ordentlicher Gewalt wegen deposita illa adventitia (delegationis 
pontificiae) forma verrichten, sohin insonders die überflüssige Grütter 
und Reichthum der Klöster vor Arme und mildere Stiftungen ver- 
wenden, Klöster, die entweders nicht die canonische Anzahl Mönchen 
haben oder minders nützlich sind, zu besserem Gebrauch der Kirche 
und Religion nemlich vor Erricht- und Vermehrung der bischöflichen 
Seminarien, Herstellung der Congruae vor die Seelsorger, nöthiger 
Besoldung der Schulmeister, Verbesserung der Schulen, Gymnasien 
und Universitäten, Errichtung der Spitäler, Kranken- und Zucht- 
häuser, dann andere dem gemeinen geistlich- und leiblichen Besten 
mehr nützliche Anstalten verwenden« 1). 

Die genannten vier Erzbischöfe von Mainz, Köln, Trier und 
Salzburg übernahmen wiederum etwa zwei Dezenvien später in noch 
weit schrofferer Form die Führung der bischöflichen Opposition gegen 
Rom. Sie hatten zwar auf den Papstes Ersuchen den Febronius in 
ihren Diözesen verboten, der Erzbischof Klemens Wenzeslaus von 
Trier sich überdies grosse Mühe kosten lassen, Hontheim zum Wider- 
ruf zu bestimmen, aber die febronianischen Ideen waren an ihnen 
und ibren Räten nicht spurlos vorübergegangen. Einen Grund zu 
besonderer Beunruhigung glaubten sie in der Errichtung einer neuen 
Nuntiatur in München 1786 erblicken zu müssen und ergriffen da- 
nach ihre Massnahmen. Als die Angelegenheit noch schwebte, hatten 
sie sich bereits an Kaiser Joseph II. gewandt, dass er den Plan ver- 
eiteln móchte; in seiner Erwiderung an Kurmainz vom 12. Oktober 
1785 hatte der Kaiser geantwortet, er werde die Nuntien bloss als 
politische Abgesandte betrachten und ihnen niemals die Ausübung 
einer Jurisdiktion gestatten ?). Als nun im Sommer 1786 der erste 
Münchener Nuntius Zoglio seine Ankunft den vier Erzbischöfen und 
dem Bischof von Freising angezeigt, erhielt er nur von letzterem 
eine Antwort, in der aber bemerkt war, der Bischof kónne infolge 
des kaiserlichen Schreibens vom 12. Oktober 1785 die dem Nuntius 
vom Papste übertragene Jurisdiktion nicht anerkennen 5), Gleich- 


1) Also 1769 haben bereits die vier höchsten deutschen Kirchenfürsten 
das in Vorschlag gebracht, was durch die Klosteraufhebungen Joseph’s II. und 
später durch die Säkularisation durch die weltliche Macht wirklich ausge- 
führt wurde. 

2) Stigloher, e m 2 S. 264; vgl. oben S. 460. 

8) Ebendas. S 
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zeitig versagte der Erzbischof von Köln, Kaiser Joseph’s Bruder, 
dem neuen Kölner Nuntius Pacca die Anerkennung, da er auf seine 
Fakultäten nicht verzichten wollte. Dagegen beeilten sich die Bischöfe 
von Münster, Hildesheim, Paderborn, Fulda, Würzburg, Speyer und 
Lüttich, sowie der Abt von Corvey und von Stablo und die Abtissin 
von Essen und Thorn mit der Erklärung ihrer tiefsten Ergebenheit 
gegen den hl. Stuhl, Pacca als bevollmächtigten Minister desselben 
anzuerkennen !). 

Die Erzbischöfe fingen nun an, eigenmächtig Dispensen zu er- 
teilen u. s. w. und gerieten so in scharfen Konflikt mit dem päpst- 
lichen Nuntius. Gleichzeitig aber liessen sie ihre Ansprüche gegen 
Rom in einer Konferenz zu Bad Ems am 25. Oktober 1786 in 
23 Punkten formulieren, bekannt unter dem Namen der Emser 
Punktation ?). 

Besonders folgende der Punkte lassen den febronianischen Ein- 
fluss stark erkennen: 

»I. b) Soll allen Diözesanen verboten sein, den Rekurs mit 
Vorbeigehung ihrer unmittelbaren geistlichen Oberhirten nach Rom 
zu nehmen . .. 

c) Keine Exemptionen, weil sie der Verwaltung des bischöf- 
lichen Amtes entgegenstehen, können ferner mehr Platz finden... 

e) Den Klostergeistlichen wird verboten, Verordnungen oder 
Bescheide von ihren Generälen oder General-Kapiteln, auch sonstigen 
ausser Deutschland wohnenden Oberen, von deren Verbindung sie ein 
für allemal gänzlich losgesagt werden, anzunehmen, den General- 
versammlungen beizuwohnen oder einen Geldbeitrag, unter was für 
einem Vorwand es immer sei, dahin abzuschicken 5). 

II. Der Bischof ist sonach 

a) berechtigt, in dem allgemeinen Abstinenzgebote . . . zu 
dispensieren, 

b) in allen Ehehindernissen . . . 

Weil aber 

c) in dem III. und IV. Grad der Consanguinität und Affinität, 
auch der geistlichen Verwandtschaft in den meisten Fällen und dern 
sogenannten Impedimento publicae honestatis schier immer dispensiert 
wird, so kónnte mit den übrigeu Bischófen näher überlegt werden, 
ob es nicht râthlicher sei, die obengenannte Impedimenta ganz auf- 
zuheben. Ingleichen gehóret 


1) Ebendas. S. 265. 

2) Abgedruckt bei Stigloher a. a. O. S. 266 ff. 

3) Die josephinische Klostergesetzgebung wird also hier von den Reichs- 
erzbischofen für ihre Gebiete einfach adoptiert, 
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d) auch zu der Gewalt eines jeden Bischofs, die Verbindlich- 
keiten, die aus den hl. Weihen entspringen, aufzuheben . . ., 

e) die Ordensgeistlichen von ihren feierlichen Gelübden, wenn 
hinlängliche kanonische Ursachen vorhanden sind, loszusprechen . . . 

IV. a)... werden die sog. facultates quinquennales hinfüro 
von dem römischen Hofe nicht mehr begehret . . . 

b) Auch die übrigen römischen Bullen, Breven oder sonstige 
päpstliche Verfügungen verbinden ohne gehörige Annahme der 
Bischöfe nicht . . .« 

c) hören die Nuntiaturen in Zakunft völlig aufe. 

Punkt V—XV beschäftigt sich mit der Stellenbesetzung !), 
XVI mit der zweiten Provision, XVII dem Informativprozess, XVIII 
dem testimonium idoneitatis, XIX dem indultum administrationis, 
XX dem bischöflichen Eid, XXI den Taxen und Annaten. In n. XXII 
wird der Papst als Richter in dritter Instanz anerkannt; derselbe 
ist aber verbunden, iudices in partibus und zwar aus derselben Na- 
tion zu gewähren. Noch zweckdienlicher aber würde sein, wenn sich 
jeder Erzbischof angelegen sein liesse, in seiner Provinz mittels zu 
pflegender Communication mit den Herrn Suffraganen ein einziges 
Provinzial-Synodal-Gericht zur IIl. Instanz zu errichten. 

Die vier Erzbischöfe suchten die Emser Punkte sogleich in die 
Tat umzusetzen und auch die übrigen Bischöfe auf ihre Seite zu 
ziehen. Letzteres aber gelang nicht; in ihren Antwortschreiben 
wollte auch kein einziger der Bischöfe unbedingt beitreten ; selbst 
der Bischof Ludwig Joseph von Freising versagte seine Zustimmung; 
der Hauptgegner der Erzbischöfe aber blieb stets der Bischof August 
von Speyer ?). 

Formell sind die Emser Punkte von den Erzbischöfen nie auf- 
gegeben worden, nur der Erzbischof von Trier trat 1789 zurück und 
gab diesem Schritte in einem Schreiben an Salzburg vom 30. De- 
zember 1789 die bemerkenswerte Begründung: » ... Wenn ich 
aber das betrachte, dass in diesen betrübten und unruhigen Zeiten 
der gemeine Mann diese Streitigkeiten mit dem päpstlichen Hof als eine 
Religionssache betrachtet, dass das Volk die hierüber geschriebenen 
Broschüren nicht liest, dass der niedere Klerus besonders in hiesigen 
Gegenden weder erbaut noch befriedigt wird, dass ich besonders in 
dem luxemburgischen und französischen Antheil meines Kirchen- 


— —Ó—— M MÀ u a 


1) Punkt XIII: »Um endlich von den deutschen Kirchen ausländische 
Kandidaten abzuhalten, werden nach dem Beispiele mehrerer auswärtigen Kirchen 
alle, so nicht geborene Deutsche sind, zur Erhaltung einer Pfründe als un- 
fahig erklärte. » 

2) Stigloher a. a. O. S. 209. 
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sprengels wegen Aufstellung deren Grundsätze des Congresses zu Ems 
starke Vorwürfe erhalten und mir die Abneigung und das Misstrauen 
zugezogen und dass mehr als einmal in hiesiger Gegend bei Gelegen- 
heit der verschiedenen Aufrührungen und Unruhen Öffentlich gesagt 
worden, dass die Erzbischöfe durch Zernichtung des Possessions- 
standes in ihrer Behandlung gegen das Oberhaupt der Kirche das 
Beispiel des Ungehorsams gegeben haben, so werden Eure Liebden 
ermessen, dass ich nichts mehr wünsche, als durch deren selbst und 
der übrigen Herrn Erzbischöfe (und Bischöfe) Beiwirkung im Ein- 
verständnis mit ihrer päpstlichen Heiligkeit eine gütliche Überein- 
kunft zu treffen« 1). 

Der deutsche Episkopat war also in seiner Mehrheit nicht geneigt, 
den Ratschlägen des Febronius und den Plänen der Erzbischöfe blind 
zu folgen, wenn sie auch, besonders unter dem Druck der Staats- 
gewalt, sich da und dort beeilten, von den neugewonnenen Rechten 
Gebrauch zu machen. So erliess am 14. April 1782 der Fürstbischof 
Maximilian Christoph von Konstanz an die Klöster ein Dekret à), 
worin er sich als ihren nunmehrigen General präsentierte: »... Bisher 
waren nach Verschiedenheit der Orden verschiedene hierarchische Ab- 
stufungen in diesem Unterthänigkeitsverhältnisse. Da aber durch die 
allerhöchste Anordnung der kais. kön. Apostolischen Majestät aller 
passive Nexus mit den auswärtigen Provinzen, Klöstern und ihren 
Obern aufgehoben ist, so musste man diese Abstufungen des Unter- 
thanenverhältnisses ändern ; daher ist der bisher auf auswärtigen Obern 
liegende Teil der Sorge für die Regularen wieder auf Uns, denen 
die Seelsorge für die ganze Konstanzer Diözese übertragen ist, 
übertragen worden . . .« Am 24. August teilte sein Generalvikar 
v. Bissingen mehrere kaiserliche Dekrete von Konstanz aus mit, 
nämlich die Aufhebung der Bulle In coena Domini (d. d. 14. April 
1781), woraus derselbe ohne weiteres folgerte, dass damit auch 
die darin enthaltenen casus reservati papales nicht mehr bindend 
seien, das kaiserliche Verbot (d. d. 11. Mai 1781) pro oder contra 
Bullam »Unigenituse zu disputieren, endlich die kaiserliche Erlaub- 
nis für alle (d. d. 30. August 1781), die Bibel zu lesen. 

Auch in Italien schlug unter dem Schutze der Regierungen die 
febronianische Bewegung hohe Wellen. Im nämlichen Jahre, in dem 
die deutschen Erzbischófe in Ems ihre Beschlüsse fassten, versammelte 
in Toskana der Bischof Scipio Ricci die berüchtigte Diözesansynode 


1) Stigloher a. a. 0. S. 331 f. 
| 2) Beiträge zur Chronik der vorderösterreich. Kapuziperprovinz z. J. 1782 
im Freib. Diözesanarchiv Bd. 18. S. 161. 
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von Pistoja!), deren Beschlüsse einen noch ungleich radikaleren und 
vielfach vollkommen häretischen Charakter trugen. Ricci fand für 
seine Ideen aber weder beim italienischen Episkopat?) noch beim 
Volk, das seinen Palast stürmte und ihn zur Flucht nötigte, Anklang. 

Eine wirkliche Vermehrung der bischöflichen Selbständigkeit 
gegenüber dem Papste hatte die febronianische Bewegung nicht im 
Gefolge, dagegen vielfach ein um so drückonderes Abhängigkeits- 
verhältnis von der Staatsgewalt. Die Opposition der Bischöfe musste 
infolge der weltbewegenden Ereignisse um die Wende vom acht- 
zehnten zum neunzehnten Jahrhundert, welche auch die vielhundert- 
jährige deutsche Kirchenverfassung zerträmmerten, von selbst er- 
sterben. Als es sich um die Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse 
Deutschlands handelte, sahen sich die Regierungen trotz allen 
Misstrauens gegen die Kurie in die Notwendigkeit versetzt, mit 
Rom zu paktieren und durch den Papst die Regelung der Dinge in 
die Wege zu leiten, so dass der Papst faktisch überall wieder in 
den Besitz seiner früheren Rechte trat und allmählich auch die 
Liebe und treue Anhänglichkeit ans Oberhaupt der Kirche zurück- 
kehrte. 

Wie sehr die Bande der kirchlichen Einheit durch die febro- 
nianischen Lehren gelockert waren, illustriert aufs trefflichste der 


| 1) Propos. 85 synodi Pistor. damn. a Pio VI. per constit. Auctorem fidei 
v. 28. Okt. 1794. 
2) Vgl. den schönen Brief des Erzbischofs Martini von Florenz an Scipio 
Ricci, auf dessen Aufforderung, die bischöfl. Rechte vom Papste zurückzufordern 
(abgedr. in dieser Zeitschr. Bd. IV. S. 250 ff.), aus dem wir folgende Stellen 
entnehmen: »Schon seit langer Zeit preist man vor uns unsere ursprüng- 
lichen Rechte; bisher hat man zwar noch nichts getan, um uns in den Besitz dieser 
vorgeblichen Rechte gegen Rom zu setzen, wohl aber vieles, um uns derselben 
in unseren Diözesen gänzlich zu berauben. Man gibt uns das Schwert in die 
Hand, um gegen den hl. Stuhl zn kämpfen, und dann wendet man es gegen 
uns selbst. Man hat uns gesagt, die Bischôfe hâtten ihre Gewalt unmittelbar 
von Jesus Christus, und diese Gewalt sei in ihren Diözesen ebenso ausgedehnt 
wie die des Papstes in der ganzen Kirche, und doch ist diese grosse, uranfäng- 
liche, von den Kanonen der Kirche unabhängige Gewalt dem Belieben irgend 
eines andern unterworfen, der sie lähmt und vernichtet. Selbst die Erteilung 
der Priesterweihe ist nicht mehr unserer Entscheidung anheimgestellt und von 
uns abhängig ; der Beruf zum Priestertum ist nicht mehr unserer Prüfung 
unterworfen, er hängt von dem Willen eines andern ab Der Klerus fürchtet 
und respektiert ganz ein anderes Tribunal als das seines Bischofs .... Man 
sagt, wir seien die eigentlichen Bewahrer der gesunden Lehre, und wir sind 
ezwungen, den Katechismus für unsere Gläubigen aus dem Munde und der 
eder von — dem Interesse und der Politik verkauften Privatgelehrten zu em- 
pfangen. Diese Gelehrten errichten unsern bischöflichen Stühlen gegenüber 
ehrstühle der Pest und nehmen sich heraus, uns aufklären und belehren zu 
wollen .... Man sagt, wir haben volle Gewalt in unserer Diözese und die 
apostolischen Reservationen seien ungerechte Schmälerungen unserer recht- 
mässigen Gewalt, einer Gewalt, die kein Mensch uns rauben könne; unterdessen 
lehnen sich die Seelsorger gegen uns auf und schreiben sich ein göttliches 
Recht in ihren Pfarreien zu«. 
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im ersten Viertel des 19. Jahrhunderts spielende Fall Wessenberg 
in der Konstanzer Diözese. Nach dem Tode des Bischofs von Dal- 
berg vom Domkapitel zum Generalvikar erwählt, war Wessenberg 
von Pius VII. durch ein an das Konstanzer Domkapitel gerichtetes 
Breve vom 5. April 1817, das den Kapitularen scharfen Verweis 
über ihre Wahl erteilte, verworfen worden mit dem Beifügen: 
»Electionem Wessenbergii in Vicarium capitularem . . . . prorsus non 
agnoscimus nec tribunalia Nostra ecclesiastica agnoscent nec ullam 
litterarum quarumcumque ab ipsis scriptaram rationem umquam 
habebunt«. Da die badische Regierung aber Wessenberg hielt, so 
blieb das Domkapitel einfach bei seiner Wahl, der Klerus landauf 
landab richtete an den »unvergleichlicheu« Wessenberg wegen der 
in Rom erlittenen »Kränkungen« begeisterte Huldigungsadressen, 
und Wessenberg regierte nun, unbekümmert um Rom, über zehn 
Jahre lang die Konstanzer Diözese bis zu deren Aufhebung am 
28. Oktober 1827 mit einem fast beispiellosen Geschäftseifer. Trotz- 
dem viele Geistliche allen Grund hatten, mit dem oft rücksichtslosen 
»Chef der geistlichen Regierunge in Konstanz unzufrieden zu sein, 
haben wir unter den vielen hundert Aktenstücken und Aufzeich- 
nungen aus Wessenbergs Regierungszeit, die wir in einer grossen 
Anzahl kirchlicher Archive der hohenzollerschen Dekauate eingesehen, 
niemals auch nur den geringsten Zweifel an der Rechtmässigkeit 
Wessenbergs als Kapitelsvikar ausgesprochen gefunden — ein Beweis, 
dass das febronianische Kirchenrecht im Klerus seine Früchte getragen. 
Heutzutage erscheint eine solche Handlungsweise ganz unmöglich; 
nach febronianischen Grundsätzen hat aber Wessenberg nur nach 
seinem guten Rechte und zum Heil und Frommen der Kirche ge- 
handelt und ist ihm das bischen Feindschaft und Schisma mit Rom 
durchaus nicht zum Verbrechen anzurechnen. 

Wie ein gewaltiger, verlieerender Sturmwind ist der Febro- 
nianismus in einer auch sonst noch drangvollen, schweren Zeit gegen 
die Kirche herangebraust, um anscheinend ihr ganzes Gefüge zu 
erschüttern und zu zerreissen. Der Sturm ist vorübergegangen, ja 
durch die Dekrete des vatikanischen Konzils vom 18. Juli 1870 ist 
einer Wiederholung ähnlicher Angriffe für immer vorgebeugt — und 
die Kirche ist heil und unversehrt geblieben. »Portae inferi non 
praevalebunt adversus eame. 

(Fortsetzung folgt.) 
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3. Die Beichte in der katholischen Kirche nach der „ultra- 
montanen Moral“ des Grafen Hoensbroech. 


Von Prof. Dr. Heiner. 


(Schluss; vgl. III. Quartalh. 1903 S. 411.) 


b. Reue und Vorsate. 


»Was Hoensbroech über die Lehre von der Reue und ihre Ent- 
wicklung (contritio, attritio) sagt, ist nicht minder rückständig und 
in wichtigen Punkten falsch; jeder, der die Literatur der letzten 
Jahrzehnte über den Punkt verfolgt, wird das bestätigen« 1). 

Nach katholischer Lehre müssen vollkommene und unvollkom- 
mene Reue Hass und Abscheu gegen die Sünde einschliessen, nur 
die Beweggründe hierzu sind verschieden. Die erstere hat ihren 
Beweggrund in der lauteren, vollkommenen Liebe Gottes als des 
höchsten Gutes, die letztere in der Furcht vor den göttlichen 
Strafen, vor der Hölle, dem Fegfeuer u. a w., womit immerhin 
eine unvollkommene Liebe verbunden sein muss, gemäss welcher 
Gott nicht geliebt wird wegen seiner selbst, sondern als Belohner 
des Guten und Bestrafer des Bösen. 

Hoensbroech spielt natürlich auch in dieser Frage wieder den 
Entrüsteten über »die ultramontane Morale und giht Luther Recht, 
welcher die Attrition als unsittlich verwerfe?). Die Ansicht der 
»Attritionisten« wird von dem französischen Bischofe Louis Abelly 
in seiner zuerst 1651 und öfters gedruckten Medulla theologiae in 
folgender Weise dargelegt 3): »Die Attrition (unvollkommene Reue) 
genügt, wenn sie auf einem übernatürlichen Motive beruht, z. B. wenn 
jemand in Folge eines Impulses des h. Geistes die Sünde bereut, 
weil sie ihn der Gefahr aussetzt, der ewigen Verdammung zu ver- 
fallen oder die himmlische Seligkeit zu verlieren, oder weil er durch 
das Licht des Glaubens erkennt, dass es für einen Christen schänd- 
lich ist, eine solche Sünde zu begehen. Die aus der blossen Furcht 


nn m 


1) Mausbach a. a. O. S. 82. 
2) Hoensbroech a. a. 0. S. 539. 
3) Döllinger-Reusch: Geschichte der Moralstreitigkeiten. I, 69. 
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vor der Hölle entstandene Attrition genügt nicht, wenn diese Furcht 
eine solche ist, welche die Theologen timor serviliter (formaliter) 
servilis nennen d. h. eine solche, bei welcher der Mensch die Sünde 
nur wegen der Strafe flieht; sie genügt aber, wenn die Furcht ein 
timor simpliciter (materialiter) servilis ist d. h. wenu der Mensch bei 
der blossen Furcht vor der Strafe nicht stehen bleibt, sondern diese 
Fureht wenigstens virtualiter et interpretative mit dem Verlangen 
nach der ewigen Seligkeit und einer unvollkommenen Liebe Gottes 
verbindet, so dass er die Sünde bereut oder sich zu bessern sich 
vornimmt, sowohl um nicht der Hölle zu verfallen, als auch um die 
ewige Seligkeit nicht zu verlieren und nicht des Zornes Gottes wür- 
dig zu sein. Die Liebe Gottes ist aber bei der Attrition nicht, wie 
bei der Contrition der amor perfectae caritatis, sondern die Liebe, 
welche in der Tugend der Hoffnung eingeschlossen ist, die Liebe, 
mit welcher wir Gott lieben, nicht sofern er in sich unendlich gut 
und um seiner selbst willen liebenswürdig, sondern insofern er unser 
Wohltäter ist«. 

Der »gewissenhafte Gelehrte« Hoensbroech nimmt seine ganzen 
Ausführungen über dieses Kapitel aus der »Geschichte: der Moral- 
Streitigkeiten in der rómisch- katholischen Kirche« von Döllinger- 
Reusch herüber!) und zwar — ohne seine Quelle zu nennen. Da- 
bei wendet er wiederum die von ihm erfundene wissenschaftliche 
»Methode« an, das daselbst Gebotene noch gróblich und tendenziós 
zu entstellen und zuzurichten. So schreibt?) er z. B.: »Ihre (der at- 
tritio formidolosa) ersten Verfechter sind die Dominikaner: Franz 
Viktoria, Dominikus Soto, Melchior Cano, Ludwig Lopez u. s. w. 
Die eigentlichen Begründer des Attritionismus, seine Ausgestalter 
in fast schrankenloser Form sind aber die Jesuiten und die durch 
_ sie beeinflussten späteren Theologen, einschliesslich des ‚Fürsten der 
Moraltheologie‘, Alfons von Liguori. Von diesen jesuitischen Aus- 
gestaltern der Attritionslehre sagt Benedikt XIV.: Sie tragen sogar 
kein Bedenken, die entgegengesetzte Ansicht, die bei den Büssenden 
wenigstens eine anfangsweise Liebe zu Gott Jong, scharf zu 
tadeln und zu zensurieren u. s. w.« 

Was sagen?) aber Dóllinger und Reusch? »Von den Theologen 
des 16. Jahrhunderts, auch von denjenigen, die selbst in Trient ge- 
wesen, erkláren manche die contritio für notwendig, viele die attritio 
formidolosa für ungenügend... Die ersten, welche die attritio formi- 
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dolosa für genügend erklären, sind die spanischen Dominikaner 
Franciscus Victoria und Dominicus Soto; sie fügen aber die Ein- 
schränkung bei: das gelte nur bei solchen, welche bona fide die 
Attrition für eine Contrition hielten, also in einem unverschuldeten 
Irrtum ihre an sich nicht genügende Reue für eine genügende hielten. 
. + . Victoria’s Schüler Melchior Cano und ein gleichzeitiger Doctor 
Henricus zu Salamanca liessen jene Einschränkung fallen und er- 
klärten auch die attritio cognita für genügend, Cano aber mit der 
Bemerkung: die Contrition werde als Teil des Busssakramentes be- 
zeichnet, weil sie eine sichere und unbezweifelte Materie sei; dass 
die Attrition genüge, sei zwar wahr, aber nicht so sicher und unbe- 
zweifelt . . . Der erste, der diese Ansicht als (probabel und mit der 
Wahrheit und) mit dem Konzil von Trient übereinstimmend be- 
zeichnet, ist der Dominikaner Ludwig Lopez (1583). Sie fand eine 
weitere Verbreitung, nachdem die Jesuiten Suarez und Vasquez für 
sie eingetreten waren. Aber auch Suarez sagt noch: Die Meinung, 
dass die als solche erkannte Attrition mit dem Sakramente zur 
Rechtfertigung genüge, sei zwar probabel, aber weder alt noch sehr 
verbreitet und darum nicht sicher und vielleicht falsch; darum sei 
einem Sterbenden zu raten, sich nicht dabei zu beruhigen. In ähn- 
licher Weise sprechen sich bis zum Jahre 1615 die anderen Ver- 
teidiger dieser Ansicht aus. ‚Was aber diese‘, sagt Benedikt XIV., 
‚so vorsichtig vortragen, das haben Spätere, durch die wachsende 
Zahl der ihnen Zustimmenden zuversichtlich gemacht, ohne alle Zu- 
rückhaltung und Einschränkung behauptet, ja sie haben sogar kein 
Bedenken getragen, die entgegengesetzte Ansicht . . . . scharf zu 
tadeln und zu zensurieren‘«. 

Wenn Hoensbroech als die eigentlichen Begründer des At- 
tritionismus, seine Ausgestalter in fast schrankenloser Form die 
Jesuiten bezeichnet, so halte man sich entgegen, was seine von ihm 
nicht bezeichnete »Fundgrube« darüber enthält!): »Es ist bemerkens- 
wert, dass der Attritionismus wie der Probabilismus zuerst und ziem- 
lich gleichzeitig mit diesem in Salamanca auftauchte und dann in 
der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts die vorherrschende Ansicht 
wurde, wenn auch nicht in dem Grade wie der Probabilismus, 
wenigstens noch nicht im 17. Jahrhundert, bei den Jesuiten«. 

Die schärfste Form soll nach Hoensbroech der Jesuit Viva der 
Attritionslehre gegeben haben mit dem Satze: »Es ist moralisch ge- 
wiss, dass die aus Furcht vor den Höllenstrafen, ohne Liebe zu Gott 


1) Döllinger- Reusch aa O S. 81. 
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erweckte Attritionsreue nicht nur eine sittlich gute Regung ist, son- 
dern dass sie auch zum würdigen Empfang des Busssakramentes ge- 
nügte. Bei der bekannten liederlichen Zitiermethode eines Hoens- 
broech war es uns unmöglich, diesen Satz im Wortlaute zu ent- 
decken. Wir vermuten aber, dass er ihn aus folgender Behauptung 
Viva’s fabriziert hat: »Nach den Worten des Tridentinums ist es, 
wenn nicht de fide, doch moralisch gewiss, dass die Attrition mit 
dem Sakramente zur Rechtfertigung genügte 1). 

Seine »Gewissenhaftigkeite dokumentiert der »Edelmann« 
Hoensbroech auch bei der Wiedergabe der »Begründung, womit 
Pinthereau die Attritionsreue (!) rechtfertigt«: Dass er mit »Bienen- 
fleisse diese Stelle nicht im Original aufgesucht hat, verrät er nicht, 
macht es aber glauben. In Wahrheit bezieht er sie ohne Quellen- 
angabe von Döllinger-Reusch, kann es sich aber nicht versagen, bei 
der Übersetzung sein Fälschungshandwerk auszuüben. Nach Hoens- 
broech’scher Version lautet sie: »Da das Gesetz des neuen Bundes 
ein Gesetz der Gnade ist, gegeben für Kinder Gottes und nicht für 
die Sklaven, so ist es angemessen, dass es von ihnen weniger ver- 
langt und dass Gott seinerseits mehr gibt. Es war daher nur ver- 
nünftig, dass er die gehässige und schwer zu erfüllende Verpflichtung 
(obligation facheuse et difficile) des alten Bundes, (ausgelassen: qui 
était en la loi de rigenr), einen Akt vollkommener Reue zu erwecken, 
um gerechtfertigt zu werden, aufhob, und dass er Sakramente ein- 
setzte, die eine leichtere Vorbereitung zulassen. Sonst hätten die 
Kinder weniger Leichtigkeit, sich mit ihrem Vater zu versöhnen, 
als früher die Sklaven hattene. Hoensbroech macht sich den letzten 
Satz aus nachstehenden Worten Pinthereau’s zurecht: et qu'il insti- 

tuät des sacrements qui pussent suppléer son defaut à l’aide d'un 
disposition plus facile; autrement certes les enfants n'auraient pas 
maintenant plus de facilité de se remettre aux bonnes grâces de 
leur père qu'avaient jadis les esclaves d'être reçus à merci et 
d'obtenir miséricorde de leur seigneur. Die Argumentation wäre 
demnach: »im Alten Testamente sei die Contrition, aber keine 
Beichte zur Erlangung der Sündenvergebung erforderlich gewesen; 
Christus habe die Beichte, eine sehr schwere Sache, vorgeschrieben; 
wenn nun dabei die Pflichtmässigkeit der Contrition festgehalten 
werden müsse und nicht die Attrition als genügend angesehen wer- 
den dürfe, würde dem Christen der Weg des Heiles nicht erleichtert, 
sondern erschwert sein, was der Wahrheit widersprechen würde, dass 


-———— 


1) Concina: Theol. chr. 9, 86; bei Döllinger-Reusch_a. a. O. S. 82. 
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das Gesetz des Evangeliums milder sei als das mosaische, und dem 
Worte Christi, dass sein Joch sanft und seine Bürde leicht sei« 1). 
Die »Quelle« Hoensbroechs gibt ihre Entrüstung über die Lehre des 
Jesuiten Pinthereau mit den Worten wieder: »Also die ,Sklaven* 
mussten ihren Herrn lieben, die ‚Kinder‘ brauchen ihren Vater 
nicht zu lieben, sondern sich nur vor der Hólle zu fürchten und zu 
beichtene ?). 

Diese tadelnde Bemerkung macht sich der »Gelehrte« Hoens- 
broech in seiner Art zurecht und verkauft sie als eignes Fabrikat. 
»Also die Reue aus Liebe zu Gott«, ruft er aus, »ist eine gehässige 
und schwierige Verpflichtung, und es ist eine Erleichterung, dass 
die zu Kindern Gottes gemachte Menschheit ihren Vater nicht mehr, 
wie ehemals die Sklaven ihren Herrn zu lieben, sondern nur zu 
fürchten brauchen« 3). 

Als grossartiger Zitatenfälscher erweist sich der »Gelehrte« 
Hoensbroech in der Wiedergabe eines Lehrsatzes, den der Jesuit 
Faure vorgetragen haben soll. Selbstverständlich verbietet es dem 
Grafen seine »wissenschaftliche« Methode, wie es so oft in seiner 
»Materialiensammlung« wiederkehrt, genau den Fundort anzugeben. 
Es heisst dies Unfug treiben mit der wahren Wissenschaft. Hoens- 
broech weiss wohl den Grund, warum er zur Nachprüfung des 
Satzes, den er in Anführungszeichen vorführt, nicht die Seitenzahl 
angibt; denn er hat ihn in seiner Unwahrhaftigkeit selbst ange- 
fertigt, gefälscht. Die Schrift Faure's*) handelt über die Los- 
sprechung und empfiehlt eine sehr »milde Busspraxise. Daher 
»musste Faure bezüglich der Reue noch weniger strenge Anforde- 
rungen stellen als die früheren Attritionisten. Was diese, nament- 
lich die Jesuiten his auf die Gegenwart, von der Attrition lehren, 
sagt er, ist erst nach dem Trienter Konzil ausgedacht. Die Attrition 
in dem herkómmlichen Sinn ist freilich für die Sündenvergebung im 
Sakramente vollauf genügend, ja sogar ohne Sakrament; denn sie 
ist von der Contrition gar nicht wesentlich verschieden. Wenn das 
Tridentinum die Attrition für genügend erklárt, die sakramentale 
Lossprechung zu empfangen, so meint er mit Attrition etwas ganz 
anders, nämlich eine Reue, die in Wirklichkeit ungenügend, nament- 
lich nicht wirksam und allgemein ist, von dem Pönitenten aber für 
genügend gehalten wird, die contritio existimata, von der die 


1) Döllinger-Reusch S. 77. 
2) a. a. 0. S. 78. 

3) Hoensbroech a. a. O. S. 540. 

4) Döllinger-Beusch a. a. O. S. 341 ff. 
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älteren Theologen sprechen, an deren Stelle die Attritionisten im 
17. und 18. Jahrhundert, das Tridentinum missverstehend, die Reue 
aus Furcht vor der Hölle gesetzt haben. Das Tridentinum fordert 
Reue über die begangene Sünde verbunden mit dem Vorsatz, nicht 
mehr zu sündigen. Wenn der Pönitent diese Reue nicht hat, aber 
in gutem Glanben (invicibiliter) meint, die geringere Reue, die er 
hat, sei die geforderte, so empfängt er durch die Lossprechung die 
Sündenvergebung« u. 8. w. 

Hieraus schweisst sich Hoensbroech folgenden »Satz des Je- 
suitén Faure« zusammen: »Zum Empfang der Lossprechung genügt 
eine nicht wirkliche, sondern nur eingebildete Reue (contritio 
existimata), wenn das Beichtkind sich diese Reue wirklich ein- 
bildet« 1). 

Damit ist der Fälscher Hoensbroech aber noch nicht zufrieden; 
er verschweigt auch, dass Dóllinger- Reusch die Bemerkung für nötig 
halten: » Selbst Busenbaum hat die Ansicht, dass die attritio existi- 
mata tantum, licet inculpabiliter, genüge, die er bei Tamburini fand, 
ausdrücklich verworfen« *). Ebenso verschweigt der wahrheitsliebende 
»Edelmann«, offenbar nicht unter dem Banne der Prinzipien ultra- 
montaner Moral, dass ein von ihm aus Döllinger-Reusch herùber- 
genommener Satz?), bei dem er aus den Worten: »Juenin meint: 
ein verallgemeinerndes »man meint« macht, von der Sorbonne im 
J. 1716 zensuriert wurde. Und doch hebt das seine ungenanute 
»Fundgrube« ausdrücklich hervor. 

Und nochmals macht sich die in dem Grafen Hoensbroech ver- 
körperte Unwahrhaftigkeit so recht bemerkbar, indem er schreibt 5): 
»Das römische Siegel, wenn auch nicht gerade das amtliche, erhielt 
die Lehre von der Attritionsreue (!) durch ein unter dem Vorsitz 
Benedikt XIII. im J. 1725 zu Rom abgehaltenes Provinzialkonzil, 
das, als ‚Anhang‘ zu seinen Dekreten, eine Anweisung erliess für 
die Vorbereitung der Kinder zur ersten Beichte. Diese von Bene- 
dikt XIIL., aber noch als Kardinal Orsini und Erzbischof ven Bene- 
vent verfasste Anweisung verkündet den Attritionismus: ,Die jetzt 
gewöhnliche Ansicht ist, dass die Contrition gut, aber für die Beichte 
nicht nötig ist, da die Attrition genügt, entweder als Schmerz über 
die Sünde aus Furcht vor der Hülle oder höchstens verbunden mit 
einem Anfang der Liebe zu Gott'«. 


1) Hoensbroech a. a. O. S. 541. 

2) Dollinyer-Reusch a. a. O. S. 350. 
3) Hoersbroech a. a. O. S. 542. 

4) a. a. O. S. 542 f. 
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Diesen Satz hat sich Hoensbroech aus folgenden Ausführungen !) 
von Döllinger-Reusch zusammengestutzt: »Die vollkommene Reue 
oder Contrition ist ein durch die Liebe vervollkommneter Schmerz, 
bei welchem man bloss aus Liebe zu Gott als dem hóchsten Gut 
die begangene Sünde mehr als alles Übel verabscheut. Die unvoll- 
kommene Reue oder Attrition ist ein Schinerz über die begangene 
Sünde, den man gewóhnlich aus Furcht vor der Hólle und dem 
Verluste des Paradieses oder wegen der Hässlichkeit der Sünde 
empfindet. Ohne Zweifel ist die vollkommene Reue d. i. die Con- 
trition besser; denn demjenigen, welcher einen Akt der Contrition 
erweckt, in welchem zugleich der Vorsatz zu beichten eingeschlossen 
ist, wird die Sünde sogleich von Gott vergeben; demjenigen dagegen, 
welcher einen Akt der Attrition erweckt, wird die Sünde nicht vor 
dem Empfang des Busssakramentes vergeben; die Attrition disponiert 
ihn aber, in diesem Sakramente die Vergebung der Sünde und die 
Gnade Gottes zu empfangen. Die jetst gewöhnliche Ansicht ist, 
dass die vollkommene Reue oder Contrition gut, aber für die Beichte 
nicht nötig sei, da die unvollkommene Reue d. i. die Attrition ge- 
nüge, entweder wie sie oben erklärt ist oder höchstens verbunden 
mit einem Anfang der wohlwollenden Liebe (amor benevolo) 
Gottes, worüber der hl. Stuhl bis jetzt noch nicht entschieden hate. 
»Man sieht, diese Sätze gehen über das, was einerseits das Trienter 
Konzil«, heisst es weiter, »andererseits Alexander VII. bestimmt hatte, 
nicht hinaus, Das Römische Konzil darf übrigens für jene Sätze 
nicht verantwortlich gemacht werden .... Das Konzil hätte sie 
auch nicht wohl approbieren können, da es, wie die zwei vorher zu 
Benevent gehaltenen Synoden, den Gebrauch des Katechismus von 
Bellarmin vorschreibt, der von der Attrition nichts weiss«. 

Damit vergleiche man die obigen Fälschungen des »Edelmanns«, 
und dann frage man sich, ob ein Mann, welcher mit der Wahrheit 
in solcher Weise umspringt, das Kecht habe, die Darlegungen 
anderer »cynisch« zu nennen, wie es ein Hoensbroech tut 3). 

Bezeichnend für die Objektivität und »Gerechtigkeit gegen die 
Gegnere, welche in dem »Nachschlagewerk« des Fälschers Hoens- 
broech zum Ausdruck Kommt, ist auch der Umstand, dass er die bei 
der unvollkommenen Reue üblichen Ausdrücke serviliter servilis und 
simpliciter servilis mit »auf sklavische Art sklavische bezw. »ein- 
fachhin sklavisch« übersetzt $). Und doch wusste der »Gelehrte«, 


1) Döllinger-Reusch a. a. O. = 297 f. 
2) Hoensbroech a. a. 0. 8. 5 
3) a. a. 0. S. 543. 
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dass das von ihm benutzte »Nachschlagewerk«, ediert von Döllinger- 
Reusch, in objektiver Weise den Ausdruck timor serviliter servilis 
übersetzt mit den Worten: »Eine solche Furcht, bei welcher der 
Mensch die Sünde nur wegen der Strafe flieht« und timor simpli- 
citer servilis, »wenn der Mensch bei der blossen Furcht nicht stehen 
bleibt, sondern diese Furcht, wenigstens virtualiter et interpretative, 
mit dem Verlangen nach der ewigen Seligkeit und einer unvollkom- 
menen Liebe Gottes verbindet« 1). 

So sucht der oberflächliche, gewissenlose Zitatenfälscher durch 
einzelne aus dem Zusammenhang gerissene Sätze jesuitischer Autoren 
die Behauptung zu beweisen, der ganze Orden hätte eine Attritions- 
lehre vorgetragen, »die auf jede Hoffnung der Liebe zu Gott Ver- 
zicht leistete«, Die Lehre Bellarmins aber, von dem doch gerade 
ein Hoensbroech wissen muss, welche Autorität er in seinem Orden 
geniesst, unterschlügt er. Warum? Weil »er von der Attrition 
nichts weisse. Und das nennt ein »Edelmann« wissenschaftliche 
Ehrlichkeit. 

Wenn der »Gelehrte« Hoensbroech auch Scholastiker ins Feld 
führt, deren Namen er bei Döllinger-Reusch abgeschriebeu hat ?) 
um sie mit dem Salze: debet fieri ex attrito contritus gegen die 
katholische Lehre aufzuspielen, so beweist er eben, dass von seinen 
früheren dogmatischen Kenntnissen herzlich wenig übrig ge- 
blieben ist. 

Er sehe sich z. B. einmal an, was Móhler*) über diesen Punkt 
vorträgt: »Die Furcht vor dem göttlichen Strafgerichte (also die 
attritio) wird von den Katholiken nur als ein Ansatz zur Reue, nur 
als ein Keim betrachtet, aus welchem sich, nachdem er noch ander- 
weitig befruchtet ist, etwas ungleich Edleres herausbilden muss, 
wenn eine wahre oder gar eine vollkommene Reue sich darstellen 
soll. Aus dem Glauben und Vertrauen, dass sie der Reue voran- 
gehen, nicht ihr nachfolgen lassen, haben sich noch ein Hass gegen 
die Sünde und die Keime göttlicher Liebe zu entwickeln, so auch 
diese ihren Beitrag zur Bussgesinnung liefern muss . . . Jedenfalls 
halten sie keine Bewegung der Seele des Namens der Reue wert, 
wenn nicht wenigstens mit dieser Bewegung ein entschiedener Wil- 


1) Döllinger-Reusch a. a. O. S. 69. 

2) a. a. O. S. 69 f. »Pilatus« gibt in Brief 10. (Augsb. Postztg. Nr. 191) 
dem Grafen den wohlmeinenden Rat: »Lasseu Sie die Scholastiker, die Sie ja 
doch nicht gelesen, von denen Sie nur aus zweiter Hand etwas erfahren haben, 
in Ruhe! Die Anführung und Anhäufung von Namen kann nur den sehr Un- 
erfahrenen imponieren, andern Leuten keineswegs.« 

3) Möhler, Symbolik S. 281 ff 
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lensentschluss, sich aller Sünde zu enthalten, verbunden ist, sollte 
derselbe etwa auch noch nicht durch entwickelte Motive höherer Art 
bestimmt werden.« 


c. Die reservalio casuum. 


Obwohl dem »Gelehrtene Hoensbroech bei Abfassung dieses 
Kapitels das »enzyklopädische Hauptwerk des Ultramontanismus in 
Deutschlande, nämlich das »Kirchenlexikone vorgelegen hat, wonach 
er seine sehr mangelhaften Kenntnisse über diesen Gegenstand hätte 
ergänzen können, stellt er denselben völlig verzerrt dar. Hier ist 
nur zweierlei möglich: entweder leidet Hoensbroech an einer grandiosen 
Mangelhaftigkeit des Auffassungsvermögens, oder aber an einer Bos- 
heit, die ein geordnetes Denken nicht zulässt. 

Über die Romanphrasen, die er zu Beginn dieses Kapitels seiner 
»wissenschaftlichen Materialiensammlung« zum Besten gibt, können 
wir füglich hinweggehen. 

Eine bewusste Fälschung Hoensbroechs liegt in dem Satze: 
»Der Diözesanbischof kann sich für seinen Sprengel, der Ordens- 
obere für seinen Orden, der Metropolit für seine Kirchenprovine, 
der Papst für die ganze Kirche gewisse Sünden vorbehalten, so dass 
er nur von ihnen lossprechen kann. Werden also einem gewöhnlichen 
Geistlichen solche Sünden gebeichtet, so muss er sich, ehe er das 
Beichtkind lossprechen kann, an den Bischof, an den Metropolit 
u. s. w. wenden, um die Vollmacht zu erhalten, die vorbehaltenen 
Sünden wegzunehmen« 1). 

Jedes noch so kompendiöse Lehrbuch des Kirchenrechts hätte 
den »Gelehrten« Hoensbroech darüber aufklären können, dass es heute 
Reservatfälle des Metropoliten für seine Kirchenprovinz nicht gibt. 

Hoensbroech weiss auch nicht, dass man dem Gegenstande 
nach reservierte Zensuren und reservierte Sünden unterscheidet; 
darum stellt er die unrichtige Behauptung?) auf: Die Frage, ob 
eine Sünde vorbehalten sei, von der der sie Begehende nicht wusste, 
dass sie vorbehalten war, ist ein »Kreuz« der Theologen. Die Ge- 
walt des Papstes und der Bischöfe, auch der Unwissenheit gegen- 
über, solche Vorbehalte zu machen, wird von allen zugegeben. 
Dehnen Papst und Bischöfe ihren Vorbehalt also ausdrücklich auf 
die in Unwissenheit begangene Sünde aus, so ist kein Zweifel, dass 
diese Sünde vom gewöhnlichen Priester nicht vergeben werden kann. 


2) a. a. O. 8. 545. 
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meistens die Ansicht, dass, wenn diese Ausdehnung nicht ausdrück- 
lich erwähnt ist, die Kenntnis des Vorbehaltes bei der Begehung 
der Sünde notwendig ist, damit die Wirkung des Vorbebaltes in der 
Beichte, nämlich das Nicht-Losgesprochenwerden-Können (!), ein- 
trete«. 

‘ Die Reservationen haben nach der Absicht der Kirche medi- 
zinalen und nicht vindikativen Charakter. Nur wenn man ihnen 
letztere Eigenschaft zuschreibt, sie also auf gleiche Stufe mit geist- 
lichen Strafen stellt, wie es einige Autoren tun, lässt sich daraus 
die Schlussfolgerung ziehen, dass die Reservationen gar nicht in 
Wirksamkeit treten, wenn die Unkenntnis des Pönitenten über die 
Reservation der Sünde und der darauf gesetzten Zensur eine unüber- 
windliche war. 

In Wirklichkeit lehren aber die meisten Moralisten, »ein- 
schliesslich Liguoris«, das gerade Gegenteil von dem, was der »Ge- 
lehrte« Hoensbroech »die neueren Moralisten« vortragen lässt. Er 
beweist hiermit wiederum, dass sein »Quellenwerk« unaussprechlich 
oberflächlich gearbeitet ist oder dass es ihm an der wissenschaft- 
lichen Auffassungsgabe gebricht. Denn das »enzyklopädische Haupt- 
werk des Ultramontanismus« schreibt !) ausdrücklich: »Der hl. Alfons 
Liguori?) sagt, die Anschauung, die Unkenntnis sei ohne Einfluss 
auf die Wirksamkeit der Reservation, sei sententia communior, die 
auch er unterschreibe. Diese Ausdrucksweise hat nach seiner 
Terminologie den Sinn, die gegenteilige Meinung sei unbaltbar und 
sie darf in der Praxis nur angewendet werden, wenn der reservierende 
Hierarche ausdrücklich erklärt, er mache die Rechtsverbindlichkeit 
der Reservation von ihrer Kenntnis seitens des Schuldigen abhängig, 
oder er wolle durch sein Gesetz diesen strafen, oder wenn ihm be- 
kannt ist, sein Diözesanklerus habe die Überzeugung, die ignorantes 
betreffe die Reservation nicht, es aber gleichwohl unterlässt, sich 
dagegen auszusprechene 5). 

Von dem »Gelehrten« Hoensbroech, der sich doch seiner 
früheren so »segensreiehen« Tätigkeit als Beichtvater in Bescheiden- 
heit rühmt, sollte man wenigstens eine genaue Kenntnis der »vor- 
behaltenen Sündene voraussetzen dürfen. Allein auch hier zeigt er 
wieder den Iguoranten oder den bóswilligen Fälscher, sonst kónnte 
er nicht schreiben: »Zu den »vorbehaltenen« Sünden gehören in 
der Regel: »Zauberei, Blutschande, unnatürliche Unzucht, Eltern- 


1) Kirchenlexikon X, 1070. 
2) Theol. moral. B (al. 6) n. 581. 
3) s. Lehmkuhl, Theol. moral. II, 7. ed. n. 407. 
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mord, Verursachung einer Fehlgeburt, Tätlichkeit gegen einen Geist- 
lichen, Uneucht mit Nonnen« !). Die »Tätlichkeit gegen einen Geist- 
lichen« fállt unter gewissen Bedingungen nur unter die Reservationen 
& jure, betrifft also die Absolution von der Zensur und hat mit den 
»vorbehaltenen Sündene nichts zu tun. Die zuletzt aufgezählte 
Sünde aber als »in der Regele zu den »vorbehaltenene aufzuzühlen, 
dazu gehört schon die Stirn eines Hoensbroech. Die hierbei zu 
Grunde liegende Intention des Fälschers ist klar, und den Beweis 
für diese seine Behauptung schenkt er sich gemäss der von ihm 
vertretenen »wissenschaftlichene Methode. Auf demselben »wissen- 
schaftlichene Niveau stehen die unbewiesenen Deklamationen des 
»Gelehrten«, der sich viel leichter in die Rolle des Schauspielers, 
als des ernsten, wissenschaftlichen Forschers findet: »Wiederholt 
haben sich innerhalb der Kirche Bestrebungen gegen den ‚Vorbehalt 
der Sünden‘ hervorgewagt; denn das Drückende und Unreligiöse des 
‚Vorbehaltes‘ wurde empfindlich gefühlt. Allein die Hierarchie unter- 
drückte derartige Versuche« 2). Und derselbe Mann schreibt nach 
dem »Kirchenlexikone auf der Seite vorher: »Die Kirche ist in An- 
ordnung von Reservatfällen von dem Motive geleitet: 1) denen, 
welche gesündigt haben, eine um so wirksamere Leitung und Be- 
handlung zu sichern, je tiefer die Wunden ihrer Seelen sind ; 2) im 
gläubigen Volke das Bewusstsein der Schuld und des Unheils der 
betreffenden Vergehungen zu erhalten uud zu beleben«. 

Wenn im Mittelalter einzelne Männer, wie z. B. der geistes- 
gewaltige Gerson, sich gegen die Praxis der Reservatfälle ausge- 
sprochen, so geschah das aus ganz anderen Gründen, als es die »Ge- 
wissenhaftigkeite eines Hoensbroech hinzustellen beliebt. Gerson 
ermahnt jeden pflichteifrigen Beichtvater, sich die nötigen Vollmachten 
zu verschaffen, da es nur so zu einem vollen Vertrauensverhältnis 
zwischen Beichtvater und Beichtkind kommen könne; »denn wenn 
diese wissen, dass sie nicht zu einem anderen zurückgeschickt wer- 
den, zeigen sie sich eher zur Beichte bereit; sie legen nämlich lieber 
und schneller einem einzigen die Beichte ab« 5). Also der Eifer für 
das Seelenheil war es, der aus diesen Männern sprach. Übrigens 
gibt es nach der gegenwärtigen Praxis eine ganze Anzahl von Fällen, 
in welchen der potestate ordinaria kompetente Richter die ihm zu- 
stehenden Fakultäten bis auf Widerruf delegiert. 

Dass Hoensbroech von der ganzen Materie nichts versteht, 


1) Hoensbroech a. a. 0. S. 546. 
2) Hoensbroech a. a. 0. S. 546. | 
3) De arte audiendi confessionem (opp. ed. du Pin) II, 447 consid. V. 
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zeigt er auch in folgendem Satze: »Da ‚der Vorbehalt der Sünden‘ 
ein Strafgesete ist, so hat sich seine Anwendung genau nach dem 
Wortlaut zu richten. Ein weites Feld theologischer Rabulisterei 
tat sich hier auf, und die Moraltheologen aller Zeiten haben es 
gründlich beackerte 1), 

Wenn der Mann nicht an einer chronischen Oberflächlichkeit 
leiden würde, hätte es ihm auffallen müssen, dass die nur zwei 
Seiten vorher von ihm wiedergegebenen »Motive für die Anordnung 
der Reservatfällee dem »Vorbehalt der Sünden« gerade den Cha- 
rakter als »Strafgesetze nehmen und ihm eine medizinale Intention 
unterlegen. 

Wohl sind die Bestimmungen über die Reservatfälle Ausnahme- 
gesetze, aber nicht Pönal- oder Strafgesetze, wie sie in den re- 
servierten Zensuren zum Ausdruck kommen. Dass diese von ersteren 
etwas Verschiedenes sind, ist dem »Gelehrten« Hoensbroech nicht 
zum Bewusstsein gekommen. Nicht darum erheben sich die Fragen 
bei den Moralisten, ob eine Handlung eine »vorbehaltene Sünde« 
sei oder nicht, weil das »Strafgesetz« nach dem Wortlaute An- 
wendung finden muss, sondern weil der reservierende Hierarche bei 
der Festlegung seiner Ausnahmegesetze ganz bestimmte, durch die 
äussere Handlung vollendete schwere Vergehen im Auge hatte. 

Hoensbroech war offeubar der Ansicht, dass diese Materie für 
seinen Leserkreis doch gar zu trocken und langweilig sei. Darum 
gibt er auch hier wieder zum Schlusse des Kapitels »typische Bei- 
spiele«, welche für gewisse Leute »von grossem Interesse« sind. 


d. Die Sollicitatio. 


Noch selten ist uns ein leichtfertiger gearbeitetes Elaborat zu 
Gesicht gekommen, als dasjenige, welches Hoensbroech über die 
Sollizitation seinen Lesern vorlegt. Und dabei hat der Mann die 
Kühnheit, zur weiteren Orientierung sauf die ausgezeichneten Arbeiten 
von Lea« ?) über diesen »schmachvollene Gegenstand zu verweisen, 
dem der protestantische Theologieprofessor K. Müller vorhàlt, dass 
er in dem von dem »Gelehrten« Hoensbroech an erster Stelle zitierten 
Werke über die »Geschichte der Ohrenbeichte und der Ablässe« der 
ältesten Entwicklung so gut wie gar keine Aufmerksamkeit gewidmet 
und nach ganz dürftigen Brocken gearbeitet hate. 

Als literarischer Unfug müssen gleich die ersten Sätze be- 


1) a. a. O. S. 547. 
2) Hoensbroech a. a. 0. S. 551. 
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zeichnet werden, mit welchen Hoensbroech in der angeblich »wissen- 
schaftlichen Materialiensammlung« eine historische Betrachtung über 
das genannte Thema beginnt. Sie lauten: »Sehr frühe schon trat 
das Übel auf und verbreitete sich durch die ganze Christenheit. 
Eine grosse Anzahl von Konzilien erliess fruchtlos Verordnungen und 
Strafen dagegen. Erst im J. 1559 — also Jahrhunderte, nachdem 
das schändliche Laster fast täglich zum Himmel geschrieen hatte — 
wies Papst Paul IV. die spanische Inquisition an, gegen die »solli- 
zitierenden« Priester vorzugehen« !). Es fehlt der parlamentarische 
Ausdruck, um solches Geschreibsel mit dem richtigen Namen zu 
kennzeichnen. 

Warum unterlässt der »Gelehrte« Hoensbroech die Angabe von 
Quellen für diese seine nicht näher zu bezeichnenden Behauptungen ? 
Wie lässt sich eine derartige Handlungsweise rechtfertigen, da 
Hoensbroech seinen Lesern doch eine »wissenschaftliche Materialien- 
sammlunge bieten will? Und dies ohne Quellenangabe für solch 
schwere Anschuldigungen ? Selbst ein Romanschriftsteller dürfte 
im Bewusstsein der Gewissenlosigkeit ein Vorgehen ablehnen, wie 
es hier von dem »Edelmann«  Hoensbroech beliebt wird. Was 
soll der Allgemeinausdruck: »sehr frühe schon«, der sehr sub- 
jektiv gefasst werden kann und nur allzuoft einen strikten Beweis 
ersetzen muss? Was soll ferner die unbewiesene Behauptung, dass 
sich das Übel »durch die ganze Christenheit verbreitet« habe? 
Warum gibt der »Gelehrtee Hoensbroech nicht Zeit und Namen an, 
wie es sonst bei wissenschaftlichen Abhandlungen Sitte, und bei 
»wissenschaftlichen Materialiensammlungen« doppelt notwendig ist? 
Warum zählt er nicht »die grosse Anzahl von Konziliene, welche 
»fruchtlos Verordnungen und Strafene dagegen erlassen haben, 
wenigstens dem Namen nach auf? Die 9bändige treffliche Konzilien- 
geschichte von Hefele enthält nach den Indizes von den Zeiten der 
Urkirche an bis zum Jahre 1536 eine einzige Synode, welche der- 
artige Bestimmungen erliess. Es ist eine Trierer Synode vom Jahre 
1227, welche verordnete: Der Priester, welcher eine Frauensperson 
in der Beichte sollizitiert, verliert seine Würde und wird exkom- 
muniziert 2). Und wenn auch noch die eine oder andere Synode der- 
artige Kanones aufgestellt hätte, würde dies einem Hoensbroech das 
Recht geben, von »einer grossen Anzahl von Konzilien« zu reden? 
Und wenn eine Synode in einer solch wichtigen Angelegenheit Ver- 


1) Hoensbroech a. a. O. S. 551 | 
2) Hefele: Konziliengeschichte Bá. V, 845. 
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orduungen erlässt, wird ein vorurteilsfreier Forscher daraus die 
Folgerung ohne andere Beweise auf eine weite Verbreitung des 
Übels ziehen dürfen, das nach dem Romanschriftsteller Hoensbroech 
»fast täglich zum Himmel geschrieen« haben soll? Wird ein ver- 
nivftiger Mensch aus den Bestimmungen des Strafgesetzbuches einen 
Rückschluss auf den moralischen Zustand eines Landes machen 
wollen? »Dem >»Gelehrtens Hoensbroech gestattet aber seine 
»wissenschaftliche Methode«, aus den Strafkanones einer »grossen 
Anzahle von Konzilien, die zudem nur in seiner Phantasie existieren, 
ein »fast täglich zum Himmel schreiendes Lastere zu konstruieren. 

Die von Hoensbroech dem Papste Paul IV. im J. 1559 zuge- 
schriebene Konstitution an die spanische Inquisition über das Ver- 
brechen der Sollizitation wurde in Wirklichkeit von Papst Pius IV., 
und zwar am 6. April 1561 erlassen !). Jedoch auf solche Kleinigkeiten 
sehen Leute von der wissenschaftlichen Qualifikation eines Hoens- 
broech nicht. Weil er die betreffende Bulle auch mit keinem Auge 
gesehen, geschweige denn studiert hat, kann er mit der ihm eignen 
Unverfrorenheit schreiben: »Die Strafen für die ‚sollizitierenden‘ 
Priester waren meistens gering, obwohl in einigen Fällen auch 
‚Auslieferung an den weltlichen Arm‘ vorkame ?). 

Wir haben oben schon die von der Trierer Synode festgesetzte 
Strafe wiedergegeben. Dieselbe für gering zu werten, bringt nur 
ein Hoensbroech fertig. 

Pius IV., dem die Vergehen verschiedener Priester (diversos 
sacerdotes) in Spanien in diesem Punkte zur Kenntnis gekommen 
war, weist den Grossinquisitor an, dass er nach der ihm vom aposto- 
lischen Stuhl in Sachen der Häretiker oder der Häresie Verdächtigen 
verliehenen Fakultät gegen derartige Verbrecher vorgehen und sie 
eventuell je nach der Qualität ihres Verbrechens den rechtlichen Be- 
stimmungen gemäss degradieren und an den weltlichen Arm aus- 
liefern solle3). Und das nennt der »Gelehrte« Hoensbroech »meistens 
geringe« Strafen, er, der sonst nach berühmten Vorbildern sich nicht 
genug entsetzen kann ob der von der Kirche gegen Häretiker ge- 
übten »Grausamkeit«. 

Die »wissenschaftliche Methode« eines Hoensbroech kennt ja 


1) Constit.: Cum sicut nuper. Bullar. Rom. (ed. 1638) II, 35. 

2) Hoensbroech a. a. 0. S. 552. 

3) iuxta facultatem sibi contra haereticos, aut de haeresi quovis modo 
suspectos a Sede Apostolica concessam, continentiam et tenorem proccdas ac 
culpabiles repertos iuxta excessuum suorum qualitatem, prout iuris fuerit cos 
etiam si, et prout de iure fuerit faciendum debita praecedente degratatione 
secularis Judicis arbitrio puniendo tradendos. 
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keine Gerechtigkeit gegen den Gegner und kein vorurteilsfreies Ab- 
wägen der einzelnen Momente; sie formuliert ihre Resultate nur 
unter dem Gesichtswinkel eines einseitigen Fanatismus, und daher 
auch der nicht seltene offenkundige Widerspruch in den Deklama- 
tionen dieses »Gelehrtene. 

Paul V. soll nun »im Jahre 1608 die von seinem Vorgänger 
der spanischen Inquisition verliehene Vollmacht auf die portugiesische 
ausgedehnt« haben. Das Bullarium?) Romanum weiss von einer solchen 
Konstitution nichts. Gregor XV. endlich »machte sie unbeschränkt 
für alle Länder, in denen die päpstliche Inquisition bestaud; wo 
sie nicht bestand, gab der Papst den Ortsbischôfen die nötigen Ge- 
walten und unterstellte ihnen auch die sonst von der bischöflichen 
Jurisdiktion ausgenommenen Ordensgeistlichen, aus deren Reihen die 
meisten gesuchtesten Beichtväter hervorgingen und gehen. Es 
scheint, dass diese Beschneidung klösterlicher Vorrechte innerhalb 
der grossen Ordensfamilien auf Widerstand stiess, denn Urban VIII. 
schärfte im Jahre 1622 Jie gregorianische Bestimmung aufs neue 
ein, und bestimmte, dass sie jährlich in jedem Kloster zu ver- 
lesen sei» ?). 

Zunächst die Bemerkung, dass es eine wissenschaftliche Lieder- 
lichkeit sondergleichen ist, wenn eine angeblich »wissenschaftliche 
Materialiensammlunge eine Reihe von päpstlichen Konstitutionen ohne 
Tagesangabe oder genaue Zitation anführt; denn es ist eine ‘starke 
Zumutung an den gewissenhaften Forscher, behufs näherer Informa- ‘ 
tion über das in der Hoensbroesch'schen » Materialiensammlung« Ge- 
botene vielleicht stundenlang vergeblich nachsuchen zu müssen. 

Nach Hoensbroech soll Urban VIII. im J. 1622 die gregorianische 
Bestimmung aufs neue eingeschärft haben. Mattäus Barberini ;be- 
stieg aber den päpstlichen Stuhl als Urban VIII. erst am 6. August 
1623, und eine Konstitution über die Sollizitation konnten wir in 
seinem ganzen Pontifikate nicht entdecken. 

Dagegen hat Gregor XV. die Konstitution, welche »Urban VIII. 
im J. 1622 aufs neue eingeschärft haben« soll, erst am 30. August 
1622 für die ganze katholische Welt unter ausdrücklicher Berufung 
auf Pius VI. erlassen 3). 

Und bei solchen Leistungen soll ein Mann wie Hoensbroech 
noch wissenschaftlich ernst genommen werden ? 

Man vernehme auch die »meistens geringen Strafene, welche 

1) ed. 1638. 


2) Hoensbroech a. a. 0. S. 552. 
3) Constit.: Universi Dominici gregis. Bullar. Romkn. III, 318. 
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der Papst für dieses Verbrechen festsetzt! »Wer dieses nichts- 
würdigen Vergehens schuldig befunden wirde, so lautet seine Ver- 
ordnung, »soll nach der Beschaffenheit seiner Verbrechen und nach 
den Umstáuden bestraft werden mit Suspension von seiner Amtsge- 
walt, Entziehung aller Benefizien und dauernder Inbabilität zu den- 
selben — Regulare dazu noch dem Verluste des aktiven und passiven 
Stimmrechtes — mit Verbannuug, Verurteilung zu den Galeeren, 
lebenslänglichem Zuchthaus ohne Aussicht auf Begnadigung, und 
wer nach der Enormität seines Verbrechens noch schwerere Strafe 
erwirkt hat, soll degradiert uud dem weltlichen Gericht ausgeliefert 
werden«, Darnach urteile jeder Vorurteilsfreie, ob die Kirche sich 
in dieser Beziehung ihrer Pflicht nicht bewusst war, und ob es nicht 
geradezu gewissenlos von einem Hoensbroech ist, die Behauptung 
aufzustellen: »Die Strafen für den ,sollizitierenden* Priester waren 
meistens gering, obwohl in einigen Fállen auch ,Auslieferung an 
den weltlichen Arm* vorkame. 

Dass der »Gelehrte« Hoensbroech auch dieses Kapitel mit 
»Erörterungene schliesst, die für seinen Leserkreis »von grossem In- 
teresse« sind, weil sie von einem gewissen »pikanten« Gebiete her- 
rühren, ist selbstverstándlich. 

Bezeichnend für einen Hoensbroech sind hierbei die folgenden 
in Sperrdruck gesetzten Ausführungen: »Einige Theologen bedeuten- 
den Ansehens rieten diese Lossprechung (des sollizitierten Beicht- 
kindes durch den sollizitierenden Beichtvater) sogar au, weil sie ge- 
eignet sei, das beunruhigte Gewissen des Beichtkindes zu beruhigen 
und seines und des Beichtvaters Ruf zu schonen, indem es dann 
nicht mehr genötigt sei, die beschämende Sünde einem andern 
Beichtvater zu beichten« 1). Also ohne Quellenangabe operiert eine 
»wissenschaftliche Materialiensammlung« mit Allgemeinbegriffen. 

Aber noch mehr. Hoensbroech gibt dies für ultramontane oder 
kirchliche Moral aus, trotzlem er erklärt: »Alexander VII. verur- 
teilte den Satz, dass ein Beichtkind von der Anzeigepflicht entbun- 
den werde, sobald es durch den es ,sollizitierenden* Priester von der 
Sünde, die es mit ihm begangen hatte, sakramental losgesprochen 
sele ?). 

Übrigens darf man mit berechtigtem Zweifel die Frage stellen, 
ob die Verirrungen gewisser Theologen in der Form, wie sie Hoens- 
broech vorführt, auftraten. Die Vermutung spricht dafür, dass sie 


1! Hoensbroech a. a. O. S. 553. 
2) a. a. 0. 
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erst in der Hoensbroech’schen Fälschungsfabrik solche Gestalt er- 
hielten, da der »Gelehrte« weder verrät, unter welchen Umständen 
und wann Alexander VIT. den genannten Satz zensuriert hat, noch 
die Namen der »Theologen bedeutenden Ansehense angibt, welche 
sich der Verirrungen schuldig gemacht haben sollen. Denn wenn 
es Namen von gutem Klang in der »ultramontanen« Moralwissen- 
schaft wären, hätte es sich ein Hoensbroech sicher nicht entgehen 
lassen, sie seinen Lesern vorzustellen. Ja nach seiner »wissenschaft- 
Jichen Methodee ist es nicht unmöglich, dass sie überhaupt nur in 
seiner Phantasie existieren und Ausgeburten seiner »Gerechtigkeit 
gegen den Gegnerc sind. 

Hoensbroech sieht sich auch zu dem Geständnis genötigt: » Wirk- 
liches Verdienst gegenüber diesen Missbräuchen erwarb sich Bene- 
dikt XIV.«!) (1740—58) und führt des Näheren den Inhalt der 
päpstlichen Konstitution 2): Sacramentum Poenitentiae vom 1. Juni 
1741 an, in welcher die schon von Gregor XV. im J. 1622 festge- 
setzten Strafen für dieses Verbrechen aufs neue Bestätigung finden. 

Jeder gewissenhafte, unparteiische Forscher würde »die ultra- 
montane Moral« bezüglich dieses Gegenstandes nach den offiziellen 
Kundgebungen der höchsten kirchlichen Organe beurteilt haben, die 
wahrlich an sittlicher Strenge nichts zu wünschen übrig lassen. Ein 
Hoensbroech dagegen begründet sein Urteil auf die »Umgehungen« 
der Moraltheologen, die »äusserst lehrreich« sein sollen. Dabei wird 
sich der Mann in seiner Oberfláchlichkeit nicht einmal bewusst, dass 
dieses Kapitel der Moralbücher lediglich vom kanonistischen Stand- 
punkt aufgefasst werden muss; dass die Kirche, welche moralisch 
jele Sünde der Unkeuschheit mit grósstem Ernste wertet, im Hin- 
blick auf das Amt und die Umstände mit aller Unerbittlichkeit vor- 
gehen will, dass es sich also, abgesehen von der moralischen Nichts- 
würdigkeit der Tat, um kirchliche Strafgesetze für dieses Verbrechen 
handelt, welche den schuldigen Teil mit der ganzen Härte treffen, 
aber auch dem unschuldigen nicht leichte Pflichten auflegen. 

Die »Haarspaltereiene, durch welche es nach Hoensbroech ?) 
angeblich »dem Theologen gelungen war, die schon Jahrhunderte 
früher festgesetzten Strafen für ,Sollizitation® zu umgehen«, sind 
weiter nichts als die nötigen juristischen Erklärungen dieser kirch- 
lichen Strafbestimmungen. Dass hierbei, wie bei allen Strafgesetzen, 
die strikte Auslegung Anwendung finden muss, begreift jeder ob- 


1) a. a. 0. S. 553 f. 
2) Bullar. Bened. XIV. Tom. I, 65 ss. 
3) Hoensbroech a. a. 0. S. 554. 
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jektiv Urteilende. Nur einem »Gelehrtene von der kritischen Ver- 
anlagung eines Hoensbroech dürfte es vorbehalten sein, daraus auf 
laxe Grundsätze der »ultramontanen Morale bei Beurteilung dieses 
Verbrechens zu schliessen. 


e. Das Beichtgeheimnis. 


»Die Bewahrung des Beichtgeheimnisses ist nach katholischer 
Lehre göttliche Verpflichtung« !), so beginnt Hoensbroech seine Aus- 
führungen über dieses Kapitel. Schon dieser erste Satz legt es auf 
die Irrefihrung der Leser ab; denn sonst hätte sich der »Gelehrte« 
deutlicher ausgedrückt. »Die Grundlage der Pflicht, unverbrüchlich 
dasjenige geheim zu halten, zu dessen Kenntnis man durch die 
sakramentale Beichte jemandes gelangt ist, bildet das natürliche, vor- 
zugsweise aber das positive göttliche, und im Anschluss an letzteres 
das kirchliche Recht. Naturrechtlich verpflichtet das Beichtgeheimnis 
ebenso zur Verschwiegenheit, wie jedes im Vertrauen mitgeteilte 
Geheimnis. Sein Bruch wäre eine Versündigung der Liebe und 
auch der Treue und Gerechtigkeit. Aber der Bruch des Beicht- 
siegels ist mehr als das; er ist zugleich ein peccatum contra reli- 
gionem, und zwar ein Sakrileg, weil gerichtet gegen die Würde 
eines Sakramentes und das allgemeine Interesse der Gläubigen an 
einer solchen vertrauenerweckeuden Verwaltung derselben, die ihnen 
den Gebrauch dieses notwendigen Heilmittels möglich machte 2). 

Jeder Mensch in Vertrauensstellung ist naturrechtlich schon 
verpflichtet, über die ihm in seinem Berufe gewordenen Mitteilungen 
und Kenntnisse in Rücksicht, dass dem ihm Vertrauenden irgend ein 
Nachteil oder eine Unannehmlichkeit daraus entstehen könnte, un- 
verbrüchliches Schweigen zu beobachten. 

Sehr schön ermahnt der hl. Hieronymus in einem Briefe 3), 
man möchte ihn eine Pastoralinstruktion nennen, den Nepotian, er 
solle bei Hausbesuchen, die er mache, wie die Augen, so auch die 
Zunge keusch bewahren. Hippokrates hätte seine Jünger nicht 
bloss auf seine Worte schwören lassen, sondern ihnen zugleich die 
eidliche Verpflichtung auferlegt, über alles Gesehene und Gehörte 
Schweigen zu bewahren. Mehr noch als der Arzt, habe der Seel- 
sorger dazu Grund. 

Aber in höherem Masse gilt dies, wo zugleich auch die Würde 
und das Interesse eines Sakramentes in Frage kommt. 


1) Huensbroech a. a. 0. S. 569, 
2) Kirchenlexikon II, 249. 
3) ep. 52. 
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Hoensbroech meint, es habe »lange Zeit gebraucht, bis diese 
Auffassung, dass die Bewahrung des Beichtgeheimnisses góttliche 
Verpflichtung sei, durchgesetzt wurde«!). In Wahrheit ist sie von 
Anfang an mit dem Bestande der Privatbeichte unzertrennlich ver- 
bunden gewesen. 

Als die Kirche den Zeitverhältnissen gemäss auf eine Umwand- 
lung der öffentlichen Beichte und Busse bedacht sein musste und 
der Kreis der privaten Pflichtbeichte erweitert wurde, da war es 
gerade der Oberhirte, welcher damals das Steuerruder des Schiffleins 
Petri führte, Leo d. Gr., welcher nachdrücklich auf die Notwendig- 
keit des Beichtgeheimnisses hinwies und sie ausführlich begründete. 

Aus Italien ?), namentlich aus Kampanien, Samnium und Pi- 
cenum war ihm die eigentümliche Sitte bekannt geworden, dass 
Priester die ihnen privatim gemachten Bekenntnisse nach einem 
schriftlichen Verzeichnisse öffentlich vorlesen liessen. Leo verwirft 
ein solches Vorgehen als eine falsche Vermengung der Bussformen, 
wodurch manche von dem Sündenbekenntnisse abgehalten wurden. 
Dieses gibt ihm Gelegenheit, den Augustinischen Grundsatz von der 
privaten Behandlung des privatim Gebeichteten besonders zu be- 
tonen. 

In einem Schreiben 8) an die Bischöfe der genannten Provinzen 
verordnet er im J. 459 also: »Mit allen Mitteln muss jenes Ver- 
fahren beseitigt werden, das neulich zu meiner Kenntnis kam und 
von manchen gegen die apostolische Regel in unerlaubter Usurpation 
angewandt wird. Ich meine nämlich die Bussübung, welche man 
von den Gläubigen dergestalt verlangt, dass ein schriftliches Ver- 
zeichnis der einzelnen Sünden Öffentlich verlesen wird, während es 
bei dem Gewissenszustand binreichend wäre, wenn sie sich in ge- 
heimer Beichte den sacerdotibus allein offenbaren würden. Es ist 
ja der vollkommene Glaube löblich, der sich nicht scheut, aus 
Gottesfurcht auch vor den Menschen zu erröten. Aber es sind doch 
nicht alle Sünden derartig, dass die Sünder sie ohne Furcht in die 
Öffentlichkeit bringen. Daher muss eine so unbillige Gewohnheit be- 
seiligt werden, damit nicht dadurch manche vom Heilmittel der 
Busse ferngehalten werden aus Furcht, ihre Taten möchten 
ihren Feinden offenbar werden, welche ihre Bestraf- 
ung durch den weltlichen Arm veranlassen könnten. 
Es genügt jene Beicht, welche zuerst Gott und dann dem Bischof 


1) Hoensbroech a. a. 0. S. 563. 
2) Siehe bei Kirsch, »Zur Geschichte der kath. Beichte«. S. 79 f. 
3) ep. 168. 
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abgelegt wird, der für die Sünden der Büsser als Fürsprecher ein- 
tritt. Dadurch erst können mehr Menschen zur Busse veranlasst 
werden, wenn das Gewissen der Beichtenden nicht vor allem Volke 
blossgelegt wird«. 

Wäre nicht die durch die veränderte Zeitlage bedingte Umge- 
staltung der Öffentlichen in die private Beichte rein illusorisch, wenn 
der Priester nicht verpflichtet wäre, unter allen Umständen strengstes 
Stillschweigen über das ihm in der Beichte gemachte Bekenntnis zu 
wahren ? 

Nur einem Phrasenhelden, wie Hoensbroech ist es vorbehalten, 
über sein göttlich eingesetztes Beichtgeheimnis«!) zu witzeln, wel- 
ches der Kirche dazu gedient haben soll, »ihr gewaltiges Macht- 
und Herrschaftsmittel nach allen Seiten hin mit dem Glanze des 
Göttlichen zu umhüllene und »den Priester d. h. das Priestertum 
über das Menschliche hinauszuheben«. 

Mit diesen leichtfertigen Deklamationen vergleiche jeder billig 
Denkende die zu Beginn des Kapitels wiedergegebene katholische 
Lehre über die Pflicht des Beichtgeheimnisses, so wird sich ihm 
hier wieder die ganze Gewissenlosigkeit eines Hoensbroech offen- 
baren; denn die Kirche vertritt nicht den Standpunkt »der gött- 
lichen Einsetzung des Beichtgeheimnissese, sondern sie lehrt die 
Verpflichtung zur unbedingten Wahrung derselben auf der Grund- 
lage des Naturrechtes und des positiv-göttlichen, sowie im An- 
schlusse daran des kirchlichen Rechtes. Die Gründe aber, welche 
nach dem ius divinum hierfür sprechen, leiten sich aus der gött- 
lichen Einsetzung des Busssakramentes ab. 

Zum Beweise, dass selbst die mittelalterliche Kirche noch 
nichts »von einer góttlich-sakramentalen Verpflichtung zum Beicht- 
. geheimnis« gewusst habe, führt der »Gelehrte« eine Entscheidung 
eines »kirchlichen Gerichtshofes« in Rom v. J. 1229 an, welcher 
einen Priester mit dem Interdikte belegt habe, weil er den Urheber 
mehrerer Diebstáhle, den er aus der Beichte kannte, nicht nennen 
wollte, Auf dessen Berufung kassierte Papst Honorius III. dieselbe, 
aber, meinte Hoensbroecb, seine »Entscheidung habe auf rein mensch- 
licher Unterlage« geruht und sei »ohne jede Bemerkung in das ka- 
nonische Recht aufgenommene worden ?). 

Es ist unglaublich, mit welcher Unehrlichkeit oder Unwissen- 
heit Hoensbroech auch hier wieder vorgeht. Eine Gegenüberstellung 
des Textes der Entscheidung Honorius IIT. in Cap. 13. X. V. 31 


1) Hoensbroech a. a. O. S. 563 f. 
2) Hoensbroech a. a. 0. 
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genügt, um diesen schweren Vorwurf zu rechtfertigen.. Der Text 
lautet: »Dilectus filius Joannes presbyter exposuit conquerendo quod 
rectores fraternitatis urbis ipsum ad revelandum fures et quod super 
quodam furto sibi tanquam sacerdoti fuerat revelatum, vel ad sa- 
tisfaciendum exinde damnum passo arctare nitentes, in eum (nisi 
alterum praemissorum efficeret:) tulerunt sententiam interdicti. Quia 
igitur perniciosum esset, praedictum presbyterum sibi taliter credita 
revelare, ac cogi ad id quod non rapuit, exolvendum Dit. s. manda- 
mus praefatos rectores coram te conveniens' injungas eisdem, ut a 
memorati presbyteri gravamine penitus conquiescante. Der Inhalt 
dieses Kapitels ist also kurz folgender: Ein Priester einer Bruder- 
schaftskirche wollte die Diebe nicht nennen, die ihm einen Diebstahl 
gebeichtet hatten. Die Rektoren der Bruderschaft belegten ihn des- 
halb mit dem Interdikt. Dieser wendet sich klagend an den Papst, 
der dann einen Kardinal beauftragt, die Rektoren zu zitieren und 
ihnen aufzutragen, den Priester in keiner Weise zu belästigen, da 
es verderblich sei, etwas aus der Beichte auszusagen. — Was macht 
nun Hoensbroech aus dem Kapitel? Zunächst übersetzt er »recctores 
fraternitatis urbise mit »kirchlichen Gerichtshof in Rome. Nein, 
H. Graf, »rectores fraternitatise sind die Rektoren einer Bruder- 
schaft, die nach damaligem Rechte eine gewisse Jurisdiktionsgewalt 
über die Geistlichen ihrer Bruderschaftskirche besassen und deshalb 
auch Strafen über dieselben verhängen konnten. Was nun das Beicht- 
geheimnis angeht, so erhebt sich hier für jeden denkenden Menschen 
sofort die Frage, weshalb hielt sich dieser Priester so streng zur 
Wahrung des Beichtsigills verpflichtet, dass er lieber die schwerste 
Strafe über sich ergehen liess, als dass er zum Verräter wurde? 
Das Urteil des »Gerichtshofese war offenbar falsch; denn nach einem 
Kanon bei Gratian soll wegen Verletzung des Beichtsiegels nicht 
bloss auf Amtsentsetzung, die gewöhnliche Strafe, sondern auch auf 
lebenslängliche Verbannung erkannt werden!). Vor jenem Entscheide 
liegt auch der ebenfalls in das Corpus iuris Canonici aufgenommene 
Kanon des 4. Laterankonzils: Omnis utriusque sexus vom J. 1215, 
welcher an Stelle der Verbannung die Verweisung in ein Kloster zu 
lebenslänglicher Busse setzt 2). Aus viel früherer Zeit finden wir in 
den Busskanones der griechischen Kirche, sowie bei einer Synode 


1) cap. 2. Dist. 6. de poenit. : Deponatur et perpetuo ignominiosus peregri- 


nando pergat. 
) const. Omnis utriusque sexus 12, X. de poenit. 5, 38: Qui peccatum 


in poenitentiali iudicio sibi detectum praesumpserit revelare, non solum a sa- 
cerdotali officio deponendum decernimus, sed etiam ad agendam perpetuam 
poenitentiam in arctum Monasterium detrudendum. 


Archiv für Kirchenrecht. LXXXIII. 44 


674 | Heiner, 


zu Dovin in Armenien vom J. 527 oder 536 gleichfalls die schwersten 
Strafen für sigillbrüchige Priester festgesetzt‘). Da jeder Strafver- 
hängung die Übertretung einer Verpflichtung korrespondiert, so 
richten wir an Hoensbroech die Frage: Auf welcher Grundlage 
basiert denn diese? In seinen ganzen Ausführungen weiss Hoens- 
broech nichts von der naturrechtlichen Verpflichtung zur Wahrung 
des Beichtgeheimnisses; die katholische Lehre soll nur »eine gött- 
liche Verpflichtunge hierzu kennen. Demnach widerlegt der »Ge- 
lehrte« sich selbst, wenn er behauptet, es habe »lange Zeite ge- 
braucht, bis die Auffassung, das in der Beichte Bekannte geheim zu 
halten, beruhe auf positiv göttlichem Rechte, durchgesetzt wurde. 
Insbesondere wird durch den Entscheid eines »rómischen Gerichts- 
hofese im 13. Jahrhundert gar nichts bewiesen, nachdem das 4. all- 
gemeine Konzil bereits im J. 1215 die Verpflichtung unter schwerer 
Strafandrohung der ganzen Kirche in Erinnerung gerufen ‘hatte. 
Wenn die Kassation dieses Urteils unter der Begründung, »es sei 
verderblich, schädlich oder gefährlich 2) einen Priester zur Aussage 
über eine Beichte zu zwingen und ihn für Diebstähle bestrafen zu 
wollen, die er nicht selbst begangen habe«, erfolgte, so hat sie 
lediglich den Tenor jener Strafsentenz im Auge, ohne sich über die 
Grundlage der Verpflichtung näher auszusprechen. Hoensbroech sieht 
seiner Tendenz gemäss in dem Urteile des Papstes selbstverständlich 
nur eine auf »rein menschlicher Unterlage ruhende Entscheidunge, 
aus der allgemeinen Haltung des Satzes: »es gei gefährlich, einen 
Priester zur Aussage über eine Beichte zu zwingen«, könnte man 
aber mit demselben Rechte das Gegenteil herauslesen. 

Besonders entrüstet sich Hoensbroech, dass die grossen Scho- 
lastiker Alexander von Hales, Thomas von Aquin, Bonaventura und 
ihre Schulen die Lehre vertreten: »was der Priester in der Beichte 
erfährt, hört er als Gott und nicht als Mensch, er kann also, als 
Mensch darüber befragt, eidlich versichern, er wisse davon nichts). 
»Nur Duns Scotus als Einziger unter den ‚Grossen‘ habe sich die 
Freiheit und Sittlichkeit, diese Auffassung zu verwerfen gewahrte. 
Den Beleg für diese letztere Behauptung schenkt sich die »wissen- 
schaftliche Materialiensammlung« in bekannter »Liederlichkeit«. 

Was sagt aber der »Gelehrte« Hoensbroech, wenn wir ihm das 
Wort Luthers entgegenhalten: »Man muss Kirchen- und weltlich 
Regiment unterscheiden, sintemal (das Weib) mir nichts ERIS: 


1) Hefele: Konzilien-Geschichte V, 718. 
2) Hoensbroech übersetzt das Wort perniciosum mit hachée. 
3) Hoensbroech a. u. O. S. 564. 
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hat, sondern dem Herrn Christo, und weil es Christus heimlich hält, 
soll ich's auch heimlich halten, und stracks sagen: ich habe nichts 
gehört; hat Christus was gehört, so sage er's«!). 

Es gehört die ganze Unverfrorenheit eines Hoensbroech dazu, 
um auszurufen: »Dass in solchen Vorschriften eine schwere Unwahr- 
heit und die Anleitung zur Unwahrhaftigkeit liegt, ist offenbar, und 
um »die Unwahrhaftigkeit in allen Formen einen Wesensbestandteil 
der ultramontanen Moraltheologie« ?) zu nennen. 

Klingt das nicht wie Heuchelei bei einem Manne, in welchem 
die Liebe zur Unwahrhaftigkeit einen solchen Umfang angenommen 
hat, dass die »Unwahrhaftigheit ein Wesensbestandteil« seiner 
»wissenschaftlichen Materialiensammlung« geworden ist? An seiner 
Fälschungsmanie ist allerdings »die ultramontane Moraltheologie« 
unschuldig ; sie hat einen anderen Grund. Im übrigen muss es 
nicht gerade zur Beruhigung der Tausende von Menschen dienen, 
welche, wie Hoensbroech in »Bescheidenheite sich rühmt, ihm dank- 
bar seien, weil er früher entgegen den ultramontanen Vorschriften 
und darum segenbringend Beicht gehört habe, wenn sie ihre Ge- 
heimnisse bei einem Manne aufbewahrt wissen, der sich in solch 
cynischer Weise über das Beichtsiegel auslässt. 


f. Anweisungen für Beichtväter. 


»Aus den umfangreichen Anweisungen für Beichtvätere hebt 
Hoensbroech zunächst »die Verwendung des Probabilismus in der 
beichtväterlichen Tätigkeit«°®) hervor. Die Nörgeleien, die er bei 
seinen kurzen Ausführungen für nötig hält, verdienen keine weitere 
Beachtung, da kein vernünftiger Mensch die Richtigkeit der hierbei 
zur Anwendung kommenden Grundsätze in Zweifel ziehen wird. 

Unter den Punkten, welche »Anweisungen für Beichtväter« 
erheischen, zählt der »Gelehrte« sodann die Fragestellung auf. An- 
statt aber, wie es jeder gewissenhafte Forscher getan hátte, zunächst 
dem Leser Aufklärung zu geben, auf welchen Prinzipien das Recht 
und die Pflicht der Fragestellung bei der Beichte beruht, welche 
Mahnungen die Kirche in dieser Beziehung ergehen liess, begnügt 
sich ein Hoensbroech eine Anzahl »Stellen aus bedeutenden Mo- 
ralisten« über eine für gewisse Leute interessante Materie zusammen- 
zuschweissen, um »von dieser inquisitorischen Tätigkeit ein Bild« zu 
entwerfen $). 


d Walch XXII, 879. 

2) Hoensbroech a. a. O. S. 564 f. 
3) Hoensbroech a. a. O. S. 565 f. 
4) Hoensbroech a. a. 0. S. 566 ff. 
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Worauf die lutherische Kirche, geradeso wie die katholische, 
die Berechtigung und Verpflichtung zu einer weisen Fragestellung 
gründeten, haben wir im Obigen dargelegt. Dabei betont die Kirche 
ausdrücklich, dass durch das Fragerecht kein indiskretes Eindringen 
in »das Lebensgeheimnis des Beichtenden« erlaubt sei, sondern es 
soll und muss sich auch nach dem Willen der katholischen Kirche 
auf die Fälle beschränken, »in welchene, um mit Steitz zu reden, 
»ein Grund dazu vorliegte. Schon das 4. Laterankonzil verlangt 
kurz und bündig, dass der »sacerdos sit discretus et cautuse; das 
war die ansdrückliche Forderung !) auch gar manchen »Beicht- 
hüchleins« in der nachfolgenden Zeit. Überall finden sich die ein- 
dringlichsten Mahnungen, insbesondere bezüglich der Materie gegen 
das 6. und 9. Gebot die grösste Vorsicht walten zu lassen. 

Der Tractatus sacerdotalis (ungef. v. J. 1480) mahnt nach- 
drücklichst, man solle sich ja hüten vor der Stellung neugieriger 
Fragen in diesem Punkte und empfiehlt dem Beichtvater, dem 
Beichtkinde zu sagen, dass er selbst höchst ungern derartiges be- 
rühre, er müsse aber eben handeln wie der Arzt, der sich ja auch 
bemühen müsse, verborgene Krankheiten zu heilen 2). Ebenso warnt 
Gerson vor neugierigem Erfragen solcher Einzelheiten, durch welche 
die Schwere der Sünde wenig berührt werde 3). 

Mit Recht behauptet Geffcken*), dass kaum in einem der 
Beichtbücher beim sechsten Gebote die Warnung für den Beicht- 
vater fehle, mit seinen Fragen auf der Hut zu sein. 

Treffend schliesst Kirsch 5) seine Ausführungen über die Frage: 
Welche Vollständigkeit der Beichte wird verlangt? mit den Worten: 
»Dass hierbei Fehler und Missbräuche vorkommen können, und ge- 
radeso auch bei Bestand der lutherischen Privatbeichte möglich 
waren, wer wollte das in Abrede stellen? Allein nur ein sehr be- 
schränkter Horizont, Voreingenommenheit und Böswilligkeit lassen 


1) Siehe bei Kirsch a. a. O. S. 202. 

2) ed. 1493 Bl. e 2*. Multum caute circa hoc peccatum luxuriae est 
procedendum, ne quid curiose inquiratur de ipso confitente. Unde consulo, ut 
confessor circa hoc dicat sibi: Fili mi et carissime, ego quidem verecundor et 
erubesco de talibus materiis impudicis inquirere, nec putes, quod ista ex cu- 
riositate faciam, cum de eis libentius fuissem supportatus. Oportet tamen, 
quod de necessitate procedam more et officio medici debentis curare occultum 
morbum infirini. 

3) De arte confit. Consid. XII opp. omn. II, 449: Non sit praeterea 
curiosus in inquirendo particulares circumstantias peccatorum, quae non multum 
augent vel variant gravitatem in eis, quoniam nasceretur inde aliquando vel 
tentatio periculosa vel turpitudo nimia aut suspicio retardativa confitendi. 

4) Rilderkatechismus S. 78. 

9) a. a. O. S. 203. 
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keinen freien Ausblick zu und kónnen für die bedauerlichen Fehl- 
tritte, Übergriffe, Unvorsichtigkeiten, Engherzigkeiten einzelner das 
Institut oder gar die ganze Kirche verantwortlich machen«. 

Eine dankbare Aufgabe für den »Gelehrten« Hoensbroech wäre 
es, wenn er einmal die lutherischen Pastoralbücher untersuchen 
und daraus »ein Bild von der inquisitorischen Tätigkeit« liefern würde. 
Wir wollen ihm bereits einige Konturen dazu liefern. 

Bekannt ist ja das Verfahren des Genfer Konsistoriums, dessen 
Seele Calvin war. Der Superintendent Hardeland !) schreibt darüber: 
»Nicht bloss Gotteslästerung, Spiel, Tanz, Tadel eines Geistlichen, 
Versüumnis des Gottesdienstes, ehelicher Unfriede, sogar ein unziem- 
lich erscheinendes Scherzwort, eine Arznei, die ein Kranker gebrauchte, 
ein ,requiescas in pace‘, das eine reformierte Witwe ihrem ver- 
storbenen, altgläubigen Gatten am Grabe nachgerufen, konnte Gegen- 
stand der Untersuchung werden . . . Das Verfahren war um so be- 
denklicher, als der Kläger oft auch Zeuge und Richter war«. 

Der reformierte Theologe Wilhelm Zepper, welcher gegen Ende 
des 16. Jahrhunderts das Amt eines Theologieprofessors in Herborn 
bekleidete, rechnet die Hausvisitationen zu den unentbehrlichsten 
Mitteln, das kirchliche Leben im Gange zu halten; denn Kenntnis 
vom innern Zustand eines Menschen zu erlangen sei nur durch seel- 
sorgerlichen Verkehr in den Häusern möglich. »Die Visitation er- 
streckt sich in erster Linie darauf, ob im Hause die vorgeschriebenen 
Frömmigkeitsübungen stattfinden und ob sie auch bei den Kindern 
und dem Gesinde Frucht schaffen. Aber auch das eheliche Leben, 
das Verhältnis zu den Nachbarn, die Tätigkeit im irdischen Beruf, 
die äussere Lage der Familie wird beachtet. Zur Erleichterung 
einer genauen Erforschung der in Betracht kommenden Verhältnisse 
wird den Visitatoren der Gebrauch eines catalogus scelerum em- 
pfohlen« 3). 

Aber auch die lutherischen Pastoralbiicher reden einer »inqui- 
sitorischen Tätigkeite das Wort. 

»Zum wenigsten einmal im Jahre«, sagt Johannes Rivius *) 

1) Geschichte der spez. Seelsorge S. 274. 

2) Hardeland a. a. O. S. 297 f. In der niederländisch-reformierten Ge- 
meinde zu Köln wurde jedes Gemeindeglied einem Altesten zugewiesen. Vor jeder 
Abendmahlsfeier besuchen die Altesten alle Gemeindeglieder ihres Bezirks .. . 
Die Sittlichkeit wird sorgfältig beachtet. Streit wird nicht bloss geschlichtet, 
es wird ihm auch vorgebeugt, geschlechtliche Vergehen werden streng bestraft 
und auch hier wird Prophylaxe geübt. Das Familienleben, das Geschäft, 
die Geselligkeit — alles untersteht der Aufsicht der Gemeindeorgane, 


denen das scharfe Zuchtmittel der Kirchenzucht zur Verfügung steht. Hardeland 


a. a. 0. S. 364. 
3) De officio pastorali ministrorum ecclesiae bei Hardeland a a O. 


S. 290 
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im J. 1548, »soll von jedem Hausvater erforscht werden, wie es 
mit seiner Frau, seinen Kindern, seinen Knechten und Mägden, kurz 
mit seiner ganzen Familie steht . . . . Nach Gutdünken kannst du 
auch die einzelnen Hausväter alljährlich in die Sakristei kommen 
lassen und dann vor der ganzen Versammlung jeden fragen, wie er 
sich zu Hause betrage etc.c 

Hardeland gibt als Grund, warum die lutherischen Kirchen- 
ordnungen die Forderung nicht stellen, Hausbesuche zu machen, abge- 
sehen vom Krankenbesuch, den Umstand an, dass »in kleinen Gemeinden 
bei durchschnittlich im Jahr sich viermal wiederholender Privatbeichte 
der Einzelnen zum Hausbesuch in grösserem Umfang den Geistlichen 
kaum genügend Zeit bliebe. Es habe »aber auch gar kein Anlass 
zum Dringen auf den Hausbesuch vorgelegen, weil der Seelsorger, 
der es mit der Privatbeichte ernst nahm, hier in der Tat die aller- 
beste Gelegenheit zu wirksamster Seelenpflege des Einzelnen hatte« 1). 
Jedoch weiss der Superintendent von einer »kirchenordnungsmässigen 
Anordnung (der Hausvisitation); in Hessen-Darmstadt und in Nassau, 
Oldenburg, Mecklenburg, Westfalen, Nürnberg, Lüneburg lässt sie 
sich nachweisen. Diese Hausvisitation hat namentlich in den nordi- 
schen Kirchengebieten Verbreitung erlangt. In Schweden besteht 
sie noch heute« 2). Es ist so sehr die Aufmerksamkeit auf dieses 
Institut gerichtet gewesen, dass mehrfach Dissertationen über dieses 
Thema gehalten wurden, so von Ph. Jak. Daler unter Fechts Vor- 
sitz, von Ahasverus Fritsch, von Michael Förtsch 3). 

Der Lüneburger Superintendent Scharff beschreibt den Verlauf 
einer Hausvisitation in dieser Weise: Auf Begehren des Visitators 
sagt nach geendigtem Gebet jedes Familienglied seine Lektion aus 
der Schrift, aus welcher dann etliche Fragen entnommen werden, die 
sich auf die Feststellung des vorhandenen Verständnisses beziehen. 
Auch wird gefragt, ob Knechte nnd Mägde sich dem Worte Gottes 
gemäss gehalten. Wo mit den Vätern und Müttern allein zu reden 
ist, haben die Kinder mit dem Gesinde abzutreten. 

Joh. Jak. Fabricius (T 1670) hielt seine Visitationen in Schwelm 
in Westfalen so gründlich, dass er täglich nur etwa 4 solcher Be- 
suche erledigen konnte 4). 

Dass diese Hausvisitationen schwerer als die Beichte empfunden 
wurden, beweist eine Auslassung, welche sich in dem »Christlich 
Gespräch von geistlichen Hausvisitationibuse aus dem J. 1698 bei 


1) Hardeland a. a. 0. S. 350. — 2) Hardeland a. a. O. S. 352. — 
3) Hardeland a. a. O. S. 354 f. — 4) Hardeland a. a. 0. 
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Samuel Müller findet; »es heisst, die Leute wollten nur im Beicht- 
stuhl und im Gotteshaus mit dem Prediger verkehren ; sie seien ent- 
schlossen, den in ihr Haus kommenden Geistlichen zu fragen, wer 
ihm das befohlen habe und ihn an 2 Tim. 3, 6. zu erinnern« 1). 


Der lutherische Pfarrer Theophil Grossgebauer von St. Jakob 
in Rostock formuliert die Aufgabe der »Altestene dahin, dass sie 
Aufsicht haben über die Zahl derer, so ihrer Sorge anbefohlen sind 
und auf die Strasse, darinnen sie wohnen, was darin vorgehet mit 
Zank, Uneinigkeit und anderem Ärgernis . . . Insonderheit müssen 
sie sehen, was für Eifer wegen der Gottseligkeit bei ihren Nachbarn 
sei, was die Leute für Hausordnung unter sich haben in Lesung des 
Wortes Gottes, in Verrichtung der Hausgebete, in Unterweisung der 
Kinder und Dienstboten, was dieselben für Bescheid können geben 
über die Hauptstücke christlicher Religion und ob sie getauft sind 
und warum sie getauft sind. Was für Versäumniss sich unter dem 
Volke findet im Kirchgang, im Gebrauch des hl. Abendmahls, in 
der Feier des hl. Ruhetags, wie sie denselbigen mit Gastereien, 
Lustierenfahren, Spazierengehen und anderer fleischlicher Kurzweil 
zubringen. Was für Leichtfertigkeit unter dem Volke umgehet in 
ihren Zusammenkünften und Gesellschaften, sonderlich in dem Fastel- 
abend, Pfingst-Bieren, Gülden, Taufmahlen, Hochzeiten, worin Fressen, 
Sauffen, Pracht, Dautzen, Spielen, Scherzen, Narrenbossen gepflogen 
werden. Was für Zwist, Uneinigkeit, Gekeyff, Hader, Unversóhn- 
lichkeit, Verleumdung u. dergl. Ungebühr in ihrer Nachbarschaft im 
Schwange geht... Darnach müssen die Ältesten hl. Vermahnungen, 
und wo es not tut, scharfe Bestrafungen abgehen lassen an ein jeg- 
liches Haus, nachdem die Dinge erfordern, die man darin vernommen 
hat . .. Dass die Ältesten oft die Nachbarschaft, Gassen, Winkel 
und Örter der Stadt fleissig durchwandern, sonderlich die im Ge- 
rüchte sind, dass unziemliche Dinge da vorhanden, auf dass sie mit 
scharfen Augen anmerken, was an den Orten sich zuträgt, und als- 
dann weiter verfahren, wie sichs gebührt ?). 


Dieses »Bild von inquisitorischer Tätigkeit aus bedeutenden« 
lutherischen Pastoralbüchern lässt sich unschwer vervollkommnen 
und »die Gerechtigkeit gegen die Gegner« wird einen so »gewissen- 
haften Gelehrtene, wie er uns in einem Hoensbroech entgegentritt, 
gewiss dazu bestimmen, eg in vollständiger Ausführung seinem Leser- 
kreise zu präsentieren. 


1) Hardeland a. a. 0. S. 381. 
2) »Wächterstimme aus dem verwüsteten Sione. S. 59 ff. 
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Doch schliessen wir dieses Kapitel über die Beicht nach 
Hoensbroech’scher »ultramontaner Morale. Es liesse sich noch Vieles 
sagen über das unwissenschaftliche und unehrliche Gebahren eines 
Mannes, dessen traurige Lebensaufgabe in der blinden Bekämpfung 
der katholischen Kirche und ihrer Einrichtungen besteht, indes 
würde eine längere Auseinandersetzung den Raum unserer Zeitschrift 
überschreiten. Aus obigen Ausführungen wird jeder vorurteilsfreie 
Mann zur Genüge ersehen, dass Unwissenheit und Unwahrhaftigkeit 
die morschen und faulen Waffen bilden, womit Hoensbroech gegen 
ein Institut anstürmt, das auf göttlichem Recht basiert und das 
alle Jahrhunderte hindurch Erlösung und Frieden den einzelnen 
Gläubigen, Segen und Stärke ganzen Völkern gebracht hat. Wer 
über diesen Gegenstand sich weiter unterrichten, besonders die 
schmähliche Kampfesweise des genannten Apostaten eingehender 
kennen lernen will, der greife zu den oben citierten »Fehdebriefen 
wider den Grafen Paul Hoensbroech von Pilatuse, die unter dem 
Titel: »Quos ego«! vor kurzem in zweiter Auflage erschienen sind. 
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IT. Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Elogium funebre Leonis XIII. 


Es ist üblich, in die Särge der Päpste eine Pergamentrolle, in 
eine Metallkapsel eingeschlossen, zu legen. Auf der Pergamentrolle 
sind die hauptsächlichsten Daten ihrer Regierung aufgezeichnet. In 
den Sarg Leos XIII. wurde der nachstehende, von dem Jesuiten- 
pater de Angelis verfasste Text eingeschlossen: 

Moerore et luctu catholici orbis, die vigesima Julii huius anni 
millesimi noningentesimi tertii hora post meridiem quarta, Leo XIII. 
Pontifex Maximus obiit supremum diem. 

Joachimus Pecci ortus est in oppiddo Carpineti dioeceseos 
Anagninae, nobili loco, die secunda Martii anno millesimo octingen- 
tesimo decimo; ad Petri Sedem evectus est die vigesima Februarii 
anno millesimo octingentesimo septuagesimo octavo. 

Summum Pontificatum viginti quinque annis et quinque men- 
sibus insigniter prosequutus, diuturnae aetatis cursum, egregia 
grandium factorum laude cumulavit. Difficile est longum eius vitae 
cursum retexere, et praeclara quae gessit singillatim recensere. 

Humaniorum literarum studiis penitus addictam adolescentiam 
deduxit, morum integritate, pietatis cultu, profectu plus quam me- 
diocri commendatam. Exacto philosophiae, theologiae, iurisque ca- 
nonici cursu, laureisque donatus, postremo die anni millesimi octin- 
gentesimi trigesimi septimi sacerdotio consecratus, se suaque omnia 
in aliorum culturam et utilitatem transtulit. Nam Beneventi primum, 
postea Bruxellis, deinde Perusiae satis omnibus pro viribus fecit, 
integerrimi viri nomen consequutus. 

Ad Summi Pontificatus fastigium adductus, adversa licet tem- 
porum calamitate, nihil non molitus est, ut Ecclesiae utilitati et 
fulgori prospiceret. 

Ut summatim recolantur quae universo catholico orbi com- 
pertissima sunt, enitet, primum eius pietas, qua religionis incrementa 
curavit, decusque asseruit, Dei gloriam, Beatae Virginis Deiparae 
honorem, sanctorum caelitum cultum provexit, Literis ad Christianos 
Principes, ad clerum et populum identidem missis, errores in dies 
perniciosius ingruentes detexit, sancte docteque protrivit. Nihil sui 
memor parce victitans, omnibus omuia factus, hoc unum sibi prae- 
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ceperat et hoc unum est prosecutus, ut Ecclesiae decori, fidelium 
bono, omnium utilitati, sui prorsus immemor inserviert. Declivi iam 
aetate et senio confectus, alacritate mentis, voluntatis constantia, 
fidei firmitate, industria scientiae, negotia vel difficillima suscipere 
et persequi et ad ominatum exitum adducere nunquam destitit. Mira 
autem omnibus eluxit animi sui constantia, frontis serenitas, et tenax 
in Deo fiducia, quibus adversa pertulit. Tot, tantorumque Patrum 
Cardinalium, quos carissimos habuit, et quorum doctrinae et sollertiae 
fiderat, immaturum obitum, strenua demissione dolentis animi, et 
Dei voluntatis obsequio, mirifice pertulit. Praesidiis, quae sibi sa- 
pientissime paraverat repente destitutus, immota animi firmitate, his 
nova et fortasse potiora suffecit, vir in adversis magis quam in 
prosperis admirandus. 

Itaque ut paucis maximae et plurimae res eius gestae con- 
cludantur, Leo Decimus Tertius is pontifex fuit, cui bonitatis laude, 
ingenii praestantia, vitae integritate, sanctitate morum, viribus om- 
nibus in devexa etiam aetate ad Ecclesiae Christi incrementum col- 
latis, nemo unquam fortasse poterit aequiparari. 


2. Encyklika Pius X. E supremi apostolatus v. 4. Okt. 1903. 


Venerabilibus Fratribus Patriarchis Primatibus Archiepiscopis Epis- 
copis aliisque locorum Ordinariis pacem et communionem cum Apo- 
stolica Sede habentibus 


PIUS PP. X. 
Venerabiles Fratres, salutem et Apostolicam benedictionem. 


E supremi apostolatus cathedra, ad quam, consilio Dei inscruta- 
bili, evecti fuimus, vobis primum eloquuturos, nihil attinet comme- 
morare quibus Nos lacrymis magnisque precibus formidolosum hoc 
Pontificatus onus depellere a Nobis conati simus. Videmur equidem 
Nobis, etsi omnino meritis impares, convertere in rem Nostram posse 
quae Anselmus, vir sanctissimus, querebatur quum, adversaus et re- 
puguans, coactus est honorem episcopatus suscipere. Etenim quae 
ille moeroris indicia pro se afferebat, eadem et Nobis proferre licet, 
ut ostendamus quo animo, qua voluntate Christi gregis pascendi gra- 
vissimum officii munus exceperimus. Testuntur, sic ille 1), lacrymae 
meae et voces et rugitus a gemitu cordis mei, quales nunquam de 
me, ullo dolore, memini exiisse ante diem illam, in qua sors illa 


1) Epp. L II, ep. 1. 
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gravis archiepiscopatus Cantuariae visa est super me cecidisse. 
Quod ignorare nequiverunt illi qui, ea die, vultum meum inspe- 
xerunt. ... Ego magis mortuo quam viventi colore similis, stupore 
et dolore pallebam. Huic autem de me election, imo violentiae 
hactenus, quantum potui, servata veritate, reluctatus sum. Sed iam, 
velim nolim, cogor fateri quia quotidie iudicia Dei magis ac magis 
conatui meo resistunt, ut nullo modo videam me ea posse fugere. 
Unde iam, non tam hominum quam Dei, conira quam non est 
prudentia, victus violentia, hoc solo intelligo me uti debere consilio, 
ul, postquam oravi quantum potui, et conatus sum ut, si possibile 
esset, calix iste transiret a me ne biberem illum . . . meum sensum 
et voluntatem postponens, me sensui et voluntati Dei penitus com- 
mitíam. | 
Nec plane repugnandi causae, multae et maximae, defuerunt 
Nobis. Praeterquam enim quod honore pontificatus, ob tenuitatem 
Nostram, nullo pacto Nos dignaremur; quem non moveret ei se 
successorem designari, qui, cum ecclesiam sex fere ac viginti annos 
sapientissime rexisset, tanta valuit alacritate ingenii, tanto virtutum 
omnium splendore, ut vel adversarios in sui admirationem traduxerit 
et memoriam sui nominis factis praeclarissimis consecrarit? — Dein, 
ut praetereamus cetera, terrebat Nos, quam quod maxime, ea quae 
modo est humani generis conditio afflictissima. Quem enim lateat, 
consociationem hominum gravissimo nunc, supra praeteritas aetates, 
atque intimo urgeri morbo; qui in dies ingravescens eamque penitus 
exedens ad exitium rapit? Morbus qui sit, intelligitis, Venerabiles 
Fratres; defectio abscessioque a Deo: quo nihil profecto cum pernicie 
coniunctius, secundum Prophetae dictum !): Quia ecce, qui elongant 
se a te, peribunt. Tanto igitur malo, pro pontificali munere quod 
demandabatur, occurrendum esse Nobis videbamus; arbitrabamur enim 
Dei iussum ad nos pertinere: Ecce constitui te hodie super gentes 
et super regna, ut evellas et destruas, et aedifices et plantes?); 
verum conscii Nobis intirmitatis Nostrae, negotium, quod nihil simul 
haberet morae et difficultatis plurimum, suscipere verebamur. 


Attamen, quoniam numini divino placuit humilitatem Nostram 
ad hanc amplitudinem potestatis provehere; erigimus animum in eo 
qui Nos confortat, Deique virtute freti manum operi admoventes, in 
gerendo pontificatu hoc unum declaramus propositum esse, Nobis in- 
staurare omnia in Christo’), ut videlicet sit omnta et in omnibus 
Christus*). — Erunt profecto qui, divina humanis metientes, quae 


1) Ps. LXXII, 27. — 2) Ierem. I, 10. — 3) Ephes. I, 10. — Coloss. III, 11. 
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Nostra sit animi mens rimari nitantur atque ad terrenos usus par- 
tiumque studia detorquere. His ut inanem spem praecidamus, omni 
asseveratione affirmamus nihil velle Nos esse, nihil, opitulante Deo, 
apud consociationem hominum futuros, nisi Dei, cuius utimur auc- 
toritate, administros. Rationes Dei rationes Nostrae sunt: pro quibus 
vires omnes vitamque ipsam devovere decretum est. Uude si qui 
symbolum a Nobis expetant, quod voluntatem animi patefaciat; hoc 
unum dabimus semper: Instaurare omnia in Christo! 

Quo quidem in praeclaro opere suscipiendo urgendoque illud 
Nobis, Venerabilis Fratres, alacritatem affert summam, quod certum 
habemus fore vos omnes strenuos ad perficiendam rem adiutores. Id 
enim si dubitemus, ignaros vos, non sane iure, aut negligentes puta- 
verimus nefarii illius belli, quod nune, ferme ubique, commotum est 
atque alitur adversus Deum. Vere namque in Auctorem suum fre- 
muerunt gentes et populi meditati sunt inania 1); ut communis fere 
ea vox sit adversantium Deo: Recede a nobis?) Hine extincta om- 
nino in plerisque aeterni Dei reverentia, nullaque habita in con- 
suetudine vitae, publice ac privatim, supremi eius numinis ratio; 
quin totis nervis contenditur omnique artificio, ut vel ipsa recordatio 
Dei atque notio intereat penitus. 

Haec profecto qui reputet, is plane metuat necesse est ne ma- 
lorum, quae supremo tempore sunt expectanda, sit perversitas haec 
animorum libameutum quoddam ac veluti exordium; neve filius per- 
ditionis, de quo Apostolus loquitur 8), iam in hisce terris versetur. 
Tanta scilicet audacia, eo furore religionis pietas ubique impetitur, 
revelatae fidei documenta oppugnantur, quaeque homini cum Deo 
officia intercedunt tollere delere prorsus praefracte contenditur! E 
contra, quae, secundum Apostolum eundem, propria est Antichristi 
nota, homo ipse, temeritate summa, in Dei locum invasit, extollens 
se Supra omne quod dicitur Deus; usque adeo ut, quamvis Dei 
notitiam extinguere penitus in se nequeat, Eius tamen maiestate 
reiecta, aspectabilem hunc mundum sibi ipse veluti templum dedi- 
caverit a ceteris adorandus. In templo Dei sedeat, ostendens se 
tamquam sit Deus). 

Enimvero hoc adversus Deum mortalium, certamen qua sorte 
pugnetur nullus est sanae mentis qui ambigat. Datur quidem’homini, 
libertate sua abutenti, rerum omnium Conditoris ius atque numen 
violare; veruntamen victoria a Deo semper stat: quin etiam tum pro- 
pior clades imminet, quum homo, in spe triumphi, insurgit audientior. 


1) Ps. II, 1. — 2) Iob XXI, 14. — 3) II Thess. 1I, 3. — 4) H Thess. II, 2. 
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Haec ipse Deus nos admonet in Scripturis sanctis. Dissimulat scilicet 
peccata hominum!), suae veluti potentiae ac maiestatis immemor: 
mox vero, post adumbratos recessus, excitatus lamquam potens cra- 
pulalus a vino?), confringet capita inimicorum suorum?); ut norint 
omnes quoniam rex omnis terrae Deus *), et sciant. gentes quoniam 
homines sunt). 

Haec quidem, Venerabiles Fratres, fide certa tenemus et ex- 
pectamus. Attamen non ea impediunt quominus, pro nostra quisque 
parte, Dei opus maturandum nos etiam curemus: idque, non solum 
efflagitando assidue: Exsurge, Domine, non confortetur homo); 
verum, quod plus interest, re et verbo, luce palam, supremum in 
homines ac naturas ceteras Dei dominatum adserendo vindicandoque, 
ut Eius imperandi ius ac potestas sancte colatur ab omnibus et ob- 
servetur. — Quod plane non modo officium postulat a natura pro- 
fectum, verum etiam comunis utilitas nostri generis. Quorumnam 
etenim, Venerabiles Fratres, animos non conficiat trepidatio ac moeror, 
quum homines videant, partem marimam, dum quidem humanitatis 
progressus haud immerito extolluntur, ita digladiari atrociter inter 
se, ut fere sit omnium in omnes pugna? Cupiditas pacis omnium 
profecto pectora attingit, eamque nemo est qui non invocet vehe- 
menter. Pax tamen, reiecto Numine, absurde quaeritur: unde 
namque abest Deus, iustitia exsulat; sublataque iustitia, frustra in 
spem pacis venitur. Opus tustitiae pax?). — Novimus equidem non 
paucos esse, qui studio pacis ducti, tranquillitatis nempe ordinis, in 
coetus factionesque coalescunt, quae ab ordine nominant, Proh tamen 
spes curasque inanes! Partes ordinis, quae pacem afferre turbatis 
rebus reapse queant, unae sunt: partes faventium Deo. Has igitur 
promovere necesse est, ad easque quo licebit plures adducere, si se- 
curitatis amore incitamur. 

Verum haec ipsa, Venerabiles Fratres, humanarum gentium ad 
maiestatem Dei imperiumque revocatio, quantumvis licet conemur, 
numquam hisi per Iesum Christum eveniet. Monet enim Apostolus: 
Fundamentum aliud nemo potest ponere praeter id quod positum 
est, quod est Christus Iesus®). Ncilicet unus ipse est, quem Pater 
sanctificavit et misit in mundum?) ; splendor Patris et figura sub- 
stantiae eius 1?), Deus verus verusque homo: sine quo, Deum, ut 
oportet, agnoscere nemo possit; nam neque Patrem quis novit nisi 
Filius, et cui voluerit. Filius revelare!!), — Ex quo consequitur, ut 


we 


I) Sap. XI, 24 — 2) Ps. LXXVII, 65. — 3) Ib. LXVII, 22. — 
à Ib. XLVI, 8. — 5) Ib. IX, 20. — 6) Ib. IX, 19. — 7) ls. XXXII, 17. — 
8) I Cor. III, 11. — 9) Io. X, 36. — 10) Hebr. I, 3. — 11) Matth, XI, 27. 
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idem omnino sit instaurare omnia in Christo atque homines ad Dei 
obtemperationem reducere. Huc igitur curas intendamus oportet, ut 
genus hominum in Christi ditionem redigamus: eo praestito, iam ad 
ipsum Deum remigraverit. Ad Deum inquimus, non socordem illum 
atque humana negligentem, quem materialistarum deliramenta effin- 
xerunt; sed Deum vivum ac verum, unum natura personis trinum, 
auctorem mundi, omnia sapientissime providentem, iustissimum denique 
legis latorem, qui sontes plectat, proemia proposita virtutibus habeat. 

Porro qua iter nobis ad Christum pateat, ante oculos est: per 
Ecclesiam videlicet. Quamobrem iure Chrysostomus: Spes tua Ec- 
clesia, salus tua Ecclesia, refugium tuum Ecclesia!). In id namque 
illam condidit Christus, quaesitam sui sanguinis pretio; eique doctrinam 
suam ac suarum praecepta legum commendavit, amplissima simul im- 
pertiens divinae gratiae munera ad sanctitatem ac salutem hominum. 

Videtis igitur, Venerabiles Fratres, quale demum Nobis vobisque 
pariter officium sit demandatum : ut consociationem hominum, a Christi 
sapientia aberrantem, ad Ecclesiae disciplinam revocemus; Ecclesia 
vero Christo subdet, Christus autem Deo. Quod si, Deo ipso favente, 
perficiemus, iniquitatem cessisse aequitati gratulabimur audiemusqne 
feliciter vocem magnam de coelo dicentem: Nunc facta est salus et 
virtus et regnum Dei nostri et potestas Christi eius*). — Hic tamen 
ut optatis respondeat exitus, omni ope et opera eniti opus est ut 
scelus illud immane ac detestabile, aetatis huius proprium, penitus 
eradamus, quo se nempe homo pro Deo substituit: tum vero leges 
Evangelii sanctissimae ac consilia in veterem dignitatem vindicanda; 
adserendae altius veritates ab Ecclesia traditae, quaeque eiusdem sunt 
documenta de sanctitate coniugii, de educatione doctrinaque puerili, 
de bonorum possessione atque usu, de officiis in eos qui publicam 
rem administrant; aequilibritas demum inter varios civitatis ordines 
christiano instituto ac more restituenda. — Nos profecto haec Nobis, 
Dei nutui obsequentes, in pontificatu prosequenda proponimus, ac pro 
virili parte prosequemur. Vestrum autem erit, Venerabiles Fratres, 
sanctitate, scientia, agendorum usu, studio cum primis divinae gloriae, 
industriis Nostris obsecundare; nihil aliud spectantes praeterquam ut 
in omnibus formetur Christus ?). 

Jam quibus ad rem tantam utamur adiumentis, vix dicere 
oportet; sunt enim de medio sumpta. — Curarum haec prima sunto, 
ut Christum formemus in iis, qui formando in ceteris Christo officio 
muneris destinantur. Ad sacerdotes mens spectat, Venerabiles Fra- 


1) Hom. de capto Eutropio, n. 6. — 2) Apoc. XII, 10.. —18) Gal. IV, 19. 
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tres. Sacris namque quotquot initiati sunt, eam in populis, quibuscum 
versantur, provineiam sibi datam norint, quam Paulus suscepisse 
testatus est amantissimis iis verbis: Filioli mei, quos iterum par- 
turio, donec formetur Christus in vobis 1), Qui tamen explere munus 
queant, nisi priores ipsi Christum induerint? atque ita induerint, ut 
illud Apostoli eiusdem usurpare possint: Vivo ego, iam mon ego, 
vivit vero in me Christus*), Mihi vivere Christus est*). Quamobrem, 
etsi ad fideles omnes pertinet hortatio uf occurramus in virum per- 
fectum, in mensuram aetatis plenitudinis Christi *); praecipue tamen 
ad illum spectat qui sacerdotio fungitur; qui idcirco dicitur alfer 
Christus, non una sane potestatis communicatione sed etiam imitatione 
factorum qua expressam in se Christi imaginem praeferat. 

Quae cum ita sint, quae vobis quantaque, Venerabiles Fratres, 
ponenda cura est in clero ad sanctitatem omnem formando! huic, 
quaecumque obveniant, negotia cedere necesse est. Quamobrem pars 
potior diligentiarum vestrarum sit de seminariis sacris rite ordinandis 
moderandisque, ut pariter integritate doctrinae et morum sanctitate 
floreant. Seminarium cordis quisque vestri delicias habetote, nihil 
plane ad eius utilitatem omittentes, quod est a Tridentina Synodo 
providentissime constitutum. — Quum vero ad hoc ventum erit ut 
candidati sacris initiari debeant, ne quaeso excidat animo quod Paulus 
Timotheo perseripsit: Nemini cito manus imposueris5); illud atten- 
tissime reputando, tales plerumque fideles futuros, quales fuerint quos 
sacerdotio destinabitis. Quare ad privatam quamcumque utilitatem 
respectum ne habetote; sed unice spectetis Deum et Ecclesiam et 
sempiterna animorum commoda, ne videlicet, uti Apostolus praecavet, 
communicelis peccatis alienis®). — Porro sacerdotes initiati recens 
atque e seminario digressi industrias vestras ne desiderent. Eos, ex 
animo hortamur, pectori vestro, quod coelesti igne calere oportet, ad- 
movete saepius, incendite, inflammate ut uni Deo et lucris animorum 
inhient. Nos equidem, Venerabiles Fratres, diligentissime providebimus 
ne homines sacri cleri ex insidiis capiantur novae cuiusdam ac fallacis 
scientiae, quae Christum non redolet, quaeque, fucatis astutisque argu- 
mentis, rationalismi aut semirationalisimi errores invehere nititur; 
quos ut caveret iam Apostolus Timotheum monebat, scribens: Depo- 
situm custodi, devitans profanas vocum novitates et oppositiones falsi 
nominis scientiae, quam quidam promittentes, circa fidem exciderunt). 
Hoc tamen non impedimur quo minus laude dignos existimemus illos 
e sacerdotibus iunioribus, qui utilium doctrinarum studia, in omni 


1) Gal. IV, 19. — 2) Gal. H, 20. — 8) Philipp. I, 21. — 4) Ephes. IV, 3. 
— 5) I Tim. V, 22. — 6) Ibid. — 1) 1 Tim. VI, 20. s. 


688 Kirchliche Aktenstücke 


sapientiae genere, persequuntur, ut inde ad veritatem tuendam atque 
osorum fidei calumnias refellendas instructiores fiant. Veruntamen 
celare haud possumus, quin etiam apertissime profitemur, primas Nos 
semper delaturos iis qui, quamvis sacras humanasque disciplinas 
minime praetereunt, proxime nihilosecius animorum utilitatibus se 
dedant, eorum procuratione munerum, quae sacerdotem deceant, divinae 
gloriae studiosum. Tristitia Nobis magna est et continuus dolor 
cordi Nostro!), quum cadere etiam in aetatem nostram conspicimus 
Ieremiae lamentationem: Parvuli petierunt panem, et non erat qui 
frangeret eis *). Non enim de clero desunt, qui, pro cuiusque in- 
genio, operam forte navent rebus adumbratae potius quam solidae 
utilitatis: at verum non adeo multi numerentur qui, ad Christi 
exemplum, sibi sumant Prophetae dictum: Spiritus Domini unxit 
me, evangelizare pauperibus misit me, sanare contritos corde, prae- 
dicare capitivis remissionem et caecis visum?), — Quem tamen 
fugiat, Venerabiles Fratres, quum homines ratione maxima ac liber- 
tate ducantur, religionis disciplinam potissimam esse viam ad Dei 
imperium in humanis animis restituendum? Quot plane sunt qui 
Christum oderunt, qui Ecclesiam, qui Evangelium horrent ignoratione 
magis quam pravitate animi! de quibus iure dixeris: quaecumque 
ignorant blasphemant*). Idque non in plebe solum reperire est aut 
in infima multitudine, quae ideo in errorem facile trahitur; sed in 
excultis etiam ordinibus atque adeo in iis, qui haud mediocri erudi- 
tione ceteroqui polleant. Hinc porro in plerisque defectus fidei. Non 
enim dandum est, scientiae progressibus extingui fidem, sed verius 
inscitia; ut idcirco ubi maior sit ignorantia, ibi etiam latius pateat 
fidei defectio. Quapropter Apostolis a Christo mandatum est: Euntes, 
docete omnes gentes 5). 


Nunc autem, ut ex docendi munere ac studio fructus pro spe 
edantur atque in omnibus formetur Christus, id penitus in memoria 
insideat, Venerabiles Fratres, nihil omnino esse caritate efficacius. 
Non enim in commotione Dominus®). Allici animos ad Deum ama- 
riore quodam conatu, speratur perperam: quin etiam errores acerbius 
increpare, vitia vehementius reprehendere damno magis quam utilitati 
aliquando est. Timotheum quidem Apostolus hortabatur: Argue, ob- 
secra, increpa; attamen addebat: in omni patientia”). — Certe eius- 
modi nobis exempla prodidit Christus. Venite, sic ipsum alloquutum 
legimus, venite ad me omnes qui laboratis et onerati estis, et ego 


1) Rom. IX, 2. — 2) Thren. IV, 4. — 3) Luc. IV, 18—19. — 4) Iud. II, 10. 
— 5) Math. XXVIII, 19. — 6) III Reg. XIX, 11. —- 7) II Tim. IV, 2. 
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reficiam vos!). Laborantes autem oneratosque non alios intelligebat, 
nisi qui peccato vel errore tenerentur. Quanta enimvero in divino 
illo magistro mansuetudo! quae suavitas, quae in aerumnosos quoslibet 
miseratio! Cor eius plane pinxit Isaias iis verbis: Ponam spiritum 
meum super eum; non contendet neque clamabit; arundinem quas- 
salam non confringet et linum fumigans non extinguet?). — Quae 
porro caritas, patiens et benigna?) ad illos etiam porrigatur necesse 
est, qui sunt nobis infesti vel nos inimice insectantur. Muledicimur 
et benedicimus, ita de se Paulus profitebatur, persecutionem patimur 
et sustinemus, blasphemamur et obsecramus il, Peiores forte quam 
sunt videntur. Consuetudine enim aliorum, praeiudicatis opinionibus, 
alienis consiliis et exemplis, malesuada demum verecundia in impiorum 
partem translati sunt: attamen eorum voluntas non adeo est depra- 
vata, sicut et ipsi putari gestiunt. Quidni speremus cliristianae cari- 
tatis flammam ab animis caliginem dispulsuram atque allaturam 
simul Dei lumen et pacem?  Tardabitur quandoque forsitan laboris 
nostri fructus; sed caritas sustentatione nunquam defatigatur, memor 
non esse praemia a Deo proposita laborum fructibus sed voluntati. 
Attamen, Venerabiles Fratres, non ea Nobis mens est ut, in 
toto hoc opere tam arduo restitutionis humanarum gentium in Christo, 
nullos vos clerusque vester adiutores habeatis. Scimus mandasse 
Deum unicuique de proximo suo 5). Non igitur eos tantum, qui sacris 
se addixerunt, sed universos prorsus fideles rationibus Dei et animorum 
adlaborare oportet: non marte utique quemque suo atque ingenio, 
verum semper Episcoporum ductu atque nutu; praeesse namque, do- 
cere, moderari nemini in Ecclesia datur praeter quam vobis, quos 
Spirilus Sanctus posuit regere Ecclesiam Dei*). — Catholicos homines, 
vario quidem consilio at semper religionis bono, coire inter se socie- 
tatem, Decessores Nostri probavere iamdiu bonaque precatione san- 
xerunt. [Institutum porro egregium Nos etiam laudatione Nostra 
ornare non dubitamus, optamusque vehementer ut urbibus agrisque 
late inferatur ac floreat. Verumenimvero consociationes eiusmodi eo 
primo ac potissiinum spectare volumus, ut quotquot in illas cooptantur 
christiano more constanter vivant. Parum profecto interest quaestiones 
multas subtiliter agitari, deque iuribus et officiis eloquenter disseri, 
ubi haec ab actione fuerint seiugata. Postulant enim actionem tem- 
pora; sed eam quae tota sit in divinis legibus atque Ecclesiae prae- 
scriptis sancte integreque servandis, in religione libere aperteque pro- 
fitenda, in omnigenae demum caritatis operibus exercendis, nullo sui 


1) Matth. XI, 28. — 2) Is. XLII, 1 s. — 3) I Cor. XIII, 4. — 4) I Cor. 
IV, 12 s. — 5) Eccli. XVII, 12. — 6) Act. XX, 28. 
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aut terrenarum utilitatum respectu. Illustria eiusmodi tot Christi 
militum exempla longe magis valitura sunt ad commovendos animos 
rapiendosque quam verba exquisitaeque disceptationes; fietque facile 
ut, abiecto metu, depulsis praeiudieiis ac dubitationibus, quamplurimi 
ad Christum traducantur provehantque ubique notitiam eius et amorem ; 
quae ad germanam solilamque beatitatem sunt via. Profecto si in 
urbibus, si in pagis quibusvis praecepta Dei tenebuntur fideliter, si 
sacris erit honos, si frequens sacramentorum usus, si cetera custo- 
dientur quae ad christianae vitae rationem pertinent; nihil admodum, 
Venerabiles Fratres, elaborandum erit ulterius ut omnia in Christo 
instaurentur. Neque haec solum coelestium bonorum prosequutionem 
spectare existimentur: iuvabunt etiam, quam quae maxime, ad huius 
aevi publicasque civitatum utilitates. His namque obtentis, optimates 
ac locupletes aequitate simul et caritate tenuioribus aderunt, hi vero 
afflictioris fortunae angustias sedate ac patienter ferent; cives non 
cupiditati sed legibus parebunt; principes et quotquot rempublicam 
gerunt, quorum non est potestas nisi a Deo!), vereri ac diligere 
sanctum erit. Quid plura? Tunc demum omnibus persuasum fuerit 
debere Ecclesiam, prouti ab auctore Christo est condita, plena inte- 
graque libertate frui nec alienae dominationi subiici; Nosque, in hac 
ipsa libertate vindicanda, non religionis modo sanctissima tueri iura, 
verum etiam communi populorum bono ac securitati prospicere. 
Scilicet pietas ad omnia utilis est?): eaque incolumi ac vigente, 
sedebit reapse populus in plenitudine pacis?). 

Deus, qui dives est in misericordia4), hanc humanarum gentium 
in Christo Iesu. instaurationem benignus festinet; non enim volentis 
opus meque currentis, sed miserentis est Dei5). Nos vero, Venerabiles 
Fratres, in spiritu humilitatis?), quotidiana et instanti prece id ab 
Eo contendamus ob Iesu Christi merita. Utamur praeterea praesen- 
tissima Deiparae impetratione: cui conciliandae Nobis, quoniam has 
litteras die ipsa damus, quae recolendo Mariali Rosario est instituta; 
quidquid Decessor Noster de octobri mense Virgini augustae dicando 
edixit, publica per templa omnia eiusdem Rosarii recitatione, Nos 
pariter edicimus et confirmamus; monentes insuper ut deprecatdres 
etiam adhibeantur castissimus Dei Matris Sponsus catholicae Ecclesiae 
patronus sanctique Petrus et Paulus apostolorum principes. 

Quae omnia ut rite eveniant et cuncta vobis pro desiderio for- 
tunentur, divinarum gratiarum subsidia uberrime exoramus, Testem 
vero suavissimae caritatis, qua vos et universos fideles, quos Dei 


1) Rom. XIII, 1. — 2) I Tim. IV, 8. — 3) Is. XXXII, 18. — 4) Ephes. 
II, 4. — 5) Rom. IX, 16. — 6) Dan. III, 39. 
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providentia Nobis commendatos voluit, complectimur, vobis, Venerabiles 
Fratres, clero populoque vestro apostolicam benedictionem amantissime 
in Domino impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum, die [V. octobris MCMIII, Pon- 
tificatus Nostri anno primo. PIVS PP. X. 


3. Hirtenbrief des preussischen Episkopats v. 18. Aug. 1903 
über den Primat in der Kirche. 


Geliebte Diözesanen ! 


Als wir vor Jahresfrist vom Grabe des hl. Bonifatius aus an 
euch unser Hirtenwort richteten, da war unser und euer aller Herz 
von einer heiligen, freudigen Bewegung ergriffen; denn es galt jenen 
Jubeltag feierlich zu begehen, an welchem Papst Leo XIII. auf sein 
25jähriges Pontifikat zurückblicken konnte. Er, der bei seiner Er- 
hebung auf Petri Stuhl schon an der Neige seiner Tage zu stehen 
glaubte, hatte nun, dank Gottes Gnade, ein Vierteljahrhundert das 
Steuerruder der Kirche kraftvoll geführt. Mit Dank gegen den 
Himmel blickten wir bei Erlass unseres Hirtenschreibens zurück auf 
das vielseitige reiche Wirken, das diesen Zeitraum umschloss, und 
suchten in kurzem Überblicke die Fülle der tiefen Wahrheiten und 
weisen Mahnungen zusammenzufassen, durch die Leo an der Jahr- 
hundertwende den Ruhm eines der eifrigsten und weisesten Päpste 
aller Zeiten sich erworben hat. Zugleich erhoben wir unsere Stimme 
zu Gott und mahnten euch alle zu innigem Gebete um Gottes Schutz 
und Schirm für das teuere Leben des geliebten greisen Oberhirten 
der Kirche. Viel ist für ihn gebetet worden, und zahlreich waren 
die Scharen, die, von Glaube und Liebe geleitet, zum Pilgerstabe 
griffen, um noch einmal das milde, von Klarheit und Himmels- 
frieden durchleuchtete Antlitz zu schauen, um nochmals den Segen 
des Vaters der Christenheit zu empfangen, dessen ermattende Hand 
ordnend und lenkend so lange gewaltet hatte. 

„Rom ruft euch alle an sein Herz!“ so hatte ja noch kurz 
vorher Leo XIII. selbst hinausgerufen in die Welt. Und in allen 
Gauen Deutschlands hatte dieser Ruf lauten Widerhall gefunden in 
den Millionen Herzen, die mit der opferwilligsten Liebe zum irdi- 
schen Vaterlande die glfihende Begeisterung für das Reich Christi 
und sein sichtbares Oberhaupt zu vereinen wissen. Dass Deutsch- 
lands Katholiken hinter keinem Volke der Erde zurückbleiben an 
treuer, hingebender Liebe zum Stuhle Petri, das hat -Leos letztes 

da? 
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Jubiläumsjahr von neuem gezeigt, und selbst er, der ehrwürdige 
Jubelgreis, hat es freudig bezeugt. 

Tage heiliger Freude waren es, die so viele Bischöfe, Priester 
und Laien in der ewigen Stadt verbringen durften. Doch in die 
freudige Bewegung mischte sich leise und unvermerkt stille Weh- 
mut. Wer das Glück hatte, mit Papst Leo zu reden und in sein 
tiefes, mildes Auge zu schauen, der konnte die Besorgnis nicht 
unterdrücken, dass der Glanz des Jubiläums dem letzten glutvollen 
Aufleuchten der sinkenden Sonne glich. Das helle Gestirn am Him- 
mel der Kirche begann sich zum Untergange zu neigen. Kaum 
waren die letzten Klänge der Jubelgesänge verhallt, da erlosch 
langsam der Stern in Leos Wappenschilde. Eine bedenkliche Krank- 
heit warf den Priestergreis auf das Schmerzenslager. Zwei volle 
Wochen noch widerstand die Kraft des eisernen Willens der Er- 
mattung des welken Körpers; mit banger Spannung umgaben im 
Geiste Fürsten und Völker der Erde das Sterbebett des Greises, der 
gleich einem Patriarchen des Erdenrundes die Verehrung aller be- 
sass. In allen Kirchen scharten die Gläubigen sich um die Altäre, 
um für das teuere Leben zu beten. Doch Leo selbst, der in allem 
nur Gottes Willen vor Augen hatte, nur dem Ratschlusse der Vor- 
sehung zu folgen strebte, richtete sein Auge fest und unverwandt 
nur noch auf die Pforte der Ewigkeit. Voll Freude, Klarheit und 
Reinheit, wie sein ganzes Leben vor uns liegt von den Kindheits- 
tagen im Gebirgsdorfe Carpineto an bis zum letzten Akte der päpst- 
lichen Regierung, so voll Friede und Verklärung war auch der Heim- 
gang des obersten Hirten. Am 20. Juli gab er seinen Hirtenstab 
zurück in die Hände Jesu Christi, um für den Dornenkranz endloser 
Sorgen und Leiden die unvergängliche Krone des ewigen Lebens zu 
erlangen. 

Have pia anima! Sei gegrüsst, zum letzten Mal gegrüsst, du 
Seele voll Hoheit und Milde, du Herz voll tiefer, heiliger Liebe, du 
Geist voll Weisheit und Grösse! Have pia anima: so klang es aus 
Millionen Herzen, nicht nur aus den Herzen der treuen Kinder der 
katholischen Kirche; nein, auch aus dem Herzen und von den Lippen 
unzählbarer Scharen, die nicht ihr kirchliches Oberhaupt in Leo 
verehrten, doch vor der Hoheit und Grösse seines Geistes ehrfurchts- 
voll das Haupt beugten. Nur Gott im Himmel weiss, in wie manches 
Auge eine stille Träne trat, als zum ersten Male der dumpfe Klang 
der Trauerglocken von der Höhe unserer Dome und aller Gottes- 
häuser erscholl. War es doch, als trete noch einmal vor unser 
Auge alles, was Leos Wirken und Walten so unvertilgbar einge- 
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schrieben hat in die Bücher der Geschichte unserer heiligen Kirche, 
was er an segensreichen Lehren und Anregungen zum Heil der 
Kirche, zum Segen für die Völker und alle Stände der menschlichen 
Gesellschaft ausgestreut hat als Samenkörner, die langsam aufge- 
gangen sind, heranreifen und reiche Frucht bringen auf geistigem 
und sozialem Gebiete! 

Dass diese stillen Erfolge des eifrigen Hirten Anerkennung finden 
in allen Kreisen, dass Fürsten und Völker, die Kinder der Kirche 
und die äusserlich von ung getrennten christlichen Brüder mit edler 
Offenheit Leo als den gerechten und weisen Hirten feiern und sein 
Andenken segnen: das ist das schönste Denkmal, das einem Papste 
errichtet werden kann. Freuen wir uns darüber, geliebte Diözesanen, 
mit heiliger Freude! Erweisen wir aber aueh dem heimgegangenen 
geistigen Vater die Kindespflicht treuen Gebetes; denn die Pflicht 
der christlichen Fürbitte, die wir den leiblichen Eltern schulden, 
soll jeder Christ auch gegen den erfüllen, der als väterlicher Hirt 
so unermüdlich für uns alle gebetet, gearbeitet und gelitten hat. 

„Leo stirbt, der Papst stirbt nicht!“ — das wird uns als eines 
der letzten Worte erzählt, die der heimgegangene Papst mit ver- 
klärtem Lächeln zu seiner Umgebung gesprochen hat. Ja, Geliebte, 
so ist es: die Regierungszeit der einzelnen Päpste geht zur Neige; 
aber, wie von Engelshand getragen, schwebt die Tiara, die dreifache 
Krone, von Haupt zu Haupt. „Der Papst stirbt nicht“, das Papst- 
tum ist unsterblich und unvergänglich, weil es eine göttliche An- 
ordnung ist. — Das Papsttum stirbt nicht und altert nicht; denn 
was von Gottes Odem durchhaucht ist, das hat ewige Jugendkraft. 
— Das Papsttum stirbt nicht; es kann verdemütigt und beraubt 
werden, es kann Tage des Glanzes und Tage der Erniedrigung schauen, 
doch den Tag seines Untergauges schaut es nicht. Wie ein Fels, 
den des Meeres Brandung zu verschlingen droht, unbeugsam und 
unerschüttert bleibt, — wie ein lebenskräftiger Stamm nach ver- 
heerendem Sturme von neuem Blüten und Früchte trägt und anstatt 
der abgerissenen dürren Äste neue frische Zweige hervorbringt, — 
so waltet die geistige Macht des Papsttums fort von Jahrhundert zu 
Jahrhundert; mag es erhóht oder erniedrigt erscheinen, mag es 
bitter angefeindet werden, oder im Glanze geistiger Erfolge Ehr- 
farcht auch dem Gegner abzwingen, — zwei Worte bleiben ewig 
wahr und in der ganzen katholischen Welt ewig unveränderlich. 
Das sind die Worte, die Christus und Petrus in der feierlichen 
Stunde der Grundlegung unserer Kirche mit einander gewechselt 
haben. 
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In der Nähe von Cäsarea war es, wo Petrus vor dem so viel- 
fach verkannten und angefeindeten Messias das Bekenntnis ablegte: 
„Du bist Christus, der Sohn des lebendigen Gottes!“ Und nun machte 
Christus den glaubensmutigen Jünger zum Fundamente des Baues 
seiner Kirche mit dem feierlichen Worte, das die Grundlage der ganzen 
kirchlichen Verfassung bildet: „Und ich sage dir, du bist Petrus 
(das heisst Fels), und auf diesen Felsen will ich meine Kirche 
bauen, und die Pforten der Hölle sollen sie nicht überwältigen.“ 

O wunderbares Zwiegespräch zwischen dem Meister und dem 
Jünger! O ewig denkwürdige Worte, die ihr das Fundament des 
katholischen Glaubens und der gesamten kirchlichen Ordnung bildet! 
die ihr darum auf ewig das Erkennungszeichen aller wahren Katho- 
liken seid! Die Gottheit Christi, unseres geistigen Hauptes, unseres 
einzigen Mittlers und Erlôsers, und die Autorität des Stuhles Petri 
als Felsen der kirchlichen Ordnung und Einheit: Das sind die Grund- 
lehren unseres Glaubens. 

Ihr alle wisset, geliebte Diózesanen, wie gerade diese beiden 
Wahrheiten in unseren Tagen angefochten und verdächtigt werden. 
Jene, die selbst Christi Gottheit leugnen, schmähen die katholische 
Kirche, als ob sie es sei, die der Würde Christi Eintrag tue. 
Tórichtes Beginnen und grundlose Verleumdung! Wo immer katho- 
lische Christen weilen, da weiss es der Gebildete, wie der einfache 
Mann des Volkes, das Kind wie der Greis, dass gerade die katho- 
lische Kirche es ist, die vor Christus als wahrem Gott und wahrem 
Menschen das Knie anbetend beugt; die nur Christus als geistiges 
Haupt der ganzen Kirche, der Gemeinschaft aller Erlósten im Him- 
mel und auf Erden anerkennt; die nur in Christi Erlósungstod Ver- 
zeihung und Beseligung sucht, nur durch Christi Gnade und un- 
sichtbares Walten Heiligung der Seelen erwartet. Christus allein 
ist das tiefste, das göttliche Fundament unseres Glaubens und unserer 
Kirche; nur mit Christo eng vereinigt zu sein, ist das Ziel aller 
Sakramente und Heilsmittel, die seine Diener spenden, nur er ist 
es, zu dem wir in unseren Gebeten als zu unserem einzigen Helfer 
und Gnadenspender uns wenden. Ewig bis an das Ende der Zeiten 
bleibt der Gottmensch wirkend und waltend in seiner Kirche gegen- 
wärtig. Doch ist diese Gegenwart eine unsichtbare und geheimnis- 
volle. Seine sichtbare Gegenwart hat der Herr uns entzogen; als 
sichtbares Haupt des sichtbaren Gefüges seiner Kirche ist er nicht 
mehr unter uns. 

Sollte nun, Geliebte, der sichtbare Bau der Kirche ohne er- 
kennbaren Grundstein bleiben ? sollte dem sichtbaren Gefüge der 
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Kirche ein sichtbares Haupt fehlen? sollte die Herde Christi hie- 
nieden keinen erkennbaren Hirt haben und nicht mehr wissen, auf 
welche von den zahllosen Stimmen sie hören solle, die alle als 
Stimmen des wahren Hirten sich ausgeben ? 

Nein, geliebte Diözesanen, das hätte nimmermehr der Weis- 
heit Gottes entsprochen. „Du bist der Fels, und auf diesen Felsen 
will ich meine Kirche bauen“, bauen für alle Zeiten; wie dieser 
Bau ewig sein sollte, so muss auch der Fels ewig sein, ewig fest 
durch die Kraft dessen, der mit seiner göttlichen Macht in der 
Kirche und in ihrem Felsenfundamente unsichtbar gegenwärtig bleibt 
bis zum Ende der Tage. 

Dank sei dir, du himmlischer Baumeister, der du diesen 
Felsenbau geschaffen hast! In deiner Lehre und deiner Liebe sind 
wir innerlich, geistig und geheimnisvoll mit dir als geistigem Haupte 
geeinigt; geeinigt aber auch ist der Wunderbau deiner sichtbaren 
Kirche hienieden, der zum Himmel ragende, weltumspannende Dom 
der Gottesgemeinde, die als einigendes Fundament Petrus, den 
Felsenmann, besitzt. So ist das Gebet erhórt, das Christus vor 
seinem Scheiden beim Liebesmahle für die Apostel zum himmlischen 
Vater sandte: ,In deinem Namen, heiliger Vater, bewahre sie, da- 
mit sie eins seien, wie wir eins sind; ich bitte nicht nur für sie 
allein, sondern auch für jene, die durch ihr Wort an mich glauben 
werden, damit alle eins seien^!), Alle Gläubigen aller Zeiten, eins 
unter einander wie Christus mit dem himmlischen Vater. — wie ist 
doch dieses Gebet so wundersam in Erfüllung gegangen in der 
heiligen katholischen Kirche, wo Ein Glaubensbekenntnis von allen 
Lippen gebetet und von allen Herzen in demselben Sinne verstanden 
und ausgelegt wird; wo Ein oberster Zeuge die Wahrheit der Offen- 
barung Christi bezeugt, überwacht uud vor allen Neuerungen rein 
bewahrt; wo die einzelnen Hirten in den Diôzesen die Schlüsselge- 
walt der einzelnen Sprengel, Ein Hirte aber die Schlüssel zum ganzen 
hehren Bau der Weltkirche führt; wo Bischófe für die einzelnen 
Gemeinden bestellt sind, Einer aber der Bischof aller Bischófe ist, 
zu dem alle Bischôfe, Priester und Gläubigen als zu ihrem gemein- 
samen Vater liebend aufblicken, während er selbst nur als Christi 
Werkzeug des Amtes waltet ! 

Freuen wir uns, geliebte Diózesanen, dieses herrlichen Bauvs 
unserer Kirche, freuen wir uns ihrer Einheit und Einigkeit, ihres 
wunderbaren harmonischen Gefüges. Das konnte nicht Menschen- 


1) Joh. 17, 11 fl. 
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weisheit erfinden, nicht der Zufall oder der Zeiten Gunst zusammen- 
fügen, nicht Waffengewalt erzwingen. Das konnte nur Gottes Geist 
schaffen, der, wie er überall im Reiche der Natur Ordnung in der 
grossen Mannigfaltigkeit der Dinge, ein einigendes Haupt im glie- 
derreichen Organismus schafft, so auch dem mystischen Leibe Christi 
hienieden ein Haupt gegeben hat und so lange kraftvoll erhält, als 
Christi Leib, die heilige Kirche selbst besteht. Nun brauchen wir 
nicht zu fürchten, dass wir jenen gleichen, die „umhergetrieben 
werden von jedem Wind der Lehre, preisgegeben menschlichem 
Truge“ 1); nein, dem gottbestellten Führer folgend, hoffen wir ver- 
trauensvoll, dass „alle zur Einheit des Glaubens und Erkenntnis des 
Gottessohnes, zur männlichen Reife und zum Masse des Vollalters 
Christi gelangen“ ?). 

Weil die Einheit der katholischen Kirche unter dem Einen ge- 
meinsamen Oberhirten der Grundstein der Verfassung im Hause 
Gottes ist, darum ist auch die Wahl des Papstes eine der heiligsten 
und wichtigsten Handlungen in der Kirche. Zebn Tage nach Leos XHI. 
Tode haben sich, wie ihr wisset, die rechtmässigen Träger des Wahl- 
rechts bei der Walıl des höchsten Hirten der Kirche, das ehrwürdige 
Kollegium der Kardinäle, als oberster Senat der ganzen katholischen 
Kirche in die Einsamkeit des vatikanischen Palastes zum Konklave 
zurückgezogen zu gemeinsamem Gebete und brüderlicher Beratung. 
Das allein war das Ziel ihrer Gebete und auch eurer Gebete, dass 
Gott, der einst durch seinen Propheten den David von der Herde 
hinwegrief zur königlichen Würde, der als Herzensdurchforscher von 
den Jüngern Christi angerufen wurde um Licht bei der Apostelwahl, 
auch jetzt die Stimmen seiner Diener vereinigen möge auf Den, der 
als Hirte nach Gottes Herzen die Herde zu leiten berufen sei. Ihr 
kennet, geliebte Diözesanen, den Ausgang der Wahl, um deren 
baldiges und segensvolles Ende der ganze Erdkreis flehentlich zum 
heiligen Geiste betete. Am 4. August ist von der Loggia der 
Peterskirche zu Rom die Botschaft hinausgerufen über den Erdkreis: 
„Ich verkünde euch eine grosse Freude: wir haben einen Papst; es 
ist Seine Eminenz Kardinal Joseph Sarto, der den Namen Pius X. 
angenommen hat“. Ein Jubelruf von tausend und abertausend 
Stimmen war die Antwort auf die Botschaft; die Glocken der 
Peterskirche fielen ein in die Freudenkundgebung der Menge, und 
der Klang der Glocken aller Kirchen Roms und des Erdkreises 
trugen fort in alle Lande hinaus den Jubel über dieses freudige 
Ereignis. 


1) Ephes. 4, 14. — 2) Ephes. 4, 13. 
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Wir haben Grund zur Freude, dass durch Gottes gnädige 
Fügung so rasch die Verwaisung der Kirche ein Ende gefunden 
hat. Doch auch die Person des Erwählten gibt uns Anlass zu frohem, 
zuversichtlichem Vertrauen. Nicht Reichtum und hohe Abstammung, 
nicht Fürstengunst oder irdische Glücksfälle haben ihn, den Sohn 
des schlichten Landvolkes, den Weg zur Höhe des Vatikans geführt; 
sondern Gottes stilles Walten dürfen wir in der Fügung erkennen, 
dass zur höchsten Würde der Christenheit Der berufen ist, der am 
allerwenigsten solches zu erwarten glaubte, der fassungslos und 
weinend sein Gesicht in den Häuden verbarg, als der Senat der 
Kardinäle seine Stimmen auf ihn vereinigte. 


Ja, Geliebte, freuen wir uns, dass wir einen Papst haben, der 
die Bedürfnisse unserer Kirche und die Not der Zeit aus Erfahrung 
kennt, der Jahrzehnte lang als Pfarrer und als Bischof ein Vater 
der Armen, ein helfender Berater seiner Pfarrkinder, ein Wohltäter 
der Bedrängten gewesen ist; der nach Jesu Beispiele am liebsten 
mit dem schlichten einfachen Volke zu verkehren, ihren Seelen und 
ihrer Not zu helfen suchte, dann aber auch auf dem Bischofsstuhle 
wie in der hohen Würde eines Kardinal-Patriarchen von Venedig 
Proben weitblickender Klugheit zu geben, Gelegenheit fand. 


Ein langes, der Seelsorge und dem Wohltun geweihtes Leben 
voll apostolischen Eifers hat Pius X. durchlebt. Wie an jeden Seel- 
sorger, so ist auch an ihn tagtäglich durch die Pflichten des Be- 
rufes die Frage des Herrn ergangen: „Liebst du mich? liebst du 
mich mehr als die anderen?“ mehr als alles in der Welt? Und 
nachdem ein ganzes Leben voll Mühen und Liebesweiken Zeugnis 
gegeben hat von seiner Liebestreue, ist jetzt des Herrn Auftrag an 
ihn ergangen: „Weide meine Lämmer, weide meine Schafe“, die 
ganze in meinem Blute erlöste Herde wird deinem Hirtenherzen 
anvertraut. 


Das oberste Hirtenamt ist Pius X. übertragen: ein Amt, das 
heilig ist in seinem Ursprunge, weil es aus Christi Hand verliehen 
ist, — heilig in seinem Zwecke, weil der Himmel das Endziel der 
gesamten Uerde ist, — heilig in seinen Mitteln, weil Christi Wort 
und Christi Gnadenmittel die Weide sind, auf die der Stab dieses 
Hirten uns leitet, Ein heilig Hirteuamt heisst das päpstliche Amt 
aber auch deshalb, weil väterliche Milde und wachsame Sorge den 
Charakter dieses Amtes kennzeichnen, weil von Demut und Liebe 
der Geist des Hirten erfüllt sein soll nach dem Vorbilde des himm- 
lischen Hirten Jesus Christus. Und eben darum, weil-diese Charakter- 
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züge den Geist und das Wirken Pius X. zieren, haben so rasch und 
so vertrauensvoll die Stimmen der Kardinäle auf ihn sich ver- 
einigt. 

Danken wir darum Gott dem Herrn, dass er einen Hirten 
nach seinem Herzen der Kirche wiederum gegeben hat. Bitten wir 
täglich um Gottes gnadenreichen Beistand für ihn als den Vater 
und Hirten der grossen Gottesfamilie auf Erden. Zeigen wir uns als 
würdige Glieder und Kinder dieser heiligen Familie, der anzugehören 
unsere ganze Freude und unser innigstes Herzensglück ist. 


Am Grabe des hl. Bonifatius, wo wir im gemeinsamen Gebete 
versammelt knien, richtet sich unser Auge auf das Beispiel des 
grossen Apostels Deutschlands. Wie hat doch St. Bonifatius, der in 
unserem Vaterlande das Kreuz aufgepflanzt, das Evangelium ver- 
kündet hat, ein so enges und festes Band geschlungen zwischen allen 
Bistümern Deutschlands und dem Apostolischen Stuhle zu Rom! 
wie hat er die Katholıken Deutschlands durch die Bande der 
Glaubenseinheit und treuen Liebe mit Rom verbunden, in lebensvolle 
Gemeinschaft gesetzt mit dem Felsen Petri, aus dem so rein und 
voll der Quell der Lehre, der Born der Gnadenmittel quillt! wie 
hat er den engen Bund der Bischöfe mit dem obersten Hirten, der 
Gläubigen mit dem Vater der Christenheit als heiligstes Vermächtnis 
uns hinterlassen ! 


Dieses Beispiel des grossen Apostels Deutschlands soll auch in 
Zukunft, geliebte Diözesanen, uus allen als Leitstern voranleuchten. 
Fest im heiligen katholischen Glauben, treu in Liebe zum himm- 
lischen Hirten Jesus Christus, gehorsam und freudig folgsam gegen 
seinen Statthalter auf Erden: das sei auch ferner und auf ewig der 
Charakterzug der deutschen Katholiken, mit dem nicht minder sich 
stets verbinden wird die Liebe zum irdischen Vaterlande und die 
Ehrfurcht vor den Lenkern der bürgerlichen Ordnung. 


Betend erheben wir gemeinsam mit euch allen, geliebte Diö- 
zesanen, unsere Hände zu Gott, dass er Pius X. schirme, leite und 
behüte, auf dass er lange und segensreich des höchsten Hirtenamtes 
walte. Und nun im innigsten Verein mit ihm, dem Vater der 
Christenheit, breiten wir segnend die Hände über euch aus mit den 
Worten Jesu Christi: „In deinem Namen, himmlischer Vater, be- 
wahre sie, auf dass sie alle eins seien!“ 


Es segne euch der allmächtige Gott, der Vater, der Sohn und 
der heilige Geist. 
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Gegeben zu Fulda, am Grabe des hl. Bonifatius am 
18. August 1903. 

G. Kard. Kopp, Fürstbischof von Breslau, zugleich in Ver- 
tretung des Herrn Bischofs von Hildesheim. 

A. Kard. Fischer, Erzbischof von Köln. 

Tr Thomas, Erzbischof von Freiburg. 

+ M. Felix, Bischof von Trier. 

+ Andreas, Bischof von Ermland. 

+ Hermann, Bischof von Münster. 

t Dominikus, O. Cist., Bischof von Limburg. 

T Adalbertus, Bischof von Fulda. 

| Augustinus, Bischof von Kulm. 

+ Hubertus, Bischof von Osnabrück. 

+ Wilhelm, Bischof von Paderborn. | 

1 Eduard, Weihbischof von Posen, in Vertretung des Hoch- 
würdigsten Herrn Erzbischofs von Gnesen und Posen. 

Generalvikar Vollmar. 


4. Teilung der Pfarreien. 


(Causa Syracusana.) 


Eine interessante Causa wurde in der Kongregation des Konzils 
in Rom unterm 28. März 1903 verhandelt und entschieden, die eine 
vom Erzbischofe von Syrakus in der 32000 Katholiken zäblenden 
Stadt Ragusa vollzogene Pfarrteilung betrifft. Der Pfarrer der alten 
Pfarrei hatte gegen die Teilung Appellation beim Apost. Stuhle 
eingelegt und zwar aus dem Hauptgrunde, dass die grosse Anzahl 
der Parochianen kein kanonischer Grund sei und auch die Dotation 
der abgezweigteu Pfarrei keine hinlängliche und gesicherte sei. Das 
Dekret des Bischofs über die Errichtung der neuen Pfarrei wurde 
jedoch von der Konzilskongregation aufrecht erhalten, indes mit der 
Massgabe (ad mentem), dass die Dotation sichergestellt werde. Wegen 
der praktischen Wichtigkeit der Causa lassen wir den Wortlaut 
derselben folgen : 

In urbe — Ragusa — archidioecesis Syracusanae una tantum 
hactenus erecta est paroecia sub titulo S. loannis Baptistae, quae 
omnes cives Ragusanos amplectitur, ad triginta millia hodie per- 
tingentes. Inde studium excitatum est novam erigendi paroeciam iu 
Ecclesia succursali — Ecce Homo, — ast in contrarias partes illico, 
nti fieri solet, divisus est populus. Interim in ipso consilio Municipali 
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res disceptanda proposita est, et ex quadraginta consiliariis Consilio 
conscriptis, huic deliberationi unus et viginti partem habuerunt; atque 
octo et decem suffragium dederunt pro imploranda ab Episcopo 
paroeciae divisione reliquis tribus contradicentibus. — Etiam de dote 
constituenda actum est; et statutum fuit, in dotem attribui lib. 
annuas quingentas (500), easdemque veluti compensare summam 
pecuniae olim solutae titulo quartae funerariae modo abolitae. — 
Quanam raticne autem fieret haec praestatio, ex actis satis non 
constat. 

Archiepiscopus annuendum censuit voto municipii, novam erexit 
paroeciam, eique oeconomum spiritualem sacerdotem Ioannem Scrofani 
deputavit. Equidem die 23. Aug. 1901 hoc edidit decretum: 

»Ea quae animarum pericula submovent et populo Nobis credito 
levamina praebent, selulo amplectentes, supplicationibus hominum 
Ragusiae, urbis in NostraSyracusana Archidioecesi existentis, por- 
rectis per publicos Municipalium rerum inibi Curatores inclinati, 
quibus dolentes Nobis exposuerunt, quod populus Ragusanus, plus 
aequo ad triginta tria capitum millia auctus, sub hactenus unica 
S. Ioannis Baptistae Parochia, cum magno incommodo quoad susci- 
pienda Sacramenta et divinum Verbum audiendum congeritur, quod 
incolentes remotiores urbis oras ad occidentem vergentes, quum obstent 
ardua viarum, quae luto et torrentibus hieme, aestu et arido pulvere 
aestate faticant et laxant euntes, non possunt praesertim senes et 
pueri, puellae ac debiles ad unicam S, Ioannis Baptistae Parochialem 
Ecclesiam, absque maxima difficultate et periculo, eo potissimum si 
loci illius nostrorumque temporum habeatur ratio, accedere pro di- 
vinis officiis audiendis et percipiendis sacramentis; quod nec satis 
nec tuto provisum fuerit tantis malis et incommodis removendis per 
subsidiarium capellanum capellanorumque remedium; quum nihilo 
secius plures, in spiritualis vice huius Parochi per capellanos ex- 
hibendi servitii ratione, defectus non mediocres experti sint, quum 
non raro frustra quaerantur qui fidelium confessiones excipiant, aut 
infantibus in vitae periculo constitutis baptismum administrent, quum 
nonnulli sine sacramentis e vita excesserint; quod propterea quaerunt, 
postulant et instant ut nova per dismembrationem Parochia in templo 
sub titulo SS. Eece-Homo ad remotiores praedictos incolas iuvandos 
erigatur, Nos ad dismembrationem et erectionem respective novae 
Parochiae; prout ipsi postulant, procedere statuimus. 

»Idcirco facta per Nosmetipsos diligenti super expositis inquisi- 
tione, ac desuper confecto (citato et audito Rectore Parochialis Ec- 
clesiae S. Ioannis Baptistae) processu de quo in actis, illisque plene 
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per testium despositiones aliisque legitimis probationibus, conclu- 
denter verificatis, ut patet ex actis et relativo a Nobis hodie edito 
decreto, regionem illam occidentalem Ragusiae urbis, cum omnibus 
ecclesiis in ea existentibus, hominibus incolis et familiis ab unica 
hactenus Parochiali praedicta ecclesia S. Ioannis Baptistae, usi non 
modo nostra auctoritate Ordinaria, verum etiam a S. Concilio Tri- 
dentino (cap. IV, sess. XXI) delegata, accedente etiam consensu 
nostri Capituli Metropolitani, separamus, dividimus et dismembramus; 
et in Parochialem Ecclesiam erigimus et constituimus Ecclesiam inibi 
existentem sub titulo SS. Ecce-Homo, cum suo loco et districtu, 
habita ad rem pro termino mediana linea divisoria quae incipit a via 
Leggio qua haec via intersecatur a via Serra, eaque linea ducta usque 
ad punctum quo a parte opposita descendens via Camerina, lineam 
pertingens, ultimos ab eadem parte incolas, proximos contiguae valli, 
complectitur et signat; ita ut omnis locus et omnes aedes quae a 
dicta linea divisoria ad occidentem porriguntur, pertineant et per- 
tinere dignoscantur ad novam Parochiam SS. Ecce-Homo: et e contra 
omnis locus et omnes aedes quae a dicta linea divisoria ad orientem 
porriguntur, pertineant et pertinere dignoscantur ad veterem S. Ioannis 
Baptistae Parochialem Ecclesiam, dautes et concedentes incolis et 
habitatoribus dicti loci, districtus et Parochiae novae, ut supra dis- 
membratae, divisae et constitutae per certos limites, plenam et liberam 
potestatem in dieta Parochiali Ecclesia, sepulturas, coemeterium, 
fontem baptismalem, archivium, campanile, campanas et alia insignia 
parochialitatis constituendi et retinendi. 

»Praeterea novae sic erectae Parochiae filialem ecclesiam SS. 
Salvatoris in finibus ipsius districtus existentem, in filialem ecclesiam 
attribuimus et assignamus. 

»Acceptantes deliberationes a Municipio Ragusano initas, alteram 
die 13 Maii, alteram die 14 Iulii volventis anni 1901, quingentarum 
libellarum annuam summam ab eodem Hagusano Municipio, donec 
maiorem iuxta civiles leges Administratio Fundi Cultus sufficiat, 
solvendam ad titulum aboletorum iurium quartae funerariae; et 
praeter hanc summam, omnia emolumenta ad titulum exercitii Curae 
Parochialis et iura decimarum sacramentalium, Nos pro ipsius novae 
Parochiae Curati et Parochorum, deinceps eligendorum in perpetuum, 
sustentatione, onerum supportatione et congrua taxamus et assignamus, 
declarantes, sicut iure declaramus, novam Parochiam in perpetuum 
esse et fore liberae collationis. 

»Pro exercitio autem curae in populum et utriusque sexus 
fideles in dicto territorio habitantes, vice futuri Parochi, donec, edito 
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edicto et concursu ad normam Concilii Tridentini peracto, novi 
Parochi provisio fiat, dilectum Nobis in Christo Presbyteram Ioannem 
Scrofani, Nostram Ragusiae Provicarium Foraneum, tamquam habilem 
et idoneum Oeconomum Spiritualem praeficimus et deputamus, et 
praedicto Presbytero Oeconomo Spirituali novae Parochiae, potestatem 
ex speciali nostro mandato committimus, ut vice Parochi mox prae- 
ficiendi et omnium in posterum praeficiendorum Parochorum, ea 
omnia gerat, quae ad erectionem factam novae parochiae et ad 
consequens universum ius novae erectae parochiae tutandum re- 
ferentur. 

»Praeterea ad servandum honorem debitum veteri S. Ioannis 
Baptistae Parochiae, edicimus et iubemus, eidem Parochiae S. Ioannis 
Baptistae a novo Curato et ab omnibus in perpetuum novae Parochiae 
Rectoribus, nec non a quibusque quocumque titulo, parochia vacante, 
curam habentibus, quotannis, utpote Matrici, die solemni Paschatis 
esse in signum recognitionis Matricitatis, rite offerendam libram unam 
cerae elaboratae«. 

At parochus ad S. Ioannis Baptistae appellationem apud H. S. O. 
instauravit et in summa, haee animadvertit adversus impetitam sen- 
tentiam — Nimirum Sacerdos Angelus Arezzi parochus Ecclesiae S. 
Ioan. B. exponit quod iuris canonici et Sacrae Congr. principium, in 
dismembratione aut divisione paroeciae tenendum est, prius cogitan- 
dum esse de dote, quae, si desit, ad dismembrationem paroeciae nullo 
modo procedi potest: can. 1 caus. 1, q. 2, can. 26, caus. 16, q. 7: 
cap. 1 el 8 De Consec. Fagnanus in cap. Ad audientiam n. 31 et 
alii communiter. Dos autem constitui debet ex bonis liberis, frugi- 
feris, iu perpetuum, et nomine dotis constitutis set ad parochum 
parochiamque sufficientibus: quod pariter est extra controversiam, 
ait Monacelli Form. tom. 1, t. 2, p. 1, n. 4; Fagnanus l. c.; Lot- 
terius De re benef. lib. 1, q. 31. n. 60, qui citant Sacrae Rotae et 
SS. Congr. decisiones. Quod etiam firmatur ex ipsa definitione be- 
neficii: Tus perpetuum percipiendi fructus ex bonis ecclesiasticis 
propter officium sacrum, auctoritate ecclesiastica constitutum. 

Iamvero in casu nostro non habetur dos sive pro parocho sive 
pro Ecclesia in paroeciam erigenda. 

Lib, 500 assignatae recensentur inter expensas arbitrarias, seu 
ad nutum revocabiles: et reapse idem Municipium istam summam 
nunquam dedit eamque suppressit in annum 1902. — Auctoritas 
tutoria, ut dicitur: La Giunta Amministrativa Provinciale, huius 
summae erogationem non adprobavit, et ipsa lex municipalis hanc 
prohibet quia expensae ultra quinquennium vel arbitrariae a maiori 
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parte ex omnibus consiliariis (in nostro casu 40) adprobari 
debent. 

Nec tenet ratio nempe assignari summam loco quartae funerariae 
suppressae, quia hoc nullo modo constat, nee tollit instabilitatem 
assignationis. Siquidem etiam Parocho S. Ioan. iampridem summa 
aliqua hoc titulo fuit assignata, sed ad arbitrium diminuta fuit. 

Nec sperandum est quod Gubernium supplementum, quod vocant, 
dotis congruae novo Parocho assignet, quia hoc tributum fuit tantum 
paroeciis (om constitutis, ad pro erigendis requireretur nova lex. 
Decretum igitur divisionis caret fundamento, idest, dote. — Summa 
insuper Lib. 500 non est sufficiens pro parocho, ut fatentur ipsi 
Consiliarii Municipales, qui erectioni favent et ipsa, Curia Archi- 
episcopalis quae ad Fundum Cultus recurrere vellent: imo et ipse 
Oeconomus Spiritualis, qui conatus est dotem constituere vel supplere 
ex bonis suae familiae; at incassum, quippe absque Archiepiscopi 
adprobatione et suis fratribus acriter resistentibus. — Concordatum 
autem Siciliae a. 1818, beneficium parochiale reditus L. 850 habere 
iubet, et ipsum Civile Gubernium reditus L. 900 hodie parochis 
congruos et necessarios recognoscit. 

Praeterea ipsa Ecclesia Æcce- Homo, quae erigenda esset in 
paroeciam, dotem habet L. 203,97; et haec summa erogari deberet 
pro fabrica, pro oneribus Missarum, pro sacris supellectilibus et 
functionibus, pro sacrarii custode, aliisque clericis: imo et pro 
Coadiutoribus Capellanis! Nec adest domus parochialis ita, ut pa- 
rochus longe ab Ecclesia habitare cogatur. 

Incerta parochialia pro tota civitate Ragusa non superant L. 200, 
quia deducuntur tantum ex matrimoniorum solemnitatibus. 

Deinde Orator observat quod Gubernium Civile decretum di- 
visionis paroeciae non adprobavit, quia dos pro novo parocho non est 
sufficiens, nec perpetua, et assignatio a Consiliariis Municipalibus 
facta est invalida: et quia dos qua fruitur Ecclesia non est sufficiens, 
neque habetur domus parochialis; denique non adest ulla ratio in- 
novandi statum paroeciae. 

Ad causas canonicas deveniens quibus dismembrari aut dividi 
potest paroecia, Orator adnotat quod omnes canonistae communiter 
assignant distantiam, et magnum incommodum, ex cap. Ad audien- 
tiam Alexandri III. et ex Conc. Trid. sess. 21 cap. 4 De Reform. 

Quoad distantiam iuxta H. ipsam S. C. sufficiunt duo milliaria, 
in Ariminensi, erect. paroec. 18 iun. 1789. Placentina, dismembr. 
18 maii 1791: sed non sufficit. unum milliarium, ut centies decla- 
ravit H. S. C. ac praesertim in recentioribus Lancianen., 18 nov. 
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1847: Novarien., dismembr. 12 aug. et 18 nov. 1847: in hac ultima 
agebatur etiam de via non secura: cf. Fagnanus L c. n. 23. 

Iamvero in casu nostro omnes domus in civitate — Ragusa — 
non distant a paroecia S. Ioannis B. dimidia parte milliarii et non- 
nullae tantum uno milliario, at certe non amplius, ut constat ex 
charta topographica, quae allegatur, et ex relatione quatuor perito- 
rum. — Ecclesia Ecce- Homo, erigenda in paroeciam, ita parum 
distat ab Ecclesia parochiali S. loannis B., ut in hac nemo prae- 
dicare valeat, quando pulsantur campanae illius Ecclesiae Ecce- Homo, 
uti affirmant periti. — Citata iura autem et Canonistae explicant 
incommodum accessus ad paroeciam, et inde causa habetur dismem- 
brationis: et unanimiter docent quod sic magnum, h. e. quod adsint 
torrentes, vel flumina, absque pontibus, vel viae asperrimae etc. 
Fagnanus l. c. n. 19; De Luca Adm. ad Concil. Trid. Discept. 
16. n. 2; Barbosa De Off. et Pot. Ep. all. 68, n. 2; et H. S. C. 
denegavit dimembrationem in Lucen. seu Sarzanen. 27 sept. 1792 
licet adessent dos aliaque necessaria, et viae essent ita arduae 
et asperae ut nec missae secundum praeceptum interesse, nec fidei 
rudimenta a parocho recipere possent, et aegroti. saepe decederent 
absque extrema sacramentorum expiatione: et in Novarien., 17 maii 
1749, quamquam deruptissimue essent viae, ita ut in ecclesiam pa- 
roecialem in monte positam, praesertim  hiemali tempore, nedum 
pueri et senes, sed et iuvenes robustiores aegre se conferre possent: 
et alibi pluries. 

In casu nostro viae omnes sunt lapidibus stratae, aquaeductis 
munitae, et fere semper planae et currui perviae, praesertim illa, 
quae ab Ecclesia Ecce- Homo ducit ad Matricem, quaeque proinde 
vocatur Maestra. Quod autem quaecumque difficultas accedendi 
absit, probatur ex eo quod oeconomus Spiritualis Ecclesiae Ecce- 
Homo, coadiutores et capellani habitant in paroecia S. Ioannis B. 
et in parte remotiori ab Ecclesia Zcce-Homo. Pariter id constat er 
relationibus peritorum et ex ipsis viarum photographüs, quas Pa- 
rochus S. loannis. B. attulit. Ipsum Consilium Municipale decretum 
emanavit, prohibens ne defuncti prouti mos erat, afferrentur ad ma- 
tricem propter ipsius matrices decorem, sed iussit ad Ecclesias suc- 
cursales afferri. Pars ipsa adversa testatur quod in Parochiali Ec- 
clesia S. Ioan. B. frequentissimus est populus. Et Auctoritas Civilis 
imposuit hoc anno parocho S. Ioan. B. ducere processiones per totam 
Urbem Ragusa, more solito; »ad evitare i malumori di tutta la 
popolazione e i disordini che si temevano«, ut ail. Haec omnia 
demonstrant non adesse ullam difficultatem accessus ad paroeciam 
S. Ioannis B. 
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Pars adversa, prosequitur Parochus, exhibet nonnulla testimonia, 
ex quibus videretur, quod quidam infans mortuus est absque baptismo, 
et alius infirmus absque sacramentis. Sed praeterquamquod agitur 
tantum de periculo, quo fuit infans ille moriendi absque caeremoniis, 
et infirmus absque adsistentia sacerdotis, ut luculentissime patet ex 
attestationibus parentum: ipse Oeconomus Spir. Ecce- Homo, testatur 
impossibile esse quod infantes Ragusae moriantur absque baptismo, 
quia levatrices consuetudinem ministrandi private baptismum habent. 
Paroecia autem S. Ioannis B. habet quatuor succursales Ecclesias, in 
quibus explicatur Evangelium et Doctrina Christiana singulis diebus 
festis, habetur fons baptismalis, administrantur omnia sacramenta, 
non excepta communione paschali, et viaticum, celebrantur omnes 
functiones, etiam hebdomadae sanctae; ibique deferuntur defuncti et 
funera celebrantur. Insuper adsunt Ragusae 15 cappellani coadiu- 
tores, praeter parochum, et alios 45 sacerdotes. 

Nec refert, quod numerus parochianorum sit 32.000, quia in 
iure solus numerus parochianorum non est causa sufficiens dismem- 
brationis paroeciae: ita communiter Doctores, et H. S. C. in Messanen. 
9 maii 1840 ubi legitur: »Verum admonent doctores, ob solum pa- 
rochianorum numerum, etsi exorbitanter sit auctus in eodem loco 
Ecclesiae parochialis, ad subsidiarium dismembrationis remedium non 
deveniri, cum succurri possit semper per unius vel plurium vicario- 
rum deputationeme. 

In facto autem anno 1899 numerus parochianorum fuit 34 
millia, et coadiutores parochiales erant decem, sed nemo dismem- 
brationis necessitatem sentiit aut postulavit; hodie iste numerus 
valde diminutus est et adsunt 15 coadiutores parochiales, Adverte 
insuper quod tot parochiani degunt in parvo territorio, ut patet ex 
topographia. Et parochiae ita populosae sunt frequentes in Sicilia; 
v. g. Vittoria et Comiso, prope Ragusam, numerant fere 30 millia 
parochianorum, et in Catania nonnisi una paroecia adest. 

Adversa pars eonfugit, observat Parochus, ad maiorem utilita- 
tem Ecclesiae. Sed respondetur, non quamlibet utilitatem sufficere 
ad dismembrationem paroeciae, sed requiri evidentem et absolutam 
utilitatem ut notat Van-Espen, Zur. Eccl. Univ. part. 2, tit. 2, cap. 2. 
$ 24, et pluries definivit H. S. C. Haee vero utilitas non habetur, 
ut patet ex Epist. Archiepiscopi ad Vicarium foraneum post sacram 
visitationem, in qua scribit: »Lo slancio dell'affetto, l'entusiasmo, la 
vita religiosa di questo popolo, mi ha commosso vivamente e lasciato 
nel mio cuore la più viva impressione«e. Immo dismembratio causa 
est discordiae et divisionis in clero et populo, fons, litium , propter 
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pias fundationes, functiones ac processiones etc. ut factum fuit 
hoc anno. 

Nec parvi ponderis sunt maiestas et decor Ecclesiae S. Ioan- 
nis B. quae decoratur nomine Cathedralis et Basilicae, et residentia 
esse deberet ipsius Archiepiscopi Syracusani per plures menses in 
anno. — De Luca in adnot. ad C. Trid. Discept. 16 notat expresse 
quod ista est causa denegandi dismembrationem. Item votum fere 
totius cleri et populi necnon votum omnium sacerdotum, procuratorum 
et incolarum paroeciae erigendae, est sane maximi momenti. Quod 
si desit votum aliquorum consiliariorum municipalium, ipsiusque pro 
tempore Syndaci, et cuiusdam societatis opificum, sciendum est, illos 
placitis socialistarum favere nec ratione boni Ecclesiae moveri, ut 
pluribus argumentis probari posset. 

In Messanen., dismembr. 9 maii 1840 legitur: »Nemo nescit, 
qui vel a limine sacros canones salutaverit, beneficiorum dismembra- 
tionem in iure esse odiosissimam quippe quae alienationem sapiat, 
aiunt Abbas ad Cap. Ad audientiam, Lotterius, De re benef. cap. 31, 
q. 28, n. 4 etc. et S. Rota recent. p. T dec. 68 n. 1. — Hinc 
nonnisi in subsidium ac gravissimis patentibus causis, quae sunt 
urgens necessitas, vel evidens Ecclesiae utilitas, permittendam esse 
docent, iuxta can. 52, caus, 12, q. 2, cap. 2, caus. 10, q. 2, cap. 1, 
De rebus eccl. non alien. S. Rota pluries, praesertim cum de 
parochialibus sermo est: Nihil enim magis alterat ecclesiarum prae- 
sertim parochialium statum, quam divisiones seu dismembrationes, 
ut ait Lot. I. c. 

Iamvero si, ut in casu nostro, non adest dos, non adsunt causae 
canonieae, nulla adest utilitas, e contra plura et gravia incommoda 
oriri possunt, dismembratio Ecclesiae par. S. Ioannis B. perquam 
odiosissima fieret, et ideo non concedenda. 

Ex adverso patronus qui contendit sententiam Curiae Archi- 
episcopalis Syracusanae confirmandam esse, quaestionem sub duplici 
respectu considerat iuris, nempe et facti. — Sub primo respectu 
patronus appellat tum ad Decretalem celeberrimam Alexandri IIT 
» Ad audientiam nostrame (Lib. 3. Decret. Tit. 48 »De Ecclesiis 
aedificandise), tum ad decretum Trident. Cap. 4, Sess, XXI. In citata 
Decretali haec habentur: » Ad audientiam nostram noveris pervenisse 
quod villa quae dicitur H. tantum perhibetur ab Ecclesia paro- 
chiali distare ul tempore hiemali, cum pluviae inundant, non possint 
parochiani sine magna difficultate ipsam adire: quia igitur dicta, 
Ecclesia dicitur reditibus abundare quod praeter illius villae pro- 
ventus minister. illius valeat. sustentationem habere, mandamus qua- 
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tenus si res ita sc habet, Ecclesiam ibi aedifices, et in ea sacerdotem 
sublato appellationis obstaculo ad praesentationem rectoris Ecclesiae 
maioris cum canonico fundatoris adsensu instituas, ad sustentationem 
suam eiusdem villae obventiones ecclesiasticas perceplurum: providens 
tamen ut compelens in ea honor pro facultate loci Matrici Ecclesiae 
servetur . . . . Si vero persona Matricis Ecclesiae virum idoneum 
praesentare distulerit, vel opus illud impedire voluerit, tu nihilomi- 
nus facias idem opus ad perfectionem deduci et virum bonum, 
appellationis cessante refugio, instituere non omitlas«. In praedicto 
Cap. IV Concilii Tridentini ita statuitur: » Episcopi etiam tamquam 
Apostolicae Sedis delegati in omnibus Ecclesiis parochialibus vel 
baptismalibus in quibus populus ita numerosus sit, ut unus rector 
non possil sufficere ecclesiasticis sacramentis ministrandis, et cultui 
divino peragendo, cogant rectores, vel alios ad quos pertinet sibi tot 
sacerdoles ad hoc munus adiungere, quot sufficiant ad sacramenta 
exhibenda et cultum divinum celebrandum. In iis vero in quibus ob 
locorum distantiam sive difficultatem parochiani sine magno incom- 
modo ad percipienda sacramenta ct divina officia audienda accedere 
non possunt, novas parochias etiam invitis rectoribus iuxta formam 
Constitutionis Alexandri III quae incipit ‚Ad audientiam* consti- 
tuere possinte. 

Igitur iuxta leges expositas duae sunt causae dismembrationis, 
scilicet, distantia vel aliud impedimentum quo fideles non sine gravi 
incommodo ad Ecclesiam parochialem accedere possunt. | Notat Fag- 
nanus (Capit. »Ad audientiam«) hoc impedimentum undecumque pro- 
venire posse, et Tridentinum alternative locutum esse, nempe ob 
locorum distantiam sive difficultatem, ita ut alterutrum sufficiat. 

Ulterius Tridentinum Concilium duos easus fingit primum quod 
ita populus sit numerosus ut parochus per se illum gubernare nequeat, 
alterum quod propter distantiam loci vel aliam difficultatem fideles 
difficillime ad parochiam accedere possunt. Primo in casu coadiu- 
tores parocho adiungendi sunt, altero in casu parochia absolute dis- 
membanda est. (Bouix »De Parocho« P. 2 Cap. 4. prop. 6). Etenim 
si nequeat Episcopus novam parochiam, dismembrata antiqua, erigere 
nisi in casu quo satis consuli non possit parochianis nimium distan- 
tibus per capellam vel vicarium apud ipsos commorantem, vix videtur 
quandonam dismembrationi locus esse possit, ut ait Bouix loco citato. 
Ita etiam sentit Pignatelli Tomo 4 Consult. 230 N. 9; ita Van- 
Espen Ius Eccl. Univers. P. II, Sec. II, Tit. II, Cap. III, N. 30. Verum 
etiamsi Tridentinum Concilium statuerit coadiutores parocho esse 


adsignandos propter magnum numerum parochianorum, tamen Romani 
46 * 
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Pontifices ita interpretati sunt Tridentinam legem ut quoties paro- 
chianorum numerus 30,000 excedat, ipsis per novae parochiae erec- 
tionem consulatur. Patronus recolit Constitutionem Pii VI. »Quod 
aliquantum, diei 10 martii 1791« qua Pontifex declarat, parochias 
vires unius parochi excedere cum sexmille parochianos contineant, ac 
iubet novam parochiam erigi. 

His theoretice constitutis patronus notat, hodiernam iuris- 
prudentiam quam maxime parochiarum divisionibus favere, qua in 
re plures citat Sacrae Congregationis Concilii decisiones ita v. g. in 
Aquinaten. 17 Martii 1827; in Comen 5 dec. 1750; Nolana 3 febr. 
1758, etc. Plura etiam habeutur exampla dismembrationum propter 
populi numerum, ut videre est in Sypontina; in ista causa diei 
25 Jan. 1879 in. qua duae causae afferebantur dismembrationis, 
nempe distantia quae non excedebat unum milliarium, et auctus 
uumerus 20,000 incolarum. Imo iuxta hodiernam iurisprudentiam 
non solum propter Ecclesiae necessitatem, sed etiam propter fidelium 
tantummodo ulilitatem ad parochiarum divisionem devenitur. 

His constitutis in iure, patronus ad facti quaestionem descen- 
dens sibi probandum assumit l. in casu canonicas adesse causas 
quibus ad parochiae S. Ioannis Bapt. in civitate Ragusana divisionem 
deveniatur; 2. Archiepiscopum in hac divisione peragenda iuxta iuris 
praescriptiones processisse. — Quoad primum patronus sese refert 
ad Archiepiscopi Syracusani sententiam in qua huiusmodi causae 
iuxta allata documenta describuntur. Et primo quoad statum viarum 
refertur, vias difficiles esse per totum districtum parochiae erigendae 
usque ad parochiam S. Ioannis Bapt.: adeo ut hieme ob profun- 
dissimum lutum viarum, et aestate propter pulverem, sub aestu solis, 
oculis et faucibus infestissimum, sine magna difficultate incolae ad 
ecclesiam S. Ioannis Bapt. accedere non possint. Quoad distantiam, 
ex remotiore supra memoratae regionis parte usque ad ianuam prin- 
cipalem Ecclesiae parochialis S. Ioannis, distantia viarum intercedit 
quae non longe abest a milliario; quae plurimi facienda sunt, non 
solum quia ex decisione S. Cong. Conc. diei 25 ianuarii 1879 in 
lanuen. Dismembrationis, minor distantia milliarii ad dismembra- 
tionem obtinendam sufficit, sed etiam attenta indole fidelium in 
civitate Ragusana quae ad extremas Italiae meridionalis oras pertiuet. 
Addatur hactenus in una parochia triginta tria millia incolarum 
contineri. Nec ad capellanorum subsidiarium remedium recurrendum 
est. Nam praeterquamquod hoc contra Tridentini Concilii dispo- 
sitionem esset, Archiepiscopus testatur experimentum capellanorum 
quindecim in parochia S. loannis constitutorum ostendisse tale re- 
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medium in casu esse omnino insufficiens, quodque iurata testi- 
monia pluribus documentis rite redactis ac in actis causae extantibus 
ostendunt. 

Advertit Archiepiscopus Ecclesiam Ecce- Homo bene instructam 
esse, eiusque redditus ad libellas 300 pertingere. Praeterea adver- 
tere praestat, facta divisione, novam parochiam continere 13,485 
parochianos; veteri autem parocho superesse numerum 19,099 in- 
colarum. 

Animadvertit deinde patronus ad subscriptiones quae adversariis 
contra novae parochiae erectionem exhibentur vel falsas esse, vel 
dolo obtentas. In specie quoad subscriptionem »Delle Dame di S. 
Vincenzo« notat patronus, maiori ex parte has ad praedictam con- 
gregationem non pertinere; ex mulieribus quae subscripserunt alias 
neque in civitate Ragusana domicilium habere, alias nec ad annum 
aetatis quintum pertigisse; dum mulieres congregationis Sancti Vin- 
centii vix sexaginta numerantur, in subscriptione adversariorum ad 
numerum 106 pertingunt. — Exhibet patronus subscriptionem 26 
sacerdotum civitatis Ragusanae, qui enixe rogant ut Archiepiscopalis 
sententia confirmetur. Nec desunt in actis subscriptiones favore dis- 
membrationis; sed notat patronus, fideles monitis Archiepiscopi obse- 
quentes a quaerendis subscriptionibus abstinuisse. Demum ait patronus, 
non esse praetermittendum, ecclesiam matricem S. Ioannis Bapt. non 
plusquam tria millia fidelium continere posse, ita ut non sine pudoris 
offensione in maioribus solemnitatibus tanta populi multitudo ibi 
congeratur. Concludit inde patronus in casu canonicas adfuisse causas 
quibus propter animarum utilitatem ad divisionem Parochiae S. Ioan- 
nis Bapt. procederetur. . 

Postremo patronus ostendit, Archiepiscopum Syracusanum solem- 
nitates iuris servavisse in divisione parochiae peragenda. Ipse enim 
consensum canonicorum unanimem habuit; sententiam non solum a 
parocho S. Ioannis Bapt. petiit, sed etiam a sex procuratoribus eius- 
dem parochiae, ex quibus tres pro erigenda, tres vero pro non eri- 
genda nova parochia votum tulerunt. Populus etiam per legitimos 
suos curatores ut patet ex deliberatione municipali diei 6 februarii 
1901 votum cum instantia pro erigenda nova parochia tulerat. 
Insuper omnia acta modo iudiciali confecta sunt; procuratores utrius- 
que partis sunt constituti, eisque datus est terminus ad documenta 
exhibenda, ad discussionem definitivam faciendam, — Ulterius con- 
gruae 500 libellarum annuarum a consilariis municipalibus, habitis 
comitiis die 13 maii 1901, tribus tantummodo abstinentibus, assig- 
nata est, donec snon ne assumerà D incarico U amministrazione 
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del Fondo per il Culto a termine dell’ art. 28 N. 4 della Legge 7 
luglio 1866 Numero 3036 e dell’ art. 1 della Legge 4 giugno 1899 
N. 191«. Haec congrua, ut notat Archiepiscopus, est certa, perpelua 
et sufficiens; certa quia exhibet, summam 500 libellarum annuarum 
parocho solvendam; perpetua quia municipium Ragusanum illam 
solvere tenetur ex iustitia ob titulum legalem aboletorum iurium 
quartae funeralis, donec administratio Fundi Cultus maiorem con- 
gruae summam rependat; sufficiens sicut eadem summa sufficiens 
pro parocho S. Ioannis Bapt. recognoscitur, et eliam quia alia emo- 
lumenta parochialia addenda sunt quae medium reditum minorem 
libellis 400, duce experientia, praestare nequent. Tandem limites 
novae parochiae iam definiti sunt ut ipse Archiepiscopus testatur. 
Postremo tandem ad quamcumque contentionem circa congruae assig- 
nationem vitandam, oeconomus novae parochiae »Æcce Homo« ad 
Archiepiscopum Syracusanum et ad hane S. Cong.nem declarationem 
misit, qua se obligat ad constituendam praedictam dotem in proprio 
praedio »Giubilianae quod in Ragusae territorio reperitur. 

Finem orationis suae imponit patronus notando iam a die 24 
augusti anni 1901 Archiepiscopalem sententiam divisionis executionem 
habuisse. Parochia enim »Æcce Homo« per sacerdotem oeconomum 
regitur, et quidem independenter omnino in omnibus a parochia S. 
Ioannis, et ut Vicarius foraneus et Syndicus testantur, omnia bene 
procedunt sine turbis, sine dissidiis, imo maxima cum populi laetitia 
et utilitate. 


Modo dignentur EE. PP. sequens diluere 
DUBIUM 


An sententia. curiae Archiepiscopalis Syracusanae sit con- 
firmanda vel infirmanda in casu. 

E.mi Patres rescripserunt: Decretum esse confirmandum et ad 
mentem. 


5. Den auf einem Beneflzium kraft Stiftungsurkunde ruhen- 
den Verpflichtungen können vom Bischofe keine neuen hinzu- 
gefügt werden. 


Dieser übrigens vom kanonischen Rechte allgemein gelehrte 
Grundsatz wurde in folgender Causa vom 24. April 1903 von der 
Congr. Epp. et Reg. ausgesprochen: 

Comitissa loanna De Castaldi, vidua Comitis Francisci Del 
Testa, in publico Oratorio SS. Nominis Mariae S. Ranieri prope vil- 
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lam suam vulgo Belvedere, intra fines paroeciae loci Crespino dioe- 
cesis S. Miniati positam, Beneficium perpetuo erigebat, die 3. Maii 1780. 

Tabulae fundationis (art. 7) statuunt: ,quod Capellanus pro 
tempore Missam in Oratorio vel per se vel per alium quotidie ap- 
plicet ac celebret; item (art. 8) quotannis festum SS. Nominis Mariae 
magna cum solemnitate recolat; necnon omnibus aliis diebus festivis 
Evangelium et Catechesim explicet aut ab alio explicare faciat, exer- 
citium Viae Crucis, non omittat, sacras ducat Processiones ab Or- 
dinariis Dioecesanis concessas etc.; quod (art. 9) ad spirituale plebis 
bonum servitio dieti Oratorii totaliter sit addictus; demum (art. 10) 
quod iuspatronatum activam huiusce Capellaniae ad fundatricis 
haeredes, aut ad illam personam vel personas, quibus Comitissa 
ipsa per quemcumque sive inter vivos sive ultimae voluntatis actum 
illud eonferret; necnon eadem ratione ad Archiepiscopum Pisanum 
pro tempore existentem pertineat; ita tamen ut, deficientibus et 
extinctis lineae masculinae haeredibus, iuspatronatus et nominatio ad 
Archiepiscopum pro tempore Pisanum omnino et in perpetuum 
spectet". 

Quum autem, circa iura et onera Capellani loei Belvedere 
nuncupati, exorta esset controversia Capellanum ipsum Torquatum 
Grifoni inter et Francalanci, Praepositum paroeciae vulgo Crespino, 
causa proposita fuit solvenda Curiae Sancti Miniati, quae die 15. Maii 
1902 inter alia decrevit: ,Capellanum villae vulgo Belvedere quoad 
infirmorum adsistentiam duos Parochos locorum Crespino et Tripalle 
coadiuvare, necnon in festis a Sacris Canonibus et praecipue a Synodo 
dioecesana statutis ad matricem ecclesiam loci Crespino intervenire 
debere“. 

Capellanus Oratorii SS. Nominis Mariae ad S. Sedem ab hoc 
decreto recursum habuit. Quapropter causa huic Sacrae EE. et RR. 
Congregationi definienda proponitur sub rogandı formula „An et 
quomodo decretum Curiae Sunminiatensis die 15. Mati 1902 sit 
confirmandum vel infirmandum in casu“. 

Jamvero Curia S. Miniati sententiam suam, ideoque supra- 
dietam Capellani Oratorii SS. Nominis Mariae obligationem, pluribus 
defendere nititur argumentis. 

Imprimis Curia ad verba citati art. 9, fundationis confugit. 

Postea demonstrare adlaborat praxim constantem servitii pa- 
rochialis, praestiti ab omnibus pagi Belvedere nuncupati Capellanis. 
Nam, ait Curia, hoc testantur duo testes, nempe Leopoldus Donati 
a. 53 et Attilius Cassati a. 43 loci Crespino, qui sub iuramenti 
vinculo deponunt duos praedecessores actualis Capellani Grifoni, 
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sacerdotes nempe Nuti et Paolicchi quoad sacramentales confessiones 
aliasque parochiales functiones diebus praesertim solemuioribus, 
neenon quoad infirmorum curam in Ecclesia Crespino semper liben- 
terque operam suam praestasse. [mo iidem testes subdunt, se à 
maioribus accepisse quod Capellanus S. Ranieri ad ecclesiam ma- 
trieem diebus saltem solemnioribus ac in gravibus paroeciae neces- 
sitatibus accedere teneatur. | 

Curia addit testimonium Cancellarii episcopalis dioecesis 
Sauminiaten. qui asserit quod ex duobus documentis inter beneficialia 
acta a. 1885 existentibus, quorum unum Gustavi Iacoponi Prioris 
pagi Tripalle diei 16, Iunii 1868, alterum vero Francisci Citi Oeco- 
uomi Spiritualis ecclesiae Crespino diei 17 eiusdem mensis et anni, 
spectat, constat Capellanos SS. Nominis Mariae ab ipsa beneficii 
fundatione usque in praesens in coadiuvandis parochis locorum 
Crespino et Tripalle, necnon in adsistendis infirmis operam suam 
semper praestasse. 

Hoc idem testantur septuagenarius Laurentius Ferri, parochus 
loci Tripalle, necnon parochus loci Crespino; qui ultimus, dum ad 
coelum extollit duos hodierni Capellani antecessores, diris verbis la- 
mentabatur de mala eiusdem agendi ratione. 

Ex quo, subsumit Curia, constaus praxis non solum citatum 
art. 9 interpretata est, sed etiam consuetudinem vim legis habentem 
induxit. | 

Praeterea eadem Curia argumentationem suam desumit ex in- 
dole Capellaniae Curatae-succursalis in legem deducta (etiam coram 
Gubernio) a facto constanti ministerii parochialis praestiti, Etenim, 
quum per suppressionis legem a. 1857 Gubernium italicum revendi- 
cationis taxam exigeret a patronis Capellaniae, quasi ipsa non esset 
beneficium curatum, Curia S. Miniati historicum protulit documen- 
tum, ostendens dietis Capellanis sive ex erectionis tabulis sive ex 
consuetudine non interrupta, parochos finitimos locorum Crespino et 
Tripalle coadiuvandi onus incumbere, Immo quia R. Gubernium 
opponebat Coadiutoriae exercitium fuisse arbitrarium nec ab aucto- 
ritate civili et ecclesiastica sancitum, ostensum fuit quod, quum 
exercitium hoc in ipsis erectionis tabulis ab utraque potestate ap- 
probatis fundetur, implicite saltem necessaria sanctio aderat. Cae- 
teroquiu, pergit Curia, auctoritatis ecclesiasticae sanctio desumi pot- 
est, tum ex eo quod ipsa Capellano S. Ranieri munia parochialia 
exercendi permissio non dedisset, nisi hoc constasset ex fundationis 
actu vel ex tacito Ordinarii consensu; tum ex eo quod viget con- 
suetudo a. 84, plus quam sufficiens ad tribuendum Coadiutoris ius 
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aut privilegium Capellano SS. Nominis Mariae; tum denique ex 
praxi constanti Curiae Sanminiatensis, quae dietum Capellanum uti 
Curatum semper habuit sive ob communicationes ipsi factas et solis 
parochis fieri solitas, sive ob Curati qualitatem eidem semper re- 
cognitam. Hisce omnibus perpensis, concludit Curia, R. Gubernium 
die 7. Martii a. 1869 decrevit Capellaniam S. Ranieri minime 
subiacere legi suppressionis. 

Tandem, prosequitur Curia, Cappella SS. Nominis Mariae sive 
in ipsius Curiae actis sive in institutionum Bullis semper appellata 
fuit Curata succursalis, uti videre est in respectivis Bullis insti- 
tutionis actualis Capellani Grifoni eiusque decessoris Paolicchi. 

Ex adverso, advocatus Capellani sustinet decretum Curiae 
S. Miniati nullo modo sustineri posse. Sane, inquit, iuxta doctrinam 
communiter receptam, absque Apostolicae Sedis dispensatione funda- 
torum voluntas mutari nequit; eoque magis nova onera beneficiis 
ecclesiasticis imponi non possunt. In casu autem fundatrix Capel- 
laniae S. Ranieri, explicitis verbis, suam expressit voluntatem, Ca- 
pellano plures praescribendo obligationes. Adest quidem officium 
ministrandi populo, qui ruri commoretur aut ad Oratorium accedat, 
uti ex ipsa obligatione Capellano imposita continue penes Oratorium 
residendi desumitur; item explicatio Evangelii et Catechismi im- 
ponitur, quod est parochorum proprium ; sed tantummodo in Oratorio. 
Al in erectionis tabulis ne verbum quidem invenitur de munere pro 
Capellano adiuvandi duos finitimos parochos, sive in adsistentia in- 
firmorum, sive in sacris functionibus. Alias enim, pergit orator, 
quomodonam posset Capellanus operam suam totaliter praestare in 
utilitatem plebis praedii Belvedere, uti ipsa Fundatrix iussit? Cae- 
terum, nec obtenta fuit a Pontifice gratia, nec habitus fuit, imo nec 
quaesitus patroni consensus; qui requirebatur, quum sermo sit de 
beneficio iurispatronatus. 

Insuper, prosequitur patronus, minime prodest Curiae appellatio 
ad consuetudinem, iuxta quam capellani Grifoni praedecessores pa- 
rochum auxiliassent. Etenim, omisso examine testimoniorum a Vicario 
Foraneo Caesare Lenzi allatorum, vulgatum est iuris principium, hanc 
consuetudinem gignere non posse veram obligationem, quum de acti- 
bus mere facultativis agatur: ,In facultativis non datur praescriptio... 
Actibus mere facultativis non inducitur consuetudo praeter legem“; 
( Reiffenstuel ad tit. I. dec. ut IV, n. 130). Imo, etiamsi hoc certum 
non esset, ad hoc ut consuetudo vim legis habere possit, ostendere 
necesse est Capellanos S. Ranieri nec invitatos nec sponte sed iussos 
parochum coadiuvasse, dum e contrario de hoc ne verbum quidem 


714 Kirchliche Aktenstücke 


in testimoniis a Curia collectis invenitur. Caeterum, ait advocatus 
etiam admissis veluti veris hisce depositionibus, semper tamen manet 
dubium, an Capellani Parochos coadiuverint cum animo sese obligandi 
vel potius ex spontaneo zelo moti: in dubio autem animus sese obli- 
gandi excluditur: „In dubio an consuetudo ex devotione dumtaxat 
vel animo se obligandi sit; introductam praesumendum est con- 
suetudinem potius esse devotionis quam obligationis, sicque continere 
actus mere facultativos* (Reiffenstuel ibi, n. 130). 


Atvero quid dicendum, pergit orator, si praetensa consuetudo 
non existeret? Capellanus Grifoni plures profert testes, inter quos 
nonnulli numerantur sacerdotes in dignitate constituti, qui sub iura- 
mento deponunt, fere nunquam Capellanos SS. Nominis Mariae 
coadiuvasse parochos locorum Crespino et Tripalle, et si aliquando 
hoc accidit, nonnisi libere omnino ac sponte ita egerunt. 


Haec omnia, subdit advocatus, confirmantur ex eo quod, uti 
fidem facit Archiepiscopus Pisanus in sua relatione ad S. Congre- 
gationem EE. et RR., in Oratorio loci Belvedere nunquam extiterint 
vasa sacra nec coetera supellectilia pro SS. Viatici et Extremae 
Unctionis administratione, quemadmodum liquet ex inventario ipsius 
Capellae quod in Curia Pisana reperitur. 


Minime certo, prosequitur orator, prodesse poterit Curiae Sanmi- 
niatensi, quod Capellania uti Curata ab auctoritate civili habita sit, 
atque uti talis iu collationis Bullis a. 1885 et a. 1892 denotata 
sit. Primum enim factum in foro canonico ius coustituere nequit; 
multoque minus si consideretur, quod Capellania uti Curata habita sit 
curn solis muneribus in tabulis erectionis contentis, explanandi videlicet 
Doctrinam Christianam ac Evangelium in Oratorio, quum haec ad 
officium parochiale pertineant et in paroeciae bonum atque parochi 
sublevamen redundent. Eo vel magis quod ad mutationem naturae 
beneficii inducendam omnino requiritur consensus patroni, qui eum 
nunquam praestitisse nec praestiturum protestatur. Eodem sensu 
intelligenda sunt Bullarum verba, ubi sermo est de Capellania Curata; 
in ipsis enim habetur quod Capellanus ministerium Capellaniae prae- 
stare tenetur; hoc autem ministerium aliud esse nequit nisi illud, 
cui fundationis tabulae alludunt. 


Postremo patronus thesim suam confirmat ex voto informativo, 
quod die 24. Novembris 1902 requisitus Archiepiscopus Pisanus, 
tamquam beneficii Patronus, ad S. Congregationem misit, et in quo 
ipse ostendit Capellanum loci Belvedere minime teneri ad officium 
coadiuvaudi duos parochos finitimos locorum Cresino et Tripalle. 
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Quibus omnibus ex utraque parte relatis, propositum fuit eno- 
dandum sequens ` 
DUBIUM 
An et quomodo decretum Curiae Sanminiaten. die 15. Maii 
1902 sit confirmandum vel infirmandum in casu? 
Porro Emi Patres, re mature perpensa responderunt die 
21. Aprilis 1903: Decretum non sustineri. 


6. Die Benedictio domorum in Sabbato sancto kann auch 
innerhalb der Osteroktav vorgenommen werden. 


Ab hodierno Parocho loci N., dioeceseos N., nuper sequentia 
postulata huic S. Congregationi subiecta sunt, nempe: 

19 An ob extensionem paroeciae benedictio domorum in Sab- 
bato Sancto fieri valeat horis vespertinis Feriae VI in Parasceve? 

29 Es quaetenus negative, an in casu obtineri possit in- 
dultum ? 

30 An benedictio domorum in Sabbato Sancto sit de iuribus 
parochialibus? 

Sacra Rituum Congregatio, ad relationem subscripti Secretarii, 
audito etiam voto Commissionis Liturgicae, respondendum censuit: 

Negative ad I et ad II iuxta Decretum 3645 „Isclama“ 20. No- 
vembris 1885, ad H; et in casu benedictio domorum poterit fieri 
durante hebdomada octavae Paschatis. 

Ad IIT. Affirmative. 

Atque ita rescripsit, die 7. Martii 1903. 

L. 78. S. Card. Cretoni, Praef. 

1 D. Panici, Archiep. Laodicen., Sec.rius. 


7. Zulassung zu den feierliehen Gelübden vor zurüekgelegtem 
Triennium. 


Nomine plurium Superiorum regularium S. Congregationi pro- 
ponitur dubium circa admissionem ad vota sollemnia, triennio nondum 
expleto. Cum de jure communi superior ante admissionem candidati 
ad vota sollemnia expleto triennio debeat exquirere votum Capituli 
mere consultativam, nequaquam decisivum (quod Capitulo convenit 
solum quoad admissionem ad vota simplicia), quaeritur circa trien- 
nium nondum expletum, sed Apostolica dispensatione abbreviatum: 

1° Utrum ob temporis abbreviationem per dispensationem Apo- 
stolicam votum consultivum Capitali transmutetur in decisivum ? 
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20 Utrum Superior debeat exquirere votum Capituli (sive con- 
sultivum sive decisivum) antequam supplicatur pro gratia vel ipsa 
obtenta? 

3° Utrum standum sit praxi communiori, iuxta quam superior 
‘ ante expostulationem dispensationis exquirit votum Capituli mere 
consultivum, adnotando tamen in ipsa supplicatione quale fuerit 
. iudicium Capituli cirea personam candidati, quin postea, obtenta S. 
Sedis dispensatione, alterum votum expostulet ? 

Sacra Congregatio Eminentissimorum et Reverendissimorum 
S. R. E. Cardinalium negotiis et consultationibus Episcoporum et 
Regularium praeposita, omnibus mature perpensis, ad proposita 
dubia respondit: 

Ad 1%" et Zum, providebitur in 3°, 

Ad 34", Affirmative. 

Datum Romae ex Secretaria eiusdem S. Congregationis die 
26. Januarii 1903. 

D. Carl. Ferrata, Praef. 
Ph. Giustini, Secret. 


— — 4 


8. Dispens von Ordensgelübden. 


Wenn das Mutterhaus einer Genossenschaft von Ordensfrauen 
in einer anderen Diôzese eine Filiale hat, und ein Mitglied dieser 
Filiale von den Gelibden dispensiert werden soll, ist nicht der Bischof 
des Mutterhauses, sondern der der Filiale für die Dispens kompetent. 
Dieses besagt folgende Entscheidung der Congr. Epp. et Reg. vom 
21. April 1903: 

A Moderatoribus quorumdam Institutorum mere dioecesanorum 
S. Congregationi Episcoporum et Regularium sequentis dubii, circa 
votorum dispensationem, solutio proposita fuit, nempe: „An dispen- 
salio votorum pro monialibus domorum filialium in dioecesi exi- 
stentium diversa ab illa in qua degit. domus princeps, competat 
Ordinario domus filialis, vel potius Ordinario domus principis". 

S. Congregatio, audito Consultorum voto, atque attenta Con- 
stitutione „Condita Christi Ecclesia“, respondendum mandavit: 

Ad primum Affirmative. 

Ad seeundum Negative. 

Datum Romae, e Secretaria. eiusdem S. Congregationis die 
2]. Aprilis 1903. 

D. Card. Ferrata, Praef. 
Ph. Giustini, Secret, 


— mu — M _ yy — nun 
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9. Verlegung der Kapuziner - Novizenhäuser aus Frankreich 
in ein anderes Land. 


Beatissime Pater, 


Fr. Iucundus a Montorio, Ordinis Min. Capuccinorum Procurator : 
Generalis, ad pedes S. V. humiliter provolutus, de pleno consensu 
Generalis Ministri, exponit: quod nuper Religiosi Cappuceini sub 
ditione Gubernii Gallici e suis Coenobiis fere omnes vi expulsi sunt, 
et alii in Helvetiam, alii in Italiam, alii alio perrexerunt; et conse- 
quenter Novitios ipsos secum duxerunt. Circa quod S. Congregatio 
Episcoporum et Regularium sub die 23. Iunii 1880 ad preces P. 
Commissarii Generalis Francisci de Villa-Franca, Ministris Galliarum, 
Corsicae et Sabaudiae concessit gratiam, cuius vigore Novitii trans- 
ferri possent alio, absque eorum novitiatus, seu probationis inter- 
ruptione. Cum eadem nunc militent circumstantiae, orator idem 
implorat Indultum ab Apostolica benignitate, pro earumdem Provin- 
ciarum Novitiis, et si qui Novitii iam translati fuerint, eadem gratia, 
opportuna sanatione gaudere valeant. 

Et Deus, etc. 

Vigore specialium facultatum a SSmo Dno Nostro concessarum, 
Sacra Congregatio Emorum et Rmorum S. R. E. Cardinalium negotiis 
et consultationibus Episcoporum et Regularium praeposita, attentis 
precibus P. Procuratoris Generalis Ordinis Min. Capuccinorum, ne- 
cessarias et opportunas facultates P. Ministro Generali benigne 
tribuit, quarum vi indulgere valeat, ut Novitii sui Ordinis in Gallia 
existentes e domibus Novitiatus, mutato etiam in alium decentem 
habitu religioso, si necessitas id exigat, alio extra Galliam transferri 
possint, in locum tamen ubi omnia habeantur quae pro novitiatu re- 
quiruntur, in eoque novitiatum, quin per praemissa interruptus 
censeri debeat, perficiant, facta vero a singulis novitiis ante pro- 
fessionem declaratione in scriptis sese hoc indulto uti velle, quae 
declaratio adnotanda erit in libris professionum et caute asservanda. 
Contrariis quibuscumque non obstantibus. 

Romae 16. Maii 1903. 

L. 78. D. Card. Ferrata, Praef. 
Ph. Giustini, Secret. 


10. Quittungen über Zahlungen aus der Staatskasse in Preussen. 
(Kirchl. Amtsanzeiger f. d. Diózese Trier Nr. 12. 1908.) 


In Folge einer von dem Herrn Minister der geistlichen, Unter- 
richts- und Medizinal-Angelegenheiten im Einverstäudnisse mit dem 
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Herrn Finanzminister getroffenen Anordnung werden die Königlichen 
Staatskassen in Zukunft über alle von ihnen an eine Kirche oder 
Kirchengemeinde geleisteten Zahlungen eine Quittung des betreffen- 
den Kirchenrechners oder Rechnungsführers verlangen, die den von 
dem Vorsitzenden oder einem bei der Rechnungsfihrung unbeteiligten 
Mitgliede des Kirehenvorstandes zu unterzeichnenden und zu da- 
tierenden (Ort- und Zeitangabe) Vermerk „Gesehen* tragen soll. 
In der Quittung selbst bedarf es fernerhin einer näheren Bezeich- 
nung der betreffenden Kasse, bei der die Zahlung erfolgt, nicht 
mehr, sondern es genügt in Zukunft die Bescheinigung „aus der 
Staatskasse* die betreffende Summe erhalten zu haben. 

Zur Vermeidung von Verzögerungen bei Erhebung von Zah- 
lungen wollen die Kirchenvorstände und Rechner darauf achten, dass 
die fraglichen Quittungen dieser Anorlnung des Herrn Ministers 
entsprechen. | 

Diese Anordnung betrifft die von Stelleninhabern bei den 
Staatskassen unmittelbar zu erhebenden Zahlungen nicht, 


Trier, den 8. September 1908. 


Bischöfliches General- Vikariat. 
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III. Staatliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


. Den Mitgliedern des Kirchenvorstandes einer katholi- 


schen Kirchengemeinde in Preussen kommt die Eigen- 
schaft mittelbarer Staatsbeamten zu. 


. Die Entstehung einer selbständigen Kirchengemeinde 


innerhalb einer vorhandenen Pfarrgemeinde ist auch ohne 
räumliche Abgrenzung von dieser, die allerdings die Regel 
bildet, rechtlich möglich. 


. Das Bestehen einer Observanz ist nicht eine von der 


Partei schlechthin zu beweisende Prozessbehauptung. 
Das Gericht hat nicht nur das Recht, sondern auch die 
Pflicht, bei Ermittelung von Rechtssitzen mitzuwirken. 
— Die Partei, die das Bestehen einer Observanz be- 
hauptet, kann hierfür auf die amtliche Auskunft anderer 
Behörden sich berufen, die davon Kenntnis haben können 
und müssen. 

Die angebliche Observanz, nach welcher in der Provinz 
Posen die Anstellung und Entlassung der niederen 
Kirchendiener dem (katholischen) Pfarrer allein zustehen 
soll, ist contra legem und daher ungültig. 


. Der bischöflichen Behörde und dem Pfarrer stehen Ein- 


wirkungen auf die Geschäftsführung des Kirchenvorstan- 
des nur insoweit zu, als das Gesetz sie ihnen beimisst. 


Urteil des Reichsgerichts, VI. Civilsenat, vom 20. April 1903. 


(Mitgeteilt vom erzbischöflichen Konsistorialrat und Syndikus Dr. Miserski 


in Posen.) 


VI. 447./02. 


Im Namen des Reichs. 
In Sachen 


1. des Pfarrverwesers 7. in P., 
2. des Eisenbahnsekretärs S. in Bromberg, 


Beklagten und Revisionskläger, 
wider 


die katholische Jesuitenkirchengemeinde in Bromberg, 
vertreten durch ihren Kirchenvorstand, 


Klagerin und Revisionsbeklagte, 
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hat das Reichsgericht, IV. Civilsenat, 
auf die mündliche Verhandlung vom 20. April 1903 

für Recht erkannt: 
die gegen das Urteil des Vierten Civilsenats des Königlich 
Preussischen Oberlandesgerichts zu Posen vom 22. Sep- 
tember 1902 eingelegte Revision wird zurückgewiesen. 
Die Kosten der Revisionsinstanz werden den Revisions- 
klägern auferlegt. 

Von Rechts Wegen 


Tatbestand. 


Gegen das bezeichnete Urteil haben die Beklagten Revision 
eingelegt mit dem Autrage: 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils der Berufung 
der Beklagten stattzugeben. 
Die Klägerin beantragt 
die Zurückweisung der Revision. 
Die Parteien haben das Sach- und Streitverhältnis nach Mass- 
gabe der Urteile der Vorinstanzen vorgetragen. 


Entscheidungsgründe. 


Der Schuhmacher A. war im Jahre 1885 als Küster bei der 
klagenden Kirchengemeinde gegen ein Jahresgehalt angestellt worden 
und hat diesen Dienst bis zum Jahre 1896 versehen. Die klagende 
Kirchengemeinde ist keine selbständige Pfarrgemeinde; sie hat sich 
innerhalb der katholischen Pfarrgemeinde in Bromberg für die kirch- 
lichen Bedürfnisse der der deutschen Nationalität angehórigen Ge- 
meindemitglieder gebildet, ist mit einem Kirchengebäude ausge- 
stattet, besitzt eigenes Vermógen und hat eiuen eigenen Kirchen- 
vorstand. Zwischen dem Propste der Pfarrkirche und dem Küster A. 
entstanden im Jahre 1896 Misshelligkeiten, die dazu führten, dass 
der Propst dem A. den ferneren Zutritt zur Jesuitenkirche verbot 
und einen neuen Küster in der Person des Sehuhmachers S. an- 
stellte, Der Kirchenvorstand der klagenden Gemeiude billigte die 
Entlassung des A. uicht und beschloss dessen Beibehaltung. Die 
Beklagten, von denen der Beklagte zu 1 damals Hilfsgeistlicher (Prä- 
bendar) an der Jesuitenkirche und zugleich Vorsitzender des Kirchen- 
vorstandes, der Beklagte zu 2 Mitvlied des Kirchenvorstaudes und 
von diesem bestellter Kassenverwalter ($ 10 des Gesetzes über die 
Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden vom 
20. Juni 1875) war, bewirkten gleichwohl die Zahlung des Gehaltes 
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aus der Kirchenkasse nicht an A., sondern an S.; A. hat darauf 
rechtskräftig seinen Gehaltsanspruch gegen die Klägerin erstritten. 
In dem darüber geführten Prozesse wurden die Kosten des Rechts- 
streites nur zu einem kleinen Teile der jetzigen Klägerin, zum 
grössten Teile aber dem jetzigen Beklagten F. auferlegt, weil er 
ohne Legitimation als Vertreter der Klägerin aufgetreten war. Trotz- 
dem sind von den Beklagten auch diese Prozesskosten in voller 
Höhe aus der Gemeindekasse gezahlt worden. 

Die Klägerin hat im gegenwärtigen Rechtsstreite die gesamt- 
schuldnerische Verurteilung der Beklagten zur Erstattung der ent- 
gegen dem Beschlusse des Kirchenvorstandes an S. in den Jahren 
1896—1899 gezahlten Beträge an Küstergehalt mit 1054.36 M. 
und ebenso der aus der Kirchenkasse gezahlten Prozesskosten aus 
dem Prozesse des A. wider die Klägerin mit 163.95 M. beantragt. 
Von letzterer Summe entfallen auf die der Kirchengemeinde selbst 
auferlegten Kosten 20 M, die übrigen 143.95 M. auf die von dem 
Beklagten zu 1 zu tragenden. — Das erste Urteil hat zur Erstattung 
dieser 143.95 M. den Beklagten F. allein, im übrigen also in Höhe 
von 1074.35 M. beide Beklagten als Gesamtschuldner nach dem 
Klageantrage verurteilt; die von den Beklagten eingelegte Be- 
rufung ist durch das Urteil des Oberlandesgerichts zurückgewiesen 
worden. 

Die gegen das letztere von den Beklagten eingelegte Revision 
erscheint zulässig; sachlich war sie jedoch nicht für begründet zu 
erachten. 

Den Mitgliedern des Kirchenvorstandes einer katholischen 
Kirchengemeinde kommt in Preussen nach der durch das Gesete 
über die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden 
vom 20. Juni 1875 geschaffenen Organisation die Eigenschaft mittel- 
barer Staatsbeamten zu. (Entscheidungen des Reichsgerichts in 
Strafsachen Band 3, Seite 258, Rechtssprechung des Reichsgerichts 
Band 6, Seite 418, Urteil des erkennenden Senats in Sachen der 
katholischen Kirchengemeinde Exin c/a Borowski vom 16. Juni 1902 
VI. 108/02); gemäss $ 39 Ziffer 3 des Preussischen Ausführungs- 
gesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze vom 29. April 1878 sind 
für Ansprüche gegen öffentliche Beamte wegen Überschreitung ihrer 
amtlichen Befugnisse oder wegen pflichtwidriger Unterlassung von 
Amtshandlungen die Landgerichte ohne Rücksicht auf den Wert des 
Streitgegenstandes ausschliesslich zuständig und demgemäss muss nach 
8 547 Ziffer 2 der Civilprozessordnung auch die Revision ohne Rück- 
‘ sicht auf den Wert des Beschwerdegogenstandes, der im vorliegenden 
Archiv für Kirchenreebt. LXXXIII. 47 
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Falle den für die Revision sonst vorausgesetzten Betrag des $ 546 
Civilprozessordnung nicht erreicht, für zulässig erachtet werden. 
Die von den Beklagten zunächst bestrittene Parteifähigkeit 
der klagenden Kirchengemeinde ist von dem Berufungsgericht ohne 
Rechtsirrtum bejaht worden. Das Gesetz über die Vermögens- 
verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden gibt in den $$ 1 
und 2 nicht nur den Pfarrgemeinden, sondern auch anderen Kirchen- 
gemeinden, wie Filial- und Kapellengemeinden u. s. w., falls sie ein 
besonderes, nicht den kirchlichen Zwecken der Hauptgemeinde 
dienendes Vermögen haben, eine besondere vermögensrechtliche 
Organisation. In welcher Rechtsbeziehung diese anderen Kirchen- 
gemeinden zu der Pfarrgemeinde stehen, ist für ihre vermögens- 
rechtliche Selbständigkeit gleichgültig; nur darf diese Rechtsbeziehung 
die Bildung einer selbständigen Persönlichkeit nach den bestehenden 
Gesetzen nicht ausschliessen. Dass die Entstehung einer selbstän- 
digen Kirchengemeinde innerhalb einer vorhandenen Pfarrgemeinde 
und ohne räumliche Abgrenzung von dieser, die allerdings die Regel 
bildet, rechtlich möglich ist, ist in der Entscheidung des IV. Civil- 
senats des Reichsgerichts vom 21. Januar 1886 (Entscheidungen 
Band 15, Seite 237) anerkannt und ergibt sich für das Preussische 
Recht aus $$ 244, 245, 249, Teil II, Titel 11 Allgemeinen Land- 
rechts, Was aber den Nachweis einer solchen selbständigen Bildung 
anlangt, so muss gegenüber der Tatsache, dass die klagende Gemeinde 
im Rechtsverkehr als selbständiges Rechtssubjekt bisher aufgetreten und 
als solches von den staatlichen und kirchlichen Behörden anerkannt ist, 
der Beweis, dass ihr trotzdem die Eigenschaft eines selbständigen 
Rechtssubjekts fehle, und ihr Vermögen nicht ihr, sondera der Pfarr- 
gemeinde gehöre, von den Beklagten erwartet werden, die sich unter 
‚solchen Umständen nicht auf das Bestreiten der Rechtsfähigkeit der 
Klägerin beschränken dürfen (Bolze, Praxis des Reichsgerichts, Band 10, 
Nr. 559). In dieser Weise aber haben die Beklagten ihre Einrede 
nicht begründet, und irgend welche Umstände, aus denen sich er- 
geben musste, dass die Bildung einer selbständigen vermögensrecht- 
lichen Persönlichkeit nicht stattgefunden habe, nicht angeführt. 
Die Beklagten haben sich dem Anspruche der Klägerin gegen- 
über auf das Bestehen einer Observanz berufen, nach welcher seit 
unvordenklichen Zeiten in der Provinz Posen die Anstellung und 
Entlassung der niederen Kirchendiener dem Pfarrer allein zustehe, 
und die Revisionskläger stützten ihren wesentlichen Angriff gegen 
das Berufungsurteil darauf, dass ein Beweisantrag der Beklagten 
auf Einholung amtlicher Auskünfte des Königlichen Ministeriums 
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des Innern und des erzbischöflichen Generalkonsistoriums zu Gnesen 
über das Bestehen dieser Observanz abgelehnt worden ist. Bestehe 
eine solche Observanz, so sei die Entlassung des A. und die An- 
stellung des S. durch den Propst in rechisgültiger und auch die 
Klägerin bindender Weise erfolgt, was notwendig zur Rechtsfolge 
habe, dass auch die Zahlung des Gehalts an S. eine rechtmässige 
gewesen sei. Diese Folgerung ist, die rechtliche Zuverlässigkeit und 
das Bestehen einer solchen Observanz vorausgesetzt, nicht von der 
Hand zu weisen. Das Berufungsgericht hat den Beweisantrag zu- 
rückgewiesen, weil materiellrechtlich die Bildung der Observanz 
unmöglich erscheine, aber auch prozessrechtlich mangels Speziali- 
sierung der Tatsachen, aus denen die Entstehung der Observanz vom 
Gericht entnommen werden könne, der Beweisantrag nicht genügend 
begründet erscheine. Der letztgedachte prozessuale Grund für die 
Ablehnung des Beweisantrages der Beklagten ist allerdings nicht zu 
billigen. Denn eine von der Partei schlechthin gu beweisende Pro- 
gessbehauptung ist das Bestehen einer Observane nicht; sie ist nach 
& 293 Civilprozessordnung von der Partei, die sich auf sie beruft, 
dem Gerichte nachzuweisen, wenn dieses sie nicht kennt; das be- 
deutet aber nicht, dass dieser Nachweis in allen Beziehungen, auch 
in der Art der Beweisauftretung, den Bestimmungen der Civilpro- 
zessordnung über die Beweisaufnahme zu folgen hätte. Denn die 
Gerichte haben nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, bei 
der Ermittelung von Rechtssätzen, die auf einen zur Entscheidung 
stehenden Full Anwendung finden könnten, mitzuwirken, und es kann 
deshalb nicht verlangt werden, dass die die Observanz behauptende 
Partei die einzelnen tatsächlichen Elemente, die für die Bildung einer 
Observanz erforderlich sind: eine Mehrheit von Handlungen, deren 
Gleichfórmigkeit und ununterbrochene Folge, die durch lange Zeit 
sich fortsetzende Wiederkehr, ihr Ursprung in einer allgemeinen 
Rechtsüberzeugung, im einzelnen unter Beweis stelle, sofern nur der 
Antrag, wie er gestellt ist, für die Ermittelung der Observanz über- 
haupt erheblich sein kann. Die Specialisierung der rechtlichen Voraus- 
setzungen für die Bildung der Observanz sind die Gerichte selbst 
bei Einholung der Beweise vorzunehmen in der Lage. Von dieseu 
in der Rechtsprechung wiederholt entwickelten Gesichtspunkten aus 
(vergleiche Entscheidungen des Preussisehen Obertribunals Band 63, 
Seite 323, Entscheidungen des Reichsgerichts Band 30, Seite 366, 
Band 39, Seite 376) erscheint es nicht unzulässig, wenn die Partei, 
die das Bestehen einer Observans behauptet, hierfür auf die amt- 
liche Auskunft anderer Behörden sich beruft, die davon Kenntnis 
47” 
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haben können und müssen. Nicht ein Rechtsgutachten, wie das 
Berufungsgericht meint, ist es, das diese Behörden dem Gerichte 
abgeben sollen, sondern ein Zeugnis über die bestehende Übung, 
dessen rechtliche Erheblichkeit zu prüfen alsdann dem Gericht obliegt. 

In der materiellrechtlichen Würdigung der Behauptung der Be- 
klagten, es habe sich eine Observanz des angegebenen Inhalts 
gebildet, war dagegen dem Berufungsgerichte beizutreten. 

Nach $ 562, Teil II, Titel 11 Allgemeinen Landrechts ge- 
bührt die Anstellung der Küster „dem Pfarrer und den Kirchen- 
vorstehern, sofern nicht dieselbe, nach wohlhergebrachter Gewohnheit 
des Ortes, Letzterem allein oder auch der ganzen Gemeinde zukommt“. 
Eine Auslegung, wie sie die Revision versucht, welche das Wort 
sLetzteren“ nicht lediglich auf die „Kirchenvorsteher“, sondern auch 
auf die „Pfarrer* beziehen möchte, verbietet sich schon nach den 
Regeln der Grammatik; es ist aber auch inhaltlich eine Gegenüber- 
stellung der Kirchenvorsteher und der Gemeinde einerseits, des 
Pfarrers anderseits in der Bestimmung des Gesetzes nicht zu er- 
kennen. Aus der Anwendung der Grundsätze über die Anerkennung 
von Gewohnheitsrechten gegenüber dem geschriebenen Rechte des 
Allgemeinen Landrechts in $ VII des Publikationspatentes in Ver- 
bindung mit $ 4 der Einleitung zu diesem Gesetzbuch ergibt sich 
für den vorliegenden Rechtsfall, dass die behauptete Observanz nach 
Einführung des Allgemeinen Landrechts sich nicht bilden konnte. 
Nach den angezogenen Bestimmungen bleiben zur Zeit der Ein- 
führung des Allgemeinen Landrechts bestehende örtliche Gewohn- 
heitsrechte bis zu einer Kodifikation der Provinzialrechte — welche 
für die Provinz Posen nicht stattgefunden hat — bestehen, auch 
wenn sie von den Sätzen des neuen geschriebenen Rechts abweichen 
. (contra legem); neue Gewohnheitsrechte können sich dagegen nur 
bilden, sofern sie eine Lücke des geschriebenen Rechts ausfüllen 
(praeter legem), oder das letztere selbst auf sie verweist. Die von 
den Beklagten behauptete Observanz würde nun eine Abweichung 
von der Regelung des Rechtes der Anstellung der Kirchendiener im 
Allgemeinen Landrecht selbst enthalten, sie musste also contra legem 
sich entwickelt haben; eine Verweisung aber auf örtliches Gewohn- 
heitsrecht spricht zwar $ 562, Teil II, Titel 11 Allgemeinen Land- 
rechts aus, jedoch nur in der Richtung, dass ein Anstellungsrecht 
der Kirchenvorsteher oder der Gemeinde ohne Mitwirkung des Pfarr- 
amts sich gewohnheitsrechtlich entwickeln kann, nicht aber auch 
ein Anstellungsrecht des Pfarrers ohne die Kirchenvorsteher. Es 
verbleibt mithin nur die Möglichkeit, dass die behauptete Observanz, 
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soll sie dem Allgemeinen Landrecht gegenüber Gültigkeit bean- 
spruchen können, vor dessen Einführung entstanden wäre. Das aber 
ist, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, rechtlich unmög- 
lich, weil die Observanz nur dem zu jener Zeit geltenden kirchlichen 
Rechte der kanonischen Rechtsbücher entsprochen haben würde, 
eine Observanz aber begrifflich nicht in Übereinstimmung mit der 
gemeinen Rechtsregel, sondern nur ausserhalb dieser oder in Ab- 
weichung von ihr sich bilden kann und (Grewohnheitsrecht zu sein 
aufhört, wenn sie durch die gemeine Rechtsregel sanktioniert ist. 

Hiernach konnte in der klagenden Gemeinde, da die Befugnisse 
der in $ 562, Teil II, Titel 11 Allgemeinen Landrechts genannten 
Kirchenvorsteher in Gemässheit des $ 57 Absatz 2 des Gesetzes über 
die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden seit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf den Kirchenvorstand über- 
gegangen sind, die Entlassung des Küsters A. und die Anstellung 
eines neuen Küsters nur durch den Pfarrer in Gemeinschaft mit dem 
Kirchenvorstande erfolgen, und die allein durch den Pfarrer ver- 
fügte Entlassung des A. und Anstellung des S. war für die Gemeinde 
nicht bindend. Sie ist auch nachträglich von dem Kirchenvorstande 
nicht genehmigt worden; vielmehr hat dieser ausdrücklich seine 
Genehmigung versagt und die Beibehaltung des Küsters A., die sich, 
wenn die Entlassung nicht rechtsgültig war, von selbst verstand, 
beschlossen. Indem die Beklagten diesem ihnen bekannten Beschlusse 
zuwiderhandelten und dem A. das ihm zustehende Gehalt vorent- 
hielten, dem S. aber ein ihm nicht bewilligtes Gehalt auszahlten, 
haben sie sich der Klägerin nach $$ 10ff, 29 Teil 1 Titel 6, $$ 88 
bis 91 Teil II, Titel 10 Allgemeinen Landrechts in Verbindung mit 
8 9 des Gesetzes über die Vermögensverwaltung in den katholischen 
Kirchengemeinden auf Erstattung der von ihnen rechtswidiig aus 
der Kirchenkasse verausgabten Gelder haftbar gemacht. Diese Ver- 
haftung erstreckt sich auch auf die in dem Prozesse des A. wider 
die klagende Kirchengemeinde entstandenen und aus der Kirchen- 
kasse entnommenen Prozesskosten, da die Beklagten durch ihr pflicht- 
widriges Verhalten diesen Prozess veranlasst haben. 

Die Beklagten haben in der Revisionsinstanz gerügt, dass vorn 
Berufungsgericht nicht geprüft worden sei, ob denn der Küster A. 
ordnungsmässig dem Gesetze entsprechend angestellt gewesen sei. 
In den Vorinstanzen ist nach den Tatbeständen der ergangenen 
Urteile die ordnungsmässige Austellung des A. von den Beklagten 
niemals bestritten worden, und diese Prozesserklärung kann in der 
Revisionsinstanz nicht nachgeholt werden. Iu den Urteilen der 
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Vorinstanzen ist übrigens festgestellt, dass A. nach seiner Anstellung 
elf Jahre lang unter den Augen des Pfarrers und des Kirchenvor- 
standes seinen Dienst versehen hat. Sollte also seine Anstellung auch, 
sei es durch den Pfarrer allein, sei es durch den Kirchenvorstand 
allein erfolgt sein, so ist sie von dem anderen mitwirkenden Faktor 
nachträglich genehmigt worden. Überdies würde aber auch die 
Tatsache einer nicht ordnungsmässigen Anstellung des A. an der 
Entscheidung des Rechtsstreits nichts zu ändern vermögen; denn sie 
kann die Anstellung des S. und die Auszahlung des Gehalts an ihn 
nicht zu rechtsmässigen Akten machen, 

Wenn des weiteren der Beklagte zu 1 auf die Pflicht des 
Gehorsams gegen seinen geistlichen Vorgesetzten (obedientia canonica) 
zu seiner Entlastung sich beruft, so kann diese, wie der Berufungs- 
richter zutreffend ausgeführt hat, nur auf das geistliche Amt und 
die aus diesem sich ergebenden Funktionen des bezeichneten Be- 
klagten sich beziehen; als Mitglied und Vorsitzender des Kirchen- 
vorstandes war der Beklagte F. von einem geistlichen Vorgesetzten 
nicht abhängig; seine Rechte und Pflichten in dieser Eigenschaft 
ergeben sich aus dem Gesetze, dem gegenüber Weisungen aussen 
stehender Personen Gültigkeit nicht zu beanspruchen haben. Der 
bischöflichen Behörde und dem Pfarrer stehen Einwirkungen auf 
die Geschäftsführung des Kirchenvorstandes nur insoweit zu, als 
das Gesetz sie ihnen beimisst (88 14 Ziffer 1, 37 Absatz 3, 38, 42, 
47, 52 des Gesetzes); der Pfarrer und Propst Ch. war geistlicher 
Vorgesetzter des Hilfsgeistlichen und Präbendars F., aber er war 
nicht Vorgesetzter des Kirchenvorstandes, als dessen Organ der Vor- 
sitzende F. zu handeln und die gefassten Beschlüsse auszuführen 
hatte. Die von den Beklagten vorgelegte Verfügung des Erzbischöf- 
lichen Generalkonsistoriums zu Gnesen vom 9. Februar 1899, die 
den Beklagten zu 1 anweist, auch gegen einen Beschluss des 
Kirchenvorstandes die Verfügungen des Propstes in Ansehung der Ge- 
haltszahlung an den neuen Küster S. zu befolgen, beruht auf einer 
vollständigen Verkennung der durch das Gesetz über die Vermögens- 
verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden geschaffenen Rechts- 
lage, und die darin bekundete Rechtsauffassung würde in ihren 
Konsequenzen zur Unterbindung jeder selbständigen Beschlussfassung 
des Kirchenvorstandes führen, dessen vornehmlichstes Ausführungs- 
organ, der Vorsitzende, der regelmässig der Pfarrer oder Pfarrverweser 
ist (Artikel 14 des Gesetzes betreffend Abänderungen der kirchen- 
politischen Gesetze vom 21. Mai 1886, Gesetzsammlung Seite 147, 
Gesetz vom 31. März 1893, Gesetzsammlung Seite 68), die Beschlüsse 
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des Kirchenvorstandes nicht zur Ausführung zu bringen berechtigt 
wäre, wenn sie seinen geistlichen Vorgesetzten missfallen. 
| Der Kirchenvorstand hatte der Anstellung des Küsters S., die 
ohne seine Mitwirkung erfolgt ist, widersprochen und ihre Ge- 
nebmigung abgelehnt. Aus diesem Grunde kann auch von einer 
nützlichen Geschäftsführung der Beklagten für die klagende Kirchen- 
gemeinde nicht die Rede sein. Die Beklagten machen geltend, dass 
sie, da A. nun einmal durch den Propst von der Versehung seiner 
Geschäfte abgehalten worden sei, durch Heranziehung einer anderen 
Persönlichkeit, die die an sich notwendigen Funktionen des Küsters 
übernahm, eine nützliche Geschäftsführung für die klagende Ge- 
meinde wahrgenommen, nicht aber eine unerlaubte Verfügung über 
ihre Mittel getroffen hätten. Allein ein Küster war in der Person 
A.s für die Gemeinde angestellt und zur Versehung seiner Dienst- 
geschäfte bereit und imstande, und die Bestellung einer anderen 
Person für seine Funktionen war in ordnungswidriger Weise und 
gegen den Willen des Kirchenvorstandes und der durch ihn ver- 
tretenen Gemeinde erfolgt. Unter diesen Umständen war die Ge- 
schäftsführung der Beklagten eine unbefugte; ein Fall, in welchem 
der Geschäftsherr zur Genehmigung der Geschäftsführung gesetzlich 
verpflichtet gewesen wäre, liegt nicht vor ($$ 228, 249, 234—237, 
241, Teil I, Titel 13 Allgemeinen Landrechts). 

Die Vertretungsverbindlichkeit der Beklagten stützt sich auf 
88 88—91, Teil H, Titel 10 Allgemeinen Landrechts, wonach Be- 
amte, auch mittelbare Staatsbeamte, für jeden Schaden aufkommen 
müssen, der bei ihrer Amtsführung durch ihr Verschulden entstanden 
ist, ihre Haftung aber nur eintritt, wenn auf andere gesetzmässige 
Weise der Schaden nicht wieder gut gemacht werden kann. Das 
Landgericht hat nun durch zeugeneidliche Vernehmung des S. und 
Einholung einer Auskunft der Polizeiverwaltung festgestellt, dass S. 
nach seinen Vermögensverhältnissen zur Rückzahlung der an ihn 
gezahlten Gehaltsbetráge nicht imstande sei; beide Vorinstanzen haben 
einen weiteren Beweisantrag der Beklagten dahin, dass S. bei der 
Sparkasse ein Guthaben von über 1500 M. hinterlegt gehabt, das 
er nachher auf seine Kinder überschrieben habe, worüber eine Aus- 
kunft der Sparkassenverwaltung in Bromberg angerufen wird, abge- 
lehnt. Diese Ablehnung bildet den letzten Beschwerdegegenstand 
der Revision. Allein, wenn das Berufungsgericht aus den erhobenen 
Beweisen — es kommt neben dem eigenen Zeugnis des S. auch die 
polizeiliche Auskunft in Betracht, die die sehr dürftigen Verhältnisse 
des S. bescheinigt, der von einem geringen Einkommen eine, grosse 
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Familie zu ernähren hat — die volle Überzeugung gewonnen hat, 
dass S. weder jetzt in der Lage ist, noch in den Jahren 1898 und 
1899 in der Lage war, die empfangenen Gehaltsbetiäge zurückzu- 
zahlen, so kann in der Ablehnung des weiteren Beweisantrages ein 
prozessualer Verstoss um so weniger gefunden werden, als selbst eine 
Bestätigung der Behauptung der Beklagten durch die Sparkassen- 
verwaltung nur die nackte Tatsache der Hinterlegung, nicht aber 
die rechtliche Beziehung des S. zu dem hinterlegten Kapitalbetrage, 
ob es sein eigener Erwerb oder etwa Eigentum seiner Ehefrau oder 
Kinder war, ergeben haben würde (Entscheidungen des Reichs- 
gerichts Band 4, Seite 86 und 377). 

Hiernach, und da im übrigen die Begründung des Berufungs- 
urteils einen Rechtsirrtum nirgends erkennen lässt, musste der 
Revision in allen Punkten der Erfolg versagt werden. 

Die Kosten der Revisionsinstanz treffen bei dieser Entscheidung 
in der Hauptsache die Beklagten nach 8 97 Civilprozessordnung. 


6. Die Rechtsverhältnisse der Kirchhöfe in Preussen, welche 

für bestimmte örtliche Teile einer Kirchengemeinde angele«t 

sind. Statutarische Festsetzungen und grundbuchliche Ein- 
tragungen hierüber. 


(Entsch. des Kgl. Kammergerichts v. 2. Febr. 1908 nach Kirchl. Gesetz- und 
Verordnungsbl. Nr. 2. 1903.) 


Nachstehende Entscheidung findet natürlich auch auf katho- 
lische Verhältnisse Anwendung, weshalb sie dem Wortlaute nach 
hier wiedergegeben werden soll. 


Beschluss: 


In den Grundbuchsachen Kornfelde Bd. H Bl. 48, Parlin 

Kolonie Bd. II Bl. 30 und Wilhelmsee Bd. II Bl. 22 
hat der erste Civilsenat des K. Kammergerichts in Berlin in der 
Sitzung vom 2. Februar 1908 . . . beschlossen: 

Die von der evangelischen Kirchengemeinde zu Kaisers- 
felde durch den Gemeinde-Kirchenrat gegen den Beschluss 
der 3. Civilkammer des Königlichen Landgerichts zu Gnesen 
vom 25. November 1902 eingelegte weitere Beschwerde 
wird zurückgewiesen; die Kosten fallen der Beschwerde- 
führerin zur Last. 
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Gründe. 


Der evangelische Gemeinde-Kirchenrat zu Kaisersfelde hat be- 
antragt, für drei in Kornfelde, Parlin- Kolonie und Wilhelmsee 
belegene Begräbnisplätze der evangelischen Kirchengemeinde zu 
Kaisersfelde Grundbuchblätter anzulegen und in Abteilung II ein- 
zutragen, dass „allein benutzungsberechtigt und unterhaltungs- 
pflichtig sind: 

a) für den Kirchhof in Kornfelde die Evangelischen von Korn- 
felde, Krzekatowo, Dreilinden, Slaboszewo-Dorf und Slabo- 
szewo- Rittergut. 

b) für den Kirchhof in Parlin- Kolonie die Evangelischen von 
Parlin-Kolonie, 

c) für den Kirchhof in Wilhelmsee die Evangelischen von 
Wilhelmsee-Dorf und -Gut und von Slaboszewko*. 

Zur Begründnng des Antrags wurde auf den 8 30 der Verwal- 
tungsordnung für das kirchliche Vermögen in den östlichen Provinzen 
der preussischen Landeskirche vom 15. Dezember 1886 — 17. Juni 
1893 Bezug genommen, der für den Fall der Neuanlegung von Be- 
gräbnisplätzen in Gemeinden ausserhalb des Kirchorts „die Ein- 
tragung im Grundbuch auf den Namen der Kirchengemeinde mit aus- 
drücklichem Vorbehalt der Benutzung und der Unterhaltungspflicht 
für die örtlich zunächst Beteiligten (A.L.-R. II 11 8761)* empfiehlt. 


Das Grundbuchamt zu Mogilno hat die Grundbuchblätter Korn- 
felde Bd. H Bl. Nr. 48, Parlin- Kolonie Bd. I Bl. Nr. 30 und 
Wilhelmsee Bd. II BI. Nr. 22 angelegt, die Grundstücke als „Be- 
grübnisplatz^ bezw. „Kirchhof“ bezeichnet und die evangelische 
Kirchengemeinde in Kaisersfelde als Eigentümerin eingetragen, da- 
gegen die Eintragung in Abteilung Il durch die Verfügungen vom 
20. Juni und 21. August 1902 abgelehnt, weil die Vermerke weder 
eine Belastung der Grundstücke noch eine Eigentumsbeschrünkung 
enthielten und deshalb nicht eintragungsfähig wären. 


Die vom Gemeinde-Kirchenrat eingelegte Beschwerde ist durch 
Beschluss des Königlichen Landgerichts zu Gnesen vom 25 November 
1902 zurückgewiesen worden. Das Beschwerdegericht erwägt, dass 
die Eintragungen die Regelung des Benutzungsrechts und der Unter- 
haltungspflicht in Ansehung der verschiedenen Begräbnisplätze der 
Kirchengemeinde mit bindender Kraft für deren Mitglieder bezwecke, 
dass eine solche Regelung mit Rechtswirksamkeit für die gegen- 
wärtigen und zukünftigen Mitglieder durch statutarische Festsetzung 
erfolgen könne und dass deshalb die Eintragungen als überflüssig 
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unzulässig seien. Ausserdem bildeten die Evangelischen der einzelnen 
Ortsgemeinden keine juristische Person oder Personenmehrheit, die 
unter ihrem Gesamtnamen Rechte erwerben könne. Endlich könne 
die ihnen obliegende Unterhaltungspflicht nicht auf die Grundstücke 
der Kirchengemeinde eingetragen werden. 

Hiergegen richtet sich die weitere Beschwerde des Gemeinde- 
Kirchenrats, der der Erfolg zu versagen war. Die in Rede stehen- 
den Begräbnisplätze gehören, entsprechend der Regel des $ 183 U 
11 A. L.-R., der Kirchengemeinde und bilden nach $ 160 daselbst 
einen Teil des Kirchenvermógens. Die Mitglieder der Kirchen- 
gemeinde haben nach den $$ 108 bis 110 daselbst das Recht, sich 
der Anstalten der Gemeinde zu ihren Religionshandlungen nach 
Massgabe der bei dieser Gemeinde eingeführten Ordnungen und 
Verfassungen zu bedienen, und die Pflicht, zur Unterhaltung der 
Kirchenanstalten nach diesen Verfassungen beizutragen. Das Gesetz 
spricht zwar an den angeführten Stellen von Kirchengesellschaften, 
aber es ist anerkannten Rechtens, dass darunter die lokalen, kor- 
porativ organisierten Kirchengemeinden zu verstehen sind (vgl. Entsch. 
d, R.-G., Bd. 17 S. 192 fg.) In Übereinstimmung mit jenen Vor- 
schriften verordnet 8 761 H 11 A. L.-R., dass die Unterhaltung 
der Begräbnisplätze eine gemeine Last ist und Allen obliegt, ,die 
an dem Kirchhofe Teil zu nehmen berechtigt sind (8 183 sqq.).* 
Nach 8 453 das. muss jeder Eingepfarrte der Regel nach in seiner 
Parochie begraben werden, und die $$ 188 bis 190 das. bestimmen, 
dass ohne Erkenntnis des Staats Niemandem das ehrliche Begräbnis 
auf dem ôffentlichen Kirchhofe versagt werden soll, dass auch die im 
Staate aufgenommenen Kirchengesellschaften der verschiedenen Re- 
ligionsparteien einander wechselweise, in Ermangelung eigener Kirch- 
höfe, das Begräbnis nicht versagen dürfen, und dass da, wo der 
Kirchhof der Stadt- oder Dorfgemeinde gehört, jedes Mitglied der- 
selben, ohne Unterschied der Religion, auch auf das Begräbnis da- 
selbst Anspruch machen kann. Danach kann nicht bezweifelt wer- 
den, wean dies auch das Gesetz nicht ausdrücklich ausspricht, dass 
jeder Eingepfarrte, als Mitglied der Kirchengemeinde, ein im öffent- 
lichen Rechte wurzelndes, durch das Bürgerliche Gesetzbuch nicht 
berührtes Recht auf die bestimmungsmässige Benutzung des der Ge- 
meinde gehörigen Begräbnisplatzes hat, wie er anderseits zu den 
Unterhaltungskosten beizutragen verbunden ist (Ausf.-G. z. B. G.-B. 
Art. 89, vgl. Entsch. d. R.-G, Bd. 12 S. 280 fg. in Gruchot's Bei- 
trägen, Bd. 46 S. 1134 fg., 1137, Rehbein, B. G.-B., Bd. 1 S. 50). 

Im vorliegenden Falle soll dieses auf der Mitgliedschaft be- 
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ruhende Begräbnisrecht und die damit verbundene Beitragspflicht 
dahin geregelt werden, dass einzelne Kirchhöfe der Kirchengemeinde 
nicht von allen ihren Mitgliedern, sondern nur von örtlich bestimmten 
Klassen derselben benutzt und dass dementsprechend die Beiträge zu 
den Unterhaltungskosten verteilt werden sollen. Eine solche Ordnung 
des Begräbniswesens mag, wie das Landgericht annimmt, Gegenstand 
statutarischer Festsetzung sein können (Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung vom 10. September 1878, 88 46, 31 Nr. 11, Ges. betr. die 
evangelische Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 25. Mai 1874 
Artikel 5, vgl. Entsch. d, R.-G., Bd. 23 S. 22 fg., 26, in Gruchot's 
Beiträgen, Bd. 46 S. 1184 fg., 1138). Dadurch wird aber, was die 
Benutzungsbefugnis anbetrifft, kein dingliches Recht, insbesondere 
keine beschránkte persónliche Dienstbarkeit geschaffen. Das der Ge- 
meindemitgliedschaft entspringende Teilnahmerecht (vgl. A. L.-R. II 
6 8 72) begründet nicht eine unmittelbare Macht des einzelnen Ge- 
meindemitglieds über den der Gemeinde gehörigen Begräbnisplatz 
oder einen Teil desselben, wie sie das Wesen der Dinglichkeit bildet 
(Mot. z. d. Entw. eines B. G.-B., Bd. 3 S, 2), sondern nur einen 
von der Mitgliedschaft abhängigen Anspruch gegen die Gemeinde 
auf Gestattung der bestimmungsgemässen Benutzung ihres Friedhofs. 
Der Erwerb eines dinglichen Rechtes zur Benutzung eines Platzes 
auf einer Öffentlichen Begräbnistätte ist zwar rechtlich möglich und 
kommt bei Grabstellen für einzelne Personen wie bei s. g. Familien- 
und Erbbegräbnissen vor (A. L.-R. II 11 88 185, 461, 591, Einf.- 
Ges. z. B. G.- B. Art. 133, vgl. Mot. z. d. Entw. dieses Gesetzes 
Art. 72 S. 196. Achilles, Protokolle, Bd. 6, S. 435 zu IV. Mot. z. 
d. Entw. eines B. G.-B. Bd. 2 S. 766 zu 12, Entsch. d. R.-G., 
Bd. 8 S. 200 fg., 202, Bd. 12 S. 280 fg., 284, in Gruchot's Bei- 
trägen, Bd. 26 S. 1022, Bd. 46 S. 1140). Er ertordert aber einen 
besonderen privatrechtlichen Erwerbstitel. Die blosse Mitgliedschaft 
an der Kirchengesellschaft, einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, erzeugt eine solche sachenrechtliche Beziehung zu dem Kirch- 
hofsgrundstücke nicht. 
^ Ebensowenig beschränkt jene Regelung die Kirchengemeinde in 
der Verfügung über die Friedhofsgrundstücke. Eine auf statutarischer 
Festsetzung, also Rechtsgeschäft beruhende dingliche Verfügungs- 
beschránkung ist überdies durch die Vorschrift des 8 137 B. G.-B. 
ausgeschlossen. 
Dem Beschwerdegericht ist auch darin beizutreten, dass die 
Evangelischen der einzelnen politischen Gemeinden und Gutsbezirke 
keine juristische Person oder Personenmehrheit bilden, die unter 
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ihrem Gesamtnamen Rechte erwerben kann (vgl. A. L.-R. 1178 25, 
Entsch. d. R.-G., Bd. 17 S. 192 fg., 196). Eintragungen im Grund- 
buche können daher für sie nicht vorgenommen werden (vgl. Jahr- 
buch für Entsch. d. K.-G., Bd. 24 A S. 83 fg., 86). Das aus- 
schliessliche Benutzungsrecht einzelner Klassen von Eingepfarrten ist 
deshalb nicht eintragungsfähig. 

Aber auch die mit der Benutzungsbefugnis verbundene Pflicht 
zur Leistung von Beiträgen zu den Unterhaltungskosten kann nicht 
in das Grundbuch eingetragen werden. Auch hierbei handelt es 
sich weder um eine auf dem Kirchhofgrundstücke ruhende Last, 
noch um eine Verfügungsbeschränkung oder um irgend ein anderes 
eintragungsfähiges Rechtsverhältnis. Selbst wenn jene Verpflichtung 
auf den Grundstücken haftete, wäre sie als öffentliche, gemeine Last, 
die bei der Zwangsversteigerung und der Zwangsverwaltung den 
Rechten an dem Grundstück im Range vorgeht, nämlich als eine 
aus dem Kirchenverband entspringende Leistungspflicht von der Ein- 
tragung in das Grundbuch ausgeschlossen (A. L.-R. II 11 $ 761, 
Ausf.-G. z. G.-B.-O. Artikel 11, z. R.-G. üb. d. Zwangsversteiger. 
u. d. Zwangsverwaltung 88 13, 21). 

In Frage kommen könnte dagegen die Anwendung des $ 4 
Abs. 2 der allgemeinen Verfügung vom 20. November 1899 zur 
Ausführung der G.-B.-0. Danach kann bei Eintragungen für juri- 
stische Personen des öffentlichen Rechtes auf Antrag des Berech- 
tigten u, A. die Zweckbestimmung des Grundstücks oder des einge- 
tragenen Rechtes durch einen dem Namen des Berechtigten in Klam- 
mern beizufügenden Satz bezeichnet werden. Auf Antrag der Kirchen- 
gemeinde würde also zur Kenntlichmachung der Grundstücke als 
Lokalkirchhöfe für bestimmte Ortsgemeinden in Abt. I Sp. 1 der 
Angabe des Eigentümers beigefügt werden können: „(Begräbnisplatz 
für die Evangelischen der Gemeinden ..... Lr Da aber eine solche 
Eintragung nicht beantragt ist, war die weitere Beschwerde als un- 
begründet zurückzuweisen. 

Den Kostenpunkt regelt 8 1 Pr. G.-K.-G. 


Unterschriften. 


7, Verteilungsmassstab für kirchliche Umlagen in Preussen. 
(Kirchl. Amtsbl. f. d. Diözese Fulda Nr. 3. 1903.) 
Der Herr Regierungspräsident zu Cassel hat anlässlich der 


Genehmigung von Umlagebeschlüssen auf die Vorschrift in $ 21, 
pos. 8 des die Vermögens- Verwaltung in den katholischen Kirchen- 
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gemeinden betreffenden Gesetzes vom 20. Juni 1875, wonach als 
Verteilungsmassstab für kirchliche Umlagen entweder die direkte 
Staatssteuer oder die Kommunalsteuer zu dienen hat, besonders 
hingewiesen und betont, dass in neuerer Zeit diese Bestimmung in- 
sofern von verschiedenen Kirchengemeinden nicht beobachtet worden 
sei, als die Staatssteuer und die Kommunalsteuer den Verteilungs- 
massstab bilden sollten. 

Indem wir bemerken, dass die Bestimmung bezüglich der 
Staatssteuer durch den Herrn Minister der geistlichen Angelegen- 
heiten in seinem Erlasse vem 30. August 1884 B. 1736 die De- 
finition dahin erhalten hat, dass für die erst durch das Gesetz vom 
20. Juni 1875 ermöglichte Umlage- Erhebung die Einkommensteuer 
den Verteilungsmassstab bilden, also die Grund- und Gebäudesteuer 
hierbei ausser betracht bleiben soll, während bezüglich der Pfarr- 
haukosten die durch Herkommen zu Recht bestehenden Verteilungs- 
massstäbe auch fernerhin massgebend sein sollen, weisen wir die 
Kirchenvorstände der Diözese, Königl. Preuss. Anteils, hierdurch 
an, bei Abfassung von Umlagebeschlüssen zu beachten, dass 

1. sofern die Sfaatssteuer als Verteilungsmassstab dienen soll, 

jene Gemeindeglieder, welche zur Einkommensteuer nicht 
veranlagt sind (die Steuerpflicht beginnt nach $ 5 des Ein- 
kommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891 Preuss. Ges. S. 
S. 175 erst bei einem Einkommen von mehr als 900 M.) auch 
zu den kirchlichen Umlagen nicht herangezogen werden 
können, dass aber 

2. die gemäss $ 74 des Einkommensteuergesetzes vom 26./4. 

1891 mit fingierten Steuersätzen veranlagten Gemeindeglieder 
mit dieser Gemeinde-Einkommensteuer alsdann zu den kirch- 
lichen Umlagen herangezogen werden können, wenn für 
letztere die Kommunalsteuer als Verteilungsmassstab fest- 
gesetzt worden ist. 


8. Erlass des Württemb. Ministeriums des Innern an die K. 
Kreisregierungen, die K. Oberämter und Oberamtsphysikate, 
betreffend die Visitation der in der Verwaltung von Kirchen- 
bezw. Pfarrgemeinden stehenden Begräbnisplätze. 
Vom 26. Juni 1903 Nr. 16 306. 


Die Vorschriften des Ministerialerlasses vom 2. Dezember 1896, 
betreffend die Visitation der kirchlichen Gebäude anlässlich der ärzt- 
lichen Visitation der Gemeinden in Absicht auf die Gesundheitspflege 
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(Amtsblatt S. 265) finden auch auf die Visitation der in der Ver- 
waltung von Kirchen- beziehungsweise Pfarrgemeinden stehenden 
Begräbnisplätze und die auf Grund dieser Visitation getroffenen Ver- 
fügungen mit der Massgabe Anwendung, dass das gleiche auch für 
die von dem Oberamtmann allein bei den periodischen Gemeinde- 
visitationen vorzunehmende Untersuchung der bezeichneten Begräbnis- 
plätze gilt. 
Stuttgart, den 26. Juni 1903. K. Ministerium des Innern. 
(gez.) Pischeck. 


9. Entschädigung für Entziehung von Kirchensitzen. 


(Erkenntnis des Oberlandesgerichts in Hamm nach Münster'schem »Pastoral-Bl.« 
Nr. 6. 1903.) 


Das Recht auf ausschliesslichen Gebrauch eines Kirchensitzes 
schränkt die dem Kirchenvorstande als Verwalter des Kirchen- 
vermögens zusteliende Befugnis, einen Kirchensitz zu versetzen oder 
ganz aus der Kirche zu entfernen, nicht ein. Jedoch ist der Kirchen- 
stuhlberechtigte befugt, wenn durch die Verlegung oder gänzliche 
Beseitigung des Kirchenstuhls ihm ein Geldschaden entsteht, solchen 
von der Kirchengemeinde ersetzt zu verlangen. Die Höhe eineg 
solchen Geldschadens wird eventuell durch Sachverständige festzu- 
stellen sein. Bei dieser Feststellung ist u. A. zu berücksichtigen, 
ob der Platz frei veräusserlich war, oder ob angenommen werden 
muss, dass er nicht frei veräusserlich, sondern nur auf die Deszen- 
denten vererblich war. Im ersteren Falle hat der Kirchensitz offenbar 
einen höheren Wert, als im zweiten. 

Nach dem Allg. Landrecht II. 11. $ 681—686 vererben sich 
die Kirchensitze, wenn sie nicht nachweislich eine Realberechtigung 
eines Gutes sind, nur auf die Nachkommen. Wir wollen die be- 
treffenden $$ hier zum Abdruck bringen, weil noch vor einiger 
Zeit eine westfälische Zeitung in dieser Hinsicht eine erstaunliche 
Unkenntniss an den Tag legte. 

$ 681: „Wo nach besonderen Verfassungen Kirchstellen ge- 
wissen Personen oder Familien erblich verliehen sind, da können die 
Eigentümer dieselben an Andere vermieten oder zum Gebrauche ein- 
räumen, auch sie auf ihre Nachkommen vererben*, 

8 682: „Dagegen können sie das Eigentum einer solchen 
Stelle weder unter Lebendigen noch von Todeswegen an Andere 
übertragen“, 

S 683: „Wenn der Eigentümer einer solchen Stelle ohne Nach- 
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kommen stirbt oder die Parochie verlásst, so fállt die Stelle an die 
Kirche zurück“. 

8 685: ,Kirchstühle, die einem Hause oder Gute für bestándig 
zugeschlagen sind, gehen mit diesem Grundstücke zugleich auf jeden 
Besitzer desselben, auch wenn er einer anderen Religionspartei zu- 
getan ist, über“. 

Im ehemaligen Fürstentum Münster waren die Kirchensitze 
nach alter Observanz frei veräusserlich. Dieses Provinzialrecht gilt 
auch jetzt noch in denjenigen Orten des Münsterlandes, welche zu- 
folge des frauzósischen Senatusconsults vom 13. Dezember 1810 nicht 
zum Kaiserreich Frankreich geschlagen, sondern beim Grossherzog- 
tum Berg geblieben sind. Eine Zusammenstellung dieser Pfarrorte 
siehe bei Dr. Bróckelmann, ,Die Verwaltung des Kirchen- und 
Pfründenvermögens“, Seite 92. 

Dagegen wurde in den dem Kaiserreich Frankreich einver- 
leibten Teilen des Münsterlandes durch das die Kirchenfabriken be- 
treffende franzósische Dekret vom 30. Dezember 1809 die allgemeine 
Observanz, dass die Kirchensitze frei veräussert werden konnten, für 
die Zukunft beseitigt, und an Stelle dieser Observanz trat nach dem 
Aufhóren der französischen Fremdherrschaft zufolge des Patents vom 
9. September 1814 das Allgemeine Landrecht, welches in S 2 des 
Patents bestimmte: „Die in einzelnen Provinzen und Orten bestan- 
denen besonderen Rechte und Gewohnheiten sollen, insofern sie durch 
die unter den vorigen Regierungen eingeführten Gesetze aufgehoben 
und abgeschafft worden, auch fernerhin nicht mehr zur Anwendung 
kommen. An deren Stelle treten die Bestimmungen des Allgemeinen 
Landrechts^. Eine Zusammenstellung der dem Kaiserreich Frank- 
reich einverleibten Pfarrorte des Fürstentums Münster siehe in dem 
eben erwähnten Buche von Dr. Bröckelmann Seite 88. Zu diesen 
Orten gehört auch die im nordwestlichen Teile des Fürstentums 
Münster gelegene Pfarrei L, in welcher wegen Entschádigung für 
Beseitigung von Kirchensitzen es zu einem Prozess kam, der in 
zweiter Instanz vom Oberlandesgericht zu Hamm am 9. Dezember 
1899 entschieden wurde. Wir lassen im Nachfolgenden die gericht- 
liche Entscheidung, den Tatbestand und die Entscheidungsgründe 
folgen. 

Entscheidung. 

Das am 3. Juni 1899 verkündete Urteil der dritten Civilkammer 
des Königlichen Landgerichts zu Münster wird abgeändert. Die 
Beklagte [d. h. die Kirchengemeinde] wird verurteilt, dem Kläger 
198 Mark nebst 5°/, Zinsen seit dem 15. September 1898 zu zahlen. 
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Mit seiner Mehrforderung wird der Kläger abgewiesen. Die Kosten 
der ersten Instanz werden unter Ausgleich der aussergerichtlichen 
jeder Partei zur Hälfte auferlegt. Die Kosten der Berufungsinstanz 
hat der Kläger zu tragen. Dies Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 


Tatbestand. 


Dem Kläger standen 7 in der Klage näher bezeichnete Sitze 
auf der Orgelbühne der Kirche zu L. zu. Die Beklagte hat bei 
einem im Jahre 1880 beschlossenen Umbau der Kirche die Orgel- 
bühne beseitigen lassen und dadurch dem Kläger das Recht auf die 
ihm zustehenden Kirchensitze entzogen. Er hat daher, nachdem er 
am 15. September 1898 die Beklagte zur Zahlung einer Entschä- 
digung von 525 Mark vergeblich aufgefordert hat, mit dem Antrage 
Klage erhoben, die Beklagte durch ein gegen Sicherheitsleistung für 
vollstreckbar zu erklärendes Urteil kostenpflichtig zu verurteilen, 
ihm entweder auf der neu zu errichtenden Orgelbühne 7 Sitzplätze 
anzuweisen, oder 525 Mark nebst 5 °/, Verzugszinsen seit dem 15. Sep- 
tember 1898 zu zahlen. 

In der Schlussverhandlung der ersten Instanz hat er jedoch 
nur den auf Zahlung gerichteten Antrag verlesen. Er behauptet, 
dass jeder der 7 Sitze im Durchschnitt einen Wert von 75 Mark 
gehabt habe. 

Die Beklagte hält den Anspruch des Klägers auf Einräumung 
von Sitzen auf der Orgelbühne für nicht berechtigt und im Rechts- 
wege nicht verfolgbar, weil die bischöfliche Behörde verfügt habe, 
dass Sitze auf der neuen, in kleinerem Uinfange gebauten Orgel- 
bühne nur für Mitglieder des Sängerchores einzurichten seien. Den 
Entschädigungsanspruch hält sie zwar nicht für gerechtfertigt, er- 
kennt ihn aber deın Grunde nach an, meint jedoch, dass der Wert 
jedes Sitzes nur 35 Mark betrage. 

Sie behauptet, dem Kläger für seine früheren 3 besseren Sitze 
3 gleichwertige Sitze im Schiffe der Kirche und für die übrigen 
Sitze im ganzen 140 Mark angeboten zu haben, und hat daher be- 
antragt, sie nur zur Zahlung von 140 Mark zu verurteilen, die 
weitergehenden Anträge des Klägers abzuweisen und ihm die Kosten 
des Rechtsstreites zur Last zu legen, sich auch für den Fall, dass 
der Kläger statt der 3 besseren Sitze eine Entschädigung bean- 
spruche, erboten, für jeden derselben noch 45 Mark zu zahlen. 

Der Kläger ist bei seinen Angaben geblieben. 

Das Königliche Landgericht [zu Münster] hat durch Ver- 
nehmung des Kaufmanns B., des Uhrmachers T., des Ökonomen B., 
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des Kornhändlers S., des Kótters H. und des Wirtes S. als Zeugen, 
sowie des Baurats V. als Sachverständigen Beweis erhoben. Wegen 
dieser Beweisaufnahme wird auf das Protokoll vom 24, März 1899 
und das schriftliche Gutachten vom 12. April 1899 Bezug ge- 
nommen. Der Baurat V. hat den Wert der dem Kläger entzogenen 
Sitze unter Voraussetzung der Verkäuflichkeit der Kirchensitze auf 
330 Mark unter Voraussetzung der Unveräusserlichkeit auf 5/4 dieses 
Betrages = 198 Mark angenommen. Der Kläger hat geltend ge- 
macht, dass die Kirchensitze verkäuflich seien, die Beklagte hat das 
Gegenteil behauptet. 


Das Königliche Landgericht geht von der Ansicht aus, dass im 
Fürstentume Münster, zu welchem L. gehört, erbliche Kirchenstellen 
gemäss altem unzweifelhaftem Herkommen frei verkäuflich gewesen 
seien und dass diese Observanz weder durch die französische Gesetz- 
gebung noch durch das preussische Landrecht in Ansehung der vor 
der Geltung dieser Gesetzgebungen bestandenen Privatrechte geändert 
sei, und die Beklagte daher durch Erkenntnis vom 3. Juni 1899 zur 
Zahlung von 330 Mark nebst 5°/, Zinsen seit dem 15. December 
1893 verurteilt, den Kläger mit der Mehrforderung abgewiesen und 
ihm 27/100, der Beklagten 69/100 der Kosten auferlegt. 


Gegen dieses Urteil hat die Beklagte mit dem Antrage Be- 
rufung erhoben, dasselbe dahin abzuändern, dass Beklagte nur zur 
Zahlung von 198 Mark ohne Zinsen verurteilt, Kläger mit der 
Mehrforderung abgewiesen wird, und die sämtlichen Kosten I. und 
]I. Instanz dem Kläger allein zur Last zu legen, indem sie aus- 
führt, dass die Kirchensitze Aicht veräusserlich seien. Wegen dieser 
Ausführungen wird auf den Schriftsatz vom 13. August 1899 Bezug 
genommen. 


Der Kläger hat um Zurückweisung der Berufung gebeten, sein 
Prozessbevollmächtigter ist den Darlegungen der Gegenpartei ent- 
gegengetreten und hat unter Berufung auf das Zeugnis des Post- 
verwalters a. d. N. zu L. und des Kornhändlers D. daselbst be- 
hauptet, dass die Kirchensitze zu L., insbesondere diejenigen des 
Klägers, stets frei veräusserlich gewesen und dass dem Kläger die 
in Frage stehenden Kirchensitze als frei veräusserlich überliefert 
seien, mit dem Bemerken, dass die Zeugen die Veräusserungen für 
fünfzig Jahre aus eigener Wahrnehmung und auf Grund der ihnen 
von ihren Vorfahren gewordenen Überlieferung bekunden würden. 


Der Vertreter der Beklagten hat dieses Vorbringen be- 
stritten. 
Archiv für Kirchenrecht. LXX XIII. 48 
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Entscheidungsgründe. 


Dass der Kläger die Einriumung von Kirchensitzen auf der 
hierzu nicht bestimmten neuen Orgelbühne weder beanspruchen, noch 
im Rechtswege verfolgen kann, bedarf einer Erörterung nicht, nach- 
dem der Klageanspruch schon in erster Instanz auf Zahlung des 
Wertes des ihm entzogenen Privatrechtes beschränkt ist. 


Ebensowenig braucht ausgeführt zu werden, dass ihm auf 
Grund des $ 75 der Einleitung zum A. L.-R. für die Entziehung 
seines wohl erworbenen Privatrechtes der Anspruch auf Zahlung des 
Wertes zusteht, weil die Beklagte den Entschädigungsanspruch des 
Klägers dem Grunde nach anerkannt hat. 


Es kommt daher nur auf die Bestimmung des Wertes an, 
welchen die dem Kläger entzogenen Kirchensitze zur Zeit ihrer 
Entziehung gehabt haben. In dieser Beziehung hat der Baurat auf 
Grund der von den vernommenen Zeugen bekundelen tatsächlichen 
Wertangaben, der lokalen Verhältnisse und der Lage der Kirchen- 
sitze einwandsfrei den Wert für den Platz auf der Bank I. auf 
75 Mark, für die Plätze 2, 6 und 7 auf der VI. und IX. Bank auf 
je 50 Mark, für die Plätze 3, 4 und 5 auf den Bänken VII, VIII. 
und IX. auf je 35 Mark, unter der Voraussetzung der Veräusserungs- 
fähigkeit der Plätze, anderenfalls auf 3/, der angegebenen Werte 
geschätzt. Diese Unterscheidung ist auch begründet, weil ein Kirchen- 
sitz, der nur auf die Nachkommen vererblich ist und nach $ 683 
A. L.-R. II. 11 an die Kirche zurückfällt, wenn der Berechtigte 
ohne Nachkommen verstirbt oder die Parochie verlässt, einen ge- 
ringeren Wert haben muss, als ein Recht, welches in jedem Falle 
Dritten gegen Entgelt übertragen werden kann. 

Die freie Veräusserlichkeit der Kirchensitze ist aber durch 
S8 582 A. L.-R. II. 21 verboten und kann auch für das Fürstentum 
Münster auf Grund einer früheren lokalen Observanz nicht anerkannt 
werden. Denn wie schon in der gleichartigen Sache B. gegen C 
I. U.: 266,4, O. 167/37 des Landgerichtes zu Münster in dem Urteile 
des erkennenden Gerichtes vom 8. April 1899 dargelegt ist, auf 
dessen Ausführungen hier im einzelnen Bezug genommen wird, ist 
die im Fürstentum Münster früher etwa bestandene, die Verkäuf- 
lichkeit der Kirchensitze begründende Observanz durch das franzö- 
sische Dekret vom 30. Dezember 1809, den $ 2 des Patentes vom 
9. September i814 und durch die dauernde Rechte einwirkender 
Vorschriften des preussischen Landrechtes hinsichtlich jedes auch 
eines vorher wohlerworbenen Privatrechtes beseitigt. Da die Vor- 
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schriften des Allgemeinen Landrechtes über die Veräusserlichkeit der 
Kirchensitze öffentlichen Rechtes sind, welche die Entstehung eines 
abweichenden Lokalrechts durch Observanz nicht zulassen, so kann 
auch auf den vom Kläger in dieser Instanz zur Begründung einer 
örtlichen Observanz vorgebrachten Tatsachen und Beweise nicht 
eingegangen werden. 

Hiernach stehen dem Kläger unter Zugrundelegung des Gut- 
achtens des Baurats V. nur 198 Mark zu. Die geforderten Zinsen 
waren ihm zuzuerkennen, weil sich die Beklagte, welche sich durch 
das Angebot einzelner Kirchensitze an Stelle der dem Kläger ent- 
zogenen von ihrer Entschädigungspflicht nicht befreien kounte und 
die ibm zukommende Entschädigung in der Höhe von 198 Mark 
nicht offeriert hat, seit dem 15. September 1898 im Verzug befand. 

Hiernach war in der Hauptsache so wie geschehen zu erkennen. 
Wegen der Kosten ist auf Grund der 88 87, 88 Civilprozessordnung 
und in Erwägung entschieden, dass die Beklagte am Schlusse der 
ersten Instanz ihre Verpflichtung zur Zahlung von 198 Mark, wenn 
auch ohne Zinsen, anerkannt und ihre Mehrforderung in der Be- 
rufungsinstanz uuerheblich und ohne Einfluss auf die für die Kosten 
zu bestimmende Wertstufe ist. 

gez. Hopf. Latten. Zeppenfeld. Keber. Wolf. 
Ausgefertigt. 
Hamm, den 16. Dezember 1899. 

Im Anschluss an vorstehendes Erkenntuis teilen wir noch 
folgendes mit. Das Ober-Tribunal in Berlin spricht in dem Er- 
kenntnis vom 12. Oktober 1867 Nr. 1418 den Grundsatz aus, „dass 
die Verteilung der Kirchensitze nach vorgenominenen baulichen Ein- 
richtungen für eine, im Interesse des Kultus den Anordnungen der 
geistlichen Oberaufsichtsbehórde unterliegende Angelegenheit zu er- 
achten sei“, 
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IV. Mitteilungen. 


—— 


1. Die Bistümerfraze in Bóhmen. 
(Kath. Kirchenzeitung Nr. 81. v. 16. Okt. 1903.) 


Prag, 13. Oktober. 

Die Oeffentlichkeit mag füglich erstaunt sein ob der neuesten 
Ereignisse, die sich in Bóhmen auf kirchlichem Boden abspielen. 
Die Sturzwellen der Los von Rom-Bewegung drohen die Saatfelder 
der katholischen Kirche zu überfluten; wáre da nicht zu erwarten, 
dass der Klerus Bölımens wie ein Mann zu Spaten und Schaufel 
griffe, um die Schutzdämme dagegen möglichst hoch und stark em- 
porzuführen? Statt dessen hört man von Versammlungen und Denk- 
schriften, in welchen der tschechische Klerus in Böhmen gegen For- 
derungen des deutschen oder der deutsche Klerus gegen jene des 
tschechischen sich erklärt, sieht man, wie tschechische Geistliche 
einen deutschen Bischof nötigen, sie vor dem geistlichen Gerichte von 
der Ungerechtigkeit ihrer Angriffe zu überzeugen und wie deutsche 
Priester gegen die gegen das Herkommen erfolgte Wahl eines 
tschechischen Domkapitulars in Prag ôftentlich protestieren und eine 
Neuorganisation der kirchlichen Verwaltungssprengel in Böhmen 
verlangen. Der Landtag wiederhallt von Interpellationen, welche das 
Echo dieser Stimmen aus den Kreisen des Klerus bilden. Durch 
alle diese Kundgebungen dringt aber immer wieder der Ruf: Neue 
Bistümer! und dazu: Deutsche Bistümer! von der einen, keine 
deutschen Bistümer! von der anderen Seite. Wenn ich im folgen- 
den, dem Wunsche der verehrten Redaktion entsprechend, es unter- 
nehme, dieser Frage näherzutreten, so soll dies vor allem zu dem 
Zwecke geschehen, um auch dem Fernestehenden einen Einblick in 
die tatsächlichen Verhältnisse zu gewähren und dadurch ein eigenes 
Urteil zu ermöglichen. Vielleicht kommt er dann auch zur Ueber- 
zeugung, dıe hier viele hegen, dass die baldige glückliche Lösung 
der Bistümerfrage in Böhmen für die Abwehr des protestantischen 
Ansturmes nicht ohne grosse Bedeutung ist. 

Böhmen mit seinen etwa 6,100,000 Katholiken (die Gesamt- 
bevölkerung zählte 1900 6,318.280 Seelen) ist in 4 Diözesen einge- 
teilt, von denen Prag etwa 2,230.000, Leitmeritz und Königgrätz je 
1!/, Millionen, Budweis ca. 1,120.000 Katholiken zählt. Mit Aus- 
nahme von zwei Bistümern (Wien, Olmütz) stehen alle übrigen 
österreichischen Sprengel weit hinter dieser Seelenzahl zurück ; diese 
allein in Anschlag gebracht, müsste Böhmen im Vergleich zu Ober- 
österreich achtmal, im Vergleich mit Krain und Steiermark zehn- 
mal, im Vergleich mit Tirol zwölfmal, im Vergleich mit Kärnten 
fünfzehnmal, im Vergleich mit Salzburg fünfundzwanzigmal soviel 
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Diözesen zählen, als es tatsächlich besitzt, wobei die besonderen 
Schwierigkeiten, welche den sprachlich gemischten Diözesen eignen, 
ganz ausseracht gelassen sind. Seit dem Jahre 1785, in welchem 
die jüngste böhmische Diözese (Budweis) gegründet wurde, hat sich 
die Bevölkerung Böhmens verdreifacht, der Kreis der Geschäfte hat 
sich aber noch viel mehr erweitert, ganz neue Gebiete sind der 
Seelsorge zugewachsen. Man denke an die Probleme, welche die im 
Gefolge des Industrialismus schreitende Volksbewegung zu lösen gibt, 
an die Vereins- und Presstätigkeit, die Organisation der Schul- 
katechese u. s. w. Die Agenden mancher bischöflichen Behörden 
haben sich daher allein in den letzten dreissig Jahren verzehnfacht. 

Unter solchen Umständen darf es nicht verwundern, dass seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts der Ruf nach Vermehrung der Bis- 
tümer in Böhmen nicht mehr zur Ruhe kommt. Eine im Jahre 1848 
tagende Versammlung des Klerus der Erzdiôcese spricht davon als 
von einem dringenden Bedürfnis, während bereits Verhandlungen 
zwischen Rom und Wien hin und her gehen, um ein neues Bistum 
in Westböhmen zu errichten. Ein kaiserliches Handschreiben vom 
13. Dezember 1849 erhebt die Errichtung desselben zum Beschlusse. 
Der eben von Salzburg nach Prag gekommene Kardinalerzbischof 
Schwarzenberg wird mit der Ausführung betraut und nimmt ge- 
legentlich einer Firmungsreise mit den Städten Eger, Pilsen, Klattau 
und dem Stifte Tepl Fühlung. Es kam indessen nicht zur Ausführung 
des Planes und auch die in den Siebzigerjahren erneuerten Verhand- 
lungen mit dem Prälaten von Tepl, Maximilian Liebsch, führten zu 
keinem Resultate. Bei diesen letzteren hatte man es versucht, die 
Mittel für die Dotation des Bischofs und Kapitels auf ähnliche Weise 
hereinzubringen, wie ehedem bei der Gründung des Bistums Leito- 
mischl in Böhmen (1344): gegen Zusicherung der materiellen Exi- 
stenzmittel des neuen Bistums vonseiten des Prämonstratenserstiftes 
Tepl sollte dessen Abte die Würde des Bischofs gesichert sein. — 
Auch der Reichsrat hatte sich mit der böhmischen Bistümerfrage 
zu beschäftigen, da der Abgeordnete Swoboda von Tachau im Jahre 
1888 und 1889 Anträge stellte, welche die Errichtung eines eigenen 
Egerer Sprengels zum Ziele hatten. Von tschechischer Seite war es 
namentlich der im vorigen Jahre verewigte Baron Dr. Rieger, der 
langjährige Führer der Nation, der in einer dem Nuntius Ludwig 
Jakobini im Jahre 1875 überreichten Denkschrift den Gedanken der 
Vermehrung der böhmischen Bistümer um zwei (Pilsen und Kutten- 
berg) mit Eifer vertrat und auch den späteren Nuntius Serafino 
Vanutelli dafür zu interessieren suchte. Gelegentlich seiner Audienz 
beim Staatssekretär Kardinal Ranıpolla (1891) erhielt er von diesem 
die Zusicherung, der heilige Stuhl werde die Sache in Erwägung 
ziehen. 

Dabei blieb es; wenigstens erfuhr die Oeffentlichkeit während 
des folgenden Jahrzehntes nichts von Vorbereitungen zum Zwecke 
des Ausbaues der kirchlichen Organisation in Böhmen. Da erwachte 
unter dem Lärme der Los von Rom-Bewegung auch dieser Gedanke 
zu neuem Leben. Und ehe noch das Argusauge eines Journalisten die 
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Fäden entdeckt batte, welche zwischen Wien und Rom gesponnen 
wurden, war die Angelegenheit in ein Stadium gebracht, das als die 
erste Etappe einer neuen Bistumsgründung angesehen werden musste. 
Eger sollte der Bistumssitz, Westböhmen sein Sprengel, eine inten- 
sivere Pastorierung dieses von der Abfallhetze so hart bedrängten 
Landstriches seine nächste Aufgabe sein. So standen die Dinge an 
der Wende des neuen Jahrhunderts. Die Verhandlungen mit Prag 
und dem böhmischen Episkopate brachten die Sache an die Oeffent- 
lichkeit und zu einem vorläufigen jähen Abschlusse. Bischof Brynych 
von Königgrätz, in dem edler Seeleneifer mit einem ausgesprochenen 
nationalen Empfinden sich paarte, soll es vor allem gewesen sein, der 
beim heil. Stuhle im Interesse des tschechischen Volkes entschiedene 
Vorstellungen gegen das Projekt erhob. Versammlungen des tsche- 
chischen Klerus in Prag und anderswo suchten die Nation zu alar- 
mieren; ein eigenes Promemoria, das in der Königgrätzer Diözese 
abgefasst worden war und in den tschechischen Vikariaten Böhmens 
rasch mit hunderten von Unterschriften bedeckt wurde, sollte der 
Wiener Nuntiatur eingesandt werden, um den Heiligen Vater zu bitten, 
die Errichtung reindeutscher Diözesen unter keinen Umständen zu 
gestatten. Andernfalls sei es „sehr wahrscheinlich, dass unter den 
Tschechen eine Bewegung entstehen würde, welche nicht nur viele 
Tausende, sondern die ganze tschechische Nation zum Altkatholizismus, 
Protestantismus und russischen Schisma führen würde, zumal sie be- 
ständig zur slavischen Liturgie hinneige.“ Das Promemoria, das sich 
in diesen und anderen Uebertreibungen bewegte, war nicht dazu an- 
getan, die Sachlage zu klären; es wurde dann auch in manchen Diö- 
zesen der Klerus vonseiten der bischöflichen Behörden angewiesen, 
dasselbe nicht zu beachten; „die eventuelle Vertretung dieser und 
anderer Angelegenheiten möge man getrost dem Episkopate der böh- 
mischen Diözesen überlassen, welcher, allein von dem Heile der Seelen 
geleitet und fern von aller Parteilichkeit, seiner Pflichten gegen alle 
Anvertrauten ohne irgend welchen Unterschied sich bewusst ist und 
bewusst bleiben wird.“ 
| Was war es nun, das den tschechischen Klerus sosehr gegen 
eine Abgrenzung der deutschen Teile der Erzdiözese einnahm, sodass 
er sogar mit der Drohung eines allgemeinen Abfalles auf den päpst- 
lichen Stuhl einzuwirken suchte?  Verfolgt man die Kundgebungen 
desselben, so findet man zwei Gründe geltend gemacht: die Sorge für 
die im deutschen Sprachgebiete eingesprengten Minoritäten und die 
Berufung auf die Unteilbarkeit des Königreiches Böhmen. Sowie 
dem Körberschen Plane von der nach sprachlichen Grenzen neuzu- 
ordnenden politischen Organisation in Böhmen tschechischerseits 
immer entgegengehalten wurde und wird, er verstosse gegen die Un- 
zerreissbarkeit des Königreiches und die volle Gleichberechtigung jeder 
Nation und jedes Einzelnen in jedem Teile des Landes, so wurde 
auch der Gedanke, die kirchlichen Sprengel nach den sprachlichen 
Grenzen einzuteilen, von dieser Basis aus heftig bekämpft. Indem 
man weiterhin das an sich missverständliche Wort „Deutsches Bis- 
tum“ ausbeutete, stellte man die Sachlage so dar, als ‚sei in einem 
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derartigen Sprengel weder für tschechische Geistliche noch für 
tschechische Gläubige mehr Platz und die Seelsorge zum Werkzeuge 
der Germanisierung herabgedrückt. Dabei liebte man es, die Sache 
so darzustellen, als gebe es in Böhmen kein geschlossenes deutsches 
Sprachgebiet und es sei daher eine territoriale Abgrenzung etwaiger 
neuer Bistümer nach den sprachlichen Grenzen unmöglich. 

In der durch Schlagworte und leidenschaftliche Agitation ge- 
trübten Situation Klärung zu schaffen und in sachlicher Diskussion 
den Faden zu einem zielbewussten Handeln im Interesse der Kirche 
vorzubereiten, war offensichtlich die Absicht einer Schrift, welche zu 
Weihnachten 1901 erschien unter dem Titel: „Zur Frage deutscher 
Bistümer in Böhmen. Ein Wort zur Aufklärung und Beruhigung 
aus der Mitte des deutschen Klerus Bóhmens.^ (Prag, Calve.) Der 
Verfasser derselben — wie jetzt fast allgemein bekannt, ein Prager 
Theologieprofessor — arbeitet mit einem reichen Material von ge- 
schichtlichen und statistischen Daten. Nach einer eingehenden Dar- 
stellung der historischen Entwicklung der böhmischen Bistümer be- ` 
handelt er die Notwendigkeit der Vermehrung derselben überhaupt 
und zeigt diesbezüglich die volle Uebereinstimmung beider nationalen 
Lager. Des weiteren weist er hin auf die grossen Schwierigkeiten, 
welche sich in sprachlich gemischten Sprengeln speciell in Böhmen 
geltend machen, um dann die These zu vertreten, dass es ganz ge- 
wiss im Interesse der Seelsorge liege, bei der Neubegrenzung der 
Bistümer in Böhmen möglichst einsprachige Diözesen zu erreichen, 
Und da nun die Möglichkeit einsprachiger Diözesen in Böhmen in 
Abrede gestellt worden war, geht er den Grenzen des deutschen 
Sprachgebietes nach und tut im Einzelnen dar, wie es gar nicht 
vieler Aenderungen in der Einteilung der Vikariate (Dekanate) be- 
dürfen würde, um die namentlich im Norden und Westen geschlossen 
bei einander liegenden Vikariate zu zwei deutschen Diözesen (Leit-__- 
meritz, Eger) mit etwa je einer Million zu vereinigen, während die, 
übrige Bevölkerung bequem in vier tschechischen Bistümern (Prag, 
Königgrätz, Budweis, Kuttenberg) untergebracht werden könnte. 
Es würde hier zu weit führen, auf die Details der Schrift einzu- 
gehen, wo z. B. gezeigt wird, dass die für Böhmen in Körbers 
Kreiseinteilung aufgenommenen deutschen Kreise (Eger, Leitmeritz, 
Reichenberg) bei 1,826,761 Bewohnern nur 2:9°/, Tschechen auf- 
weisen und so weniger slavisch durchsetzt sind, ais z. B. mehrere 
Bezirke von Niederösterreich, die mehr als 5 9/, Tschechen ein- 
schliessen, so Wien 5°20/,, Schwechat 6'7 °/,, Mödling 11'7 °/o, ohne 
dass deshalb jemand daran dächte, den deutschen Charakter der 
Wiener Erzdiözese ernstlich in Frage zu stellen. Die Schrift betont 
aber andererseits, dass diese im Interesse der Seelsorge nach sprach- 
lichen Gesichtspunkten vorzunehmende Abgrenzung in keiner Weise 
der anderssprachigen Pastoration etwaiger Minoritäten präjudiziere, 
dass im Gegenteil der Bischof einer sog. „deutschen“ Diözese eben- 
sosehr es als eine Pflicht des Seeleneifers ansehen müsse, in dieser 
Hiosicht die nötigen Vorkehrungen zu treffen, wie der Oberhirt einer 
gemischtsprachigen Diözese. Die Vorteile für die Förderung des so 
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notwendigen deutschen Priesternachwuchses wie für die zielbewusste 
Organisation der Seelsorge gegenüber der Los von Rom-Bewegung 
werden eingehend dargetan, sodass der Verfasser entschieden die 
Ansicht vertritt, das Prinzip der sprachlichen Zweiteilung, das in 
Böhmen auf anderen Gebieten (Landesschulrat, Landeskulturrat) sich 
bereits so segensreich erwiesen, werde auch die Kirche ganz aus dem 
nationalen Getriebe ausschalten und viele Hindernisse ihrer heiligen 
Mission beseitigen. 

Die Broschüre erregte grosses Aufsehen, innerhalb eines Monats 
musste eine zweite Auflage erscheinen. Wer aber gehofft hatte, sie 
werde mit ihrem ruhigen, sachlichen Tone zu einer ernsten Aus- 
sprache führen, der hatte die nationale Erregbarkeit des tschechischen 
Klerus in Böhmen unterschätzt. Ohne den Inhalt der Broschüre zu 
prüfen — bis heute ist noch keine Widerlegung erschienen — suchte 
man seinem Unmute Luft zu machen, indem man die Autorschaft 
einem Manne zuschob, dem man ob seines bedeutsamen Werkes 
„Das sprachliche und sprachlichnationale Recht vom sittlichen Stand- 
punkte“ ohnehin bitter grollen zu müssen vermeinte, dem Weihbischofe 
von Böhmen, Dr. W: Frind. Es half nichts, dass jede Beziehung 
desselben zu der Broschüre in Abrede gestellt wurde: in dem Schwalle 
persönlicher Angriffe gegen diesen ausgezeichneten Prälaten ging die 
sachliche Auseinandersetzung unter. So steht die Sache bis zum 
heutigen Tage. Erst jüngst hat die Generalversammlung des Landes- 
verbandes des tschechischen Klerus Böhmens vom 25. August 1903, 
während sie die Notwendigkeit der Vermehrung der Bistümer betonte, 
sich gegen die Abgrenzung „nach Nationen“ ausgesprochen, weil da- 
durch ein Volk durch das andere unterdrückt werde, ohne zu be- 
merken, dass man sich da gegen einen Feind wendet, der in Wirk- 
lichkeit nicht vorhanden ist. Und ein tschechischer Geistlicher, R. 
Vrba, hat in einer soeben erschienenen Schrift „Die Bedränger Oester- 
Teichs* bezüglich dieser Frage eine derartige nationale Befangenheit 
— um das mindeste zu sagen — an den Tag gelegt, dass man an 
der notwendigen Klärung der Begriffe verzweifeln müsste, wenn man 
diese Auffassung für die allgemeine halten wollte. 

Die jüngst erfolgte Wahl von zwei Tschechen in das Prager 
Domkapitel, welche mit dem bisherigen Brauche, abwechselnd einen 
Deutschen und einen Tschechen zu wählen, brach, hat das gespannte 
Verbältnis zwischen Prag und dem deutschen Anteil der Erzdiözese 
klar vor Augen gestellt und der Bewegung zur Lostrennung dieses 
Anteiles mächtig Vorschub geleistet. Nun tönt der Ruf nach eiuem 
deutschen Bistume bereits aus vielen Gemeindestuben. Eine in Eger 
am 7. d. M. abgehaltene Versammlung des deutschen Klerus, bei 
welcher 90 Priester persönlich, etwa 100 durch Vollmachten ver- 
treten waren, hat in einem Promemoria an den Kardinalerzbischof 
von Prag der Hoffnung Ausdruck gegeben, es werde bei der allge- 
mein als dringlich empfundenen Vermehrung der Diözesen möglich 
sein, auf die sprachlichen Grenzen Rücksicht zu nehmen und so die 
vielen Schwierigkeiten national gemischter Sprengel zu vermeiden, 
zugleich aber beigefügt, sie halte es für eine Forderuug der Gerechtig- 
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keit und des Seeleneifers, dass für die religiösen Bedürfnisse etwa 
eingesprengter sprachlicher Minoritäten die notwendige Sorge getragen 
werde. In einer öffentlichen Kundgebung erklärten sich dieselben 
in dem Verlangen nach sprachlicher Abgrenzung des neu zu er- 
richtenden Bistums solidarisch mit der ganzen deutschen Bevölkerung. 
Letztere Ausdrucksweise ist eigentlich ungenau, ein Teil der deutschen 
Bevölkerung ist nämlich gegen diese kirchliche Neuorganisation, 
nämlich alle Los von Romler, da sie die grossen Vorteile ermessen, 
welche daraus der katholischen Kirche in Deutschböhmen erwachsen 
würden. Das Votum dieser Kirchenfeinde könnte den Freunden der 
Kirche den rechten Weg weisen. 

Praktisch liegt die Frage nun so: Soll die neue als notwendig 
anerkaunte Diözese in Westböhmen ihren Sitz in Eger oder in Pilsen 
haben? In letzterem Falle ein tschechischer Bistumssitz, ein paar 
tschechische Vikariate, die überwiegende Mehrheit, nämlich das ganze 
Egerland bis hinauf über Karlsbad, deutsches Gebiet, die Diözese 
aber in ihrem äusseren Bilde gemischt; in ersterem Falle der 
Bischofssitz wie sämtliche Vikariate derselben deutsch, die sprach- 
liche Formation derselben einheitlich. Sollte man im Zweifel sein 
können, was im Interesse der Leitung und Pastorierung der Diözese 
vorzuziehen wäre? Eine weitere Neubildung, ein Kuttenberger Bis- 
tum, könnte der sonst deutschen Leitmeritzer Diözese ihre sechs 
tschechischen Vikariate (etwa 350,000 Seelen) abnehmen und so 
wäre auch das Leitmeritzer Bistum vereinheitlicht, was keineswegs 
besagen will, dass für die gerade hier bedeutsamen tschechischen 
Sprachinseln pastorell nicht gesorgt werden müsste. In diesem Sinne 
schrieb das ‚Vaterland‘ vom 7. Oktober d. J.: „DieKirche wird aus 
praktischen Gründen bei eventueller Teilung übergrosser Diözesen 
auf sogenannte geschlossene Sprachgebiete Rücksicht nehmen und 
wahrlich, nichts läge näher, als dass im vorliegenden Falle das ge- 
samte Egerland von Prag abgetrennt und samt einigen Vikariaten 
der Leitmeritzer Diözese als ein neues Bistum kreiert würde, ebenso 
dass die böhmischen (tschechischen) Vikariate von Leitmeritz losge- 
löst und mit einigen Vikariaten der angrenzenden Diözesen zu einem 
Kuttenberger Bistume vereinigt werden.“ Soweit das Wiener Blatt. 
Wir erhielten infolge dessen zwei „deutsche“ und vier „tschechische“ 
Bistümer, wenn wir diesen Ausdruck der Kürze halber gebrauchen 
wollen. Denn im übrigen geben wir dem oben zitierten Blatte recht, 
wenn es vor der Bezeichnung „deutsches Bistum“ warnt, weil man 
das Wort so verstehen könnte, ‘als sei in solchen Bistümern für An- 
gehörige einer anderen Nation kein Platz mehr. Das wäre ohne 
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Zweifel unchristlich, unkatholisch, und liegt allen denen im deutschen *, 


Klerus ferne, welche von „deutschen Bistümern* reden. Sollte es 
nicht möglich sein, auf Grund des oben erwähnten Vorschlages eine 
Verständigung der scheinbar unversöhnlichen Gegensätze zu erreichen? 
Die Lösung der Frage ist dringend, möchte man doch sine ira et 
studio sich dieselbe angelegen sein lassen! 

Die voraussichtliche Wirkung der sprachlichen Diözesanab- 
grenzung — so schliesse ich diese Ausführungen —, würde im 
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allgemeinen sein: die beinahe völlige Ausschaltung des kirchlichen 
Bereiches aus dem nationalen Widerstreite, eine Beruhigung der 
erhitzten Gemüter wenigstens auf geweihtem Boden und damit ein 
bedeutsamer Fortschritt in dem böhmischen Friedenswerke. In kirch- 
licher Hinsicht wird sich zunächst eine erleichterte Pastoration der 
neuen Bistümer ergeben. Die Diözesen werden geschlossener orga- 
nisiert sein, die Leitung derselben entlastet, die Fühlangnabme 
zwischen Bischof und Klerus inniger, das Vertrauen zwischen dem 
Hirten und der ganzen Herde hergestellt werden. Freier, eindrucks- 
voller wird die Religion ihres versöhnenden Berufes walten können, 
wenn ihren Dienern nicht mehr auf Schritt und Tritt nationale Vor- 
eingenommenheit hindernd in den Weg tritt. . . Diese Ueberzeugung 
erwächst aus der Tatsache, dass in Böhmen alle national getrennten 
Einrichtungen prosperieren, während national gemischte bis zum 
kleinsten Verein herunter den Keim unablässiger Störungen in sich 
tragen... .. Nicht aus freudig bewegtem Herzen kommt der Ruf 
nach sprachlicher Abgrenzung der Kirchensprengel; es wäre gewiss 
das Verlangen aller Gutgesinnten, dass an so hobe Bestrebungen, 
wie es die religiösen sind, die nationalen Fluten nicht beranzureichen 
vermöchten. Aber die Tatsachen sind mächtiger als das Wollen, 
die Not'heischt entschiedene Vorkehrungen. Man verbanne die 
Phrasen des Tages und schaue der Wahrheit ruhig ins offene Ant- 
litz! Wir wollen zusammen arbeiten, aber im Frieden!“ 
Karl Hilgenreiner. 


2. Statuten des Rechtsschutzvereins für den kathol. Klerus 
der Erzdiözese Olmütz. 


(Currenda Consistorialis IV. 1903.) 


$ 1. Name und Sitz des Vereines. 


Der Verein nennt sich: „Rechtsschutzverein für den katholischen 
Klerus der Erzdiözese Olmütz.“ 
Er ist ein nichtpolitischer Verein und hat seinen Sitz in Olmütz. 


$ 2. Zweck und Tätigkeit des Vereines. 


Der Verein hat den Zweck, Angriffe auf die katholische Kirche, 
ihre Lehren und Einrichtungen, sowie auch ungerechtfertigte An- 
griffe auf geistliche Personen und Anstalten, sei es in Wort oder 
Schrift, in zweckentsprechender Weise abzuwehren. 

Die Tätigkeit des Vereines erstreckt sich: 

a) Auf die Beförderung und Verbreitung von guten Büchern, 
Broschüren und Zeitungen, sowie auf Abhaltung geeigneter 
Vorträge an beliebigen Orten der Olmützer Erzdiözese. 

b) Auf die genaue Revision der gegnerischen Bücher, Schriften, 
Broschüren und Zeitungen, und auf die gesetzliche Abwehr 
der in denselben enthaltenen Angriffe auf die katholische 
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Kirche, ihre Lehren und Einrichtungen, ihre geistlichen Per- 
sonen und Anstalten. 

c) Auf sofortige Verständigung der Angegriffenen oder sonst in- 
teressierten Mitglieder behufs Abwehr eines Angriffes. 

d) Auf die Einrückung von Berichtigungen und Entgegnungen 
in den Zeitungen der gegnerischen und eigenen Partei. 

e) Eventuell auf die Bestellung und Honorierung einer für diese 
Zwecke etwa notwendig werdenden Rechtsvertretung (cf. 85. c). 


$ 3. Mitglieder des Vereines 


können alle jene geistlichen Personen der Olmützer Erzdiözese wer- 
den, welche ihren Beitritt der Vereinsleitung melden und den von 
der Generalversammlung zu bestimmenden Jahresbeitrag leisten. 

Nebst diesen ordentlichen Mitgliedern besitzt der Verein auch 
noch „Gränder“ und „Wohltäter“ und „Ehrenmitglieder“. 


Gründer sind jene Personen — Geistliche oder auch katho- 
lische Laien — welche einen Betrag von 200 K ein für allemal 
erlegen. 


Wohltäter sind jene Personen — Geistliche oder auch katho- 
lische Laien — welche einen jährlichen Betrag von mindestens 10 K 
leisten. 

Ehrenmitglieder können jene geistlichen Personen und katho- 
lische Laien werden, welche sich um die Vereinszwecke besonders 
verdient gemacht haben. 


$ 4. Die Aufnahme der Mitglieder 


erfolgt nach geschehener Anmeldung durch den Beschluss der Ver- 
einsleitung. Nach bebördlicher Genehmigung der Statuten gelten 
diejenigen Priester der Olmützer Erzdiözese als dem Vereine beige- 
treten, welche ihren Beitritt angemeldet haben. 

Der Austritt aus dem Vereine erfolgt durch die Abmeldung 
beim Vereinsobmanne, oder durch Ausscheiden aus der Erzdiözese, 
oder durch den Tod. 

Die Ausschliessung findet statt in Folge Majoritätsbeschlusses 
der Vereinsleitung. 

Diese braucht weder für die Verweigerung der Aufnahme noch 
für die Ausschliessung eines Mitgliedes die Gründe anzugeben. 


$ 5. Rechte der Mitglieder. 


Jedes (ordentliche) Mitglied ist berechtigt : 

a) Allen Versammlungen des Verein:s mit beschliessender Stimme 
beizuwohnen, hiebei Antrüge zu stellen und das Wahlrecht 
auszuüben. 

b) Unentgeltliche Auskunft in allen Fällen von der Vereins- 
leitung zu verlangen, wo es sich um die Beleidigung seiner 
Person oder seines Standes durch Wort und Schrift! handelt. 

c) Die Beistellung eines Rechtsfreundes in Personalrechtsfragen 
zu verlangen; jedoch wird hierüber sowie auch über die Bei- 
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tragsleistung seitens des Vereines in jedem Falle von der 
Vereinsleitung entschieden, 
d) In die Gebarung des Vereinsvermögens Einsicht zu nehmen. 


$ 6. Pflichten der Mitglieder. 


a) Jedes ordentliche Mitglied hat den Jahresbeitrag im Vorhinein 
zu entrichten, sowie die Statuten des Vereines und die An- 
ordnungen der Generalversammlungen zu befolgen. 

b) Eventuelle Klagesachen sind schriftlich unter Beischluss des 
Beweismateriales der Vereinsleitung vollständig und wahr- 
heitsgetreu darzulegen, falls es von dem im $ 5 b) und c) 
erwähnten Rechte Gebrauch machen will. 

c) Jedes Mitglied verpflichtet sich, falls es zur Kenntnis von An- 
griffen auf die katholische Kirche, ihre Lehren und Ein- 
richtungen, auf geistliche Personen und Anstalten gelangt, 
von denen die Vereinsleitung voraussichtlich keine Kenntnis 
hat, derselben Mitteilung zu machen. 


$ 7. Mittel des Vereines. 


Diese bestehen : 

a) aus den Jahresbeiträgen der Mitglieder und Wohltäter: 

b) aus den Beiträgen der Gründer; 

c) aus sonstigen dem Vereine zufliessenden Geschenken und Ver- 
mächtnissen ; 

d) aus den Zinsen der Vereinskapitalien. 


$ 8. Generalversammlungen. 
Eine ordentliche Generalversammlung findet mindestens alle 


3 Jahre unter dem Vorsitze des Vereinsobmannes oder dessen Stell- 
vertreters statt. 


die 


Eine ausserordentliche Generalversammlung findet statt, wenn 
Vereinsleitung eine solche für notwendig oder wünschenswert 


hält, oder wenigstens 15 Mitglieder des Vereines eine solche begehren. 


Die Abhaltung einer Generalversammlung wird vom Obmanne 


unter Bekanntgabe der Beratungsgegenstände in geeigneter Weise 
rechtzeitig ausgeschrieben. 


$ 9. Wirkungskreis der Generalversammlung. 


Derselben steht zu: 

a) Die Wahl der Vereinsleitung; 

b) die Festsetzung des von den Mitgliedern zu entrichtenden 
Jahresbeitrages; 

c) die Beschlussfassung über die von der Vereinsleitung vorge- 
legten Jahresrechnungen und die Ernennung zweier auf 3 Jahre 
zu wählenden Revisoren, welche mindestens jedes halbe Jahr 
die Vereinskassa zu kontrollieren haben; M 

d) die Beschlussfassung über alle von der Vereinsleitung auf die 
Tagesordnung gesetzten Beratungsgegenstände oder von den 
Mitgliedern gestellten. Antráge; 
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e) die Ernennung von Ehrenmitgliedern ; 
f) jede Aenderung der Statuten; 
g) die Auflösung des Vereines. 


$ 10. Art und Weise der Beschlussfassung. 


Die Generalversamminng fasst ihre Beschlüsse mittelst münd- 
licher Abstimmung; die Wahlen geschehen durch Abgabe von Stimm- 
zetteln oder durch Akklamation. 

Auch eine Abstimmung mittelst Vollmachtträger ist zulässig, 
doch darf jeder Anwesende höchstens nur von 5 Vollmachten Ge- 
brauch machen. 

Beschlussfähig ist die Generalversammlung, wenn wenigstens 
der zehnte Teil aller Mitglieder durch persönliche Anwesenheit oder 
durch Vollmachten vertreten ist; ist dies nicht der Fall, so kann 
nach Ablauf einer Zwischenzeit von mindestens einer Stunde diese 
Generalversammlung bei beliebiger Anzahl der erschienenen Mitglie- 
der abgehalten werden, sofern in der Ausschreibung diese Eventua- 
lität bereits angekündigt wurde. 

Zur Gültigkeit eines Beschlusses wird die absolute Mehrheit der 
Stimmen aller anwesenden oder vertretenen Mitglieder erfordert. 

Zur Gültigkeit einer Wahl ist die relative Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

Zur Statuten-Aenderung ist die Zustimmung von zwei Drittel 
sämtlicher anwesenden oder vertretenen Mitglieder erforderlich. 

Die Aufiösung des Vereines kann nur dann beschlossen werden, 
wenn zwei Drittel sämtlicher Mitglieder persönlich anwesend oder 
durch Vollmachtträger vertreten sind und wenigstens zwei Drittel 
derselben für die Auflösung stimmen. 

Ueber die in der Generalversammlung gefassten Beschlüsse ist 
ein Protokoll zu führen, welches vom Obmanne und vom Schrift- 
führer zu unterzeichnen ist. 


$ 11. Vereinsleitung. 


Die Vereinsleitung oder der Ausschnss wird zuerst in der kon- 
stituierenden, sodann in der Generalversammlung auf 3 Jahre ge- 
wählt. 

Diese wählt aus ihrer Mitte einen Obmann, Obmann-Stellver- 
treter, einen Schriftführer und Kassier, sowie drei Ausschussmit- 
glieder und drei Ersatzmänner. 

Die Wahl des Obmannes und des Obmann-Stellvertreters unter- 
liegt der Bestätigung des fürsterzbischöflichen Ordinariates. 

Der Obmann, beziehungsweise dessen Stellvertreter, vertritt den 
Verein nach innen und aussen. Er führt in den Generalversamm- 
lungen und Ausschuss-Sitzungen den Vorsitz. 

Alle von der Vereinsleitung ausgehenden Anordnungen und 
Ausfertigungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschrift des 
Obmannes resp. des Obmann-Stellvertreters. 

Derselbe hat Sitzungen des Ausschusses einzuberufen, so oft 
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es ihm notwendig oder wünschenswert erscheint, oder wenigstens 
3 Mitglieder des Ausschusses es verlangen, 


Am Erscheinen verhinderte Ausschuss-Mitglieder haben ihr 
Fernbleiben rechtzeitig dem Obmanne anzuzeigen. An Stelle eines 
verhinderten Ausschuss-Mitgliedes hat der Obmann die Ersatz- 
männer nach der Reihenfolge ihrer Wahl zur Ausschusssitzung zu 
berufen. | 


Zür gültigen Fassung der Beschlüsse des Ausschusses ist not- 
wendig die Einladung aller und die Anwesenheit von wenigstens 
4 Mitgliedern des Ausschusses, ferner die absolute Stimmenmehrheit 
der Anwesenden; bei Stimmengleichheit dirimiert der Vorsitzende. 


Ueber jede Sitzung ist ein Protokoll zu führen und vom Ob- 
manne und Schriftführer zu unterzeichnen. Sitzungen über Personal- 
Rechtsfragen sind streng vertraulich. 


Die Mitglieder des Ausschusses haben im Allgemeinen, abge- 
sehen von dem Ersatze ihrer Barauslagen, keinen Anspruch auf Ent- 
schädigung für die Führung der Vereinsgeschäfte. Ausnalimsweise 
kann für eine ausserordentliche Mühewaltung eine Remuneration 
durch die Generalversammlung gewährt werden. 


$ 12. Wirkungskreis der Vereinsleitung. 


Die Vereinsleitung (oder der Ausschuss) hat alle jene Mass- 
regeln zu ergreifen, welche zur Erreichung der Vereinszwecke not- 
wendig und nützlich sind, und hat auch die Beschlüsse der General- 
versammlung zur Ausführung zu bringen. 


Insbesondere obliegt ihr: 


a) Die Einberufung der Generalversammlungen, sowie auch die 
Festsetzung des Ortes, der Zeit und der Tagesordnung für 
dieselben. 

b) Die Beschlussfassung über Aufnahme oder Ausschliessung 
von Mitgliedern, 

c) Die Verwaltung des Vereinsvermógens. 

d) Die Revision von Büchern, Brochüren und Zeitschriften , die 
der katholischen Religion und Kirche, ihren Lehren und Ein- 

. richtungen, ihren geistlichen Personen und Anstalten feind- 

« lich sind, eventuell die Bestellung von Vertrauensmännern 
zu diesem Zwecke, 

e) Die sofortige Verständigung der Angegriffenen oder sonst Be- 
teiligten behufs Abwehr und Berichtigung und die eventuelle 
Ueberprüfung der eingesandten Erwiderung oder Abwehr. 

f) Die Begutachtung einer anhängig zu machenden oder bereits 

.  anhängigen Klagesache, wenn es sich um Beistellung eines 

“Altechtsfreundes auf Kosten des Vereines handelt, und die 
Nominierung des Rechtsfreundes. 

g) Die Abfassung von Petitionen, Adressen und Resolutionen. 


Die Regelung und Verteilung der Geschifte unter die einzelnen 
Mitglieder bleibt der Vereinsleitung überlassen. 


Mitteilungen. 751 


$ 13. Schiedsgericht. 


Vorkommende auf das Vereinsverhältnis bezūgliche Streitig- 
keiten schlichtet ein Schiedsgericht. Jeder der streitenden Teile 
erwählt hiezu aus den Vereinsmitgliedern einen Schiedsrichter. 

Diese zwei wählen — ebenfalls aus den Vereinsmitgliedern — 
einen dritten als Obmann, der die Verhandlungen leitet. Können 
sich diese zwei über die Person des Obmannes nicht einigen, so be- 
stellt ihn der Obmann des Vereines. 

Ist aber dieser selbst Partei, so wählen ihn die nicht be- 
teiligten Mitglieder des Ausschusses. 

Das Schiedsgericht ist verpflichtet, innerhalb 14 Tagen seinen 
Spruch zu fällen. 


$ 14. Verwendung des Vermögens im Falle der Vereins- Auflösung. 


Wird der Verein behördlich aufgelöst, oder wird in einer 
Generalversammlung der Beschluss auf Auflösung des Vereines gültig 
gefasst ($ 10), so wird das Gesamtvermögen des Vereines dem je- 
weiligen hochwürdigsten Fürst-Erzbischofe von Olmütz mit der Be- 
stimmung zur Verfügung gestellt, dass dasselbe einem anderen ähn- 
lichen mit Zustimmung des jeweiligen hochwürdigsten Fürst-Erz- 
bischofes innerhalb dreier Jahre zu gründendem Vereine, oder einem 
das materielle Wohl des Klerus der Olmützer Erzdiözese befördern- 
den Fonde zugewendet werde. 


Olmütz, am 11. Februar 1903. 


3. Mitbenutzung kathol. Gotteshäuser seitens Altkatholiken 
in Oesterreich oder der Kirchenstreit in Mährisch-Schönberg. 


Zu diesem schreibt die „Kath. Kirchenzeitung“ (Salzburg) in 
Nr. 32, 1903: 

Die Stadtgemeinde Mährisch -Schónberg hat am 9. Februar 
1900 die Barbarakapelle, die früher als Friedhofskapelle diente, den 
Altkatholiken zur ,Mitbenützung^ überwiesen. Die Bezirkshaupt- 
mannschaft von Mährisch-Schönberg hat diesen Beschluss des 
Gemeinde-Ausschusses aufgehoben und die Brünner Statthalterei hat 
diese Verfügung bestätigt. Das Ministerium des Innern jedoch hat 
am 2. Februar d. J. die Verfügung der erwähnten unteren Instanzen 
wieder umgestossen und den Beschluss des Gemeinde-Ausschusses 
von Mährisch-Schönberg als zu Recht bestehend erklärt. Die Moti- 
vierung dieser Ministerialentscheidung ist der „Ostdeutschen Rund- 
schau“ zufolge dem Sinne nach die folgende : 


Die Verfügung der Stadtgemeinde Mährisch-Schönberg ist keine 
behördliche Entscheidung, sondern lediglich eine Verfügung über 
den Privatbesitz der Gemeinde. Für den Sistierungsgrund nach 
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8 103, 2 der mährischen Gemeinde-Ordnung — Verstoss gegen ein 
bestehendes Gesetz — reicht es nicht hin, dass durch den Gemeinde-, 
beschluss die Rechte dritter verletzt werden, sondern darauf, ob es 
Gesetze gibt, welche es dem Gemeinde-Ausschuss grundsätzlich ver- 
wehren, den fraglichen Beschluss überhaupt zu fassen. Diese Voraus- 
setzung trifft hinsichtlich des in Rede stehenden Beschlusses der 
Gemeinde Mährisch - Schönberg nicht zu. Hieran ändert der im 
Sistierungsbescheide der Bezirkshauptmannschaft Mährisch-Schönberg 
erwähnte Umstand nichts, dass das in Betracht kommende Gebäude 
derzeit gottesdienstlichen Zwecken der römischkatholischen Kirche 
gewidmet war. Der in den Gründen der Statthalterei-Entscheidung 
berufene Art. 15 des Staatsgrundgesetzes spricht allerdings eine all- 
gemeine Anerkennung des Besitzstandes der anerkannten Kirchen und 
Religionsgenossenschaften seitens des Staates aus, schafft jedoch 
keinerlei Sonderrechte in dem Sinne, dass gegenüber den einzelnen 
Objekten dieses Besitzstandes jedwede abändernde Disposition grund- 
sätzlich unzulässig wäre. Die Frage, ob etwa durch den Beschluss 
der Gemeinde Schönberg irgend welche Rechte verletzt werden, kann 
in gesetzmässiger Weise nieht durch die Sistierung, sondern nur da- 
durch zur behördlichen Austragung gelangen, dass die in ihrem Rechte 
sich gekránkt erachtende Partei bei der nach der Beschaffenheit des 
Gegenstandes berufenen Behörde den Rechtsstreit anhángig macht 
und deren Entscheidung sich erwirkt. 


Bei den Wiener Kirchenbausubventionen, sagt das „Vatl.“, hat 
es bekauntlich geheissen: Wir haben ein Gesetz und nach diesem 
Gesetze dürfen solehe Subventionen nicht gegeben werden. Im 
Mährisch-Schönberger-Falle heisst es zur Abwechslung umgekehrt: 
Wir haben kein Gesetz, welches den Gemeinden Sakrilegien ver- 
bietet, folglich darf die Gemeinde darin nicht behindert werden. — 
Es ist wirklich rührend, wie unsere bestehenden und nichtbestehen- 
den Gesetze (oder vielmehr die Regierungen, die diese Gesetze aus- 
führen) darin wetteifern, die Existenz der katholischen Kirche in 
- Oesterreich zu erschweren. 
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V. Literatur. 


1. Hess, Wilhelm, Dr. phil, Geschichte des k. Lyceums Bamberg 
und seiner Institution unter besonderer Berücksichtigung der 
allgemeinen Verhältnisse der bayerischen Lyceen. I. Teil. Bam- 
berg 1903. 8°. XVIII, 434 S. J. M. Reindl. Preis 3 M. 

Das k. Lyceum Bamberg vollendete mit dem Ablauf des S. S. 
1903 das erste Centenarium seines Bestandes. Dies Ereignis gab dem 
kgl. o. Lycealprofessor Dr. Wilh. Hess zu Bamberg Anregung, eine 
Geschichte des Lyceums zu schreiben. Der I. Teil dieser ist als 
Festschrift zur Feier des hundertjährigen Gedenktages der Gründung 
erschienen. Er stellt sich dar als eine mit ebensoviel Geschick wie 
Fleiss auf Grund eingehendster mühsamer Quellen- (Akten-) Studien 
gefertigte Arbeit mit mehr als bloss lokalhistorischem Charakter. 
Der Verf. hat das unbestreitbare Verdienst, sowohl die Literatur der 
Geschichte der deutschen Hochschulen als auch die der Heranbildung 
des bayerischen Klerus mit einem bedeutenden wissenschaftlichen 
Werke bereichert zu haben. Kirchenrechtliches und staatsrecht- 
liches Material ist in solchem Umfange und mit so vieler verständ- 
nisvoller Gewandtheit zusammengetragen und verarbeitet, dass es 
billig Wunder nehmen darf, wie der Verf., dessen Lehraufgabe 
Physik und Astronomie ist, sich in den sehr verwickelten Rechtsstoff 
hineingearbeitet hat. Einleitend gibt Hess einen kurzen Abriss der 
von dem Fürstbischofe Ernst von Mengersdorf (1583—91) im J. 1586 
in Befolgung der tridentinischen Vorschriften gegründeten Seminar- 
schule zu Bamberg, deren Leitung i. J. 1611 an die Jesuiten über- 
ging, die 1643 durch Fürstbischof Melchior Otto Voit von Salzburg 
(1642—53) innerlich ausgebaut, mit neuen Lehrstühlen ausgestattet 
und zur Akademie erhoben, 1773 unter Fürstbischof Adam Friedrich 
von Seinsheim (1757—79) in eine Universität umgewandelt worden 
ist. Von nun an wirkten vier Fakultäten (theol., jur., phil. u. mediz.), 
besetzt mit hervorragenden Lehrkräften, unter der andauernden Gunst 
der geistlichen Herrscher an der wissenschaftlichen Ausbildung der 
zahlreich aus dem In- und Ausland herbeiströmenden akademischen 
Jugend. Die Säkularisation brachte der blühenden Universitas 
Ottoniana-Fridericiana einen gewaltsamen frühen Tod. Den Be- 
mühungen des letzten, schon depossedierten, Fürstbischofs Christoph 
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Franz von Buseck gelang es, bei der churfürstlich-bayerischen Re- 
gierung die Erhaltung der philos. und theol. Fakultät durchzusetzen. 
Mit dem Wintersemester 1803 wurden an der neuen Spezialhoch- 
schule, die den Namen Lyceum erhielt, die philos. und theol. Vor- 
lesungen fortgesetzt. Wie dem Lyceum zu Bamberg im Laufe der 
nächsten Jahre an verschiedenen bayerischen Orten andere folgten, 
von denen heute noch 5 königliche (Bamberg, Dillingen, Freising, 
Passau, Regensburg) und 1 bischöfliches (Eichstätt) bestehen, 
schildert Hess umfassend. Der Geschichte der Institution der 
Lyceen und ihrer Wandlungen bis zur Gegenwart reiht der Verf. an 
eine ausführliche Darstellung der inneren und äusseren Verhältnisse 
der philos. und theol. Lycealstudierenden und der Beziehungen 
letzterer zu dem Klerikalseminar und ihrer admissio ad clericatum. 

Von einigen kleineren Ungenauigkeiten und von gewissen Härten 
des Stils abgesehen, kann die. Lektüre und das Studium der Hess- 
schen Schrift durchweg nur befriedigen. Der zweite Teil folgt 
hoffentlich dem ersten bald nach. 

Bamberg. August Knecht. 

2. Beiträge zur Geschichte, Topographie und Statistik des Ere- 
bistums München und Freising von Dr. M. von Deutinger. 
Fortgesetzt von Dr. Franz Anton Specht, Domkapitular. Achter 
Band. Neue Folge. Zweiter Band. München, 1903. J. Lindauer- 
sche Buchhandlung (Schöpping). 2 Bl. 444 S. M. 4. 

Dem ersten Bande der neuen Folge der Deutingerschen Bei- 
träge (s. Archiv Bd. 81, S. 747) ist rasch der zweite gefolgt. Die 
Natur des Unternehmens bringt es mit sich, dass auch die Arbeiten 
des neuen Bandes zunächst das Interesse des Lokal- und Provinzial- 
Historikers in Anspruch nehmen; das kundige Auge wird aber in 
diesen räumlich beschränkten Bildern die Beziehung zu anderweitig 
schon feststehenden Erscheinungen erfassen und der konkreten Ge- 
stalt des abstrakten Satzes sich freuen. Von besonderm Werte für 
den Kanonisten ist der Aufsatz: Der Freisinger Turmschatz unter 
Bischof Konrad dem Sentlinger (1314—1322) von Dr. M. Fastlinger 
(S. 57 f). Das Verzeichnis zählt eine nicht unbedeutende kanoni- 
stische Bibliothek auf, die zweifellos zum grossen Teile Bischof 
Gottfried (1311—1314), der Vorgänger Konrads des Sentlinger er- 
worben hat. Gottfried hatte an der Universität Bologna studiert, denn 
in ihm dürfen wir jenen "dominus Gotfridus de Babaria’ erkennen, 
den die Acta nationis Germanicae universitatis Bononiensis ed. 
Friedländer-Malagola, Berlin 1887, S. 59, Z. 39 zum Jahre 1309 
verzeichnen. Wohl schon in Bologna hat Bischof Gottfried die 
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Bibliothek gesammelt, die in ihren Autoren Huguccio, Tancred, 
Goffredus de Trano, Aegidius de Fuscarariis, Guido de Baysio einen 
erneuten Beweis gibt für den Einfluss, den die Rechtsschule von 
Bologna in Deutschland geübt hat. — Die Hauschronik von Tegern- 
see, die P. Pirmin Lindner unter dem Titel “Historia monasterii 
Tegernseensis' veröffentlicht (S. 78 f.), schildert uns in ihrem von Abt 
Gregor Rottenkolber verfassten Teile die letzten Tage des ehrwürdi- 
gen Stiftes. Harte äussere Schicksale mannigfacher Art bereiteten 
dasselbe für den Tag der Aufhebung vor. Auch mit inneren Schwierig- 
keiten, die in der Richtung der Zeit ihren Grund hatten, musste 
das Stift kämpfen. So konnte Abt G. Rottenkolber, der mit ganzer 
Seele die Interessen seines Klosters wahrgenommen hatte, schreiben : 
“Tandem repentina statuta dissolutio et suppressio monasteriorum ab 
ulterioribus periculis et incommodis nos liberavit? (S. 227). 
Dr. H. M. Giell. 

3. Schlecht, J., Andrea Zamometié und der Basler Konzilsver- 
such vom Jahre 1482. Paderborn, F. Schóningh, 1903. 89. 
Erster Band. XII, 170 S. u. 163 S. Urkundliche Beilagen. M. 12. 
(Quellen und Forschungen aus dem Gebiete der Geschichte, 
herausgegeben von der Görres-Gesellschaft, VIII. Bd.). 
Sowenig der Mann, dem die vorliegende Arbeit gewidmet ist, 

heutzutage weiteren Kreisen bekannt ist, so war er doch im letzten 
Drittel des 15. Jhs. für kurze Zeit Gegenstand allgemeiner Auf- 
merksamkeit; sein kühner Versuch, ein allgemeines Konzil zu er- 
öffnen und Papst Sixtus IV. (1471—1484) zum Erscheinen vor dem- 
selben aufzufordern, machte ihn zu einem Gegner, dem nicht zum 
geringsten Teile die Sorgen der letzten Jahre des Papstes galten. 
Der Charakter des Archivs mahnt allerdings den canonistischen Er- 
trag des Buches, dessen drei erste Bogen schon im J. 1894 als 
Inauguraldissertation erschienen sind, ins Auge zu fassen. Nur auf 
die eine oder andere Frucht, die der Historiker aus dem Buche 
sammeln kann, darf hier hingewiesen werden. Schlecht gebührt das 
Verdienst, den Familiennamen des Andreas festgestellt zu haben 
(S. 3 f.); auf Grund der Urkunden des Vaticanischen Archivs, die 
ihm schon dies Resultat möglich gemacht hatten, hat er endlich das 
Rätsel gelöst, das der Titel archiepiscopus Craynensis, unter dem 
Zamometié zunächst bekannt ist, bisher für die Forschung gebildet 
hat; die bischöfliche Stadt, nach der Andreas sich nannte, ist Granea, 
eine Küstenfestung unterhalb Salonichi, die im Jahre 1476, als der- 
selbe das Erzbistum erhielt, den Venetianern schon verloren gegangen 
und im Besitze der Türken war (S. 19). Doch die Bedeutung der 
49* 
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Arbeit Sch’s für den Historiker liegt nicht bloss in der Aufhellung 
solcher Einzelheiten, die, so wertvoll sie ist, doch unsere Anschauung 
über eine Zeitperiode nicht zu ändern vermag; auch die allgemeinen 
Züge im Bilde des Roverepapstes haben durch das Buch an Be- 
stimmtheit und Schärfe gewonnen, "wenn auch nicht in der Richtung’, 
wie Sch. mit Recht bemerkt (Vorwort S. IX), ‘dass es nun freund- 
licher und erhebender geworden ist”. — Ein grosses Übel der Zeit 
war die Pfründehäufung. Zwei Vertraute Sixtus IV, Johann Ockel 
und Hugo von Hohenlandenberg zeigen uns deutlich, wie damals 
von dem Einzelnen eine Pfründe nach der andern erworben wurde 
(S. 843, 852). Der mächtige Minister Kaiser Friedrichs IlI., Georg 
Hessler, der vor kurzem — 25. Juni 1477 (s. S. 66) — zum 
Kardinal kreirt worden war, strebte, obschon mit Pfründen reich 
ausgestattet, nach der vakant gewordenen Nürnberger: Pfarrei 
St. Lorenzen (S. 34 f.). — Trotz der Exspectanz, die man sich ver- 
schafft hatte, war man der Pfründe für den Fall ihrer Erledignng 
nicht sicher, das zeigt die Reservatio prepositure ecclesie S. Petri 
iunioris Argentinensis ab omnibus exspectativis, indultis et collatio- 
nibus pro ea vice in favorem Burcardi Stoer clerici Basiliensis no- 
tarii nostri (S. 923). — Dass Prozesse über Pfründen damals sehr 
hàufig waren, lässt die Art, in welcher dieselben verliehen wurden, 
vermuten und bezeugen auch manche Stellen des Buches (S. 30$), — 
Aus dem 2. Teile des Buches, der die urkundlichen Beilagen enthält, 
gibt Nr. XX (S. 36 * f.) die Konzilsproklamation nach zwei Hand- 
schriften, einer Münchener und einer Jenaer. Der Autor glaubt in 
dem “Die erste Redaktion der Konzilsverkündigung” überschriebenen 
Exkurse (S. 96 f.) nachweisen zu können, dass der von ihm im 
Baseler Staatsarchiv gefundene Erstlingsdruck der Konzilsproklama- 
tion eine frühere Redaktion derselben darstelle als die beiden Hand- 
schriften. M. E. erklären sich die Verschiedenheiten des Druckes 
gegenüber den Hss. leichter, wenn wir den Text derselben*als den 
früheren ansehen. Manche Variante des Druckes erscheint als eine 
Erläuterung, die zum Texte der Hss. gemacht wurde; während die 
Recension derselben annimmt, dass das Konzil noch nicht begonnen 
habe (Et de hoc disputabitur in futuro concilio S. 97), ist dasselbe 
nach der Lesart, die der Druck bietet, bereits eröffnet worden (ad 
concilium generale jam pronuntiatum et inceptum S. 100); dass das 
Konzil, das nach der ersten Redaktion schon begonnen hatte, in der 
späteren als erst bevorstehend bezeichnet wurde, wie der Autor 
(S. 97) vermutet, hat wohl geringe Wahrscheinlichkeit für sich. 
Auch die direkte Anrede, mit der sich die Recension der Hss. an 
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den Papst wendet, spricht m. E. für diesPriorität dieser Fassung; 
die erzáhlende und berichtende Form (S. 96) des Baseler Druckes 
wird kaum in die direkte Anrede umgestaltet worden sein, wohl 
aber diese in den ruhigen Ton der Erzáhlung. — Die urkundlichen 
Beilagen des Buches geben auch (Nr. CXV S. 125 * ff.) den voll- 
ständigen Text der Stiftungsbulle (vom 13. Juni 1482) für das Col- 
legium sollicitatorum litterarum apostolicarum. Tangl (M.), Die 
päpstlichen Kanzlei-Ordnungen von 1200 —1500, Innsbruck 1894, 
S. 207 ff. hatte nur das für seinen Zweck sachlich Wichtige im 
vollen Wortlaute drucken lassen und sich überdies auf zwei Hss. 
des 17. Jhs. stützen müssen. Sch. konnte die Originalminute im 
Vatikanischen Registerbande benutzen; doch auch diese gibt keinen 
vollkommen befriedigenden Text. — Von Interesse für den Kanoni- 
sten ist auch der Prozess, den Peter Numagen, der einst der Sekretär 
des Erzbischofs Andreas gewesen war, gegen den Züricher Münster- 
pfarrer Konrad Hofmann anstrengte (S. 140). In diesem Streite, 
der um die Colibatspflicht des Klerus sich bewegte, leugnete Numagen 
in gleicher Weise, wie die jetzt herrschende Ansicht, dass die Kleriker 
bei Empfang der hóheren Weihen ein Gelübde der Keuschheit ablegen 
(S. 146). S. 19 Z. 12 ist aegaeische Meer (statt jonische M.) zu 
lesen, S. VI* 1449—1482 (statt 1149—1182). 
Dr. H. M. Gietl. 

4. Gillmann, Dr. theol., Franz, Das Institut der Chorbischôfe im 
Orient, Historisch-kanonistische Studie. (Verôffentlichungen aus 
dem Kirchenhistorischen Seminar München. II. Reihe Nr. 1). 
München, J. J. Lenter’sche Buchhandlung, 1903. 132 S. 

Der Bestand der hierarchischen Stufe, die einmal mit dem 
Namen der Chorbischófe bezeichnet wurde, gehórt längst vergangenen 
Zeiten an. Nur einige Reste des Instituts der Chorbischófe haben 
sich in morgenländischen Kirchen erhalten. Gleichwohl behält die 
Erforschung des Inhaltes jenes Amtes ihren ganzen Wert. Der Chor- 
bischof nahm in den alten Diózesen und in dem Organismus der 
kirchlichen Verwaltung eine angesehene Stelle ein. Ohne Klarheit 
über das Amt des Chorbischofs bleibt die Einrichtung der Diózesen 
zum teil unbekannt. 

Gillmann hat die ziemlich zahlreichen Untersuchungen über 
diesen Gegenstand durch sorgfältiges Eingehen auf die Quellen 
nachgeprüft und gelangt zu einem bestimmten Urteil über die 
wichtigste hier schwebende Frage. Darüber hat sich Hinschius 
seiner Zeit geäussert, eine befriedigende Lösung der sich erhebenden 
Hauptfrage betreffs der Weihestellung der Chorepiskopen ‚gei vom 
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katholischen Standpunkt aus »nicht gut môgliche K.-R. II, 162. 
Demnach wäre allerdings die Behandlung des Themas von seiten 
eines Katholiken eine mehr oder weniger undankbare Aufgabe. 

Ob nun gerade die Schwierigkeit den Anlass zur Arbeit gab, 
jedenfalls ist der Frage über den Weihegrad der Chorbischöfe der 
grössere Teil der Schrift (das zweite Kap.) gewidmet. Das erste 
Kapitel gibt die äussere Geschichte des Chorepiskopats. Das dritte, 
Schlusskapitel, behandelt die jurisdiktionelle Stellung der Chor- 
bischöfe. 

Die Chor- oder Landbischöfe werden als jene Mitglieder der 
Hierarchie bezeichnet, die im Orient nach Beseitigung ihrer ur- 
sprünglichen Selbständigkeit zwar im Besitz der Bischofsweihe, aber - 
ohne eigenen Titel, den übergeordneten Stadtbischof in Ausübung 
seiner Amtsgewalten innerhalb der ihnen zugewiesenen Landdistrikte 
zu unterstützen oder dessen Stelle zu vertreten hatten. (S. 2). In 
dieser Begriffsbestimmung sind die Ergebnisse der nachfolgenden 
Erörterungen enthalten. 

Über den Weihegrad nun, welcher den Chorbischöfen zukam, 
sind verschiedene Ansichten aufgestellt worden. Einige haben einen 
eigenen Ordo als Zwischenstufe zwischen Presbyterat und Episkopat 
angenommen. Andere glaubten die Chorbischöfe hinsichtlich der 
Weihe den einfachen Priestern gleich, nur ausnahmsweise hätten 
sich Bischöfe unter ihnen gefunden. Wieder andere erklären, die- 
selben seien bald Bischöfe, bald Priester gewesen. Eine Anschauung 
endlich nimmt an, ursprünglich seien sämtliche Chorbischöfe wirk- 
liche Bischöfe gewesen (S. 50 ff.). 

Eine eigene Weihe für die Chorbischöfe, ähnlich wie heute 
noch die Abtsweihe in Übung ist, wird in der späteren Zeit bezeugt 
(vgl. S. 109. 115). Dass wenigstens ausnahmsweise Bischöfe, welche 
die Verwaltung eines eigenen Bistums nicht hatten, die Stellung 
eines Chorbischofs erhalten konnten, ist im 8. Kanon des nicänischen 
Konzils (vom Jahre 325) ausgesprochen (S. 52). Fasst man das In- 
stitut der Chorbischöfe in seiner Gesamtheit auf, so ist freilich zu- 
zugeben, dass die Chorbischöfe bald Bischöfe, bald Priester gewesen 
sind; für das eine spricht der erwähnte 8. Kanon von Nicäa, für das 
andere bürgt die Praxis des 5. Jahrhunderts. 

Waren aber die Chorbischöfe ursprünglich alle wirkliche Bischöfe 
d. h. mit der Bischofsweihe ausgestattet? In dieser vielumstrittenen 
Frage vertritt Gillmann die oben an letzter Stelle erwähnte bejahende 
Ansicht. Dem entsprechend wird der Nachweis- versucht, dass die 
Quellen den bischôflichen Charakter der Chorbischôfe därtuen, 
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In dem 14. Kanon der Synode von Neocäsarea (aus der Zeit 
von 314—325) wird den Chorbischöfen erlaubt, was den Landprie- 
stern verboten ist, nämlich in der Stadtkirche in Anwesenheit des 
Bischofs und der Stadtpriester das Opfer zu vollziehen. »Die Chor- 
bischöfe dagegen sind zwar Nachbilder der Siebzig; als Mitarbeiter 
aber, wegen der Sorgfalt für die Armen, bringen sie ehrenhalber das 
Opfer dar.« Aus dem Hinweis auf die Siebzig folgt noch nicht der 
Mangel der bischöflichen Weihe. Das weisst G. nach (S. 55 ff.). 
Wenn aber S. 63 behauptet wird, die Verschiedenheit der Chor- 
bischöfe von den Stadtbischöfen habe sich nicht auf den Weihegrad, 
sondern auf die sonstige Stellung bezogen, so scheint das der nötigen 
Grundlage im Kanon zu entbehren. Es wird den Chorbischöfen 
wegen ihrer bevorzugten Stellung doch nur die Auszeichnung zu- 
erkannt, welche den Stadtpriestern nach dem vorhergehenden Kanon 
ohne weiteres zukommt. Gibt also die Berufung auf die Siebzig nur 
die Gleichstellung mit den Stadtpriestern, so lässt sich daraus auch 
kein Beweis für den höheren Weihegrad der Chorbischöfe herleiten. 

Der 13. Kanon der Synode von Ancyra (vom Jahre 314) wird 
aus den verschiedenen Lesarten so erklärt, dass ein Zeugnis für den 
bischóflichen Charakter der Landbischöfe entsteht (S. 73 ff). Eine 
sichere Kenntnis des ursprünglichen Wortlautes jener Synodalbestim- 
mung ist nun einmal durch die Überlieferung versagt, und darum 
ist auch ein zwingender Schluss auf den Weihegrad der Chorepiskopen 
daraus nicht zu erlangen. 

Der 10. Kanon der Synode von Antiochien (vom Jahre 341) 
wird endlich als Beweis für die bischöfliche Weihe der Chorbischöfe 
erörtert (S. 90 ff). Die Anfangsworte des Kanons lauten: Tobs àv 
talc XÓA N Taic yopat, 7| TOUS xadovpevove YXWPETLIXÔTOUG, ci 
xai xeıpodeoiav etey Enioxonwv eiAnpôtec, . . .« G. verwirft die 
Übersetzung des el xat mit etiamsi, auch wenn, sogar wenn, und 
verlangt dafür: die sogenannten Chorbischöfe, wenn sie anch (ob- 
schon, obgleich sie) die Weihe als Bischöfe empfangen haben. Die 
Tatsache des bischöflichen Weihecharakters soll also bei den Chor- 
bischöfen durch den Wortlaut des Kanons ausgesprochen und voraus- 
gesetzt sein. Aber ist es ausgemacht, dass im Griechischen über- 
haupt oder in dem des 4. Jahrhunderts n. Ch. das ei xat ohne 
Weiteres und in jedem Falle das tatsächliche Vorhandensein der 
Bedingung hervorhebt? Wenigstens scheint sein Gebrauch in 
Kanon 3. und 11. von Ancyra dagegen zu sprechen. Die von G. 
vorgeschlagene Auffassung würde mit grösster Wahrscheinlichkeit 
als Urtext verlangen si xai y. cisty Em, et, währénd der, | Optativ 
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etev auf die Deutung hinweist: wenn sie auch (wenn sie selbst, 
wenn sie sogar) die Weihe als Bischöfe empfangen haben sollten. 

Sind darum die Bedenken gegen die Annahme der Bischofs- 
weihe bei allen Chorbischöfen u. E. nicht alle gehoben, so hat das 
in den wenig bestimmten Nachrichten über diese Frage seinen Grund. 
Die neue Untersuchung des Gegenstandes, welche die vorliegende 
von der theologischen Fakultät der Universität München genehmigte 
Habilitationsschrift bietet, ermöglicht jedenfalls einen Fortschritt iu 
dem Urteil über die Stellung der Chorbischôfe. Auch wenn jemand 
dem Ergebnis des Verfassers nicht bedingungslos zustimmt, beweist 
die Arbeit, dass die Lösung der Frage in betreff der Weihestellung 
der Chorbischöfe für den katholischen Forscher nichts bedenk- 
liches hat. 

Möge die angesagte Fortsetzung über den Chorepiskopat im 
Abendlande bald folgen. 


Valkenberg (Holland). Jos. Laurentius S. J. 
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I. Abhandlungen. 


urn 


1. Die Erzwingbarkeit des Rechts. 
Von A. Pflimlin. 


1. Die Streitfrage um die Selbständigkeit des Kirchenrechts, 
welche die Kanonisten unserer Tage in zwei scharf getrennte Lager 
spaltet, geht in letzter Linie immer wieder auf die eine Kernfrage 
zurück, ob das Recht zu seiner Existenz begrifflich des staatlichen 
Zwanges bedürfe oder nicht. So präzisiert z. B. A. v. Scheurl in 
seiner literarischen Auseinandersetzung mit O. Mejer über eben diesen 
Gegenstand seinen Standpunkt mit der Erklärung: »Die Selbständig- 
keit des Kirchenrechts, wie ich sie annehme, besteht darin, dass es 
weder der Anerkennung, noch der Beihilfe des Staates zu seiner be- 
ständigen Verwirklichung dem widerstrebenden Einzelwillen gegen- 
über bedarf, um Recht im eigentlichen, vollen Sinne des Worts — 
sim juristischen Sinne, wie Herr Dr. Mejer sagt — zu sein.«!) An 
die Spitze der Verteidiguug dieses seines Standpunktes stellt er den 
Satz: »Aber hauptsächlich handelt es sich eben darum, ob es zum 
‚juristischen‘ Charakter des Rechts gehört, dass es durch den Staat 
zwangsweise vollstreckt werde.« ?) 

Anderer Ansicht ist O. Mejer. Nach ihm ist die Kirche ein 
»Gesinnungsverein« im Staate mit rechtlichem Charakter durch die 
Anerkennung und den Schutz des Staates. »Gesetzt aber, es käme 
dazu, dass er (der Staat) seiuen weltlichen Arm, also auch diesen 
Schutz, ihr aufkündigte; oder gesetzt nur, dass er einer ilirer kirch- 
lichen Verordnungen sein Placet versagt. Nach meiner Anschauung 
würde er damit den betreffenden kirchlichen Normen den Charakter 
der Rechtsordnung sei es nehmen, sei es versagen: ihre Befolgung 
bliebe also blosse Gewissenspflicht.« 3) 

Es lässt sich nicht leugnen, dass O. Mejer im grossen und 
ganzen die moderne Anschauung auf seiner Seite hat, wenigstens 


1) Zeitschrift für cR herausgeg. von R. Dove und E. Fried- 
berg, XII. B. Tübingen 1874, 
2) a. a. O. S. 55. 
8) Zeitschrift für Kirchenrecht, XI. B. 1873, S. 303. 
Is 
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soweit die akatholische Wissenschaft in Frage kommt. »Nach der 
modernen Auffassung ist . . . die Kirche, weil sie nicht Rechts- und 
Machtanstalt ist, nicht souverän,« sagt Hinschius. »Für die Regelung 
der äusseren Verhältnisse des menschlichen Zusammenlebens ist der 
Staat die höchste Macht, jede andere ist ihm untertan . .. Das 
Recht der einzelnen Kirchen bildet daher einen Teil des staatlichen 
und staatlich anerkannten Verbandsrechtes.« 4) 

Metaphysischen Begründungen und Deduktionen ist die posi- 
tivistische moderne Rechtswissenschaft nicht sonderlich gewogen. 
Ihr Ziel ist es, die Tatsachen, wie sie liegen, zu acceptieren und 
ihren Sinn zu ergründen. 

Nun ist es ja richtig, dass der moderne Staat die absolute 
Souveränität auch über die Kirche beansprucht. Diesem seinem An- 
spruch vermag er auch den nötigen Nachdruck zu verleihen, da die 
physische Macht ihm unbedingt zu Gebote steht. Von diesem 
Standpunkte aus hat Jhering den Schein der Wahrheit für sich, 
wenn er erklärt: »Der Staat ist wie der berufene so auch der ein- 
zige Inhaber der sozialen Zwangsgewalt — das Zwangsrecht bildet 
das absolute Monopol des Staates. Sein ist das Recht der Strafe 
bei den Verbrechen, sein das Recht der Exekution der Civilansprüche, 
jeder Verein, der die Rechte, welche die Statuten ihm geben, gegen 
seine Mitglieder auf dem Wege des mechanischen Zwanges reali- 
sieren will, ist auf seine Mitwirkung angewiesen, der Staat hat es 
mithin in seiner Hand, die Bedingungen, unter denen er dieselbe 
gewähren will, gesetzlich festzustellen, das heisst aber mit anderen 
Worten nichts als: der Staat ist die einzige Quelle des Rechts. 
Damit hat der Staat, wie der Begriff der höchsten Gewalt es mit 
sich bringt, den Prinzipat über sämtliche Vereine auf seinem Ge- 
biete, auch über die Kirche, nur durch ihn können sie den Besitz 
des Zwangsrechts erlangen und nur auf so lange, als er es für gut 
findet — ein staatsrechtliches Prekarium, das aller entgegenstehen- 
den Verträge ungeachtet jeder Zeit von ihm wieder zurückgenommen 
werden kann, da derartige Verträge, als dem Wesen des Staats 
widersprechend, null und nichtig sind.« 5) 

Demnach verdienten nur diejenigen von der Gesellschaft auf- 
gestellten Normen »den Namen des Rechts, welche den Zwang, 
oder, da, wie wir gesehen haben, der Staat allein das Zwangs- 
monopol besitzt, welche den Staatszwang hinter sich haben, womit 


4) Artikel »Das Kirchenrechte in Holtsendorffs Encyklopüdie der Rechts- 
wissenschaft, I, 5. Aufl., Leipzig 1890, S. 860. 
9) Der Zweck im Recht, I. B. 1877, S. 316—317. 
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dann implicite gesagt ist, dass nur die vom Staat mit dieser Wirkung 
versehenen Normen Rechtsnormen sind, oder dass der Staat die 
alleinige Quelle des Rechtes ist.« 9) 

Diese ganze Auffassung ist äusserlich, mechanisch. Sie haftet 
an jenem äusserlichen Merkmal, das Recht und Moral scheinbar tief 
von einander trennt. Mehr oder weniger offenkundig steht im Hinter- 
grund der Hobbes'sche »Krieg aller gegen alle«. Nicht alle er- 
klären mit der Offenheit eines- Gumplowicz oder Jhering das Recht 
als blosse organisierte Gewalt oder in zweckmässigem Egoismus voll- 
zogene Selbstbeschránkung der Gewalt. Allein die stete Betonung 
der Souveränität des Staates auf Grund seiner machtvollen Stellung 
legt den Gedanken doch recht nahe. 

In dieser Hinsicht sind die rechtsphilosophischen Anschauungen 
des bekannten Kanonisten R. Sohm für die ganze sogenannte mo- 
derne Richtung bezeichnend. Nach ihm ist das Sittengesetz »das 
geoffenbarte göttliche Gesetz des menschlichen Willens« zur Auf- 
hebung der Sünde.") Das Rechtsgesetz aber ist das menschlich 
hervorgebrachte ethische Gesetz. »Das Recht will die Befreiung 
des Willens durch Aufhebung des Kampfes der verschiedenen 
menschlichen Willen gegen einander, des bellum omnium contra 
omnes, d. h. durch Regulierung der Willensherrschaft. Das Rechts- 
gesetz ist Machtgesetz, Gesetz der Machtverhältnisse innerhalb des 
menschlichen Gemeinlebens. Damit ist der volle Gegensatz zwischen 
Sittengesetz und Rechtsgesetz gegeben 8).« Die »Macht, welche das 
Gesetz der Machtverhältnisse realisiert,e kann nichts anderes sein 
als der Sfaat.®) Er ist »dazu da, damit das ethische Gesetz der 
Machtverháltnisse seine Realisierung finde.« 

Von einem solchen Boden aus ist es selbstverstándlich leicht, 
die Kirche aus dem Gebiete des selbständigen Rechts zu verbannen, 
und einen Gegensatz zwischen dem Wesen der Kirche und dem des 
Rechts zu konstruieren, besonders wenn man in der protestantischen 
Auffassung von der Kirche und ihrer historischen Entwickelung gross 
geworden ist. 

Die Kirche »im Lehrsinn« 10) ist Bekenntnisgemeinde, sie ist 
Heilsanstalt, deren ureigenstes Gebiet der Glaube, Sittlichkeit, Inner- 
Jichkeit, Wort- und Sakramentverwaltung ist. Erst indem sie in 


6) R. v. Jhering a. a. O. S. 319. Puchta’s Idee eines Rechtssatzes 
ohne Rechtszwang nennt er (S. 321) geradezu eine »ungeheuerliche«. 

7) Zeitschrift für Kirchenrecht, XI. B. S. 158. 

8) a. a. O. S. 1589—59. 

9) a. a. O. S. 159 ft. 
10) &. a. O. S. 162 ff 
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das Recht eintritt, wird sie von diesem formuliert, wird sie Kirche 
sim Rechtssinne, d. h. öffentliche Korporation zur Verwaltung der 
Heilsmittel. Da der Staat »der Hüter des Rechtsgesetzes um des 
Sittengesetzes willene ist, darf er den sittlichen Zweck der Kirche 
nicht ignorieren, er muss zu ihr in ein rechtliches Machtverhältnis 
treten ,11) jedoch immer mit dem Bewusstsein, dass er seinem Be- 
griffe gemäss die Souveränität beibehalte. 

Für die Kirche bedeutet aber das Eintreten in das Rechts- 
gebiet im Grunde genommen einen Abfall von ihrem Berufe und 
dem Wesen des Christentums. 1?) Sohm steht da vollständig unter 
dem Banne Harnack’scher Anschauungen. 

Wenn wir Harnack hören, ist das Urchristentum, wie ein Geist 
ohne Körper, übersinnlich und himmlisch. 3) Erst im Kampfe mit 
den Sekten, als das Feuer heiliger Begeisterung erlosch, hat die 
Kirche begonnen, Lehre und Disciplin in feste Formen zu bannen 
und unbedingten Gehorsam zu verlangen. Damit ist aber das alte 
Wesen umgewandelt, »la médiocrité fonda l’autorité.« 14) 

Den gleichen Gedanken vertritt auch der Kanonist Sohm. 
Pathetisch schildert er das Überirdische, Überweltliche des Ur- 
christentums, das nur Liebespflichten kennt und freien Gehorsam 
aus Liebe, um ihm desto greller das Äussere, Formale, Menschliche 
der Rechtsordnung entgegenzustellen. »Diese Welt des Geistlichen 
kann nicht mit juristischen Begriffen erfasst werden. Noch mehr, 
ihr Wesen steht zu dem Wesen des Rechtes in Gegensatz. Das 
geistliche Wesen der Kirche schliesst jegliche kirchliche Rechts- 
ordnung aus. In Widerspruch mit dem Wesen der Kirche ist es 
zur Ausbildung von Kirchenrecht gekommen.e !5) Die den Gegen- 
satz ausdrückende Formel heisst also: »Das Wesen der Kirche ist 
geistlich; das Wesen des Rechtes ist weltlich . . . Die Kirche hängt 
an der sachlichen Wahrheit... Das Recht hängt umgekehrt grund- 
sätzlich an der Form.« 16) »Es hängt damit zusammen, dass das 
Recht zwar nicht begrifflich den Zwang fordert, aber doch der 
zwangsweisen Verwirklichung zustrebt, während das Wesen der 
Kirche den Zwang verabscheut, denn nur die freie Aneignung ‚des 
Göttlichen ist von geistlichem Wert.e 17) 


— 


11) a. a. O. S. 176 ff. 

12) Dieser Gedanke beherrscht R. Sohms Kirchenrecht. Vergl. besonders 
I, B. 1892, S. 1—3 und 4—156. 

13) Das Wesen dea Christentams, Leipzig 1900, S. 113. 

14) a. a. O. S. 130. 

15) Kirchenrecht I. B. Vorrede X. 

16; a. a. O. S. 1—2. 

17) a. a. O. 3. 2. 
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Wir übergehen das Unhistorische und theologisch-dogmatisch 
Unhaltbare dieser Anschauung. 191 Uns interessiert die eine Seite 
der Frage, ob denn das Recht begrifflich unfähig ist, sich dem 
Wesen der Kirche unabhängig von jeder anderen Organisation ein- 
zufügen. Ich meine damit selbstverständlich wirkliches Recht im 
juristischen Sinn, nicht Normen, die nur »Funktion von Rechts- 
sätzen ausüben« , wie sie Jhering vorschweben, der diesen Normen 
den eigentlichen Rechtscharakter abspricht, weil sie den äusseren 
Zwang nicht hinter sich haben, sondern in ihrer Verwirklichung sich 
auf religiöse Hebel verlassen müssen. 19) 

Aus dem bisher Gesagten kann es nicht zweifelhaft sein, dass 
der wesentliche Punkt der Frage die Anschauung über die Erzwing- 
barkeit des Rechts bildet. 

Dass die Existenz des Rechtes auf dem äusseren Zwang be- 
ruhe, das ist doch stets der leitende Grundgedanke, wenn so ein- 
dringlich betont wird, dass das Recht, um Recht zu sein, die Macht 
der Verwirklichung haben müsse, dass die Kirche aus sich kein 
Recht erzeugen könne, weil es ihr an der nötigen Macht seiner Reali- 
sierung fehle. 

Die Gegenüberstellung von »geistlich« und »weltlich«, von 
»überirdische und »menschliche ist nichts anderes als eine spezielle 
Formulierung des modernen Satzes, dass das Gebiet der Sittlichkeit, 
der inneren freien Vervollkommnung, mit dem Recht und seiner 
zwingenden äusseren Macht unvereinbar sei. 

Unser Standpunkt zu dieser Frage muss darum zuerst klar 
formuliert werden. 

2. Wenn die realistische Rechtsphilosophie den Begriff des 
Rechts aus den gegebenen Tatsachen des Rechtslebens herausschälen 
will, dann darf sie sich nicht dabei beruhigen, dass der Staat gewisse 
Normen als Recht aufstellt und deren Befolgung unbedingt von den 
Untertanen verlangt, unbekümmert darum, wie deren Gesinnung sei. 
Eine andere Tatsache, die nicht minder berücksichtigt sein will, ist 
die Art und Weise, wie das Recht im sittlichen Bewusstsein des 
Menschen sich widerspiegelt. 

Es ist durchaus nicht richtig, dass das Recht von den Trieb- 
federn der Unterworfenen ganz unabhängig ist. 20) Erfahrungsmässig 
ist das Recht stets bestrebt, freiwilligen Gehorsam zu finden. Wo 
gar kein freiwilliger Gehorsam ist, da kann die Rechtsordnung sich 


18) vergl. L. Bendiz, Kirche und Kirchenrecht, Mainz 1895. 
19) Der Zweck im Recht, I. B. S. 320. 
20) vergl. R. Stammler, Wirtschaft und Recht, Leipzig 1896, S. 111 ff. 
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nicht halten. Die Gewalt und Willkür sucht sich gern wenigstens 
mit dem Schein des Rechts und der Gesetzlichkeit zu umgeben, und 
nicht umsonst sucht die moderne Ethik die sittlichen Kräfte des 
Volkes dadurch in den Dienst der Rechtsordnung zu stellen, dass sie 
deren ethischen Charakter hervorhebt. Das Recht muss durch Motive 
die Willensmächte bewegen und kommt darum um die Hauptfrage 
nach der Berechtigung seines Anspruchs nicht herum. Auch Ge- 
walt und äusseren Zwang billigt das sittliche Bewusstsein, aber nur 
dano, wenn sich diese als vernünftig und sittlich legitimiert haben. 

Die Tatsache ist sichergestellt, dass es zur Naturausstattung 
des Menschen gehört, gewisse Handlungen als sittlich gut oder schlecht 
zu bewerten, und dass das Pflichtgefühl ein unbedingtes »Du sollst !« 
oder »Du sollst nicht!e im Gewissen ausspricht. 2!) Ein Sollen be- 
deutet aber das Gesetztsein von Zwecken, und darum ergibt sich 
daraus, wenn diese Tatsache eine vorurteilslose Erklärung finden soll, 
das Vorhandensein einer objektiven Zweckordnung, die wir die sitt- 
liche Ordnung nennen. Der sittliche Charakter offenbart sich dem 
Gewissen als absoluter, unbedingter Wert, der unabhängig ist von 
der Willkür des einzelnen oder der Gesamtheit. Mein Gewissen sagt 
mir, dass die Beraubung eines Reisenden schlecht ist, mag ich oder 
andere es so wollen oder nicht. 

Über dem Tun und Lassen des einzelnen sowie der Gesamt- 
heit der Menschen steht also die objektive, vernünftig-sittliche Ord- 
nung, die das Christentum als die Weltordnung des allweisen und 
heiligen Schöpfers bezeichnet. In dem Verhältnisse, in dem ein Ge- 
setz, eine Einrichtung oder eine Handlung zu der objektiven Ver- 
nunftordnung und ihren sittlichen Zwecken steht, liegt deren sitt- 
licher Wert, der die sittliche Billigung und Anerkennung begründet. 

Ohne absoluten, letzten Zweck ist eine objektive Ordnung un- 
möglich. Die Pflicht, die uns Zwecke setzt, und die sich im Ge- 
wissen offenbart, bedeutet nichts anderes, als eine moralische Nötigung 
unseres Willens, sich der sittlichen Ordnung und dem letzteu Zwecke 
alles Lebens und Strebens zu unterwerfen. 

Der einzelne soll sich fret für das Sittliche entscheiden, er 
Soll sieh mit freiem Gehorsam der sittlichen Ordnung unterwerfen, 
das liegt in Gottes Absicht. Unterwirft sich der Mensch dieser Ord- 
nung, dann erfüllt er das Gresetz seiner eigenen, vernünftigen Natur, 
dann gebt er seinem letzten Lebenszweck entgegen. Der Mensch 


21) vgl. W. Schneider, Allgemeinheit und Einheit des sittlichen Be- 
wusstseins, Kóln 1895. 
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fühlt dazu nicht nur die Pflicht, sich dem absoluten Zwecke zuzuwenden, 
er trägt in sich zugleich den Trieb nach Glück und Glückseligkeit. 
Die Erkenntnis aber, dass schliesslich Glückseligkeit und absoluter 
Zweck sich vereinen, die Aussicht auf das Glück des Endziels ist 
der máchtige Motor, der über die Schwierigkeit der Pflichterfüllung 
hinaushilft. 

So ist der Mensch im wahren Sinn seines Glückes Schmied. 
Geradeso wie er sich in freiem Entschluss zur sittlichen Ordnung 
stellt, so begründet oder zerstört er seine innere Vollkommenheit 
und sein Glück. Schaden oder Nutzen seiner Stellung zum Sitten- 
gesetz treffen ihn zuerst. 

Damit scheint nun gerade der Gegensatz der Sittlichkeit zum 
Rechte, das auch eine erewungene Pflichterfüllung kennt, festgestellt 
zu sein. 

Allein die nähere Beobachtung des sittlichen Handelns löst 
diesen Gegensatz auf. Die reinste Sittlichkeit besteht ohne Zweifel 
darin, das Gute immer nur um seiner selbst willen ohne jede andere 
Rücksicht zu erfüllen. Allein auf die Dauer ist ein solcher Herois- 
mus unmöglich. Da ist nun das Streben nach Glück und vollendeter 
Glückseligkeit, das mithilft zur Erfüllung des Sittengesetzes. Diese 
Bekräftigung des Sittengesetzes ist nichts anderes als dessen Sanktion. 
Und diese Sanktion erniedrigt das sittliche Streben nicht etwa zur 
»Lohnsucht« oder zum »Knechtessinn« , denn Gott ist ja nicht nur 
das höchste Gut und der Endzweck alles sittlichen Strebens, sondern 
auch der Inhalt der Glückseliskeit. Das Glücksstrebeu ist darum 
kein dusseres Moment der sittlichen Ordnung, sondern es liegt auf 
derselben Bahn, wie die Erfüllung der Pflicht. Nur wenn die Rück- 
sicht auf die Pflicht ganz ausgeschlossen und der »Lohn« das einzige 
Motiv wäre, könnte von Sittlichkeit keine Rede sein. 

Das Streben nach Glück ist im Dienste der Sittlichkeit unter 
den verschiedensten Formen tätir. Bald ist es die Unruhe des Ge- 
wissens, bald das erhabene Gefühl erfüllter Pflicht, bald sind es die 
natürlichen Folgen des Lasters oder die Missachtung seitens der 
andern, die einen mächtigen Hebel zur freien Entscheidung für das 
Gute bilden. 

3. Damit haben wir aber einen Standpunkt erreicht, von dem 
aus wir auch ein Verständnis erlangen für die Rolle der Strafe 
und des Zwangs in der Rechtsordnung. 

Abneigung vor der Strafe ist eine unmittelbare Folge aus dem 
Streben nach Glück. Wie kommt es nun, dass die Erfüllung der 
Rechtspflichten erzwungen werden, dass also die Rücksicht auf die 
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eventuelle Strafe das einzige Motiv des Handelns sein kann, und 
doch die Rechtsordnung innerlich sittlich bleibt, während doch sitt- 
liches Handeln freien Entschluss und Rücksicht auf das Sittlichgute 
an sich verlangt ? 

Die Antwort ergibt sich aus dem speziellen Zweck der Rechts- 
ordnung. 

Das gesellschaftliche Leben ist ein Naturzweck. Der Mensch 
bedarf nicht nur einer Sphäre äusserer Freiheit, wo er in freiem sitt- 
lichen Wirken seinen Lebenszweck erfüllt, durch die Naturordnung 
ist er auf die Gesellschaft angewiesen, die ihm die nötige Ergänzung 
und die Hilfsmittel zur Erreichung seines Lebenszweckes bietet. 
Jedoch ist er nicht nur der Empfangende, er muss auch mitwirken 
am Wohl der anderen positiv und negativ durch Selbstbeschränkung. 
Es gibt nicht nur Pflichten eigener Vervollkommnung, sondern auch 
soziale Pflichten, deren Gegenstand die Gesellschafts-, Kultur- und 
Menschheitsinteressen sind, und diese Pflichten offenbaren sich der 
sittlichen Erkenntnis des Menschen in demselben Masse wie die 
Pflichteu eigener sittlicher Vollendung. 

Weil die sozialen Zwecke unbedingte Erfüllung beanspruchen, 
anerkennt der einzelne die Pflicht der Unterwerfung unter die so- 
ziale Ordnung (opinio necessitatis). Es ist »die innere vernünftige 
Notwendigkeit, worin das Wesen des Rechts besteht,« 32) und darauf 
stützt sich der freie Gehorsam der ihm Unterworfenen. Der letzte 
Grund dieser Pflichten ist selbstverständlich die Notwendigkeit des 
letzten Zweckes der sittlichen Ordnung überhaupt. 

Wie die soziale Ordnung eingerichtet werden soll, liegt keines- 
wegs im Belieben des Menschen. Unserem sittlichen Erkennen offen- 
bart sich ein Prinzip, das den Lebensnerv der ganzen Rechtsordnung 
bildet, und das ist das Gesetz der Gerechtigkeit. Jede Einrichtung, 
der Mensch und seine sozialen Gebilde müssen so behandelt werden 
in der Welt der Wirklichkeit, wie es ihr innerer Wert und Zweck 
verlangt, das ist der innerste Kern der Gerechtivkeit. Sie ist darum 
die Verkörperung der objektiven Wahrheit und Sittlichkeit im so- 
zialen Leben. 

Die Rechtsordnung, die das äussere Verhalten der Menschen 
gegen einander im sozialen Leben regelt, die Pflichten und Rechte 
verteilt, ist darum ein integrierendes Element der sittlichen Ordnung 
als Ganzes, ihre Pflichten sind wahre Gewissenspflichten, durch deren 


22) Moy, Naturrecht und Gewohnheitsrecht als Quellen des Kirchen- 
rechts. Archiv für kath. Kirchenrecht, I. B. 1857, S. 66. 
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sittliche Erfüllung in Gesinnung und Tat die sittliche Selbstvervoll- 
kommnung des Menschen voll abschliesst. 

Es dürfte daraus klar hervorgehen, dass die Zwecke des Ge- 
meinschaftslebens ohne siffliche Pflichterfüllung auf die Dauer nicht 
zu erreichen sind, dass der freie Gehorsam vernünftigerweise schliess- 
lich daraus hervorgehen muss, dass die Rechtsgesetze durch ihre 
Übereinstimmung mit der objektiven Wahrheit und Gerechtigkeit 
das Innere des Menschen erfassen und beherrschen.?5) Wenn der 
Starke, dem alle Mittel der Gewalt im Staatsleben zu Gebote stehen, 
die Rechte des Schwachen ehren soll, so sind erfahrungsgemäss die 
sittlichen Rücksichten im letzten Grunde die wirksamsten. Nach dem 
Gebote der Vernunft steht darum der sozialen Autorität das Recht 
zu, im Gewissen yerpflichtende Rechtsgesetze zu erlassen, wenn sie 
ihre Aufgabe erfüllen soll. 34) 

Die Erfahrung lehrt aber, dass der Mensch nicht immer seiner 
Pflicht folgt, sondern dass er nur zu geneigt ist, sich selbst willkür- 
lich Zwecke zu setzen, statt sich der objektiven Ordnung zu unter- 
werfen. Wenn er durch Übertretung des Sittengesetzes allein die 
Folgen seiner Handlungsweise tragen muss, indem er seinen eigenen 
sittlichen Wert herabmindert und sich von der Erreichung seines 
Endzweckes selbst ablenkt, so ist das seine höchst eigene Sache. 
Das Sittengesetz bleibt darum Joch bestehen, und die Vergeltung, 
die ihn trifft, ist nur eine besondere Seite der sittlichen Ordnung. 

Allein anders ist es, wenn er geyen das Rechtsgesetz handelt. 
Weil die Erfüllung «les Rechtsgesetzes einen Teil seiner sittlichen 
Pflichten bildet, mindert er selbstverständlich seinen eigenen sitt- 
lichen Wert. Seine Handlung hat aber auch Folgen nach aussen, 
er stört die rechtlich-sittliche Ordnung des sozialen Lebens. 

Darin liegt gerade das Charakteristische der rechtlichen Normen, 
dass sie ein Verhalten gegen andere, 5) ein äusseres Verhalten, eine 
äussere Lebensordnung nach Massgabe der sittlichen Zwecke des 
sozialen Lebens herstellen wollen. Das Wahre an dem Satze, dass 
die Rechtsnormen von den Triebfedern und der Gesinnung der Unter- 
worfenen unabhängig sind, liegt darin, dass nicht die Zustimmung 


23) Praecipua et potissima jurium civium vis et tutela ponenda est in 
ordine morali debite observato, quo fit ut omnes ex corde velint unicuique red- 
dere quod suum est.« van Gestel, De justitia et lege civili, Groningen 1896, S. 45. 

24) »Coactio autem sine potestate obligandi in conscientia ... certe est 
valde insufficiens, quia per eam non posset in multis casibus necessariis suf- 
Pd reipublicae subvenire.« Suarez, De legibus, pars prima, lib. III, 
c. 11, 7. 

25) »Justitiae proprium est inter alias virtutes ut ordinet hominem in 
his quae sunt ad alterum.« Si. Thomas, S. theol. 2. 2. q. 57. a. 1. 
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der einzelnen, sondern die Notwendigkeit der Erfüllung der objektiven 
sittlichen Gesellschaftszwecke ihre Geltung begründet, und dass das 
äussere Verhalten objektiv sittlich sein kann, während die innere 
Gesinnung infolge schlechter Motive unsittlich ist. 

Das Streben nach eigener sittlicher Selbstvervollkommnung ist 
dem freien Ermessen eines jeden Menschen überlassen, das fordert 
die sittliche Ordnung ihrem Wesen nach. Seinem Ermessen ist hin- 
gegen die Erfüllung der sozialen Pflichten nicht überlassen. Die 
Zwecke der Allgemeinheit, der Gesellschaft verlangen unbedingte 
Verwirklichung, es kann darum die Aufrechterhaltung der Rechts- 
ordnung von der freien Unterwerfung des einzelnen nicht abhängig 
gemacht werden. Die Rechtsordnung soll Bedingungen für das Wohl 
der Gesamtheit schaffen, und dieser ihr erster Zweck wird erreicht, 
wenn der Unterworfene auch nur äusserlich-legal handeln würde. 
Sein eigener sittlicher Wert würde dadurch nicht gesteigert, aber 
nach aussen hätte er mitgewirkt an der Erfüllung der gesellschaft- 
lichen Lebensinteressen und an den sittlichen Zielen der Gesamtheit. 

Das wird zu leicht übersehen auf der Seite derer, die immer 
wieder den Gegensatz zwischen dem äusseren, formalen und eventuell 
mit Zwang sich durchsetzenden Recht und der inneren, freien Sitt- 
lichkeit der Gesinnung in grellen Farben schildern. Eine Schwierig- 
keit besteht nur dann, wenn man die Doppelstellung der Menschen 
in der sittlicben Ordnung übersieht, seine Selbstvervollkommnung, 
die er frei vollziehen soll und die Mitarbeit an der irdischen Lebens- 
aufgabe der Menschheit, zu der er sich dem Ganzen harmonisch ein- 
füren muss, ob er will oder nicht. 

Schuld an jener falschen Auffassung trägt in erster Linie die 
Lehre von der Autonomie der Moral und das Verlegen der Sittlich- 
keit in das menschliche Gefühl. Aus dem Grunde soll eine sittliche 
Selbstvervollkommnung gar nicht vorliegen können, wenn der Uuter- 
worfene aus Gehorsam gegen das Rechtsgesetz handelt. 

Allein, abgesehen davon, dass unsere Selbstbeobachtung von 
einer Autonomie nichts weiss, und dass die Erkenutnis des Sittlichen 
nicht im Gefühl, sondern in der Vernunft liegt, dürfte von einem 
knechtischen, unmoralischen Gehorsam doch wahrhaftig nicht die 
Rede sein können, wenn es sich herausstellt, dass die Rechtsordnung 
kein unserem Wesen fremdes von aussen aufgelegtes Joch ist, son- 
dern in unserem eigenen Wesen und seinen Gesetzen wurzelt. 

Aus dem gleichen Grunde ergibt sich, dass auch die Zwangs- 
vollstreckung des Rechts nichts an sich hat, was der Sittlichkeit 
widerspricht. 
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Wenn die soziale Ordnung unbedingt aufrecht erhalten werden 
muss zur Ermöglichung freier sittlicher Entfaltung der einzelnen 
und zur Erreichung der sozialen Zwecke, dann muss auch eine Ga- 
rantie der Aufrechterhaltung da sein. Diese Garantie ist aber nur 
möglich, wenn eine autoritative Macht mit physischem Zwang die 
soziale Ordnung verwirklichen darf. 

Die sittliche Entfaltung des einzelnen ist nicht der direkte 
Zweck der Rechtsordnung. Die sittliche Gesinnung kann und darf 
nicht erzwungen werden, und darum darf keine Sanktion die innere 
freie Entscheidung aufheben. Der direkte, unmittelbare Zweck der 
Rechtsordnung ist nach unseren Ausführungen die Schaffung einer 
sozialen Ordnung zur Erreichung des Gemeinwohls, und damit ist 
die Stellung des äusseren Zwangs in der sittlichen Ordnung gekenn- 
zeichnet. Um der Notwendigkeit der sozialen Zwecke willen, darf 
` mit Aufhebung der freien Selbstbestimmung der einzelnen das Rechts- 
gesetz erzwungen werden. »Gubernatio sine potestate cogendi inefficax 
est, et facile contemnitur.« 26) 

»Der äussere Zwang muss eine innere, vernünftige Notwendig- 
keit zum Grunde haben, um als ein rechtlicher oder rechtmässiger 
zu erscheinen.« 37) Dadurch unterscheidet sich der Zwang im Rechte 
wesentlich von der willkürlichen Gewalt, die nur dem Gesetz der 
Stärke, der Übermacht und des unverniuftigen Egoismus folgt. »Der 
Zwang, der gegen die Willkür und ihre Unvernunft geübt wird, 
ruht als Mittel für die Verwirklichung des Gesetzes in einer sicher 
begründeten äusseren Ordnung in der Hand der Vernunft, und darin 
ist er selber vernünftig und eine allgemeine Vernunftanforderung.« 39) 

Wenn der Zwang ein » Mittel für die Verwirklichung des Ge- 
setzes« ist, sollte man glauben, dass zur EÆExistene des Gesetzes 
(d. h. wenn man absieht von seiner Befolgung) der Zwang nicht 
wesentlich gehóre. Lasson aber, dem das letzte Zitat entnommen 
ist, ist doch der Ansicht: »Erst das mit dem Zwange bewahrte Ge- 
setz ergibt . .. . den Begriff des Rechts. Was die im Zwange 
liegende Garantie nicht für sich hat, darf nicht Recht heissen. 2°) 

Das kann uns nicht wundern, wenn man seine Auffassung vom 
rechtlichen Leben kennt. »An feste Regeln seines Handelns sich 
binden,« meint er, »das kann der Mensch nicht, solange nicht alle 
dasselbe tun, und darauf, dass alle es tun, kann gerechnet werden 


26) Suarez a. a. O. 

27) Moy de Sons a. a. O. S. 66. 

28) A. gu System der Rechtsphilosophie, 1892, S. 205. 
29) a. a. O. 8. 207. 
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erst da, wo der Zwang beginnt. Eine Regel, die nicht durch Ge- 
walt geschützt ist, ist nur eine gutgemeinte Ermahnung; die Wirk- 
ungen des Rechtes kann sie nicht haben. Man nehme vom Rechte 
die Macht hinweg, und kein Mensch wird sich auch beim besten 
Willen an das Recht binden können . . . Somit ist die Garantie, 
die der Zwang gewährt, unter den Menschen, wie sie sind und sein 
werden, nicht etwas Unwesentliches, sondern für alle menschlichen 
Verhältnisse schlechthin Entscheidendes von geradezu fundamentaler 
Bedeutung.« 3°) 

Die Tatsachen beweisen aber gerade das Gegenteil. Nicht der 
Zwang ist das Entscheidende, sondern das Gebot unbedingter Pflicht. 
Im Pflichtgefühl wurzelt das Recht, nicht im Zwang, und darum 
gebietet mir das Gewissen das Recht zu achten, wenn auch alle 
anderen mein Recht verletzen. Von einer blossen »Ermahnunge 
kann also keine Rede sein. Lasson hätte nur dann das Wahre ge- 
troffen, wenn die Rechtsordnung eine künstliche, mechanische Ver- 
anstaltung wäre. Allein sie beruht auf dem vernünftig-sittlichen 
Wesen des Menschen. Was seine Darlegung beweist, das ist einzig 
die vernünftige Notwendigkeit einer ÆExekutivgewalt gegen Wider. 
spenstige. 

Es ist ja richtig, dass die Gewalt sich oft des Rechtes be- 
mächtigt, dass sie auf Erden nicht selten die Gesetze diktiert. So- 
lange diese aber keinen Widerhall im Gewissen der Unterworfenen 
finden, nennt sie kein Mensch wahres Recht. Nur die Übereinstim- 
mung mit der objectiven Gerechtigkeit gibt ihnen innere Kraft und 
erzeugt das Gefühl der Pflicht, ohne das keine Rechtsordnung be- 
stehen kann. Dass die Ansicht über das Gerechte zeitlich und ört- 
lich wechselt, tut hier nichts zur Sache. Das Ideal stimmt nur 
‚selten mit der Wirklichkeit überein, und der Kampf zwischen dem 
Sittlichen und der Willkür, zwischen dem, was sein soll, und dem 
was wirklich geschieht, ist so alt als das Menschengeschlecht. Wer 
nur in der Gewalt das Wesen des Rechtes sieht, der hat nur Sinn 
für das? Aussere, der kennt im Menschen nur den verbrecherischen 
Egoisten und übersieht die innere Macht der sittlichen Kräfte in 
der Menschheit. 

Wir sehen also im Zwange nur die äussere Sanktion der 
Rechtspflichten, die sich im Gegensatz zu den reinen moralischen 
Pflichten ihres besonderen Zweckes willen selbst gegen die freie: 
Entscheidung erzwingen lassen. 


80) a. a. O. S. 200. 


Die Erswingbarkeit des Rechts. 15 


Das beweist die vorurteilslose Beobachtung der Tatsachen. 
Wenn meine leibliche Integrität angegriffen wird, dann wird kein 
Mensch es missbilligen, wenn ich den Angreifer eventuell gewaltsam 
abwehre. Das deutsche Strafgesetzbuch erlaubt darum die Notwehr 
als »diejenige Verteidigung, welche erforderlich ist, um einen gegen- 
wärtigen, rechtswidrigen Angriff von sich oder einem andern abzu- 
wenden« ($ 53). 

Die Notwehr ist aber nur zulässig für den Fall, dass andere 
Hilfe gerade nicht »gegenwärtig« ist. In der Regel ist es die so- 
ziale Autorität, die Staatsgewalt, welche das durch die Rechtsgesetze 
vorgeschriebene äussere Verhalten erzwingt. Da kann der Staat 
z. B. einen Verhinderungszwang ausüben. Durch die Polizeigewalt 
kann er das ungesetzliche Verhalten jemandes verhindern, er kann 
durch hohe Zölle die Einführung von fremden Waren einschränken 
oder sie ganz verbieten. Durch Erfüllungsewang kann er die Er- 
füllung einer Rechtspflicht erzwingen. Er pfändet z. B. demjenigen, 
der seine Schulden nicht bezahlt, er zwingt zu Berichtigungen in der 
Presse, setzt Entschädigungen durch u. s. w. Durch den Sicherungs- 
zwang sichert der Staat andere vor Schaden, indem er z. B. einem 
unfähigen Kapitän das Schifffahrtspatent entzieht. Er kann aber auch 
denjenigen, der das Rechtsgesetz verletzt hat, der Wohltaten der 
Rechtsordnung berauben, wie das z. B. durch die Friedloserklärung 
geschah, oder er kann gewisse Handlungen verhindern, indem er sie 
für rechtlich ungültig und wirkungslos erklärt, wie z. B. in den 
Nichtigkeitserklärungen. 

In manchen Fällen wird die Rechtspflicht durch Anwendung 
äusserer, physischer Gewalt erzwungen. So ist z. B. der Fall denk- 
bar, dass jemand mit Gewalt gezwungen wird, seine Militärpflicht 
zu erfüllen, oder mit Gewalt abgehalten wird von der Übertretung 
einer Bauvorschrift u. a. m.3!) Für gewöhnlich wirkt der Zwang 
in der Form der Strafandrohung auf den Willen des Handelnden 
ein, so dass er sich zwar zur Befolgung des Gesetzes frei entschliesst, 
aber nicht aus einem rein sittlichen Motiv. 

Die Strafe als Reaktion gegen die Übertretung der Rechts- 
ordnung bildet die Parallele zur inneren Sanktion der sittlichen 
Ordnung und ist demselben Gesetze der Gerechtigkeit unterworfen, 
Der Gestrafte wird in den realen Zustand versetzt, der seinem in- 
neren Wert entspricht und es wird ihm jenes Mass des Glücks und 


81) Bierling scheint mir darnm zu weit zu gehen, wenn er nur von 
einem »Surrogat der nicht zu erzielenden Befolgung« spricht. (Juristische Prin- 
zipienlehre, I. B., 1894, S. 51). 
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der Vollendung entzogen, das er durch sein Handeln verdient 
hat. Auch die äussere Strafe seitens der Staatsgewalt ist eine 
»durch das Gesetz auferlegte Minderung des persönlichen Da- 
seins«, 82) Sie wird so zur Vergeltung, indem sie aber gewisse Güter 
entzieht, reagiert sie ebenso auch vor der Handlung auf das Glücks- 
streben des Menschen. Sie erweckt Furcht und Scheu vor der Strafe 
und bedeutet mithin eine moralische Einwirkung. Der Entschluss 
zur Erfüllung des Gesetzes ist frei, denn man könnte es ja auch 
auf die Strafe ankommen lassen, die Strafandrohung ist nur ein 
Motiv, und wenn zu diesem rein sittliche Motive hinzukommen, 
bleibt auch die subjektive Sittlichkeit der Handlung, wenn auch in 
geringerem Masse, gewahrt. 


4. Mit der Existenz des Rechtes als wahres Recht kann nach 
dem Gesagten die Möglichkeit des Zwanges in keiner Weise zu- 
sammenhängen. Er ist nur ein notwendiges Element der Rechts- 
ordnung auf dem Gebiete der Erfüllung des Rechts. Die soge- 
nannte Erzwingbarkeit des Rechts ist nur die rechtliche und sitt- 
liche Möglichkeit des Zwanges zur Erfüllung und Verwirklichung 
der Rechtsordnung. Weil der ausserhalb des Rechtsunterworfenen 
liegende Zweck des Rechtes unbedingt erfüllt werden muss, weil 
jedes subjektive Recht seinem Sinne nach ein unverletzlicher An- 
spruch ist, darf es sich eventuell mit Gewalt Geltung verschaffen. 
So sehr sich sonst unser Inneres gegen jede willkürliche Gewalt 
aufbäumt, so sehr billigt es hier das Eingreifen der physischen 
Macht, weil sie im Dienste des Rechtes steht. 


Die innere Seite des Rechtes ist und bleibt seine Vernünftig- 
keit und sein sittlich-verpflichtender Charakter. Die Erzwingbar- 
keit seiner Erfüllung aber kann als die äussere Seite des Rechts be- 
zeichnet werden. 29) Wegen der Äusserlichkeit des Rechts als Ordnung 
des äusseren Lebens und Verhaltens der Menschen in der Gesell- 
schaft kanun es von der Gesinnung bei der Erfüllung der Rechts- 
pflichten absehen; daraus folgt aber durchaus nicht, dass die Er- 
zwingbarkeit zum Bestande eines Rechtes notwendig ist. Wenn das 
Recht seinem Wesen nach, wie gesagt wird, allen Motiven gegenüber 
gleichgültig bleibt, wenn es nur erfüllt wird, warum soll es seinem 
Wesen nach das Motiv der Furcht vor Strafe enthalten ? 

Nur der Zweck des Rechts verlangt eine eventuelle Zwangs- 


32) Trendelenburg, Naturrecht auf dem Grunde der Ethik, 1860, S. 109. 
idm 39) Leb, Th. Meyer, Die Grundsätze der Sittlichkeit und des Rechts, 
, S. 132 ff. 
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erfülung, denn »die Erzwingbarkeit haftet an dem Inhalte 84) des 
Rechts. Wo ein subjektives Recht absolut notwendig ist zur Er- 
reichung des letzten Zieles der Menschheit, da ist mit ihm unbe- 
dingt die Befugnis des Zwanges verbunden. Wenn darum die Staats- 
gewalt ein solches Recht verletzen würde, dürfte der Berechtigte 
wenigstens einen passiven Widerstand leisten. Hinwiederum gibt es 
andere Rechte, die zu ihrer Geltendmachung einzig auf das Pflicht- 
gefühl der sozialen Autorität sich verlassen müssen. Je vitaler die 
Interessen sind, je enger die Rechte mit dem letzten Zwecke des 
sittlichen und sozialen Lebens zusammenhängen, um so grössere 
Zwangsberechtigung bringen sie mit sich. Es steht über dem Wohle 
des einzelnen das Wohl der Gesamtheit; würde darum jedes sub- 
jektive Recht gegen die Gesamtheit mit Gewalt geltend gemacht 
werden dürfen, dann wäre das Wohl und der Friede des Ganzen 
schwer gefährdet. Wie der Fall eintreten kann, dass ich von einem 
Rechte, das intakt bestehen bleibt, keinen Gebrauch machen darf, 
so kann mir auch die Befugnis abgehen, wegen des Wohles des 
Ganzen, ein Recht mit Gewalt geltend zu machen. Ich sagte »mit 
Gewalte. Es gibt aber einen andern Weg, und das ist die legale 
Geltendmachung. Wenn Vereine, Parteien gebildet werden zur Ver- 
teidigung gewisser Rechte, wenn die öffentliche Meinung einen Druck 
auf die Staatsgewalt ausübt zur Einhaltung ihrer rechtlichen Ver- 
pflichtungen, so ist das nicht nur sittlich erlaubt, oft sogar geboten. 
Ein direktes Recht, mit physischer Gewalt diese Rechte geltend zu 
machen, besteht nicht, diese Mittel sind aber alle besondere Elemente 
ım Bestreben des Rechts, sich zu verwirklichen. 

Die Erzwingbarkeit tällt also nicht unter den Begriff des 
Rechts, sondern unter die Sanktion. Als Sanktion setzt der Zwang 
das Recht voraus. So ist ja auch unter normalen Verhältnissen der 
Zwang selbst wieder rechtlich geregelt. Im Staate wird die Zwangs- 
gewalt rechtlich organisiert, und die Normen der Zwangsausübung 
sind Rechtsgesetze wie jene Rechtsgesetze, die durch den Zwang 
garantiert und geschützt werden sollen. Schon daraus ist ersichtlich, 
dass das Moment der Erzwingbarkeit nicht im Rechtsbegriffe liegen 
kann. Die Argumentation Bierlings ist darum durchaus zutreffend: 
»Zuvórderst erscheint es als ein unauflöslicher Widerspruch, dass 
auf der einen Seite allein diejenigen Normen für Rechtsnormen 
gelten sollen, hinter denen die Aussicht auf Zwangsanwendung im 
Falle der Übertretung steht, auf der anderen Seite diese Aussicht 


34) G. v. Hertling, Kleine Schriften zur Zeitgeschichte und Politik, 
1897, S. 134. 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 9 
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stets und überall nur verwirklicht werden kann und soll durch 
lebendige Menschen und zwar in Gemässheit anderer Normen, für 
die man ebenfalls Rechtsnormen-Qualität ausspricht. Wie weit man 
auch die Androhung von Zwangsmitteln treiben mag, ins Unend- 
liche lässt sich die Sache doch nicht fortsetzen; es bleiben schliess- 
lich stets gewisse Normen übrig, für deren Befolgung man ans- 
schliesslich auf den guten Willen der  Verpflichteten rechnen 
muss.« $5) 

Es gibt also wirkliche Rechte, die nicht einmal die Be- 
rechtigung verleihen, sie zu erzwingen, und darum kann man über- 
haupt nur von einer eventuellen Erzwiugbarkeit der Rechtsnormen 
reden. In der realen Welt steht freilich der Zwang in recht enger 
Verbindung mit der Rechtsordnung. Er ist jenes eigentümliche 
Element, vermöge dessen die Idee der Gerechtigkeit sich Geltung ver- 
schafft trotz aller Willkür und alles egoistischen Wollens und Strebens. 
Oft hat im Verlauf der Menschengeschichte der Egoismus der Ge- 
walthaber sich am Rechte versündigt, und dann hat die Gewalt von 
unten herauf ihrerseits wieder die Schranken des Rechts durch- 
brochen, durch die sie zurückgehalten werden sollte, aber aus der 
Gewalt heraus ging schliesslich doch immer wieder die Gerechtig- 
keit siegreich hervor und legte Zeugnis ab von ihrer unbedingten 
Macht über die Gemüter. »Es geht aus alledem hervore, meint 
Ed. v. Hartmann, »dass das Recht sich zwar auf die Macht stützen 
muss, um sich in einer Welt egoistischer Interessen zu realisieren, 
und den widerstrebenden Gewalten gegenüber durchzusetzen, dass 
aber das Recht nimmermehr auf der Macht beruhen kann. Im 
Gegenteil ist es die ideale Bedeutung des Rechtes, welche auf die 
Dauer stets über die brutale rechtlose Gewalt triumphiert; es ist 
die siegreiche Macht der Idee und Vernunft im Recht, welche bewirkt, 
dass die realen Gewalten in ausreichendem Masse sich zu ihren 
Frondiensten hergeben, um die widerrechtlichen Mächte der Wirk- 
lichkeit zu überwältigen. Nicht weil das Recht die Macht hat, ist 
est Recht, sondern weil es Recht ist, gewinnt es die Macht, wie 
wunderlich auch oft die Wege scheinen mögen, auf denen die Idee 
ihre Macht und Herrlichkeit offenbart.« 56) 

In seinen letzten Konsequenzen bedeutet die Ansicht, dass der 
Zwang ein wesentliches Element des Rechtsbegriffs sei, nichts anderes 
als eine Identifizierung von Recht und willkürlicher Gewalt. 

Wäre der Satz Lasson’s richtig, dass erst das mit dem Zwange 


35) a. a. 0. S. 52. 
36) Phaenomenologie des sittlichen Bewusstseins, 1879, S. 502. 
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bewahrte Gesetz den Begriff des Rechtes ergibt, dann wären nur 
jene Normen wirkliches Recht, denen die physische Möglichkeit des 
Erzwungenwerdens zur Seite stände. Die Verteidiger dieser Ansicht 
denken offenbar zu sehr an die geordneten Zustände in einem Staats- 
wesen, wo die Staatsmacht mit der Fülle ihrer Gewalt dem Rechte 
regelmässig Geltung verschaffen kann. Allein die Wirklichkeit sieht 
docb etwas anders aus. Der Fall ist doch durchaus nicht unmög- 
lich, dass jemandem die Mittel fehlen, sein Recht zu beweisen, dass 
der Richter böswilliger oder fahrlässiger Weise die Beihilfe ver- 
sagt. Ist darum das Recht nicht weniger Recht? Es kann der 
Fall eintreten, dass die Staatsmacht selbst so geschwächt wird, dass 
sie dem Rechte keinen Nachdruck mehr zu verleihen im Stande ist, 
oder dass sie es gar nicht will, und doch würde das sittliche Em- 
pfinden mit aller Energie dagegen protestieren, dass damit alles 
Recht aufgehört habe. Wenn ein Gesandter im fremden Lande er- 
mordet wird, und sein Staat zu klein und zu schwach ist, um den 
Mord zu hindern, so bleibt das internationale Recht bestehen auch 
ohne Zwangsmöglichkeit. Schliesslich würde das Recht nur so weit 
gehen, als die Gewalt reicht, und von Rechten eines Schwachen 
könnte gar keine Rede mehr sein. Der überstarke Staat hätte im- 
mer Recht gegen den Untertan, er brauchte nur willkürlich ein Ge- 
setz zu erlassen und es zu erzwingen, und das »wirkliche Recht« 
wäre da. Das hiesse einfach den idealen, sittlichen Charakter des 
Rechts trotz aller Theorien von dem ethischen Werte der Rechts- 
ordnung verleugnen. Es hängt von einer ganzen Reihe von Zu- 
fälligkeiten ab, ob die Möglichkeit wirklich da ist, das Recht zu 
erzwingen. Die Rechtsordnung ist aber so tief im sittlichen Bewusst- 
sein der Menschen gefestigt, dass es als ganz äusserliches Accidenz 
erscheint, ob es wirklich erzwungen werden kann oder nicht. Und 
wie müssten erst die Rechte gewertet werden, die ihrer ganzen Be- 
deutung nach nicht erzwungen werden dürfen? Der Herrscher hat 
wirkliche Rechtspflichten, die Verfassung einzuhalten, die Rechte 
seiner Untertanen zu wahren u. s. f., und doch gibt es keine or- 
ganisierte Zwangsgewalt, die diese Rechtspflichten erzwingt. Dass 
der Herrscher keinen Rechtsbruch begehen könne, wird man doch 
im Ernste nicht behaupten können. 

Unsere Untersuchung zeigt vielmehr, dass das Recht keines- 
wegs auf einer solch äusseren Grundlage beruhen hann. Es ordnet 
das soziale Verhalten der einzelnen und der Gesellschaft, indem es 
einerseits Rechte begründet und abgrenzt, andererseits Kechtspflichten 


auferlegt und so die Bedingungen zur allgemeinen Wohlfahrt, zur 
28 
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Verwirklichung der sittlichen sozialen Zwecke schafft. Darin liegt 
seine wahre Bedeutung. Dem Sinne der Rechtsordnung gemäss soll 
jeder Berechtigte einen unverletzlichen Anspruch auf die Wahrung 
seines Rechtes haben, ist jeder andere verpflichtet, dem Berechtigten 
zu leisten, was ihm gebührt. Was darüber hinaus ist, liegt nicht 
mehr im Begriffe des Rechts selbst. Mit den aus dem Obigen sich 
ergebenden Einschränkungen kann man darum Ed. v. Hartmann 
durchaus beistimmen, wenn er sagt: »Die Rechtsordnung ist Rechts- 
ordnung weil und insofern sie als vernünftige und verbindliche 
Satzung allgemein (beziehungsweise durch die verfassungsmässigen 
Organe des Gemeinwesens) anerkannt, festgestellt und veröffentlicht 
wird. Ob und welche Vorkehrungen nebenher getroffen sind, um 
eine Ahndung oder Repression der Rechtsverletzung zu verbürgen, 
ist eine Utilitätsfrage, keine Rechtsfrage, obwohl die Berechtigung 
zu solchen zweckmässigen Vorkehrungen im Begriff der Rechtsord- 
nung selbst liegt, sodass sie auch durch die Gesetzgebung zu einem 
integrierenden Teil der Rechtsordnung erhoben werden können. Eine 
Handlung wird nieht dadurch zum juridischen Unrecht, dass sie mit 
Strafe bedroht ist, oder dass der Exekutor kommen kann, um sie 
rückgängig zu machen, sondern dadurch, dass sie ein Verstoss gegen 
die bestehende Rechtsordnung ist. Dass ein solcher Verstoss in der 
Satzung selbst mit Strafe bedroht ist, alteriert seinen Begriff als 
juridisches Unrecht gar nicht.« 37) 

Ein Bekämpfen des Kirchenrechts vom Standpunkt der Er- 
Zwingbarkeit des Rechts ist also durchaus unzulässig. Es ist zwar 
nach katholischer Auffassung nicht richtig, dass die Kirche, wie 
A. v. Scheurl 88) meint, ihr selbständiges Recht, Kirchenrecht sich 
aufzustellen, daraus ableite, dass sie eine ethische Gesamtpersönlichseit 
ist, und dass sie dergestalt als »irdisches Gemeinwesen« für die 
äussere Ordnung nur auf die Vernunfterkenntnis angewiesen sel, 
während sie als Heilsanstalt einen göttlichen Auftrag habe. Nach 
katholischer Lehre beruht auch der Charakter der Kirche als Rechts- 
anstalt auf göttlichem Auftrag. Ihr Recht gilt und verpflichtet. 
weil Gott der mittel- oder unmittelbare Grund desselben ist. Wenn 
ihr auch keine physischen Zwangsmittel zu Gebote stehen, so hat 
ihr Recht nicht minder den Charakter wahren »juristischen« Rechts. 
Moralische Mittel stehen ihr in vielfältiger Art zu Gebote, und diese 
bieten hinreichende Garantie für die Zwecke der Kirche. Wenn 


37) a. a. O. S. 500. 
35) a. a. O. S. 58 ff. 
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Sohm sich dahin ausspricht, dass jeglicher Zwang mit dem Wesen 
der Kirche unvereinbar sei, so darf man nicht übersehen, dass das 
Recht ja nicht den einzelnen zu sittlicher Gesinnung zwingt, dem 
es Rechtspflichten auferlegt, sondern dass es die Interessen der 
anderen wahren will. Ein Widerspruch liegt also gar nicht vor, 
da das Kirchenrecht keinen Menschen zu innerem Heilsstreben 
zwingen will. 


22 


2. Die neueren Forschungen zur Geschichte der staatlichen 
Amortisationsgesetzgebung. 


Von Prof. Dr. Karl Holder in Freiburg (Schweiz). 


In neuerer Zeit beschäftigt man sich etwas eingehender 
mit dem kirchlichen Vermögensrecht, wie dies die Werke von 
Stutz, 1) Buvée, *) Marx,3) Meurer,*) Carassai,5) Duballet®) u. a," 
sowie eine Reihe von Monographien zu einzelnen Teilen des kirch- 
lichen Vermögensrechtes®) und zur Geschichte desselben, besonders 
der älteren Periode, 9) beweisen, Bei diesen Forschungen fällt auch 
teilweise neues Licht auf die Geschichte der Amortisationsgesetz- 
gebung, d. h. jener (sesetze, welche die Beschränkung der Ver- 
mögens- und Erwerbsfähigkeit der Kirche und der kirchlichen An- 
stalten zum Inhalte haben. 

Die Frage des kirchlichen Vermögensrechts hat seit der 
zweiten Hälfte des Mittelalters das Verhältnis zwischen Kirche und 
Staat in Theorie und Praxis zeitweilig stark beeinflusst 12) und dann 
speziell im 17. und 18. Jahrhundert zu einem grossen literarischen 
Streit Anlass gegeben und eine grosse Anzahl von Schriften für und 


1) Geschichte des kirchlichen Penefizialwesens von seinen Anfängen bis 
zur Zeit Alexander lII. Bd. 1. 1. Berlin 1895; Derselbe, Die Eigenkirche. 1895. 

2) Le droit de propricté ecclésiastique. Lyon 1897. 

3) Das Kirchenverinögensrecht mit besonderer Berücksichtigung der Diö- 
zese Trier. 1897. 

4) Bayerisches Kirchenvermögensrecht 1899—1901. 2 Bde. 

5) La proprieta ecclesiastica I. Torino 1899. 

6) Traité des choses ecclésiastiques (Cours complet de Droit canon. tome 14). 
Paris 1902. 

7) Holder, Das kirchliche Vermógensrecht des Kantons Freiburg in 
seiner histor. Entwicklung und heutigen Geltung. Freiburg i. Schw. 1902. 
Pestalozzi, Das Zürcherische Kirchengut in seiner Entwicklung zum Staatsgut. 
Zürich 1903. 

8) Darüber im einzelnen Friedberg, Kirchenrecht, Leipzig 1903. p. 516 ff. 
Dazu neuestens Lampert, Zur rechtlichen Behandlung des kirchlichen Eigen- 
tums in der Schweiz. (Monatsschrift für christl. Sozialreform 1904 p. 15 ff.). 

9) z. B. Coulondre. Des acquisitions de biens par les établissements de 
la religion chrétienne en droit romain et dans l'ancien droit francais, Paris 
1886; Rivet, Du régime des biens d'Eglise avant Justinien, spécialement sous 
les empereurs chretiens. Lyon 1891; Carassai, S. Aum. 5, ferner la politica re- 
ligiosa di Constantino il grande e la proprieta della chiesa. Roma 1901: 
Fourneret, Les biens d'Eglise apres les édits de pacification. Paris 1902; 
Bondroit, De capacitate possidendi ecclesiae necnon de regio proprietatis vel 
dispositionis dominio in patrimonio ecclesiastico aetate merovingica (a. 108—761) I. 
Lovanii 1900; Fournier, La propriété des églises dans les premiers siecles du 
moyen age (lievue historique XXI, p. 480 ff.) u. s. w. 

10) Wir erinnern nur an Arnold von Brescia, die Waldenser, die 
Fraticellen, die Publizisten im Zeitalter Philipp des Schünen und Ludwig des 
Bayern (z. B. Peter Dubois und Marsilius von Padua),-an Wiclitfe, Huss u. s. w. 
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gegen das Amortisationsrecht hervorgebracht.) Als Endresultat 
der Tendenz, die Erwerbsfähigkeit der Kirche und kirchlichen An- 
stalten zu beschränken, welche sich speziell seit Ausgang des 
Mittelalters zuerst in örtlich beschränkten (städtischen), dann in 
territorialen Amortisationsgesetzen kundgibt und sich mit zunehmen- 
der Schärfe entwickelt, treffen wir in der neueren Zeit die Negation 
der kirchlichen Privilegien auf vermögensrechtlichem Gebiete, eine 
systematische Amortisationsgesetzgebung und die Säkularisationen. 

Während das 17. und 18. Jahrhundert das Amortisationsrecht 
in erster Linie nach der prinzipiellen Seite betrachtete, brachte das 
19. Jahrhundert der Frage theoretisch weniger Tateresse entgegen ; 
der heutigen Rechtswissenschaft gilt, wie Kahl?) bemerkt, der um 
das Amortisationsrecht geführte Kampf als ausgekämpft. Erwähnens- 
wert sind neben den zahlreichen Lehr- und Handbüchern des Kirchen- 
rechts, welche die Frage kurz berühren, u. a. die Schriften 
von Schulte) und Buvée, 4) welche gegen die Amortisationsgesetze 
Stellung nehmen, die Ausführungen von Kahl?) und Kautz, ®) welche 
die Amortisationsgesetze verteidigen, ferner die verschiedenen Ar- 
tikel im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Staatslexikon, 
Stensels Wörterbuch des d. Verwaltungsrechts, Kirchenlexikon, 
Realencyklopädie f. protest. Theologie u. s. w., deren Verfasser teils 
Verteidiger, teils Gegner der Amortisationsgesetze sind. Von neueren 
Werken seien noch erwähnt die Arbeiten von Mesdach de ter Kiele?), 
Scheys 8), Lea ?) und Guyot de Preignan. 10) 

Dagegen fing man an, seit etwa der Mitte des 19. Jahrhunderts 
sich etwas eingehender 11) mit der Geschichte der Amortisations- 
gesetzgebung zu befassen. In erster Linie ist hier Friedberg 12) zu 


1) S. die Zusammenstellung bei Kahl, Die deutschen Amortisations- 
gesetze 1879, p. 6 A. 5 und Schulte, Gesch. der Quellen und Literatur des 
kanon. Rechts III 2, p. 372. Ueber die französische Publizistik die unten an- 

egebenen Werke von Mourmant p. 22, 80, Garcin p. 21, 76 A.1 und Coulondre 
f c. p. 300, 332, 347, 356. 

2) 1. c. p. 7. 

3) Die Jurist. Persönlichkeit der kathol. Kirche, ihrer Institute und 
Stiftungen, sowie deren Erwerbsfähigkeit. Giessen 1869. 

4) Le droit de propriété de l'Eglise, 1897, p. 59— 131, 184 ff. 

5) Die deutschen Amortisationsgesetze p. 15 ff, wo auch weitere Lite- 
ratur verzeichnet ist. 

6) Das Recht des Staates zur Beschränkung des kirchl. Eigentums- 
erwerbes: Zweckmässigkeit, Art und Umfang der Beschränkungen (Schmollers 
Jahrbuch XIV p. 573—584). 

7) Du droit d'amortissement. Bruxelles 1888. 

8) De jure ecclesiae acquirendi et possidendi bona temporalia. Lovanii 1892. 

9) The dead hand. Philadelphia 1900. 

10) Le droit de propriété et le temporel de l'Eglise au XIX siècle. Paris 1901. 

11) Ueber die ältere Literatur s. die erwähnten Zusammenstellungen oben A. 1. 
12) De finium inter eccl. et civit. regundorum judicio quil medii aevi 
doctores et leges statuerint. 1861 p. 191 ff; Die Gränzen.-zwischen( Staat und 
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nennen, welcher eine Reihe von mittelalterlichen und neueren Amorti- 
sationsgesetzen zusammengestellt hat, ferner Helfert und Weber!) für 
Österreich und Bayern, Schulte?) für Frankreich; Telders®) lieferte 
eine historische Darstellung für Holland, Widder*) für Bayern. 
Die ältesten Amortisationsgesetze bis Ende der fränkischen Periode 
hat Lóning 5) behandelt. Darauf hat Kahl®) als Einleitung zu seinen 
deutschen Amortisationsgesetzen die Entstehung der Amortisations- 
gesetze und ihre Entwicklung bis ins Mittelalter verfolgt und eine 
kurze Charakteristik der mittelalterlichen Amortisationsgesetzge- 
bung °) zu geben versucht. Eine zusammenfassende Darstellung der 
Beziehungen des kirchlichen Eigentums zur bürgerlichen Gesell- 
schaft, sowie der Einwirkungen des Staates auf das Kirchengut 
von den römischen Zeiten bis auf die Gegenwart, a. v. eine Ge- 
schichte der Amortisationsgesetzgebung, stellt uns Carassai in Band IT 
und III seines oben erwähnten Werkes über das kirchliche Ver- 
mögensrecht 8) in Aussicht. 

Das Verdienst, die vorhandene Literatur bis 1879 über die 
Amortisationsgesetze im wesentlichen zusammengestellt und eine Ge- 
schichte der Amortisationsgesetzgebung in Deutschland, in welcher 
bei Besprechung der bayerischen und elsass-lothringischen Verhält- 
nisge auch auf österreichisches und französisches Recht Bezug ge- 
nommen wird, geliefert zu haben, gebührt Prof. Kahl.?) Der Ver- 
fasser behandelt der Reihe nach die Amortisationsgesetzsebung 10) 


Kirche und die tsarantien gegen deren Verletzung. 1872: Bayern p. 236, 247, 
253. Oesterreich p. 110, 125, 149, 166, Preussen p. 274, 282, ferner Niederlande 
p. 0!3—9, Spanien und Portugal p. 531, 533, 571, Italien p. 608. 634, 639. 
701, 709. Vgl auch Kirchenrecht 5 (1903) p. 518. 

1) Helfert, Handbuch des Kirchenrechts. 1846. I p. 201—11; Weber. 
Provinzial- und Statutarrechte des Königr. Bayern. 1839 ff. 4 Bde. 

2) Juristische Persönlichkeit p. 128 tf. S. auch System des Kirchenrechts 
II p. 472 ff. 

3) Bijdrage tot eene geschiedenis van het bezit in de doode hand. 1263. 

4) Die Amortisationsgesetzeebung im Königreich Bayern. München 1873. 

5) Geschichte des deutschen Kirchenrechts. 1878. 1 p. 220 ff.. II p. 620—94. 
S. auch Zroth, Benefizialwesen 1840 p. 313 Œ; Stutz, Denefizialwesen (passim). 
Vel. Bondroit, De capac. possidendi (oben) Das Nähere wird Band II des 
Werkes von B. enthalten; Telders l. c. p. 11 ff., 63—97. 

6) Die deutschen Amortisationsgesetze, 1879, p. 26—57. Dazu noch 
Che Die letztwilligen Verfügungen nach gemeinem kanon. Recht. 1900 
p. 140 fi. 

7) Neuestens v. Srbik, Die Beziehungen von Staat und Kirche in Oester- 
reich währeud des Mittelalters (Forschungen zur inneren Geschichte Oester- 
reichs. Hg. von A. Dopseh 1. 1) Iunsbr. 1904 p. 167, 171 A. 2. 

8) La proprieta ecel. I. Tor. 1899; Friedberg in Z. f. Kirchenrecht 
N. F. IX (1900) p. 4:2. 

9) Die deutschen Amortisationsgesetze. Tübingen 1879. Auf dem Um- 
schlag steht die Jahreszahl 1550. 

10) Die Basis der neueren. Amortisationsgesetzgebung in Deutschland bis 
zur Einführung des Bürgerl. Gesetzbuches im J. 1900 bildeten die sou, deutschen 
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in Preussen, in den süddeutschen und thüringischen Staaten und in 
Elsass-Lothringen. Am Schluss gibt er eine Zusammenfassung der 
für das geltende Recht (1879) gewonnenen Resultate (p. 295— 314), 
sowie eine chronologische Übersicht der wichtigsten deutschen, ôster- 
reichischen und französischen Amortisationsgesetze (p. 315—322). 

Seit 1879 hat sich das Bild der Amortisationsgesetzgebung in 
Deutschland wesentlich verändert.!) Zwar wurde die Mannigfaltig- 
keit der Amortisationsgesetzgebung in den deutschen Staaten durch 
das Bürgerliche Gesetzbuch nicht aufgehoben ?), und eine Rechtsein- 
heit, wie Kahl mit Bedauern hervorhebt,3) auf dem Gebiete nicht herge- 
stellt. Die Kompetenz in Bezug auf die Amortisationsgesetze bleibt 
laut $$ 86 und 87 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuch den Einzelstaaten vorbehalten; doch ist in sofern eine 
Vereinheitlichung eingetreten, als der Erwerb unter 5000 Mark frei 
gegeben ist (8 86 des E.-G.). Auf Grund dieser Bestimmungen 
haben 15 deutsche Bundesstaaten in ihren Ausführungsgesetzen 4) 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch einschlägige Bestimmungen über den 
Erwerb der kirchlichen Anstalten erlassen. Dieselben finden wir bei 
Geiger 5) übersichtlich zusammengestellt. 

Nach dieser kurzen historischen Einleitung gehen wir zu den 
neueren Erscheinungen zur Geschichte der Amortisationsgesetzge- 
bung über: 

I. Preussen. Die Amortisationsgesetze in Preussen von ihrer 
Entstehung an hat Kahl 6) im Zusammenliange dargestellt. Die meiste 


Grundrechte vom J. 184%, worin es Art. 9 heisst: »Für die tote Hand sind Be- 
schränkungen des Rechtes, Liegenschaften zu erwerben und über sie zu ver- 
fügen, im Wege der Gesetzgebung aus Gründen des öffentlichen Wohles zu- 
lässig.e Diese Bestimmung ist in die Verfassungsurkunden einer Reihe deutscher 
Staaten übergegangen. Kahl, Die d. Amortisationsgesetze p. 59 ff. 

1) Darüber Kahl im Handwôrterb. der Staatswissenschaften I? (1898) 
p. 287 fL; Meurer in Stengels Wörterbuch I p. 30—38; Friedberg, Kirchen- 
recht 5 (1903) p. 519, A. 71—20. 

2) Es wurden zwar sowohl seitens der Volksvertreter als auch seitens 
Vertreter der Wissenschaft Stimmen laut, die Amortisationsgesetze überhaupt 
aufzuheben, da dieselben für den Staat, wie dies 14 (jetzt noch 11) deutsche 
Bundesstaaten und Oesterreich, die keine solehe haben, beweisen, nicht unum- 
gänglich notwendig seien. Friedberg in Deutsche Zeitschrift für Kirchen- 
recht. N. F. IX p. 143—44. Vgl. dagegen Friedberg, Grinzen p. 793. 

3) Handwörterbuch 1. c. p. 287. 

4) Becher, Die Ausführungsgesetze. München 1901. 

9) Der kirchenrechtliche Inhalt der bundesstaatlichen Ausführungsgesetze 
zum Bürgerl. Gesetzbuch: Erwerbsbeschränkungen für jurist. Personen und 
Ordenspersonen (Amortisationsrecht), im Archiv für kathol. Kirchenrecht 1901 
p. 650—602. Vgl. über die Stellung der Klöster und Ordenspersonen im Bürgerl. 
Gesetzbuch für das deutsche Reich ‘reiger im Archiv f. kathol. Kirchenr. 1900 
p. 493—523. S. auch für die ältere Periode Hube-Geiting, Die Rechstähig- 
keit der Mitglieder religiöser Orden und ordensähnlicher Kongregationen nach 
kanonischem und deutschem Recht. Breslau 1903. 

6) Die deutschen Amortisationsgesetze p. 603—189. Dazu) Kaht 1m Hand- 
wörterbuch 12, p. 288—90. 
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Berücksichtigung erfahren naturgemäss die wichtigsten Bestimmungen 
über das Amortisationsrecht, nämlich das Edikt vom 21. Juni 1753 
und die einschlägigen Partien des Allgemeinen Landrechts von 1794. 
Über die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts in Bezug auf 
die Rechtsfähigkeit der Ordenspersonen hat, um dies hier gleich an- 
zuführen, Porsch!) ausführlich gehandelt. Weiter bespricht Kahl 
die Kabinettsordre vom 13. Mai 1833, die Verfassungsurkunden vom 
12. Dezember 1848 und 31. Januar 1850, die Vervielfältigung des 
Rechtsstandes durch die Gebietserweiterungen im Jahre 1866 (Pro- 
vinz Hannover, Hessen-Nassau, Schleswig-Holstein) und das Gesetz 
vom 23. Februar 1870. Eine gute Übersicht über das neuere Amorti- 
sationsrecht in Preussen gibt auch Meurer. ?) 

Eine ausführliche und gründliche Studie widmet den preus- 
sischen Amortisationsgesetzen G. Kautz.3) Nach einer kurzen histo- 
rischen Einleitung über das 18. Jahrhundert gibt der Verfasser eine 
systematische Übersicht über die Amortisationsgesetze bis zum Jahre 
1866 im Rechtsgebiet des Allgemeinen Landrechts, welche sowohl 
den Mobiliarerwerb als auch den Immobiliarerwerb der Kirchengesell- 
schaften und geistlichen Gesellschaften betreffen (p. 533—555), dann 
geht er zu den Amortisationsgesetzen im Gebiete des französischen 
Rechts, des gemeinen Rechts, sowie der im Jahre 1866 zu Preussen 
gekommenen Lande-teilen über (p. 556—564). Im Anschluss daran 
bespricht er die neueren gesetzlichen Bestimmungen (p. 564—572) 
und zwar die Beschränkungen bezüglich des Mobiliarerwerbs und 
des Immobiliarerwerbs, sowohl für die katholische +) als auch für die 
evangelische Kirche. In einem zweiten Teil (p. 573—601) erörtert 
Kautz, wie schon oben erwähnt, das Recht des Staates zur Be- 
schränkung des kirchlichen Eigentumserwerbs, mit besonderer 
Berücksichtigung von Preussen. Diese Erörterung enthält eine 
Kritik des vor dem Bürgerlichen Gesetzbuch geltenden Rechtszu- 
standes in Preussen unter Berücksichtigung der früheren Vorschriften, 
sowohl hinsichtlich des Eigentumserwerbes der Kirche durch Schen- 


1) Die Rechtsfähigkeit der Ordensleute nach preuss. Landrechte bei 
feierlichen und bei einfachen Ordensgelübden, ein Rechtsfall unter systemati- 
scher Zusammenstellung aller über diese Frage ergangenen Entscheidungen 
(Archiv f. kath. Kirchenrecht 63 (1890) p. 465—511). Vgl. Entscheiduugen des 
Reichsgerichts in Civilsachen Bd. 41 p. 303. 

2) Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts I (1890) p. 31—35. Vel 
noch v. Bar, Staat und kathol. Kirche in Preussen. 1883; Hinschius, Das 
preussische Kirchenrecht im Gebiete des Allg. Landrechts. 1884. 

3) Die Bestimmungen über Einschränkung des kirchlichen Eigentuins- 
erwerbes in Preussen (Jahrb. f. Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft 
XIV (1890) p. 529—601). 

4) Vgl. noch über Erwerb von Kirchengut in Preussen (Arch. für kath. 
Kirchenrecht 77 (1897) p. 183 ff.; über Vermögensfähigkeit von Ordenspersonen 
Gierke in Jherings Jahrbücher 35 p. 138 tt. 


Zur Geschichte der staatl. Amortisationsgesetsgebung. 27 


kungen und letztwillige Zuwendungen, als auch bezüglich des ent- 
geltlichen Mobiliar- und Immobiliarerwerbs. 

Kautz ist ein energischer Verfechter des staatlichen Amorti- 
sationsrechts; seine Arbeit ist aber mit Kahl das beste, was wir 
über die preussischen Amortisationsgesetze besitzeu. 

In der neuesten Zeit hat Preussen seine Amortisationsgesetz- 
gebung revidiert und auf Grund der schon erwáhnten 88 86 und 87 
des  Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch für das 
deutsche Reich einheitliche Bestimmungen über die Erwerbsbeschrán- 
kungen der juristischen Personen erlassen. !) 


II. Bayern. Bayern hatte seit dem Mittelalter eine reich- 
haltige und verschiedenartige Amortisationsgesetzgebung. Die ge- 
schichtliche Entwicklung der Amortisationsgesetzgebung in Bayern, 
meint Kahl,?) ist insofern von ganz besonderem Interesse, als handgreif- 
lich zu verfolgen ist, wie auch in einem katholischen Musterstaate 
das allgemeine Laudesinteresse den Sieg über das kirchliche Prinzip 
gewinnen musste. 

Von der älteren Literatur sei hier nur Moshamm?) genannt. 
Den ersten Versuch, die bayerischen Amortisationsgesetze im Zu- 
sammenhang darzustellen, machte A. Widder*) und zwar behandelt 
er die bayerische Gesetzgebung hinsichtlich der Erwerbsfáhigkeit der 
Kirche und des Erwerbs zur toten Hand im Kap. I (p. 4— 22) von 
den Reehtsbüchern Ludwig des Bayern bis zum Amortisationsdekret 
vom Jahre 1701, im Kap. H (p. 22 —35) vom Amortisationsdekret 
des Jahres 1701 bis zur Pragmatik vom 13. Oktober 1761, im 
Kap. HI (p. 35—73) bis zum Religionsedikt vom 26. Mai 1818, 
im Kap. IV (p. 73—84) vom Jahre 1818 bis auf die Gegenwart 
(1873). Das Schlusskapitel (p. 84—107) behandelt die in den später 
mit den bayerischen Stammlanden vereinigten Gebietsteilen bereits 
vor deren Vereinigung mit Bayern bestandenen Bestimmungen über 
den Erwerb zur toten Hand. Wenn auch heute für bestimmte 
Partien die Arbeit von Widder veraltet ist, so hat dieselbe doch 
als zusammenfassende Arbeit über ein bezüglich der Amorti- 
sationsgesetze verworrenes Rechtsgebiet noch ihren Wert. 

Eine übersiehtliche Darstellung der bayerischen Amortisatious- 


1) Ausf.-Ges. vom 20. September 1899; Geiger im Archiv für kathol. 
Kirchenrecht 1901 p. 650—52. 

2) Handwórterbuch I? p. 289. 

3) Ueber die Amortisationsgesetze überhaupt und besonders in Baiern. 
1798. Vgl. Freyberg, Pragmat. Geschichte der bayerischen Gesetzgebung 
und Staatsverwaltung 1838, III p. 98 ff. 

4) Die Amortisations-Gesetzgebuug im Königreich Bayern München 1573. 
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gesetze bis in die neuere Zeit gibt Kahl.!) Der historischen Ent- 
wicklung vor dem 18. Jahrhundert ist der erste kurze Abschnitt 
(p. 190—195) gewidmet. In einem ausführlicheren Abschnitt (p. 195 
bis 258) behandelt Kahl die Amortisationsgesetze seit dem 18. Jahr- 
hundert, und zwar der Reihe nach das Amortisationsdekret vom 
Jahre 1701, das Bayerische Landrecht von 1756, die Pragmatik von 
1764, die Handhabung und Erweiterung der Amortisationsvorschriften 
von 1779—1803, den Hinzutritt fremder Rechte und die Verviel- 
fältwung des Rechtsstandes durch Gebietserwerbungen, das Konkordat 
und die Verfassung. Eine kurze historisch-systematische Übersicht 
über die bayerischen Amortisationsgesetze seit 1701 findet sich auch 
bei Meurer. 2) 


Eine gute Abhandlung zur Geschichte der bayrischen Amortisa- 
tionsgesetzgebung im 18. und 19. Jahrhundert veröffentlichte vor kurzem 
Prof. Geiger.3) Auf Grund der neuesten Rechtsentwicklung will G. 
eine nach dem neuesten Stand der Gesetzgebung, Rechtssprechung 
und wissenschaftlichen Erörterung bearbeitete Abhandlung über die 
Erwerbsbeschränkurgen der sogenannten manus mortua ecclesiastica 
liefern. Zu diesem Zwecke sollen die bayerischen Amortisationsvor- 
schriften, wie dieselben in den bayerischen Partikularrechten ent- 
halten sind, dargestellt und ihre fortdauernde Rechtsgültigkeit an 
der Hand von Gesetzgebungsakten der neueren und neuesten Zeit, 
der Verordnungen oberster Verwaltungsbehörden und der Rechts- 
sprechung oberster Gerichtshöfe nachgewiesen werden. Unter Über- 
gehung der Eutwicklungsgeschichte des bayerischen Amortisations- 
rechts beginnt G. mit der Darstellung der kurbayerischen Mandate 
und bespricht (p. 261—76) unter eingehender Benutzung der ein- 
schlàgigen Literatur die Edikte und Gesetze von 1701, 1756, 1762, 
1764, 1787, 1803, 1307 u. s. w. bis auf die neueste Zeit, wo die 
Reichs- und die neuere Landesgesetzgebung eingreift. 


Die Periode der bayerischen Amortisationsgesetzgebung, welche 
bisher am stiefmütterlichsten behandelt wurde, ist die ältere, die 
Periode der Entstehung der territorialen Amortisationsgesetze; hier 


1) Die I Amortisationsgesetze p. 190—258. Dazu Aahl im 
Handwörterbuch 12 p. 279—91. 


2) Wórterbuch des deutschen Verwaltungsrechts I p. 33 — 36. S. auch 
Seydel, Bayr. Staatskirchenrecht. (Bd. VI d. Bayr. Staatsr.). 1892; Ni!bernagi, 
Verf. und Verwaltung sämtlicher Religionsgenossenschaften in Bayern. 3. Auf- 
lage. 1893. 

3) Die Neugestaltung der bayerischen Amortisationsvorschriften durch 
das Bürgerliche Gesetzbuch für das Deutsche Reich (Archiv f. kath. Kirchen- 
recht 1900 p. 259- 204). 
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hat nun die neueste Forschung eingesetzt.!) Der materielle Inhalt 
der bayerischen Amortisationsgesetzgebung, bemerkt Döberl, 2) ist be- 
kannt und von verschiedenen Seiten beleuchtet worden, weniger die 
Entstehungsgeschichte. Dieser ist die erwähnte Abhandlung Dóberls 
gewidmet, welche sich zur Aufgabe stellt, die ersten (territorialen) 
bayerischen Amortisationsgesetze aus den Zeitverhältnissen, aus den 
Anträgen und Gutachten der ausschlaggebenden Faktoren, auf Grund 
neuer Quellen gleichsam wieder erstehen zu lassen. 

Nach den Ausführungen Döberls ist die Amortisationsgesetz- 
gebung des bayerischen Territorialstaates vornehmlich durch drei 
Marksteine gekennzeichnet: durch die Pragmatik vom 20. April 1672, 
durch das Gesetz von 1701, von denen das erstere den Liegenschafts- 
erwerb an adeligen Gütern, das zweite den Liegenschaftserwerb an 
nichtadeligen Gütern zwar nicht verbietet, aber der landesherrlichen 
Genehmigung unterstellt und durch das Gesetz vom 13. Oktober 1764, 
welches den Mobiliarerwerb auf eine pragmatische Summe beschränkt. 

Döberl zeigt nun (p. 186—211) die Gründe, hauptsächlich 
wirtschaftlicher Natur, auf, welche die Entstehung und Weiterent- 
wicklung der Amortisationsgesetze bis Anfang des 18. Jahrhunderts 
veranlasst haben. In einem zweiten Abschnitt (p. 211—238) wird die 
Amortisationsgesetzgebung des 18. Jahrhunderts unter Heranziehung 
der reichen publizistischen Literatur erörtert. In den Beilagen (p. 239 
bis 260) werden Aktenstücke zur Geschichte der bayer. Amortisations- 
gesetzgebung zum ersten Male mitgeteilt. Die Abhandlung Dôberls 
ist eine gründliche Arbeit und gehört zum besten, was wir über die 
bayerischen Amortisationsgesetze besitzen. 

In der neueren Zeit trat auch an Bayern die Frage der Reform 
der Amortisationsgesetzgebung; die Veranlassung dazu gab die Ein- 
führung des Bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich. 
Dieser Frage sind u. a. hauptsächlich Meurer und Geiger näher 
getreten. 

Prof. Meurer3) gibt zuerst Aufschlüsse über die verschiedene 
Gestaltung und die Mannigfaltigkeit des bayerischen Amortisations- 
rechts. Dann stellt er die Frage, ob dasselbe, unter Vorbehalt der 
SS 86, 87 des Einführungsgesetzes zum B. G.-B., erhalten, beseitigt 


1) Doberl, Der Ursprung der Amortisationsgesetzzebung in Bayern 
(Forschungen zur Bayerischen Geschichte X (1902) p. 186— 262); Verl. auch 
Cuhen, Der Verfall des Adels und die ersten Amortisationsgesetze in Bayern 
(Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1902. Nr. 15). 

21 l. c. p. 186. 

3) Das bayerische Amortisationsrecht und seine Reform (Blätter für ad- 
ministrative Praxis 1899, p. 1—106). Dazu Friedberg in Deutsche Zeitschritt 
für Kirchenrecht. N. F. IX p. 142. 
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oder vereinheitlicht werden soll. Jeder Standpunkt hatte innerhalb 
der gesetzgebenden Faktoren Bayerns seine Vertreter. Meurer tritt 
in dieser Abhandlung für Vereinheitlichung des Amortisationsrechtes 
ein und stellt am Schluss derselben die Grundsätze auf, nach welchen 
die Vereinheitlichung für Bayern geschehen soll. 

Prof. Geiger behandelt in dem schon erwähnten Aufsatz!) die 
Frage der Neugestaltung der bayerischen Amortisationsgesetzgebung 
und zwar zuerst das Eingreifen der Reichs- und Landesgesetzgebung, 
durch welche ein einheitlicher und gesicherter Rechtsstand geschaffen 
wurde. Dann werden die piae causae und corpora ecclesiastica, deren 
Erwerbsfähigkeit durch die Amortisationsgesetze mehr oder weniger 
beinflusst wird, angeführt. | 

Für die Lösung der Frage wurde in Bayern ein vermittelnder Weg 
eingeschlagen: ein Teil der Amortisationsgesetze wurde beseitigt, an- 
dererseits wurden Vorschläge ausgearbeitet, welche eine Kodifikation 
des bayerischen Amortisationsrechtes und zugleich Milderungen der 
bestehenden Bestimmungen enthalten. Es handelte sich also nicht, 
wie Geiger?) hervorhebt, um Schaffung eines vollständig neuen 
Rechtes, um eine Beseitigung des bisherigen Charakters und In- 
haltes der Amortisationsgesetze, sondern lediglich um eine den 
kirchlichen Wünschen entgegenkommende Weiterbildung und um 
eine einheitliche Gestaltung dieser Gesetze, so dass für den ge- 
nannten Umfang des Königreichs und für alle daselbst befindlichen 
geistlichen Gesellschaften das gleiche Recht geschaffen wird. 

Die neuen Bestimmungen, welche die heute geltenden baye- 
rischen Amortisationsgesetze enthalten, sind von Geiger$) mit Er- 
läuterungen abgedruckt worden. 

III. Die übrigen. deutschen Bundesstaaten. Über die Ge- 
schichte der Amortisationsgesetzgebung in Württemberg, Baden, 
Hessen, Sachsen-Weimar, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, 
Sachsen-Coburg-Gotha und Elsass-Lothringen haben Kahl*) und 
Meurer5) gehandelt. Die neuesten heute geltendes Recht enthaltenden 
Amortisationsgesetze von Württemberg, Baden, Hessen, Mecklenburg- 
Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen- 
Altenburg, Waldeck-Pyrmont, Reuss j. L., Schwarzburg-Sonders- 


1) Archiv f. kath. Kirchenrecht 1900 p. 276—304. 
2) L c. p. 299. 
3) Archiv f. kath. Kirchenrecht 1900. p. 299—304. Der Text auch im 
Archiv 1901 p. 052—53. 
; 4) Die deutschen Amortisationsgesetze p. 258—94; Handwörterbuch L c. 
p. 291— 92. | 
5) Wörterbuch des d. Verwaltungsrechts 1. c. p. 36—38. 
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hausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Lübeck und Elsass-Lothringen hat 
Geiger!) zusammengestellt. 

Von den deutschen Bundestaaten haben 11 bis jetzt keine 
Amortisationsgesetze erlassen: Das Königreich Sachsen, Oldenburg, 
Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Coburg-Gotha, 
Reuss ältere Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Bremen und Hamburg. 

IV. Österreich. Eine Geschichte der österreichischen Amorti- 
sationsgesetze wäre ein ebenso lohnendes als verdienstvolles Unter- 
nehmen, denn Österreich nimmt in der Geschichte seiner Amorti- 
sationsgesetzgebung neben Bayern eine ähnlich hervorragende Stellung 
unter den weltlichen katholischen Staaten ein, wie Kurmainz und 
Würzburg unter den deutschen geistlichen Territorien. 3) 

Die Zusammenstellung der älteren österreichischen Amorti- 
sationsgesetze bei Helfert, Weber und Friedberg haben wir schon 
oben erwähnt. Eine kurze Übersicht über die österreichischen 
Amortisationsgesetze, wobei speziell das Amortisationsgesetz von 
Maria Theresia (26. August 1771) berücksichtigt wird, bis An- 
fang des 19. Jahrhunderts gibt Kahl.3) Eine Aufzählung der wich- 
tigsten Amortisationsgesetze Österreichs seit dem Amortisations- 
gesetz Leopold I. (1669) bis in die neuere Zeit enthält der Artikel 
von Mahl-Schedl. *) | 

Eine kurze historische Darstellung der österreichischen Amor- 
tisationsgesetze, insbesonders in den böhmischen Ländern (Böhmen, 
Mähren und Schlesien) vom 13. bis Mitte des 19. Jahrhunderts 
liefert Henner5) und zwar ist p. 8—31 denjenigen Amortisationsge- 
setzen gewidmet, welche in den böhmischen Ländern Österreichs 
vom 13. Jahrhundert an bis zu dem von der Kaiserin Maria Theresia 
erlassenen Amortisationsgesetze vom 26. August 1771 gegolten haben. 
Der folgende Abschnitt (p. 31—39) bespricht die Amortisationsge- 
setze, welche für die deutschen Länder des Kaisertums Österreich 
(Österreich unter und ob der Enns, Tirol u. s. el von den Zeiten 
Friedrich des Schönen (1308-- 30) bis zum Jahre 1771 erlassen 
worden sind. ®) 


1) Archiv 1901 p. 653—62. 

2) Kahl, Die d. Amortisationsgesetze p. 225. 

3) Die deutschen Amortisationsgesetze p. 225—32, 238—40. S. auch die 
dort verzeichnete Literatur. 

4) Amortisatiousgesetze (Oesterreich. Staatswörterbuch I (1895) p. 42 mit 
Literatur: Stubenrauch, Kommentar zum B. G.-B. 2. Aufl. I p. 474; Randa, 
Eigentum p. 28. 

5) Von den österreichischen Amortisationsgesetzen. Prag 1892 (in böhmi- 
nn Dazu Laurin im Archiv f. kathol. Kirchenrecht 68 (1892) 

. 461— 472. l 
S 6) Ueber den Inhalt dieser Gesetze Laurin l. ep 463—65. 
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Bevor wir die Amortisationsgesetzgebung unter Maria Theresia 
weiter verfolgen, müssen wir hier den neuesten Beitrag zur Geschichte 
der mittelalterlichen  Amortisationsgesetzgebung Österreichs von 
H. v. Sfbik!) erwähnen. v. Sïbik betont bezüglich der zahlreichen 
noch vor Bestand der eigentlichen Amortisationsgesetze auftretenden 
Bewilligungen oder Bestätigungen der Obrigkeit für Erwerbungeu 
kirchlicher Institute oder einzelner Kleriker ganz richtig, dass die- 
selben nicht auf einer rechtlichen Notwendigkeit beruhten, sondern 
dass das wesentliche Element in den meisten Fällen die Sicherung 
des Erwerbs, nicht das der Rechtschaffung war. Ferner ergibt sich 
aus der Darstellung von Sfbik, dass auch in den älteren habsbur- 
gischen Erblindern, auf welche sich die Darstellung von Sïbik be- 
schränkt, wie anderswo die Priorität der städtischen und örtlich 
begrenzten vor den territorialen A mortisationsgesetzen zu Tage tritt, 
und dass der erste Angriff gegen das Anwachsen des Besitzes der 
toten Hand nicht vom Landesherrn, sondern von der Bürgerschaft aus- 
geht; die ältesten Amortisationsgesetze sind auch hier gegen den 
Immobiliarerwerb und den Regularklerus gerichtet; die späteren 
betreffen auch die Beschränkung des Mobiliarerwerbs mit Ausdeh- 
nung auf den Säkularklerus. 

v. Sibik behandelt nun die älteste Amortisationsgesetzgebung, 
hauptsächlich das älteste Wiener Amortisationsgesetz vom Ende des 
13. Jahrhunderts, ferner das älteste allgemeine österreichische Amorti- 
sationsgesetz Rudolfs III. vom Anfang des 14. Jahrhunderts und 
dessen Durchführung, dann die spätere städtische Amortisationsge- 
setzgebung bis Ende des Mittelalters und die Stellung des Amorti- 
sationsgesetzes Rudolf IV. vom Jahre 1361 innerhalb derselben. 
Im Anschluss daran behandelt Sïbik die Ablösungsgesetze Rudolf IV., 
welche zwar nicht eigentliche Amortisationsgesetze, sondern staat- 
liche Mittel waren, um die Anhäufung von Grundzinsen auf Liegen- 
schaften seitens der toten Hand zu verhindern. 

Die gründlichen, aus den Quellen herausgearbeiteten Dar- 
legungen Sfbiks bilden einen dankenswerten Beitrag zur Geschichte 
der mittelalterlichen Amortisationsgesetzgebung Österreichs. 

In der Geschichte der österreichischen A mortisationsgesetz- 
gebung sind die Amortisationsgesetze der Kaiserin Maria Theresia 
des öftern behandelt worden 21 Auch Henner widmet denselben 


1) Die Beziehungen von Staat und Kirche in Oesterreich während des 
Mittelalters. (Forschungen zur inneren Gesch. Oesterreichs. Herausgeg. von 
Dopsch, I, Heft 1.) Innsbruck 1904 p. 167 # (Amortisationsgesetze) S. anch 
die verzeichnete Literatur. 

2) Ueber die Josephinische und die folgende Zeit s. Stubenrauch. 
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einen Abschnitt in seiner oben angegebenen Untersuchung (p. 39—59) 
und behandelt diejenigen Amortisationsgesetze, welche seit dem 
26. August 1771 bis zum Konkordat vom 18. August 1855 und 
zwar für die gesamten Länder des Kaisertums Österreichs erlassen 
worden sind. 1) 

Durch das Konkordat vom 18. August 1855 (Art. 29, 35) 
wurden sämtliche Amortisationsgesetze im Bereich der ôsterreichi- 
schen Monarchie aufgehoben. Dagegen wurde im Staatsgrundgesetz 
vom 21. Dezember 1867 durch Aufnahme der oben erwähnten 
sog. deutschen Grundrechte?) der Erlass von Amortisationsgesetzen als 
zulässig erklärt. Solche wurden aber seither keine erlassen. Da- 
‘gegen ist es eine Streitfrage, ob die früheren Amortisationsgesetze 
auf Grund des Gesetzes vom 7. Mai 1874, welches das Konkordat 
von 1855 seinem vollen Inhalt nach aufhebt, wieder in Kraft und 
Wirksamkeit getreten sind. Letzteres wird in einer Entscheidung 
des obersten Gerichtshofes vom 1. Oktober 1879 angenommen. 8) 
Gegen diese Auffassung wendet sich Henner im zweiten Teile seiner 
Schrift (p. 59 ff.) und kommt zum Resultat, dass durch das Gesetz 
von 1874 die früheren Amortisationsgesetze weder ausdrücklich noch 
stillschweigend wieder eingeführt worden seien. Dies dürfte die ge- 
wöhnliche Annahme sein. 

V. Schweis. Zu einer Geschichte der Amortisationsgesetz- 
gebung der Schweiz fehlen auch die ersten Vorarbeiten. Einzelne 
ältere und neuere Amortisationsgesetze werden in Gareis und Zorn, 4) 
Attenhofer,5) Huber®) u. a.?) gelegentlich erwähnt. Einen Versuch, 
dieselbe systematisch darzustellen oder auch nur eine Zusammen- 
stellung zu geben, finden wir in der älteren Literatur nicht. 


Handbuch der österr. Verwaltungsgesetzgebungskunde II p. 445 ff.; Baernreither, 
Ueber das Vermógen der geistl. Orden und ihrer Mitglieder. Wien 1882. 
Ders., Ueber das Vermógensrecht der geistl. Orden. 1885. Ueber die Be- 
gründung der Amortisationsgesetze s. Henner ]. c. p. 68— 69. 

1) Ueber Charakter und Inhalt dieser Gesetze Laurin l. c. p. 465—908. 

2) »Für die tote Hand sind Beschránkungen des Rechts, Liegenschaften 
zu erwerben und über sie zu verfügen, im Wege der Gesetzgebung aus Gründen 
des öffentlichen Wohles zulässig.« 

3) Sammlung der civilr. Entscheid. des O. G. H hrg. von Glaser u.s. w. 
2 Aufl. Bd. 17 p. 384. Vgl. über die Frage Parzer, Die Erwerbs- und Hand- 
lungsunfähigkeit der geistlichen Orden und ihrer Mitglieder in Oesterreich 
(Archiv f. kath. Kirchenrecht 62 (1889) p. 313—323). 

4) Staat und Kirche in der Schweiz I p. 164, 173, 178, 200, 505. 

5) Die kathol. Kirche im Bistum Basel I p. 150, 155—56. 

6) Schweiz. Privatrecht passim; Ders. Betrachtungen über die Verein- 
heitlichung des Schweiz. Erbrechts 1895 p. 31; Motive zum Schweiz. Civilgesetz- 
buch. Erbrecht p. 112, 148. 

7) Für einzelne Territorien: Leu, Eidg. Lexikon, Blumer, Rechtsgesch. 
der schweiz. Demokratien, Bluntschli (Zürich), Stettier (Bern), Segesser 
(Luzern) u. s. w. 
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Diesem Arbeitsgebiet ist in neuerer Zeit der Verf. dieses Re- 
ferates näher getreten, indem er die vorläufigen Resultate seiner 
Untersuchung, sowie eine Charakteristik der mittelalterlichen und 
neueren Amortisationsgesetzgebung der Schweiz*in kurzem Abriss 
mitteilte. 11. Das sehr zerstreute, zum Teil entlegene Material für 
die ganze Schweiz zu sammeln, ist eine mühsame Arbeit. Ref. hat 
sich deshalb entschlossen, die einzelnen Territorien nacheinander zu 
bearbeiten. So entstand, was ja am nächsten lag, die Geschichte der 
Freiburger Amortisationsgesetze.?) Eine Geschichte der schweizeri- 
schen Amortisationsgesetzgebung hofft der Verfasser in nicht allzu 
ferner Zeit folgen lassen zu können. 

VI. Frankreich. Die Geschichte der französischen Amorti- 
sationsgesetzgebung ist ein ausserhalb Frankreich wenig bekanntes 
Gebiet. Und doch existiert eine umfangreiche ältere und neuere 
Literatur über die französischen Amortisationsgesetze. Von der 
ältereu Literatur wird einiges von Schulte, 21 einige mittelalterliche 
Amortisationsgesetze werden von Friedberg 4) erwähnt; die neueren 
Amortisationsgesetze Frankreichs seit der Revolution wurden mit Be- 
zugnahme auf Elsass-Lothringen kurz von Kahl) behandelt. Von 
der neueren Literatur ist im Handwürterbuch der Staatswissen- 
schaften, £) welches die Literatur über die einzelnen Länder zusammen- 
stellt, nichts zu finden; einiges jedoch ist bei Friedberg?) erwähnt. 
Allerdings muss hergehoben werden, dass die wichtigste Literatur 
über die französischen Amortisationsgesetze in die neueste Zeit fällt. 

Von der älteren Literatur des 16.—18. Jahrh. seien neben den 
Artikeln »mainmorte« in Denisart, Coll. des decisions nouvelles 1783, 
und in Guyot, Répertoire universel 1784 genannt: Peckius, de amorti- 
satione bonorum, Gilles de Maistre, Traité des amortissements (in 
Oeuvres 1673), Dacquet, du droit d'amortissement (in Oeuvres 1688), 
L'Hommeau, Maximes génerales du droit francais 1665, Grimaudet, 
de la puissance royale 1669, Jarry, des amortissements 1722, d'Aques- 
seau, (Oeuvres IX. 1761), de Laurière, Origine du droit d'amortisse- 
ment u. s. w. Die wichtigste Literatur des 19. Jahrliunderts wird 
bei den soeben zu besprechenden Werken angegeben werden. 

Die erste grössere zusammenfassende Arbeit über die fran- 

]) Die Amortisationsgesetzgebung der Schweiz in ihrer historischen Ent- 
wicklung und heutigen Geltung (Compte-rendu du IV congrès international. 
1897. Sciences jurid. p. 165—69). 

3) Das kirchliche Vermigensrecht des Kantons Freiburg 1902 p. 7—106. 

3) Die juristische Persünlichkeit p. 124 ff. 

4) De finium regundorum u. 8. w. p. 192 ff. 
9) Die deutschen Amortisationsgesetze p. 279—92. 


6) I (1898) p. 291— 92. 
7) Kirchenrecht. 5. Aufl. 1908 p. 518. 
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zösischen Amortisationsgesetze in der neueren Literatur ist in dem 
Werke von Coulondre!) enthalten. 

Im ersten Teile seines Werkes stellt C. die Erwerbsfähigkeit 
der Kirche auf Grund des römischen Rechtes dar?) und geht dann 
zur Charakteristik der fränkischen und karolingischen Periode?) über, 
bezüglich welcher er die vollständige Erwerbs- und Vermögensfähig- 
keit der kirchlichen Institute feststellt: »En droit, la capacité des 
églises, hospices et monastères d’acquérir est aussi pleine et entière 
que dans la législation du Bas-Empire. Rois et législateurs recon- 
paissent cette faculté absolue, illimitée; nul ne la conteste, en se 
fondant sur les lois. En fait, la condition des établissements religieux 
est quelque fois précaire. A défaut du droit, la violence exerce son 
empire. La propriété ecclésiastique est souvent victime des spoliations. 
Jaloux et envieux des immenses domaines acquis par les établisse- 
ments religieux, rois et sujets envahissent leurs biens, et les plaintes 
et les réclamations du clergé ne sont pas toujours écoutées. Mais 
la générosité des fidèles vient réparer les pertes. Le patrimoine de 
l'Eglise étend tous les jours ses limites; son trésor s'accroit sans 
cesse de nouvelles richesses.« 

Mit dem 11. Jahrhundert beginnt in Frankreich ein Umschwung 
einzutreten:*) »Dés le XI siècle l'ére des restrictions est ouverte. A la 
liberté absolue de fonder des établissements religieux et de recueillir 
les liberalités offertes par les fidèles va succéder l'obligation d'obtenir 
l'assentiment du roi, des lettres-patentes enregistrées au parlement, 
et cela, non seulement pour la fondation et l'existence juridique des 
maisons religieuses, mais encore pour la validité de l'acceptation de 
chaque donation pieuse. L'interdiction qui frappait jadis le religieux 
va faire place à une incapacité radicale, à une véritable mort civile. 
Et chose étrange, c'est au moment méme oü, aprés la renaissance 
du droit romain au XIVe siècle, les légistes s'appliquent à extraire 
du Digeste les formules du pouvoir absolu, que nous voyons les juris- 
consultes francais, d'innovation en innovation, prendre à l'égard de 
l| Eglise le contre-pied des décisions romaines! Enfin la Révolution 
de 1789 porte le dernier coup à la puissance matérielle des établisse- 
ments religieux. Leurs biens sont confisqués et mis à la disposition 
de la nation, à la charge de pourvoir aux frais du culte, à l'entre- 
tien de ses ministres et à l'assistance des pauvres.e Schliesslich 


1) Des acquisitions de biens par les établissements de la religion chré- 
tienne en droit romain et dans l'ancien droit francais. Paris. 1886. 
) l. c. p. 12—135. 
3) l. c. p. 139—239. 
4) l. c. p. 187—138. 
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charakterisiert C. die französische Amortisationsgesetzgebung wie 
folgt:!) »La législation sur les acquisitions de biens par les établisse- 
ments religieux, pendant les quatre periodes que contient notre ancien 
droit français, peut se résumer en un mot pour chacune de ces 
période: Liberté (epoque franque), Restriction (féodalité), Prohibition 
(monarchie absolue), Suppression (Révolution).e 

Eine Charakteristik der französischen Amortisationsgesetze über- 
haupt und einen Überblick über ihre Entwicklung geben auch Mour- 
mant (p. 2—6) und Garcin (p. 10—14, 20—25) in der Einleitung 
ihrer Werke. ?) 

Über die Entstehung der Amortisationsgesetze in Frankreich, 
ibre Entwicklung vom 12. Jahrhundert an, über die Bildung und 
Handhabung des Amortisationsrechts handelt Coulondre unter den 
soeben angegebenen Gesichtspunkten. 8) 

Für die ältere Periode bis zum 18. Jahrhundert kommt neben 
Coulondre die Schrift von Mourmant®) in Betracht. M. sucht zuerst 
die steigende Reaktion gegen den Besitz der toten Hand vom 12. Jahr- 
hundert an darzustellen (p. 11—35), dann erórtert er das Amorti- 
sationsrecht, dessen Charakter, dessen Entwicklung und die erlassenen 
Bestimmungen (p. 37—67). Dann werden die weiteren Lasten, welche 
seit dem 16. Jahrhundert auf die tote Hand gelegt wurden, historisch 
dargestellt (p. 69—77). Die hauptsächlichsten Bestimmungen, die als 
Erwerbsbeschränkungen der toten Hand in Betracht kommen, sind 
die »Etablissements de St, Louis« vom J. 1250, ferner die Verord- 
nungen von 1275, 1303, 1316, 1320, 1344, 1372, 1402, 1522 u. s. w. 

Bis zum 16. Jahrhundert waren die Amortisationsgesetze in 
Frankreich Beschränkungen der Erwerbsfreiheit der toten Hand; mit 
dem 17. Jahrhundert treten wir in die Periode der Verbote des Er- 
werbs durch die tote Hand. Diese waren zuerst teilweise Verbote 5) 
(Edikte von 1629, 1659, 1660, 1738, 1739 u. a.) und werden durch 


1) 1. c. p. 361—962. 

2) S. darüber weiter unten. 

3) S. die Ausführungen l. c. p. 284—40, p. 261—312 spez. p. 273, 298; 
ferner Tissier, Etude sur les dons et logs aux établissements publics dans l'ancien 
droit (Nouv. Revue histor. 1891); Bernard, Etude historique sur le droit de 
réduction des libéralités faites aux établissements publics (Revue hist. du droit 
français et étranger X); Turdif, Etude historique sur la capacité civile des 
établissements ecclésiastiques (Revue de Législation 1872). 

4) Les précédents de l'édit d'Août 1749 concernant les gens et les acqui- 
sitions de mainmorte. Paris 1900. Ueber die Handlungs-, Vermögens-, Er- 
werbs- und Testierfähigkeit der Ordensleute im älteren französischen Rechte 
Faré, Les voeux monastiques et leurs effets civils dans l'ancien droit et le 
droit moderne. Paris 1902 p. 121 ff. 

5) Darüber Coulondre 1. c. p. 313—31, 345—51; Mourmant l. c. 
p. 79-120. 
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das allgemeine Amortisationsgesetz von 1749, welches einen Markstein 
in der Geschichte der französischen Amortisationsgesetzgebung bildet, 
abgelöst. 

Die Vorläufer des Edikts von 1749 charakterisiert Coulondre 
wie folgt:1) »Ces quelques prohibitions n’avaient pas un caractère 
général; elles n'étaient applicables qu'à certaines catégories d'établis- 
sements religieux ou à tels cas déterminés; par suite elles ne 
pouvaient mettre un terme aux acquisitions de l'Eglise et arréter le 
développement de la propriété de mainmorte. Ces prohibitions étaient 
donc confinées dans des limites trop étroites pour écarter le danger 
qui préoccupait si vivement et à si juste titre, aux XVIIe et XVIIIe 
siècles, tous les esprits sages et impartiaux.« 

Diesem Zustand sollte das allgemeine Amortisationsgesetz von 
1749 ?) abhelfen, wie es in der Vorrede zu demselben ausführlich 
dargetan wird. Dasselbe bezweckt: 

1) De mettre obstacle pour l'avenir, à la multiplication des 
établissements. 

2) De fixer des limites aux acquisitions des gens de main- 
morte. 

3) De réglementer les fondations. 

Über das Gesetz von 1749 und die Amortisationsgesetzgebung 
in Frankreich seit 1749 bis in die neueste Zeit ist vor kurzem das 
umfangreiche Werk von Garcin 3) erschienen. G. teilt die Geschichte der 
Amortisationsgesetzgebung in Frankreich seit 1749 in drei Perioden : 
die Periode von 1749—89, die Periode der grossen Revolution 
(1789—99) und das neunzehnte Jahrhundert bis zur Gegenwart. 

Im ersten Abschnitt p. 19—116 (Periode von 1749—1789) 
wird das Edikt von 1749 »le code des gens de mainmorte«, der 
Zweck, die verschiedenen Bestimmungen und die Anwendung des- 
selben (p. 19—44) erörtert. In den folgenden Kapiteln werden die 
Gesetzgebung von 1749—1789 (p. 46—50), der Fiskus und die tote 
Hand (p. 51—63), Ursprung und Anwendung der Amortisationstaxen 
(mit einem histor. Rückblick), die Parlamente und die tote Hand 
(p. 64—70), die öffentliche Meinung und die tote Hand (p. 71—80), 
der Besitz der toten Hand im Jahre 17894) (p. 81—116) behandelt. 


1) l. c. p. 331. 

2) Darüber Coulondre 1. c. p. 331—45; Mourmant I. c. p. 6—10, 126; 
Piot, L'édit d'Aoüt 1749 (Annales des sciences politiques 1591). 

3) La mainmorte, le pouvoir, l'opinion de 1749 à 1901. Paris et Lyon 1903. 

4) Dazu vgl. noch Leouzon le Duc. La fortune du clergé sous l'ancien 
régime (Journal des économistes 1881. II). Nach Lehr, Bulletin de la Societé 
de lhistoire du protestantisme francais 1903, Maiheft, sollen die Einkünfte der 
kathol Kirche in Frankreich im J. 1694 die Summe von 103.500.000 Thaler 
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Im zweiten Abschnitt p. 120—183 (Période révolutionnaire 
1789 —99)!) werden die radikale Anwendung der früheren Amorti- 
sationsgesetze, die »cahiers des Etats générauxe, die Theorie der Ge- 
setzgebung und die Gesetzgebung über die tote Hand behandelt 
und zum Schluss die sich daraus ergebenden Konsequenzen erörtert. 

Der dritte Abschnitt (p. 186—353) behandelt das 19. Jahr- 
hundert und zwar die Gesetzgebung über die tote Hand im Allge- 
meinen, die Massnahmen, die im einzelnen getroffen werden, ?) um das 
Wachsen der toten Hand zu verhindern, und die Entwicklung der- 
selben im 19. Jahrhundert. Die eingehendste Berücksichtigung er- 
fährt naturgemäss die Gesetzgebung der neuesten Zeit. Die Arbeit 
schliesst mit einem Ausblick auf die »Tendances nouvelles« und 
mit einer kurzen Zusammenfassung der Resultate. 

Die Literatur zur neuesten Phase des Kampfes gegen die 
kirchlichen Korporationen in Frankreich verzeichnet zum grossen Teil 
Garcin. Wir verzichten auf die Aufzählung derselben 8) und möchten 
nur noch zum Schluss auf die orientierenden Artikel von Gruber?!) 
über das französische Vereinsgesetz, die öffentlich-rechtliche Stellung, 
die Rechtsfrage, die vermögensrechtliche Stellung und die tote Hand 
der französischen Ordensgesellschaften hinweisen. 


ausgemacht haben. Duc, L’origine du budget des cultes (Annales des sciences 
politiques 1889). Ueber den kirchlichen Grundbesitz vor der grossen Revolu- 
tion: Lecarpentier, La propriété foncière du clergé sous l'ancien regime. 
Paris 1903; Boiteau, Etat de la France en 1789 p. 166—294. 

1) Dazu Coulondre 1. c. p. 352—62; Janet, la propriété pendant la ré- 
volution (Revue des Deux mondes 1877. Septembre); Gumel, L'Assemblée con- 
stituante et les biens du Clergé (Journal des économistes 1897. I); Hubert- 
Vallerouz, Les biens de mainmorte (Economiste français 1893. II). de Waha, R., 
Die Finanzpolitik der Schreckensherrschaft in der ersten franzós. Revolution. 
Leipzig 1903. p. 97; Aulard, La révolution frangaise et les congrégations. 
Paris 1903. 

2) Ueber die Erwerbs- und Vermögensfähigkeit der Ordensleute im neueren 
und neuesten franzós. Rechte: Faré 1. c. p. 180 ff. 

3) Vgl. Remondiére, Les congregations religieuses, le fisc, le parlement 
et la cour de cassation. Paris 1901. 

4) Stimmen aus Maria Laach, Bd. 62 (1902) p. 477—502, 63 (1902), 
p. 147—714, p. 517—392, 64 (1903), p. 59—77. 
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3. Die kirchenpolitischen Theorien des 12. Jahrhunderts. 
Von Dr. Schmidlin. 


Seitdem die Monumenta Germaniae in den drei Bänden der 
libelli de lite die zahlreichen Kontroversschriften des 11. Jahrhun- 
derts ans Tageslicht gefördert haben, namentlich seitdem Mirbt aus 
dieser Publikation die Theorien der ersten Periode des Investitur- 
streites in mustergültiger Weise zusammengestellt hat, sind die 
kirchenpolitischen Anschauungen dieser wichtigen Zeit kein Geheim- 
nis mehr. Mit immer grösserer Intensität wendet sich das Inter- 
esse unserer Historiker auch für die bonifazianische und nachboni- 
fazianische Epoche diesen Problemen zu. Nur für die beiden dazwischen 
liegenden Jahrhunderte, speziell das zwölfte, legt die historische 
Forschung noch immer eine nicht geringe Interesselosigkeit und 
Unkenntnis an den Tag. Und doch war es das Jahrhundert des 
Wormser Konkordats und des Friedrich Barbarossa, die Wiege des 
Corpus juris canonici. Wenn wir auch diese Lücke nicht auszu- . 
füllen uns unterfangen, so wird man daber doch für bescheidene 
Beiträge auf diesem Gebiet dankbar sein. 

Nach dem Hinscheiden der grossen Vorkämpfer beider Ideen, 
der kirchlichen und der weltlichen, Gregors VII. und Heinrichs IV., 
hatten sich die leidenschaftlichsten Wogen gelegt. Nachdem die 
abendländische Welt zum erstenmal ein so ungeheuer bewegtes pu- 
blizistisches Schrifttum hervorgebracht hatte, trat ein Zustand lite- 
rarischer Ermattung ein im päpstlichen und noch mehr im kaiser- 
lichen Lager. Einem Heinrich V. wie einem Friedrich I. fehlten die 
schriftstellerischen Grössen: Rainald von Dassel und Christian von 
Mainz waren Leute, die in der Rede und in diplomatischem Geschick 
etwas leisten, unter Umständen auch mit dem Schwerte dreinhauen 
konnten, im Federkriege aber weniger zu Hause waren, obschon In- 
telligenz und Bildung ihnen keineswegs abgingen. Die Kaiser des 
12. Jahrhunderts verliessen sich mehr auf das Glück der Waffen 
und der Schlauheit, als auf juristische und theologische Streitschritten, 
während die literarischen Köpfe durchweg in gregorianischen Ideen 
sich bewegten. 

Es ist nicht unsere Absicht, die konkrete Gestaltung der 
kirchenpolitischen Verhältnisse, die praktische Kirchenpolitik dieses 
ereignisvollen Jahrhunderts zu schildern. Sie sind bekannt genug 
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und vielfach nur ein Reflex der ideellen Verfassung des Zeitgeistes. 
Kirchlicherseits begnügte man sich mit dieser stillen Praxis, und 
erst Innocenz III. war berufen, aus der vorhergegangenen Entwick- 
lung das theoretische Fazit zu ziehen. Allerdings kommen auch in 
der politischen Geschichte des 12. Jahrhunderts gerade die Laien- 
kreise, welche in der Literargeschichte so ganz zurücktreten, mehr 
zur Geltung.  Erinnern wir uns nur an die Ansprüche, wie sie 
Heinrich V. in Sutri und die Juristen des Staufenkaisers auf den 
ronkalischen Gefilden aufstellten. 


Und doch, wer die Traktate der Zeit durchstudiert, dem er- 
Scheinen die imperialistischen Lehren, die ja schon im eigentlichen 
Investiturstreit nicht allzuviele literarische Vertreter gefunden, voll- 
ständig eingeschlummert. In Italien entdecken wir keine Benzo und 
Beno, in Mailand keine Arnulf und Landulf, sogar in Deutschland 
weder einen Wido von Osnabrück noch einen Walram von Naum- 
burg mehr, namentlich aber suchen wir vergeblich nach Laienschrift- 
stellern wie Petrus Crassus. Seit der moralischen Niederlage des 
Pilgers vou Canossa gewinnt man den Eindruck, als ob diese Stim- 
men definitiv verstummt, ihr Widerstand niedergeschlagen würe, und 
die Christenheit immer unaufhaltsamer der kurialistischen Strómung 
zusteuerte. Und doch erfahren wir aus Otto von Freising, wie sehr 
sich noch diese Auffassung im Volke regte und wie gewichtige Be- 
denken sie den hierarchischen Forderungen entgegensetzte.!) Noch 
mehr aber bekundet sich in den Äusserungen, welche von der Umgebung 
der Herrscher ausgingen, dass dieser Geist noch lange nicht erstor- 
ben war. Die Urkunden, Erlasse und Manifeste jener Periode muss 
man lesen, um jene Theorien kennen zu lernen, von denen die 
gleichzeitigen literarischen Erzeugnisse nichts zu wissen scheinen. 


| Namentlich in den welthistorischen Berührungspunkten zwi- 
schen Imperium und Sacerdotium flammt der Imperialismus in un- 
gebrochener Stärke stets von neuem auf, vielfach noch weit hinaus- 
gehend über den von Heinrich IV. gezogenen Rahmen. An der 
Schwelle des Jahrhunderts stehen die Ausläufer des Investiturstreites. 
Durch die denkwürdige Abmachung von Sutri (1111) schien, wie die 
kirchliche, so auch die staatliche Partei auf Augenblicke in zwei Lager 
gespalten: die einen, der Kaiser und seine Laienräte, nahmen schein- 
bar das Anerbieten an, durch welches die Besitzungen der Kirchen 
an die Krone abgetreten, jeder Einfluss auf diese Kirchen ihr aber zu- 
gleich entzogen worden wäre; die anderen, die deutschen Bischöfe 


1) Chron. (M. G., SS. XX ed. Wilmans), IV prol. p. 193. 
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nämlich, wollten den alten Besitzstand, ihre politische Stellung 
und Teilnabme am Reichsregiment aufrechtbalten, selbst um den 
Preis von Lehenseid und Investitur. Doch bald hatten sich die 
beiden Richtungen wieder zusammengefanden; auch Heinrich war ja 
ernstlich nie gewillt, auf die Ketten der Investitur zu verzichten 
und die willfährigen Prälaten mit selbstsüchtigen, unbotmässigen 
Vasallen umzutauschen, und sein weltliches Gefolge teilte seine 
Wünsche. Die aufregende Szene im Peterslom klärte die Situation, 
uud von da an scharten sich wieder sámtliche Staatsfreunde um das 
Schiboleth der Laieninvestitur, bis sich diese Strómung am Wormser 
Konkordat für ewige Zeiten zu brechen schien. 

Tatsächlich lag sie unter einem Lothar von Supplingeburg und 
einem Konrad III. todmüde zu Boden: mystische Träume, Kreuz- 
zugsgedanken, weltflüchtige Ideen, eschatologische Erwartungen be- 
lagerten die allgemeine Stimmung, wie uns die Chronik Ottos von 
Freising so schón berichtet und an sich selbst so hochpoëtisch 
illustriert. Erst im Mittel- und Höhepunkt des Jahrhunderts wachten 
die alten Vorstellungen aufs neue auf, unter dem kraftvollen Szepter 
Barbarossas. Knirschend hatte sich dieser 1156 zu jener Hand- 
lung des Steigbügelhaltens verstanden, welche die Unterordnung des 
Imperiums unter das Sacerdotium symbolisieren sollte, an derselben 
Stätte, wo noch kein Halbjahrhundert vorher die Kirche sich aller 
irdischen Macht hatte entledigen wollen. Bald indes entbrannte heftiger 
denn je der Kampf zwischen den bis zu den äussersten Konsequenzen 
geführten kirchenpolitischen Extremen: den Guelfen unter Anführung 
Alexanders III, jenes Roland, welcher auf dem Reichstag zu 
Besançon so unerschrocken den Satz aufgestellt hatte, dass der 
Kaiser das Imperium von des Papstes Gnade habe, und den Ghibel- 
linen, die sich an das absolutistische Programm des Staufen hielten, 
der ihm auch mit seinem wuchtigen Schwerte Nachdruck verlieh. 
Aus der Defensive, welche zunächst nur die Auffassung abwehren 
wollte, die Krone sei ein Lehen der Tiara,!) trat Friedrich unmit- 
telbar zur Offensive über. Nachdem er durch die ronkalischen Be- 
schlüsse, unbekümmert um die gesamte bisherige Entwicklung, aus 
dem Arsenal des römischen Rechts die despotische Allgewalt der 
Imperatoren hervorgeholt, den Kirchen ihre Regalien entzogen, die 
Bischöfe dem Lehenseid unterworfen und seine Hand selbst auf 
das Patrimonium Petri gelegt hatte, war der Kampf, der sich 
nun entspann, für das mittelalterliche Sacerdotium eine Frage 


1) Vgl. den Brief d. Kaisers v. 1157 bei Rahevinus, Gesta Friderici 
III 10 (ibid.). 
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der Existenz. Den Umschwung bekundete der gewaltthätige Fürst 
sofort, indem er nach Willkür Bischöfe einsetzte und belehnte, die 
Hoheitsrechte in Rom und im Kirchenstaat beanspruchte, in den 
Urkunden seinen Namen dem des Papstes voranstellte und den Ge- 
brauch von Plural und Singular umstellte, schliesslich auch über die 
Vergebung des hl. Stuhles selbst zu entscheiden sich untermass. 
Seine himmelanstürmende Politik, die später sein Sohn Heinrich VI. 
auf kurze Zeit erneute, unterlag in Italien auf den lombardischen 
Schlachtfeldern, dank vor allem der eisernen Energie Alexanders III. 
und dessen Bunde mit den italienischen Kommunen. In Deutsch- 
land aber verstand er es, dem Verlust der Investitur durch einen 
meisterhaften Schachzug zu begegnen, indem er auf immer die Reichs- 
kirchen dem allgemeinen Lehnsverband eingliederte und so die 
Bischöfe aus Beamten zu Vasallen umschuf. 1) 


Wichtiger für uns und vielfach unbekannter ist das Schicksal 
des Gregorianismus in diesem stürmischen Jahrhundert. In dialekti- 
schem Fortschreiten hatte er sich in zwei Strömungen differenziert, 
wovon die eine am alten Ideal hierarchischer Weltherrschaft hart- 
näckig festhielt, die andere mit nicht geringerm Ungestüm die ab- 
solute Trennung von Staat und Kirche verlangte. Es ist der »poli- 
tische« und »religiösee Katholizismus jener Tage. 


Jener Gegensatz, welchen das an verkehrten Vorstellungen so 
reiche Buch v. Eicken durch das gesamte Mittelalter zieht, ?) zwi- 
schen Weltbeherrschung und Weltentsagung, war im kirchenpoliti- 
schen Programm der kirchlichen Richtung des 12. Jahrhunderts zur 
Wirklichkeit geworden. Nachdem die mönchische Reformbewegung, 
welche in einem Hildebrand die Kirche aus der Staatsknechtschaft er- 
löst und ihr auch zu irdischer Grösse verholfen hatte, ihre Forde- 
rungen durchgesetzt und ihren Zenith erreicht hatte, brach sich ihr 
Anprall an den ascetischen Postulaten im eigenen Innern.. Nicht 
etwa aus imperialistischen Motiven, aus Sympathie zu Kaiser und 
Staat, sondern aus mönchischer Mystik, »religionis obtentue, wie 
Otto von Freising im Gegensatz zu »saecularis dignitatis intuitue 
so treffend sagt,3) verlangen solche Männer eine Selbstentäusserung 


1) M. G. LL. III 111 s.; Rahev., ibid. IV 4 ss.; Joh. v. Salisb., Ep. 59 
(Migne 199, 39). Vgl. Hergenröther, Kathol. Kirche und christl. Staat 160 ff.; 
Höfler, Kaisertum u. Papsttum 64; Savigny, Gesch. d. röm. Rechts im M.-A. 
IV 69 ff. u. 151 ff; Reuter, Gesch. Alex. III. 37; Arras, D. roncal. Beschlüsse, 
1882; Hist.-pol. Blätter 31, 665 ff. u. 45, 988 ff. 

2) v. Eicken. Gesch. u. System d. mittelalterl. Weltanschauung 120. 
313, 408. Vgl. Giesebrecht, Nitzsch, Bernhardi u. a. m. 

3) Chron., IV prol. (M. G., SS. XX 193). 
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der Kirche von aller weltlichen Macht im Interesse ihrer ethischen 
Vollkommenheit. Dem Reiche und der Welt stehen sie viel schroffer 
gegenüber als die hierarchischen Politiker, im Ursprung und Prinzip 
lehren sie eine viel schrankenlosere Überordnung der Kirche; aber 
wegen der Verschiedenheit beider Spháren, namentlich wegen der 
damit verbundenen Gefahren für das geistliche Wohl entscheiden 
sie sich für eine vollständige Abtretung der Temporalien an einen 
Laiendiener, den Fürsten. In Verkennung der historischen Gesetze, 
welche die mittelalterliche Menschheit immer unaufhaltsamer der 
Theokratie zutrieb, in Voranssicht der Missbräuche und Übelstände, 
die sich aus dem Reichtum und der Macht der Kirche ergeben 
sollten, vermeinten sie das Rad der Zeit rückwürts drehen und vom 
Gregor VII. des zweiten Stadiums zum Mónch Hildebrand zurück- 
kehren zu kónnen. Vor allem die Orden waren es, welche die neue 
Idee verfochten, in der Praxis wie in der Theorie. 

Öfters erfasste dieser weltverneinende Trieb auch Kirchen- 
fürsten, zu einer Zeit, wo ja in manchen Punkten die ganze Welt 
in ein Kloster umgewandelt schien, und immer wieder tauchten 
solche Vorschläge auf, so z. B. 1164 in der Versammlung von 
Clarendon, als die englischen Prälaten den 16 Artikeln zustimmten, 
und im folgenden Jahre auf dem Würzburger Reichstag, wo viele 
deutsche Bischöfe lieber auf die Regalien zu verzichten erklärten, 
als dass sie den schismatischen Paschalis III. anerkennen wollten. 
Mit Paschalis II., der in einem Kloster aufgewachsen war, drohte 
die überspannte Idee sogar den Papstthron zu besteigen. Seine Vor- 
schläge in Sutri bezweckten nur die Übersetzung jener Lehre in das 
Leben; sie entsprangen einer hochherzigen Gesinnung, hätten aber 
die deutsche Kirche wenigstens ihrer äussern Machtstellung voll- 
ständig entblósst. Auch scheiterten sie am Widerstand der geist- 
lichen Politiker im päpstlichen wie im kaiserlichen Lager. !) 

Ein anderer griff in Rom des Paschalis schwärmerische Pläne 
um eine Generation später wieder auf und benutzte sie als scharfe 
Waffe gegen das Papsttum. Es war der Kleriker Arnold von Brescia, 
jener radikal-revolutionäre Demagog, welcher den antiken Imperialis- 
mus mit den neuen Reformideen vermáhlend in seinen feurigen Reden 
das römische Volk aufstachelte, die Einschränkung der Priesterherr- 
schaft vom Weltlichen aufs Kirchliche forderte und diesen Zustand 
in seiner Renaissance-Republik eine Zeit lang auch verwirklichte. 


1) Vgl. Schneider, D. Vertrag v. S. Maria dei Turri 1881; Peiser, D. 
d. Investiturstreit unter H. V., 1883; Gernandt, D. erste Rómerfahrt H. V., 
1890; Franz, P. IL, 1877; Schum, H. V. u. P. IL, 1877. 
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Seine Ideen hatte er aus apokalyptischen Schwärmereien, aus dem 
Umgang mit den französischen Aufklärern und Reformern geschöpft, 
und schon das 2. Laterankonzil hatte gegen ihn Stellung nehmen 
müssen. Seine Asche zwar wurde in die Tiber gestreut, doch seine 
Gedanken starben nicht. 1) 

Die Kernfrage in all’ diesen Zwistigkeiten war also die Aus- 
stattung der Kirche mit zeitlicher Herrschaft und Souveränität, die 
sich damals in den vielgenannten Regalien oder Hoheitsrechten kon- 
densierte. Zunächst wurde das Problem nicht exklusiv gestellt und 
blos die Berechtigung der Kirche zum Mitbesitz dieser königlichen 
Gewalt diskutiert; im Verlauf der Entwicklung schritt aber die 
hierarchische Idee bis zu einer Oberherrlichkeit der Kirche über alle 
diese Gerechtsame vor. 

Unter Regalien verstand der Vertrag von Sutri sämtliches ehe- 
malige Reichsgut; nur die Oblationen, Zehnten und Mobilien: nahm 
es davon aus, Genauer umschrieben die ronkalischen Gesetze den 
Begriff: sie bezeichneten damit die Landeshoheit, die Rechtspflege, 
Zölle und Steuern, Münz- und Pfalz-, Jagd- und Fischerei-, Salinen- 
und Bergwerksrecht. Manches wurde dadurch dem König reserviert, 
was ehedem der Kirche frei gehórt hatte. Die wahre Wurzel bildete die 
Gerichtsbarkeit, aber nicht jede, sondern nur das hohe oder Blut- 
gericht; denn dieses galt von Anfang an als dem obersten Herrscher 
vorbehalten, und war erst durch das Privileg der sog. Immunität 
den Kirchen verliehen worden, galt aber mit der Grundherrschaft 
unzertrennlich verbunden, nachdem einmal die Entwicklung abge- 
schlossen war; ein Lehen oder Amt im strengen Sinne war es also 
noch nicht. Noch weniger war dies der Fall für die allodialen 
Güter der Bistümer und Abteien; die meisten dieser Liegenschaften 
gehörten ihnen von Anfang an oder waren ihnen von Privatbesitzern 
zu freiem Eigentum überlassen worden, andere hatten sie unwider- 
ruflich von den Monarchen selbst als Briefland erhalten , und nur 
eine falsche Übertragung der altgermanischen Eigenkirchenidee, falls 
diese wirklich, wie Stutz erklärt, den Gang der Entwicklung beein- 
flusst hat, konnte den Begriff der kóniglichen, belehnbaren und jeder- 
zeit entziehbaren Hoheitsrechte auch darauf ausdehnen. Unrichtig war 
daher nicht minder die Seheidung, wie sie das Wormser Konkordat 
vornahm, indem es jegliche weltliche Desitzung mit den Hoheits- 
rechten zu den Lehensobjekten zusammenwarf, welche in Zukunft 
nicht mehr mit Ring und Stab, sondern mit dem Szepter verliehen 


1) Vgl. Giesebrecht, A. v. Br., 1873; Böhringer, Kirchengesch. in 
Biogr. XIV, 1878; Hausrath, A. v. Br., 1891. 
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werden sollten. Unbestritten dagegen sind zu den Regalien die Graf- 
schaften und gräflichen Befugnisse zu rechnen, welche bereits Otto I. 
in grosser Meuge an die Reichskirchen verteilt hatte. 

Am klarsten, schärfsten und historisch am genauesten hat noch 
der Propst Gerhoch von Reichersberg, ein im übrigen sehr unklarer 
Kopt, in seinem Werke »Über das Haus Gottese beide Gebiete ge- 
trennt: den unwiderruflichen Freibesitz der Kirche, welchen keines 
Laien Hand antasten dürfe, und die Königsrechte, die er den Fürsten 
zu überlassen riet. Völlig unbeschränkt besitzen die Kirchen als 
wahres Gottesgut blos die rein geistlichen Gaben, nämlich Zehnten, Erst- 
lingsfrüchte und verwandte Spenden, zu denen das Volk allerdings ver- 
pflichtet ist; sie sind das mystische Gewand, das die Braut Christi 
ziert; darum darf kein Krieger diese Schätze ihr entreissen, sondern 
ein Teil dient dem Unterhalt der Geistlichen, ein anderer dem der 
Gebäulichkeiten, ein dritter endlich, vorab der bischöfliche Quart, 
den guten Werken, den Armen und Reisenden.!) Die Herzogtümer 
und Grafschaften aber, die Zólle und Münzen stehen der Welt und 
dem Kónig zu; doch Konstantin hat auch sie der Kirche übertragen, 
um sie daduren zu ehren, und verfehlt, ja sakrilegisch wäre es, ihr 
das einmal Geschenkte wieder zu rauben.?) Die liegenden Güter 


1) L. de edificio Dei (um 1130), c. 8: »Quae sunt autem vestimenta, quae 
vel milites inter se dividere vel Saul conscindere potest, nisi facultates eccle- 
siasticae? Decimae siquidem ceteraeque fidelium oblationes, velut quidem 
amictus exterior (im Gegensatz zum innern Hochzeitskleid der Liebe u. Gnade), 
ornant et muniunt ecclesiam sicut pelles Salomonis ornabant et muniebant 
sanctam federis arcam . . . exteriori facultate, tanquam pellibus et velis qui- 
busdam sic munitur, ut interius circumtecta , .. nemini regum vel tyrannorum, 
nemini militum fas aut facultas est spirituales ecclesiae thesauros, quibus 
undique circumtegitur et ornatur, ullo modo contrectare aut dissipare« (M. G., 
lib. de lite III 140). Den schlechten Fürsten geht es sonst wie den Philistern, 
welche die Lade »cum et muneribus« zurückschickten; so hat es auch Heinrich IV. 
thun müssen (ibid. 140 &.). Dann zitiert er Gelasius Ep. 14 (Thiel p. 878) über 
die Dreiteilung und schliesst: »Ergo pars quarta, quam de decimis ceterisque 
oblationibus recipit episcopus, maxime debetur peregrinis et hospitibus . . 
quoniam de tota parrochia sua quarta pars decimae ad hoc illi commendatur, 
ut omnibus consolatione indigentibus beneficus et munificus inveniatur« (ibid. 149). 
Aehnlich p. 192 u. 195: »ut unam portionem sibi retineant (clerici), unam fabricis 
impendant, unam pauperibus maxime de illa et in illa ecclesia indigentibus 
expendant.« Ferner: »Decimas quippe ceteraque Deo militantium stipendia 
populus offert ex debito et legaliter« (p. 161). 

2) Ibid.: »Ducatus, comitatus, thelonea moneta pertinent ad saeculum . . . 
Hec dicens non illud intendo persuadere, ut episcopus thelonea ac cetera sine 
dubio ad regem pertinentia sic abnuat, ut illis offendicalum ponat; qui talia 
semel ecclesiis donata quacunque occasione ab illis conferentes dicunt sacri- 
legium committere, quoniam ecclesia rem semel acceptam et diutina possessione 
mancipatam non potest amittere« (p. 153). Aehnlich in den ungedruckten 
Schriften, die Grisar veröffentlicht hat: »ea semel ecclesiis collata in usus 
earum tenenda sunt« (Zeitschr. f. kath. Theol. IX 549). (Constantinus) »non. 
ut eum quidam accusant, confundens ac permiscens ecclesiastica regalibus, sed 
honorans ecclesiam de ipsis regalibus.« Auch als Gerhoch 1144 vor Arn. v. Brescia 
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oder »Villene (Ding- und Meierhôfe) mit ihren Hörigen nehmen 
eine Mittelstellung ein: auch von ihnen stammen einige wenige aus 
königlichen Schenkungen und sind nicht rein geistlicher Natur; 
aber darum sind sie noch keineswegs den Regalien einzureihen und 
dürfen schou im Interesse der Könige nicht entzogen, ja nicht ein- 
mal verweigert werden; 11 höchstens von dem einen oder andern Hofe 
darf der König jene Kriegs- und Steuerlasten beanspruchen, welche 
vor der Schenkung bereits darauf gelegen waren.?) Deshalb verab- 
scheut auch der Propst aus ganzer Seele die Verschleuderung der 
»facultates ecclesiasticae« , die Vermengung der »Regalia« mit den 
»Ecclesiastica«, vor allem aber den Lehenseid der Kirchenfürsten. 3 
Gerhoch von Reichersberg beschliesst die Reihe jener mystisch 
veranlagten Männer, welche »religionis obtentu« im Interesse der 
sittlichen Freiheit der Kirche deren Losschälung von allen Banden 
irdischen Besitzes in Wort und Schrift predigten und verfochten. 
Namentlich in seiner spätern Periode, als finstere Wolken und trübe 
Lebensschicksale den Blick des widerspruchsvollen Propstes umflorten 
und verdüsterten, steigerte sich seine Weltverachtung bis zum Welt- 


gegen einen röm. Advokaten d. Schenkung verteidigte, wagte dieser ihre Echt- 
eit nicht anzugreifen, sondern nur ihre Rechtskräftigkeit (bei Migne 194, 19} 
Vgl. Tüb. theol. Quartalschr. 1902. 89 ff. 

1) Ibid.: »Plus ergo proficit regibus quam ecclesiae, quod ipsa dignatur 
villas ab eis oblatas possidere« (p. 149). »Haec de villis dicta sunt, quarum 
ein ecclesia suscepit a regibus, ita ut de ipsius regni sint facultatibus. 

icut enim cuilibet fideli non dubitamus licere, ut sive de haereditate sua sit 
de alia legitime acquisita possessione oblationem faciat ecclesiis: sic idipsum 
regibus licere nemo est qui dubitet; nemo, qui tales oblationes ab ecclesia re 
cusandas putet« (p. 152). »Patet ecclesiarum facultates trifariam esse di 
stinctas: in decimarum videlicet oblationes, et agrorum possessiones, necnon 
regales ac publicas functiones ... Agros autem semel in usus pauperum oblato: 
docuit superior assertio ab ecclesiis sub caritatis operimento defendi, ne ab 
aliquo persecutore iuste possint auferri« (p. 154). »Ad agros itaque colendo 
cum ipsis villis offerebantur et colonie (p. 155). Daher gebe man nichts ds: 
en stipendia militum« (p. 157) und nehme »vicedominos de clericis 
D E 

2) Ibid.: »modo inter multas ecclesiarum villas, quas partim a regibus 
partim ab aliis Deum timentibus accepit ecclesia, non apparet aliquas eam 
villas regalis pertinentiae habere, pro quibus debeat aut fiscum regaleın implere 
aut milites ad procinctum stipendiare«; auch den »pro ecclesia militantibus: 
darf daraus etwas abgetreten werden (p. 149). 

3) Ibid.: »Sic etenim confusa sunt regalia et ecclesiastica, ut iam vide 
retur episcopus regnum spoliare, si ecclesiae facultates militibus vellet denegare: 
(p. 145). Christus selbst, der Bráutigam, steht da, »quatinus gladio suo utraque 
parte acuto distinguat a regalibus et secularibus ecclesiasticae (p. 160). Der Ein- 
wand aus dem »Reddite Caesari« der hl. Schrift wird mit dem Hinweis darauf 
gelöst, dass auch die Bischöfe nicht de facultatibus ecelesiasticis, die Jen 
Armen gehören, dem König dienen wollen (p. 146). Näherhin wird die »con 
fusioe als die Ernennung der Bischöfe mit deren Folgen und als ihre Heer- 
dienstpflicht bestimmt (p. 152). Ueber den für die Regalien geleisteten Fid 
und die Verteilung des kirchlichen Vermögens unter die milites d. h. die Vogte 
und ritterlichen Vasallen p. 141 s. 
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hasse, den er auch der Kirche mitzuteilen sich bestreble. Dies ist 
sein Standpunkt in der »vierten Nachtwachee, welche er in unver- 
söhnlicher Verbitterung an seinem Lebensabend schrieb. Aber vor- 
her schon lehrte er zugleich mit der absoluten Geschiedenheit beider 
Gewalten und ihrer Befugnisse die Entsagung von allem weltlichen 
Prunk und verbietet den Priestern den Gebrauch des zeitlichen 
Schwertes.!) Dieses steht dem Kaiser zu,. welcher damit die Kirche 
schützen soll; die Waffe des Papstes ist das Kreuz, mit dem er die 
irdische Macht segnet. Übergriffe auf das heterogene Gebiet sind 
zu bestrafen, wie beim Kaiser durch den Bann, so beim Papste durch 
ein Konzil. Während der gregorianische Gerhoch dem Papste noch 
das Recht der Einmischung in weltliche Dinge zugestanden hatte, 
schränkt er es in seinem Alter auf die Bestrafung des Fürsten ratione 
peccati ein, ein Recht, das umgekehrt allerdings nicht angewandt 
werden dürfe, und rät sogar die Rückgabe der Regalien, die er nur 
noch als Staatsfesseln betrachtete. Am liebsten hätte der Erden- 
abgestorbene gleich den Weltklerus durch Ordensleute ersetzt und 
die ganze Kirche zu einem einzigen Konvent umgeschaffen. 
Und doch schwärmte derselbe Ascet wie kein zweiter für die himmel- 
hohe Erhabenheit des Sacerdotiums über das Imperium und verfolgte 
noch 1161 in seiner Abhandlung »über die Erforschung des Anti- 
christe, welche sich für Alexander HI. entschied, Heinrich IV. mit so 
giftigem Hasse, während er an Gregor VII. nur das Eine tadelte, 
dass er sich in seinem Kampfe für die Freiheit neben den geistlichen 
auch der weltlichen Waffen bedient habe. 2) 

Als Literat dieser hypermonastischen Richtung steht aber Ger- 
hoch von Reichersberg gerade unter den päpstlichen Absolutisten 
nicht allein. Wie schon der fromme Kauonist Alger von Lüttich 


1) Selbst in seiner Erstlingsschrift De edif. Dei fragt er schon, ob das 
im Evangelium vom Heiland dem Petrus untersagte Schwert ihm wieder zu- 
rückzugeben sei (p. 153), und erklärt: »sed illae regales et militares admini- 
strationes gubernari non possunt« (p. 153); »nemo libenter occupatur in admi- 
nistrandis regalibus; sed ducatu, comitatu, thelonea ceterisque publicis functio- 
nibus omnino postpositis etc.« (p. 154). Daher »terrena diligunt« (p. 148). 
Daher soll weiter das innere, mystische Prachtkleid der Kirche die Liebe sein 
cn mit der auch die Villen wie die Schätze der Rachel zu bedecken sind 
(p- 149). 

2) Vgl. ausser Grisar a. a. 0. Wattenbach, Deutschlands Geschichts- 
quellen im Mittelalter II; Vildhaut, Handbuch d. Quellenkunde I 322 ff; 
Sturmhöffel, Der Geschichtsinhalt v. G. v. R. I. B. über d. Erforschung des 
Antichr., Leipz. 1887 u. 1888; Ribbeck, G. v. R.. F. D. G. 1884, 1 ff.; Nobbe, 
G. v. R., Leipz. 1881; Bach, Pr. G. I. v. R., ein deutscher Reformator des 
12. Jh., Vierteljahrsschr. f. kath. Theol. (Wien) 65 IV 19 ff.: Stáüls, Histor. 
Abhandl. über d. Leben u. d. Werke d. Pr. G. v. R., Denkschr. d. Akad. d. 
Wiss. (Wien) 1850 I 113 ff.; Hüffer, D. hl. Bernhard 88 f.; Gundlach, Bar- 
barossalieder 742. 
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(T 1130) das »Irdische« aufs strengste vom »Göttlichen« sonderte, 1) 
so redeten sie sämtlich der Fernhaltung alles Zeitlichen von der 
Kirche das Wort, damit sie durch den Kontakt mit dem Schmutz der 
Welt nicht selbst in ihrer sittlichen Integrität geschädigt werde. 


Am denkbar weitesten in der Verteidigung der alles absor- 
bierenden potestas directa der Kirche ging damals wohl der durch 
sein Speculum für das ganze Mittelalter so massgebende Honorius 
von Autun, den seine Beziehungen zu Regensburg auch mit Deutsch- 
land sehr eng verknüpften.?) Nicht mit Unrecht hat man diesen 
berühmten Mann den »Hildebrandist im damaligen Entwicklungs- 
stadiume genannt.) Er ist noch mehr als dies. In seiner »Summa 
Gloria« (um 1123) hat er die ganze Vergangenheit mit jener kirchen- 
politischen Brille überschaut und nach jener Norm gemessen; durch 
seine Weltgeschichte zieht sich Ein Gedanke: »Sicut spiritale prae- 
cellit saeculare, sic sacerdotium praecellit regnum.e *) In allen alt- 
testamentlichen Gegensátzen findet er Kirche und Staat stets so vor- 
gebildet, dass im guten Typus die eine, im bósen der andere sich 
verkörpert, eine Hineinmischung ethischer Differenzen in das Inferiori- 
tätsverhältnis, welche eine gemeiusame Eigentümlichkeit der Kirchen- 
politiker des 12. Jahrhunderts ist. In Abel, Sem, Isaak, Jakob er- 
blickt er das Sacerdotium, in Kain, Japhet, Ismaël, Esau das Reg- 
num; auch die »Kinder Gottes« sind bei ihm zu Priestern geworden. 5) 
Überall verfolgt der Fanatiker nur den einen Zweck, den historischen 
Nachweis seines kirchenpolitischen Dogmas zu führen, und dies thut er 
so unhistorisch als móglich. 6) Alles geschieht seiner vorgefassten 
Idee zu Liebe: Abel »wird vom Bruder ermordet, weil das Priester- 
tum oft vom Reich unterdrückt wirde; 7) aber »Abel erweiterte durch 
seine Gerechtigkeit die Gewalt des Priestertums nicht, und Kain 
verringerte nicht durch seine Bosheit die Majestät des Reichese. 8) 
Wenn Kain seine Stadt gründete«, so wollte Gott damit nur zeigen, 


1) Lib. de lite III 65. Vel. Mirbt, Die Publizistik im Zeitalter 
Gregors VII., 578. 

2) Vgl. die neuerschienene Schrift v. Endres. 

3) Gennrich, D. Staats- u. Kirchenlehre d. Joh. v. Salisb. 144. 

4) S. Gl. n. 1 (lib. de lite III 64 s.) u. n. 18 (III 72). 

5) Ibid. n. 2, 6 u. 8. Adam u. Noë werden zu Vorbildern Christi. 

6) Jedesmal geschieht es durch den Typus und die vox divina. 

7) Ibid. n. 2 (lib. IHI 65). Derselbe Gedanke kehrt n. 8 wieder: »sicut 
tunc Hismahel persequebatur Ysaac, ita adhuc regnum persequitur sacerdotium« 
(lib. IIE 68). 

8) Ibid. n. 4 (lib. III 66). Das Imperium Romanum leitete er n. 6 schon 
von Japhet ab (III 67). Nemroth und Ninus sind ihm n. 7 eher Vertreter der 
Tyrannis als des Regnum, weil ihre Herrschaft sich nicht auf die göttliche 
Autorität stützen kann, die er der Staatsgewalt somit zugesteht. 
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»quanta excellentia sacerdotium regno praeeminebat«.!) Moses 
setzte einen Priester, nicht einen König ein; von Moses bis Samuel 
wurden die Juden von Priestern regiert; Saul war dem Samuel, 
David dem Nathan, die Kónige waren den Priestern unterthan; nur die 
Priester leiteten einst das Volk Gottes; selbst von den Heiden weiss 
man, »dass sie ihre Priester aufs höchste verehrten«.?) Und wie 
Moses, so vertraute Christus im neuen Bunde die Regierung in 
Petrus nicht einem König, sondern einem Priester an.5) An der 
Schwelle des »christlichen Imperiums« krönte Papst Silvester den 
Kaiser Konstantin, und ebenso in der Folgezeit »ecclesia sibi reges 
constituit.« 4) Darum auch jetzt noch »quilibet presbyter dignior 
roge« und »rex minister ecclesiae«.5) Beides hat der Hohepriester 
Christus dem Papste übergeben, die »Summa Regni« wie die »Cura 
Sacerdotii«, die »Sorge um das gesamte Volk und Klerus«.?) Und 
doch sollen dem Frieden und der Eintracht zu Liebe die zwei Schwerter 
durchaus getrennt sein,") soll die Wirkungssphüre des geistlichen 
Oberhauptes sich zunächst auf den Klerus erstrecken, 8) der Priester 
sin saecularibuse ebenso dem König unterstehen, wie dieser »in 
divinise dem Priester!?) 


Auch die Theologen lösten in dem Jahrhundert der werdenden 
Scholastik das Problem im gleichen Sinne. Im allgemeinen zeigen 
sich die Frübscholastiker wenig von den kirchenpolitischen Fragen 
ergriffen. Wir begnügen uns kurz mit den zwei wichtigsten. 


Hugo von St. Viktor, der tiefsinnige Versöhner scholastischer 
und mystischer Weltanschauung, stellt an die Spitze seiner kirchen- 
politischen Fragmente jene Analogie mit Leib und Seele, aus welcher 
das Mittelalter sofort die Superiorität des übernatürlichen Gesell- 
schaftsprinzips erschloss. 19) Dank diesem Primat hat die geistliche 
Gewalt die irdische ähnlich einzusetzen, wie der Geist den Körper 


1) Ibid. n. 8 (lib. III 65). In gleicher Weise lehrt die Weissagung vom Zelte 
Sems n. 6: »Quanta itaque dignitate sacerdotium a regno differate (III 67). 

2) Ibid. n. 10— 14. 

3) Ibid. n. 15 (lib. III 71). 

4) Ibid. n. 16—18. 

5) Ibid. n. 23 (lib. III 73) u. 25 (III 76). 

6) Ibid. n. 17 (lib. III 71) u. 19 (III 72). 

7) Ibid. n. 24. Vgl. Hashagen, Otto v. Freis. als Geschichtsphilosoph u. 
Kirchenpolitiker 79. | 

8) »Hic clerum, ille populum ad supernum regnum pertrahunt« (bei 
Hashagen 80 Anm. 1). 

9) Summa Gloria c. 9 (lib. III 69). m 

10) De unit. eccl., c. 4: »Quanto autem vita spiritualis dignior est quam 
terrena et spiritus quam corpus, tanto spiritualis potestas terrenam sive sae- 
cularem potestatem honore ac dignitate praecedite (Migne 176, 418). 
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beleben und bewegen soll.!) Aber auch in seinem System gehen 
wegen der gleichen, sittlich mitbestimmten Rücksichten die beiden 
sozialen Menschheitspole in ihren Sphären möglichst weit auseinander, 
und soll die Kirche dem Staate alles auf das geistliche Leben Be- 
zügliche nicht minder überlassen, als ihr der König die »Attribute 
des geistlichen Lebens« zuerkennen muss. ?) 

Der Engländer Robert Pulleyn, ein Freund des hl. Bernhard 
und Kardinal, der auch Sentenzen verfasst hat, gebraucht ganz das 
gleiche Bild.) Eben daraus aber schloss er eine so unüberbrück- 
bare Verschiedenheit beider Gewalten, dass er kein Bedenken trug, 
die Kirche dem Staat in allen weltlichen Dingen unterzuordnen. 4) 
So weit verstieg sich bereits die Distinktionslust der Schule Die 
weltliche Hand führt das materielle, die priesterliche Macht das 
geistliche Schwert; das eine hält mit körperlichen Hieben den 
Menschen in Schranken, mit dem andern werden die Geister unter- 
jocht und durch Suspension und Bann verwundet.*) Aber nur weil 
letzteres die Krankheitsstoffe nicht abschneiden kann, ist auch ein 
weltliches Schwert notwendig; sonst brauchte man es „in der Kirche® 
gar nicht. 6) 

Am reinsten schält sich der weltverleugnende Standpunkt bei 
den eigentlichen Kirchenpolitikern jener Epoche heraus, an deren 
Spitze unstreitig der Franzose Bernhard von Clairvaux und der Eng- 
länder Johann von Salisbury stehen. Erst sie haben wahre kirchen- 
politische Systeme. Beide predigen die potestas directa zugleich mit 
deren Entsagung. Wegen ihrer kosmopolitischen Bedeutung und 
Gesinnung dürfen sie auch für die deutschen Verhältnisse nicht über- 


1) Ibid.: »Nam spiritualis potestas terrenam potestatem et instituere 
habet, ut sit.« 

2) Ibid. c. 3 (De duobus parietibus ecclesiae): »Laicis ergo Christianis 
fidelibus terrena possidere conceditur, Clericis vero spiritualia tantum conce- 
duntur« (M. 176, 417). Ebenso c. 4 mit Bezug auf Papst und Kónig (M. 418), 
c. 6 auf den Staat (M. 418) u. besonders c. 7: Quomodo Ecclesia terrena pos- 
sideat (M. 419 ss.). 

3) Sententiae VII 7 (Migne 186, 920). 

4) Ibid.: »Sacerdotium ergo praeest regno in his quae ad Deum, praeest 
et regnum sacerdotio in his quae pertinent ad mundum.« Vgl. VI 56: De duobus 
ecclesiae gladiis (M. 90b s.) 

5) Ibid.: »Sacerdotalis ergo dignitas, saecularisque potestas, hos inter se 
duos dividant gladios. Haec sibi corpus, illa spiritum propriae actioni subjugari 
arbitretur. Reum ergo feriat altera corporali cessione, altera corrigi nolentem 
spiritualie und das Folgende (M. 906). 

6) Ibid. VII 7: »Nimirum quoniam sacerdotalis diguitas gladio Petri 
morbo ecclesiae incessanter renascentes minime praevalet resecare; ideo altero 
Christi gladio regiae potestati commendato opus est. Nam si gladio suo spiri- 
tuali correctionem et pacem ecclesiae sacerdos comparare sufficeret et conservare, 
po regum gladium in ecclesia admittere necessitas nulla exigeret« 

. 920). 
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gangen werden, obschon wir uns auf das Wichtigste beschränken 
wollen. 

Keiner kam an Einfluss dem hl. Cisterzienserabte gleich, der die 
Seelen seiner Zeitgenossen in der Hand hatte, wie der Tonkünstler 
die Saiten seines Instrumentes. Für uns ist namentlich sein be- 
rühmtes für Eugen III geschriebenes Betrachtungsbuch (1148) von 
Wichtigkeit. Welch hohe Vorstellung bekundet es nicht von der 
unermesslichen Gewalt und Würde des Papsttums! Er war es ja, 
der die Formel von den zwei Schwertern gefunden, deren sich später 
ein Innocenz III. und ein Bouifaz VIII. bedienten.!) Und wie ein- 
dringlich mahnt er andererseits die Kirchenfürsten zur Vermeidung 
aller Herrschsucht, zum Absterben von allem äussern Glanze und 
zur einzigen »Zierde der Sitten«,?) weil der Priester seine gesalbten 
Hände nicht mit der weltlichen Gewalt beschmutzen soll und diese 
ihrer nicht wert ist!3) Was der hl. Bernhard verlangt, ist also 
vor allem eine seelische Abkehr vom irdischen Tand; freiwillig, 
durch keinen Rechtssatz gezwungen, soll Petrus das materielle 
Schwert in die Hand des Königs legen; rechtlich ist seine Macht 
nur dureh den Willen des göttlichen Oberherrn beschränkt. 4) »Was 
versuchst du,« ruft er dem in Rom wiedereingeführten Papste zu, 
»von neuem das Schwert zu ergreifen, das dir einmal in die Scheide 
zurückzustecken geboten wurde?«5) Wie wenig brauchte Bernhards 
Gegner Arnold von Brescia, um diese ethische Innenwelt in ihre 
juristische Verkörperung zu übersetzen ! 

Am denkbar schroffsten vielleicht hat der so fein gebildete und 
in vielem so modern gesinnte Johann von Salisbury das theokratische 
System ausgesonnen. In der englischen Geschichte ist er bekannt 
durch seinen unbeugsamen Sinn in der von Heinrich II. gegen die 


1) De considerat. IV 3: »Uterque ergo ecclesiae, et spiritualis scil. gladius 
et materialis, sed is quidem pro ecclesia, ille vero et ab ecclesia exserendus, ille 
sacerdotis, is militis manu, sed sane ad nutum sacerdotis et jussum impe- 
ratoris.« 

2) De consid. II. 6: Quid debeat esse procerum studium (Migne 182 
747 s.); III 1 für den Papst (M. 757) u. III 3 für d. Bischöfe (M. 764). Aehn- 
lich um 1126 im Tractatus de moribus episcoporum, c. 2. »Honorem et decus 
dignitatis ecclesiasticae non consistere in externo splendore, sed in morum et 
virtutum decore« (M. 182, 813 ss.). Deshalb auch seine nüchterne, echt cister- 
ziensische Auffassung von der kirchlichen Kunst. 

3) Ibid. I 6: »Habent haec infirma et terrena judices suos, reges ct prin- 
cipes terrae« (M. 735 s.) und andere Stellen. Deshalb »tuo forsitan nutu, etsi 
non tua manu evaginandus.« 

4) Ibid. III 1: »Dispensatio super illum (orbem), non data possessio« 
«M. 758); »possessionem et dominium cede huic (Christo)« (M. 759). Vgl. Rib- 
beck a. a. O. 39. 

5) Nämlich von Christus im Evangelium (Joh. 18, 11). Vgl. Hashagen 
a. a. O. 87. 

4 * 
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“ Anhänger des Erzbischofs Thomas Becket eingeleiteten Verfolgung. 1) 
Er kennt nur einen Priesterstaat, iv dem der Fürst die Rolle eines 
inferioren Dieners spielt; das Schwert, das dieser tragen darf, erhält er 
von der Kirche, die aber auch dann im Besitz des Blutgerichts 
bleibt und nur in dessen Ausübung sich des königlichen Armes be- 
dient.*) Aber sie ist durch ihre eigene Natur gezwungen, ganz auf 
dieses Schwert Verzicht zu leisten und es mit allen seinen Befug- 
nissen an den König abzutreten, weil diese „Henkerdienste“ sich 
nicht für ihre heilige Rechte ziemen. $) 

In einen völlig veränderten Anschauungskreis fühlen wir uns 
versetzt, wenn wir von solchen Idealisten in der kirchlichen Partei zu 
deren Praktikern übergehen und die kanonistische Literatur betreten. 
Auf diesem Boden gingen die Keime auf, welche in einem Inno- 
cenz III. ihre Blüte und in einem Bonifaz VIII. bereits ihre zuin 
Falle reife Frucht erreichen sollten. In hierarchischer Weltbejahung 
haben sie das kirchenpolitische Problem angefasst, und wie die 
Juristen die Kirche im Staat, so wollten die Kanonisten den Staat 
in der Kirche aufgehen lassen, nicht blos im theoretischen Prinzip, 
sondern auch in den konkreten Folgerungen. Sie waren es auch, 
nicht jene weltunkundigen Mystiker, welche dem Geschichtsstrom 
seine Wege bahnten und, mehr durch ihre praktische Arbeit aller- 
dings als durch umfangreiche Folianten, die Verhältnisse des 13. Jahr- 
hunderts in ihrer Wurzel schufen, 

Systeme aufzubauen verschmáhte die Kirchenpolitik des 12. Jahr- 
hunderts. So trat als einer der Wortführer der kirchenrechtlichen 
Schule auch Magister Rolandus auf den literarischen Schlacht- 
plan, der spätere Papst Alexander III.; in seiner Summa hat er die 
Lehren Gratians von der Unterordnung der Könige unter die priester- 
liche Gewalt, von der Inkompetenz des Kaisers in kirchlichen Sachen, 

. von dem reichevergebenden Absetzungsrecht des Apostolicus, von der 
Schutzpflicht des Kaisers, von der Notwendigkeit der weltlichen Ge- 


1) Vgl. ausser der Histoire littéraire de la France XIV, 89 ss. Reuter, 
J. v. S., Berl. 1842; Schaarschmidt, Joh. Saresberiensis nach Leben und 
Studien, Schriften und Philosophie, Leipz. 1862; Gennrich , D. Staats- und 
Kirchenlehre d. J. v. S., 1594; Schubert, D. Staatslehre J. v. S., Berl. 1897. 

2) Polycrat. IV 3: »Quod princeps minister est sacerdotum et minor 
eis«, besonders: »Hunc ergo gladium de manu Ecclesiae accipit princeps, cum 
ipsa tamen gladium sanguinis non habet. Habet tamen et istum, sed eo utitur 
per principis manume (Migne 199, 516). Die Schriftstelle von den 2 Schwertein 
zitiert er nicht wie andere zum Beweis der Gleichordnung und der Eintracht 
beider Gewalten, sondern der absoluten Staatsinferioritát. Vgl. Gennrich 
17 f. und 147. 

3) Ibid.: »Est ergo princeps sacerdotii quidem minister, et qui sacrorum 
officiorum illam partem exercet, quae sacerdotii manibus videtur indigna.« 
Vgl. Gennrich 28 u. 155; Schubert 31 ff. u. 42 ff.; Hashagen a. a. O. 79. 
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schäftserfahrenheit der Bischöfe unbedenklich acceptiert.!) Auf den 
gleichen Standpunkt stellten sich die übrigen Dekretisten und De- 
kretalisten, deren Aufzählung uns hier zu weit führen würde, bis 
zum Lehrer des grossen Innocenz und Hauptbegründer des kuriali- 
stischen Systems, Huguccio, der jegliches Laienrecht auf kirchlichem 
Gebiet bestritt und die kirchliche Allgewalt auf ihre höchste Potenz 
spannte.2) Im Centrum und Ausgangspunkt der kanonistischen 
Literatur steht das Decretum Gratiani, der in der Mitte des Jahr- 
hunderts entstandene Urbestandteil des Corpus Juris Canonici. Der 
Magister von Bologna hatte es nicht darauf abgesehen, eine Apo- 
logie der kirchlichen Ansprüche zu konstruieren; seine Sammlung 
wollte rein praktischen Zwecken in iudiciis et in scholis dienen. 
Aber durch die geschickte Zusammenstellung und Gruppierung 
theokratisch orientierter Autoritäten hat er einen grossen Einfluss 
auch auf die Entfaltung der kirchenpolitischen Theorien erlangt und 
ein willkommenes Gegengewicht dem civilrechtlichen Absolutismus 
der Imperialisten gegenüber hergestellt. Auch sein Schüler Paucapalea 
ist dieser Tendenz treu geblieben und hat den Papst hoch über den 
Kaiser gesetzt. 3) | 

Für uns kommt natürlich vor allem der erste Teil des Corpus 
in Betracht. Hier hat Gratian für den Satz, dass »die Erlasse der 
Fürsten nicht über, sondern unter den kirchlichen Verordnungen 
stehen, e 4) die bekannten Texte von Gregor von Nazianz, von Felix, 
Hadrian L, Leo IV., Johann VIII. und namentlich Nikolaus I. an- 
einandergereiht. ) Durch ähnliche Belege, Nikolaus und Gelasius 
namentlich, beweist er in der 96. Distinktion, dass die fürstliche 


]) Vgl. die Inhaltsangaben der Distinctiones (in d. Ausgabe v. Thaner, 
Innsbr. 1874, S. 6 ff): 10) Quod tribunalia regum sacerdotali sint potestati 
subdita, et quod pontifices et reges sese indigent. 39) Quod saecularium nego- 
tiorum non sit imperitus episcopus. 96) Quod nulla facultas sit laicis de clericis 
vel de rebus ecclesiasticis disponendis, et quod imperator facta pontificum iudi- 
care non debeat, quodque apostolicus regnum transferat et imperatorem deponat. 
97) Quod mandato apostolici soleat imperator laboranti ecclesiae subvenire. 
Roland war nicht Mönch (Thaner, S. XLVI)  Aehnlich wie er etwas später 
der Summist Stephan v. Tournay (S. XLVII). 

so 2) Vgl. F. v. Schulte, D. Gesch. d. Quellen u. Literatur d. canon. Rechts 
I 168 f. 

3) Schulte a. a. O. 114. 

4) D. X c. 1: Lex imperatorum ecclesiastica jura dissolvere non potest; 
c. 3: In ecclesiasticis causis regia voluntas sacerdotibus est postponenda; c. 5: 
Quae sacerdotum sunt, regibus usurpare non licet; c. 6: Tribunalia regum sa- 
cerdotali sunt potestate subiecta; c. 7: Leges imperatorum in adiutorium eccle- 
siae licet assumere; c. 8: Reges pontificibus pro aeternis, et pontifices regibus 
pro temporalibus indigent. 

9) Besonders c. 1: De rebus ecclesiasticis disponendi laicis nulla facultas 
relinquitur; c. 5: De praesulibus divinaram rerum, qui humanis rebus praesunt, 
iudicare non possunt; c. 6: Nec etiam imperator iura pontificis, nec pontifex 
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Gewalt sich nicht in Kirchliches einmischen noch über Papst oder 
Prälaten richten dürfe, vielmehr bei aller Scheidung der beidersei- 
tigen Funktionen den Priestern als Lehrern und Vätern untergeord- 
net sei. In der folgenden Distinktion bezweckt die Wiedergabe 
des Briefwechsels zwischen Kaiser Honorius und Papst Bonifaz die- 
selbe Beweisführung. !) 


Unvergleichlich tiefer als bei all diesen am Buchstaben des 
Gesetzes hängenden Kanouisten ist der theoretische Ausdruck, welchen 
die hierarchische Weltfreude bei den Historiker Otto von Freising ge- 
nommen hat. Er ist der echte Vertreter des deutschen Episkopats 
in seiner glanzvollsten Erscheinung. Ein eminent begabter, in der 
Philosophie wie in der Theologie wie Wenige bewanderter Gelehrter, 
verdient er nicht nur in seinen geschichtsphilosophischen, sondern 
auch in seinen kirchenpolitischen Anschauungen als der reinste, 
schärfste und konsequenteste Theoretiker des ganzen Mittelalters be- 
zeichnet zu werden. Allen übrigen Kirchenpolitikern hat er den 
unberechenbaren Vorzug voraus, dass er als kritischer Geschichts- 
forscher, soweit es im unkritischen Mittelalter möglich ist, seine 
Ansichten über das Verhältnis von Staat und Kirche auf eine feste 
geschichtsphilosophische Basis baute und so ein viel lebendigeres, 
organisches System erhielt. Umsonst haben Forscher, die dem kom- 
plizierten und doch so logischen Gedankengang seiner Weltchronik 
»über die zwei Staaten« nicht zu folgen vermochten, den Versuch 
gemacht, auch den Bischof von Freising als Cisterzienser in der 
Kirchenpolitik den mystisch angelegten Mönchen einzureihen und mit 
dem Sacerdotium, das nach ihm dem Goliath des Imperiums durch den 
Bannstrahl Gregors VII. das Haupt abschlug, in Widerspruch zu setzen. 
Sein ganzes geschichtsphilosophisches Gebäude, das in einer kirchen- 
politischen Krönung ausläuft, verlangt als Abschluss der welthisto- 
rischen Entwicklung, als providentiellen Zweck der Gottesstaatsge- 
schichte, dass gemäss dem danielischen Bilde der vom Berg herabge- 
rollte Stein der Kirche den Koloss des Reiches zertrümmere. Trotz 
seiner nahen Stellung zu seinem Neffen Barbarossa, trotz seiner Be- 


iura regia usurpet; c. 7: A seculari potestate pontifex prorsus nec solvi nec 
ligari valet; c. 8: Facta pontificum imperator judicare uon debet; c. 9: Regum 
et principum patres et magistri sacerdotes esse censentur; c. 10: Auctoritas 
sacra pontificum et regalis potestas huius mundi gubernacula regunt; c. 11—12: 
Imperatores debent pontificibus subesse, non praeesse. Paucapalea fügte dem 
unter c. 13 und 14 den Bericht über die konstantin. Schenkung hinzu. 

1) D. XCVII Dicta Gratiani: Hoc capitnlo patenter ostenditur, quod nec 
imperatori nec cuilibet laico licet decernere, vel de electione pontificis vel de 
rebus ecclesiasticis. Quaecunque autem ab eis constituta fuerint, pro infectis 
habenda sunt, nisi subscriptione Romani pontificis fuerint roborati u. s. w. 
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teiligung selbst an der Staatsregierung, trotz seiner unleugbaren 
»Laienfreundlichkeit«, die mitleidig den Sturz empfindet und prak- 
tisch wie theoretisch die harmonische Versöhnung der beiden Gewalten 
wünscht, ja obgleich er unumwunden die frühere Armut als den 
ethisch besseren Zustand anerkennt, sieht er in der von weltlichem 
Glanze umflossenen Kirche das vollendete Abbild des Gottmenschen 
als Herrn so gut der Erde wie des Himmels. Doch dieser Schrift- 
steller ist zu wichtig, als dass er in einem so allgemeinen Rahmen 
nach Gebühr gewürdigt werden könnte, und behalten wir seine Be- 
handlung einer eigenen Arbeit vor. 
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4. Das Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 
Von Dr. jur. utr. Ad. Rösch, Pfr. 
Fortsetzung; (vgl. Bd. 83 S. 446 ff. u. 8. 620 ff.) 


Il. Der Josephinismus. 
A. Einleitung. 


a) Bewegende Ursachen und Ziele. 


Wir haben in unseren Ausführungen über den Febronianismus 
nicht bloss das System dieser für die Kirche so gefährlichen Lehre, 
wie es bei den hervorragendsten Kanonisten jener Zeit sich gestaltete, 
auseinandergesetzt, sondern auch den Ursachen nachgeforscht, welche 
die Entstehung, Verbreitung und den grossen Erfolg der Bewegung 
bewirkt haben. Als die wichtigste treibende Kraft hat sich uns, wie 
es schon in der Geschichte des Gallikanismus der Fall gewesen, das 
Interesse der weltlichen Machthaber dargestellt, deren Absolutismus 
und ungezügelter Reformeifer in einer starken kirchlichen Zentral- 
gewalt ihren mächtigsten Gegner erblicken musste. Die nämlichen 
Gelehrten nun, welche die Bischöfe in ihre angeblich vom Papste 
entrissenen Rechte wiedereinzusetzen suchten, mühten sich auf einem 
anderen Gebiete mit noch grösserem Eifer ab, die verwirrten Grenzen 
zurechtzusetzen: dem der Beziehungen zwischen weltlicher und 
geistlicher Gewalt; der verlierende Teil war wiederum hauptsäch- 
lich der Papst, die »Ultramontanen«, der Gewinn fiel den weltlichen 
Regenten zu. Und die Grenzverschiebung auf diesem letzteren Ge- 
biete involvierte, anders wie die nur vorübergehende Trübung der 
guten Beziehungen zwischen dem Papste und einzelnen Bischöfen 
infolge der febronianischen Bestrebungen, einen dauernden schweren 
Verlust für die Kirche, ein völliges Verdrängen von manchen Ge- 
bieten oder einen seither fast ununterbrochenen Kampf in anderen 
Materien, welche die Kirche nicht ganz dem Staate preisgeben kann 
oder will. Dass diese neuen Theorien über das Verhältnis von Kirche 
und Staat noch weit mehr als der Febronianismus den Beifall und 
die Unterstützung der weltlichen Macht gefunden, darauf weist schon 
der Name hin, den die Geschichte dieser Bewegung gegeben: 
Josephinismus. Selbst die freisinnigsten Bischöfe konnten ja an der 
gewaltsamen, unvermittelten Verschiebung der Machtsphären, die 
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am schwersten das kirchliche Oberhaupt, dann aber sehr fühlbar 
auch sie selber traf, weder ein direktes Interesse noch Freude haben, 
Wenn einzelne trotzdem Joseph II.”zujubelten, dann lag der Grund 
neben Furcht und Servilität zum Teil in der machtvollen Unter- 
stützung der febronianischen Ideen, wodurch diese Bischöfe ihre 
eigenen Befugnisse in ungeahnter Weise erweitert sahen, teils in 
der »Kirchenverbesserunge Josephs, die ihren eigenen aufgeklärten 
Anschauungen entsprach, Gerade durch die Begünstigung des 
Febronianismus!) war es möglich, einzelne kirchliche Kreise auch 
zu Freunden oder wenigstens nicht zu Gegnern der grossen staat- 
lichen Aktion gegen die Kirche zu machen, so dass der Febronianis- 
mus in der Absicht der Staatsmänner nur als ein Werkzeug, als 
Mittel und Grundlage zur Durchführung ihrer Pläne zur Er- 
weiterung der staatlichen Macht zu betrachten ist. 


Der Josephinismus?) steht in der Geschichte des kirchlichen 
Rechts ebenso ausserhalb aller gesetzmässigen Entwickelung, wie 
wir es oben beim Febronianismus 5) gesehen. Allerdings kannte auch 
schon das Mittelalter schwere Kämpfe zwischen beiden Gewalten, 
die mit geistigen und materiellen Waffen ausgefochten wurden; die 
gallikanischen, von den französischen Königen geleiteten Bestrebungen 
sind eine verwandte Erscheinung; auch der Summepiskopat der pro- 
testantischen Landesherrn konnte als Vorbild dienen. Aber ein direkter 
Zusammenhang zwischen dem Josephinismus und jenen Bewegungen 
besteht nicht. Die Grenzen zwischen Staat und Kirche waren nie 
unverrückbar feste, insbesondere sah sich die Kirche seit der Refor- 
mation genötigt, den katholischen Landesfürsten mancherlei Konzes- 
sionen zu machen. Doch blieben dabei die Beziehungen zwischen 


1) Vgl. A. v. Arneth, Gesch. Maria Theresias IX. Bd. 1879 S. 150 über 
das wohlwollende Interesse der Wiener Regierung gegenüber dem Werke 
Hontheims: Febronius wurde bei einer zweiten Untersuchung nach Erscheinen 
der deutschen Ausgabe durch die Hofzensur trotz des Widerstandes des 
van Swieten verboten. »Das Werk des Febr. blieb gleichwohl und zwar noch 
durch mehr als vier Jahre verboten. Erst im Jahre 1769, nachdem das Zensur- 
kollegium es zum dritten Mal geprüft hatte, wurde es neuerdings, jedoch mit 
der ausdrücklichen Beschränkung freigegeben, dass es nur an Gelehrte oder 
»»80nst bescheidene Käufer«« verabfolgt werden dürfe.« 

2) Wir nehmen hier diese Bezeichnung im engeren Sinne als den In- 
begriff der damaligen Lehren über das Verhältnis von Kirche und Staat, wie 
wir oben unter »Febronianismus« speziell die innerkirchliche Verfassungsfrage, 
das Verhältnis von Primat und Episkopat, das Hontheim hauptsächlich aufge- 
rollt, bezeichnet haben. Der Name »Josephinismus« im weiteren Sinne begreift 
beide miteinander zeitlich und ursächlich eng verbundene Ideen in sich, den 
Josephinismus im engeren Sinne und den Febronianismus, wie auch anderer- 
seits schon im Febronius und seinem Lehrer van Espen das josephinische 
Staatskirchentum grundgelegt ist. 

3) Vgl. diese Zeitschrift Bd. 83 S. 446 f. 
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Kirche und katholischen Regenten im gauzen friedliche und freund- 
schaftliche. Gane anders will die josephinische Kirchenrechtstheorie 
von römischen Konzessionen nichts mehr wissen; der Herrscher macht 
hier einfach von allen Rechten, die ihm die absolutistisch gesinnte 
Naturrechtsphilosophie seines Jahrhunderts zuschrieb, auch der Kirche 
gegenüber Gebrauch, um so unter dem Scheine des lautersten Rechts 
selbst die ehrwürdigsten, Jahrhunderte alten Institutionen wie Spreu 
hinwegfegen zu kónnen. Der Josephinismus will angeblich die Re- 
ligion und Kirche nicht befehden und sch&digen, sondern nur dem 
Kaiser zurückgeben, was des Kaisers ist, hat aber in der Tat der 
Kirche weit schwerere Wunden geschlagen als je eine der schwersten 
Verfolgungen; er will die Religion nur von Schlacken reinigen, hat 
aber dabei die Kirchen ganzer Lánder mit der verderblichen religiósen 
»Aufklärunge Jahrzehnte hindurch vergiftet und verwüstet. Der 
Josephinismus bedeutet nämlich nicht nur die Knechtung der Kirche, 
sondern gleichzeitig auch die durch die Monopolisierung alles reli- 
giösen und theologischen Unterrichts ermöglichte zwangsweise Ver- 
fälschung des Glaubens und des religiösen Lebens. Das war ein 
Erfolg der im letzten Grunde ungläubigen und kirchenfeindlichen 
Aufklärung des 18. Jahrhunderts; wenn sie es auch nicht vermochte, 
die massgebendsten Persönlichkeiten in Staat und Kirche völlig 
ihrem Glauben zu entfremden, !) so wusste sie doch in den weitesten 
Kreisen die Überzeugung vom Vorhandensein der schwersten Miss- 
bräuche und Gebrechen im kirchlichen Leben zu erwecken, die durch 
starke Hand schonungslos beseitigt werden müssten. Kaiser Joseph II. 
vor allem hielt sich für berufen, nicht bloss seine vollen »Majestäts- 
rechte« der Kirche gegenüber in Anwendung zu bringen, sondern 
auch kraft der ihm zustehenden Befugnisse die Kirche seiner Lánder 
allergründlichst zu reformieren. 

Die Bezeichnung »Josephinismus« verdient dieses System nicht 
etwa deshalb, weil Kaiser Joseph II. der erste oder einzige gekrönte 
Protektor desselben gewesen wäre. Schon lange vor Josephs Allein- 
herrschaft hatten sich die Beherrscher der romanischen Völker die 


1) Man darf sicher nicht alle Hauptbefórderer der sog. aufgeklärten, ra- 
tionalistischen Richtung, einen Joseph II., Dalberg, Wessenberg u. a., selbst jene 
nicht uneingeschrünkt, welche als Mitglieder des Freimaurer- und Illuminaten- 
ordens bekannt geworden sind, zu den Kirchenfeinden und Unglüubigeu im 
strengen Sinne rechnen. Sie leisteten aber alle der Zeitkrankheit, die in 
yrenzenloser Ueberschützung der eigenen Weisheit und Verachtung 
der Vergangenheit so manche Perle im kirchlichen Leben. z. B. den gott- 
geweihten Ordensberuf, die herrlichen Andachtsübungen und Werke der Fróm- 
migkeit, den priesterlichen Zölibat, die Heiligenverehrung u. s. w. als wertlos 
verachten lehrte, ihren grösseren oder geringeren Tribut. 
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schwersten Eingriffe in kirchliche Angelegenheiten erlaubt, als dessen 
bemerkenswerteste Folge die Aufhebung der Gesellschaft Jesu sich 
darstellt. Auch in Wien hatte Josephs Mutter, die grosse und 
fromme Kaiserin Maria Theresia den neuen Ideen immer mehr Ein- 
fluss auf ihre Regierungsmassnahmen gewährt. Ganz richtig be- 
merkt darum Schulte:1) »Kaiser Joseph II. schuf eine Gesetzgebung, 
welche sich von der seiner Mutter nicht durch eine andere Grund- 
anschauung über das Recht des Regenten unterschied, sondern ein- 
mal dadurch, dass er die Konsequenzen zog aus dem von seiner 
Mutter klar gestellten Satze: »»der Staat ist von den Kirchenge- 
setzen unabhängig, die Kirchengesetze haben nur die ihnen von 
ersterem eingeráumte Wirkung««, sodann durch die systematische 
Regelung ganzer Gebiete an Stelle des früheren Ordnens nach Be- 
dürfnis einzelner Falle « 

Eine kurze Übersicht der kirchenpolitischen Gesetzgebung Maria 
Theresias möge dies erweisen. ?) 


b) Die kirchenpolitische Gesetzgebung Maria Tberesias.?) 


Fast sämtliche der von uns hier zu besprechenden Verfügungen 
der Kaiserin fallen in die zweite Hälfte ihrer langen Regierung, in 
die Jahre nach 1765 und hauptsächlich in das Dezennium von 1771 
bis 1780, ein auffallender Beweis dafür, dass die Aussaat des Febro- 
nius (erschienen 1763) am Kaiserhofe alsbald reichliche Früchte ge- 
zeitigt hat. 

Als unfreundliche Massregeln gegen das Oberhaupt der Kirche 
sind zu nennen die Vorschrift des Plaget vom 12. September 1767 
für alle päpstliche Bullen sowie das Verbot vom 22. September 1777, 
in Rom direkt Ehedispensen einzuholen, welches am 23. Januar 1778 
auch auf die Fälle eines impedimentum occultum ausgedehnt wurde. 

Dieses Misstrauen gegen den Papst übertrug sich auch auf 


1) Gesch. d. Quellen u. Lit. d. kan. R., III. Bd. 1. Teil 1880 S. 113. 

2) Vgl. Karl Werner, Gesch. d. kath. Theologie seit d. Trienter Konzil 
bis zur Gegenwart, Münch. u. Leipz. 1889 S. 193: » Die reformatorische Be- 
wegung im österreichischen Kirchen- und Unterrichtswesen nahm in den 
fünfsiger Jahren des 18. Jahrhunderts ihren Anfang; sie hielt sich während 
der Regierung der Kaiserin Maria Theresia innerhalb gewisser Schranken und 
war anfangs nur darauf gerichtet. das Veraltete und Missbräuchliche zu be- 
seitigen und die augeuscheinlichen Lücken und Mängel im theol. Unterrichte 
auszufüllen.« 

3) Die österreichischen Verordnungen die Kirche betr. sind in mehreren 
Sammlungen publiziert worden. Wir entnehmen, so weit nicht anders ange- 
geben, unsere Hinweise der bis 1788 reichenden »Samm(ung der Kaiserlich- 
Königlich Landesfürstlichen Gesetze und Verordnungen in Publico 
Ecclesiasticis«; I. Band vom J. 1767 bis Ende 1782. Wien 1784, 264 S. fol. 
u. 89 S. Nachtrag. Die Verordnungen bis 1788 wurden in mehreren Fort- 
setzungen bekannt gegeben. 
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alle anderen auswärtigen Oberen des Welt- und Ordensklerus. Ge- 
druckte Erlasse solcher Oberer durften unter schwerer Strafe seit 
25. Oktober 1776 nur mit Genehmigung der Landesstelle publiziert 
werden. Als ein weiterer Schritt, die Katholiken der Erblande von 
einem über die Landesgrenzen hinausgreifenden Nexus möglichst zu 
lösen, erscheint die Verordnung vom 80. Dezember 1769, welche alle 
venetianischen Geistlichen für unfähig erklärt zum Besitz inländischer 
Pfründen oder klösterlicher Würden und jeden Provinzialverband 
zwischen erbländischen und venetianischen Klöstern aufhebt; ein 
weiteres Verbot vom 11. April 1770 schliesst auch die bayerischen 
Untertanen von allen kaiserlichen Benefizien aus. 

Das Plazet wurde bald auch für sämtliche religiöse oder theo- 
logische Publikationen im Inland gefordert; am 21. Mai 1772 dehnte 
man die staatliche Büchereensur‘) auf alle theologischen Werke, 
Predigten, Thesen, Lieder u. s. w. aus, 

Ebenso traf die Kaiserin auf dem Gebiete des kirchlichen Ver- 
mögensrechtes einseitige Verfügungen. Sie untersagte den Bezug 
des sog. Beichtkreuzers, des Taufgeldes vom Kindesvater?) sowie des 
Versehgeldes. 5) Eine Verordnung vom 8. Februar 1771 regelt die 
Verwendung der fructus intercalares der erledigten Benefizien; kurz 
darauf4) wird für Böhmen verordnet: »In dem Zeitraum eines Jahres 
sollen alle dermalen zu den landesfürstlichen Kirchen und Pfarren hier- 
landes gehörige Grundstücke und Untertanen plus offerenti veräusseret 
und das daraus erlöst werdende Geld... in einem Öffentlichen fundo 
ad fructificandum angeleget, mit käuflicher Hintangebung der von 
denselben besitzenden Wiesen, Wäldern, Zehnten und Gärten aber 
nur alsdann fürgegangen werden solle, wenn der Pfarrer selbst hie- 
wegen die Vorstellung und Bitte einreichen werde.« 

Recht empfindlich waren die Verordnungen bezüglich des Ordens- 
lebens. Die Affiliation mit fremden und auswärtigen Ordenshäusern, 
besonders eine solche mit pekuniären Zuwendungen wurde untersagt.) 
In die zunere Klostersucht greift die Verfügung®) ein, dass alle 
Klostergefängnisse aufzuheben seien und Klosterhaft nur in einer 
sauberen, abgesonderteu Klosterzelle verbüsst werden dürfe. Mehrere 


1) Vorsitzender der Zensurbehörde war bis 1772 Gerhard van Swieten. 
Bezeichnend für den in dieser Kommission herrschenden Geist ist die Unter- 
drückung einer Biographie des hl. Joseph v. Cupertino im Jahre 1768 wegen der 
darin erzählten wunderbaren Begebenheiten; erst auf energisches Einschreiten 
des Kardinalerzbischofes Migazzi von Wien wurde dieses Verbot zwar aufge- 
hoben, aber die vorhandenen Exemplare eingezogen. C. Wolfsgruber, Kardinal 
Migazzi, Ravsbg 1890 S. 408 ff. 

2) VO. v. 16. Okt. 1767. — 3) VO. v. 6. Juli 1776. — 4) VO. v. 18. Mai 
1771. — 5) VO. v. 81. Okt. 1771. — 6) VO. v. 31. Aug. 1771. 
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Verordoungen bezwecken, eine Schädigung des materiellen Wohl- 
standes der Untertanen infolge reichlicher Zuwendungen an Klöster 
und insbesondere den befürchteten Geldabfluss ins Ausland von 
Seiten der Orden zu verhindern. Allen Klöstern beider Geschlechter 
wird verboten, ohne landesherrlichen Konsens »einiges Geld in natura 
oder durch Wechsel ausserhalb Unserer Erbländer anzulegen, zu 
verschicken oder zu verwenden oder ihren ausserhalb Unserer Staaten 
wohnenden Ordensgenerálen zuzusenden«.!) Die Mitgift der Ordens- 
frauen wird auf höchstens 1500 rheinische Gulden fixiert; Kloster- 
insassen dürfen jährlich höchstens 200 Gulden zugewendet werden, 
alle übrigen Zuwendungen inter vivos et mortis causa sind verboten. 2) 
Die Messstipendien für Ordensgeistliche dürfen nicht über einen 
Gulden betragen; nur die Mendikanten dürfen Geldgeschenke an- 
nehmen, müssen dieselben aber, wenn sie den Betrag von 100 Gul- 
den übersteigen, in Öffentlichen Kassen anlegen.3) Alle Testamente 
der Ordensgeistlichen müssen laut Verordnung vom 28. Sept. 1779 
der Landesstelle vorgelegt werden, damit die »unnötigen Vermächt- 
nisse auf Lampen, Altäre, Messen u. s. w. abgestellt werden könnten«. 
Am 13. Februar 1773 wird von den Ordensprovinzen eine Fassion 
über ihren Vermögensstand eingefordert; die Verordnung vom 
1. April 1775 hebt die Provinzkassen der Orden auf und gestattet 
den Provinzialen, Visitatoren u. s. w. nur, alljährlich einen kleinen 
Beitrag zur Bestreitung der Reisekosten und der Korrespondenzen 
von den einzelnen Klöstern einzufordern. Eine Verordnung vom 
27. März 1767 tritt dem Anwachsen der Klöster entgegen: stark 
verschuldete Klöster dürfen gar keine Novizen mehr, die anderen 
nur den Abgang seit 1766 aufnehmen. Den gleichen Zweck ver- 
folgte das Verbot vom 17. Oktober 1770, die Ordensgelübde vor 
Vollendung des 24 Lebensjahres abzulegen unter Androhung einer 
Strafe von 3000 Gulden, deren eine Hälfte dem Denunzianten zu- 
fallen sollte.*) Hierher gehört auch das Verbot vom 26. Mai 1780 
Kandidaten aufzunehmen, bevor sie mit Erfolg die studia humaniora 
absolviert hätten. Ganz besonders verhängnisvoll musste dem Ordens- 
geist aber die Bestimmung Maria Theresias über das klösterliche 


VO. v. 4. Sept. 1771. 

2) VO. v. 26. Okt. 1771. 

3) VO. v. 28. Januar 1775. 

4) Fürst Kaunitz meinte, jedermann sollte nicht vor Vollendung des 
24. Jahres ins Kloster eintreten und vor Vollendung des 30. Lebensjahres das- 
selbe nach Belieben wieder verlassen dürfen. Nicht nur der Staat werde aus 
einer solchen Bestimmung den unleugbaren und sehr grossen Vorteil der Ver- 
ringerung der Anzahl der Orlensgeistlichen ziehen; auch der Religion müsse 
eine solche Neuerung zum Heile gereichen. v. Arneth a. a. O. Bd. IX S. 71. 
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Studium vom 13. Oktober 1770 werden, wonach alle Ordensglieder, 
Kandidaten und Studenten »nach den nämlichen Grund- und Lehr- 
sätzen, wie auch nach den nämlichen Lehrbüchern,!) welche auf 
Unserer hiesigen Wienerischen Universität vorgeschrieben sinde zu 
unterrichten waren. Von dieser Verordnung bis zum Erlass Kaiser 
Josephs, der alle Ordenskleriker in die Generalseminarien verwies, 
war kein so grosser Schritt mehr. 

Auch die Aufklärung wusste schon unter Maria Theresia ver- 
einzelt sich der gesetzgeberischen Macht zu bedienen. Am 17. August 
1771 wurde die Errichtung jeder neuen Bruderschaft ohne aller- 
höchste Einwilligung untersagt ; die bestehenden Bruderschaften sollen 
untersucht und die »entdeckten Missbräuche und unnötigen Geld- 
einflüsse« aufgehoben werden. Zu diesen »Missbräuchen« zählten 
offenbar auch die »Geheimnisstäbe, Geheimnisröcke und Labare wie 
auch die Kapuzen und Casquetee, deren Gebrauch im Konsistorium 
vom 17. Februar 1775 bei »schärfster Ahndung« untersagt wurde. 
Ein gleiches Schicksal widerfuhr dem dritten Orden, der am 15. Juni 
1776 zum Aussterben verurteilt wurde.?) Auch gegen die Vor 
nahme der kirchlichen Ezorzismen schritt die Kaiserin ein. Einen 
Franziskanerpater, der ohne Erlaubnis des Erzbischofs einen feier- 
lichen Exorzismus vorgenommen, befahl sie »aus hiesiger Gegend 
wegzuschicken» 3) und ordnete an, den Erzbischof durch Dekret 
wissen zu lassen, dass der Gebrauch der Exorzismen ohne vorherige 
Einvernahme mit der Regierung verboten sei. 4) 

Die Zahl der kirchlichen Feste wurde während der Regierung 
Maria Theresias zweimal, allerdings mit kirchlicher Einwilligung, 
durch Benedikt XIV. und 1771 durch Klemens XIV. sehr erheblich 
reduziert. Letzterer hat 20 Festtage für die Österreichischen Länder 
(mit Ausnahme Italiens) aufgehoben und, weitergehend als Bene- 
dikt XIV., für diese Tage auch Dispens vom Besuch der heiligen 
Messe gegeben; für die ausgefallenen Vigilien wurden die Mittwoche 
und Freitage im Advent als Fasttage bestimmt. 5) Die österreichische 


1) Die Ordenslektoren mussten eine Prüfung bestehen (VO. v. 8. Nov. 
1777); jeder Studierende eines Klosters musste ein Exemplar der Riegger'schen 
Institutionen des Kirchenrechts, das Kloster selbst drei Fxemplare besitzen 
(VO. v. 3. Okt. 1778). 

2) Hofrat v. Heinke äusserte bezüglich des III. Ordens: »Kein abge- 
schaffter Missbrauch wird sicher bei aller nur möglich hervorzusuchender Ge- 
legenheit wieder seine Einführung durch allerlei Wege mehr suchen als dieser, 
weil dort der Standort betäubender Andärhteleien und somit die sicherste 
Quelle zu Gelderwerbungen für die Welt- und Ordenspriester anzutreffen 
ist.« W'olfsgruber a. a. O. S. 454. 

3) Am 9. Juli 1785. 

4) Am 24. Juni 1758. Wolfsgruber a. a. O. S. 202. 


9) V. Arneth a. a. O. S. 67. 
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Kommission, welche auf Grund einer von Paul Joseph von Riegger 
ausgearbeiteten Abhandlung!) diese Angelegenheit beriet, stellte noch 
ungleich grössere Forderungen. Nach Rieggers Vorschlag sollten 
auch die zweiten Tage an Ostern und Pfingsten fortfallen, die Feste 
Marià unbefleckte Empfángnis, Himmelfabrt und Geburt auf die 
Sonntage verlegt werden. Die Aufhebung einer sehr betrüchtlichen 
Anzahl von Feiertagen erscheint nach Riegger als ausgiebiges 
Mittel, die Frömmigkeit zu fördern, dem Müssiggang mit den mit 
ihm verknüpften Ausschweifungen zu steuern, eifrigere Betreibung 
des Feldbaues, der Industrie, Belebung des Kreditwesens im Inlande, 
grössere Wohlfeilheit der Produkte, Antrieb zur Arbeitsamkeit, 
»billige Achtung für das Nütsliche und verdiente Geringschätzung 
unnitzer Beschäftigung« zu bewirken. 

Auch die Prozessionen und Wallfahrten wurden durch die 
theresianische Gesetzgebung getroffen. Am 11. April 1772 wurden 
alle Prozessionen über die Grenzen der Erblande hinaus, ferner alle, 
bei denen man über eine Nacht ausbleiben musste, mit Ausnahme 
der Wiener Wallfahrt nach Maria-Zell, untersagt. Eine Verordnung 
vom 29. Mai 1773 verbot die Begleitung der Prozessionen durch 
Reiter bei Verlust des Pferdes und das Festschiessen aus Gewehren ; 
am 26. Juni 1776 wurde untersagt, »in den Kirchen und bei den 
Prozessionen Báume zu setzen«, wodurch »dem Holznachwuchse und 
der Waldkultur betrüchtlicher Eintrag zugeht«. Die Wallfahrten 
nach Hom waren seit dem 4. März 1775 gänzlich verboten. 

Einen empfindlichen Eingriff in das kirchliche Strafrecht be- 
bedeutet das Verbot der Verhängung einer Exkommunikation über 
einen Untertanen ohne vorläufige Einsicht und Bewilligung der 
Landesstelle;?) das Asylrecht wurde durch Verordnung vom 15. Sep- 
tember 1775, welche 24 Kategorien von Verbrechern von dem Pr'- 
vileg ausnahm, nahezu illusorisch gemacht. 

Aus eigener Machtvollkommenheit führte Maria Theresia am 
1. August 1772 den sog. Sagan'schen Katechismus (von Felbiger) 
für die gesamten Österreichischen und böhmischen Erblande ein. In- 
des behandelte die Kaiserin nicht bloss die Volksschule und die pro- 
fanen Studien als ein reines »Politikume, 3) sondern wusste auch der 
gesamten theologischen Ausbildung ihren Willen aufzudrücken. Im 
Jahre 1769 wurde für Theologen auch das Hören von Vorlesungen 


1) V. Arneth a. a. O. S. 57. 60. 

2) VO. vom 1. Okt. 1763. | 

8) Kais. Resol. v. 28. Sept. 1770: »Das Schulwesen ist und bleibt alle- 
zeit ein Politikum.« Wolfsgr. a. a. 0. S. 289. 
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über »Polizei-, Handlungs- und Finanzwissenschaftene gewünscht und 
im gleichen Jahre angeordnet, dass die Bewerber um Patronats- 
pfarreien auch in den Polizei- und Kameralwissenschaften zu prüfen 
seien. Eine Verordnung vom 29. Mai 1773 macht die Erlangung 
eines inländischen Benefiziums durch Untertanen, welche mit landes- 
herrlicher Dispens ihre Studien im Ausland, besonders in Rom ge- 
macht, von einer Prüfung abhängig. Am 3. Oktober 1774 erschien 
der von Rautenstrauch ausgearbeitete, tief einschneidende theologische 
Studienplan für die gesamte Monarchie. Weitere Verordnungen zielten 
darauf ab, den neuen kirchenrechtlichen Grundsätzen überall die 
alleinige Herrschaft zu sichern:!) Alle ad ordines Aspirierenden 
müssen ex iure publico et privato geprüft werden;?) kein Aspirant 
des Welt- oder Ordensklerus darf bei schwerer Strafe zu den heiligen 
Weihen zugelassen werden, bevor er nicht sein Examen über das 
öffentliche und private Kirchenrecht nach den auf den inländischen 
Universitäten eingeführten Grundsätzen vor den staatlich bestellten 
Lehrern mit wenigstens der zweiten Note bestanden hat.3) Unterm 
5. Oktober 1776 wird für alle erbländischen Universitäten, Lyzeen 
und Klosterstudien angeordnet, »wienach das Studium iuris eccie- 
siastici nach keinem anderen Lehrbuche als der Institutionum 
Pauli Rieggeri gelehret, auch keine Lehrsätze ausgesetzet, öffent- 
lich verteidiget und gehalten werden sollen, die nicht in der nun- 
mehr vorgeschriebenen Synops? Juris ecclesiastici publici et privati, 
quod per terras haereditarias Imperatricis Mariae Theresiae obtinet 
... Viennae 1776 gefunden werden«. $) 

Wie energisch die Kaiserin ihre kirchenpolitischen Grundsätze 
durchzuführen gesonnen war, beweist der Erlass vom 5. Oktober 1776 
gegen eine unliebsame Kritik ihrer Massnahmen. »Es sei schon 


| 1) Schon vor M. Theresia waren die österreich. Herrscher auf die grossen 
Vorteile aufmerksam geworden, die ihnen die neue Kirchenrechtstheorie ver- 
sprach. So befahl die allerh. Entschliessung vom 21. April 1734 den welt- 
lichen juridischen Professoren in Innsbruck »vornehinlich auf die materias 
mixtas wie de censuris, de asylo, de causis matrimonialibus, de foro clericorum, 
de immunitate ecclesiastica etc. besonders aufmerksam zu sein, damit die 
Studenten, die ôfters allein in iure canonico derlei Materien traktieren hóren, 
mithin zuweilen in denselben nicht die richtigen principia annehmen. mit 
diesen dem Publico ófter sehr schádlichen und nur auf die Prädomination des 
Cleri abzielenden Lehrsätzen in die Aemter eintreten, die wahre Lehre, wie 
sie in Cavarruvias, van Aspen et similibns zu sehen, in derlei Sachen wissen 
und nicht von den Widrigen verführt werden.« Wolfsgr. a. a. 0. S. 11. 

2) VO. vom 15. Juni 1776. 

3) VO. vom 25. Okt. 1776. 

4) Die Synopsis, von Rautenstrauch verfasst, enthält 253 Sätze. Cha- 
rakteristisch für den darin ausgesprochenen Geist sind z. B. n. 22: Jede Ex- 
kommmunikation sei von dem Landesherrn zu bestätigen; n. 26: der Landes- 
herr könne kirchl. Zensuren aufheben. Wolfsyr. a. a. O. S. 366. 
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öfters unerwartet zu vernehmen gewesen, dass verschiedene Welt- 

“ priester, Ordensobere und Untergebene sich über die nach und nach 
bekannt gemachte Verordnungen und Gesetze, welche die äusserliche 
Kirchenzucht oder sonstige Disciplinaria vel externa Religionis und 
die Temporalia der Geistlichen betreffen, in ungeziemende Ausdricke 
ausgelassen, solche getadelt oder gar verächtlich gemacht hätien.« 
Solche »Verbrechen« seien ohne allen Unterschied mit Absetzung 
der betreffenden Obern, »auch beschaffenen Umständen nach mit 
einer noch empfindlicheren Ahndung« zu bestrafen. 

Vorstehende Übersicht zeigt unwiderleglich, wie die neuen 
Ideen schon unter Maria Theresia immer mehr an Boden gewannen. 
Ihre einflussreichsten Ratgeber: Gerhard van Swieten,!) Riegger, 2 
der Abt Rautenstrauch,8) der Staatskanzler Fürst von Kaunitz- 
Rietberg waren sämtlich überzeugte Anhänger der neuen Richtung, 
Vertreter der Staatsomnipotenz und der Aufklärung. Bereits 
unter Maria Theresia erschienen unter staatlicher Ägide die 
kanonistischen Werke eines Rautenstrauch, Riegger, Schrodt und 
Eybel; über die Begünstigung des Febronius vgl. oben S. 57 und 
Bd. 83 S. 643 dieser Zeitschrift. Der Sieg der Aufklärer war schon 


1) V. Arneth a. a. O. S. 157: » Van Swieten stand als Mensch und als 
Arzt bei der Kaiserin in einem Ansehen, wie es höher und fester gewurzelt 
unmöglich gedacht werden kann.« S. 159 werden die zwei hervorragend- 
sten Eigenschaften van Swietens genannt: »Die eine bestand in einer für 
jene Zeit . . . immerhin bemerkenswerten freieren Auffassung der Fragen 
geistigen Inhalts, die er insbesondere in den ihm übertragenen Zensurgeschäften 
zu betätigen häufig Gelegenheit besass. Als die zweite aber darf seine streng- 
katholisehe (?) Gesinnung genannt werden, welche ihn gleichwohl nicht hin- 
derte, vielleicht sogar antrieb, der ausgesprochenste Feind des Ordens der 
Jesuiten zu sein.« 

2) Paul Joseph v. Riegger aus Freiburg i. Br., seit 1758 Prof. des 
Kirchenrechts in Wien, gab 1768 in vier Bänden die institutiones iurispru- 
dentiae ecclesiasticae heraus; 1773 zog sich Riegger von der Professur zurück 
und empfahl als Nachfolger seinen Schüler Joseph Valentin Eybel. »Auf dem 
Wirken Rieggers als Lehrer und Beamter wurzelten die Mehrzahl der Mass- 
regeln, welche in kirchlichen Angelegenheiten während der Regierung der 
Kaiserin Maria Theresia ergriffen wurdene (v. Arneth a. a. O. 5. 187). »Ent- 
faltete Riegger als Lehrer und als Schriftsteller die Wirksamkeit eines Ke- 
for*nators, so trug er als Staatsbeamter nicht wenig dazu bei, seine theoreti- 
schen Lehrsätze in praktische Wirklichkeit gelangen zu lassen .. . Mit Herz 
und mit Mut vertrat Riegger die freiheitlichen Anschauungen, welche init dein 
aufgeklärten Geiste seines Zeitalters im Einklange standen, gegen die frühere 
Allmacht des hl. Stuhtes. Unerschrocken trat er ein für das Recht des 
Staates, auch auf kirchlichem Gebiete in Sachen, welche das katholische Dogma 
nicht berührten, seine Angelegenheiten. sei es im Einverständnisse mit der 
Kurie, sei es selbstándig, zu ordnen« (ebendas. S. 185). 

8) »Stephan v. Rautenstrauch...im höchsten Grade aufgeklärt, schmieg- 
sam, eitel, ehrgeizig, dem glaubenslosen Indifferentismus seiner Zeit von ganzer 
Seele huldigend, angesteckt vom Febronianismus, ein erklärter Gegner Roms 
und Feind allem, was von dorther kam.« Karl Ritter, Joseph 1I. und seine 
kirchlichen Reformen. Regsbg. 1807 3. 67. 
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vor 1780 ein nahezu vollkommener. Doch legte sich die Kaiserin 
immerhin noch eine gewisse Mässigung auf. Sie schreibt z. B. ihren 
Ratgebern in einer Resolution vom 28. Februar 1779 sehr treffend 
ins Merkbuch: »In unsern Zeiten ist nicht mehr zu fürchteu, dass 
der römische Stuhl denen weltlichen Fürsten zu nahe trete, wohl 
aber selbe zuviel in das geistliche Wesen und Religionssätze und 
Verehrung des Hauptes der Kirchen sich einmischen und zudringen, 
woraus die übelsten Folgen entstehen werden.« 1) Im Jahre 1775 
liess die Kaiserin den Professor Eybel, der öffentlich die These ver- 
teidigen liess, die Fürsten allein könnten trennende Ehehindernisse 
einführen, verwarnen und 1779 seiner Professur entheben und sein 
Lehrbuch abschaffen. ?) 

Mit dem Regierungsantritt Josephs II. waren alle Schranken 
gefallen. 


c) Kaiser Josephs II. Ratgeber und kirchenpolitische Grundsätze. 


Josephs Il. zehnjährige Regierung bedeutet für die katholische 
Kirche die Quelle und Ursache unermesslicher Leiden und Schädi- 
gungen und liefert der Weltgeschiche ein eklatantes Beispiel, wel- 
ches Unheil ein wohlmeinender, aber von falschen Ideen beherrschter, 
despotisch veranlagter Regent über seine Untertanen bringen kann. 
In seiner Jugend gewaun nur ein Lehrer Einfluss auf ihn, der 
Professur des Naturrechts an der Wiener Universität, Freiherr von 
Martini. »Dieser begeisterte den Prinzen für die revolutionären 
Ideen der französischen Ökonomisten .. . und erfüllte allmählich 
seinen Schüler mit Geringschätzung für alles Herkommen und alles 
historisch Gewordene. . . . Joseph nahm in sich die Vorstellung 
auf, dass nur ein einziger, uneingeschränkter Herrscherwille das 
Werk der Reform im Sinne der Humanitàt und der allgemeinen 
Volkswohlfahrt vollbringen werde.« 3) »Ganz befangen in dem mate- 
rialistischen Geiste der modernen Zeitaufklärung erschien dem Kaiser 
alles, was nicht einen mit Händen greifbaren Nutzen darbot, als 
überflüssig und zu nichts taugend. So hatte er denn keinen Sinn 


— 


1) Wolfsgruber, Kard. Migazzi S. 267. Am 25. April 1767 gab die 
Kaiserin in einem Schreiben an die Bischöfe ihrem Entsetzen über das Umsich- 
greifen der Freigeisterei und des Unglaubens Ausdruck und liess die Regierungen 
durch die Hofkanzlei ermahnen, auf die freigeisterischen Bücher zu fahnden und die 
Hofmeister der Jugend zu beaufsichtigen, »damit am wenigsten unter ihneu 
einige freigeisterische Gott- und Religionsspotter geduldet werden«. Bei Wolfsur. 
S. 215. Das Verhältnis zwischen M. Theresia und Joseph war hauptsächlich 
Lo: des Radikalismus des Kaisers in kirchlichen Sachen ein vielfach ge- 
trübtes. 

2) Wolfsar. a. a. O. S. 348 f. u. 873. 
3) Art. Joseph II. im K.-Lex. von Wetzer u. Welte. 
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für alles Höhere, keine Pietät für das Alte und Hergebrachte, !) 
für die Tradition der Viter.« ?) 

Die Reformmassregeln Josephs auf kirchl. Gebiete waren von 
swei Gesichtspunkten getragen: der eine war die Beseitigung der 
von den Aufklärern entdeckten Missbräuche,®) der andere die Hebung 
des angeblich durch die Kirche geschädigten materiellen Wohles *) 
der Untertanen.  Hierhin zielte die ängstliche Sorgfalt, ja jeden 


1) Ein Beispiel der Gefühllosigkeit des Kaisers ist seine Verordnung vom 
23. August 1784, dass die Toten ganz bloss in einen Sack eingenäht, die 
hölzerne Leichentruhe auf dem Friedhofe wieder weggenommen und der Leich- 
nam mit frischem Kalk überschüttet werden solle. Am 20. Januar 1785 sah 
sich Joseph wegen »der hierüber vorgefassten Meinungen, die so stark und 
allgemein seien, dass sie die Gemüter vieler Dero Untertanen beunruhigten,« 

enötigt, die allgemeine Verbindlichkeit seiner »aus landesväterlicher Sorgfalt 
ür die Erhaltung des allgemeinen Gesundheitsstandes« ergangenen Verfügung 
aufzuheben — einer der sehr seltenen Fälle, in denen der Monarch einen seiner 
Schritte teilweise wieder zurücknahm. 

2) K. Ritter a. a. 0.8.7. 

3) Sofort nach der Thronbesteigung Josephs Il. ergoss sich eine wahre 
Sturmflut der seichtesten Aufklärugsliteratur über den ganzen Staat. 
Blumauer berechnet deren Zahl allein aus den fünf ersten Regierungsmonaten 
auf 11072 (Aug. Theiner, Gesch. der geistl. Bildungsanstalten, Mainz 1835 
S. 267). Eine der nichtswürdigsten Schmähschriften war die Monachologia von 
Joannes Physiophilus (Hofrat Ignaz Edler von Born) Joseph wurde von den 
Aufklärern fast vergóttert. Als Probe geradezu widerwärtiger Schmeichelei 
sei die bombastische Expektoration Neupauers, Prof. in Graz (Versuch über die 
Frage, ob e. kath. Landesfürst d. Recht habe, gültig geschlossene und voll- 
brachte Ehen .. . auch in Ansehung d. Bandes zu trennen 1785 S. 30 f) an- 
geführt: »Heil ihm — dem grossen — dreimal grossen Joseph! Zum Welten- 
reformator geboren, sah er lange die Unwissenheit — den Aberglauben — die 
kirchlichen und politischen Missbráuche für das an, was sie in der Tat waren 
— für Blutsäuger der Menschheit! Wie tausendjährige Eichen standen sie da, 
stürmetrotzend, und beschädigten mit ihrem verheerenden Schatten ringsumher 
den besten Teil Europas. Joseph sah es — seufzte über das Elend der ge- 
schändeten Menschheit — und nach tief durchdachtem Plane setzte er die Axt 
an die Wurzel des schädlichen Baumes. Da welken sie nun allesamt — da 
verdorren ihre verheerenden Aeste, einer nach dem andern, und heller be- 
fruchtender Sonnenschein erquickt nun die gesegneten Staaten Oesterreichs. 
Sie blühen — nein, sie blühen nicht, sie reifen schon dankbar der grossen Er- 
wartung Josephs entgegen. Bald wird sein ruhmvolles Beispiel auch unsere 
noch schlummernden Nachbarn zur Nachfolge wecken, und Joseph hat dann 
den süssen — beruhigenden Nachklang, Europa beglückt und die Rechte der 
beleidigten Menschheit gerettet zu haben.« 

4) Sehr richtig bemerkt Wolfsgruber (a. a. O. S. 263): »Es lauerte im 
Hintergrund aller sog. Reformen der Hófe auf Kosten des Klerus im ganzen 
genommen doch immer ein und dieselbe Sache: dem rómischen Stuhle und der 
Kirche überhaupt die Einkünfte des Klerus zu entziehen und dieselben für 
die weltlichen Zwecke, Hof, Militär und Staat zu verwenden.« Die bis ins 
Lächerliche gehende Sorge des Kaisers, ja jedem österreichischen Kreuzer den 
Pass ius Ausland zu verweigern. tritt vielfältig hervor. Es war nur cine 
diplomatische Verlegenheitsausrede, wenn Joseph JI. in seiner Beantwortung 
der Beschwerde Pius VI. am 15. April 1782 zu Punkt 10 und 11 den Bescheid 
gab: »Es war fern von mir, bei meinen in Rede stehenden Gesetzen mein 
Augenmerk auf Geldangelegenheiten oder auf solche Kleinigkeiten zu richten. 
wie die ausschweifenden Erpressungen der Agenten sind.« ber Josephinismus 
und die kais. Verorduungen vom 18. April 1850 in Bezug auf die Kirche. 
Wien 1851. 


- 
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Abfluss des Geldes ins Ausland,!) besonders nach Rom, ?) zu ver- 
hindern, das Verbot des Sammelns durch fremde Ordensleute, die 
Normierung der Stol- und bischöflichen Kanzleitaxen, die Aufhebung 
zahlreicher Klöster, Stifter, Benefizien und die Vereinigung der so 
gewonnenen Mittel in den Religions- und Schulfond, hierhin auch die 
ganze Erziehung des Welt- und Ordensklerus, die auf Beseitigung 
aller »geistlichen Müssiggänger« und Heranbildung bloss praktischer 
Seelsorger, »Volkslehrer« ausging. 


Als Ratgeber in dieser Tätigkeit dienten Joseph zum Teil noch 
die von seiner Mutter übernommenen Staatsmänner wie Rautenstrauch, 
Kaunitz u. a. Als besonders einflussreich sei hier noch genannt 
Gottfried van Swieten, Sohn des Leibarztes Gerhard v. Swieten, 
Präsident der Studienhofkommission, »ein Mann, der mit seiner 
philosophischen Impietät den sanguinären Charakter eines Calvinisten 
verband und es verstand, mit unglaublicher Hinterlist, Tücke und 
Kühnheit den Sturz der katholischen Kirche in Oesterreich vorzu- 
bereiten . . . . Bei Besetzung der Lehrämter übte van Swieten 
eine absolute Gewalt aus . . . und beförderte eben nur Männer, die 
wie er kein Gewissen, keine Religion hatten, ohne Tugend, ohne 
Frömmigkeit, ohne Sitten waren.« 3) 


In welcher Art Joseph von den Männern seines Vertrauens 
beraten wurde, das illustriert trefflich eine Denkschrift des Hof- 
rates v. Heinke,4) vom 14. März 1781, welche dieser aus höchstem 
Auftrag für den Kaiser verfasst hatte, der wir, da sie die Programm- 
punkte aller josephinischen Reformen enthält, einiges entnehmen. 5) 


1) Vgl. die VO. vom 3. Mai 1781, welche verbietet, Stipendiengelder 
ausserhalb der k. k. Staaten zu schicken. 

2) Siehe uuten den Abschnitt: Das josephin. Kirchenrecht u. der Primat. 

3) Ritter a. a. O. S. 63 f. Dieses Urteil, so hart es klingt, ist wohl 
nicht ungerecht; man denke nur an die nichtswürdigen Kreaturen, die in 
Innsbruck, Löwen und an anderen Orten an die Spitze der Generalseminarien 
berufen wurden. 

4) Joseph Freiherr v. Heinke, seit 1767 Hofrat in Wien, unter J oseph II. 
Referent der geistl. Hofkommission, war schon unter M. Theresia mit die Seeie 
der Reformen: 1769;70 entwarf er im Auftrage der Kaiserin eine »gesetzmässige 
Vorschrift für alle Stellen, Aemter, Gerichte und Obrigkeiten Uns. deutschen 
Staaten und Erbländere, die er selbst als »erste Operationsplüne« bezeichnete. 
In der Religion wird hier das »Wesentliche« und das »Zufällige« streng unter- 
schieden; nur was zu der Apostel Zeiten schon bestanden, sei wesentlich. 
Art. 17 der Instruktion spricht aus: » Alles, was die Kirche und Geisttich- 
keit an zeitlichen Gütern und darüber geniessenden Befreiungen be 
silzet, hat sie von der weltlichen Macht erhalten«. Art. 18: »Die der 
Kirche und Geistlichkeit vom Staate erteilten Güter können unter gewissen 
Umständen für das allgemeine Beste verwendet und die verpönten Freibeiten 
abgeändert, eingeschränkt oder gar aufgehoben werden«. Bei Wolfsyr. a a.0. 
S. 269, 276 ff. 

5) Ausführlicheres hierüber siehe Wolfsgr. a. a. O. S. 469 ff. 
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»Der Monarch, welcher den grossen Gedanken ausführt, dass 
die Priesterschaft seines Staates in ihrem ganzen Umfange der geist- 
lichen Würde auf eine denen heutigen Zeiten und Bedürfnissen an- 
gemessene Art mit anständigem, keineswegs der harten Notwendig- 
keit, sondern der zu jedem Amte aufmunternden Bequemlichkeit 
entsprechenden Unterhalt versorgt wird, dieser Monarch würde vieles 
Übel aus der Wurzel beheben und durch das Ebenmass in der 
Einteilung nach Unterschied der geistlichen Ämter dem Priester 
Zufriedenheit, der Kirche Ruhe, Jer Religion Befestigung verschaffen, 
dem weltlichen Teile aber wahre Ehrfurcht und Liebe gegen seine 
Hirten eiuprágen, weil die Streitigkeiten propter meum et tuum in 
Bezug auf alle modos acquirendi als der eigentliche Zankapfel beider 
Teile nicht mehr zu fürchten stünden. Wenn ferner die Unter- 
haltung des gesamten Cleri aus einer hiezu bestimmten Massa er- 
folgte, so würde die Herde von dem Seelsorger ganz allein geistliche 
Wohltaten (sic!) empfangen, denen Schafen wäre er nicht zur Last, 
somit aber müssten diese seine Lehren für blosse Wahrheiten, nicht 
aber als Absichten auf Interesse oder weltliche Dinge halten, und 
eben dadurch würde sich das wahre Vertrauen, folglich auch der 
Gehorsam in geistlichen Ratschlägen bestens empfehlen . 

Die meisten kanonischen und theologischen Schriftsteller aus 
den mittleren Zeiten, wo die gröbste Unwissenheit bei denen Welt- 
lichen herrschte, haben die Welt durch Saecula getäuscht, als würden 
zeitliche Güter, Geld und Geldeswert sogleich eine geistliche Sache 
(quid spirituale), sobald sie in geistliche Hände komme.« 

In dem principio der Unfehlburkeit des Papstes seien die ge- 
fährlichsten Folgen verborgen, und daher sei es höchst notwendig, 
»dass sich der Beherrscher eines Staates bei jeder Gelegenheit des 
ihm unstreitig gebührenden Juris supremae Jnspectionis über alle 
Lehren auf Universitäten sowie über anderweite Anstalten der Geist- 
lichen sorgfältig gebrauche«. Aus der päpstlichen Unfehlbarkeit 
würden die päpstlichen Reservate, Erledigung der causae maiores, 
Verleihung von Dispensen, Ablässen, Altarprivilegien u. s. w. abge- 
leitet. »Man betrachte daher nur mit Aufmerksamkeit, welchen 
tiefen Einfluss derlei dem Schein nach das blosse Dogma betreffende 
Lehrsätze NB. per indirectum in das Interesse des Staates wirklich 
haben, weil in den besagten Fällen unmittelbar oder mediate ein be- 
ständiger Geldausfluss und eine Art von Kontribution aus den Ländern 
geht, die, wenn man sie berechnet, nicht ein geringes beträgt, da 
z. B. nur pro Confirmatione eines neuen Bischofs die schwächsten 
Bistümer selten weniger als 6000 Gulden ohne gewisse Neben- 
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kosten für römische Procuratores, Agenten etc. zu erlegen schuldig 
sind.« 

Nach den vorigen, noch vor wenig Jahren hergebrachten Lehren, 
fährt die Denkschrift fort, sei der Laxismus in der Moral bis zum 
Verderben des Volkes in mehreren Gegenständen eingerissen, die 
Andächteleien in zufälligen und veränderlichen Religionsübungen 
würden für wesentliche Dinge ausgegeben. 

»Diese und andere solcher Lehren werden in jetzigen Studiis 
verabscheut und widerleget. Man arbeite zugleich aus allen Kräften, 
damit die unbedeutenden Andächteleien, so wohl gar abergläubische 
Religionsübungen, abgeschafft, der Geist der Verfolgung wegen Irr- 
glauben ausgerottet, das Wesentliche und Grosse der Religion ein- 
gepräget und somit der Hirt, durch diesen aber das Volk, von jenen 
Vorurteilen gereinigt werde, welche desselben Herz verderben, pflicht- 
widrige Untertanen und schädliche Bürger machen. . . Jene muss 
man zu den Studiis in hohen Schulen und Priesterhäusern auf das 
schärfste anhalten und solche Ankehrungen treffen, dass keine andere 
als vollständig geprüfte Männer ein geistliches Amt verwalten. e 

Geistliche Personen sollten zum Unterricht nur soweit gebraucht 
werden, als man dieselben in dem theologischen Fache nicht wohl 
entbehren könne oder in den unteren Schulen derzeit noch aus Ab- 
gang des fundi für die weltlichen Lehrer gebrauchen müsse. . . 

In jedem Lande sollte eine Religions- und Pfarrkassa einge- 
führt werden. Die Geistlichen sollten jenes in die obbesagte Cassam 
selbst liefern müssen, »was ihnen nebst dem für sie standesmässig 
ausgeworfenen Unterhalt übrig bleibt. . .« 

»Wer darf also leugnen, dass der Monarch nicht mit Recht 
sagen könne: diese oder jene Orden dulde ich nicht in meinen 
Staaten, ausser mit der Bedingung, dass ihre Klöster und Personen 
sich auf die von mir gesetzmässig vorgeschriebene Art betragen, ihre 
Statuten zu meiner Einsicht übergeben und mir allein zu beurteilen 
lassen, ob und in wie weit ich solche in Sachen, die nicht das 
Wesentliche der heil. Religion und Kirche betrefien, werde gelten 
lassen wollen oder nicht? . . . Es ist zwar ein gut katholischer 
Satz, dass Menschen sein müssten, welche für andere Mitchristen 
und ihre Sünden Gott durch anhaltendes Gebet anrufen; allein da 
kein Mensch mit erforderlicher Versammlung des Geistes beständig 
beten kann, so hat auch dieses weder Gott noch die heil. Kirche 
geboten.« 

Die Absichten Josephs selber bezüglich der Kirchenreform ent- 
hülen uns die im Aníange seiner Regierung »allerhóchst herabge- 


D. Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 71 


gebenen Direktivpunkte«,!) welche mit der Heinke'scheu Denkschrift 
merkwürdig übereinstimmen. Es solle eine bestándige Synode, be- 
stehend aus dem Primas von Böhmen und Ungarn und dem Erz- 
bischof von Wien mit einem weltlichen Kommissarius speziell für 
die Vermógensverwaltung eingerichtet werden. Diese Synode solle 
nach genommener Einsicht »der Zahl, des Orts, des Unterhalts, dann 
der ganzen Masse des Vermögens aller Geistlichen« für einen jeden 
Geistlichen ein angemessenes, jedoch zugleich mässiges Auskommen 
je nach der Wohlfeilheit, der Lage und der Beschwerlichkeit der 
Seelsorge auswerfen. Dies der Inhalt der fünf ersten Punkte; so- 
dann fährt Joseph fort: »6. Wäre bei dieser Ausmessung auf Müssig- 
gänger *) kein Bedacht zu nehmen, mithin würden Stifter, Prálaturen, 
Domherren, Cartháuser, Camuldalenser und andere Ordensgeistliche, 
die sich zum Besten des Nächsten nicht verweuden können oder 
wollen, ohne Rücksicht hiezu als ihrer ersten Schuldigkeit anzuhalten, 
und wenn es ihre Statuten nicht zuliessen, eo ipso ihre Orden auf- 
zuheben, sie aber in nützlichere und gottgefálligere Bürger des 
Staates zu verwandeln sein. Ein gleiches wäre mit den Kloster- 
frauen zu veranlassen, die sich weder auf Edukation der Kinder, noch 
auf Pflegung der Kranken verwenden. 7. Dahero wäre es nótig, da- 
mit die in Stádten und Klóstern oft allzu hàufigen Priester auf dem 
Laude, wo sie abgehen, verteilet und nach Mass der Zahl der Auf- 
sicht mehrerer Dekane unterzogen, auch da, wo die bischóflichen 
Visitationes zu beschwerlich wären, mehrere Bistümer durch Zer- 
gliederung der jetzigen errichtet würden. Wo nun die überflüssigen 
Priester verteilet werden, kónnte man die überhäufige Menge der 
heil. Messopfer also einschränken, dass zwar daran kein Mangel sein 
solle, dagegen aber der mehr zur Unandacht als zur Auferbauung 
dienende Überfluss an Amtern, Segen, Messen, Litaneien, Prozessionen 
und derlei Andachten vermindert werde. Die Einführung des ró- 
mischen Ritus an Sparsamkeit der Segen und in grossen Städten 


1) Wolfsgr. a. a. O. S. 468 f. 

2) Seiner Feindseligkeit gegen die Orden gab der Kaiser einen unver- 
hoblenen Ausdruck in einem Schreiben an seinen Geschäftsträger in Rom, 
Kardinal Hrzan, vom Oktober 1781: Die Grundsätze des Monachismus , vom 
Pachomius an bis auf unsere Zeiten, sind dem Lichte der Vernunft gerade ent- 
gegengesetzt gewesen; sie kommen von der Hochschätzung ihrer Stifter bis 
zur Anbetung selbst, so dass wir in ihnen die Israeliten wieder aufleben sehen, 
welche gegen Bethel gingen, um goldene Kälber anzubeten. Diese unechten 
Begriffe von der Religion verbreiteten sich auf den gemeinen Mann; er kannte 
Gott nicht mehr und hoffte alles von seinen Heiligen. Die Bischöfe, die ich 
wieder in ihre Rechte einsetzen werde, müssen die Denkungsart des Volkes 
zum Teil mit umschaffen; ich werde dem gemeinen Mann statt des Mönches 
den Priester, für die Romane der kanonisierten Leute das Evangelium und 
im Religionsunterschied die Moral predigen lassen.« A. Ritter a. a. O. S. 40 f. 
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nur alle halben Stunden, in jeder Haupt- und Pfarrkirche allein bei 
dem Hochaltar, nicht bei den Seitenaltären ein Messopfer dürfte viel 
erspriesslicher sein, zumals die Menge der gestifteten Messen ganz 
füglich zu besserem Unterhalt der Seelsorger auf dem Lande mit 
der Verbindlichkeit. ad intentionem zu lesen, bestimmt werden könnte.« 
Punkt 8 spricht den Gedanken aus, grosse Abteien mit reichen Biblio- 
theken könnten zu Priesterseminarien verwendet werden. 

Mit Vorstehendem ist uns der Schlüssel zum Verständnis der 
meisten kirchenpolitischen Massnahmen Josephs II. in die Hand ge- 
geben. Wir werden dieselben am geeigneten Orte weiter unten noch 
im einzelnen kennen lernen. Unsere Aufgabe aber gilt primo loco 
dem josephinischen Kirchenrecht, d. h. jener kirchenrechtlichen 
Theorie, auf welcher die Massregeln eines Joseph II. und Späterer 
beruhen, oder welche diese Eingriffe in kirchliches Gebiet als Recht 
des Landesherrn verteidigt. Ein tiefdurchdachtes, solid begründetes 
System ist dieses josephinische Kirchenrecht nicht; die Lehrsätze 
der nach 1780 erschienenen kanonistischen Werke machen sogar 
nicht selten den Eindruck, nur Abstraktionen aus den Verordnungen 
Josephs zu sein: das hat der Kaiser angeordnet, also hat er dieses 
Hecht, also muss sich die Kirche dieses gefallen lassen, wie ja auch 
Schon die ersten Werke dieser Art, die eines Rautenstrauch, Riegger 
u. s. w. dem Wunsch und Bedürfnis der Regierenden gemäss ent- 
standen sind. Die Ausführungen dieser Kanouisten über das Recht 
des Staates in geistlichen Dingen sollen uns nunmehr beschäftigen. 


B. Das josephinische System über das Recht des Staates in 
geistlichen Dingen. 


1. Die Grenzen der kirchlichen Gewalt. 


Staat und Kirche beanspruchen beide eine Herrschaft über den 
Menschen. Beide sind nach christlicher Lehre eingesetzt zur Er- 
reichung notwendiger menschlicher Ziele, der eine zur Befórderung 
der irdischen Wohlfahrt, die andere zur Erlangung der ewigen 
Seligkeit. In theoria muss, da Gott nichts Widerspruchsvolles an- 
ordnen kann, die Möglichkeit vorhanden sein, dass der eine Zweck 
erreicht werden kann, ohne den andern zu behindern; ja die gött- 
liche Weisheit scheint zu fordern, dass bei Verfolgung des einen 
Zweckes zugleich der andere gefórdert werde. Auch in praxi ist 
die concordia sacerdotii et imperii nicht bloss frommer Wunsch ge- 
blieben; insbesondere im Mittelalter hat durch viele Jahrhunderte 
ein schónes Verhältnis zwischen beiden Gewalten bestanden. Stoff 
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zu Konflikten ist freilich immer in reichster Fülle vorhanden, in- 
dem sowohl die Untergebenen beider dieselben sind, als auch die 
von Kirche und Staat zur Erreichung ihrer Ziele angewendeten Mittel 
in der Regel zu beiden Zwecken in Beziehung stehen, also für Kirche 
und Staat gleichzeitig Interesse haben. Da ist nun auf beiden 
Seiten Einsicht und guter Wille notwendig, um verhängnisvollen 
Zwistigkeiten vorzubeugen; dass beides nicht immer zur Wohlfahrt 
der Menschen zusammengewirkt, darüber erzählen die Blätter der 
Kirchen- und Profangeschichte manch trauriges Kapitel. Ein Kon- 
flikt bedeutet aber stets die Überschreitung der eigenen Befugnisse 
seitens der Kirche oder des Staates oder beider. Eine richtige Theorie 
über die Grenzen beider Gewalten, besonders bezüglich der sog. ge- 
mischten Angelegenheiten, ist natürlich ebensowohl möglich als ein 
tatsächliches gutes Verhältnis der Mächte zu einander; aber nur der 
wird ein guter Theoretiker auf diesem Gebiete sein, der Gott gibt, 
was Gottes ist, und dem Kaiser, was des Kaisers ist, d. h. wer die 
Kirche als gottgegebene Anstalt zur Leitung der Menschen zum 
ewigen Ziele anerkennt und ihr die notwendigen und zweckdienlichen 
Mittel zugesteht, andererseits aber auch dem Staate dasjenige ein- 
räumt, was er zur Sicherstellung und Beförderung des irdischen 
Wohles bedarf. Es wird nun immer Punkte geben, an denen Kirche 
und Staat gleichmässig Interesse zu haben vorgeben; hier wird die 
Sache entweder demjenigen Teil zu überlassen sein, dessen Interesse 
das überwiegende ist, oder es wird ein freundschaftlicher Vergleich 
einzugehen sein, oder aber es kommt zum Konflikt, zum Kampf der 
beiden Mächte. 

Sehen wir, wie die Theoretiker des Josephinismus die nicht 
leichte Abgrenzung der beiderseitigen Befugnisse vorgenommen haben, 

Von vornherein darf hier der Verdacht einer Parteinahme zu 
Gunsten der Kirche gänzlich ausscheiden. Immerhin finden wir aber 
doch noch einige Äusserungen, die beide Gewalten als gleichberechtigt 
anerkennen. Wir legen hier auf die These eines Eybel:1) »Beide 
Gewalten sind von einander weder direkt noch indirekt abhängige 
oder auf die ganz richtige Bemerkuug bei Rautenstrauch:?) »Als 
Fundamental- und erste Regel habe zu gelten: beide Gewalten, die 
geistliche und die weltliche, seien iu ihrer Art die höchsten und 
von einander unabhängige weniger Gewicht; denn die Gesinnung 
beider Männer gegenüber den kirchlichen Rechten ist bekannt ge- 


1) Elucubrat. distrib. IV. n. 9 der assert. Wien 1774. 
2) Institutionum Iuris ecclesiastici Prolegomena S. 142. 
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nug. Rautenstraucl!) gibt kurz nach der angeführten Stelle für 
Gegenstände gemischter Art den wahrhaft salomonischen Entscheid: 
soweit sie etwas Heiliges, Religiôses enthalten, hat das kirchliche 
Gesetzbuch den Vorzug vor dem weltlichen; soweit sie aber das 
bürgerliche und staatliche Gebiet berühren, gehen die staatlichen 
Gesetze der Fürsten vor. Da wird das Kind einfach halbiert, womit 
keinem der Teile gedient ist, jedenfalls ein Friede nicht entsteht. 
Ein Beispiel der Scheidung nach diesem Rezept ist das bekannte 
Ehepatent Josephs lI., das angeblich nur die bürgerliche Seite der 
Ehe ordnen will, das aber die Kirche als schwersten Eingriff in ihr 
geheiligtes Recht empfunden hat. 

Dagegen bemüht sich der Benediktiner Maurus Schenkl?) ehr- 
lich, beiden Teilen gerecht zu werden: »Die Regelung der gemischten 
Angelegenheiten wird teilweise von der einen teilweise von der an- 
deren Partei oder das Ganze mit beiderseitigem Einverständnisse 
vorzunehmen sein, oder nur diejenige Partei wird allein die Ent- 
Scheidung treffen, welcher langjähriger Besite, unvordenkliche Ver- 
jährung oder die Gewohnheit zur Seite steht.« 3) Der Autor zeigt 
hier eine anerkennenswerte Achtung vor dem historisch entwickelten 
Recht; er weist auch jede gewaltsame Lósung ab: »Keine der Ge- 
walten darf gewaltsame Mittel brauchen, wie es unter feindlichen 
Völkern zu geschehen pflegt, sondern die ganze Sache muss auf 
freundschaftlichem Wege nach Art von Freunden, wie es Staats- 
und Kirchengewalt gegen einander sein sollen, nach Billigkeit be- 
glichen werden.« 4) Schenkl gewährt sowohl der Kirche gewisse 
Rechte gegenüber der Staatsgewalt als dieser gegenüber der Kirche: 
»Die Gewalt und die Pflicht der kirchlichen Vorsteher gegenüber 
dem Staate besteht: i) in dem ius cavendi, damit nicht unter dem 
Vorwande des staatlichen. Wohles oder durch Missbrauch der staat- 
lichen Gewalt etwas der Religion, der Kirche oder dem Seelenheile 
Nachteiliges beschlossen oder gefordert werde; 2) in dem Rechte, 
zeitliche Güter zu fordern, die für den standesgemässen Unterhalt 
der Diener des Heiligtums und für die würdige Abhaltung des 
äusseren Gottesdienstes genügend sind; 3) in der Aufgabe, die 
Gláubigen zu ermuntern und anzuspornen, dass sie ihre schuldigen 
Pflichten gegen den Staat nicht zum Nachteile ihres Seelenheiles 
und des öffentlichen Wonles vernachlässigen.e5) »Pflicht und Recht 


1) A. a. O. S. 143. 
2) pu iuris canonici. Rgsbg. 1785. > 
3) A. a. O. S. 200. 
4) Ebendas. $ 20]. 
9) Ebendas. S. 206. 
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der Leiter des Staates gegenüber der Kirche bestehen ebenso 1) im 
ius cavendi, dass nicht unter dem Vorwand der Religion oder Miss- 
brauch der Kirchengewalt dem Staate Schaden zugefügt werde; 2) im 
ins advocatiae et tuitionis, wodurch sie die wahre Religion und die 
Kirche und ihre Glieder vor Unterdrückung, Unbilden und jeglichem 
Nachteil schützen, auch mit zeitlichen Gütern und Mitteln unter- 
halten und befördern ; 3) im Recht, die Oberen der Kirche selbst zu 
ermahnen, dass sie- ihrer Pflicht nachkommen, und alle Christen auch 
durch bürgerliche Strafen zur genauen Beobachtung der Kirchenge- 
setze anzuhalten.e1) Man wird vom kirchlichen Standpunkte aus 
kaum viel gegen die Formulierung des ius advocatiae oder des Er- 
mahnungs- und Auhaltungsrechtes im dritten Punkte, wie es hier 
Schenkl getan, zu erinnern haben; die fortyeschrittenen Josephiner 
verstanden darunter ganz andere Befugnisse. Das Urteil darüber, 
ob etwas dem Staate nachteilig sei, gibt Schenkl den weltlichen 
Fürsten anheim, dagegen räumt er auch den Bischöfen das Recht 
ein, zu beurteilen, ob eine politische Massregel der Kirche nützen oder 
schaden kann. »Auch der Fürst wird bei Erlass oder Einschärfung 
seiner Gesetze, wenn sie von den Bischöfen als dem Wohle der 
Kirche, dem Heile der Seelen oder dem göttlichen Gesetze als 
weniger zuträglich oder als nachteilig erfunden werden, die Rat- 
schläge und Ermahnungen der Bischöfe hören müssen.e?) Auch 
Zallwein,?) ebenso wie Schenkl Benediktiner und Nichtösterreicher, 
gestattet der Kirche gleiches Recht wie dem Staate: »Wir sind nicht 
so hart gegen den Papst wie die Gallikaner, dass wir ihn von aller 
Gewalt, von jeglicher Macht in politischen Dingen, die mit dem 
Wohle der Kirche in Beziehung stehen, ausschlóssen. Wenn näm- 
lich die weltlichen Fürsten in kirchlichen Sachen, welche mit dem 
Staatswohle im Zusammenhang stehen, eine Gewalt in Anspruch 
nehmen, warum sollten die Bischöfe nicht dieses selbe Recht in An- 
spruch nehmen in politischen Angelegenheiten, welche das religiöse 
Wohl berühren ?« 


In der Tat, sollen Kirche und Staat gleichberechtigte Institutionen 
sein und wird dem Staate, was alle Josephiner tun, ein Recht der 
Mitentscheidung in gewissen kirchlichen Sachen zugestanden — ein 


1) Ebendas. 

2) Ebendas. S. 212. 

3) Principia iuris ecclesiastici, tom. IV. S. 380. Wie unentschieden und 
vorsichtig hier wie in anderen Punkten (vgl. oben Bd. 83 S. 632 seine Stellung 
zur päpstl. Infallibilitàt) übrigens Zallwern sich ausgedrückt, beweisen seine 
Ausführungen über die potestas directa und indirecta der Kirche (ebendas. 
S. 394—401), wo er nur referierend selber keinen Entscheid_gibt. 
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ius circa sacra —, So verlangt die notwendige Konsequenz, dass 
ebenso der Kirche ein ius circa civilia unter den gleichen Voraus- 
setzungen zukomme.  Geschieht dies nicht, dann wird die Kirche 
dem Staate untergeordnet, der Staat und der Staatszweck erscheint 
als das Primáre, die Kirche und ihr Zweck als das weniger Wichtige, 
das gegenüber staatlichen Zwecken zurücktreten müsse. Diesen letz- 
teren Standpunkt nehmen nun fast sämtliche josephinische Kanonisten 
ein; sie gewähren dem Staate, was sie der Kirche im gleichen Be- 
dürfnisfalle nicht zugestehen, und haben damit den christlichen 
Standpunkt jedenfalls verlassen. 

Nach dem schon zitierten Rautenstrauch können die Bestim- 
mungen, welche die Päpste in zeitlichen Angelegenheiten der Fürsten 
erlassen haben, nicht wahrhaft Gesetze genannt werden.!) Damit ist 
der Staat in den Stand gesetzt, alle Anordnungen der geistlichen 
Gewalt, die ihm als ins staatliche Gebiet gehörig erscheinen, ohne 
Rücksicht auf alles historische Recht als null und nichtig zu be- 
handeln. Nach Pehem?) ist die Annahme, als ob die weltliche Ge- 
walt auch nur indirekt der Kirche unterstehe, absurd, denn sonst 
müsste man aunehmen, als ob Christus die vor seiner Ankunft ab- 
solut höchste und in jeder Hinsicht unabhängige weltliche Gewalt 
dieses ihres wesentlichen Charakters entkleidet habe. Daher können 
die Rechte und Gesetze der Könige und Fürsten und die Gewohn- 
heiten der Reiche durch keine kirchlichen Bestimmungen irgendwie 
beseitigt oder verbessert werden.) Und so wird denn bis zu den 
letzten Josephinern dem Staate Allgewalt zugeschrieben auch gegen- 
über der Kirche, letzterer aber jedes Recht in staatlichen Angelegen- 
heiten bestritten. Sogar der sonst so verdienstvolle Frey, der uner- 
müdliche Vorkämpfer gegen Wessenberg, kann sich von der ererbten, 
die Kirche tief unter den Staat erniedrigenden Ansicht nicht eman- 
zipieren: »Es kaun demnach durchgehends die potestas indirecta in 
temporalia regum nicht gerechtfertigt werden.«*) Nach Brendel5) steht 
der Kirche vermóge des deutlichen Ausspruches der heil. Schriften 6)... 


1) A. a. O. S. 127. 

2) Praelect. p. I. S. 446. 

3) Ebendas. S. 478. 

4) F. A. Frey, Krit. Kommentar üb. d. Kirchenrecht, freibearb. nach Anton 
Michl's Kirchenrecht f. Kathol. u. Protest. I. Teil. 2. Aufl. Kitzingen 1523. S. 227. 

9) Handbuch des Kirchenrechts, Bamb. 1823. 

6) Dem Verfasser schwebte hier offenbar die prop. I. der declaratio cleri 
Gallicani von 1681 vor, die auch jede potestas directa und indirecta der Kirche : 
verwirft, vor der Macht des Künigs über die Kirche aber sich in untertäniges 
Schweigen hüllt: I. Primum beato Petro eiusque successoribus Christi Vicariis 
ipsique Ecclesiae rerum spiritualium et ad aeternam salutem pertinen- 
tium, non autem civilium ac temporalium a Deo traditam potestatem, dicente 
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weder mittel- noch unmittelbar eine Gewalt über den Staat oder 
über weltliche Dinge zu. Ebenso widerspruchsvoll entscheidet 
C. A. v. Droste-Hülshoff, Professor der Rechte in Bonn: Die Kirche 
darf sich der Aufsicht des Staates für Staatszwecke nicht entziehen; 
und kurz darauf: Der Kirche steht kein Aufsichtsrecht über die 
Handlungen des Staates zu.1) Die so verschiedene Behandlung der 
beiden Gewalten wird von einzelnen mit dem sonderbaren Satze 
motiviert: »Die Kirche ist im Slaate, nicht aber der Staat in der 
Kirche.«?) »Der Staate, sagt Rechberger,?) »hat das Plazet gegen- 
über der Kirche, diese aber nicht gegenüber dem Staate, weil die 
Kirche im Staate ist, der Staat aber umgekehrt nicht in der Kirche 4) 
Würde man diesen Satz dahin drehen: »Der Staat ist in der Kirche, 
nicht aber die Kirche im Staate«, welche Behauptung von anderem 
Gesichtspunkte aus mindestens ebenso richtig ist wie die vorige, so 
kónnte man mit der gleichen Logik schliessen: Die Kirche hat das 
Hecht des Plazet dem Staate gegenüber, nicht aber dieser gegenüber 
der Kirche. 

Die Obergewalt des Staates über die Kirche wird so stark be- 
tont, dass es nach Pehem?5) eine Beinträchtigung der Majestät wäre, 
zu verlangen, dass eine jede Streitigkeit durch gütliche Übereinkunft 
beigelegt werde, wofern es sich nicht um das Wesentliche der Reli- 
gion handle; denn das kónne keinem Zweifel unterliegen, dass das 
Unwesentliche in der Religion, das dem bürgerlichen Wohle nach- 
teilig sei, aufhören müsse; auch stehe ausser Frage, dass der welt- 
liche Regent allein zu entscheiden habe, was dem Staate nützlich 
oder schádlich sei. Ganz ebenso spricht sich der Minorit Obernett- 
ner9) aus: »Wie nun, sagst du, wenn der weltliche Fürst etwas als 


Domino, Regnum meum mon est de hoc mundo, et iterum, Reddite ergo, 
quae sunt Caesaris Caesari et quae sunt Dei Deo; ac proinde stare aposto- 
licum illud: Omnis anima potestatibus sublimioribus subdita sit; Non est enim 
potestas nisi a Deo. Quae autem sunt, a Deo ordinatae sunt. Itaque qui 
potestati resistit, Dei ordinationi resistit. Reges ergo et Principes in tem- 
poralibus nulli Ecclesiasticae potestati Dei ordinatione subiici, neque 
auctoritate clavium" Ecclesiae directe vel indirecte deponi, aut illorum subditos 
eximi a fide atque obedientia ac praestito fidelitatis sacramento solvi posse... 

1) Grundsütze des gemeinen Kirchenrechts der Kathol. u. Evangelischen. 
I. Bd. Münster 1828 S. 161 bezw. 163. 

2) Hedderich. Elem. iuris cauonici p. II. S. 139. 

3) Enchiridion tom. I. S. 176. 

4) Dieser Grundsatz: »Nicht der Staat ist in der Kirche, sondern die 
Kirche im Staat«, findet sich bereits ausgesprochen in einem Wiener Hof- 
konklusum vom 10. März 1781 an Kardinal Migazzi, womit hier das Verbot 
der Verbindung der Orden mit auswürtigen Obern motiviert wird. Bei Wolfsgr. 
a. a. O. S. 628. 

5) Prael. p. I. S. 524. 

6) Er lehrte am Lyzeum zu Konstanz; seine Institutiones pars I. er- 
schienen daselbst 1782. 
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für den Staat schädlich erklärt, die Bischöfe es aber bestreiten? 
Welcher Ansicht ınuss man beipflichten? A.: Der Entscheidung des 
weltlichen Fürsten; denn diesem allein kommt das Recht zu, das zu be- 
urteilen, was das Wohl des Staates hindert oder befördert. Wenn der 
Fürst irren sollte, wird er Gott allein Rechenschaft ablegen, dem allein 
er in den zeitlichen Dingen unterworfen ist.« 1) Der Verfasser gerät 
hier mit sich selbst in Widerspruch, indem er an anderer Stelle?) 
auch noch ein kirchliches Recht circa temporalia anerkennt, wodurch 
die zeitlichen Angelegenheiten der Untergebenen als geistliche oder 
unter dem Gesichtspunkte des moralisch Guten oder Schlechten ge- 
leitet würden. Man sollte meinen, dass hierunter auch die Regenten- 
handlungen fallen müssten, aber Konsequenz in diesem Punkte war 
eben unter Josephs II. Regierung nicht brauchbar. Über diese 
absolute Freiheit der weltlichen Herrscher von aller kirchlichen Ge- 
walt drückt sich schon ein früherer Autor?) drastisch aus: »Die 
Person des Fürsten als ein Christ steht wie alle anderen Christen 
unter der geistlichen Macht... Der Fürst aber als ein Regent 
oder sein Itegentenamt steht auf keine Weise unter der geistlichen 
Macht. Und wenn bei Ausübung dieser Gewalt eine wissentliche 
Sünde unterläuft, so gehört sie, wie alle anderen persönlichen Sünden 
in den Beichtstuhl und sonst nirgendswohin. . . Über die Regenten- 
sünden aber hat die Kirche im äusserlichen Gerichte nicht im ge- 
ringsten zu urteilen, noch viel weniger dieselben ausser dem Beicht- 
stuhle öffentlich zu bestrafen, weil diese dem göttlichen Gerichte 
und dem innerlichen des Fürsten nur allein vorbehalten sind.« 

Der Ordensmann Obernettner steht nicht an, aus seiner Be- 
hauptung die weittragendsten Folgerungen zu ziehen: »Also, sagst 
du, könnte der Fürst alle religiösen Orden in seinem Gebiete unter- 
drücken? A.: Ganz gewiss, wenn die Rücksicht auf das öffentliche 
Wohl dies erforderte. Denn das Ordensinstitut kann nicht zu den 
wesentlichen Einrichtungen der christlichen Religion gerechnet wer- 
den... Der Fürst hat ein Recht über die Personen, welche die 
Gelübde ablegen oder die hl. Weihen empfangen wollen. Er kann 
es also diesen verbieten, dass sie solches zum Schaden des öffent- 
lichen Wohles tun.» 4) 


1) Instit. iuris eccles. p. I. S. 59. 

2) Positiones ex universo Jure Ecelesiastico II. n. 11 ebendas. 

3) Veremunds von Lochstein (Pseudonym f. Petrus von Osterwali) 
Antwort auf die Fragen eines ungenannten Mitgliedes der bayer. Akademie der 
Wissenschaften, Strassb. 1767 S. 13. Seite 200 daselbst wird sogar die An- 
sicht verteidigt, die weltliche Gewalt sei ebenso unmittelbar von Gott einge- 
setzt wie die geistliche Gewalt. 

4) A. a. O. S. 596. 
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Wir sehen, wie sehr die weltlichen Regenten in den negotia 
mixta durch die Kanonisten in Vorteil gesetzt wurden. Ein noch 
weit bequemeres Mittel, der weltlichen Gewalt alle möglichen Rechte - 
zuzuschreiben und dabei den Schein allen Unrechtes zu vermeiden, 
bot die Untersuchung über die Natur und den Zweck der geistlichen 
Gewalt. Schon Horix!) behauptet: Scopus salvatoris mere spiritualis 
fuit; Febronius ?) hatte sodann unter Hinweis auf die gallikanischen 
Freiheiten den Satz aufgestellt: » Alle kirchliche Gewalt ist rein 
geistiger Art.« »Die Kirche hat nur mit den Seelen und nicht mit 
den Leibern zu schaffen. Nun sind die Seelen Geister, folglich ist 
das Reich der Kirche ein blosses geistliches Reich,« lesen wir in 
dem schon zitierten Werke Veremunds von’ Lochstein.®) »Die Worte 
maiestas, imperium merum, dominium altum und alle, die an »»Herr- 
schaft«« anklingen, passen nicht zum Charakter der heil. Gesell- 
schaft e 4) Sogar F. A. Frey konnte schreiben: »Die Kirche ist eine 
innere Kulturanstalt, welche von äusseren Handlungen allein nicht 
abhängt, sondern bei welcher diese mehr zufällig als wesentlich sind.e 
Er zieht daraus die Folgerung: »Der Staat hat also Rechte über 
die Kirche zu seiner Erhaltung notwendig, nicht so die Kirche über 
den Staat .... Alle Handlungen, welche der Bürger auch als 
Kirchenglied verrichtet, und alle Vorschriften, welche die Kirche für 
ihre Genossen gibt, kann der Staat nach dem Zwecke des Staates 
beurteilen und, je nachdem sie mit demselben in Harmonie sind 
oder nicht, entweder zulassen oder verbieten . . . Der Zweck des 
Staates kann von Seiten der Kirche zerstört werden, nicht aber der 
Zweck der Kirche von Seiten des Staates.« 5) Es fällt wirklich schwer, 
solche, gelinde gesagt, naiven Anschauungen bei einem sonst tüchtigen 
und wohlmeinenden Kanonisten für möglich zu halten. 

Der Zweck der Kirche ist allerdings ein geistiger, die Beselig- 
ung der Menschen. Aber das ist nur ihr Endeweck. Als Mittel 
zu diesem Zwecke und mithin als untergeordnete Zwecke dienen: 
Verkündigung des göttlichen Wortes, Spendung der hl. Sakramente, 
Erziehung und Leitung der Kultusdiener, Herstellung von Gottes- 
häusern und damit im Zusammenhang der Besitz hinlänglicher 
materieller Mittel. Alle diese Dinge sind keineswegs rein geistiger 
Art, stehen aber alle in notwendigem Zusammenhang mit dem End- 


1) loa. a Tractatiuncula de fontibus iuris canonici germanici. Mo- 
guntiae 1758 S. 

2) Tom. lv. S. 262. 

3) A. a. O. S. 99. 

4) Hedderich, uat hd canon. p. 1. S. 145. 

9) Frey a. a. ©. 
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zweck der Kirche, sind darum so notwendig wie dieser selbst. Die 
josephinischen Kanonisten aber bedurften eine Kirche, losgelöst von 
allen irdischen Beziehungen; dann hatte der Staat freie Bahn; die 
Seelen, das reine forum conscientiae überliess man gütig der Kirche. 

Die rein geistige Natur der Kirche hat nach diesen Kanonisten 
zur Folge, dass auch die Mittel, deren die Kirche sich zu ihrem 
Zwecke bedient, rein geistige sind. Wie widersinnig diese Behaup- 
tung, haben wir eben gesehen; aber für die josephinischen Be- 
strebungen leistete sie ihre guten Dienste; sie gestattete, die Kirche 
aus allem hinauszuweisen, was angeblich nur dem Staate gehörte. 

Obernettner!) bezeichnet die Kirche als eine societas sacra 
tantum et spiritualis und stellt die merkwürdige These auf: »Der 
Zweck der Kirche wird allein durch geistige Mittel erreicht und 
allein durch geistige Übel behindert,«?) eine Variation der oben an- 
geführten Behauptung Frey’s: Der Zweck des Staates kann von 
Seiten der Kirche zerstört werden, nicht aber der Zweck der Kirche 
von Seiten des Staates. Eybel 3) stellt folgende Axiome auf: »I. Der 
Kirchengewalt als einer rein geistigen Gewalt sind zur Erreichung 
ihres Zweckes . . . keine anderen als gleichfalls geistige Mittel not- 
wendig und zukommend. II. Diese Gewalt kann ihrer Natur nach 
niemals Wirkungen auf bürgerlichem Gebiete hervorbringen. III. Eben 
dadurch, dass das Wesentliche der Religion . . . zu seiner Erhal- 
tung äusserer glücklicher Umstände nicht bedarf (1) . . ., kann 
dieses Wesentliche der Religion weder dort, wo die Religion blüht, 
noch auch dort, wo sie jeglicher Art der Verfolgung ausgesetzt ist, 
dem äusseren Glücke des Staates schaden und ihm ein Hindernis 
sein... V. Aus demselben Grunde, weil diese Gebote: fürchte 
Gott und vervollkommne dich selbst und deinen Nächsten . . . in 
dem Staate sich nicht entgegen sein können und weil Gott sicher 
weder will noch wollen kann, dass nach menschlicher Willkür etwas 
der Religion hinzugefügt werde, das dem Zweck des Staates . . . 
entgegenläuft, sind alle jene Dinge, welche durch Menschenwillkür 
der Religion beigefügt wurden und accidentalia genannt werden, 
sobald sie dem Staate schädlich zu sein beginnen, von dem Augen- 
blicke an nicht mehr religióse Dinge und müssen unverzüglich auf 
Geheiss des Fürsten, dem allein das Urteil, ob etwas dem Staate 
nachteilig sei, zukommt, aus dem Staate entfernt werden. VI. Doch 


1) A. a. O. S. 76. 

2) A. a. O., posit. ex univ. iure I. n. 2; vgl. Hedderich a. a. O. S. 148: 
Ecclesia non utitur mediis exequendi aliis quam spiritualibus. 

3) Introd. in Jus Eccles. Catholic. tom. II. 1777 S. 51. 
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haben die Lenker der Staaten die Pflicht, jene accidentalia Religionis, 
die für den Staat indifferent sind, . . . und die Religion überhaupt 
nicht nur nicht zu belästigen, sondern auch zu befördern und zu 
schützen. « 

Die Religion ist also nach Obernettner, Eybel, Frey und anderen 
in der beneidenswerten Lage, dass sie äusserer Glücksumstände gar 
nicht bedarf, dass sie ebensogut in Zeiten der Verfolgung als der 
Staatsgunst bestehen kann, weil äussere Mittel sie nicht erreichen. 
Nur das Unwesentliche der Religion kann durch die weltliche Gewalt 
beeinträchtigt oder zerstört werden, was nicht so sehr vom Übel ist. 
So lange die Sache dem Staate gleichgültig, soll er nach Eybel hier 
freilich nicht eingreifen. Wenn er es aber doch tut, hat die Kirche das 
Recht, durch äussere, der weltlichen Regierung unbequeme Mittel 
solches abzuwehren? Nein, antwortet unser Kanonist; »auch Christo, 
auch den Aposteln wurden Hindernisse bereitet in Sachen, die auf die 
äussere Gottesverehrung und das Wohl der Kirche Einfluss übten; 
folge nur seinen und ihren Mahnungen und Beispielen . . .; diese 
werden dich lehren, dass man keineswegs Gewalt mit Gewalt zu- 
rückweisen darf.« 1) 

Wenn nun die kirchliche Gewalt überhaupt geistiger Art ist, 
wenn auch ihre Mittel nur geistige sein können, dann ist es nicht schwer, 
bei Verteilung der Interessensphären den Staat reichlichst zu be- 
denken. Riegger?) wirft z. B. die Frage auf: Ist das Patronatrecht 
eine geistliche oder zeitliche Sache? und kommt von diesem Stand- 
punkt aus ganz konsequent zu der Entscheidung, dass dieses Recht 
den zeitlichen Dingen beigezählt werden müsse. Ganz leicht löst 
sich da auch das Problem des kirchlichen Strafrechtes, das unseren 
Kanonisten aus guten Gründen eine sehr odiose Sache sein musste: 
für materielle, für ins bürgerliche Leben eingreifende Strafen ist hier 
kein Platz mehr. 3) »Die Mittel, deren sich die Kirche bei ihrer Tätig- 
keit bedient, die Gläubigen zum ewigen Heile zu führen, dürfen nicht 
mit äusseren Zwangsmitteln verbunden sein,« lehrt Riegger.*) Nach 
demselben kann die den Hirten kraft Christi Einsetzung zustehende 
Strafgewalt nur von geistlichen, keineswegs auch von bürgerlichen 
Strafen verstanden werden.5) »Die zeitlichen Strafen passen in keiner 
Weise zu dem der Kirche von Christus gegebenen Zwecke.e 5) Die 

1) Ebendas. S. 20 f. 

2) Instit. p. IV. S. 517. 

3) Ganz vereinzelt gesteht Schenkl’s Syntagma S. 554 der Kirche noch 
das Recht zur Verhängung materieller und selbst körperlicher Strafen zu. 

4) Instit. p. I. S. 93. 


5) Ebendas. p. IV. S. 154. 
6) Pehem a. a. O. p. I. S. 449. 
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kirchlichen Zwangsmittel können nur "in »Lehren, Unterrichten, 
Bitten, Ermahnen, mit Worten Strafen, die ewigen Strafen lebhaft 
und beweglich Vorstellen, Gott um seine Gnade für die Bekehrung 
der Sünder Anrufen« etc. bestehen; hilft das nichts, so ist nur noch 
der Ausschluss aus der Kirchengemeinschaft móglich.*) Daher sind 
Todes-, Leibes- und Torturstrafen, Geldstrafen und andere mit Ent- 
ziehung natürlicher Güter verbundene Strafen aus dem kirchlichen 
Strafkodex zu streichen.?) Daher ist auch die Exkommwunikation 
eine rein geistige Strafe, die aus sich und ihrer Natur nach keine 
bürgerlichen Folgen nach sich ziehen kann.®) Pehem kann es ebenso 
keineswegs billigen, durch ein allgemeines Interdikt ganzen Kirchen 
und Nationen vielleicht wegen des Fehlers eines einzigen den 
Gottesdienst zu versagen. 4) 

Das die Theorie der josephinischen Kanonisten über die Grenzen 
der heiden Gewalten. Die aufgestellten Sätze sind grösstenteils mehr 
als oberflächlich und zeigen klar, dass diese Männer, worunter selbst 
Ordensleute, die Sache keineswegs mit der der hohen Wichtigkeit 
von Kirche und Religion geziemenden Bedächtigkeit behandelten. 
und dass sehr wenig Neigung bestand, der Kirche gerecht zu werden. 
Der Staat wollte eben die Grenzen seiner Macht bis in das Innere des 
Heiligtums ausdehnen; dazu musste die wenn auch noch so schwach 
begründete Theorie mithelfen. 

Wir kommen nun speziell zur Lehre über das staatliche os 
circa sacra, welcher wir sodann die Anwendungen dieses angeblichen 
Rechtes auf einzelnen Gebieten des kirchlichen Lebens folgen lassen. 


1) Verem. v. Lochstein, Gründe sowohl für als gegen die geistliche 
Immunität in zeitlichen Dingen. Strassb. 1766. S. 70. 

2) Hedderich, Elem. iuris p. III S. 282. 

3) Eybel, Elucubr. disp. IV, These n. 77. 

4) A. a. O. p. II. S. 712. 


(Fortsetzung folgt.) 
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5. Die kirchlichen Zustände Italiens zur Zeit Gregors des 
Grossen. * 


Von Carl Blasel, Priester der Diözese Breslau. 


Die Völkerwanderung hatte seit Alarichs Zeiten Italien in 
Schrecken und Verwirrung gestürzt, und Kriege und Schlachten 
hatten das Land in eine Einöde verwandelt, dessen Schönheit die 
Barbaren so mächtig angelockt hatte. Das Römertum ward ausge- 
schaltet, die Germanen waren die Herren der Lage. Seit dem 
Jahre 568 war Italien fast völlig in den Besitz der Langobarden 
übergegangen. Während das Hauptheer unter König Alboin Ober- 
italien eroberte, drangen plündernde Scharen nach Süden und grün- 
delen hier ala Hauptstützpunkte der langobardischen Macht die 
Herzogtümer Spoleto und Benevent. Nur der Dukat von Rom und 


das Exarchat von Ravenna verblieben Ostrom von ganz Italien. 


Furcht und Schrecken gingen den Eroberern, die teils katholisch, 
teils arianisch, teils heidnisch waren,!) voran. Wenn auch König 
Alboin selbst den katholischen Bewohnern Italiens gegenüber tole- 
ranter sich zeigte, als dieselben von ihm als Arianer vermutet hatten, ?) 
so begann bereits unter seinem Nachfolger Kleph, der nur 1!/, Jahre 
regierte, sich ein Umschwung anzubahnen, der zur Zeit des Inter- 
regnums sich als vollzogen darstellte und in völlige Zügellosigkeit 
ausartete. 10 Jahre lang standen die Langobarden unter der Herr- 
schaft von 36 Herzögen; Italien war der Willkür derselben preis- 
gegeben. Hieraus ergab sich naturgemäss die Unterdrückung der 
einheimischen Bevölkerung namentlich vonseiten der heidnischen 
Elemente unter den Langobarden, deren Wildheit und Grausamkeit 
sich in vielen Fällen zeigte.3) Hierbei gaben aber lediglich Hab- 
sucht und Raublust die Motive ab, 4) nicht etwa sind die Gewalttaten 


e — — 


*) Wir glaubten nachstehende Arbeit als Beitrag zum 13. Säkularfeste 
des Papstes Gregor d. Gr. zum Abdruck bringen zu sollen. Die Red. 


1) Vergleiche meine Abhandlung: »Der Uebertritt der Langobarden zum 
Christentume in derselben Zeitschrift. 1903. 88. Bd. S. 577—619. 

2) Paul. Diac. hist. Lang. Mon. Germ. hist. Ss. rer. Lang. II. 12. p. 79. 
— IL 27. p. 87. 

3) Greg. M., Dial. III. 27. p. 534. — III. 28. p. 514. — IV. 22. p. 539. 
— IV. 24. p. 540. III. 37. p. 537. — I. 4. p. 526. Nach der Ausgabe der 
Mon. Germ. hist. Ss. rer. Lang. et Ital. zitiert. — Paul. Diac. Le IV. 17. 


p. 122. 
4) Ibidem, Dial. III. 26. p. 534. — IV. 23. 23. p. 539. — Ep. IX. 
52. p. 77. 


6* 


84 Blasel, 


lediglich als Zeichen einer Verfolgung des katholischen Glaubens 
als solchen durch die Arianer aufzufassen, was auch Gregor der 
Grosse ausdrücklich zurückweist, 5) obwohl sonst die Schilderungen, 
die er von dem Volke entwirft, die ganze tiefe Trauer des »letzten 
Römers« über den Zusammenbruch des Reiches und die helle Ent- 
rüstung über die Verwüstung Italiens zum lebhaften, oft rethorisch über- 
treibenden Ausdruck bringt. Eine Besserang der Zeitverhältnisse, 
schien für Italien anzubrechen mit dem Regierungsantritt König 
Autharis im Jahre 585 und mit dem Wiederbeginn einer starken, 
zentralisierten Regierung, welcher Paulus Diakonus so überschweng- 
lichen Lobes gedenkt.9) Aber auch dieser König stellte sich iu 
religiöser Hinsicht schroff gegen den katholischen Glauben, sorgte 
eifrig für den Arianismus,?) verbot den Langobarden ihre Kinder 
im katholischen Glauben taufen zu lassen®) und duldete in seiner 
Umgebung nur Arianer.?) Erst während der Regierungszeit Gregors I. 
bahnte sich wiedernm ein besseres Verhältnis zwischen Rom und 
Pavia an, welches die vielfachen Bemühungen Gregors erst erfolg- 
reich machte, das daniederliegende kirchliche Leben wieder aufzu- 
richten und die Quellen zu verstopfen, denen die einer Besserung 
in kirchenpolitischer, sittlicher und sozialer Hinsicht entgegenstehen- 
den Hindernisse entströmten. Trotz der vielen und grossen Auf- 
gaben, die ihrer Erledigung harrten, und die in Gregor eine tat- 
kräftige Förderung und vielfach auch endgültige Lösung erfuhren, !?) 
lag ihm doch am meisten Italiens Schicksal am Herzen, und hier 
Ordnung zu schaffen, davon schreckten ihn auch nicht die grossen 


— —ÓÓ— 


9) Greg. M., Dial. III. 28. Migne, col. 285. 

6) Paul. Diac. l. c. III. 16. p. 101. 

7) Er erbaute eine arianische Kirche zu Fara. Troya, Cod. dipl. Lang. 
Neapel, 1850. 1. Nr. 48. p. 140. — Lupus, Cod. dipl. Berg. Bergamo, 1784. 
col. 171 sq. col. 937 sqq. | 

8) Greg. M., Ep. I. 17. Mon. Germ. hist. Ep. I. u. II. Berlin 1<91. 
1900. p. 23. 

9) Ergibt sich aus: Greg. M., Ep. VII. 23. p. 468. 

10) Von zusammenhängenden Darstellungen des Lebens und Wirken: 
Gregors sind ausser den Viten des Johannes und Paulus Diakonus zu erwähnen: 
Die Biographie der Mauriner, Migne, Patrologiae cursus compl. Ser. lat. Tom. 75. 
col. 241—462. — Lau, Gregor I. der Grosse nach seinem Leben und seiner 
Lehre. Leipzig 1845. — Bazınann, Die Politik der Pápste. Elberfeld, 1868. I. 
S. 44—146. — Hartmann, Geschichte Italiens im Mittelalter. Leipzig, 1949. 
II. 1. S. 93—196. — Langen, Geschichte der rómischen Kirche. Bonn, 1855. 
II. S. 414—49 gibt fast nur eine einseitig gefärbte Inhaltsangabe ausgewählter 
Briefe, aber keine Bearbeitung des Stoffes. — Die Biographie Wolfsgrubers, 
Gregor d. Gr., Saulgau 189). 2. Aufl. Ravensburg 1896 macht als populäre 
Schrift, welche mit der Darstellung bereits gefundener Resultate «ich an 
weitere Kreise wendet, keinen Anspruch, eine eingehende Berücksichtigung zu 
finden. — Die von Grisar. Geschichte Roms und der Päpste im Mittelalter. 
Freiburg, 1901. I. Vorwort VIII angekündigte Biographie lag noch nicht vor. 


Kirchl. Zustände Italiens s. Z. Gregor d. Gr. 85 


Schwierigkeiten zurück, die sich ihm entgegenstellten. Unter diesen 
Hindernissen einer gedeihlichen Entwicklung der Verhültnisse Italiens 
ist hervorzuheben: 


1. Die Entvölkerung Italiens, welche verhinderte, dass die 
Langobarden, denen Italien anheimgegeben war, in die engste Ver- 
bindung mit Anhängern des katholischen Bekenntnisses kamen und 
dadurch in sittlich-religiöser Hinsicht Fortschritte machten, die für 
die Gesundung der Verhältnisse unbedingt notwendig waren. Heftige 
Regengüsse, Überschwemmungen, Hungersnot und Pest rafften hinweg, 
was der Krieg, der unter der Führung der Herzöge ein Jahrzehnt 
lang in Italien wütete, verschont hatte Im November des Jahres 
58911) gingen sehr heftige Regengüsse nieder, welche eine grosse Über- 
schwemmung hervorriefen. Die Tiber trat über ihre Ufer und ver- 
ursachte in Rom grossen Schaden ; die Häuser stürzten ein, die Ge- 
treidevorratshäuser wurden weggeschwemmt und mehrere tausend 
Scheffel Weizen vernichtet. 12) Aber nicht nur auf Mittelitalien waren 
diese heftige Niederschläge beschränkt, auch in Oberitalien machte 
sich diese Wassersnot im höchsten Masse geltend. Die Etsch bei 
Verona trat aus und überschwemmte die Stadt, 191 sodass ein Teil 
der Stadtmauern einstürzte, »Ganze Besitzungen und Landgüter 
gingen zu Grunde und Menschen wie Tiere kamen in grosser Menge 
um, Strassen wurden zerstört und Wege verschüttet,e so gross war 
die Überschwemmung, dass Paulus Diakonus sagt, 4) eine solche 
habe seit Noahs Zeiten nicht mehr stattgefunden. Die Folge hier- 
von war ein grosser Mangel an Getreide, und wenn auch Gregor 
bald bei Beginn seines Pontifikates bestrebt war, diesem Mangel in 
Rom wenigstens abzuhelfen, 15) so vermochte er doch das Ausbrechen 
einer Hungersnot nicht zu verhindern. (91 Gleichzeitig trat die Pest, 
welche schon vorher Italien heimgesucht hatte, 17) von neuem auf 
und wütete diesmal besonders heftig. Einer der ersten, welcher ihr 
erlag, war der Papst Pelagius lI., und nach des Hirten Tod ver- 
breitete die Pest sich über das ganze Volk, wo sie so furchtbar 
wütete, dass nur eine kleine Anzahl am Leben blieb. 18) Der neu 


11) Die Datierung siehe die Maurinervita Gregors I. 7. col. 276 P 

12) Greg. Tur., Historia Francorum. Mon. Germ. hist. Ss. rer. Merov. 
I. Hannover, 1885. 1. X. c. 1. p. 

13) Greg. M.. Dial. III. 19. 

14) Paul. Diac. 1. c. III. 23, p. 104. 

15) Greg. M., Ep. I- 3. p. 3. I. 42. p. 62, — I. 70. p. 90. 

16) Paul. Diac. l. c. IV. 2. p. 116. 

17) Im Jahre 532 bereits. Baronius, Annales ecclesiastici. Antwerpen, 
1598. VII. p. 298. D. ferner im Jahre 565. 

18) Greg. Tur. 1. c. X. I. p. 88. — Paul, Diac. Le HII. 23. p.104. 
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erwäblte Papst Gregor hielt im Hinblick auf die schreckliche Heim- 
suchung Gottes seine berühmte Oratio ad plebem, forderte zur Reue 
und Busse auf!9) and veranstaltete eine Bittprozession, bei der im 
Verlaufe einer Stunde 80 Personen plótzlich niederstürzteu und den 
Geist aufgaben.2%) Einzelne Begebenheiten während dieser Zeit 
schildert Gregor in seinen Dialogen und Homilien. 21) Er ermahnte 
das Volk, vom Beten nicht abzulassen, bis »die göttliche Barw- 
herzigkeit der Pest Einhalt gebiete.«??) Nach einer späteren Sage 
erschien über dem Grabmal des Kaisers Hadrian ein Engel, welcher 
zum Zeichen, dass die Krankheit nun aufhören werde, das Schwert 
in die Scheide steckte. 3°) In Rom erlosch die Pest, während sie im 
übrigen Italien sich noch weiter verbreitete ,?*) und namentlich 
Aquino, 3) Narni 28) und die Küstenländer, sowie Ravenna und Verona 
heimsuchte.3") Hierdurch musste auch die Geburtsziffer zurück- 
gehen, wie wir es auch von Gregor erfahren, 28) sodass an eine bal- 
dige Vermehrung der Bevölkerung nicht zu denken war. Die starke 
Verminderung der Bevólkerung Italiens, welche dureh all diese ur- 
glücklichen Umstánde eintreten und die notwendigen Kráfte zu einer 
erfolgreichen Missionstátigkeit unter den Langobarden dem Lande 
entziehen musste, würde sich wohl nicht in allzu auffälliger Wei 
geltend gemacht haben, wenn nicht ein anderes Moment hinzuge 
kommen wäre, welches jegliche Tátigkeit in religióser Beziehung 
entweder zur Unmöglichkeit machte oder fast vollständig lahmlegte; 
es waren dies 


2. die fortdauernden Kämpfe zwischen Römern und Lange 
barden, sowie die dadurch hervorgerufene gegenseitige Erbitterum. 
20 Jahre lang hatten die Gotenkriege gewütet; kaum waren sie be- 
endet, da fielen die Frankenherzóge Buccellinus und Leuthar ver- 
wüstend in Italien ein und zogen plündernd bis nach Kompanier. 
Aufstände von gotischen und herulischen Führern, welche noch in 
Italien geblieben waren, liessen das Land nicht zur Ruhe kommen. 2 


19) Gregorius. Geschichte der Stadt Rom. Stuttgart, 1889. IT 4. S. 25—?%. 

20) Paul. Diac. 1. c. III. 24. p. 105. 

21) Greg. M., Dial. IV. 36. Migne col. 384. — IV. 18. col. 349. — 
IV. 38. col. 389. Hom. in evang. 19, 7 col. 1158. — 38, 16. col. 1292. 

22) Vita Greg. M. auct. Paul. Diac. c. 12. col. 47. 

23) Vita S. Greg. M. ed. Maur. I. 7 n. 6. col. 280. 

24) Greg. M., Ep. I. 17. p. 23: quia ubique gravis mortalitas imminet. 

25) Ibidem Dial. III. 8. Migne. col. 233. | 

26) Ibidem Ep. II. 4. p. 103. — Hom. in evang. I. 1. col. 1078: Pest 
lentias sine cessatione patimur. 

27) Paul. Diac. l. c. IV. 4. p. 117. — IV. 14. p. 121. , 

28) Greg. M., Ep. I. 70. p. 90: quia tantum hic parva nativitas fait. 

29) Paul. Diac. 1. c. 11. 2. 3. p. 72 sq. 
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Als es nun endlich die Zeiten des Friedens gekommen meinte, da 
brach das vom Gotenkriege her als furchtbar und barbarisch be- 
kannte Langobardenvolk in Italien ein und bewahrheitete die schreck- 
lichsteu Befürchtungen in nur zu vollem Masse. Hatten schon die 
in ihrer Gesamtheit christlichen Völker der Goten und Franken 
schrecklich gehaust und es an Beutegier und Raublust nicht fehlen 
lassen, was musste man erst erwarten von einem Volke, das zum 
grossen Teile noch beidnisch war? Gross war daher die Furcht 
und der Schrecken, der vor den raubendeu Horden einherging, sich 
stetig noch steigernd, je länger dieser für Italien so unheilvolle Zu- 
stand anhielt. Daher auch die allgemeine Erbitterung, welche die 
Römer und die Bewohner Italiens gegenüber den Langobarden be- 
seelte. Diese Erbitterung musste nun auch ihren schärfsten Aus- 
druck finden durch denjenigen Mann, dem die Kirche in der da- 
maligen Zeit anvertraut war, und der allein bei der Ohnmacht des 
Exarchen über die nötigen materiellen und ideellen Mittel verfügte, 
um eine Besserung der Verhältnisse herbeizuführen. Diese Erbitte- 
rung Gregors findet ihren Ausdruck in allen seinen Schriften. Nament- 
lich sind es seine Predigten, in welchen er in bewegten Worten das 
Ungläck Italiens beklagt. Er bedauert, nicht die nötige Aufmerk- 
samkeit der Erklärung des Propheten Ezechiel zuwenden zu können, 
da er nicht vermöchte, zu gleicher Zeit in wirksamer Weise für das 
Heil der Seelen besorgt zu sein und sein Augenmerk auf die Ver- 
teidigung der Stadt zu richten, damit nicht durch einen plötzlichen 
Angriff dieselbe überrumpelt wurde.%) Als er nun vernahm, dass 
Agilulf den Po überschritten habe, wollte er das Predigen ein- 
stellen, 3!) und als der Herzog Ariulf von Spoleto, die einen tötend, 
die anderen verstimmelnd, vor Rom erschien, da befiel ihn ein 
solcher Schrecken, dass er vor Aufregung krank wurde, 29) Wirk- 
lich ergreifend sind die Worte, mit denen er den Zustand Italiens 
schilderte. Überall erblickt man Trauer, überall hört man Klagen. 
Zerstôrt sind die Städte, vernichtet die Dörfer, entvölkert die Län- 
der, verwüstet die Erde. Keine Bewohner gibt es auf dem Lande, 
in den Städten sind nur wenige übrig geblieben, und auch diese 
sind tagtäglich den grössten Gefahren ausgesetzt. Gefangenschaft, 
Verstimmelung und Tod droht ihnen, Schrecken und Schmerzen 
vermehren sich, und Rom, das so viele Flüchtlinge in sich aufge- 
nommen, ist entvölkert, und Ruinen bedecken die Erde, wohin man auch 


30) Greg. M., Hom. in Ezech, I. 11. n. 26. col. 917. 
31) Ibidem, Hom. in Ezech. Praef. in II. col, 934. 
92) Ibidem, Ep. II. 45. p. 144. 
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schauen mag. 29) Er brach schliesslich seine Predigten ab, da man 
ihm dies bei der gesteigerten Verwirrung nicht verdenken könnte; 
denn von allen Seiten drängt der Feind heran und überall droht 
furchtbare Todesgefahr.5*) Im Hinblick auf diese Schreckensschil- 
derungen verstehen wir es, wenn Gregor meint, dass die Zeichen, 
welche nach der Verheissung (Luk. 21, 25 ff.) dem Ende der Welt 
vorangehen werden, zum Teil bereits eingetreten seien, und dass 
andere, wie man befürchten müsse, in Bälde eintreten würden. 35) 
Dieser Schrecken, der die Bewohner ganz Italiens fast während des 
ganzen letzten Jahrzehnts im sechsten Säkulum erfüllte, musste eine 
heftige Erbitterung derselben gegen ihre Bedrücker wachrufen, die 
um so höher stieg, je weniger die vom Papste gemachten Friedens- 
vorschläge Beachtung fanden. Sehr häufig finden wir sie in den 
Briefen Gregors, deren grosse Mehrzahl über die Bedrückungen der 
Feinde zu erzählen und zu klagen wissen.%6) Diese Erregung des 
Papstes, den all diese Bedrängnisse nicht einmal aufatmen liessen, 37) 
machte sich nun in ziemlich kräftigen Epitheta Luft, die einen 
Gradmesser für dieselbe abzugeben imstande sind.38) Diese Erbitte- 
rung, welche durch die jahrelangen, unausgesetzten Kämpfe hervor- 
gerufen wurde, erhöht durch den Schrecken und das Gefühl der 
Unsicherheit, verstärkt durch die überall einreissende Rohheit und 
Gefühllossigkeit, liess die Bewolner Italiens nie zur Ruhe kommen. 
Wenn auch Gregor sein Ziel niemals aus dem Auge verlor, und 
mitten in all diesen Drangsalen weitschauenden Blickes bestrebt 
war, das Volk für das Christentum und den katholischen Glauben 
zu gewinnen, trotzdem er durch die Kriegsunruhen am Verkehr 
mit Bischöfen, Klerus und Klöstern vielfach verhindert war, 291 — 
das einfache Volk vermochte wohl nicht so leicht diese Aufgabe zu 
erfassen und das Seinige durch Wort und Tat im engeren Ver- 


33) Greg. M., Hom. in Ezech. II. 6. n. 22 u. 23. col. 1010. 

34) Ibidem, Hom. in Ezech. II. 10. n. 24. col. 1072: undique gladiis 
circumfusi sumus, undique imminens mortis periculum timemus. 

35) Ibidem, Hom. in Evang. I. 1. n. 1. col. 1078. Vergl. hierzu u. a.: 
Malfatti 1. c. I. p. 169. 

36) z. B. I. 30. p. 43. — V. 45. p. 344. — V. 39. p. 328. — V. 36. p. 317. 
— VI. 58. p. 433. — XIII. 4l. p. 403. Dass es unmöglich ist, alle diese 
Aeusserungen des Unwillens des Papstes im einzelnen und voliständig anzu- 
führen, lebrt ein Blick in den Index unter: Langobardi, inimicus, hostis, gladius, 
barbarus, bellum etc. etc. 

37) “reg. M., Ep. V. 44. p. 343: quia sub tantis tribulationibus cir- 
cumfusus barbarorum gladiis premor, ut, non dico, inulta tractare, sed mihi 
respirare vir liceat. 

38) perfidus, nefandissimus, nec dicendus, barbaricus, saeviens, circum- 
saeviens, gentilis, ferocissimus etc. etc. In den Dialogen: crudelitas, saevitia, 
saeviens, gentilis, crudelissimus, barbarus, sicut sunt nimiae crudelitatis etc. 

39) Greg. M., Ep. 11. 28. p. 124. — V. 15. p. 295. — XII. 12. p. 359. 


Kirchl. Zustände Italiens s. Z. Gregor d. Gr. 89 


kehr 4%) beizutragen, weil es in den Langobarden lediglich seine 
Feinde und Bedrücker sah. 


3. Zu diesen Hindernissen einer gedeihlichen Entwicklung der 
Zustände Italiens kam noch als ferneres entgegenstehendes Moment 
hinzu: Die Zerstörung der Kirchen und Klöster, die Vertreibung 
der Bischöfe, Priester und Ordensleute. Bei dem grossen Schrecken, 
welcher die Bewohner Italiens vor den Langobarden erfüllte, war es 
leicht erklärlich, dass viele sich vor ihnen durch die Flucht zu 
retten suchten. Viele wurden aber auch mit Gewalt vertrieben. 
So flohen die Bischöfe von Aquileja, Mailand, Populonium, sowie 
ein istrischer Bischof, während viele sich und ihre Schätze nach der 
Insel Comacina im Comer-See retteten. 41) Namentlich war Rom, 
welches niemals erobert wurde, die Zuflucht der Flüchtlinge und 
Vertriebenen. Von Narni, welches von den Langobarden eingenommen 
worden war, 42) waren viele nach Rom geflüchtet, 45) und zahlreiche 
Nonnen aus allen Teilen Italiens hatten sich dorthin gerettet.) Es 
waren dies nicht weniger, als dreitausend.45) Um dieselben vor 
Mangel zu schützen, wies Gregor ihnen ein Haus mit Garten zu. 46) 
Die Mönche von Monte Cassino flohen mit ihrem Abt Bonitus um 
das Jahr 589 nach Rom, als die Langobarden das Kloster des hei- 


40) Dieser Verkehr trat nicht so bald ein, wie Hegel, Geschichte der 
Städteverfassung Italiens. Leipzig, 1847. I. S. 365 anzunehmen scheint, wenn 
er sagt, Gregor habe den Unfug gerügt, dass die Geistlichen im Gebiete von 
Nursia mit fremden (extraneis) d. i. langobardischen Weibern verkehren. (Die 
betreffenden Schreiben Gregors sind Ep. XIII. 38. 39. p. 401 sq.). Das ist aber 
falsch. Gregor wollte nur die Bestimmung des 3. Konzils er Carthago vom 
Jahre 397 einschärfen, welche auch in das Corpus iuris canonici übergegangen 
ist (c. 27. D. LXXXL). wonach die feminae extraneae cum omnibus omnino 
clericis non cohabitent. (extranea ist = subintroducta). Langobardische Frauen 
sind nicht gemeint. Gregor verbietet das Zusammenwohnen der Kleriker mit 
Frauen noch Se ra wenngleich er nur von mulieres spricht. L 50. p. 76. — 
IV. 26. p. 260. — IV. 40. p. 279. — IX. 110. p. 115. Vgl. Heiner, Kath. Kirchen- 
recht. Paderborn 1901. e S. 183 f., ferner Achelis, H., Virgines subintroductae. 
Leipzig, 1902. II. S. 33 ff., namentlich S. 35. Wenn er sonst den Ausdruck extraneus 
gebraucht, so geschieht dies im Sinne von rusticus, im Gegensatz zur urbanus I. 
42. p. 64 oderim Sinne von di zum Haus dp VII. 9. p. 452 — hospes. 
— VII. 12. p. 454. — VIII. 17. 19. — IX. 87. p. 101. — Or 46. p. 409. 
Nur einmal wird er gebraucht für ale der Ohristlichen Religion stehend« 
XIII. 15. p. 383, aber nicht von Langobarden, sondern von Juden. 

41) Paulinus von Aquileja: Paul. Diac. l. II. 10. p. 78. — Honoratus 
von Mailand: Paul. Diac. l. c. lI. 25. p. 86. — Cerbonius von Populonium: 
Greg. M., Dial. III. 11. col. 257. — istrische Bischöfe: Greg. M., Ep. 1X. 150. 
p. 151. — Comocina: Paul. Diac. l c. III. 27. p. 108, sowie Lupus, Codex 
dipl. yi Bergomo 1784. I. pur c. V. col. 102—104. 

13) Ibidem, Dial. DI ri col. 228. 

44) Ibidem, Ep. V. 30. p. 310: quaedam in hanc urbem sanctimoniales 
feminae ex diversis p B captivitatem fugientes venerunt. 

45) Ibidem, 68. 

46) Ibidem, Ep. IX. 137. 5 138. Vergl. VI. 42. p. 417. 
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ligen Benedikt einnahmen, ausplünderten und zerstörten. 47) Ebenso 
verliess das gewöhnliche Volk vielfach seine Scholle und kam nach 
Rom. 48) Häufig flohen die Vertriebenen auf die zunächst dem Ge- 
stade Italiens liegenden Inseln. Aus Kampanien waren viele Mönche, 
Männer und Frauen nach der Insel Eumorfiana pro necessitate feri- 
tatis barbaricae geflohen. 4°) Die Mönche eines Klosters in Tau- 
rianım in der Provinz Bruttium waren nach Sizilien geflohen, und 
Gregor wies ihnen ein Kloster in Messina an Säi Der Klerus der 
Kirche von Meria wurde vertrieben, ein Subdiakon dieser Kirche 
Faustinus lebte in Sizilien. 5!) Dorthin flüchteten auch Kleriker von 
Formiä 5%) und ebenso viele Nonnen.55) Ein Kloster zu Puteoli ist 
von den München verlassen, 54) und nicht ein einziger Mónch blieb 
in einem Kloster der Provinz Kampanien zurück. 55) Die Kirche von 
Terni ist von Volk und Klerus verlassen. 56) Auch in Kapua scheint 
im Jahre 595 Bischof und Klerus vertrieben worden zu sein. Bischof 
Festus starb zu Rom, der Klerus weilte in Neapel. 57). Der neue Bischof 
von Kapua musste nach Sizilien flüchten und lebte später in Rom. 55) 
Bischof Ursizinus von Turin wurde gefangen genommen und dann 
vertrieben. 59) Der Bischof Paulinus von Taurianum war anscheinend 
gleichfalls von seinem Sitze vertrieben worden. 6) Gregor übergab 
ihm die Leitung der Kirche der Insel Lipara und die Visitation der 
Kirche von Taurianum.9!) Gregor sah sich noch häufig gezwungen, 
Kirchen, deren Bischófe vertrieben waren, durch benachbarte Bischófe 
visitieren zu lassen oder zwei Bischofssitze zu vereinigen. Die Kirche 
von Tres-Tabernä war völlig verwaist und keine Hoffnung vorhan- 
den, sie wiederherzustellen, Er überträgt daher, damit das Volk 
nicht den Glauben verliere, die Leitung derselben dem Bischof 


— — —— — 


47) Paul. Diac. l. c. IV. 17. p. 122. Vergl. Tosti, Storia di Monte- 
Cassino. Neapel, 1842. I. p. 18. Andere setzen dies in das Jahr 577. Hirsch, 
Das Herzogtum Benevent. Leipzig, 1871. S. 4 n. 6. — Langen a. a. 0. S. 413 f. 

48) Greg. M., Hon. in Ezech. II. 6. n. 22. col. 1010. 

49) Ibidem, Ep. I. 48. p. 74: quia autem dura est in insulis congre- 
gatio monachorum. Hartman n. meint, Eumorfians sei die heutige isole 
di Ponze. 

50) Ibidem, Ep. U 38. 39. p. 51. 

51) Ibidem, Ep. VIL. 35. p. 488 sq. Ueber miles = subdiaconus siehe n. 4. 

52) Ibidem, Ep. IV. 42. p. 278. | 

53) Ibidem, Ep. IV. 6. p. 238. Geflüchtete Priester in Sizilien: IV. 15. p. 248 

54) Ibidem, Ep. X. 18. p. 253. 

55) Ibidem, Ep. XI. 54. p. 328. 

56) Ibidem, Ep. IX. 60. p. 82. 

57) Ibidem, Ep. V. 13. 14. p. 294. — V. 27. p. 307. 

53) Ibidem, Ep. IX. 72. p. 91. — X. 4. p. 239. — XI. 15. p. 275. — 
XIII. 4. p. 369. : 

59) Ibidem, Ep. IX. 214. p. 200. — (X. 226. p. 218. 

60) Ibidem, Ep. I. 38. p. 58. n. 1. 

61) Ibidem, Ep. 1I. 19. p. 115. — IL. 51. p. 153. 
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Johannes von Vellitri, 6?) dessen Bischofssitz er nach Arenata, an 
einen vor den Angriffen der Feinde sicheren Ort verlegt.) Dem 
Bischof Gratiosus von Mentana überträgt er die Leitung der Kirche 
von Torre. 4) Die Kirche von Tondina, welche anscheinend wegen 
des Krieges eines Oberhirten lange entbehren musste, wird zur 
Visitation dem Bischof von Iguvium übertragen. 45) Auch die Kirche 
von Ausima entbehrte, als es wahrscheinlich infolge des Friedens- 
schlusses wiedererworben war, eines Bischofes. 66) Als Liberius, 
Bischof von Cumä starb, konnte dies Bistum nicht besetzt werden, 
und Gregor überträgt zunächst die Visitation dem Bischof Benenatus 
von Misenum, muss sie aber bald unieren. 67) Desgleichen war die 
Bevölkerung von Aquino durch die Pest und das Schwert der 
Langobarden so vermindert worden, dass niemand Bischof werden 
konnte. 68) Die Kirche von Populanium, dessen Bischof und Klerus, 
wie schon erwáhnt, nach Elba geflohen war, hatte keinen einzigen 
Geistlichen, sodass dort weder das Sakrament der Taufe den Kindern, 
noch das der Busse den Sterbenden gespendet werden konnte. 6°) 
Dasselbe war in Canusinum 7°) und Venafrum?!) der Fall, wo der 
Feind alle Geistlichen vertrieben hatte. Die Kirche von Minturnä 
war gleichfalls von Klerus und Volk verlassen. "91 Die imminutio 
personarum, welche Gregor so häufig beklagt, "91 ist wohl gleich- 
falls auf die Langobarden zurückzuführen. 

Die Raublust und Gewinnsucht der Langobarden, welche viele 
Menschen, unter ihnen sogar Kleriker und Priester gefangen nahmen, 
um sie gegen hohes Lósegeld wieder freizugeben, 74) trieb sie schliess- 
lich auch soweit, Kirchen und Klöster auszurauben, zu verwüsten 
und zu zerstören. Des Öfteren begegnet man in Gregors Schriften 
heftigen Klagen über die Zerstörung der Kirchen und Klöster. 75) 
Wie schon erwähnt, hatten die Langobarden das Kloster Monte- 


62) @reg. M., Ep. II. 48. p. 149. 

63) Ibidem, Ep. II. 17. p. 114. 

64) Ibidem, Ep. III. 20. p. 178. 

65) Ibidem, Ep. IX. 184. 185. p. 176 sq. 

66) Ibidem, Ep. IX. 99. 100. p. 108 sp 

67) Ibidem, Ep. II. 25. p. 122. — II. d p. 143. 

68) Ibidem, Dial. III. 8. col. 238. 

69) Ibidem, Ep. I. 15. p. 16. 

70) Ibidem, SE L 51. p. 77. 

71) Ibidem, Ep. VI. o p. 389. — VIII. 26. p. 27. 

179) Ibidem, Ep. I. 8. p. 10. 

73) Ibidem, Ep. II. 48. p, 149. — III. 20. p. 178. — II. 9. p 388. — 
IX. 93. 94. Pi 105. — XII. 4. p. 350. — Liber Diurnus, form. IX. p. 8. 

74) z. B. Grey. M., Ep. III. 40. p. 198. — IV. 17. p. 250. IX. 52. p. 77 

75) z. B. “reg. M., Dial. III. 37. p. 537, — 1.4. p. 526, ferner Greg. M. 
Ep. II. 29. p. 187, 
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Cassino zerstört. 76) Nicht besser wird es wohl dem Kloster in Fundi 
ergangen sein. Dasselbe war sehr gross und umfasste fast zwei- 
hundert Mönche. 77) Denn wir hören einerseits, dass Felix eiusdem 
monasterii nuper praepositus fuit 78) und nun in Rom weilte; anderer- 
seits, dass der Bischof Agnellus von Fundi von den Langobarden 
vertrieben wurde und sich nach Terracina begab, weil es ihm nicht 
gestattet wurde, in Fundi zu bleiben.?®) Also wird auch wohl das 
dortige Kloster eine Beute der Feinde geworden sein, ebenso wie die 
vielen Klöster in der Provinz Valeria, welche unter der Grausamkeit 
der Feinde viel zu leiden hatten. 89) Die Kirche zu Fiesole hatten 
die Langobarden desgleichen ausgeraubt und zerstört. 81). 

Dass durch diese Kriegsunruhen, durch die Zerstörung der 
Kirchen und Klöster, durch die Vertreibung der Geistlichkeit von 
ihren Sitzen und Pfründen die Lage derselben sich sehr verschlechtern 
musste, ergibt sich von selbst. Die Not unter ihnen war sehr gross; 
der Bischof Ekklesius von Klusium hatte nicht einmal warme Kleider, 
um sich gegen die Kälte schützen zu können. 8) Ebendemselben 
hatte Gregor bereits früher ein Pferd geschickt, damit er nach seiner 
Krankheit ausfahren könne. 85) Einem Bischof Felix übersendet er 
einen Knecht, weil derselbe zu wenig Bedienstete hatte.84) Die 
grösste Not aber herrschte unter den Vertriebenen, namentlich unter 
den nach Rom geflüchteten Nonnen. 85) Nicht einmal genug Kleidung 
besassen sie. Die Nonnen in Nola hatten weder Nahrungsmittel, 
noch Kleidung, und die drückendste Not herrschte unter ihnen. #6) 
Ausser armen Klöstern 8°) musste Gregor auch bedürftige Priester 88) 
unterstützen. Manche von ihnen liessen sich durch die Not ver- 
leiten, heilige Gefässe, die sie vor der Habsucht der Langobarden 


76) Siehe oben Note 47. 

77) Greg, M., Dial. I. 1. col. 156. 

18) Ibidem, Dial. I. 3. col. 164. 

79) Ibidem, Ep. III. 13. p. 172. 

80; Ibidem, Dial. I. 4. col. 165. 177. 

81) Ibidem, Ep. IX. 143. p. 140. — Brunetti, Codice diplomatico 
Toscano. Florenz, 1806. I. p. 237. — Hartmann irrt, wenn er a. a. O. IL. 1. 
S. 101 bemerkt, die Bistümer von Brindisi, Lippià und Gallipolis seien ver- 
wüstet. Sie waren, wie Gregor selbst sagt: Ep. VI. 21. p. 399: obeuntibus 
earum pontificibus omnino destitutae, also »verwaist». Im übrigen zeigt der 
ganze Brief, dass in diesen Bistümern, ebenso wie in Hydrunt, nicht die ge- 
ringste Kriegsgefahr bestand. 

82) Ibidem, Ep. XIV. 15. p. 435. 

83) Ibidem, Xl. 3. p. 262. 

84) Ibidem, Ep. IX. 98. p. 107. 

85) Ibidem, Ep. V. 30. p. 311. — VII. 23. p. 468. 

86) Ibidem, Ep. 1. 23. p. 27. 

81) Ibidem, 11. 3. p. 102. 

88) Ibidem, Ep. V. 30. p. 911. 
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retten wollten, 89) sogar an Juden zu verkaufen. 9%) Diese drückende 
äussere Lage, in welcher sich, wie wir aus den angeführten Stellen 
wohl mit Recht schliessen können, die gesamte Geistlichkeit Italiens 
befand, 9!) wirkte naturgemäss auf ihre soziale Stellung ein und 
musste ihnen dem Adel und den Herzögen gegenüber jenen Einfluss 
nehmen, dessen sie zu einer erfolgreichen Tätigkeit in hobem Masse 
bedurften. Hierauf ist es demnach zurückzuführen, wenn die 
Bischöfe bis zu den Zeiten Agilulfs und zum Teil noch unter diesem 
Herrscher zurückgesetzt und missachtet waren. 9?) 

Alle diese vielgestaltigen Umstände, die Entvölkerung des 
Landes durch Hungersnot und Pest, die während der Regierungs- 
zeit Gregors fast ununterbrochenen Kämpfe, die hierdurch geschaffene 
gegenseitige Erbitterung, die Zerstörung der Kirchen und Klöster, 
die Vertreibung der Ordensleute und der Geistlichkeit, welche 
namentlich in Süditalien und besonders im Herzogtum Benevent er- 
folgte, 93) sowie deren gedrückte soziale Stellung, all diese Momente 
wirkten zusammen und erschwerten eine kirchliche Besserung der Lage 
Italiens in hohem Masse. Als Gegengewicht bedurfte es der um- 
fassenden Tätigkeit ausserordeutlicher Persönlichkeiten. 

Diese Persönlichkeiten finden wir auf dem Stuhle Petri in 
Gregor, und auf dem Throne in der Stadt Theodorichs des Grossen 
in Theodelinde. 


— 


89) Greg. M, Ep. IIT. z p. 198 n. 2. — IV. 15. p. 248. 

90) Ibidem, 'Ep. I. 66. p. 87. 

91) Wenn bei Greg, M. Ep. IX. 18. p. 26 ein Diakon erwähnt wird, 
welcher ein eigenes Gestüt besass, das bei seinem Tode aufgelöst pou So ist 
damit das Gesagte nicht N da derselbe nach Ep. L 42 66, 67 
und XIII. 22. p. 888 in Sizilien lebte, demnach den ter a der Lango- 
barden nicht ausgesetzt war. Ausserdem bekleidete er unter Pelagius II. den 
hohen Rang eines Rektors des Patrimoniums Petri in Sicilien, siehe Ep. IV. 
34. p. 210. 

i 92) Paul. Diac. 1. c. IV. 6. p. 118:.... episcopos, qui in depressione 
et abiectione erant, ad dignitatis solitae honorem reduxit. 

93) Hirsch a. a. O. S, 6 f. und S. 15 ff. 


(Fortsetzung folgt.) 
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6. Felinus Sandeus, Auditor der Rota.*) 
Von Dr. theol., iuris utriusque et phil. N. Hilling in Rom. 


Die berühmten Männer, welche dem Richterkollegium der 
römischen Rota angehört haben, scheiden sich naturgemäss in zwei 
Klassen: in solche, die später zu einer höheren oder der höchsten 
hierarchischen Würde in der Christenheit emporgestiegen sind, und 
in solche, die durch ihre literarische Tätigkeit ein ruhmvolles An- 
denken bei der Nachwelt hinterlassen haben. Die Geschichtschreiber 
der Rota heben mit besonderer Genugtuung hervor, dass nicht weniger 
als 12 Päpste !) und weit über 100 Kardinäle ?) aus dem ehrwürdigsten 
und angesehensten Gerichtshofe der Welt hervorgegangen sind. Ist die 
Zahl der literarisch berühmten Kanonisten auch bedeutend kleiner, so 
konnte doch unser hervorragender Landsmann Justus Henning Böhmer ®) 
12 illustre Grössen als ehemalige Auditoren der Rota aufzählen. 


*) Herrn Prälaten von Montel, Dekan der Rota, dessen huldvoller 
Unterstützung ich das Zustandekommen dieses Aufsatzes verdanke, sage ich 
meinen ehrfurchtsvollsten Dank: 


1) Gaetano Moroni, Dizionario di erudizione storico-ecclesiastica. 
Vol. 82, 272 f. nennt die Päpste Gregor IX., Innocenz IV., Martin IV., Inno- 
cenz V1., Innocenz VIL, Johannes XXIII. Martin V., Clemens VIII., Gregor XV. 
Innocenz X., Alerander VIII., Clemens XIII. Da aber die eigentliche Grindung 
der Rota als eines selbständigen Gerichtshofs für geistliche Angelegenheiten 
erst auf Papst Clemens V. zurückgeht, so können die an erster Stelle ge- 
nannten drei Päpste nur im uneigentlichen Sinne als Auditoren der Rota be- 
zeichnet werden. Vergl. Sägmüller, Die Entwicklung der Rota bis zur Bulle 
Johannes XXII.: Ratio iuris a. 1326. Tübinger Theologische Quartalschrift. 
1895 S. 117 f. 

2) Domenico Bernino, Il tribunale della S. Rota Romana. Roma 1717. 
S. 280—314 berechnet die Zahl der Kardinäle von 1098—1700 auf 120, von 
denen freilich die ersten 25 in die Zeit vor dem Jahre 1300 fallen. 

3) Böhmer schreibt in der Vorrede zum 2. Bande seiner Ausgabe des 
Corpus iuris canonici S. XXIII Aum. 83: Memorantur plures docti eximii et toto 
orbe cogniti, qui in hac palaestra strenue certarunt, ut Guilielmus Durandus, 
Oldradus de Ponte, Ludovicus Montanus seu Romanus, Zabarella, Turrecremata, 
Nicolaus de Tudeschis seu abbas Panormitanus, Feliuus, Decius, Antonius 
Augustinus, praecipue inter ceteros nominaudus; porro Goinesius, Mantica atque 
ipse ltaymundus, comyilator decretalium decantatus, aliique, quos refert De Luca, 
tom. VIl, in relat. cur. Rom. forens. disc. 32. n. 112. — Ausser der hl. Jung- 
frau und Martyrin Katharina von Alexandrien, welche wegen ihres Martyriums 
mit dem zerbrochenen Rade dargestellt wird, verehrten die Auditoren'der Rota 
den hl. Erzbischof Augustinus von Canterbury als ihren Patron, den Papst 
Gregor d. Gr. als seinen Auditor bezeichnete. Siehe Michael Lega, Prae- 
Ps in textum iuris canonici de iudiciis ecclesiasticis. Vol. II, Romae 1898. 
3. 33 Anim. 1. 
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Wohl alle Schriftsteller, die in Betracht kommen,!) rechnen zur 
letzten Klasse auch den Kanonisten Felinus Sandeus, den Verfasser 
der Lectura in varios titulos libri I. II. IV. V. Decretalium und 
anderer angesehener kanonistischer Werke. 

Die letzte selbständige wissenschaftliche Biographie des Felinus 
Sandeus veröffentlichte Johann Friedrich von Schulte in seinem be- 
kannten Monuinentalwerke »Geschichte der Quellen und Literatur 
des Canonischen Rechtse. II. Stuttgart 1877, S. 350 f. Obwohl 
dieselbe wegen ihrer Kürze manche wichtige Punkte aus der Lebens- 
geschichte des Auditors übergeht, so enthált sie trotz derselben auch 
einige teils unsichere, teils unrichtige Nachrichten. So wird z. B. 
bloss in einer Anmerkung darauf hingewiesen, dass Sandeus »nach 
Mansi 1484 von Sixtus IV. nach Rom berufen und zum Auditor 
s, Palatii gemacht wurde ohne jegliches Zutun von seiner Seite.« Da 
Sandeus zuletzt Bischof von Lucca war, lásst von Schulte ihn dort 
im Oktober 1508 sterben, während sein Tod tatsächlich zu Rom am 
6. September 1503 erfolgt ist. 

P. Conrad Eubel, dem Herausgeber der Hierarchia catholica 
medii aevi, gebührt das Verdienst, im zweiten Bande seines Werkes, 
Münster 1901, genaue Daten über die Erhebung des Felinus Sandeus 
zum Bischofe von Penne- Atri, zum Coadjutor des Bischofs von Lucca 
und später zum Bischofe von Lucca geliefert und seinen Todesort 
und sein Todesdatum richtig gestellt zu haben. Bezüglich des 
letzteren ist jedoch zu bemerken, dass Eubel auf S. 236 Aum. 1 
das richtige Sterbedatum angiebt, während S. 199 Aum. 1 das 
falsche Datum (Oktober 1503) stehen geblieben ist. ` 

Während meines längeren Arbeitens im Archive der Sacra 
Rota Romana stiess ich in den verschiedenen Abteilungen der so 
überaus reichhaltigen Bestände auf mehrere wichtige Urkunden und 
Aktenstücke, die nicht nur einen willkommenen Beitrag zur Erweite- 
rung unserer Kenntnisse über die Vita eines hervorragenden Auditors 
darbieten, sondern auch über die Verfassungs- und Verwaltungs- 
geschichte der römischen Rota in dem letzten Viertel des 15. Jahr- 
hunderts einige neue Aufschlüsse geben. Aus beiden Gründen, haupt- 
sächlich aus dem letzteren, gestatte ich mir auf das vorgefundene 
Material etwas näher einzugehen. 


1) Moroni, Dizionario. 82, 271; Bernino. Il tribunale della S. Rota 
Romana S. 247; Joanes Baptista de Luca, Relatio curiae Romanae, in qua 
omnium congregationum, tribunalium aliarumque iurisdictionum status et praxis 
describitur. Coloniae 1683 Disc. 32 n. 112; Jacob Emerir, Notitiae sacrae 
Rotae Romanae. Manuskript im Archivum secretum der Rota. Joh. Bapt. 
Cantalmaggio, Syntaxis Sacrae Rotae Romanae Auditorum., Jomee 1640. 
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I. An erster Stelle verdient hier Erwähnung ein Motusproprius 
Sixtus IV. vom 12. März 1484, der sich mit der Berufung des Felinus 
Sandeus in das Auditorenkollegium der Rota beschäftigt. Die Ur- 
kunde wurde in dem Archivum secretum der Rota aufbewahrt und 
befindet sich gegenwärtig in einem Sammelbande, der verschiedene, 
teils originale, teils abschriftliche und teils gedruckte Konstitutionen, 
Mandate und Rescripte der Päpste und des Vizekanzlers für die 
Auditoren und Notare der Rota enthält und jetzt die Aufschrift 
Ordinationes. Tom. I. trägt. In diesem Bande steht unsere auf 
Papier geschriebene Originalurkunde an siebenter Stelle. 

Obwohl das Dokument nicht die Anstellungsurkunde des Felinus 
Sandeus selbst ist, so hat es doch eine grosse Bedeutung, weil darin 
direkt auf die kurz vorher erfolgte Anstellung des Auditors Bezug 
genommen wird. Sowohl aus dem Wortlaute, wie aus der Veran- 
lassung des päpstlichen Motusproprii können wir mit grösster Wahr- 
scheinlichkeit schliessen, dass Sandeus etwa im Februar oder Januar 
des Jahres 1484 zum Auditor der Rota ernannt worden ist. Seine 
formelle Aufnahme aber war bis zum 12. März 1484, dem Datum 
des päpstlichen Schreibens, noch nicht erfolgt.!) Ferner erfahren 
wir aus derselben Urkunde, dass Felinus zur Zeit seiner Berufung 
in die Rota ein Kanonikat zu Ferrara bekleidete. Dieses mag neben 
der Geburtsheimat seiner Eltero der Grund gewesen sein, weshalb 
Felinus Sandeus später als Ferrarese bezeichnet wurde. Weiterhin 
werden ung die Namen sämtlicher Auditoren des Jahres 1484 unter 
Aufzählung ihrer besonderen Würden mitgeteilt. Die grösste Wichtig- 
keit besitzt die Urkunde aber deshalb, weil wir aus ihr entnehmen, 
dass Felinus unter ganz besonderen Umständen vom Papste zum 
Auditor des obersten römischen Gerichtshofes ernannt worden ist. 
Denn der eigentliche Tenor des päpstlichen Mandates besagt, dass 
die in der Bulle vom 14. Mai 14722?) vorgeschriebene Zahl von 
12 Auditoren trotz der motu proprio erfolgten Berufung des Felinus 
Sandeus als 13. Auditor in Zukunft strenge beobachtet werden soll. 
Hiernach hatte der Motusproprius den Zweck, das durch die 
Kreierung des Auditors Felinus entstandene faktische Präjudiz 
gegenüber der Zwölfzahl der Auditoren rechtlich unwirksam zu 
machen. Die Tatsache aber, dass Felinus trotz der entgegen- 
stehenden Bestimmungen einer päpstlichen Konstitution von 1472 


1) Der Text der Urkunde lautet: et recepcione de eo fienla. Siehe An- 
hang, Urkunde I. 

2) Constitutio: Romani pontificis. Siehe Bullarium Romanum. Augustae 
Taurin. 1860, V, 208. 
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durch Sixtus IV. in das Auditorenkolleg der Rota aufgenommen 
wurde, lässt sich als Beweis für die besondere Wertschätzung an- 
führen, deren sich der Berufene bei jenem Papste zu erfreuen hatte. 
Siehe den Wortlaut der Urkunde im Anhange Nr. ]. 

II. Die Manualia actorum et citationum S. Rotae Romanae. 
Diese im Archivium notarile S. R. R. aufbewahrten Tagebücher 
bilden eine wichtige Quelle für die Kenntnis der Amtstätigkeit der 
Auditoren. Da in denselben sämtliche Prozesshandlungen aufge- 
zeichnet wurden, die in den betreffenden Prozessen vor dem leiten- 
den Auditor (auditor ponens) oder dessen Notar vorgenommen wur- 
den, so führen uns diese Manualia gleichsam in die geheime Werk- 
stätte des Richters, in der wir seine beruflichen Geschäfte von Tag 
zu Tag verfolgen können.!) Wir erfahren hier die Art und die 
Zahl der Prozesse, in denen er Recht gesprochen, die Parteien, denen 
er Gehör gegeben, die Zeugen, die er verhört hat u.s. w. Jeder 
einzelne Akt wird aber nur in einer ganz kurzen Notiz registriert, so 
dass die Übersicht über das Ganze nicht allzu schwer fällt. 

Von den Notaren des Felinus Sandeus sind uns 3 solcher 
Manualia erhalten, die nach der von mir neu geordneten genauen 
chronologischen Reibenfolge die Signatur-Nummer XXII (vom 29. VII. 
1490—15. XII. 1491), XXXI (vom 12. VII. 1493—26. IX. 1497) 
und XLVIII (vom 5. X. 1500—12. II. 1504) führen. Obwohl die 
einzelnen Bände der Manualia, jeder für sich genommen, einen ziem- 
lich bedeutenden Umfang von mehreren 100 Seiten haben, so sind 
es im Ganzen doch nur geringe Bruchstücke von dem Niederschlage 
der gesamten richterlichen Tätigkeit, die Felinus Sandeus während 
der fast zwanzigjährigen Dauer seines Amtes als Auditor der rö- 
mischen Rota geleistet hat. Denn jeder Auditor hatte regelmässig 
4 Notare, die je ein Manuale selbst führten oder durch ihre Sub- 
stituten führen liessen. 2) Hiernach müssten uns für Felinus Sandeus 


1) Die Konstitution Johanns XXII.: Ratio iuris vom 16. Nov. 1331, 
welche den Geschäftsgang des Rotagerichts ausführlich ordnet. schreibt den 
notarii sacri palatii u.a. folgende Eidesformel vor: In causis predictis, in quibus 
sum vel fuero ut prefertur notarius deputatus, omnes actus iudiciarios substan- 
cialiter in manuali seu memoriali in auditoris mei presencia et eciam parcium, 
si hec expectare voluerint, conscribam. Michael Tangl, Die Päpstlichen 
Kanzleiordnungen von 1200—1500. Innsbruck 1894. S. 46. — Die Sammlung 
der im Archive der Rota aufbewahrten Manualia bsginnt mit dem 19. März 
1464 und reicht in 317 starken Bänden bis zum Jahre 1800. 

2) Bereits die Konstitution Johanns XXII.: Ratio iuris enthält die Vor- 
schrift: Item quod quilibet dictorum auditorum notarios intelligentes fideles et 
honestos habeat, ita quod quatuor notariorum nunerum non excedat.  T'anelt, 
Päpstl. Kanzleiordnungeu S. 86. In der Bulle Sirtus [V.: Sicut prudens pater 
familias vom 29. November 1477, welche das Collegium notariorum s. palatii 
apostolici errichtete, werden ausdrücklich je 4 Notare für den einzelnen Auditor 
vorgesehen. Vergl. Archivium secretum S. R. R. Ordinationes. Tom, 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 7 
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vier chronologisch neben einander herlaufende Reihen von Manualia 
für die Jahre 1484—1502 erhalten sein, falls der Bestand vollständig 
wäre. Tatsächlich ist aber nicht einmal eine Series lückenlos ver- 
treten. 

An zweiter Stelle bringen die Manualia unter der Rubrik »In 
omnibus« wichtige Einzelnotizen und einzelne Nachrichten über die 
Persönlichkeit des Auditors und seine Lebensumstànde.!) Ausser 
den eigenen Manualia des betreffenden Auditors kommen hierbei 
ebenfalls die seiner Kollegen in Betracht. Hieraus folgt, dass die 
Durchsicht der grossen Zahl von Manualia ausserordentlich schwierig 
ist, bis die sämtlichen Lebensdaten der einzelnen Auditoren heraus- 
gefunden werden. Es kann dies nur dann mit Belohnung der Mühe 
geschehen, wenn die Tagebücher zu einem anderen wichtigeren Zwecke 
Blatt für Blatt durchgemustert werden und dann die biographischen 
Notizen gleichsam als wertvolle Beistücke abfallen. 

Aus Manuale XVIII. (vom 1. X. 1487—24. IX. 1490) er- 
fahren wir, dass Sandeus bereits 1487 sein Amt als Auditor der 
Rota ausübte; denn am 1. X. 1487 werden Antonius de Grassis, 
episcopus Tiburtinus, Petrus de Ferrara, Guillelmus de Pereriis, 
Eggardus Duerkopp, Felinus Sandeus und Petrus de Acoltis als 
auditores surrogati des Episcopus Alexandrinus erwähnt. 

Manuale XXXI, bringt auf der ersten Seite den vollständigen 
Titel: Felinus Sandeus, utriusque iuris doctor, sanctissimi domini 
nostri pape referendarius et capellanus ac ipsius sacri palacii aposto- 
lici causarum auditor. Der zuletzt genannte Bestandteil »sacri pa- 
lacii apostolici causarum auditor« ist die offizielle Bezeichnung für 
alle Auditoren der Kota, die zugleich sämtlich Kapläne des Papstes 
sind. Felinus bekleidete ausserdem die Stellung eines päpstlichen 
‘ Referendars,?) eine Würde, die ihm wahrscheinlich Sixtus IV. auf 
Grund seines besonderen Wohlwollens erteilt hatte. Während viele 


2) Ueber den verschiedenartigen Inhalt dieser Eintragungen vgl. meine 
Bemerkungen in der Römischen Quartalschrift. Jahrg. 1903. S. 324 f. — 
Sirtus IV. gebot in seinem Reformentwurf: Quoniam regnantium cura für 
diese Lintragungen die Vermeidung jeder Weitläutigkeit: Quodque indictio 
vacationum, anni domini nostri lesu Christi et mensis, pontificatus mutatio nec 
non festum occurrens in aliquo termino et exequiae alicuius S. R. E. cardinalis 
recessus quoque alicuius legati aut reditus aut alia huiusmodi non per longam 
seriem verborum recitetur sed per hune modum: »Tali die foit festum talis 
sancti et ideo non fuit iudicium tentume. Tungl, Päpstl. Kanzleiordnungen 
S. 334. 

2) In dem angezogenen Reformentwurfe Sirtus IV.: Quoniam regnan- 
tium cura werden zwei Klassen der Referendare unterscheiden: referendarii 
signature gratie, deren Zahl hóchstens 10 betragen sollte, und referendarii 
(signature) iustitie, höchsens 7. T'angl a. a. O. S. 380 Nr. 3 und 381 Nr. 11. 
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Auditoren der Rota nur den Doktortitel im weltlichen Rechte oder 
im geistlichen Rechte allein besassen, war Sandeus durch die Pro- 
motion in beiden Rechten ausgezeichnet. 1) 

Nach von Schulte und Eubel wurde Felinus Sandeus im Jahre 
1495 auf den Bischofssitz von Penna erhoben. Die Richtigkeit 
dieser Annahme findet ihre Bestätigung im Manuale XXXI, wo es 
unter dem Datum 4. V. 1495 heisst: In omnibus. Eadem die 
reverendus pater dominus Felinus auditor de reverendissimorum 
S. R. E. cardinalium consilio et assensu ad ecclesiam Pennensem 
rite et legitime promotus et electus fuit. 

Man möchte vermuten, dass Sandeus mit seiner Promotion 
auf den bischöflichen Stuhl von Penne-Atri aus dem Zwölferkolleg 
der Rota ausgeschieden sei, da die Unvereinbarkeit beider Ämter 
schon allein mit Rücksicht auf die Residenzpflicht auf der Hand 
liegt. Waren freilich unter Paul II. und Sixtus IV.*) manchmal 
Ausnahmen gemacht worden, so hatte doch Innocenz VIII in der 
Bulle: Circumspecta vom 23. VIII 1485 wiederum den Befehl ein- 
geschärft: quod de cetero perpetuis futuris temporibus quotiens per 
nos seu sedem predictam aliquem ex dictis auditoribus nunc et pro 
tempore existentibus ad aliquam cathedralem seu metropolitanam 
ecclesiam huiusmodi promoveri, seu iam promotum transferri con- 
tigerit, officium auditoratus huiusmodi, quod sic promotus vel trans- 
latus tune obtinebit per provisionem, prefectionem seu translationem 
predictas vacet ac vacasse et vacare censeatur eo ipso5) Aus 
einem doppelten Grunde, wegen der natürlichen Unvereinbarkeit uud 
wegen des ausdrücklichen päpstlichen Gesetzes, wäre also die Vakanz 
des Auditoriats zu erwarten, und jeder, der mit der Geschichte der 
Rota nicht sehr intim vertraut ist, wird diese Annahme auch aus 
den biographischen Ausführungen von Schultes über Felinus Sandeus 
herauslesen, 

Trotzdem erfahren wir aber sofort aus den Manualia S. R. R. 


1) Martin V. verlangte in der Konstitution: In apostolice dignitatis 
vom 1. IX. 1418 für die Zulassung zum Auditorate der Rota den Besitz des 
juristischen Doktortitels und eine darauf erfolgte dreijährige Lehrtätigkeit im 

echte: nullus recipiatur, nisi doctor fuerit iuris famosus et post doctoratum 
in eo receptum per triennium ad minus legerit in eodem. Unmittelbar vor der 
»Admissio in auditorem« musste der Kandidat eine Probevorlesung halten, der 
Legista über eine kaiserliche lex, der Canonista über eine päpstliche Dekretale. 
Vergi. Tangi a. a. O. S. 139 Nr. 16 und 18. 

2) Sirtus IV. hat in der Bulle: Romani pontificis vom 14. V. 1472 ‘die 
Sitte, wonach die Bischöfe das Auditorat der Rota weiter verwalten konnten, 
ausdrücklich anerkannt. Bullarium Romanum. Augustae Taurin. 1960. V, 208. 
Vergl. Bernino, Il tribunale della S. Rota Romana, S. 219. 

3) Bullarium Romanum. Edit. Taurin. V, 319, 


1* 
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das Gegenteil. Denn Band XXXI. setzt unbekümmert um die Pro- 
motion die Prozesse des auditor ponens Felinus Sandeus fort. Der 
einzige Unterschied, der sich bemerkbar macht, besteht darin, dass 
Felinus nicht mehr als auditor, sondern als auditor locumtenens be- 
zeichnet wird. Diese eigenartige Titulatur, welche Felinus Sandeus 
von 1495 bis 1502 führte, sollte andeuten, dass der betreffende 
Auditor nicht mehr der eigentliche Inhaber (Titular) seines Amtes, 
sondern bloss dessen Verwalter sei. Freilich ist einleuchtend, dass 
diese Distinction mehr der Form als der Sache diente, denn was kam 
sachlich darauf an, ob der Bischof als wirklicher auditor oder bloss 
als auditor locumtenens ein mit der Verwaltung seiner Diözese in- 
compatibiles Amt bekleidete? Nichtsdestoweniger hatte diese Unter- 
scheidung auch ihre faktische Bedeutung. Denn der Papst konnte 
die zur Weiterverwaltung des Auditorats als auditor locumtenens er- 
forderliche Dispens jeden Augenblick wieder rückgängig machen. 

Letzteres trat tatsächlich ein bei Felinus Sandeus. Denn in 
Manuale XLVII. heisst es zum 10. XI. 1501: Auditor et decanus 
Rote Petrus de Accoltis dedit michi notario quoddam mandatum sive 
commissionem apostolicam suspensionis decreti vacacionis officii seu 
loci auditoratus, quem reverendus pater dominus Felinus episcopus 
Lucanus tenebat, manu sanctissimi domini nostri pape Alexandri VI. 
signatum. Eadem die prefatus reverendus pater dominus Felinus epis- 
copus locumtenens in iudicio in loco suo solito et consueto pro tribu- 
nali sedit, Hieraus gelt deutlich hervor, dass wahrscheinlich kurze 
Zeit vor der Eintragung in das Manuale die Vakanz der Auditoren- 
stelle, die Sandeus bislang als Locumtenens bekleidet hatte, von 
Alexander Vl. ausgesprochen worden war, ein Dekret, dessen Suspen- 
sion der Papst vorläufig verfügte. 

Unzweifelhaft hat Felinus durch inständige Bitten beim Papste 
entweder selbst oder mit Hilfe seiner Freunde es durchzusetzeu ge- 
wusst, dass das Vakanzdekret suspendiert wurde. Was aber hatte 
Alexander VI. vorher veranlasst, die Vakanz des Auditorats über- 
haupt auszusprechen, da Sandeus doch bereits seit 1495 auditor 
locumtenens gewesen war und ausser ihm noch mehrere Bischöfe 
dieselbe Stellung im Auditorenkollegium der Rota bekleideten ? !) 
Wir dürfen von vornherein annehmen, dass eine Missstimmung des 
Papstes gegen Felinus Sandeus vorlag, oder sich die Verhältnisse 


1) Manuale XLII. nennt zum 20. XI. 1500 die Auditoren Hieronymus 
Porcariis, Andrien., Franciscus Brevius Ceneten. Matheus de Ubaldis Nucerin., 
Antonius Flores, Castellimaris episcopi. In Manuale XL. werden zum 27. VII. 
1499 erwähnt: Hieronymus, Andrien., Matheus, Nucerinus, Egerdus Sleswicen., 
Jacobus Modrusien, episcopi locumtenentes. Vergl. Urkunde TI des Anhangs. 
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inzwischen geändert hatten. Wahrscheinlich war ersteres. sicher aber 
das letztere der Fall. Denn nachdem der bischöfliche Stuhl von 
Lucca 1499 durch den Tod des Bischofs Nikolaus Sandonninus leer 
geworden, hatte sein Koadjutor Felinus Sandens von demselben Besitz 
ergriffen. Trotzdem übertrug Alexander VI. fünf Monate später dem 
Kardinal Julianus della Rovere die Administration des Bistums Lucca. 
Erst im Jahre 1501 gelang es Felinus, seine rechtlichen Ansprüche 
vollständig durchzusetzen und den vollen Besitz des Bistums zu er- 
halten.1) Seitdem dies geschehen, drang nun der Papst darauf, dass 
Sandeus seine Stellung als auditor locumtenens aufgebe, und dekre- 
tierte zu diesem Zwecke die Vakanz seines Auditorats. Jene an 
sich auffällige Massregel ist hierdurch hinreichend motiviert. Ver- 
gleiche den Anfang der Urkunde III im Anhang. 

Übrigens hatte die von Alexander VI. später bewilligte Sus- 
pension des Vakanzdekrets nur etwas über 13 Monate Geltung. 
Denn am 9. XII. 1502 bemerkt der Notar des Felinus in demselben 
XLVIII. Bande der Manualia: Presentatum fuit reverendo patri domino 
Petro de Accoltis auditori Rote et decano Rote mandatum decreti 
vacationis loci auditoris, quem dominus Felinus tenebat, quod est 
adhuc penes eum. Hiernach ist die Vakanzerklärung des Auditorats 
wirklich durchgeführt worden, die mit der Zurücknahme des Sus- 
pensationsdekretes ohne weiteres in Kraft trat. 

Felinus Sandeus ist demnach nicht als Auditor der römischen 
Rota gestorben. Trotzdem haben aher die Manualia seines Todes 
pietàtsvoll gedacht, indem der Notar des Manuale XLVIII. zum 
6. IX. 1503 den Eintrag schrieb: Sede vacante bone memorie dorni- 
nus Felinus episcopus Lucanus Rome in palatio apostolico?) vite sue, 
sicut Altissimo placuit, clausit extremam ec. 

III. Zwei Motusproprii Alexanders VI. über die Vakanz des 
von Felinus Sandeus bekleideten Auditoriats. 

Die unter dem vorigen Abschnitte aus den Manualia actorum 
et citationum S. Rotae Romanae bewiesene Zurücknahme des Sus- 
pensionsdekrets Alexanders VI. und die Vakanzerklärung des von 
Felinus Sandeus bis dahin bekleideten Auditorats werden am klarsten 
bestátigt durch zwei undatierte Motuspropriimandate desselben Papstes, 
die uns in dem unter Abschnitt I. erwähnten Sammelbande des 
Archivium secretum S. R. R. mit der Aufschrift Ordinationes Tom. 1. 
in zwei papierenen Originalurkunden unter Nr. XIII. und XIV. er- 


1) Siehe v. Schulte, Geschichte der Quellen und Literatur. IT, 351. 
2) Hier war Felinus eine Wohnung als referendarius domesticus des 
Papstes angewiesen. 


102 Dr. Hilling, 


halten sind. Da diese Diplome das Ausscheiden eines berühmten 
Auditors aus seinem Amte betreffen, so beanspruchen sie dasselbe 
Interesse, wie das vorhin genannte Dekret Sixtus IV., das sich mit 
der Anstellung des Felinus Sandeus beschäftigte. 

Der Ausstellungstermin der beiden Urkunden ergibt sich aus 
dem an vorletzter Stelle besprochenen Eintrag des Manuale XLVIII. 
vom 9. XII. 1502. Da hier das Vakanzdekret präsentiert wird, so 
muss es um dieselbe Zeit aus der päpstlichen Kanzlei expediert 
worden sein. Sicher ist das erste Motuspropriimandat etwas vor 
dem 9. Dezember 1502 verfasst, das zweite wahrscheinlich einige 
Tage später. Diese Annahme ist in dem verschiedenartigen In- 
halte der beiden päpstlichen Schreiben begründet. Das erste be- 
schränkt sich einfach auf die Aufhebung der früher bewilligten 
Suspension des Vakanzdekrets; das zweite, ausführlicher gebaltene 
ernennt ausserdem die sog. Auditores surrogati d. h. jene stell- 
vertretende Auditoren, welche die durch das plótzliche Ausschei- 
den des Felinus Sandeus unerledigt gebliebenen Prozesse zu Eude 
führen mussten. Ausser der Ernennuug der Auditores surrogati 
zählt es auch sämtliche richterliche Fakultäten auf, die ihnen zur 
Erledigung der päpstlichen Kommission erteilt werden. Ausserdem 
trifft es noch Bestimmungen für die Notare des ehemaligen Auditors 
Felinus Sandeus, die in den ihnen bereits überwiesenen Causae ihres 
notariellen Amtes weiter walten sollen. Aus dem Gesagten ergibt 
sich die Wichtigkeit insbesondere des zweiten Motusproprii für die 
Kenntnis der Verwaltungspraxis an der römischen Rota, wodurch 
die folgende Publikation der Texte doppelt gerechtfertigt ist. 


Anhang. 
Urkunden aus dem Archivium secretum der römischen Rota. 
I. Motusproprius Sixtus IV. vom 12. Mürz 1484. 


Sixtus IV., der den Canonicus von Ferrara, Felinus Sandeus 
über die vorschriftsmässige Zahl der 12 Auditoren hinaus durch Motu- 
proprio zum Auditor der Rota ernannt hat, befiehlt, dass die von ihm 
festgesetzte Zahl der 12 Auditoren in Zukunft strenge beobachtet 
werden solle. 

Dudum sub data pridie Idus Maii pontificatus nostri anno 
primo!) considerantes que ad nostri palacii apostolici venustatem 


1) Constitutio: Romani pontificis vom 14. Mai 1472. Bullarium Ro- 
manum. Edit. Tauriuen. V, 208 
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respiciebant et quod, si dilectorum filiorum eiusdem palacii causarum 
auditorum et locatenencium peculiare collegium doctrina et integritate 
prestans certo clauderetur numero personarum, maiori decore fulgeret, 
litigatorum dispendia (minuerentur), facilior foret exitus causarum; ea 
propter motu proprio et ex certa scientia statuerimus et ordinaverimus, 
quod dictorum auditorum et locatenencium eorundem numerus, qui tunc 
erat quatuordecim, de cetero duodenarius dumtaxat existeret cum sub 
certis irritantibus clausulis, prout in literis ipsis plenius continetur. 
Qui quidem numerus duodenarius iam dudum reductus est ad dictum 
statutum numerum ex dilectis filiis magistris Antonio de Grassis 
decano Rote, Johanne de Cerretanis, episcopo Nucerino, Johanne 
Francischo (!) de Pavinis, Matheo de Porta, Petro de Ferrara, Hyero- 
nimo de Porcariis, Johanne de Prioris, Guilermo de Perreriis, Jo- 
hanne Antonio episcopo Alexandrino, Gundisalvo de Villadiego, Paulo 
de Tuscanella, Francischo (!) Brevio modernis causarum dicti palacii 
auditoribus et locatenentibus. Cumque nuper ipsis dilectis filiis dilectum 
Phelinum Sandeum canonicum Ferrariensem motu proprio supra dic- 
tum pretaxatum duodenarium numerum communicato consilio cum 
ipsis auditoribus et ex certis causis legitimis dicto collegio servatis 
ceteris servandis agregaverimus, nos simili modo et ex certa scientia 
et inrefragabili constitutione perpetuo valitura volumus statuimus et 
ordinamus, ut dictus pretaxatus numerus duodenarius non obstante 
nominacione de dicto Phelino et recepcione de eo fienda et quorum- 
cunque aliorum forsan facta contra dictum taxatum numerum de 
cetero observetur, nec mandata quecunque per nos et sedem aposto- 
licam sub censuris ecclesiasticis et aliis formidalibus (!) penis quibus- 
cunque eosdem auditores ad quempiam recipiendum astringant, quo- 
usque dictus duodenarius numerus post recepcionem dicti Phelini per 
obitum aliquorum dictorum auditorum sive locatenencium solidetur; 
nec intendimus, si contingat per nos vel sedem apostolicam forsan 
aliquem ex dictis nominatis promoveri, quominus in dicto collegio et 
auditorio perseverent tamquam locatenontes. Et quod huius presentis 
mandati nostri sola signatura sufficiat absque aliarum literarum de- 
super expedicione, constitutionibus et ordinationibus apostolicis ceteris- 
que in contraribus facientibus non obstantibus quibuscunque. 

Placet de omnibus motu proprio. F(ranciscus). Datum Rome 
apud Sanctum Petrum quarto [dus Marcii, auno tercio decimo. 


II. Motusproprius Alexanders VI. (Anfang Dezember 1502). 


Alexander VI. widerruft die früher bewilligte Suspension seines 
Dekrets, dass die Auditorstelle des Felinus Sandeus vakant ge- 
worden sei. 
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Motu proprio etc. Ad supplicationem venerabilis fratris Felini 
episcopi Lucani, referendarii nostri domestici, locum quem ipse in 
Rota tenebat, nt onera ecclesie sibi commisse et curam serviciorum, 
que nobis quottidiana solicitudine impendit, liberius sufferret, alias 
vacare decrevimus. Deinde propter incommodnm, quod ex absentia 
ipsius et aliorum ae etiam ex morte quorundam rota ipsa paciebatur, 
decretum prefatum donec alia ordinaremus suspendentes iussimus 
eidem episcopo, ut officii auditoris seu locumtenentis ad nostrum bene- 
plaeitum ut antea continuaret, prout in ipso mandato nostro latius 
continetur. Nunc autem animo iam revoluto moti certis de causis, 
presertim habita racione laborum quos prefatus episcopus suo magno 
incommodo nobis familiariter serviens sustinet, prefatum suspensionis 
nostre mandatum revocamus. Ea propter dilectis filiis capellanis 
nostris sacri palacii nostri auditoribus motu proprio committimus et 
mandamus, ut in causis prefato episcopo hactenus commissis iuxta 
formam commissionum alias per nos seu venerabilem fratrem 
Johannem Antonium cardinalem Alexandrinum nostro mandato 
signatarum ut subrogati audiant, procedant et iudicent; !) decernentes 
et mandantes, quod sub illo, qui in eo loco succedet auditore notarii 
illi, qui hactenus sub ipso episcopo seripserunt, scribant; non ob- 
stantibus quibuscunque indultis, statutis, stillo (!), consuetudine etiam 
iuratis et a sede apostolica confirmatis quibuseunque, etiam si habeant 
elausulas necessariam mentionem requirentes derogamus, volentes hoc 
nostrum mandatum vocacionemque prefati loci, die presentationis 
ipsius?) vires suas eo ipso habere, auditor qui durante huiusmodi 
loci vacatione . > # ila Xe e a o e a 

Placet et ita motu proprio revocamus ec mandamus. 

Rodericus). 
III. Motusproprius Alexanders VI. (Gegen die Mitte Dezember 1502). 


Alexander VI. widerruft die früher bewilligte Suspension seines 
Dekrets über die Vakanz der Auditorstelle des Felinus Sandeus, er- 
nennt die auditores surrogati unter Verleihung der notwendigen Voll- 
machten und trifft Bestimmungen für die Notare des ehemaligen 
Auditors Felinus Saudeus. 

Cum nos alias locum auditoratus, quem venerabilis frater noster 
Felinus episcopus Lucauus inter dilectos filios nostri sacri palacii 


1) Diese Komission ist in der folgenden Urkunde erteilt worden. 

2) Die Präsentation geschah am 9. XII. 1502. Siehe Manuale XLVIII. 

3) Im Original sind 1!/2 Linien mit einem Striche bezeichnet, die den 
ausgefalleueu Schluss der Urkunde andeuten. 
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apostolici causarum auditores de mandato nostro tenebat, per promo- 
cionem persone sue ad ecclesiam Lucanam tune certo modo vacantem 
et illius assecucionem per eum tunc factam vacare decreverimus et 
deinde certis racionabilibus causis moti decretum nostrum, donec 
per nos aliud desuper ordinatum fuisset, suspenderimus eidemque 
Felino episcopo, ut locum suum consuetum prout eatenus fecerat 
reassumeret et continuaret mandaverimus, ipseque Felinus episcopus 
mandato nostro obtemperans loeum suum in Rota consuetum reas- 
sumpserit et aliquamdiu continuaverit, nuper vero ut prefatus Felinus 
episcopus, qui et referendarius noster domestieus existit, administra- 
cioni ecclesie sue Lucane commodius vacare et serviciis nostris li- 
berius insistere posset ac certis aliis de causis ad id animum nostrum 
moventibus suspensionem et mandatum nostrum huiusmodi revoca- 
verimus, nos ne propterea expeditio causarum hactenus sibi quomodo- 
libet commissarum indeciseque quomodolibet pendencium retardetur et 
partes dispendium paciantur providere volentes motu proprio etc. 
venerabilibus fratribus nostris Jeronimo de Porcariis, Andriensi, Fran- 
cisco Brevio, Cenentensi, Matheo de Ubaldis Nucerino et Antonio 
Corseto, Milevitano episcopis et auditoribus palacii nostri locatenenti- 
bus, necnon dilectis filiis Petro de Accoltis, Achilli de Grassis, ` Domi- 
nico de Jacobaciis, Antonio de Monte et Johanni Vannulio dicti pa- 
lacii causarum auditoribus et eorum cuilibet in solidum committimus 
et mandamus, ut omnes et singulas causas tam beneficiales, matri- 
moniales, criminales, civiles et prophanas quam mixtas et alias cuius- 
cunque qualitatis, condicionis et nature fuerint tam specialium quam 
generalium aut aliarum quarumvis commissionum vigore eidem Felino, 
primo auditori et postea locumtenenti aut in eius locum surrogatis 
auditoribus, hactenus quomodolibet commissas cum omnibus et sin- 
gulis illarum incidentibus, dependentibus et connexis loco ipsius Fe- 
lini episcopi audiant, cognoscant et fine debito termiuent, ipsorum- 
que quilibet respective audiat, cognoscat et decidat eciam cum potes- 
tate citandi et inhibendi in Romana curia et extra eam et compul- 
sorias, remissorias et executoriales ac quascumque alias literas man- 
data et instrumenta decernendi ac decreta et concessa eciam suis 
sigilis sigillandi, expensas taxandi et taxatas moderandi ae omnia 
et singula eciam premissa quomodolibet necessaria et oportuna facien- 
di, exercendi et exequendi, que ipse Felinus et episcopi locatenentes 
et auditores surrogati prefati facerent, exercerent et exequerentur ac 
facere, exercere et exequi possent, et quilibet eorum posset, si dictus 
Felinus locum auditoratus huiusmodi adhue obtineret et exerceret, 
ac suspensionem ac mandatum nostrum huiusmodi nullatenus revo- 
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cassemus. Volumus insuper, quod iurisdictio per nos eisdem dominis 
episcopis locatenentibus et auditoribus surrogatis tam personalium 
quam eciam quarumcunque commissionum ipsis hactenus factarum 
vigore attributa propter revocacionem suspensionis et mandati nostr 
huiusmodi per nos, ut premittitur, factam nullatenus cesset, quinymo 
semper duret donec et quousque illam duxerimus revocandam, sed 
ipsi locatenentes et auditores prefati possint loco dicti Felini eciam 
alterius vicibus eciam absque resumptione per eos de novo facienda 
causas huiusmodi audire earumque continuare processus, quodque 
notarii Rote, qui coram dicto Felino scribebant seu alii pro eis et 
loco illorum ad scribendum deputati in eisdem causis ulterius scri- 
bant et continuare valeant.!) Decernentes quicquid in premissis 
etiam post revocacionem suspensionis et mandati nostri huiusmodi, 
per nos ut premittitur factam, per prefatos locatenentes et auditores 
etiam alterius vicibus vigore commissionum hactenus sibi presentarum 
eciam forsan absque alia causarum huiusmodi resumpcione successive 
factum fuerit, plenum firmitatis robur obtinere sicque ab omnibus 
censeri, iudicari et reputari debere ac irritum et inane, si secus 
super hiis et quocunque quavis auctoritate scienter vel ignoranter 
coutigerit attemptari statim merita naturas et qualitates causarum 
huiusmodi etiam si in eis usque ad conclusionem eciam inclusive 
forsan processum fuerit aliorumque exprimendorum tenores pro ex- 
pressis habentes stilo dicti palacii ac constitucionibus et ordinacioni- 
bus apostolicis ceterisque in contrarium facientibus non obstantibus 
quibuscunque. Quodque notarii Rote, qui coram dicto Felino scri- 
bebant seu pro eis ad scribendum deputati in eisdem causis ulterius 
scribant et in scribendo continuare valeant. ?) 
Placet domino pape et ita mandat motu proprio. 


Jo. Car. Alexan. 


1) Der ganze Satz ist von Volumus insuper an mit zwei mässigen kreuz- 
weise über einander laufenden Strichen durchstrichen. Statt dessen ist der 
Schlusssatz von anderer Hand hinzugefügt. 

2) Der Schlusssatz von anderer Hand. 
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7. Ausschluss der Geistlichen von den politischen Wahlen. 
(Antrag des Grafen von Moy in der I. bayerischen Kammer.) 


Von Prof. Dr. Heiner. 


Bekanntlich stellte Graf Karl von Moy, ein Sohn des Gründers 
unserer Zeitschrift, des berühmten Kirchenrechtslehrers in Innsbruck 
und München Ernst von Moy, in der bayerischen Reichsratskammer 
einen Antrag auf Ausschluss sämtlicher Geistlichen vom aktiven und 
passiven Wahlrecht für die bayerische parlamentarische Körperschaft 
der II. Kammer. Der Wortlaut des betr. Antrages nebst Begründung 
ist folgender: 

»Die Kammer der Reichsräte wolle beschliessen, es sei der 
kgl. Staatsregierung zur Erwägung zu geben, ob nicht im Interesse 
des religiösen und politischen Friedens eine Änderung des dem Land- 
tag vorgelegten Entwurfes eines Wahlgesetzes dahin vorzunehmen 
sei, dass das Wahlrecht der Geistlichen aller Konfessionen ausge- 
schlossen oder beschránkt werde.« 

Die Begründung dieses Antrags lautet folgendermassen: 

»Da gegenwärtig ein neues Landtagswahlgesetz zur Beratung 
steht, erschien es mir wohl an der Zeit, einer Ansicht'Ausdruck zu 
geben, welche von so Vielen, Laien wie Geistlichen, geteilt wird, 
dahingehend, dass eine Beteiligung des geistlichen Standes am ôffent- 
lichen politischen Leben nicht vereinbar ist mit den hohen, idealen 
Aufgaben dieses Berufes. 

Jeden, der es ernst und gut mit diesem Stande meint, kann 
es nur mit tiefstem Bedauern erfüllen, ihn jetzt verflochten und ver- 
wickelt zu sehen in das politische Getriebe und Gezänke der Par- 
teien, während draussen die Seelsorge einen grossen Teil des Jahres 
verwaist bleibt oder doch nur sehr spärlich ausgeübt werden kaun. 
Wie schón, wie hoch und ideal ist dieser Beruf, wie unendlich gross 
sind seine Aufgaben! Allein wie schwer werden sie geschädigt, 
wenn Personen des geistlichen Standes, statt aufzugehen in der Seel- 
sorge und in charitativen Bestrebungen, sich auf ein Gebiet be- 
gebeu, wo die Leidenschaften der Parteien sie häufig in grellen 
Widerspruch setzen müssen zu den Lehren des Friedens und der 
Nächstenliebe, deren Förderung und Verbreitung ihres Amtes wäre, 

Wie viel mehr Zutrauen, Liebe und Verehrung würden diese 
Herren gewinnen, wie würde ihnen die Erfüllung ihres Berufes er- 
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leichtert sein, wenn jedermann wüsste, dass nicht politische Beweg- 
gründe ihnen die Worte in den Mund legen, sondern dass nur der 
heilige Eifer für ihre hohen Ziele aus ihnen spricht. Viel unbe- 
fangener kónnte man diesen Herren gegenübertreten und mancher 
würde sich ihnen gerne wieder in vorurteilslosem Verkehre nähern, 
den politische Gründe und ein gewisses Misstrauen vielleicht von 
ihnen ferne hielt. Die Sache der Religion wird also daraus nur 
Nutzen ziehen und deshalb sollten alle Mitglieder des hohen geist- 
lichen Standes sich meinem Antrage anschliessen. 

Allerdings würden diese Herren eine weitere Ausnahmestellung 
erhalten. Allein nehmen sie denn eine solche nicht schon bezüglich 
der Ableistungen ihrer Militärdienstpflicht und in vielen anderen 
Dingen des óffentlichen und privaten Lebens überhaupt ein, ganz ab- 
gesehen davon, dass in vielen anderen Staaten bereits ihre politische 
Tätigkeit teils ganz ausgeschlossen, teils sehr beschränkt ist, wie in 
England, Spauien, Italien und Belgien? Und weiter, ist es denn 
nicht auch dem Offizier versagt, eine politische Tätigkeit auszuüben ? 
Und doch wird niemand behaupten, dass dessen Interessen deshalb 
weniger gesehützt und vertreten sind, also scheint mir auch in dieser 
Beziehung keine Gefahr zu bestehen. So wie der Otfizier, der Strei- 
ter des Kónigs, so soll auch der Geistliche, der Streiter Gottes und 
der Kirche, ferne bleiben einem Kampfplatz, auf den ihn sein Beruf 
nicht führt. 

Ich will nieht verkennen, dass wir in der Volksvertretung 
manche tüchtige Arbeiskraft verlieren würden, auch will ich nicht 
verkennen, welch grosse Verdienste sich viele dieser Herren in ernster 
politischer Arbeit um das Vaterland erworben haben. Allein die 
Ausscheidung der geistlichen Herren aus dem politischen Leben 
brächte so grosse Vorteile, insbesondere für Wiederkehr des reli- 
. giósen Friedens, der durch Verquickung der Religion mit der Politik 
immer häufiger gestört wird, dass hiefür kein Opfer zu gross wäre. 

Das sind im allgemeinen die Gründe, die mich veranlasst 
haben, diesen Antrag zu stellen. Möge sein Schicksal sein, welches 
es wolle: Ausgesprochen musste auch au dieser Stelle einmal werden, 
was viele tiefreligióse Männer und viele geistliche Herren längst 
empfunden und gewünscht haben.« 

Wenn der vorstehende Antrag auch vorläufig keine Aussicht 
auf Annahme hat, so gibt er doch als »Zeichen der Zeit« zum Nach- 
denken Anlass. 

Besondere Bestimmuugen über die Wählbarkeit von Geistlichen 
bestehen bereits, wie solches auch in der Begründung obigen Antrags 
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erwähnt wird, in mehreren Staaten. So sind Geistliche, welche Be- 
soldungen aus Staatsmitteln erhalten, tatsächlich nicht wählbar in 
Belgien und Luxemburg. In Italien sind nicht wählbar Geistliche, 
welche Seelsorge und kirchliche Jurisdiktionsámter mit Residenz- 
pflicht bekleiden, ferner deren Stellvertreter und die Mitglieder der 
Kapitel. Auch in Spanien sind die Geistlichen vom Parlament 
(Cortes) ausgeschlossen. Ähnliche Bestimmungen bestehen in der 
Schweizer Gesetzgebung. In Ungarn sind die Ordensleute, mit Aus- 
nahme der Prämonstratenser, Cisterzienser, Benediktiner und Barm- 
herzigen Brüder, vorn passiven Wahlrecht ausgeschlossen. In Eng- 
land hat sogar der Eintritt in den geistlichen Staud den Verlust 
des Sitzes im Parlamente zur Folge. Selbst in Amerika gibt es in 
einzelnen Staaten Beschränkungen bezüglich der Wählbarkeit von 
Religionsdienern. In keinem Staate besteht aber der Ausschluss der 
Geistlichen vom aktiven Wahlrecht, d. h. überall können die Geist- 
lichen ibr Wahlrecht als Bürger ausüben, selbst auch dort, wo 
ihnen das passive Wahlrecht versagt ist; überall können sie wählen, 
nur nicht gewählt werden. Herr von Moy möchte ihnen aber nicht 
bloss das eine, sondern auch das andere Wahlrecht nehmen. 

Wie der Antrag liegt, bedeutet er objektiv eine schwere Be- 
leidigung des ganzen klerikalen Standes, mag auch die Absicht des 
Antragstellers eine noch so gute sein; wenigstens liegt kein be- 
sonderer Grund vor, diese zu bezweifeln. Tatsache bleibt aber: die 
Geistlichen sollen unter ein Ausnahmegesetz gestellt werden und 
würden damit gleichsam zu Staatsbürgern zweiter Klasse degradiert 
werden. Wenn andere Staaten den Klerus vom passiven Wahlrecht 
ausgeschlossen haben, so sind die Gründe dazu wohl meist in der 
beabsichtigten Entfernung oder Verminderung des Einflusses der 
Kirche auf das öffentliche Leben oder überhaupt in der Abneigung 
gegen die Religion zu suchen, 

Der Geistliche ist in Deutschland allen öffentlichen Staatslasten 
unterworfen. Sind katholische Militärpflichtige, die die Subdiakonats- 
weihe empfangen haben, der Ersatz-Reserve zu überweisen, so wird 
diese Vergünstigung, welche übrigens nur für einen Teil des klerikalen 
Standes und auch hier mit Beschränkungen besteht, durch die Arbeiten 
desselben im Interesse des öffentlichen Wohles durch Pflege der 
Religion und der Sittlichkeit etc. aufgewogen. 

Ausserdem wäre der Ausschluss der Geistlichen vom passiven 
Wahlrecht eine Beschränkung des Wahlrechts des Volkes selbst, 
falls ihnen dieses seine Stimme nicht mehr geben darf in Sache 
seiner Vertretung in einer Korporation, welche über die wichtigsten 
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Fragen seines geistlichen und materiellen Wohles zu beraten und zu 
beschliessen hat. Wenn das Volk seinen Geistlichen sein Vertrauen 
schenkt, weil diese mit ihm inniger als andere Stände verwachsen sind, 
am besten dessen Bedürfnisse und Wünsche auf wirtschaftlichem 
und sozialem Gebiete kennen, am meisten auch ein Herz für das- 
selbe besitzen und ebenso den oft nötigen Mut und die erforderliche 
Unabhängigkeit haben, um für ihre Überzeugung einzutreten, so 
sollte man daraus schliessen, es wären doch alle diese Umstände 
heute eher ein Grund, eine solche Volksvertretung zu wünschen, 
statt sie fernzuhalten. 

Will man aber dennoch von Gebundenheit der Geistlichen 
sprechen, obgleich wohl kein Stand tatsächlich freier und unabhängiger 
dasteht, als gerade der klerikale, warum tut man nicht dasselbe be- 
züglich der Staatsbeamten, die doch ganz anderen Einflüssen und 
Rücksichten ausgesetzt sind als die Geistlichen ? Es wäre denn doch nur 
konsequent gewesen, wenn Herr von Moy seinen Antrag auch auf 
sämtliche Kategorien weltlicher Beamten, besonders der richterlichen 
und Verwaltungsbeamten, bezogen hätte. Damit würde der Antrag 
wenigstens ein ganz anderes Gesicht erhalten haben, die Spitze hätte 
sich nicht direkt gegen den Klerus und damit indirekt gegen die 
Kirche gerichtet. 

Der Antrag spricht alsevent. Folge seiner Annahme von der Wieder- 
kehr des religiösen Friedens, der durch die Verquickung der Religion 
mit der Politik immer häufiger gestört werde. Aber so fragt man 
sich verwundert: Wer verquickt denn die Religion mit der Politik, 
kirchliche mit staatlichen Angelegenheiten? Tut dies nicht gerade 
der Staat selbst, tut es nicht der Liberalismus, tun dies nicht an 
erster Stelle die Gegner der Kirche und des Christentums? Wer hat 
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war, seine Geistlichen neben den Laien zur Verteidigung seiner 
religiösen und der kirchlichen Interessen und Rechte auf den Kampf- 
platz, in die Parlamente zu senden? Man gewähre der Kirche, be- 
sonders auch im »katholischene Bayern, nur die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nötige Freiheit, man bekümmere sich in den Kammern 
allein um weltliche Angelegenheiten, die ausschliesslich dem Staate 
unterstehen, dann überhebt man die Geistlichen der Notwendigkeit, 
die Rechte der Religion und der Kirche daselbst vertreten und ver- 
teidiren zu müssen. Sobald unsere Parlamente aufhören, Concilia- 
bula zu sein, dann werden die Geistlichen sich nach und nach von 
selbst daraus zurückziehen. Man schaffe den vom Liberalismus 
heraufbeschworenen Kulturkampf mit allen seinen Nachwehen aus 
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der Welt, auch den sogenannten schleichenden, dann wird das katho- 
lische Volk keinen Grund mehr haben, seine heiligsten Rechte an 
erster Stelle durch seine Geistlichen wahren zu lassen. Man ver- 
mische selbst nicht mehr die Politik mit der Religion, den Staat 
mit der Kirche, man gewähre besonders den Katholiken volle Parität, 
dann wird der Geistliche bald von selbst vom grossen Schauplatze 
des politischen Lebens verschwinden. Solange dies nicht der Fall 
ist, käme es einem Verrat an der Religion und der Kirche nahe, 
wollte er seine Tätigkeit auf seine Sakristei und die vier Mauern 
der Kirche beschränken. Gerade weil dieses Ziel der sehnlichste 
Wunsch des ganzen glaubens- und kirchenfeindlichen Liberalismus 
ist, wie aus dem allgemeinen Applaus desselben zum Antrag des 
Herrn von Moy wieder offenbar geworden, wird der Geistliche erst 
recht nicht die Waffe, die das Gesetz ihm gewährt, aus der Hand 
geben, sondern ôffentlich mit in der Reihe der katholischen Laien 
stehen, um sie nötigenfalls gegen die Angriffe auf Kirche und Volks- 
freiheit zu gebrauchen. 

Eine andere Frage aber ist die, ob es unter heutigen Zeitver- 
hältnissen nicht geratener sei, wenn sich der katholische Klerus 
etwas mehr Selbstbeschränkung bezüglich der Teilnahme am parla- 
mentarischen Leben auferlegen wollte. Denn wenn auch, wie oben 
schon erwähnt wurde, der Moy’sche Antrag vorläufig keine Aus- 
sicht auf Annahme hat, — der deutsche Kaiser hat ja noch soeben 
zur Freude aller deutschen Katholiken den Kölner Erzbischof, 
Kardinal Fischer, aus eigener Initiative ins preussische Herrenhaus 
berufen — so wird er doch dem Klerus als Warnungstafel dienen, 
die antiklerikale Stimmung gewisser Kreise unnötiger Weise nicht noch 
mehr zu reizen; denn dass hinter Herrn von Moy noch andere und 
höhere Schieber stehen, darf wohl trotz Dementis als sicher gelten. 
Vorerst fehlt es der geschobenen und schiebenden Richtung noch an 
der nötigen Macht, ihre Absicht zu verwirklichen. Dass man aber 
überhaupt schon wagt, mit einem solchen Antrage in die Öffentlich- 
keit zu treten, muss als ein »Zeichen der Zeite betrachtet werden; 
er ist eine Mahnung für die Geistlichen, möglichst Alles zu ver- 
meiden, was zur »Popularisierunge desselben dienen könnte. An der 
nötigen Agitation in der Gesinnungspresse und in Versammlungen 
gegen das geistliche Wahlrecht wird man es seitens seiner Gegner 
nicht fehlen lassen. Darf man deshalb nicht der Ansicht sein, es 
läge im eigenen Interesse des Geistlichen selbst, sich nicht leicht 
ohne ganz besondere Gründe als Kandidaten für die politische Volks- 
vertretung aufstellen zu lassen? Dies gilt speziell vom Seelsorge- 
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klerus, zumal in jenen Diözesen, wo immer noch Priestermangel 
herrscht. Lässt es sich ja nicht bestreiten, dass die Seelsorge in 
den Pfarreien, deren Geistliche in Berlin oder München — diese 
beiden Orte kommen in Deutschland besonders inbetracht — Monate 
hindurch weilen müssen, keine Förderung erhält. Es liegt in der 
Natur der Sache, und auch Erfahrungen lehren es, dass der Geist- 
liche durch häufige und längere Abwesenheit den ständigen, zur 
gedeihlichen Pastoration so absolut notwendigen Kontakt mit seinen 
Pfarrkindern verliert, durch eine seinem unmittelbaren Berufe ent- 
gegengesetzte Tätigkeit und Lebensweise leicht der Seelsorge über- 
haupt entfremdet wird, Lust und Liebe am Hirtenamte gemindert 
werden, durch den ständigen Verkehr in und mit ganz anders ge- 
arteten Kreisen das Gefühl und Verständnis für die oft patriarcha- 
lichen Verhältnisse, zumal auf dem Lande, geschwächt wird, das priester- 
liche Leben im Trubel der Politik und der Grossstadt auch in aszetischer 
Beziehung nicht immer in der ihm gewohnten Weise gepflegt werden 
kann, leicht sich auch Gegensätze infolge verschiedener politischen An- 
schaunngen zu einem Teil der ihm anvertrauten Pfarruntergebenen 
bilden können, kurz, es ist nicht zu leugnen, dass der Besitz und 
die selbst nur halbwegs pünktliche Ausübung von Reichs- und Land- 
tagsınandaten weder für die Person des betr. Abgeordneten noch für 
dessen Pfarrei immer zum Nutzen ausschlägt. Kommt dann noch 
hinzu, dass die Tätigkeit des betr. geistlichen Volksvertreters im 
Parlament nicht derartig ist, dass ihre Vorteile die obigen Nach- 
teile aufwiegen, spielt der Geistliche mehr eine »passive« Rolle als 
Abgeordneter, so dürfte es jedenfalls geratener sein, am Heile der 
Seelen zu arbeiten in dem ihm von Gott angewiesenen Wirkungs- 
kreise, als einen Posten zu übernehmen, der ebenso erfolgreich, viel- 
leicht unter heutigen Verhältnissen noch wirksamer von einem den- 
selben sozialen, politischen und kirchlichen Grundsätzen huldigenden 
Laien versehen werden kann. 

Dazu kommt, dass das kirchliche Recht strenge auf die Re- 
sidenzpflicht des Seelsorgeklerus drängt, sodass selbst der Bischof 
nur aus einem Æanonischen Grunde eine Abwesenheit über vier 
Wochen jährlich erlauben kann. Ob aber für jeden Geistlichen, 
der ein mit Residenzpflicht verbundenes Kirchenamt besitzt, die 
Übernahme eines Reichs- oder Landtagsmandats einen kanonischen 
Grund abgibt, dürfte doch wohl bezweifelt werden können. 

Anders liegt natürlich die Frage bei jenen Geistlichen, die 
durch ihre besondere Veranlagung, rednerische Talente, speziell durch 
ihre Kenntnisse auf den sozialen und politischen Gebieten, dem Ge- 
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meinwohl in hervorragender Weise Dienste zu leisten imstande sind. 
Es würde der Staat bezw. eine gutgesinnte Regierung selbst solche 
Kräfte nicht gern entbehren wollen. Es sei in dieser Beziehung nur 
erinnert an einen Bischof v. Ketteler, Dupanloup, Freppel, Kardinal 
- Kopp, an einen Moufang, Hitze, Schädler, Pichler, Wacker 
und andere geistliche Parlamentarier, deren Tätigkeit Staat und 
Kirche in gleicher Weise zum Segen gereicht, wenn sie selbst 
auch nicht immer vom ersteren anerkannt wird. Kommt ferner hier 
noch hinzu, dass solche Geistliche nicht mit der unmittelbaren Seel- 
sorge betraut sind, so dass hier keine Gefahr der Vernachlässigung 
besteht, dann kann man erst recht wünschen, dass derartige Kräfte 
sich noch in grösserer Zahl finden möchten, welche an der Seite der 
Laien an dem Wohle des Volkes und Vaterlandes in sozialer und 
religiöser Beziehung arbeiten helfen. Fehlen aber alle diese Voraus- 
setzungen für eine gedeihliche Öffentliche Wirksamkeit bei einem 
Geistlichen, so ist in der Tat nicht einzusehen, welchen Zweck es 
haben kann, Monate lang im Parlamente einen leeren Platz auszu- 
füllen, und dafür die persönliche Amtspflichten der Gefahr der 
Schädigung auszusetzen. Wenn heute ein Geistlicher seinen Stand 
repräsentieren, der Öffentlichkeit imponieren, eine tatsächliche Wirk- 
samkeit auf parlamentarischem Gebiete ausüben will, so muss er der 
Laienwelt, besonders der gegnerischen, doppelt überlegen sein. Auf 
einen gewöhnlichen Geistlichen, der, wie man sagt, nichts hinter 
noch unter sich hat, sieht man herab als einen, der tüchtigeren 
Männern nur einen Platz wegnimmt; er wird gleichsam als Ein- 
dringling betrachtet; ein solcher bleibt besser daheim und wirkt in 
seinem Kreise, für welchen er geeignet ist; hier mag er am Platze 
sein, dort steht er im Wege. Wer dagegen das Schwert des Wortes 
zu schwingen weiss, wer eine stählerne Klinge führt, zu fechten und 
jeden Hieb zu parieren versteht, den Fechtboden bis in den letzten 
Winkel kennt, der stelle sich auf die Arena des parlamentarischen 
Kampfes und streite für die gute Sache des Volkes, der Kirche und 
des Staates. Und ist dazu ein solcher nicht an einen anderen 
nótigeren Posten gebunden, oder leidet dieser wenigstens nicht durch 
seine Abwesenheit, um so eher wird er sich für den parlamentarischen 
Dienst werben lassen kónnen. Das katholische Volk ist einem solchen 
geistlichen Vertreter für die ihm geleisteten Kriegsdienste dankbar 
und ebrt ihn als Vorkämpfer einer guten Sache. Wer aber im 
Parlamente sitzt, ohne der óffentlichen Sache wesentliche Dienste zu 
leisten, der ráumt seinen Platz besser einem katholischen Laien ein, 
der über sich selbst und seine Zeit frei disponieren kann und die 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 8 
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Interessen des Allgemeinwohles ebenso wirkungsvoll zu vertreten im- 
stande ist, als dies ein Geistlicher zu tun vermag. 

Man verstehe mich aber nicht falsch. Es wäre ein grosser 
Nachteil für die allgemeine Sache selbst und eine unbegründete Zu- 
rücksetzung des klerikalen Standes als solchen, wenn das geistliche 
Element ganz in unseren Parlamenten fehlen würde. Aber wie 
überall, so dürfte auch hier das Zuviel von Nachteil sein; eine ge- 
wisse Beschränkung liegt auch hier in seinem eigenen Interesse. 
Wenn es wahr ist, dass z. B. im bayerischen Landtage 20 9|, der 
Centrumsabgeordneten sich aus Geistlichen rekrutieren, im Reichstage 
unter 100 Centrumsabgeordneten, ausschliesslich der Polen und 
Elsässer, gegen 20 Kleriker sitzen, so dürfte vielleicht das doch die 
Grenzen des Notwendigen überschreiten. Auch mit etwa fünf Geist- 
lichen dürfte der klerikale Stand hinreichend hier wie dort vertreten 
sein, zumal wenn diese in jeder Beziehung voll und ganz ihren Mann 
stellen. 

Man macht hie und da bereits den Bischöfen, ich spreche es offen 
aus, in katholischen Kreisen den Vorwurf, dass diese manchmal ihren 
Geistlichen die Annahme eines Mandates zu leicht gestatten, selbst 
solchen Seelsorgern, die oft einer grösseren Gemeinde vorstehen, wo 
die Vertretung derselben durch Kapläne oder Vikare meist keinen 
vollen Ersatz bietet. Vielfach sind es ja Geistliche, die im Ruf 
tüchtiger Kanzelredner stehen, schöne Vorträge in Vereinen und 
eindrucksvolle Reden in Volksversammlungen zu halten verstehen 
und aus diesem Grunde nun auch in der óffentlichen Meinung ihres 
Wahlbezirkes als geeignete Volksvertreter und Parlamentarier an- 
gesehen werden. Wenn ein solcher nun bei den Wahlen kandidiert, 
meist in der besten Absicht, vielleicht auch aus anderen weniger 
idealen Gründen, und seine geistliche Behörde um die Erlaubnis zur 
Annahme der Wahl bittet, — vielfach geschieht dies auch erst 
nachträglich, d. i. nach der Wahl — was soll der Bischof in dieser 
Lage machen! Ihm die Erlaubnis verweigern, die Annahme ver- 
bieten? Wird man eine solche ablehnende Stellung des Bischofs 
nicht als Misstrauensvotum, vielleicht als eine Art Beleidigung für 
die Person des Kandidaten oder gar für die Wähler auslegen unl 
betrachten? Wird man ein solches Verbot nicht als eine Beschränkung 
der Freiheit, als ein Eingriff in dessen bürgerliche Rechte bekritteln? 
Vielleicht ist auch das Gesuch um die Erlaubnis zur Annahme erst 
nach der Wahl eingereicht, bei einer eventuellen Verweigerung der 
Dispens von der Residenzpflicht würden bei einer dadurch notwendig 
gewordenen Neuwahl Schwierigkeiten entstehen ete. — Wie manchmal 
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wird hier der Bischof sich in einer Art Zwangslage befinden. Eigent- 
liche kanonische Gründe für die Dispens von der Residenzpflicht 
liegen nicht vor, da weder eine »necessitas« noch ein »evidens ec- 
clesiae vel reipublicae utilitase gegeben ist. Und doch würde eine 
Verweigerung der Erlaubnis zur Übernahme des Mandats vielleicht 
nach der eineu oder anderen Seite unangenehme Folgen nach sich 
ziehen. 

Deshalb muss hier vor allem der Geistliche, der als Kandidat 
für den Reichs- oder Landtag auftreten will bezw. von den Wählern 
aufgestellt werden soll, zunächst sich selbst fragen, ob seine Kan- 
didatur von besonderem Vorteil oder Wert für das öffentliche Wohl 
ist, ob nicht seine Berufs- oder Amtspflichten, speziell bezüglich der 
Seelsorge, darunter leiden; ob nicht der geistliche Stand ohnehin 
Schon genügend an Zahl und Tüchtigkeit im Parlamente vertreten 
ist; ob nicht ein Laie ebenso gut und wirkungsvoll das Mandat aus- 
üben könne etc. Hält er sich nach gewissenhafter Beantwortung 
dieser Fragen moralisch für verpflichtet, die ihm angebotene, von 
ihm selbst nicht gesuchte Kandidatur anzunehmen, dann ist er vor 
allem, ehe er sich definitiv für die Annahme entscheidet, rechtlich 
gehalten, das Urteil seiner geistlichen Behórde einzuholen. Diese 
selbst aber wird ebenfalls von obigen Gesichtspunkten aus und nach 
Massgabe des kanonischen Rechts den Einzelfall objektiv prüfen und 
entscheiden. Dass ein Geistlicher sich diesem Urteile zu unterwerfeu 
hat, versteht sich von selbst. Würde in dieser Weise immer vor- 
gegangen, dann dürfte wohl die Anzahl der geistlichen Abgeordneten 
von selbst bald eine Verminderung erfahren. Wir verwahren uns aber 
zum Schlusse dieser kurzen Ausführung noch einmal gegen etwaige 
Unterstellungen, als ob durch dieselbe irgendwie eine Zustimmung 
zum Antrag des Herrn von Moy ausgedrückt werden solle; im Gegen- 
teil ist der Zweck dieser Zeilen, durch Selbstbeschränkung des Rechts 
das Recht selbst zu erhalten bezw. den Gegnern des geistlichen 
Wahlrechts ein Agitationsmittel gegen dasselbe zu entziehen. Ein 
Recht ausüben in den von der Klugheit gezogenen Grenzen liegt 
sowohl im Interesse des klerikalen Standes, seines Ansehens und 
seiner Wirksamkeit, als auch der katholischen Sache selbst in ihrer 
politischen Vertretung durch die Fraktion des Centrums. Wir wollen 
weder einen von den »Reformerne gewünschten und erstrebten rein 
religiösen Katholizismus, welcher die Kirche vogelfrei im öffentlichen 
Leben machen würde, aber auch keinen vorwiegend politischen Ka- 
tholizismus, der die Hauptzwecke der Kirche aus dem Auge ver- 
liert, sondern einen Katholizismus, der an erster Stelle das Heil der 
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Seelen sucht, aber auch auf das Öffentliche Leben Einfluss auszuüben 
imstande ist, christliche Lebens- und Weltanschauung auch in der 
Gesetzgebung der Staaten zur Herrschaft zu bringen sucht. 

Aus diesem Grunde ist es deshalb auch ganz besonders zu be- 
dauern, dass der Antrag auf Ausschluss der Geistlichen von den 
politischen Wahlen von einem Mitgliede des Adelsstandes gestellt 
wurde. Selbst das »Deutsche Adelsblatt« bezeichnet dies in Nr. 5 
vom 81. Januar 1904 als einen »verhängnisvollen Fehlere. »Sind 
doch gerade Adel und Geistlichkeit als staatserhaltende Elemente in 
erster Linie berufen, gegen Materialismus und Sozialismus Seite au 
Seite zu kämpfen. Môchten daher beide Stände in gemeinsamem 
Streben gleiche Zwecke fördern, anstatt sich durch Liebäugeln mit 
liberalen und demokratischen Strömungen allmählich selbst den 
Grund zu untergraben, auf dem sie stehen.« 

Ich schliesse mit den Worten des Kardinal Hergenröther, die 
er in -dieser Zeitschrift (Bd. 15. S. 84) niedergelegt und die viel- 
leicht heute noch mehr Geltung und Anspruch auf Beachtung ver- 
dienen, als damals: »Der Geistliche schliesse sich nicht prinsipiell 
von jeder Teilnahme am öffentlichen Leben aus, ohne jedoch ohne 
Not sich voreudrängen und stets eingedenk seiner hierarchischen 
Unterordnung und des kanonischen Gehorsams.« 
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IJ. Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Allocutio Pius X. im Geheimen Konsistorlum v. 9. Nov. 1908. 


Da nachstehende erste Allokution des hl. Vaters eine Er- 
günzung seines Regierungsprogrammes in der ersten Encyclika vom 
9. Okt. 1903 (Arch. Bd. 83. S. 682 ff), bildet, so möge sie dem 
Wortlaute nach hier folgen: 


Venerabiles Fratres, 


Primum vos hodierna die ex hoc loco Nobis alloquentibus, illud 
ante omnia occurrit animo, attingere oportere factum proximo tem- 
pore, quum delatam per vestra suffragia Apostolici fastigii dignita- 
tatem declinare obtestando conati sumus. Etenim nolumus, id Nos 
fecisse ob eam rem arbitremini, quod aut parum voluntatis vestrae 
significatio honestissimumque de Nobis iudicium moveret, aut pigeret 
etiam laborare amplius Ecclesiae causa, cui quidem aetatem omnem 
animamque devotam haberemus. Verum quum explorata Nobis esset 
sive inopia virtutis Nostrae sive exiguitas ingenii, quumque simul 
constaret, quae quantaque a Pontifice romano essent iure expectanda, 
quid mirum si tanto sustinendo muneri Nos ipsos plane impares fore 
videbamus? Profecto evangelica curare ut vulgo serventur praescripta, 
rite custodiantur consilia; sarta tecta Ecclesiae praestare iura; mul- 
liplices maximasque diiudicare causas, quae de societate domestica, 
de institutione adolescentis aetatis, de iure et proprietate ertiterint; 
perturbatos civitatis ordines ad christianam aequabilitatem componere; 
brevi, terras expiando caelis comparare cives: hae, inquimus, simi- 
lesque Apostolici officii partes maiores eae quidem videbantur quam 
ut his viribus expleri digne possent. — Accedebat, id quod in En- 
cyclicis Litteris proxime significavimus, ut excipiendus locus eius 
esset Pontificis, cuius et studium in religione amplificanda fovendoque 
multipliciter pietatis cultu, et sapientia in profligandis erroribus ho- 
rum temporum, doctrinaeque vitaeque christianae integritate publice 
privatim revocanda, et providentia in relevanda humilium inopumque 
fortuna atque incommodis civilis societatis opportune subveniendo, 
sic eluxere, ut humani generis immortalem ei cum admiratione 
graliam pepererint. Quem non deterreret haec tanta excellentia et 
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magnitudo viri ab ista tamquam haereditate adeunda muneris? Nos 
certe, tenuitatem Nostram reputantes, deterrebat vel maxime. 


At.quoniam arcanae Dei voluntati visum est, supremi Aposto- 
latus Nobis onus imponere, id equidem, ipsius ope auxilioque unice 
confisi, feremus. Quantum autem est in Nobis, certum destinatumque 
est, omnes curas cogitationesque illuc conferre ut sancte inviolateque 
servemus depositum fidei, et sempiternae omnium saluti consulamus; 
eiusque rei gratia nihil quidquam aut laborum aut molestiarum 
unquam defugere. — Quum vero necesse sit christianaeque rei 
publicae quam maxime intersit, Pontificem in Ecclesia gubernanda 
et esse et apparere liberum nullique obnoxium potestati, ideo, quod 
conscientia officii, simulque iurisiurandi quo obstringimur, sacrosancta 
religio postulat, gravissimam in hoc genere iniuriam Ecclesiae illatam 
conquerimur. 


Porro ea Nos magnopere cogitatio recreat, in perfunctigne tam 
gravi tamque difficili ministerii huius praeclaro Nobis adiumento 
vestram, Venerabiles Fratres, et prudentiam et navitatem fore. 
Siquidem ob eam praecipue causam adesse Nobis, divino munere 
beneficioque, Collegium vestrum novimus, ut administrationem Ec- 
clesiae universae, consilia operamque conferendo, utilissime adiuvet. 
Quocirca dicere vix attinet, illud Nos solemne habituros, in omui 
rerum cursu, praesertim si qua causa gravior inciderit, iudicii sol- 
lertiaeque vestrae subsidium expetere; idque eo etiam, ut pro sua 
quisque parte immensum officii onus, quo premimur, sustineatis. 
Quippe res agitur ea, quae praeter haec fluxa bona ad immortalia 
pertineat; nullis locorum inclusa finibus, orbis terrarum rationes 
complectatur; evangelicorum reverentiam praeceptorum in omni 
tueatur genere; denique curas Nostras non ad fideles modo, sed ad 
homines afferat universos, pro quibus mortuus est Christus. 


Itaque mirari licet, esse complures, qui novarum rerum cupidine, 
ut est aetatis ingenium, coniicere laborent, quae Nostra gerendi 
pontificatus ratio futura sit. Quasi vero investigatione res egeat, aut 
planum non sit, Nos eam ipsam insistere velle, nec aliam posse viam, 
quam decessores Nostri usque adhuc institerint. Instaurare omnia 
in Christo, hoe ediximus Nobis esse propositum; et quoniam Christus 
est veritas, idcirco obeundum Nobis est in primis magisterium et 
praeconium veritatis, Hine simplex, dilucidus sermo [esu Christi et 
efficax perpetuo, curabimus, dimanet ex ore Nostro, alteque inculcetur 
animis, sancte custodiendus; quam quidem custodiam Ipse adiumen- 
tum dignoscendae veritatis voluit esse maximum: Sì vos manseritis 
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in sermone meo, vere discipuli mei eritis. Et cognoscetis veritatem, 
et veritas liberabit vos.!) 

Pro munere autem tuendae veritatis christianaeque legis, Nos- 
trum necessitate ent: notiones illustrare et asserere maximarum rerum, 
sive natura informatas, sive divinitus traditas, quas nunc obscuratas 
passim atque obliteratas videmus; disciplinae, potestatis, iustitiae 
aequitatisque, quae convelluntur hodie, principia firmare; universos 
singulos, neque solum qui nidi sed et qui imperant, utpote omnes 


eodem prognatos Patre, in privata publicaque vita, in genere etiam 
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etiam politicam oportere, Verum quisque aequus rerum iudex videt, 
Pontificem a magisterio, quod gerit, fidei morumque nequaquam 
posse politicorum genus diiungere. Praeterea caput quum sit rector- 
que summus, perfectae so societatis quae est Ecclesia, ex hominibus 
coalescentis, Inter homines constitutae profecto velle, debet, cum prin- 
cipibus civitatum et gubernatoribus rei publicae mutua sibi officia 
intercedere, si catholicorum in omni ora ac parte terrarum velit et 
securitati et libertati esse consultum. 

Insitum quidem est homini, ut veritatem sitienter appetat, obla- 
tamque amplexetur amanter et retineat. Sed tamen vitio naturae fit, 
ut nimis multi nihil oderint peius, quam denuntiationem veritatis, , 
utpote quae errores ipsorum nudet cupiditatesve coérceat. Horum 
omnium convicia minaeque Nos minime commovebunt; sustentamur 
quippe admonitione illa Iesu Christi: Si mundus vos odit, scitote, 
quia me priorem vohis odio habuit.?) Caeterum illa, de quibus quo- 
tidie veritatem catholicam invidiose criminantur, quod libertatem i im- 
pediat, quod scientiae officiat, quod humanitatis progressiones retardet, L | 
num disserere opus est quam sint plena falsitatis? — Enimvero in- 
finitatem sentiendi agendique licentiam, cut nullius auctoritatis nomen 
nec divinae nec humanae sit sanctum, nulla sint intacta iura, quae- 
que, ordinis disciplinaeque fundamenta convellens, in exitium rapiat 
civitates, damnat eam quidem Ecclesia cohibendamque severe censet; 
sed istud corruptio libertatis est, libertas veri nominis non est. Sin- 
ceram autem germanamque libertatem, qua nempe cuique liceat, , quod 
aequum iustumque sit, facere, tantum abest ut Ecclesia compescat, 
ut expeditissimam debere esse semper contenderit. — Nec minus 
distat a vero quod aiupt, obsistere scientiae fidem: quum contra 
verissimum sit, prodesse etiam nec ita parum. Praeter enim ea quae 


1) Ioann. VIII, 31—32. 
2) Ioann. XV, 18. 
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sunt supra naturam, de quibus nulla potest esse homini sine fide 
cognitio, multae res sunt aeque maximae in ipso naturae ordine, quas 
quidem sibi pervias habeat humana ratio, sed, fidei aucta lumine, 
multo certius clariusque percipiat; in caeteris autem vera veris pug- 
nantia facere, quando utrumque genus ab uno eodemque capite et 
fonte, Deo nimirum, proficiscitur, absurdum est. — Ita vel ingenio- 
rum inventa, vel experientiae reperta, vel incrementa disciplinarum, 
quaecumque demum actionem vitae mortalis provehunt in melius, 
quid est causae cur Nobis, qui catholicae veritatis custodes sumus, 
non probentur? Imo est, quare fovenda etiam, Decessorum exemplo, 
videantur. At vero recentiorig philosophiae, civilisque prudentiae 
decreta, quibus hodie humanarum rerum cursus eo impellitur, quo 
legis aeternae praescripta non sinunt, ea Nos refellere et redarguere, 
memores Apostolici officii, debemus. In quo quidem non humanitatem 
remoramur progredientem, sed ne ad interitum ruat prohibemus. 

At enim necessarium aggressi pro veritate certamen inimicos 
hostesque veritatis, quorum vehementer miseret, amantissime com- 
plectimur, divinaeque benignitati cum lacrimis commendamus. Nam 
si, quae vera iusta recta sunt probare et tueri, quae falsa iniusta 
prava detestari et reiicere, lex est sanctissima romani pontificatus; 
non minus est, misericordiam veniamque dilargiri peccantibus, idque 
ad similitudinem Auctoris sui, qui pro transgressoribus rogavit. Si- 
quidem Deus, qui erat in Christo mundum reconcilians sibi, per 
Pontifices romanos potissime, ut Vicarios Filii sui, prorogari in ae- 
vum voluit ministerium reconciliationis, quae propterea ab earum 
esset auctoritate iudicioque requirenda. Autumare igitur reconcilian- 
dam esse Nobis cum quopiam gratiam, esset id quidem iniuriose et 
perverse iudicantium de munere officioque Nostro, quo ipso debemus 
paternam erga omnes gerere voluntatem. 

Equidem non confidemus, quod decessores Nostri nequivere, 
assequi Nos posse, ut late fusos errores iniustitiamque omnem vincat 
usquequaque veritas; in id tamen summa contentione, ut diximus, 
nitemur. Quod si vota Nostra non sunt plene eventura, illud certe, 
Deo dante, fiet ut imperium veritatis et in bonis constabiliatur, et 
ad alios complures, non male animatos propagetur. 

Nune vero iucundum est, animum adiicere ad amplissimum 
Collegium Vestrum, Venerabilis Fratres, supplendum; cuius honore 
afficere hodie duos lectos viros decrevimus. Alter, vestris ipsorum 
testimoniis per interregnum ornatus praestantem animi et ingenii 
indolem, paremque gerendarum rerum prudentiam paucis hisce men- 
sibus Nobis egregie probavit. Alterius eximia pietatis doctrinaeque 
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ornamenta, et in diuturna episcopalis procuratione muneris absolutam 
numeris ominbus diligentiam iamdiu Ipsi habemus exploratissima, 
Ii autem sunt: 

Raphaël Merry del Val, Archiep. Tit. Nicaenus. 

losephus Callegari, Episcopus Patavinus. 

Quid vobis videtur? 

Itaque auctoritate omnipotentis Dei, sanctorum Apostolorum 
‘Petri et Pauli, et Nostra, creamus et publicamus S. R. E. Presby- 
teros Cardinales 

Raphaélem Merry del Val 
Iosephum Callegari 

Cum dispensationibus, derogationibus et clausulis necessariis et 
opportunis. In nomine Patris F et Filii + et Spiritus + Sancti. 
Amen. 


2. Motuproprio Pius X. über die christ]. Demokratie in Italien. 
PIO PP. X. 


Motu proprio. 


Fin dalla prima Nostra Enciclica all’Episcopato dell’Orbe, 
facendo eco a quanto i Nostri gloriosi Predecessori ebbero stabilito 
intorno all’ azione cattolica del Laicato, dichiarammo lodevolissima 
questa impresa, ed ancor necessaria nelle presenti condizioni della 
Chiesa e della civile società. E Noi non possiamo non encomiare 
altamente lo zelo di tanti illustri personaggi, che da lungo tempo 
si diedero a questo nobile còmpito, e l’ardore di tanta eletta gioventù, 
che alacre è corsa a prestare in ciò l’opera sua. Il XIX Congresso 
Cattolico, tenuto testè a Bologna, e da Noi promosso e incoraggiato, 
ha sufficientemente mostrato a tutti la vigorìa delle forze cattoliche, 
e quello che possa ottenersi di utile e salutare in mezzo alle popo- 
lazioni credenti, ove questa azione sia ben retta e disciplinata, e 
regni unione di pensieri, di affetti e di opere in quanti vi con- 
corrono. 

Ci reca però non lieve rammarico che qualche disparere, sorto 
in mezzo ad essi, abbia suscitato delle polemiche pur troppo vive, le 
quali, se non represse opportunamente, potrebbero scindere le medesime 
forze e renderle meno efficaci. Noi, che raccomandammo sopra tutto 
l’unione e la concordia degli animi prima del Congresso, perchè si 
potesse stabilire di comune accordo quanto si attiene alle norme 
pratiche dell’azione cattolica, non possiamo ora tacere. E poichè le 
divergenze di vedute nel campo pratico mettono capo assai facil- 
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mente in quello teoretico, ed anzi in questo necessariamente devono 
tenere il loro fulcro, è d’uopo rassodare i principî, onde tutta dev’es- 
sere informata l’azione cattolica. 

Leone XIII. di s. m., Nostro insigne Predecessore, tracciò 
luminosamente le norme dell’azione popolare cristiana nelle preclare 
Encicliche Quod Apostolici numeris del 28 dicembre 1878, Rerum 
novarum del 15 maggio 1891 e Graves de communi del 18 gennaio 
1901; e ancora in particolare Istruzione emanata per mezzo della 
Sacra Congregazione degli Affari Ecclesiastici Straordinari, il 
27 gennaio 1902. 

E noi che non meno del Nostro Antecessore vediamo il grande 
bisogno che sia rettamente moderata e condotta l’azione popolare 
cristiana, vogliamo che quelle prudentissime norme siano esattamente 
e pienamente osservate; e che nessuno quindi ardisca allontanarsene 
menomamente. — E però, a tenerle più facilmente vive e presenti, 
abbiamo divisato di raccoglierle come in compendio nei seguenti 
articoli, quale Ordinamento fondamentale dell’ azione popplare cri- 
stiana, riportandole da quegli stessi Atti. Queste dovranno essere 
per tutti i cattolici la regola costante di loro condotta. 


Ordinamento fondumentale dell’azione popolare cristiana. 


I. 


La Società umana, quale Dio l’ha stabilita, è composta di 
elementi ineguali, come ineguali sono i membri del corpo umano: 
renderli tutti eguali & impossibile, e ne verrebbe la distruzione della 
medesima Società (Encycl. Quod Apostolici muneris). 


II 


La eguaglianza dei vari membri sociali à solo iu ciò che tutti 
gli uomini traggono origine da Dio Creatore; sono stati redenti da 
Gesù Cristo, e devono alla norma esatta dei loro meriti e demeriti 
essere da Dio giudicati, e premiati o puniti (Encycl. Quod Aposto- 
lici muneris). 

III. 


Di qui viene che, nella umana Società, à secondo la ordinazione 
di Dio che vi siano principi e sudditi, padroni e proletari, ricchi e 
poveri, dotti e ignoranti, nobili e plebei, i quali, uniti tutti in vin- 
colo di amore, si aiutino a vicenda a conseguire il loro ultimo fine 
in Cielo; e qui, sulla terra, il loro benessere materiale e morale 
(Eucycl. Quod Apostolici muneris). 
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- IV. 

L’uomo ha sui beni della terra non solo il semplice uso come 
i bruti; ma sì ancora il dirittio di proprietà stabile: nè soltanto pro- 
prietà di quelle cose, che si consumano usandole; ma eziandio di 
quelle cui l’uso non consuma (Encycl. Rerum novarum). 

V. 

E diritto ineccepibile di natura la proprietà privata, frutto di 
lavoro o d'industria, ovvero di altrui cessione o donazione; e cias- 
cuno può ragionevolmente disporne come a lui pare (Encycl. Rerum 
novarum). 

VI. 

Per comporre il dissidio fra i ricchi ed i proletari, fa me- 
stieri distinguere la giustizia dalla carità. Non si ha diritto a 
rivendicazione, se non quando si sia lesa la giustizia (Encycl. Rerum 
novarum). 

VII. 

Obblighi di giustizia, quanto al proletario ed all'operaio, sono 
questi: prestare interamente e fedelmente l'opera che liberamente e 
secondo equità fu pattuita; non recar danno alla roba, né offesa alla 
persona dei padroni; nella difesa stessa dei propri diritti astenersi 
da atti violenti, nè mai trasformala in ammutinamentii (Encycl. 
Rerum novarum). 

VIII. 

Obblighi di giustizia, quanto ai capitalisti ed ai padroni, sono 
questi; rendere la giusta mercede agli operai; non danneggiare i 
loro giusti risparmi, né con violenze, né con frodi, nà con usure 
manifeste o palliate; dar loro libertà per compiere i doveri religiosi ; 
non esporli a seduzioni corrompitrici ed a pericoli di scandali; non 
alienarli dallo spirito di famiglia e dall'amor del risparmio; non im- 
porre loro lavori sproporzionati alle forze, o mal confacenti coll'età 
o col sesso (Encycl. Rerum novarum). 

IX. 

Obbligo di carità de' ricchi e de' possidenti, à quello di sov. 
venire ai poveri ed agl'indigenti, secondo il precetto Evangelico. Il 
qual precetto obbliga si gravemente, che nel di del giudizio dell' 
adempimento di questo in modo speciale si chiederà conto, secondo 
disse Cristo medesimo (Matth., XXV) (Encycl. Rerum novarum). 


X. 


Il poveri poi non devono arrossire della loro indigenza, né 
sdegnare la carietà dei ricchi, sopratutto avendo in-vista Gesù Re- 
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dentore, che, potendo nascere fra le ricchezze, si fece povero per 
nobilitare la indigenza ed arricchirla di meriti incomparabili pel 
Cielo (Encycl. Rerum novarum). 


XI. 


Allo scioglimento della quistione operaia possono contribuir 
molto i capitalisti e gli operai medesimi con istituzioni ordinate a 
porgere opportuni soccorsi ai bisognosi, e ad avvicinare ed unire le 
due classi fra loro. Tali sono le società di mutuo soccorso; le 
molteplici assicurazioni private; i patronati per i fanciulli, e sopra- 
tutto le corporazioni di arti e mestieri (Encycl. Rerum novarum). 


XII. 


A tal fine va diretta specialmente l'Azione Popolare Cristiana 
o Democrazia Cristiana colle sue molte e svariate opere. Questa 
Democrazia Cristiana poi dev'essere intesa nel senso già autorevol- 
mente dichiarato, il quale, lontanissimo da quello della Democrazia 
Sociale, ha per base i principii della fede e della morale cattolica, 
quello sopratutti di non ledere in veruna guisa il diritto inviolabile 
della privata proprietà (Encycl. Graves de communi). 


XIII. 


Inoltre la Democrazia Cristiana non deve mai immischiarsi con 
la politica, nè dovrà mai servire a partiti ed a fini politici; non è 
questo il suo campo: ma essa dev'essere un'azione benefica a favore 
del popolo, fondata sul diritto di natura e sui precetti del Vangelo 
(Encycl. Graves de communi) (Istruz. della S. C. degli AA. FE. SS.). 

I Democratici Cristiani in Italia dovranno del tutto astenersi 
dal partecipare a qualsivoglia azione politica che nelle presenti cir- 
costanze, per ragioni di ordine altissimo, è interdetta ad ogni catto- 
lico (Istruz. cit.). 

XIV. 


In compiere le sue parti, la Democrazia Cristiana ha obbligo 
strettissimo di dipendere dall'Antorità Ecclesiastica, prestando ai 
Vescovi ed a chi li rappresenta piena soggezione e obbedienza. Non 
é zelo meritorio, né pietà sincera l'intraprendere anche cose belle e 
buone in sé quando non siano approvate dal proprio Pastore (Encycl. 
Graves de communi). 

XV. 

Perchè tale azione democratico-cristiana abbia unità d'indirizzo, 
in Italia, dovrà essere diretta dall’Opera de’ Congressi e de’ Comitati 
Cattolici; la quale Opera in tanti anni di lodevoli fatiche ha sì ben 
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meritato della S. Chiesa, ed alla quale Pio IX. e Leone XIII. di 
s. m. affidarono l’incarico di dirigere il generale movimento cattolico, 
sempre sotto gli auspici e la guida dei Vescovi (Enczel. Graves de 
communi). 

XVI. 

Gli scrittori cattolici, per tutto ciò che tocca gl’interessi reli- 
giosi e l'azione della Chiesa nella Società, devono sottostare piena- 
mente, d'intelletto e di volontà, come tutti gli altri fedeli, ai loro 
Vescovi, ed al Romano Pontefice. Devono guardarsi sopratutto di 
prevenire, intorno a qualunque grave argomento, i giudizi della Sede 
Apostolica (Istruz. della S. C. degli AA. EE. SS.). 


XVII. 


Gli scrittori democratico-cristiani, come tutti gli scrittori cat- 
tolici, devono sottomettere alla preventiva censura dell'Ordinario 
tutti gli scritti, che riguardano la religione, la morale cristiana e 
l'etica naturale, in forza della Costituzione Officiorum et munerum 
(art. 41). Gli ecclesiastici poi, a forma della medesimg Costituzione 
(art. 42), anche pubblicando seritti di carattere meramente tecnico, 
debbono previamente ottenere il consenso dell'Ordinario (Istruz. della 
S. C. degli AA. EE. SS). 

XVIII. 


Debbono fare inoltre ogni sforzo ed ogni sacrifizio perché 
regnino fra loro carità e concordia, evitando qualsivoglia ingiuria o 
rimprovero. Quando sorgano motivi di dissapori, anziché pubblicare 
cosa alcuna sui giornali, dovranno rivolgersi all'Autorità Ecclesia- 
stica, la quale provvederà secondo giustizia. Ripresi poi dalla me- 
desima, obbediscano prontamente, senza tergiversazioni e senza me- 
narne pubbliche lagnanze; salvo, nei debiti modi ed ove sia richiesto 
dal caso, il ricorso all’Autorità superiore (Istruz. della S. C. degli 
AA. EE. SS.). 

XIX. 

Finalmente gli scrittori cattolici, nel patrocinare la causa dei 
proletari et dei poveri, si guardino dall’adoperare un linguaggio che 
possa ispirare nel popolo avversione alle classi superiori della società. 
Non parlino di rivendicazioni e di giustizia, allorchè trattasi di mera 
carità, come innanzi fu spiegato. Ricordino che Gesù Cristo volle 
unire tutti gli uomini col vincolo del reciproco amore, che è per- 
fezione della giustizia, e che porta l’obbligo di adoperarsi al bene 
reciproco (Istruz. della S. C. degli AA. EE. SS.). 

Le predette norme fondamentali, Noi, di moto proprio e di 
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certa scienza, colla Nostra Apostolica autoritä, le rinnoviamo in ogni 
loro parte, ed ordiniamo che vengano trasmesse a tutti i Comitati, 
Circoli ed Unioni Cattoliche di qualsivoglia natura et forma. Tali 
sociètà dovranno tenerle affisse nelle loro sedi, e rileggerle spesso nelle 
loro adunanze. Ordiniamo inoltre che i giornali cattolici le pubblichino 
integralmente e dichiarino di osservarle; e le osservino infatti reli- 
giosamente: altrimenti siano gravemente ammoniti, e se ammoniti, 
non si emendassero, verranno dall’Autorità Ecclesiastica interdetti. 

Siccome poi a nulla valgono parole e vigoria d'azione, se non 
sieno precedute, accompagnate e seguite costantemente dall’esempio, 
la necessaria caratteristica, che deve rifulgere in tutti i membri di 
qualunque Opera cattolica, è quella di manifestare apertamente la 
fede colla santità della vita, colla illibatezza del costume e colla 
scrupnlosa osservanza delle leggi di Dio e della Chiesa. E questo 
perchè è il dovere di ogni cristiano, e poi anche perchè chi ci sta 
di contro, abbia rossore, non avendo nulla, onde dir male di noi 
(Tit. II, 8). 

Di quesge Nostre sollecitudini pel bene comune dell’azione cat- 
tolica, specialmente in Italia, speriamo, colla divina benedizione, 
copiosi e felici frutti. 


Dato in Roma presso S. Pietro il 18 decembre 1903, anno 
primo del Nostro Pontificato. PIUS PP. X. 


3. Kompetenz der Ordinarien in Eheprozessen. 


In Ehestreitigkeiten ist weder das forum contractus noch das 
forum connexionis, sondern nur das forum domicilii der Eheleute für 
die Kompetenz oder Zuständigkeit des Bischofs massgebend. Diese 
Lehre des kanonischen Rechts geht wieder aus einer Antwort auf 
eine Anfrage hervor, die neuestens von Köln aus an den apostolischen 
Stuhl gerichtet wurde. Es wird in der betr. Entscheidung verwiesen 
auf die Instruktion von 1883 für Nordamerika, die seit 1891 auch 
für Preussen geltendes Recht bildet, sowie auf ein Dekret des 
hl. Offiziums vom 30. Juni 1892. Hiernach gestaltet sich die 
Sache so: 1. Eheleute sind in Ehestreitiskeiten dem Bischofe unter- 
worfen, in Jessen Diözese der Mann sein Domizil besitzt. 2. Handelt 
es sich um eine blosse separatio consortii vitae oder a toro et mensa, 
so ist der Bischof des beklagten Eheteiles, in dessen Diözese dieser 
domiziliert ist, kompetent. 3. Bei böswilligem Verlassen seitens des 
Mannes ist der Bischof zuständig, in dessen Diözese die verlassene 
Frau ihren Wohnsitz hat. 4. Bei gemischten Ehen ist der Bischof 
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des katholischen Eheteils kompetent. 5. Dagegen bei der Ehe mit 
einer durch das Zivilgericht geschiedenen akatholischen Person von 
dem anderen akatholischen Eheteile ist der Bischof des katholischen 
Teiles zuständig, der über die libertas status der Koutrahenten zu 
urteilen hat. Wir lassen den Wortlaut der betr. Anfrage bezw. der 
Entscheidung folgen: | 

Ordinarius Colonien. ad pedes S. V. humiliter provolutus se- 
quentia dubia enodanda proponit: 

I. Num in omnibus causis matrimonialibus, in quibus de vali- 
ditate matrimonii agitur: praeter forum domicilii mariti, etiam forum 
contractus et forum connexionis sive continentiae tamquam sufficiens 
sit habendum; et quatenus affirmative; 

II. Num aliquis ordo sit servandus, ita ut prae caeteris Ordi- 
nariis, quibus ratione contractus vel continentiae procedere fas sit, 
is Episcopus sit competens et processum instruere debeat, in cuius 
dioecesi maritus domicilium habeat. 

Feria III loco IV, die 23. Iunii 1903. 

In Congregatione Generali S. R. et U. Inquisitionis, re ma- 
ture perpensa, praehabitoque DD. CC. voto, E.mi ac R.mi DD. 
Cardinales in rebus fidei e& morum Inquisitores Generales decreverunt: 

Standum Iustructioni pro Statibus Foederatis Americae anno 1883 
editae!) ed ex Decreto S. O. anno 1891 ad Dioeceses Regni Borus- 
sici extensae, ac responsioni ad I. im Decreto S. O. lato fer. V 
loco IV, die 30. Iunii 1892, quae ita se habet: »Coniuges in causis 
»mixtarum nuptiarum subsunt Episcopo, in cuius dioecesi pars catho- 
»lica domicilium habet: et quando ambo sint catholici, quia pars 
»haeretica in Ecclesiam reversa sit, subsunt Episcopo, in cuius dioe- 
»cesi domicilium habet marituse. 

Quando vero agitur de matrimonio mixto contrahendo cum hae- 
retico separato per divortii sententiam tribunalis civilis ab haeretica, 
erit Episcopus domicilii partis catholicae, ad quem spectat iudicare 
an contrahentes gaudeant status libertate. 

Sequenti vero feria VI, die 26 eiusdem mensis et anni, S.mus 


1) Die diesbezügliche Instruktion lautet: »Coniuges in causis matrimo- 
nialibus subsunt Episcopo in cuius Dioecesi maritus domicilium habet. Ex- 
ceptioni locus est, si coniugale vitae consortium aut per separationem a toro et 
mensa, aut per desertionem malitiosam a marito patratam. sublatum sit. Priori 
casu quaelibet pars ius accusandi contra alteram ipsi competens coram Episcopo 
dioecesis, ubi h>ecce domicilium habet, exercere debet. Posteriori casu uxor 
apud Episcopum, intra cuius dioecesim domicilium eius situm est, actionem in- 
stituere potest. Postquam citatio iudicialis intimata est, mutatio quoad con- 
iugum domicilium facta mutationem respectu iudicis competentis minime 
opcratur«, 
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D. N. Leo div. prov. PP. XIII, per facultates E.mo Card. Secretario 


largitas, resolutionem E.morum adprobavit. 
J. Can. Mancini, S. R. et U. L Not. 


4. Die von einem Titularabt gespendeten niederen Weihen 
sind ungültig. 


Nur wirkliche und benedizierte Äbte können ihren Klosterunter- 
gebenen die Tonsur und niederen Weihen erteilen, nicht aber ein 
blosser Titularabt. Dies besagt folgende Entscheidung: 


Beatissime Pater, 


Archiepiscopus N. N. ad pedes S. V. provolutus, quae sequun- 
tur exponit: | 

Prior quidam Ordinis Cisterciensium, Abbas Titularis, tonsuram 
et Ordines minores contulit cuidam fratri in suo monasterio degenti, 
obtenta in casu ab Archiepiscopo Oratore opportuna delegatione. 
Nunc vero sibi innotuit non posse Abbatem Titularem gaudere prae- 
dicta facultate, et proinde implorat benignam sanationem. 


Feria IV, die 15. Iulii 1903. 


In Congregatione Generali S. R. et U. Inquisitionis, proposito 
suprascripto supplici libello, re mature perpensa, attentis omnibus 
tum iuris tum facti momentis, praehabitoque DD. CC. voto, E.mi ac 
R.mi DD. Cardinales, in rebus fidei et morum Inquisitores Gen., de- 
creverunt: 

Repetendam in casu Ordinationem ex integro a collatione 
sacrae Tonsurae inclusive. 

Eadem feria ac die SS. D. N. Leo div. prov. PP. XIII, per 
facultates E.mo Secretario factas, resolutionem E.morum PP. adpro- 
bavit. J. Can. Mancini, S. R. et U. Inquisit. Not. 


5. Durch Ablegung der ewigen Gelübde in einer Kongregation 
werden die Residentialbenefizien eo ipso erledigt. 


Wie die Benefizien, die zur Residenz verpflichten, als Pfarr- 
ämter etc. durch die feierliche Profess in einem Orden erledigt wer- 
den, so tritt die Erledigung auch ein durch die Ablegung der einfachen 
Gelübde für Zeitlebens in einer Kongregation. Folgende Entscheidung 
besagt dies: 
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Eminenza R.ma, 


La Congregazione dei Missionari Figli del Cuore Imm. di Maria 
ottenne dalla S. Congregazione dei VV. e RR. nel 1880 la facoltà di 
ricevere i suoi alunni agli Ordini Sacri col titolo mensae communis 
con questa clausola exclusis tamen quoad titulum mensae communis 
iis qui societatem ingrediuntur. proprio titulo S. Ordinationis gau- 
dentes. La S. Congregazione degli Affari Straordinari poi, in data 
29 marzo 1881, accordd ad decennium la grazia senza la registra- 
zione surriferita, aggiungendo che la grazia serviva (um pro ordi- 
natis, tum pro iis qui iam ordinati alio titulo eamdem ingrediuntur 
ibique profitentur. Questa grazia fu negata nel 1891 tanto dall'una 
quanto dall'altra delle mentovate Sacre Congregazioni. 

Ora si domanda se i novizi che possiedono un beneficio resi- 
denziale, prima della professione debbono ricorrere alla S. Congre- 
gazione dei Vescovi e Regolari per poter rinunziare il beneficio, o 
piuttosto il beneficio vaca per il fatto della professione? 

Sacra Cong. E.morum et R.morum S. R. E. Cardinalium negotiis 
et Consultationibus EE. et RR. praeposita proposito dubio: An in 
Congregatione Missionariorum nuncup. Imm. Cordis B. M. V. Filio- 
rum professio perpetua vacationem beneficiorum residentialium in- 
ducat: respondendum censuit prout respondet: Affirmative. 


6. Die Dispensfakultät bez. Ehehindernisse in articulo mortis 
schliesst auch die der Legitimation der Kinder ein. 


Feria IV, 8. Iu 1903. 


Huic Supremae Congregationi S. Officii propositum fuit eno- 
dandum sequens dubium: 

Utrum per litteras diei 20. Februarii 1888, quibus locorum 
Ordinariis facultas conceditur dispensandi aegrotos in gravissimo 
mortis periculo constitutos super impedimentis matrimonium iure 
ecclesiastico dirimentibus, firmis conditionibus et exceptionibus in iis- 
dem litteris expressis, ac per posteriores litteras diei 1. Martii 1889, 
quibus declaratur huiusmodi facultatem parochis subdelegari posse, 
intelligatur concessa etiam facultas declarandi ac nuntiandi legitimam 
prolem spuriam, forsitan a concubinariis, vigore dictae facultatis 
dispensandis, susceptam, prout a S. Sede in singulis casibus parti- 
cularibus dispensationum matrimonialium concedi solet; — an contra 
pro susceptae prolis legitimatione necesse sit novam gratiam a. S. 
Sede postea impetrare. 

Archiv für Kirchenrecht. LXX XIV. 9 
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In Congregatione Generali S. Romanae et Universalis Inquisi- 
tionis habita coram EE.mis ac RR.mis Cardinalibus in rebus fidei et 
morum Inquisitoribus Generalibus, proposito suprascripto dubio, prae- 
habitoque RR. DD. Consultorum voto, iidem EE. ac RR. Patres re- 
spondendum mandarunt: 

Affirmative quoad primam parlem, excepta prole adulterina et 
prole proveniente a personis Ordine Sacro aut solemni Professione 
Religiosa ligatis, facto verbo cum SS.mo. — Quoad secundam 
partem, provisum in prima. 

Sequenti vero Fer. V, diei 9 eiusdem mensis et anni, SS.mus 
D. N. Leo Pp. XHII, per facultates E.mo. Cardinali huius Supremae 
Congregationis Secretario impertitas, resolutionem EE. ac RR. Patrum 
adprobare dignatus est. 

J. Can. Mancini, S. R. et U. I. Not. 


:*. Nicht jede obreptio in mala fide facta macht ein 
päpstliches Dispensreskript ungültig. 


Vorstehender Grundsatz geht aus folgender Entscheidung der 
hl. Pónitentiarie hervor. Wir geben dieselbe, wie sie vorliegt: 


Eminentissime Princeps, 


Titius adhuc in florenti aetate constitutus, uxorem suam Caiam 
amisit, quae mortua est viro relinquens puellulam. Defuncta Caia, 
Titius sororem huius Semproniam adamare coepit, et cum ea matri- 
monium inire cupiens, dispensationem, ut par erat, obtinuit, compo- 
nenda satis magna prius soluta. Res bene processisse videtur: sed 
nunc Titius, remordente conscientia, dubitat de validitate dispen- 
sationis; nam tamquam unicum motivum tum dispensationis ob- 
tinendae, tum ad consensum Semproniam inclinandi, allegavit promis- 
sionem factam, aiebat, Caiae morienti ducendi Semproniam. Porro 
de hoc nec verbum fecerat Caia. — Titius vero, propter verecundiam 
non ausus rem Confessori suo aperire, negotiorum praetextu satis 
longum arripuit iter, occasione cuius ad ecclesiam quamdam advenit, 
et ibi animi anxietates aperit, postulans a confessario solutionem. 
Iste autem se casui illico solvendo imparem profitens, poenitentem 
non reversurum de circumstantiis matrimonii diligenter interrogatum 
dimittit, illi per epistolas, caute tamen, uno vel altero verbo, ne 
mulier qui negotio exigente in absentia viri litteras aperit, aliquid 
praeteritae fraudis suspicari possit, solutionem significaturus. 
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Confessarius ergo apud se omnia recogitans, ex una parte 
attendit plures, ut videtur, in casu dispensationis causas adfuisse, 
quas licet vir non allegaverit, bene tamen, quin res resciri possit, 
sacerdos ad inquisitionem dispensationis praeviam delegatus mani- 
festare potuit; e. g. necessitas providendi prolis educationi, periculum 
incontinentiae, aetas superadulta mulieris, et, ut caetera omittam, 
componendae solutae valor haud spernendus, attenta utriusque con- 
trahentis conditione; posito praesertim quod facillime in disciplina 
hodierna eiusmodi disipensationes concedantur, ita ut, praecipue 
refrigescente fide ne damna graviora fere semper timenda eveniant, 
ipsa dispensationis petitio unicum aliquando videatur ipsius conces- 
sionis motivum. — Recolit insuper motivum a viro allegatum in se 
sufficiens non apparere, si causa gravis requireretur ad huiusmodi 
dispensationem, nec proinde Supremum Tribunal principaliter mo- 
visse ad illam concedendam: hinc, etiamsi illud non verificaretur, 
alia motiva principalia subsistere. — His omnibus perpensis confes- 
sarius staret pro valore dispensationis. 

Ex alia parte nihilominus, certum est unicum a viro allegatum 
fuisse motivum, promissionem scilicet Caiae iamiam moriturae factam, 
idque falsum esse et fraudulenter allegatam, ac fortasse etiam in 
snpplici libello a delegato transmisso unice memoratum. — Insuper 
ex c. Super litteris, De Rescriptis, in dolosae obreptionis poenam 
rescripti nullitas decernitur. | 

His omnibus positis, Confessarius ambigens, nec valens deci- 
sivum dare poenitenti responsum, a Sacro Tribunali petit: 

I. Utrum respondere possit Titio ut acquiescat ? 

Et quatenus Negative, 

II. Quam enixissime rogat, ut, attenta difficultate maxima 
Titium revocandi, et illius renitentia alium adeundi confessorem, ac 
Semproniae nullitatem matrimonii iam contracti manifestandi, dicto 
Titio concedatur sanatio in radice absque onere renovandi consensum 
ante confessarium ac certiorandi alteram partem. 

Et Deus. 

Sacra Poenitentiaria circa praemissa rescribit: Iuxta exposita 
orator, de quo in precibus, quoad dubium de valore dispensationis, 
nec non matrimonii sui cum Sempronia, acquiescat omnino. Datum 
Romae in S. Pónitentiaria die 24... 1903. 

V. Luchetti, S. P. Canonista. 
A. Can. Martini, S. P. Secret. 


db 
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8. Mädchen, deren Alter unbekannt ist, dürfen zur Ehe nicht 
zugelassen werden. 


Obgleich nachstehender Fall für unsere deutschen Verhältnisse 
kaum je praktisch werden kann, so möge er doch aus rechtlichen 
Gründen hier Platz finden: 

Fer. IV, 18. Marti 1903. 

Huic Supremae Congregationi S. Officii proposita fuerunt 
enodanda sequentia dubia: 

I. An quando ignoratur aetas iuvenculae quae matrimonium 
inire cupit, possit et debeat parochus vel missionarius confidere illius 
exterioribus signis, praesertim quoad conformationem pectoris etc.? 

II. In casu vero quo praedicta pubertatis signa deficiant, et 
aetas ignoratur, matrimonium iam initum considerarine potest et 
debet ut invalidum, aut ad minus uti dubium? 

In Congregatione generali coram EE.mis ac RR.mis DD. Car- 
dinalibus in rebus fidei et morum Inquisitoribus Generalibus habita, 
propositis suprascriptis dubiis, praehabitoque RR. DD. Consultorum 
voto, iidem EE. ac KR. Patres respondendum mandarunt: 

Ad I. Affirmative et ad mentem — Mens est: quod Missionarii 
puellas, de quibus in casu, ad matrimonium non admittant, nisi 
postquam Ordinarius vel Vicarius Apostolicus ex prudenti iudicio 
compertum habeat eas nubiles existere, ac proinde malitiam in illis 
aetatem supplere declaret. 

Ad II. Ut proponitur, negative; ideoque si aliquis huius 
generis matrimonii casus  Missionariis occurrerit, illud nullum 
nequaquam declaretur, nisi prius a Vicario Apostolico confecto 
processu, indubiis probationibus puellam, de qua agitur quaestio, 
ante duodecimum aetatis suae annum, iugali vinculo fuisse sociatam 
et in ea, tempore quo muptui data fuit, revera malitiam non sup- 
plevisse aetatem certo constet. Aut si de matrimonio ageretur quod 
a puella, antequam christianae religioni nomen daret, fuit celebran- 
dum, nullum non pronuncietur, nisi prius Missionarii, iisdem su- 
pranotatis probationibus, certiores fiant, puellam illam, dum hu- 
iusmodi nuptias contraxit, non fuisse doli capacem. — Et detur 
Decretum die 10. Decembris 1885, relatum in Collectanea S. Con- 
gregationis de Prop. Fide sub N° 1383. 

Sequenti vero Fer. V, die 19 eiusdem mensis et anni, SS.mus 
D. N. Leo Pp. XIIL, per facultates E.mo Cardinali huius Supremae 
Congregationis Secretario impertitas, resolutionem EE. ac RR. Patrum 


adprobare dignatus est. 
J. Can. Mancini, S. R. et U. I. Not. 
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9. Neuordinierte brauchen nur die ihnen auferlegte Nokturn 
ohne Invitatorium, Hymnus und Lektionen zu beten. 


Dubium. 


Sacra Rituum Congregatio in Granatensi 11. Augusti 1860 ad 
XIV declaravit: »Verba Pontificalis Romani Nocturnum talis diei 
intellegi de unico Nocturno in feriali, vel de prima dominica, ut in 
Psalterio, id est duodecim Psalmorum cum suis antiphonis de tempore, 
quem Episcopus ordinans designare potest vel ipsius diei quo habet 
ordinationem, vel alterius pro suo arbitrio. Quando vero Episcopus 
nihil aliud exprimit, quam id quod verba Pontificalis referunt, dicen- 
dum esse Nocturnum feriae, quae respondeat illi diei in qua facta 
est ordinatio.« Insuper ex decreto eiusdem Sacrae Congregationis 
N. 4042 Urbis 27. Iunii 1899 ad 1 »Pro Nocturno talis diei intel- 
ligendus est Nocturnus ferialis, vel primus Festi, aut dominicae in 
Psalterio, prouti Ordinatio in Feria, Festo aut dominica habita site. 
Nunc autem alia quaestio exorta et pro opportuna solutione propo- 
sita fuit; nempe: «Utrum ad hunc Nocturnum etiam Psalmus Venite 
exultemus, Hymnus et Lectiones addendae sint, vel potius sufficiant 
Psalmi cum respectivis Antiphonis ad talem Noctnrnum spectantes?« 

Sacra porro Rituum Congregatio, ad relationem subscripti 
Secretarii, audito voto Commissionis Liturgicae omnibusque accurate 
perpensis, propositae quaestioni respondendum esse censuit: »Negative 
ad primam partem; affirmative ad secundam.« 

Atque ita rescripsit, die 10. Iulii 1903. 

Ita reperitur ex Actis est Regestis Secretariae Sacrorum Rituum 
Congregationis, in fidem etc. 

Ex eadem Secretaria, die 10. Iulii 1908. 

+ D. Panici, Archiep. Laodic., S. R. C. Secr. 


10. Eintritt in die Klausur im Falle des en einer 
Ordensfrau. 


E.me Domine, 


Mos est immemorabilis apud omnes huius Dioecesis Conventus 
monialium claustralium in cuiusque illarum cadavere sepeliendo, plures 
convocare Sacerdotes, qui clausuram ingrediuntur officia sepulturae 
praestituri, vel eidem comitaturi, ita ut octo, vel decem, et quando- 
que duodecim conumerentur, praeter operarios laicos qui materiale 
sepeliendi opus perficiunt. Communitatum harum aliquarum consti- 
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tutiones nibil de hac re praescribunt; aliarum vero Constitutiones 
plurimos ad idem consignant Sacerdotes fratres eiusdem respectivi 
Ordinis Religiosi, scilicet sex, vel octo, vel decem, vel duodecim aut, 
in horum defectu, quatuor Sacerdotes saeculares cum operariis laicis, 
quibus omnibus levis solet offerri convictus intra claustra post per- 
fectum opus. Usque modo hanc toleravi praxim cum proposito istam 
adeundi Sacram Congregationem pro instructionibus, et maxime quia 
aliqui ex praedecessoribus meis eidem mori expresse consensisse vi- 
dentur, prout ab ipsis Communitatibus asseritur, quin tamen, ob 
assuetam monialium laudabilem obedientiam et submissionem, timenda 
videatur gravis earum resistentia adversus reformationem si expediat. 
Cum vero praefata praxis minus quidem conformata appareat disci- 
plinae regulari, ut de hac re me consultius exhibeam, aut tutius 
Sacrae istius Congregationis auctoritate suffultus procedam, Emorum 
Patrum sapientiae et consilio sequentia reverenter summitto resolvenda : 

Lëns An praedictus mos et praxis prout iacent, in omnibus su- 
stineri possint. 

2.0 An saltem praescriptum de ipsa re in Constitationibus 
super quatuor Sacerdotibus saecularibus, cum Ordinis fratres omnino 
desint, sit observantia dignum, quod proinde sustineri et custodiri 
liceat; ac deinde caeteras Communitates quibus nihil in Constitutio- 
nibus praescribitur, eidem providentiae accommodari expediat. 

8." Dato quod nec ista probentur, et habita prudenti consi- 
deratione ad perennem praxim, qui Sacerdotum numerus cum opera- 
riis laicis intra claustra admitti debet, ut sacra officia sepulturae 
eiusque materialis labor peragantur? 

d nm Denique, an sit laudandus vel saltem permittendus levis 
convietus gratitudinis et obsequii gratia personis praedictis oblatus 
statim ac opus finiatur, priusquam claustra deserant; vel saltem tole- 
randus in communi collocutionis loco ubi saeculares conveniunt pro 
monialium salutatione. 

Interea fausta omnia Eminentiae Vestrae obventura adprecatur 
a Domino humilis ac devotissimus Vestri servus (signatus) Aloysius 
Philippus, Episcop. Zamoren. 

Vigore specialium facultatum a SSmo Domino Nostro conces- 
sarum, Sacra Congregatio E.rum ac R.rum S. R. E. Cardinalium ne- 
gotiis et consultationibus Episcoporum et Regularium praeposita ex- 
positis dubiis respondendum censuit prout sequitur; ad I*"", II" et 
III." attenta consuetudine, usum de quo in precibus tollerari posse, 
ita tamen ut monialium confessarii, sociis assumptis e sacerdotibus 
regularibus vel saecularibus in numero et qualitate a Constitutionibus 
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singulorum monasteriorum vel consuetudine ubi in ipsis Constitutio- 
nibus non cavetur determinatis, cum operariis ad opus uecessariis et 
ab Episcopo approbandis, clausuram ingredi valeant, ad officum se- 
pulturae pro moniali demortua exsolvendum; — ad IN un negative 
ad primam partem, affirmative ad secundam. 

Romae 24. Aprilis 1903. 

D. Card. Ferrata, Praef. 
L. t S. Ph. Giustini, Secret. 


11. Kein dritter Orden von Weltleaten geniesst die Com- 
municatio indulg. mit dem entsprechenden Orden. 


Hierüber folgende zwei Entscheidungen: 

De communicatione Indulgentiarum et gratiarum inter Tertiarios 
Saeculares diversorum Ordinum haec S. Congregatio Indulgentiis 
Sacrisque Reliquiis praeposita mentem suam iam satis aperuit. Dubio 
enim proposito: »Utrum, demptis Tertiariis Saecularibus S, Fran- 
»cisci et Servorum B. Mariae Virg., quibus per Constitutionem 
»Misericors Dei Filius et Rescriptum diei 15. Decembris 1883 
»respective provisum est, Tertiarii Saeculares aliorum Ordinum gau- 
»deant communicatione Indulgentiarum sive cum respectivo Ordine 
>ad quem pertinent, sive cum aliis Tertiariis et eorum Ordinibus?« 
Haee S. Congregatio die 31. Ianuarii 1893 respondit: »Negative, 
»nisi constet de speciali indnlto.« 

Nihilominus haud multo post ad eamdem S. Congregationem 
denuo sequens dubium fuit delatum: 

»Utrum detur inter Tertiarios diversorum Ordinum reciproca 
»communicatio Indulgentiarum et gratiarum Ordinum ad quos Tertiarii 
»ipsi pertinent ?« 

Et Eminentissimi Patres in Generalibus Comitiis apud Vati- 
canas Aedes habitis die 15. Iulii 1902 responderunt: 

»In decisis in Generali Congregatione diei 31. Ianuarii 1893 
»ad dubium XVI, et supplicandum SSmo, ut singulis Tertiis Ordini- 
»bus, sublata qualibet, etiam speciali indulto concessa, Indulgentiarum 
»communicatione, providere dignetur per concessionem ad instar illius, 
»quae facta est favore Tertii Ordinis S. Francisci per Breve Quia 
»mulla diei 7. Septembris 1901; et ad mentem. Mens autem 
»est, ut RRmi Patres Generales Ordinum Religiosorum, qui Tertium 
»Ordinem habent, huic S. Congregationi exhibeant novum Sum- 
»marium illarum Indulgentiarum, quas pro suis Tertiis Ordinibus 
»obtinere cupiunt.« 


136 Kirchliche Aktenstücke 


De quibus omnibus facta relatione SSmo Dno Nro Leoni PP. XIIL, 
ab infrascripto Cardinali Praefecto in audientia habita die 18. Iulii 
1902. Sanctitas Sua resolutiones Emorum Patrum confirmavit easque 
executioni mandari iussit. 

Datum Romae ex Secretaria einsdem S. C. die 18. Iulii 1902. 

L. t S. Seraphinus Card. Cretoni, Praefectus. 
Pro R. P. D. Francisco Sogaro Archiep. Amid., Secretario. 
losephus Maria Can. Coselli, Substitutus. 


12. Tertiarier, die ein gemeinsames Leben führen und ein- 
fache Gelübde ablegen, geniessen die Communicato indulg. 
mit dem entsprechenden ersten und zweiten Orden. 


Dieses besagt folgende Entscheidung: 

Ad hanc S. Congregationem Indulgentiis Sacrisque Reliquiis 
praepositam saepe dubia delata sunt circa relationem Tertiariorum, 
tanto hodie numero in communitate viventium et simplicia vota 
nuncupantium, ad respectivos suos Ordines Regulares, quoad Indul- 
gentias et spirituales gratias. Quae dubia succreverunt ex quo 
Leo XHI. fel. rec. speciales Indulgentias pro iis solis Tertiariis 
tum Franciscalibus, tum Ordinis Servorum B. M. V., qui in sae- 
culo vivunt, concessit, sublatis omnibus aliis Indulgentiis eousque 
istis Tertiis Ordinibus tributis. Verum est Sacram Congregatio- 
nem Episcoporum et Regularium in suis normis pro approbatione 
horum Institutorum (Sect. I, 8 2, n. 16), statuisse: »Instituta 
Tertiariorum non approbentur, nisi a Superioribus Generalibus eorum 
Ordinum, a quibus et nomen et habitum mutuantur, in proprium 
respectivum Tertium Ordinem aggregentur, et ad Indulgentiarum 
et gratiarum spiritualium participationem, quantum concedere fas 
est, admittantur; haec tamen postrema verba, ut patet, praesentem 
quaestionem in ambiguo adhuc reliquerunt: 

Quare, ne tot ex utroque sexu Tertiarii horum Institutorum, 
quae exemplo et opere de re catholica optime sunt merita, diutius 
Indulgentiis certis careant, quaesitum est: 

»An generali dispositione omnibus Institutis Tertiariorum in 
»communitate degentium et vota simplicia emittentium ab Apostolica 
»Sede sint concedendae Indulgentiae primo et secundo Ordini respec- 
»tivo propriae Ze 

Et E.mi Patres in Generali Congregatione ad Vaticanum habita, 
die 18. Augusti 1908, responderunt: 

» Affirmative«. 
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De quibus facta relatione SS.mo D.no Nostro Pio PP. X, in 
Audientia die 28. eiusdem mensis et anni, ab infrascripto Card. 
Praefecto, Sanctitas Sua Patrum Cardinalium responsum probavit et 
confirmavit, decrevitque: primo, ut Instituta Tertiariorum in Com- 
munitate degentium et vota simplicia emittentium, dummodo Ordinibus, 
a quibus nomen et habitum mutuantur, legitime sint aggregata, parti- 
cipent omnes Indulgentias a Romanis Pontificibus primis et secundis 
Ordinibus directe tantum concessas; secundo, ut eorumdem Ecclesiae 
eisdem Indulgentiis gaudeant, quibus Ecclesiae respectivi primi et 
secundi Ordinis fruuntur; tertio, ut aliae Indulgentiae huiusmodi 
Tertiis Ordinibus antea concessae in posterum solis Tertiariis in 
saeculo viventibus sint propriae. 

Datum Romae, ex Secretaria eiusdem S. Congregationis, die 
28. Augusti 1903. 

L. t S. A. Card. Tripepi, Praefectus. 
Pro R. P. D. Franc. Sogaro, Archiep. Amid., Secr. 
Iosephus M. Canonicus Coselli, Substit. 


13. Bestellung und Entlassung des ordentl. Beichtvaters in 
einer weiblichen religiösen Genossenschaft. 


Wie strenge Rom an der gesetzlichen Bestimmung festhält, 
dass der ordentl. Beichtvater in Frauenklöstern nur für drei Jahre 
bestellt und während dieses Trienniums auf Verlangen der Schwestern 
nur aus schwerwiegenden Gründen, die der Bischof zu prüfen hat, 
entlassen werden darf, geht wiederum aus folgender Entscheidung 
der Congr. epp. et reg. hervor. Dieselbe lautet: 


Beatissime Pater, 


Ordinarius Tirasonen. exponit, quod extat in sua dioecesi mo- 
nasterium a Visitatione, in quo lex de triennali confesarii ordinarii 
mutatione haud servatur. Haec enim consuetudo, quae adversatur 
iuri communi, innititur tum Constitutioni XIX Instituti, quae re- 
fertur ad Confessarios, tum  responsioni a Sacra Congregatione 
Episcoporum et Regularium super re data die 19. Augusti 1825. 
Quum enim. Superiorissa Monasterii Almae Urbis rogasset S.mum, 
ut Institutum sine impedimento uti praefata Constitutione posset, 
Sacer Consessus respondit: Nihil esse innovandum. 

Itaque, etc. 

Sacra Congregatio Negociis et Consultationibus Episcoporum et 
Regularium praeposita, super expositis respondit: 
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Communicentur Dubia et Resolutiones Congregationis Generalis 
diei vigesimae Martii 1891. Dubia haec fuere: 

1. Se e come alle religiose della Visitazione competa il diritto 
di eleggere il confessore ordinario? 

2. Se alle religiose della Visitazione competa il diritto di 
licenziare o dimettere il confessore ordinario? 

8. Se le religiose della Visitazione possano conservare il loro 
confessore ordinario a tempo indeterminato, con esenzione cioè, dalla 
legge della durata triennale in officio ? | 

1. Ius eligendi confessarium ordinarium ex approbatis ab Episcopo 
ad Sacramentales confessiones sanctimonialium suscipiendas in caco 
sustineri iuxta modum. 

Modus est quod forma electionis praescripta in Constitutione 
XIX integre servetur, et quod confessarius sic electus indigeat con- 
firmari ab Episcopo, qui si adsit legitima causa, potest etiam eum 
non confirmare. 

2. Providebitur in tertio. 

3. Locum habere etiam pro monialibus Visitationis legem triennii 
pro duratione confessarii ordinarii in officio et ad mentem. Mens est: 
quod si adsint graves causae amovendi (durante triennio) confessarium 
ordinarium, servata forma eiusdem Constitutionis XIX, eas manifestent 
moniales Episcopo, eiusque stent iudicio, salve semper recursu ad S. Se 
dem si opus fuerit. 

Datum Romae ex Secretaria Sacrae memoratae Congregationis, 
die 30. Septembris 1903. 

L. f S. F. Card. Cassetta. 


14. Die hl. Öle dürfen nicht durch öffentliche Boten, sondern 
nur durch Kleriker oder zuverlüssige Laien abgeholt werden. 


Beatissimo Padre, 

Il Vescovo di Porto Alegre nel Brasile, prostrato ai piedi della 
S. V. umilmente espone che nella sua diocesi molti parrochi, a causa 
delle immense distanze, della scarsezza di ferrovie e delle conseguenti 
difficoltà e grave costo dei viaggi, sono costretti talvolta di omettere, 
o almeno ritardare di molto, l'annuale rinnovazione degli Olii Santi. 
Domanda percid umilmente la facoltà di far trasportare per posta i 
detti Olii colla massima decenza, ed evitando nel miglior modo pos- 
sibile qualsivoglia profanazione. !) 


, 1l) Versio latina: Episcopus . . . exponit in sua dioecesi ob extra- 
ordinarias distantias, ob parvum numerum viarum ferrearum et difficultates 
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Feria IV, 14. Ianuarii 1903. 


In Congregatione generali S. Romanae et Universalis Inquisi- 
tionis habita coram EE.mis ac RR.mis Cardinalibus in rebus fidei 
et morum Inquisitoribus generalibus, proposito suprascripto dubio, 
praehabitoque RR. DD. Consultorum voto, iidem EE. ac RR. Patres 
respondendum mandarunt: 

Ut in Leavenworthien. feria IV die 1. Maii 1901. 

Porro citatum decretum in Leavenworthien. sic se habet: 

»I. Licetne Sacra Olea transmittere ad Sacerdotes per »The 
Expresse, seu societatem quamdam mercatoriam ex acatholicis, ut 
plurimum, et ethnicis, quae res varias exportandas recipit? 

»Il. Licetne eadem Sacra Olea ad Sacerdotes mittere per viros 
Taicos, quo ipsorum Sacerdotum convenientiae consulatur? 

»Suprema haec S. C. respondit: 

»Ad I. Non licere. 

»Ad II. Deficientibus clericis, affirmative, modo constet de lai- 
corum, qui ad id deputantur, fidelitate«. 

Sequenti vero Fer. V, die 15 eiusdem mensis et anni, SS.mus 
D. N. Leo Pp. XIII, per facultates E.mo Cardinali huius Supremae 
Congregationis Secretario impertitas, resolutionem EE. ac RR. Patrum 
adprobare dignatus est. 

J. Can. Mancini, S. R. et U. I. Not. 


15. Eine Delegationsfakultát für Spendung der Firmung 
durch einen einfachen Priester. 


Bekanntlich besitzt der Propst von St. Hedwig in Berlin die 
Fakultät vom Apost. Stuhle zur Spendung der hl. Firmung. Hier 
eine andere Fakultät für einen Bischof in Chile, wonach er den 
einen oder anderen Priester zur Spendung dieses Sakramentes dele- 
gieren kann: 

Beatissime Pater, 


Episcopus SS.mae Conceptionis de Chile ad pedes S. V. provo- 
lutus exponit, quod in sua Dioecesi, in qua decies centena millia 
hominum numerantur, non potest ipse administrare omnibus Christi- 
fidelibus Sacramentum Confirmationis; quapropter S. V. orat, ut sibi 


inde oriundas, necnon ob magnas expensas in itineribus faciendas, multos pa- 
rochos interdum esse coactos, ut omittant vel saltem diu differant annuam re- 
novationem SS. Oleorum. Quare humiliter petit facultatem, ut possit transmit- 
tere dicta SS. Olea per cursus publicos, servata maxima decentia et amota 
meliori quo fieri potest modo qualibet profanatione. 
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concedat facultatem benevisum Sacerdotem delegandi, qui inter limites 
suae Dioecesis dictum Sacramentum confere valeat. 


Feria IV, 4 Martii 1903. 


In Congregatione generali S. Romanae et Universalis Inquisi- 
tionis habita coram EE.mis Cardinalibus in rebus fidei et morum 
Inquisitoribus Generalibus, proposito suprascripto dubio praehabitoque 
RR. DD. Consultorum voto, iidem EE. ac RR. Patres respondendum 
mandarunt : 

luxta decretum 9. Maii 1888, quod ita se habet: Supplican- 
dum SS.mo pro facultate subdelegandi unum vel alterum presbyterum, 
concedenda per Congregationem | Negotiis Ecclesiasticis Extraordi- 
nariis praepositam non solum Episcopis petentibus, sed etiam aliis 
qui in similibus circumstantiis reperiantur, durante eorum munere. 

Sequenti vero Fer. V, die 5 eiusdem mensis et anni, SS.mus 
D. N. Leo Pp. XIII, per facultates E.mo Cardinali huius Supremae 
Congregationis Secretario impertitas, resolutionem EE. ac RR. Patrum 
adprobare dignatus est. 

J. Can. Mancini, S. R. et U. I. Not. 


16. Zulassung fremder Priester zur Zelebration in Rom. 


Der Kardinalvikar von Rom hat bezüglich Zulassung fremder 
Priester zur Zelebration der hl. Messe in den Kirchen Roms eine 
strenge Instruktion veröffentlicht, deren Inhalt kurz folgender ist. 

Kein fremder Priester darf ohne Zelebret seines Bischofs zu- 
gelassen werden; dieses Zelebret hat aber nur für deu ersten Tag der 
Ankunft Gültigkeit; für die übrige Zeit muss es von der Sekretarie 
des Kardinalvikariats visiert sein. Jeder Priester, der zelebrieren 
will, muss geistl. Kleidung und Tonsur tragen. Die Namen der 
zelebrierenden Geistlichen müssen in einem Buche in der Sakristei 
eingetragen und dieses muss alle Monate auf dem Kardinalvikariate 
vorgezeigt werden. Zuwiderhandelnde Rektoren oder Sakristane der 
Kirchen werden das erstemal mit 25 Lire, im Wiederholungsfalle mit 
Suspension bestraft. Das Dekret selbst lautet: 


PIETRO del Tit. de’ SS. Quattro Coronati della S. R. C. Prete 
Cardinale RESPIG HI della Santità di N. S. Vicario Generale 
della Romana Curia e suo Distretto Giudice Ordinario, ecc. 
Da quando per la fiducia del Santo Padre fummo chiamati à 

reggere questo Vicariato, più volte credemmo nostro dovere di in- 
formarci sulla esatta osservanza delle disposizioni emanate dai Nostri 


« 
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Antecessori, relative alla celebrazione del S. Sacrificio della Messa, 
e particolarmente di quelle contenute nella Notificazione del 20. no- 
vembre 1889. 

Giudicando ora necessario tornare ad insistere sullo stesso ar- 
gomento, confermiamo in generale le disposizioni sopra citate, e or- 
diniamo quanto segue: | 

I. Non siano ammessi a celebrare la s. Messa sacerdoti 
forestieri, benché conosciuti dai Rettori o dai Sagrestani delle chiese, 
se non esibiscano la relativa licenza, ottenuta in iscritto dalla 
Segreteria del Nostro Vicariato. Si potrà solo permettere di celebrare 
ai sacerdoti suddetti nel giorno del loro arrivo in Roma, affinchè 
abbiano tempo di provvedersi della necessaria licenza. 

If. Dai sacerdoti romani, e da quelli domiciliati in Roma, si 
deve esigere il documento in iscritto della facoltà da Noi loro ac- 
cordata e della rinnovazione alla rispettiva scadenza. 

III. Non si permetta la celebrazione dei divini Misteri a quei 
sacerdoti, i quali si presentassero senza il conveniente abito ecclesia- 
stico 0 senza tonsura. 

IV. Tutti e Rettori o Sagrestani delle Chiese di Roma registrino 
in apposito libro, distinto per mesi, tanto i nomi di quei sacerdoti 
che ordinariamente celebrano nella Chiesa a ciascuno di essi affidata, 
quanto degli altri che straordinariamente, per qualunque occasione, 
al detto scopo si presenteranno, ancora se invitati. Da questo libro 
dovranno ogni mese compilare la nota da trasmettersi alla Segreteria 
del Vicariato. Vogliamo inoltre che sia del libro, come delle vac- 
chette delle Messe, facciano immediata presentazione all'Officiale del 
Vicariato, che, da Noi autorizzato, ne facesse richiesta. 

V. Nelle Chiese e Cappelle de comunità femminile la Suora 
incaricata della Sagrestia ritirerà dai sacerdoti, che domandassero di 
celebrare, la relativa pagella, per farla essaminare dal Rettore della 
Chiesa o dal Cappellano ordinario della Comunità stessa, il quale 
non potrà essere nominato senza il nostro esplicito consenso. 

VI. A chiunque contravvenisse alle suddette disposizioni sarà 
inflitta una »multa di L. 25e e, in caso di ripetuta mancanza, 
anche la »sospensione a divinis“. 

VII. Ordiniamo infine che la presente, per norma degli stessì 
Rettori e Sagrestani, non che dei sacerdoti celebranti, rimanga affissa 
in tutte le Sagrestie, affinchè da niuno possa allegarsene ignoranza. 

Dato dalla Nostra Residenza, il di 18. febbraio 1903. 

Pietro Card. Vicario 
.. Pietro Can. Checchi, Segr. 
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17. Beteiligung des Landesherrl. Kommissars bei der Bischofs- 
wahl in Hessen. 


Wie weit sich die rechtliche Anteilnahme der Regierungen an 
der Bischofswahl durch das Domkapitel erstreckt, war bisher im 
allgemeinen, wie in den Diözesen Preussens und der Oberrheinischen 
Kirchenprovinz, so auch für die Diözese Mainz geregelt. Hier wie 
dort wird vor der Wahl eine Kandidatenliste an den Landesfürsten 
eingereicht etc. Nur bezüglich der unmittelbaren Beteiligung der 
Regierung bei dem Wahlakte selbst durch einen von ihr entsandten 
weltlichen Kommissar war in Hessen bisher nichts fixiert. Tat- 
sächlich ging die Tätigkeit des Landesherrlichen Kommissars über 
die erlaubten Grenzen des kanonischen Rechts hinaus. Dieser Miss- 
stand ist jetzt ebenfalls auch hier durch ein Übereinkommen zwi- 
schen Domkapitel und Grossh. Regierung unter Gutheissung des 
Münchener Nuntius beseitigt. Die glückliche und rasche Erledigung 
der ganzen Angelegenheit ist hauptsächlich den Bemühungen des 
verdienstvollen Mainzer Prälaten Dr. Friedrich Schneider zu ver- 
danken. In dem offiziellen Programme für die am 5. November 
vorigen Jahres erfolgte Bischofswahl ist bereits der gegenwärtige 
Rechtszustand inbezug auf die Beteiligung des Landesherrl. Kommis- 
sars niedergelegt. Wir bringen deshalb dasselbe hier der Wichtig- 
keit der Sache wegen zum Abdruck. 


Programm 


zur Volleiehung der gemäss der päpstlichen Bulle Ad Dominici 
Gregis Custodiam vom 11. April 1827 von dem Domkapitel zu 
Maine vorzunehmenden feierlichen Wahl eines Nachfolgers des am 
5. Nov. 1903 verstorbenen Hochw. Bischofs Dr. Heinrich Brück. 


8 1. 
Als Tag der Wahl ist Montag, der 30. November, das Fest 
des hl. Apostels Andreas, festgesetzt. 


S 2; 

Am Abend zuvor um 5 Uhr wird die Feierlichkeit durch das 
Glockengeläute der Kathedral- und sämtlicher Pfarrkirchen der Stadt 
Mainz angekündigt. 

§ 3. 

Am Tage der Feierlichkeit selbst wird in der Domkirche um 
9 Uhr zum erstenmal, um 91!/; Uhr zum zweitenmal und um 10 Uhr 
mit allen Glocken zusammen geläutet. 
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8 4. 

Um 9!/, Uhr versammelt sich das Domkapitel in dem grossen 
Saale des bischöflichen Hauses, um daselbst den Landesherrlichen 
Kommissar zu begrüssen, welcher das Allerhöchste Beglaubigungs- 
schreiben überreicht und alsdann von dem Domkapitel zum hohen 
Dome geleitet wird. 

Die Anfahrt des Domkapitels und des Kommissars erfolgt am 
Marktportale des Domes. 

Der Landesherrliche Kommissar nimmt den auf dem hohen 
Chore zu Seiten des Hochaltars bereiteten Sitz ein. 


8 5. 

Um 10 Uhr wird in der Domkirche das feierliche Votivamt 
de Spiritu Sancto gehalten, um von Gott die Gnade zu erbitten, 
dass unserer Mainzer Kirche durch die vorzunehmende Wahl ein 
würdiger Bischof gegeben werden möge. 

Diesem Amte wohnen die Stadtgeistlichkeit, die Pfarrer aus 
den benachbarten Dekanaten und die Alumnen des Priesterseminars 
in Chorkleidung bei. 

| 8 6. 


Nach dem Hochamte wird der Landesherrliche Kommissar von 
Mitgliedern der Domgeistlichkeit zu der in der Domstrasse gelegenen 
Dompfarrkurie geleitet, woselbst er bis zur Beendigung der Wahl- 
handlung verweilt. 

8 7. 


Auf dem hohen Chore tritt, sobald sich die funktionierenden 
Geistlichen in der Sakristei umgekleidet haben, der Celebrans vor den 
Altar und stimmt den Hymnus »Veni creator Spirituse an. Nach 
der ersten Strophe erheben sich alle und ziehen unter fortgesetztem 
Gesang in die Memorie. Von da begibt sich das Domkapitel mit 
den zur Wahl gehórigen Personen iu die St. Nikolauskapelle, um 
die Wahlbandlung zu vollziehen. 

Geistlichkeit und Alumnen kehren in das hohe Chor zurück 
und verbleiben daselbst bis nach der Wahl. Inzwischen wird eine 
Andacht mit Gebet und Gesang abgehalten. 


g 8. 

Sobald sich sämtliche Personen in der Wahlkapelle an ihre 
Plätze begeben haben, eröffnet der Domdekan die Wahlbandlung 
durch eine kurze Ansprache. 

Hierauf schwören alle Kapitulare den vorgeschriebenen Eid, 
nach Pflicht und Gewissen unter den Würdigen den nach ihrer 
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Überzeugung Würdigsten zu wählen. Dann beten sämtliche Kapitu- 
lare das Confiteor und der erste Zeuge erteilt ihnen die Absolutio 
a censuris. 

89. 


rn ia 


e bereits versehen sind. 

Sodann tritt, von dem ältesten angefangen, jeder Kapitular 
einzeln zum Altar, legt in Gegenwart des Notarius, der beiden 
Skrutatoren und der zwei Zeugen den Zettel in die Urne, worauf 
der Name des Kandidaten steht, dem er seine Stimme gibt, und 
geht wieder an seinen Platz zurück. 

Sobald alle Zettel eingelegt sind, nimmt der erste Skrutator 
einen heraus, zeigt ihn dem andern Skrutator uud den beiden Zeugen 
und übergibt ihn dann dem Notarius, der den Namen des darauf 
stehenden Kandidaten in ein Verzeichnis einzutragen hat. 

Hierauf nimmt der zweite Skrutator einen Zettel aus der Urne 
uud verfáhrt damit auf die nämliche Weise; und so geschieht es 
abwechselnd, bis sämtliche Wahlzettel gezogen sind. 


8 10. 


Sind nun alle Zettel erhoben, so zählt der Notarius in Gegen- 
wart der Zeugen und Skrutatoren die Stimmen zusammen und 
verkündet mit lauter Stimme das Resultat der Wahl und fügt bei, 
auf welchen Namen die Mehrheit der Stimmen gefallen ist. Wenn 
der Gewählte in der Domkirche anwesend ist, wird er herbeigerufen 
und vom Domdekan gefragt, ob er bereit sei, die Wahl anzunehmen. 
Bejaht er die Frage, so wird er sogleich nach der herkömmlichen 
lateinischen Formel durch das Kapitel als erwählter Bischof erklärt, 

^ sein Name vom Notarius apostolicus in das schon vorbereitete Wahl- — 
instrument eingetragen und dieses von sämtlichen Kapitularen, 
Skrutatoren und Zeugen unterschrieben. 


8 11. 


Nach der Wahl gehen die zwei Wahlzeugen in die Dompfarr- 
Kurie, um dem Landesherrlichen Kommissar den Abschluss des 
Wahlaktes zu melden. Der Hohe Bevollmächtigte begibt sich, von 
den Wahlzeugen und dem Dompfarrer begleitet, zu der Wahlkapelle. 

Hier nimmt er auf dem für ihn bereiteten Ehrensitz Platz und 

] empfängt die amtliche Mitteilung von dem Ergebnis der Wahl. 

Inzwischen begibt sich die Geistlichkeit in geordnetem Zuge 

vom Chore in die Memorie. 
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8 12. 

Während Orgelspiel ertönt, kehren nun alle auf demselben 
Wege zum Hochaltar zurück. Sobald man dort angekommen ist, 
schweigt die Orgel, und das Domkapitel verrichtet in der Stille ein 
kurzes Gebet. 

Danach verkündigt der Secretarius Capitali von dem hohen 
Chore aus zuerst der Geistlichkeit in lateinischer Sprache, dann den 
Gläubigen in deutscher Sprache das Ergebnis der Wahl unter Vor- 
behalt der Bestätigung durch den Apostolischen Stuhl. 


8 13. 


Unter den Klängen der Orgel wird der Landesherrliche Kom- 
missar von dem Domdekan und dem Senior Capituli zum Marktportal 
begleitet, von wo seine Abfahrt erfolgt. 

Alle kehren jetzt zurück in die Sakristei. 


8 14. 


In dem Falle, dass der neugewählte Bischof in der Domkirche 
nicht gegenwärtig sein sollte, wird derselbe alsbald durch das Dom- 
kapitel benachrichtigt und über die Annahme der Wahl befragt. 


Also geschehen und beschlossen in der heutigen Sitzung am 
23. November 1903 und von sämtlichen Kapitularen unterschrieben. 
(Folgen die Unterschriften.) 


Mainz, 24. November 1903. 
A. A. 


Die Bischöfliche Kanzlei. 
Wilh. Moser, Dompräbendat. 


18. Eintritt in das Priesterseminar von Strassburg. 
(Bisch. Erl.; Strassburger Diözesanbl. Nr. 10. 1908.) 


1. Alle Theologen, welche in den Klerus der Diözese Strass- 
burg aufgenommen werden wollen, sind verpflichtet, gleich bei Be- 
ginn ihrer philosophisch-theologischen Studien in das Priesterseminar 
einzutreten und während des fünfjährigen Studienganges in dem- 
selben zu verbleiben. 

2. Sollte einem Theologen aus wichtigen Gründen Dispens von 
dieser Vorschrift erteilt werden, so erstreckt sich dieselbe immer 
nur auf einen Teil der Studienzeit, in der Regel auf ein Jahr. 

3. Theologen der Diözese Strassburg, welche mit genannter 
Dispens ausserhalb des Seminars als Externe in der Stadt wohnen 
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oder an einem andern Orte den theologischen Studien obliegen, 
haben sich auch für diese Zeit als zum Priesterseminar von Strass- 
burg gehörig zn betrachten und sind abhängig vom Seminarvorstand. 
Ihr nächster kirchlicher Vorgesetzter ist der Superior des Priester- 
seminars von Strassburg, an ihn sind Gesuche, Zeugnisse u. drgl. 
zu richten. 

4. Die in der Stadt wohnenden Externen unterstehen der Auf- 
sicht der Seminarleitung, sie haben die ihnen vorgeschriebene Ord- 
nung zu beobachten. 

5. Besucht jemand die hiesige theologische Fakultät oder eine 
andere theologische Lehranstalt, ohne obige Vorschriften zu beob- 
achten, so wird ihm diese Zeit seines Studiums nicht angerechnet. 

Die hochwürdigen Herren Seelsorger und Religionslehrer mögen 
Pfarrangehörige oder Schüler, welche Theologie studieren wollen, 
auf obige Bestimmungen aufmerksam machen. 

Strassburg, den 4. November 1903. 

f Adolf, 
Bischof von Strassburg. 


19. Fürsorgevereine für entlassene Gefangene in der Diözese 
Ermland, 


(Bisch. Instr.; Pastoralbl. f. d. Diózese Ermland Nr. 1. 1904.) 


Die Hochwürdige Geistlichkeit der Diözese veranlassen wir im 
Auftrage des Hochwürdigsten Herrn Bischofes, ein besonderes Augen- 
merk zu richten auf die Gründung örtlicher Fürsorgevereine für 
entlassene Gefangene, namentlich in den Kreisstädten mit grösseren 
 Gefángnissen. Es empfiehlt sich dabei der Anschluss an den Pro- 
vinzialverband der Ostpreussischen Gefingnisvereine. An dieser 
Zentralstelle des Gefangenen-Fürsorgewesens werden jährliche Kon- 
ferenzen in der Sache stattfinden. Zur Förderung der Gefangenen- 
Fürsorge trägt besonders bei, wenn es gelingt, bei den Vereinen 
möglichst viele Vertrauensmänner ausfindig zu machen. In grösseren 
Städten sollen die Fürsorgevereine mit den Arbeitsnachweisestellen 
in Verbindung treten, um bald möglichst regelmässige Beschäftigung 
für die entlassenen Gefangenen zu finden. Die Staatsbehörden 
nehmen an derartigen Veranstaltungen regen Anteil und sehen ge- 
mäss der Verfügung des Herrn Oberpräsidenten der Provinz vom 
28. Mai d. J. dem Mitwirken der kirchlichen Organe gern entgegen. 
Die Herren Geistlichen der Diözese wollen auch dieser Seite der 
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sozialen Not der heutigen Zeit ihre Aufmerksamkeit schenken, und 
die Herren Dekane und Erzpriester in den Versammlungen der 
Dekanatsgeistlichkeit den Gegenstand wegen Bildung der Gefangenen- 
Fürsorgevereine besprechen. Vorschlägen und Berichten sehen wir 
bis zum 1. Oktober 1904 entgegen. 


Frauenburg, den 24. Dezember 1908. 


Bischöfl. Ermländ. General-Vikariat. 
Kolberg. 
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III. Staatliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Rechte des Staates gegenüber den Gesamtverbänden in 
der katholischen Kirche in Preussen. 


(Kgl. Verordnung v. 4. Jan. 1904.) 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preussen u. s. w. 
verordnen in Ausführung des Paragraphen 9 des Gesetzes vom 29. Mai 
1903 betreffend die Bildung von Gesamtverbänden in der katholischen 
Kirche (Gesetzessammlung Seite 179) auf den Antrag unseres Staats- 
ministeriums was folgt: 

Artikel I. Die Kechte des Staates werden von dem Minister 
der geistlichen Angelegenheiten ausgeübt: 1. bei der Genehmigung 
der Anordnung der bischöflichen Behörde über die Bildung eines 
Gesamtverbandes und den Anschluss einer kirchlichen Gemeinde an 
einen bestehenden Verband, sowie bei der Feststellung der dem 
Gesamtverbande zu übertragenden Rechte und Pflichten ($$ 2 und 6 
des Gesetzes vom 29. Mai 1903); 2. bei der Genehmigung der von 
der bischöflichen Behörde über die Einrichtung und Geschäftsführung 
der Verbandsleitung und ihres Ausschusses festzusetzenden Regulative 
($ 5 des Gesetzes vom 29. Mai 1903); 3. in den Fällen des $ 8 
Absatz 2 des Gesetzes vom 29. Mai 1903, soweit ihm die Ausübung 
der Rechte des Staates durch Artikel 1 der allerhöchsten Ver- 
ordnung vom 80. Januar 1903 (Gesetzsammlung Seite 13) über- 
tragen ist. 

Artikel II. Die Rechte des Staates werden von den Ober- 
präsidenten ausgeübt 1. bei der Genehmigung von Umlagebeschlüssen 
(S 6 Nr. 5 8 8 des Gesetzes vom 29. Mai 1903), sofern die Umlage, 
abgesehen von dem nach Massgabe des Gesetzes betreffend die 
Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errichtende katholische 
Pfarrgemeinden vom 29. Mai 1903 (Gesetzessammlung Seite 182), 
für die Zwecke des Diözesanhilfsfonds aufzubringenden Betrage zehn 
vom Hundert der Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern 
jährlich an den Staat zu entrichtenden Einkommensteuer übersteigt; 
2. bei der Genehmigung der Anlagebeschlüsse ($ 6 Nr. 4 des Ge- 
setzes vom 29. Mai 1903). Gegen die Verfügung des Oberpräsi- 
denten findet die Beschwerde an den Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten statt. 
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Artikel III. In den übrigen Fällen der Paragraphen 6 und 8 
Absatz 2 des Gesetzes vom 29. Mai 1903 werden die Rechte des 
Staates durch den Regierungspräsidenten, in Berlin durch den Polizei- 
präsidenten ausgeübt. Gegen die Verfügungen des Regierungspräsi- 
denten, in Berlin des Polizeiprüsidenten, findet die Beschwerde an 
den Oberpräsidenten statt, welcher endgültig entscheidet. 

(Siehe die betr. Gesetze: Archiv, Bd. 83, S. 511—524.) 


2. Die Kongrua der Geistlichen in Österreich. 


(Verordnuug des Ministers für Kultus etc. vom 14. Jan. 1904; Reichsgesetzbl. 
Nr. 7. 1904.) 


In dem am 30. Januar ausgegebenen fünften Stück des Reichs- 
gesetzblattes wird unter Nr. 7 die folgende Verordnung des Mini- 
sters für Kultus und Unterricht und des Finanzministers vom 14. Ja- 
nuar 1904, mit welcher die Bestimmungen der $$ 12 und 15 der 
Ministerialverordnung vom 16. November 1898, R.-G.-BI. Nr. 205, 
betreffend die Flüssigmachung der nach dem Gesetze vom 19. Sep- 
tember 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, gebührenden Bezüge der katholischen 
Seelsorgegeistlichkeit abgeändert werden, kundgemacht: 

S 1. Selbständigen Seelsorgern, Hilfspriestern und Provisoren 
erledigter Pfründen, welche auf Grund des Gesetzes vom 19. Sep- 
tember 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, im Genusse einer Dotationsergän- 
zung (eines Provisorengehaltes) aus dem  Religionsfonds stehen, 
werden diese Bezüge vom 1. März 1904 angefangen im vorhinein 
in monatlichen Raten flüssig gemacht. 

An dem gesetzlichen Anfangs- und Endtermine des Anspruches 
auf diese Bezüge tritt hiedurch keine Änderung ein. 

8 2. Vom 1. März 1904 an erfolgt die vorláufige Anweisung 
der Dotationsergánzung an jene neu ernannten selbständigen Seel- 
sorger und Hilfspriester, deren Vorgänger eine solche geuossen hatten, 
in der Höhe dieser, und zwar von Amts wegen unmittelbar nach 
dem Einlangen der bezüglichen Mitteilung des bischöflichen Ordi- 
nariates und von dem ersten Tage des der Übertragung des geist- 
lichen Amtes folgenden Monates an. 

Wird das Amt mit der Rechtswirkung vom ersten Tage eines 
Monates übertragen, so erfolgt die vorläufige Anweisung von diesem 
Tage an. Die so angewiesenen Bezüge werden monatlich im vor- 
hinein flüssig gemacht. 

$ 3. Nach rechtzeitiger Überreichung des Einbekenntnisses 
im Sinne des $ 2 der Ministerialverordnung vom 16. November 1898, 
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R.-G.-BI. Nr. 205, oder nach dem Einlangen des nach $ 1, Absatz 3, 
dieser Ministerialverordnung anzubringenden Einschreitens hat die 
Ausgleichung zwischen der definitiv zuerkannten Dotationsergänzung 
für die neue Dienststelle einerseits und der etwa auf den früheren 
Posten bezogenen Dotationsergänzung (Provisorengehalt), sowie der 
bei Antritt des neuen Postens vorläufig angewiesenen Dotationsergän- 
zung andererseits, und zwar im Hinblicke auf den Tag der Über- 
tragung der neuen Dienststelle im Erkenntuiswege (8 7 der ange- 
führten Verordnung) zu erfolgen. 

Die Flüssigmachung der definitiv zuerkannten Dotationsergän- 
zung findet nach 8 1 der vorliegenden Verordnung statt. 

S 4. Wird in der vorgeschriebenen Frist das Einbekenntnis 
oder das Ansuchen um Anweisung der Kongrua nicht überreicht, so 
ist die weitere Auszahlung der vorläufig angewiesenen Bezüge ein- 
zustellen und wegen Rückersatzes der bereits ausgezahlten Beträge 
das Erforderliche zu veranlassen. 

Ergibt sich hiebei oder bei der Ausgleichung mit der definitiv 
zuerkannten Dotationsergänzung ein Rückersatz von mehr als 80 X 
an den Religionsfonds, so ist derselbe in 12 Monatsraten zu leisten. 

8 5. Die Anweisung und Auszahlung der Dotationsergänzung 
an Hilfspriester erfolgt dort, wo es bisher geschehen ist, zu Handen 
des ihnen vorgesetzten selhständigen Seelsorgers, an Religiosen zu 
Handen des Vorstehers der geistlichen Kommunität, der sie an- 
gehören. 

8 6. Verliert ein Seelsorger das Recht zum Bezuge einer 
Dotationsergänzung im Laufe eines Monates, ohne ein geistliches 
Amt, auf das die Bestimmungen des Gesetzes vom 19. September 
1898, R.-G.-BI. Nr. 176, Anwendung finden, zu erlangen, so ist der 
für den Rest dieses Monates bereits bezogene Betrag an Dotations- 
ergänzung von dem betreffenden Seelsorger, beziehungsweise dessen 
Rechtsnachfolger sofort zurückzuerstatten. 

8 7. Die Anweisung des Gehaltes an Provisoren erledigter 
Pfründen erfolgt von Amts wegen unmittelbar nach dem Einlangen 
der bezüglichen Mitteilung des bischöflichen Ordinariates mit dem 
ersten Tage des der Bestellung zum Provisor folgenden Monates, 
Findet diese Bestellung mit dem ersten Tage eines Monates statt, 
so hat die Gehaltsanweisung mit eben diesem Tage zu erfolgen. 

Dieser Gehalt wird monatlich im vorhinein flüssig gemacht. 

Die Provisoren sind verpflichtet, binnen Monatsfrist von ihrer 
Bestellung angefangen anzuzeigen, ob sie von dem ihnen gemäss 
8 15 der Ministerialverordnung vom 16. November 1898, R.-G.-Bl. 
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Nr. 205, zustehenden Rechte, ihren Gehalt aus den Einkünften der 
Pfründe zu entnehmen, Gebrauch machen wollen, worauf die sofor- 
tige Einstellung des angewiesenen Gehaltes und die Einbringung der 
tatsächlich empfangenen Beträge erfolgt. | 

Gelegentlich der Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben 
der erledigten Pfründe (Interkalarrechnung) hat auch die Ausgleichung 
zwischen dem gebührenden Provisorengehalte und den während der 
Zeit der Provisur tatsächlich bezogenen Beträgen an Dotationsergän- 
zung und Gehalt, und zwar im Hinblicke auf den Tag der Bestel- 
lung zum Provisor zu erfolgen. 

Im übrigen bleiben die Bestimmungen des $ 15 der Ministerial- 
verordnung vom 16. November 1898, R.-G.-Bl. Nr. 205, aufrecht. 


3. Patronatsbaupflicht in Preussen. 


a) Die den geistlichen Obern in Preussen obliegende Feststellung 
der Notwendigkeit von Kirchen- und Pfarrbauten wird durch eine 
von der Polizeibehòrde erlassene, den Bau anordnende Verfügung 
nicht ersetzt. Die auf eine solche Polizeiverfügung gegründete Klage 
der Kirchengemeinde auf Zahlung des Patronatsbaubeitrags ist wegen 
Unzulässigkeit des Rechtswegs abzuweisen. 


b) Der Grundsatz, dass die Baupflicht des Patrons im allgemeinen 
auf die Erhaltung des Bestehenden zu beschränken sei, kann nicht 
dahin führen, den Patron von der Errichtung von Neuanlagen, 
d. h. von solchen Gebäuden, die nicht an die Stelle bisher vor- 
handener treten, unter allen Umständen als befreit anzusehen. 


(Urteil des Reichsgerichts vom 27. April 1897, mitgeteilt von Konsistorialrat 
Dr. Mizerski in Posen. 


Im Namen des Reichs. 


In Sachen der katholischen Klosterkirchen-Gemeinde zu Wongro- 
witz (Lengowo-Tarnowo), vertreten durch den Kirchenvorstand, 
Klägerin, Widerbeklagten, Revisionsklägerin und Anschlussrevisions- 
beklagten 

wider 
den Königlich Preussischen Fiskus, vertreten durch die Königliche 
Regierung zu Bromberg, Beklagten, Widerkläger, Revisionsbeklagten 
und Anschlussrevisionskläger, hat das Reichsgericht, Vierter Civil- 
senat, auf die mündliche Verhandlung vom 29. April 1897 unter 
Mitwirkung etc. 
für Recht erkannt: 

Die Revision der Klägerin und die Anschlussrevision des Be- 

klagten gegen das Urteil des Vierten Civilsenats des Königlich 
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Preussischen Oberlandesgerichts zu Posen vom 15. Juni 1896 
werden zurückgewiesen; die Kosten der Revisionsinstanz werden 
zu !/, der Klägerin und zu €/, dem Beklagten auferlegt. 


Von Rechts Wegen. 


Tatbestand. 


Der klagenden Kirchengemeinde, die zu Tarnowo und Lengowo 
Propsteivorwerke besitzt, ist von der zuständigen Polizeibehörde 
aufgegeben worden, für die Einwohnerhäuser und für das Wohnhaus 
des Pächters auf der Propstei Tarnowo drei Abtritte und für die 
Einwohnerhäuser und das Wohnhaus auf dem Propsteivorwerke zu 
Lengowo einen Abtritt herzustellen, widrigenfalls diese Anlagen ge- 
mäss $ 132 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 auf Kosten der Kirchengemeinde ausgeführt und zu 
diesem Zwecke von ihr Vorschüsse eingefordert werden würden. Die 
Kirchengemeinde erkennt die Notwendigkeit dieser Anlagen an, be- 
sitzt aber nach ihrer Angabe kein eigenes Vermögen und klagt des- 
halb gegen den Preussischen Fiskus, der unstreitig ihr Patron ist 
und unstreitig allein die Baukosten bezüglich derjenigen Gebäude, 
zu deren Baukosten ein Patron gesetzlich beisteuern muss, zu tragen 
hat, mit dem Antrage, sie von der Verpflichtung, jene Bauten aus- 
zuführen, zu befreien und diese Bauten auf Patronatskosten herzu- 
stellen. 

Der Beklagte hat die Abweisung der Klage gefordert, indem 
er auszuführen sucht, dass es sich hier um neue Anlagen handle, 
für deren Kosten er nicht hafte; zugleich hat er widerklagend be- 
antragt, die Klägerin solle anerkennen, dass eine Baupflicht des 
Fiskus, welche über die Erhaltung des Bestehenden hinausgehe, der 
Klägerin gegenüber nicht bestehe. 

Das Landgericht hat den Fiskus klagegemäss verurteilt und 
mit der Widerklage abgewiesen. Auf die Berufung des Fiskus, der 
seine Anträge erster Instanz wiederholt und den neuen Einwand ge- 
macht hat, dass er die Notwendigkeit der fraglichen Bauten aus- 
drücklich bestreite und eine Feststellung der Notwendigkeit ihm 
gegenüber nicht den 88 707—709 Teil II Titel 11 des Allgemeinen 
Landrechts entsprechend erfolgt sei, hat das Berufungsgericht diesen 
Einwand für erheblich erachtet und deshalb die Klage wegen Unzu- 
lässigkeit des Rechtswegs abgewiesen ; in Betreff der Widerklage hat 
es die Berufung des Beklagten zurückgewiesen, indem es davon aus- 
geht, dass die fraglichen Bauten solche sind, von deren Baukosten 
ein Patron nicht befreit sein würde. 

Die Klägerin hat Revision eingelegt; der Beklagte hat sich 
der Revision angeschlossen. Die Kligerin hat ihren Berufungsantrag 
auf Zurückweisung der Berufung des Beklagten wiederholt, während 
der Beklagte beantragt hat, das Berufungsurteil bezüglich der Ent- 
scheidung auf die Widerklage und insoweit als ihm gl, der Kosten 
auferlegt sind, auch im Kostenpunkte aufzuheben und die Klägerin 
gemäss der Widerklage kostenpflichtig zu verurteilen. Beide Teile 
haben je die Zurückweisung der Revision des Gegners beantragt. 
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Entscheidungsgrinde. 


Sowohl der Revision der Klägeriv, wie auch der Anschluss- 
revision des Beklagten war der Erfolg zu versagen. Da nämlich 
der als Patron verklagte Fiskus die Notwendigkeit der hier frag- 
lichen Bauten nicht anerkennt, sondern ausdrücklich bestritten hat, 
die von dem Patron bestrittene Notwendigkeit von Kirchen- und 
Pfarrbauten ihm gegenüber nach Vorschrift der $$ 707 bis 709 
Teil II Titel 11 des Allgemeinen Landrechts mit Ausschluss des 
Rechtswegs festeustellen ist, diese Feststellung durch die von der 
Polizeibehörde an die Klägerin erlassene Verfügung nicht ersetst 
wird, so hat das Berufungsgericht bei dem Mangel einer den ge- 
nannten S$ 707 bis 709 entsprechenden Feststellung der Notwendig- 
keit jener Bauten die Klage mit Recht wegen Unzulássigkeit des 
Rechtswegs abgewiesen. 

An sich würde dadurch, dass die Notwendigkeit der Bauten, 
deren Kosten die Klägerin von dem Beklagten fordert, dem Be- 
klagten gegenüber nicht festgestellt und deshalb die Klage unzulässig 
ist, auch die Voraussetzung für den von dem Beklagten widerklagend 
geltend gemachten Feststellungsanspruch hinwegfallen. Allein, da 
die Klägerin einmal ihre Forderung gegen den Beklagten erhoben 
hat, so erscheint es gerechtfertigt, dass das Berufungsgericht schon 
jetzt in eine sachliche Prüfung des Widerklageanspruchs eingetreten 
ist. Seine Entscheidung, dass dieser Anspruch unberechtigt sei, be- 
ruht auf folgenden Erwägungen: 


Wenn auch anzuerkennen sei, dass die Baupflicht des Patrons 
im allgemeinen auf die Erhaltung des Bestehenden zu beschränken 
sei, so könne doch dieser Grundsatz nicht dahin führen, den Patron 
von der Errichtung von Neuanlagen, d. h. von solchen Gebäuden, 
die nicht an die Stelle bisher vorhandener treten, unter allen Um- 
ständen als befreit ansuschen. Die hier polizeilich angeordneten 
Bauten hätten keinerlei selbständige wirtschaftliche Bedeutung, sie 
seien insbesondere nicht auf eine andere wirtschaftliche Nutzung der 
Propsteivorwerke, die von der bisherigen abweiche, zurückzuführen, 
vielmehr bildeten sie innerhalb des bestehenden Wirtschaftssystems 
eine notwendige Ergänzung der vorhandenen Gebäude, die lediglich 
durch die Unvollkommenheit des bisherigen Zustandes veranlasst 
werde. 

Nach dieser auf tatsächlichen Erwägungen beruhenden Aus- 
führung des Berufungsgerichts handelt es sich nicht, wie die Revision 
annimmt, um bauliche Anlagen, welche den Wert der zur Pfarr- 
dotation gehörigen Grundstücke erhöhen sollen, sondern nm bauliche 
Anlagen, ohne deren Vorhandensein der bisherige Gebrauch der zur 
Pfarrdotation gehörigen Grundstücke polizeilich nicht weiter gestattet 
sein würde. Die Forderung der Klägerin, dass der Fiskus als Patron 
die Kosten dieser Anlagen übernehme, gibt dem Fiskus keine Ver- 
anlassung zur Erhebung der von ihm angestellten Widerklage. Es 
ist deshalb die Berufung des Fiskus bezüglich der Widerklage mit 
Recht zurückgewiesen worden. Hiernach hat sowohl die Revision, 
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wie die Anschlussrevision unter entsprechender Verteilung der Kosten 
zurückgewiesen werden müssen. 


4. Heranziehung von Geistlichen zur Staatseinkommensteuer 
in Preussen. 


a) Die Einnahmen eines kath. Geistlichen aus Messstipendien 
gehören sum steuerpflichtigen Einkommen. 


(Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts v. 28. April 1898; Entscheidungen 
des Königl. Preussischen Oberverwaltungsgerichts in Staatssteuersachen, Bd. 7. 
S. 121; mitgeteilt von Konsistorialrat Dr. Miserski in Posen.) 


Der Steuerbefreiung erstrebenden Beschwerde eines für 1897/98 
zu 9 Mark Einkommensteuer veranlagten Kaplans, wurde seitens des 
Oberverwaltungsgerichts der Erfolg versagt aus nachstehenden 


Gründen: 


Was diejenigen Beträge betrifft, welche der Zensit für »Zele- 
brieren von heiligen Messen« von der katholischen Kirchengemeinde 
erhält und welche die Berufungskommission mit 225 Mark als zu 
seinem Einkommen aus gewinnbringender Beschäftigung gehörige 
schwankende Einkünfte in ihre Berechnung eingestellt hat, so han- 
delt es sich dabei offenbar um Messstipendien. Ein Messstipendium 
heisst aber (vergl. Wetzer und Welte, Kirchenlexikon, zweite Auflage, 
begonnen von Joseph Kardinal Hergenröther und fortgesetzt von 
Dr. Franz Kaulen, Bd. 8. S. 1424) ein Almosen, welches dem Prie- 
ster zu dem Zwecke gegeben wird, dass er den sogenannten fructus 
specialis einer heiligen Messe der Intention des Gebers gemäss ver- 
wende, und ist, wie in dem erwähnten Artikel gleichfalls dargelegt 
wird, ein Beitrag zum Lebensunterhalte des Priesters. Wegen dieses 
Zwecks derartiger Almosen kann auf dieselben der $ 8 des Einkom- 
mensteuergesetzes, nach welchem ausserordentliche Einnahmen u. a. 
aus Schenkungen nicht als steuerpflichtiges Einkommen, sondern als 
Vermehrung des Stammvermögens gelten, keine Anwendung finden, 
indem diese Bestimmung sich nur auf solche vereinzelte Schenkungen 
bezieht, die nach wirtschaftlichen Grundsätzen nicht zum Zwecke 
der Befriedigung laufender persönlicher Bedürfnisse erfolgen. Die 
fraglichen, fortdauernd dem Zensiten zufliessenden Messstipendien 
sind vielmehr unzweifelhaft zu denjenigen Jahreseiukünften zu rech- 
nen, welche er aus gewinnbringender Beschäftigung als Geistlicher 
(Art. 2la der Ausführungsanweisung vom 5. August 1891) bezieht, 
inlem ihm diese Stipendien im voraus als Gegenleistungen für das 
Zelebrieren von Messen nach den Iutentionen der Geber, also als 
Gegenleistungen für Tätigkeiten gegeben werden, die zu seinem Be- 
rufe als Geistlicher gehören (vergl. Art. 21. Nr. 2, Abs. 1. der 
Ausführungsanweisung). 
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b) Steuerpflichtigkeit des Einkommens aus Messstipendien. 


(Entscheidung des VII. Senats vom 2. Juli 1902; Entscheidungen des Kônigl. 
Preuss. Oberverwaltungsgerichts in Staatssteuersachen, Bd. 10. 8. 196; mitge- 
teilt von Konsistorialrat Dr. Miserski in Posen. 


Was das Einkommen aus Messstipendien anbetrifft, so sind, 
wie in den Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts in Staats- 
steuersachen, Bd. VII. S. 121, dargelegt ist, die in Messstipendien 
bestehenden fortlaufenden Einnahmen eines katholischen Geistlichen 
zu den Jahreseinkünften desselben aus gewinnbringender Beschäfti- 
gung zu rechnen. Dass der Kleriker diese Messslipendien, wie in 
der Beschwerdeschrift, unter Berufung auf den katholischen Moral- 
theologen Gury behauptet wird, nicht für sich verwenden dürfe, son- 
dern verpflichtet sei, dieselben zu guten und frommen Zwecken zu 
verwenden »quia patrimonium pauperum sunt«, kann nicht als 
richtig anerkannt werden; — vergl. Moraltheologie von Franz Adam 
Göpfert, Paderborn 1898, Bd. II. S. 125, wo gelehrt wird, der 
Priester sei durch Annahme des Stipendiums Eigentümer desselben 
geworden, er könne deshalb dasselbe sofort für sich verwenden. 

Hiernach würden auch in der nunmehr von der Berufungskom- 
mission zu erlassenden anderweiten Entscheidung die, wie der Steuer- 
pflichtige offenbar nicht bestreitet, von ihm bezogenen Messstipen- 
dien unter Beachtung des $ 10. Abs. 1. des Einkommensteuergesetzes 
in Ansatz zu bringen sein. 

Anmerkung. Wesentlich anders als das Preussische Oberverwaltungs- 
gericht beurteilt der Preussische Episkopat die Natur der Messstipendien. In 
seiner Denkschrift an den Kultusminister vom 1. März 1898, betreffend den 
Erlass eines Gesetzes über das Diensteinkommen der katholischen Pfarrer 
(vom 2. Juli 1898) heisst es: 

»Wenn die Denkschrift (der Staatsregierung) auch die Anrechnung der 
Manualstipendien in Aussicht nimmt, so kann dieses nur auf einer irrtümlichen 
Auffassung beruhen. Kein Stelleninhaber ist verpflichtet, Manualstipendien an- 
zunehmen, und ebensowenig eine Gemeinde, solche anzubieten ; dieselben ent- 
ziehen sich sonach jeder Kontrole und haben zudem nicht die Natur einer Ein- 
N sondern einer freiwilligen und zufälligen Gabe.« (vergl. Archiv, 1898 

. 746). 

Dieser Ansicht des Episkopats hat sich in der Folge der Kultusminister 
angeschlossen und im Einverständnis mit dem Finanzminister mittels Erlasses 
vom 9. Oktober 1899 es genehmigt, »dass bei Berechnung des Stelleneinkom- 
mens der katholischen Pfarrstellen die Vergütung für Abhaltung von Manual- 
und Frühmessen ausser Ansatz gelassen wird.« (vergl. Archiv, 1900 S. 384). 


c) Ausgaben eines Geistlichen für einen Vikar sind abzugsfàhig, 
wenn zur Bestreitung derselben ein bestimmter Teil des Pfarrein- 
kommens als Dienstaufwand bestimmt ist. 

(Entscheidung des VII. Senats vom 29. Nov. 1900; Entscheidungen des Kénigl. 


Preussischen Oberverwaltungsgerichts in Staatssteuersachen, Band 9. S. 179; 
mitgeteilt von Konsistorialrat Dr. Miserski in Posen.) 


Der Steuerpflichtige, ein katholischer Pfarrer, von welchem in 
seiner Steuererklärung für 1899 von den auf rund 6568 Mark ange- 
gebenen Gesamteinkünften u. a. 1500 Mark als Ausgaben für einen 
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Vikar in Abzug gebracht waren, hatte zugleich zur Erläuterung 
dieses Abzuges angegeben, dass wegen seiner Kränklichkeit der Vikar 
von seiner vorgesetzten Dienstbehörde seit Mai 1898 zu seiner Ver- 
tretung angestellt sei, und dass dessen Unterhaltung und Revenuen 
der dortigen Pfarrstelle zur Last fielen. Nachdem ihm bei der Be- 
anstandung seiner Steuererklärung bemerklich gemacht worden war, 
dass, sofern nicht etwa die Vikarstelle im Kirchenetat vorgesehen 
sei, die ihm durch die Haltung eines Pfarrgehilfen erwachsenden 
Ausgaben nicht abzugsfähig sein würden, hatte er erwidert, dass 
allerdings die Vikarstelle im Kirchenetat nicht vorgesehen sei, dass 
jedoch jene Entscheidung auf die in der Diözese zu Recht bestehen- 
den Verhältnisse nicht passe und demnächst zur Begründung dieser 
Behauptung die Abschrift folgender Bezeugung des General- Vikariat- 
amts vorgelegt: 

»Auf Ersuchen des Pfarrers N. N., des Steuerpflichtigen, wird 

hierdurch von Oberaufsichtswegen bescheinigt, dass das Bene- 

fizium nicht allein zum Unterhalt des Pfarrers, sondern der 

zur Pastorierung der Pfarrei erforderlichen Geistlichkeit be- 

stimmt ist, ferner dass die Behörde allein darüber zu be- 

stimmen hat, ob ein Vikar anzustellen ist oder nicht.« 

Trotzdem wurde der beanspruchte Abzug weder von der Veran- 
lagungskommission noch von der Berufungskommission zugelassen, 
wobei letztere ausführte, dass dies deshalb nicht zulässig sei, weil 
die Stelle des Vikars im Kirchenetat nicht vorgesehen, der Zensit 
vielmehr zum Halten dieses Hilfsgeistlichen infolge seiner Krankheit 
genötigt sei. Dabei wurde auf das in Fuistings Kommentar zum 
Einkommensteuergesetz, 4. Auflage, S. 174. Anm 13 B.* mitgeteilte 
Erkenntnis des Oberverwaltungsgerichts vom 26. Juni 1894 — VI. 
B. 1904 — hingewiesen. 
Der hiergegen erhobenen Beschwerde wurde seitens des Ober- 

verwaltungsgerichts durch Rückgabe der Sache zur anderweiten Ent- 
scheidung Erfolg gewährt aus nachstehenden 


Gründen: 


Die Berufungskommission hat es unterlassen, zu der erwähnten 
in Abschrift vorgelegten Bezeugung des General- Vikariatamtes Stel- 
lung zu nehmen, während sie allenfalls nach Einfordern des Origi- 
nals diese Bezeugung hätte prüfen müssen, ob nicht etwa die in 
Hede stehenden Ausgaben nach $ 15. Abs. 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes vom 24. Juni 1891 und nach Art. 22. Abs. 3 der Ausfüh- 
rungsanweisung vom 5. August 1891 als ein zur Bestreitung des 
Dienstaufwandes bestimmter Teil der vom Zensiten aus seiner pfarr- 
amtlichen Stellung bezogenen Einkünfte ausser Ansatz zu lassen seien. 

Unterliegt daher diese Berufungsentscheidung nach 8 44, Nr. 2 
des Einkommensteuergesetzes wegen dieses wesentlichen Verfahrens- 
mangels der Aufhebung, so ist zugleich die nicht spruchreife Ange- 
legenheit an die Berufungskommission zur anderweiten Erórterung 
ele Entscheidung zurückzugeben, wobei folgendes zu beachten sein 
Wird i 
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Nach der mit der Beschwerde vorgelegten Bezeugung ist das 
mit der Pfarrstelle des Steuerpflichtigen verbundene Diensteinkommen 
so bemessen, dass in ihm zugleich die Entschädigung für die zur 
Pastorierung der Pfarrei ausser dem Pfarrer etwa erforderlich wer- 
dende Geistlichkeit mitenthalten ist und hat darüber, ob die mit 
Rücksicht auf die Verhältnisse des Pfarrsprengels und auf die per- 
sönliche Leistungsfähigkeit des Pfarrers für den letzteren nötige 
Arbeitshilfe durch Anstellung eines Vikars zu beschaffen ist, ledig- 
lich die geistliche Oberbehórde zu entscheiden. Dieses war bei der 
Besetzung der Pfarrstelle zweifellos ebenso, wie der Anstellungs- 
behörde, so auch dem Zeusiten bekannt. Wie angenommen werden 
muss, waren daher bei dieser Besetzung der Zensit und die Anstel- 
lungsbehörde, wenn auch nur stillschweigend darüber einig, dass für 
den Fall der Anstellung eines Vikars die Aufwendungen des Zensiten 
für diese Arbeitshilfe demselben nicht etwa besonders ersetzt werden 
sollen, sondern dass statt eines besonderen Ersatzes dieser Dienst- 
aufwandskosten eine ihrem Betrage nach nicht weiter festgestellte 
bezügliche Entschädigung als ein für allemal durch das ganze Dienst- 
einkommen schon mitgewährt, in letzterem miteinbegriffen sei, (vergl. 
das in Bd. I. S. 254 der Entscheidungen des Gerichtshofes in Staats- 
steuersachen mitgeteilte Erkenntnis vom 9. März 1893) Hieraus 
ergibt sich, dass der Abzug für den Unterhalt des Vikars zulässig 
ist, und da der Zensit demselben nach seiner glaubwürdigen Angabe 
jährlich 504 Mark bar zahlt, wird es nur noch der Ermittelung des 
Jahreswertes der dem Vikar zu gewährenden bezw. gowührten freien 
Station im Wege der Schätzung bedürfen. Der Fall liegt hier also 
wesentlich anders, als der der erwáhnten Entscheidung vom 26. Juni 
1894 zu grunde liegende Tatbestand, über den nach Lage der Akten 
bezw. dem Vortrage des Zensiten nur sovie! feststand, dass der letz- 
tere sich seinerseits durch schwere Krankheit zur Bestellung eines 
Gehilfen und Beschaffung sonst nicht erforderlichen Fuhrwerks ver- 
anlasst gefunden hatte. 


d) Das Einkommen, welches ein Pfarrer aus den ihm sur Nutz- 
niessung überlassenen Lündereien erzielt, ist im Sinne des Einkom- 
mensteuergesetees kein Einkommen aus gewinnbringender Beschäftig- 
ung, sondern ein solches aus Grundvermigen und nach den für 
letzteres bestehenden Vorschriften zu bemessen. 
(Entscheidung des VI. Senats vom 6. Februar 1902; Entscheidungen des Königl. 


Preussischen Oberverwaltungsgerichts in Staatssteuersachen, Band 10. S. 152; 
mitgeteilt von Konsistorialrat Dr. Mizerski in Poren.) 


Das Oberverwaltungsgericht erkannte auf Zurückweisung der 
Beschwerde eines steuerpflichtigen Pfarrers wegen seiner Veranlagung 
für 1900 aus folgenden 


Gründen: 


Der Beschwerdeführer rügt, dass in der Berufungsentscheidung 
der zu seinem Stelleneinkommen gehörende Frtrag aus selbstbewirt- 
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schafteten Weinbergen neben dem Bargehalte, dem Werte der Amts- 
wohnung und den Pachteinnahmen gesonderte Anrechnung gefunden 
hat. Er verlangt, dass ihr lediglich das in seiner Kompetenz nach- 
gewiesene, auch den Ertrag aus den Weinbergen umfassende Stellen- 
einkommen angerechnet werde ohne Rücksicht auf einen in Wirklich- 
keit erzielten Mehrertrag, den übrigens die Berufungskommission 
auch zu hoch angenommen habe. 

Das Verlangen des Beschwerdeführers widerstreitet einem der 
ersten Grundsätze des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891, 
dass die Steuer das wirkliche Einkommen der Pflichtigen treffen 
soll, nicht ein zu ganz anderen Zwecken — hier lediglich als Unter- 
lage für die Ausführung des Pfarrerbesoldungsgesetzes vom 2. Juli 
1898 (G.-S. S. 260) — und deshalb auch nach wesentlich abweichen- 
Grundsützen angenommenes Einkommen. | 

Als die Quellen des Einkommens sind im 8 7 des Einkommen- 
Steuergesetzes bezeichnet: 1. Kapitalvermögen, 2. Grundvermögen, 
8. Handel und Gewerbe und 4. gewinnbringende Beschäftigung ; 
die Jahreseinkünfte aus dieser letzteren sollen als deren Einkommen 
nur insoweit gelten, als sie »nicht schon unter Nr. 1 bis 3 be- 
griffen sinde. | 

Nach 8 13 umfasst das Einkommen aus Grundvermógen die 
Erträge sämtlicher Grundstücke, aus denen dem Inhaber infolge von 
Berechtigungen irgend welcher Art ein Einkommen zufliesst. 


Im $ 15 ist nichts abweichendes bestimmt. Vielmehr ist be- 
züglich der Dienstwohnungen die Schlussfolgerung aus $ 13 aus- 
drücklich gezogen. Hierfür soll der ortsübliche Mietswert oder der 
Mietszins angerechnet werden. 


Hiermit ist die Absicht des Gesetzes in deutlicher Weise dahin 
zum Ausdruck gebracht, dass bei Inhabern von Dienstwohnungen 
und Dienstländereien das den Beamten zur Nutzniessung überlassene 
Grundvermögen (Haus und Ländereien) die Quelle sein soll. 


Dieses wird auch im Art. 21 Nr. 3 Abs. 1 der Ausführungs- 
anweisung vom 6. Juli 1900 mit den Worten »Geldwert der etwaigen 
Naturalbezüge« u. s. w. ausdrücklich anerkannt. Der Absatz 2 ist 
nur als »instruktionelle« Vorschrift über die Berechnungsweise auf- 
zufassen; !sonst würde er nicht eine Ergänzung des Gesetzes bilden, 
sondern mit dessen $$ 7, 13 uud 15 im Widerspruche stehen. 

Soweit hiernach ein Amt die Einkommensquelle »Grundver- 
mögen« in sich schliesst, muss dieser Quelle nachgegangen und 
müssen die für die Berechnung des aus ihr fliessenden Einkommens 
bestehenden besonderen Gesetzesvorschriften angewendet werden. 

Einen grundsätzlichen Widerspruch gegen diese Gesetzes- 
auslegung enthält auch die (im VIII. Bande der Sammlung der Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts in Staatssteuersachen S. 89 
abgedruckte) Entscheidung vom 23. März 1899 nicht, die sich auf 
die Anrechnung des Einkommens aus Dienstland für einen Lehrer 
nach dem Gesetz vom 3. März 1897 (G.-S. S. 25) bezieht und in 
der dem Beschwerdeführer bekannt gewordenen Verfügung einer 
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Veranlagungsbehörde an einen anderen Pfarrer anscheinend missver- 
standen worden ist. 

Die Berufungskommission hat deshalb das vom Beschwerde- 
führer weder im Beanstandungs- noch im Berufungsverfahren nach- 
gewiesene Einkorumen der drei letzten Jahre schätzen und den Durch- 
Schnitt anrechnen müssen; der Wohnungswert unterlag der Natur 
der Sache nach der amtlichen Schátzung. Die Schátzungsergebnisse 
entziehen sich der Nachprüfung im Beschwerdeverfahren ($ 44 a. a. O.). 

Hiermit rechtfertigt sich die kostenpflichtige (8 49 a. a. O.) 
Abweisung der Beschwerde. 
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IV. Mitteilungen. 


1. Fine authentische Interpretation der Lambruschini- 
Instruktion für Ungarn. 


(30. April 1841.) 


Von Dr. Franz Hanuy, Professor der Theologie zu Pécs in Ungarn. 


Im Zirkularschreiben (Nr. XVI.) des Fürstprimas von Ungarn, 
Kardinals Klaudius Vaszary, Erzbischofs von Gran, wurde im Monate 
September 1903 ein Reskript der S. Congregatio R. et U. Inquisi- 
tionis (vom 18. Aug. 1897 datiert) veröffentlicht, welches zwei von 
dem Graner erzbischöfl. General-Vikar bezüglich der Gültigkeit 
der rein bürgerlich geschlossenen Mischehen im allgemeinen ge- 
stellte Fragen beantwortet und dadurch sowohl eine authentische 
»interpretatio comprehensivas und zugleich »extensiva« zur In- 
struktion vom 30. April 1841 des Kardinal-Staatssekretärs Lam- 
bruschini für Ungarn (zu unterscheiden von der Instruktion desselben 
Kardinals für Österreich: 22. Mai 1841) gibt, wie auch manche 
gemeinrechtliche Zweifel, welche bezüglich der Maritalität der blossen 
Zivilehe vom intentionalistischem Standpunkte, hauptsächlich seit der 
vielbesprochenen Entscheidung von S. C. C. 13. März 1879, bisher 
bestanden, löst, 

Ich will mich kurz fassen, indem ich zuerst den Text der an- 
gedeuteten Interpretation mitteile und dann dazu die notwendigen 
Bemerkungen mache. 


I. 
Die betreffende »inferpretatio authentica« lautet, wie folgt: 


Eme ac Rme Princeps, Dne Obme. 


Dubiis Rmo Dno Mylasen. Episcopo, Emineutiae Tuae Auxiliari 
et Vicario Generali cirea mixta connubia Aplicae Sedi nuper propo- 
sitis, videlicet: 

1. Utrum matrimonia mixta coram civili magistratu contracta 
et nullo haereticorum ritu lustrata pro validis in Hungaria habenda 
sint; et siquidem affirmative, 2. utrum proles ex similibus matri- 
moniis ortum ducentes pro legitimis censendae sint, atque libro pa- 
rochiali baptizatorum qua tales scribendae. 


= u 
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Suprema Congregatio S. R. et U. Inquisitionis, fer. IV. die 
18. labentis mensis Augusti, ad utrumque respondit affirmative, additis 
in libro parochiali notitiis de persona parentum deque formae matri- 
monii illorum. lam vero S. Congregatio ea, quae sequuntur, in rem 
notanda esse censuit et Curiae Strigoniensi significanda: 

1. Nihil momenti habet in matrimonii celebratione haeretici 
ministri assistentia, quem Catholica Ecclesia prorsus excludit, quippe 
quum hi, qui eius operam exquirunt et admittunt, eo ipso haeresim 
istiusque ministros, qua tales, favore et honore prosequantur, aliud 
erinde pratrent peccatum, cum ipsis communicando in divinis et 
excommunicationem incurrant, prout S. eadem Congregatio declaravit, 
decreto dato fer. IV. die 11. Maji 1892, 


2. Illud igitur admonitos esse S. Congregatio vult, quotquot 
per Hungariam fideles, nullo demum fundamento innixi, contrariam 
sententiam tenere videntur; insuper foveri iubet christiani populi hor- 
rorem erga civile tantum foedus, simulque populum doceri, ex Apo- 
stolica dispensatione, matrimonia coram publico magistratu in Hun- 
garia valide contrahi, quum clandestinitatis impedimentum tam 
pro haereticis, quam inter catholicum et acatholicum ab Ecclesia 
demptum fuerit. 

3. Quod vero huiusmodi clandestina coniugia valida sint, quam- 
vis absque legitima venia, vel quod etiam deterius esset, praeter 
iustas cautelas aut contra interpositas sponsiones ineantur, non id- 
circo tamquam honesta habenda sunt; imo ea procul dubio ¿llicita 
facit etiam negligentia rituum ab Innocentio Papa IIL, et in ipso 
Capite »Tamefsi« Tridentinae Synodi praescriptorum. 

4. Notitiae circa parentum personas et matrimonii formam 
librorum parochialium adnotamentis idcirco inscribi mandantur, quia 
necessaria sunt ad effectus canonicos, qui prolem respiciunt ab hae- 
reticis coniugibus ortam. 

Haec omnia a summo Pontifice rite probata, Eminentiae Tuae 
per me nuncianda erant; Tuasque manus humillime deosculatus vene- 
rationis meae sensa iterum testor ex animo. 


Datum Romae, e Secretaria Status 31. Augusti 1897. 


M. Card. Rampolla mp. 


Emo ac Rmo Claudio Card. Vaszary 
Archi-Episcopo Strigoniensi 
Strigonium. 
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II. 


1. Mit dieser authentischen Interpretation ist ausser Zweifel 
gesetzt, dass in Ungarn (samt Nebenlündern) die von Akatholiken 
unter sich oder mit Katholiken geschlossenen formlosen (ohne die 
»forma Tridentina«) Ehen giltig sind. 

Bezüglich der Mischehen in Ungarn ist diese Interpretation eine 
»comprehensiwa«, da schon die Lambruschini-Instruktion, expressis 
verbis, eben von » Mischehen« redete; und bezüglich dieser Miseh- 
ehen war eine Interpretation der Instruktion insoferne notwendig, 
weil in Ungarn, vielfach auch in kirchlichen Kreisen, (mit bewusst 
oder unbewusst intentionalistischer Auffassung solcher Eheschliessungen) 
eine irrige Auffassung herrschte, als wäre eine ohne die »forma 
Tridentina« geschlossene Mischehe in Ungarn nur dann giltig, wenn 
dieselbe wenigstens vor dem akatholischen Seelsorger geschlossen 
würde. Die Instruktion des Kardinals Lambruschini (30. April 1841) 
hat nämlich für Ungarn bezüglich der Mischehen die Verpflichtung 
der Beobachtung der »forma Tridentinae mit diesen Worten auf- 
gehoben: 

»Quod autem attinet ad connubiorum istorum coram acatholico 
ministro, seu non servata Conc. Tridentini forma, celebrationem, in- 
spectis tam praeteritis, quam praesentibus locorum, de quibus sermo 
est, peculiaribus circumstantiis, erunt ab Episcopis et Parochis pru- 
denter dissimulanda, et, quamvis illicita, pro validis habenda, nisi 
tamen canonicum aliunde officiat impedimentum seu in nuptiarum 
celebratione appositae fuerint conditiones substantiae matrimonii ex 
eatholica doctrina repugnantes.« 

2. Bezüglich der rein akatholischen Ehen ist die Interpretation 
vom 18. Aug. 1897 eine »sextensivae, weil die Instruktion nur von 
»gemischten« Ehen redet. Die Doktrin (Feije, Scherer) behauptete 
schon längst, dass dort, wo für die gemischten Ehen die »forma 
Tridentina« aufgehoben worden ist, dieselbe auch für die rein akatho- 
lischen Ehen nicht mehr bestehend zu betrachten sei. Diese Auf- 
fassung der Doktrin ist durch die oben angeführte Interpretation 
vollstándig bestátiget, da es in derselben (im Punkte 2) heisst: »quum 
clandestinitatis impedimentum /am pro haetericis, quam inter cafho- 
licum ab Ecclesia demptum fuerü.« 

Aus dem »demptum fuerit« (tempus perfectum) geht hervor, 
dass diese Interpretation eine »exfensiva« nicht in dem Sinne ist, 
als würde nur laut Reskript vom 18. Aug. 1897 die Aufhebung der 
Klandestinität ausgebreitet sein auch auf die rein häretischen Ehen, 
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sondern in dem Sinne, dass diese Aufhebung, auch bezüglich der 
rein häretischen Ehen, bereits schon in der Instruktion Lambru- 
schini’s enthalten war, wenn auch nicht »expressis verbis«, so doch 
selbstverständlich. 

3. Aus dem Reskripte (Punkt 1.) geht weiters hervor, dass die 
Kirche die vor einem akatholischen Seelsorger im Geltungsgebiete 
der Benedictina (4. Nov. 1741) geschlossene Mischehe mehr verab- 
scheuet, als die nur vor dem bürgerlichen Standesamte geschlossene 
Mischehe, und zwar deshalb, weil zu der in dem Wesen der Misch- 
ehe liegenden »participatio in sacris acatholicise (communicatio 
activa) und zugleich der »admissio acatholici ad cultum catholicume 
(communicatio passiva) eine viel mehr tätige »communicatio activa: 
dadurch kommt, dass die kathol. Person vor dem akatholischen 
Seelsorger behufs akatholischer ritueller Eheschliessung erscheint, 
was eine viel eklatantere Begünstigung der Häresie (Constit. »Apost. 
Sedise I. 1) ist, als der einfache Austausch des sakramentalen Ehe- 
konsenses. 

4. Auffallend ist es, dass das Reskript im 2. Punkte offen ver- 
figt, es sollen das in diesem Reskripte ausgesprochene Prinzip 
die Anhiuger der entgegengesetzten Meinung (hier sind, zwar mit 
»fideles« genannt, hauptsächlich die juristisch geschulten Kreise, ge- 
wiss auch Geistliche gemeint) zur ernsten Kenntnis nehmen, wie auch 
das gläubige Volk (»populum doceri«) belehrt werden soll, dass in 
Ungarn die nur bürgerlich geschlossenen Mischehen und rein akatho- 
lischen Ehen darum giltig sind, weil zer apostolica dispensatione« 
das trennende Hindernis der Klandestinität aufgehoben worden ist. 
Der Nachdruck liegt auf den Worten: »ex apostolica dispensatione«, 
und nicht auf den Worten: »valide contrahi«. Das Reskript redet 
scheinbar von gänzlicher Aufhebung der Klandestinität, aber es ist 
selbstverständlich, dass solche klandestine Ehen verboten sind, nicht 
nur »propter haeresim« sondern »propter clandestinitateme, mithin 
bleibt die Klandestinitát auch für diese Ehen wenigstens als »im- 
pedimentum prohibense, 

9. In demselben Punkte (2.) des Reskriptes werden die nur 
bürgerlich geschlossenen Ehen »matrimonia coram publico magistratu« 
— genannt, somit betrachtet das Reskript in Ungarn und zweifels- 
ohne im ganzen Geltungsgebiete der Benedictina, die Zivilehe weder 
als blosse bürgerliche Formalität noch als Konkubinat, sondern als 
ungiltige, klandestine Ehe, und somit kann gegen die Giltigkeit der 
von Akatholiken unter sich oder mit Katholiken geschlossenen Ehen 
vom intentionalistischen Gesichtspunkte keine »praesumtio iurise vor- 
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gebracht werden, mithin auch nicht mit Berufung auf das Dekret 
Leo XIII. vom 17. Mart. 1879. (Acta S. S. vol. XIII. S. 126). Es 
müssten also stringente Beweise gebracht werden von demjenigen, wel- 
cher die Giltigkeit einer solchen Ehe wegen Mangel der maritalen 
Intention bestreiten wollte. (Siehe die bisherige Anschauung der Kano- 
nisten bei: Gasparri, Tractatus canonicus de matrimonio II. Ausgabe 
1900, I. Bd. Seite 513, wo der Auktor die Civilehen als schlechthin allen 
Schein der Ehe entbehrend betrachtet, auch im Geltungsgebiete der 
Benediktina — ; R. Scherer, Handbuch des Kirchenrechts II. Bd. 1898, 
Seite 224, 350—1., wo dieser Auktor die Zivilehen als wegen Klan- 
destinität ungiltige Ehen betrachtet, bei denen bei Wegfall der Klan- 
destinität die maritale Gesinnung von Fall zu Fall klarzustellen ist.) 
Das Reskript vom 18. Aug. 1897 geht noch weiter als Scherer, weil 
es die Zivilehen schlechthin für »matrimonia coram publico magi- 
stratue, also für Ehen (wenn auch etwa ungiltige) bezeichnet, und somit 
eine gesetzliche Vermutung bezüglich der maritalen Gesinnung auf- 
stellt, und eben darum die von Akatholiken unter sich oder mit 
Katholiken geschlossenen blossen Zivilehen ohne weitere Beweise für 
giltig betrachtet und diese Tatsache in die Matrikel einzutragen befiehlt. 

6. Die Parentese im 3. Punkte des Reskriptes (»quamvis absque 
venia vel quod etiam deterius esset, praeter iustas cautelas aut con- 
tra interpositas sponsiones ineantur«) ist so zu verstehen, dass es 
möglich ist, dass auch solche Mischehen rein bürgerlich geschlossen 
werden, für welche bereits eine päpstliche Dispens (in impedimento 
mixtae religionis) erlangt worden ist oder wenigstens ein Revers aus- 
gestellt worden ist, oder auch Mischehen rein bürgerlich geschlossen 
werden in der Weise, dass die Eheleute vor der bürgerlichen Ehe- 
schliessung kraft ungarischen Gesetzes XXXII. vom Jahre 1894 eine 
Vereinbarung über die Erziehung aller Kinder in der akatholischen 
Religion geschlossen haben, auch trotzdem dass sie vorher schon 
einen Revers zu Gunsten der katholischen Religion ausgestellt oder 
auch vielleicht schon päpstliche Dispens erhalten haben. 

7. Unter »negligentia rituum praescriptorume (Punkt 3) sind 
das 3-malige Aufgebot der Ehe (Innocenz IIT. im IV. Lateran. Concil) 
und die rituelle Trauung nach dem am Orte der Eheschliessung üb- 
lichen kirchlichen Ritus zu verstehen, welche das Dekret »Tametsi« 
nebst der wesentlichen Form (»forma Tridentina«) verpflichtend vor- 
schreibt. 

Pecs, den 19. Oktober 1903. 
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2. Zur Reform des Kirchenrechts 


schreibt Prof. Dr. Haring in Graz in der in Salzburg erscheinenden 
‚Kath. Kirchenzeitung* (Nr. 6. 1904): 


Die heutige Zeit stebt im Zeichen der »Reform«. Reform der 
theologischen Studien, Reform des moraltheologischen Unterrichtes 
u. dgl. sind vielbehandelte Themata. Etwa seit Jahresfrist wird in 
wissenschaftlichen Blättern auch viel von der Reform des Kirchea- 
rechts gesprochen. Da das Kirchenrecht eine praktische Disziplin 
ist, so dürfte eine kurze Übersicht über die Bestrebungen auf diesem 
Gebiete weitere Kreise interessieren. 


So weit wir die Sache verfolgen konnten, eröffnete in dieser 
Angelegenheit den Reigen »ein katholischer Theologe« in der Lite- 
rarischen Beilage der ‚Kölnischen Volkszeitung‘, Nr. 50, vom 11. De- 
zember 1902. Der Verfasser des Artikels verlangt vor allem »eine 
Darstellung des Kirchenrechts, die auf dem festen Fundamente der 
Kirche aufbauend, eine Rechtsordnung konstruiert, welche die Zeit- 
verhältnisse berücksichtigt und nicht mehr Sätze aufstellt, die am 
meisten den Historiker interessieren.« Ansätze zu einer Besserung 
seien ja vorhanden, noch immer aber würde das geltende Recht 
nicht scharf genug betont. Noch immer würden Bücher geschrieben, 
die vor Jahrhunderten als ausgezeichnet hätten gelten können, heute 
aber nicht mehr am Platze wären. Beispielsweise verweist der Kri- 
tiker auf die Darstellung des Verhältnisses zwischen Kirche und 
Staat und auf die Behandlung des kirchlichen Strafrechtes in manchen 
Lehr- und Handbüchern des Kirchenrechts. 


Gegen diese Ausführungen erschien in der Beilage der ,Augs- 
burger Postzeitung‘, Nr. 5, 25. Januar 1908, ein anonymer Artikel: 
»Reform des kanonischen Rechtes?e In ziemlich heftiger Polemik 
bestreitet der Verfasser die Kückständigkeit der kanonischen Literatur. 
Er weist hin auf die wissenschaftlichen Arbeiten eines R. v. Scherer, 
Hollweck u. a., auf das Archiv für katholisches Kirchenrecht und 
betont, dass die Kanonisten keineswegs Feinde einer gesunden Reform 
seien. Nur müssten die Vorschläge präzis sein. Die Gesetzeskodi- 
fikation sei keine leichte Sache, verlange Zeit und gründliche 
Kenntnisse, 

Einen Monat später trat Professor Dr. Knecht-Bamberg auf 
den Plan. In einem Artikel in der Beilage der ‚Augsburger Post- 
zeitung‘, vom 21. Februar 1903, Nr. 10: »Fiat justitia! Ein Wort 
zur Reform des kanonischen Rechtese kommt er dem Theologen der 
‚Kölnischen Volkszeitung‘ zu Hilfe. Professor Knecht verlangt bei 
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Darstellung des geltenden partikulären Kirchenrechts stete Rücksicht- 
nahme auf die heimischen Verhältnisse, besonders auch Heranziehung 
des Staats- und interkonfessionellen Rechtes. Das latente, d. h. das 
zwar noch bestehende, aber unter dem Druck äusserer Verhältnisse 
beute nicht anwendbare Recht, soll beiseite gelassen werden, höch- 
stens bei Prinzipienfragen Verwendung finden. An den kirchlichen 
Anstalten Roms könnte man übrigens mehr Zeit der Pflege des 
latenten Rechtes widmen. In gesetzgeberischer Hinsicht verlangt 
Professor Knecht besonders Reformen auf dem Gebiete des Ehe- 
rechtes: Aufbebung oder Beschränkung einzelner Hindernisse, Ver- 
einfachung des Dispenswesens durch Delegation der Pfarrer für 
gewisse Fälle, Abänderung der tridentinischen Eheschliessungsform, 
welche einen Sieg des legististischen Formalismus mit seinen bizarren 
Konsequenzen über den Geist des kirchlichen Rechtes darstelle. Die 
Kanonisten sollten durch Einzeln- oder Kollektiv-Vorlagen bei den 
vorgesetzten Behörden die vorgeschlagenen Änderungen betreiben. 

Es war wohl zu erwarten, dass diese teilweise etwas »kräftigen« 
Worte des Bamberger Professors anderorts zum Widerspruch heraus- 
fordern würden. In der Tat erschien im Augustheft des ‚Pastor 
bonus‘ (Nr. 11, 1903) ein längerer Aufsatz aus der Feder J. Hart- 
manns (Pfahldorf bei Eichstätt): »Zur Reform des kanonischen 
Rechtes.e Hartmann meint, in Knechts Anschauungen »liege fast 
etwas wie eine latente Gefahr, sowohl für unser kirchliches und 
soziales Leben, als auch für die wissenschaftliche Behandlung unseres 
kanonischen Rechtes.« Die Vorschläge liefen vielfach nur auf eine 
äusserlicbe Harmonie zwischen Kirche und Staat hinaus; niemals 
dürfe die Kirche dem Geiste der Welt sich anpassen. Die ver- 
langten »praktischen« Darstellungen beraubten das Kirchenrecht 
seines wissenschaftlichen Charakters und würden ein Geschlecht 
josefinischer Staatskirchenrechtler heranziehen. 

Dem ruhigen Leser all dieser Artikel fällt eine gewisse Ge- 
reiztheit auf. Ebenso sieht er aber auch, dass verschiedene Fragen 
wenigstens teilweise mit einander verquickt sind: 1. Die Frage nach 
der Behandlung des Kirchenrechts im akademischen Unterricht und 
2. Die Frage nach der Abänderung einzelner kanonischer Be- 
stimmungen. 

Genau genommen, hat der Kirchenrechtslehrer überhaupt nur 
das kirchliche, d. i. das von der kompetenten kirchlichen Behörde 
gesetzte Recht zu behandeln. Weil das Kirchenrecht aber eine prak- 
tische Disziplin ist, deren Kenntniss zur erfolgreichen Amtstätigkeit 
notwendig ist, so wird der Kanonist sein Hauptaugenmerk auf das 
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geltende Kirchenrecht richten, zum Zwecke der wissenschaftlichen 
Vertiefung und zur Förderung des Verständnisses immer aber auch 
das historische Recht heranziehen. Bei der Eigenart der kirchlichen 
Gesetzgebung, die Aufhebung mancher Bestimmungen der dero- 
gierenden Gewohnheit zu überlassen, kann es allerdings sehr leicht 
vorkommen, dass ein Autor etwas noch als bestehendes Gesetz an- 
sieht, was der andere schon als aufgehoben betrachtet. Dazu kommt 
noch, dass manche Kirchengesetze wegen entgegenstebender staat- 
licher Vorschriften faktisch nicht zur Durchführung kommen können. 
(Latentes, nicht angewandtes Recht; F. Freisen, Lt. Rundschau 1902, 
Nr. 12, Sp. 379.) 

Dieser Umstand hat aber auch zur Folge, dass der Kanonist, 
soll ein Unterricht eine Anweisung für das Leben gewähren, von 
der Darstellung dieser staatlichen Gesetze, mögen sie auch vom 
kirchlichen Standpunkte aus noch so verwerflich sein, nicht wird 
vollends absehen können. Aus praktischen Gründen ist also mit 
der wissenschaftlichen Behandlung des Kirchenrechtes die Darstellung 
der partikularrechtlichen, kirchenpolitiscben Gesetzgebung zu ver- 
binden. Bei Lösung dieses Problems können allerdings sehr leicht 
Fehler gemacht werden. Niemals darf die Vermischung eine der- 
artige sein, dass das Ganze sich als das geltende partikuläre Kirchen- 
recht eines Landes reprüsentiert, vielmehr ist Kirchenrecht und 
kirchenpolitische Gesetzgebung strenge zu trennen und letztere ins- 
besonders noch vom kanonischen Standpunkte aus zu beleuchten. 
Dadurch wird die Gefahr eines Staatskirchentums gemieden und 
doch eine Anleitung für die Praxis der Gegenwart gewährt. 

Weit schwieriger gestaltet sich die Lösung der zweiten Frage: 
Abünderung einzelner kirchlicher Rechtsnormen. Selbstredend ist dies 
ausschliesslich Sache der zuständigen kirchlichen Organe; andere Fak- 
toren können höchstens in konsultativer Weise dazu beitragen. Wenn 
von mancher Seite daraufbezügliche Anträge gestellt werden, so darf 
man sich nicht der Täuschung hingeben, dass durch deren Realisierung 
der Zwiespalt zwischen kirchlichem und weltlichem Rechte vollends 
beseitigt werden könne. Der Staat hat z. B. in der Ehegesetzgebung 
und im sogenannten interkonfessionellen Rechte bereits Bahnen be- 

„treten, auf welche ihm die Kirche aus dogmatischen Gründen nicht 
folgen kann. Ein Nachgeben von Seite der Kirche bedeutet also 
besten Falls nur Verminderung der Konflikte. Nichtsdestoweniger wäre 
es aber unpassend, alle derartige Anträge, selbst wenn sie innerhalb 
bescheidener Grenzen sich halten, ohneweiters als unbegründete 
Neuerungsversuche abzuweisen. Sonst müsste man den zahlreichen 


168 Mitteilungen. 


Bischöfen Deutschlands, Österreichs, Frankreichs, Italiens, Belgiens, 
Amerikas, welche auf dem Vatikanum die weitgehendsten Postulate 
stellten, den gleichen Vorwurf machen (vergl. Lämmer, Zur Kodi- 
fikation des kau. Rechts 1899, S. 135—159). Ferner muss man be- 
denken, dass manch treffliche Vorschrift im Verlaufe der Zeit wegen 
geänderter Verhältnisse sich als vielleicht tatsächlich weniger prak- 
tisch, ja kaum durchführbar erweist. Nur einige Beispiele seien 
hiefür angeführt. 

Die Zuständigkeit des Pfarrers zur Entgegennahme der ehe- 
lichen Konsenserklärung der Brautleute ist bekanntlich begründet im 
Domizil oder Quasidomizil eines der beiden Brautleute. Nun gehört 
aber zum Begriff des Quasidomizils tatsächliches Wohnen, verbunden 
mit der Absicht per maiorem anni partem ebendort zu verbleiben.1) 

Kennt nun auch das kanonische Recht gesetzliche Präsump- 
tionen über das Vorhandensein der erforderlichen Wohnungsabsicht, 
so ist doch die Durchführung einer solchen Vorschrift im Zeitalter 
der Freizügigkeit, besonders in Grossstädten und Fabriksbezirken, 
manchmal mit beinahe unüberwindlichen Schwierigkeiten verbunden. 
Nichtsdestoweniger kann davon die Zuständigkeit des Pfarrers und 
damit auch die Giltigkeit der Ehe abhängen. Freilich, die Praxis 
nimmt es im Anschluss an die weltliche Gesetzgebung meist leichter. 
Eine gesetzliche Regelung dieser Augelegenheit mit Rücksicht auf 
die modernen Verhältnisse würe aber wünschenswert. Für die Ver- 
einigten Staaten Nordamerikas gestand C. Inqu. 6. Mai 1886 zu, 
dass durch einen vierwóchentlichen Aufenthalt ein Quasidomizil be- 
gründet werde (Acta S. Sedis, XXVI, 382). — Wohl berechtigt ist 
ferner die Vorschrift des kanonischen Rechtes, dass fremde Braut- 
leute vom Pfarrer ihres Geburtsortes und aller jener Orte, wo sie 
sich durch längere Zeit aufgehalten, sogenannte Ledigscheine (nicht 
zu verwechseln mit den mancherorts ebenso genannten Verkünd- 
Scheinen) beibringen sollen, Die Durchführung dieser Bestimmung 
erweist sich heutzutage vielfach als moralisch unmóglich. So sieht 
denn die Praxis meist davon ab, allerdings nicht zum Vorteil der 
Sache, denn die Fälle sträflicher Bigamie mehren sich. Dem Übel- 
stande wáre nur durch gesetzliche Realisierung eines Vorschlages zu 


steuern, den vor Jabren R. v. Scherer in seinem Handbuch des. 


Kirchenrechts (11, 146, Anm. 9) gemacht hat: Ausgestaltung des 


1) Was ist maior pars anni? Die Ansichten sind geteilt; die Cong. Inqu. 
erklärte im Anschluss an einen bestimmten Rechtsfall, dass bei tatsächlichem 
sechsmonatlichen Aufenthalt die Untersuchung über den animus manendi 
entfallen könne (Acta S. Sedis, XX XI, 404). 


SLM 
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Geburtsbuches zu einem Grundbuch, in welchem auf amtliche Mit- 
teilung hin sämtliche spätere Matrikularakte anzumerken sind. Aber 
auch auf anderen Rechtsgebieten &ussert das moderne Verkehrsleben 
seine Folgen. Von jeher brachte das kanonische Recht in Disziplinar- 
angelegenheiten — und darin zeigt sich eine grosse Weisheit — der 
partikulären Gesetzgebung Wohlwollen entgegen. Durch neue Kom- 
munikationsmittel sind aber heute entlegene Provinzen einander nahe- 
gerückt. Der an sich begründete Partikularismus veranlasst unter 
diesen Umständen vielleicht sogar eine Geringschätzung des kirch- 
lichen Gesetzes. So haben z. B. zwei aneinandergrenzende Diözesen 
eine verschieden begrenzte für den Empfang der Sakramente be- 
stimmte Osterliche Zeit, verschiedene Fastenmandate. Dem Laien, 
der bald in dieser bald in jener Diözese sich aufhält, ist es manch- 
mal schwer begreiflich zu machen, dass das, was hier erlaubt, dort 
schwer fehlerhaft sein soll. Ganz eigene Schwierigkeiten bietet die 
Einhaltung der Fastendisziplin auf weitereu Beisen. Die Dispensen 
der Heimatsdiözese (soweit sie nicht rein persönlicher Natur sind) 
können, weil sie an die Diözese gebunden sind, in der Fremde nicht 
benützt werden. Die etwaigen Dispensen der fremden Diözese, die 
der Fremde in derselben benutzen könnte, bleiben ihm, der beim 
heutigen Verkehr in einem Tag vielleicht 3—4 Diözesen passiert, 
meistens unbekannt. Ein Privatansuchen bei der bischöflichen Be- 
hórde ist unter diesen Umständen auch kaum denkbar, also wäre 
der Reisende an die allgemeine für die Gesamtkirche geltende Fasten- 
ordnung, welche beinahe ausnahmslos die partikuläre Heimat an 
Strenge übertreffen wird, gewiesen. Die Unannehmlichkeiten, welche 
daraus gerade für den Gewissenhaften erwachsen können, wurden 
schon öfters in Fachblättern bervorgehoben. Vgl. Kölner Pastoral- 
blatt 1896 Nr. 1, Archiv für katholisches Kirchenrecht 1897 S. 185. 
Eine einheitliche auf grössere Ländergebiete sich erstreckende Fusten- 
ordnung für Reisende wäre also zur Behebung vieler Zweifel höchst 
angezeigt. 

So werden immer und immer wiederum wegen Änderung äus- 
serer Verhältnisse Wünsche selbst bezüglich der besten menschlichen 
Gesetzgebung auftauchen. Sache der zuständigen Organe ist es, zu 
erwägen, ob die Postulate begründet sind. Den Menschen eines ner- 
vösen Zeitalters mag der bedächtige Schritt der kirchlichen Gesetz- 
gebung als viel zu langsam erscheinen. Gewiss, hier gibt es kein 
Hasten, kein Übereilen; man modifiziert, dispensiert, dissimuliert und 
erst, wenn das Gebilde für die Gegenwart sich als vollständig un- 
tauglich erwiesen hat, wird es zu Grabe getragen. Doch stets muss 
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man bedenken, dass gerade infolge seines konservativen Charakters, 
wie einst das römische, so auch das kanonische Recht zu jener feinen 
Durchbildung gelangt ist, die wir an demselben bewundern. 


3. 30 Mark Geldstrafe bezw. sechs Tage Haft für eine Taufe 
in Braunschweig. 


Das Braunschweiger Wochenblatt teilt folgende Braunschweiger 
Spezialität mit: 

Am 20. September v. J. hat der katholische Pfarrer Kanne 
in Detfurth bei Hildesheim in der kleinen braunschweigischen Enklave 
Bodenburg ein sterbenskrankes Kind des katholischen Weichenstellers 
K. getauft. Da die Katholiken dieses braunschweigischen Ortes seit 
alters her als Pfarrkinder der auf preussischem Boden liegenden 
Pfarrei Detfurth angesehen wurden, auch daselbst eigene Kirchen- 
bücher für den braunschweigischen Teil geführt werden, aus denen 
früher die braunschweigische Regierung selbst die Geburtslisten für 
die Militärstammrollen einforderte, so glaubte sich Pfarrer K. ohne 
weiteres zur Vornahme der Taufe berechtigt. Allein der protestan- 
tische Herr Pastor von Bodenburg war anderer Ansicht, und er 
hatte recht. Er erstattete bei der herzoglichen Staatsanwaltschaft 
Anzeige, dass der katholische Pfarrer K., ohne die braunschweigische 
Genehmigung zu besitzen, in Bodenburg katholische Familien be- 
sucbt uad sogar ein Kind getauft habe! Und das herzogliche 
Amtsgericht Gandersheim hat nun zur Sühne der begangenen 
Freveltat über den beschuldigten Pfarrer eine Geldstrafe von 30 Mk. 
bezw. sechs Tage Haft verhángt! So geschehen in dem deutschen 

" Bundesstaate Braunschweig, auf Grund des Gesetzes vom 29. De- 

m~ zember 1902, das eine zeitgemässe, den modernen Anschauungen 
über Gewissensfreiheit und Parität entsprechende Änderung des alten 
Katholikengesetzes darstellen soll! 


4. Korrektur der Reihenfolge der Püpste. 


Bekanntlich zählte man bisher von Petrus bis Leo XIII. 263 
Päpste, so dass darnach Pius X. der 264. wäre. In der soeben für 
das Jahr 1904 offiziell erschienenen »La Gerarchia Cattolica« wer- 
den nur mehr 257 aufgeführt, so dass darnach Pius X. der 258. Papst 
ist. Es wurden nämlich 8 sich bisher in der Reihenfolge der 
Päpste befiudenden Namen ausgelassen, dafür aber einige andere neu 
eingeschoben. So wurden z. B. in der Gesamtreihenfolge der 5., 
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38., 122., 138., 141., 143., 145. und 159 Papst gestrichen. Dafür 
erscheint Benedikt IX. dreimal in der neuen Liste und zwar als der 
146., 148., und 151. Papst und nach seinem ersten Pontifikat von 
1032—1044 wird Sylvester III. eingeschoben. Die gestrichenen 
Päpste sind Sankt Anaclet (100 bis 112), Sankt Felix (regierte 
während des Exils seines Vorgängers Liberius um 530), Christopho- 
rus (903—903), Bonifaz VII. (985—?), Johann XVI. (996, starb vor 
seiner Konsekration), Johann XVII. (996) und Benedikt X. (1058 
bis 1059). Neueingeschoben wurde Leo VIII. als 132. Papst mit 
einer Regierungszeit von 963—965. Neu ist ferner, dass die Avig- 

noner Päpste Klemens. VII., Benedikt XIII., Klemens VIII. und 
Benedikt XIV., sowie die Pisaner Päpste Alexander V. und Johann 
XXIII. ohne Nummern und ausserhalb der allgemeinen Reihenfolge 
zwischen dem 206. und 207. Papste angeführt werden. Papst 
Donus II. (973) wurde gestrichen, weil er nach den neuesten Forsch- 
ungen nicht existiert hat, sondern infolge eines Schreibfehlers des 
damaligen Abschreibers man aus dem Worte »dominus« (domus) 
den Namen »Donus« herauszulesen glaubte. Die Veränderungen 
sind auf Grund der historisch-kritischen Forschungen katholischer 
Gelehrten, besonders des P. Ehrle S. J., gemacht worden. — Aber 
auch noch viele andere Erscheinungen weist das Handbuch auf, 
welche namentlich die Listen der dem päpstlichen Hofstaat ange- 
hörigen Personen betreffen, der ausserordentlich zahlreich unter 
Leo XIII. war. Die Zahl seiner weltlichen Geheimen Kämmerer be- 
lief sich auf fast 400, diejenige der Ehrenkämmerer auf 50. Jetzt 
gibt es nur im ganzen 224 weltliche Kammerherren. Unter Leo XIII. 
gab es im päpstlichen Hofstaat 763 Geheimkämmerer, 431 Ehren- 
kämmerer, 215 solche extra urbem, 87 geheime Ehrenkapläne und 
96 solche extra urbem, 41 gel. Ehrenkapläne und endlich 14 solche 
extra urbem. Bekanntlich müssen die geistlichen und weltlichen 
Kämmerer ihre Würde nach dem Tode des Papstes, von welchem 
sie dieselbe erhalten hatten, erneuern lassen. Zur Prüfung ist hierZowe / 
für von Pius X. eine eigene Kommission eingesetzt worden. Siehe ` 
übrigens dazu noch die unten von Dr. Hilling besprochene »La 
Gerarchia Cattolica«. 


5. Reformen im piipstlichen Verwaltungswesen der Kirche. 


Pius X. wird in nächster Zeit verschiedene einschneidende Re- 
formen in dem Verwaltungswesen der römischen Behörden vornehmen. 
Der Köln. Volkszeitung wird darüber aus Rom unterm 31. Jan. curr. 


—- 
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geschrieben: »Im Einverständnis mit dem Kardinalpräfekten der ein- 
zelnen Kongregationen hat sich der Papst von jedem Ressort eine 
genaue Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben, Zahlungen der 
Gehälter u. s. w. ausfertigen lassen. Dabei stellte es sich heraus, 
dass das eigeutliche Fixum der Beamten ein verhältnismässig geringes 
ist, während die wirkliche Ziffer ihrer monatlichen Einnahme durch 
den für sie abfallenden Prozentsatz der Taxenzahlungen u. s. w. nicht 
im Verhältnis zu den Leistungen steht. Hauptsächlich trat dieser 
Übelstand bei der Kongregation der Breven zutage. Hier bezieht 
der Kardinalpräfekt ein Jahresgehalt von 35 000 Lire und hat somit 
zuzüglich des sogen. piatto cardinalizio und sonstiger Nebeneinnahmen 
ein Einkommen von 70 000 Lire. Sein Substitut bezieht 1500 Lire 
monatlich, sowie als Kanonikus von St. Peter und aus anderen 
Pfründen im ganzen ungefähr 30 000 Lire jährlich. Der gewöhn- 
lichste Schreiber, nicht etwa der Minutant, der die Schriftstücke 
selbst verfasst, steht sich auf 700 Lire monatlich. Der Papst hat 
nun mit einem Federstrich der Sache ein Ende gemacht, indem er 
das Gehalt des Kardinalpräfekten auf 2000 Lire, das des Substituten 
auf 1060 Lire monatlich beschränkt. Sämtliche Beamten erhalten 
ein Drittel mehr als ihr gewöhnliches Salair bisher betrug, dafür 
aber keinerlei Gratifikation u. s. w. Von alters her hatte sich in 
der Brevenkongregationsverwaltung ein Fonds angehäuft, der für 
Pensionszahlungen an ältere Beamte oder an die Witwen früherer 
Angestellte diente. Es sollen nun Klagen an den Heiligen Stubl 
gelangt sein, wonach hier und da Witwen und Waisen Ansprüche 
an diese Kasse geltend zu machen haben, die nicht immer ihre volle 
Befriedigung gefunden haben sollen. Um derartiges Gerede in Zu- 
kunft zu vermeiden, und um jedem nach Möglichkeit gerecht zu 
, Verden, hat der Papst die Verwaltung dieser Pensionskasse im Be- 
_ trage von ungefähr 1!/, Millionen Fres. selbst übernommen. Nach 
einer weiteren Verfügung muss jeder päpstliche Verwaltungsbeamte 
die Bureaustunden von morgens 10 bis mittags 1 Uhr innehalten, 
da es früher häufig vorkam, dass die Angestellten ihre Arbeiten zu 
Hause erledigten, und anstatt in den Vatikan zu gehen, sich einer 
Nebenbeschäftigung hingaben. Weitere einschneidende Reformen in 
anderen Kongregationen werden bald folgen.e Wir hoffen dieselben 
bereits im nächsten Archivhefte mitteilen zu können. 
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V. Literatur. 


A. Rezensionen. 


1. J. Haller, Papsttum und Kirchenreform. 4 Kapitel zur Ge- 
schichte des ausgehenden Mittelalters. Bd. I. Berlin, Weid- 
mann, 1903. 8%. XX, 556 S. 


Das vorliegende Werk hat uns wieder einmal deutlich gezeigt, 
dass die Papstgeschichte des späteren Mittelalters in ganz wichtigen 
Erscheinuugen bis heute noch unerforscht und unbehandelt geblieben 
ist. Was Lamprecht in der Profangeschichte eingeführt hat, die 
Wirtschaftsgeschichte, das vermissen wir noch immer in der Ge- 
schichte des Papsttuma. Aber auch die eigentlich politische Seite 
dieser Geschichte weist selbst in den besten Darstellungen nicht un- 
erhebliche Lücken auf: die Beziehungen der Päpste zu Staatenge- 
bilden, die nur in nebensächlicher Weise in die grosse Politik ein- 
gegriffen haben, sind nur allzu wenig bekannt und gewürdigt. So 
kommt es, dass das Urteil, das der Historiker heute über die Wirk- 
samkeit des Papsttums beim Ausgang des Mittelalters fällt, nur 
eine sehr relative Giltigkeit beanspruchen kann. Einmal ist es un- 
vollständig und dann bedarf es, wie gerade Haller uns jetzt gezeigt 
hat, nicht unerheblicher Korrekturen, da die harten Striche, die aus 
der nur einseitigen Betrachtung des Bildes sich ergeben, oft genug 
ausgeglichen und gemildert werden durch dessen allseitige Erfass- 
ung. Zwar lässt sich nicht verkennen, dass die hier noch ausstehen- 
den Wünsche gerade in neuester Zeit allmählich sich zu verwirk- 
lichen beginnen. Die Eröffnung des Vatikanischen Geheimarchivs 
hat hiefür die erste Vorbedingung geschaffen; die Publikation der 
Registerbücher des 13. und 14. Jhh., welche die Franzosen in die 
Hand genommen haben, sowie der Kammerrechnungen des 14. Jhh., 
welche die Görres-Gesellschaft bearbeiten liess, wird auf nicht wenig 
Punkten die Papstgeschichte zu ergänzen vermögen. Wenn es auch 
richtig bleibt, was Haller im Vorwort betont, dass die historischen 
Institute der einzelnen Länder den Dank für die unvergleichliche 
Gastfreundschaft im Vatikan dadurch abstatten, dass sie sich fast 
durchweg auf die Materialien zur eigenen Landesgeschichte stürzten, 
so hat doch durch die zwei genannten Publikationen auch die allge- 
meine Papstgeschichte eine weitgehende Bereicherung erfahren bezw. 
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noch zu erwarten. In Hallers bedeutsamem Werke haben wir eine 
erstmalige Verwendung der finansgeschichtlichen Resultate vou prin- 
zipiellerem Gesichtspunkte aus vor ans Was er uns in seinem 
ersten Bande bietet, sieht nahezu einer Ehrenrettung des Papsttums 
gleich; es ist der Vorschlag zu einer gerechteren Beurteilung der 
Avignonischen Päpste, über die man bislang kurzerhand den Stab 
zu brechen pflegte. 

Haller hat seine Kompetenz, gerade über diese Periode 
ein beachtenswertes Wort sprechen zu können, längst erbracht. Er 
ist der beste Kenner der Zeitverhältnisse des Basler Konzils; seine 
mehrjährige Wirksamkeit am Preuss. Histor. Iustitut in Rom hat 
ihm die solide Vertrautheit mit all den Fragen finanzgeschichtlichen 
Charakters, von der er auf jeder Seite seines Werkes Proben ablegt, 
gegeben. Dass aber der gefürchtete Kritiker, dessen Urteil oft von 
fast allzu herber Schärfe war, über die verworrensteu und kitzelig- 
sten Phasen der Papstgeschichte uns Seiten von so wohltuender 
Objektivität, von so massvollem Urteil und von so gründlichem Ver- 
ständnis für die reingeschichtlichen Probleme sowohl wie für solche 
kanonistischen und ausgesprochen theologischen Charakters, ja von 
geradezu apologetischem Tenor (man vgl. nur die Stellungnahme 
gegen Dóllinger S. 19, Anm. 3, S. 38, Anm. 1, S. 40, Anm. 1 u. 
öfters; die Rechtfertigung des Verhaltens mancher Päpste, besonders 
Benedikts XIII., vgl. bes. S. 525 ff.) schreiben würde, dessen konnte 
man von vornherein nicht gewärtig sein, wohl aber, dass er in 
wesentlichen Punkten unsere Kenntnisse über diese Epoche vertiefen 
und ergänzen werde. Die ganze Darstellung baut sich auf reichster 
und ausgedehntester Literaturkenntnis sowie auf wertvollen archiva- 
lischen Forschungsresultaten auf; die Argumentation ist von solch 
logischer Folgerichtigkeit und zugleich mit solch ausgebreitetem Be- 
 weisapparat geführt, dass eine auch nur teilweise Ablehnung nicht 
gut denkbar ist. 

Der Verfasser ist vom Konzil von Basel ausgegangen. Die 
Reformideeu, die hier greifbare Gestalt angenommen haben, sucht 
er in ihrer Entwickelung nach rückwärts zu verfolgen über das 
Konstanzer Konzil hinaus. Das hier verfochtene Reformprogramm 
trat ihm bald wieder entgegen in den »Freiheiten der gallikanischen 
Kirchee (1407/08) und deren Urbild konnte er noch weiter nach 
rückwärts in der englischen Kirche aufweisen. Um die Voraussetz- 
ungen für ihre Entstehung und Annahme in beiden Ländern kennen 
zu lernen, sah er sich zu einer eingehenden Behandlung der päpst- 
lichen Verwaltung, des Ancien Regime der Kirche genötigt. Es 
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bietet das ein meisterhaftes Einleitungskapitel, das, wenn es auch 
keine neuen Resultate von grösserer Bedeutung vermitteln will, uns 
doch eine glünzende, tiefgehende Orientierung über die Finanz- und 
Verwaltungsgeschichte der Päpste gibt. Neu und hochbedeutsam 
dagegen ist das Fazit, zu dem Haller im 2. und letzten Kapitel 
dieses I. Bandes kommt; die Ableitung der als Reaktion gegen die 
allzu zentralistische päpstliche Verwaltung entstandenen »gallikani- 
schen Freiheitene von entsprechender englischer Praxis. Mit dem 
Einfluss dieser antipäpstlichen Grundsätze auf die Verhandlungen der 
Reformkonzilien in Konstanz und Basel wird uns der II. noch aus- 
stehende Band bekannt zu machen haben. 

Die Frage einer Reformnotwendigkeit ist in der Kirche akut 
seit dem 13. Jhh. Schlimmere Ausfálle gegen das oberste Haupt 
der Kirche als die gegen Bonifaz VHI. sind auch in späterer Zeit 
nicht gemacht worden, wohl aber ändert sich der Grund dieser Aus- 
fälle im Laufe der Zeit ganz wesentlich. Der Ton, auf den sie 
gestimmt sind, bleibt sich gleich, die Richtung aber wechselt. Die 
Fraticelli und andere Gegner der Päpste finden deren weltliche Ten- 
denzen anstössig; sie wollen ihr Verhältnis sur Welt reformieren ; 
die Reformer des 15. Jhh. aber verlangen eine Revision des Ver- 
hülinisses des Papstes zur Kirche selbst. Dort ist es noch mehr 
eine aszetisch-religióse, hier eine ausgesprochene Verfassungsfrage. 
Und doch ist festzuhalten, dass die Avignon'sche Zeit, die plôtzlich 
den Grund der Unzufriedenheit auf einen anderen Boden verlegt hat, 
etwas prinzipiell Neues nicht aufgebracht bat. Sie hat lediglich die 
plenitudo potestatis des Papstes aus dem Stadium der Theorie, in dem 
sie sich schon längst befand, in die Praxis übergeführt und kon- 
sequent überall zur Anwendung gebracht; Bischöfe und Prälaten, 
die bisher zum Papste noch in der Art von Lehensleuten standen, werden 
jetzt seine Beamten. Diese Plenipotentia greift im Laufe des 
18. Jhh. vom Gebiet der Gerichtsbarkeit über auf das der un- 
beschrünkten Gesetzgebung und Besteuerung; unter Bonifaz VIII. 
ist im allgemeinen diese Phase abgeschlossen; sie umschliesst weiter- 
hiu noch das Besetzungsrecht, besonders von Innocenz IV. an, erst 
in Form von Expektanzen; dann erst bestimmt der Papst unmittelbar 
als eigentlicher Herr über sämtliche Benefizien, über die er nach 
einem Erlass Clemens IV. vom J. 1265 unbeschränktes Verfügungs- 
recht besitzt. Eine Ausnahmemassregel, die als Provision bei stritti- 
ger Wahl oder ungünstigen politischen Verhältnissen in Anwendung 
kam, hat sich. unter Bonifaz VHI. zur Regel umzugestalten gewusst, 
die eine unversiegbare Einnahmequelle durch die mit der direkten 
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Ernennung verbundenen Servitia (erstmals nachweisbar 1248, nach 
Kirsch erst nach 1252) ist. (S. 28 ff.) Bei dem nur mangelbatt 
bis jetzt vorliegenden Urkundenmaterial lässt sich in keiner Weise 
klar überschauen, in welcher Weise diese theoretische Vollmacht in 
Wirklichkeit ausgeübt worden ist. Aber bei alledem liegt, wie Haller 
mit Recht betont, hier nicht eine Serie von Anmassungsakten vor, 
sondern die plenitudo potestatis ist ein unbestrittener Glaube, zu dem 
sich selbst heftige Gegner der Kurie wie Dante und Grosseteste 
bekennen. »Die ganze Papstgeschichte des Mittelalters ist ein un- 
verständliches Phänomen, wenn man nicht im Auge behält, dass die 
Päpste, auch wo sie sich die weitgehendsten, vor dem Forum 
historischer Kritik anfechtbarsten Rechte beilegten, doch nur das 
aussprachen, was zum mindesten ein grosser Teil ihrer Zeitgenossen 
schon glaubte« (S. 40). Am bezeichnendsten ist in dieser Hinsicht 
die Klage eines englischen Geistlichen zur Zeit des Konzils von Vienne, 
der Christus in seiner Not bittet, entweder den Papst zu beseitigen, 
oder die übermässig angemasste Gewalt zu mindern; ob der Papst 
so willkürlich verfahren dürfe, wolle er nicht untersuchen, denn das 
wäre Sakrileg. Clemens V., Dantes »pastor senza legge« mag durch 
seine jahrmarktähnliche Ausbeutung dieser Rechte, wodurch er bei 
seinem Tode ein ungeheueres Vermögen seiner Familie hinterlassen 
konnte, diese Erbitterung besonders genährt haben. Zwei seiner 
Neuerungen wurden für die Folgezeit besonders wichtig, 1. Aus- 
dehnung der Reservation auf alle in der Kurie vakant gewordene 
Bistümer, Priorate und Abteien, 2. Einführung von Annaten, die 
ursprünglich blos lokale Bedeutung hatten, seit 1306 aber von allen 
vakanten Bistümer und Pfründen, zunächst nur auf eine bestimmte 
Zeit, seit Johann XXII. aber dauernd erhoben wurden (S. 49 ff.) 
Das Konzil von Vienne, wenn auch als Reformkonzil berufen, hat 
an diesem Zustand nichts geändert; der Antrag, die Steuerfrage in 
der Weise zu regeln, dass eine allgemeine, bestimmt fixierte Steuer 
von allen Pfründen erhoben werden sollte, wurde abgelehnt und die 
sehr freimütigen Gedenkschriften des Bischofs Lemaire, besonders 
aber des jüngeren Durandus von Mende!) weiter nicht berücksichtigt, 
nur dass der letztere dafür, wie jetzt bekannt wird, unter Johann XXII, 
den Prozess gemacht bekam. Aber auch der noch viel radikalere, 
ja geradezu revolutionäre Vorstoss des Marsilius Ficinus, der die 


1) Wenn Haller meint (S. 60), die Reformschrift Durands, »De modo 
concilii generalis celebrandi« verdiene eher die Aufschrift »De reformatione ec- 
clesiae in capite et in membris«, so sei bemerkt, dass eine Kopie des 15. Jhh. 
in der Barberiniana in Rom (XXVI, 24) wirklich derart betitelt ist. 
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ganze Regierungsgewalt des Papstes auch in spiritualibus durch die 
Volkssouveränetät ersetzt wissen will, sowie der weniger doktrinäre, 
dafür mehr opportunistische Ockhams, der den Primat zeitlich wie 
örtlich möglichst einschränken wollte, hatten keine tieferere Er- 
schütterung der allgemeinen Volksauffassung herbeizuführen vermocht, 
sondern nur den höheren Klerus ganz auf die päpstliche Seite geführt. 
Und gerade dieser gelehrten, sowie der populären, von den Fraticelli 
ausgehenden Opposition gegenüber, die sich mit der politischen 
Ludwigs des Bayern vereinigte, erfolgte jetzt die höchste Zuspitzung 
der Idee der päpstlichen Gewalt durch die beiden Hofapologeten 
Johanns XXII, Pelayo und Agostino Trionfo 1) (S. 82 ff) Dieser 
ricksichtslose, selbstherrliche Kirchenfürst setzt diese Theorie nach 
Tunlichkeit in die Wirklichkeit um; sein Regiment ist die Zeit der 
»Extravagantes« ; denn er regiert supra legem; erweitert formell und 
doch nur in konsequenter Durchführung der bisherigen allgemeinen 
Anschauung die seitherigen Rechte des Papstes, besonders hinsicht- 
lich des Steuerwesens und der Stellenbesetzung; durch Ausdehnung 
des Begriffs »Vakanz in curia« mehrt er ins Ungemessene die Pro- 
visionen, durch Einschränkung der Dispensen von Pfründenkumu- 
lation die Reservationen. Durch Reform der Kanzleitaxen machte er 
nachweislich als erster Papst die Verleihung von Stellen und Gnaden 
zu einer Geldquelle (S. 104) und drückt so seinem ganzen Regiment 
den Stempel des Fiskalismus auf. Aber bei all: diesen nur aufs 
materielle gerichteten Massnahmen leiten ihn doch hohe politische 
Intentionen; vor allem erstrebt er Rückkehr nach Rom und viel- 
leicht die Herrschaft über Italien (108 ff.); sucht er doch später 
durch unbeschränkte Durchführung des Reservationsrechtes in Italien 
ihm ergebene Persönlichkeiten an einflussreiche kirchliche Posten zu 
stellen und durch sie den verlorenen politischen Einfluss wieder zu 
gewinnen. Auch schliesst er sich eng an die Regierungen Englands 
und Frankreichs an und erhält sie dafür, dass durch die Reser- 
vationen der Klerus dem Zwang und der Ausbeutungssucht des 
Staates entzogen wurde, bei guter Laune, indem er Günstlinge des 
Hofes, allerdings durchaus nicht die unfähigsten, auf Bischofsstüble 
setzt und einen Teil der Steuern in die Staatskasse fliessen lässt. 
Damit ist die zweite Signatur dieser Politik genannt, das Séaats- 
kirchentum ; es entfremdet den Klerus dem rechtmässigen Oberhaupt 


1) Trionfos Ausführung über den status perfectior quocunque particulari 
pastore, in dem der Papst sich befindet, sind allerdings nicht weniger wie 
»originelle (S. 83 Anm. 2); derartige Anschauungen über die Grundfrage der 
Ascetik gehören zum Gemeingat der Scholastiker. 
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(121 ff.) und bringt das Regime von dem Augenblick an in Gefahr, 
da Papst und Staat sich entzweien. Unter Johanns Nachfolger 
greifen Fiskalismus und Zentralisation weiter um sich. Sind schon 
unter Johann XXII. hin und wieder die fructus medii eingezogen 
worden, so wird das unter Benedikt XII. stehende Regel, und seit 
1350 werden auch die Prokurationen, die dem Bischof oder dem 
Archidiakon zukommenden Visitationsgelder, eingezogen, nachdem 
ursprünglich wahrscheinlich nur ein Teil nach Rom abgegeben werden 
musste für die Erlaubuis, sich bei der Visitation vertreten zu lassen. 

In der Praxis funktionierte nun allerdings dieser centralistische 
Verwaltungsapparat durchaus nicht mit der Vollkommenheit, mit der 
er in den Verordnungen ausgebaut ist. Durch ihn hatten die 3 ersten 
avignonischen Päpste jeweils 1 Mill. Gulden Ersparnisse hinter- 
lassen können, während der Haushalt unter Clemens V. etwa 
100000 Gulden jährlich, um die Mitte des 14. Jhh. 180 000 Gulden 
betrug. Von letzterem Zeitpunkt an gehen die Finanzen infolge der 
Verschwendung Clemens VI. und der notwendig gewordenen Unter- 
stützung Frankreichs gegen England abwärts, so dass Gregor XL 
beim König von Navarra und beim Herzog von Anjou grössere An- 
leihen machen muss (S. 133). Mehr aber wird der Kirchenschatz 
beeinträchtigt dadurch, dass die päpstl. Steuern gar nicht oder nur 
unregelmässig eingehen oder anderwärts beschnitten werden. Der 
Kreuzzugszehnte, den das Konzil von Vienne ausgeschrieben, wird 
in Deutschland und Ungarn einfach verweigert, vom Türkenzehnten 
ist 1342 nicht mal der 6. Teil erhoben; mit den Annaten stand es 
nicht besser. Dazu kam, dass Könige und Fürstlichkeiten, ja selbst 
Bischöfe den päpstlichen Kollektoren einfach grössere Geldsummen 
wegnahmen; besonders die Kreuzzugsgelder wurden in solcher Weise 
beschnitten; mit ihnen hat Frankreich eigentlich den 100jährigen 
Krieg geführt. Unter Urban V. erscheint auf solche Weise der 
König von Frankreich gegenüber der päpstl. Kasse als Schuldner 
von 562000 Gulden, 101958 Livres und 7500 Ecus. Trotz solcher 
schweren Unregelmässigkeiten konnte die Kurie doch immer noch 
als grösste Finanzmacht, gefestigt gegen die schlimmsten Kata- 
strophen, erscheinen und das moralische Übergewicht war infolge 
der Exspektanzen, durch die man einen grossen Anhang sich sicherte, 
womöglich noch grösser. Gewiss waren die Servitien und Lasten 
in ganz einseitiger und nicht der jeweiligen Leistungsfähigkeit der 
Stifte und Klöster entsprechender Weise verteilt, aber die Kurie be- 
wies für gewöhnlich weitgehende Nachsicht, stundete auf lange 
hinaus oder setzte die Taxe ganz herab. In normalen Fällen musste 
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aber der Steuerbetrag voraus bezahlt werden. Da nun je nach der 
Häufigkeit, mit der eine Pfründe erledigt wurde, die einzelne Kirche 
oft sehr schwer belastet werden konnte und der neue Pfründen- 
inhaber infolge Heimfalls der fructus medii erst an den König, 
später an den Papst, eine leere Kasse vorfand, wenn er sich einer 
grossen Zahl von Verpflichtungen gegenüber sah, so blieb ihm kein 
anderes Mittel, wie eine Schuld aufzunehmen, ein Mittel, zu dem er 
gewöhnlich schon in der Ernennungsurkunde die Erlaubnis erhielt, 
das aber der unmittelbare Schritt zur unheilbaren Überschuldung 
auch der reichsten Kirchen im 14. und 15. Jhb. ist. (S. 145 ff.). 
Gegen die Missstände, die sich aus diesem zentralistischen System 
ergaben, suchten eine Anzahl Päpste hintereinander, bes. Urban V., 
Vorkehrungen zu treffen, allerdings ohne Erfolg; viel radikaler war 
schon das Reformprogramm, das die 2 anonymen Flugschriften 
Squalores curiae Romanae und Speculum aureum de titulis bone- 
ficiorum aufstellten, zweier direkt unter dem Eindruck der Misswirt- 
schaft Bonifaz 1X. gemachter Forderungen nach Reform. Gewiss 
wird man sich mit Haller hüten müssen, absolute die Machtansprüche 
des Papstes als Missbräuche za bezeichnen, solange wir nicht vor- 
urteilsfreier über den Gebrauch unterrichtet sind, den die Päpste 
davon machten. Aber auch mit dieser Reserve wird man das hier 
in die Praxis übergeführte Regierungssystem der Kurie von schweren 
Unzuträglichkeiten nicht freisprechen können. Als ausgesprochenes 
Zentralisationsprinzip erstreckte es sich ins Einzelne und Kleinliche 
und wurde damit wirkungslos; bei der durch Rom erfolgenden 
Stellenbesetzung war es unmöglich, die Kandidaten immer genügend 
zu prüfen ; unter der Hypertrophie des Hauptes waren die Funktionen 
der andern regulären Organe suspendiert. So dürfen wir mit den 
Squalores Curiae als Missstände, die aus dieser Zentralisation sich 
ergeben, festhalten: die Unmöglichkeit ihrer Durchführung; die 
Verwirrung der Rechtsverhältnisse und ständiger Rechtsewiespalt ; 
Ansammlungen vielfach Unfihiger an der Kurie; die Union der 
geistlichen Jurisdiktion mit dem Fiskalismus bezw. das Aufgehen der 
Kirche in reiner Wirtschaftsgeschichte. (S. 163 ff.). Dass bei solcher 
Sachlage eine Reformbewegung berechtigt war, wird niemand be- 
streiten wollen; sie zeitigte zunächst allerdings sehr radikale Forde- 
rungen, ausser den Squalores und dem Speculum aureum die noch 
schärtere Schrift De modis uniendi ac reformandi ecclesiam, als 
deren Verfasser man neuerdings meist Dietrich v. Niem anspricht. 
Das Reformprogramm, das hier entwickelt wird, ist aber nichts 
anderes als der Niederschlag der Gallikanischen Freiheiten, weist 
also auf Paris als seine Quelle hin, 12* 
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Die Entstehungsgeschiche dieser »Gallikanischen Freiheiten«, 
die uns Haller im 2. Kapitel des vorliegenden Bandes gibt (S. 199 ft.), 
ist im höchsten Grade bemerkenswert. Diese »Freiheiten« bilden die 
Autwort des französischen Volkes auf den Versuch Benedikts XIII. 
hin, vom französischen König sich unabhängig zu machen. Da der 
Klerus seinem Oberhaupte längst sich entfremdet hatte, so fehlte 
diesem alsbald für dieses kühne Streben nach Selbständigkeit jede 
Stütze; dafür bearbeitete in jahrelangem Intriguenspiel mit gerade- 
zu leidenschaftlichem Eifer das damalige Orakel Frankreichs, die 
Universität Paris, alle Schichten der Bevölkerung bis hinauf zum 
König, dem Papste die Obedienz zu kündigen. Die Ordonanzen 
vom 18. Fbr. 1407, publiziert am 15. Mai 1408, mit der Erklärung 
der »Gallikanischen Freiheiten« vollziehen diesen Bruch, nach aussen 
scheinbar, um das Unionswerk zu fördern. Und doch geschah das, 
wie Haller überzeugend gegen Valois dartut, nur aus purer poli- 
tischer Eigensucht, deren letzte Ziele allerdings in Konstanz kläg- 
lich gescheitert sind. Der Klerus aber machte diesen Schritt seiner 
Regierung ganz aus eigener Überzeugung und aus freiem Willen 
mit, nicht etwa gewaltsam dazu genötigt. Das Wohl der Kirche, 
auf das sich die Universität und ihre Wortführer beriefen, war nichts 
anderes als »die Ehre, die Ehre des Königs, des französischen Klerus 
und Volkes und der Universitäte. Diese Ehre gebot ihnen, auch 
dem römischen Papste den Rücken zu kehren, da von ihm noch 
weniger wie vom Avignon’schen die Wahrung dieser Privatinteressen 
zu erwarten war. »In unehrlichster Weise kehren diese Leute«, 
denen sich freilich Männer wie Gerson, d’Ailli, Nicolaus v. Clemanges 
bei diesem ganzen hässlichen Spiel ferngehalten haben, »die Sorge 
für kirchliche Reform heraus und stellten Peter von Luna als abge- 
feimten Heuchler hine (S. 329), während sie selbst am wenigsten an 
Reform denken. Die auf diese Weise entstandenen »Freiheitene 
repräsentieren eine Art Landeskirchenrecht für die Zeit der Neutra- 
lität, einen Ersatz für die päpstliche Autorität, nicht etwa blos auf 
dem Gebiete der äusseren Regierung und Verwaltung der Einkünfte, 
sondern auch auf dem der Jurisdiktion und der Sündenvergebung 
(S. 304 ff.). Da dieses kirchenpolitische Rechtsstatut etwas völlig 
Neues, Revolutionäres, der direkte Gegensatz zu der kurz zuvor noch 
unangetasteten allgemeinen Auffassung ist, so frägt sich, wie ist Frank- 
reich, näherhin die Pariser Universität, zu dieser plötzlichen Negierung 
des päpstlichen Primates, wie sie auch offen theoretisch von Conrad 
von Gelnhausen u. a. vertreten wurde, gekommen? Ockham, dieser 
merkwürdige Theologe, dessen Schatten weithin über kirchl. Lehre 
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und Leben des ausgehenden Mittelalters sich legt, mit der Skepsis 
als Signatur seines Systems, und mit der Opportunität in der Praxis, 
könnte die Fährte gewiesen haben, mehr aber wird das Vorgehen Eng- 
lands selbst, worauf wiederholt direkt Bezug genommen wird, das Vor- 
bild für Frankreich geworden sein. In England war erstmals im Parla- 
ment von Carlisle die nationalkirchliche Idee in greifbare Fassung 
gebracht ‘worden (1307). Das katholische Recht, wonach der Papst 
oberster Herr aller Kirchen und ihres Besitzes ist, war hier dem 
englischen Rechtsgrundsatz, der allen kirchlichen Besitz als Ober- 
eigentum des Patrons, des Königs betrachtet, unterlegen ; gegenüber 
der wachsenden Zentralisation in der Kirche hatte sich der Staat 
durch den hohen und niederen Adel und die Bürgerschaft, unter an- 
scheinender Neutralität der Krone, eine nationale Kirche und zwar 
um nationaler Interessen willen zu wahren gesucht. Meines Er- 
achtens lässt sich hier ein Nachwirken der Eigenkirchenidee, wenn 
diese Theorie überhaupt ihre Giltigkeit behauptet, nicht blos schüch- 
tern annehmen (S. 392), sondern mit aller Bestimintheit feststellen. 
Der praktische politische Sinn des Angelsachsen hat aus diesem 
Recht seiner Vergangenheit für seine Kirchenpolitik einen Vorteil 
zu ziehen gewusst. Auch der Franzose kann bei dem Versuch, 
dieses Nationalkirchentum in Form der »gallikanischen Freiheiten« 
auf franzósischen Boden zu verpflanzen, seine nationale Eigenart nicht 
verleugnen. Vor allem verfáhrt er recht unüberlegt und blind bei 
dieser Übernahme, ohne genügende Rücksicht auf den ganz anders 
gestalteten franzósischen Rechtsboden; und dann hat er die englische 
Praxis als Doktrin auf Flaschen zu ziehen gesucht und daraus den 
eigentlichen Gallikanismus, eine geistige Bewegung, erzielt. Ge- 
Schichtlich blieben die »Freiheiten« zunächst ziemlich wirkungslos, 
da das Oberhaupt von Frankreich nicht imstande war, ihnea den 
nötigen Nachdruck zu verleihen. Nur durch ihr späteres Wieder- 
aufleben sind sie von höchster Bedeutung für die französische Kirche 
geworden. 

Der Zusammenhang, den Haller hier zwischen der zentri- 
fugalen Strömung in der englischen und französischen Kirche 
erstmals festgestellt hat, darf wohl als erwiesen betrachtet werden, 
wenn man auch noch immer etwas besser die Fäden klar gelegt 
sähe. Darf man übrigens der nationalkirchlichen englischen Idee, 
den »gallikanischen Freiheiten« für das eigentliche Mittelalter allzu 
grosse Bedeutung beilegen? Sind es nicht lediglich Theorien ge- 
blieben, die in der Praxis 100 und 100 Ausnahmen erfahren haben, 
ähnlich wie die allzu straffe Fixierung der päpstlichen Zentralisation 
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lediglich auf dem Papiere stehen blieb, sich in der Praxis nicht ver- 
wirklichen liess? Sind beiderseits diese extremen Rechtsstipulationen 
nicht eigentlich als Schreckschüsse anzusehen, die den jeweiligen 
Gegner in seinen Ansprüchen etwas mässigen sollten? Haller deutet 
das wiederholt an und hätte es vielleicht noch mehr betonen können 
auf Grund des von ihm vorgebrachten Tatsachenmateriales. Gerade 
weil sich aber Theorie und Praxis vielfach kreuzen, wird man nur 
mit grosser Vorsicht aus einzelnen literarischen Nachrichten und ge- 
schichtlichen Erinnerungen Schlussfolgerungen von grösserer Bedeu- 
tung ziehen dürfen, besonders wenn die Überlieferung so trùmmerhaft 
und lückenhaft erst vorliegt, wie es in dem von Haller behandelten 
Jahrhundert der Fall ist. Aber selbst mit dieser Reserve wird man 
sich den Resultaten dieser gediegenen rechtsgeschichtlichen Unter- 
suchung nicht verschliessen können. Haller hat damit ein Werk 
eröffnet, das die Papstgeschichte des späteren Mittelalters auf ganz 
neuen Boden gestellt hat und zum ersten Male in systematischer 
Weise zeigt, welcher Gewinn aus der Berücksichtigung dieser neuen 
finanz-, wirtschafts- und rechtsgeschichtlichen Gesichtspunkten für 
diese spätere Epoche zu erzielen ist. Freilich ist zur Bewältigung 
der hiermit gestellten Aufgaben nur ein Gelehrter imstande, der das 
gediegene Wissen und die staunenswerte Orientierung in dem unge- 
heueren Materialienschatz des päpstlichen Archivs wie in der ein- 
schlägigen theologischen und profanwissenschaftlichen Literatur gleich 
Haller besitzt. Der Reichtum an positivem Material, der in diesen 
ersten Band niedergelegt ist, macht dessen Lektüre zu einem wahren 
Genuss; der Fachmann aber möchte die zahlreichen Noten mit höchst. 
bemerkenswerten Richtigstellungen, gelegentlich auch in der alten 
scharf prononzierten Tonart, mindestens ebenso pikant finden. 

Von den vier Exkursen des Anhangs, die »die Rolle Peters 
von Luna als Legaten in Frankreich 1393/4« (in für Peter günsti- 
gem Sinne), »die Abstimmung auf der Pariser Synode 1398«, »Eng- 
lische Schlagworte zur Begründung der Gallikanischen Freiheiten« 
behandeln, verdient besonders die erste nähere Beachtung, »Zur 
Kritik der Traktate ,Squalores curiae Romanae‘, ‚Speculum Aureum‘ 
und ‚De modis uniendi‘e, Hiernach sind die »Squalores« bestimmt 
Matthaeus von Krakau zuzuweisen, wie jetzt das von Sommerfeldt 
veröffentlichte Stück (Zeitsch. für Gesch. des Oberrh. 1903, 420) 
zeigt; aber Matthaeus ist nicht der einzige, wenn auch hauptsäch- 
lichste Verfasser. Das Speculum aureum, das Sommerfeldt ebenfalls 
für Matthaeus beansprucht, ist nicht von ihm; es ist viel zu schul- 
mässig, umständlich, zu juristisch. Als sein Verfasser kann der 
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juristische Beirat des Matthaeus für die Squalores gelten. Die 
Autorschaft Diedrichs v. Niem an der Flugschrift De modis uniendi 
wird (gegen Finke) mit Argumenten erschüttert, gegen die nur schwer 
Stellung genommen werden kann. J. Sauer. 


2. Bonin, Burkard von, Dr., Kammergerichtsreferendar: Die prak- 
tische Bedeutung des Jus reformandi. Eine rechtsgeschichtliche 
Studie. Stuttgart, F. Enke, 1902. gr. 8°, VI, 132 S. (Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Dr. Ulr. Stutz, 
o. 5. Prof. der Rechte an der Universität Freiburg i. Br. 1. Heft.) 


In vorliegender Studie, welche die Reihe der von Prof. Dr. Stutz 
ins Leben gerufenen Sammlung kirchenrechtlicher Untersuchungen 
erôffnet, bespricht Bonin nach einer kurzen Einleitung über Grund- 
lage und Begriff des jus reformandi (S. 1—15) die Entwicklung 
desselben bis zur Jetztzeit, wobei er drei gròssere Perioden unter- 
scheidet: von Luther bis 1555, von 1555 bis zum Westfalischen 
Frieden, und von 1648 bis zur Neuzeit. »Dass nun Luther«, schreibt 
der Autor, »als er gegen die Herrschaft der Missbräuche in der 
Kirche öffentlich auftrat, nicht an die Gründuug einer neuen Kon- 
fession dachte, überhaupt sehr lange eine Versöhnung mit dem Papste 
noch hoffte herbeiführen zu können, ist so bekannt . . ., dass nur 
daran erinnert zu werden brauchte (S. 6). Bezüglich der Gründung 
»einer neuen Konfessione mag der Autor recht haben, aber bezüg- 
lich der Versöhnung mit dem Papste, falls man dieses »sehr lange« 
nicht auf höchstens 4 Jahre zurückführen will, wird man nicht leicht 
beistimmen; schrieb doch Luther bereits am 10. Juli 1520, also vor der 
Bannbulle: »A me quidem, jacta mihi alea, contemptus est Romanus 
furor et favor; nolo eis reconciliari nec communicare in perpetuume 
(Briefwechsel herausgegeben von Enders u. s. w. II, 432; ähnlich 
bereits am 20. Juni, vergl. Luthers Werke, Weimar, Ausg. VI, 
329 und 347). Entgegen der Aufstellung Friedbergs: »Nur für sich 
und seine Lehre verlangte er (Luther) Freiheit, nicht für die von 
ihm als irrig angesehene« behauptet der Autor, ohne weiteren Be- 
weis: »Nur Ketzern und Gotteslästerern versagt er sie und meint 
damit Sektierer und Atheisten, nicht aber versagt er sie z. B. den 
Rómischen« (S. 10), was übrigens mit dem S. 31 über das Treiben 
in die Kirche und das bei Strafe gebotene Lernen des Katechismus 
Gesagten nicht leicht zu vereinbareu ist. Wenn der Verfasser 
schreibt (S. 11): »Für die vielfach verbreitete Ansicht, der Name 
jus reformandi komme zuerst bei den Verhandlungen über den West- 
fälischen Frieden vor, oder stamme wenigstens erst ans jener Zeit, 
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habe ich keine hinreichenden Belege finden können,« so musste er 
doch irgend einen »Beleg« bringen, dass die Vertreter der entgegen- 
gesetzten Ansicht sich geirrt haben, und dass dieses Wort irgend- 
wo erwähnt sei. Man findet bloss die Behauptung: »Dieses jus 
reformandi erschien nicht wie ein plötzlich vom Himmel gefallenes 
Recht...« (ebd.). Ganz richtig; aber eine Sache kann schon lange 
vorher bestehen, obne dass der später dafür gebrauchte Name auch 
gleich von anfang an bestanden habe. 

Nach Zurückweisung einiger Definitionen des jus reformandi 
definiert es der Verfasser selbst folgenderweise: »Das Recht der 
weltlichen Obrigkeit, nach ihrem nur durch die sittliche Pflicht be- 
schränkten Ermessen eine Änderung in den Verhältnissen einer 
Religionsgesellschaft herbeizuführen« (S. 15). Der Ausdruck » Rechte 
scheint also nicht mehr zu bedeuten, als eine bestehende Tatsache, 
eine bestehende Gepflogenheit. Dass dieses jus ein wahres, der welt- 
lichen Obrigkeit gebührendes Recht sei, dafür finde ich keinen Beweis, 
wie überhaupt auch in der ganzen Abhandlung Tatsache und Recht 
als identisch genommen zu werden scheinen. Es ist nicht leicht 
begreiflich, trotz der angeführten Gegengründe, warum dieses Recht 
nur den Reichsständen, d. h. den einzelnen Kleinfürsten, nicht aber 
dem Reiche selbst, d. h. dem Kaiser gegen die Reichsstände zu- 
kommen sollte. Der Kaiser ist doch auch eine weltliche Obrigkeit 
und zwar höher als die Reichsstände, also müsste auch ihm, und 
zwar in erster Linie, dieses Recht zukommen, besonders da Bonin 
das jus reformandi überhaupt von dem alten sogen. jus advocatiae 
(das aber keineswegs auf Religion, sondern nur politische Fragen 
sich bezog) ableitet. Alle Gegenargumente Bonins (S. 34 f.) beruhen 
auf der Voraussetzung, dass die Reichsstände dieses Recht ausüben, 
also auch haben. Mit solcher Argumentation kommt man ent- 
schieden weit, aber sie lässt sich ebenso leicht umdrehen. Kann 
denn nicht der Hausvater auch sagen: ich bin Herr in meinem 
Hause, also müssen Frau und Kinder, Knechte und Mägde meiner 
Religion folgen? Was kann hiergegen der Fürst antworten? Ein 
Fürst ist wohl Herr und alleiniger Herr seiner Untergebenen; aber 
doch bloss in weltlichen Sachen, und dass das jus reformandi eine 
weltliche Sache sei, hat Bonin nicht bewiesen und wird es auch nie 
beweisen können. Nach ihm (S. 38) kommt doch der Name »Pro- 
testantene eben daher, weil die evangelischen Stände die Anwend- 
barkeit des famosen Grundsatzes für das Reich bestritten. War das 
nicht indirekt zugegeben, dass die weltliche Macht hier nichts be- 
fehlen könne ? 


| 
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Bonin unterscheidet (S. 118 f.) mit Recht zwischen Religions- 
gesellschaften und geistlichen Gesellschaften. »Als Religionsgesell- 
schaft ist die organisierte Gesamtheit aller Bekenner eines Glaubens 
zu bezeichnen . . . . Dabei ist wohl zu verstehen, dass uur die Ge- 
samtheit organisiert sein muss, ohne dass aber jeder einzelne Be- 
kenner sich dieser Organisation müsste unterworfen haben, wenn er 
es nur jederzeit kann, da ihm die Aufnahme nicht verweigert werden 
darf.e Diese Erklärung scheint weniger passend, sonst könutez. B. irgend 
ein unter Katholiken lebender Protestant sagen, er gehöre zur katho- 
lischen Kirche, oder umgekehrt ein unter Protestanten lebender 
Katholik, er gehöre zur lutherischen, evangelischen u. s. w. Kirche, da 
er jederzeit seine Unterwerfung anzeigen kann. Will jemand sich 
zu einer Religionsgesellschaft als Mitglied rechnen, so muss er un- 
bedingt ihrer Organisation angehören und unterworfen sein, gerade 
wie jemand zu irgend einer anderen Gesellschaft nur gehören kann, 
wenn er faktisch ihrer Organisation unterworfen ist. »Als Begriff 
der geistlichen Gesellschaft — der Ausdruck, den Bonin im kathol. 
Kirchenlexikon vermisst, findet sich im Art. Congregationen — er- 
gibt sich daher, dass es ein Verein von Bekennern desselben Glaubens 
ist, dessen Mitglieder den Inbegriff ihrer Tätigkeit ausschliesslich 
der Förderung ibres Seelenheiles widmen.e Würde man diese De- 
finition annehmen, so gehörten bei den Katholiken höchstens die 
sogen. kontemplativen Orden (Karthäuser, Trappisten, Karmeliten, 
Karmelitinnen u. dgl.) zu den geistlichen Genossenschaften, und bei 
den Protestanten gäbe es überhaupt gar keine. Statt: ‚sie widmen 
sich ausschliesslich der Förderung ihres Seelenheils‘ dürfte es aber 
etwa heissen: ‚sie widmen sich hauptsächlich der Förderung des 
Seelenheiles, sei es bloss des eigenen oder auch desjenigen ihrer 
Mitmenschen‘, was übrigens aus den vorhergehenden Erläuterungen 
des Autors selbst hervorgeht. 

Trotz dieser kleineren Ausstellungen muss man die Arbeit 
Bonins als einen lobenswerten Beitrag zur Entwicklung des Staats- 
kirchenrechts anerkennen. G. Allmang 0. M. J. 


3. Schaefer, Dr. Heinrich: Pfarrkirche und Stift im deutschen 
Mittelalter. Eine kirchenrechtsgeschichtliche Untersuchung. 
(Kircheurechtl. Abhandl. Herausgegeben von Dr. U, Stutz, 
Universitätsprof.) Stuttgart (Enke) 1903. gr. 8°. S. 210. 


Der Verf. sucht in vorstehender Schrift eine zweifache Aufgabe 
zu lösen: 1. Die Beantwortung der Frage: Seit wann hat der Bischof 
die ursprünglich als einzige Pfarrkirche der Diözese bestehende Kathe- 
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drale durch Errichtung mehrerer Seelsorgestationen in volkreichen 
Ortschaften und Vorstädten entlastet, und zu welcher Zeit sind ins- 
besondere die Stadtparochien entstanden? 2. Welches sind die Ver- 
hältnisse der frühmittelalterlichen Kollegiat- oder Stiftskirchen speziell 
bezüglich ihrer Stellung im Rahmen der Parochialeinteilung und ihrer 
Bedeutung für die Seelsorge? Zur Beantwortung der ersten Frage 
werden die wesentlichen Merkmale der mittelalterlichen Pfarrkirchen 
sowie die verschiedenen Bezeichnungen für den Pfarrgeistlichen und 
ihre Gebrauchsperioden historisch untersucht. Bezüglich der zweiten 
Frage, nämlich über Entstehung und Entwicklung der Stiftskirchen 
in besonderer Rücksicht auf Pfarrgottesdienst und Seelsorge, werden 
die Herkunft und Bedeutung des »canonicus«, die Mehrzahl von den 
Geistlichen an den Kathedral-, Pfarr- und Kollegiatkirchen und die 
Gründe hierfür, die vita canonica und die Art der Ausübung der 
Pfarrseelsorge an den Kollegiatkirchen festzustellen gesucht. Eine 
ganze Reihe von Einzelfragen kommen bei dieser Gelegenheit zur 
Diskussion, was das Studium des Werkes überaus interessant und 
instruktiv macht. Mau braucht nur die Inhaltsübersicht zu lesen, 
um sich von der Mannigfaltigkeit der behandelten Materien zu über- 
zeugen. Man erhält ein lebendiges Bild von der geschichtlichen 
Entwicklung der Pfarrverhältnisse nicht bloss der Kölner Kirche, 
sondern auch in den von den Franken beherrschten germanischen 
und gallischen Landesteilen. Besonders hat der Verf. die Bedeutung 
der Stiftskirchen auf dem Gebiete der Seelsorge im Mittelalter in 
ein helles Licht gerückt. Neben der Benutzung der zahlreichen 
einschlägigen Literatur sind die einzelnen Aufstellungen das Resultat 
des Studiums einer Unzahl gedruckten und ungedruckten Urkunden, 
und gerade hierin liegt der Hauptwert des Werkes. Wenn auch 
nicht alle Fragen definitiv gelöst, so darf man doch wohl behaupten, 
dass dies bei den meisten der Fall ist; andere sind jedenfalls ge- 
klärt, manche überhaupt erst zum erstenmal aufgetaucht und zur 
Sprache gebracht. Es wird kaum einen Kanonisten oder Historiker 
geben, der aus dem Werke nicht viele neue Gesichtspunkte erhält, 
besseres Verständnis der mittelalterlichen inneren und äusseren Ge- 
schichte und des Rechts der deutschen Kirche empfängt. Die Ein- 
zelheiten sind so zahlreich, dass es unmöglich ist, auf dieselben 
einzugehen. Man muss das Werk selbst studieren, um einerseits 
den Wert und die Bedeutung desselben schätzen zu lernen, anderer- 
seits die Mühe und Arbeit zu begreifen, welche in demselben steckt. 
Das Werk ist ein Muster einer Kleinarbeit und bildet eine Perle in 
der Stutz’schen Sammlung kirchenrechtlicher Abhandlungen. 
Heiner. 
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4. Urkunden sur Pfälzischen Ksrchengeschichte im Mittelalter. In 

Regestenform veröffentlicht von Dr. Frang Xaver Glasschröder. 

Im Selbstverlag des Verfassers. München 1903. gr. 80. XII u. 

403 S. Preis 6 M. 

Das Zentenarium der Geburt des pfälzischen Historiographen 
Dr. Fr. X. Remling, weiland Domkapitular zu Speyer, das im Sommer 
1903 vor. J. in bescheidenster Form begangen worden ist, lenkte 
den Geist vieler Gebildeten wieder hin auf das noch weithin brach 
liegende Feld der Kirchengeschichte der Pfälzer Lande. Den 
jungen Schaffenslustigen traten bei ihren Reflexionen hierüber zwei 
Schwierigkeiten in den Weg, die schon in früheren Dezennien die 
Kraft der Arbeitswilligen geláhmt: der häufige Herrschaftswechsel in 
den pfälzischen Territorien und der Mangel an archivalischem 
Material. Letztere Schwierigkeit wurde vielfach für eine absolute 
angesehen. Es herrscht bis heute noch in nicht wenigen Kreisen 
die Meinung, dass die Kriegsstirme des 17. und 18. Jahrhunderts 
das historische Quellenmaterial für pfälzische Gebiete zum grössten 
Teile hinweggefegt hätten. Unstreitig sind viele wertvolle Archi- 
valien dem Vandalismus jener Tage zum Opfer gefallen. Viele aber 
sind noch erhalten, jedoch in alle Welt zerstreut, und letzterer 
Umstand stellt sich der historischen Forschung und literarischen 
Arbeit als relative Schwierigkeit entgegen. Den Beweis für den 
nur relativen Charakter der zweiten Diffikultät erbracht zu haben, 
ist das Verdienst des vormaligen kgl. Archivars am kgl. Kreisar- 
chiv zu Speyer, nunmehrigen kgl. Reichsarchivrats Dr. Glasschröder 
zu München. In mehr denn zehnjähriger unermüdlicher Forscher- 
arbeit ist ihm gelungen, in den Archiven zu Speyer, München, Würz- 
burg, Karlsruhe, Heidelberg, Stuttgart, Darınstadt, Wiesbaden, Kob- 
lenz, Metz, Strassburg und Luzern, in den Adelsarchiven derer von 
Leiningen, Erbach, von der Leyen, Löwenstein- Wertheim-Rosenberg, 
Degenfeld u. a. m. sowie in Pfarrarchiven zahlreiche wichtige Ur- 
kunden zu sammeln. 

Im vorstehend angeführten Werke übergibt der Forscher »den 
pfälzischen Geschichtsfreunden 760 bisher ungedruckte und zum 
weitaus grössten Teile völlig unbekannte Urkunden zur pfälzischen 
Kirchengeschichte im Mittelaltere. Dadurch dass der Verf. nicht 
bloss das Vorhandensein von Urkunden dartut, sondern auch deren 
Inhalt vermittelt, gibt er seinem Werke neben dem idealen auch 
einen hohen materiellen Wert, In vier Abteilungen sind die Ur- 
kunden je in chronologischer Reihenfolge, beginnend mit dem Anfang 
des 12. und endigend mit dem 16. Jahrh., zusammengetragen: Dió- 
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rese Speyer Nr. 1—450, Diöz. Worms Nr. 451—471, Diöz. Mainz 
Nr. 571—690, Diöz. Metz Nr. 691—760. Ein umfangreiches, 
äusserst sorgfältig ausgearbeitetes und verlässiges Orts-, Personen- 
und Sachregister (S. 303—403) erhöht die Brauchbarkeit des Werkes 
wesentlich. Dem kirchengeschichtlichen Studium hat der Verf. 
ebenso vorgearbeitet wie dem der Geschichte der kirchlichen Rechts- 
institute. Sein Quellenwerk ist eine Fundgrube für die Geschichte 
der kirchlichen Verfassung und Verwaltung, insonderheit des kirch- 
lichen Benefizialwesens und Vermógensrechtes. Möchte der ebenso 
emsige wie gewandte Forscher diesem ersten Opus ein in Aussicht 
gestelltes zweites, welches »auf Grund von ihm neugewonnenen 
Materials und der bereits gedruckten Quellen ein Bild von der Ver- 
fassung und dem Bestande der mittelalterlichen Kirche innerhalb 
der Grenzen der heutigen bayerischen Rheinpfalz geben solle, bald 
folgen lassen! 
Bamberg. Prof. Dr. Knecht. 


5. La Gerarchia cattolica. Anno 1904. Roma Typographia Vati- 
cana 1904. Pr. für das Ausland 6 L. 


Jenes bekannte päpstliche Handbuch, das ein Verzeichnis der 
obersten Spitzen der kirchlichen Hierarchie, der katholischen Orden 
und Ordensinstitute, ferner .der Mitglieder der pápstlichen Familie 
und der pápstlichen Kapelle, sowie der obersten kirchlichen Behórden 
und Kongregationen in Rom und endlich der kirchlichen Institute 
für Erziehung und Unterricht in der ewigen Stadt enthált, erscheint 
dem neuen Pontifikate entsprechend mit dem Titelbilde von Pio X. 
P. M. gloriosamente regnante. Wichtige Verbesserungen des gegen- 
wártigen Jahrgangs sind die Aufstellung eines neuen Papstkatalogs 
aus der Feder von P. Ehrle S. J. und die Hinzufügung eines aus- 
führlichen Registers der Eigenuamen. Bezüglich des Papstkatalogs 
hebe ich hervor, dass der Name des Papstes Anaclet getilgt ist und 
die Namen der Gegenpäpste in Klammern neu eingefügt sind. Trotz 
des umfangreichen Registers ist das Volumen der Gerarchia von 1904 
mit 602 Seiten bedeutend kleiner als 1903 mit 849 Seiten. Zum 
grössten Teil liegt das an der Anwendung eines engeren Druckes, 
zum Teil aber auch daran, dass die unter Leo XIII. verstorbenen 
Kardinäle nicht mehr geführt werden und die Pápstlichen Geheimen 
Kammerherren, deren Würde mit dem Tode des letzten Papstes 
erloschen ist, mit der Erneuerung ihres Diploms teilweise noch im 
Rückstande sind. | 
| Zur Kenntnis des pápstlichen Hofes, der rómischen Behórden 
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und der kirchlichen Hierarchie ist die vorliegende offizielle Ausgabe 
am meisten zu empfehlen. Eine der Gerarchia nachgebildete fran- 
zösische Ausgabe, zugleich mit Illustrationen und belehrenden Auf- 
sätzen aus dem Gebiete der Kirchengeschichte und des praktischen 
Kirchenrechts an der römischen Kurie, erscheint seit 1898 zu Paris 
unter dem Titel: Annuaire pontifical catholique. Pr. 4 Frcs. Heraus- 
geber der letzteren ist der bekannte Kanonist Albert Battandier in 
Rom. N. Hilling. 


6. Rassegna giuridica ecclesiastica. Periodico mensile di diritto 
e giurisprudenza. Roma, Desclée, Lefebvre e C. Abonnement 
für Italien 10 L. jährlich, für das Ausland 12 L. 


Einen erfreulichen Beweis für den Aufschwung der katholischen 
Kirchenrechtswissenschaft in Italien, die Papst Leo XIII. hochseligen 
Angedenkens so sehr am Herzen lag, brachte das verflossene Jahr 
1908, indem zu Rom zwei neue kanonistische Zeitschriften ge 
gründet wurden. i 

Die erste monatlich erscheinende Zeitschrift: Acta pontificia et < 
decreta SS. RR. Congregationum (bei Pustet; Pr. jährlich 5 L.) 
beschränkt sich auf die blosse Mitteilung der Erlasse und Kund- 
gebungen des hl. Stuhles und der obersten päpstlichen Behörden in 
Rom, denen eine kurze Übersicht über die päpstlichen Audienzen, 
Konsistorien und grösseren Feierlichkeiten hinzugefügt ist. Den 
Schluss bilden kurze pastoral-theologische Erörterungen. Nach Inhalt 
und Anlage haben die Acta pontificia die grösste Ähnlichkeit mit 
dem bekannten »Nuntius Romanus«, der seit 1882 in Rom erscheint. 

Bedeutend wichtiger ist dagegen das andere neugegründete Organ, 
dem wir aus diesem Grunde eine etwas ausführlichere Besprechung 
widmen müssen. Bemerkenswert ist zunächst das neue Programm der 
Rassegna giuridica ecclesiastica oder der Kirchenrechtlichen Rund- 
schau. Wie schon der Titel andeutet, beschränkt sich die Zeitschrift 
nicht allein auf die Pflege des kanonischen Rechts (nach ital. Sprach- 
gebrauche sind darunter jene kirchlichen Gesetze zu verstehen, die 
von der kirchlichen Autorität herfliessen), sondern umfasst auch das 
kirchliche Recht, d.h. jene Dispositionen, welche der Staat für seine 
Beziehungen mit der kirchlichen Gemeinschaft erlassen hat. Der 
katholische Kongress zu Tarent hat vor 2 Jahren den Wunsch nach 
einem solchen Organe öffentlich ausgesprochen, und die Rassegna 
sucht ihn jetzt zu erfüllen. Mit vollem Rechte. Denn mögen die 
staatlichen Bestimmungen des Königreichs Italien auch theoretisch 
als Übergriffe betrachtet werden und faktisch manche Chikanen der 
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katholischen Kirche enthalten, der grösste praktische Schaden ist 
der katholischen Religion daraus erwachsen, dass die berufenen Ver- 
teidiger der katholischen Interessen, die praktischen Seelsorger, die 
Kenntnis der weltlichen Gesetzesbestimmungen bisher über Gebühr 
vernachlässigten. Denn wegen der Unkenntnis blieb mancher Re- 
ligionsfrevel, der nach dem Codice penale hätte geahndet werden 
können, unbestraft, und die Geistlichen liessen sich oft von der 
blossen Willkür der Munizipialbeamten beherrschen. Von der prak- 
tischen Notwendigkeit überzeugt, hat daher in allerjüngster Zeit der 
Kardinalerzbischof Ferrari von Mailand einen besonderen Lehrstuhl 
für kirchliches Recht in seinem Diözesanseminar errichtet. 

Die Rassegna bringt im ersten Teile selbständige wissenschaft- 
liche Abhandlungen aus dem Gebiete des geistlichen und staatlichen 
Kirchenrechts. In den bislang erschienenen 3 Heften behandelt der 
Erzbischof von Monreale in Sizilien Mons. Lancia di Brolo das rechts- 
historische Thema: Dell’ antica disciplina della chiesa nel clero 
delle cattedrali, während der Advokat Michelaugelo La Monica die 
Abzugsfähigkeit einer an den Amtsvorgänger zu zalılenden Pension 
seitens des gegenwärtigen Pfründeninhabers mit Bezug auf Art. 13 
des Regolomento vom 25. Aug. 1899 über die Pfarrkongrua er- 
örtert. Weiter folgen unter der Rubrik Acta pontificia die Erlasse 
und Kundgebungen des hl. Vaters in wörtlicher Wiedergabe. Hier- 
an schliessen sich die Decisiones et Decreta SS. CC. Eine recht 
angenehme Einrichtung haben die Herausgeber hierbei getroffen, in- 
dem sie den weitläufigen Rechtsdeduktionen in kirchlichen Prozess- 
sachen ein kurzes Summarium vorausschicken und in den Fussnoten 
hierzu auf die betreffenden Gesetzesstellen hinweisen. An vierter 
Stelle kommen unter dem Titel »Giurisprudenza giudiziariae die 
kirchenrechtlichen Entscheidungen der obersten italienischen Gerichts- 
höfe in Zivil- und Strafsachen, die ausser der ausführlichen Darleg- 
ung des Tatbestandes und der Entscheidungsmotive ebenfalls ein 
kurzes Summarium als Einleitung enthalten. Zuletzt berichtet die 
Cronaca di Giurisprudenza amministrativa über die italienische Ge- 
setzgebung und Verwaltungspraxis in kirchlichen Angelegenheiten. 
Die neue Zeitschrift hat demnach eine ganz gleiche oder ähnliche 
Anordnung, wie unser Archiv für katholisches Kirchenrecht sie 
bereits besitzt. 

Entsprechend der Reichhaltigkeit und Vielseitigkeit des Stoffes 
sind je 2 Geistliche und Laien in der Redaktion der Zeitschrift be- 
schäftigt. Die Herren Dott. Sac. P. di Cecco und Avv. Sac. A de 
Vita redigieren den kanonistischen Teil, während die Herren Avv. M. 
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La Monica und Avv. G. Tedeschi die Redaktion der kirchenrecht- 
lichen Partien übernommen haben. Die Direktion des Ganzen ist 
den Händen des Sac. Dott. S. Coniglio anvertraut. 

Eine eingehende Prüfung der bisher erschienenen Hefte hat 
den Ref. davon überzeugt, dass die genannten Schriftleiter ihres 
Amtes mit grosser Sachkenntnis und Umsicht leiten. Selbst von 
Druckfehlern, die in der italienischen Literatur sonst so häufig 
sind, habe ich keine nachteilige Spur vorgefunden. Nur bezüglich 
der historischen Darstellung bin ich einige Male auf eine Vernach- 
lässigung der neuesten Literatur, speziell des Auslandes, gestossen. 
Doch lässt sich dieser schwache Punkt der italienischen Jurisprudenz 
natürlich nicht von heute auf morgen aus dem Wege räumen. 

Mit dem Wunsche, dass die Rassegna giuridica ecclesiastica 
auch diesseits der Berge recht viele Leser gewinnen und sich einen 
ehrenvollen Platz neben der Analecta ecclesiastica und der Acta 
Sanctae Sedis erringen möge, schliesse ich die Betrachtung der 
Zeitschrift, deren Lektüre mir ein lehrreicher Genuss war. 

N. Hilling. 


7. Marx, J., Professor der Kirchengeschichte und des Kirchen- 
rechts am Priesterseminar zu Trier, Lehrbuch der Kirchen- 
geschichte. Trier, Verlag der Paulinus-Druckerei, 1903 (XII, 
785 S. gr. 8°) brosch. M. 8,50; geb. M. 10,50. 


Durch vorliegendes Handbuch, welches bereits vor zehn Jahren 
als Manuskript gedruckt wurde und dem Verf. als Leitfaden für seine 
Vorlesungen gedient hat, wurde die Zahl der Lehrbücher für Kirchen- 
geschichte um eine Nummer vermehrt. Dem etwaigen Einwande, 
dass es an kirchenhistorischen Handbüchern nicht fehle, kommt der 
Verfasser zuvor mit der Bemerkung: »Ähnliche Werke sind nuu ja 
allerdings mehrere vorhanden, und ihre verschiedenen Auflagen be- 
weisen, dass sie alle ihre bedeutenden Vorzüge haben. Aber der 
Gegenstand, mit dem sie sich beschäftigen, ist so gewaltig und 
weitschichtig, so wichtig und bedeutsam, dass an Hilfsmitteln, den- 
selben zu behandeln und sich auzueignen, nicht leicht: Überfülle ent- 
stehen kann. Bei der Verschiedenheit der Anlagen und Neigungen 
wird grössere Auswahl auf diesem Gebiete Lehrenden und Lernenden, 
besonders den letztern, nicht unerwünscht sein.« Zum Zwecke der 
Übersichtlichkeit folgt Marx dem Beispiele von Kurtz und Kraus in 
der Weise, dass er den einzelnen grösseren Abschnitten kurze Über- 
blicke vorausschickt (in Garmond) und die weiteren Ausführungen 
(in Petit) daran anreiht. Demselben Zwecke dienen häufige Über- 
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schriften in Fettdruck. Patrologie und Kunst sind ausgeschieden. 
Vielleicht ist der Verfasser hier im Bestreben nach Beschränkung 
des Stoffes zu weit gegangen; denn eine kurze Skizzierung der hierher 
gehörigen Literatur dürfte doch in eine Kirchengeschichte gehören. 
lu seiner Art zeigt das Buch eine gute Beherrschung des Stoffes, 
und die Darstellungsweise ist durchweg übersichtlich, klar und 
fliessend. 

»In der Angabe der kirchengeschichtlichen Literatur wurde 
Beschränkung auf das Notwendige erstrebt, als notwendig aber nicht 
bloss der Beleg der angeführten Tatsachen betrachtet, sondern auch 
die Angabe jener Werke, welche für ein eingehenderes Studium 
nicht zu entbehren sind.e Unter diesen Gesichtspunkten hätte die 
Literaturangabe eine etwas sorgfältigere sein können. Zunächst ist 
zu wenig Aufmerksamkeit auf Berücksichtigung von Neuauflagen der 
angegebenen Literatur verwendet. Hierfür nur einige Beispiele: 

S. 8. Weiss, Weltgeschichte 2. Aufl. 1871 — 3. A. Graz, 
Leipzig 1890 ff. (4. u. 5. Aufl. bereits bei Band 5). S. 12. Bern- 
heim, Lehrbuch der historischen Methode 1889. Bereits 3. und 4. voll- 
ständig umgearbeitete Auflage 1903. S. 16. Hergenróther, Hand- 
buch der allg. K.-G. 3. Aufl. Freiburg 1884. — Hergenröther-Kirsch 
4. Aufl. 1902. S. 39. Frouard, S. Pierre. Paris 1886 — 2. éd. 1890; 
Esser, Des hl. Petrus Aufenthalt, Episk. und Tod zu Rom, Breslau 
1889 — 3. A. 1897. S. 69. Harnack, Lehrb. der Dogmengesch. 
Freib. 2. A. 1891 — 3. A. 1894/97. S. 117. Schwane, Dogmengesch. 
der patrist. Zt. Münster 1866 — 2. A. Freiburg 1895 u. s. w. 
S. 449. Voigt Berl. 1859 — 8. A. ed. Lehnerdt 1893. Weiter hätte 
die neueste Literatur etwas mehr Berücksichtigung finden müssen, 
und insbesondere konnte der Hinweis auf Monographien, welche die 
betreffenden Gegenstánde behandeln, ein genauerer sein. Z. B. S. 33. 
Schenz: Das erste allgem. Konzil in Jerusalem 1869; Biblische 
Studien 1896 III, 127 ff. S. 35 zum S 11 fehlt die neueste Lite- 
ratur fast vollständig. S. 42. Zahn, Apostel und Apostelgesch. in 
der Provinz Asien 1900. S. 59 hätte auch die Abhandlung des 
Trierer Diözesanangehörigen Laven »Konstantin d.G. und das Zeichen 
am Himmele 1902 Erwähnung finden dürfen. S. 62. A. Müller, 
Das Martyrium der 1100 Jungfrauen 1396. S. 76. Kessler, Mani I, 
1839. S. 83 u. ö. Batiffol, Études d’histoire et de théologie positive 
1902. S. 86 Anm. 7 wäre vielleicht noch hinzuweisen gewesen auf 
Winterstein, Der Episkopat in den drei ersten Jahrhunderten, Leipzig 
und Wien 1380. S. 88. Wieland, Die genetische Entwicklung der 
s. g. ordines minores 1897. S. 110. Flasch , Konstantin d. Gr. als 
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erster christlicher Kaiser 1891; Funk, U. u. A. II, 1—23. S. 110. 
Vollert: Julian (rel. u. philos. Überzeugung) 1899. Zu 8. 34 »Das 
erste allgem. Konzile — Revillant, Le Concile de Nicée 1899, 
O. Braun, De s. Nicaena synodo 1898; zu diesem $ ferner Dorner, 
Lehre von der Person Christi 2 Bde. 2. A. 1845/53, insbes. Bd. I. 
401 ff. S. 124. Gummerus, Die homousianische Partei bis zum Tode 
des Konstantius 1900. S. 127. C. de Feis, Storia di Liberio papa 
1894. S. 150. Owsepian, Zur Entstehungsgeschichte des Monothe- 
letismus 1898. S. 156. Stutz, Geschichte des kirchl. Benefizial- 
wesens I, 1895; Imbart de la Tour, Les paroisses rurales dans 
l’ancienne France 1900. S. 172. Richert, Die Anfänge der Irregu- 
laritàten bis z. Konzil v. Nic. 1901. Zu $ 45 »Ordenslebene. La- 
deuze, Études sur le cénob. pakb. 1898; Besse, Les moins d’Or. an- 
térieurs au Concile de Chalcéd. 1900: Heimbucher, Die Orden und 
Kongreg. 1896/97; Zöckler, Ascese und Monchtum 1897; A. f. K.-R., 
Das ägyptische Möncht. 1898/99. S. 181. Morin, der Ursprung des 
greg. K. Gesangs 1892; Dreves, Aurelius Ambrosius, der Vater des 
K. Ges. 1893; P. Wagner, Einführung in die Greg. Mel. 2. A. 1501. 
Im Folgenden nur noch einige willkirlich ausgewahlte Proben, weil 
die ganze Aufzählung zu weit führen würde. S. 265. Sägmüller, Die 
Entwickelung des Archipresbyterats und Dek. bis zum Ende des 
Karolingerreichs 1878. S. 275. Krieg, Die liturgischen Bestrebungen 
im karol. Zeitalter 1888. S. 299. Willing, Zur Geschichte des 
Investiturstr. 1896. Zu 8 75 fehlt die neueste Literatur. S. 366. 
Schottmüller, Untergang des Templerordens 2 Bde. 1887; Schuld 
oder Unschuld des Templerordens 1893. S. 555. Michelet, Louis XIV. 
et Ia revocation de l'édit de Nantes 1899. S. 618. Le Roy: La 
France et Rome de 1700—1715 (hist. diplom. de la Bulle Unigenitus 
jusqu’ & la mort de Louis XIV.) 1892; Histoire de la Constit. Uni- 
genitus de Vinc. Thuillier, (Congrég. St. Maure) publie par In- 
gold 1901. 

Auffällig ist, dass bei der Aufzählung der Handbücher der 
Kirchengeschichte (S. 16) Möhler-Gams 1—3 Regensburg 1867 ff. 
und die in mehrfacher Auflage erschienene K.-G. von Knöpfler keine 
Erwähnung finden; ferner dass der Verfasser die Apologetik in Deutsch- 
land für die neueste Zeit von jetzt noch Lebenden nur den Dominikaner 
Weiss vertreten sein lässt, die Namen Schanz, Schell, Gutberlet aber 
nicht erwähnt werden. Von anderen kleineren Versehen seien notiert: 
Brück, Lehrb. 7. A. 1898, nicht 1899. Der Tübinger Theologe 
S. 40, 72, 755 heisst Ferdinand Christian Baur, nicht Bauer. Der 
Verfasser der Arbeit über die »Christenverfolgungen« (S. 44) heisst 
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Weis, nicht Weiss. Harnack, Zur Quellenkritik der Gesch. des 
Gnost. 1873, nicht 1875. S. 180, Probst, Die abendländische Messe, 
Münster 1896, nicht 1892. S. 222 Dozy, nicht Doucy; Baudissin, 
Eulog. und Alvar. 1872, nicht 1837 u. s. w. 

An sachlichen Ausstellungen möchte ich Folgendes hervorhe- 
ben. S. 53 wird nach de Rossi das Todesjahr der hl. Cäcilia unter 
die Regierungszeit des Mark Aurel verlegt. Allein auf Grund der 
neuesten Forschung ist diese Hypothese de Rossi's fast allgemein 
aufgegeben. 

S 27 »Die Busdiszipline bedürfte wohl bei einer Neuauflage 
des Buches einer Revision. Der erste Satz dieses $ lautet: »Es gab 
in der alten Kirche ein doppeltes Bussgericht, ein geheimes, das 
Sakrament der Busse, und ein Öffentliches, ausgeübt von dem Kol- 
legium des Kleruse. Zum Beweise für das geheime beruft sich der 
Verfasser auf Apg. 19, 18: »Auch viele der Gläubiggewordenen 
kamen und gestanden ihre Taten.« Wie man nach dem ganzen 
Zusammenhang diese Stelle zum Beweise für das geheime Bussgericht 
ins Feld führen kann, ist mir nicht klar. So heisst es z. B. bei 
Loch-Reischl Bd. 4, 519 Anm. q.: »Da unbestreitbar hier von einer 
Beichte sündiger Taten die Rede ist, so fragt sich nur, wer unter 
den beichtenden »Gläubiggewordenen« zu verstehen sei, ob solche, 
die schon vor dem erzählten Erreignisse (v. 13—16) gläubig ge- 
wesen, oder ob solche, die eben erst nach jenem Ereignisse und 
durch selbes von heilsamer »Furcht« erschüttert, glàubig geworden. 
Für letztere Annahme entscheiden sich Euseb., Basil, Angustin, 
Beda, Lorin u. a.; dann aber handelt es sich hier um ein der Taufe 
vorausgehendes öffentliches Sündenbekenntnis und nicht um das 
Busssakrament als solches. Ausser der Tatsache in V. 19 scheint 
hiefür auch der Zusammenhang zu sprechen und der eigentümliche 
Umstand, dass die kirchliche Dogmatik zu keiner Zeit irgendwie 
einen Beweis für das anderweitig eur Übergenüge bezeugte Buss- 
sakrament in dieser Stelle gesucht hat. Sollte dagegen (mit Oekumen, 
Bellarmin) angenommen werden, dass schon vorher Christlichge- 
wordene, unter dem Eindrucke der neuen Begebenheit, erst jetzt 
zum vollen Bewusstsein ihrer früheren sündigen Taten, namentlich 
abergläubiger und finsterer, gebracht, nachträglich jene, (Zauber)- 
Sünden den Aposteln gestanden (gebeichtet) haben, so beweist die 
Stelle allerdings für das Busssakrament und für die Notwendigkeit 
sonderheitlichen Sündenbekenntnisses, ob dasselbe ein öffentliches 
oder nur geheimes ware. Es kann also die kontroverse Stelle wohl 
nicht ohne weiteres für das Busssakrament herangezogen werden. 
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Io ähnifther Weise verhält es sich mit der Stelle, wodurch 
der Verfasser zu beweisen sucht, dass es ein »öffentliches Bussgericht, 
ausgeübt von dem Kollegium des Klerus« in der alten Kirche gab, 
nämlich 1 Tim. 5, 19. Sie lautet: » Wider einen Presbyter nimm 
Klage nicht an, es sei denn auf zwei oder drei Zeugen hin«. 
Wenn man keine anderen Argumente für die Beichte beibringen 
könnte, dann hätten die Gegner allerdings leichtes Spiel. Auch für 
die Notwendigkeit des Bekenntnisses der Gedankensünden hätten 
besser andere Beweisstellen, an denen es nicht fehlt, herangezogen 
werden können, als es in Anm. 4 geschieht. 

S. 100 heisst es: »Daher unterschied man später Pascha Stau- 
rosimon und Anastasimone. Dieser Unterschied gehört einer aller- 
dings viel späteren Zeit an, welche fast anderthalbjahrtausend von 
der alten Kirche entfernt liegt; denn die Ausdrücke rühren von 
G. J. Voss her aus dem 17. Jahrhundert. 

S. 104 wird die Synode v. Elvira auf das Jahr 306 verlegt; 
nach dem Stand der neuesten Forschung soll sie um das Jahr 300 
stattgefunden haben. 

S. 178 wäre vielleicht auch eine kurze Andeutung über die 
antichristlichen Auffassungen vom Ursprung des Mönchtums am 
Platze gewesen; denn die Kirchengeschichte muss in unserer Zeit 
zugleich apologetisches Rüstzeug bieten. 

S. 254 wird, wie dies in fast allen Handbüchern der K.-G. 
traditionell geworden, behauptet, der Zusatz Filioque in das nizäno- 
konstantinopolitanische Glaubensbekenntnis habe in der römischen 
Kirche unter Benedikt VIII. (1012—24) Aufnahme gefunden. Diese 
Annahme geht offenbar auf die falsch verstandene Stelle bei Berno 
Augiensis zurück (Migne S. 1. 142, 1060 s.): Nam si ideo, ut saepe 
dictum, illum angelicum hymnum (Gl. in excels.) prohibemur in fes- 
tivis diebus canere, eo quod Romanorum presbyteri non solent eum 
cantare, possumus simili modo post Evangelium Symbolum reticere, 
uod Romani usque ad haec tempora divae memoriae Henrici impe- 
ratoris nullo modo cecinerunt . . . At Dominus imperator (Henr. II.) 
non antea desiit quam omnium consensu id Domino Benedicto apos- 
tolico persuasit, ut ad publicam Missam illud decantarent«. Hier 
ist also nur von der Aufnahme des Symbolums in die Messe der 
römischen Kirche die Rede, aber nicht von dem Zusatz Filioque. 
Derselbe dürfte vielmehr bereits im 9. Jahrhundert auch bei der 
römischen Kirche Eingang gefunden haben. 

S. 281 heisst es, dass »die öffentliche Busse nicht Eingang 
fande in England und Deutschland. Abgesehen davon, dass der 
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Verfasser diese seine Behauptung S. 395 selbst widerlegt, (»die 
öffentliche Busse wurde noch oft geleistet, so von Heinrich II. von 
Englande 1154—1189) lehrt ein Blick in die angelsächsisch-frän- 
kischen Bussbücher die Unrichtigkeit dieser Annahme. 

Diese Ansichten, welche S. 284 ff. über das Verhältnis von 
Staat und Kirche vertreten werden, sind doch vielleicht zu einseitig; 
der Panegyrikus auf die »Blütezeit der mittelalterlichen Kirche« 
S. 284 harmoniert schlecht mit den Ausführungen $ 72 über die 
»Reformbestrebungen vor der Thronbesteigung Gregors VII.« 

S. 507 wäre zu meiner Abhandlung »Melanchthons Brief an 
Camerarius über Luthers Heirat« die Ergänzung nachzutragen, welche 
der Berliner Theologieprofessor Nicola Müller in Z. f. K.-G. 1900, 
4 gegeben hat. 

Vorstehende Erinnerungen, die schliesslich bei jedem Lehrbuche, 
besonders in den ersten Auflagen, mehr oder weniger gemacht wer- 
den können, sollen nur dazu dienen, die Aufmerksamkeit des Verf. 
auf einige Unvollkommenheiten seines im Grossen und Ganzen vor- 
trefflichen Lehrbuches zu lenken; ein Dritter bemerkt diese immer 
eher, als der Verf. selbst, der bei der grossen Fülle des Stoffes 
leicht solche Kleinigkeiten oder Ungenauigkeiten übersieht. Jedes 
Lehrbuch wird erst vollkommen, wenn es das Glück hat, mehrere 
Auflagen zu erleben, die auch dem hier besprochenen gewünscht werden. 

Peter Anton Kirsch. 


8. Dujon, G., De l'empéchement au mariage qui résulte des ordres 
sacrés dans l’histoire du droit. Paris Rousseau 1902. 227 p. 8°. 


Auf dem Gebiete des Eherechts besitzt die französische Literatur 
keine so grosse Anzahl von Lehr- und Handbüchern und von grösseren 
Darstellungen, wie sie in neuerer Zeit die deutsche Literatur auf- 
weist. Dieser zahlreichen Handbücherliteratur steht im wesentlichen 
das französische Werk von Esmein, Le mariage en droit canonique. 
Paris 1891. gegenüber. Auf dem Gebiete der eherechtlichen 
monographischen Literatur dagegen hat die neuere französische 
Kirchenrechtswissenschaft, abgesehen von einer Reihe Zeitschriften- 
aufsätze z. B. Philippe, Etude historique sur les origines et le déve- 
loppement du droit matrimonial dans l’Eglise (Canoniste contempo- 
rain 1902), Villien, L'empéchement de mariage (Canon. contemporain 
1903), Stocquart, Les origines de la sécularisation du mariage en 
France (Revue de l'Université de Bruxelles 1903) u. s. w., mehrere 
wertvolle Publikationen aufzuweisen. Wir erinnern nur an Bas- 
devant, Des rapports de l'Eglise et de l'Etat dans la législation 
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du mariage du Concile de Trente au Code civil. Paris 1900, 
G. de Monjour, Histoire de l’indissolubilité du mariage en France 
depuis le V siècle jusqu’au Concile de Trente, Paris 1901 und neuestens 
Regnault, Le mariage, la séparation de corps et le divorce. 
Paris 1903, Zarzycki, Le divorce et la séparation des corps. Paris 
1903. Über die an letzter Stelle erwähnten Materien des kirch- 
lichen Eherechts werden wir in der deutschen kirchenrechtlichen 
Literatur, nach Erscheinen des noch ausstehenden zweiten Teiles, in 
Fahrner, Geschichte der Ehescheidung im kanonischen Recht, eine 
treffliche Darstellung besitzen. | 

Eine gróssere Monographie über das Hiudernis der hóheren Weihe 
fehlt; das mit D. ungefáhr zu gleicher Zeit erschienene Schriftchen 
von Gaugusch, Das Ehehindernis der hóheren Weihe. Wien. 1902 
ist zu knapp gehalten, um als eine solche gelten zu kónnen. 
Wertvolle Vorarbeiten dazu haben Freisen in seiner Geschichte 
des Eherechts, Heiner und Schnitzer in ihren Darstellungen des 
kirchi. Eherechts, Esmein in seinem oben erwähnten Handbuch des 
kirchl. Eherechts u. a. geliefert. Diese Lücke auszufüllen unter- 
nimmt Dujou. Nachdem er in der Einleitung kurz die verschiedene 
Stellung des Heidentums und des Christentums zur Ehelosigkeit 
Skizziert, behandelt er die Frage in den drei ersten Jahrhunderten 
des christlichen Altertums, in der kirchlichen Disziplin des Orients 
und des Occidents vom 4.—9. Jahrhundert; dann bespricht er die 
Praxis im Abendlande vom 10. Jahrhundert an, die Reaktion unter 
Gregor VII. zu Gunsten des Zölibats, die Aufstellung des trennenden 
Ehehindernisses durch die Laterankonzilien im 12. Jahrhundert und 
das Dekretalenrecht und die Weiterentwicklung bis zum Trienter 
Konzil. Die Schlusskapitel der Arbeit sind dem franzósischen Recht 
gewidmet und zwar der Stellung der Staatsgewalt zum Zölibat in 
Frankreich vom 16.—18. Jahrhundert, der franzósischen Ehegesetz- 
gebung in der Revolutionsperiode, besonders in Bezug auf die Geist- 
lichen, und dem Code civil. Am Schluss fasst D. die Resultate seiner 
Arbeit kurz zusammen (p. 215— 20). 

Die Arbeit von D. hat das Verdienst, dieses Thema zum ersten 
Male in dieser Vollständigkeit behandelt zu haben. Dieselbe ist aber 
weder erschöpfend noch ausgereift. Der Verf. hat sich mit der 
Literatur nicht genügend vertraut gemacht; das Werk von Freisen 
kennt er bloss nach einer Rezension des Canoniste contemporain aus 
dem Jahre 1895, die Schriften und Aufsätze von Bickell, Funk und 
Laurin u.s. w. über den Zólibat werden weder zitiert noch benützt; bezüg- 
lich der Canones Apostolorum ist sein Gewáhrsmann Drey; Funk's u. a. 
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Arbeiten über die Apostolischen Konstitutionen werden nicbt erwähnt. 
Bei der Behandlung der kirchlichen Disziplin im Orient in Bezug 
auf die Priesterehen hätten die Arbeiten von Zhishman, Silber- 
nagl u. a. über das Eherecht der orientalischen und griechischen 
Kirche nicht unerwáhnt bleiben dürfen. Diese Ausstellungen liessen 
sich für die einzelnen Partien bedeutend vermehren, dürften aber 
genügen, um zu zeigen, dass das Buch von D. berechtigten Er- 
wartungen nicht ganz entspricht. Es fehlt auch nicht an schiefen 
Auffassungen, doch befleissigt sich der Verfasser einer ruhigen 
Objektivität. 

Kann daher das Buch von D. nicht als eine erschöpfende 
Monographie über das Hindernis der höheren Weihe angesehen werden, 
so bildet es doch eine dankenswerte Vorarbeit zu einer solchen. 

Bei den engen Beziehungen zwischen dem Hindernis der höheren 
Weihe und dem Hindernis des feierlichen Gelübdes lag es für D. 
nabo, auch auf das letztere in seiner Darstellung Rücksicht zu 
nehmen, und so finden wir bei D. auch einiges Brauchbare für eine 
geschichtliche Monographie über das Hindernis des feierlichen Ge- 
lübdes. Eine solche zu schreiben, wäre ein verdienstliches Unter- 
nehmen. K. Holder. 


9. Faré, A., Les voeux monastiques et leurs effets civils dans 
l'ancien droit et le droit moderne. Paris Rousseau 1902. 
218 p. 8°. 


F. behandelt die Ordensgelübde in ihren Rechtswirkungen nach 
Alterem und neuerem französischen Recht. Obgleich der Verf. sein 
Thema in erster Linie im Rahmen der franzós. Rechtsentwicklung 
darstellt, so berührt er doch im ersten Teil seiner Arbeit die kirch- 
liche Rechtsentwicklung. Er bespricht zuerst die materiellen und 
formellen Bedingungen der Ordensgelübde im älteren Recht und geht 
dann zur Erörterung der Rechtswirkungen der Ordensgelübde über. 
Bei der Besprechung des Hindernisses des feierl. Gelübdes p. 106 ff. 
vermissen wir die Benutzung der deutschen eherechtlichen Literatur; 
zum Abschnitt über die Rechts- und Vermôgensfähigkeit der Ordens- 
leute p. 121 ff. wäre jetzt die Schrift von Hobe-Gelting, Die Rechts- 
fähigkeit der Mitglieder religiöser Orden und ordensähnlicher Kon- 
gregationen nach kanonischem und deutschem Recht. Breslau 1903 
nachzutragen. 

Der zweite Teil der Schrift p. 153—199 ist dem neueren 
franzós. Recht (Code civil), und ein Anhang dem Ordensgesetz vom 
l. Juli 1901 gewidmet. A Holder. 
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10. Nic. Stagefyr seu Herborneus, O.F.M.: Confutatio Lutheranismi 
Danici anno 1530 conscripta, nunc primum edita a Ludovico 
Schmitt S. J. Ad Claras Aquar (Quaracchi), Typogr. collegii 
S. Bonaventura, 1902. gr. 8°, VIII, 318 S. 


Diese »Widerlegung des dänischen Lutheranismuse ist eine 
willkommene Ergänzung zu der bereits 1896 von P. L. Schmitt ver- 
fassten Biographie: Der Kölner Theologe Nikolaus Stagefyr und der 
Franziskaner Nikolaus Herborn (Freiburg, Herder, 1896; VIII, 184 S.), 
worin die Identität Herborns und Stagefyrs überzeugend nachge- 
wiesen und bereits (S. 114—138) eine ausführliche Analyse der hier 
nach der latein. Hs. der Kgl. Bibliothek zu Kopenhagen veröffent- 
lichten ,Confutatio' gegeben wurde. Dieselbe enthält seine ebenso 
merkwürdige wie gediegene Widerlegung der Antworten, welche die 
lutherischen Prediger in Dänemark im Jahre 1530 auf die gegen 
sie wegen Irrlehren und gesetzwidriger Handlungen von den Bischöfen 
erhobenen Anklagen gegeben hattene. Die Wichtigkeit dieser Schrift 
nicht bloss vom rein historischen, sondern auch vom kirchenrechtlichen 
und dogmatischen Standpunkt ist nicht zu verkennen, so z. B. enthalten 
die von dem Herausgeber selbst hervorgehobenen Stellen über Kirche 
(188—198), Glauben und gute Werke (S. 106—122), Eucharistie und 
Kommunion unter zwei Gestalten (S. 162—168), das wahre Priester- 
tum in der Kirche (S. 169—182) u. a. eine klare Darlegung der 
kirchlichen Lehren über diese Punkte. Der Herausgeber hat dem 
Werke Herborns eine längere Einleituug (S. 1—24) über den Autor, 
sein Leben und seine Schriften vorausgeschickt und demselben ein 
dreifaches Register hinzugefügt: 1. der Schriftstellen (die Herborn 
nach Vulgata, und für das N. Test. öfters auch nach der Über- 
setzung des Erasmus zitiert), 2. Alphabet. Wort- und Sachregister, 
3. Alphabet. Personenverzeichnis. G. Allmang 0. M. J. 


11. L Intervention du Pape dans l'élection de son successeur, par M. 
l'abbé Péries, ancien professeur de droit canonique à la Faculté 
de Théologie de Washington, Vicaire à la Sainte Trinité (Paris). 
Roger et Chernoviz, 1902 in-18 de xx-209 p. Prix 2 fr. 


In der letzten Lebenszeit Leos XIII. gingen, wie bereits vor 
10 Jahren, Gerüchte durch die öffentlichen Blätter, dass der Papst 
sich mit der Absicht trage, seinen Nachfolger selbst zu bestimmen. 
Dadurch wurde die viel umstrittene Frage, ob dem Papste das Recht 
der Designation seines Nachfolgers zustehe, von neuem angeregt. 
Zwei Franzosen, Dr. Max Sabatier und Dr. S. Many, sprachen sich 
in kleineren Gelegenheitsschriften in bejahendem Sinne aus. Gegen 
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diese richtet sich die vorliegende Abhandlung des bekannten Kano- 
nisten G. Péries, wenigstens der Tendenz nach, denn auf ihre Aus- 
führungen geht der Verf. nicht speziell ein. 

Der Verfasser greift die Sache von der prinzipiellen Seite an 
und bietet einen übersichtlichen Einblick in den gegenwärtigen Stand 
der Frage. Er hat eine reiche Literatur benutzt und, was in den 
wissenschaftlichen Kreisen Frankreichs leider nicht immer die Regel 
bildet, auch die einschlägigen deutschen Werke, besonders Holder 
und Hollweck, berücksichtigt. Zu bedauern sind nur die zahlreichen 
Druckfehler in den deutschen Zitaten. Dass z. B. Hollweck Pro- 
fessor in Eichstall (S. 176) genannt wird, ist sicher nur einem Ver- 
Sehen des Setzers zuzuschreiben. 

Meines Erachtens ist es ein grosser Fehler der Péries'schen 
Arbeit, dass auf die Argumentationen Hollwecks (Archiv für Kathol. 
Kirchenrecht, neue Folge B. 68, 6. Heft, 1895, S. 329—424) nicht 
gründlich genug eingegangen wird. Es genügt nicht, zu sagen: 
». . . la thése si brillament soutenue par le Dr. Hollweck ne nous 
& pas convaincu« (S. 160, A. 2.); die Abhandlung Hollwecks, die 
an gründlicher historischer Darstellung und Tiefe der Argumentation 
das Buch Péries' weit übertrifft, verlangt eine eingehende Würdigung 
in einer Arbeit, die wissenschaftlich das Designationsrecht des Papstes 
bestreiten will. Die Beweise, die Péries anführt, haben durch die 
Hollweck'schen Ausführungen sehr an Kraft verloren. So benutzt 
z. B. der Verfasser S. 146 ff. das Argument Cajetans, dass der Papst 
durch die Designation seines Nachfolgers eine Gewalt ausübe, die er 
nicht mehr hat (weil er tot ist), widrigenfalls man annehmen müsse, 
es gebe zu gleicher Zeit zwei Päpste. Dieses Argument ist durch 
Hollweck gründlich erschüttert, und darum hätte Péries nicht so 
leicht darüber hinweggehen sollen, trotzdem er Hollweck genau kennt. 

Der Verfasser gibt zwar an, dass er »comme canoniste« eine 
These bekämpfen wolle, die »peu de partisans, méme à Rome« habe. 
Das gibt ihm aber kein Recht, die Frage leichthin beiseite zu 
schieben, wie die Designation Felix IV. sich dogmatisch mit der 
Unfehlbarkeit vereine. Was der rómische Senat tat, beweist nichts 
gegen das Recht des Papstes (S. 51 ff.) Die Frage: »N'y aurait-il 
pas lieu de se demander si le pape Félix jouissait encore de toute 
sa raison?« (S. 75) hat keine historische Begründung. Die Tatsache 
der Designation steht fest, und müsste Péries darum seine An- 
schauung mit der Verwerfung der 23. These des Syllabus vereinbaren, 
dass die Päpste die Grenzen ihrer Gewalt überschritten haben. Statt 
dessen behauptet er, dass die Annahme eines pápstlichen Designa- 
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tionsrechts zur Folge hätte, dass der Papst im Urteil über den 
moralischen Charakter des Designierten unfehlbar sein müsste (p. 78f.). 
»Comment pourrait-il être infaillible dans le choix d'un individu 
quil connaît moins que lui-même . .?« (S. 79). Damit schiesst 
der Verfasser weit über das Ziel hinaus, während seine »motifs théo- 
logiques« (S.115 ff.) nur beweisen, dass das Designationsrecht in 
ausserordentlichen Fällen auszuüben ist, nicht aber, dass es nicht 
existiert. 

Das Buch Péries' ist in leicht fliessendem Französisch ge- 
Schrieben und wird zur Orientierung in der Designationsfrage gute 
Dienste leisten. Einen ernsten Gegner wird es aber wohl kaum 
überzeugen. A. Pflimlin. 


12. Kiefl, Prof. Dr. F. X.: Der Friedensplan des Leibniz zur 
Wiedervereinigung der getrennten christlichen Kirchen. 1903. 
Paderborn (Schoeningh). M. 6. gr. 8°. 11 S. Vorwort, LXXXXIII 
u. 256 S. 


Auf Grund der Quellenpublikationen von Foucher de Careil, 
Onno Klopp, Guhrauer, Gerhardt, Bodemann behandelt das vorliegende 
Werk den äusserst interessanten Abschnitt aus der Geschichte, »in 
welchem vierzehn protestantische Fürstenhöfe des zerklüfteten deut- 
schen Vaterlandes dem Bevollmächtigten des Kaisers und des Papstes, 
Bischof Spinola, die Hand zum religiösen Frieden boten, und wo 
auf der einen Seite der grösste deutsche Gelehrte, Leibniz, auf der 
andern einer der hervorragendsten katholischen Bischöfe, Bossuet, 
sich zu Herolden der getrennten Kirchen aufwarfene (Vorwort). 
Präziser bezeichnet der Verfasser im Vorwort die Aufgabe seiner 
Schrift als »die Darstellung des von Leibniz entworfenen Friedens- 
planes in seinen dogmatischen Grundlagen«. 

Eine längere Einleitung (93 S.) bietet den rein äusseren Gang 
der Friedensverhandlungen. Als Resultat dieses Abschnittes ergibt 
sich, »dass die Reunionsidee eine beherrschende Stellung im Leben 
des Leibnig einnimmt, dass, so oft die Politik damit sich verbündet, 
sie nicht das Ziel, sondern Mittel zum Zweck ist, und dass diese 
Idee, der Ausgangspunkt beinahe aller grossen Entwürfe und Arbeiten 
im Leben des Leibniz, vielleicht das schönste Blatt im Ruhmeskranze 
des grössten deutschen Gelehrten bildete (S. IIT). Falsch ist daher 
die Ansicht Guhrauers, wonach Leibniz bei seinen berühmten Ver- 
handlungen mit Bossuet lediglich das Organ des hannoveranischen 
Hofes gewesen wäre; unhaltbar ist auch der Standpunkt Klopps, der 
die Kurfürstin Sophie zum Ausgangs- und Mittelpunkt der einschlä- 
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gigen ironischen Versuche macht; gänzlich verkehrt ist das Urteil 
Lachats, wonach Leibniz sogar den religiösen Frieden der Politik 
seines Hauses geopfert hätte und Schuld wäre am Misslingen der 
Vereinigung der christlichen Kirchen. 

Die systematische Darstellung des Reunionsplanes, der zweite 
grosse Teil des Werkes, behandelt in einem ersten Abschnitt die 
pinzipiellen Voraussetzungen (S. 1—103) und in einem zweiten die 
tatsächlichen Forderungen (S. 106—225). In dem ersten Abschnitt 
zeigt der Verf. zunächst, dass des Leibniz Philosophie sich aus dem 
Studium religiöser Probleme herausgebildet hat (S. 1), dass L. ver- 
möge seines philosophischen Systems keine selbständige Gewissheit 
des Glaubens auf dem Grund der Offenbarung kennt und deshalb 
genötigt ist, auch den Schwerpunkt, den festen Gewissheitsgrund der 
religiösen Wahrheit in die Vernunft zu legen (S. 9). L. »wollte 
eine Vereinigung der christlichen Konfessionen unter stillschweigen- 
der Preisgabe der positiven Offenbarung, und dies ist der tiefste 
Grund dafür, warum sein Plan keine der streitenden Parteien be- 
friedigen konnte« (S. 13). Als Hauptthema seines Friedensplanes 
erklärt er die Unfehlbarkeit der Kirche. Kiefl weist schlagend nach, 
dass die prinzipiellen Voraussetzungen des Leibniz mit der Unfehl- 
barkeit der Kirche sowohl nach Subjekt, Objekt, Norm und Quellen 
„unvereinbar sind. Eine unfehlbare Kirche kann nur im System oiner 
Offenbarungsreligion eine Stelle haben; die vielen Widersprüche, in 
welche sich L. verwickeln musste, konnte »der klare Geist Bossuets 
unmöglich als Grundlage eines dauernden, soliden Friedens aner- 
kennen« (S. 105). Nachdem der Verf. in dem ersten Abschnitt die 
Stellung des Leibniz zu den Prinzipien der katholischen Auffassung 
von der Kirche erörtert hat, zeigt er in dem zweiten, »dass auch 
jene von L. in seiner Reunionskorrespondenz mit Absicht in den 
Vordergrund geschobene Punkte, die er mit grossem Scharfsinn als 
nicht prinzipiellen Charakters zu erweisen sucht, unaufhaltsam sofort 
auf die nämliche prinzipielle Basis hinausdrängen« (S. 106). Die 
Hauptforderung drehte sich um das Konzil von Trient, welches nicht 
als ökumenisch gelten könne (S. 109). L. führte allerlei Gründe 
hierfür ins Feld: zunächst behauptete er, das Tridentinum sei in 
Frankreich nicht rezipiert (S. 109—124); der zweite Einwurf lautete, 
das Konzil von Trient sei ein Nationalkonzil (S. 124 f.); der dritte, 
es sei ein Parteikonzil (S. 126—135); der vierte, es sei das Werk 
der Intrigue (S. 135—137); der fünfte, die entschiedenen Materien 
liegen ausserhalb der Kompetenz des kirchlichen Lehramtes (S. 138), 
Schliesslich glaubte L., aus dem Konzil von Basel ein Argument zu 
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Gunsten seiner Forderung herleiten zu kônnen, indem er behauptete, 
dass auch die Konzilsväter von Basel seiner Zeit ein notorisches 
Dekret des Konzils von Konstanz suspendierten (S. 157). Kiefl be- 
weist durch die Gegentiberstellungen der Antworten Bossuets die 
Haltlosigkeit der Leibnizischen Behauptungen und nimmt Bossuet 
gegen die auch in katholischen Kreisen weit verbreitete Ansicht in 
Schutz, als ob letzterer sauf den Namen und die Auktorität des 
Konzils von Trient zu verzichten bereit gewesen seie (S 155). Zum 
Schluss beleuchtet der Verf. noch die zwei letzten Forderungen der 
Protestanten: die präliminarische Union, welche auf eine Unter- 
scheidung zwischen fundamentalen und nicht fundamentalen Artikeln 
des Glaubens hinauslief (S. 203 ff.), und des Reunionskonzil, von 
welchem Bossuet sagte, es würde kein anderes Los haben, als die 
übrigen, indem es keinen Weg zum Frieden gebe, der nicht unter 
dem Scheine dieses Reunionskonzils untergraben wfirde (S. 224). 

Der Verf. figt dem Werke sechs Beilagen bei, von denen die 
erste über das bekannte »Systema theologicum« handelt. Man hat 
dieses Schriftstück vielfach als das »religiöse Testament« des Leib- 
niz betrachten wollen (S. 233); Kiefl kommt (S. 239) zum Resultat, 
dass dasselbe keineswegs als der Ausdruck seiner persönlichen An- 
sichten gelten könne. 

Das Werk des Prof. Kiefl zeugt von gründlicher Arbeit und 
grosser Vertrautheit mit der gewaltigen Leibniz-Literatur. Die zahl- 
reichen wörtlichen Belege ermöglichen durchgängig eine leichte 
Kontrolle. Ob der Verf. in seiner Gegenüberstellung von Leibniz 
und Bossuet letzterem ganz gerecht geworden ist, will Ref. dahinge- 
stellt lassen. 

Dem Werke ist eine weite Verbreitung zu wünschen; denn »die 
Reunionsversuche des Leibniz, so unglücklich in ihrem Ausgange, 
behalten ihren idealen Wert als Denkmal edelsten, deutschen Patrio- 
tismus und verweisen uns so auf das feste Bindeglied, dessen die 
Konfessionen auch im tiefsten Zwiespalt der Weltanschauungen stets 
sich bewusst bleiben können und sollen« (Vorwort). 

Dr. Alfr. Niglis. 


13. Fourneret, P., Les biens d'Eglise aprés les édits de paci- 
fication. Ressources dont l'Eglise disposa pour reconstituer 
son patrimoine. Paris Walzer 1902. 149 p. 8°. 


Die Schrift von F. behandelt die Geschichte des Kirchen- 
vermögens vom 4.—906. Jahrhundert, von den Hestitutionsedikten bis 
zu Justinian; näherhin bezweckt der Verf. zur Darstellung zu, bringen 
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»les sources auxquelles l'Eglise a puisé pour reconstituer son immense 
patrimoinee. Diese Quellen teilt F. in drei Kategorien: 1) les resti- 
tutions opérées au profit de l'Eglise par les édits de pacification, 
2) les ressources provenant de la charité des fidèles, 3) les moyens 
employés par les empereurs pour assurer à l'Eglise les revenus 
nécessaires.« 

Die Arbeit ist nicht ohne Verdienst, indem sie die wichtigsten 
Quellenbelege im Wortlaut in den Anmerkungen bringt und eine 
dankenswerte Übersicht über den Gegenstand gibt. Neue Resultate 
bietet die Schritt im wesentlichen nicht. Der Verfasser ist mit 
einer ungenügenden Kenntnis der Vorarbeiten an sein Thema heran- 
getreten. Von der deutschen kirchenrechtlichen Literatur über die 
Frage scheint Verf. bloss die betreffenden Abschnitte aus Lóning zu 
kennen; Braun, Das kirchliche Vermögen von den ältesten Zeiten bis 
auf Justinian 1860 und Stutz, Geschichte des kirchlichen Benefizial- 
wesens I. 1895 werden nicht einmal zitiert. Der erste Teil der 
Schrift ist ganz unzulänglich; da hätte doch Carassai, la politica 
religiosa di Constantino il grande e la proprietà della chiesa, Roma 
1901, sowie die reichhaltige neuere Literatur über Kaiser Konstantin 
herangezogen werden müssen. Am wenigsten Anlass zu Ausstellungen 
gibt der zweite Teil der Schrift, welcher die kirchlichen Einkünfte 
behandelt. Im dritten Teil, welcher der Erwerbs- und Vermögens- 
fähigkeit der Kirche, sowie den vermögensrechtlichen Privilegien, 
mit welchen die römischen Kaiser sie ausstatteten, gewidmet ist, hätte 
das Problem tiefer gefasst werden müssen. Da vermisse ich auch 
unter anderem den Aufsatz von Grashof, die Gesetzgebung der 
römischen Kaiser über die Güter und Immunitäten der Kirche 
(Archiv f. kathol. Kirchenrecht, Bd. 36). 


Über die oblatio liturgica als kirchliche Einnahmequelle (An- 
hang p. 131—36) hätte der Verf. das Nähere in Kraus, Realency- 
klopädie II p. 509—16 und Smith and Cheetham, Dictionary of 
christian antiquities II p. 1420—27 finden können. 

Eine weitere Schrift, welche der Verf. in Aussicht stellt, soll 
behandeln »l’organisation et le fonctionnement des institutions ecclé- 
siastiques distinctes, entre lesquelles se partagèrent les biens de 
l'Eglise, au fur et à mesure que sa constitution se développa«. Es 
wäre zu wünschen, dass sich der Verf. vorher etwas eingehender 
mit der kirchenrechtlichen Literatur vertraut macht. 


K. Holder. 
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14. Fénelon, J. L. Les fondations et les établissements ecclésiasti- 
ques. Paris Boyer 1902. 440 p. 8°. 


Über die Rechtsfähigkeit der Wohltätigkeitsanstalten und ôffent- 
lichen Stiftungen bauptsächlich nach neuerem franz. Recht, hat vor 
kurzem Tissier sein zweibändiges Werk »Traité théorique et pra- 
tique des dons et legs aux établissements publics ou d'utilité publique, 
Paris 1900« veróffentlicht, nachdem er schon früher dasselbe Thema 
im älteren französischen Recht (Etude sur les dons et legs aux 
établissements publics dans l'ancien droit (Nouvelle Revue histor. 
du droit 1891) behandelt hatte. 

Im vorliegenden Werk behandelt Fénelon das kirchliche Stif- 
tungsrecht Frankreichs in seiner historischen Entwicklung und heu- 
tigen Geltung. Den Rechtshistoriker interessiert hauptsächlich der 
erste Teil der Arbeit: das kirchliche Stiftungsrecht unter Konstantin 
und seinen Nachfolgern, das Stiftungsrecht unter den Merovingern 
und im Karolingerreich, das französ. Stiftungsrecht im Mittelalter, 
das Stiftungsrecht unter dem absoluten Königtum, im Zeitalter der 
grossen Revolution und nach dem Code civil. (p. 7—70). Ein Ver- 
gleich des franzós. neuereu Stiftungsrechts mit den Gesetzgebungen 
Deutschlands, der Schweiz, Englands u. s. w. beschliesst den ersten 
Abschnitt (p. 73—84). Dieser beruht in seinen historischen Partien 
hauptsächlich auf Coulondre, Des acquisitions de biens par les éta- 
blissements de la religion chrétienne en droit romain et dans l'an- 
cien droit français. Paris 1886. (Darüber oben p. 35 f.). 

Im zweiten Teile (p. 84—285) werden Theorie und allge- 
meine Grundzüge des kirchl. Stiftungsrechtes nach geltendem Rechte 
erörtert und im dritten Teile (p. 286—423) die Anwendung des- 
selben auf die einzelnen kirchlichen Institute: Kirchenfabriken, Kon- 
sistorien, bischófliche Mensa, Benefizien, mensa capitularis, Seminarien, 
Unterstützungs- und Versorgungskasseu für alte und kranke Priester, 
Wobltätigkeits- und Bildungsanstalten, Kongregationen dargelegt. 
Das Buch ist im zweiten und dritten Teil sorgfáltig ausgearbeitet ; der 
dritte Abschnitt wird dem Praktiker ohne Zweifel gute Dienste leisten. 

Freiburg i. Schw. K. Holder. 


15. Meister, Dr. Carl: Das Beamtenrecht der Erzdiözese Freiburg. 
(Kirchenrechtl. Abhandlungen, herausgegeben von Dr. U. Stutz, 
Universitátsprofessor. 9. Heft.) Stuttgart (Enke) 1904. gr. 8*. 
S. 167. Pr. 4 M. 


Bisher galt für die Erzbischófl. Beamten der Diózese Freiburg 
als allgemein gültige Norm bezüglich ihrer Rechte und Pflichten die 
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am 20. Februar 1862 vom Erzbischof Hermann v. Vicari publizierte 
»Diener-Pragmatik für die Beamten des Erzbistums Freiburg«. Eine 
Neuregelung erfuhr dies Erzbischöfl. Beamtenrecht, indem Erzbischof 
Nôrber genaunte Dienerpragmatik aufhob und an deren Stelle unterm 
23. Januar 1902 ein »Beamtenstatut für die Erzdiózese Freiburg« 
setzte. Obige Schrift hat sich nun zur Aufgabe gestellt, eine »ein- 
gehendere Darstellung und Prüfung des alten und neuen Beamten- 
rechts in der Erzdiözese Freiburg« zu geben. 

Nachdem der Verfasser im ersten Teile auf 11 Seiten eine 
allgemeine Übersicht über die Stellung der Laienbeamten in der 
katholischen Kirche, insbesondere in den deutschen Bistümern vor- 
ausgeschickt, die natürlich wegen der Spärlichkeit des Materials nur 
summarisch ausfallen konnte, verbreitet er sich im zweiten Teile 
auf S. 12—46 über die Dienerpragmatik vom 20. Februar 1862, in- 
dem er die einzelnen Bestimmungen systematisiert und juristisch 
interpretiert, Im dritten Teile wird dann das gegenwärtige Be- 
amtenstatut nicht bloss zergliedert und interpretiert, sondern auch 
kritisiert, teils an der Hand des staatlichen Beamtenrechtes, teils in 
Vergleich mit der früheren Dienerpragmatik des Erzbischofs Hermann 
v. Vicari. 

Vom rein juristischen Standpunkte aus verdient die Erstliags- 
arbeit des Verfassers alles Lob. Klare und systematische Darstellung, 
präzise Fassung der Begriffe, logische Folgerungen aus den positiv 
gegebenen Bestimmungen verraten ihn sofort als einen veran- 
lagten und gut geschulten Juristen. Dass die Ausführungen selbst 
trocken und in den meisten Punkten unfruchtbar für weitere Leser- 
kreise sind, liegt in der Natur des behandelten Gegenstandes. Man 
kann in gewisser Weise bedauern, dass so viel Kraft für denselben 
aufgewandt wurde, die bei einem mehr fruchtbaren Thema sich jeden- 
falls besser gelohnt haben würde. Doch daran trágt nicht der Ver- 
fasser die Schuld. Auch in dem Urteile über einige Bestimmungen 
des neuen Beamtenstatuts wäre mehr Zurückhaltung oder Vorsicht 
am Platze gewesen. So scheinen mir die Anmerkungen 3 S. 47, 
26 S. 75 u. s. w. doch verfehlt zu sein. Überhaupt lässt die Kritik des 
neuen Beamtengesetzes es an einigen Stellen an der objektiven 
Würdigung fehlen. Auf Einzelheiten kann hier. nicht eingegangen 
werden, da der Gegenstand als solcher für den Leserkreis des Archiv 
weniger Interesse hat. Auch der Anhaug, der sogenannte Meckel- 
prozess, würe wohl im Interesse der Parteien besser weggeblieben. 
Bei allen Ausstellungen bleibt jedoch die Arbeit, ich wiederhole es 
gern, als solche ein Beweis juristischer Schulung und Tüchtigkeit. 
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Möge der Verfasser sich für seine fernere literarische Tätigkeit, 
speziell auf dem Gebiete des Kirchenrechts, Themata wählen, die der 
objektiven kirchlichen Rechtswissenschaft wirklich zur Förderung 
gereichen. Heiner. 


16. A. M. Lépicier, de l’ordre des Servites de Marie, Les Indul- 
gences, leur origine, leur nature, leur développenont. Traduit 
de l'Italien, sous le contrôle de l’auteur. Publié avec l'Impri- 
matur du Maître du Sacré Palais. 2. Bde. Paris, Lethielleur 
1903. Pr. 7 Frs. XX, 336 und 306 S. 


Das Werk von P. Lépicier erschien zuerst 1895 auf englisch, 
sodann 1897 in italienischer Übersetzung mit verschiedenen Ver- 
besserungen und Zusätzen. Inzwischen hatte H. C. Lea sein umfang- 
reiches Werk: A history of auricular Confession and Indulgences in 
the Latin Church (Philadelphia, 1896), dessen 3. Band unter dem 
Nebentitel: Indulgences ausschliesslich der Geschichte des Ablasses 
gewidmet ist, veröffentlicht. Die Arbeit Leas richtet sich ganz und 
gar gegen die katholische Kirche und ihre Praxis, sie enthält eine 
Menge Irrtümer und falscher Auffassungen, die nicht unberück- 
sichtigt bleiben durften. So hat denn P. Lépicier, Prof. der Theologie 
an der Lehranstalt der Propaganda in Rom, in dieser französischen, 
bedeutend erweiterten Ausgabe seines Werkes auch den Angriffen 
des amerikanischen Autors eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
und in den Anmerkungen zahlreiche Berichtigungen der von Lea 
tendenziös entstellten Angaben eingeflochten. Das Werk selbst zer- 
fällt in zwei Teile. Der erste, dogmatische Teil (I. S. 1—170) 
behandelt in vier Kapiteln: Wesen der Sünde und der guten Werke, 
Begriff und Wesen des Ablasses, Ablässe für die Verstorbenen und 
die Ablässe in der heiligen Schrift und Überlieferung. Der zweite 
historische Teil (I, S. 178—330, und Bd. II) verbreitet sich in acht 
Kapiteln über Geschichte und Entwicklung des Ablasswesens von den 
ersten christlichen Jahrhunderten bis zur Jetztzeit. Während die 
dogmatischen Erórterungen eine genaue Darstellung erfahren, sind die 
historischen oder literarischen Angaben minder präzis gehalten. 
1. S. 51 Anm. heisst es: Sur la communion des Saints, voir l’article 
Forschungen eur Christlichen Literatur- und Dogmengeschichte, par 
le Dr. J. P. Kirsch. Freiburg, T. I. Es handelt sich hier nicht 
um einen Artikel: Forschungen u. s. w., sondern eine längere, selb- 
ständige Abhandlung: Die Lehre von der Gemeinschaft der Heiligen 
im christlichen Altertum. (230 S., Maine [nicht Freiburg] 1900 
erschienen in der von Ehrhard und J. P. Kirsch herausgegebenen 
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Sammlung der ,Forschungen‘. Deutsche Werke, wie die von Beringer, 
Janssen u. a. werden nur in der französischen Übersetzung angegeben, 
was für die französischen Leser des Buches wohl zweckentsprechend 
ist; indes werden auch einige deutsche nicht übersetzte Schriften 
und Abhandlungen bloss mit französischen Titel angezeigt, wie 
I, 132 Anm. 2: N. Paulus, Les Indulgences pour les defunts au 
moyen áge, dans la Zeitschrift für kath. Theologie, u. 8. w. Zur 
Literatur über Tetzel (II, 211 Anm. 1.) wäre nebst Janssen und 
Gröne die bedeutende Monographie von Paulus (Mainz 1898) anzu- 
geben gewesen. Ebenso werden bei der Geschichte der Entstehung 
des , Angelus‘ (II, 29 ff.) die neueren in verschiedenen Zeitschriften 
(The Mouth 1901, Histor. Jahrbuch 1902) erschienenen Studien 
vermisst. Auf dem Generalkapitel von Pisa (1263) schrieb der 
hl. Bonaventura vor: quod fratres in sermonibus populum inducerent, 
ut in Completorio, pulsante campana B. Mariam aliquibus vicibus 
salutarent, quia aliquorum solemnium (doctorum est opinio, quod 
illa hora ipsa fuit per Angelum salutata. Eine Bestimmung über 
ein regelmässiges Gebet von 3 Ave Maria ist nicht nachweisbar. 
II. 59 ist der genannte Autor der Historia aethiopica nicht Job 
Lendolfo sondern Job Ludolfo. II. S. 107 sagt der Autor: »Il faut 
remarquer que dans sa Bulle, le Pape Boniface VIII ne prononce 
pas le mot de jubilé.« Das ist wohl ganz richtig bezüglich der 
Verkündigungsbulle »Antiquorum habet« (22. Febr. 1300), allein in 
dem Dekret zur Schliessung des Jubeljahres (25. Dez. 1300) heisst 
es: »Quia annus iste jubileus finitur hodie« etc. (Vgl. Bessarione, 
Bd. 7, p. 317, Text des Dekrets nach dem in ders. Zeitschr. ebd. 
veröffentlichten Werke des Kard. Stefaneschi, T 1347: De Centesimo 
seu jubileo anno liber). Das Werk von Lépicier schliesst mit einer 
vortrefflichen: Table analytique des matiéres. 
G. Allmang O. M. J. 


17. Cauchie, Alfred: Le Gallicanisme en Sorbonne d’après la 
correspondance de Bargellini, nonce de France (1668— 1611). 
Louvain, 1903. (Extrait de la »Revue d'histoire ecclésiastique«, 
III, Nr. 4; IV, Nr. 1, 3. 89. S. 52. 


Die vorliegende Studie des eifrigen Begründers des belgischen 
historischen Instituts in Rom füllt in dankenswerter Weise eine Lücke aus 
in der Erforschung der jansenistisch-gallikanischen Umtriebe innerhalb 
der Sorbonne und deren Einfluss auf die franzósische Kirchenpolitik. 
Man war bis jetzt allgemein der Ansicht, dass unter dem Pontifikate 
des milden und friedliebenden Clemens IX. der Streit zwischen der 
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gallikanischen und romfreundlichen Doktoren vorübergehend geruht 
habe. Diese Meinung teilt z. B. Hergenröther (Handbuch der allgem. 
Kirchengeschichte, 3. Aufl, III, S. 423, Frbg. 1886). 


Aus der Korrespondenz des Nuntius Bargellini am franz. Hofe 
liefert der Verfasser den Nachweis, dass die bisherige Ansicht 
durchaus unbegründet ist. Wenn auch die Berichte des etwas naiven 
und nicht immer geschickt operierenden Nuntius aus Selbstgefällig- 
keit oft übertreiben, so geht aus ihnen doch klar hervor, dass der 
Kampf der Gallikaner gegen die Suprematie des römischen Stuhles 
ungeschwächt auch unter Clemens IX. weiter tobte. 


Bargellini hatte sich als Ziel die Aufhebung der bekannten 6 anti- 
päpstlichen Thesen der Sorbonne des Jahres 1663 gesetzt. Cauchie 
zeigt (Chap. I. La puissance du parti gallican en Sorbonne) an der 
Hand der Korrespondenz des Nuntius, dass die Majorität an der 
Sorbonne Rom durchaus feindlich gesinnt war. Die Bemühungen 
Bargellinis, den Doktoren aus den Mönchsorden das Stimmrecht 
wieder zu erlangen, um so die gallikanische Mehrheit zu schwächen, 
scheiterten trotz aller vermeintlichen Sympathien des franz. Hofes 
und eines grossen Teiles der Doktoren (Chap. H. L'opposition anti- 
gallicane en Sorbonne). Trotz der Nachgiebigkeit des Nuntius, die 
ihm den Unwillen der Jesuiten eintrug, erreichte er ebensowenig die 
Aufhebung der genannten Thesen (Chap. III. La Cutte en Sorbonne 
autour des propositions de 1663). Ende 1669 war es ihm zwar ge- 
lungen, Ludwig XIV günstig zu stimmen. Der König gab den 
Befehl, dass die Thesen an der Sorbonne nicht mehr verteidigt wer- 
den dürften. Allein die Gallikaner wussten die Eintragung des 
Befehls in die Register der Sorbonne zu hintertreiben, und als 
Bargellini in einer zweiten Audienz Ludwig XIV. Vorstellungen 
machte, fand er ihn von der Gegenpartei völlig umgestimmt. Die 
Mission des Nuntius endete mit einer völligen Niederlage, und als 
unter Clemens X. die Beziehungen zwischen Rom und Paris wieder 
recht unfreundliche wurden, ward Bargellini nach Avignon straf- 
versetzt. 


Der Verfasser hat diese Ausführungen mit einem reichen 
Zitatenmaterial belegt, das leider nicht allzu übersichtlich ist. Die 
Bezeichnung »parti ultramontain« (S. 29) für die romfreundliche 
Partei wäre vielleicht besser unterblieben, da Cauchie gallikanischen 
Tendenzen durchaus nicht huldigt. 

A. Pflimlin. 


Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 14 
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18. Gagliani: Droit ecclésiastique civil belge, 1903. F. Larcier, 
Brüssel, rue des Minimes 26. Vol. I, 281 p., 10 Fr. 


Rechtsanwalt Dr. G. zu Neapel, via Caracciolo 11, entwickelt 
auf Grund der während mehrjährigen Aufenthalts in Belgien ge- 
sammelten Hirtenbriefe, Gerichts- und Kammerverhandlungen prüfend 
und gründlich die bisher stets (Arch. f. K.-R. 66 S. 49, Giron, droit 
publie & administratif belge, Geigel, Kirchen- u. Stiftungsr. I 250, 
440, II 99, 132) nur nebenbei mitbehandelten Beziehungen zwischen 
Kircheund Staatin Belgien p. 13—96 während holländischer 
Zwischenherrschaft, p. 97—161 kommentarartig und p. 162—269 
systematisch zufolge der belg. Verfassungsurk. (7. Febr. 1831) 
Art. 14— 17 u. 19, der Vorbilder für Holland und (von der Unter- 
richtsfreiheit abgesehen) Italien. Sie schützen weder die Sonntags- 
ruhe (p. 218), noch gegenüber freidenkenden Schulvorstánden bezw. 
Eltern (p. 217, 233; Arch. f. óff. R. XVII 509) die Erziehung der 
Kinder in einem staatlich (p. 178) anerkannten Religionsbekenntnisse; 
doch beseitigten sie die mittelalterlichen Rechtshandhaben des Placet 
und des recours d'abus, für welche in freiheitlichen Staatsgrund- 
gesetzen kein Raum bleibt (Arch. f. K.- R. 82 S. 613; P. Müllendort's 
»Staat u. kathol. Kirche in Frankreich u. Preussene [1 M., 1903, 
Bänsch in Berlin] S. 21). Im Genusse rein religiöser Rechte darf 
den Gläubigen nur die kirchliche Oberbehörde schützen; die äusseren 
Rechtsfolgen auch kirchlicher Amtshandlungen spricht aber (p. 165, 
221, 243, 254, Brüsseler Le Soir 1903, Nr. 206, 254), wie in 
Italien (Geigel, Ital. St.-K.-R. 33) und — seit Abschaffung des 
nach kulturpolitischen Erwägungen gebildeten Sondergerichtshofs, 
Arch. f. K.-R. 68 S. 423, 80 S. 599 — in Preussen, das ordent- 
liche Gericht aus. Als selbständiger, Öffentlicher Verband (p. 180, 
183) kann sich die Kirche gegenüber mehr nur philosophischen Be- 
kenntnissen ohne Oftenbarungsglauben grösseren Einfluss, als der 
gelehrte Verfasser ahnt, verfassungsmässig dureh eine Parlaments- 
mehrheit allmählich selbst in Italien erringen, wo von Venedig aus 
(Arch. f. K.-R. 64 S. 230, 71 S. 363, 74 S. 157) der durch Grossi's 
»Consultore giuridico« vertretene »Verein für kath. Kongresse« nach 
belgischem Vorbilde zielbewusst und unaufhaltsam darauf hinarbeitet. 
Hoffentlich lässt die Fortsetzung des gediegenen Werkes nicht lange 
auf sich warten; es athmet allerdings den religiös (Arch. f. K.-R. 70 
S. 471) unabhängigen Geist Scaduto’s, dessen Nachfolger auf dem 
Lehrstuhle für Kirchenr. G. werden dürfte. 


F. Geigel. 
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19. Archiv für Kulturgeschichte, herausgegeben von Dr. Georg 
Steinhausen, Stadtbibliothekar und Vorsteher der Murhard’schen 
Bibliothek der Stadt Cassel. Berlin, Alex. Dunker, 1903. I. Bd, 
(4 Hefte). 508 S. M. 12. 


Unter diesem neuen Titel erscheint statt der »Zeitschrift für 
Kulturgeschichte« eine andere von dem früheren Redakteur weiter- 
geführte Quartalschrift, die auch manche für Kirchenrechtsgeschichte 
nicht uninteressante Abhandlungen enthält, von denen aus dem vor- 
liegenden 1. Bd. folgende zu nennen sind: G. Liebe, Das Beginen- 
wesen der sächsich-thüringischen Lande in seiner sozialen Bedeutung 
S. 35—49; R. Goette, Die Klöster des Mittelalters im wirtschatt- 
lichen Verkehr S. 195—202; Th. Achelis, Die Mystik in sozialer 
Bedeutung S. 203—213 (der Verf. würfelt auf eine Stufe zusammen: 
»Die indischen Fakire, die Hesychasten . . . , die buddhistischen 
Heiligen, die spanische Nonne Theresia von Jesus, Jakob Bóhme 
u. a.c; es fehlt auch jede klare Begriffsbestimmung der Mystik); 
Th. Vogel, Aus alten Kirchenrechnungen S, 387—402, u. a. m. 
Jedes Heft enthàlt ausserdem kleinere Mitteilungen und Referate, 
Besprechungen und eine kulturgeschichtliche Biographie. 

Allmang O. M. J. 


B. Bücher- und Zeitschriftenschau. 
Von Dr. K. Holder und Dr. U. Lampert, Prof., Freiburg (Schweiz). 
I, Einleitung, Grundlagen, Literaturgeschichte. 


Battandier, A.: Annuaire pontifical Cathol. pour 1904. Paris 1904. 
639 p. 160. | 

Baumgarten, P. M.: Ein Wort über kirchliche Statistik. (Kultur 
V, 1904) S. 111—115. 

Baumstark, A.: Frances Peña und die kirchenrechtliche Literatur 
der Syrier. (Oriens christianus. 1903. p. 211—214.) 

Bibliographie de l'histoire ecclésiastique (enthält auch kirchenrecht!. 
Literatur). (Revue d'histoire ecclésiastique. 1904. Nr. 1. Partie 
bibliographique p. 1—116.) | 

Coniglio, S.: Idea ed ideali (del diritto canonico); Programmartikel 
des 1. Heftes Nov. 1903 der » Rassegna Giuridica Ecclesiastica<, 
periodico mensile; geleitet von Sac. Dott. S. Coniglio unter Mit- 
wirkung von Dott. Sac. P. di Cecco, Avv. Sac. A. de Vita, Avv. 
M. Lá Monica, Avv. G. Tedeschi. — Libreria cattolica inter- 
nazionale Desclée, Lefebvre & Ci, Roma via S. Chiara 20, 21. 

Daniel, C.: Manuel des sciences sacreés. Bruxelles 1904. 660 p. 8°. 

Ehrhardt, E.: La notion du droit et le christianisme. Paris 1903. 
188 p. 8°. 

Friedberg, E.: Literaturübersicht in D. Zeitschr. f. K.-R. 1903. 
S. 125 f., 238 ff., 303 f. de, 
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Novitätenschau (Histor. Jahrbuch der Görresgesellschaft 1903. Heft 4: 
Religions- und Kirchengeschichte p. 819—843, Rechts-, Ver- 
fassungs-, Verwaltungsgeschichte p. 867—873). 

Sartorius: Landeskirche, Volkskirche, Bekenntniskirche (Evangel. 
Kirchen-Zeitung 1904, Heft 3). 

Tamassia, Nino: Le opere di Pier Damiano. Note per la Storia 
giuridica del secolo undecimo. Venezia, Ferrari 1903 (Estratto dagli 
atti del R. Istituto Veneto 1902—1903) 80. S. 28. 


H. Lehr- und Handbücher. 


Brabandere, P. de: Juris canonici et juris canonico- civilis compen- 
dium praelectionibus accommodatum. Romae 1904. 2 vols. 8°. 

Munerati, D. : Elementi juris ecclesiastici publici et privati. Turin 1904. 

Sägmüller, J. B.: Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts. Dritter 
(Schluss) Teil. Die Verwaltung der Kirche (p. 401—834). Frei- 
burg i. Br. 1904. 


III Quellen. 


Baumstark, A.: Die Urgestalt der arabischen Didaskalia der Apostel 
(Oriens christianus 1908. p. 201—208). 

Beck, A.: Kirchliche Studien und Quellen. Amberg 1903. 391 p. 8°. 

Fournier, P.: Etudes sur les péntentiels (Rev. d'Histoire et de 
Littérature religieuses tom. 8, Nr. 6 (cont.) p. 528—553). 

Funk, F. H.: Die arabische Diduskalia und die Konstitutionen der 
Apostel (Theol. Quartalschrift 1904. p. 233—248). 

Hennecke, E.: Neutestamentliche Apokryphen. In Verbindung mit 
Drews u. a. herausgegeben. Freiburg i. Br. 1904. 8° (Kirchen- 
ordnungen p. 180—199). 

Knòpfler, J.: Papsturkunden des 12., 13. und 14. Jahrhunderts 
aus dem Germ, Nationalmuseum in Nürnberg mit einer histor. 
Skizze des venetianischen Klosters Brondolo (Hist. Jahrb. 1903. 
p. 763—785). E 

Lietemann, H.: Kleine Texte für theol. Vorlesungen und Übungen 
(b. Zur Gesch. der orient. Taufe und Busse im II. u. IV. Jahrh. 
16 p. 8%. — 6. Die Didache. Mit krit. Apparat. 16 p. 8"). 
Bonn 1903. 

Quellen, die ältesten, des oriental. Kirchenrechts. 2. Buch. Die svr. 
Didaskalia. Übers. u. erkl. von H. Achelis und J. Fleming. (Texte 
und Untersuchungen z. Gesch. der altchristl. Literatur. N. F. X. 
2. Heft.) Leipzig 1904. VIII — 388. p. 8°. 

Schulte, Fr. v.: Die erste Enzyklika Pius X. (Deutsche Revue 1903, 
Dezemberheft). 

Schulte, Fr. v.: Marius Mercator u. Pseudo-Isidor (Sitz.-Ber. der 
Wiener Ak. Hist. phil. Kl. Bd. 147). 

Sommer, W.: Inhalt, Tendenz und kirchenrechtlicher Erfolg der 
Pseudo - Isidorischen Dekretensammlung (Deutsch - evangelische 
Blätter 1904, Heft 1 und 2). 

Synodus diocesana mediolunensis XXXVIII habita anno MCMII. 
Milano Tip. S. Guiseppe 1903. 
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IV. Verfassung und Verwaltung der Kirche. 


Barbatelli, F.: La periodistica dell’ evangelizzazione nell’ impero 
romano (Misc. d. stor. ecel. 1904 p. 65 —79). 

Battifol, P.: Etudes d'histoire et de théologie positive. 3 édit. 
Paris. 1904. 327 p. 12°. (Darin: Arkandisciplin. Busse in der 
alten Kirche. Altkirchliche Verfassung u. s. w.) 

Bled, V. du.: La Société française du XVI® siècle au X X* siècle. 
(4° serie, XVII* siècle). Paris. 1904. 169 (Auch über Klerus 
u. 8. W.). 

Bonet- Maury, G.: Les précurseurs de la réforme et de la liberté 
de conscience dans les pays latins du XII—XV s. Paris 1904. 
Fischbach. 268 p. 

Bruders, H. v.: Die Verfassung der Kirche von den 1. Jahr- 
zehnten der apostol. Wirksamkeit an bis z. J. 175 nach Chr. 
(Ehrhard-Kirsch, Forschungen zur christl. Lit. u. Dogmeng. V. 
1. 2) Mainz. 1904. XVI — 405 p. 8°. 

Cantarelli, L.: Le diocesi ital. da Diocleziano alla fine dell'impero 
occidentale (Studi e doc. di storia e diritto 1903 p. 273—312). 
Castellari, G.: La santa sede. Studio sull’ evoluzione storica e 
sulla condizione giuridica attuale del pontificato romano sec. il 

diritto canonico e il diritto civile ecclesiastico. Milano 1903. 2 vols. 

Cauchie, A. et R. Maere: Les instructions générales aux nonces 
des Pa ys-Bas espagnols (1596—1635). (R. d'hist.-eccl. 1904 
p. 16— 47). 

Ceyssens, J.: Etude historique sur l'origine des paroisses (Bulletin 
de la Soc. d'hist. du diocése de Liége 1903 p. 161—221). 

Crouzil, L.: Paroisses de l'ancien régime et paroisses actuelles (R. 
cathol. des inst. et du droit 1904 p. 3—17). 

Dobschütz, E. v.: Probleme des apostolischen Zeitalters. Leipzig. 
1904. 138 p. 8°. 

Drury, T. W.: Confession and Absolution. Teaching of the Church 
of England as interpreted and illustrated by writings of reformers 
of the 16th. century. London. 1904. 328 p. 89. 

Ebersolt, J.: Essai sur Bérengar de Tours et la controverse sacra- 
mentaire au XI* siècle. Paris. 1904. 90 p. 8°. 

Ermoni, V.: L'agape dans l'Eglise primitive (Coll. Science et reli- 
gion) Paris. 1903. in 120. 

Ermoni, V.: L'eucharistie dans l'église primitive. Paris. 1903. 
64 p. 16°. 

ud F. H.: Tertullien et l'Agape (Revue d'hist. eccl. 1904, 

5—16). 

Giobbio, Adolfo: Austria, Francia e Spagna e V Esclusiva nel Con- 
clave. Roma 03. 

Gomez del Campillo: Apuntes para el estudio de las institutiones 
juridicas de la Iglesia de España desde el siglo VII al XI 
(Revista de archives 1903 (IX) p. 157—66). 

Haller, J.: Papsttum und Kirchenreform. Berlin 1903. I. (Darin: 
Der Ursprung der Gallikanischen Freiheiten p. 197 —479). 

Harnack, A.: Reden und Aufsätze. (Darin: Sokrates und die alte 
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Kirche, das Mónchtum u. s. w.) Giessen 1904. 2 Bde. 349 und 
311 p. 8°. 

Heim, W.: Bischof Herzog im Kampf gegen die obligatorische 
römische Ohrenbeichte (R. internat. de theol. 1904. Janvier— 
Mars). 

Hilling, N.: Die Amtseinführung eines Abbreviator de presidentia 
minori è. J. 1487. (Rom. Quartalschr. 1903, 4, S. 407— 410.) 

Hirsch: Die Ausbildung der konziliaren Theorie im 14. Jahrhundert 
(Theol. Studien der Leo-Gesellschaft. 8). Wien 1903. 8°, 

Jansen, Max: Papst Bonifuz IX. und seine Beziehungen zur 
deutschen Kirche (Studien und Darstellungen a. d. Geb. d. Gesch. 
III. 3. u. 4. Heft). Freib. i. B. 1904, 213 S. 

Kneller, C. A.: Papst und Konzil im 1. Jahrtausend. III. (Zeit- 
schrift f. kath. Theologie, 1904, p. 58-—92.) 

Koch, H.: Die abendländische Kirche und die Bussstationen (Theol. 
Quartalschrift, 1901, p. 270—75). 

Koch, H.: Zur Stellung der Frau in der alten. Kirche (Theolog. 
Revue, 1904. Heft 2 u. 3). 

Lancia di Brolo, Erzbisch. v. Monreale: Dell’ antica disciplina della 
Chiesa nel Clero delle Cattedrali, dissertazione storico-canonica. 
(Rassegna Giuridica Ecclesiastica I, p. 12 s, 65 s.). 

Lex, P.: Das kirchl. Begrábnisrecht. Hist. kan. dargestellt. Regens- 
burg, 1904. 408 p. 4 M. 

Lury, A.: Etudes historiques et juridiques sur les origines du droit 
public ecclésiastique d’après les conférences du card. Satolli. (Rezens. 
in Revue des sciences eccl. 1903 p. 279). 

Mandements de Bossuet (Revue Bossuet V No. 17 v. 25. Januar 
1904). 

Many, S.: Praelectiones de locis sacris nimirum de ecclesiis, ora- 
toriis, altaribus, coemeteriis et sepulturis. Paris. 1904. 400 p. 8°. 

Meister, K.: Das Beamtenrecht der Erzdiözese Freiburg. (Kirchenr. 
Abhdlg. hg. v. U. Stutz. 9). Stuttgart 1904. 168 p. 80. 

Michaud, E.: Esquisse d'un traité de l'église chrétienne en général 
(IV): catholicité et apostolicité (Revue internat. de théol. 1904. 
Janvier-Mars). 

Michaud, E.: Le conclave d’Innocent XIII (12 Fevr. — 12. Juill. 
1691) d’après des documents diplomatiques inédits (Revue internat. 
de théol. 1904. Janvier-Mars). 

Migliazza Domen.: Dottrina di Gregorio VII sui sacramenti (Scuola 
cattolica, XXXI, Heft lu. 7). 

Morin, G.: Un symbole inédit attribué à S. Jerome (Revue Béné- 
dictine 1904. p. 1—9). 

Novicow, J.: Le christianisme primitif et le socialisme moderne (La 
Revue, 1 Janvier 1904). 

Pastor, A.: Der Basler Konzilsversuch vom J. 1482 (Wiss. Beil. 
zur »Germania« 1903. Nr. 41). 

Paulus, N.: Die Reue in den deutschen Beichtschriften des aus- 
gehenden Mittelalters (Zeitschrift f. kath. Theol. 1904. p. 1 —37). 

Pelle, P.: Le tribunal de la pénitence devant la théologie et l'histoire. 
Paris 1903. 540 p. 120, 
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Richterich, J.: Papst Nicolaus I. (858—67). Diss. Bern. 200 p. 8°. 
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I. Abhandlungen. 
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I. Die kirchlichen Zustiinde Italiens zur Zeit Gregors des 
Grossen. 


Von Carl Blasel, Priester der Diözese Breelau. 


(Forts. und Schluss; vergl. I. Quartalh. 1904 S. 83.) 


I. 


Wenn wir vorab die Tätigkeit Gregors ins Auge fassen, so 
bemerken wir hierbei das Bestreben dieses grossen Papstes, die Hin- 
dernisse hinwegzuschaffen, welche sich dem Werke der Bekehrung 
entgegenstellten. "War er dem ersten Hindernis gegenüber macht- 
los, wenn auch seine Bemühungen zur Linderung der Hungersnot 
und zur Beseitigung der Wasserschäden nicht gering anzuschlagen 
sind, so bemühte er sich um so eifriger, die anderen Gegenwirkungen 
zu paralysieren. 

l. Als seine erste und vorzüglichste Aufgabe sah er es daher 
an, dem tief serrütteten Lande die Ruhe und den Frieden wieder- 
zugeben, weil damit erst die nótige Vorbedingung zu erfolgreicher 
kirchlicher Wirksamkeit geschaffen war. 

Bei Beginn seiner Regierung war König Agilulf gezwungen, 
sich gegen aufrührerische Herzóge zu wenden. Es gelang ihm, den 
Herzog Minulf, welcher bereits unter Authari zu den Franken ab- 
gefallen war, zu töten. Herzog Gaidulf von Bergamo wurde gleich- 
falls niedergeworfen, empórte sich aber bald wieder und warf sich 
mit seinem Heere auf die Insel Comacina, musste sich aber bald 
ergeben. Ebenso hatte sich Agilulf gegen den Herzog Ulfari von 
Treviso zu verteidigen, der aber gleichfalls unterworfen wurde. !) 
Als Gaidulf sich zum dritten Male empórte, wurde er getötet, ?) 
ebenso wie Herzog Zangrulf von Verona und Warnekautius in der 
Nähe von Pavia.®) Auch Herzog Maurisio fiel zu den Römern ab. *) 
Mussten diese Bürgerkriege unter den Langobarden selbst das Land 
beunruhigen, und die Folgen derselben den Bewohnern des Laudes 


1) Paul. Diac. l. c. IV. 3. p. 117. 

2) Lupi Le Prodr. X. col. 191—196. 
3) Paul. Dtac. |. c. IV. 13. p. 121. 
4) Ibidem IV. 8. p. 118. 
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aufgebürdet werden, so wuchs das Elend der Bevölkerung um so 
mehr, als sich nun der Angriff gegen Rom und die Römer richtete, 
und König Agilulf planmässig mit den süditalischen Langobarden 
zusammen vorging, welche vorher nur plündernd Italien durchzogen 
hatten, von Benevent und‘ Spoleto ausgehend. Hierbei kam auch 
Rom in grosse Gefahr. Da der Exarch in Ravenna nicht über die 
nötigen militärischen Kräfte verfügte, um zugleich mit Ravenna 
auch Rom und die Verbindungslinie beider Städte schützen zu 
können, so blieb die Aufgabe der Verteidigung Roms dem Papste 
zugewiesen.!) Bereits im September des Jahres 591 suchte er, als 
er vernahm, dass sich der konzentrierte Angriff gegen Rom wenden 
werde, die Aufmerksamkeit des magister militum Velox auf die 
Operationen des Herzogs Ariulf von Spoleto zu wenden, welchem 
die Hauptaufgabe in diesem Kriege zugefallen war.?) Als aber 
im kommenden Jahre die Gefahr für Rom wuchs und die Ver- 
bindung zwischen Rom und Ravenna vollständig unterbrochen war, 3) 
da liess er die von den Generälen gewünschten Soldaten aus Rom 
nicht abziehen, sondern behielt sie zum Schutze der Stadt zurück. 4) 
Gregor begann sofort seine Unterhandlungen mit Herzog Ariulf, der 
ihm schriftlich meldete, dass er mit der Stadt Suana wegen der 
Übergabe in Unterhandlungen stehe.5)  Ariulf erschien aber zum 
grossen Schrecken des Papstes vor Rom,9) während gleichzeitig der 
Herzog von Benevent einen Angriff auf Neapel vorbereitete, welchem 
der Papst gleichfalls entgegenzutreten suchte.7) Der Papst begann 
sofort von neuem die Unterbandlungen mit Ariulf, fand aber sowohl 
bei diesem, wie bei dem Exarchen heftigen Widerstand.9) Die Ver- 
handlungen, von deren glücklichem Verlaufe Gregor sich die Ruhe 
Italiens versprach, zerschlugen sich. Trotzdessen wendete sich Ariulf 
von Rom ab und zog gegen Norden. Da gelang es dem Papste mit den 
tuszischen Langobarden einen Separatfrieden zu schliessen. Aber auch 
dieser wurde vom Exarchen nicht bestátigt.?) Die Hoffnungen des 
Papstes waren wiederum vernichtet. Dem Exarchen gelang es nur, 


1) Die folgeude Darstellung der Kümpfe und Unterhandlungen raa 
in chronologischer Beziehung unter Anlehnung an Hartmann a. a. O. II. 
S. 101 ff. »Weise a. a. O. ist wegen der Missachtung der sicheren nee 
schen Ordnung der Gregorbriefe unbrauchbar.« Hartmann a. a. O. S. 119. 

2) Greg. M. Ep. II. 7. p. 106. 

3) Diem Fp. Pir, 28. da 124. 


sertation. Berlin, 1892. à 21 8q. 

5) Ibidem, Ep. II. 33. p. 130. — 6) Ibidem, Ep. II. 45. p 144. — 
7) Ibidem, Ep. II. 34. p. 130 sq. — II 45. p. 145. — 8) Ibidem, epu II. 45. 
P. 144. — 9) Ibidem, Ep. V. 36. p. 319. 
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wahrscheinlich, weil König Agilulf durch innere Aufstände gehindert 
war, die vom Herzog Ariulf eroberten Städte Sutrium, Polimartium, 
Horta, Tuder, Ameria, Perugia und Luceoli wiederzugewinnen, 1) 
Daraufhin überschritt König Agilulf den Po?) und erschien, nach- 
dem er Perugia . wieder zurückerobert hatte, im Jahre 593 vor 
Rom.?) Die Schreckensszenen, die Rom bereits bei der Belagerung 
durch Ariulf gesehen hatte, wiederholten sich, und Gregor musste 
zusehen, wie die Römer Hunden gleich mit Stricken am Halse zu- 
sammengekoppelt zum Verkaufe nach dem Frankenreiche abgeführt 
wurden. Da gelang es dem Papste, mit Agilulf ein Separatabkommen 
zu schliessen, wonach der König von Rom abzog und zu einem 
Waffenstillstand sich verpflichtete, während die Römer jährlich 
500 Pfund Gold zahlen sollten. 4) Schon glaubte Gregor den Frieden 
gesichert, da der König nach Mailand zurückgekehrt war, als 
wiederum das Übereinkommen vom Exarchen Romanus und vom 
Kaiser nicht anerkannt wurde. Ja, der Papst musste sich noch 
schwere Vorwürfe wegen seiner »Einfältigkeit« und »Torheit« von 
Kaiser gefallen lassen, die er aber mit Würde zurückzuweisen ver- 
stand.) 

Der Krieg tobte weiter. Gregor hielt aber die Verbindung 
mit dem langobardischen Hofe immer offen und brach die Beziehung 
nie ab. Das Entgegenkommen Agilulfs ermöglichte dem Papste, im 
Mai des Jahres 595 nach Ravenna zu melden, dass der König zu 
eiuem für ganz Italien gültigen Waffenstillstand seine Genehmigung 
geben wolle, wenn der Exarch in die Einsetzung eines Schieds- 
gerichtes willige.$) Aber auch hiermit war der Exarch nicht ein- 
verstanden, und wiederum zerschlugen sich die Verhandlungen. In 
Süditalien wütete namentlich der Herzog Arichis von Benevent in 
Kampanien, ?) im folgenden Jahre wurde Kroton erobert und zer- 
stört, die Bevölkerung in die Gefangenschaft geführt.9) Von Tuszien 
aus setzten im Jahre 598 die Langobarden nach Sardinien über und 
plünderten diese Insel,?) was der Papst schon lange befürchtet 
hatte. 19) Während dieser Kämpfe starb der Exarch Romanus,!!) 


1) Paul. Diac. l. c. IV. 8. p. 118. 
2) Greg. M., Hom. in Ezech. Praef. in libr. II. col. 934. 
3) Ibidem, Ep. V. 36. p. 319. 
4) Cont. Prosp. Havn. ed. Hille, Berlin, 1866. p. 37. Derselbe bringt 
auch p. 36 die Nachricht, dass, wie einst Leo der Grosse dem Attila, so auch 
Gregor dem Agilulf entgegenzog und ihn durch die Macht seiner Persönlich- 
keit und sein Bitten zum Abzug bewog. 

5) Greg. M., Ep. V. 36. p. 317 sqq. — 6) Ibidem, Ep. 34. p. 315. — 
7) Ibidem, Ep. VI. 32. p. 410. n. 1. — 8) Ibidem, Ep. VII. 23. E 
9) Ibidem, Ep. IX. 11. p. 48. — IX. 195. p. 183. — 10) Ibidem, Ep. VI. 63. 
p. 439. n. 3. — 11) Paul. Diac. 1. c. IV. 12. p. 121. gl 
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welcher der Friedenspolitik des Papstes am hinderlichsten war, und 
Gregor benutzte dies sofort, indem er, wie schon vorher den Mönch 
Sekundus, !) so jetzt den Abt Probus zu Agilulf sandte.?) Der 
folgende Exarch Kallinikus schloss nun mit Agilulf einen Waffen- 
stillstand von einem Jahre im Herbst des Jahres 598 ab.®) 


So war denn endlich dieser Lieblingswunsch des Papstes er- 
füllt, der Friede, den er solange ersehut, von beiden Seiten, wenig- 
stens für ein Jahr garantiert. Voller Freude dankte der Papst dem 
König für sein Entgegenkommen und rühmt in begeisterten Worten 
dessen Klugheit, Milde und Friedensliebe, hiermit die Bitte ver- 
knüpfend, er möge seinen Herzögen die strikte Einhaltung des Frie- 
densvertrages empfehlen. 4) Auch der Königin Theodelinde, welche 
»mit besonderem Eifer und gewohnter Güte sich für den Abschluss 
des Friedens verwendet hattee, dankt er in den herzlichsten und 
schmeichelhaftesten Worten, indem er ihr zugleich die Bitte vorlegte, 
bei ihrem Gemabl für den Abschluss eines dauernden Friedens sich zu 
verwenden.5) Obwohl aber der Papst nach Ablauf der ausbedungenen 
Frist den Wiederbeginn des Krieges befürchtete, 5) wurde der Friede 
dennoch, wohl auf Betreiben Theodelindens, bis zum März des Jahres 
601 verlängert.) Während dieser Zeit waren die Beziehungen zwi- 
schen Rom und dem langobardischen Königshause so gute, dass noch 
im Februar des Jahres 601 Gregor dem Bischof Marinianus von 
Ravenna empfehlen konnte, sich für seine Reise nach Rom Geleits- 
mannschaften von König Agilulf zu erbitten. 8) Nach diesem zwei- 
jährigen Frieden brach der Krieg in Oberitalien von neuem aus, die 
Tochter König Agilulfs wurde mit ihrem Manne von Kallinikus in 
der Stadt Parma gefangen genommen und nach Ravenna abgeführt. 9) 
Natürlich nahm auch Agilulf sofort die Waffen auf und führte den 
Feldzug mit grossem Glücke; er nahm Padua und das Kastell 
Monselice ein,!?) eroberte Cremona und Mantua, sowie die Burg 
Valdoria, während die römischen Soldaten das Städtchen Bresello in 
der Nähe von Reggio auf der Flucht anzündeten. Nach diesen 
Schlappen musste der neue Exarch Smaragdus einen Waffenstillstand 
schliessen, welcher gegen Herausgabe der Gefangenen nebst ihrem 


1) Greg. M., VI. 63. p. 439. 

2) Ibidem, Ep. IX. 11. p. 48. n. 3. — IX. 67. p. 87. 

3) Ueber die Schwierigkeiten, die hierbei noch zu überwinden waren, 
siehe Greg. M., Ep. IX. 44. p. 71. 

4) Greg. M., Ep. IX. 66. p. 86. — 5) Ibidem, Ep. IX. 67. p. 87 sq. — 
6) Ibidem, Ep. IX. 195. p. 133. — 7) Ibidem, Ep. X. 16. p. 251. Wi Ibidem, 
Ep. XI. 21. p. 282. — 9) Paul. Diac. 1. c. IV. 20. p. 123. — 10) Ibidem, Le 
IV. 23. p. 124. — IV. 25. p. 125. 
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Vermögen bis zum 1. April 605 gewährt wurde.) So konnte Gregor : 
kurz vor seinem Tode dem König Agilulf durch Theodelinde herz- 
lichst danken lassen, 2) dafür, dass er zum Frieden so sehr geneigt 
gewesen sei und hierdurch dem arg zerrütteten Lande wieder die 
Ruhe gegeben hatte, welche für die Ordnung der Verhältnisse von 
grundlegender Wichtigkeit war. 3) 

Der Friede war nun erreicht, wenn auch nur auf beschränkte 
Zeit; doch grosse Opfer hatte er vom Papste und von der Kirche 
gefordert.*) So mussten die Römer dafür, dass Agilulf von Rom 
abzog, versprechen, jährlich 500 Pfund Gold zu zahlen 5). Auf keinem 
Anderen, als auf der Kirche und dem Papste konnte diese Last 
ruhen. Ausserdem aber musste noch der Papst den nach Rom ge- 
flohenen Geistlichen, Mönchen und Nonnen, deren Lage, wie bereits 
erwähnt, €) eine sehr schlimme war, Unterhalt gewähren, sodass er 
trotz der Geldzuwendungen des Kaisers, der Kaiserin und von Privat- 
personen?) das Vermögen der Kirche sehr reichlich in Anspruch 
nehmen musste. Im Hinblick darauf nennt er sich im Vergleich 
zum Kriegszahlmeister des Kaisers, der in Ravenna für das Heer die 
täglichen Ausgaben zu bestreiten hatte, den »Säckelmeister der 
Langobarden.« 8) Sehr viele Kosten verursachte ihm auch der Los- 
kauf der Gefangenen,?) weil die Langobarden in ihrer Geldgier die 
Preise ausserordentlich hochansetzten. 1°) Zum Loskauf geistlicher 
Personen gestattete er nicht nur, sondern befahl sogar, das Geld 
aus dem Kirchenvermögen zu nehmen, !!) ja sogar heilige, dem 
Kultus dienende Gefässe zu verkaufen. 2) Denn wie es eine schwere 
Schuld sei, aus nichtigen Gründen sie zu verkaufen, ebenso sei es 
eine Verfehlung, in dieser drängenden Zeitlage die Sorge für die 
Gefangenen hintanzusetzen und von ihrem Loskauf abzusehen. 15) 


1) Paul. Diac. Le IV. 28. p. 125 sq. 

2) Greg. M., Ep. XIV. 12. p. 432. 

3) Vergleiche zu diesen Ausführungen auch Wollschack, Die Verhält- 
nisse Italiens. Programm. Horn 1888. S. 13 ff. 

4) Greg. M., Ep. V. 45. p. 344: postquam pro amore reipublicae ar- 
gentum, aurum, mancipia, vestes perdidimus . . .. 

5) Siehe S. 227. 

6) Siehe Seite 89 ff. 

7) Greg. M., Ep. V. 30. p. 310. — V. 38. p. 325. — V. 46. p. 345. — 
VII. 25. p. 467. — VII. 25. p. 470. — VIII. 22. p. 24. — XJ. 26. p. 288. 

a Ibidem, Ep. V. 39. p. 328. 

Ibidem, T T T p. 145. — VI. 32. p. 410. — VII. 23. p. 468. — 

VIII. 22. p. 23. — . p. 99. 

10) Ke Ep. vu 23. p. 468: sed quia gravibus eos pretiis dicunt . 

11) Ibidem, III 40. p. 198. — IV. 17. p. 250. 

12) Ibidem, VII. 13. p. 456. 

13) Ibidem, Ep. VII. 35. p. 481: nam sicut omnino grave est frustra 
ecclesiastica ministeria venumdare, sic iterum culpa est imminente huiuscemodi 
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Ebenso bestimmte er, dass das Geld, welches aus dem Kirchenver- 
mögen zum Loskaut von Gefangenen aufgewendet wurde, weder von 
diesen, noch auch von ihren Erben in irgend einer Weise zurück- 
gefordert werden dürfe. !) 


2. Suchte auf diese Art der Papst mit den Langobarden in 
steter Verbindung zu bleiben, so betrachtete er ferner als ein hervor- 
ragendes Mittel zur Erreichung seines Zieles auf Seiten der Römer 
die Hebung und Besserung der kirchlichen und klösterlichen Dis- 
£iplin. Hier hatte seine Tätigkeit ein weites Feld gefunden, da 
der gesamte Klerus, Bischöfe, Welt- und Ordenspriester zu vielen 
Ausstellungen Anlass gaben. Um würdige Oberhirten zu erhalten, 
lenkte er seine Aufmerksamkeit auf die Wahl der Bischöfe und 
achtete namentlich höchst eifrig darauf, dass keinerlei Simonie Platz 
greife. 2?) Denjenigen, die sich unfähig zeigten, versagte er, auch 
wenn sie hohe Fürsprecher hatten, seine Bestätigung. 5) Laien liess 
er nicht zu,*) und er sah darauf, dass die Vakanz eines Bischofs- 
stuhles entsprechend den Bestimmungen des Konzils von Chalcedon 5) 
nicht länger als drei Monate dauern solle 6) Geschah die Wahl 
dann noch nicht, so ernannte er selbst einen Bischof.7) Auch scheute 
er sich nicht, die Wahl umzustossen, wenn der Gewählte in sittlicher 
Hinsicht nicht einwandfrei war.8) In ihrer Amtsführung waren die 
Bischöfe stets dem wachsamen Auge Gregors unterworfen. Bischof 
Palumbus von Cosenza, wie Bischof Paschasius von Neapel, zogen 
sich einen Tadel wegen Vernachlässigung ihrer Hirtenpflichten zu. 9) 
Alle Bischöfe von Kampanien erregten durch ihre Nachlässigkeit 
sein Missfallen. 1°) Sehr energisch schritt er gegen den Bischof 
Basilius von Kapua ein, der, seiner geistlichen Würde vergessend, in 
Sizilien den Advokaten spielte. Er verbot ihm durch den Defensor 
Romanus den Aufenthalt auf der Insel binnen 5 Tagen. 11) Bischof 


necessitate res maxime desolatae ecclesiae captivis suis praeponere et in eorum 
redemptione cessare. Diese Bestimmungen Gregors gingen auch in das Corpus 
iuris canonici über. c. 13. 14. 15. 16. C. 12. qu. 2. 

1) Ibidem, Ep. 1X. 52. p. 77. 

2) Ibidem, Ep. V. 24. p. 305. 

3) Ibidem, Ep. V. 51. p. 351: in ordinando eo (psalmorum nescio) non 
praesumpsimus consentire. 

4) Ibidem, Ep. II. 25. p. 122. 

5) Hefele, Konziliengeschichte, Freiburg, 1875. 112. S. 526. 

6) Greg. M., Ep. VII. 39. p. 488. 

7) Ibidem, Ep. 1. 71. 79. p. 96. 98. — III. 11. p. 170. — IX. 210. — p. 196. 

8) Ibidem, Ep. X. 19. p. 254. Ueber ein charakteristisches Beispiel, die 
Bischofswahl betreffend, siehe Lau, Gregor der Grosse. S. 118 f. N. 

9) Ibidem, Ep. IX. 122. p. 124. — XIII. 29. p. 393. 

10) Ibidem, Ep. XIII. 31. p. 395. 

11) Ibidem, Ep. X. 4. p. 239. 


Kirchl. Zustände Italiens z. Z. Gregor d. Gr. 231 


Pimenius von Amalfi ermahnte er unter Androhung der Freiheits- 
entziebung zur Einhaltung der Residenzpflicht.!) Als Ausnabme- 
fälle aber sind anzusehen das Verhalten des Bischofs Andreas von 
Tarent, dessen sittliche Lebensführung den schärfsten Tadel und die 
härteste Strafe Gregors herausforderte, ?) sowie der Fall des Bischofs 
Paulus von Doklea, welcher wegen sittlicher Vergehen abgesetzt 
worden war, jedoch mit Hilfe der weltlichen Macht eine Rückkehr 
versuchte. 5) Auf der anderen Seite aber kargte er auch mit dem 
Lobe nicht, z. B. dem Bischof Bonifatius von Reggio gegenüber 
wegen seiner Wohltaten;*) jedoch sieht er sich veranlasst, auch diesen 
zu ermahnen, selbst den Schein des Geizes und der Habsucht zu ver- 
meiden.5) Rege Unterstützung in dem Streben, die Disziplin zu heben, 
fand Gregor in Oberitalien in den Bischöfen Venantius von Luni 6) 
und Konstantius von Mailand.?) Der letztere, im Mittelpunkte des 
Langobardenreiches ansässig, wirkte als Freund Gregors 8) ganz in 
seinem Sinne und mit regem Eifer, sodass einer seiner Suffragan- 
bischöfe Theodor »disciplinam evitans« sich nach Gallien begab, ?) 
später aber wieder zurückkehrte und dem Nachfolger des Konstan- 
tius Schwierigkeiten bereitete. 11) Gegen widerspenstige Priester 
musste Gregor widerholt einschreiten, 11) und er bestrafte sie mit 
Freiheitsentziehung, in schweren Fällen mit Suspension und Exkom- 
munikation usque ad diem obitus. Über das Bestreben Gregors, das 
Zusammenleben von Klerikern und Priestern mit Frauen zu verhin- 
dern, wurde bereits das Nótige bemerkt, 13) Er, der mit der Reform 
der Kirche bei sich selbst begann!® und nur von Mönchen und 
Geistlichen umgeben sein wollte, 4) erkannte die grosse Gefahr und 
wollte auch den Schein vermieden wissen. Die Bestimmung, dass 
zur Bedienung des Papstes nicht mehr Laien, sondern nur Kleriker 
oder Mönche verwendet werden sollen, liess er auch auf der römi- 
schen Synode vom 5. Juli 595 festlegen.!5) Auf dieser Synode, 
deren Protokoll 23 Bischöfe, unter ihnen verschiedene aus lango- 
bardischem Gebiete, und 35 Priester unterschrieben, bezweckte in 
allen durch Akklamation gebilligten Propositionen die Hebung der 


1) Greg. M., Ep: Ma 23. p. 404. — 2) Ibidem, Ep. III. 44. 75. p. 200 sqq. 

— 8) Ibidem, Ep. XII. 10. p. 857. — 4) Ibidem, Ep. IL. 4. p. 162. — 5) Ibidem, 
Ep. III. 43. p. 199. — 6) Ibidem, Ep. V. 5. p. 285. — d Ibidem, Ep. IV. 22. 

p. 256, — V. 18. p. 299. — 8) Ibidem, Ep. TIL. 29. p. 186: dudum mihi bene 
eogulfne fait .... longe mihi tempore adhaesit. — III. 31. p 189: Meus enim 
est proprius olimque mihi magna fuit familiaritate coniunctus. — 9) en 
Ep. IX. 223. p. 215. — D Ibidem, Ep. XIII. 33. p. 396. — 11) Ibidem, E 
V. 6. p. 285. — V. 19. 301. — 12) Siehe S. 89. — 123) Lau a. a. 
S. 58, — 14) Joh. Diac., d'an Greg. II. 15. col. 93. — 15) Greg. M., Ep. V. 
578. c. II. p. 363. 
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kirchlichen Ordnung und Disziplin. Er verbot den Diakonen das 
Singen in der Kirche, abgesehen vom Evangelium in der Messe, da- 
mit nicht bei der Weihe mehr auf eine schöne Stimme, als auf 
gute Lebensführung gesehen werde. Besonders hervorzuheben ist, 
dass für die Erteilung der Weihen und Überbringung des Palliums 
keinerlei Entgeld geboten werden dürfe. Nach Empfang der Urkun- 
den freiwillige Geschenke für die Bemühung!) zu geben oder an- 
zunehmen, verbot die Synode nicht. Schliesslich gestattete sie den 
Sklaven der Kirche, nachdem die Untersuchung tadelloses Betragen 
ergeben habe, ins Kloster einzutreten, wenn auch die Kirche hier- 
durch Schaden erleide. ?) 

Auf die Klosterzucht richtete er in ebenso energischer Weise 
sein Augenmerk, weil er auch auf die Klöster bezog, was er im 
Anschluss an Oseas 5, 1; 9, 8 von den Priestern im allgemeinen 
sagte: Nam causa sunt ruinae populi sacerdotes mali.) Durch die 
andauernden Kämpfe war naturgemäss die klösterliche Disziplin ge- 
lockert, und Gregor musste mit scharfer Hand eingreifen. So er- 
fahren wir, dass in Kampanien in der Diözese Sorrent die Mönche, 
wie es ihnen beliebte, von einem Kloster zum anderen zogen und 
dem Erwerb von Geld und Gut oblagen. Die Folgen in sittlicher 
Hinsicht waren daher sehr traurige.4) Die Mönche auf der Insel 
Montechristo nördlich von Elba lebten überhaupt nach keiner Regel 
und hatten keinen Abt. Gregor sendete ihnen einen tauglichen 
Mann, 5) der auch ein Kloster auf der Insel Gorgona zu reformieren 
hatte. 5) Unter Androhung strengster Alındung verbot er den 
Aufenthalt von Frauen in Mannerklòstern 7) und bestrafte einen Abt, 
der sich vergangen hatte, mit sofortiger Absetzung.®) Diesem Übel 
suchte er zu steuern durch Erteilung einer Anweisung zur Hebung 
der Klosterzucht?) und durch Festsetzung des Noviziates auf zwei 
Jahre, 101 welches bei ehemaligen Soldaten, welche von allen welt- 
lichen Verpflichtungen frei sein mussten, auf drei Jahre verlängert 
wurde. 1!) Jünglingen unter 18 Jahren sollte der Eintritt in ein 
Kloster nicht gestattet werden.!?) Die klösterliche Zucht und Ord- 


1) Greg. M., Ep. V, 57a. c. V. p. 364 sq. gratiae tantummodo causa. 
2) Vergl. Hefele a. a. O. 111. S. 58. 
3) Greg. M., Ep. XI. 46. P 919. — 4) Ibidem, Ep. I. 40. p. 55. — 
) 50 16. — 7) Ibidem, 
Ep. I 48. p. 74. — IV. 40 p. 276. — XIV. 16. p. 485. — 8) Ibidem, Ep. 111. 23. 
p.181. — 9) Ibidem, Ep. V. 55. p. 359. — 10) Ibidem, Ep. X. 9. p. 244. — 
11) Ibidem, Ep. VIII. 10. p. 13. — 12) Ibidem, Ep. I. 48. p. 78. Eingehenderes 
über die Förderung der kirchlichen und klösterlichen Disziplin siehe bei 
Böhringer, Die Kirche Christi und ihre Zeugen. Zürich, 1846. S. 834—339. 
S. 946 f. und Wisbaum, Die wichtigsten Stiftungen und Ziele der Tätigkeit 
des Papstes Gregors des Grossen. Dissertation. Köln, 1884. S. 38. 
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nung zu heben, war seine stete Sorge, weil er die heilsame und heil- 
wirkende Tätigkeit der Klöster auf die Aussenwelt kannte und des- 
halb schrieb: Monachus mutare vult saeculum, non relinquere. 1) 
Er stellte also Ordens- und Weltklerus in seiner Aufgabe auf die 
gleiche Stufe, indem er als das Ziel der Tätigkeit desselben die Ge- 
winnung derer ansah, die Gott und der Kirche in Glauben und 
Sitte ferne stehen. Auch theoretisch suchte er seine Absichten dar- 
zulegen in seiner berühmten »Pastoralregele, in der er dem Klerus 
die Grundzüge der wahren, fruchtbringenden Seelenleitung, der ars 
artium 2) darlegt. Die Gewinnung der Seelen, das war sein Streben, 
das er mit aller Tatkraft verfolgte, wie es Beda der Ehrwürdige 
rühmend an ihm bervorhebt: Alii quidem pontifices construendis 
ornandisque auro vel argento ecclesiis operam dabant; hic autem 
totus erga animarum lucra vacabat. 3) 

3. Diesem Eifer Gregors, auf Seiten der Rómer bessernde Hand 
anzulegen, wo es not tat, entsprachen auch seine Massnahmen gegen- 
über den Langobarden. Grosse Schwierigkeiten standen ihm hier- 
bei entgegen; gegen zwei Fronten galt es zu kámpfen, gegen den 
Arianismus und gegen das Heidentum. Ä 

Was den arianischen Glauben anlangte, so hatte die still 
Wirksamkeit des Klerus und der Bevölkerung bereits segensreiche 
Früchte getragen, welche zur weiteren kräftigen Entwicklung nur 
des Friedens und der Ruhe bedurften, als das Edikt König Autharis 
vom 26. März 590 alle Hoffnungen mit rauher Hand zerstörte. 
Hierdurch, wie bereits erwähnt, wurde den Langobarden verboten, 
ihre Kinder nach katholischem Glauben taufen zu lassen. Als 
Gegenwehr richtete der Papst an alle Bischöfe Italiens eine Ermah- 
nung, die Kinder der Langobarden, welche arianisch getauft waren, 
mit der Kirche zu versohnen. 4) Da er hierzu keine nähere Anwei- 
sung gibt, so sollte die Versöhnung) wohl in der gewöhnlichen, in 
der okzidentalischen Kirche gebräuchlichen Weise der Handauflegung 
vor sich gehen,6) Schon im Januar des Jahres 591 erliess er sein 


1) Greg. M., Ep. III. 61. p. 220. — 2) Ibidem, Regula pastoralis I. 1, 
col. 14. — 3) Beda Ven., Hist eccl. II. 1. col. 79. — 4) Greg. M., Ep. I. 17. p. 23. 

5) Kransfelder, bemerkt in seiner Uebersetzung S. 29 hierzu: »Leider 
ist nicht gesagt, auf welche Weise diese Versöhnung zu geschehen habe. Zu- 
nächst möchte darunter die Untersuchung zu verstehen sein, ob die arianische 
Taufe in gültiger Weise gespendet worden seie. Dies ist sehr unwahrscheinlich. 

6) Greg. M., Ep. XI. 52. p. 325: . . . Unde Arianos per impositionem 
manus occidens, per unctionem vero sancti chrismatis ad ingressum ecclesiae 
catholicae oriens reformat. — cf. Duchesne, Origines du culte chrétien Paris, 
1889. p. 325 sq. namentlich p. 327 n. 3. — Vergleiche über die Beurteilung 
der arianischen Taufe: Ernst, Die Ketzertaufangelegenheit, Forschungen sur 
christl. Lit. und Dogmengeschichte, herausgeg. v. Ehrhard o, Kirsch. Mainz, 
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Schreiben, um so rasch als möglich bessernd einzugreifen. Dasselbe 
scheint seinen Zweck nicht verfehlt zu haben; denn Gregor sieht 
sich nicht gezwungen, dasselbe noch einmal einzuschärfen. Dies ist 
wohl der Zuvorkommenheit und der freundlichen Gesinnung des 
Königshauses, welche die Regierungszeit der Theodelinde auszeich- 
nete, nicht am wenigsten zuzuschreiben. Eine Zurücknahme des 
Edikts ist sicher bald erfolgt; wenigstens wurde seine Ausführung 
sistiert. Noch einmal im September des Jahres 591 erhebt er seine 
mahnende Stimme dem Bischof Präjektitius von Narnia gegenüber, 
ihn auffordernd, unaufhörlich für die in seinem Sprengel wohnenden 
Römer und Langobarden und für ihre Bekehrung Sorge zu tragen. 
Namentlich sollten die Heiden und Häretiker unter ihnen den Gegen- 
stand seiner Hirtensorgen bilden.!) So wirkten denn die Bischöfe 
allenthalben nach seinen Intentionen, und das Bekehrungswerk 
machte langsame, aber stetige Fortschritte. Wie sein Schreiben be- 
weist, hatte er vor allem die Gewinnung der Kinder im Auge, da 
er auf sie seine Hoffnungen für die Zukunft setzte. Was er über die 
Juden und ihre Kinder schrieb, findet die zweckentsprechendste An- 
wendung auch auf die arianischen Langobarden und ihre Nachkom- 
men: »Wenn sie auch selbst mit nicht gar grossem Glauben kom- 
men, so empfangen doch ihre Kinder schon mit grösserer Frucht die 
Taufe. Eutweder gewinnen wir also sie selbst, oder wenigstens 
ihre Kinder.« ?) 

Unterstützt wurde Gregor in seinem Werke, indirekt wenigstens, 
durch die vielen Kriegsgefangenen, unter denen sich, wie bereits be- 
merkt wurde,3) auch Mönche und Kleriker befanden. Hierzu kam 
noch, dass viele Römer, welche die Bedrückungen und Erpressungen 
der kaiserlichen Beamten unaufhörlich bis aufs Blut quälten, zu den 
Laugobarden flohen, 4) um sich diesen zu entziehen; »denn sie suchen 
bei den Barbaren die römische Menschlichkeit, weil sie bei den 
Römern die barbarische Unmenschlichkeit nicht ertragen kônnene.5) 


1901. 8 15. S. 79—84. — Auffallend ist es, dass die Praxis der Aufnahme der 
Arianer bei den Franken der Angabe Gregors widerspricht. Denn Gregor von 
Tours meldet an mehreren Stellen (Greg. Tur. I. c. IV. 27. — IV. 28. — V. 38, 
— IX. 15.), dass dort die Aufnahme der Arianer in die Kirche durch die 
Salbung mit Chrisam erfolgte. 

1) Greg. M., Ep. Il. 4. p. 103. 

2) Ibidem, Ep. V. 7. y. 288... etsi ipsi minus fideliter veniunt, hi 
tamen, qui de eis nati fuerint, iam fidelius baptizantur. Aut ipsos ergo aut 
eorum filios lucramur. 

3) Siehe Seite 229. 

4) Greg. M., Ep. V. 38. p: 324. 

9) Salvian 1. c. V. 5. col. 99: quaerentes scilicet apud barbaros Romanam 
humanitatem, quia apud Romanos barbaram inhumanitatem ferre non possunt. 
Auf Goten und Römer bezüglich gesagt. 
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Ausser diesen flohen viele Sklaven, Kleriker und Mönche, ja sogar 
Soldaten zu den Feinden. !) Diese alle wirkten naturgemäss bei der 
Bekehrung mit, sodass der katholische Glaube unter den Langobarden 
immer mehr bekannt und verbreitet wurde. Wohl mit Bezug hierauf 
und auf die vielfache Anwesenheit katholischer Geistlicher und Kleriker 
unter dem Langobardenvolke schrieb Gregor, sich gegen den Vorwurf 
des Kaisers verteidigend, als habe er den Bischof Malchus töten 
lassen, im Bewusstsein des grossen Einflusses, den er besass: »Wenn 
ich mich am Tode der Langobarden hätte beteiligen wollen, so hätte 
heute das Langobardenvolk weder einen König, noch Herzöge, noch 
Comites und wäre in höchster Verwirrung und Zersplitterung.« ?) 
Dieser Ausspruch gibt zugleich ein schönes Zeugnis für den hohen 
idealen Standpunkt, von welchem aus der Papst trotz der so viel- 
fältigen Leiden, die hierdurch über ihn kamen, und über welche er 
so häufig klagt, die Besitznahme Italiens durch die Langobarden 
betrachtet. Er sieht in ihnen nicht das Volk, welches gekommen 
ist, Italien sich zu unterwerfen mit allen Mitteln, deren eine heid- 
nische, völlig unkultivierte Nation fähig ist, und welches er als 
Römer mit seiner letzten Kraft bekämpfen muss. Sein Auge reicht 
weiter, seine Absichten gehen tiefer; er betrachtet das Volk als von 
der Vorsehung gesendet, damit er es dem Joche des wahren Christen- 
tums unterwerfe, von der Vorsehung gesendet, damit dasselbe äusser- 
lich dem Römertum ein Ende mache, dieses jedoch innerlich zum 
böchsten Triumphe führe durch den Sieg römisch-christlicher 
Kultur. 3) 

Daber bekämpfte er auch mit aller Energie das Heidentum 
unter den Langobarden. Wir haben bereits gesehen, wie sehr 
Gregor in seinen Dialogen das Heidentum und dessen Âusserungen 
beklagt. Es herrschte dies aber nicht nur in den unteren Schichten 
des Volkes, sondern auch in den höchsten Kreisen; Herzog Ariulf 
von Spoleto, der um die Wende des Jahrhunderts starb, 4) war noch 


1) Greg. M., Ep. X. 5. p. 240 sq.: Diversorum enim nobilium servi, 
multarum ecclesiarum clerici, diversorum monasteriorum monachi, multorum 
iudicum homines saepe se hostibus tradiderunt. Numquid et diebus mangni- 
tudinis tuae multae de civitate, in qua consistis ad Langobardos milites fuga 
non lapsi sunt? Vergl. hierüber 7roya l. c. IV. 1. p. 232 sq. und Hartmann, 
Ueber die Ursachen des Unterganges des rómischen Reiches. Archiv f. soziale 
Gesetzgebung von Braun. II. Tübingen, 1889. S. 496 f. 

2) Ibidem, Ep. V. 6. p. 287: . . . quia, si ego ... in morte vel Lango- 
bardorum me miscere voluissem, hodie Langobardorum gens nec regem, nec 
duces, nec comites haberet atque in summa confusione esset divisa. — Paul. 
Diac. l. c. IV. 29. p. 126 sq. 

3) Zimmermann, Oberitalische Plastik. Leipzig, 1897. S. 2 f. — 

À Jenny, Geschichte des Langobardischen Herzogtums Spoleto. Disser- 
tation. Basel, 1890. S. 27. 
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Heide.!) Daher ist es leicht erklärlich, dass Gregor auch gegen die 
Âusserungen heidnischen Aberglaubens Front machen musste. So ver- 
sicherte er den Notar Hadrian seiner besonderen Anerkennung, dass 
er gegen Zauberer und Wahrsager energisch vorging.?) Dieselben 
müssen unter den Langobarden sehr verbreitet gewesen sein, da 
selbst König Agilulf, als er noch Herzog von Turin war, einen sol- 
chen hatte fi An den Bischof Agnellus von Terracina sendet 
er eine energische Ermahnung, gegen die Verehrer von heiligen 
Bäumen, sowie gegen die vorzugehen, welche dem christlichen Glau- 
ben zuwiderhandeln.*) Da nun auch in der späteren Langobarden- 
geschichte sich die Verehrung heiliger Bäume vorfindet,5) so ist 
man zu dem Schlusse berechtigt, dass die Verehrer heiliger Bäume, 
welche in Terracina vorkamen, Langobarden earen 6) Aber dies 
lediglich auf Rechnung der Langobarden zu setzen und daraus auf 
die ganz besonders geringe Innerlichkeit ihres Christentums zu 
schliessen, geht aus dem Grunde nicht an, weil dieser Aberglaube 
sich auch bei den schon längst christlichen Franken, sowie bei den 
Alemannen findet.7) Ebenso trieb in Sardinien das Heidentum, so- 
gar gefördert durch die kaiserlichen Beamten, üppige Blüten. 8) 
Machte also vielleicht die innere Bekehrung der Langobarden noch 
nicht die Fortschritte, wie sie Gregor gewünscht hatte, die äussere 
Bekehrung, die erst durch Gregor in Fluss gekommen war, liess 
sich nicht mehr authalten, und sie gerade musste der Besserung der 
Verhältnisse die Wege bahnen. Als am 12. März des Jahres 604 
dieser grosse Papst die Augen schloss, welche trotz der vielen kör- 
perlichen Leiden, denen sein schwächlicher Körper ausgesetzt war, °) 
so oft gewacht hatten und von einem Ende der Welt zum anderen 
schweiften, um an allen Orten und in allen Lagen dem christlichen 
Glauben und dem christlichen Gedanken zum Durchbruch zu ver- 


1) Paul. Diac. ]. c. IV. 16. p. 121. 

2) Greg. M., Ep. XI. 33. p. 302. 

3) Paul. Diac. |. c. 1V. 30. p. 110: habebat tunc Agilulf quendam de 
suis aruspicem puerum, qui per artem diabolicam, quid portenderent ictus 
fulminum, intellegebat. 

4) Greg. M., Ep. VIII. 19. p. 21. 

9) Vita S. Barbati. M. G. h. Ss. rer, Lang. cap. 1. p. 557. — Leges 
Liutprandi ed. Bluhme, Hannover, 1869. 8 84. p. 117. 

6) Vergl. Abel a. a. O. S. 248. 

7) Greg. M., Ep. VIII. 4. p. 7. n. 4. 

8) Ibidem, Ep. VIIL 1. p. 1. — IX. 204. p. 192. Vergleiche über das 
n bei den Langobarden: Mome, Geschichte des Heidentums IL 8 96. 

9) z. B. Greg. M., Ep. VIII. 29. p. 80. — IX. 234. p. 229. — X. 14. 
p. 243. — XI. 20. p. 281. — XI. 56a. p. 332. — XII. 16. p. 862. — XIV. 12. 
p. 431 etc. ets. 
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helfen, da konnte er stolz sein auch auf sein Werk der Bekehrung 
der Langobarden, dessen feste Grundlagen er gelegt, und dessen be- 
ginnende Entfaltung durch seinen Eifer und durch seine Energie die 
schönsten Früchte erhoffen lies. 


II. 


Ungleich schwerer würde dem Papste seine Aufgabe gefallen 
sein, wenn nicht ein anderer wesentlicher Faktor hinzugetreten wäre, 
die Tätigkeit der Langobardenkónigin Theodelinde, welche die Hin- 
führung der Langobarden zum katholischen Glauben eifrig förderte. 
Darin bestand das Erspriessliche derselben, dass Theodelinde auf die 
Absichten Gregors getreulich einging und hierdurch die Massnahmen 
Gregors wesentlich unterstützte. Eins war sie mit Gregor in den 
Bemühungen um Abschluss eines Friedens, und durch ihre Hände 
liefen die Fäden, welche das langobardische Königshaus mit dem 
päpstlichen Stuhle in Rom verbanden. Als nun endlich zu Gregors 
grosser Freude im Herbst des Jahres 598 der Waffenstillstand zu 
stande kam, da sendete er ein herzliches Dankschreiben an Theode- 
linde für den Eifer und die Güte, mit welcher sie sich für den Ab- 
schluss des Friedens verwendet hatte. Er lobte sie wegen ihrer 
christlichen Gesinnung und wegen ihrer Rechtgläubigkeit und bat 
sie inständig, darauf hinzuwirken, dass der Waffenstillstand bald zum 
dauernden Frieden ausgestaltet werde. 1) 

Frieden und Versöhnung herbeizuführen, war ihr Streben auch 
auf religiösem Gebiete. Zwar vermochte sie es nicht, ihren Gemahl 
Agilulf zum formellen Übertritt zum katholischen Bekenntnis zu be- 
wegen;?) zu viel noch wirkte bei ihm, dem König eines germani- 
schen Volksstammes, der politische Gegensatz zu den Römern nach, 
von dem er sich auch dann noch nicht freimachen konnte, als er 
einem friedlichen Nebeneinanderbestehen der Völker im Prinzip durch 
Annahme des Waffenstillstandes zugestimmt hatte. Aber dies er- 
reichte Theodelinde, dass ihr Agilulf in ihrem Wirken vollständig 
freie Hand liess, ja sie mit seinen äusseren Machtmitteln unterstützte. 
Rühmend bemerkt Paulus Diakonus von der Königin Theodelinde, 
die er, wie sofort auffällt, mit liebevollem Griffel zeichnete, dass die 


1) Greg. M., Ep. IX. 67. p. 87 sq. 

2) Vergl. zu Paul. Diac. l. c. IV. 6. p. 118 den Brief des Erzbischofs 
Johannes von Aquileja an Agilulf Mon. Germ. hist. Ep. III. X. 1. p. 693, ferner 
or M., Ep. Xr. 6. p. 266 und den Brief des Abtes Kolumban von Bobbio 
an ihn Mon. Germ. hist. Ep. III. IV. 5. p. 170—177, sowie die ausführliche 
Behandlung dieser Frage bei Weise a. a. O. S. 269—272 und Abel a. a. O. 
S. 245 f. und Jakobi a. a. O. S. 67. | 


238 | Blasel, 


Kirche ihr viele Vorteile verdankte. »Denn die Lapgobarden hatten, 
als sie noch im heidnischen Unglauben befangen waren, !) fast das 
gesamte Kirchenvermögen in Besitz genommen; uber durch ihr 
fruchtbares Flehen bestimmt, erhielt der König den katholischen 
Glauben, begabte die Kirche Christi mit vielen Besitztümern und 
wies den Bischöfen, die bisher gedrückt und missachtet waren, ihre 
alte ehrenvolle Stellung wieder an.«?) Diese allgemeine Bemerkung 
des Paulus wird durch einige Einzelheiten voll und ganz bestätigt. 
Bischof Ursizinus von Turin war von den Langobarden von seinem 
Bischofsstuhl vertrieben und gefangen gesetzt worden; im Jahre 599 
wurde er, sicherlich auf Theodelindens Verwendung hin, in seine Rechte 
wieder eingesetzt. 3) Einen interessanten Einblick in die Besetzung 
der Bischöfsstühle Piemonts erhält man durch die neueste Publi- 
kation hierüber, 4) welche schliessen lässt, dass während dieser Zeit 
die meisten der zehn älteren Bistümer Piemonts besetzt waren, wenn 
wir auch wegen Mangels an Quellen nichts näheres über die ein- 
zelnen Bischöfe kennen.  Besetzt waren ganz sicher um diese Zeit 
die Bistümer Moriana, 5) Novara, 9) Turin?) und Vercelli,8) während 
die Besetzung der übrigen Bistümer erst gegen Ende des 7. Jahr- 
hunderts historisch beglaubigt ist. Jedoch ist es sehr wahrschein- 
lich, dass auch sie, einige Unterbrechungen ausgenommen, welche 
durch die Vertreibung der Inhaber hervorgerufen wurden, bei Be- 
ginn des 7. Jahrhunderts nicht nur arianische, °) sondern auch katho- 
lische bischöfliche Oberhäupter hatten. 

Durch die Bemühungen Theodelindens, die soziale Stellung der 
Bischôfe und Priester zu heben, kamen diese in Berührung mit den 


]) Es ist wohl zu beachten, dass Paulus Diakonus das Langobardenvolk 
nicht ein einziges Mal als arianisch bezeichnet. Erst Konig Rothari tritt als 
Arianer ausdrücklich hervor (1V. 42. p. 134). Paulus kannte doch die Schriften 
Gregors des Grossen. Wollte er es verheimlichen ? 

2) Paul. Diac. 1. c. IV. 6. p. 118: Per hanc quoque reginam multum 
utilitatis Dei ecclesia consecuta est. Nam pene omnes ecclesiarum substantias 
Langobardi, cum adhuc gentilitatis errore tenerentur, invaserunt. Sed huius 
salubri supplicatione rex permotus et catholicam fidem tenuit, et multas 
possessiones ecclesiae Christi largitus est atque episcopos, qui in depressione 
et abiectione erant. ad dignitatis solitae honorem reduxit. Uebersetzung nach 
Abel a. a O. S. 75. 

3) Greg. M., Ep. IX. 214. p. 200. — IX. 226. p. 218. 

4) Savio, Il Piemonte. Gli antichi vescovi d'[talia dalle origiui al 1300 
descritti per regioni. Turip, 1848. 

5) Ibidem, 1. c. p. 221—228. — 6) Ibidem, p. 251 sq. — 7) Ibidem, 
p. 297 sq. — 8) Ibidem, p. 433—436. 

9) Paul. Diac. l|. c. IV. 42. p. 134: Huius (Rothari) temporibus pene 
per omnes civitates regni eius duo episcopi erant. unus catholicus et alter Ar- 
rianus. Daher muss bereits lange vor Rotharis Zeiten diese Entwicklung ein- 
po haben. Einen ariunischen Bischof von Spoleto erwähnt Greg. M. 

ial. III. 29. p. 534. 
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Herzögen und dem langobardischen Adel. Daher konnten sie auch 
aus diesen höheren Ständen, auf welche König Agilulf grossen Ein- 
fluss hatte,’) Anhänger des katholischen Bekeuntnisses gewinnen, 
Während zur Zeit Autharis der katholische Glaube in den Hof- 
kreisen nicht Fuss fassen konnte, wenn auch einzelne Bekehrungen 
von Herzögen vorkamen, ?) so war unter Agilulf der Einfluss Theo- 
delindens bemerkbar. Herzog Evin von Trient hatte eine Schwester 
oder Stiefschwester der Theodelinde zur Gemahlin, die sicherlich 
auch katholisch war;?) sein Nachfolger Gaidrald war gleichfalls 
katholisch, 4) ebenso wie der Herzog von Asti, welcher ein Bruder 
der Theodelinde war.5) Auf den Einfluss der Theodelinde ist es 
wohl auch zurückzuführen, dass das Verhältnis der langobardischen 
Herzöge zu Rom sich dergestalt besserte, dass Gregor im Frühjahr 
599 an den Herzog Arogis von Benevent, dessen Vorgänger Zotte 
in Unteritalien noch so furchtbar gewütet hatte, die Bitte richten 
konnte, den Subdiakon Sabinus, der in Bruttium Baumstämme für 
die Renovation der Peterskirche fällen sollte, durch Stellung von 
Oclsengespannen zu unterstitzen. 5) Der Wortlaut, sowie nament- 
lich der Anfang des Briefes (Quia sic de gloria vestra, sicut revera 
de filio nostro, confidimus petere a vobis fiducialiter provocamur) 
lässt deutlich erkennen, dass Arogis Katholik geworden war.?) Hier- 
durch waren dem weiteren Fortschreiten der Bekehrung die Wege 
geebnet. Die katholische Partei am Königshofe und unter dem 
Adel musste aber an Einfluss noch bedeutend gewinnen, als schliess- 
lich König Agilulf den ihm von Theodelinde im Jahre 603 ge- 
borenen®) Sohn und künftigen Thronfolger durch den Abt Sekundus 
von Trient?) katholisch taufen liess. 1%) Die Nachricht hiervon traf 
den Papst auf dem Krankenlager, welches zu seinem Sterbebett wer- 
den sollte. Sobald sein Zustand sich ein wenig besserte, dankte er 
sofort der Königin, dass sie den zukünftigen König der Langobarden 


1) Er besetzte z. B. das sonst so Md Herzogtum Benevent mit 
einem ihm genehmen Herzog. Paul. Diac. l. c. IV. 18. p. 122. 

2) Paul. Diac. l. c. Ill. 2. p. 94, ferner Herzog Droktulf Paul. Diac. 
l. c. IIJ. 19. p. 102 sq. 

8) Ibidem, 1. c. III. 10 p. 97. — 4) Ibidem, 1. c. IV. 10. p. 120. — 
5) Le III. 30, p. 110. — IV. 40. p. 133. 

6) Greg. M., Ep. IX. 126. p. 127. — Paul. Diac. l. c. IV. 19. p. 122 sq. 

7) Weise a. a. O. S. 231. — Pabst, Geschichte des langobardischen 
Herzogtums. Forschungen z. deutsch. Gesch. II. Göttingen, 1862. S. 453. Da- 
gegen wendet sich ohne Angabe von Gründen Hirsch a. a. O. S. 8 Anm. 5. 

8) Paul. Diac. 1. c. IV. 25. p. 125. 

9) Und nicht »durch einen katholischen Bischofe, wie es Hergenróther, 
Kirchengeschichte. Freiburg, 1902. I4. S. 576 will. 

10) Paul. Diac. l. c. IV. 27. p. 125. 
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der katholischen Kirche zugeführt hatte.!) Es war dies der letzte 
Lichtblick im Leben dieses grossen Papstes. 


Ebenso wie für die Verbreitung des katholischen Glaubens unter 
den Langobarden sorgte Theodelinde für würdige Kultusstätten und 
stattete dieselben mit grossen Besitztümern aus. Neben der Kirche 
der hl. Julia zu Bergamo?) errichtete sie dem hl. Johannes dem 
Täufer in Monza, ihrem Lieblingsaufenthalt, eine Kirche, °) welche 
das Nationalheiligtum der Langobarden wurde. 4) Mit ihr war das 
Schicksal des Langobardenvolkes verbunden, wie es ein alter Ein- 
siedler dem Kaiser Konstantinus, welcher zur Unterwerfung der 
Langobarden im Jahre 663 nach Italien kam, weissagte: »Das Volk 
der Langobarden kann jetzt von niemandem unterjocht werden, weil 
eine Königin, die aus einem anderen Lande kam, im langobardischen 
Gebiete eine Kirche des heiligen Johannes des Täufers erbaut hat, 
und deshalb der heilige Johannes selbst fortwährend für das Volk 
der Langobarden Fürbitte einlegt. Es wird aber eine Zeit kommen, 
da dieses Heiligtum missachtet werden wird, und alsdann wird das 
Volk zugrunde gehen.e5) Diese Kirche schmückte Theodelinde mit 
vielen goldenen und silbernen Geräten aus und beschenkte sie reich- 
lich mit Landgütern.9) Sie schenkte ihr eine goldene Weihekrone, 
sowie ein kostbares Evangeliar, welches die Inschrift trägt: De 
donis offerit Teodelenda regina gloriosissema sancto Johanni Baptistae 
in baselica, quam ipsa fundavit in Modicia prope palatium suum. ?) 
Beide Geschenke befinden sich heute noch im Domschatz zu Monza,®) 
während die Weihekrone, welche König Agilulf dem hl. Johannes 
schenkte, verloren gegangen ist.?) Die Schenkung der »eisernen 
Kronee an die Kirche des heiligen Johannes ist nach den neuesten 
Forschungen wohl endgültig als unhistorisch abzuweisen. Lediglich 
als schöne Sage ist es auch zu betrachten, dass Gregor der Grosse 


1) Greg. M., Ep. XIV. 12. p. 431. 

2) Lupi 1. c. I. col. 199 und 204 sucht dies wahrscheinlich zu machen. 

3) Paul. Diac. 1. c. IV. 21. p. 123 sq. 

4) Ibidem, 1. c. IV. 47. p. 136. 

9) Ibidem, l. c. V. 6. p. 146. Im Anschluss hieran bemerkt Paulus, dass 
er die Erfüllung dieser Weissagung selbst gesehen habe. 

6) Ibidem. 1. c. IV. 21. p. 123. — IV. 30. p. 127. Siehe die Inschrift 
bei Troya 1. c. IV. 1. p. 558. 

7) Frisi, Mem. stor. di Monza II. p. 58 sq. und Tafel XIV. Eine bessere 
Abbildung bei Venturi. Storia dell'arte italiana. Mailand 1902. II. p. 97. — 
Beltrami, L'arte negli arredi. p. 25. Tav. I. 

8) Frisi, Mem. d. chiesa Monz. I. p. 43. — Venturi 1. c. II. p. 72. p. 91. 

9) Muratori a a. O. IV. S. 9 ff. — Frisi, Mem. stor. di Monza I. p. 93. 
z nun l. c. II. p. 70. Das Kreuz der Weihekrone abgebildet bei Beltrami 
. €. Tav. II. 
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der Theodelinde den Kreuzesnagel übersendet habe, der jetzt als 
eiserner Reif die Goldplatten zusammenhält. 1) 

Gregor machte allerdings der Langobardenkönigin reichliche 
Geschenke. Um das Jahr 594 übersendete er ihr seine »Dialoge« 
als Zeichen seiner Hochachtung und Anerkennung, »weil er wusste, 
dass sie dem Glauben an Christum treu ergeben und stark in guten 
Werken sei«.?) Ferner übersendete er durch den Abt Johannes, 
welcher die Vermittlerrolle in Sachen des Dreikapitelstreites zwischen 
Gregor, Erzbischof Konstantius von Mailand und Theodelinde über- 
nommen hatte,®) der Königin olea sanctorum martyrum, qui Romae 
in corpore requiescunt.*) Diese Öle waren wohl den Lampen entnom- 
men, welche vor den Gräbern der Martyrer brannten. Häufiger finden 
wir dies nämlich erwähnt. Die Bischöfe Felix von Treviso und Venantius 
Fortunatus, welche an einem Augenübel litten, benetzten ihre Augen 
mit dem Öl aus der Lampe, welche vor dem Altar des hl. Martinus 
braunte, und wurden geheilt.5) Gregor selbst erhielt von dem Ex- 
konsul Leontius oleum sanctae crucis, 5) welches de Waal als Öl aus 
den Lampen in der Grabeskirche des Herrn zu Jerusalem erklärt. ?) 
Es ist also wohl nicht zu zweifeln, dass die von Gregor übersendeten 
Óle gleichfalls aus den vor den Gräbern der Martyrer brennenden 
Lampen stammten. Reiche Geschenke wendete ferner Gregor dem 
Kónigshause zu, als er Theodelinde dafür dankte, dass sie den 
Thronerben hatte katholisch taufen lassen;8) dem jungen Adaloald 
übersendete er Reliquienbehälter, ein Kreuz und eine Kreuzpartikel 
enthaltend, sowie ein Evangelienbuch mit persischem Umschlag; an 
Gundeberga,?) welche sicher auch katholisch war, schickte er drei 

1) Kirsch, Die langobardische, sogenannte eiserne Krone. Historisch- 
politische Blátter, herausgeg. von Jórg und Binder. 122 Bd. München, 1898. 
S. 726 ff. — Barbier de Montault, La couronne de fer, au tresor de Monza 
(Lombardie). Revue de l'art chrétien. V. Ser. tom 11 u. 12. Lille, 1900, mit 

enauer Uebersicht über die sehr reiche Literatur. XII. p. 17 sqq. — Venturi 
. c. II, 72 sqq. Interessant ist die Ansicht des letzteren, die Krone sei früher 
lediglich ein Arm- oder Halsband gewesen. 

2) Paul. Diac. l. c. IV. 5. p. 117. 

3) Greg. M., Ep. IV. 2. p. 234. n. 10. 

4) Marini, I papiri diplomatici. Rom, 1805. p. 208, p. 377 sqq. — 
Ruinart, Acta Martyrum. Verona, 1731. p. 543. Neudruck. Regensburg, 1859. 
p. 634. — Frisi, Mem. d, chiesa Monz. Mailand, 1774. II. p. 61 sq. — Frisi, 
Mem. stor. di Monza. Mailand 1794. III. p. 1 sq. | 

5) Paul. Diac. 1. c. II. 13. p. 79. Weitere Belegstellen siehe bei Ma- 
billon, Dissertatio de cultu Ss. ignotorum. p. 631. $ 19. u. p. 448, zitiert bei 
Frisi, Mem. stor. di Monza I. P» 23. 

6) Greg. M., Ep. VIII. 33. p. 36, 

7) de Waal, Die Menaskrüglein. Rómische Quartalschrift. X. Rom, 
1896. S. 245. 

8) Greg. M., Ep. XIV. 12. p. 431 sq. 


9) Hartmann bemerkt in n. 8 zu diesem Briefe, dass Agilulf zwei 
Tóchter hatte; für welche von beiden das Geschenk bestimmt sei, lasse sich 
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Ringe mit Edelsteinen, zwei mit Hyazinthen und einen mit einem 
Onyx. Alle diese Geschenke hielten den freundschaftlichen Verkehr 
zwischen Rom und Pavia aufrecht und dokumentierten am besten 
die Herzlichkeit der Gesinnungen, welche zwischen ihnen bestanden, 

Der immer grösser werdende Einfluss des katholischen Bekennt- 
nisses, sowie der gesamten christlichen Kultur unter den Lango- 
barden musste immer dringender sich auch auf dem sittlichen Ge- 
biete geltend machen und umgestaltend wirken und dadurch die 
Besserung der Verhältnisse Italiens im Gefolge haben. Der christ- 
liche Gedanke musste, andeutungsweise wenigstens, auch im Leben 
zu Tage treten. Zwar sind ung hierüber keine näheren Angaben 
überliefert, aber auch das Schweigen der Quellen in der Folgezeit 
von allgemeineren, das ganze Volk charakterisierenden Untaten dürfte 
wohl in günstigem Sinne gedeutet werden. Als schwaches äusseres 
Zeichen des beginnenden Einflusses des Christentums sind wohl die 
vielen Goldkreuze anzusehen, welche als Gewandverzierungen dienten 
und jetzt in grosser Zahl in Oberitalien in langobardischen Gräbern 
aufgefunden worden sind.!) Besonders kostbar ist das Kreuz des 
Herzogs Gisulf von Friaul,?) dessen Blutsverwandter Arogis,°) wie 
bereits bemerkt, Katholik war. Von ihnen aber behaupten zu wollen, 
dass sie als arianische anzusehen seien, wie Virchow es tut, 4) dürfte 
denn doch wohl nicht angängig sein. Auch auf der Königskrone 
der Langobarden war ein Kreuz angebracht. Zwar bemerkt man 
auf dem Tympanon am Hauptportale des Domes zu Monza das 
Kreuz nur auf den Votivkronen, während sowohl Theodelinde, wie 
Agilulf lediglich einen Reif tragen. Aber das Tympanon ist, wie 
Zimmermann nachgewiesen hat,5) ein Erzeugnis der oberitalischen 
Plastik des 13. Jahrhunderts, nicht, wie bisher angenommen, dem 
beginnenden 7. Jahrhundert angehörig. Daher kann es als direkte 
Quelle nicht gelten. Von grösserer Wichtigkeit hierfür ist eine 
erst vor einigen Jahren aufgefundene Silberplatte, welche in getrie- 
bener Arbeit die Krönung König Agilulfs und seinen Triumph über 


nicht feststellen. Dies ist nicht richtig; denn Paul. Diac. 1. c. IV. 28. p. 126 
bemerkt, dass die erste Tochter Agilulfs statim, also noch im Jahre 608 starb. 
Daher kann nur Gundeberga gemeint sein, weil sie als Katholikin auch dem 
Papste näher stand, als die aus erster Ehe, also wahrscheinlich arianische 
andere Tochter König Agilulfs. 

1) Abbildungen bei Venturi 1. c. II. p. 56 sqq. 

2) Venturi l. c. II. p. 59. 

3) Paul. Diac. l. c. IV. 18. p. 122. 

4) Virchow, Auf dem Wege der Langobarden. Zeitschrift für Ethnologie. 
XX. Berlin, 1888, 

6) Zimmermann a. a. O. S. 171. Auf Seite 173 findet sich auch eine 
gute Reproduktion desselben. 
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die unterworfenen Herzöge darstellt. Dieselbe gehört dem Anfang 
des 7. Jahrhunderts an.) Neben König Agilulf, welcher auf einem 
Throne in der Mitte des Reliefs sitzt, stehen rechts und links je 
ein langobardischer Krieger, dann folgt je eine Viktoria, dann in 
demütiger Haltung je ein unterworfener Herzog und schliesslich je 
ein Jüngling, von denen jeder eine von einem Kreuze überragte Krone 
trägt. Alle diese verschiedenen Anzeichen sind als die Äusserungen 
des immer tiefer dringenden Christentums anzusehen. 

Dies im Einverständnisse mit dem Papste angebahnt zu haben, 
das ist das hohe Verdienst Theodelindens. Sie arbeitete auf den 
Anschluss an Rom und seine Kirche hin und bewirkte dadurch, dass 
das absterbende Römertum neue unverdorbene Kräfte auslöste, welche 
durch die Übernahme des wahren christlichen Bekenntnisses auch 
Teilnehmer wurden an allen seinen Segnungen. Sie nahmen an den 
allgemein-christlichen Gedanken, welcher die Kluft zwischen Römer- 
tum und Germanentum überbrücken und eine Verschmelzung der- 
selben herbeiführen half; sie nahmen an das Christentum mit seinen 
hohen sittlichen Ideen, sowie die gesamte römisch-christliche Kultur, 
deren Reiser den wilden germanischen Baum veredelten, von ihm 
aber neue Kraft und neue Nahrung erhielten. So sind bereits am 
Anfang des siebenten Jahrhunderts die Grundlagen gelegt, auf 
denen eine Gesundung der Verhältnisse beruhte und auf welchen das 
langobardische Reich als christlicher Staat sich ausgestalten konnte, 
und als deren Werkmeister ruhmvoll genannt werden: 


Gregor und Theodelinde. 


1) Venturi l c. II. p. 66 sqq. — Grisar a a. O. I. S. 678. Ab- 
bildungen bei Venturi 1. c. II. p. 84; eine bessere bei Grisar a. a. O. 1. S. 677. 
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2. Das Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 
Von Dr. jur. utr. Ad. Rösch, Pfr. 
Fortsetzung ; (vgl. Bd. 83 S. 446 ff. u. S. 620 ff.; Bd. 84 S. 56.) 


IL Der Josephinismus. 


2. Das staatliche Ius circa sacra. 


a) Die Theorie vom Souveränitäts- oder Majestätsrecht des 
Staates circa sacra ist der Angelpunkt der ganzen josephinischen 
Bewegung und spielte in der Entrechtung und Knechtung der Kirche 
seit der Mitte des 18. Jahrhunderts bis auf unsere Tage eine wahr- 
haft verhängnisvolle Rolle. Das sog. ius in sacra, die Hut des 
inneren Heiligtums der Religion, überliess man noch den Religions 
gesellschaften. Da man aber nur noch das » Wesentliche« der 
Religion als notwendig und berechtigt anerkannte und die Kirche 
nur als eine rein geistige Gemeinschaft mit geistigem Ziele und 
geistigen Mitteln gelten lassen wollte, so blieb von diesem ius in 
sacra nahezu nichts mehr übrig; die Kirche und Religion war damit 
fast völlig der Willkür einer sie mit Misstrauen und Abneigung 
behandelnden Staatsgewalt preisgegeben ; von einer Gleichberechtigung 
beider Institutionen konnte praktisch nicht mehr die Rede sein. 

Von gewissen Rechten der Majestät gegenüber der Kirche 
und kirchlichen Einrichtungen kann völlig korrekt geredet werden, 
insofern als auch dem Staate ein Recht der Mitwirkung zukommen 
muss bei Gegenständen gemischter Art und ferner bezüglich jener 
ihrer Natur nach kirchlichen Befugnisse, welche den weltlichen 
Regenten durch die Kirche im Laufe der Zeit zugestanden worden 
sind. Die Majestätsrechte circa sacra sind teils negativer Art und 
bestehen hier in der Vorsorge, dass der Staatszweck durch Mass- 
nahmen kirchlicher Organe nicht gefährdet werde, teils positiver 
Art. Die letzteren entspringen aber nicht aus dem Wesen der staat- 
lichen Gewalt, sind also keine ursprünglichen und unveräusserlichen 
Majestätsrechte, sondern gehen aus kirchlichen Zugeständnissen uni 
Verleihungen hervor. 

b) Diesen, der Kirche und dem Staate in gleicher Weise ge 
recht werdenden Standpunkt finden wir unter den josephinisch ge 
sinnten Kanonisten nur bei dem auch sonst massvollen Zallicein in 
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klarer, sachlicher Form vertreten. Seine Ausführungen hierüber !) 
lauten: »Mit dieser politischen Gewalt soll eine in gewissem Sinne 
kirchliche oder richtiger analoge Gewalt verbunden sein, die man 
das ius circa sacra maiestaticum zu nennen pflegt, d. h. das Recht, 
welches kraft des Naturrechts selber mit der Majestät eusammen- 
hängt, nämlich alles das zu verhüten, zu hindern oder zu besei- 
tigen, was den Staat verwirren, die Fundamentalgesetze umstürzen, 
die Rechte der Untertanen kränken, den Untertauen lästig fallen und 
die im Staate eingeführte hierarchische Ordnung ändern kann. Ge- 
setzt also den Fall, dass der Papst mit den Feinden des Reiches 
gemeinsame Sache machte und kirchliche Gesetze verkündete, welche 
für die Stände des Reiches verderblich wären und ihre Rechte ver- 
letzten — was man, ohne temerär zu Sein, nicht einmal vermuten 
darf — ..., solchen darf allerdings der Herrscher entgegentreten, 
darf beim Papste in geziemender Weise Einsprache erheben und 
öffentlichen Wirren vorbeugen. Als Schuteherr aber hat der Kaiser 
vor allem passive Rechte oder vielmehr Verpflichtungen . . ., wohin 
gehört die Pflicht, die Kirchen zu verteidigen, ihre Rechte und 
Güter zu schützen, drohende Gefahren von ihr abzuwenden. Aber 
ausser diesen passiven Rechten hat der Kaiser als Schutzherr auch 
gewisse aktive Rechte, welche nicht an sich mit der advocatia ver- 
bunden sind, sondern von der Kirche selber zur Anerkennung und 
Belohnung für die Advokatie, den Schutz und Beistand freiwillig 
verliehen oder aus einem anderen höheren Beweggrnnde . . . zum 
Besten der Kirche den Kaisern zuweilen eingeräumt wurden . . 
Es ist aber ein gewaltiger Unterschied zwischen den Rechten, die 
dem Szepter und der Krone von Natur aus verbunden sind, und den 
Schutzrechten, die durch die Bestimmung der Kirche damit ver- 
knüpft sind. Und in dieser Sache faseln nicht wenige, indem sie 
die Rechte der Krone und der Advokatie entweder verwechseln oder 
wenigstens sie nicht nach Billigkeit abgrenzen und dasjenige, was 
zum Schutzrecht zu zählen wäre, zu Unrecht dem Rechte der Krone 
zuschreiben oder umgekehrt, wie ich an einem Orte bemerkt zu 
haben mich erinnere.« 

Eine ebenso scharfe als zutreffende Kritik widmet derselbe 
Autor dem prätendierten Rechte des staatlichen Plazet.3) »Jenes 
königliche Plazet ist ein Geisteskind der Politiker, welche um zu ' 
schmeicheln, zu gefallen und ihre eigene und ihrer Herren Macht 
zu erweitern, vielleicht auch aus geheimem Neid, Missgunst und 


1) A. a. O. tom. IV. S. 382. 
2) Zallwein, Principia tom. I. S. 377. 
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Hass, womit sie gegen die kirchliche Autorität erfüllt sind, alle 
möglichen zu befürchtenden Gefahren, Nachteile und Schädigungen 
für das öffentliche Wohl erdichten und ihren Fürsten unter den be- 
stechendsten Gründen vor Augen führen . . . Ich frage: wenn die 
kirchlichen Oberen, die Christus bestellt hat, die Kirche Gottes zu 
regieren, auch ihr Plazet geltend machen wollten, so oft politische 
Verfügungen erscheinen, die nicht selten dem geistlichen Stande 
nachteilig, der kirchlichen Freiheit feindlich, der Jurisdiktion von 
Päpsten und Bischöfen entgegen sind, ja zuweilen selbst ins innere 
Heiligtum eindringen, was würden sie dann sagen? Mögen die 
Bischöfe immerhin Einspruch erheben, mögen die Päpste Beschwerde 
führen, der Allgewalt der Staatsgrossen muss man weichen. Gleich 
einer herrschsüchtigen Sara gebietet allein das Staatsinteresse, 
während im Gegensatz dazu das kirchliche Interesse gleich einer 
niedrigen Agar zum Dienen verurteilt ist.« 

Neben Zallwein sind es aber unter den Kanonisten der fort- 
geschrittenen Richtung nur noch der Würzburger Professor Barthel 
und zu Beginn des 19. Jahrhunderts der Bamberger F. A. Frey, 
welche dem sog. Majestätsrecht circa sacra noch einige Schranken 
setzen. Das Recht und die Pflicht circa sacra besteht nach Barthel 
lediglich im Schutz- und Advokaticrecht der Fürsten.!) Frey gesteht 
zwar dem Staate das dreifache Recht der Oberaufsicht, der Verwahrung 
und des Schutzes zu (ius supremae inspectionis, ius cavendi, ius 
advocatiae), bemerkt aber bezüglich des Schute- und Schirmrechtes, 
dass es kein Majestätsrecht an und für sich, sondern bloss ein 
positives Recht sei, und dass dem Staate auf Grund dieses Rechtes 
keine anderen Befugnisse zukommen, als die, durch zweckdienliche 
Mittel die Erhaltung des kirchlichen Lehrbegriffes auf Ansuchen der 
Vorsteher der katholischen Kirche zu unterstützen. ?) 


1) Caspar Barthel, Annotat. ad univ. Jus Canonicum, Coloniae et 
Frankof. 1765 S. 17. 

2) F. A. Frey, Kommentar über das Kirchenrecht I. Teil, 2. Aufl. 
Kitzingen 1823 S. 226 u. 249. Frey hat diese Dreiteilung des ius circa sacra 
dem »Kirchenrecht der Katholiken und Protestantene von Michi (II. Aug, 
München 1816) entlehnt, den er in seinem Werke kommentiert. Miehl be- 
trachtete das Verhältnis der Kirche zum Staate unter einem zweifachen Ge- 
sichtspunkte, nümlich einmal mach ihren bürgerlichen Beziehungen zum 
Staate, in welcher Hinsicht »der weltliche Regent dieselben Rechte über sie 
ausüben kann, die er über andere Gesellschaften im Staat in Hinsicht auf ihre 
bürgerlichen Verhältnisse ausübt« (S. 76); in dieser Hinsicht hat der Staat 
z. B. das Recht a) die Kirchen und andere frommen Stiftungen zu besteuern, 
b) das Amortisationsrecht, c) das Recht, die Kirehengüter zu verwalten, d) das 
Recht, die geistlichen Stiftungen unter gewissen Umständen zu sükularisieren 
(S. 94 f) Die Kirche kann aber auch als Religionsanstalt betrachtet wer- 
den, und in dieser Hinsicht haben die »weltlichen Regenten a) das Recht der 
Oberaufsicht, ob die Kirche, dem religiósen Zweck, wahre Gottesverehrer und 
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c) Das ius cirea sacra wird gewöhnlich in das $us cavendi 
(negativ) — Verwahrungsrecht — und das ius advocatiae oder pro- 
tectionis (positiv) — Schutz- und Schirmrecht — unterschieden; das 
bei einzelnen Autoren noch besonders erwähnte ius supremae in- 
spectionis wird in diesem Falle dem ius cavendi zugeteilt oder mit 
demselben synonym gebraucht. »Dieses Recht ist ein wesentlicher 
Teil der Majestät, darum von derselben unzertrennlich, und fasst in 
sich das Recht der Advokatie und der weltlichen Aufsicht.« 1) Zum 
Majestätsrecht circa sacra gehört nach Hedderich?) 1. Das Recht 
der Oberaufsicht, d. h. die Gewalt alles einzusehen, was im Staats- 
gebiet von irgend einem unternommen wird, und der Verwahrung, 
dass der Staat daraus keinen Nachteil erleide. 2. Das kirchliche 
Schutz- und Schirmrecht sowohl in Sachen des Glaubens und der 
Sitten als in den Angelegenheiten der Disziplin. — Hat das Ver- 
wahrungsrecht in seiner Idee immerhin den Schein einer Berech- 
tigung für sich — denn der weltliche Regent muss den Staat vor 
Gefahren schitzen — und weist das Schutz- und Schirmrecht sogar 
anf ein besonderes Wohlwollen gegen die Kirche hin, so zeigen die 
weiteren Ausführungen dieser Autoren, dass unter dem Vorwande 
einer Gefährdung des Staatszweckes schliesslich alles, was die Be- 
gehrlichkeit und die Eifersucht der weltlichen Gewalt erregen konnte, 
unterdrückt wurde, und dass man unter dem Titel der Advokatie 
der Kirche Wohltaten aufnötigte, welche diese als die grösste Feind- 
seligkeit, ja als die Zerstörung ihrer selbst empfinden musste. Der 


eben dadurch gewissenhafte Bürger zu bilden, wegen dessen sie in dem Staate 
aufgenommen wurde (?), vollkommen entspreche; b) das Verwahrungsrecht gegen 
die Kirche, damit sie durch ihre Verordnungen oder durch Ausübung derselben 
dem Staate nicht schade; c) das Schutzrecht für die Kirche sowohl gegen Aus- 
wärtige als in Hinsicht der Kirchenmitglieder unter sich. Dieses dreifache 
Regentenrecht kann auch ius circa sacra genannt werden.« (S. 76). 

1) Riegger, Instit. iur. eccles. p. I. S. 83. S. 15 ebendaselbst bemüht 
sich dieser Autor, was die anderen gewóhnlich nicht für nótig finden, auch einen 
Beweis für die Zulässigkeit dieses Rechtes zu erbringen: »Mógen auch kirch- 
liche und weltliche Gewalt begrifflich von einander geschieden werden können, 
so wird doch das ius circa sacra niemals von der Majestät losgelöst werden 
können. Denn es wird stets deren Pflicht sein, dass sie das Wesentliche der 
Religion schütze und verteidige als vincula des Staates, dagegen alle jene 
neuen Anordnungen der geistlichen Gewalt verhindere, die sie als dem Staats- 
wohle schädlich erkannt hat . .. Diejenigen, welche an desem Rechte noch 
zweifeln, haben noch nicht genugsam bedacht, dass derselbe Gott der Stifter 
der Religion und des Staates sei und darum diejenige Religion, welche den 
Zweck des Staates unmóglich macht oder den Mitteln zur Erreichung des 
Staatszweckes hinderlich ist, den Namen der wahr«n Religion nicht mehr 
verdient.« Dass der Staat des 18. Jahrhunderts vollkommen nur seinem gott- 
gewollten Zwecke nachstrebte, die Kirche dagegen ihr Ziel verloren hatte und 
in ein fremdes Gehege geraten war, ist bei Riegger und den andern Josephinern 
natürlich die absolut sichere Voraussetzung. 

2) Elem. iur. canon. S. 136. 


248 Dr. Rösch, 


radikale aber ehrliche Obernetiner verrät uns schon bei seiner Defi- 
nition des Majestätsrechtes, wohin die ganze Absicht hinausläuft: 
»Mau definiert das ius regium circa sacra richtig, wenn man es als 
das unbeschränkte Recht bezeichnet, die äusseren bürgerlichen An- 
gelegenheiten der Kirche so zu leiten, dass sie zum Wohle des 
Staates teils unschädlich, teils förderlich sind,« !) m. a. W. die Kirche, 
die Religion soll die Magd des Staates werden. Ebenso schreibt er 
an einer anderen Stelle:?) »Man teilt das ius circa Sacra ein in das 
Recht der Advokatie über die Kirche und das Recht der Verwahrung, 
in welchem auch das Recht des kôniglichen Plazet inbegriffen ist. 
Dass die kirchlichen Angelegenheiten das Wohl des Staates befördern, 
wird durch das erstere, dass sie es nicht hindern, durch das letztere 
Recht bewirkt.« 

Betrachten wir die einselnen Befugnisse näher, die dem Staate 
kraft des ius cavendi und des Schutzrechtes zustehen sollen. 

d) In Ausübung des ius cavendi handelt der Fürst nach Ober- 
netter, 3) »wenn er den Bischöfen seines Landes entweder als biirger- 
lich erspriesslich dasjenige anbefiehlt, was man unter dem Vorwande 
der Religion sonst zu unterlassen, oder dasjenige als bürgerlich 
schlecht verbietet, was man zu tun pflegte; diese aber müssen ihm 
zu Willen seine Danach ist tatsächlich der Landesherr unbe- 
schränkter Gebieter in der Kirche, und in sächlicher Hinsicht er- 
streckt sich seine Macht auf alles, was nicht zum » Wesen der Reli- 
gion« gehört. »Kraft des königlichen Rechtes der Verwahrung setzt 
der Fürst die nichtwesentlichen Einrichtungen in der Kirche, wenn 
er sie als dem Staate nachteilig erkennt, entweder ausser Übung, 
oder er schafft sie gänzlich ab.« * Der Autor macht sich hier selber 
die Einrede: »Also kann der Fürst, so höre ich die Gegner sagen, 
nach und nach alle unwesentlichen Einrichtungen der christlichen 
Religion abschaffen. Was wird dann noch übrig bleiben? A.: Es 
werden noch übrig bleiben die wesentlichen Einrichtungen und ausser- 
dem jene michtwesentlichen, welche dem Staate unschädlich sind: 
denn über beiderlei steht dem Landesherrn kein Recht zu.« 5) Lassen 
wir uns nun einige dieser »nichtwesentlichene und dem Staatswohle 
nachteiligen religiösen Einrichtungen von Obernettner benennen. »Zu- 


1) Obernettner a. a. O. S. 112. 

A. a. O. n. 10 der positiones ex universo iure. 

3) À. a. O. S. 603. 

4) Ebendas. S. 594. Man beachte, dass Obernettner (vgl. oben S. 73) 
dem weltlichen Regenten allein das Recht zugesteht, darüber zu urteilen. wa: 
dem Staale nützlich oder schüdlich sei. i 

9) A. a. 0. S. 594. 
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folge dieses Rechtes verbietet der Landesherr die Wallfahrten‘) nach 
heiligen Orten, welche ausserhalb des Landes liegen, besonders wenn 
sie eine längere Reise erforderlich machen, ferner Gebräuche, mögen 
sie an sich auch heilig sein,?) und die nächtlichen Zusammenkünfte 


1) Vgl. die k. k. VO. v. 30. August 1783: Verbot der Wiener Wallfahrts- 
rozession nach Maria Zell; eine k. k. VO. v. 21. März 1784 verbietet unter 
trafe alle Wallfahrtszüge und Prozessionen auch ohne Begleitung des Pfarrers; 

eine VO. v. 27. Dez. 1782 gestattet ausser den Prozessionen in der Bittwoche 
and den theophorischen nur noch zwei weitere, die auf Feiertage zu verlegen 
sind; am 6. Juli 1785 werden auch diese zwei Prozessionen abgeschafft. 

2) Josephs II. Eifer in »Verbesserung« des Gottesdienstes ist bekannt. 

Wir wollen seine diesbezügliche Gesetzgebung hier kurz skizzieren. Am 21. April 
1783 erschien seine Gottesdienst- and Andachtsordnung für Wien; in sämt- 
lichen Kirchen, St. Stephan ausgenommen, durfte danach halbstündig nur je 
eine hl. Messe gelesen werden. (Die böhmische Hofkanzlei beantragte, der Ge- 
brauch der täglichen Messe der Priester sollte abgeschafft, die Messe deutsch 
gelesen und womöglich die Seitenaltäre entfernt werden. Wolfsgr. a. a. O. S. 710). 
Die herkömmlichen hl. Gräber am Karfreitag und die Auferstehungsfeier 
am Karsamstag werden abgeschafft und alles auf den römischen Ritus zurück- 
geführt; letzteres wird am 28. April 1784 allgemein vorgeschrieben. Am 14. Mai 
1782 wird aller übermássige Aufputs, Prunk und Beleuchtung« in den 
Kirchen und Kapellen untersagt. Am 28. August 1783 verbietet der Kaiser 
das Mittragen von Statuen bei Prozessionen. Am 9. Februar 1784 ergeht der 
Befehl, alle bekleideten Figuren sowie Votivandenken und »dergleichen 
Zeugnisse meistens unerwiesener Wunderwerke« nach und nach, »ohne beim 
Volk Aufsehen zu erregene, wegzuschaffen; eine VO. vom 9. Mai desselben 
Jahres erfordert die Entfernung der Votivbilder, dafür sollen die Namen der 
Stifter solcher Andenken auf grosse, an die Kirchentüre zu befestigende 
Tafeln geschrieben werden; am 29. Nov. 1787 wird der noch nicht gänzlich 
beseitigte »Unfug« der Landbewohner, wächserne Opfer zu spenden, abge- 
stellt. Sehr energisch geht die VO. vom 28. April 1784 gegen den »Aber- 
glauben« vor: Die Beleuchtung, das Zuküssengeben der Reliquien, sowie das 
»zum Aberglauben öfters führende Anrühren der Bilder, Rosenkränze, Pfennige, 
Kreuzer u. dgl. an die Reliquiene soll eingestellt werden; ferner soll allen 
Munns- und Frauenklöstern und selbst der Weltgeistlichkeit die Verfertigung 
oder Austeilung der Amulette und der den Begriff der aufgehobenen Bruder- 
schaften nur noch währenden Skapuliere und Gürtel. untersaget, auch nie- 
mand mit geweihten oder für geweiht ausgegebenen Kerzen, Rosenkränsen, 
Rauchwerk und anderen derlei Sachen zu handeln erlaubt werden. Eine 
weitere Verordnung gegen die Aussetzung der Reliquien, »wodurch das an 
das Sinnliche sehr gewöhnte Volk leicht von der ihm als Pflicht obliegenden 
Anbetung Gottes ab- und vielmehr zur Verehrung der Reliquien hingelenket 
werden kann«, erging am 19. Mai 1784. Die kirchlichen Seynungen werden 
gleichfalls eingeschränkt. Am 5. März 1784 verbot Joseph die Segnungen über 
Brot und Wein, Brot und Wasser, Kerzen, Samen, Früchte, den St. Vinzentius- 
segen und die Generalabsolutionen und lässt der Geistlichkeit durch die Ordi- 
narien auftragen, »sich keiner anderen Segen, Weihungen und Generalabsolu- 
tionen, als die in dem Rituali Romano ausdrücklich vorgeschrieben sind, zu ge- 
brauchen<; am 2. Dezember 1785 wird die Ausräucherung der Häuser an den 
Vorabenden von Weihnachten, Neujahr und Dreikönig allgemein untersagt. 
Der Priester Pochlin an St. Stephan in Wien wird wegen Verkaufs von Herz- 
Jesu-Büchlein mit 100 Gulden und 14 Tagen Gefängnis bestraft und zwar so 
»milde« nur auf Fürsprache des Kardinals Migazzi (Wolfsgr. a. a. O. S. 715). 
Die VO. vom 7. Aug. 1787 fordert an den Altären die Entfernung der Bezeich- 
nung als eines »altare privilegiatume, »da die Verleihung der päpstlichen 
Privilegien auf Altäre zu falschen Begriffen vom Ablass Anlass gibt, insbe- 
sondere aber die irrige Meinung, als könne der Ablass den armen Seelen 
im Fegfeuer sugeeignet werden, unterhält«. Ein Dekret an die ungarischen 
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der Christen beider Geschlechter in der Kirche; er schafft gewisse 
sogenannte Bruderschaften,!) ja sogar gewisse religiöse Orden in 


Bischöfe vom 26. Sept. 1786 bestimmt: »Seine Majestät geruhten gnädigst zu 
verordnen, dass künftighin alle jene Ablassverkündigungen, wobei die Wirkung 
des Ablasses auch den armen Seelen im Fegfeuer zugewendet wird, bey 
allen Gebetten, Direktorien und anderen Blättern der Druck untersagt werde, 
damit dieser religionswidrige und irrige Begriff nicht ferner uuter dem 
Volke verbreitet werde« ; ebenso befiehlt das Hofdekret vom 26. Juni 1787, die 
Erwähnung von der Zuwendung der Ablässe an die armen Seelen in den 
Kalendern. Brevieren, Gebetbüchern und Ankündigungen, sowie in der Neuauf- 
lage des Normalkatechismus zu tilgen (Wolfsgr. a. a. O. S. 6% u. 696). Eine 
k. k. VO. vom 27. Nov. 1781 verfügt: bei den Klostergeistlichen müssen die 
an Portiunkula gebräuchlichen Tafeln mit der Inschrift toties quoties weg- 
genommen werden und müssen die Bischöfe dem Volke die wahren Begriffe 
über die Ablässe beibringen. — Am 9. Februar 1783, während des Türken- 
krieges, schrieb Joseph die Abbetung der Kollekte aus der Missa tempore 
belli für alle Messen vor und ordnete am 12. Februar zum selben Zwecke zwei 
sonntägliche Betstunden vor dem Allerheiligsten an. Eine Verordnung vom 
15. Februar 1784 gibt für die bevorstehende Fastenzeit > wie in vorigen Jahrene 
die allgemeine Erlaubnis zum Fleischessen. (Anders urteilt Frey a. a. O, S. 278: 
Der Staat kann aus sich über die Festtage keine Anordnung treffen, noch weniger 
bei Fasttagen). — Sehr schweren Anstoss erregte Joseph II. durch sein Tole- 
ranssirkular vom 13. Okt. 1781, welches den Lutheranern. Zwinglianern and 
nichtunierten Griechen in der ganzen Monarchie ein exercitium privatum reli- 
gionis einräumte. Wie wenig der Kaiser vor Eingriffen in die innersten Ge- 
wissensangelegenheiten zurückschreckte, beweist seine Anordnung über die 
Kindererziehung in gemischten Ehen: ist der Vater Nichtkatholik, so 
folgen die Kinder ihren Eltern in der Religion je nach dem Geschlecht; 
ist der Vater Katholik, so sind, zum Ausdruck der Begünstigung der katho- 
lischen Religion als der im Staate dominierenden Religion, sämtliche Kinder 
katholisch zu erziehen; Verträge über die religiöse Kindererziehung 
sind nicht zulässig: die Trauung steht immer den katholischen Pfarrer zu. 
— Eine VO. vom 16. März 1782 betrifft die religiöse Versorgung der Akatho- 
liken; der katholische Pfarrer dürfe sie auf Verlangen taufen, lrauen und 
begraben und zwar in deutscher Sprache nach dem Diözesanritual; Katholiken 
und Protestanten sind auf demselben Friedhof zu beerdigen und im erforder- 
lichen Fall die katholischen Kirchenglocken zu läuten; bei Fehlen des akatho- 
lischen Geistlichen begleitet der katholische Geistliche die Leiche, nur segnet 
er das Grab nicht ein. — — Indessen ging Kaiser Joseph doch nicht auf alle 
Insinuationen der Neuerer ein. So resolvierte er auf einen Vortrag wegen Ab- 
haltung der Messe in deutscher Sprache am 27. Sept. 1782: »Von diesem 
nur zu Absurditäten führenden Vorschlag ist gänzlich zu präscindieren und 
hat die Kommission sich mit wichtigeren Gegenständen, die ich ihr aufgetragen 
habe, zu beschäftigen und dergleichen Anträge und Hirngespinnstereien von der 
Hand zu weisen.e In ähnlicher Weise erhielten der reformlustige Bischof von 
Laibach und der von Gurk eine kräftige Abfertigung durch Resol. v. 13. Nov. 
1782: »Soll dem Bischof von Laibach förmlich zu erkennen gegeben 
werden, dass er alle vorzunehmenden Veränderungen im Brevier unter- 
lasse und sich mit wesentlicheren Dingen beschäftige als mit dem, was im 
2. Noktarn für Lektionen sind, da dergleichen Dinge neue Aergernisse und 
Aufsehen verursachen und zu nichts Wesentlichem führen.« (Brunner. Theolog, 
Dienerschaft S. 427 u. 430). 

1) Schon van Kapen (tom. I. p. II. tit. 35 cap. 6) hatte die kirchlichen 
Bruderschaften gründlichst in Verruf gebracht. Nr. 15 daselbst schreibt er: 
»Der wahre Zweck dieser Bruderschaften ist, dass ınehrere zu einer Einheit 
verbunden und mit engeren Banden aneinander angeschlossen, durch gegen- 
seitiges Beispiel sich zu Werken der Frömmigkeit anspornen und sich gegen- 
seitig mit Gebet und guten Werken unterstützen;« aber bemerkt er weiter 
(n. 30): »Obwohl die Bruderschaften aufs heiligste eingerichtet und mit den 
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seinem Gebiete völlig ab, schreibt sowohl für den Empfang der heil. 
Weihen als die Ablegung der Ordensgelübde ein reiferes Alter, als 
das bisherige war, vor, löst die Regularen sowohl im äusseren als 
inneren Forum von jeder bisherigen Unterordnung unter auswärtige 
Obere, führt den Zolibat der Kleriker auf die Praxis der vier ersten 
Jahrhunderte zurück u. s. w. Denn dieses und ähnliches gehört nur 
zu den unwesentlichen Aufgaben der Religion.« 


Pehem, 1) Eybels Nachfolger an der Wiener Hochschule, gliedert 
das ius inspectionis (= ius cavendi) in 14 einzelne Befugnisse: 
»1, Das Recht, das Unwesentliche der Religion zu beschränken, s0- 
weit es dem Staate schädlich ist (das Recht die Festiage,?) Pro- 


besten Gesetzen und Regeln ausgestattet worden sind, werden sie doch, wie 
auch die heiligsten Einrichtungen, Missbräuchen zugänglich, wenn nicht Bischöfe 
und Obere ein beständiges wachsames Auge auf sie haben.« »Es wird nämliche, 
so fährt v. Espen (n. 37) fort, »dem Volke sowohl in Predigten als in den Bruder- 
schaftsbüchlein nicht selten gesagt, dass die Mitglieder dieser oder jener 
Bruderschaft, die ein Abzeichen oder Gewand der Bruderschaft tragen und ge- 
wisse ganze leichte Werke der Frömmigkeit zu Ehren dieses oder jenes Heiligen 
verrichten, ihres ewigen Heiles versichert seien und sicher sein können, dass 
sie nicht ohne den Empfang des Busssakramentes und aufrichtige Bekehrung aus 
diesem Leben abberufen werden.« Die Gewinnsucht der Geistlichen spiele 
eine Hauptrolle bei den Bruderschaften: »Diese und andere Behauptungen in 
den Bruderschaftsbüchlein, um ihren Nutzen und ihre Vorzüge emporzuheben, 
welche vielfältig des eigenen Gewinnes wegen von den Präfekten und Vor- 
stehern der Bruderschaften vorgebracht und dem Volke eingeschärft werden, 
bewirken, dass die an sich und ihrer Bestimmung nach löblichen Bruder- 
schaften für das Volk öfters nicht nur gänzlich unnütz, sondern nicht 
selten schädlich sind und auch den Häretikern Anlass geben, die Kirche zu 
verleumden.e — Josephs II. Werturteil über die Bruderschaften ist in seiner 
Resol. auf den Bericht der geistl. Hofkommission vom 28. Februar 1783 aus- 
gesprochen (bei Brunner a. a 0. S. 406 f.): »Die geistliche Hofkommission 
hat das Eigentliche der Bruderschaften und die unnötige Existens derselben 
vollständig erwiesen, da es durch mehr als tausend Jahre in der ganzen Chri- 
stenheit und in der katholischen Kirche keine Bruderschaft oder sog. abge- 
sonderte Liebesversammlungen gegeben, . ..; es sind alle Bruderschaften 
aufzuheben und die tätige Liebe des Nächstens in Beziehung auf hilf- 
lose Arme dafür einzuführen. Darum muss auch (das Vermögen der Tertiar- 
bruderschaften diesen weggenommen und in gleichem Sinne verwendet werden.« 
Die Aufhebung aller bestehenden Bruderschaften, und zugleich die Einführung 
der von jetzt ab einzigen Bruderschaft unter dem Titel »die tätige Liebe 
des Nächstens in Beziehung auf hilflose Armee, in welche sich die bestehenden 
Bruderschaften umwandeln konnten, erfolgte am 22. Mai 1783. Für die neue 
Bruderschaft darf keine Genehmiguny in Rom nachgesucht werden; ihr 
Schutzherr ist Jesus Christus selbst; allenfallsige Ablässe sind von den 
Bischöfen zu erbitten. Das Vermögen der aufgehobenen Brnderschaften wurde 
je zur Halfte dem » Armenversorqungsinstilute « und den »Normalschulen« 
zugewiesen (Resol. v. 26. Okt. 1763). 

1) À. a. O. p. I. S. 554 ff. 

2) Vgl. Jos. v. Schrodt, Instit. iur. canon. tom. 1]. Prag 1770 S. 183: 
Princeps habet facultatem transferendi, dispensandi et abrogandi dies festos. 
Die grosse Reduktion der kirchlichen Feste in Oesterreich fállt noch in die 
Regierungszeit Maria Theresias (vgl. oben S. 62 f); Joseph II. ordnete aus 
eigener Machtvollkommenheit an, dass das Kirchweihfest in gesamten Erb- 
landen künftig am 3. Sonntag im Oktober zu begehen sei (23. Okt. 1780). 
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zessionen und Wallfahrten zu gewissen Orten, fromme Bruderschaften, 
nächtliche Zusammenkünfte in Kirchen und andere unwesentliche Ge- 
bräuche zu beschränken); 2. zu diesem Zwecke die Gelübde und 
Pakte der Bürger zu prüfen; 3. das Recht, das Alter festzusetzen, 
in welchem jeder sich dem Ordensstande widmen darf auch ohne 
Einholung der kirchlichen Zustimmung; 4. die Statuten der Regu- 
laren zu reformieren, wenn sie für den Staat ungeeignet sind;!) 
5. ihre Exemption von der bischöflichen Jurisdiktion aufzuheben ; 
6. ihre Zahl zu beschränken; 7. ihre verschiedenen Arten zu ver- 
mindern; 8. das Recht der Exklusive gegen die Kandidaten geist- 
licher Ämter; 9. das Recht zur Finsicht der Kirchengesetze (Plaset) 
sowohl disziplinärer als dogmatischer vor ihrer Verkündigung und das 
Recht, ihre Bekanntmachung zu verbieten, wenn daraus für den 
Staat ein Nachteil entstehen könnte; 10. das Recht, päpstliche Ge- 
sandtschaften zu prüfen und sie zuweilen zu verhindern; 11. das 
Recht, jenen, die durch offenbaren Missbrauch der geistlichen Ge- 
walt geplagt werden, Zuflucht zu gewähren; 12. das Recht zur Er- 
lassung von Amortisationsgesetzen; 13. das Recht, bei Geschäften 
gemischten Charakters die bürgerlichen von den kirchlichen Eigen- 
schaften zu trennen;?) 14. das Recht, den Bischöfen die Ausübung 
ihrer ursprünglichen Rechte anzubefehlen.« ®) 


Derselbe Autor führt die Schutzrechte des Landesherru eben- 
falls in 14 Punkten auf:4) »Zum Rechte der kirchlichen Advokatie 
gehören: 1. das Recht, die Kenntnis und Beobachtung des Wesent- 
lichen in der Religion zu befördern;5) 2. die Berufung der Konzilien 
(und es können sich die Bischöfe unter solchen Umständen auf das 
Geheiss ihres Landesherrn hin, ohne gegen die Kirche und den 


1) S. 561 bemerkt er diesbezüglich: »Schon die Vernunft sagt, dass dem 
weltlichen Herrscher sehr viel daran liegt, dass die religiösen Orden, denen er 
Bürgerrecht in seinem Staate gewährt hat, nicht von der Willkür cines aus- 
wärtigen Obern abhängen oder mit auswärtigen Klöstern wenn auch des gleichen 
Instituts Verbindung haben. Daher ist das Gesetz unseres Kaisers v. 24. März 
1781 gerecht, welches befiehlt, dass alle Klöster der österreich. Länder für im- 
mer allen passiven Nexus zn auswärtigen Provinzen, Klöstern, religiösen Häusern 
und ihren Oberen aufgeben und jegliche Verbindung mit auswärtigen General- 
obern lösen und einheimischen Provinzialen unter der Aufsicht der Erzbischöfe 
und Bischöfe untergeben seien.« 

2) Solches geschah durch die josephinische Ehegesetzgebung. 

3) Hier wird also die zwangsweise Durchführung des Febronianismus 
angeregt. 

4) A. a. O. p. I. S. 527 ft. 

5) Doch, bemerkt er S. 528, läge ihm der Gedanke ganz fern, den katho- 
lischen Fürsten das Recht einzuräumen, ihre Priester anzuweisen, dem Volke 
dasjenige zu lehren, was die Fürsten selber als Glaubenssache ansehen. — 
Kaiser Joseph II. hat vun freilich diese Klippe nicht immer glücklich ver- 
mieden; vgl. oben seine Verordnungen über Ablässe u. s. w. 
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Staat ein Unrecht zu begehen, nicht von den anbefohlenen Konventen 
fernbalten);!) 3. das Recht, aufwieglerische Verleumder der wahren 
Religion in Schranken zu halten; 4. verderbliche Bücher zu ver- 
bieten;?) 5. Religionsgespräche anzuordnen; 6. den scholastischen 
Schulstreitigkeiten Schweigen aufzuerlegen ; 3) 7. das Recht, Wissen 
und Qualitäten vorzuschreiben, welche die Kandidaten der höheren 
Weihen besitzen müssen; 8. das Recht, die Befolgung der Kanones 
einzuschárfen;*) 9. das Recht, Missbräuche abzuschaffen 5) (das 
Recht, den Bischöfen anzubefehlen, dass sie kraft der ihnen zu- 
stehenden Gewalt das anordnen, was sie zur Beseitigung dieser Übel 
für dienlich halten, oder wenn sich diese zu langsam und lässig er- 
weisen, solchem Missbrauch durch eigene Gewalt einen gesetzlichen 
Riegel vorzuschieben und ihn gänzlich zu beseitigen); 10. das Recht, 
die Veráusseruug kirchlicher Gegenstände zu verbieten; 11. das 
Recht, über dieselben zum grösseren Nutzen der Kirche zu dis- 
ponieren (Kirchengut, das an einem Orte überflüssig oder wenig 
nutzbringend ist, wird er dahin übertragen, wo es der grössere 
Nutzen der Kirche und das Heil der Seelen fordert, indem er damit 
neue Pfarreien oder Krankenhäuser oder andere der Frömmigkeit, 
Barmherzigkeit und Liebe dienende Wohn- und Zufluchtsstätten er- 
richtet); 12. das Recht, den Besitz mehrerer Benefizien zu verbieten; 
13. das Recht, die Grenzen der Diözesen festzusetzen; 14. das 
Recht zu sorgen, dass das Kirchengut nicht mit ungesetzlichen 
Lasten 9) beschwert werde.« 

e) Nach Febronius?) besteht das Schutzrecht der Fürsten im 
folgenden: Ut antiquorum S. S. Patrum decreta sincere exequi et 
illibate observari faciant, ut tamquam tutores et defensores cano- 
num . . . ea quae bene statuta sunt?) defendant, quae turbata, 


1) Frey a. a. O. S. 254 bestreitet dagegen dieses Recht; der Landesherr 
kónne den Bischófen eine solche Versammlung hóchstens nahelegen oder sie 
nicht hindern. 

2) Frey spricht sich S. 257—202 gegen die staatliche Zensur aus. Die 
Art, wie solche von der Wiener Kominission geübt wurde, diente allerdings 
weit mehr ad destructionem als ad aedificationem religionis. Frey erklürt 
sich auch gegen die unter n. 5 u. 6 aufgeführten landesherrlichen Gerechtsame. 

3) Vel das Verbot Josephs II., über die Bulle Unigenitus (Verurteilung 
des Jansenismus) zu disputieren. 

4) Wieder eine Bestimmung zur Beförderung des Febronianismus, der 
angeblich nur die alten Kanones wieder in Geltung bringen will. 

5) Vgl. oben die Verordnungen Kaiser Josephs bezüglich des Gottes- 
dienstes. 

6) Nämlich durch die kirchlichen Oberen. 

7) Febronins abbreviatus S. 267. 

8) »Wenn durch die Bestimmung eines Konzils feststeht, dass gewisse 
Dispensen zum Verderben der Kirche gereichen, so können die Oberen der 
Kirche und die Fürsten in diesen Dingen Widerstand leisten« (Febron. tom. IV. 
p. 2 S. 331). 
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restaurent; ut violatos canones sua auctoritate etiam legibus latis 
in integrum faciant restitui; 1) ut ecclesiasticam libertatem conservent 
omnem ei adversam servitutem depellendo; ut civium maxime vero 
clericorum iura tueantur, Deo rationem reddituri, si eorum negligentia 
pax et disciplina Ecclesiae solvatur, quippe quam etiam non inter- 
pellati et rogati ex officio procurare, conservare et deperditam 
restaurare teneantur. — Man fragt sich bei solchen Ausführungen 
unwillkürlich : Wozu sind dann noch Papst und Bischöfe da, wenn 
die Fürsten sich so eingehend um alle kirchlichen Einzelheiten küm- 
mern müssen? 

Am allerreichhaltigsten, wenn auch logisch nicht am besten 
geordnet ist der Katalog der staatlichen Rechte in religiósen Ange- 
legenheiten bei Eybel?). Seite 62 ff. zählt er die aus der Advocatie 
entspringenden Befugnisse des Fürsten auf: 1. die Beobachtung der 
Dogmen zu befördern; 2. die Kirchengesetze mit seiner Autorität zu 
kráftigen; 3. ungerechtem Verkauf oder Verweigerung geistlicher 
Amtshandlungen oder auch anderen Missbräuchen zu steuern; 4. die 
willkürlichen religiösen Übungen und die Festtage des Öffentlichen 
Wohles wegen zu beschränken; 5. auch die wesentlichen Vorgänge 
in der Kirche zu beaufsichtigen, damit nicht unter dem Vorwand 
von Dogmen und sogar über die Grenze der zum ewigen Heile not- 
wendigen Dogmen und Mittel hinaus dem Staatswohle nachteilige 
Lehren eingeführt werden (!); 6. Gelübde und Pakte der Bürger in 
kirchlichen Angelegenheiten zu prüfen und sie, wenn sie dem Staate 
schaden, nicht allein zu verbieten, sondern auch für ungültig zu 
erklären; und 7. wie die Kirche das Recht hat, Ehehindernisse auf- 
zustellen mit Rücksicht auf das Sakrament, so hat der Fürst die 
gleiche Befugnis mit Rücksicht auf den bürgerlichen Vertrag; 
8. auch kann der Fürst vorsorgen, dass keine Zrrlehren entstehen, und 
weil das Hecht zum Zweck auch das Hecht auf die Mittel verleiht, 
hat er das Recht a) Konzilien zu berufen, 3) b) auch den Rat der 
nichtversammelten Bischófe einzuholen, c) die Feinde der wahren 
Religion nicht zu dulden, d) sie zu bestrafen, e) Religionsgespräche 
zu veranstalten, *) f) theologische Streitigkeiten zum Schweigen zu 
bringen, g) gefáhrliche Bücher zu verhindern.« 


) Der weltliche Regent befördert nach Obernettner (a. a. O. S. 593) 
die Kirchenzucht oder die Beobachtung der Kirchengesetze entweder durch 
Wiedererweckung der alten Kanones, oder er reformiert sie durch neue Gesetze. 

2) À. a. O, p. IL. 

3) Die weltlichen Fürsten führen nach Obernettner (a. a. O. S. 619) 
auf den von ihnen berufenen Bischofsversammlungen aus eigenem Rechte auch 
den Vorsitz. 

4) Wir begegnen dem Vorschlage der Veranstaltung von Religionsge- 
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An einer späteren Stelle registriert Eybel die Majestätsrechte 
bezüglich der kirchlichen Personen : 1) » Der Landesherr hat das Recht 
und zugleich die Pflicht 1. über alle unmittelbar zum Gottesdienst 
bestimmten Kirchenglieder so oft zu verfügen, als die Bedürfnisse 
des Staates eine solche Verwendung erforderlich machen; 2. vorzu- 
sorgen, dass die Zahl der Religionsdiener das geziemende Mass nicht 
überschreite; 3. das Alter festzusetzen, in welchem sich jemand die- 
sem Stande widmen kann; 4. darauf hinzuwirken, dass sie vorher in 
den für ein solches Amt erforderlichen Wissenschaften unterwiesen 
sind; 5. jene auszuschliessen, durch welche dem Staat ein Nachteil 
drohen würde; 6. sich auch die Ernennung und Präsentation geeig- 
neter Persönlichkeiten zu den Kirchenämtern vorzubehalten; 7. die 
Lebensweise und Institute aller kirchlichen Personen oder Gesell- 
schaften zu prüfen und sie, wenn sie sich als nachteilig für den 
Staat herausstellen, zu reformieren oder gänzlich aufzuheben oder, 
wenn ihre zu grosse Menge schädlich ist, sie zu vermindern. Es hat 
ferner der Fürst das Recht und zugleich die Pflicht 8. darauf zu 
sehen, dass die kirchlichen Personen die Kanones beobachten; 9. die 
Übertreter der Kanones in Schranken zu halten und deshalb 10. auch 
das Recht, zu verhindern, dass etwas, was der Kirche schädlich ist, 
beschlossen werde?) und ganz allgemein 11. alle kirchlichen Gesetze 
einzusehen, damit nichts für den Staat Nachteiliges festgesetzt werde, 
welches Recht das königliche Plazet genannt wird.« 3) 

In einer weiteren Reihe von Punkten setzt uns Eybel die Rechte 
der weltlichen Gewalt bezüglich des kirchlichen Vermögens‘) aus- 


sprächen, von deren völliger Nutzlosigkeit die Geschichte der Reformationszeit 
vollen Beweis erbracht hat, wiederholt bei den josephinischen Schriftstellern. 
Die Frage der Wiedervereinigung der Protestanten mit der Kirche wurde seit 
Febronius wieder lebhafter erörtert; eine geistige Annäherung fand allerdings 
statt, aber die verkehrteste — im /ndifferentismus und teilweisen Un- 
glauben dieser katholischen Kreise, zu dem die Verwerfung alles »Nicht- 
wesentlichen« in der Religion geführt hatte. 

1) A. a. O. S. 83 If. 

2) Wie rührend! Die Kirche gestattet oder befordert die Uebertretung 
der Kanones, der Staat hält dafür die kirchliche Ordnung aufrecht; die Kirche 
beschliesst, was zu ihrem eigenen Unheile gereicht, der Staat mit seiner hóheren 
Einsicht und grösseren Sorge für das kirchliche Wohl wendet solches ab. 

3) Welches Recht, darf man sich hier wohl fragen, bleibt nun der Kirche 
schliesslich noch übrig ? Æybel (a. a. O. S. 82) hat anch für sie glücklich noch 
etwas gerettet. »Der Landesherr kann nicht 1) den Gläubigen die notwendige 
Zahl von Religiunsdienern nehmen, 2) sie ausser dem Notfalle zu solchen 
staatlichen Diensten verwenden, durch welche sie in der Ausübung des Gottes- 
dienstes behindert werden, 3) ihnen Gesetze für Ausspendung der heil. Geheiin- 
nisse vorschreiben, 4) sie zur Ausspendung dieser Geheimnisse durch Verleihung 
der erforderlichen Weihen und der nötigen Jurisdiktion geeignet machen, 
9) verbieten, dass ihnen die höchste Ehrfurcht und in geistlichen, bürger- 
lich indifferenten Sachen der schuldige Gehorsam geleistet werde 

4) A. a. O. S. 135 ff. 
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einander. »Dem Fürsten kommt absolut sicher das Recht zu darüber 
zu wachen 1. dass die Religionsdiener das Kirchengut nicht zu 
anderen als den stiftungsgemässen Zwecken verwenden oder veräussern 
und darum auch 2. dass die Kirche und die kirchlichen Benefizien 
nicht über das durch staatliches Gesetz oder öffentliche Verträge be- 
stimmte Mass von den kirchlichen Oberen, die innerhalb oder ausser- 
halb des Staatsgebietes sich befinden, belastet werden. Ebenso aus 
vollkommenstem Rechte und kraft eigener Autorität überträgt der 
Fürst 3. das Kirchengut dahin, wo der grössere Nutzen der Kirche 
und das Seelenheil dies fordert oder 4. verfügt er, wo es irgend im 
Überflusse vorhanden, so dessen Verteilung, dass den weit und breit 
zerstreuten Schafen zum wahren Vorteil der Religion mehr Hirten 
und zugleich einer grösseren Anzahl würdigster Männer aus dem 
Klerus Gelegenheit und Lohn für apostolische Arbeiten gewährt 
werden. Aus diesen Rechten folgt 5. das Recht des Landesherrn, 
die Grenzen der Diözesen festzusetzen. 1, Mit demselben Rechte 
kann der Fürst 6. etwaige Missbräuche bezüglich der Einkünfte aus 
Stolgebühren und Zehnten hindern oder andere sichere Einkünfte an 
deren Stelle setzen, welche genügen zum Vollzug der heil. Hand- 
lungen und zum Unterhalt der kirchlichen Personen. Ebenso macht 
der Fürst 7. im Falle der Not des Staates Gebrauch von allen 
Gütern der Kirche und der Geistlichen kraft des Obereigentums 
(dominium eminens). Noch viel weniger kann er 8. einer Verletzung 
des Heiligtums beschuldigt werden, wenn er vom Gut der Kirche 
und der Geistlichen Steuern erhebt. Gleichfalls mit vollem Rechte 
kann der oberste Landesherr hinsichtlich der zu Kirchen oder Klöstern 
oder einzelnen kirchlichen Personen fliessenden, ein bestimmtes Mass 
überschreitenden zeitlichen Güter zum Wohle des Staates Amorti- 
sationsgesetze erlassen.« 

Auf eine kürzere Formel gebracht, aber ebenso weitgehend sind 
die Majestätsrechte in dem viel später erschienenen?) Kirchenrechte 
des Münchener Kanonisten Michl. Derselbe zählt (S. 77 f.) zu den 
Regentenrechten über die Kirche als Religionsanstalt betrachtet 
folgende: a) das Ernennungsrecht der Bischófe; b) das Pfarrverleihungs- 
recht oder ein allgemeines Patronatsrecht; c) Errichtung der geist- 


1) Am 12. Juni 1782 wurde von Joseph II. eigenmáchtig eine neue Ab- 
grenzung der Diózesen von Wien und Wiener Neustadt vorgenommen; zum 
Bischofssitze der letzteren Diözese wurde St. Pölten bestimmt. Im Jahre 1735 
wurde Wien durch Teile von Wiener Neustadt und Passau trotz des Wider- 
strebens der betr. Bischöfe bedeutend vergrössert, zwar in kanonischer Form, 
en war die Zustimmung des Papstes nur geduldet (Wolfsgr. a. a. O. S. 732 
u. 738). 

2) Zweite Auflage 1816. 
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lichen Seminarien; d) das Recht des königlichen Plazet; e) das 
Recht, Bücher über Religionsgegenstände der landesherrlichen Zensur 
zu unterwerfen; f) das Recht des Rekurses an den Landesherrn oder 
das Recht der Appellation ab abusu. g) Das landesherrliche Recht über 
gemischte Gegenstände. Der Landesherr kann also a) die Grenzen und 
die Zahl der Bistümer und Pfarreien bestimmen; 8) von Bischöfen und 
Pfarrern bei ihrer Austellung die Ablegung des Bürgereides verlangen; 
y) bei dem Eide, den die Bischöfe dem Papste ablegen müssen, allen Ar- 
tikeln, die dem Staate gefährlich oder nachteilig sein könnten, das landes- 
herrliche Plazet versagen; è) er kann bei Provinzial- und Diözesansyno- 
den, bei Visitationen der Kirchensprengel, bei Einsetzung oder Abwürdi- 
gung von Feiertagen, bei Ehesachen u. s. w. durch Befehle und Ver- 
bote mitwirken. e) Er kann das kirchliche Strafrecht auf ein Korrek- 
tionsstrafrecht, das keine bürgerlichen Wirkungen hat, reduzieren. 1) 

f) Einer besonderen Betrachtung bedürfen hier noch zwei an- 
gebliche Rechte der Staatsgewalt, welche schon vor der josephinischen 
Bewegung, speziell im Gallikanismus, gegenüber der Kirche ver- 
einzelt geltend gemacht wurden und zum Teil noch bis in die 
Gegenwart mit grosser Zähigkeit festgehalten werden, ?) während man 
die meisten übrigen sogenannten Majestätsrechte als den Aufgaben und 
Fähigkeiten des Staates fremd fallen liess: nämlich das Recht des so- 
genannten Plaset — placetum regium — und das Recht, den Rekurs 
wegen Missbrauchs der geistlichen Gewalt zu gewähren — ius dandi 
recursum propter abusum potestatis ecclesiasticae —, welchem das Recht 
der Untertanen, vom Staat diesen Schutz zu verlangen, entspricht 
— appellatio tamquam ab abusu (französisch appel comm d’abus). 
Das Plazet entspringt dem ius cavendi, das ius dandi recursum dem 
Recht der staatlichen Advocatie. Vom kirchlichen Standpunkte aus 
köunen beiden angeblichen Majestätsrechte niemals anerkannt wer- 
den, denn beide negieren das Wesen der Kirche als einer selb- 
ständigen , unabhängigen Gewalt und ordnen sie in wichtigen Be- 
siehungen dem Staate unter; beide beruhen auch auf ganz unge- 
rechtfertigten und gegen die Kirche höchst beleidigenden Voraus- 
setzungen: das Plazet auf der Annahme, als ob die Kirche Christi 
in ihren Massnahmen zum Heile der Seelen vielfältig das irdische 
Wohl schädigen könne oder wolle, das Appellationsrecht auf der 
Supposition, als ob die Kirche nicht imstande oder gewillt wäre, 
Ordnung und Gerechtigkeit in ihrem Machtgebiete aufrecht zu er- 


1) Vgl. auch die Ausführungen bei Obernettner a. a. O. S. 11 und 
Sauter p. I. S. 183. 
2) Das Plazet ist z. B. in Bayern bis jetzt formell noch nicht beseitigt. 
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halten und es dazu des Eingreifens eines viel höheren Hüters der 
Gerechtigkeit, des staatlichen Machthabers, bedürfe. 

Fon Espen widmet dem Plaget einen ausführlichen Traktat 
(tr. de placito regio). Der einzige Zweck des königlichen Plazet 
besteht nach ihm darin, vorzubeugen, dass keine Anordnungen irgend- 
woher in die Länder eines Monarchen eindringen, welche den ihm 
anvertrauten Staat zuweilen in sehr viele Nachteile stürzen künnten.!) 
Das Plazet hat also seinen Grund in der Pflicht der Fürsten; denn 
den Fürsten obliegt unzweifelhaft kraft der Natur und Beschaffen- 
heit der Herrschergewalt der Schutz der Öffentlichen Ruhe ohne 
Unterschied der Person und Gegenstände, weshalb sie auch selbst 
über äussere Handlungen der Kirche Macht haben, soweit sie den 
Frieden des Staates unerwünscht stören, um den daraus entstehenden 
Nachteilen vorzubeugen und sie zu beseitigen.?) Ja, dieses Recht 
ist mit der Souveränität so untrennbar verbunden, dass der Fürst 
darauf gar nicht verzichten kann; 3) die Regierungsbehôrde hat die 
Pflicht, über die Erhaltung dieses Rechtes zu wachen.) Das 
Plazet ist auch zulässig gegenüber dem römischen index librorum 
prohibitorum z. B. hinsichtlich der Verurteilung des Buches Augustinus 
von Cornelius Jansenius.5) Es findet seine Anwendung gegenüber 
päpstlichen Erlassen sowohl dogmatischen als disciplinären Inhalts; 
denn es kann der Fall eintreten, dass die Verkündigung und Aus- 
führung dogmatischer Dekrete öffentliche Rechte verletze.6) — An 
gelehrigen Schülern hat es dem Löwener Kanonisten auch in dieser 
Materie nicht gefehlt. 

Barthel?) verteidigt das Plazet, das im Rechte der Selbstver- 
teidigung seinen Ursprung habe. Keineswegs wollten sich die Fürsten 
dabei als Richter des Glaubens oder der Religion aufwerfen und ent- 
scheiden, was man glauben und nicht glauben müsse, und sich in 
kirchlichen Angelegenheiten eine gesetzgebende Gewalt anmassen. 8) 
Nach Febronius®) liegen mancherlei Gründe vor, welche die An- 
wendung des Plazet sowohl gegenüber dogmatischen als Disziplinar- 
Bullen rechtfertigen. »Denn sie könnten publiziert werden zu einer 
Zeit, welche sowohl hinsichtlich der Umstände als der Stimmung 


1) Van Espen a. a. O. p. I. cap. 28 1. An einem anderen Orte (tom. I. 
. II. tit. 24 cap. 6 n. 13) Daer derselbe Autor: »Der ganze Gebrauch des 
lazet beruht darin, dass die obersten Behórden die pápstlichen Bullen und 
Erlasse durchsehen, um zu erkennen, ob darin nichts enthalten oder beigefügt 
ist, was dem Staate schaden an < 
2) Ebendas. cap. 3 $ 
3) Ebendas. a. a. 0° ^s 2. — 4) Ebendas. 8. 8. — 5) Ebendas. p. IV. 
cap. 1 u. 2. — 6) Ebendas. p. IV. cap. 2. — 7) Annot. ad univ. Jus can. d Do. 
— 8) Ebendas. S. 21, — 9) Tom. IV. S. 331. 


D. Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 259 


des Volkes ungeeignet wäre... Es könnte die Öffentliche Ruhe 
gestört werden; die Rechte der Bischöfe, die Freiheiten und Ge- 
wohnheiten der Einzelkirchen könnten verletzt werden; es könnten 
die Grenzen der kirchlichen Gewalt überschritten, die Rechte der 
Fürsten benachteiligt werden.« — Febronius gibt also dem Plazet 
eine solche Ausdehnung, dass, wenn nach diesen Grundsätzen verfahren 
würde, das Funktionieren speziell der päpstlichen Gewalt ein Ding 
der Unmöglichkeit wäre. 

Die Wiener Kanonisten nehmen natürlich voll und ganz den- 
selben Standpunkt ein. Nach Riegger!) beweist schon die Not- 
wendigkeit und der lange Gebrauch des Plazet bei Kirche und 
Völkern hinlänglich, dass es unzweilhaft zu den Majestätsrechten zu 
zählen sei. Päpstliche Erlasse sind nach Rautenstrauch ?) ohne vor- 
gängige Plazetierung durch die weltliche Gewalt unverbindlich. 

Ebenso dehnt Obernettner das Plazet auf alle kirchlichen Er- 
lasse, disziplinäre und dogmatische 3) aus; denn es gebe keine Art 
kirchlicher Dekrete, aus denen man nicht eine Gefahr für das bürger- 
liche Wohl befürchten miisste. 4) Auch die dogmatischen Dekrete 
enthalten zuweilen Klauseln und andere Sätze, welche den Rechten 
der Fürsten, den Konkordaten der Nationen oder den rechtmässigen 
Gewohnheiten der Provinzen entgegen sind.5) Das Plazet ist zufolge 
Obernettner für die Kirche auch absolut ungefährlich, denn von den 
Fürsten, weun sie Christen sind, darf man mit Recht voraussetzen, 
dass sie nichts anordnen, was den göttlichen Gesetzen wider- 
spricht (?) . . . Ganz anders setzt man von den Bischöfen zu 
Unrecht voraus, dass sie nichts dem Staatswohle Nachteiliges ver- 
fügten; denn was dem Staate nach Lage der Umstände Nutzen oder 
Schaden bringen kann, das zu wissen ist nicht Sache der Bischöfe. 
Dazu kommt, dass sie sehr häufig die Grenzen ihrer Gewalt nicht 
ohne ungeheuren Schaden der Staaten überschritten haben. e 6) 

Obernettner weist auch den Anspruch eines Plazet zu Gunsten 
der Kirche gegen staatliche Anordnungen mit den wirklich klassischen 
Ausführungen zurück: »Du fragst, ob nicht auch dem kirchlichen 
Obern das Recht des kirchlichen Plazet zustehe? . . . Wenn auch 
der Kirche durch staatliche Gesetze eine ebensolche Gefahr drohen 


1) Institut. p. I. S. 315; vgl. ebendas. S. 251. — 2) Instit. Proleg. S. 127. 
— 3) »Bei dogmatischen Dekreten müssen besonders vier Dinge genau unter- 
schieden werden, nämlich a) das Dogma selbst oder die göttlich geoffenbarte 
Wahrheit, b) die Worte, durch welche das Dogma ausgedrückt wird, c) die Ver- 
kündigung, durch welche es den Gläubigen bekannt wird. endlich d) die Klauseln 
und andere Sätze, welche zuweilen solchen Dekreten beigefügt werden (Obernettner 
a. a. O. S. 599). 


4) A. a. O. S. 600. — 5) A. a. O. S. 599. — 6) A. a. O. S. 603. 
17 * 
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würde wie dem Staate durch kirchliche Verordnungen, dann steht, 
das leugnen wir nicht, das erwähnte Recht auch dem kirchlichen 
Obern zu. Aber die Lage für Kirche und Staat ist hier gänzlich 
verschieden. Denn es gibt tausenderlei kirchliche Angelegenheiten, 
welche dem öffentlichen Wohle Schaden bringen können . . . . Zur 
Abwendung dieser Gefahr ist daher das landesherrliche Plazet not- 
wendig. Im Gegensatz dazu hindern die Staatsgesetze niemals das 
kirchliche Wohl, ausser wenn sie etwas moralisch Böses enthalten... 
Da solche Gesetze so selten sind, dass die Präsumption zu Gunsten 
ihrer moralischen Güte spricht (?), ist kein Grund vorhanden, wes- 
halb wir die Kirche dadurch für gefährdet halten sollten.« 1) 

Die josephinische Staatspraxis bediente sich des Plazet als einer 
Hauptwaffe zur Unterdrückung aller ihr nicht genehmen Lehren. 3} 


1) Eine grössere Heuchelei oder ein krasserer Unsinn ist wohl niemals den 
Studierenden der Theologie von einem geistlichen Lehrer dargeboten worden. 
Nicht minder übertrieben und für die Kirche verleumderisch schreibt Brendel 
(Hdbch. des K.-R. 1823 S. 284 f.): »Der Staat findet sich hier vielfach in der 
Lage einer Notwehr Raum zu geben, und die Staatsklugheit gebietet, den 
Grundsatz anzuwenden: Principiis obsta, sero medicina paratur . . . Bei dem 
noch andauernden Streben, die alte Kirchenherrschaft neu zu befestigen , und 
bei den unsterblichen Grundsátzen der rómischen Kurie darf kein Staat unge- 
straft auf dieses Recht des Plazet verzichten.« 


2) Schon Maria Theresia hatte das Plazet verschiedentlich gehandhabt, 
besonders gegenüber allen päpstlichen Bullen (vgl. oben S. 59). In den Ver- 
handlungen, welche anlässlich des Besuches Pius VI. in Wien im Frühjahr 
1782 daselbst gepflogen wurden, nahm die Beschwerde des Papstes, dass alle, 
auch die dogmatischen Erlasse dem Plazet unterworfen würden, eine hervor- 
ragende Stelle ein. Joseph antwortete diesbezüglich am 14. April 1782 auf 
die päpstliche Vorstellung: »Wenn die dogmatischen Gegenstände von der 
Verpflichtung, das kónigliche Plazetum zu erlangen, nicht ausgenommen wurden, 
so kommt dies daher, weil, nachdem auf allen Universitáten des Reichs der 
wahre Sinn über die Ausdehnung und die Grenzen des Plazetums gelehrt wer- 
den, dies nicht für notwendig erachtet worden ist« (Der Josephinismus etc. 
S. 101), ein Bescheid, bei dem sich der Papst unmóglich beruhigt fühlen konnte. 
An die ungarische Kanzlei liess der Kaiser am 9. Mai 1782 resolvieren: »Be- 
ruht der Punkt auf sich und ist lediglich auf meiner Anordnung wegen des. 
Placeti Regii zu bestehen, da ohnehin auch in materia dogmatica die Bullen 
nur darum der Einsicht unterzogen werden, ob sie wirklich dogmatisch sind.« 
Die ósterreich. Kanzlei wendete das Plazet schonungslos sogar gegenüber un- 
bequemen päpstlichen Verordnungen aus lángst vergangener Zeit an. So 
wird am 3. Juni 1783 der Bulle Clemens VIII. de largitione munerum 
von 1594 das Plazet entzogen und allen Ordensleuten die Befolgung derselben 
verboten. Die Zensurenbulle In coena Domini (Gründonnerstagsbulle) wird 
am 14. April 1781 für unverbindlich erklärt und am 4. Mai 1781 anbefohlen, 
deren Text aus allen Ritualien zu reissen und zu zerstóren. Einen schweren 
Eingriff in die Glaubenslehre bedeutete das Verbot vom 27. November 1781, 
über die Bulle Unigenitus (Verurteilung der Quesnel'schen Irrtümer) pro oder 
contra in den Erbländern etwas zu lehren, schreiben oder zu drucken. — Alle 
Verordnungen und Verleihungen des Papstes und auswärtiger Ordinarien wer- 
den am 26. März 1781 dem Plazet unterstellt; ausgenommen wurden nur die 
Schreiben der Pönitentiarie, welche für das innere Forum bestimmt sind 
(VO. v. 23. Juli 1782). Am 21. August 1781 wird verboten, um die Verleihung 
päpstl. Ehrentitel (Protonotar, Hausprälat, Weihbischof) ohne Zustimmung der 
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Wie das Plazet so hat auch das Rekursrecht seinen eifrigsten 
und erfolgreichsten Anwalt an van Espen gefunden. Derselbe be- 
handelt diesen Gegenstand sowohl in einem eigenen Traktat (de re- 
cursu ad Principem) als an den einschlägigen Stellen der Traktate 
über die Zensuren und über die Promulgation der Kirchengesetze. 
»Die kirchlichen Richter«, bemerkt er, 1) »beklagen sich mit Unrecht, 
als ob der Rekurs der Geistlichen an den Schutz des Königs vielen 
eine Zuflucht wäre, um Bestrafungen zu entgeben, welche sie durch 
Verbrechen, Exzesse oder verderbliche Lehren verdient hätten. Denn 
der weltliche Richter wird sich in diese Dinge niemals einmischen, 
solange der kirchliche Richter gegen solche Kleriker auf gesetz- 
mässige Weise vorgeht. . . Keineswegs beabsichtigen die weltlichen 
Gerichtshöfe schlechte Sitten und eine korrupte Disziplin zu be- 
günstigen, sondern allein dem vorzubeugen, dass die Bischöfe unter 
dem Titel der Visitation oder Korrektion nicht friedliche Besitzer 
im Wege tatsächlichen, gewaltsamen Vorgehens im dem Besitz ihrer 
Benefizien und der damit verbundenen Funktionen störten.e Sogar 
ein Papst habe dieses Recht der Fürsten anerkannt;?) auch wider- 
spreche seine Lehre nicht dem cap. 3 de ref. sess. 25 des Konzils 
von Trient.) Wenn wegen der Gewährung des Rekurses gegen 
einen Fürsten oder Beamten Zensuren angedroht oder verhängt wür- 
den, so sei dies nicht bloss ungerecht, sondern auch geeignet, Kirche 
und Staat in hohem Grade aufzuregen.*) »Wenn daher die welt- 
lichen Fürsten sehen, dass die geistlichen Richter ihre Gewalt, zu 
binden und zu lósen oder Zensuren zu verhängen, nicht gebrauchen 
gemäss den Regeln des Evangeliums und den kirchlichen Vorschriften, 
sondern unter dem Vorwande und Deckmantel dieser Gewalt Kirche 
und Staat in Verwirrung bringen und die Untergebenen be- 
drücken, wird es zweifellos ihres Amtes sein, kraft der ihnen von 
Christus verliehenen Gewalt die Anmassung und Gewalttätigkeit jener 


Landesbehórde nachzusuchen, welche nur erteilt wird, wenn ein Verzeichnis 
der in Rom dadurch entstehenden Kosten vorgelegt wird; gleiches wird am 
23. Mai 1782 vorgeschrieben für die Erlangung der Würden eines General- 
vikars oder Koadjutors. Ablassgesuche an den Papst müssen von den Ordi- 
narien zuerst der Landesstelle unterbreitet werden (VO. v. 15. Okt. 1782); 
ohne Genehmigung der Hofzensur darf kein Ablass-, Bruderschafts- etc. Zettel 
gedruckt werden (VO. v. 16. Okt. 1782). Die Ordinarien müssen alle Publi- 
kationen für den Klerus vorher der Landesstelle überreichen (VO. v. 25. Okt. 
1781) Die Direktorien dürfen nur im Inland gedruckt werden und unterliegen 
der Zensur (VO. v. 3. Dez. 1781); ebenso sind die Ordensdirektorien ohne Ge- 
nehmigung der Zensurbehórde verboten (VO. v. 10. April 1782). 

1) Tract. ds recursu ad Principem cap. 4 $ 4. 5. 

2) A. a. 0. cap. 5 8 2. 

3) Ebendas. cap. 6 8 8. 

4) Ebendas. cap. 7 $ 5. 
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Richter niederzuringen.« 1) Sobald der weltliche Richter den Rekurs 
gewährt, können die Geistlichen die Funktionen ihres Ordo und 
Benefiziums olıne Rücksicht auf die verbängte Zensur, die nichtig 
ist, fortsetzen.?) Zur nachdrucksamen Ausübung dieses Rechtes 
gegenüber kirchlichen Richtern ist den weltlichen Obern die Hand- 
habe der immissio in bona temporalia und der Enisiehung des 
Staatsbürgerrechtes gegeben.3) Unter Missbrauch der geistlichen 
Gewalt ist nach Febrontust) alles zu verstehen, »was gegen das 
öffentliche Interesse, die Staatseinrichtungen und Öffentliche Ruhe, 
gegen die Gesetze des Staates, gegen die Bestimmungen der Kanones 
und Konzilien verstösst.« 5) 

Wir haben durch vorstehende Ausführungen die Lehren der 
josephinischen Kanonisten über die Befugnisse der Staatsgewalt in 
kirchlichen Angelegenheiten im allgemeinen kennen gelernt. Zur 
besseren Darstellung des Systems müssen wir aber noch mehr ins 
Detail eingehen und werden daher in den folgenden Abschnitten 
noch näher behandeln das Verhältnis der weltlichen Gewalt a) zum 
Oberhaupt der Kirche, b) zur geistlichen Immunität, c) zum Säku- 
lar-, d) zum Ordensklerus, e) zur kirchlichen Ehegesetzgebung, 
f) zum Kirchengute. 


1) V. Espen, Tr. de censuris cap. 2 8 5. 

2) Tract. de rec. ad Princip. cap. 7. 

3) Tr. de promulg. leg. eccles. p. I. cap. 8 $ 6. Auch Riegger (p. IV. 
S. 472) gestattet, wenn mildere Mittel nicht verfangen, die Beschlagnahme der 
zeitlichen Güter der Kirche. »Denn was sollte dem Fürsten nicht erlaubt sein, 
um den Missbrauch der geistlichen Waffen zu hindern?« Vgl. die Massregeln 
der Maigesetze im sog. preuss. Kulturkampfe. 

4) Febronius S. 619. 

5) Fast wörtlich stimmt hiermit überein Riegger a. a. O. p. II. S. 440: 
vgl. yip p. IV. 8.467; vgl. ferner Eybel a. a. O. p. II S. 97, Brendel 
a. a. O. S. 287. 


(Fortsetzung folgt.) 
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3. Die Behandlung der crimina capitalia in der 
morgenländischen Kirche im Unterschied zur abendländischen. 


Von Peter Anton Kirsch. 


Es ist bekannt, dass in manchen Fragen der Bussdisziplin und 
Busspraxis die orientalische Kirche eine abweichende Stellung von 
der okzidentalischen einnimmt. Man braucht nur an die Bussstatio- 
nen und an das Institut des Busspriesters zu erinnern, Einrichtungen, 
welche dem Abendlande unbekannt waren. Sollten sich solche durch- ? 
greifende Unterscheidungen noch mehr konstatieren lassen ? 

Soeben macht ein Gelehrter darauf aufmerksam,!) dass der :- 
Verfasser der syrischen Didaskalie keine Sünde kenne, die nicht 
wieder gut zu machen wäre; ja noch mehr: er habe nie davon ge- 
hört, dass bestimmte Fälle zu schwer seien, um der Vergebungsge- 
walt des Bischofs zu unterstehen. Das römische Ausnahmegesetz 
über die Todsünden habe in Syrien nicht gegolten. 

Denselben Nachweis hat schon früher Karl Holl für die ‚sog. 
apostolischen Konstitutionen zu führen gesucht. ?) 

So diese Behauptungen richtig sind, welche Folgerungen lassen 
sich daraus ziehen? Dass für die Zeit von ungefähr frühestens 250 
bis rund 400 n. Chr. die beiden Kapitalsünden Adulterium und 
Idololatrie in der morgenländischen Kirche nicht als unsühnbar an- 
gesehen worden seien. Allein damit wäre durchaus kein neues 
Resultat gewonnen; denn in jener Periode war dieser Grundsatz in 
der römischen und nordafrikanischen Kirche bereits stehende Praxis. 
Er konnte also von dort herübergenommen sein. Ich räume ein, dass 
sich als Instanz hiergegen geltend machen lässt, ob eine solche 
Annahme bei der Nichtübereinstimmung von Orient und Okzident in 
einschneidenden Fragen des Busswesens am Platze sei. Die Beant- 
wortung dieses Einwandes würde jedoch bedeutungslos, sobald der 
Nachweis gelingen würde, dass die morgenländische Kirche im 
Gegensatz zu der abendländischen den Grundsatz von der Unsühn- 
barkeit oder Unvergebbarkeit der Kapitalsünden auch vor der syri- 
schen Didaskalie, also vor dem Jahre 250, und überhaupt nicht ge- 


1) Die syr. Didaskalia, übersetzt und erklärt von Achelis und Flemming. , 
TU. N. F. X, 2. Leipz. 1904, S. 306 f. SES 
Ge Holl, Enthusiasmus und Bussgewalt b. griech. Mónchtum 1898. 
40 ff. 
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kannt habe. Vorher muss jedoch ein fifichtiger Blick auf die Ent- 
wickelung der Praxis hinsichtlich der Behandlung der Kapitalsün- 
der im Okzident geworfen werden; er wird uns die Ungleichartig- 
keit in den Anschauungen über diese Fragen des Busswesens zwischen 
den beiden Teilen der Gesamtkirche in um so hellerem Lichte er- 
scheinen lassen. 

Das Ideal der Urkirche in der geisterfüllten Zeit war die Ge- 
meinde der Heiligen, in deren Mitte kein Unreiner geduldet wurde. 
Demgemäss wurden diejenigen, welche sich einer aus den Kategorien 
der Kapitalsünden (adulterium, idololatria, homicidium) schuldig ge- 
macht hatten, aus ihrer Gemeinschaft ausgeschlossen; im Abend- 
lande scheint diese Ausschliessung im allgemeinen eine immerwäh- 
rende gewesen zu sein. Die unerbittliche Strenge dieses Grundsatzes 
wurde jedoch durch die Tätigkeit apostolischer Persönlichkeiten gar 
manchmal durchbrochen. Als bemerkenswertestes Beispiel braucht 
nur auf den »Hirten des Hermas« um die Mitte des 2. Jahrhunderts 
hingewiesen zu werden, welcher eine einmalige Wiederholung der 
Busse für die »Diener Gottese gestattet.1) 

Je mehr das Ansehen und die äussere Bedeutung der ansäs- 
sigen Amtsträger durch das Erlöschen der kurzen, aber glänzenden 
Wirksamkeit der wandernden Amtsträger und Geistesbegabten (Charis- 
menträger) sich hob, mit anderen Worten: je grösser der Einfluss 
des monarchischen Episkopates wurde, desto mehr trat nach der 
Mitte des zweiten Jahrhunderts an die Stelle der Regellosigkeit eine 
feste Ordnung. Der Juristengeist der Römer mag bei dieser Gestal- 
tung auch tätig gewesen sein. Die abendländische Kirche machte 
den Kapitalsindern gegenüber von ihrer Lösegewalt fortan keinen 
Gebrauch mehr und schloss sie aus disziplinären und pädagogischen 
Gründen für immer aus ihrer Gemeinschaft aus. Damit war jedoch 
nicht ausgesprochen, dass die Ausgeschlossenen auch für die Ewig- 
keit verloren seien. Auf die Frage: »Also ist gar keine Hoffnung 
mehr, und ich kann jeder Leidenschaft fröhnen« ? gibt der hl. Augustin?) 
zur Antwort: »Wer von uns ist so töricht, einem solchen zu sagen: 
Nein, dir nützt alles nichts mehr, geniesse nur des Lebens Freuden ! 
Gott behüte uns vor einem so gotteslästerlichen Wahnsinn! . . . 
Niemand darf an Gott etwa eine solche Sprache wagen: Warum 
übst du noch Schonung an einem solchen Menschen . . .«? 


1) Mandat. IV, 1, 8: to Yao dosdors toU dro petavorx Zon pia, 

2) Ep. 153 ad Maced. (Migne, S. 1. 33, 633 ss.) Augustin setzt hier 
den Rückfall nach der nur einmal gestatteten Busse voraus; dasselbe gilt aber 
auch für unseren Fall. 
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Die strengere Praxis des immerwährenden Ausschlusses scheint 
von demselben »Hirten des Hermas« angebahnt worden zu sein, 
welcher zur Weckung eines höheren sittlichen Ernstes die Worte 
spricht: 7 yàp peravora toig dixatore Eyer io: reninpwvrar ai 
Muépar petavoiac não toic Ayloıc’ xai toic dì EOveow pertavota 
otev Ewc écyarnc NMuipac.1) 

Im Verlaufe des dritten Jahrhunderts aber sah man ein, dass 
sich diese Strenge auf die Dauer nicht aufrecht erhalten lasse. 
Schrittweise gestattete man in der römischen und afrikanischen 
Kirche den verschiedenen Kategorien der Kapitalsünder nochmals eine 
einmalige Wiederaufnahme. Jeder Schritt vorwärts ist durch schwere 
innere Kämpfe bezeichnet, und jedesmal rief die Neuerung in Ver- 
bindung mit anderen Momenten ein Schisma hervor. Papst Kallistus 
(217 bis 222) gewährte den Fleischessündern einmalige Vergebung; unter 
der Führung Hippolyts entstand ein Schisma ob dieser Milderung, 
welches indes nicht von langer Dauer war. In der Verfolgung des 
Dezius sah man sich genötigt sowohl in der römischen Kirche unter 
Papst Kornelius, als in der nordafrikanischen unter Bischof Cyprian 
den Abgefallenen Wiederaufnahme zuzusichern. Diese Neuerung 
rief gleichfalls heftigen Widerspruch hervor und veranlasste mit 
anderem die Spaltung unter Novatian, welche sich Jahrhunderte 
lang erhielt. Den beiden Klassen der Fleischessünder und der Ab- 
gefallenen sollte nun künftig einmalige Vergebung gewährt werden 
unter der einzigen Ausnahme, dass die Bekehrung nicht bis auf das 
Todesbett verschoben wurde. In diesem Falle wurde die Verzeihung 
verweigert. Auf die dritte Klasse, die Mörder, soll die mildere 
Praxis erst seit Beginn des vierten Jahrhunderts Anwendung ge- 
funden haben, 

Eine Ausnahmestellung nahm auch nach dieser Zeit im Abend- 
lande nur die spanische Kirche ein. Auf der Synode von Elvira 
i. J. 300 (306) wurden noch eine ganze Anzahl von Vergehen mit 
immerwährendem Ausschlusse belegt. Diese vereinzelte Erscheinung 
hat sich anscheinend hier aber auch nicht länger erhalten. Denn 
bereits Pacian, Bischof von Barcelona (etwa 360—390), scheint die 
Anschauung von der Unvergebbarkeit gewisser Sünden nicht mehr 
geteilt zu haben. »Haec tria crimina«, ruft er zwar aus, »ut basi- 
lisci alicuius afflatus, ut veneni calix, ut lethalis arundo, metuenda 
sunt; non enim vitiare animam, sed intercipere noverunt . . . Ista 
sunt capitalia, ista mortalia. Nunc audite Ioannem, et confidite, si 
potestis: Si quis scit, inquit fratrem suum patrare peccatum non 


1) Vis. II, 2, 5. 
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usque ad mortem, petat pro eo, et dabit illi vitam Dominus, si quis 
deliquit peccatum non ad mortem. Est autem peccatum, quod ad 
mortem ducit, non pro eo dico, ut depreceris (1. Jo. 5, 16). Sed si 
placet, etiam separatim audite de singulis. Moisen pro blasphematore 
populo deprecantem sic appelat Deus: Si quis, inquit, deliquerit 
ante me delebo illum de libro meo. (Exod. 32. 33.) Et de homicida 
Dominus hoc iudicat: Si quis, inquit, gladio occiderit, gladio morietur. 
(Exod. 21, 12.) Et de fornicatore Apostolus dicit: Ne violaveritis, 
inquit, templum Dei, quod estis vos. Qui autem templum Dei 
violaverit, disperdet illum Deus. (1 Cor. 3, 17.) Scripta sunt haec, 
dilecti fratres, et perpetuis caesa monumentis; scripta et incisa non 
dico ceris et charta et aere et calamo, sed libro Dei vivi. »Coelum 
et terra transibunt, iota unum, inquit, aut apex non poterunt transire, 
priusquam omnia compleantur. (Matth. 5, 18.) Quid ergo? morien- 
dum este? Daran fügt er aber sofort an:  »Multi etiam animo 
in haec peccata ceciderunt. . . . Haec quicumque post fidem fecerit, 
Dei faciem non videbit. Desperavere tantorum criminum rei.... 
Ergo, inquiet aliquis, perituri sumus ? et ubi misericors Deus, qui 
mortem non invenit nec laetatur in perditione vivorum? Moriemurne 
in peccatis nostris? Et quid facies tu sacerdos? Quibus emolumentis 
tot Ecclesia detrimenta pensabis? Accipite remedium si desperare 
coepistis. . .. Vos ergo primum appello, fratres, qui criminibus 
admissis poenitentiam recusatis. . . . Videt (Dominus) quae facimus, 
sed utique expectat et patitur et poenitentiae tempus indulget, et 
Christo suo praestat, ut difterat, ne cito pereant quos redemit. 
Bene, tu peccator, intellige, spectaris a Domino, potes illum placare 
si velis«. !) 

Im übrigen wurde in der abendländischen Kirche, nachdem die 
Praxis von der Unvergebbarkeit der crimina capitalia eine Milderung 
erfahren hatte, der Grundsatz von der nur einmaligen Zulassung 
der Kapitalsünder zur öffentlichen Busse noch lange aufrecht er- 
halten. Erst von Leo d. Gr. (f 461) an wurde den rückfälligen 
öffentlichen Sündern, mit Ausnahme der vom Glauben Abgefallenen, 
die Rekonziliation nochmals auf dem Todesbette gewährt. 

Es fragt sich nun, ob die orientalische Kirche auf demselben 
Standpunkte wie die okzidentalische hinsichtlich der Ansicht war, 
dass den Kapitalsündern Verzeihung nicht zu gewähren sei, und ob 
in dieser Beziehung die Busspraxis dieselbe Entwickelung durchge- 
macht hat, wie im Abendlande. Oder aber, ob es wahr ist, dass 


1) Paraen. ad. Poenit. Migne, S. 1. 13, 1034 s. 
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das »Römische Gesetz über die Todsünden auf diesem Boden (des 
Ursprungs der syrischen Didaskalia) gar nicht bekannt gewesenc. 1) 

Als frühestes Beispiel einer Ausschliessang aus der Kirche, 
und zwar gerade aus der orientalischen, ist uns der Fall von Korinth 
bekannt, welche der Völkerapostel wegen »Blutschande« aussprach. 
Sie war aber keine immerwährende, sondern Paulus verfügte, nach- 
dem er die Überzeugung von der Bussgesionung gewonnen, die 
Wiederaufnahme in die Gemeinde. | 

Etwa hundert Jahre später, also ungefähr zur Zeit, wo im 
Abendlande »der Hirte des Hermas« niedergeschrieben wurde, in der 
2. Hälfte des 2. Jahrhunderts, hören wir von dem Bischofe Diony- 
sius von Korinth, dass »er die wohlwollende Wiederaufnahme aller, 
welche nach jeglichem Falle oder Verbrechen, ja sogar nach Ab- 
fall vom Glauben Rückkehr zur Gemeinde wünschten, angeordnet 
habe«.?) Demnach war um das Jahr 170 die Ansicht von der 
kirchlichen Unvergebbarkeit gewisser Sünden in der Kirche von 
Korinth unbekannt, zu einer Zeit, wo dieser Grundsatz im Abend- 
lande bereits Gestalt und Leben angenommen hatte. 

Wenden wir uns pach einem anderen Teil der griechischen 
Welt, über das Mittelmeer hinweg nach Alexandrien in Ägypten. 
Der erste Schriftsteller, von dessen literarischer Tätigkeit wir sichere 
Kunde erhalten, ist hier Klemens (+ vor 216). 

Dieser vertritt in seinem Werke Stromata (verfasst gegen 
200—203) die Lehre, eine einmalige Busse und Wiederaufnahme 
sei den nach der Taufe in Kapitalsünden Gefallenen zu gestatten ; 
eine mehrmalige nicht, weil es Mangel an Bussgesinnung bedeute, 
wenn man mehrmals wegen derselben Sünde Verzeihung nacbsuchen 
müsse. Das sei Scheinbussfertigkeit, aber keine wirkliche.®) In 
noch ausführlicherer Weise und unter derselben Begründung greift 
Klemens von Alexandrien denselben Gedanken von neuem in seiner 
etwas später erschienenen Schrift Quis dives salvetur auf. Einem 
jeden, der in Wahrheit aus ganzem Herzen sich zu Gott bekehrt, 
stehen die Türen zum Vaterhause offen, und dreimal freudig empfängt 
der Vater den wahrhaft umgeänderten Sohn. Die wahrhafte Sinnes- 


1) Achelis-Flemming a. a. O. S. 305. 

2) Euseb. h. e. 4, 28: hat roug dE Aa ovv arorntwarwg, dite rinuuedeias, 
dire uhy Aere rhavne Émotpépovtas, OtltoUgÜat npostxtttt. 

3) us 2, 18: Tov od elAngÜta tiv ageav tou àuapttv dux Ett auapta- 
ve of dai yào th row xai uóvm pertavéta tv Auaptimv Aur àv Ein tov mpoU- 
mapravtuy xata tov Edvixov xal mewtoy Giov, tov èv ayvota Mfyw, adziza volg xAndetot 
rpóxettat petavora”, N rabaiguuvia tov tónov tZ; buis 2x0 tov rArppein uatwy, iva 
n riong dai è e. Adanaıs toivuv weravoias, oi petavota, To NoAAaxız alteia- 
Dar auffvwunv, fei ole rAnupedoduev moXXaxts. (Migne, S. gr. 8, 993 u. 996.) 
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änderung aber besteht darin, dass man sich nicht wieder in das 
Nämliche verstrickt, wodurch man den Tod verschuldet, sondern die 
Sünden völlig mit der Wurzel aus der Seele reisst. Der Dieb will 
Nachlassung erbalten, er stehle nicht mehr. Der Ehebrecher zügle 
seine Begierlichkeit; der Uazüchtige lebe künftig keusch ; der Räuber 
gebe das Gestohlene zurück und noch mehr dazu; der falsche Zeuge 
übe die Wahrheit; der Meineidige schwöre nicht mehr.!) Wir 
sehen also zur Zeit, wo in der okzidentalischen Kirche nicht ohne 
Widerspruch eine Milderung für eine Klasse der Kapitalsünder durch 
Papst Kallistus verkündet wird, die mildere Praxis einer wenigstens 
nochmaligen Vergebung für alle drei Klassen in diesem Teile der 
orientalischen Kirche in Übung. 

Und als man in Rom und Nordafrika den Beschluss fasste, die 
Strenge des Gesetzes auch nicht mehr gegen die vom Glauben Ab- 
gefallenen aufrecht zu erhalten und ihnen die Pforten der Kirche 
noch einmal zu óffnen, da lebte Origenes, der berühmtere Schüler 
des berühmten Klemens v. Alexandrien. Er sollsich nun gegen diese 
Milderung der Bestimmungen hinsichtlich der Kapitalsünder erklärt 
haben, wie sie innerhalb eines halben Jahrhunderts zweimal von der 
rômischen bezw, nordafrikanischen Kirche ausgesprochen worden war. 
Wäre diese Behauptung richtig, so müsste man annehmen, dass 
nach dem Tode des Klemens (+ vor 216) sich in der alexandrinischen 
Kirche ein Umschwung zugunsten der strengeren Praxis, welche die 
kirchliche Unvergebbarkeit der Kapitalsünden befürwortete, geltend 
gemacht hatte, zu einer Zeit, wo die rómisch-nordafrikanische Kirche 
die Unhaltbarkeit dieser in ihrem Schosse entstandenen Massregel 
bereits erkannt hatte und auf Abänderung bedacht war. Dieses 
scheint mir an sich schon wenig wahrscheinlich, da doch derselbe 
Origenes einer Beschränkung der Öffentlichen Busse zugunsten der 
geheimen eher das Wort redet und in der 2. Homilie zum 37. Psalm 
80 eindringlich zur Überwindung der falschen Scham beim Bekenut- 
nisse mahnt. 

Doch macht man auf eine Stelle aufmerksam, in welcher 
Origenes die Nachlassung der Idololatrie und der Unzucht für eine 
Überschreitung der priesterlichen Volimacht und eine Verletzung 
der kirchlichen Disziplin erklärt. Sie findet sich im 28. Kapitel 


1) Quis dives salvetur? c. 39. zavà yàp tõ uet aAndelas ZE bng ts xxo- 
Bias éntotnétavtr moo tov Being Avsmyanıy al Dusu xa déyetar tprasuevos rap Dtov 
ar, Ding uizxvooüvtx" A dì XXTUt, pustivora to unata toi adzots Evoyov elvan A X 
acôrv Éxotzgat Tic duyîis, Ze os fauto zatéyvw Bdavatovy auaotrazst © 40. ʻO 
xAéntns apra fouer Àagziv; Wan Aë 0 Morysusag UnxÉTt mo00030c, A zopvev= 
gas Auınov avvesetw, O aprazas àxoO!009 xxi npos arodidov, 0 Äeuëg uXotug Ad Beta v 
asınauv ó friopxog unzet: ouvus. (ed. Köster p. 32 s.) 
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seiner Schrift »über das Gebete und lautet:!) »lch weiss nicht, 
wie einige sich etwas anmassen, was über die priesterliche Amtsge- 
walt hinausgeht, — und wohl aus dem Grunde, weil sie auch die 
theologische Wissenschaft nicht recht verstehen, — sich damit 
brüsten, dass sie dem Götzendienst Verzeihung, Ehebruch und Un- 
zucht Vergebung gewähren könnten, gleich als würde kraft ihres Ge- 
betes für solche Frevler auch »die Sünde zum Tode« gelöst. Sie lesen 
nämlich nicht das Wort: »Es gibt eine Sünde zum Tode; nicht für 
diese, sage ich, soll jemand bittene (1. Jo. 5, 16). Auch soll nicht 
mit Stillschweigen übergangen werden, wie der beldenmiitige Job 
für seine Söhne ein Opfer darbringt, indem er spricht: »Es möchten 
meine Söhne in ihrem Herzen wider Gott Böses gedacht haben.« 
Für ungewisse Sünden nämlich, die nicht bis zu den Lippen gekom- 
men, bringt er ein Opfer dare (Job 1, 5). 


Man hat sich in mannigfachen günstigeren Deutungen der 


Stelle versucht; ich bin jedoch der Ansicht, dass nach dem ganzen 
Zusammenhang, in welchem die Stelle steht, Origenes tatsächlich 
aussprechen will, die erwähnten Sünden könnten unter keiner Be- 
dinguug vom Priester vergeben werden. Wie es scheint, wurden. 
diese Worte unter montanistischem Einflusse niedergeschrieben, in- 
dem Origenes für die Ausübung der Bussgewalt einerseits eine amt- 
liche Stellung verlangt, andererseits aber auch für die Ausübung 
des Amtes persönliche Würdigkeit und Leitung durch den hl. Geist, 
sowie Entziehung der groben Tatsünden aus dieser Amtssphäre. 

Die Abfassung der Schrift »über das Gebet« fällt in die Jahre 
233—234 n. Chr. Vor und nach diesem vereinzelt dastehenden 
Zeugnis hat sich Origenes jedoch wiederholt in so unzweideutiger 
Weise zu gunsten der milderen Praxis einer wenigstens einmaligen 
Vergebung ausgesprochen, dass es wohl für die Beurteilung der 
wahren Sachlage zur Zeit dieses Kirchenschriftstellers nicht in Be- 
tracht kommen kann. Abgesehen davon, dass der Gelehrte die 
Meinung vertritt, es sei nicht leicht zu bestimmen, was peccatum 
ad mortem und was es nicht sei,?) so sagt er ausdrücklich in den 
noch zu Alexandrien, also vor 231 oder 232, verfassten Stromata: 


1) De orat. c. 28: Ox ol2' Grws Exurots tives éritpébavres tx Orto tiv lepa- 
fuv alamv, Tax grob AxpigoUvceg Thv !scarınnv erioriunv, ad OUT eng Suvapevor xa 
glow AoAatpt'aQ TuYympeiv, potysixs xal roovelas ayıEvar es Ox TÅG EU AS ATY TEPL TOV 
Tadta TetoAumubzwv Auoufung xai tfjg non; Bavarov auaotias. (ed. Koetschau p. 381 s.) 

2) hom. 11. in Exod. , . credo et Joannes apostolus in Epistola sua 
(1. Jo. 5, 16) dicit quaedam esse peccata ad mortem, quaedam non esse ad 
mortem. Quae autem sint species peccatorum ad mortem. quae vero non ad 
mortem, sed ad damnum, non puto facile a quoquam hominum posse discerni. 
Scriptum namque est: Delicta quis intelligit? (Ps. 18, 13.) Migne S. gr. 12, 372. 
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»Peccatum mortem vocat (Daniel). Sicut ergo ei, qui facit adul- 
terium, mors est adulterium; sic omne peccatum, quod ducit ad 
mortem, mors appellandum est. Et toties mori credimur, quoties 
peccamus ad mortem. Unde e contrario toties resurgimus et vivi- 
ficamur, quoties vitae digna opera facimus.«!) Schon früher hatte er 
im zweiten Teile der Kommentare zum Johannesevangelium, verfasst 
vor dem Jahre 228, auf Grund der Lehre des Völkerapostels im 
Hebräerbrief (Hebr. 6, 4 ff; 10, 26 ff.) betont, dass es nur eine un- 
vergebbare Sünde gebe, nämlich die Sünde wider den hl. Geist, alle 
anderen Sünden aber Verzeihung erlangen könnten. ?) 

In dem Kommentar zum Römerbrief, entstanden nach 244, 
gibt Origenes zu dem Namen Hermas, an welchen Paulus Grüsse 
entbieten lässt, die folgende Erläuterung: Puto, quod Hermas iste 
sit scriptor libelli illius, qui »Pastor« appellatur, quae scriptura 
valde mihi utilis videtur, et ut puto divinitus inspirata. Quod vero 
nihil ei laudis ascripsit, illa, opinor, est causa, quia videtur, sicut 
scriptura illa declarat, post multa peccata ad poenitentiam fuisse 
conversus; et ideo neque opprobrium ei aliquod scripsit, didicerat 
enim a Scriptura non improberare homini convertenti se a peccato 
(Eccli. 8, 6), neque laudis aliquid tribuit, quia adhuc positus erat 
sub angelo poenitentiae, a quo tempore opportuna Christo sursum 
deberet offerri. 3) 

In diesen Ausfübrungen spiegelt sich die Überzeugung des 
Kirchenschriftstellers wieder, durch die Gestellung unter den »Buss- 
engele, durch die Übernahme der Busswerke könnten auch die 
schwereren Sünden Nachlassung erlangen. 

Diesem Gedanken verleiht er mit der wünschenswerten Klar- 
beit in der 15. Homilie zum Buche Leviticus nach dem Jahre 244 
Ausdruck, indem er, wie sein Lehrer Klemens von Alexandrien, deu 
schweren Vergehen einmalige Busse zugestanden baben will, den all- 
täglichen Verfehlungen gegenüber gäbe es jedoch nach Zeit und Zahl 
keine Schranke für ihre Sühnbarkeit. 4) 

Endlich kommt noch für den Beweis, dass auch Origenes die 


1) Fragm. ad libr. 10 Stromat. Orig. Migne, S. gr. 11, 108. 

2) hat unnote op ravzmé Otà To Tiutmresov elvat zo Ilveiua to Aytov toU 
Xprstod, 02 Yiyverar apes t6) de avto Auzpınadt, Ada dix To Nosto uiv navia 
etéyerv TI Aoyına, ots Ciöorzt Tuypvaun perasaÄaisufvors ARO mm Auxotriàtuy, 
Migne, S. gr. 14, 129.) 

3) Migne, S. gr. 14, 1282. 

. 4) hom. 15 in Levit. c. 2: In gravioribus enim criminibus semel tantum 
poenitentiae conceditur locus; ista vero communia, quae frequenter incurrimus, 


ie poenitentiam recipiunt et sine intermissione redimuntur (Migne, S. gr. 
. * .) 
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strenge Praxis der kirchlichen Unvergebbarkeit gewisser Sünden zu 
seiner Zeit als bei der morgenländischen Kirche nicht in Übnng. ?— 
kannte, die Widerlegung der Streitschrift, welche der Philosoph 
Celsus gegen das Christentum gerichtet hatte, in Betracht. Sie 
stammt wahrscheinlich aus dem Jahre 248. Im 50. Kapitel des 
dritten Buches weist er zunächst auf die sorgfältige Vorbereitung 
der Katechumenen zur Taufe hin und bemerkt, jenen werde die 
Aufnahme in die Kirche versagt, welche sich schlechter Handlungen 
schuldig gemacht und ein lasterhaftes Leben führen. Dann fährt 
er fort: »Ein solches Verfahren beobachten die Christen auch gegen- 
über den Sündern, besonders gegen jene, welche sich der Uozucht 
ergeben; diese schliessen sie von ihrer Gesellschaft aus . . . . Die 
ehrwürdige Schule der Pythagoräer betrachtete diejenigen als Tote, 
die von ibrer Lehre abfielen, und setzte ihnen einen Leichenstein. 
Die Christen aber beweinen die, welche in Unkeuschheit oder in 
andere Sünden fielen, als Tote, die verloren und Gott abgestorben 
sind. Wenn dieselben aber genügende Beweise einer aufrichtigen 
Sinnesänderung und ernstlichen Umkehr gegeben haben, so werden 
sie als Wiedererstandene wieder aufgenommen. Judes geht es mit 
dieser Wiederaufnahme in die kirchliche Gemeinschaft langsamer 
als bei der ersten Aufnahme. Weil sie gefallen sind, nachdem sie 
bereits gläubig geworden, so werden sie für die Zukunft von jedem 
Amte und jeder Würde in der Kirche Gottes ausgeschlossen.« !) 
Ein weiterer Zeuge für unsere Behauptung, dass der orienta- 
lischen Kirche der Grundsatz von der kirchlichen Unvergebbarkeit 
der Kapitalsünden nicht bekannt war, ist ein Schüler des berühmten 
Alexandriners, nämlich Gregor Thaumaturgus. Fünf Jahre lang 
hatte er bis zum Jahre 238 bei Origenes zu Cäsarea in Palästina 
geweilt und war bald nach seiner Rückkehr Bischof seiner Vaterstadt 
Neocäsarea in Pontus geworden. In einem sog. kanonischen Brief, 
welcher nach Dräseke aus dem Jahre 254 stammt und von den 
Kanonisten Balsamon und Zonaras mit Scholien versehen wurde, 
gibt er Antwort auf die Zweifel eines unbekannten Bischofs betreffs 
Behandlung jener Christen, welche sich während der Raubzüge der 
Goten und Boranen durch Pontus und Bithynien Vergehen gegen 
1) Contra Celsum c. 50: (a d'éativ aÿtois &ytoyi, noù «ipi auapravévruv xal 
padiota TOY AXOAATTALVOVTUY, où arehauvouat zo) xowoü . .. hai to uev ttov Iuta- 
yopziov TEILVOV ÔtdasxzhEtOY REVOTAQUX ROW ATOTTAVTLIY Ts TU g'hosozias XATETREUALE, 
emt Zosen vergoug Yeyovevar outo! dì ex arokwA6TAS xo rebvrnétag zo Bew fov un’ 
ageAye: ag T TIVOS, ATÉTOU VEVIXTUEVOUS (mq vexpoùs Tevdodar: Kat ng Èx vEXQOV avaatáv- 
tag, fav ati \0yov dvóz: evra: uetx do) Tv, LEO mAtiovt TGV xa ap Xe elçayouévev È UITE- 
pév zote rposievrar els ovdsuiav apy v xai roogtasiav tf; Acyoutvns "ExxAnsias rot 


deod xatadzyovtes Tous gÜácavtas | ueta To rooseAnAudeva: tw Adyw Ertarxevar, (Migne, 


8. gr. 11, 988.) 
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die Sittlichkeit und das Eigentum hatten zu schulden kommen 
lassen. Dieser Brief wird als wichtiges Dokument für die kirchliche 
Disziplin in der alten Kirche betrachtet, insbesondere weil hier be- 
reits zwei von den vier orientalischen Bussklassen Erwähnung finden, 
die Hörenden und die Liegenden, also die beiden mittleren Klassen. 
Aus seinen Ausführungen!) geht hervor, dass grobe Unzuchtssünden, 
schwere Eigentumsvergehen und Mord mit Ausschliessung aus der 
Kirche bestraft wurden; aber es sollte damit nicht gesagt sein, dass 
wenigstens eine einmalige Wiederaufnahme unmóglich sei. Gerade 
von den Mördern heisst es can. 7: »Diese müssen sogar von der 
Klasse der Hórenden (der zweitstrengsten) ausgeschlossen werden, 
bis die Heiligen (Väter) susammentreten und gemeinschaftlich über 
sie Beschluss fassen, nachdem vor ihnen schon der hl. Geist ent- 
schieden hat.« Im übrigen beweist ja die Einrichtung der verschie- 
denen Bussstationen, wodurch Milderungsgründe für Beurteilung der 
Taten unter Berücksichtigung der näheren Umstände ins Praktische 
übersetzt wurden, schon hinreichend, dass man den schweren Tat- 
sündern nicht ein für allemal die Rückkehr zur kirchlichen Gemein- 
schaft abschneiden wollte. Es sollte ihnen vielmehr eine der Schwere 
ihrer Schuld entsprechende Sühne durch Übernahme der den ein- 
zelnen Klassen entsprechenden Bussleistungen und damit die Wieder- 
aufnahme in den kirchlichen Verband ermöglicht werden. Ein 
anderer Schüler des Origenes ist Dionysius d. Gr., Bischof von 
Alexandrien (+ 264/65). In seinem Briefe an Fabius von Antiochien, 
welchen uns Eusebius überliefert hat, erwáhnt er auch einen Greis, mit 
Namen Serapion, der »die ganze Zeit untadelhaft gelebt hattee, 
während der Verfolgung aber abgefallen war. »Oft flehte er nach- 
her um Verzeihung, aber es achtete niemand auf ihn, weil er den 
Götzen geopfert hatte«, d.h. Klerus und Volk legten keine Fürbitte 
für ihn beim Bischofe ein. Er kam aufs Sterbebett und rief seinen 
Enkel herbei, indem er sprach: »Wie lange, mein Kind, haltet ihr 
mich noch hin? Ich bitte, eilet und lasst mir schnell die Lossprech- 
ung zuteil werden. Rufe mir einen der Priester!« Wir haben hier 
wohl eines der ersten Beispiele, wodurch die Absolutionsgewalt auch 
der Priester bestätigt wird; denn eigentlich hatten nur die Bischófe 
die Gewalt, die Gefallenen wieder in die Kirche aufzunehmen. — 
Der Knabe eilte fort, fand den Priester aber krank, und er konnte 
daher nicht kommen. Dionysius fáhrt nun in seinem Schreiben fort: 
»Da ich aber den Befehl gegeben hatte, den Sterbenden, wenn sie 


1) can. 1. 2. 7. 8. 9. Migne, S. gr. 10, 1020 s. 1025. 1040. 1041. 1044. 
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darum bitten, und besonders, wenn sie schon früher darum gefleht 
hätten, die Lossprechung zu erteilen, damit sie in guter Hoffnung 
aus dem Leben scheiden könnten, so gab er dem Knaben ein kleines 
Teilchen der Eucharistie und hiess es ihn (in Wasser) eintauchen 
und dem Munde des Greises einflóssen. Der Knabe kehrte zurück. 
». . . Du kommst, sprach Serapion, mein Kind? Und der Priester 
vermochte also nicht zu kommen ? Nun! so tue du schnell, was dir 
anbefohlen ward und befreie mich, Der Knabe befeuchtete die 
Eucharistie und liess sie ihm zugleich in den Mund fliessen. Kaum 
hatte sie der Greis hinabgeschluckt, so gab er seinen Geist auf. Ist 
er also offenbar nicht so lange am Leben erhalten worden, bis er 
die Lossprechung empfangen und nach Verzeihung seiner Sünde ob 
der vielen guten Werke, die er vollbracht, von Christus anerkannt 
werden konnte Pc 1) 

Unter den verschiedenen Fragen, die sich an diesen eigenar- 
tigen Bericht knüpfen könnten, interessiert uns hier nur die Hervor- 
hebung der Tatsache, dass den schweren Sündern eine Wiederauf- 
nahme, wenn auch erst auf dem Todesbette, zuteil werden sollte. 

Dergestalt waren ringsum den Boden, auf welchem die syrische 
Didaskalie entstanden ist, die Ansichten hinsichtlich der Busspraxis 
gelagert, dass man nirgendswo, für keine Sünde und zu keiner Zeit 
in den umliegenden Kirchen die Strenge, wie sie die abendländische 
Kirche den Kapitalsündern gegenüber durch eine für allemal geltende 
Ausschliessung zum Ausdruck brachte, nachahmenswert hielt. Die 
mildere Praxis hinsichtlich der groben Tatensünder, wie sie uns in 
der Didaskalie entgegentritt, ist demnach nicht auf eine Einwirkung 
des Okzidents zurückzuführen, woselbst man in der Entstehungszeit 
dieser Schrift bereits für zwei Kapitalsinden die alte strenge Be- 
stimmung aufgehoben hatte, sondern der Grundsatz einer wenigstens 
einmaligen Vergebung der crimina capitalia ist in der orientalischen 
Kirche stets heimisch gewesen. 

Man könnte dagegen den Einwand erheben, der Widerspruch 
eines Teiles der Gemeinde gegen die mildere Praxis, welcher aus 
der Didaskalie deutlich wiederklingt, sei Beweis genug, dass wir es 
mit einer erstmalig eingeführten Neuerung zu tun haben. Der Ver- 
fasser weiss nämlich von solchen, »die Gefallen finden am Sterben, 
die ihre Brüder hassen, Schmähungen lieben und, unter welchem 
Vorwande es auch sein mag, zu töten bereit sind«;?) auf sie sollen 
die Bischöfe nicht achten. Dean der Bischof, welcher das Haupt 


1) Euseb. h. e. 6, 44. 
2) Die syr. Didaskalie ed. Achelis-Flemming c. 6 S. 21, 30 f. 
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ist, darf nicht »auf den Schwanz hören, d. i. auf einen Laien, einen 
streitsüchtigen Menschen, der das Verderben des anderen wille, 
sondern richte sein »Augenmerk nur auf das Wort Gottes, des 
Herrn«.!)) Diejenigen, welche die endgiltige Ausschliessung der 
Sünder verlangen, sind die Hartherzigen, »die streng und unbarm- 
herzig richten und solche, die gesündigt haben, Öffentlich verwerfen 
wollen, gleich als ob sie keine Reue hátten«.?) Allein sieht man 
näher zu, so erkennt man, dass diese Opposition aus einer ganz 
anderen Situation heraus entstanden ist. Die Milderung, welche hier 
verkündet wird, und gegen welche sich der Widerspruch einer 
rigoristischen Partei erhebt, verstiess gegen das urchristliche Ideal 
von einer »Gemeinde der Heiligen«, in welcher kein Sünder geduldet 
werden durfte. Mit der Verwirklichung dieses Ideals hielt man in 
der morgenländischen Kirche die einmalige Wiederaufnahme von groben 
Tatsündern bei genügender Sinnesänderung vereinbar, wie das Beispiel 
zeigt, welches in dieser Hinsicht Paulus und Johannes Evangelist 
in so offensichtlicher Weise gegeben hatten durch die Zurück- 
führung des reuigen »Blutschánders« bezw. eines Räubers in die 
kirchliche Gemeinschaft. Gegen diese Massregel der Nachsicht, 
welche in dem ersten Falle nur einen Akt menschlicher Schwäche, 
aber nicht unbussfertiger Gesinnung sah, welche in der Busse 
eine zweite, aber nicht mehr wiederholbare Taufe erblickte, erhob 
sich wohl von Anfang an die Stimme Unzufriedener, die über- 
spannte Forderungen erhoben, und sich durch den Umgang mit solch 
reuigen Sündern zu beflecken glaubten. In der abendländischen 
Kirche trug die Anschauung dieser Rigoristen in der zweiten Hälfte 
des zweiten Jahrhunderts für eine Zeit lang den Sieg davon. Im 
Orient aber konnte diese Strömung nicht Oberwasser gewinnen; sie 
beruhigte sich jedoch auch nicht. Und so finden wir sie immer 
wieder, nicht als etwas neues, sondern als den Ausdruck einer von 
langer Zeit her bestehenden, allzu idealen Anschauung, welche nicht 
aufrecht zuerbalten war, wenn das Christentum die Welt erobern 
sollte. Gegen solche nun, die wohl immer in allen Gemeinden des 
Morgen- und Abendlandes zu finden waren, wendet sich der Ver- 
fasser der Didaskalie und verteidigt den Grundsatz von einer ein- 
maligen Wiederaufnahme grober Tatsünder auf das entschiedenste. 
»Wenn der Sünder den Bischof sieht und die ganze Gemeinde rein 
von jedem Vorwurf, so wird er zunächst nicht wagen, in die Ge- 
meinde zu treten, weil er von seinem Gewissen angeklagt wird. 


a. a. O. S. 22, 1 fff. 
a. a. O. S. 24, 18 ff. 
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Wenn es sich aber doch ereignet, und er die Kühnheit besitzt, und 
frech in die Kirche geht, (so) wird er von dem Bischof angeklagt und 
gescholten werden; und er wird sie alle ansehen und bei keinem 
von ihnen einen Makel finden, weder bei dem Bischofe, noch bei 
denen, die mit ihm sind; alsdann wird er erröten und in grosser 
Beschämung ruhig hinweggehen, weinend und mit zerknirschter 
Seele. Und die Herde wird somit rein bleiben. Weiter aber, wenn 
er hinweggegangen ist, wird er seine Sünden bereuen, wird weinen 
und seufzen vor Gott und wird Hoffnung hegen. Wiederum aber 
wird die ganze Herde, wenn sie das Weinen und die Tränen jenes 
(Menschen) sieht, Furcht haben, indem sie weiss und bedenkt, dass 
jeder, der sündigt, zu Grunde geht. Darum, o Bischof, sei eifrig, 
rein zu sein in deinen Werken, und erkenne deinen Platz, dass du 
als das Abbild deines allmächtigen Gottes eingesetzt bist und die 
Stelle des allmächtigen Gottes innehast. Und so nimm deinen Sitz 
in der Kirche ein und lehre, wie einer, der die Macht hat, die Sünder 
an Stelle des allmächtigen Gottes zu richten. Denn zu euch, ihr 
Bischöfe ist im Evangelium gesagt: ‚Alles, was ihr auf Erden 
binden werdet, soll im Himmel gebunden sein‘«.!) »Der Herre, 
heisst es wiederum, »hat den Sündern, wenn sie sich bekebren, Hoff- 
aung gegeben, dass ihnen Erlösung zu teil werden soll in ibrer Reue, dass 
sie nicht ihre Hoffnung aufgeben, in ibren Sünden verharren und 
wieder (neue) ihnen hinzufügen, sondern Reue empfinden, seufzen 
und weinen über ihre Sünden und sich von ganzem Herzen bekehren... 
Du also, o Bischof, richte nun zunächst streng und darnach nimm 
mit Liebe und Barmherzigkeit auf, indem (Du ihm Rettung) ver- 
sprichst, (wenn) er Reue zeigt. Schilt ihn, ängstige ihn und (dann) 
lass dich erbitten und gewähre ihm um des Wortes willen, welches 
bei David (Ps. 74, 19) also heisst: ,Überliefere nicht eine Seele, die 
dich preist (‚der Zermalmung*) und ferner sagt er im Jeremias über 
die Reue der Sünder also: ,Soll etwa der, welcher gefallen ist, nicht 
aufstehen, und der, welcher sich abgewendet hat, sich nicht zurück- 
wenden? Warum hat sich mein Volk in frecher Weise abgewendet 
und hat sich in seinen Gedanken festhalten lassen und hat nicht 
Reue zeigen und sich bekehren wollen‘? (Jer. 8, 4) Darum also 


1) a. a. O. S. 19, 7 ff. Angesichts solcher Stellen beurteile man den 
wissenschaftlichen Wert von Behauptungen, wie sie gerade in neuerer Zeit im- 
mer wieder umgehen, die Bischöfe und Priester handelten nur als Bevoll- 
mächtigte der Gemeinde, welcher die eigentliche Binde- und Lósegewalt zu- 
komme; oder einst habe »der Priester im Namen der Gemeinde als Fürbitter 
der Gemeinde« seines Amtes gewaltet, seit dem 4. Laterankonzil (1215) aber 
»erscheine er als Richter, der sich die Vollmacht zuerkenne, ein förmliches Ur- 
teil zu sprechen.« 

18 * 
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nimm den Reuigen auf ohne auch nur im geringsten zu zweifeln 
und lass Dich nicht von jenen zurückhalten, die unbarmherzig sind 
und sagen: Es ziemt sich nicht, dass wir uns mit diesen ver- 
unreinigen«.!) 

»Ihr sehet also«, lautet eine andere Mahnung, »wie gross die 
Liebe des Herrn, unseres Gottes und seine Güte und Barmherzig- 
keit gegen uns sind, und wie er von denen, die gesündigt haben, 
verlangt, dass sie sich bekehren sollen, und an vielen Stellen darüber 
spricht und nicht Raum gibt den Gedanken der Hartherzigen und 
derer, die streng und unbarmherzig richten und diejenigen, welche: 
gesündigt haben, Öffentlich verwerfen wollen, gleich als ob sie keine 
Reue hätten. Gott aber ist nicht also, sondern auch die Sünder 
ruft er zur Umkehr und gibt ihnen Hoffnung . . . . Nehmet also 
einfach die Reuigen auf . . . . Ihr müsst, o Bischöfe, gemäss den. 
Schriften die Sünder richten mit Erbarmen und Milde. Denn wenn 
du den, der am Rande eines Flusses geht und ausgleitet, ganz in. 
den Fluss stössest, statt ihm die Hand zu reichen, ?) so hast du einen 
Mord begangen. Vielmehr, wenn jemand am Rande eines Flusses. 
ausgleitet und dem Untergange nahe ist, so reiche ihm schnell die 
Hand und ziehe ihn heraus, dass er nicht völlig untergehe. Also 
nämlich musst du tun, damit auch dein Volk lerne und verständig 


werde, und der Sünder wiederum nicht gänzlich zu Grunde gehe.. 


Sondern wenn du jenen siehst, der gesündigt hat, so erzürne dich 
über ihn und befiehl, dass man ihn hinausführe, und wenn er 
hinausgegangen ist, so sollen sie sich über ihn erzürnen, ins Gericht 
mit ihm gehen und ihn ausserhalb der Kirche halten und dann 
eintreten und für ihn bitten; denn auch unser Heiland legte für die 
Sünder Fürbitte ein bei seinem Vater, wie im Evangelium ge- 
schrieben steht: ‚Mein Vater, sie wissen weder, was sie tun, noch 
was sie reden, doch wenn es möglich ist, vergib ihnen.‘ (Luc. 23, 34.) 
Und dann befiehl du ihm, o Bischof, eineutrelen und frage ihn, ob 
er bereut, und wenn er würdig ist, in die Kirche (wieder) aufge- 
nommen zu werden, so bestimme über ihn Tage des Fastens nach 
seinem Vergehen, zwei Wochen oder drei oder fünf oder sieben, 
und löse ihn so, dass er hineingehen darf, indem du ihm alles das 


1) a. a. O. S. 20, 12 ff., 26 ff. 

2) Ich folge hier der griechischen Lesart, wie sie sich in manchen Hand- 
schriften findet: "Eàv yap vov naoz motxuov Baditovia xat péAlovta oAıadaiverv, 
ravzeriog Éufahns avt tod yeioa ZK della. Die Uebersetzung nämlich, wie sie 
Achelis-Flemming nach dem Syrischen bieten, gibt keinen Sinn: »Denn. wenn 
du den, der am Rande eines Flusses geht und ausgleitet. indem du ihn los- 
lässt, in den Fluss stösst (?), so hast du ihn hineingeworfen und einen Mord 
begangen.« 
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sagst, was zur Verwarnung und Belehrung dient . . . . Also müsst 
ihr denen tun, die bekennen, dass sie sich von ihren Sünden be- 
kehren, dass ihr sie aus der Kirche hinausweist, je nachdem es sich 
für ihr Vergehen gebührt; und darnach nehmt sie auf wie barm- 
herzige Váter.« 1) 

Immer wieder ergeht die Mahnung an den Bischof zur Milde 
und Barmherzigkeit mit den Sündern; er soll ihnen bei bussfertiger 
Gesinnung die Rückkehr zur Kirche leicht machen und sie durch 
eine unerbittliche Strenge nicht dem Heidentum und der Häresie in 
die Arme treiben. »Die, welche gesündigt haben, weise zurecht, 
schilt sie und mache ihnen Angst, aber schaffe ihnen Erleichterung 
durch Vergebung; und wenn der, welcher gesündigt hat, Reue em- 
pfunden und Tränen vergossen hat, so nimm ihn auf, während das 
ganze Volk für ihn betet, lege die Hand auf ihn und gestatte ihm 
in der Kirche zu bleiben.e ?) »Wer aus der Kirche hinausgewiesen 
ist, dem sind die (Heiden und Haretiker) sofort auf der Spur, und 
wie böse Tiere verschlingen sie ihn zum Frasse. Und deiner Härte 
wegen geht jener, der aus der Kirche ausgewiesen ist, entweder fort 
zum Tempel der Heiden (und) tritt ein, oder er taucht unter in den 
Häresien, wird ganz fremd und kommt ab von der Kirche und von 
der Hoffnung auf Gott. Und an dem Untergange jenes bist du 
schuld, weil du bereit bist, die Sünder hinauszuweisen und zu ver- 
treiben, und, wenn sie Reue empfunden und sich bekehrt haben, sie 
nicht wieder aufnehmen willst . . . Der, welcher jemand unbarm- 
herzig aus der Kirche hinausweist, was tut er anders, als dass er 
grausam mordet und ohne Mitleid Blut vergiesst? Denn wenn ein 
Gerechter von jemand freventlich getötet wird durch Totschlag mit 
dem Schwert, so wird er bei Gott in die Ruhe aufgenommen werden; 
der aber, welcher jemand aus der Kirche hinausweist und nicht 
wieder aufnimmt, der tötet mit dem ewigen Tode, nichtswürdig und 
grausam — und Gott wird jenen dem qualvollen ewigen Feuer zum 
Frasse übergeben, der aus der Kirche hinausgewiesen ist — und 
nimmt nicht Rücksicht auf die Barmherzigkeit Gottes und erinnert 
sich nicht seiner Güte gegen die Reuigen und nimmt nicht das Vor- 
bild Christi an, berücksichtigt nicht die, welche Reue empfunden 
haben ob der Menge ihrer Fehltritte, so dass sie von ihm (Gott) 
Vergebung erlangt haben.e®) 

Die Didaskalie nennt sogar jene beiden Sünden, welche in dem 


1) e Didaskalie a. a. O. S. 24, 13 ff.; 25, 13 ff. 
2) a 8, ff. 
3) a. A O. S. 33, 31 ff. 
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Busswesen der abendländischen Kirche eine so grosse Rolle spielten, 
Adulterium und Idololatrie, aber sie weiss nichts davon, dass der- 
artige Sünder im Wiederholungsfalle für immer aus der Kirche aus- 
geschlossen sein sollen. »Ihr habt gehört, wie Manasse den Götzen 
in schlimmer und grausamer Weise diente und die Gerechten tötete, 
und wie Gott ihm, als er sich bekehrt hatte, verzieh ; und obgleich 
es nicht wohl eine schlimmere Sünde, als die Verehrung der Götzen 
gibt, so ist nichtsdestoweniger der Reue Raum gegeben worden.e 1) 
»Wenn du aber den Reuigen nicht aufnimmst, weil du unbarmberzig 
bist, so sündigst du wider Gott den Herrn, weil du unserm Heiland 
und Gott nicht gehorchst, zu tun, wie auch er getan hat an jener 
Sünderin, die die Ältesten vor ihn hinstellten und, indem sie ihm 
das Gericht überliessen, davongingen. Er aber, der die Herzen er- 
forscht, fragte sie und sprach zu ihr: ‚Haben dich die Ältesten 
verurteilt, meine Tochter‘? Sie erwiederte ihm: ‚Nein, Herr‘. Da 
sprach er zu ihr: ‚Gehe hin, auch ich verurteile dich nicht.‘ 
Hierin also muss euch unser Heiland, König und Gott ein Vorbild 
sein, o Bischöfe.« ?) 

Man könnte dagegen einen anderen Ausspruch der Didaskalie 
ins Feld führen, wo sie sagt: »Wenn jemand aber Unzucht begeht 
und ein fremdes Weib verführt nach der Taufe, oder mit einer 
Buhlerin sich verunreinigt, und sich dann in allen Meeren und 
Ozeanen badete und sich in allen Flüssen waschen würde, so kann 
er doch nicht rein werden«.?) Allein im Zusammenhang ist nicht 
von der Bussdisziplin, also von Vergebbarkeit oder Unvergebbarkeit 
der Sünde, die Rede, sondern von jüdischen Reinigungen, welche der 
Verfasser bekämpft. 

Nach meiner Ansicht können daher alle jene Stellen, an wel- 
chen von der Milde gegen die schweren Sünder die Rede ist, insbe- 
sondere auch jene auf die beiden Klassen der Idololatrie und der 
Unzucht bezüglichen, nicht anders gedeutet werden, als dass die 
Didaskalie bei dem Erweise von Reue und Sinnesänderung eine ein- 
malige Vergebung in Aussicht gestellt wissen will. Ich vermag da- 
her auch nicht mit Achelis übereinzustimmen, wenn er den Ver- 
fasser der Didaskalie für »inkonsequent« den »gewerbsmässigen Ver- 
leumderne gegenüber bezeichnet, weil er ihnen »versagt, was er 
jedem anderen Sünder gestattet, nur mit den schärfsten Mitteln ihn 
zum Schweigen bringen kann« (S. 302). 


. 144, 9 ff. 
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Diesen professionellen Zungensündern will die Didaskalie wegen 
des Unfriedens, den sie in der Kirche verursachen, eine zweitmalige 
Wiederaufnahme nicht gewähren. Damit werden sie aber auf eine 
Stufe mit groben Sündern gestellt und haben eine nicht strengere 
und nicht mildere Behandlung zu vergewärtigen. Wie es nach der 
Didaskalie mit diesen groben Tatsündern zu halten ist, wurde im 
Vorausgehenden gezeigt. Noch unwiderleglicher spricht sich das in 
folgender Stelle aus: »Wenn aber falsche Brüder da sind, die in- 
folge des Neides oder der Eifersucht des bösen Feindes, der in ihnen 
wirkt, gegen einen von den Brüdern in lügnerischer Weise eine An- 
schuldigung vorbringen oder sei es auch in Wahrheit, so sollen sie 
wissen: jeder, der diesen Dingen nachspürt, als wollte er jemand an- 
klagen oder seinen Spott an ihm auslassen, der ist ein Sohn des 
Zornes, und wo der Zorn ist, da ist nicht Gott. Denn der Zorn ist 
vom Satan und durch diese falschen Brüder lässt er nie Frieden in 
der Kirche herrschen . . . . Beachtet jenen, gegen den sie die An- 
schuldigung vorbringen .... und wenn er eine Zurechtweisung ver- 
dient, so tut nach der Lehre des Herrn, die im Evangelium 
(Matth. 18, 15 f.) geschrieben steht«. Es soll nämlich die trina 
admonitio erfolgen, und wenn er dann nicht hóren will, so soll er 
als Heide und Zöllner gelten. »Denn der Herr hat euch gesagt, 
ihr Bischófe, dass ihr hinfort einen solchen nicht in die Kirche als 
Christen aufnehmen, noch Gemeinschaft mit ihm haben sollt. Denn 
du nimmst ja auch die Heiden oder bósen Zóllner nicht in die 
Kirche auf und verkehrst mit ihnen, es sei denn, dass sie sich zu- 
vor bekehren, indem sie bekennen, gläubig zu sein und somit fürder- 
hin nicht mehr bóse Werke vollbringen zu wollen. Darum nämlich 
hat unser Herr und Heiland die Gelegenheit zur Reue, denen, die 
gesündigt haben, gegeben.« Sie sollen in die Bussstationen verwiesen 
werden. »Eintreten (in die Kirche) dürfen sie, wenn sie das Wort 
hóren wollen, damit sie nicht gánzlich zugrunde gehen. Am Gebet 
jedoch sollen sie nicht teilnehmen, sondern hinausgehen . . . . Ver- 
biete ihnen aber nicht, o Bischof, die Kirche zu betreten und das 
Wort zu hóren, denn auch unser Herr und Heiland hat die Zóllner 
und Sünder nicht ganz abgewiesen und verworfen, sondern sogar mit 
ibnen gegessen .... Wenn einer von ihnen sich bekehrt und Reue 
zeigt, da nehmet ihn auf zum Gebete wie einen Heiden . . . . Sei 
nicht bereit, die Glieder der Kirche abzutrennen, sondern brauche 
das Wort des Verbandes und die Zurechtweisung der erweichenden 
Umschläge und das Pflaster der Ermahnuug. Wenn aber das Ge- 
schwür tief geht und und sein Fleisch geschwunden ist, so nähre es 
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mit heilenden Mitteln und gleiche es aus. Und wenn Schmutz da- 
rin ist, so reinige es mit scharfem Mittel, d. i. mit dem Worte des 
Tadels. Wenn aber das Fleisch in Menge wächst, so kratze es mit 
einem harten Mittel, nämlich mit der Drohung des Gerichtes und 
gleiche es aus. Und wenn es Krebs wird, so brenne es mit Brenn- 
eisen d. i. mit der Verurteilung zum grossen Fasten, schneide ab 
und brenne aus die Fäulnis des Geschwüres. Wenn der Krebs wie- 
der wächst und die Mittel besiegt samt dem Brenneisen, so ent- 
scheide und, welches Glied faul ist, dies faule Glied schneide dann 
nach reiflicher Beratung und Überlegung mit anderen Ärzten ab, 
damit es nicht den ganzen Leib verderbe. Sei aber nicht bereit, so 
leichthin drauflos zu schneiden und eile nicht vorschnell und stürze 
dich auf die vielzahnige Säge, sondern benutze zunächt das Messer 
und schneide das Geschwür, dass es offen zu sehen ist, und man (so) 
erkenne, welches der Grund des verborgenen Schmerzes im Innern 
ist, damit der ganze Leib ohne Wunde erhalten werde. Wenn du 
aber jemand siehst, der nicht bereuen will, sondern die Hoffnung 
inbetreff seiner Person vollständig abschneidet, dann trenne ihn mit 
Schmerz und Klagen ab und stosse ihn aus der Kirche.c!) 

Diese Stelle ist offenbar im Sinne des Klemens von Alexan- 
drien zu interpretieren, welcher in dem Rückfall in die Sünde einen 
Mangel an wahrer Reue erblickt und demgemäss den Sünder nach 
einer einmaligen Vergebung für immer aus der kirchlichen Gemein- 
schaft ausgeschlossen wissen will. Der Verfasser der Didaskalie ver- 
tritt die gleiche Ansicht. Er hält einen solchen, der trotz des seel- 
sorgerlichen Zuspruches und strengsten Eingreifens von Seiten des 
Bischofs wieder den »Krebs« bekommt, d. h. in die alte Verfehlung 
zurückfällt, für einen Menschen, »der nicht bereuen will«, unver- 
besserlich ist und daher von der kirchlichen Gemeinschaft abgetrennt 
werden muss. Im speziellen zeigt er dieses am Beispiele eines 
gewerbsmässigen Verleumders, dem eine zweimalige Wiederaufnahme 
auch nicht gestattet sein soll. »Wenn aber euer Gerichte, mahnt 
er, »ohne Rücksicht auf die Person sein soll, o Bischôfe, so sehet 
euch den an, der als Ankläger seines Bruders auftritt, ob er ein 
falscher Bruder ist und ob er aus Neid oder Eifersucht die Anklage 
vorgebracht hat, um die Kirche Gottes zu verstóren und den, der 
von ihm angeklagt ist, zu tóten, indem er aus der Kirche hinaus- 
gewiesen und dem Schwerte des Feuers überliefert wird. Richte ihn 
also mit Strenge, denn er hat Bóses über seinen Bruder gebracht, 


1) a. a. O. S. 53, 1 ff. 
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nämlich dass er nach seinem Plane, wenn er das Ohr des Richters 
hätte zuvor gewionen können, seinen Bruder mit Feuer getötet 
hatte. ... Wenn nun ein solcher sich findet, so stosst ihn unter 
heftigem Tadel als einen Mörder aus der Kirche, und nach einiger 
Zeit, wenn er bekennt, Reue zu empfinden, so ermahnt ihn und 
lasst ihm eine harte Züchtigung zu teil werden, dann legt ihm die 
Hand auf und nehmt ihn wieder in die Kirche auf. Seht euch aber 
vor und gebt acht auf einen solchen, dass er nicht wieder einen 
andern beunruhige; und wenn ihr seht, dass er nach seinem 
Eintritt wieder Streit beginnt und auch die anderen anschuldigen 
will, lūgt, hinterhaltig ist und gegen viele lügenhafte Beschul- 
digungen vorbringt, so weist ihn hinaus, damit er die Kirche nicht 
abermals verstöre und schrecke, Denn ein solcher, auch wenn er 
darin bleibt, ist, weil er nicht für die Kirche passt, überflüssig und 
irgend welcher Gewinn ist nicht an ihm.... Wenn dieser also zum 
zweitenmal aus der Kirche entfernt ist, so wird er mit Recht aus- 
geschlossen, und um so schöner ist die Kirche in ihrem eigenen Be- 
stande, weil es in ihr Friede geworden ist, denn der fehlte in ihr, 
da von nun an die Kirche ungeschmäht und ungestört bleibt«.!) 


Überblicken wir das Ganze noch einmal, so kommen wir zur 
Überzeugung, dass in der orientalischen Kirche niemals offiziell die 
Ansicht vertreten wurde, es gäbe Sündenbande, die nicht gelöst 
werden dürften. Daher halte ich es auch nicht für richtig, wenn 
man mit Berufung auf can. 22 der Synode von Ancyra v. J. 814 die 
Milderung der dritten Klasse der Kapitalsünder, den Mórdern, erst 
bei Beginn des vierten Jahrhunderts zu teil werden lässt. Der 
Kanon lautet: »In Betreff des absichtlichen Mordes sollen die Täter 
brorirtoytec (Liegende, welche dem Gottesdienst nur liegend oder 
knieend anwohnen durften) sein und am Ende ihres Lebens der 
Vollendung (des hl. Abendmahles) gewürdigt werden«. Daraus folgt, 
dass dem freiwilligen Mörder erst nach lebenslänglicher Busse die 
Wiederaufnahme in die Kirche zugesichert wurde; aber nicht, dass 
sie von der milderen Praxis, welche man den beiden anderen Kapital- 
sünden gegenüber durch eine einmalige Wiederaufnahme immer 
geübt hatte, bisher ausgeschlossen waren. Sämtliche Zeugnisse, 
die ich bisher angeführt habe, kennen keine Sonderstellung, welche 
die Mörder durch immerwährenden Ausschluss einnehmen. Dionysius 
von Korinth fordert sogar um d J. 170 in einem Briefe an die 
Gemeinden in Pontus dazu auf, alle welche von irgend einem Falle 


1) a. a. O. S. 57, 8 ff; 58, 20 ff. 


282 P. A. Kirsch, Crimina capitalia in der morgen- u. abendl. Kirche. 


oder Vergehen zurückkehren, gnädig wieder aufzunehmen. Zudem 
zeigt die Gegenüberstellung vom gewerbsmässigen Verleumder und 
Mörder, welche der Verfasser der Didaskalie gebraucht, dass er die 
kirchliche Unvergebbarkeit für die Kapitalsünde des Mordes nicht 
kannte. »Richte ihn (den Verleumder) mit Strenge«, schreibt er, »denn 
er hat Bösses über seinen Bruder gebracht, dass er nach seinem Plane, 
wenn er das Ohr des Richters hätte zuvor gewinnen können, seinen 
Bruder mit Feuer getötet hätte. Es steht geschrieben: ‚Jeder, der 
Menschenblut vergiesst, dessen Blut soll vergossen werden, an Stelle 
des Blutes, das er vergossen hat. Wenn nun ein solcher sich 
findet, so stosst ihn unter heftigem Tadel als einen Mörder aus der 
Kirche und nach einiger Zeit, wenn er bekennt, lieue zu RRE 
. nehmt in die Kirche (wieder) aufe. 

Für alle drei Kategorien der Kapitalsünden gab es zu allen 
Zeiten in der morgenländischen Kirche wenigstens einmalige kirch- 
liche Vergebung. 

Wir sehen also in einer Grundfrage, nämlich wie die schweren 
Sünden der Gläubigen zu beurteilen und zu behandeln seien, die 
orientalische und occidentalische Kirche verschiedener Auffassung. 
Die morgenländische Kirche hat sich leichter in den Gedanken ge- 
funden, dass die christliche Gemeinde nicht aus vollkommenen Hei- 
ligen besteht, sondern aus immer wieder sündigenden Menschen. 
Aber wenn sie sich damit der Macht der empirischen Tatsachen 
fügte, so wollte sie doch keineswegs darauf verzichten, eine Gemeinde 
von Heiligen zu sein. Sie wahrte diesen ihren Charakter, indem sie 
die Todsünder zunächst aus ihrer Mitte ausschloss und ihnen dann 
erst die Wiederaufnahme gewährte, wenn die Annahme sicher schien, 
dass sie von ihrer Sünde rein geworden seien. Das Interesse, 
welches im Abendlande der Novatianismus so leidenschaftlich ver- 
trat, eine Kirche der Heiligen und Reinen, der Kadapot, zu sein, 
schien dadurch vollkommen gewahrt; aber im Gegensatze zu dieser 
Sekte erkannte diese Kirche es zugleich als ihre Pflicht, womöglich 
niemand verloren gehen zu lassen. Das wirksame Mittel zur Er- 
reichung dieses Doppelzweckes sah man in der Übernahme der 
Busse, jedoch nur einer einmaligen, weil man beim Rückfalle in den 
Ernst der Reue Zweifel setzte. Diese Auffassung beherrschte die 
morgenländische Kirche immer; in der abendländischen rang sie sich 
erst in der ersten Hälfte des dritten Jahrhunderts zum endgiltigen 
Siege durch unter schweren inneren Kämpfen, die in ibrer Heftigkeit 
und prinzipiellen Schärfe der Kirche des Orients infolge der längst 
dorten eingebürgerten milderen Praxis unbekannt blieben. 
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4. Beiträge zur Geschichte der Amortisationsgesetzgebung 
unter der Regierung der Kaiserin Maria Theresia (1740—80). 


Von Prof. Dr. Karl Holder in Freiburg (Schweiz.) 


Die Amortisationsgesetzgebung unter Kaiserin Maria Theresia 
ist, soweit die Österreichischen Stammlande in Betracht kommen, 
wiederholt behandelt worden.!) Wichtig ist dieselbe deswegen, weil 
sie für Österreich die Grundlage des neueren Amortisationsrechtes 
bis zur Aufhebung desselben durch das Konkordat von 1855 ge- 
worden ist. In erster Linie ist es das berühmte Amortisationsge- 
setz vom 26. August 1771,%) dem gegenüber sich die folgenden 
Amortisationsgesetze grossenteils nur als Erläuterungen und Er- 
gänzungen verhalten. 

Nach Übernahme der Regierung trat Kaiserin Maria Theresia, 
wie sie dies selbst eingangs des Gesetzes vom J. 1771 erklärt, den 
in Betreff der Erwerbung unbeweglicher Güter zu Händen der Geist- 
lichkeit von ihren Vorgängern eingeführten Amortisationsgesetzen voll- 
kommen bet, 9 Durch das Amortisationsgesetz von 1771 sollte dann 
der Erwerb der beweglichen Güter seitens der kirchlichen Korpora- 
tionen und die Erwerbs- und Erbfähigkeit der Ordenspersonen ge- 
regelt werden. 

Die ersten Anfänge der Tätigkeit Maria Theresias auf dem 
Gebiet der Amortisationsgesetzgebung gehen aber zwei Dezennien 
weiter zurück und zwar betreffen sie nicht die österreichischen 
Stammlande, sondern die Niederlande. Diese Amortisationsgesetze, 
welche für die Niederlande ebenso grundlegend waren, wie die oben 
erwähnten für Österreich, baben meines Wissens bisher in der 
deutschen kirchenrechtlichen Literatur keine genügende Beachtung ge- 
funden. Friedberg*) hat zuerst darauf aufmerksam gemacht; er 


1) Vgl. mein Referat über die neueren Forschungen zur Geschichte der 

P A E s. v. Oesterreich in dieser Zeitschrift 1904 
. 31—83. 

: 2) Abgedruckt von Barth-Barthenheim, Oesterreichs geistliche Ange- 
legenheiten in ihren politisch-administrativen Beziehungen p. 448—50; Auni, 
Die deutschen Amortisationsgesetze 1879 p. 228—231. Im Auszug bei Luurin, 
Archiv f. kath. Kirchenr. Bd. 68 (1892) p. 466. Vgl. Srbik, Die Beziehungen 
von Staat und Kirche in Oesterreich während des Mittelalters 1904 p. 176 A. 1. 

3) Vgl. die Amortisationsgesetze vom 27. August 1764 und 24. Januar 
1766 über den Immobiliarerwerb der Geistlichen in Weber, Darstellung sämt- 
licher Provincial- und Statutarrechte des Königreichs Bayern Il. Abt. 2. 
p. 1320—22. 

4) Die Grünzen zwischen Staat und Kirche, Tübingen 1872, p. 609 —10; 
Kahl, Die deutschen Amortisationsgesetze 1879 p. 10— 11. 
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hebt hervor, dass Maria Theresia, als sie die Regierung der Nieder- 
lande übernommen hatte, nebst anderen Reformen auch solche auf 
dem Gebiet des kirchlichen Vermögensrechtes anbahnte, indem sie 
den Klöstern den Erwerb neuer Güter verbot und sie zum Teil 
nötigte, ihr altes Vermögen in nutzbarer Weise anzulegen. Die 
Hauptrolle in diesen Reformen spielt das Amortisationsgesetz vom 
15. September 1753. Davon sagt Friedberg nur, dass dasselbe die 
Legate zu Gunsten geistlicher Institute untersagte und die denselben 
unter Lebenden gewährten Geschenke von der Genehmigung der Re- 
gierung abhängig machte. Die Bedeutung aber dieses wichtigen 
Amortisationsgesetzes und die Stellung, die dasselbo in der Ge- 
schichte der Amortisationsgesetzgebung des 18. Jahrhunderts cin- 
nimmt, haben weder Friedberg noch Kahl erkannt.!) Das Gesetz von 
1753 betrifft die Errichtung neuer geistlichen Stiftungen, den Er- 
werb sowohl von Immobilien als auch von beweglichem Vermögen, die 
Legate und Schenkungen unter Lebenden, das Amortisationsrecht 
und die Handhabung desselben, die Übergabe der Güter der toten 
Hand in den freien Verkehr u. s. w. Wir wollen der Untersuchung 
nicht vorgreifen und beschränken uns hier auf die Bemerkung, dass 
das Gesetz vom 15. September 1753 an Bedeutung und Schärfe den 
wichtigsten Amortisationsgesetzen des 18. Jahrhunderts (Frankreich: 
Ges. von 1749; Bayern: Ges. von 1701 und 1764; Österreich: Ges. 
von 1764, 1766, 1771; Preussen: Landrecht von 1794 u. s. w.) nicht 
nur gleichsteht, sondern dieselben in manchen Punkten übertrifft. 

Bevor wir das Amortisationsgesetz vom 15. September 1753 
näher ins Auge fassen, müssen wir einen kurzen Blick auf die 
früheren Amortisationsgesetze in den Niederlanden werfen. 

Die ersten Amortisationsgesetze gehen in den Niederlanden in 
das 13. Jahrhundert zurück. Die Geschichte der holländischen Amor- 
tisationsgesetze von den Anfängen bis in die neuere Zeit hat Telders?) 
in der erwähnten Schrift dargestellt. Eine Geschichte der belgischen 
Amortisationsgesetze besitzen wir nicht; nur Henne’) hat einiges 
über die mittelalterlichen Amortisationsgesetze und Van Damme‘) 
über das ältere Stiftungsrecht Belgiens zusammengestellt. Dagegen 

1) Dagegen sagt Telders, Bijdrage tot eene geschiedenis van het bezit 
in de doode Hand, Utrecht 1868, p. 162 von diesem Gesetz, es sei »in meer dan 
een opzicht belangrijke, geht aber darauf nicht weiter ein. Desgl. Mesdach de 
ter Kiele, Du droit d'amortissement. Bruxelles 1888 p. 4. Ueber die Verhält- 
nisse im Allgemeinen S. Perey. Charles de Lorraine et la cour de Bruxelles 
sous le règne de Marie Thérèse. Paris. 1903. 

2) Telders 1. c. p. 97—233. 

3) Histoire du regne de Charles-Quint en Belgique VII p. 227 ff., zitiert 


bei Friedberg, Gränzen p. 609; Kaht l. c. p. 10. 
4) La main-morte et la charite, Bruxelles 1854, p. 188 ff. 
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besitzen wir über die Geschichte der toten Hand Belgiens in der 
neueren Zeit eine reichhaltige Literatur.!) 

Das erste Amortisationsgesetz soll nach einer Urkunde vom 
31. Oktober 1294 von Margarethe von Hennegau und Gnido von 
Flandern im Jahre 1263 erlassen worden sein. Laut besagter 
Urkunde enthielt es das Verbot, Lehen, Renten, und liegende Güter 
zu erwerben.?) Es folgen dann im 14. und 15. Jahrhundert eine 
Reihe von Bestimmungen über den Erwerb der toten Hand, so z. B. 
vom J. 1313, 1328, 1342, 1446 u. s. w., welche meistens órtlich be- 
grenzte Amortisationsvorschriften enthielten. 3) 

Erst mit Karl V. begann in den Niederlanden eine systema- 
tische Amortisationsgesetzgebung. Zuerst wurde durch Verordnung 
vom 18. Mai 1515 die Bestimmung von 1263 erneuert, gemäss 
welcher der toten Hand untersagt wurde, Lehen, Renten und liegende 
Güter zu erwerben. Darauf folgten die Amortisationsvorschriften 
vom 12. März 1516, 19. Oktober 1520, 20. März 1524, 20. Februar 
1528, 16. Oktober 1531, 29. Januar 1533, welche die Frage im 
einzelnen regelten. 4) 

Von diesen Amortisationsgesetzen ist das Gesetz vom 19. Oktober 
15205) für uns das wichtigste, weil dasselbe teilweise die Basis 
des später zu besprechenden Amortisationsgesetzes von 1753 bildet. 
Um spätere Wiederholungen zu vermeiden, und damit man sich ein 
Bild von der Strenge dieser Gesetze machen könne, lassen wir das 
Gesetz vom Jahre 1520 im Auszug hier folgen:®) »Charles ... élu 
roy des Romains, empereur futur . . . . . duc de Brabant, de Lim- 
bourg, de Luxembourg, de Gueldre, comte de Flandre . . . palatin 
de Hainaut . . . marquis de Hollande, Zelande, Namur, Zutphen. 


1) Van Damme I. c. p. 1—164; De Reiffenberg, Etudes sur la main- 
morte 1841; Malou, La main-morte en Belgique (Revue générale 1866. II); 
Siffer, De doode hand (Nederl. Museum 1879. I); Mesdach, Napoléon III. re- 
staurateur de la main-morte eccl. (Belgique judiciaire 1880 (38) p. 449 ff.); 
Malou, Quelques chiffres sur la main-morte en Belgique en 1864. Bruxelles 
1866; Michel, Historique de la main- morte illégale en Belgique, 1884; Michel, 
Lettre sur la main-morte (Journal de Bruxelles 7. Avril 1884); Rodenbach, 
La main-morte sous toutes ses faces. Bruges. 1903; Janson, La main-morte 
monacale: projet de loi Laurent. 1883. Ich verdanke diese Literaturangaben 
der Güte des Herrn Oberbibliothekars Fétis in Brüssel. 

2) Mourmant, Les précedents de l'edit d'Aoüt 1749 concernant les gens 
et acquisitions de main-morte. Paris 1900. p. 176. A. 1; Placcatb. v. Flandern I. 47. 

3) Telders |. c. p. 109 ff. 

4) Telders 1. c. p. 119, p. 128—129. Die Belege bei Friedberg, Gränzen 
p. 608 A. 7, Telders l. c. y. 129. 

5) Groot Placcatb. III. 396. 1209; Placcatb. v. Brabant I. 89. 

6) Extrait du placcart du 19. Octobre 1520 reclamé dans celui du 15. Sep- 
tembre 1753 in: Placcart concernant l'acquisition des biens immeubles par les 
geus de main-morte du 15. Septembre 1753 (suivant la copie de Bruxelles). 
Luxemburg. 1754 p. 15—17. 
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. + . Seigneur de Frise, de Solins, Malines etc. Prenant particuliere- 
ment égard à la grande quantité des biens fiefs et d’héritages que 
les ecclesiastiques possedent en nos pays, avec lesquels ils sont en 
état de se maintenir honnetement; faisant en outre attention à la 
multitude d’églises, couvens, abbayes, chapelles et fondations qui 
existent ès mêmes pays, à la grande surcharge des communautés 
dont nous sommes pleinement informé. Voulant y pourvoir, nous 
avons, à meure déliberation, ordonné, statué et déclaré, pour nous 
et nos hoirs et successeurs, comme nous ordounons, statuons et décla- 
rons par forme de constitution et d'édit perpetuel, que personne ne 
pourra dorénavant vendre, transporter ni permuter, à quelque titre, 
couleur, condition, raison ou occasion que ce puisse être, aucuns biens 
fiefs ou d’héritage, cens, bien propres, rentes ou autres biens immeubles, 
situés en nos dits pays et dependant de nous, de nos vassaux et villes des 
mêmes pays, au profit d'aucun couvents, église, collège, abbaye, maison- 
Dieu ou gens de mainmorte; défendant à tous lieutenans, hommes de 
fief, echevins, magistrats et à tous autres officiers et justiciers, d’as- 
sister, ni de souffrir que pareilles ventes, transports et permutations 
en faveur des mainmortes se fassent, ni que les dits ecclesiastiques 
soient reçus ni adherités, à peine de notre indignation et d’un marc 
d’or à notre profit, à encourir par celui qui fera chose au contraire. 

Et s’il arrivoit qu'on fit ou attente quelque chose contre ces 
dispositions, nous l’avons des maintenant pour lors declaré, comme 
nous la declarons pour nulle et de nulle valeur, voulant que ceci 
s’observe à perpetuité. 

Item qu’aucuns biens immeubles ne pourront revenir, succeder, 
ni être devoulus à aucuns couvens, colleges, chapitres ou autres 
mainmortes, soit que cela se fasse par successions generales ou parti- 
culieres, par devolution, testament, ordonnance, donation ou par intes- 
tat; declarant sous les mêmes peines nul et de nulle valeur, tout ce 
qui pourrait être fait ou attenté au contraire par qui et à quelque 
cause ou occasion que ce puisse être, voulant comme devant que 
cela s’observe ainsi à perpétuité. 

Et afin que les fondations et dotations des anciennes eglises, 
couvens, hopitaux, chapelles et autres lieux, ordonnés pour le maintien 
du service divin, soient mieux administrés et que les nouvelles con- 
structions, edifices et fondations ne soient point diminués, nous 
avons aussi ordonné et statué, comme nous ordonnons et statuons 
par le présent edit, que personne ne pourra dorénarant faire batir, 
fonder, eriger ni doter aucune nouvelle église, chapelle, college, 
chapitre ou couvent en nos dits pays, à peine de dix marcs d'or, à 


Amortisationsgesetze unter Kaiserin Maria Theresia. 287 
encourir & notre profit, et que telles eglises, couvens, chapelles et 
maisons-Dieu, fait au prejudice du present edit, seront toutes et 
quantes fois demolis et rasés. 

Si donnons en mandement etc; en témoignage de quoi, nous 
avons fait mettre notre grand sçel à ces présentes, données à 
Maestricht le 19 Octobre 1520.« 

Das Amortisationsgesetz vom J. 1520 enthält also das Ver- 
bot, Grundrenten und liegende Güter an Kirchen, Klöster, Abteien, 
Gotteshäuser u. s. w. unter irgend einem Titel zu verkaufen und 
zu übertragen. Geschehen solche Rechtsgeschäfte dennoch, so sind 
dieselben null und nichtig. Die Behörden sind unter Strafe ver- 
pflichtet, solche Übertragungen von Liegenschaften zu verhindern. 

Die Klöster, Kollegien, Kapitel und audere Mitglieder der 
toten Hand können Liegenschaften weder durch Erbschaft, Testa- 
ment, Schenkung noch unter irgend einem anderen Titel erwerben. 
Erwerbungen dieser Art sind null und nichtig und unterstehen eben- 
falls der Strafe. | 

Es ist also der toten Hand sowohl der onerose als auch 
der lukrative Erwerb, soweit Liegenschaften in Betracht kommen, 
untersagt. 

Neue Kirchen, Kapellen, Kollegien, Kapitel und Klöster dürfen 
nicht gebaut, gegründet und dotiert werden, widrigenfalls solche 
niedergerissen und dem Boden gleichgemacht werden sollen. 

Die Verordnuugen Karls V., welche an Strenge nichts zu 
wünschen übrig lassen, wurden erneuert und bestätigt, so durch 
Philipp II. im Jahre 1587 für die spanischen Niederlande und wieder- 
holt im Laufe des 17. Jahrhunderts, so z. B. im Jahre 1618 und 
1638.1) Diese scheinen aber nicht die erwartete Wirkung gehabt 
zu haben, wenn wir einem Zeitgenossen Glauben schenken dürfen ?): 
»Ces articles et placarts«, so schreibt er, »ne semblent assez suf- 
fisants pour empêcher aux mains-mortes l’acquisition des fonds, or. on 
n’en peut tirer que nullit& des acquits au regard des mains mortes 
et amendes; et nonobstant telle défense, ne laissent pas d’acquérir, 
achètent à grands prix et font passer aux aliénants ou à leurs 
héritiers de répéter et se contentent de cession notarielle sans se 
faire adheriter, se fiant à la restitution du prix en cas de querelle. 
Il faudroit plus grande peine contre les acquérants, comme de con- 

1) Mourmant l. c. p. 117 A. 1; Friedberg l. c. p. 608 A. 7. Ueber 
die weitere Entwicklung während des 16., 17. und 18. Jahrhunderts in Hol- 
land, welches sich im J. 1579 durch die Utrechter Union von Spanien 


losgerissen hatte, S. Telders l. c. p. 131—63. 
2) Zitiert bei Friedberg l. c. p. 608 À. 7. 
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fiscations, ou plus grande amende pécuniaire et la faire exécuter«. 
Nichtsdestoweniger griff man immer wieder auf die früheren Ver- 
ordnungen zurück, wie dies die Parlamentsbeschlüsse vom 12. Mai 1716, 
6. und 10. Mai 1730 beweisen. !) 

Trotzdem wuchs der Liegenschaftsbesitz der toten Hand, 
welche, wie ein Reglement von 1738 sich ausdrückt, ihre Kunst 
darin setzte, die Bestimmungen zu umgehen, immer mehr an, so 
dass beispielsweise in Flandern und dem Hennegau um das Jahr 
1738 der grósste Teil der Liegenschaften im Besitz der toten Hand 
war. Diesem Übelstande konnten oder wollten die spanischen Statt- 
halter in den Niederlanden keine Abhilfe verschaffen,?) so dass sich 
Kaiserin Maria Theresia veranlasst sah, das grosse Amortisations- 
Gesetz vom 15. September 1753 für die spanischen Niederlande zu 
erlassen.3) 

Uber die Grinde, welche Maria Theresia dazu veranlassten, 
dieses Gesetz zu erlassen, spricht sie sich selbst in der Vorrede 
aus: »Les loix fondamentales de quelqu’ unes de nos provinces de nos 
Païs-bas et les édits des princes nos prédecesseurs ont interdit et 
considéré comme nulle et sans effet, non seulement les acquisitions 
que feraient les gens de main-morte des biens immeubles et des rentes, 
qui, quoique rachetables, en tenent nature, par hypothèque, rapport ou 
autre affectation, mais aussi toutes nouvelles érections des chapitres, 
couvents, colleges, hopitaux et maisons- Dieu, bénéfices, offices, eglises, 
chapelles et fondations, confrairies, corps ou communautés ecclé- 
siastiques ou laiques, sans le consentement des souverains. 

Quelque salutaires que soient ces loix fondées sur le bien 
commun de la Société, l'expérience ne fait que trop voir, qu'on & 
trouvé des moyens de toute espèce pour en éluder l’exécution, telle- 
ment que les gens de main-morte ont scu continuer de parvenir à la 
jouissance de quantité de biens immeubles ou reputés tels par des 
achapts, échanges, engageres, consolidations des biens de servile 
condition, par confiscation ou retrait des biens, qui étaient mouvants 
d'eux en fief, en cens, en emphiteuse ou autre arentement, par saisies, 
desaisissements ou immission des biens hypothéqués ou rapportés 
pour rentes, par detention pour dettes, par fermes et autres voyes 
contraires aux dites loix et edits. 


1) Mourmant 1. c. p. 176 A. 1. 

2) Friedberg, Grünzen p. 608; Kahl, Amortisationsgesetze p. 10. 

3) Placcart concernant l'acquisition des biens immeubles par les gens 
de main-morte du 15. Sept. 1758. Luxembourg. 1754. 14 p. 49; Documents par- 
lementaires et discussions concernant le projet de loi sur les établissements de 
bienfaisance I. p. 395 ff 
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Nous connaissons toute la faveur que méritent des établissements 
qui n'ont pour objet que le service de Dieu, l'instruction des fidèles 
et le soülagement des pauvres et nous employons toujours volontiers 
nos soins pour la conservation des possessions legitimes de ceux qui 
ont été formés par les motifs de l'utilité publique et conformement 
aux lois. 

Mais en accordant notre protection royale au maintien de ces 
possessions, l'intérét et la voix commune de nos fidéles sujets nous 
invitent à veiller aussi à la conservation des familles et à empécher, 
que par des acquisitions contraires aux loir, une grande partie des 
fonds et autres biens immeubles, ou reputés tels, ne soit soustraite 
au commerce. 

A ces causes, de l'avis de notre Conseil privé et à la délibera- 
tion de notre trés cher et feal Antoine Othon le marquis Botta 
Adorno, chevalier de l'Ordre de Malthe, notre ministre plenipotentiaire 
pour le gouvernement général des Païs-bas, nous avons ordonné et 
statué, ordonnons et statuons les points et articles suivantse, 

Dieses Gesetz, welches wir unten im Wortlaut mitteilen, wurde 
an die Statthalter, Regierung und Generalräte der Niederlande, von 
Brabant, Luxemburg, Geldern, Limburg, Flandern, Heonegau, Namur, 
Tournay u.s. w. und an alle anderen Beamten und Untertaneu ge- 
richtet mit dem Befehl: »que cette notre présente ordonnance ils 
observent et entretiennent et la fassent exactement observer et 
entretenir sans port, faveur ni dissimulation, car ainsi nous plait-ile. 

Der Wortlaut des Amortisationsgesetzes ist folgender: 

Art. 1. Nous voulons que toutes les ordonuances, défenses et 
prohibitions des princes, nos prédecesseurs, nommément l'édit de 
lempereur Charles V du 19 Octobre 1520, soient ponctuellement 
executés et observés pour autant qu'il n'y est point derogé par les 
présentes. 

Art. 2. Nous défendons en conformité de ces édits, d'ériger 
ou de fonder. dans nos provinces des Pais-bas, des abbayes, chapitres, 
couvents, colleges, hopitaux ou autres maisons-Dieu, benefices, offices, 
eglises, chapelles ou fondations, confrairies, corps ou communautés 
ecclésiastiques ou laiques sans notre consentement. 

Art. 3. Les abbayes, couvents, chapitres, colleges, hopitaux, 
eglises, chapelles, benefices, confrairies ou autres fondations et gene- 
ralement tous les gens de main-morte seront obligós de former des 
listes exactes et détaillées contenant chaque partie de terre, prairie, 
paturage, bois bruyere et étang qu'ils ont acquis, qu'ils possèdent, 
oceupent ou défructuent non amortis, par eux, par leurs fermiers ou 
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par autres personnes interposées, avec expression des lieux de la 
situation, des abouts et joignans et de la grandeur de chaque partie 
et de noms des fermiers et receveurs, s'il y en a; contenant aussi 
les moulins, brasseries, maisons, dimes, livres, censaux et féodaux, 
peages ou autres droits immeubles non amortis, avec expression 
des situations et des noms des fermiers ou receveurs et contenant 
les rentes non amorties qu'ils perçoivent et reputent de nature irre- 
dimible soit en argent, grains ou autres denrées, avec expression de 
la demeure des debiteurs. 

Leur ordonnons de mettre ces listes endeans trois mois!) de 
la publication du présent edit en mains des fiscaux, sous les ressorts 
desquels ces biens, rentes ou autres droits immeubles non amortis 
sont situés, auxquels ils devront donner aussi, en étant requis, 
inspection et copies authentiques des dispositions à cause de mort, 
donations, achapts, engageres, échanges, saisies, immissions, arente- 
ments, consolidation, confiscation, fermes ou autre titre et moyen, 
en vertu desquels ils les possedent, occupent ou defructuent par eux, 
par leurs fermiers ou personnes interposées, à peine de confiscation 
des parties qui ne seront pas détaillées aux listes ou dont les titres 
seront recelés. 

Art. 4. Leur ordonnons de mettre en mains des fiscaux endeans 
trois mois comme dessus pareilles listes de toutes les parties des 
biens, rentes irredimibles et autres droits immeubles non amortis, 
qu'ils ont vendus à main ferme ou sans agréation des mêmes fiscaux 
ou qu'ils ont autrement mis eu mains vivantes par échanges, aren- 
tements, baux à longs termes ou à autre titre depuis vingt ans et 
d'y joindre les actes par copie authentique, à peine de confiscation 
du prix et valeur actuelle des parties recelées. 

Art. 5. Tous lesquels biens, rentes irredimibles ou autres droits 
immeubles qu'ils possedent ou qu'ils defructuent non amortis par 
euI, par leurs fermiers, par personnes interposées ou sous des noms 
empruntés, soit par disposition de dernière volonté, donation, achapts, 
échange, eugagere, détention pour dettes, consolidation des biens de 
servile condition, de confiscation, de retrait, d'évietion, de saisie, de 
desaisissement des parties hypothéquées ou rapportées pour rentes, 
d'emphiteuses, ferme ou autre moyen, ils devront vendre publique- 
ment et aux conditions à prescrire ou agréer par les fiscaux, sous 
les ressorts desquels ces biens sont situés endeans l'an de la publi- 
cation du présent édit, à peine de confiscation. 


1) Dieser Termin wurde laut Bestimmung vom 3. Januar 1754 auf 
6 Monate verlängert. Placcart p. 19. 
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Art. 6. Ils se deporteront aussi de la defructuation des biens 
qu'ils ont en ferme et ce endeans trois ans après la publication du 
présent édit, à peine de confiscation de la valeur des biens à leur 
charge, et à pareille peine à charge de ceux qui leur laisseront plus 
longtems ces biens en bail; défendons aux dits gens de mainmorte, 
à la méme pefne de prendre des biens à ferme à l'avenir, à peine 
comme dessus. 

Art. 7. Et comme nous sommes informée que quantité des 
biens ont été acquis et sont occupés ou defructués au profit des gens 
de mainmorte sous des noms empruntés ou par des personnes in- 
terposées, nous ordonnons que tous ceur, qui ont fait pareilles 
acquisitions ou qui font pareilles defructuations au profit des gens 
de mainmorte, seront obligés de declarer le tout sans aucune ré- 
serve aux conseillers fiscaux, sous les ressorts desquels les biens 
Sont situés, en exprimant la qualité, quantité, situation, prix d'achat, 
d'engagere, d'échange, de ferme ou autre convention, la date des 
contracts et par devant qui ils ont été passés, le tout endeans trois 
mois, à peine de confiscation de la valeur des parties recelées à 
leur charge et de punition arbitraire, à cbarge de ceux, qui ne 
seront pas en état de payer cette valeur, voulant que leurs déclara- 
tions soient tenues secrettes et que soit adjugé un tiers de la valeur 
des parties qu'ils y auront detaillées et qui, n'ayant pas été com- 
prises dans les listes des mainmortes, seront tombées en confiscation. 

Art. 8. Seront reputées nulles et de nulle valeur, comme ont 
été de tout tems, les acquisitions des dits biens que les gens de 
mainmorte pourroient tenter de faire à l'avenir, par quel moyen ou 
pretexte que ce puisse étre, méme des biens qui auroient autrefois 
fait partie de leur première fondation, et seront toutes ces acquisi- 
tions également sujettes à confiscation après l'an que les mains- 
mortes les auront possédées soit par elles-mémes ou par personnes 
interposées. 

Art. 9. Nous étant revenu que quelques couvents, colleges ou 
mainsmortes ont obtenu des octrois ou permissions generales pour 
pouvoir acquerir ou posséder des biens immeubles à concurrence de 
certaine quantité ou de certains revenus annuels, nous leur ordonnons 
sans distinction ni exception, de mettre endeans trois mois en mains 
des conseillers fiscaux du ressort de leur domicile copies authentiques 
desdits octrois avec des listes détaillées, comme à l'article trois, de 
tous les biens qu'elles ont acquis ou qu'elles occupent par elles ou 
par leurs fermiers en conséquence de ces octrois et d'y joindre copies 
authentiques de leurs acquisitions, à peine que ces biens seront tenus 

19* 


292 s Holder, 


pour non amortis, et sujet à la confiscation ci-devant comminée 
également comme ceux non amortis qu'ils auront recelés. 

Art. 10. Et afin que les acquisitions, recelemens et possessions 
des biens non amortis puissent parvenir plus facilement à la con- 
naissance des dits conseillers fiscaux, déclarons qu'il sera permis à 
tous particuliers de leur dénoncer les dites acquisitions et possessions 
indues des dites mainsmortes; et pour les encourager à ce faire, il 
leur sera adjugé le tiers de la valeur des biens qui viendront à être 
confisqués, pour récompense de leurs denonciations et sera leur nom 
tenu secret. 

Art. ll. Nous déclarons de plus qu'aucun laps de tems n'a 
pu et ne pourra introduire ni faire prétexter aucune prescription 
contre les nullités des acquisitions des biens immeubles faites ou à 
faire par les mainsmortes, ni contre les autres défenses portées par 
l'édit du 19. Octobre 1520 et que parmi restituant ou payant ce qui 
devait étre restituó ou payé dans les cas des retraits lignagers ou 
legaux, les vendeurs ou autres transporteurs de quelque bien 
immeuble à une mainmorte, leurs héritiers ou ayans cause ont pu et 
pourront toujours reprendre ces biens, ce que pourront faire aussi 
les seigneurs féodaux ou autres qui ont droit de retrait legal!) et ils 
pourront tous entrer en possession de ces parties induement acquises 
par les mainsmortes et les retenir, malgré que ces mémes parties 
auroient dü étre confisquées à notre profit, mais devront consigner 
les prix ou valeurs, qui seront confisqués à la place des dits biens 
dans les occasions où la confiscation auroit lieu et ceux, qui retire- 
ront quelques parties de ces biens par le moyen exprimé ci- dessus, 
devront d'abord, à peine d'amende arbitraire, le porter à la con- 
naissance du Conseil des Finances, afin qu'il soit pourvu au recou- 
vrement des deniers dans les occasions oü il pourroit y avoir 
confiscation. 

Art. 12. Quoique par l'edit de l'an 1520 l’acquisition des 
rentes redimibles soit interdite aux gens de mainmorte, tout comme 
celle des autres biens réels, cependant voulant bien dans les cir- 
constances présentes condescendre à cet égard à quelque relâchement, 
nous declarons que par provision et jusques à autre disposition, il 
leur sera permis d'acquerir des rentes redimibles à l'instar de nos 
autres sujets, bien entendu que, si par défaut du paiement du cours 
annuel ou autrement, les biens hypothéqués ou rapportés pour 
pareilles rentes, parvenoient en la possession des dites mainsmortes, 


1) Die Ausführung dieser Bestimmung wurde auf 6 Monate suspendiert 
laut Erlass vom 3. Januar 1754. Placcart p. 19. 
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à tel titre que ce puisse être, elles seront obligées de les remettre 
en deans l’an en mains vivantes, toujours à la même peine de con- 
fiscation. 

Art. 13. Nous défendons neánmoins aux gens de mainmorte 
d'acquérir ou de se faire constituer des rentes redimibles sur les 
biens, qu’en vertu du present édit ils seront obligés de remettre en 
mains vivantes, à peine de nullité et que les contrevenants encour- 
ront la confiscation des rentes ainsi constituées. 

Art. 14. Nous faisons défense aux notaires, gens de loi, hom- 
mes de fief et à tous autres qu'il peut appartenir, de passer ou 
recevoir aucun contract, transport, desheritance ou adheritance ou 
autres oeuvres de loi, au profit des mainsmortes, contre la teneur 
du présent édit, à peine de nullité et de cinq cens florins d'amende 
à encourir solidairement par tous ceux, qui y auront cooperé ou 
assisté. 

Art. 15. Nul transport, desheritance et adheritance des biens 
immeubles ne seront reçus desormais par les magistrats, gens de 
loi ou homme de fief que sous serment, tant de la personne, qui 
fait le transport que de celle qui le reçoit, que ce n'est pas au 
profit d'aucune mainmorte, directement ni indirectement, dont il sera 
tenu note en l’acte ou lettre de transport, le tout à peine de cinq 
cens florins d'amende à encourir par chacun des officiers, echevins, 
hommes de fief, greffiers ou secretaires qui y auront contrevenu. 

Art. 16. Nous declarons que ceux qui pour l'avenir auront 
prêté leurs noms aux gens de mainmorte, pour posseder des biens 
immeubles ou reputés tels dans le sens du présent edit, et néan- 
moins se seront oubliés jusqu'au point de faire le serment prescrit 
à l'article précedent, seront punis comme parjures, suivant toute la 
rigueur des loix. 

Art. 17. Nous voulons que les donations et legs d'argent 
comptant, ainsi que de biens et effects mobiliers ou reputés tela, 
faits en faveur de gens de mainmorte ou de quelque personne faisant 
membre d'une communauté religieuse, quand méme ils seroient faits 
sous certaines charges, ou par forme de fondation, soient et restent 
assujetis aux solemnités ordinaires, qui sont requises par la validité 
des actes entre vifs ou de derniere volonté respectivement. Ordonnons 
de plus que toutes les dispositions, lorsqu'une ou plusieurs ensemble 
faites par la méme personne excederont la valeur de cinq cens florins 
une fois, ou de vingt cinq florins par an, devront étre notifiés et 
enregistrées par devant le juge du domicile de celui, qui les aura 
faites et cela pendant sa vie, à peine de nullité absolue; à l'effet de 
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quoi nous ordonnons à tous magistrats et gens de loi de se pourvoir 
incessamment d'un registre particulier, afin de servir à l'enregistrement 
des dits actes, qui devront y étre insérés en entier, pareillement à 
peine de nullité. Et quant aux dispositionis de l'espece désignée au 
present article, qui excederont seules ou plusieurs ensemble la somme 
de mille florins une fois ou de cinquante florins par an, il sera besoin 
d'obtenir nos lettres d'octroy, ouis nos conseillers fiscaux et cela 
pendant la vie de celui qui aura ainsi disposé, pareillement à peine 
de nullité absolue. 

Art. 18. Il ne sera cependant pas nécessaire de faire l’en- 
registrement ni d'obtenir octroy pour les dispositions d'argent ou 
d'effets mobiliairs qui excederont les dites sommes, lorsqu'elles se 
feront en faveur de la nourriture des pauvres dans les hópitaur, 
hótels-Dieu, maladeries ou en faveur des tables des pauvres etablies 
dans les paroisses, ecoles de charité, en faveur de l’Université de 
Louvain, de l'instruction et étude des enfans ou en faveur des mai- 
sons et emplacements à acquerir par les villes pour l'utilité publique. 

Art. 19. Finalement pour que le patrimoine des eglises, des 
pauvres et des anciennes fondations dont nous sommes la gardienne 
el protectrice, soit conservé en son entier, nous réiterons les défenses 
faites par nos prédecesseurs d'aliener ou de charger en facon 
quelconque les biens duement amortis, declarons méme, qu’en cas de 
necessité ou d'utilité evidente on ne pourra faire aucune espéce 
d'aliénation des dits biens en tout ou en partie, sans avoir observé 
les devoirs prescrits par les edits précédents, nommément pas sans 
en avoir obtenu nos lettres d'octroy, qui ne pourront s’accorder 
qu'aprés avoir oui préalablement nos conseilleurs fiscaux que nous 
chargeons, ainsi que tous nos autres officiers de justice, de veiller 
particulièrement à l'observation de cet article et de tout le contenu 
. du présent edit.« 

Wenn wir die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes 
systematisch gruppieren, so ergibt sich folgende Übersicht: 

I. Gründung neuer Korporationen. Wahrung des alten Be- 
sitzes. Das Gesetz stützt sich auf das Verbot Karl V., neue kirch- 
liche Korporationen zu gründen und untersagt in Zukunft die Er- 
richtung von neuen Abteien, Kapiteln, Klöstern, Spitälern und Kranken- 
häusern, Benefizien, Kirchen, Stiftungen u. s. w. ohne Erlaubnis der 
Regierung ($$ 1 u. 2). In Bezug auf die bestehenden kirchlichen 
Korporationen, damit das patrimonium der Kirchen, der Armen und 
der alten Stiftungen ungeschmälert erhalten bleibe, wird bestimmt, 
dass die rechtlich amortisierten Güter derselben auf keine Weise 
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verkauft oder belastet werden dürfen. Selbst im Falle einer Not- 
wendigkeit oder einer offenbaren Nützlichkeit können solche Güter 
nicht verkauft werden ohne Erlaubnis der Regierung. Diese Er- 
laubnis kann erst nach Anhórung der Finanzrüte erteilt werden. 
Letztere sowie die Gerichtsbeamten haben speziell über die Befolgung 
dieses Artikels zu wachen (8 19). 

Il. Verbot des Immobiliarerwerbs. Das Gesetz erneuert das 
Verbot, Immobilien au kirchliche Korporationen zu übertragen auf 
irgend eine Weise, sei es durch Kauf, Tausch, Erbschaft, Schenkung 
u. 8. w. (8 1). Jeder Erwerb von Immobilien, weleher in der Zu- 
kunft von der toten Hand gemacht werden sollte, selbst wenn sich 
derselbe auf früheres Stiftungsgut bezieht, ist null und nichtig. 
Diese Güter werden nach Jahresfrist eingezogen (8 8). Verjährung 
ist ausgeschlossen (8 11). Die liegenden Güter, welche für die tote 
Hand dureh vorgeschobene Personen erworben werden, müssen von 
den Betreffenden innerhalb drei Monaten angegeben werden. Die 
Namen der Deklaranten sind geheim zu halten; ein Drittel des 
Güterwertes, welche auf diese Weise zur Kenntnis der Behórden 
kommen und nicht in den Verzeichnissen der toten Hand stehen 
und folglich der Konfiskation unterliegen, soll den Deklaranten zu- 
gewendet werden (8 7). Damit die Zahl der nicht amortisierten 
Güter leichter zur Kenntnis der Behórde gelange, wird bestimmt, 
dass ein jeder berechtigt ist, solche Besitzungen anzuzeigen. Zur 
Begünstigung solcher Anzeigen soll den Deklaranten, unter Geheim- 
haltung ihres Namens, ein Drittel des Wertes der so konfiszierten 
Güter zugewendet werden (S 10). 

III. Verfügungen über nicht amortisierte Güter und ewige 
Grundlasten. Sämtliche Glieder der toten Hand müssen innerhalb 
drei Monaten ausführliche Listen ihrer nicht amortisierten Güter ein- 
geben, sowie sich im einzelnen über ihre Besitztitel ausweisen unter 
Strafe der Konfiskation (8 3). Desgleichen sollen dieselben die 
Listen derjenigen nicht amortisierten Liegenschaften, Renten und 
anderer Grundlasten vorlegen, welche sie in den letzten zwanzig 
Jahren verkauft oder auf sonst eine Weise in fähige Hände gesetzt 
haben (8 4). Diejenigen Korporationen, welche behaupten, Erwerbs- 
freiheit zu besitzen, oder Immobilien, jährliche Renten bis zu einem 
gewissen Werte oder einer gewissen Summe erwerben zu können, 
sollen innerhalb drei Monaten die diesbezüglichen authentischen Schrift- 
stücke vorlegen. Desgleichen sollen sie, wie es $ 3 vorschreibt, die 
Listen und Besitztitel ihrer Liegenschaften unter Strafe der Kon- 
fiskation vorlegen ($ 9). Alle nicht amortisierten Güter, Renten und 
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Grundlasten müssen innerhalb eines Jahres nach Veröffentlichung 
dieses Gesetzes Öffentlich verkauft werden ($ 5). Die früheren Be- 
sitzer oder ihre Rechtsnachfolger, sowie die Lehnsherren können die 
verkauften Liegenschaften ohne weiteres zu einem gesetzlich fest- 
gelegten Preis zurückerwerben; nur müssen die so zurückgezogenen 
Güter der Finanzbehórde angezeigt werden (S 11). 

IV. Pacht. Glieder der toten Hand dürfen keine Güter in 
Pacht nehmen und die Pachtvertráge, welche bestehen, müssen 
innerhalb drei Jahren unter Strafe des Wertes des Pachtgutes für 
beide Teile gelóst werden (S 6). 

V. Erwerb von rückkäuflichen Renten. Abweichend von dem 
Edikt von 1520 wird der Erwerb rückkäuflicher Renten vorläufig ge- 
stattet mit dem Vorbehalte, dass, wenn wegen Nichtzahlung der 
Renten die belasteten Güter unter irgend einem Titel in den Besitz 
der toten Hand übergehen, letztere dieselben innerhalb Jahresfrist 
dem freien Verkehr übergeben muss unter Strafe der Konfiskation 
(S 12). Es ist jedoch der toten Hand untersagt, sich auf diejenigen 
Güter, welche sie gemäss vorliegendem Edikt in freie Hände setzen 
muss, Renten konstituieren zu lassen, unter Strafe der Nichtigkeit 
und der Konfiskation der ausgesetzten Renten (8 13). 

VI. Bestimmungen und Strafen bei Übertragung von Immo- 
biliarerwerb. Es ist den Notaren uud Gerichtspersonen verboten, 
gegen den Wortlaut dieses Edikts, einen Kontrakt u. s. w. zu 
Gunsten der toten Hand zu vollziehen unter Strafe von 500 Gulden, 
solidarisch sowohl für diejenigen, welche mitgewirkt als auch bei- 
gewohnt haben (S 14). Keine Liegenschaftsübertragung kann von 
jetzt an von den Behórden angenommen werden, es sei denn unter 
Eidesleistung der beiden kontrahierendeu Teile, dass der Kontrakt 
weder direkt noch indirekt zugunsten der toten Hand abgeschlossen wird. 
. Diese eidliche Erklärung ist in dem Akt zu notieren. Zuwiderhand- 
lungen von seiten der Beamten, Schöffen u. s. w. werden mit fünfhundert 
Gulden bestraft (S 15). Diejenigen, welche in Zukunft ihren Namen 
hergeben, um der toten Hand den Besitz der Liegenschaften zu er- 
móglichen und den $ 15 vorgeschriebenen Eid geleistet haben, wer- 
den als Meineidige nach der ganzen Strenge des Gesetzes bestraft (S 16). 

VII. Bestimmungen über den Mohiliarerwerb. Schenkungen 
und Gabungen in Geld und Mobiliar zu Gunsten der toten Hand 
oder einer Ordensperson sind den gewóhnlichen Bestimmungen, welche 
für Schenkungen unter Lebenden oder letztwillige Verfügungen mass- 
gebend sind, unterworfen. Übersteigen diese von einer Person ge- 
machten Zuwendungen die einmalige Summe von 500 Gulden oder 
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die jährliche von 25 Gulden, so müssen dieselben vor dem zustän- 
digen Richter, und zwar bei Lebzeiten des Schenkgebers, unter Strafe 
der Nichtigkeit angezeigt werden. Die Beamten haben Register zu 
führen, in welche die auf die Vergabungen bezüglichen Aktenstücke, 
unter Strafe der Nichtigkeit, einzutragen sind. Für diejenigen Zu- 
wendungen einer Person, welche die Summe von 1000 Gulden 
oder eine jährliche von 50 Gulden übersteigen, muss die behörd- 
liche Genehmigung, und zwar unter Strafe der Nichtigkeit bei Leb- 
zeiten des Schenkgebers, eingeholt werden ($ 17). Ausgenommen 
sind Zuwendungen, welche zum Unterhalt der Armen in den 
Spitälern, Kranken- und Siechenhäusern, zugunsten der Armensuppen 
in den Pfarreien, der barmherzigen Institute, der Universität Löwen, 
des Unterrichts und der Erziehung der Kinder u. s. w. gemacht 
werden ($ 18). | 

Das Amortisationsgesetz der Kaiserin Maria Theresia von 1753 
für die spanischen Niederlande kann an Ausführlichkeit, Wichtig- 
keit und einschneidender Schärfe nur mit dem französischen Amorti- 
sationsgesetze Ludwig XV. vom Jahre 1749!) verglichen werden, 
mit welchem es inhaltlich zum grossen Teil übereinstimmt. Das 
französische Amortisationsgesetz von 1749 dürfte als Vorlage ge- 
dient haben; nur sind die Bestimmungen des Gesetzes von 1753 
durchgehends viel strenger. 

Dass das Vorwort der beiden Gesetze im wesentlichen über- 
einstimmt, darauf möchten wir nicht zu viel Gewicht legen; im 
übrigen ist aber der Gedankengang und die Aufeinanderfolge der 
Bestimmungen in der Hauptsache identisch. Das französische Ge- 
setz von 1749 regelt ($ 1—13) die Gründung von neuen Korpo- 
rationen; es bedarf dazu behördlicher Genehmigung. Alle von nicht 
behördlich genehmigten Korporationen eingegangenen Rechtsgeschäfte 
sind null und nichtig. Erwerb von Liegenschaften, Grundrenten usw. 
kann nur mit behördlicher Genehmigung geschehen ($ 14—16); 
dieser unterliegt einer Reihe von Formalitäten ($ 19—21). Durch 
Testament können keine Immobilien übertragen werden, ausgenommen 
»des rentes constituées sur l'Etat, le clergé, les diocèses, les pays 
d'état, villes ou communautése und diese unterliegen bloss der 
Amortisationstaxe ($ 17—18). Die Bestimmungen für Notare usw. 
behufs Übertragung von Liegenschaftserwerb sind $ 22 geregelt. 
Die Konstituierung eines Fideikommisses, um das Gesetz zu um- 


1) Darüber mein Referat über die neueren Forschungen zur Geschichte 
der staatl. Amortisationsgesetzgebung 8. v. Frankreich in dieser Zeitschrift 
1904 p. 37 ft. 
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gehen, wird streng bestraft ($ 23); die »action en retrait féodale 
ist null und nichtig ($ 25). Dagegen ist der Mobiliarerwerb frei, 
auch solcher durch Testament ($ 18). Das Amortisationsrecht und 
dessen Handhabung wird $ 23 geregelt. Dieses Gesetz hat keine 
rückwirkende Kraft ($ 28). 

Dass ein Zusammenhang zwischen den beiden Amortisations- 
gesetzen von 1749 und 1753 besteht, dürfte kaum in Abrede ge- 
stellt werden können. 

Ähnliche Bestimmungen über den Immobiliarerwerb wie die 
Gesetze von 1749 und 1753 enthalten das preussische Amortisations- 
gesetz vom 21. Juni 1753, das kurmainzische Amortisationsgesetz 
von 1753, das Mainzer Landrecht von 1755, die Österreichischen 
Amortisationsgesetze von 1764 und 1766 und das preussische Land- 
recht von 1794.!) Nur ist in den soeben erwähnten Gesetzen, sowie 
in dem bayrischen Amortisationsgesetz von 1764, im österreichischen 
Amortisationsgesetz von 1771 usw. der Mobiliarerwerb nicht, wie 
im französischen Gesetz von 1749, freigegeben; für denselben ist 
entweder eine Maximalsumme festgesetzt oder er unterliegt; der be- 
hördlichen Genehmigung oder einer ausführlichen gesetzlichen 
Regelung. 

Das Amortisationsgesetz der Kaiserin Maria Theresia vom Jahre 
1753 bildet mit dem französischen Amortisationsgesetz von 1749 einen 
Markstein nicht nur in der Amortisationsgesetzgebung des 18. Jahr- 
hunderts, sondern in der Geschichte der Amortisationsgesetzgebung 
überhaupt. 


1) Darüber Kahl, Die deutschen Amortisationsgesetze p. 65 ff., 191 ff. 
206 ff., 228 ff. 
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5. Der Famecker Friedhofsstreit. 
Von Prof. Dr. Heiner. 


Auf dem katholischen Kirchhofe der Pfarrei Fameck wurde vor 
einigen Monaten die Leiche eines Protestanten bestattet, infolgedessen 
der Bischof von Metz den Friedhof mit dem Interdikt belegte, d. i. die 
kirchlichen Zeremonien bei Beerdigungen von Katholiken auf dem- 
selben verbot, solange nicht die Rechte auf die ausschliessliche Be- 
nutzung des von der Kirche benedizierten und im alleinigen recht- 
lichen Gebrauche der katholischen Gemeinde stehenden hl. Ortes ge- 
sichert seien. Diese im katholischen Kirchenrechte begründete und 
zur Wahrung und zum Schutze eines klaren Rechtes angewandte 
Massregel des Bischofs rief in der kirchenfeindlichen Presse und 
unter den akatholischen Mitgliedern der Parlamente in Strassburg 
und Berlin eine Aufregung hervor, die sich mehr als Ausfluss pro- 
testantischer Intoleranz gegen die katholische Kirche, als der ruhigen 
Beurteilung eines Rechtsstandpunktes kennzeichnete. Man benutzte 
gegnerischerseits diesen Einzelfall zu einer konfessionellen Hetze 
gegen die Katholiken Lotbringens bezw. ihre kirchliche Behörde und 
stellte denselben in Verkehrung der rechtlichen Verhältnisse als einen 
Akt katholischer Unduldsamkeit gegenüber Andersgläubigen hin, ja 
proklamierte ihn selbst als eine Beleidigung und Herausforderung 
des gesamten Protestantismus und der evangelischen Kirche. Dass 
es sich in der ganzen Affäre nur um eine prinzipielle oder Rechts- 
frage, nur um objektive Wahrung der Rechte einer katholischen Pfarr- 
gemeinde im einzelnen und um die Erhaltung des gesetzlich-kon- 
fessionellen Charakters der Friedhöfe in Elsass-Lothringen über- 
haupt handele, nicht aber um Geltendmachung subjektiv-religiöser 
Gefühle oder Anschauungen, oder um einen Akt persönlicher Ab- 
neigung oder Gehässigkeit gegenüber Andersgläubigen, oder gar um 
eine beabsichtigte Beleidigung oder Missachtung der Protestanten 
und ihrer Kirche, das begriff man nicht oder wollte man nicht be- 
greifen. Wer freilich nicht zwischen Recht bezw. Wahrung eines 
solchen und persönlicher Stellung zu den durch dieses Recht be- 
rührten Subjekten zu unterscheiden weiss, dem fehlen alle Vorbe- 
dingungen zur objektiven Beurteilung eines »Famecker Falles«. 
Wenn ich zur Wahrung des rechtlichen Besitzstandes einer Sache 
gegen einen denselben störenden Nachbar den Rechtsweg beschreite, 
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so ist das nicht Unduldsamkeit oder gar Feindschaft oder Gehässig- 
keit gegen diesen, sondern die Verfolgung meines Rechts, die An- 
wendung eines Rechtsmittels, das das Gesetz selbst mir an die Hand 
gibt. Wenn zudem ein sicheres Recht preiszugeben nicht einmal 
in der Gewalt einer offiziellen Person steht, eine Vernachlässigung 
oder Ausserachtlassung seiner Wahrung oder gar ein Verzicht auf 
dasselbe eine schwere Verletzung des Amtes selbst involviert, dann 
wird kein objektiv denkender und vorurteilsfreier Mann die An- 
wendung der zur Wahrung und Erhaltung dieses Reclıtes ange- 
wendeten Mittel als Ausfluss persönlicher Abneigung oder Gehässig- 
keit gegen die den Besitz des Rechtes störenden Personen oder selbst 
als Angriff auf die mit ihnen in sozialer oder religiöser Gemein- 
schaft stehenden Personen oder Institutionen betrachten. Es handelt 
sich im Famecker Kirchhofsfalle nur und allein um die prinzipielle 
Frage, ob die Protestanten ein Beerdigungsrecht auf einen im Eigen- 
tum der katholischen Kirchengemeinde stehenden Friedhof besitzen 
oder nicht, nicht aber um die konfessionelle Frage, ob Protestanten 
überhaupt auf einem katholischen Kirchhofe beerdigt werden können. 
Wenn nun zur Wahrung des ausschliesslichen Rechts einer katho- 
lischen Gemeinde auf ihren Kirchhof Mittel angewendet werden, die 
an sich gesetzlich zulässig sind, so mögen zwar über die Zweck- 
mässigkeit und Wirkungskraft derselben verschiedene Meinungen 
bestehen, wie z. B. im gegebenen Falle unter gegenwärtigen Ver- 
hältnissen über die Opportunität der Anwendung des Interdikts, aber 
die Verfolgung oder Verteidigung als solche bleibt immer ein objek- 
tiver Akt des Rechts selbst; nur die Sache oder das Recht soll ge- 
schützt, nicht sollen die dasselbe störenden Personen weder als 
solche noch ihre Anschauungen oder Grundsätze damit verfolgt 
werden. Fühlen sich letztere durch das Einschreiten subjektiv in 
ihren religiösen Gefühlen gekränkt oder verletzt, so rührt das vom 
Mangel an Objektivität in Beurteilung einer Sache, deren Besitz und 
Gebrauch zu schützen und zu wahren dem Bischofe als Amt obliegt. 
Subjektive Gefühle und Anschauungen müssen in Rechtsgesellschaften, 
wie der Staat und die Kirche solche darstellen, vor dem klaren, 
ausgesprochenen und Öffentlich anerkannten Rechte schweigen. Wer 
sein Recht gebraucht und schützt gegen Angriffe und Verletzungen 
desselben, ist nicht intolerant gegen die Angreifer und Verletzer, 
wohl aber umgekehrt üben diejenigen Intoleranz, welche dasselbe 
verletzten, sowie alle, welche die Verletzung verteidigen oder direkt 
oder indirekt gutheissen. Das Ansinnen an die Katholiken, auf die 
ihnen gesetzlich zustehenden konfessionellen Kirchhöfe und den aus- 


Der Famecker Kirchhofsstreit. 301 


schliesslichen Gebrauch derselben nach ihren religiôsen Grundsätzen 
zu verzichten, ist der höchste Grad konfessioneller Unduldsamkeit 
seitens derjenigen, die eine solche Zumutung an eine Kirchengemein- 
schaft zu stellen wagen. Dass der Bischof von Metz bei Wabr- 
ung des gesetzlich-konfessionellen Charakters der Friedhöfe in 
Lothringen sich nicht vom Geiste religiöser Intoleranz leiten liess, 
diese aber wohl auf gegnerischer Seite liegt, zeigt folgender charak- 
teristischer Vorfall, den die »Augsb. Postztg.« vor einiger Zeit an- 
führte: In Longeville bei Metz erwies sich vor einigen Monaten die 
protestantische Abteilung des Kirchhofs als unzulänglich. Weil nun 
die vorgeschlagene Vergrösserung dieser Abteilung nach aussen hin 
dem protestantischen Bürgermeister »aus ästhetischen Rücksichtene 
nicht gefiel, beantragte derselbe eiue Vergrösserung nach innen hin 
anf Kosten der katholischen Abteilung, wobei er noch erklärte, dass 
er eine Weigerung des Bischofs, darauf einzugehen, als eine »direkte 
Beleidigung der Protestanten auffassen (!!) würde«. Trotz dieses 
unfreundlichen Auftretens, und um einem Konflikte so viel als 
möglich vorzubeugen, willigte der Bischof ein und gestattete die 
Ausgrabung von vier Reihen katholischer Gräber, die dann der pro- 
testantischen Abteilung zugefiigt wurden. Dabei hat denn doch wohl 
auch der Bischof das Recht, darauf zu bestehen, dass (wie ein 
französischer Minister in betreff der Kirchhofsfrage schrieb), »wenn 
die Rechte der protestantischen Minderheit nicht verletzt werden, 
auch die Rechte der katholischen Mehrheit nicht mit Füssen ge- 
treten werden sollen«. 

Derartige Kämpfe um die Erhaltung der Rechte der katho- 
lischen Gemeinden hatten die Metzer Bischôfe seit 1871 ständig zu 
führen. Als, wie dieselbe »Augsb. Postztg.« schreibt, infolge der neuen 
Verháltnisse die Zahl der Protestanten sich erheblich mehrte und 
diese nach und nach auch in entlegenen Ortschaften vereinzelt 
ansássig wurden, erliess am 25. Juli 1876 der Bischof von Metz 
Dupont des Loges eine Verordnung, nach welcher die Bestimmungen 
des Prairialgesetzes in allen Pfarreien durchgeführt werden sollten, 
um so jeder Schwierigkeit vorzubeugen. Auf Befehl des damaligen 
Bezirksprásidenten wurde jedoch die bischöfliche Verordnung be- 
schlagnahmt (!) und ihre Veróffentlichung untersagt. Am 19. Ja- 
nuar 1877 erschien daan ein Ober-Prásidialerlass, laut welchem 
»der Fall des Art. 15 nur dann als vorliegend zu erachten ist, 
wenn das Bekennen des Minderheitskultus ein Öffentliches, in die 
Wirklichkeit (durch Abhaltung eines regelmässigen Gottesdienstes) 
tretendes ist.« Während also in den wenigen Gemeinden, in denen 
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Gottesdienst für die Protestanten stattfindet, konfessionelle Kirchhöfe 
Genehmigung erhielten, wurde in den übrigen Landgemeinden die 
Errichtung einer Abteilung für die Protestanten grundsätzlich verhin- 
dert und nur ausnahmsweise auf Drängen der Bevölkerung gestattet. 
Die Beerdigung der Protestanten wurde dann in der Reihe der Katho- 
liken polizeilich erzwungen. 

So ward denn, nachdem der Bischof alles versucht hatte, um 
Streitigkeiten unter Wahrung der Rechte beider Konfessionen zu 
verhindern, der Kampf dem Bischof durch die Regierung aufge- 
zwungen. Würde der Erlass von 1877 durchgeführt, so wäre es um 
die konfessionellen Kirchhöfe in den Landgemeinden Lotbringens ge- 
schehen! Es blieb deshalb dem Bischof nichts anderes übrig, als die 
einzigen ihm zn Gebote stehenden Mittel zu gebrauchen, indem er 
in jedem katholischen Kirchhofe, in welchem ein Andersgläubiger 
beerdigt wurde, die kirchlichen Zeremonien untersagte, so lange die 
kirchlichen und weltlichen Gesetzesbestimmungen nicht erfüllt waren. 
Diesem energischen Vorgehen, das im Laute der letzten 30 Jahre 
mehrmals sich wiederholen musste, allein verdanken es die Katho- 
liken Lothringens, dass sie noch heute ihre durch das Gesetz ver- 
bürgten katholischen Kirchhöfe besitzen, und dass in den meisten in 
Betracht kommenden Gemeinden die Kirchhöfe nunmehr konfessionell 
getrennt sind und somit der konfessionelle Friede gesichert ist. Die 
bischöfliche Behörde hat nichts unterlassen, darauf zu dringen, dass 
die von dem Gesetze vorgeschriebene Trennung auch da eingeführt 
werde, wo sie noch nicht besteht. Leider ist dies bei dem ab- 
lehnenden Verhalten der Regierung bis jetzt noch nicht überall er- 
reicht worden. 

Solches ist speziell in der Gemeinde Fameck der Fall. In den 
beiden letzten Jahren wurden daselbst auf dem katholischen Fried- 
hofe zwei Kinder protestantischer Eltern bestattet. Der Bischof sah 
damals von einem Einschreiten ab, verlangte jedoch, dass sobald als 
möglich der ohnedies schon überfüllte Kirchhof vergrössert und bei 
dieser Gelegenheit eine Abteilung für Beerdigung der Andersgläubigen 
errichtet werde. Infolge der in der Gemeinde herrschenden Zwistig- 
keiten zogen sich die Verhandlungen in die Länge, bis im vorigen 
Jahre der Gemeinderat die gewünschte Anlage beschlos. Die Ar- 
beiten konnten jedoch nicht in Angriff genommen werden, weil die 
behördliche Genehmigung auf sich warten liess. Inzwischen starb in 
Fameck ein Protestant. Derselbe wurde durch den protestantischen 
Pfarrer auf dem katholischen Kirchhof beerdigt. Schon im vorigen 
Jahre war in Metz selbst, wo doch sicher der protestantische Kultus 
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»óffentlich« ausgeübt wird, ein ähnlicher Fall am 9. April vorge- 
kommen. Auf dem katholischen Friedhof St. Simon war trotz des 
vorherigen Einspruches des Bischofs ein Protestant in einer Familien- 
gruft beerdigt worden, den unzweideutigen gesetzlichen Bestimmungen 
über Konfessionalitàt der Familiengrifte zum Hohn, und obschon in 
St. Simon ein protestantischer Kirchhof besteht. Der Bischof hatte 
damals von einer Massregel Abstand genommen in der Hoffnung, 
eine friedliche Lösung des Falles zu erzielen; bis zum heutigen Tage 
ist in dieser Hinsicht noch nichts geschehen! Sollte nun auch in 
dem zweiten Fall, in Fameck, die kirchliche Behörde die Übertretung 
des Gesetzes dulden, so musste sie in absehbarer Zeit auf die Kon- 
fessionalität der Kirchhöfe verzichten. Aus diesem Grunde sah sich 
der Bischof genötigt, über den Kirchhof von Fameck das Interdikt 
auszusprechen. 

Die Rechtsfrage bezüglich der Konfessionalität der Kirchhöfe 
in Elsass-Lothringen kann gar keinen Zweifel aufkommen lassen. 
Diese ist durch das noch in voller Rechtsgültigkeit stehende franzô- 
sische Dekret vom 23. Prairial XII klargestellt, welches in Art. 15 
bestimmt verordnet: 

»In den Gemeinden, in welchen man sich zu mehreren Kulten 
bekennt, muss jeder Kult einen eigenen Begräbnisplats haben, und 
in Fällen, wo nur ein Kirchhof vorhanden ist, muss derselbe durch 
Mauern, Hecken oder Gräben in so viele Teile zerlegt werden, als 
verschiedene Kulte vorhanden sind, mit einem eigenen Eingange für 
jeden Teil, indem man dessen Platz (bezüglich seiner Grösse) in 
Übereinstimmung mit der Einwohnerzahl eines jeden Kultus bringt.« 

Aus diesem unzweideutigen Wortlaute des Gesetzes ergibt sich 
das auch durch mehrere Ministerialerlasse verbürgte Recht einer jeden 
Konfession, »sich zu weigern, ihren Kirchhofsanteil zur Beerdigung 
eines Andersgliubigen herzugeben.« Zweck dieser Bestimmung war 
nach ausdrücklicher Erklärung des Gesetzgebers die Förderung des 
konfessionellen Friedens durch Vermeidung von jedweder Streitigkeit 
in betreff der Beerdigung von Mitgliedern mehrerer Konfessionen auf 
demselben Friedhofe und durch Rücksichtnahme auf die berechtigten 
Gefühle der Katholiken, die, gerade so gut wie die Israeliten, auch 
nach ihrem Tode an den Einrichtungen ihrer Kirche teilhaben wollen. 
Bis zum Jahre 1870 war diese gesetzliche Bestimmung in den 
wenig zahlreichen Ortschaften Lothringens, in denen Protestanten 
wohnten, tatsächlich anstandslos beobachtet worden. 

Wenn seit dieser Zeit iu Lothringen widerliche Kirchhofs- 
streitigkeiten vorgekommen sind, und der Bischof zur Wahrung der 
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Interessen der katholischen Gemeinden und zur Erhaltung des katho- 
lischen Charakters der Kirchhöfe sich gezwungen sah, zu Rechts- 
mitteln zu greifen, so tragen allein diejenigen die Verantwortung, 
welche seit dreissig Jahren im Widerspruch mit den bestehenden ge- 
setzlichen Bestimmungen der Anlegung konfessioneller Kirchhöfe be- 
ständig Hindernisse in den Weg gelegt haben. Zur Beseitigung 
dieses Zustandes haben die Bischöfe von Metz ihrerseits nichts un- 
versucht gelassen. Zu verlangen, dass dieselben zu offenbaren Rechts- 
verletzungen hätten schweigen sollen, käme einem Ansinnen an sie 
gleich, Feigheit und Verrat in ihrem Amte zu üben. Nie konnten 
sie die Bestimmungen der kirchlichen Gesetzgebung und das gesetz- 
lich verbürgte Recht der Katholiken Lothringens auf konfessionelle 
Kirchhöfe durch ihr Stillschweigen verleugnen oder freiwillig preis- 
geben. Von diesem grundsätzlichen und rechtlichen Untergrunde suchte 
man gegnerischerseits die ganze Frage auf das konfessionelle Gebiet der 
religiösen Gegensätze zu verschieben, um dann hier mit den Schlag- 
wörtern Intoleranz, Beleidigung des Protestantismus etc. zu operieren. 

Am wenigsten kann dem gegenwärtigen Bischof Benzler vor- 
geworfen werden, dass er durch sein Verhalten in der Famecker 
. Kirchhofsfrage die Protestanten herausgefordert habe. Wie fern 
ihm diese Absicht gelegen, zeigen seine Verhandlungen mit dem Be- 
zirkspräsidenten zu Metz. Wir lassen deshalb den Wortlaut seiner 
Denkschrift an diesen hier folgen, wie er bereits in der »Köln. Volksztg.« 
Nr. 262 dieses Jahres veröffentlicht worden ist. 

Metz, 31. Okt. 1902. 

Ew. Hochgeboren beehre ich mich, auf das gefallige Schreiben 
vom 20. v. M. Ic 1440, betreffend Regelung der Kirchhoffrage, er- 
gebenst folgendes zu erwidern, 

Seit den ersten Zeiten ihres Bestebens hat die katholische 
Kirche stets den grössten Wert darauf gelegt, dass ihre Mitglieder 
nach ihrem Tode in konfessionell streng abgesonderten Begräbnis- 
orten zu ruhen kämen, welche durch das Gebet und den Segen des 
Bischofs eine besondere Weihe erhielten. Der enge Zusammenhang 
dieses Begräbnisortes mit der Kirche wird schon durch den demselben 
beigelegten Namen bekundet: er wird Kirchhof genannt, weil er 
mit der Kirche, in deren Nähe er in der Regel gelegen ist, ein 
organisches Ganze bildet. 

Den Andersgläubigen, welche zu Lebzeiten sich von der Kirche 
fernhielten, konnte durch eine notwendige Folgerung, bei aller 
Achtung vor ihren religiösen Überzeugungen, auch im Tode kein 
Anteil an dem katholischen Kirchhofe gewährt werden. 
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Dieses Recht der katholischen Kirche ist aber auch das Recht 
eines jeden Mitgliedes der Kirche. Dadurch, dass die Staatsver- 
fassung das Prinzip der Gewissensfreiheit anerkennt, verbürgt sie 
einem jeden einzelnen Staatsbürger das Recht, nach den Vorschriften 
seiner Religion zn leben, und an sämtlichen Einrichtungen seiner 
Kirche teilzunehmen. Es folgt daraus, dass ein jeder Katholik das 
Recht hat, nach seinem Tode in einem ausschliesslich katholischen, 
nach den Vorschriften seiner Kirche feierlich eingeweihten Kirchhofe 
zu ruhen, ebenso wie jeder evangelische Christ und jeder Israelit 
sich auf die Verfassung berufen kann, um nach den Einrichtungen 
seiner Konfession zu leben und zu sterben. 

Einem jeden Staatsbürger den Gebrauch dieses unveräusser- 
lichen Rechtes zu sichern, war der Zweck des Dekretes vom 
23. Prairial XII, welches im 15. Artikel verordnet: 

In den Gemeinden, in welchen man sich zu mehreren Kulten 
bekennt, muss jeder Kult einen eigenen Begräbnisplatz haben, und 
in den Fällen, wo nur ein Kirchhof vorhanden ist, wird man den- 
selben durch Mauern, Hecken oder Gräben in so viele Teile zerlegen, 
als verschiedene Kulte vorhanden sind, mit einem eigenen Ein- 
gange für jeden Teil, indem man diesen Platz (bezüglich seiner 
Grösse) in Übereinstimmung mit der Einwohnerzahl eines jeden 
Kultus bringt. 

Die Tragweite dieses Artikels wird durch mehrere Ministerial- 
erlasse genau festgesetzt. So heisst es in einem Erlasse vom Jahre 
1858 (Bull. du Min. de l’Intérieur 1858 Nr. 68); »En principe, tous 
les cultes reconnus, chacun sous la désignation qui lui appartient, 
ont droit à un cimetière, ou pour mieux dire, à un emplacement 
distinct, et, par suite, chacun d'eux peut refuser de laisser inhumer 
dans l'espace qui lui est réservé, les individus étrangers à sa com- 
munion. « 

Dieses Recht einer Konfession kann nicht einmal dann eine 
Ausnahme erleiden, wenn eine Familie, deren Mitglieder mehreren 
Konfessionen angehören, eine eigene Gruft besitzt. Eine weitere 
Entscheidung des Ministers des Innern vom Jahre 1867 sagt: sl 
s'ensuit (de l'art. 15) que les personnes qui, n'appartenant pas à la 
méme religion, sont inhumées dans le même cimetière, doivent être 
déposées dans des parties distinctes, et que, par conséquent, le méme 
caveau ne saurait être affecté à la sépulture des membres, ayant 
professé, pendant leur vie, des cultes differents.« 

In demselben Sinne war die Frage schon gelöst worden durch 
eine Entscheidung des Staatsrates, welche durch kaiserliche Verord- 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 20 


806 Heiner, 


nung vom 17. Juli 1861 bestätigt wurde. (Journal des Cons. de 
fabr., Ile série, Tom. XV, année 1867, p. 344.) 

Aus dem Jahre 1868 liegt eine weitere Entscheidung des 
Staatsrates vor, durch welche festgesetzt wird, dass Art. 15 auch 
dann massgebend ist, wenn in einer ganz katholischen Gemeinde 
bloss einzelne Mitglieder einer Familie der protestantischen Konfession 
angehören: »Il appartenait, heisst es da, au Maire de la commune 
de Maillezais de prendre un arrêté pour affecter aux sépultures du 
culte protestant une portion du cimetière de cette commune. e Und 
bei der Beratung des betreffenden Falles bemerkt der Regierungs- 
kommissar sehr treffend: »Sans doute, le culte de la minorité doit 
pas être outragé, mais le culte de la majorité n’est pas moins re- 
spectable.« (Arrêt du Cons. d'Etat, approuvé par décret impérial le 
8 Février 1868. Journ, Cons. de fabr. Ile série, tom. XVI, année 
1868, p. 179—189.) 

In demselben Sinne spricht sich ein Urteil des Staatsrats am 
13. Márz 1872 in einer ähnlichen Angelegenheit aus. (Journ. de 
fabr. JIIe série, tome II, p. 241—245.) 

In dem von Euer Hochgeboreu erwähnten Oberpräsidialerlass 
vom 19. Januar 1877 wird allerdings demgegenüber behauptet, 
»der obenbezeichneten Auffassung ständen nicht bloss die Zeugnisse 
»bewährter Kirchenrechtslehrer, sondern auch verschiedene ministe- 
»rielle Erlasse entgegen, in welchen sich die Meinung ausgesprochen 
»findet, dass nacb der Absicht des Gesetzgebers der Fall des Art. 15 
»nur dann als vorliegend zu erachten ist, wenn das Bekennen des 
»Minderheitskultus ein Öffentliches, in die Wirklichkeit (réellement) 
»hervortretendes ist.« 

Der einzige Rechtslehrer, auf den sich die Âusserung des Er- 
lasses beziehen kann, ist Vuillefroy, der in seinem »Traité de l'ad- 
ministration du culte catholique« zugunsten seiner Auslegung drei 
Ministerialschreiben anführt. Das erste ist vom 15. Brumaire XI, 
ist demnach um zwanzig Monate älter, als das Prairialdekret. Das 
zweite, vom 12. November 1808, stellt nur den allgemeinen Grund- 
satz auf, »eine jede Person habe das Recht, im Kirchhofe begraben 
zu werdene, Das dritte, vom 20. August 1838, gibt zu mehrfachen 
Beanstandungen Anlass, welche in dem an den Statthalter gerichteten 
Schreiben des Herrn Bischofs Dupont des Loges vom 16. November 
1880 ausgeführt sind. Ich will hier nur hervorheben, dass das 
Ministerialschreiben von 1838, welches der oben angeführten Be- 
hauptung des Oberpräsidialerlasses zugrunde liegt, den Wortlaut des 
Art. 15 in ganz unrichtiger Weise widergibt. Die Worte »öffent- 
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liches, in die Wirklichkeit (réellement) hervortretendese Bekennen 
des Minderheitskultus, auf welcben hier das Hauptgewicht gelegt 
wird, stehen nicht im Art. 15. Derselbe sagt bloss: »les communes 
où on professe plusieurs cultes.« In der französischen Sprache be- 
deutet aber das Wort professer un culte lediglich: sich zu einer 
religiösen Konfession bekennen, wozu noch lange nicht erfordert ist, 
dass »in der Gemeinde religiöse Akte häufig vollzogen und öffent- 
liche Gottesdienste regelmässig abgehalten werdene. Diese, im Ober- 
präsidialerlass von 1877 aufgestellten Kriterien entbehren jeder 
Grundlage im Wortlaut des Gesetzes; sie hätten ausserdem den 
Widerspruch zur Folge, dass die Katholiken, solange sie in einer 
Gemeinde leben, in welcher evangelischer Gottesdienst stattfindet, 
wo sie selbst also vielleicht eine Minderheit bilden, das Recht auf 
einen ausschliesslich katholischen Kirchhof hätten, desselben aber 
verlustig gingen, sobald sie in einer Gemeinde in der Mehrzahl 
sich befinden. 

Es hat zwar, wie es Euer Hochgeboren weiter bemerken, ein 
Ministerialzirkular vom 1. September 1845 den Wunsch ausge- 
drückt, es mógen überall die Mitglieder der verschiedenen Bekennt- 
nisse der Reihe nach ohne Unterschied der Konfession begraben, und 
die katholischen Gräber einzeln eingesegnet werden. Dieses Zirkular 
hatte jedoch nicht den Zweck, in der Angelegenheit Vorschriften zu 
geben, sondern lediglich den Bischöfen einen Vorschlag zu unter- 
breiten, den der Minister als zweckmässig betrachtete. 

Derselbe Vorschlag war schon, bei den Vorberatungeu zum De- 
kret vom Prairial, durch den Berichterstatter gemacht worden, indem 
er sagte: »Comme la religion catholique exige que les morts soient 
enterrés dans une terre bénite, les prétres de cette religion pourront 
bénir chaque fosse en particulier.« Dieser Vorschlag wurde jedoch 
vom Staatsrat abgelehnt, und statt dessen der Art. 15 in seiner 
jetzigen Fassung angenommen. Dadurch erreichte der Gesetzgeber 
seinen Zweck, der nach dem erwähnten Zirkular vom 1. September 
1845 der ist, »laisser à chaque culte la liberté de suivre, en se 
conformant aux réglements, ses traditions et sa discipline en ce qui 
concerne les inhumations.« Die Bischüfe werden in der Beantwor- 
tung dieses Zirkulars nicht verfehlt haben, dem Minister den Unter- 
schied zu erklären, der nach der katholischen Lehre zwischen der 
Einsegnung eines Grabes und der feierlichen Einweihung eines 
Kirchhofes besteht. Jedenfalls ist weder der Minister Martin, noch 
irgend ein anderer, auf diesen Vorschlag zurückgekommen, und es 


wurde seitens der Regierung nach wie vor an dem Art. 15 festgehalten, 
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Leider ist in Frankreich, durch das Gesetz vom 14. November 
1881 der Art. 15, ebenso wie manches andere, die Rechte der 
Kirche anerkennende Gesetz, aufgehoben worden. Trotzdem bleibt 
Art. 15 ausser Elsass-Lothringen, noch in manchen Staaten seines 
früheren Geltungsgebietes in Kraft, zumal in Belgien. Auch in dem 
linksrheinischen Teile der Rheinlande besteht Art. 15 noch zu Recht. 
Es wird zwar vielfach behauptet, dass eine Kabinetsordre vom 
27. August 1820 diese Anordnung aufgehoben habe. Diese Ordre 
bezieht sich aber nur auf einen einzelnen Fall, und dazu handelte 
es sich hier um einen Militärkirchhof (J. Marx, Das Kirchenver- 
mögensrecht, mit besonderer Berücksichtigung der Diözese Trier 
1897. S. 270.) Vor allem aber entbehrt die Order der für Gesetze 
nötigen Publikation. Ausserdem hebt deren Tragweite, auch wenn 
ihr Gesetzeskraft beigelegt wird, die Befugnis zur Anlegung eines 
konfessionellen Kirchhofes nicht auf. Ein Reskript des Kultusmini- 
sters an die königliche Regierung zu Trier vom 7. März 1863 er- 
klärt: »Durch allerhöchste Kabinetsorder vom 27. August 1826 ist 
das in dem Art. 15 des Dekretes vom 23. Prairial XII enthaltene 
Verbot der Kirchhofsimultanen für verschiedene Kultus aufgehoben, 
an den erwähnten Rechten der letzteren aber nichts geändert, das 
Eingehen auf neue Begräbnisgemeinschaften vielmehr als Sache 
christlicher Duldung, deren Entwickelung und Verbreitung zu wün- 
schen sei, bezeichnet und das dieser Entwickelung entgegenstehende 
gesetzliche Hindernis beseitigt worden. Zur Eingehung eines neuen 
Kirchhofsimultaneums kann aber nach wie vor kein Religionsteil 
genötigt werden, es muss în Ermangelung einer anderweitigen giit- 
lichen Einigung für jeden Kultus ein besonderer Begräbnisplats be- 
schafft werden.« 

Ebenso fordert die Zirkularverfügung des Kultusministers vom 
26. Juni 1864 an die ostrheinischen Regierungen, »dass bei An- 
legung neuer Kirchhöfe so viel als möglich auf die Einrichtung von 
Konfessionskirchhöfen Bedacht zu nehmen, falls aber die Anlegung 
eines Kommunalkirchhofes nicht zu vermeiden sein sollte, in geeig- 
neter Weise wenigstens dafür zu sorgen ist, dass über eine die reli- 
giösen Interessen der beteiligten Konfessionen sicherstellende Be- 
gräbnisordnung beizeiten und jedenfalls vor Erteilung der erforder- 
lichen Staatsgenehmigung eine entsprechende Verständigung bezw. 
Festsetzung herbeigeführt werdec. 

Abgesehen von der Rechtsfrage haben Euer Hochgeboren des 
weiteren darauf hingewiesen, dass in einer gewissen Anzahl von 
Gemeinden, vor allem in Strassburg, man längst von einer Sepa- 
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ration abgesehen hat; dass dasselbe Verhältnis auch in Lothringen 
selbst, beispielsweise in Dieuze, besteht, und dass die Beerdigung 
einzelner Andersgläubigen auf dem bürgerlichen Friedhofe in der 
Reihe im allgemeinen ohne Beanstandung von kirchlicher Seite ge- 
scheben sei. 


Es ist richtig, dass in Strassburg keine katholische konfessionelle 
Kirchhöfe bestehen; es ist mir nicht bekannt, welche Stellung die 
dortige bischófliche Behórde demgegenüber in früheren Zeiten ein- 
genommen hat; ich weiss jedoch sicher, dass, als vor einigen Jahren 
bei Anlage des neuen Kirchhofes zu Neudorf die Vorschriften des 
Prairialdekretes seitens der Stadtverwaltung trotz der Beschwerden 
der Katholiken umgangen wurden, der Herr Bischof von Strassburg 
entschieden gegen dieses Vorgehen Verwahrung eingelegt hat. 


Was die Diözese Metz betrifft, so ist es mir auch nicht unbe- 
kannt, dass der im Jahre 1808 errichtete Kirchhof von Dieuze kirch- 
lich nicht eingeweiht ist und in demselben von jeher der Reihe nach 
begraben wurde. Wenn dieser rechtswidrige Zustand heute noch 
besteht, so ist dies keineswegs ohne Beanstandung von kirchlicher 
Seite geschehen. Kurz nach der Einverleibung der Kreise Chateau- 
Salins und Saarburg in die Diözese Metz erliess nämlich der Herr 
Bischof Dupont des Loges eine Verfügung an die Pfarrer dieser 
beiden Kreise, durch welche denselben vorgeschrieben wurde, sich 
mit den Gemeindeverwaltungen ins Einvernehmen zu setzen behufs 
Anweisung einer besonderen Begräbnisstätte für die Nichtkatholiken; 
leider wurde laut Schreiben des Herrn Bezirkspräsidenten vom 
14. August 1876 die Ermächtigung zur Veröffentlichung dieser Ver- 
fügung so lange verweigert, bis die Vorschrift in betreff der Kirch- 
hoffrage aus derselben entfernt wurde. So wurde eine Zwangslage 
geschaffen, welche Dupont des Loges veranlasste, in dem Schreiben 
vom 16. November 1886 an den Herrn Statthalter die Rechtsfrage 
eingehend zu erórtern und Abhülfe zu begehren. 


In einzelnen Füllen wurde nun, dank dem versóhnlichen Ein- 
schreiten der Behörden, den billigen Forderungen der Katholiken 
Hechnung getragen und so den peinlichen Stórungen des konfessio- 
nellen Friedens jede Veranlassung entzogen. Leider geschah dies 
nicht überall. Nur zu oft wurde der Anlage einer besonderen Kirch- 
hofsabteilung für Nichtkatholiken die gróssten Schwierigkeiten ent- 
gegengestellt; noch öfter wurde, auch in grösseren Gemeinden, in 
denen beide Konfessionen zahlreich vertreten sind, die Anlage eines 
besonderen Einganges für diese Abteilung, oder auch die Anlage von 
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»Mauern, Hecken und Gräbene, trotz des klaren Wortlautes des 
Art. 15, behördlich untersagt. 

Ebenso ist es öfters geschehen, dass in Ermangelung eines Be- 
gräbnisplatzes für Nichtkatboliken, anstatt eine Verständigung behufs 
Absonderung eines freien Teiles des Kirchhofes herbeizuführen, ein 
Gendarm mit Gewalt die Beerdigung eines Nichtkatholiken in die 
Reihe der Katholiken erzwungen hat; dies ist sogar in Gemeinden 
geschehen, in denen die von Art. 15 vorgeschriebene Teilung besteht; 
ich nenne bloss den Fall in Öttingen und den jüngsten Fall in 
Gebling. So darf es auch nicht Wunder nehmen, wenn mancher- 
orts der für den nichtkatholischen Teil gesetzmässig hergerichtete 
Eingang nicht benutzt wird, sondern sämtliche Leichenzüge der 
Nichtkatholiken durch den Eingang des katholischen Teiles feierlich 
einziehen ; solches soll sogar, wie mir berichtet wird, auch im Metzer 
Ostfriedhof der Fall sein. 

Dass anderseits, wie in dem Oberpräsidialerlass hervorgehoben 
wird, die Ausscheidung nach Konfessionen vielfach in einer Weise 
ins Werk gesetzt wurde, durch welche die berechtigten Gefühle der 
Minderheit verletzt worden sind, hat auch das bischöfliche Schreiben 
vom 16. November 1880 bedauert. Es fehlt jedoch nicht an Mitteln, 
wie Bischof Dupont des Loges hierzu bemerkte, das religiöse Gefühl 
der Minderheit zu wahren, ohne dasjenige der Mehrzahl zu verletzen, 
Ihrerseits hat die kirchliche Behörde stets, soviel es in ihrer Macht 
lag, dafür Sorge getragen, dass die den Nichtkatholiken überwiesene 
Abteilung zu keiner Beanstandung Anlass gebe. Sie glaubte über- 
haupt durch ihre Forderung auf konfessionelle Trennung am wirk- 
samsten den konfessionellen Frieden zu fördern: dass dies der einzige 
Weg zu einem aufrichtigen und dauerhaften Frieden ist, zeigt eine 
dreissigjährige Erfahrung; dasselbe geht hervor aus dem Zirkular- 
schreiben des "Ministers des Innern vom 8. Messidor XII, durch 
welches den Präfekten das Prairialdekret übersandt, und dabei mit 
Bezug auf Art. 15 bemerkt wurde: »La profession des cultes dans 
une même commune a souvent donné lieu, quant aux inhumations, 
à des querelles et discussions religieuses; pour en empêcher le re- 
tour, le Gouvernement a pensé que dans ces communes, chaque culte 
devait avoir un lieu d’inhumation particulier.« 

Übrigens wird dies auch von jedem billigdenkenden Nicht- 
katholiken angenommen, sobald er zur Einsicht gelangt, dass die 
Forderungen der Katholiken nicht auf einer Missachtung anderer 
Konfessionen beruhen, sondern lediglich auf dem Wunsche, inmitten 
ihrer Glaubensgenossen zu ruhen; dass auch die Nichtkatholiken 
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denselben Wunsch, den übrigens eine jede Familie für ihre Mitglieder 
zu verwirklichen sucht, bezüglich ihrer Glaubensgenossen hegen, 
glaube ich wohl annehmen zu dürfen. 


Der Verwirklichung dieses Wunsches steht allerdings, wie es 
Euer Hochgeboren bemerken, in den kleineren lothringischen Ort- 
schaften, wo die Kirchhöfe noch vielfach um die Kirchen horum- 
liegen, der Kaummangel entgegen. Jedoch, abgesehen davon, dass 
die Zahl dieser Kirchhöfe von Tag zu Tag geringer wird, weisen 
unsere kleinen Gemeinden entweder keine oder nur gehr wenige 
Nichtkatholiken auf, so dass in den meisten Fällen für deren Be- 
erdigung eine anständige, aber räumlich beschränkte Abteilung ge- 
nügen würde, welche sich dann auch in der Mehrzahl dieser klei- 
neren Kirchhöfe herstellen liesse. 


Jedenfalls liesse sich in allen Gemeinden auf irgendwelche 
Weise die Anlegung eines gesetzmässig abgesonderten, würdigen Be- 
gräbnisplatzes für Andersgläubige durchführen. Was mich anbelangt, 
so werde ich wohl bei Euer Hochgeboren Zustimmung finden, wenn 
ich hier betone, dass, wenn ich auch die mir anvertrauten Interessen 
der katholischen Kirche und ihrer Angehörigen gewissenhaft wahren 
muss, ich anderseits aber ebenso aufrichtig bestrebt bin, für meinen 
Teil den Frieden unter den Angehörigen der verschiedenen Konfes- 
sionen nach Kräften zu fördern und dessen Störungen vorzubeugen, 
Ich weiss, dass ich dabei auf das freundliche Entgegenkommen Euer 
Hochgeboren rechnen darf. 


Ich bin nun gern bereit, im Sinne meiner Ausführungen eine 
allgemeine Verfügung zu erlassen, und ich glaube, dieselbe auch in 
allen Gemeinden durchführen zu können, falls ich auf eine entschie- 
dene und offen ausgesprochene Mitwirkung der Kaiserlichen Regie- 
rung zählen kann. Dann würde auch für die noch schwebenden Kirch- 
hofsangelegenheiten, zumal in Langenberg und Gebling, eine betrie- 
digende Lósung zu finden sein. 


Es würde mir zur ganz besonderen Genugtuung gereichen, 
wenn es mir im Einvernehmen mit Euer Hochgeboren gelingen 
könnte, das von einem Ihrer Herren Amtsvorgänger (Präsid. Schr. 
v. 30. Dezember 1875) als »unüberbrückbare Kluft« bezeichnete be- 
dauerliche Missverständnis, unter gleichzeitiger Wahrung der Rechte 
der evangelischen Minotitát und der katholischen Majoritát zu be- 
seitigen. Es würde dadurch zugleich sowohl den kirchlichen Inter- 
essen als auch — besonders im Hinweis auf die in einem Nachbar- 
lande erfolgte und von Euer Hochgeboren erwähnte Aufhebung des 
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Prairialdekretes — den Interessen des Deutschtums in Lothringen 
der grösste Dienst erwiesen werden. 
Der Bischof von Metz: 
gez.: T Willibrord. 

Aus diesem offiziellen Aktenstücke geht also unzweideutig her- 
vor, dass der Oberhirt der Metzer Diðzese von den friedlichsten Ab- 
sichten beseelt war und sein ganzes Streben nur darauf hinausging, 
zur Beseitigung des unliebsamen Konfliktes die Hand zu bieten. 
Wenn seine guten Absichten keinen Boden fanden, so tragen daran 
diejenigen die Schuld, die seit dreissig Jahren der Anlegung kon- 
fessioneller Kirchhöfe beständig Hindernisse entgegenstellten. Die 
Elsass-Lothringische Regierung wird bald selbst einsehen, dass fried- 
liche Verhältnisse in den Reichslanden nur dann geschaffen werden, 
wenn auch sie die verbürgten Rechte der Katholiken respektiert und 
nicbt Zustände aufkommen lässt, welche den Protest der kirchlichen 
Behörde hervorrufen müssen. Nachdem Bischof Benzler das Inter- 
dikt über den Famecker Kirchhof aufgehoben, wird hoffentlich auch 
die weltliche Regierung den bestehenden rechtlichen Verhältnissen in 
Zukunft mehr als bisher Rechnung tragen. 
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6. Die Marianischen Kongregationen an den höheren Lehr- 
anstalten in Preussen. 


Von Prof. Dr. Heiner. 


Durch Erlass des preussischen Kultusministeriums vom 23. Ja- 
nuar dieses Jahres!) wurden nicht weniger als sechs Verfügungen 
des Kulturkampfministers Falk aus den Jahren 1872—1876 ent- 
weder gänzlich aufgehoben, oder doch gemildert bezw. modifiziert. 
Diese Änderungen beziehen sich teils auf die Anteilnahme der 
Schüler der staatlichen Gymnasien und anderer Mittelschulen an 
Gottesdiensten (Schulmessen, Kirchengebeten, Empfang der Sakra- 
mente, Prozessionen), teils auf die Wiederzulassung der Marianischen 
Kongregationen. 

Da die im genannten Ministerialerlass vom 23. Januar aufge- 
führten Falk’schen Verfügungen nur nach Daten bezeichnet sind, so 
mögen dieselben zunächst dem Wortlaut nach hier wiedergegeben 
werden: 

I. Ministerialerlass vom 4. Juli 1872. 


Es ist zu meiner Kenntnis gekommen, dass in einigen Provinzen 
des Staates Marianische Kongregationen, Erzbruderschaften der hei- 
ligen Familie und andere religiöse Vereine bestehen, welche teils 
nur für die Schüler der Gymnasien und anderer höherer Unterrichts- 
austalten bestimmt sind, teils Schüler dieser Anstalten als Mitglieder 
aufnehmen. Ich kann weder das eine noch das andere gutheissen. 
Ich bestimme daher, unter Aufhebung aller dem entgegenstehenden 
Verfügungen, dass die bei den Gymnasien und anderen höheren 
Unterrichtsanstalten bestehenden religiösen Vereine aufzulösen sind, 
dass den Schülern dieser Anstalten die Teilnahme an religiösen Ver- 
einen direkt zu verbieten ist, und dass Zuwiderhandlungen gegen 
dieses Verbot disziplinarisch, nötigenfalls durch Entfernung von der 
Anstalt zu bestrafen sind. 


2. Ministerialerlass vom 22. Oktober 1874. 


Aus den im Bericht vom ... angegebenen Gründen genehmige 
ich die Wiederherstellung der bis zum Jahre 1852 geltend gewesenen 
katholischen Gottesdienstordnung für die höheren Lehranstalten dor- 
tiger Provinz. Vom 1. künftigen Monats an hat demgemäss der 
Gottesdienst wieder an Sonn- und Feiertagen vormittags aus einer 
Messe mit Predigt und an den Kommuniontagen nachmittags aus 


1) Siehe den Wortlaut des Erlasses unter »Staatl. Aktenstücke und Ent- 
scheidungene. 
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einer besonderen Andacht zu bestehen, und es ist an hôchstens zwei 
Wochentagen eine Messe vor dem Schulunterricht zu halten, welcher 
durch dieselbe selbstredend in keiner Weise verkürzt werden darf; 
das Lehrerkollegium jeder einzelnen Anstalt hat darüber zu bestim- 
men, ob und wie oft in den angegebenen Grenzen der Gottesdienst 
in der Woche angemessen sei. In dem Konvikt in Emmerich und 
der Ritterakademie in Bedburg kann in Rücksicht der dort be- 
stehenden besonderen Verhältnisse der tägliche Gottesdienst für die 
Konviktoristen bezw. Pensionäre vorläufig beibehalten werden. Für 
den Winter sind die Anstaltsdirektoren noch besonders zu ermäch- 
tigen, wegen eintretender Witterungsverhältnisse sämtliche Schüler 
von dem Gottesdienst an Wochentagen zeitweilig zu dispensieren. 

Ob die gemeinschaftliche Kommunion an den Anstalten alle 
sechs bis acht Wochen zu feiern sei, kann dem Beschluss der Lehrer- 
kollegien der einzelnen Anstalten überlassen werden, jedenfalls darf 
aber zur Teilnahme an derselben und zum Beiwohnen der Andacht 
an den Kommunion-Nachmittagen ein Zwang nicht stattfinden. 
Ebenso ist auch die Begleitung der Fronleichnamsprozession Lehrern 
und Schülern nicht als obligatorisch aufzuerlegen, die Teilnahme 
aber an Prozessionen, welche an Werktagen abgehalten werden, den 
Schülern während der Schulstunden nicht zu gestatten. 

Hiernach hat das königliche Provinzialschulkollegium das Er- 
forderliche an die Direktoren bezw. Rektoren der betreffenden An- 
stalten zu erlassen. 


3. Ministerialerlass vom 9. März 1875. 


Auf den Bericht vom... erkläre ich mich damit einverstanden, 
dass die Verfügung vom 18. März 1871, nach welcher Erlasse oder 
Bekanntmachungen der katholischen kirchlichen Oberbehörden den 
Schülern der Unterrichtsanstalten ohne vorgängige Genehmigung des 
Anstaltsvorstehers in den Schulklassen nicht mitgeteilt werden 
dürfen, auf die Mitteilung solcher Erlasse auch in den mit Unter- 
richtsanstalten — Gymnasien, Schullehrerseminarien — verbundenen 
Kirchen ausgedehnt werden. Das königliche Provinzialschulkollegium 
wolle die betreffenden Religionslehrer mit entsprechender Anweisung 
versehen. Übertretungen sind disziplinarisch zu ahnden. Sollte der 
Inbalt der fraglichen Erlasse den Ungehorsam gegen die Staatsge- 
setze verteidigen, so wird selbstredend sofort mit den schärfsten 
Disziplinarmassregeln vorzugehen sein. Zuwiderhandelnde sind in 
solchen Fällen sofort zu entlassen resp., soweit definitive Anstellung 
vorliegt, vom Amte zu suspendieren und in Disziplinaruntersuchung 
auf Amtsentsetzung zu nehmen. | 


4. Ministerialerlass vom 23. suli 1875. 


Da die Bestimmung in dem Reskripte vom 22. Oktober 1864, 
nach welcher die Begleitung der Fronleichnamsprozession Lehrern 
und Schülern nicht obligatorisch aufzuerlegen ist, mehrfach durch 
seitens der Pfarrgeistlichkeit an die höheren Lehranstalten ergangene 
Anzeigen oder Einladungen alteriert ist, so veranlasse ich das Pro- 
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vinzial-Schulkollegium, den Direktoren und Lehrern jede Mitteilung 
über das Stattfinden von Öffentlichen Prozessionen an Lehrer und 
Schüler, sowie die Beteiligung der Anstalten als solchen an ihnen 
und das Einnehmen bestimmter Stellen in denselben zu untersagen. 

Die höheren Lehraustalten stehen mit den Pfarrkirchen in 
keiner solchen Verbindung, dass sie in irgend einer Weise von den 
letzteren zu deren kirchlichen Feierlichkeiten herangezogen werden 
könnten, und muss die Sorge für die religiöse Gewöhnung der Söhne 
den Eltern anheimgestellt werden. 


5. Ministerialerlass vom 5. November 1875. 


Es ist zu meiner Kenntnis gekommen, dass zum Schlusse der 
in der Hegel von den Religionslehrern zelebrierten Schulmessen 
höherer Lehranstalten Gebete für den Papst bezw. die bedrängte 
Kirche gehalten werden. Indem ich das königl. Provinzial-Schul- 
kollegium auf die desfallsigen in dem Zentralblatte für die gesamte 
Unterrichtsverwaltung 1875, Seite 538 mitgeteilten Verfügungen der 
königlichen Regierung und des Provinzial-Schulkollegiums zu Münster 
vom 1. bezw. 11. April d. J. verweise, erwarte ich, dass dasselbe in 
seinem Verwaltungsbezirke jede nicht zu dem Schulgottesdienste ge- 
hörige oder gar demonstrative Gebetseinlage gleichmässig beseitigen 
werde. Bezüglich der Ausführung dieser Bestimmung ist von den 
Direktoren Bericht zu erfordern. 


6. Ministerialerlass vom 19. Januar 1876. 


Dem königlichen Provinzial-Schulkollegium erwidere ich auf den 
Bericht vom 9. November v. J., dass eine Kontrolle der Schüler, wie 
sie an dem Gymnusium in N. bezüglich der Teilnahme an den Sa- 
kramenten geübt wird, unstatthaft und sonach das fernere Einfordern 
von Beichtzetteln sofort abzustellen ist, da die von dem königlichen 
Provinzial-Schulkollegium betonte Notwendigkeit äusserer Ordnung 
zu Gewissenszwang und unlauterem Scheinwesen in nicht seltenen 
Fällen verführt hat und somit eine Schädigung wahrer Religiosität 
mit sich bringt. Dasselbe gilt für die dortigen Seminaristen. Was 
in meiner Verfügung vom 22, Oktober 1874 über die Fronleichnams- 
prozession gesagt ist, trifft selbstredend alle ähnlichen kirchlichen 
Aufzüge. Eine in mässigen Grenzen gehaltene Vorbereitung der 
Gymnasiasten auf die Beichte durch den Religionslehrer unterliegt 
keinem Bedenken, wenn dabei kein Zwang stattfindet. Dass durch 
Abstellung der seither geübten Kontrolle die sittlich-religiöse Er- 
ziehung der Jugend und der künftigen Volksschullehrer insbesondere 
einen Abbruch erfahre, kann ich umsoweniger anerkennen, als nach 
Wegfall dieses äusseren Momentes bei einer desto intensiveren inner- 
lichen Einwirkung auf Herz und Gemüt der jungen Leute, welche 
ich seitens des Direktors und der übrigen Lehrer erwarte, unge- 
färbte Religiositàt und sittliche Gewöhnung der Schüler nur ge- 
winnen können. Danach hat das königliche Provinzial-Schulkollegium 
ungesäumt das Erforderliche zu veranlassen. 
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Im Nachstehenden sollen uns vorerst nur die Marianischen 
Kongregationen beschäftigen, da gerade deren Wiederzulassung jüngst 
unter den Gegnern der katholischen Kirche einen wahren Sturm der 
Aufregung und Entrüstung entfacht hat. Welches ist der Inhalt der 
diesbezüglichen Studt’schen Verfügung? Welche Bedeutung oder 
Tragweite kommt dieser zu? Welcher Art sind die Befürchtungen, 
die viele Gegner der Marianischen Kongregationen an deren Wieder- 
zulassung knüpfen? Sind dieselben rechtlich und tatsächlich be- 
gründet? Diese Fragen ruhig und objektiv zu beantworten, ist 
allein der Zweck nachstehender kurzer Abhandlung. 

Durch obige Verfügung des Ministers Falk vom 4. Juli 1872 
wurden an allen preussischen höheren Schulen sämtliche religiösen 
Vereine, speziell die Marianischen Kongregationen, unter Androhung 
schwerer Strafen, event. der Entlassung der Schüler von der Anstalt 
im Falle der Teilnahme an solchen Vereinen, verboten und somit 
dieselben in jeder Form unmóglich gemacht. 
| Durch Erlass des Ministers Studt vom 23. Jan. 1904 ist dieses 
Verbot nunmehr aufgehoben und die Bildung von religiósen Ver- 
einen, speziell die Errichtung Marianischer Kongregationen, sowie 
die Teilnahme seitens der Schüler an denselben wieder gestattet. 

Die Wiederzulassung selbst ist jedoch keine absolute, sondern 
an eine ganze Reihe von Beschränkungen geknüpft. Es sind nicht 
weniger als acht Bedingungen, unter welchen allein Marianische 
Kongregationen und andere religióse Vereine wieder errichtet bezw. 
eingeführt werden dürfen. 1. Das Provinzial-Schulkollegium muss 
im einzelnen Falle die Genehmigung erteilen. 2. Die bei der betr. 
Anstalt bestehenden Verhältnisse müssen dabei gewürdigt werden. 
8. Die Erteilung der Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 4. Der 
Religionslehrer der Anstalt muss die Leitung haben. 5. Es muss 
sorgfáltig geprüft werden, ob der Schule oder dem Schüler durch 
den Verein ein Nachteil erwachsen kónnte. 6. Die Satzungen müssen 
als unbedenklich erfunden werden. 7. Der Direktor muss die Ober- 
aufsicht führen. 8. Kein Schüler darf mittelbar oder unmittelbar 
zur Teilnahme genötigt werden. 

Manche dieser Bedingungen ausdrücklich zu erwähnen, wäre 
an sich, weil sie sich von selbst verstehen, überflüssig gewesen, 
z. B. dass kein Zwang stattfinden, die Statuten nichts Bedenkliches 
enthalten dürfen. Gegen andere ist vom Standpunkte der Schule 
als einer der staatlichen Leitung unterstehende Anstalt aus ebenfalls 
wenig einzuwenden, z. B. dass die Anstaltsdirektion die Oberaufsicht 
führt, der Religionslehrer der Leiter sein soll, so unzweckmässig 
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und lästig sich letztere Bestimmung auch in einzelnen Fällen heraus- 
stellen mag, denn nicht jeder Religionslehrer dürfte neben der Be- 
sorgung des offiziellen Gottesdienstes und der regelmässigen Seel- 
sorge der Schüler besondere Lust und Neigung zur Übernahme einer 
solchen neuen Last verspüren und auch vielleicht nicht immer dazu 
geeigenschaftet sein. Schwerer wird das diskretionäre Ermessen der 
Schulbehörde, von welchem Sein und Nichtsein einer Kongregation 
an einer Lehranstalt abhängig gemacht ist, empfunden. Indes 
darf man auch hier wohl eine objektive, freundliche und wohl- 
wollende Behandlung der Sache voraussetzen, da gerade der obersten 
Leitung der Anstalten, falls sie nur irgendwie guten Willens ist, 
daran gelegen sein muss, jedes Mittel, das die religiöse und sitt- 
liche Erziehung der studierenden Jugend zu pflegen und zu fördern 
als geeignet erscheint, in Anwendung zu bringen. Jedenfalls wird 
es nicht in der Intention des gegenwärtigen Ministeriums liegen, 
den Provinzial-Schulkollegien verliehene Gewalten durch den Nicht- 
gebrauch sich gegenstandslos machen zu lassen. 

Man wird mich vielleicht in dieser Beziehung eines allzugrossen 
Optimismus zeihen, aber ich stehe als Realpolitiker auf dem Stand- 
punkt, nach einem Stück zu greifen und auch für dieses dankbar zu 
sein, wenn das Ganze zu erhalten mir versagt ist. Immerhin muss 
der Erlass des Ministeriums als ein Fortschritt, gleichsam als eine 
weitere Etappe in der Aufräumung der alten Kulturkampfsverord- 
nungen der Falkschen Ära betrachtet werden. Falk hatte den 
Marianischen Kongregationen an den Gymnasien mit einem Feder- 
strich, ohne auch nur eine Begründung für dieses gewaltsame Vor- 
gehen zu versuchen, den Garaus gemacht. Dieses Verbot ist nun- 
mehr beseitigt und wenigstens die Möglichkeit von Neugründungen: 
wieder hergestellt. Die Katholiken haben hier denn doch mehr als 
eine blosse Beteurung des Wohlwollens; der Erlass enthält eine Tat 
des Gerechtigkeitssinnes und Billigkeitsgefühles des Herrn Ministers 
Studt, für welche die preussischen Katholiken ihm Dank schulden. 

Wenn auch vorerst keine volle Freiheit für die Marianischen 
Kongregationen an höheren Studienanstalten gewährt worden ist, 
indem die Errichtung derselben an eine Anzahl von Klauseln ge- 
knüpft ist, und ihr Bestand in dem Ermessen der Schulbehörden 
steht, so darf doch auch nicht verkannt werden, dass diese an- 
scheinend von äusserem Misstrauen zeugenden Bedingungen dem 
Drucke der leider einmal bestehenden konfessionellen Gegensätzen 
und Verhetzungen entsprungen und vom Standpunkte der Regierung 
aus gleichsam als Konzessionen oder Beruhigungsmittel für die zahl- 
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reichen Gegner und Bekämpfer dieser kirchlichen Institution leicht be- 
greiflich erscheinen; auch ein Minister muss mit gegebenen Faktoren 
rechnen. Da aber durch dieselben das innere Wesen und die Haupt- 
zwecke der genannten religiösen Vereinigungen nicht direkt berührt 
oder vereitelt werden, so müssen wir den Kern auch in dieser etwas 
unangenehmen Umhüllung hinnehmen. An derartige bittere Beige- 
schmäcke bei Gewährungen von »Gnaden« sind wir Katholiken ja 
schon längst gewöhnt. 

Jedenfalls werden die wieder ins Leben gerufenen Kongre- 
gationen den Schulbehörden nie Gelegenheit bieten, sich über 
Schädigung der Interessen der Schulen oder sonstige Unzuträglich - 
keiten beklagen zu müssen. Stehen die Provinzial-Schulkollegien 
nicht auf dem konfessionellen Standpunkte der Engherzigkeit, Vor- 
eingenommenheit und des Misstrauens, üben sie in der Intention des 
Ministers auch wirklich Parität gegenüber den katholischen Schülern 
und deren Eltern, ist es ihnen tatsächlich und ernstlich darum zu 
tun, Religion und Sittlichkeit an den ihnen unterstellten Anstalten 
zu pflegen und zu fördern, dann wird auch bei nur einiger Ob- 
jektivität, gutem Willen und pädagogischen Taktgefühl der 
Direktionen und Provinzial-Schulkollegien der Zweck der Mariani- 
schen Kongregationen trotz der bestehenden einschränkenden Klauseln 
wieder in Zukunft erreicht werden können. 

Freilich kann von heute auf morgen der Wind umschlagen und 
das diskretionäre Ermessen zu Ungunsten der Kongregationen ge- 
handhabt werden, aber diese ständen auch ohne derartige ausdrück- 
liche diskretionäre Gewalten der Provinzial-Schulkollegien ständig in 
der Hand der Regierungen, wie solches der Erlass des Ministers 
Falk vom 4. Juli 1872 tatsächlich bewiesen hat. Sowieso sind die 
Kongregationen an Staatsanstalten der Gnade oder Ungnade der 
weltlichen Schulbehörden ausgeliefert. Kampfeszeiten sind indes 
anormale Zustände; solche abermals herbeizuführen, liegt wahrlich 
nicht, namentlich ‘unter gegenwärtigen Verhältnissen, im Interesse 
des Staates selbst. 

Nur immer mehr die negative als positive Seite, mehr das 
Vermisste als das Gegebene im Studtschen Erlasse hervorzukehren, 
entspricht weder der Billigkeit, noch der Objektivität, noch ist mit 
derartigen abfälligen oder einseitiven Beurteilungen und Besprech- 
ungen der Sache selbst gedient; dieser nützen wir am meisten da- 
durch, dass das Gebotene dankbar angenommen und tatsächlich zum 
Besten der studierenden katholischen Jugend nach Kräften und in 
kluger Weise verwertet wird. Wir vergeben unserer guten Sache 
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nicht im geringsten etwas, wenn wir mit gegebenen Verhältnissen 
rechnen, wie das auch in den preussischen Parlamenten vonseiten 
des Zentrums hervorgehoben wurde. Hat auf der einen Seite Kultus- 
minister Studt nach seinen eigenen Worten in einer Herrenhaus- 
rede »Kautelen geschaffen, wie er sie schärfer nicht vorschreiben 
konnte«, so werden auf der anderen Seite die Kongregationen zeigen, 
dass sie auch innerhalb derselben ihre guten Zwecke zu verwirk- 
lichen wissen werden und nach der Zusicherung des Kardinals Kopp 
»las Vertrauen nicht täuschen werden, das die Staatsregierung 
ihnen schenkt«. 

Was nun die »Marianische Kongregation« selbst anbetrifft, so 
macht man sich auf akatholischer Seite ganz falsche Vorstellungen 
von dem Wesen, Zwecke und den Wirkungen dieser kirchlichen Ein- 
richtung. Man hat solche Vorurteile aus unsauberen und trüben 
Quellen eingesogen. Ich bin selbst vier Jahre als Gymnasiast und 
drei Jahre als Akademiker Mitglied einer derartigen Kongregation y s 
gewesen und habe mehrere Jahre hindurch verschiedene Ämter in^ i 
derselben bekleidet. Deshalb bin ich auch wohl in der Lage, aus _ 
eigener Anschauung und Erfahrung mir in der Sache mb cred E 
bilden zu können. Aber auch als Kanonist war ich gezwungen, der 
rechtlichen Stellung, welche die Kongregationen im Organismus der 
Kirche einnehmen, wissenschaftlich nachzugehen. Ich muss offen ^ 
und auf Elite. gestehen , dass ich von all den Vorwürfen, Ein- jeg v 
wendumfen, Befürchtungen, Vorstellungen, Anschauungen, wie solche 
sei es in pädagogischer, konfessioneller oder rechtlicher Beziehung 
von den Gegnern der Kongregationen vielfach gehegt und meist in 
leidenschaftlicher Weise ausgesprochen werden, auch nicht eine 
irgendwie als berechtigt oder bestätigt gefunden habe. Von den 
prinzipiellen Gegnern einer über den schulplanmässigen Religions- 
unterricht hinausgehende Förderung christlichen Glaubens und reli- 
giösen Lebens bei den Schülern der höheren Lehranstalten muss 
natürlich ganz abgesehen werden. Wo christlicher Glaube und Moral 
überhaupt in der Erziehung entbehrt werden können, sind auch be- 
sondere Übungen der Religion höchst überflüssig oder gar für die 
»natürliche« Entwicklung des Menschen schädlich und hinderlich ! 
Aber auch die übrigen Gegner sind derart durch Vorurteile, Irr- 
tümer, Unkenntnis, Misstrauen in ihren subjektiven Ansichten und Vor- 
stellungen und Anschauungen über die Kongregationen getrübt oder 
geblendet, dass Auseinandersetzungen, Beteurungen oder Belehrungen 
auch hier wenig oder nichts fruchten würden. Nirgends haften ein- 
mal gefasste Vorurteile fester als auf religiösem Gebiete, besonders 
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in unseren Tagen. Kommt dann noch konfessionelle Abneigung oder 
gar Feindschaft oder Hass gegen die katholische Kirche und ihre 
Einrichtungen hinzu, wie dies heute z. B. durchgehends bei den 
Mitgliedern des »Evangelischen Bundes« zutrifft, dann muss von 
vornherein selbst auf die Möglichkeit einer Sinnesänderung durch Be- 
lehrung verzichtet werden. Wenn z. B. ein Pastor Naumaun 
(Germania Nr. 104. I), der jedenfalls nie ein Statut in Händen 
gehabt, »die Satzungen« der Marianischen Kongregationen sogar als 
»unsilllich« zu bezeichnen sich erdreistet, obgleich der Kultus- 
minister Studt selbst zu wiederholtenmalen öffentlich versichert hat, 
dass er die Statuten etc. einer längeren und genauen Prüfung unter- 
zogen und nichts Bedenkliches darin gefunden habe, ja die »volle Ver- 
antwortung« übernehmen zu wollen erklärt, so spricht daraus mehr als 
unheilbare Verblendung. Auf all’ diese aus Unkenntnis, Vorurteilen, 
Misstrauen oder Gehässigkeit entspringende Befürchtungen und Ein- 
würfe gegen die Marianischen Kongregationen weiter einzugehen, ist 
hier ausserdem nicht der Ort. In der Tagespresse, im Abgeordneten - 
und Herrenhause sind dieselben ohnehin so eingehend widerlegt, dass 
Neues kaum beigebracht werden könnte. Wer sich hat unterrichten 
lassen wollen, der konnte dies in ausreichendem Masse. Man lese 
nur die herrliche Rede des Kardinals Kopp, die denn doch selbst 
bei den verbissensten Gegnern aufklärend und beruhigend hätte 


> wirken müssen. Nur die rechtliche Stellung genannter religiöser 


Vereine möge dem Zwecke unserer Zeitschrift gemäss kurz berührt 
werden. 
Bekanntlich verdanken die Marianischen Kongregationen ihre 


dee: Entstehung einem jungen Priester der Gesellschaft Jesu, Johannes 
- Leon aus Belgien, der am Collegium Romanum in Rom als Pro- 
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fessor der Grammatik tätig war. Derselbe sammelte daselbst an 
den Sonn- und Festtagen die eifrigsten seiner Schüler um sich zu 
religiösen Übungen und leitete sie zu einem frommen christlichen 
Leben an. Diese private Vereinigung, die sich unter den Schutz 
der hl. Jungfrau Maria stellte, zog wegen ihres heilsamen Einflusses 


_ auf die religiöse und sittliche Erziehung der studierenden Jugend 


die Aufmerksamkeit des Papstes Gregor XIII. auf sich, der sie in 
Bulle »Omripotentis Dei, vom 5. Dezember 1584 unter dem Titel 
Mariä Verkündigung zu einer Haupt- oder Erzbruderschaft erhob 
und mit kirchlichen Vorrechten und Ablässe ausstattete. Zugleich 
bevollmächtigte der Papst den General der Gesellschaft Jesu, auch 
an anderen Orten derartige Kongregationen einzuführen und sie der 
Hauptkongregation in Rom zu aggregieren oder anzuschliessen. 
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Diese anfangs nur für die ;studieremde Jügend bestimmten Vereine 
wurden später von den Päpsten Sixtus V., Klemens VIII. und 
Gregor XV. auch auf andere Stände ausgedehnt. Benedikt XIV. be- 
lobte sie wegen ihrer Erfolge bezüglich der Belebung der christlichen 
Frömmigkeit und empfahl sie aufs wärmste in der goldenen Bulle 
»Gloriosae Dominae« vom 27. Sept. 1748. Als die Gesellschaft Jesu 
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trotzdem fortbestehen und blühten weiter unter der Leitung von 
eifrigen Weltgeistlichen. Leo XII. gab dem seit 1814 wiederher- 
gestellten Jesuitenorden durch Breve vom 17. Mai 1824 die alten 
Rechte und Privilegien bezüglich der Marianischen Kongregationen 
zurück. In einem Reskripte vom 7. März 1825 bevollmächtigte er 
den Jesuitengeneral, sämtliche Marianische Kongregationen aller 
Stände an die römische Haupt- oder Erzkongregation anzuschliessen, 
obne aber diesen Anschluss an die Bedingung zu knüpfen, dass sie 
unter der Leitung eines Priesters der Gesellschaft Jesu stehen 
müssten. !) 

Damit waren die Marianischen Kongregationen aus dem äusseren 
Zusammenhange mit dem Jesuitenorden als solche ausg 
ibnen eine von diesem rechtlich losgetrennte Existenz gegeben. Nur 
mussten sich solche Kongregationen, um an den Privilegien und 
Ablässen, welche der Erzkongregation in Rom von den Päpsten 
dauernd verliehen waren, zu partizipieren, sich dieser anschliessen, 
um nicht in jedem einzelnen Falle seitens des apostolischen Stuhles 
eine eigene und ausdrückliche Verleihung erbitten zu müssen. 
Wer auch nur die Elemente über die Lehre von den Privilegien im 
Kirchenrecht studiert bat, speziell über privilegia primo et per se 
und privilegia ad instar concessa, wird diesen Modus für höchst 
praktisch und vernünftig halten müssen. 

Der Jesuitenorden als solcher hat also mit den einzelnen 
Kongregationen auch gar nichts zu tun; ihr Zusammenhang mit 
demselben ist ein rein ideeller und historischer, insofern nämlich der 
erste Gedanke und die ersten Gründungen von ihm ausgingen. 
Rechtlich stehen sie heute weder zum Orden selbst, noch zu dessen 
Leitung oder zu einem Mitgliede in irgend einer notwendigen Ver- 
bindung oder Beziehung. Hier gelten für sie ausnahmslos die Be- 
stimmungen des gemeinen Rechts, wie man dieselben in jedem Lehr- 
buche des Kirchenrechts findet. Ich setze beispielshalber den ent- 
sprechenden Passus aus meinem »Kath. Kirchenrecht« (2. Bd. 8. Aufl. 
S. 402) her: 


1) Siehe Näheres bei Schneider-Behringer, Ablisse Nr. 118. 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 21 
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»Bruderschaften (Konfraternitäten, Sodalitäten — Kongrega- 
tionen —) sind freiwillige religiöse, von der kirchlichen Autorität er- 
richtete und deren Aufsicht unterstehende Vereinigungen von Welt- 
leuten zu frommen Zwecken ohne vita communis und ohne bestimmte 
äussere Lebensregel und Gelübde. Wie der Eintritt, so ist auch 
der Austritt zu jeder Zeit frei, wie denn überhaupt, ausser Aus- 
schluss aus dem Vereine durch statutenwidriges Betragen, kein 
Zwang zur Erfüllung der Pflichten erlaubt ist. Die Obliegenheiten 
verpflichten an sich deshalb auch nie unter Sünde. 

a) Die Gründung oder Errichtung (erectio canonica) einer neuen 
kirchlichen Bruderschaft sowohl iu Säkular- als auch in Regular- 
kirchen muss in kanonischer Weise vor sich gehen, d. h. sie kann 
nur mil schriftlicher Erlaubnis des Diözesanbischofs geschehen, der 
Zweck ‚und Statuten zu prüfen, event. zu emendieren und zu approbieren 
hat (Clemens VIII., Const. Quaecunque v. 7. Dez. 1604; S. C. Indg. 
20. Jul. 1868). Der Generalvikar bedarf dazu einer Spezialvollmacht 
des Bischofs (S. C. Indg. 18. Aug. 1868). Damit ist die kirchliche 
Leitung und Oberaufsicht von selbst gegeben . . 

b) Viele Bruderschaften sind vom apostolischen Stuhle selbst 
=. und mit Privilegien und Ablässen für die Mitglieder aus- 

estattet. Solche von ihm errichtete Bruderschaften werden oft zu 
Ersbruderschaften erhoben und ihnen die Befugnis zuerteilt, andere 
Bruderschaften an verschiedenen Orten der christlichen Welt, welche 
mit ihnen gleichen Zweck verfolgen und gleichen Namen tragen, 
sich anzugliedern (aggregatio) und durch diese Angliederung die- 
selben der geistlichen Güter und Ablässe teilhaftig zu machen, welche 
der betreffenden Erzbruderschaft selbst verliehen sind... Eine solche 
aggregatio bedarf indes ebenfalls stets der Genehmigung des Ordinarius 
(S. C. C. 20. Nov. 1762; 14. Sept. 1782); dieser ernennt bezw. be- 
stätigt auch den unmittelbaren Leiter (Direktor, Präses) der betr. 
Bruderschaft; zur Bestellung einer Vertretung muss ein solcher Vor- 
steher ausdrücklich bevollmächtigt sein (S. C. Indg. 22. Aug. 1842). 
Selbst dann, wenn Orden die Fakultät (vom apost. Stuhle) erhalten, 
Bruderschaften von Weltleuten zu errichten, kann die Einführung 
doch immer nur mit ausdrücklichem bischöflichen Konsens vollzogen 
werden (S. C. Indg. 1. Sept. 1747; 13. Jul. 1871).« 

Klarer und bestimmter kann denn doch wohl die unmittelbare 
und vollständige Abhängigkeit der kirchlichen Bruderschaften oder 
Kongregationen vom Diözesanbischof nicht ausgesprochen werden. 
Hiermit fallen aber von selbst alle Bedenken und Einwürfe, welche 
man bei Gelegenheit der Wiederzulassung der Marianischen Kon- 
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gregationen durch das Reskript des Kultusministers Studt v. 23. Jan. 

dieses Jahres gegen die religiösen Vereinigungen katholischer 

Schulen in der Presse, Versammlungen und Parlamenten seitens 

ihrer Gegner geltend zu machen suchte. Von irgend einer recht- 

tichen oder faktischen Dependenz der Schülerkongregationen von 

dem Jesuitenorden oder dessen General kann nicht im geringsten P 
und nach keiner Beziehung hin die Rede sein. Jede einzelne Kon- ere. nl ` 
gregation hat ihre eigenen vom Bischof approbierten Statuten, die jr 77 
Errichtung bezw. der Anschluss (Angliederung, nicht Eingliederung) , _ 

an die Erzkongregation in Rom kann nur von ihm vollzogen werden, Jy Lu 
nur und ausschliesslich seiner Aufsicht und Leitung untersteht 
dieselbe. 

Wer auch heute noch angesichts des ausgesprochenen Rechts ‚und 
angesichts der offenen Wirklichkeit dennoch von einem »organischen 
Zusammenhange« der Marianischen Kongregationen mit dem Jesuiten- 
orden oder gar von einer »Affiliierunge der »Gesellschaft Jesu« 
sprechen kann, der offenbart damit entweder eine unverzeihliche 

„Unkenntnis in katholischen Dingen, speziell auf dem Gebiete des è 
katholischen Kirchenrechts, oder aber derartige mit der Wa t PH / 
in Widerspruch stehenden Behauptungen charakterisieren fich als "NO 
beabsichtigte oder böswillige Entstellungen, gegen welche freilich 

selbst die klarsten Darlegungen des wahren Sachverhaltes nichts 
auszurichten vermögen. Hier ist auch der beste Wille machtlos 

und sind die klarsten Beweise fruchtlos. Trotz dieser unzweideutigen 
Rechtslage hat Kardinal Kopp, man darf wohl sagen zum Überfluss, der 
Beruhigung der aufgeregten Gemüter wegen betreffs der hartnäckigen 
Behauptungen, dass die Marianischen Kongregationen mit dem Je- 
suitenorden in organischer und rechtlicher Verbindung ständen und 

von ihm faktisch abhängig seien, an den Jesuitengeneral um eine 
authentische Erklärung gebeten, die denn auch sofort in bündigster 

Weise erfolgte und vom Kardinal in der Herrenhaussitzung verlesen 
wurde. Dieselbe lautet: 

»Da ich sehe, dass die Aufhebung des 8 2 des Jesuitengesetzes 
und die Zulassung der Marianischeu Kongregationen grosse Erregung 
hervorruft und man meint, dass die Marianischen Kongregationen,,.. ? 
son den Jesuiten abhängig sind; ‘sò erkläre ich alle diese Be- ` 
hauptungen füf hältlos und erkläre öffentlich, 1. der General der V 
Gesellschaft Jesu hat nicht die Leitung der Marianischeu Kongre- 
gationen, sie stehen tatsächlich nicht unter seiner Führung oder in t > 
irgend einer Weise unter der Leitung der Gesellschaft Jesu. 2. Die UH 
Errichtung der einzelnen Marianischen Kongregationen ist Sache der , 

2] * 
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Diôzesanbischôfe und unabhängig von der Zustimmung und Aus- 
führung des Pater General der Jesuiten. 3. Die Zustellung der 
Statuten der Kongregationen an den Pater General und dessen 
Unterschrift darunter hat nur den Zweck, dass sie an die schon 
bestehenden Kongregationen aggregiert werden. Dies zur Steuer der 
Wahrheit und zur Beruhigung der Gemüter. 
Rom, den 13. April 1904. 
Ludwig Martin, Pater, General der Jesuiten.« 


Hiermit können wir unsere Abhandlung schliessen. Wer trotz 
aller dieser Zeugnisse noch Argwohn gegen die Marianischen Kon- 
gregationen hegt oder gegen sie eifert, die weiter nichts sind, als 
eine besondere Standesseelsorge für die in so vielen religiösen und 
sittlichen Gefahren schwebende studierende Jugend, der beleidigt 
schwer nicht nur den ganzen preussischen Episkopat, unter dessen 
ausschliesslicher Jurisdiktion die genannten religiösen Vereinigungen 
stehen, sondern der setzt auch ein unbegründetes Misstrauen in ein 
Ministerium, das ihre Wiederzulassung erst nach jahrelanger und 
genauer Prüfung des Wesens und Zweckes derselben aus Paritäts- 
und Gerechtigkeitsgründen beschlossen hat. 
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II. Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Encyklika Pius X. „Jucunda sane“ zum 13. Sákularfeste 
des hl. Gregor d. Gr. vom 12. März 1904. 


Die unten dem Wortlaute nach abgedruckte Encyklika Pius X. 
zum 13. Säkularfeste des grossen heiligen Papstes Gregors (+ 604) 
hat kurz folgenden Inhalt: 

Zunächst werden die damaligen traurigen politischen und reli- 
giösen Zustände Roms beim Regierungsantritte Gregors beschrieben. 
Der Papst vergleicht nach einem Worte Gregors die damalige Kirche 
mit einem alten Wrack, in welches die Wellen überall eindrangen 
und dessen vom Sturme hin und her gerüttelten Planken krachend 
den Schiffbruch ankündigten. »Auf das bewunderungswerte dreizehn- 
jährige Pontifikat Gregors schweift heute Unser Blick von der Höhe 
des Vatikans; Wir haben vielleicht noch ınehr zu fürchten als die 
Kirche zu Gregors Zeiten; denn Ungewitter drohen allüberall, wohl- 
geordnete Feindeshaufen bedrängen Uns, gross ist überhaupt die 
Verlassenheit, in der Wir Uns befinden ohne menschliche Mittel, 
um die Feinde zu bekämpfen und den Sturm abzuschlagen. Doch 
Wir fühlen Uns sicher auf dem Felsen der Kirche und warten ruhig 
ab, dass sich im Winde die Stimmen verlieren, welche aussagen, 
die katholische Kirche habe ihre Zeit gelebt, ihre Lehren seien da- 
hingegangen, binnen kurzem sei sie verurteilt, entweder der Willkür 
der Wissenschaften und der modernen Zivilisation ohne Gott sich zu 
fügen oder vom Erdboden zu verschwinden. Nur die Kirche und die 
Vereinigung mit derselben einigt, was getrennt ist, ordnet zerstörte 
Verhältnisse, ebnet Ungleichheiten, gleicht Unvollkommenheiten aus.« 
Der Papst tadelt dann die Anwendung falscher philosophischen Grund- 
sätze: »Da sie sich weise dünkten, sind sie tóricht geworden.« Die 
Bischófe werden sodann ermahnt, ihr geistliches Amt zum Heile, 
nicht zum Ruin des Volkes zu verwalten, Zum Schluss erinnert Pius X. 
an das Motuproprio über die Herstellung des gregorianischen Ge- 
sanges und ermahnt, ähnliche Regeln auch auf andere Künste anzu- 
wenden, wie Malerei, Billhauerei, Architektur. Der Wortlaut selbst 
ist folgender: 
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PIVS PP. X. 


Venerabilibus Fratribus Patriarchis, Primatibus, Archiepiscopis, 
Episcopis aliisque locorum Ordinariis pacem et communionem cum 
Apostolica sede habentibus. 


Venerabiles Fratres, salutem et Apostolicam Benedictionem. 


Iucunda sane accidit recordatio, Venerabiles Fratres, magni et 
incomparabilis viri!), Gregorii Pontificis huius nominis primi, cuius, 
vertente anno millesimo tercentesimo ab eius obitu, saecularia so- 
lemnia celebraturi sumus. Nec absque singulari Dei providentia, qui 
mortificat et vivificat . . ., humiliat et sublevat*), factum esse arbi- 
tramur, ut inter apostolici ministrii Nostri pene innumerabiles curas, 
inter tot animi anxietates ob plurima eaque gravissima, quae uni- 
versae Ecclesiae per Nos regendae debemus, inter sollicitudines queis 
premimur, ut et vobis, Venerabiles Fratres, in apostolatus Nostri 
partem vocatis, et fidelibus omnibus curae Nostrae commissis quam 
optime satisfiat, vel a Nostri summi Pontificatus exordiis in sanctis- 
simum hunc et illustrem Decessorem, Ecclesiae decus atque orna- 
mentum, oculorum aciem converteremus.  Erigitur quippe animus 
ad magnam fiduciam in eius patrocinio penes Deum validissimo, et 
eorum sive quae sublimi magisterio praecepit, sive quae sancte gessit, 
memoria recreatur. Quod si ipse et praeceptorum vi et fecunditate 
virtutum in Ecclesia Dei tam ampla, tam alta, tam firma vestigia 
signavit, ut iure ab aequalibus et a posteris Magni nomen sit con- 
sequutus, apteturque illi vel hodie, tot saeculorum intervallo, ipsius 
inscripta sepulchro laudatio: innumeris semper vivit ubique bonis?), 
fieri profecto non potest, ut admiranda illius exempla sectantibus, 
divina opitulante gratia, non liceat, quantum humana sinit infirmitas, 
sua officia tueri. 

Ea persequi vix opus est quae ex historiae monumentis nota 
sunt omnibus. Summa erat publicarum rerum perturbatio, quo 
tempore supremum inivit pontificatum Gregorius; exstincta prope 
vetus humanitas, romani ruentis imperii dominatus omnes barbaries 
invaserat. Italia vero, a Byzantinis imperatoribus derelicta, facta 
fere Longobardorum praeda fuerat, qui, suis nondum compositis re- 
bus, huc illuc excurrebant, omnia ferro flammáque vastantes, luctu 
omnia caedibusque complentes. Haec ipsa Urbs, minis hostium 
exterius perculsa, interius afflicta pestilentia, eluvionibus, fame, eo 


1) Martyrol, Rom., 3. Sept. 
2) I Regnum. II, 6, 7. 
3) Apud Ioann. Diac., Vita Greg., IV, 68. 
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miseriae devenerat, ut iam procurandae incolumitatis, non modo 
civium sed confertae multitudinis se intus proripientis, ratio nulla 
suppeteret. Cernere namque erat sexus omnis et conditionis homines, 
episcopos, sacerdotes sacra vasa rapinis erepta portantes, religiosos 
viros, intemeratas Christi sponsas, fuga se, vel ab inimicorum 
gladiis, vel a perditorum hominum turpi violentia subducere, Romae 
autem Ecclesiam ipse Gregorius appellat: vetustam navim vehemen- 
terque confractam . . . undique enim fluctus intrant, et quotidiana 
ac valida tempestate quassatae putridae naufragium tabulae sonant. 1) 
At quem Deus suscitaverat nauta manu pollebat, et clavo tractando 
praepositus, non modo inter aestuantes procellas ad portum appellere, 
sed navim a futuris tempestatibus praestare tutam valuit. 

Àc mirum quidem quantum ipse perfecit spatio regiminis an- 
norum vix supra tredecim. Exstitit enim christianae vitae instaurator 
universae, excitans pietatem fidelium, observantiam monachorum, 
cleri disciplinam, sacrorum antistitum pastoralem sollicitudinem. 
Prudentissimus paterfamilias Christi?) Ecclesiae patrimonia custo- 
divit, adauxit, egenti populo, christianae societati et singulis eccle- 
siis, pro sua cuique necessitate, large copioseque suppeditaus. Vere 
Dei consul factus,*) actuosae voluntatis fecunditatem ultra Urbis 
moenia porrerit, totamque in bonum consortii civilis impendit. By- 
zantinorum imperatorum iniustis postulationibus restitit fortiter; 
exarcharum et imperialium administrorum fregit audaciam, sordi- 
damque avaritiam coërcuit, publicus iustitiae socialis adsertor. 
Longobardorum ferociam mitigavit, minime veritus ad portas Urbis 
obviam ire Agilulfo, ut ipsum ab ea obsidione dimoveret, quod idem 
cum Attila Leo Magnus pontifex egerat; nec a precibus blandisque 
suasionibus, aut ab ageudo sagaciter ante destitit, quam formidatam 
eam gentem tandem aliquando pacatam vidit, aequiore reipublicae 
forma constituta, eandemque catholicae fidei additam, opera in 
primis piae reginae Theodolindae, in Christo filiae suae. Quare 
Gregorius iure sibi vindicat nomen servatoris et liberatoris Italiae, 
huius nempe ferrae, quam ipse suaviter vocat suam.*)  Pastoralibus 
eius nunquam intermissis curis, in Italia, in Africa errorum reliquiae 
exstinguuntur, Ecclesiae res ordinantur in Galliis, Visigoti in Hispa- 
niis inchoatae conversionis incrementa suscipiunt, Britannorum inclyta 
gens, quae, dum in mundi angulo posita in cultu lignorum ac 


1) Registrum I, 4 ad Ioann., Episcop. Constantinop. 
2) Ioann. Diac., Vita Greg., II, 51. 

9) Inscr. sepulcr. 

4) Registr. V, 36 (40) ad Mauricium Aag. 
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lapidum perfida nunc usque remaneret,1) et ipsa ad veracem Christi 
fidem accedit. Cuius tam pretiosae acquisitionis accepto nuntio Gre- 
gorius eo gaudio perfunditur, quo carissimi filii complexu pater, Iesu 
Servatori accepta referens omnia, cuius amore, inquit ipse, in Bri- 
tannia fralres quaerimus, quos ignorabamus; cuius munere, quos 
nescientes quaerebamus, invenimus.?) Ea vero gens adeo se me- 
morem Pontifici sancto probavit, ut ipsum usque appellarit: magi- 
strum nostrum, Apostolicum nostrum, Papam nostrum, Gregorium 
nostrum, seque tamquam sigillum apostolatus eius existimarit. De- 
nique tanta in ipso fuit operae vis, tanta salubritas, ut rerum ab 
eo gestarum memoria alte insederit in animis posterorum, media 
aetate potissimum, quae spiritum quodammodo ab eodem infusum 
ducebat, eius verbo quasi alimentum trahebat, eius ad exempla 
vitam moresque conformabat, succedente feliciter in orbe terrarum 
christianae societatis humanitate adversus romanam, quae, saeculorum 
emensa cursum, esse omnino desierat. 

Haec mutatio dexterae excelsi! Ac vere quidem affirmare licet, 
sic persuasum fuisse Gregorio, non aliam nisi Dei manum talia pa- 
trasse. His enim verbis de Britanniae conversione sanctissimum 
monachum Augustinum affatur, quae sane de caeteris omnibus in 
ministerio apostolico ab ipso gestis intelligi possunt. Cuius opus 
hoc est, inquit, nisi eius qui ait: Pater meus usque nunc operatur 
et ego operor??) Qui ut mundum ostenderet, non sapientia homi- 
num, sed sua se virtute convertere, praedicatores suos, quos in 
mundum misit, sine litteris elegit; hoc etiam modo faciens, quia in 
Anglorum gente fortia dignatus est per infirmos operari.*) Equi- 
dem Nos minime latent, quae sancti Pontificis oculis, de se abiecte 
sentientis, omnino fugiebant, et rerum gerendarum peritia, et in 
coeptis ad exitum perducendis ingenium sagar, et in rebus dispo- 
nendis mira prudentia, et sedula vigilantia et non intermissa solli- 
citudo. At compertum pariter est, ipsum, non qua huius mundi 
principes, vi et potentia fuisse progressum, qui in altissimo illo pon- 
tificiae dignitatis fastigio primus voluerit appellari: Servus servorum 
Dei, non profana tantum scientia aut persuasibilibus humanae sa- 
pientiae verbis 5) viam sibi munivisse, non prudentiae tantum civilis 
consiliis, non instaurandae societatis rationibus diuturno studio prae- 
paratis ac deinde in rem deductis, non denique, quod admirationem 


d Registr. VIII, 29 (30) ad Eulog. episcop. Alexandr. 
2) Ibid. XI, 86 (28) ad Augustin. Anglorum episcop. 
8) Ioann. V, 17. 

4) Registr. XI, 36 (28). 

5) I Cor. II, 4 
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habet, mente concepto sibique proposito vasto aliquo tramite, in 
apostolico ministerio sensim percurrendo; quum contra, ut notum 
est, in ea esset cogitatione defixus, qua putaret imminere mundi 
finem, adeoque modicum tempus reliquum esse ad grandia facinora. 
Gracili admodum et infirmo corpore, diuturnis afflictatus morbis, ad 
extremum saepe vitae discrimen, incredibili tamen pollebat animi vi, 
cui nova semper alimenta suppeditabat vivida fides in Christi verbo 
certissimo, in eiusque divinis promissis. Maximam quoque fiduciam 
collocabat in collata divinitus Ecclesiae vi, qua ipse rite posset suo 
in terris fungi ministerio. 

Quare hoc illi propositum in omni vita fuit, quale singula 
dicta eius factaque comprobant, ut eandem fidem ac fiduciam et in 
se ipse foveret et in aliis vehementer excitaret, dumque supremus 
sibi dies adveniret, quantum hic et nunc liceret, optima quaeque 
sectaretur. | 

Inde sancti viri firma voluntas in communem salutem derivandi 
uberrimam illam caelestium donorum copiam, qua Deus Ecclesiam 
ditavit, cuiusmodi sunt et revelatae doctrinae certissima veritas, et 
eiusdem, qua patet orbis, efficax praedicatio, et sacramenta, quae 
vim habent sive infundendi sive augendi animae vitam, ac denique, 
superni praesidii auspex, gratia precum in Christi nomine. 

Harum rerum recordatio, Venerabiles Fratres, mire Nos recreat. 
Qui si ex hoc Vaticanorum vertice moenium circumspicimus, eodem 
quo Gregorius, ac maiore fortasse metu vacare non possumus; tot 
undique coactae tempestates incumbunt, tot premunt. hostium in- 
structae phalanges; adeoque sumus humano quovis praesidio desti- 
tuti, ut nec illas propulsandi nec horum impetum sustinendi ratio 
suppetat. Verum reputantes Nostri ubi sistant pedes, quo loco sit 
pontificia baec Sedes constituta, in arce Ecclesiae sanctae tutos Nos 
esse sentimus. Qui enim nesciat, ita Gregorius ad Eulogium pa- 
triarcham Alexandrinum sanctam Ecclesiam in Apostolorum principis 
soliditate firmatam, qui firmitatem mentis traxit in nomine, ul 
Petrus a petra vocaretur 2!) Divina Ecclesiae vis nullo temporis 
decursu excidit, neque Christi promissa expectationem fefellerunt; ea 
sic perseverant, quemadmodum Gregorii animum  erexere; quin 
etiam ex tot saeculorum comprobatione, ex tanta rerum vicissi- 
tudine multo Nobis validius roborantur. 

Regna, imperia dilapsa; sui fama nominis et humanitatis laude 
florentissimae gentes occiderunt; saepe, quasi senio confectae, ipsae 
se nationes diremerunt. At Ecclesia, suapte natura non deficiens, 


1) Registr., VII, 37, (40). 
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nexu nunquam dissolvendo cum caelesti Sponso coniuncta, heic non 
caduco flore viget iuventutis, eodem instructa robore quo prodiit e 
transfosso Christi corde in cruce iam mortui. Potentes in terris 
adversus eam sese extulerunt. Evanuere hi, sed illa superfuit. 
Philosophandi vias pene infinita varietate excogitarunt magistri de 
se gloriose praedicantes, quasi Ecclesiae doctrinam tandem aliquando 
expugnassent, fidei capita refellissent, eius magisterium omne absur- 
dum demonstrassent. Eas tamen historia, singulas obliteratas recenset 
funditusque deletas; quum interea lux veritatis ex arce Petri eodem 
fulgore coruscet, quem lesus ortu suo excitavit aluitque divina sen- 
tentia: caelum et terra transibunt, verba autem mea non praete- 
ribunt.!) 

Hac Nos fide alti, hac petra solidati, dum sacri principatus 
munia omnia gravissima, simulque manantem divinitus vigorem 
animo sensuque percipimus, tranquilli expectamus quoad voces conti- 
cescant tot obstrepentium, actum esse de catholica Ecclesia, eius 
doctrinas aeternum cecidisse; brevi eo deventuram, ut cogatur aut 
scientiae atque humanitatis Deum reiicientis placita excipere, aut 
ab hominum consortio demigrare. Inter haec tamen facere non pos- 
sumus, quin, cum ipso Gregorio in mentem omnium, sive procerum 
sive inferiorum, revocemus, quanta cogat necessitas ad Ecclesiam 
confugere, per quam detur et sempiternae saluti, et paci atque ipsi 
terrestris huius vitae prosperitati consulere. 

Quamobrem, ut sancti Pontificis utamur verbis, mentis gressus 
in eius petrae soliditate, sicut. coepistis, dirigite, in qua Redemp- 
lorem nostrum per totum mundum fundasse nostis Ecclesiam, qua- 
tenus recta sinceri cordis vestigia in devio itinere non offendant.?) 
Sola Ecclesiae charitas et cum ipsa coniunctio divisa unit, confusa 
ordinat, inaequalia sociat, imperfecta consummat.?) Retinendum fir- 
miter, neminem recle posse terrena regere, nisi noverit divina 
tractare, pacemque reipublicae ex universalis Ecclesiae pace pendere.*) 
Hine summa necessitas perfectae concordiae inter ecclesiasticam et 
civilem potestatem, quam utramque Dei providentia voluit mutua 
sese ope iuvare. Ad hoc enim potestas . . . super omnes homines 
caelitus data est, ut qui bona appetunt adiuventur, ut caelorum via 
largius pateat, ut terrestre regnum caelesti regno famuletur.®) 

Ex hisce principiis invicta illa Gregorii fortitudo manabat, 

1) Matth., XXIV, 85. 

2) Registr., VIII, 24 ad Sabinian. episcop. 

8) Ibid. V, 58 (53) ad Virgil. episcop. 


4) Ibid. V. 37 (20) ad Mauric Aug. 
9) Ibid. III, 61 (65) ad Mauric. Aug. 
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quam, opitulante Deo, imitari curabimus, Nobis proponentes modis 
omnibus, sarta tectaque iura et privilegia tueri, quorum Pontificatus 
romanus custos ac vindex est, coram Deo et coram hominibus. 
Quare idem Gregorius ad patriarchas Alexandriae atque Antiochiae, 
quum de iuribus agatur Ecclesiae universae, etiam moriendo, scribit, 
debemus ostendere, quia in damno generalitatis nostrum | specialiter 
aliquid non amamus.!) Ad Mauricium autem Augustum: Qui contra 
omnipotentem Dominum per inanis gloriae timorem atque contra 
statuta Patrum suam cervicem erigit, in omnipotenti Domino con- 
fido, quia meam sibi nec cum gladiis flectit.*) Atque ad Sabinianum 
diaconum: Ante paratior sum mori, quam beati Petri apostoli 
Ecclesiam meis diebus degenerare. Mores autem meos bene cognitos 
habes, quia diu porto; sed si semel deliberavero non portare, contra 
omnia pericula laetus vado. 3) 


Eiusmodi edebat Gregorius pontifex potissima monita, erantque 
dicto audientes ii quibus ea nuntiabantur. Ita, dociles aures prae- 
bentibus quum principibus tum populis, mundus verae salutis re- 
petebat iter, et ad humanitatem grassabatur eo nobiliorem ac 
fecundiorem quo firmioribus innixam fundamentis ad rectum usum 
rationis et ad morum disciplinam, vim hauriens omnem a divinitus 
revelata doctrina et ab evangelii praeceptis. 


Sed eo tempore populi, etsi rudes, inculti atque omnis humani- 
tatis expertes, erant vitae appetentes; hac autem donari a neniine 
poterant nisi a Christo per Ecclesiam: Ego veni ut vitam habeant el 
abundantius habeant.*) Habuerunt quidem vitam, eamque affluentem. 
Nam, quum ab Ecclesia non alia possit nisi supernaturalis vita pro- 
cedere, haec vitales etiam naturalis ordinis vires in se includit ipsa 
fovetque. Si radix sancta, et rami, sic Paulus ethnicae genti;... 
tu aulem cum oleaster esses, insertus es in illis el socius radicis et 
pinguedinis olivae factus es.*) 

At nostra aetas, etsi tanta christianae humanitatis luce fruatur, 
ut nulla ratione possit cum aevo Gregoriano comparari, videtur tamen 
eam vitam fastidire, a qua praecipue, saepe unice, quasi a fonte, tot 
nedum praeterita, sed etiam praesentia bona sunt repetenda. Nec 
modo, ut quondam subortis erroribus ac dissidiis, se ipsa detruncat 
quasi ramum inutilem, sed vel imam arboris radicem petit, id est 


1) Registr., V, 41 (43). 
2) Ibid. V, 37 (20). 

3) Ibid. V, 6 (IV, 47). 

4) Ioann., X. 10. 

5) Ad. Rom, XI, 16, 17. 
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Ecclesiam, conaturque vitalem exsiccare succum, quo certius illa 
corruat nullum in posterum emissura germen. 

Hodiernus hic error idemque maximus, unde caeteri fluunt, 
causa est cur tantam aeternae hominum salutis iacturam ac tam 
multa religionis detrimenta doleamus, plura etiam, nisi medica 
adhibeatur manus, impendentia extimescentes. Negant enim quid- 
quam esse supra naturam; esse Deum rerum conditorem, cuius pro- 
videntia cuncta regantur; fieri posse miracula; quibus de medio 
sublatis necesse est christianae religionis fundamenta convelli. Im- 
petuntur ipsa argumenta, quibus Deum esse demonstratur, atque 
incredibili temeritate, contra prima rationis iudicia, repudiatur in- 
victa illa argumentandi vis, qua ex effectibus causa colligitur, id 
est Deus eiusque attributa, nullis circumscripta limitibus. Invisibilia 
enim ipsius a creatura mundi, per ea quae facta sunt, intellecta 
conspiciuntur ; sempiterna quoque eius virtus, el divinitas.1) Facilis 
inde aditus patet ad alia errorum portenta, rectae rationi repugnantia 
aeque ac bonis moribus perniciosa. 

Enimvero gratuita supernaturalis principii negatio, quae propria 
est falsi nominis scientiae,?) fit postulatum critices historicae pariter 
falsae. Quae ordinem rerum supra naturam ratione quavis attingunt, 
sive quod illum constituant, sive quod cum illo coniuncta, sive quod 
ipsum praesumant, sive denique quod nisi per ipsum explicari multa 
non queant, ea omnia, nulla investigatione instituta historiae paginis 
eraduntur. Eiusmodi sunt Iesu Christi divinitas, mortalis ab eodem 
assumpta caro Sancti Spiritus opera, sua Ipse virtute a mortuis 
excitatus, omnia denique fidei nostrae caetera capita. Qua falsa 
semel inita via, nulla iam lege critica scientia cohibetur, suoque 
marte quidquid non arridet aut rei suae demonstrandae adversari 
putatur, id omne sacris libris adimitur. Sublato enim supernaturali 
ordine, longe alio fundamento exstrui necesse est historiam de Ec- 
clesiae originibus, ideoque suo lubitu novarum rerum molitores mo- 
numenta versant, ea non ad sensum auctorum, sed ad suam ipsorum 
voluntatem trahentes, 

Magno istorum doctrinae apparatu et argumentorum speciosa 
vi multi sic decipiuntur, ut, vel a fide desciscant, vel in ea valde in- 
firmentur. Sunt etiam qui, sua in fide constantes, critices disciplinae, 
quasi demolienti, succensent, quae quidem ipsa per se culpa vacat, 
legitimeque adhibita conducit ad investigandum felicissime. Neutri 
tamen animum advertunt ad ea quae perperam ponunt ac prae- 


1) Ad Rom., I, 20. 
2) Tim., VI, 20. 
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sumunt, hoc est ad falsi nominis scientiam, a qua profecti, necessario 
ad falsa concludenda ducuntur. Falso nempe philosophiae principio 
corrumpi omnia necesse est. Hi autem errores satis refelli poterunt 
nunquam, nisi acie mutata, hoc est, deductis errantibus a suae cri- 
tices praesidiis, ubi se munitos existimant, ad legitimum philosopbiae 
campum, quo relicto, errores hauserunt. 


Taedet interim ad subtili mente viros eosdemque solertes Pauli 
verba convertere, increpantis illos, qui a terrenis hisce ad ea quae 
oculorum aciem fugiunt non assurgerent: Evanuerunt in cogitationibus 
suis et obscuratum est insipiens cor eorum; dicentes enim se esse 
sapientes, stulti facti sunt.1) Stultus enim omnino dicendus quicumque 
vires mentis insumit ut fabricet in arena. 


Nec minus dolendae ruinae quae moribus hominum vitaeque 
societatis civilis ex ea negatione proveniunt. Etenim opinione 
sublata, praeter adspectabilem hane rerum naturam esse divinum 
aliquid, nihil plane superest, quo excitatae cupiditates vel turpissimae 
coérceantur, quibus mancipati animi ad pessima quaeque rapiuntur. 
Itaque tradidit illos Deus in desideria cordis eorum, in immundi- 
tiam; ut contumeliis afficiant corpora sua in semetipsis.?) Ac vos. 
quidem, Venerabiles Fratres, minime latet, quam undique perditorum 
morum exundet lues, cui continendae impar erit civilis potestas, nisi 
ad altioris, quem diximus, ordinis praesidia confugiat. Sed neque 
ad sanandos caeteros morbos humana quidquam valebit auctoritas, 
si memoria excidat aut negetur omnem potestatem a Deo esse. Tunc 
enim, unico freno, vi cuncta gerentur, quae vis neque adhibetur con- 
stanter nec in manu semper est; qno fit ut populus occulto quasi 
morbo laboret, omnia fastidiat, ius praedicet arbitrio suo agendi, 
seditiones conflet, reipublicae conversiones interdum turbulentissimas. 
paret, divina omnia et humana iura permisceat. Amoto Deo, nulla 
civitatis legibus, nulla vel necessariis institutis constat reverentia, 
iustitia contemnitur, ipsa opprimitur quae iuris est naturalis libertas; 
eo usque devenitur, ut domesticae societatis compages, civilis con- 
iunctionis primum fundamentum atque firmissimum dissolvatur. Quo 
fit ut, infensis hisce Christo temporibus, difficilius aptentur efficacia 
remedia, quae ad populos in officio continendos Ecclesiae suae ipse 
comparavit. 


Non aliunde tamen quam in Christo salus: Nec enim aliud 
nomen est sub caelo datum hominibus, in quo oporleat nos salvos 


1) Ad Rom., I, 21, 22. 
2) Ibid. I, 24. 
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fieri.1) Ad Ipsum ergo redire necesse est, eius advolvi pedibus, ex 
ore illo divino verba vitae aeternae haurire; solus quippe potest in- 
staurandae salutis indicare viam, solus vera docere, solus ad vitam 
revocare, qui de se dixit: Ego sum via et veritas et vita.*) Tentata 
denuo est mortalium gestio rerum seorsim a Christo; aedificari 
coepit reprobato angulari lapide, quod Petrus iis exprobrabat, qui 
lesum cruci affixerant. Ecce autem rursus extructa moles ruit aedi- 
ficantium cervices infringens. Iesus interim superest, humanae so- 
cietatis angularis lapis, iterum comprobata sententia non esse nisi 
in ipso salutem: Hic est lapis qui reprobatus est a vobis aedifican- 
libus, qui factus est in caput anguli, et non est in alio aliquo 
salus.?) 

Ex his facile intelligitis, Venerabiles Fratres, quanta unum- 
quemque nostrum urgeat necessitas, animi vi qua possumus maxima 
quibusque pollemus opibus, huiusmodi supernaturalem vitam in omni 
ordine humanae societatis excitandi, ab infimae sortis opifice, cui 
panis apponitur diuturno sudore comparatus, ad arbitros terrarum 
potentes In primisque privata prece ac publica exoranda Dei mi- 
sericordia, ut potenti auxilio suo adsit qua voce olim tempestate 
iactati clamabant Apostoli: Domine, salva nos, perimus.*) 

Quamquam nec ista satis. Gregorius enim vitio tribuit episcopo, 
quod, sacri amore secessus et orandi studio, in aciem non prodeat, 
pro Domini causa strenue dimicaturus, inquiens: Vacuum episcopi 
nomen tenet.5) Ac iure quidem; lux enim est afferenda mentibus 
lugi praedicatione veritatis et valida refutatione pravarum opinionum 
per veram solidamque philosophiae ac theologiae scientiam et per 
auxilia omnia, quae ex genuino historicae investigationis incremento 
provenerunt. Oportet insuper omnibus apte inculcentur tradita a 
Christo morum documenta, ut discant sui imperium exercere, motus 
animi appetentes regere, tumentem superbiam deprimere, parere 
auctoritati, iustitiam colere, omnes charitate complecti, dispari in 
civili convietu fortunae acerbitatem christiana dilectione temperare, 
a terrenis bonis avocare mentem, quam Providentia dederit sortem 
ea esse contentos, suisque tuendis officiis benigniorem efficere, ad 
futuram vitam contendere spe sempiternae mercedis. Illud autem 
praecipue curandum, ut haec se insinuent animisque penitus insi- 
deant, quo vera et solida pietas altiores radices agat, sua quisque 


1) Act., IV, 12. 

2) Ioann., XIV, 6. 

3) Act., IV, 11, 12. 

4) Matth., VIII, 25. 

5) Registr. VI, 63 (30). Cfr. Regul. past. I, 5. 
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et hominis et christiani officia, non ore tenus, sed re, profiteatur et 
fiducia filii ad Ecclesiam confugiat ad eiusque ministros, quorum 
ministerio impetrent admissorum veniam, Sacramentorum gratia robo- 
rentur, vitam ad christianae legis praecepta componant. 

Sacri muneris praecipuas has partes comitetur oportet Christi 
charitas, cuius instinctu nemo sit quem iacentem non erigamus, 
quem lugentem non consolemur, necessitas nulla cui non occurramus, 
Huiusmodi nos charitati totos devoveamus, huic res nostrae cedant 
omnes, huic propriae utilitates posthabeantur et commoda, ut omni- 
bus omnia facti, !) salutem omnium quaeramus vel ipso vitae pretio, 
ad Christi exemplum ab Ecclesiae pastoribus id postulantis: Bonus 
pastor animam suam dat pro ovibus suis.) Insignibus his docu- 
mentis referta sunt quae Gregorius scripta reliquit, multiplici 
exemplo vitae admirandae multo expressa potentius. 

Quia vero ista, quum e principiorum christianae revelationis 
natura, tum ex intimis nostri apostolatus proprietatibus necessario 
fluunt, iam videtis, Venerabiles Fratres, quanto in errore versentur 
qui existimant bene se de Ecclesia mereri ac frugiferam operam in 
aeternam hominum salutem conferre, si profana quadam prudentia, 
falsi nominis scientiae multa largiantur, vana spe ducti, posse ita 
facilius errantium sibi gratiam conciliare, re autem vera ipsi se per- 
ditionis periculo committentes. Sed veritas una est, nec dividi po- 
lest; eadem aeterna perdurat, nullis obnoxia temporibus: Jesus 
Christus heri, et hodie: ipse et in saecula.?). 

Ili etiam valde falluntur qui in collocandis publice beneficiis 
praesertim popularium causam agentes, quae ad corporis victum cul- 
tumque pertinent ea maxime curant, animorum salutem et chri- 
stianae professionis officia gravissima silentio praetereunt. Nec eos 
pudet interdum summa quaedam evangelii praecepta quasi velis ob- 
legere, veriti ne forte minus audiantur aut prorsus deserantur. 
Alienum quidem a prudentia non erit, etiam in proponenda veritate, 
sensim procedere, ubi res agatur cum iis, qui a nostris institutis 
abhorrent a Deoque sunt omnino seiuncti. Resecanda vulnera, ita 
Gregorius, leni prius manu palpanda sunl.4) Verum haec ipsa in- 
dustria speciem prudentiae carnis assumet, si ad agendi normam 
assurgat constantem atque communem; eoque magis quod per eam 
divina gratia parvi haberi videatur, quae non sacerdotio tantum 
conceditur eiusque ministris, sed Christi fidelibus omnibus, ut ipso- 

1) I Cor. IX, 22. 

2) Ioann. X, 11. 


3) Ad Hebr. XIII, 8. 
4) Registr. V, 44 (18) ad Ioannem episcop. 
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rum animos dicta nostra et facta percellant. Fuit autem eiusmodi 
prudentia ignota Gregorio, quum in praedicatione evangelii, tum in 
caeteris ab eo mire gestis ad proximos relevandos miseriis. Is Apo- 
stolorum vestigia constanter est persequutus, quorum, cum primum 
peragrandum terrarum orbem susceperunt nuntiaturi Christum, fuit 
ista vox: Praedicamus Christum crucifixum, Iudaeis quidem scan- 
dalum, gentibus autem stullitiam.!) Atqui si tempus ullum extitit, 
quo humanae praesidia prudentiae maxime opportuna viderentur, 
illud profecto fuit, quum ad excipiendam tam novam doctrinam, 
communibus cupiditatibus tam repugnantem, tam oppositam graeco- 
rum et romanorum florentissimae humanitati, nulla esset animorum 
praeparatio. Nihilominus id genus prudentiam Apostoli a se alienam 
duxerunt quibus divina erant comperta decreta: Placuit Deo per 
stultitiam praedicationis salvos facere credentes.?) Ea stultitia quem- 
admodum semper, sic adhuc os... qui salvi fiunt, id est nobis, Det 
virtus est.) In scandalo crucis, uti antea, sic in posterum arma 
suppetent omnium potentissima ; ut olim, sic deinceps nobis erit in 
eo signo victoria. 


Haec tamen arma, Venerabiles Fratres, vim exuent omnem nec 
erunt profutura quidquam, si tractentur ab iis, qui interiorem vitam 
cum Christo non agant, qui non sint vera firmaque pietate instituti, 
qui Dei gloriae eiusque regni amplificandi studio non flagrent. 
Quae omnia Gregorius adeo esse necessaria putabat, ut maximam 
curam impenderet in Episcopos et sacerdotes creandos, qui divini 
honoris hominumque verae salutis magno desiderio tenerentur. 
Idque sibi proposuit in libro qui Regula pastoralis inscribitur, ubi, 
ad cleri salubrem institutionem et ad sacrorum antistitum regimen 
normae traduntur, non iis modo temporibus sed etiam nostris aptis- 
simae. Idem prout eius enarrator vitae describit, velut Argus quidam 
luminosissimus per totius mundi latitudinem suae pastoralis solli- 
citudinis oculos 4) circumferebat, ut si quid in clero vitii aut negli- 
gentiae deprehenderet, in id statim animadverteret. Quin etiam vel 
ipsa periculi cogitatio, ne forte illuvies et corruptelae in mores cle- 
ricorum irreperent, trepido metu eum afficiebat, Si quid vero contra 
Ecclesiae disciplinam actum comperisset, ea re vehementer angebatur, 
nec ullo poterat pacto quiescere. Tunc cerneres admonere, corri- 
gere, canonicas poenas minitari violatoribus, has interdum ipsemet. 


1) I Cor. I, 23. 

2) Ibid. I, 21. 

8) Ibid. I, 18. 

4) Ioan. Diac., lib. II, c. 65. 
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irrogare, indignos, nulla interiecta mora, nulla rerum hominumve 
habita ratione, ab officio identidem prohibere. 

Multa praeterea monebat, quae his verbis in scriptis eius fre- 
quenter expressa leguntur: Qua mente apud Deum intercessionis 
locum pro populo arripit, qui familiarem se eius gratiae esse per 
vilae meritum nescit?!) — Si ergo in eius opere passiones vivunt, 
qua praesumplione percussum mederi properat, qui in facie vulnus 
portat??) — Quinam poterunt in Christi fidelibus expectari fructus, 
gi veritatis praecones quod verbis praedicant, moribus impugnant ? 3) 
— Profecto diluere aliena delicta non valet is, quem propria de- 
vastant.*) 

Veri sacerdotis exemplar huiusmodi censet atque ita describit: 
Qui cunctis carnis passionibus moriens iam spiritualiter vivit; qui 
prospera mundi postposuit; qui nulla adversa pertimescit, qui sola 
interna desiderat . . .; qui ad aliena cupienda non ducitur, sed 
propria largitur; qui per pietatis viscera citius ad ignoscendum 
flectitur, sed nunquam plus quam deceat ignoscens, ab arce recti- 
tudinis inclinatur; qui nulla illicita perpetrat, sed perpetrata ab 
aliis ut propria deplorat; qui ex affectu cordis alienae infirmitati 
compatitur; sicque in bonis proximi sicut in suis provectibus laeta- 
tur; qui ita se imitabilem caeteris in cunctis quae agit insinuat, ut 
inter eos non habeat quod saltem de transactis erubescat; qui sic 
studet vivere ut proximorum quoque corda arentia doctrinae valeat 
fluentis irrigare; qui orationis usu et experimento iam didicit, quod 
obtinere a Domino quae poposcerit possit.) 

Quam serio igitur, Venerabiles Fratres, Episcopo secum et 
coram Deo est reputandum, antequam novis levitis manus imponat! 
Neque gratia alicuius, inquit Gregorius, neque supplicatione, aliquos 
ad sacros ordines audeat promovere nisi eum, quem vitae et actionis 
qualitas ad hoc dignum esse monstraverit.5) Quanta eidem opus est 
maturitate consilii, antequam recens inunctis sacerdotibus apostolatus 
munia committat! Qui, nisi iusto fuerint experimento probati sub 
vigili custodia prudentiorum sacerdotum, nisi habeant unde plane 
constet de honeste acta vita, de prono in pietatern ingenio, de animo 
ad obediendum parato iis omnibus quae vel Ecclesiae consuetudo in- 
duxerit vel diuturna experientia comprobarit vel quos Spiritus Sanctus 
posuit episcopos regere ecclesiam Dei!) ipsi praeceperint, sacerdotio 


1) Reg. Past., I, 10. 

2) Reg. Past., I, 9. — 3) Ibid. I, 2. — 4) Ibid. I, 11. — 5) Ibid. I, 10. 
6) Regist. V, 63 (58) ad universos episcopos per Hellad. 

T) Act. XX, 28. 
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fungentur, non in plebis christianae salutem, sed in perniciem. Nam 
et iurgia serent, et plus minus latentes ciebunt rebelliones, triste sane 
spectaculum populo exhibentes quasi discrepantium in coetu nostro 
voluntatum, quum deploranda haec paucorum superbiae et con- 
tumaciae sint adscribenda. Procul, oh procul ab omni officio sunto 
excitatores discordiarum; nec enim his apostolis eget Ecclesia, neque 
hi pro Christo cruci adfixo apostolatum gerunt, sed ipsi sibi apo- 
stoli sunt. 

. Adhuc ante oculos versari nostros imago Gregorii videtur, in 
Lateranensi pontificio Concilio coactorum undique antistitum corona 
septi, adstante clero Urbis universo. Quam fecunda ex eius ore fluit 
adhortatio de officiis clericorum! Quanto ardoris aestu consumitur! 
Ilius oratio, instar fulminis, pravos homines percellit; sunt eius 
verba quasi totidem flagella, queis excutiuntur iuertes; divini amoris 
flammae sunt, quibus vel ferventissimi animi suaviter corripiuntur. 
Perlegite, Venerabiles Fratres, et clero vestro legendam, consideran- 
dam, in sacro potissimum annuo recessu, proponite admirabilem istam 
Sancti pontificis homiliam. !) 

Idem, non sine animi magna tristitia, haec inter caetera que- 
ritur: Ecce, mundus sacerdotibus plenus est, sed tamen in messe 
Dei rarus valde invenitur operator ; quia officium quidem sacerdotale 
suscepimus, sed opus officii non implemus.*). Ac vere quidem, quan- 
tum hodie virium Ecclesia colligeret, si operatores tot numeraret quot 
sacerdotes? Quam uberes fructus ex divina Ecclesiae vita hominibus 
provenirent, si eidem explicandae vacarent singuli? Huiusmodi in 
agendo alacritatem naviter excitavit Gregorius, dum vixit, suoque 
impulsu efficit ut posterioribus eadem vigeret. Quare, quae media 
intercessit, aetas, Gregoriana quasi nota distinguitur, quod ei pon- 
tifici accepta omnia fere essent referenda, sive regulae cleri regendi, 
sive charitatis et beneficentiae publice exercendae multiplex ratio, 
sive perfectioris sanctimoniae magisterium et vitae religiosae insti- 
tuta, sive denique caeremoniarum et saeri ordinatio concentus. 

Verum longe alia temporum ratio successit. Quod saepe diximus, 
in vita Ecclesiae immutatum est nihil. Ipsa enim haereditate ac- 
ceptam a divino Institutore eiusmodi vim possidet, qua aetatibus 
omnibus, quamvis inter se dissimillimis, valeat, non animis tantum, 
quod sui muneris est, providere, sed plurimum etiam ad verae hu- 
manitatis incrementa conferre, quod quidem ex ipsa ministerii sui 
natura consequitur. 


1) Hom. in Evang., I, 17. 
2) Ibid. n. 8. 
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Nec sane fieri potest ut quae revelata divinitus Ecclesiae 
custodienda commissa sunt, eadem quidquid verum, bonum, pulchrum 
in terrestri rerum natura conspicitur, non maxime provehant, eoque 
efficacius, quo magis haec ad summum totius veritatis, bonitatis, 
pulchritudinis, principium, Deum, referantur. 

Magnus ex divina doctrina humanae scientiae proventus, sive 
quod per illam latior patefiat campus novis rebus etiam naturalis 
ordinis expedite cognoscendis, sive quod per eandem rectum investi- 
gationi sternatur iter, erroresque circa disciplinae rationem viamque 
eam adipiscendi amoveantur. Sic in portu emicans ignis e turri, 
dum nocturno itinere navigantibus multa pandit, quae tenebris in- 
voluta laterent, simul de vitandis scopulis admonet, ad quos allisa 
navis naufragium pateretur. 

Quae autem de moribus disciplinae sunt, quandoquidem Ser- 
vator Dominus supremum nobis perfectionis exemplar divinam ipsam 
bonitatem proponat, Patrem suum,!) eccui non patet, quanta inde 
incitamente illis addantur, ut insculpta in omnium animis naturae 
lex altius et perfectius retineatur, adeoque tum singuli, tum 
domestica societas, tum denique hominum universa communitas 
prosperiore vita fruantur? Fuit ista profecto vis quae barbaros ho- 
mines ex ferocitate ad humanitatem transtulit, mulieris proiectam 
dignitatem vindicavit, servitutis iugum excussit, ordinem, remissis 
cum aequitate vinculis, quibus variae civium conditiones invicem 
continentur, instauravit, iura restituit, veram animi libertatem pro- 
mulgavit, domesticae ac publicae tranquillitati tuto prospexit. 

Denique artes ad aeternum exemplar omnis pulchritudinis, 
Deum, assurgentes, unde species et formae singulae, quae sunt in 
rerum natura, dimanant, facilius a vulgari sensu recedunt, concep- 
tamque animo rem, in quo artis vita consistit, exprimunt multo po- 
lentius. Ac vix quidem dici potest quantum attulerit boni ratio 
adhibendarum artium in famulatum religionis, quo Numini offertur 
quidquid ipso dignius ubertate et copia, venustate atque elegantia 
formae praeseferant. Hinc artis origo sacrae, quo fundamento nixa 
est profana quaevis ars, et nititur adhuc. Rem nuperrime attigimus 
peculiari Motu proprio,?) de romano cantu ad maiorum instituta 
revocando, ac de sacris concentibus. Atout caeterea artes, pro sua 
quaeque materia, iisdem legibus continentur, ita ut, quae dicuntur 
de cantu, eadem et pingendi et sculpendi et exstruendi artibus con- 
veniant, quas humani ingenii nobilissimas faces Ecclesia semper ex- 


1) Matth. V, 48. 
2) Cfr. Anal. Eccl. in praes. Vol. XII, p. 4. (N. D.) 
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citavit et aluit. Hac specie sublimi universum hominum genus 
enutritum templorum erigit moles, ubi, in domo Dei, tamquam in 
propria sede, inter artium omnium splendidissimam copiam, inter 
augustas caeremonias, inter suavissimos concensus, mentes ad caelestia 
revocantur. 

Haec, uti diximus, beneficia potuit aetati suae ac posterioribus 
afferre Gregorius. Eadem, his quoque temporibus, qua fundamenti 
soliditate consistimus et quibus mediis instructi sumus, consequi 
licebit, si, quae adhuc bona, Dei gratia supersunt, omni studio re- 
tineantur, quae vero institusa a recto tramite deflexerint instaurentur 
in Christo. 1) 

Placet Nostris hisce Litteris finem imponere iisdem verbis, 
quibus ipse Gregorius memorabilem illam in Lateranensi pontificio 
Consilio habitam orationem absolvit: Haec, Fratres, vobiscum sol- 
licite cogitate, haec et proximis vestris impendite; omnipotenti Deo 
fructum vos reddere de negotio, quod accepistis, parate. Sed ista 
quae dicimus melius apud vos orando quam loquendo obtinebimus. 
Oremus: Deus, qui nos pastores in populo vocare voluisti, praesta 
quaesumus, ut hoc quod humano ore dicimur, in tuis oculis esse 
valeamus.3) 

Dum vero confidimus, deprecatore pontifice sancto Gregorio, 
Deum supplicibus his votis benignas aures admoturum, caelestium 
donorum auspicem ac paternae Nostrae benevolentiae testem, Apo- 
stolicam Benedictionem vobis omnibus, Veuerabiles Fratres, clero ac 
populo vestro peramanter impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum IV Idus Martias an. 1904, die 
festo S. Gregorii I Papae et Ecclesiae Doctoris, Pontificatus Nostri 


anno primo. 
PIVS PP. X. 


2. Die Bischofswahlen in Italien unterstehen in Zukunft der 
Kongregation des hl. Officiums. 


Motu- Proprio Pius X. v. 17. Dez. 1903. 


Romanis Pontificibus maximae semper curae fuit, ut singulis in 
orbe terrarum Ecclesiis tales praeficerentur Pastores qui probe scirent 
strenueque valerent tantum sustinere onus vel ipsis angelicis humeris 
formidandum. Ex quo factum est ut ab antiquis temporibus plura 


1) Ad Ephes. I, 10. 
2) Hom. cit. n. 18. 
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iidem ediderint, quibus vel novae pro Episcoporum felici delectu 
traderentur normae, vel iam traditarum observantia urgeretur. 

Haec inter speciali quidem recordatione digna censemus quae, 
ante Sacrosanctum Tridentinum Concilium, Supremus Pontifex 
Leo X,!) post illud vero, Xistus V,?) Gregorius XIV?) atque Ur- 
banus VIII‘) de qualitatibus promovendorum deque forma in eorum 
promotione servanda sapientissime constituerunt ; Nobis tamen in 
primis memorare libet quae a piae memoriae Decessoribus Nostris 
Benedicto XIV 5) et Leone XIII 6) decreta sunt. Quorum alter me- 
thodum hac in re gravissima a priore invectam ab usu paulatím re- 
cessisse dolens, eam instaurare cogitans, inde a primo sui Pontificatus 
anno, Constitutione Immortalis memoriae peculiarem S. R. E. Car- 
dinalium Congregationem instituit, cuius esset, salva manente in 
omnibus forma et ratione in electione et confirmatione Episcoporum 
exterarum regionum eousque a Sancta hac Sede servata, operam 
suam ad promotionem praeficiendorum Italiae dioecesibus sedulo 
praestare. 

Providentissimi huius instituti salutaribus effectibus experientia 
comprobatis, vix dum, licet inviti, universalis Ecclesiae gubernacula, 
Deo disponente, tractanda suscepimus, ad illud perficiendum pro- 
vehendumque animum intendimus. Quem in finem praefatam de 
eligendis Italiae Episcopis a Leone XIII fundatam Congregationem, 
Supremae Sacrae Congregationi S. Officii, cui Ipsimet immediate 
praesidemus, coagmentantes, decernimus ac statuimus ut, servatis ex 
integro rationibus et formis quae in electione Episcoporum pro locis 
Sacris Congregationibus de Propaganda Fide et Negotiorum Eccle- 
siasticorum Extraordinariorum subiectis vel ubi peculiaribus Consti- 
tutionibus aut Concordatis res moderatur, in praesens adhibentur, 
caeterorum omnium Episcoporum delectus ac promotio eidem Supremae 
S. Officii Congregationi, veluti materia ipsius propria, deferatur. 

- TER quoniam liuius Congregationis id proprium est, quod eius 
membra et officiales ad suum munus fideliter obeundum inviolatumque 
in omnibus et cum omnibus secretum servandum sub poena teneantur 


1) Bulla Supernae dispositionis edita 3 Nonas Maii 1514. 

2) Bulla Immensa edita 11 Kal. Febr. 1587. 

3) Bulla Onus edita Idibus Maii 1591. 

4) Instructio circa modum servandi praescriptiones Conc. Trid. et Const. 
Onus Greg. XIV in processibus de eligendis Episcopis, edita au. 1627. — In 
Conc. Trid. hac de re agitur sess. VII, cap. I; sess. XXIV, cap. 2; sess. XXV, 


5) Balla Ad Apostolícae edita 16 Kal. Nov. 1740, et Gravissimum, 
edita die 18 Jan. 1757. 
6) Bulla /mmortalis memoriae edita 11 Kal. Oct. 1878. 
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excommunicationis maioris latae sententiae, ipso facto et absque alia 
declaratione incurrendae, a qua nonnisi a Nobis atque a Nostris pro 
tempore Successoribus Romanis Pontificibus, privative etiam quoad 
S. Poenitentiariam ipsumque D. Cardinalem Poenitentiarium, prae- 
terquam in articulo mortis, absolvi queant; eadem prorsus obligatione 
sub iisdem omnino poenis et sanctionibus teneri in posterum volumus 
atque expresse declaramus omnes et singulos, cuiuscumque dignitatis 
ac praeeminentiae sint, quos in negocio de eligendis per supradictam 
Supremam S. Officii Congregationem Episcopis, quovis modo, ratione 
vel titulo partem habere contingat. 

Ut autem eidem Supremae Congregationi in gravissimo hoc 
expediendo negocio, certa et constans norma praesto foret; methodum 
ea in re sequendam, opportuna Instructione, singillatim describi cu- 
ravimus; qua, praeter ea quae de accuratissima circa promovendorum 
fidem, vitam, mores prudentiamque inquisitione peragenda statuimus, 
in plenum vigorem revocavimus periculum de doctrina quod ab ipsis 
promovendis, habita ratione praescriptionum S. Caroli Borromaei in 
Conc. Prov. Mediolan. I, p. 2, omnino faciendum praecipimus. 

Quae quidem omnia ut per ipsammet Supremam Congregationem 
S. Officii plane adimpleri valeant, mandamus denique, ad quos spectat, 
ut Sedium Episcopalium, ut supra non exceptarum, vacatio eidem 
in posterum, litteris ad ipsius Cardinalem Secretarium datis, quam- 
primum ac recto tramite notificetur, 

Haec edicimus, declaramus, sancimus, contrariis quibuscumque 
non obstantibus. 

Datum Romae, apud S. Petrum die 17. Decembris 1903, Pon- 
tificatus Nostri auno primo. 

PIVS PP. X. 


3. Die Ablass- und Reliquienkongregation wird für immer 
mit der Ritenkongregation vereinigt. 


Motu proprio. 


Quae in Ecclesiae bonum integre provehendum spectant et ad 
animarum salutem valde conferre noscuntur, ea cuncta, pro Apostolici 
muneris sollicitudine, Pontificum decessorum vestigiis, ut par est, 
religiose inhaerentes, Nos etiam omni opera providere et ad exitum 
perducere contendimus. — Hinc fit, ut ad sacrum quoque Consilium, 
cuius est de Indulgentiis Sanctorumque Reliquiis cognoscere, spe- 
ciatim cogitationem convertamus, eique, ad diuturnam stabilemque 
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formam fructuosius perficiendam, sedulum curarum Nostrarum officium 
optemus impertiri. Hoc sane permulta suadent, sed ipsa, imprimis, 
sacri eiusdem Consilii dignitas, iure veluti sao, maximi requirit. Vix 
enim attinet dicere, quanti semper momenti res sit habita, indul- 
gentiarum thesaurum naviter inviolateque custodire, de Sanctorum 
Reliquiis earumque veneratione recte peragere, gravissima alia in id 
genus munia pie adimplere, deque normis iam statutis, ad tempo- 
rum rerumque usum et necessitatem, iura declarare. Has profecto 
ob causas Romani Pontifices facere non potuerunt, quin, reputando 
experiendoque, quando maiore valerent accuratione, huius rei prospe- 
ritati indesinenter consulerent. Nam, ut praetereamus quae Inno- 
centius III. 1) et Pius IV. ?) caeterique plures, praesertim post Synodi 
Tridentinae decreta,?) sapienter caverunt, neminem plane latet quas 
tulerint leges Clemens VIII. et Clemens IX., qui de peculiari de- 
lectorum quorumdam S. R. E. Cardinalium Congregatione instituenda 
peropportunum oppido consilium inierunt; quasque deinceps regulas 
Clemens XIII., Benedictus XIV., Leo XII., Pius IX. et Leo XIII, 
datis in id haud semel Litteris, conticiendas curaverint. Scilicet, 
rei gravitate permoti, ut maior in hoc Apostolica evigilaret diligentia, 
conspiciebant apprime Antecessores Nostri de facto quidem agi, quod, 
in Christiani nominis decus, permagni interesset, et ad uberem Chri- 
stifidelium utilitatem pertineret potissimum. Quapropter eadem Nos 
impellit causa, ut partem providentiae Nostrae non postremam idem 
sibi opus vindicet. — Quo autem plurimum auxilii, pro sanctis Ec- 
clesiae institutis, possit accedere, illud Nobis praecipue desiderandum 
animo obversatur, ut, nenipe, quae arctissima quadam obiecti, spiri- 
tus, officiorum, methodique gerendae, vel identitate, vel saltem affini- 
tate et similitudine inter se adiunguntur, ea simul in unum etiam 
corpus coalescere et coagmeatari spectentur; prouti ratio et naturalis 
ordo expostulat, eventa quotidie comprobant, atque experientia per- 
spicuae esse opportunitatis omnino copfirmat, Virtus, enim, ut 
S. Thomas?) docet, quanto est magis unita, tanto est fortior, et per 
separationem minuitur. Ac propterea, nihil finis obtinendi efficaci- 
tatem alacrins promovere dignoscitur, quam conspirantium virium 
cumulata possessio; nihil optima incolumitatis adiumenta in bonum 
melius devincit, quam reflorens voluntatum communio; nihil copiam 
ad fructus efferendos salutares potiorem haurit, quam facultatum in 


1) Cap. Cum ez eo; De Reliq. et vener. Sanctorum. 
2) Bull. Decret Roman, Pontif. die 7. Nov. 1562. 
9) Cone. Trid. Sess. 21; Decr. De Indulg. 

4) 2a 23e Quaest. XXXVII, a. 2, ad Zum, 
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Societatem adiunctio. — Porro non est cur pluribus ostendamus, 
huiusmodi similitudinem et affinitatem vel maxime vigere inter 
S. Congregationem Indulgentiis ac SS. Reliquiis praepositam et 
Rituum Congregationem, cuius id proprium est, ut de Dei et Sancto- 
rum cultu, praecipuo sibi munere expediendo, pertractet, atque iis, 
quae in hane rem obveniunt, assiduo sollerterque prospiciat. Quae 
cum sic se habeant, ut quod e re penitus esse censemus, id tandem 
a Nobis absolvatur, et spes utilitatum exploratarum, quas Romana 
instituta gignere nemo non videt, plenius in dies augeatur, omniaque 
ex votis salubrius cedant, Nos, motu proprio, certa scientia, causaque 
mature perpensa, decernimus et statuimus, ut Congregatio Indul- 
gentiis et SS. Reliquiis praeposita cum S. Rituum Congregatione in 
posterum tempus perpetuo coniungatur; salvis ex integro manentibus 
sui muneris, officialium et facultatum ratione et forma hucusque 
servatis. Hunc praeterea in finem, dilecto Filio Nostro S. R. E. 
Cardinali Aloisio Tripepi, ipsius Congregationis Indulgent. et SS. 
Reliq. Praefecto, munus etiam Pro-Praefecti S. Rituum Congrega- 
tionis conferimus et demandamus. — Consiliis hisce curisque Nostris 
exitum, hoc praesertim temporum cursu, perutilem non defore sum- 
mopere confidimus, benignitate annuente Dei providentissimi. — 
Praesens autem decretum, ratum et firmum deinceps consistere, et 
auctoritatis Nostrae Apostolicae robore muniri volumus, edicimus et 
declaramus contrariis quibuslibet minime obstantibus. 

Datum Romae apud S, Petrum, die 28. Ianuarii 1904, Ponti- 
ficatus Nostri anno primo. 

PIUS PP. X. 


4. Die Bibelkommission erhált durch Breve Pius X. die Er- 
Jaubnis (Promotionsrecht), akademische Grade in der hl. Schrift 
zu verleihen. 


PIUS PP. X. 
Ad perpetuam rei memoriam. 


Scripturae sanctae magis magisque in Clero promovere studium, 
conscientia Nos Apostolici officii in primis admonet hoc tempore, quum 
eum maxime divinae revelationis fideique fontem videmus ab in- 
temperantia humanae rationis passim in discrimen adduci. Id ipsum 
quum intelligeret Noster fel. rec. Decessor Leo XIII., non satis ha- 
buit dedisse anno 1893 proprias de re biblica Encyclicas litteras 
Providentissimus Deus; nam paucis ante exitum meusibus, editis 
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Apostolicis litteris Vigilantiae, peculiare instituit ex aliquot S. R. E. 
Cardinalibus pluribusque aliis doctis viris urbanum Consilium, quod, 
praelucente doctrina et traditione Ecclesiue, etiam progredientis eru- 
ditionis praesidia conferret ad legitimam exegesim biblicam, et simul 
catholicis praesto esset, tum ad adjuvanda ac ad dirigenda eorum in 
hoc genere studia, tum ad controversias, si quae inter ipsos extitissent, 
dirimendas. 

Nos quidem, ut par est, praeclarum istud pontificalis pro- 
videntiae monumentum a Decessore relictum, Nostris quoque curis 
et auctoritate complectimur. Quin etiam jam nunc, ejusdem Con- 
silii seu Commissionis navitate confisi, ipsius operam in negotio, 
quod magni censernus esse momenti ad Scripturarum provehendum 
cultum, adhibere constituimus. Siquidem hoc volumus, certam sup- 
peditare rationem unde bona paretur copia magistrorum, qui gravi- 
tate et sinceritate doctrinae commendati, in scholis catholicis divinos 
interpretentur Libros. Hujus rei gratia percommodum profecto esset, 
quod etiam in votis Leonis fuisse novimus, proprium quoddam in 
Urbe Roma condere Athenaeum, altioribus magisteriis omnique in- 
strumento eruditionis biblicae ornatum, quo delecti undique ado- 
lescentes convenirent, scientia divinorum eloquiorum singulares 
evasuri. At quoniam ejus perficiendae rei deest in praesens Nobis, 
non secus ac Decessori facultas, quae quidem fore ut aliquando ex 
catholicorum liberalitate suppetat, spem bonam certamque habemus, 
interea, quantum ratio temporum sinit, id, harum tenore litterarum, 
exsequi et efficere decrevimus. 

Itaque, quod bonum salutareque sit, reique catholicae bene 
vertat, Apostolica auctoritate Nostra, academicos Prolytae et Doctoris 
in Sacrae Seripturae disciplina gradus instituimus a Commissione 
biblica conferendos, ad eas leges, quae infra scriptae sunt. 

L Nemo ad academicos in Saera Scriptura gradus assumatur 
qui non sit ex alterutro ordine cleri sacerdos; ac praeterea nisi 
Doctoratus in Sacra Theologia lauream eamque in aliqua studiorum 
Universitate aut Athenaeo a Sede Apostolica adprobato, sit adeptus. 

II. Candidati ad gradum vel prolytae vel doctoris in Sacra 
Scriptura periculum doctrinae tum verbo tum scripto subeant; quibus 
autem de rebus id periculum faciendum fuerit, Commissio biblica 
praestituet. 

III. Commmissionis erit, explorandae candidatorum scientiae 
dare judices, qui nimirum quinque sint, iique ex consultorum numero. 
Liceat tamen Commissioni id judicium pro prolytatu tentuni niue. 
aliis idoneis viris aliquando delegare. 
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IV. Qui prolytatum in Sacra Scriptura petet, admitti ad peri- 
culum faciendum, statim ac accepta Sacrae Theologiae laurea, poterit; 
qui vero doctoratum, admitti non poterit, nisi elapso post habitum 
prolytatum anno. ì 

V. De doctrina examinanda candidati ad lauream in Sacra 
Scriptura hoc nominatim cautum sit, ut candidatus certam thesim, 
quam ipse delegerit, et Commissio biblica probaverit scribendo ex- 
plicet, eamque postea in legitimo conventu Romae habendo recita- 
tam ab impugnationibus censorum defendat. 

Haec volumus, edicimus, statuimus, contrariis quibuscumque 
non obstantibus, — Restat ut Venerabiles Fratres Episcopi ceterique 
sacrorum Antistites in suae quisque dioecesis utilitatem ex hisce 
statutis Nostris eum fructum quaerant, quem inde Nobis uberem pol- 
licemur. Ideoque, quos in suo clero viderint singularibus Bibliorum 
studiis natos aptosque, ad promerenda etiam hujus disciplinae insignia 
hortentur et adjuvent; insignitos porro habeant potiores quibus in 
sacro Seminario Scripturarum magisterium committant. 

Datum Romae apud S. Petrum, sub annulo Piscatoris, die 
28. Februarii, festo S. Petri Damiani, an. 1904, Pontificatus Nostri 


anno primo. 
Alois. Card. Macchi. 


5. Ablassverleihungen seitens der Kardinäle, Erzbischôfe 
und Bischofe. 


Cardinales in suis Titulis ac Dioecesibus 200, Archiepi 100, et 
Epi 50 dierum indulg. elargiri valeant in perpetuum. | 


Decretum. 


Pontificale Iubilaeum fel. rec. Leonis III., solemnibus ubique 
laetitiis ab orbe catholico peractum congruam sane occasionem 
praebuit, qua plures sacrorum Antistites, praesertim ex regione 
Neapolitana et Sicula, ad auspicatum eventum novo quodam pietatis 
religiosique fructus pignore consecrandum, enixas, coniunctis simul 
litteris, preces admoverunt, ut sua, in indulgentiis elargiendis, fa- 
cultas aliquantum ab Apostolica Sede adaugeretur. — Has vero po- 
stulationes, Pontificis optimi obitu, interceptas, sed, ex S. Congrega- 
tionis Indulgentiis Sacrisque Reliquiis praepositae consulto, ab in- 
frascripto Cardinali, eidem Congregationi Praefecto, in audientia die 
28. Augusti, hoc vertente anno, ad Vaticanum habita, rursum et 
suppliciter exhibitas, cum primum agnovit Sanctissimus Dominus 
Noster Pius Papa Decimus, nihil se in votis magis habere est testa- 
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tus, quam ut gloriosam Antecessoris memoriam digno, hac etiam in 
re, honoris documento prosequeretur, et propriam insuper, erga uni- 
versos ecclesiasticos ordines, paternam charitatem oppido ostenderet. 
Quapropter Sanctitas Sua, percepta omnium relatione, non modo 
memoratis votis annuere, verum etiam clementer decernere dignata 
est, ut in posterum E.mi Patres Cardinales, in suis titulis aeque ac 
Dioecesibus, bis centum, Archiepiscopi centum, atque denique Episcopi 
quinquaginta dierum indulgentiam elargiri valeant, dum tamen ser- 
ventur cuncta huc usque ab eisdem servata, in huiusmodi indulgen- 
tiarum elargitionibus. Hanc autem concessionem futuris quoque tem- 
poribus perpetuo valituram extare voluit. Contrariis quibuscumque 
non obstantibus. 


Datum Romae ex Secretaria S. Congregationis Indulgentiis 
Sacrisque Reliquiis praepositae, die 28. Augusti an. 1903. 


(L. t S.) A. Card. Tripepi, Praefectus. 
Pro R. P. D. Francisco Sogaro Archiep. Amid., Secretario. 
Iosephus Maria Can. Coselli, Substitutus. 


6. Motuproprio Pius X. v. 19. März 1904 über die Kodi- 
fikation des kanonischen Rechts. 


Die Kodifikation des kan. Rechts soll zur Tat werden. Pius X. 
wird sich durch dieselbe ein unsterbliches Verdienst erwerben. Be- 
reits ist die Kommission der Kardinäle ernannt. Sie besteht aus 
den Kardinälen Seraphin und Vincenz Vannutelli, Agliardi, Satolli, 
- Rampolla, Gotti, Ferrata, Cassetta, Mathieu, Gennari, Cavicchioni, 
Merry de Val, Steinhuber, Segna, Vives y Tuto und Cavagnis. 
Sekretär wurde Titularerzbischof Gasparri. Ebenso wurden 42 Kon- 
sultoren publiziert, die sämtlich in Rom ihren Wohnsitz haben; 
unter ihnen befinden sich allein 19 Ordensmänner. Auch haben alle 
Bischöfe des katholischen Erdkreises den Auftrag erhalten, ihre An- 
sichten bezūglich der Punkte, die einer Reform bedürfen, einzu- 
senden. Unser Archiv wird natürlich die ganze Frage verfolgen 
und stellt sich zu diesem Zwecke den deutschen Kanonisten zur 
Verfügung. Vorläufig geben wir das Motuproprio des hl. Vaters 
vom 19. März in deutscher Sprache wieder: 

Von dem Augenblick an, da Wir nach Gottes unerforschlichem 
Ratschluss die schwierige Aufgabe auf Unsere Schultern nahmen, 
die katholische Kirche zu regieren, war es Unsere Absicht und 
Unser Plan, nach Kräften alles in Christo zu erneuern. Diesem 
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Unseren Willen haben Wir schon in Unserem ersten Rundschreiben 
an die Bischöfe des katholischen Erdkreises Ausdruck verliehen ; auf 
dieses Ziel waren bis jetzt alle Kräfte Unseres Geistes gerichtet; 
nach diesem obersten Grundsatz alles, was wir begannen, einza- 
richten, war Unsere stete Sorge. Da Wir aber klar erkennen, dass 
zur Erneuerung in Christus die kirchliche Disziplin von höchster 
Bedeutung sei — denn wenn sie richtig geordnet ist und einer 
hohen Blüte sich erfreut, können sehr reiche Früchte nicht aus- 
bleiben — haben Wir ihr eine besonders eifrige Sorgfalt zuwenden 
zu sollen geglaubt. 

Und in der Tat hat der Apostolische Stuhl in den allgemeinen 
Konzilien wie ausserhalb derselben es niemals unterlassen, zur 
Festigung der kirchlichen Disziplin weise Gesetze zu erlassen, die 
den jeweiligen Zeitverhältnissen und Bedürfnissen entsprachen. Aber 
auch die weisesten Gesetze geraten leicht in Vergessenheit, wenn 
sie zerstreut siud, werden infolgedessen nicht beobachtet von jenen, 
für die sie erlassen sind, und können überhaupt nicht in der nöligen 
Weise angewendet werden. Um dies zu vermeiden und die kirch- 
liche Disziplin besser einzuschärfen, wurden verschiedene Sammlungen 
der heiligen Kanones veranstaltet. 

Indem wir die älteren Sammlungen übergehen, glauben Wir 
hier zuerst Gratian nennen zu müssen, der in seinem berühmten 
Dekret die heiligen Kanones nicht bloss zusammenstellt, sondern 
auch erklärt und miteinander verbindet. Nach ihm haben unsere 
Vorgänger Innocenz IIl., Honorius III., Gregor IX. Bonifaz VIII., 
Klemens V. nebst Johannes XXII. nach Art der Kodifikation des 
rómischen Rechtes durch Justinian authentische Sammlungen der 
Dekretalen veranstaltet und veróffentlicht. Aus den drei letztge- 
nannten Sammlungen und dem Dekret Gratians setzt sich auch 
noch das heutige corpus iuris canonici vorzugsweise zusammen. 

Da durch das Konzil von Trient und die Promulgation neuer 
Gesetze diese Sammlung unzulänglich geworden war, haben die 
Päpste Gregor XIIL, Sixtus V., Klemens VIII., Benedikt XIV. neue 
Ausgaben des Corpus iuris canonici bearbeiten lassen oder neue 
Sammluugen der heiligen Kanones veranstaltet. Dazu kommen noch 
authentische Sammlungen der Dekrete einiger rómischen Kongre. 
gationen. 

Wurden auf diese Weise den Zeitverhältnissen entsprechend 
manche Schwierigkeiten beseitigt, so blieben doch noch eine ganze 
Reihe derselben bestehen. Schon die Menge der Sammlungen birgt 
nicht geringe Schwierigkeiten in sich; die im Laufe der Jahrhunderte 
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erlassenen Gesetze sind in vielen Bänden zerstreut; nicht wenige, 
die einst ganz zeitgemäss waren, sind entweder aufgehoben oder 
veraltet; andere endlich können der veränderten Zeitverhältnisse 
wegen nur unter grossen Schwierigkeiten ausgeführt werden oder 
sind für das Gemeinwohl von geringem Nutzen. 

Diese Missstände suchten für einige Gebiete des Kirchenrechtes, 
für welche eine besonders dringende Notwendigkeit vorlag, vor 
allem Unsere Vorgänger Pius IX. und Leo XIII. zu beseitigen. 
Während der erstere durch die Konstitution Apostolicae Sedis die 
Zensuren latae sententiae einschränkte, hat letzterer die Gesetzgebung 
über Veröffentlichung und Zensur der Bücher durch die Konstitution 
Officiorum et munerum neu geregelt und für die religiösen Genossen- 
schaften mit einfachen Gelübden Normen aufgestellt in der Konsti- 
tution Conditae a Christo. Aber hervorragende Kirchenfürsten, und 
unter ihnen nicht wenige Kardinäle, haben das Verlangen geäussert, 
es möchte die gesamte kirchliche Gesetzgebung bis auf die Jetztzeit 
in einer übersichtlichen Sammlung zusammengestellt werden; alle- 
Gesetze, welche aufgehoben oder veraltet sind, sollen in diese Samm- 
lung nicht aufgenommen, andere den gegenwärtigen Zeitverhältnissen, 
wo dies angezeigt erscheint, angepasst werden. Diesen nämlichen. 
Wunsch haben auch mehrere Bischöfe im Vatikanischen Konzil aus- 
gesprochen. 

Diesem durchaus gerechtfertigten Wunsche kommen Wir gerne 
entgegen und haben beschlossen, diese Angelegenheit endlich in An- 
griff zu nehmen. Da Wir Uns aber wohl bewusst sind, welche Trag- 
weite dieser Entschluss hat, und welche Arbeitskraft die Ausführung 
erfordert, verordnen Wir motu proprio, in sicherer Erkenntnis und 
nach reiflicher Überlegung wie folgt: 

I. Wir setzen eine päpstliche Kommission ein, welche die ganze 
Angelegenheit zu leiten hat. Dieselbe soll aus einigen Kardinälen 
bestehen, welche vom Papste ernannt werden, 

II. Vorsitzender dieser Kommission wird der Papst selber sein 
und in dessen Abwesenheit der Kardinaldekan seine Stelle vertreten. 

III. Unter Gutheissung des Papstes werden die Kardinäle eine 
Anzahl von Konsultoren ernennen, die im kanonischen Recht und 
in der Theologie hervorragend sich auszeichnen. 

IV. Wir wollen aber auch, dass der gesamte Episkopat nach 
Normen, die zurzeit aufgestellt werden sollen, an diesem höchst 
wichtigen Werke mitarbeite. 

V. Sobald die Methode feststeht, nach welcher in dieser Sache 
vorgegangen werden soll, werden die Konsultoren die einzelnen Ge- 
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biete bearbeiten und ihre Ansichten darüber in Sitzungen aussprechen, 
unter dem Vorsitze desjenigen, dem der Papst das Amt eines Aktuars 
der Kommission der Kardinäle überträgt. Die Ansichten der Kon- 
sultoren werden dann von den Kardinälen sorgsam nachgeprüft wer- 
den. Schliesslich wird das Ergebnis dieser Arbeiten dem Papste 
vorgelegt werden, damit dasselbe die rechtmässige Approbation 
erhalte. 

Was Wir durch dieses Schreiben verordnet haben, soll Geltung 
baben trotz etwa entgegenstehender Bestimmungen, auch wenn die- 
selben besonders erwähnt werden müssten. 

Gegeben zu Rom beim hl. Petrus am 19. März, dem Feste des 
hl. Josef, des Bräutigams der allerseligsten Jungfrau Maria, 1904, 
im ersten Jahre Unseres Pontifikates. Papst Pius X. 


7. Aufhebung des Verbots, wornach den Domherrn von St. Peter 
der Eintritt in die Basilika ohne Chorkleidung unter Strafe 
der Exkommunikation untersagt war. 


Motu proprio. 


Decessor Noster fel. rec. Ioannes XXI., per Litteras: » Vineam 
Domini Sabaothe praecepit Basilicae Vaticanae Canonicis, ut Ba- 
silicam eandem nunquam ingrederentur, nisi chorali habitu induti. 
— Praeceptum illud contirmavit Nicolaus III., item Decessor Noster 
Bulla »Civitatem sanctam Ierusalem«. Romani vero Pontifices Eu- 
genius IV., Litteris »Si universise: Nicolaus V., Litteris: » Quanto 
prae caeteris«; et Paulus V., Litteris »Super Cathedram« idem 
praeceptum nedum confirmarunt, sed servandum insuper voluerunt 
sub excommunicationis poena a contrafacientibus ipso facto incur- 
renda. 

. Nos, cupientes eisdem dileetis filiis Canonicis Basilicae Sancti 
Petri et caetero clero, ibidem inservienti, benevolentiam Nostram 
testari, supradictum praeceptum non ingrediendi Dasilicam eandem 
nisi chorali amictu, nec non latam in transgressores excommuni- 
cationis poenam, tenore praesentium, revocamus, supprimimus et 
abrogamus. 

Monemus tamen ne quis unquam Chorum ingredi audeat sine 
chorali veste; simulque hortamur ut mature omnes in choro adsint, 
atque ita choralibus functionibus ab ipso initio interesse queant. 

Libet porro occasione uti, ut eosdem dilectos filios Canonicos, 
Beneficiatos et Clericos omnes eiusdem Basilicae impense, si opus 
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est, excitemus ad divinum Officium digne, attente ac devote reci- 
tandum, praecipue vero ad festinationem omnem cavendam, qua nihil 
attentioni ac devotioni infestius, nihil magis audientium fidelium 
aedificationi contrarium. 

Datum Romae, apud Sanctum Petrum, die 31. Ianuarii 1904, 
Pontificatus Nostri anno primo. Pius PP. X. 


8. Ein fremder Bischof oder ein Weihbischof darf ohne Er- 
laubnis des Ordinarius der Diözese keine Messe oder Vesper in 
Pontifikalgewindern celebrieren. 


Quum e Concilio Tridentino Sess. VII, cap. 1, nulli Episcopo 
liceat Pontificalia in aliena Dioecesi exercere, nisi de Ordinarii ex- 
pressa licentia; nonnulli dubitarunt, an inter Pontificalia, de quibus 
loquitur praefata Synodus, comprehendantur Missae et Vesperae so- 
lemnes, quas Episcopus extraneus solet Romae et alibi celebrare, 
sedens in faldistorio et baculo pastorali non utens, sed cum orna- 
mentis Pontificalibus. Hinc a Sacrorum Rituum Congregatione ex- 
postulatum fuit: An Episcopus extraneus vel Titularis possit, in- 
consulto Ordinario Dioecesano, atque in titulo, Cardinali Titulari, 
Missam et Vesperas Pontificales celebrare supradicto modo, idest 
sedens in faldistorio, non utens baculo Pastorali, sed cum ornamentis 
Pontificalibus ? 

Et Sacra Rituum Congregatio, ad relationem subscripti Secre- 
tarii, exquisito voto Commissionis Liturgicae, omnibusque accurate 
perpensis, rescribendum censuit: 

» Negative etiam iuxta Decretum N. 2233 Asculana 10. Aprilis, 
1728 ad VII et VIII«. 

Atque ita rescripsit, die 4. Decembris 1903. 

L. + S. S. Card. Cretoni, Praef. 
T Diomedes Panici, Archiep. Laod., Secret. 


9. Weibliche Personen dürfen bei Krankenprovisuren (Ver- 
sehgüngen) nicht zu unmittelbaren Diensten verwendet werden. 


Reverendissimus Dominus Emmanuel Merra Episcopus Cotronen. 
in relatione status suae Ecclesiae sive Dioeceseos exhibita Congre- 
gationi Concilii die 23. Novembris 1903, sequens postulatum ad 
Sacrorum Rituum Congregationem pro opportuna declaratione trans- 
missum, reverenter proposuit, nimirum: 

In tota dioecesi Cotronensi invenitur consuetudo deferendi a 
Parocho Sacrum Viaticum infirmis comitante magno numero non 
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confratrum, sed mulierum, quae umbellam et intorticia ferunt, tin- 
tinnabula pulsant, et rosarium recitant: quaeritur utrum hic mos 
tolerari ipossit ? 

Et Sacra Rituum Congregatio ad relationem subscripti Secre- 
tarii, exquisita sententia Commissionis Liturgicae reque mature per- 
pensa, rescribendum censuit : 

» Negative .et ad mentem«. Mens est, ut aliquos saltem ado- 
lescentes adhibeat Parochus pro umbella, campanula et luminibus. 
Mulieres autem, si velint deferre lumina, sequantur sacerdotem. 

Die 2. Decembris 1903. 

L. t S. S. Card. Cretoni, Praef. 
T Diomedes Panici, Archiep. Laodicen., Secret. 


10. Die Absolutionen bei Exequien für den Papst, Bischof 

und Kaiser dürfen nach dem im Caeremoniale Episcoporum 

und Pontificale Romanum vorgeschriebenen Ritus nur von 
Dignitären gehalten werden. 


Hodiernus R.mus Ordinarius dioeceseos Pharen. a Sacra Rituum 
Congregatione reverenter expostulavit: 

I. An absolutiones quae fiunt in exequiis Summi Pontificis, 
Episcopi Ordinarii vel Imperatoris, etc., iuxta Caeremoniale Episco- 
porum et Pontificale Romanum peragendae sint a Dignitatibus et in 
Ecclesia Cathedrali vel etiam a simplici Sacerdote ex clero sive 
saeculari sive regulari et in aliis Ecclesiis? 

II. An Rubricae et Decreta circa Missas de Requie privilegiatas 
respiciant etiam missas de Requie quae celebrantur pro Summo Pon- 
tifice, Episcopo Ordinario vel Imperatore, etc., ita ut hae postremae 
missae nullo gaudeant speciali privilegio diebus per Rubricas vel 
decreta impeditis? 
| Et Sacra Rituum Congregatio, referente subscripto Secretario, 
audito voto Commissionis Liturgicae, omnibusque accurate perpensis, 
rescribendum censuit: 

Ad I. Dictae absolutiones fieri debent a Dignitatibus et in 
Ecclesia Cathedrali vel in alia Ecclesia, arbitrio Ordinarii, eligenda, 
et ipsa Ecclesia Cathedralis impedita fuerit. 

In caeteris autem Ecclesiis et a simplicibus Sacerdotibus non 
sunt faciendae nisi interveniente. Apostolico Indulto. 

Ad Il. Affirmative. 

Atque ita rescripsit, die 20, Novembris 1903. 

L. t S. S. Card. Cretoni, Praefectus. 
t D. Panici, Archiep. Laodicen., Secret. 
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11. Für die in einer Kommunität lebenden Tertiarier wird 
bei der Generalabsolution die Formel „Ne reminiscaris“ an- 
gewendet. 


Petrus Oomen, Procurator Generalis Congregationis SS.mi Re- 
demptoris, huic S. Congregationi Indulgentiis Sacrisque Reliquiis 
praepositae sequens dubium dirimendum proposuit: 

Utrum in impertienda absolutione generali iis Tertiariis, qui in 
Communitate degunt votaque simplicia nuncupant, adhibenda sit 
prima formula »Ne reminiscaris«, an potius altera »Intret oratioe ? 

Et S. Congregatio, audito unius ex Consultoribus voto, respon- 
dendum mandavit: 

» Attento Decreto diei 28. Augusti 1903 pro Tertiariis in 
Communitate degentibus et vota simplicia nuncupantibus adhibenda 
est prima formula: »Ne reminiscaris«. 

Datum Romae, ex Secretaria eiusdem S. C., die 11. No- 
vembris 1903. 

L. +8. Aloisius Card. Tripepi, Praefectus. 
T Franciscus Sogaro, Archiep. Amiden, Secretarius. 


12. Pfarrer dürfen die Leichname ihrer Parochianen nicht 
in fremde Kirche bringen und dort auch keine Exequien 
halten. 


A decem Parochis Civitatis Firmanae, Sacrorum Rituum Congre- 
gationi sequens dubium pro opportuna solutione humillime propositum 
fuit, nimirum: 

An stante antiqua consuetudine, etiam actis synodalibus an. 
1773 et 1845 confirmata, et nemine contradicente, Parochi eiusdem 
Civitatis deferentes cadavera defunctorum propriae paroeciae in alie- 
nam Ecclesiam, possint non solum ingredi cum propria cruce et 
clero, sed etiam praesidere cum stola Officio defunctorum, quod fit 
cum cantu, et post Ps. Benedictus absolutionem peragere iuxta 
Rituale cum aspersione aquae benedictae, thurificatione et oratione 
Absolve, haud obstante quod acta postremae Synodi Dioecesanae 
an. 1900 edita Cap. » De funeribus et sepulturise, part. III, tit. II, 
de supradicta consuetudine omnino sileant et tantummodo referant 
Decretum d. d. 23. Aprilis 1895 »servandum pro quibuscumque Ec- 
clesiis etiam collegialibus sive ad saecularem sive ad regularem 
clerum pertinentibus, quacumque in contrarium consuetudine mi- 
nime obstante« ? | 
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Et Sacra Rituum Congregatio, ad relationem subscripti Secre- 
tarii, audito voto Commissionis Liturgicae, reque accurate perpensa, 
rescribendum censuit: Serventur in casu Acta ultimae Synodi Dioe- 
cesanae et Decretum. 


Atque ita rescripsit. Die 1. Decembris 1903. 


L. T S. S. Card. Cretoni, Praef. 
T D. Panici, Archiep. Laodicen., Secret. 


13. Der Bischof bestimmt über die Präcedenz der Dekane, 
mit Ausnahme der im Chore und Kapitel und bei kirchlichen 
Funktionen. 


Reverendus D. Vojtechus Stanislaus Anderg, parochus Skarbos- 
wiensis, Archidioeceseos Gnesnen., iura sua tuendi causa, ut ait, 
permotus, a Sacrorum Rituum Congregatione sequentis dubii solu- 
tionem reverenter expostulavit, nimirum: 

Inter acta quintae decimae Congregationis Decanorum utrius- 
que Archidioeceseos Gnesnen. et Posnanien. habitae Posnaniae die 
2. Decembris anno 1902 legitur instructio a RR. DD. Decanis 
utriusque Archidioecesis praescripta, in qua ad N. 15 haec inveniun- 
tur: »Decano haec competunt privilegia a) primus inter clerum 
decanalem locus«. Quum vero haec praecedentia videretur oratori 
dissona pluribus decretis Sacrae Rituum Congregationis, idcirco ipse 
quaesivit: Au talis instructio a R.mo Decano Archiepiscopo Gnesnen. 
et Posnanien. signata licite vel valide praescribi possit? 

Ad propositum dubium, a subscripto Secretario relatum cum 
informatione R.mi D.ni Archiepiscopi Gnesnen. et Posnanien. decla- 
rantis mentem et sensum praefatae dispositionis minime opponi de- 
cretis Sacrae Congregationis, quia agitur de praecedentia non in 
choro, capitulo et sacris functionibus, sed in Congregationibus cleri 
et in officiis ad Ordinarium spectantibus, a quo Decani sunt specia- 
liter delegati, iuxta vigentem et communiter receptam consuetudinem: 
Sacra Rituum Congregatio, exquisito voto Commissionis Liturgicae, 
omnibusque accurate perpensis, respondendum censuit: Affirmative 
ad utramque partem. 

Atque ita rescripsit. Die 11. Decembris 1903. 


L. t S. S. Card. Cretoni, Praef, 
T D. Panici, Archiep. Laodicen., Secret. 
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14. Der Ehrendoktor der Congr. Studiorum geniesst alle 
Rechte eines rite Promovierten. 


Proposito dubio: An doctoris laurea quae a S, Sede per S. Con- 
gregationem Studiorum amplissimis viris concedi solet sive in Theo- 
logia, sive in Iure Canonico, nullo facto periculo, sed tantum propter 
eorumdem praeclara merita rite probata, habeat omnia iura et pri- 
vilegia quae habet doctoris laurea a candidatis in Catholicis Uni- 
versitatibus per factum periculum acquisita, vel potius habenda sit 
solummodo honorifica ? 

Sacra Congregatio Studiis moderandis praeposita, die 18. De- 
cembris vertentis anni 1903 respondendum censuit: Affirmative ad 
primam partem: negative ad alteram. E 

Quam sententiam in audientia habita ab E.mo Cardinali Prae- 
fecto die 10. mensis Decembris 1903, Sanctissimus D. N. Pius Papa X 
ratam habuit et confirmavit. 

Fr. Card. Satolli, Praef. | 
Ascensus Dandini, Secret. 


15. Katholische Militärseelsorge in Österreich. 
(Unedierte Aktenstücke). 


a) Ersuchen an Seine Heiligkeit in Betreff des Fastenmandates 
für die k. k. Landwehr. 


Beatissime Pater! 


Austriae militia stabilis, a clero castrensi exempta, lege sub- 
ditur curae cleri civilis. 

Exinde Episcoporum ordinariorum est, quod ad salutem per- 
sonarum illi militiae adscriptarum pertinet, provide curare. 

Qua in sollicitudine acre militiae officium respicientes, Episcopi 
Austriae aequum existimant, ut stabili militiae ea jejunii et absti- 
nentiae a carnibus venia detur, quae ex facultate Apostolica vagae 
militiae conceditur a vicario Apostolico castrensi. 

Itaque Episcoporum in consessu Viennae congregatorum man- 
datum exsequens, ad pedes Sanctitatis Vestrae provolutus Sedis 
Apostolicae gratiam humillime peto, ut supralaudata militia stabilis 
praecepto jejunii et abstinentiae eodem, quo vaga militia, modo 
possit exsolvi. 

Et Deus... 

Pragae Bohemorum, die 2. Novembris 1898. 

Franziskus Cardinalis Schönborn, 


Archiepiscopus Pragensis. 
23% 
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b) Antwort Seiner Heiligkeit auf das Ersuchen vom 1. No- 
vember 1898 (IV). 


Beatissime Pater ! 


Cardinalis Archiepiscopus Viennensis ad pedes Sanctitatis Vestrae 
provolutus haec exponit : 

In libello supplici de die 2. Novembris 1898 Archiepiscopus 
Pragensis, piae memoriae Cardinalis Schönborn, Sanctitati Vestrae 
humillime exposuit, Episcopos Austriae intuitu acerrimi officii mi- 
litiae stabilis (id est militiae subsidiariae, ad defendendos patriae 
limites destinatae), quae in jure subditur curae cleri civilis, aequum 
existimare, ut eidem militiae stabili talis jejunii et abstinentiae a 
carnibus venia detur, qualis a Sancta Sede Apostolica militiae vagae 
concedi solet. 

Ea de causa supranominatus Archiepiscopus nomine Episcoporum 
Austriae humillime petiit, ut militia stabilis praecepto jejunii et ab- 
stinentiae eodem, quo vaga militia, modo possit exsolvi. 

Super hac petitione resolutio altissima Sanctitatis Vestrae hac- 
tenus non devenit. 

Quum militia stabilis in exercitationibus et itineribus milita- 
ribus necnon in aliis officiis suis adimplendis easdem ac militia 
vaga defatigationes subire teneatur et juxta communem probatissi- 
morum auctorum doctrinam milites, sive iu castris sive in stativis 
commorentur, ratione laboris a servanda lege jejunii excusentur, 
Orator nomine Episcoporum Austriae devotissime petit, ut Sanctitas 
Vestra militiae stabili in ditione Austriaca eamdem jejunii et ab- 
stinentiae a carnibus veniam, quae militiae vagae dari solet, gratio- 
sissime concedat, videlicet Episcopatui Austriaco tribuere dignetur 
facultatem dispensandi personas militiae stabili adscriptas a praecepto 
jejunii et abstinentiae Quadragesimae aliisque anni temporibus et 
diebus excepta Feria VI. Parasceve et Vigilia Nativitatis D. N. J. Ch. 


Feria VI. die 7. Septembris 1900. 


Sanctissimus Dominus Noster Leo, Divina Providentia Papa XIII., 
in solita audientia R. P. D. Adsessori S. Officii impertita, audita 
relatione suprascripti supplicis libelli una cum suffragiis R.R. D.D. 
Consultorum et Eminentissimorum ac Reverendissimorum D.D. Cardi- 
nalium, in rebus fidei et morum Generalium Inquisitorum, benigne 
indulsit, ut singuli Reverendissimi P.P. Domini Episcopi Austriae, 
pro eorum prudenti arbitrio et conscientiae, ad septennium dispensare 
valeant ab abstinentiae lege milites, qui actu inserviunt in castris 
vel praesidiis, duobus tantum diebus exceptis, nempe pervigilio Nati- 


und Entscheidungen. 357 


vitatis D. N. Jesu Christi et feria VI in Parasceve. Quoad dispen- 
sationem autem a jejunii lege nihil obstare, quominus Reverendissimi 
Domini Episcopi sequantur doctrinas probatorum auctorum super 
exemptione militum ab ea lege ratione laboris. Contrariis quibus- 
cumque non obstantibus. 


L. S. J. Can. Mancini, S. R. et U. J. Not. 


c) Eingabe an das k. k. Landesverteidigungs-Ministerium in 
Betreff der Civilseelsorge der k. k. Landwehr. 


Hohes k. E Landesverteidigungs- Ministerium ! 


In der Dienstvorschrift für die Militärgeistlichkeit vom Jahre 
1887, II. Abschnitt, 8 17, S. 12 und 17, werden unter Nummer 4 
die Angehórigen der k. k. Landwehr als der civilgeistlichen Juris- 
diktion unterstehend bezeichnet. 

Da sonach die k. k. Landwehr der Civilseelsorge anvertraut 
ist, obliegt den einzelnen Ordinariaten die Pflicht, für die in ihren 
Diözesen stationierte k. k. Landwehr die Seelsorge zu regeln. Sie 
haben die Ordnung des Gottesdienstes zu bestimmen, die Zeit der 
Osterandacht festzusetzen, das Fastenmandat alljährlich zu erlassen, 
die Matriken durch ihre Geistlichen führen zu lassen, überhaupt für 
die Befriedigung der religiósen Bedürfnisse der zur k. k. Landwehr 
Gehörigen Sorge zu tragen. 

Die Bischôfe wünschen nun die Seelsorge in der k. k. Land- 
wehr zu ordnen und haben sich am 2. November 1898 vorerst an 
den Hl. Stuhl mit der Bitte gewendet, derselbe möge die Dispens 
von der Enthaltung von Fleischspeisen und vom Abbruche in dem 
Uinfange und in der Art und Weise auch für die k. k. Land- 
wehr gewühren, wie solche vom apostolischen Feldvikariate kraft der 
vom Hl. Stuhle erhaltenen Vollmacht für die Katholiken des stehen- 
den k. u. k. Heeres und der k. u. k. Kriegsmarine erteilt wird. 

Der Hl. Stuhl hat unter dem 7. September 1900 den Bischöfen 
diese Dispensfakultät auch erteilt. Diesem Indulte gemäss haben 
sich die Katholiken der k. k. Landwehr am hl. Charfreitag und an 
der Vigilie des hl. Weihnachtsfestes der Fleischspeisen zu enthalten. 
Im übrigen ist ihnen an den kirchlich gebotenen Fasttagen des 
Jahres der Genuss von Fleischspeisen gestattet und auch an den 
Abstinenztagen Fleisch zu geniessen erlaubt; doch dürfen an den 
dispensierten Fasttagen und an den Sountagen der Fastenzeit bei 
derselben Mahlzeit nicht Fleisch und Fische genossen werden. Diese 
Dispens gilt selbstverständlich nur für die Dauer des Präsenzdienstes, 
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für welche Zeit den Personen der k. k. Landwehr mit Rücksicht auf 
die ihnen obliegenden schweren Dienste auch gestattet ist, an den 
kirchlich gebotenen Fasttagen sich mehr als einmal im Tage zu 
sättigen. Die Dispens von der Enthaltung von Fleischspeisen, nicht 
aber die Ausnahme von der Verpflichtung zum Abbruche, erstreckt 
sich auch auf die erwachsenen Mitglieder der Offiziers- und Unter- 
offiziers-Familien. Die katholischen Gläubigen der k. k. Landwehr 
mögen diese grosse Nachsicht im Fasten dankbar anerkennen und 
sie durch die treue Anhänglichkeit an ihre hl. Religion, durch Ge- 
bet und eifrigen Besuch des Gottesdienstes, Anhören des göttlichen 
Wortes, durch reumütige und bussfertige Gesinnung sowie durch 
Ausübung sonstiger guter Werke zu ersetzen suchen. 

Die Zeit der Osterandacht dauert für die Katholiken der 
k. k. Landwehr, wie für die Katholiken des k. u. k. Heeres und der 
k. u. k. Kriegsmarine, vom ersten Sonntage in der Fasten bis zum 
ersten Sonntage nach Pfingsten. 

Im Grunde dieser Ausführungen stellen die österreichischen 
Bischöfe ergebenst das Ansuchen: Ein hohes k. k. Landesvertei- 
digungs-Ministerium wolle gefälligst an die Hochdemselben unter- 
stehenden Landwehrkommanden eine Instruktion erlassen, wie sie 
sich mit den Civil-Ortsseelsorgern rücksichtlich des sonn- und feier- 
tägigen Gottesdienstes, der Osterandacht, der Spital- und Marode- 
häuser, der etwaigen Fastenpredigten und der übrigen religiösen Be- 
dürfnisse der Landwehrmänner ins Einvernehmen zu setzen haben. 
Die betreffenden Ortsseelsorger werden von ihren Ordinarien gleich- 
falls eine entsprechende Instruktion erlialten. 

Im Namen der bischöflichen Versammlung: 
Anton Joseph Cardinal Gruscha, m. p., 
Fürst-Erzbischof von Wien. 


d) Instruktion betreffend die Zivilseelsorge in der k. k. Land- 
wehr. 


Laut Dienstesvorschrift für die Militär-Geistlichkeit vom Jahre 
1887, II. Abschnitt, 8 17, Seite 12 und 17, num. 4 unterstehen die 
Angehörigen der k. k. Landwehr (und der königl. ungar. Landwehr), 
die sich nicht in dem Mobilitätsverhältnisse ($ 17 obiger Dienstes- 
vorschrift, num, 7 und 8) befinden, der zivilgeistlichen Jurisdiktiou 
und sonach der Zivilseelsorge. 

Deshalb obliegt den einzelnen hochwürdigsten Ordinariaten die 
Pflicht, für die in ihren Diözesen stationierte k. k. Landwehr die 
Seelsorge zu regeln. Sie haben die Ordnung des Gottesdienstes zu 
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bestimmen, die Zeit der Osterandacht festzusetzen, das Fastengebot 
alljährlich zu erlassen, die Matriken durch ihre Geistlichen führen 
zu lassen, überhaupt für die Befriedigung der religiösen Bedürfnisse 
der Angehörigen der k. k. Landwehr Sorge zu tragen. | 

In Erfüllung dieser Obliegenheit haben die hochwürdigsten 
österreichischen Bischöfe in den zu Wien im Monate November 1901 
abgehaltenen Konferenzen beschlossen, die Seelsorge in der k. k. Land- 
wehr zu ordnen, teils ex auctoritate propria, teils ex facultate a 
Sancta Sede ipsis benigne commissa. 

Am 2. November 1898 erbaten sich die Bischôfe die Fakultät, 
die Angehôrigen der k. k. Landwehr von der Abstinenz und dem 
Jejunium in dem Umfange und in der Art und Weise zu dispen- 
sieren, wie solche Dispens das apost. Feldvikariat den Katholiken 
des stehenden k. u. k. Heeres und der k. u. k. Kriegsmarine erteilt. 
Am 7. September 1900 wurde dieses Indult vom Hl. Stuhle gewährt 
ad septennium. 

Demzufolge haben sich die katholischen Landwehrmänner am 
bl. Karfreitage und an der Vigilie vor dem hl. Weihnachtsfeste der 
Fleischspeisen zu enthalten. Im übrigen ist ihnen an den kirchlich 
gebotenen Fasttagen der Genuss von Fleischspeisen gestattet und 
auch an den Abstinenztagen Fleisch zn geniessen erlaubt. Dies gilt 
selbstverstäudlich nur für die Dauer des Präsenzdienstes, für welche 
Zeit den katholischen Soldaten der k. k. Landwehr mit Rücksicht 
auf die ihnen obliegenden schweren Dienste auch gestattet ist, an 
den kirchlich gebotenen Fasttagen sich mehr als einmal im Tage zu 
sättigen. Der Genuss von Fleisch und Fischen bei derselben Mahl- 
zeit ist jedoch in gleicher Weise wie für die übrigen Gläubigen 
untersagt. Die Dispens von der Abstinenz, doch nicht von dem Je- 
junium, erstreckt sich auch auf die erwachsenen Mitglieder der 
Offiziers- und Unteroffiziers- Familien. 

Dafür sollen die katholischen Gläubigen der k. k. Landwehr 
diese grosse Nachsicht dankbar anerkennen und sie durch unentwegte 
Anhänglichkeit an ihre heilige Religion, durch Gebet und fleissigen 
Besuch des Gottesdienstes, Anhören des Wortes Gottes, durch reu- 
mütige und bussfertige Gesinnung sowie durch Ausübung sonstiger 
guter Werke zu ersetzen trachten. 

Die Zeit der Osterandacht dauert für die Katholiken der 
k. k. Landwehr, wie für jene des k. u. k. Heeres und der k. u. k. 
Kriegsmarine, vom ersten Sonntage in der Faste bis zum ersten 
Sonntage nach Pfingsten. Dasselbe gilt auch für die Mitglieder del 
Landwehr-Offiziers- und Unteroffiziers-Familien. 
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In Betreff der Pastoration der zur k. k. Landwehr Gehörigen 
wird noch Nachstehendes bemerkt. 

Eine wohldisziplinierte Armee ist die sicherste Bürgschaft für 
die Segnungen des Friedens. Nun ist es aber gerade die hl. Reli- 
gion, welche, eingesenkt in die Seele des Menschen, die sicherste 
Gewähr der Treue, des Gehorsams, der Tapferkeit und anderer Sol- 
datentugenden bildet. Es ist also ein eminent patriotischer Dienst, 
den die Seelsorger leisten, wenn sie das religiös-sittliche Leben der 
Soldaten pflegen und heben. Dem Seelsorger des Militärs obliegt 
die Pflicht, den hl. Glauben, den der Soldat aus seiner Heimat oder 
aus seinem bürgerlichen Berufe zum Militär mitbringt, zu hüten, zu 
schützen und lebendig zu erhalten; ferner den Soldaten zur Erfüllang 
der Gebote Gottes und der Kirche, zur Verrichtung des täglichen 
Gebetes, zum Empfange der heiligen Sakramente der Busse und des 
Altars, zur gewissenhaften Leistung der mit dem feierlichen Fahnen- 
Eid beschworenen, militärischen Standespflichten anzueifern und ihn 
vor den Gefahren, welche seinem Seelenheile durch das Zusammen- 
leben mit etwa glaubens- und sittenlosen Menschen entstehen könn- 
ten, eindringlich zu mahnen. . 

Die Erfahrung lehrt, dass in der Regel jener Soldat auch beim 
Militàr gerne zur hl. Messe, Predigt und zu den Sakramenten geht, 
keusch lebt, ohne Strafe dient, welcher von Haus aus mit fester 
katholisch-gläubiger Gesinnung eingerückt ist. Deshalb mógen die 
Seelsorger den zur Fahne assentierten Jünglingen eine besondere 
pastorelle Aufmerksamkeit dadurch widmen, dass sie dieselben einige 
Zeit vor ihrem Abgehen zum militärischen Dienste in eigenen Pre- 
digten oder Christenlehren hinweisen auf die Notwendigkeit und 
Wichtigkeit einer unwandelbaren, werktätigen, religiós - sittlichen, 
katholischen Gesinnung für den Soldaten, auf die strenge, während 
der Dienstzeit nicht suspendierte Pflicht: das täglich gewohnte Gebet 
zn verrichten, dem Gottesdienste und dem Empfange der hl. Sakra- 
mente zum mindesten in der österlichen Zeit auch im Militärstande 
zu obliegen. 

Die Seelsorger sollen ferner dem Rekruten die Überzeugung 
beibringen, er bleibe auch in der Uniform katholischer Christ und 
als sulcher den Geboten Gottes und der Kirche unterworfen und zur 
genauen Erfüllung der militärischen Berufspflichten verbalten. Von 
nachhaltiger Wirkung wäre es auch, wenn die Seelsorger die Re- 
kruten vor ihrem Scheiden aus der Pfarrgemeinde zum Empfange 
des hl. Buss- und Altarsakramentes bewegen, sie beim Gottesdienste 
am letztvorhergehenden Sonn- oder Feiertage vor den versammelten 
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Pfarrgläubigen in der Predigt mit den eindringlichen Trost- und 
Mahnworten im Herrn segnen und verabschieden und dieselben zu- 
gleich liebevoll aufforderu, falls sie nach Hause auf kurzen Urlaub 
kommen, auch ihren Seelsorger zu besuchen, der hl. Messe jedesmal 
beizuwohnen, zu beichten und zu kommunizieren und so Öffentlich zu 
zeigen, dass sie treue Anhänger Jesu Christi geblieben sind. Auch 
lege der Seelsorger den scheidenden Rekruten ans Herz, dass sie in 
der Garnison den Militär-Geistlichen aufsuchen und sich ihm auver- 
trauen sollen. | 


Derartig ausgestattete Rekruten bleiben während des solda- 
tischen Dienstes meistenteils gottesfürchtig, sittlich vorwurfsfrei. 
Wo also eine besondere pastorelle Unterweisung und Religionsübung 
der zum Militärdienste abgehenden Neulinge nur immer möglich ist, 
da möge sie mit Eifer abgehalten werden. 


Die im Präsenzdienste stehenden Landwehrmänner, welche zu- 
meist die Blüte der männlichen Jugend bilden, kehren nach kurzer 
"Zeit in ihre Heimat zurück. Wie wichtig ist es daher, dass der 
junge Soldat wäbrend seiner Dienstzeit den Glauben bewahrt und 
als ein wohlgesitteter Mann zu den Seinen zurückkehrt. Welch un- 
ermesslichen Schaden kann ein einziger glaubensloser und sittlich 
verkommener Mann in der Gemeinde anrichten!  Diesemnach liegt 
es im Interesse der Civil-Geistlichkeit, »sich die Seelsorge der 
k. k. Laadwehr eifrigst angelegen sein zu lassen«. 


Für die Praxis wird auf einige Bestimmungen des Dienstreg- 
lements für das k. u. k. Heer, I. Teil, hingewiesen, die wohl auch 
für die k. k. Landwehr Geltung haben werden. 


S 2, Punkt 14 lautet: »Jedem ist, soweit der Dienst es zu- 
lässt, die Verrichtung seiner Andacht und seiner religiósen Pflicht 
zur gehórigen Zeit zu gestatten.e 


$ 48, Punkt 4 und 5 besagt: »Damit die Militárpersonen ihren 
religiósen Pflichten nachkommen uud ihre Andacht, soweit der Dienst 
es zulässt, zur gehörigen Zeit verrichten können, sind die Stunden, 
zu denen in den Gotteshäusern der verschiedenen Konfessionen Gottes- 
dienst abgehalten wird, durch Vermittlung der Militär-Stationskom- 
manden rechtzeitig zu verlautbaren, und es soll von Seiten der 
Truppen-Kommandanten darauf gesehen werden, dass den Militär- 
personen an den dem Gottesdienste vornehmlich geweihten Tagen 
die Teilnahme an den Andachtsübungen ihrer Religionsgenossenschaft 
ermöglicht werde. An den bezeichneten Tagen, mindestens monat- 
lich einmal, sind, wo es angeht, die Truppen nach ihrer Religions- 
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genossenschaft gesondert und in taktische Abschulungen geordnet, 
zum Kirchenbesuche zu führen.e ` 

Aus dieser Bestimmung des Dienstreglements erhellt klar, dass 
die Mannschaft einer jeden Garnison monatlich mindestens einmal 
zum Gottesdienste zu führen und derselben auch an allen übrigen 
Soun- und Feiertagen die Möglichkeit zu bieten ist, ihren religiösen 
Pflichten nachkommen zu können. 

Nur der Dienst bildet eine Ausnahme von dieser Regel. Und 
nach $ 8 desselben Dienstreglements werden unter der Bezeichnung 
»Allerhöchster Dienst« oder »Dienst« alle Verrichtungen verstanden, 
welche durch die Standesobliegenheiten geboten sind. 

Von Seite des Landwehr-Stations-Kommandos ist mit dem 
Ortsseelsorger das Einvernehmen zu pflegen, an welchem Tage und 
zu welcher Stunde die Landwehrmannschaft während des Gottes- 
dienstes zu überwachen und auf ein würdevolles Benehmen in der 
Kirche das Augenmerk zu richten sei. Etwaige diesbezügliche Be- 
schwerden wären vom Ortsseelsorger dem Landwehr-Stations- Kom- 
mando vorzutragen; wenn aber eine berechtigte Beschwerde unbe- 
rücksichtigt bliebe, wäre die Angelegenheit an das hochw. Ordinariat 
zu leiten, welches sodann weitere Vorkehrungen zu treffen hätte, 
indem es sich an das höhere oder höchste Landwehr-Kommando um 
Abhilfe wendete. Im übrigen bemühe sich der Ortsseelsorger, mit 
dem Stations-Kommando stets im freundschaftlichen Einvernehmen 
und in guter Eintracht zu leben. 

Wenn die Möglichkeit vorhanden ist, so empfiehlt sich die Ab- 
haltung eines besonderen Gottesdienstes, hl. Messe mit Predigt, für 
die Landwehrtruppe. Im Falle der Untunlichkeit ist der Pfarr- 
gottesdienst zugleich Militàrgottesdienst. 

Nach den dermaligen Normen ist zur Osterbeicht nur die frei- 
willig hiezu sich meldende Mannschaft in die Kirche zu führen. 
Gelten diese Normen auch für die k. k. Landwehr, was kaum zweifel- 
haft ist, so ist von Seite des Landwehr-Stationskommandos die An- 
zahl derjenigen Landwehrmänner, welche sich zur Osterbeicht ge- 
meldet haben, dem zuständigen Ortsseelsorger bekanntzugeben und 
im Einvernehmen mit demselben der Tag und die Stunde der Beicht- 
ablegung zu bestimmen. Gar segensreich würde sich die Oster- 
andacht gestalten, wenn dem Empfange der hl. Sakramente der Busse 
und des Altars eine passende Belehrung vorangehen, eventuell wenn 
in der Fastenzeit religiöse Vorträge für das Militär gehalten, oder 
wenn dasselbe zu den allgemeinen Fastenpredigten, wo solche ge- 
halten werden, beigezogen werden würde. 
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Wo Militär-Seelsorger sich befinden, wären vor allem diese 
zur Aushilfe beim Beichthören der katholischen Soldaten der k. k. 
Landwehr beizuziehen und zu diesem Behufe mit der erforderlichen 
Beicht-Jurisdiktion auszustatten, da die k. k. Landwehr nicht der 
militär-, sondern der zivilgeistlichen Jurisdiktion untersteht, wie 
auch die Militärpersonen des Ruhestandes, der Reserve und ausser 
Dienst. 

Von besonders segensreichen Früchten begleitet ist der Besuch 
des Militärspitales oder Marodenhauses durch den Ortsseelsorger. 
Für jedes gute und trostvolle Wort des Priesters ist der kranke 
oder marode Soldat empfänglich und dankbar. Der Ortsseelsorger 
besuche auch die im Gefängnisse befindlichen und leite sie zur 
Busse und Besserung an. Eine besondere geistliche Sorgfalt ist 
den Militäristen in den ersten Monaten ihrer Einberufung zuzu- 
wenden, da diese Periode die krittischeste für den Rekruten oder 
Neuling ist, indem die Trennung von seinen Angehörigen, die neuen 
und ungewohnten Lebensverhältnisse, die Strenge der Disziplin und 
vieles andere auf ibn oft sehr deprimierend einwirken und ihn zu- 
weilen bis zur Verzweiflung und zum Selbstmord führen. Darum 
wären die jungen Soldaten an bestimmten, mit dem zuständigen 
Kommando zu vereinbarenden Tagen in einem hiezu geeigneten 
Lokale über ihre Standespflichten auf Grund der übernatürlichen 
Motive zu belehren, und wäre mit tröstenden Worten ihr Mut zu 
beleben. 

Laut Begrüssungs-Schreiben des k. k. apostolischen Feld- 
vikariates an die hochw. Herren subsidiarischen Militär-Seelsorger 
vom August 1892, Nr. 2710, hat das k. u. k. Reichs-Kriegsmini- 
sterium mit dem Erlasse Abth. 5, Nr. 3344, vom 4. Nov. 1891 die 
Militär-Territorial-Kommanden aufgefordert, diese Bestrebungen im 
Einklange mit den bestehenden Dienstvorschriften zu fördern. Das 
wird wohl seine sinngemässe Anwendung auch auf die k. k. Land- 
wehr finden. | 

Zur Informierung sei noch schliesslich auf eine neuere Be- 
stimmung hinsichtlich der Abhaltung von Bällen und Tanzunter- 
haltungen seitens des Militärs wälırend der geheiligten Zeit die 
Aufmerksamkeit gelenkt. 

Das k. u. k. Keichs-Kriegsministerium machte mittels Erlasses 
vom 25. Jan. 1892, Präs.-Nr. 367, darauf aufmerksam, dass die 
Abhaltung von öffentlichen Bällen (Tanzkränzchen) während der Ad- 
vent- und Fastenzeit in jenen Gegenden, wo das religiöse Gefühl der 
Bevölkerung besonders hervortritt, leicht Ärgernis erregen kann, 
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weshalb von militärischer Seite diesen herrschenden religiösen An- 
schauungen Rechnung getragen werden soll (Cfr. das oben ange- 
zogene Schreiben des apostolischen Feldvikariats, S. 6; Anton Griessl, 
Vorschriften in Militär-Angelegenheiten für den Seelsorge-Klerus. 
Graz 1892, S. 151—153.) 

Dies wird den hochw. Seelsorgern zur Benehmungswissenschaft 
mitgeteilt, wie sich die Bischöfe auch an das k. k. Landesver- 
teidigungs-Ministerium in der Eingabe vom Monate November 1901 
wandten, damit dasselbe an die ihm unterstehenden Landwehr- 
Kommanden die Weisungen erlasse, wie sie sich mit den Zivil- 
Ortsseelsorgern rücksichtlich des sonn- und feiertägigen Gottes- 
dienstes, der Osterandacht, des Krankenbesuches, der Fastenpredigten 
und der Befriedigung aller übrigen religiósen Bedürfnisse der An- 
gehórigen der k. k. Landwehr ins Einvernehmen zu setzen haben. 

So arbeitet denn als gute Kriegsleute Christi Jesu! 

Wien, im Monate November 1901. (II. Tim. 2, 8.) 


e) Antwort des k. k. Landesverteidigungs-Ministeriums auf das 
Schreiben der bischóflichen General-Versammlung vom No- 
vember 1901 (XXXII). 


Kais. kónigl. Ministerium für Landesverteidigung. 

Dur ded VE Wien, am 28. Januar 1902. 

Unter Bezugnahme auf die sehr geschätzte Note vom November 
1901, Z. 221 C., beehrt sich das k. k. Ministerium für Landesver- 
teidigung für die, unter Vorsitz Euerer Eminenz von der hochwür- 
digen Versammlung der ósterreichischen Bischöfe im Interesse der 
religiósen Bedürfnisse der Angehôrigen der k. k. Landwehr bekundete 
Fürsorge den verbindlichsten Dank auszusprechen, mit dem ergebensten 
Beifügen, dass uuter einem je ein Exemplar der der obigen Note an- 
geschlossenen »Fastenordnung für die k. k. Landwehr, giltig im 
Jahre 1902« zur Verlautbarung, sowie der »Instruktion, betreffend 
die Zivilseelsorge in der k. k. Landwehr«, zur entsprechenden Ver- 
anlassung an alle Landwehr-Territorial-Kommanden hinausgegeben 
wird. Graf Welsersheimb m p. 
An Seine Eminenz, den Herrn k. u. k. wirk- 
lichen Geheimen Rat, Grosskreuz des Leopold- 
Ordens, etc. etc., Mitglied des Herrenhauses 

etc. etc. 
Th. Dr. Anton Joseph Gruscha, 
Cardinal- Fürsterzbischof in Wien. 
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16. Proklamationsgebühren in der Diözese Münster. 
(Kirchl. Amtsbl. d. Diöz. Münster Nr. 4. 1904.) 


Infolge der Freizügigkeit haben sich bezüglich der Prokla- 
mationsgebühren namentlich in den Industriegegenden Zustände her- 
ausgebildet, die unhaltbar geworden sind. Es geschieht nämlich 
nicht selten, dass Brautpaare, insbesondere solche, welche dem 
Arbeiterstande angehören, in mehreren Pfarreien aufgeboten werden 
müssen. Daraus erwachsen den Brautleuten bedeutende Unkosten, 
deren Tragung unbemittelten Leuten schwer fällt, deren Höhe An- 
stoss und Ärgernis erregt und zuweilen selbst Anlass zur Vernach- 
lässigung der kirchlichen Trauung gibt. — Infolge dessen haben 
manche Pfarrer schon bisher in derartigen Fällen einen teilweisen 
Nachlass der Proklamationsgebühren gewährt. 

Es ist uns von verschiedenen Pfarrern der Wunsch geäussert, 
es möchte in dieser Hinsicht ein einheitliches Verfahren angeordnet 
werden. Eine infolgedessen bei den Landdechanten veranstaltete 
Rundfrage hat ergeben, dass dieser Wunsch von den Pfarrern der 
Diözese fast allgemein geteilt wird. Verschiedentlich wurde dabei 
der Wunsch geäussert, es möchte die in der Kölner Erzdiözese be- 
stehende Bestimmung angenommen werden, welche lautet: 

Ne sponsi ex multiplicitate proclamationum extraordinarie 
graventur, simplicia iura bis tantum solvantur ita quidem, ut 
parochus sponsae integra iura percipiat, reliqui vero parochi 
proclamantes altera iura inter se dividant. 

Diese Verordnung entspricht den heutigen Zeitverhältnissen. 
Daher veranlassen wir die Pfarrer, in Zukunft folgendes Verfahren 
zu beobachten: Wenn ein Brautpaar an mebreren Orten zu prokla- 
mieren ist, so werden nur zweimal die ganzen Gebühren gezahlt, so 
zwar, dass der Pfarrer der Braut die ganzen ihm nach der be- 
stehenden Gebührenordnung zustehenden Jura empfängt, die übrigen 
beteiligten Pfarrer aber die einfache Gebühr von drei Mark unter 
sich teilen. Sollte ein Brautpaar sich nicht vom parochus sponsae 
trauen lassen, so erhebt dieser für das Dimissoriale die nach der 
bestehenden Gebührenordnung ihm zustehenden Jura, der parochus 
copulans erhebt den auf ihn entfallenden Teil der Proklamations- 
und ausserdem die Kopulationsgebühren. 

Münster, den 16. Februar 1904. 

Das Bischöfliche General-Vikariat. 
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17. Das kirchliche Aufgebot in der Diözese Breslau. 
(Verordn. des Fürstbisch. Gen.-Vik.-Amtes zu Breslau Nr. 417.) 


Beatissime Pater ! 


Die 23. Februarii 1901 S. Cong. Coucilii ad preces Ordinariii 
Coloniensis circa domicilium sponsorum rescripsit: »Attentis peculia- 
ribus circumstantiis in casu occurrentibus, publicationes matrimonio- 
rum in ecclesiis filialibus posse sufficere, dummodo ambo contrahentes 
verum domicilium aut quasidomicilium in districtu earundem ecclesia- 
rum habeant. 

Porro eaedem prorsus circumstantiae ab Ordinario Coloniensi in 
suo supplici libello allatae, eodem modo immo maiori valent pro 
dioecesi Wratislaviensi, praesertim pro vasto territorio delegationis 
Apostolicae provinciae Brandenburgi et Pommeraniae. Hinc Car- 
dinalis Episcopus Wratislavien. humiliter a S. V. petit extensionem 
supradicti Rescripti ad suam Dioecesim. 

Die 1. Februarii 1904. Sacra Congregatio Concilii Tridentini 
Interpres gratiam extensionis declarationis de qua in precibus iuxta 
petita, Cardinali Episcopo Wratislav. benigne impertita est. 

Sig. sign. Vincentius, Card. Ep. Praenest., Praef. 

sign. C. De Lai, Secret. 
Breslau, den 12. Februar 1904. 


Vorstehende Abschrift erhalten Ew. Hochwürden in Verfolg 
meiner Verfügung vom 20. v. M. (Nr. 494) auf das dortseitige Ge- 
. such vom 19. v. M. (Nr. II. 253) zur Nachricht. 

Für die Seelsorgsbezirke der Delegatur mit eigenen Geistlichen, 
deren Loslósung vom bisherigen Pfarrverbande und deren kanonische 
Errichtung als Pfarreien umstándehalber noch nicht erfolgen kann 
und in deren Kirchen bezw. Kapellen oder gottesdienstlichen Lokalen 
servatis servandis die actus parochiales vorgenommen werden, gelten 
demnach für die Zukunft bezüglich des Aufgebots, welches nach dem 
kanonischen Rechte in der Pfarrkirche zu erfolgen hat, folgende Regeln: 

1. Wenn beide Nupturienten in dem Seelsorgsbezirke ihr 
Domizil oder Quasi-Domizil haben, hat das Aufgebot nur 
in der Kirche (Kapelle, gottesdienstlichem Raume) des 
Seelsorgebezirkes zu erfolgen. 

2. Wenn einer der Nupturienten in der Pfarrei, zu welcher 
der Seelsorgebezirk gehórt, sein Domizil oder Quasi- Domizil 
hat, muss das Aufgebot sowohl in der Pfarrkirche wie in 
der Kirche (Kapelle, gottesdienstlichem Raume) des Seel- 
sorgebezirkes stattfinden. 
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8. Hat einer der Nupturienten sein Domizil oder Quasi-Domizil 
in einer fremden Pfarrei oder in einem fremden Seelsorgs- 
bezirke, so muss das Aufgebot auch in jener Pfarrei, 
bezw. in jenem Seelsorgsbezirke vorgenommen werden, nicht 
aber in der Pfarrkirche, zu welcher jene Kirche (Kapelle, 
gottesdienstlicher Raum), in der die Trauung stattfindet, 
gehört. 

Die Seelsorger dieser Distrikte sind demgemäss zu instruieren. 


Der Fürstbischof. 
An 


den Herrn Fürstbischöflichen Delegaten 
und Propst bei St. Hedwig 
zu Berlin. 


Vorstehende Abschrift erhält mein Hochwürdiges General- 
Vikariats-Amt zur Nachricht mit dem Bemerken, dass die vor- 
stehenden Bestimmungen auch auf die Seelsorgsbezirke der eigent- 
lichen Diözese Anwendung finden. Der Fürstbischof. 

G. Kard. Kopp. 


18. Vollmacht des Pfarrers in der Diözese Strassburg, bei 
Todesgefahr vom Impedimentum mixtae religionis auch bei 
Vorhandensein anderer kan. Hindernisse zu dispensieren. 


(Strassb. Diózesanbl. Nr. 2. 1904.) 


Beatissime Pater, 


Infrascriptus Ordinarius Dioecesis Argentinensis, ad Sanctitatis 
Vestrae pedes provolutus, humillime quae sequuntur exponit: 

Per decreta S. R. et U. Inquisitionis dierum 20. Februarii 1888 
et 1. Martii 1889 Sanctitas Vestra benigne facultatem fecit Ordi- 
nariis, parochis communicabilem, etiam per habitualem subdelegatio- 
nem, quà, urgente mortis perieulo, dispensare valeant cum iis, qui 
juxta leges civiles sunt conjuncti, aut alias in concubinatu vivunt, 
super impedimentis quantumvis publicis matrimonium jure ecclesia- 
stico dirimentibus, excepto S. Presbyteratus Ordine et affinitate lin. 
rectae ex copula licita proveniente. 

Verum, cum non sit parvus numerus matrimoniorum mixtorum, 
quae, spretis Ecclesiae legibus, coram solo magistratu civili vel coram 
ministello quoque 'acatholico attentantur, neque raro eveniat, ut 
pars catholica cum parte acatholica in concubinatu vivat, infrasciptus 
Ordinarius humillime rogat, ut facultas, parochis quoque, etiam per 
habitualem subdelegationem communicabilis, sibi benigne tribuatur, 
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qua, urgente mortis periculo, super impedimento mixtae religionis 
dispensare valeat cum iis catholicis qui juxta leges civiles vel coram 
ministello quoque acatholico, cum parte acatholica sunt conjuncti 
aut alias cum parte acatholica in concubinatu vivunt. 

Insuper idem Ordinarius humillime postulat facultatem, paro- 
chis quoque communicabilem, etiam per habitualem subdelegationem, 
qua, urgente mortis periculo, cumulare valeat indultum quod peti- 
tur, cum supra memorato indulto diei 20. Februarii 1888 et 1. Martii 
1889, quando praeter impedimentum | mixtae religionis alia adsunt 
impedimenta, de quibus supra, ut morituri in tanta temporis angu- 
stia in facie Ecclesiae rite copulari et propriae conscientiae consulere 
valeant. Et Deus. ... 

Antwort der S. R. et U. Inquisitio. 
Feria V loco IV, die 10. Decembris 1908. 

SSmus D. N. D. Pius divina providentia Papa X in audientia 
R. P. D. Adsessori S. O. impertita, habita relatione suprascripti 
supplicis libelli, nec nou auditis Emorum Patrum suffragiis, benigne 
annuit pro gratia juxta preces, exclusis tamen impedimentis,!) de 
quibus in citatis decretis annor. 1888— 1889, adservatis servandis. 
Contrariis quibuscumque non obstantibus. 

(loco sig.) Sign. J. Can. Mancini, S. R. et U. J. Not. 


Delegation der Pfarrer. 

Vi supramemorati Indulti Aplici diei 10. Decembris 1903 
parochos Nostrae Dioecesis habitualiter delegamus, ut, 

19 urgente mortis periculo, super impedimento mixtae religionis 
dispensare valeant cum iis catholicis, qui juxta leges civiles vel 
coram ministello quoque acatholico cum parte acatholica sunt con- 
juncti, aut alias cum parte acatholica iu concubinatu vivunt; 
| 29 urgente mortis periculo cumulare valeant hoc indultum cum 
supradieto indulto diei 20. Februarii 1888 et 1. Martii 1889, ita ut 
dispensare valeant super impedimento mixtae religionis et simul, 
quando adsint, super aliis impedimentis quantumvis publicis matri- 
monium jure ecclesiastico dirimentibus, excepto S. Presbyteratus 
Ordine et affinatate lin. rectae ex copula licita proveniente. 

Dispensationes vero ab ipso parocho concedendae sunt in scriptis. 


Datum Argentinae, die 11. Februarii 1904. 
T Adolphus, epps Argentin. 


Anmerkung: Die Herren Pfarrer, die vom obigen Indult Gebrauch 
machen. werden hiermit ersucht, die Namen der betreffenden Eheleute mit An- 
gabe des Ehehindernisses dem Bischöflichen Ordinariat nachträglich mitzuteilen. 


1) Ausgenommen sind also die kanonischen Ehehindernisse: »S. Presby- 
teratus Ordinis et affinitatis lin. rectae ex copula licita-provenientise. 
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19. Amtsantritt und Bezug der Einkünfte seitens der Pfarrer 
und Benefiziaten in der Diözese Ermland. 


(Bisch. Verfügung im Pastoralbl. f. d. Diözese Ermland, Nr. 4. 1904.) 


Unter Aufhebung der Bischöflichen Verfügungen vom 31. März 
1852 und 23. Januar 1856 (Ermländisches Pastoralblatt pro 1873 
S. 115 und 117 — Fuhgs Verordnungen S. 178) bestimme ich mit 
Rücksicht auf die veränderten Bedürfnisse und Zeitverhältnisse be- 
treffs des Zeitpunktes, welcher bei der Verleihung einer Pfarr- oder 
Benefiziatenstelle als Amtsantritt dieser Stelle gelten soll, von welcher 
ab der Bezug der Einkünfte dieser neuen Stelle verknüpft ist, 
folgendes : 

1. Der kanonische Grundsatz »propter officium datur beneficium« 
kommt fortan allgemein zur Geltung. Als Amtsantritt der neuen 
Stelle gilt hinsichts des Bezuges der Einkünfte derselben nicht der 
Tag der Institution, sondern der Tag, an welchem der Instituierto 
die neue Stelle sich von dem bisherigen Kommendarius übergeben 
lässt, und tatsächlich auch die Erfüllung der mit derselben verbun- 
denen amtlichen Obliegenheiten übernimmt. Dieses trifft auch zu 
bei einer Benefiziatenstelle, für welche eine besondere Institution nicht 
stattfindet. Mit diesem Tage des Amtsantritts geht auch das Recht 
zum Bezuge der Einkünfte auf den neuen Inhaber der Stelle über. 

2. Der Bischöflichen Behörde, sowie dem Herrn Dekan ist in 
einer gemeinschaftlichen Eingabe des bisherigen Verwalters wie des 
neuen Inhabers der Stelle von dem Tage des Amtsantritts und Über- 
nahme der Verwaltung Anzeige zu erstatten, damit über diesen Zeit- 
punkt wegen der Auseinandersetzung betreffs der Einkünfte zwischen 
dem bisherigen Inhaber bezw. dessen Erben, dem Kommendarius und 
dem neuen Inhaber jeder Zweifel gehoben wird. 

3. Wenn aus besonderen Gründen das Verbleiben des Pfarrers 
oder des Benefiziaten auf der alten Stelle noch längere Zeit erforder- 
lich ist, behalte ich mir vor, den Zeitpunkt zu bestimmen, von 
welchem ab derselbe das Einkommen der neuen Stelle nach Abzug 
dessen, was dem Kommendarius für die Verwaltung zugewiesen ist, 
zu beziehen berechigt sein soll. Der Kommendarius verbleibt jedoch 
als solcher bis zum wirklichen Amtsantritt des neuen Pfarrers oder 
Benefiziaten in allen seinen bisherigen Rechten und Verpflichtungen 
zur Vertretung und Verwaltung der Stelle. 

Frauenburg, den 21. März 1904. 

T Andreas, Bischof von Ermland. 


Archie für Kirchenrecht. LXXXIV, 24 
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20. Radfahren der Geistlichen. 
(Oberhirtl. Verordn.-Bl. f. d. Diözese Passau. Nr. 1. 1904.) 


Wir sind uns wohl bewusst, wie mehr als sonst gerade in den 
gegenwärtig bewegten Zeiten ein untadeliger Wandel des Klerus als 
unbedingte Voraussetzung für dessen erfolgreiche seelsorgliche Wirk- 
samkeit unter dem Volke erscheint. Unter anderem haben wir des- 
halb auch vor einiger Zeit für die Pastoralkonferenzen die These zur 
Bearbeitung gestellt: 

»Es soll auf Grund der kirchlichen Bestimmungen de vita 
et honesta clericorum dargetan werden, wie wenig jeder sports- 
mässige Zeitvertreib sich mit dem Ernste und der Würde des 
priesterlichen Standes verträgt.« 

Unter den uns vorgelegten Elaboraten haben wir manche ein- 
gehende und von priesterlichem Ernste getragene Arbeit gefunden; 
gleichwohl möchten wir mit der Behandlung und Besprechung dieses 
Gegenstandes in den Pastoralkonferenzen die Sache nicht abge- 
schlossen wissen, sondern im Vertrauen auf ein aufrichtiges und 
treues Bemühen unseres Diözesanklerus um einen von keiner Seite 
anfechtbaren priesterlichen Wandel glauben wir noch besonders in 
einem Punkte, nämlich des Radfahrens, uns aussprechen zu sollen. 

Es ist durch die kirchlichen Bestimmungen über den Wandel 
der Geistlichen, wo nicht schon buchstäblich, so nach ihrem ganzen 
Geiste, zum Ausdrucke gebracht, dass aller Sport, um diese modern 
gewordene Bezeichnung zu gebrauchen, worunter gewisse, mit be- 
sonderer Vorliebe, mit Übertreibung, ja schliesslich mit Leidenschaft 
und nicht ohne beabsichtigte Schaustellung gepflegte körperliche 
Kraftleistungen und Vergnügungen verstanden werden, von dem wohl- 
geordneten und sittlich ernsten Wandel eines Priesters ausgeschlossen 
bleiben muss. Das bezieht sich somit auch auf das Radfahren als 
Sport. 

Sicher ist ja das Veloziped bezw. das Radfahren keine an sich 
böse Neuerung. Aber die Anschauungen für und wider eine Neue- 
rung, also auch in bezug auf diese Neuerung, wenn man sie über- 
haupt eine solche noch nennen kann, mögen darum noch immer aus- 
einandergehen und gehen auch auseinander, je nachdem man von 
lokalen oder auf Rücksichten des Standes, wie auch der persönlichen 
Lebensstellung beruhenden Verhältnissen mehr oder minder ausgeht. 
Sicher ist ebenso, dass, was den Sport mit dem Fahrrade anbelangt, 
der Priester sich niemals auf gleiche Linie mit Laien stellen kann 
und darf. Ja, auch alles, was ihn nur in solchen Verdacht bringen 
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könnte, mit Parforcefahrten, Wettfahren, Kunststücke auf und mit 
dem Rade, der Gebrauch von Jaketts und Sturmmützen beim Rad- 
fahren ist für das Volk anstosserregend und darum durchaus abzu- 
weisen. Weiterhin ist nicht zu leugnen, dass bei einer gewissen 
Zühigkeit auf beiden Seiten sowohl von denen, welche das Radfahren 
durchaus und unter allen Umständen verwerfen, als noch mehr von 
deuen, welche zu gunsten des Radfahrens der Geistlichen, ja geradezu 
für die Notwendigkeit desselben aus hygienischen Interessen und mit 
Rücksicht auf berufliche Pflichten etc. alle Beweise anstrengen, 
Übertreibungen keineswegs vermieden werden. 

Wir wollen gegenwärtig gegen eine Benützung des Rades in 
dienstlichen oder mit dem Dienste des Priesters wirklich zusammen- 
hängenden Fällen kein allgemeines Verbot erlassen. Ob und wann 
solche Fälle zutreffen, wollen wir auch in kein Diôzesanstatut auf- 
nehmen, sondern dies zu entscheiden, zunächst der Gewissenhaftigkeit 
und dem Ernste des Priesters selbst überlassen. Aber auch bei dieser 
Benützung des Rades zu Dienstzwecken verlangen wir strenge, dass 
klerikale Kleidung und Haltung bewahrt werde, dass ein sicheres 
Fahren und gemässigtes Tempo eingehalten, dass auf das Publikum 
jede mógliche Rücksicht genommen werde, um Unannehmlichkeiten 
und Belästigungen desselben zu vermeiden, endlich, dass begreiflicher- 
weise auch behórdliche, polizeiliche Verordnungen für Radfahrer 
strikte befolgt werden. Sollte bei Benützung des Fahrrades ausser 
dem Dienste, was wir aber im Hinblicke auf vorstehenden Erlass von 
vornherein für ausgeschlossen erachten, ein Unglücksfall sich zu- 
tragen, so müssten wir es ablehnen, die in anderen Fällen aus 
unseren Diózesan-Unterstützungsanstalten gewährte Hilfe zu leisten. 

Den Priestern aber den Gebrauch des Rades für dienstliche 
Zwecke förmlich zu empfehlen, wie einzelne Stimmen sich möchten 
verlauten lassen, haben wir bisher durchaus keine Veranlassung er- 
sehen, umsoweniger, uls uus wohl bekannt ist, wie in manchen Ge- 
genden und Schichten des Volkes, also auch unter Laien, nicht 
immer die Notwendigkeit oder Nützlichkeit des Radfahrens selbst 
im geschäftlichen Interesse etc. als ausschlaggebend in betracht ge- 
zogen wird, sondern über einfache Verhältnisse hinaus dasselbe den 
übermässig vielen Vergnügungen dienstbar gemacht wird, ein weiterer 
Umstand, der uns bestimmen muss, den Priester umsomehr vor ausser- 
dienstlicher Verwendung des Rades ernstlich zu warnen, damit er 
nicht anderen zur Entschuldigung dienen móge. 

Schliesslich wollen wir erklären, dass, wo immer irgend welcher 
Missbrauch des Radfahrens bei einzelnen Geistlichen oder zumal im 

24* 


372 Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


Zusammenhange mit ihrer sonstigen Lebensführung als zu beanstanden 
sich ergibt, die oberhirtliche Stelle von Fall zu Fall und eventuell 
mit einem speziellen Verbote des Radfahrens gegen die Betreffenden 
einschreiten wird. Indes möchten wir erwarten, dass diese mit väter- 
lichem Ernste und im Interesse eines allweg von kirchlichem Geiste 
durchdrungenen Wandels unseres Hochwürdigen Diózesanklerus ge- 
gebenen Normen auch mit erleuchtetem Gehorsam entgegengenommen 
und treu befolgt werden. Unsere Hochwürdigen Herren Dekane und 
Kapitelskämmerer beauftragen wir hiemit, über den Vollzug dieser 
unserer Anordnungen zu wachen und Verstösse hiegegen uns alsbald 
zur Anzeige zu bringen. 


Passau, den 8. Januar 1904. 


M. Alteneder, Generalvikar. 
M. Garhammer, Sekretär. 
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III. Staatliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Jesuitengesetz. 


Gesetz, betreffend die Aufhebung des $ 2 des Gesetzes über den Orden 
der Gesellschaft Jesu vom 4. Juli 1872 (Reichs- Geselzbl. von 1872 
S. 253). Vom 8. Märs 1004. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zu- 
stimmung des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


8 1. 
Der $ 2 des Gesetzes, betreffend den Orden der Gesellschaft 
Jesu, vom 4. Juli 1872 (Reichs-Gesetzbl. S. 253) wird aufgehoben. 


82. 
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Ver- 
kindigung in Kraft. 
Urkundlich etc. 
Gegeben Berlin im Schloss, den 8. März 1904. 
(L. S.) Wilhelm. 
Graf von Biilow. 


2. Verwendung von Geistlichen als Lehrer an hoheren Lehr- 
anstalten in Baden. 


(Landesherrliche Verordnung.) 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog 
von Zähringen. 

Auf Antrag Unseres Ministeriums der Justiz, des Kultus und 
Unterrichts und nach Anhörung Unseres Staatsministeriums ver- 
ordnen Wir im Anschluss an Unsere Verordnung vom 21. März 
1903, die Ordnung der Prüfung für das Lehramt an höheren Schulen 
betreffend, unter Aufhebung Unserer Verordnung vom 23. Mai 1891, 
was folgt: 


8 1. 
Kandidaten des geistlichen Standes und Geistliche der christ- 
lichen Kirchen, welche 
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a. nach Massgabe des Gesetzes vom 5. März 1880, betreffend 
die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Kandidaten 
des geistlichen Standes, und der zu diesem (Gesetze er- 
lassenen Vollzugsvorschriften zur ständigen öffentlichen 
Ausübung kirchlicher Funktionen im Gebiete des Gross- 
herzogtums staatlich zugelassen, ausserdem 

b. von der obersten im Grossherzogtum befindlichen oder für 
das Grossherzogtum anerkannten kirchlichen Behörde ihres 
Bekenntnisses als befähigt zur Erteilung des Religionsunter- 
richts für alle Klassen von Mittelschulen erklärt sind, 

können in der Eigenschaft als wissenschaftliche Lehrer an höheren 
Schulen angestellt werden, sofern sie durch eine von der zuständigen 
Prüfungsbehörde — 8 2 der Prüfungsordnnng — abgelegte Prüfung 

1. in der hebräischen Sprache sichere, in wissenschaftlichem 
Zusammenhang stehende Kenntnis der hebräischen Formen- 
lehre und Syntax und eine Lektüre historischer, poetischer 
und prophetischer Schriften des alten Testaments in einigem 
Umfang mit Verständnis in grammatischer, syntaktischer 
und lexikalischer Hinsicht nachgewiesen und 

2. in zwei weiteren, dem gleichen Gebiet des Unterrichts an- 
gehörigen Prüfungsfächern ($ 8 Ziffer 1 B I und II der 
Prüfungsordnung) — unter Beschränkung auf Deutsch, La- 
tein, Griechisch, Französisch, Englisch, Mathematik, Chemie 
und Mineralogie, Botanik und Zoologie — mindestens die- 
jeuigen Kenntnisse dargelegt haben, welche für solche nach 
der Prüfungsordnung als Nebenfächer angefordert werden. 


8 2. 


| Für die im vorhergehenden Paragraphen bezeichnete Prüfung 
gelten folgende besondere Bestimmungen : 

1. Nachweis der erteilten staatlichen Zulassung zur ständigen 
öffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen, ferner Nach- 
weis darüber, dass der Prüfungsbewerber während des drei- 
jährigen Studiums an einer deutschen Universität oder nach 
dessen Beendigung während mindestens vier Halbjahren an 
einer deutschen Hochschule Vorlesungen und Übungen über 
die im vorhergehenden Paragraphen unter Ziffer 1 und 2 
benannten Prüfungsfächer besucht hat, ist der Meldung 
($ © der Prüfungsordnung) beizufügen. 

2. Als schriftliche Hausarbeit ($ 21 der Prüfungsordnung) ist 
nur eine Aufgabe aus dem pädagogischen Gebiet zu stellen. 
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3. In den unter Ziffer 1 und 2 des vorhergehenden Paragraphen 
bezeichneten Prüfungsfächern ist je eine schriftliche Klausur- 
arbeit zu verlangen. 

Im übrigen finden die Bestimmungen der Prüfungsordnung für 

das Lehramt an höheren Schulen auch auf die nach $ 1 dieser Ver- 
ordnung vorzunehmende Prüfung sinngemässe Anwendung. 


S 3. | 

Der Oberschulrat wird vor der Entscheidung über die Zu- 
lassung zur Prüfung die Meldung nebst Belegen der in $ 1b be- 
zeichneten Kirchenbehörde mitteilen zur Erklärung, ob der Prüfungs- 
bewerber zur Erteilung des Religionsunterrichts seines Bekenntnisses 
für alle Klassen der Mittelschulen mit neunjährigen Lehrkurs be- 
fähigt sei. 

Nur wenn diese Erklärung vorbehaltlos erteilt ist, darf bei Vor- 
bandensein der übrigen Voraussetzungen die Zulassung ausgesprochen 
werden. 

Gegeben zu Schloss Mainau, den 8. Oktober 1903. 

Friedrich. 
von Dusch. Auf Seiner Königlichen Hoheit höchster Befehl 
Gedemer. 


8. Teilnahme der Schüler höherer Lehranstalten am Gottes- 
dienste und Aufhebung des Verbotes Marianischer Kongre- 
gationen in Preussen.!) 


(Ministerialerlass vom 23. Jan. 1904.) 


Berlin, 23. Januar 1904. 

Unter Aufhebung der Erlasse vom 4. Juli 1872 (Zentralblatt 
S. 477), vom 22. Oktober 1874 (Zentralblatt S. 649). vom 9. März 
1875 (Zentralblatt S. 271). vom 24. Juli 1875 (Zentralblatt S. 537), 
vom 3. November 1875 (Zentralblatt von 1876 S. 106) und vom 
19. Januar 1876 (Zentralblatt S. 106) bestimme ich, dass die Ent- 
scheidung darüber, ob und inwieweit die Schüler höherer Lehr- 
anstalten von Schulwegen zur Erfüllung religiöser Pflichten und zur 
Teilnahme an Schulgottesdiensten anzuhalten sind, dem kgl. Pro- 
vinzial-Schulkollegium zustehen soll. Dieses hat in den vorkommen- 
den Fällen vor der Entschliessung den Anstaltsleiter und durch 
Vermittelung in der Regel auch den Religionslehrer zur Sache zu 


1) Siehe über Marian. Kongregat. unten S. 313 ff. 
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hören. Kommt dabei eine Änderung des Zustandes in Frage, wie 
er gegenwärtig tatsächlich besteht, so ist zu beachten, dass nicht 
an mehr als zwei Wochentagen für die katholischen Schüler obliga- 
torische Schulmessen eingerichtet werden sollen, und dass die Schule 
einen Zwang zum Empfange der Sakramente sowie zur Teilnahme 
an Prozessionen nicht ausübt. 

Die Bildung von Schülervereinen mit religiösen Zwecken ist 
fortan mit Genehmigung des königlichen Provinzial-Schulkollegiums 
zulässig. Die Genehmigung darf indes nicht allgemein, sondern nur 
für den einzelnen Fall unter Würdigung der bei der betreffenden 
Anstalt bestehenden Verhältnisse und stets nur widerruflich und be- 
züglich der Marianischen Kongregationen nur unter der Bedingung 
erteilt werden, dass die Leitung des Vereins dem Religionslehrer 
der Anstalt übertragen wird. Es ist dabei sorgfältig zu prüfen, ob 
durch Zulassung des Vereins der Schule oder den Schülern ein 
Nachteil erwachsen kann, und ob die Satzung auch nach dieser 
Richtung hin völlig unbedenklich ist. Genehmigte Schülervereine 
unterliegen der Beaufsichtigung durch den Direktor, dem es vor 
allem obliegt, zu verhüten, dass Schüler unmittelbar oder mittelbar 
zur Teilnahme an solchen Vereinen genötigt werden, uud darüber 
zu wachen, dass das gute Einvernehmen unter den Schülern und 
das friedliche Verhältnis unter den Konfessionen keinen Schaden 
leidet. 

Auf die Teilnahme von Schülern an ausserhalb der Schule be- 
stehenden Vereinen mit religiösen Zwecken finden die Bestimmungen 
im Absatz 2 entsprechende Anwendung. 

gez.: Studt. 
An die königlichen Provinzial-Schulkollegien. 
An die Direktoren sämtlicher höheren Lehr- 
. anstalten unseres Geschäftsbezirks. 


4. Fürsorgeerziehung Minderjähriger in Preussen. 
(Minister.-Erl. des Just.-Min. v. 1. März 1904. J.-Nr. I. 575.) 


Berlin W. 64, den 1. März 1904. 
Wilhelmstrasse 65. 

Gemäss $ 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Fürsorgeerziehung 
Minderjähriger vom 2. Juli 1900 (Gesetz-Samml. S. 264) soll das 
Vormundschaftsgericht vor der Beschlussfassung in allen Fällen den 
Gemeindevorstand, den zuständigen Geistlichen und den Leiter oder 
Lehrer der Schule, welche der Minderjährige besucht, hören. Zwar 
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wird es mit Rücksicht auf $ 34 des Reichsgesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 
(Reichs-Gesetzbl. S. 771), wonach die Einsicht der Gerichtsakten 
jedem insoweit gestattet werden kann, als er ein berechtigtes Inter- 
esse glaubhaft macht, und mit Rücksicht auf die Bestimmung des 
8 3 des Fürsorgegesetzes, wonach in dem Beschluss auf Einleitung 
der Fürsorgeerziehung die für erwiesen erachteten Tatsachen zu be- 
zeichnen sind, nicht in allen Fällen möglich sein, den Beteiligten 
die Namen der Auskunftspersonen und den Inhalt ihrer Äussernngen 
vorzuenthalten. Anderseits aber erscheint tunlichste Schonung der 
Auskunftspersonen im Interesse dieser selbst und der gedeihlicheu 
Durchführung des Fürsorgegesetzes geboten. 

Euer Hochwohlgeboren ersuche ich demgemäss, den Amtsge- 
richten ihres Bezirkes zu empfehlen, auf eine vertrauliche Behand- 
lung der Ausserungen der genannten Personen nach Möglichkeit 


Bedacht zu nehmen. | 
gez.: Schönstedt. 


An den Herrn Oberlandesgerichtspräsidenten 


5. Anspruch substituierender Katecheten in Österreich auf 
die Wegentschädigung. 


(Kirchl. Verordn.-BI. f. d. Diözese Gurk Nr. 8. 1908.) 


Der k. k. Landesschulrat hat ddto. 1. Dezember 1903, Z. 3858, 
nachstehendes Schreiben anher gerichtet: 

»In jüngster Zeit sind zwei Fälle vorgekommen, dass katho- 
lische Priester um Zuerkennung von Wegentschädigungen für die 
Erteilung des Religionsunterrichtes an öffentlichen Volksschulen an- 
suchten, welche nicht zur Unterrichtserteilung berufen waren und 
auch nicht nachgewiesen haben, dass sie seitens der kirchlichen 
Oherbehôrden beauftragt oder ermächtigt wurden, diesen Unterricht 
an Stelle des hiezu verpflichteten Priesters zu erteilen. 

Der k. k. Landesschulrat beehrt sich, aus diesen Anlässen zu 
ersuchen, in jenen Fällen, in welchen ein für den Landesschulfond 
mit Kosten verbundener Wechsel (durch Tausch, Stellvertretung und 
dergleichen) zwischen einem zur Erteilung des Religionsunterrichtes 
verpflichteten (zuständigen) und einem anderen Priester stattfindet, 
denselben von der vorherigen Genehmigung des hochw. Ordinariates 
abhängig zu machen und die erteilte Genehmigung, unter Bekannt- 


378 Staatliche Aktenstücke 


gabe der die Notwendigkeit begründenden Umstände dem Landes- 
schulrate mitteilen zu wollen.« 

Ein Katechet, welcher den suständigen Katecheten substituiert 
und zu diesem Zwecke über 4 Kilometer hinzugehen hat, kann dem- 
nach nur dann Anspruch auf die Wegentschädigung machen, wenn 
er vom Ordinariate zur Substituierung, bezw. zur Aushilfeleistung 
ermächtigt worden ist. 

Das Ordinariat hat überdies die Notwendigkeit einer solchen 
Ermächtigung dem k. k. Landesschulrate mitzuteilen und zu be- 
gründen. 


6. Bauart der von der Staatsbauverwaltung aufzuführenden 
Gebäude (Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten) unter besonderer 
Berücksichtigung der Verkehrssicherheit in Preussen. 


(Verfügung der preuss. Min. d. öffentl. Arbeiten, der geistl. etc. Angelegen- 
heiten und des Innern vom 4. Febr. 1903. Minist.-Bl. S. 36.) 


Die Bestimmungen des Runderlasses vom 28. November 1892, 
betreffend die Bauart der von der Staatsbauverwaltung aufzuführen- 
den Gebäude unter besonderer Berücksichtigung der Verkehrssicher- 
heit, sind vielfach in die örtlichen Baupolizeiordnungen ohne Beach- 
tung der im Abschn. 1 getroffenen Beschränkung des Geltungs- 
bereichs übernommen worden. 

In diesem Abschnitte wird für die Kirchen-, Pfarr- und Schul- 
bauten insbesondere dann, wenn es sich um vorhandene Bauwerke 
handelt, die Anwendung der Bestimmungen nicht unbedingt gefor- 
dert, sondern nur empfohlen, soweit die Umstände des einzelnen 
Falles es gestatten. Die Polizeiverwaltungen haben jedoch oft auch 
für diese Gebäudegattungen die Befolgung der Bestimmungen in 
vollem Umfange gefordert. Dabei hat insbesondere die Vorschrift, 
die Türen nach aussen aufschlagen sollen, zu mancherlei Unzuträg- 
lichkeiten in künstlerischer und praktischer Hinsicht geführt, weil 
bei vorhandenen Baudenkmälern, namentlich bei mittelalterlichen 
Kirchen mit ihren auf der Aussenseite reich gegliederten Portalge- 
wänden die zur Erfüllung jener Vorschrift erforderlichen Umände- 
rungen niemals ohne einen schädigenden Eingriff in den alten Be- 
stand der Portalleibungen und der Türflügel auszuführen sind. 

Bei Nebeneingängen, Sakristeitüren u. 8. w. kann von dem Auf- 
schlagen der Türen nach aussen überhaupt abgesehen werden. Bei 
Haupteingängen werden sich Veränderungen der Portale in vielen 
Fällen dadurch vermeiden lassen, dass die in alter seit Jahrhunder- 
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ten üblichen Weise nach innen aufschlagenden Flügel durch eine 
geeignete Vorrichtung im geöffneten Zustande festgehalten werden 
und gelegentlich angeordnet wird, dass sie während des Gottesdien- 
stes offen bleiben. Zugbelästigungen wird sich dabei durch Einbau 
von Windfängen verhüten lassen. 

Ew. (Titel) wollen daher die örtlichen Polizeiorgane ihres Ver- 
waltungsbezirks darauf aufmerksam machen, dass die Abänderung 
monumentaler Türen an Bauwerken (namentlich Kirchen) unter Be- 
rufung auf den Erlass vom 23. November 1892 nicht ohne weiteres 
gefordert werden darf. Es ist vielmehr in jedem einzelnen solcher 
Fälle sorgfältig zu prüfen, wie sich die Rücksichten auf die Ver- 
kehrssicherheit ohne Schädigung der alten Bauwerke erfüllen lassen. 
Wenn die Durchführung einer aus Gründen der Verkehrssicherheit 
nötig erscheinenden Massregel Änderungen an monumentalen Por- 
talen und Türeu bedingt, ist zuvor stets der Provinzial-Konservator 
zu hören. 


7. Ingerenz der Finanzprokuratur bei Erbschaften und Ver- 
mächtnissen für Kirchen und Pfründen in Österreich. 


(St. Pöltner Diözesanbl. Nr. II. 1904.) 


Die k. k. n.-ö. Statthalterei hat mit Zuschrift vom 9. Januar 
1904, Z. 112709, folgendes anher bekanntgegeben: 

»Da sich über die Ingerenz der Finanzprokuratur bei Ein- 
bringung von Erbschaften und Vermächtnissen zugunsten katho- 
lischer Kirchen und kirchlicher Pfriinden, sowie bei Erricbtung rein 
kirchlicher Stiftungen mehrfache Zweifel ergeben haben, hat das 
k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht mit dem Erlasse vom 
5. Dezember 1903, Z. 23155 ex 1899 im Einvernehmen mit dem 
k. k. Finanzministerium und den übrigen beteiligten Zentralstellen 
der k. k. Statthalterei folgendes zur entsprechenden Richtschnur be- 
kanntgegeben: 

Vor allem kann es keinem Zweifel unterliegen, dass die 
Finanzprokuratur im Sinne des Hofkanzleidekretes vom 31. Dezember 
1820, P.-G.-S. Nr. 160, sowie des 8. 2, Punkt 9 der Dienstes- 
instruktion vom 9. März 1898, R.-G.-Bl. Nr. 41, einem von Seite 
einer Kirchen-, Pfründen- oder kirchlichen Stiftungsvermögensver- 
waltung ausgehenden Ersuchen um Vertretung in Abhandlungs- 
sachen vor Gericht, sei es, dass sich dieses Ersuchen auf die Ver- 
tretung in der Verlassenschaftsabhandlung überhaupt oder, auf die 
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Vornahme einzelner gerichtlicher Schritte bezieht, jederzeit unweiger- 
lich zu entsprechen hat. 

Was aber das von einem derartigen Ansuchen unabhängische 
Einschreiten der Finanzprokuratur in derartigen Angelegenheiten an- 
belangt, so ist an folgenden Grundsätzen festzuhalten: 

1. Bei Legaten, welche Kirchen oder kirchlichen Pfründen letzt- 
willig hinterlassen werden und sich daher wohl ausnahmslos als 
fromme Vermächtnisse darstellen, obliegt die Einbringung und Sicher- 
stellung sowohl nach dem Hofkanzleidekrete vom 31. Dezember 1820. 
P.-G.-S. Nr. 160, als auch nach $ 38 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, 
R.-G.-BI. Nr. 50 der Finanzprokuratur, da auch nach letzterer Ge- 
setzesbestimmung das gesamte kirchliche Vermögen den für gemein- 
nützige Stiftungen bestehenden staatlichen Schutz zu geniessen hat. 

Indem Vorsorge getroffen ist, dass der betreffenden Finanzpro- 
kuratur von dem Anfalle jedes derartigen Legates vom zuständigen 
Abhandlungsgerichte sofort die unmittelbare Verständigung zuzukom- 
men hat, wird es sodann in jedem solchen Falle Sache der Finanz- 
prokuratur sein, sogleich nach Empfang dieser Mitteilung und ohne 
vorgängige Anfrage an die Landesstelle mit Bezug auf 8 685 a. b. G. 
einerseits die Verwaltung der bedachten Kirche oder Pfründe zu ver- 
ständigen, andererseits die sofortige Auszahlung des Legates oder 
dessen Sicherstellung zu beanspruchen und darüber zu wachen, dass 
vor den entsprechenden Massnahmen die Einantwortung der Verlas- 
senschaft nicht erfolge ($ 159 des kaiserlichen Patentes vom 
9. August 1854, R.-G.-Bl. Nr. 208). 

Die Vornahme dieser gerichtlichen Schritte hat in jedem Falle 
zu geschehen und kann daher auch dadurch nicht berührt werden, 
dass der kompetenten Kirchenbehörde allerdings das Recht gewahrt 
bleibt, ein zugefallenes Legat mit Rücksicht auf etwa damit ver- 
bundene Lasten abzulehnen. Da sich dies nämlich als ein Verzicht 
auf ein Kirchenvermögen darstellt, so wird eine solche Ablehnung 
nur nach Erwirkung der in der Ministerial-Verorduung vom 20. Juni 
1860, R.-G.-BI. Nr. 162, für Veräusserung von Kirchengut vorge- 
schriebenen kirchen- und staatsbehördlichen Genehmigung erfolgen 
können. 

Insoferne daher eine lokale Kirchenvermögensverwaltung die 
Übernahme eines eingebrachten oder sichergestellten Legates ablehnen 
wollte, ist selbe auf die Einholung der kirchen- und staatsbehörd- 
lichen Zustimmung zu verweisen, 

Auch über die Frage, ob ein Legat, welches mit einer der 
lokalen Kirchenverwaltung unannehmbar oder zu beschwerend er- 
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Scheinenden Auflage belastet ist, in Gemässheit der 88 710 und 
111 a. b. G. nicht dennoch hehalten werden könne, wird sonach 
gegebenenfalls erst in diesem späleren Stadium der Angelegenheit 
kompetenten Ortes zu entscheiden sein. 


2. Wenn eine Kirche oder kirchliche Pfründe zu Erben einge- 
. setzt ist und sonach im Wesen eine Zustiftung zum kirchlichen oder 
Pfründenvermógen vorliegt, muss die Erbserklärung selbst vor der 
legalen Repräsentanz der Kirche oder Pfründe ergehen. 


Die lokale Kirchen- oder Pfründenverwaltuug wird sich hiebei, 
soferne es sich um die Ausschlagung der Erbschaft oder bei An- 
nahme derselben gleichzeitig um die Übernahme gewisser Lasten 
handeln sollte, an die Vorschriften der Ministerial-Verordnung vom 
20. Juni 1860, R.-G.-Bl. Nr. 162, hinsichtlich Einholung der 
kirchen- und staatsbehördlichen Genehmigung zu halten und zu 
diesem Zwecke erforderlichenfalls die entsprechende Fristerstreckung 
zur Überreichung der Erberklärung oder zur Klageerhebung ($$ 118 
und 125 des kaiserlichen Patentes vom 9. August 1854, K.-G.-BI. 
Nr. 208) behufs Vermeidung der eventuellen Rechtsfolgen der 88 120 
und 125 des zitierten Gesetzes beim Abhandlungsgerichte zu erwirken 
haben. 


Die Gerichte sind angewiesen, speziell die Ausschlagung von 
Erbschaften seitens lokaler Kirchen- oder Pfründenverwaltungen ohne 
angewiesene kirchen- und staatsbehördliche Bestimmung nicht zur 
Kenntnis zu nehmen. 


Die Überreichung der derart ratifizierten Erbserklärung be- 
ziehungsweise des genehmigten Erbverzichtes beim Abhandlungs- 
gerichte kann allerdings auch unmittelbar seitens der betreffenden 
Kirchen- oder Pfründenverwaltungen erfolgen, es wird aber unter 
einem die Veranlassung getroffen, dass derselben empfohlen wird, 
sich auch schon hiebei der Intervention der Finanzprokuratur zu 
bedienen. 


Desgleichen ist das Erforderliche eingeleitet, dass von jedem 
Erbanfalle zu Gunsten einer Kirche oder Pfründe seitens des be- 
treffenden Gerichtes die zuständige Finanzprokuratur unmittelbar in 
Kenntnis gesetzt wird und wird es der letzteren obliegen, wegen 
Einholung der Erbserklärung sich an die Kirchen- oder Pfründen- 
verwaltung zu wenden. 

Sobald die Erbserklärung abgegeben ist, hat sodann für alle 
auf die Einbringung oder Sicherstellung der Verlassenschaft oder 
einzelner Verlassenschaftsbestandteile abzielenden Massnahmen die 
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obligatorische Vertretung der Kirche und Pfründe durch die Finanz- 
prokuratur einzutreten. 

3. Was endlich die rein kirchlichen Stiftungen (Messenstif- 
tungen, Andachtsstiftungen, beneficia simplicia sine cura animarum) 
anbelangt, so bleibt die Entscheidung darüber, ob eine rein kirch- 
liche Stiftung errichtet und ob für dieselbe eine Erbserklärung ein- 
gebracht werden solle oder nicht, ausschliesslich der leitenden Kir- 
chenbehörde anheimgestellt, da eine derartige Stiftung ohne die be- 
treffende Willenserklärung der Kirchenbehörde überhaupt nicht ins 
Leben treten kann. An der im Hofdekrete vom 21. Mai 1841, 
L.-G.-B. Nr. 541, enthaltenen Vorschrift, wonach auch bei solchen 
Stiftungen der positive Ausspruch der Staatsbehörde über die An- 
nehmbarkeit der Stiftung, wenn auch einverständlich mit dem 
bischöflichen Ordinariate vorgesehen war, kann nämlich dieser Art 
Stiftungen gegenüber angesichts der verfassungsmässig gewährlei- 
steten Freiheit der Kirche in ihren inneren Angelegenheiten, sowie 
angesichts der Grundsätze des Gesetzes vom 7. Mai 1874, R.-G.- Bl. 
Nr. 50, unbeschadet der Bestimmungen der $$ 17 und 47 alinea 2 
dieses Gesetzes nicht mehr prinzipiell festgehalten werden. 

Im allgemeinen wird der staatlichen Aufsicht über alles kirch- 
liche Vermögen einschliesslich der kirchlichen Stiftungen durch die 
Mitteilung einer einfachen Abschrift des Stiftbriefes an die Landes- 
stelle genügt. 

Die Finanzprokuratur hat von der betreffenden letztwilligen 
Verfügung: das kompetente bischöfliche Ordinariat zu verständigen ; 
eine Erbserklärung namens rein kirchlicher Stiftungen jedoch wird 
die Finanzprokuratur nur im Falle eines diesbezüglichen Ersuchens 
der kompetenten Kirchenbehörde abzugeben haben. Die Obsorge 
jedoch für die Einbringung und Sicherstellung des gestifteten Ver- 
mögens obliegt bei allen derartigen Stiftungen nach der ausnahms- 
losen gesetzlichen Vorschrift und somit auch ohne Ansnchen der be- 
teiligten Kirchenbebörde der k. k. Finanzprokuratur, denn hierin liegt 
eben eine der wertvollsten Massnahmen der staatlichen Stiftungstutel, 
auf welche auch das rein kirchliche Stiftungsvermögen dem Gesetze 
zufolge Anspruch hat. 

4. Sollte zur Geltendmachung des Erbanspruches einer Kirche 
oder kirchlichen Pfründe die Anhängigmachung eines Rechtsstreites 
erforderlich sein, so wird die bezügliche Streitermächtigung in Kon- 
sequenz der vorstehenden Ausführungen gleichfalls der kumpetenten 
Kirchenbehörde zustehen, welche sich insoferne die Ergreifung des 
Rechtsstreites eine Belastung des Kirchenvermögens oder die Unter- 
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lassung des Rechtsstreites eine Verzichtleistung auf die Erbschaft 
und damit eine Veräusserung von Kirchenvermögen involviert, wegen 
Einholung der staats- und kirchenbehördlichen Zustimmung hiezu an 
das oben sub 2 gesagte zu halten haben wird. Der kompetenten 
Kirchenbehörde kommt desgleichen die eventuelle Streitermächtigung 
im Interesse einer zu errichtenden rein kirchlichen Stiftung zu. 

Die k. k. Finanzprokuratoren haben in solchen Fällen, wo es 
sich um eine zu errichtende rein kirchliche Stiftung handelt, die 
kompetente kirchliche Behörde vor deren Entscheidung über die 
Frage der Anhängigmachung eines Rechtsstreites auf jene Umstände, 
welche von vornherein einen ungünstigen Ausgang des Prozesses er- 
warten lassen, entsprechend aufmerksam zu machen. 

Hievon wird dem hochwürdigsten bischóflichen Ordinariate mit 
dem Ersuchen die Mitteilung gemacht, die Verstündigung und ent- 
sprechende Anweisung dem Seelsorgeklerus zukommen zu lassen und 
bei demselben dahin einzuwirken, dass bei Anfall von Erbschaften 
an die Kirchen und Pfründen schon behufs Abgabe der Erbserklärung 
die Intervention der Finanzprokuratur stets in Anspruch genommen, 
hinsichtlich eventueller Streitermächtigung behufs Vermeidung 
etwaigen Prozesskostenersatzes bei ungünstigem Ausgange deren 
Gutachten rechtzeitig eingeholt und in der Regel zur Richtschnur 
genommen werde.« 
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IV. Mitteilungen. 


1. Eine Kundgebung Pius X. gegen die Kirchenverfolgung 
in Frankreich. 


Ein für alle Katholiken erlösendes Wort inbezug auf die seit 
Jahren systematisch betriebene Unterdrückung der Freiheit der 
kath. Kirche in Frankreich sprach der hl. Vater in seiner Er- 
widerungsrede auf die ihm am 18. März dargebrachten Glück- 
wünsche des Kardinalkollegiums. Seine Worte lauten: 


»Wenn Wir den Blick auf die Lage der grossen katholischen 
Familie lenken, so finden Wir zweifellos durchaus berechtigte Ver- 
anlassungen des Trostes, indem Wir an die schöne und enge Ver- 
einigung des Episkopates mit diesem Apostolischen Stuhl denken, 
oder an die Anhänglichkeit der Völker an den Mittelpunkt der 
Einigkeit und an die blühende, immer mehr zunehmende Wirksam- 
keit der katholischen Kirche bei den verschiedenen Nationen. Ander- 
seits aber erfüllt es Uns mit grosser Bitterkeit, zu sehen, mit wel- 
cher Leidenschaft die katholischen Grundsätze bekämpft werden, mit 
welcher Hartnäckigkeit man unter der Volksmasse für Kirche und 
bürgerliche Gesellschaft gleich verderbliche Irrlehren verbreitet und 
wie in verhängnisvollem Irrtum in einigen Gegenden heilsame Ein- 
richtungen, die von der Kirche mit soviel Eifer und grossen Opfern 
für das geistige uud materielle Volkswohl ins Leben gerufen wurden, 
nunmehr zerstört werden. Und gerade was letzteren Punkt anbe- 
trifft, so sind Euch die traurigen Ereignisse, die sich seit einigen 
Jahren in Fraukreich abspielen, bekannt. Seit Wir durch den un- 
erforschlichen Ratschluss der göttlichen Vorsehung auf den Stuhl 
des Apostelfürsten berufen sind, verfehlten Wir nie, gleich Unserem 
glorreichen Vorgänger, der angesehenen franzósischen Nation Be- 
weise aufrichtiger Zuneigung zu geben und besonderes Entgegen- 
kommen ihrer Regierung gegenüber. Jedoch ist es nötig, es auszu- 
sprechen, dass Uns zwar einerseits die fortgesetzten Beweise der 
Frömmigkeit und Anhänglichkeit erfreuen, die Uns von jenem katho- 
lischen Volke erwiesen werden, während Uns anderseits schwer be- 
trüben die schon getroffenen und noch geplanten gesetzlichen Mass- 
nahmen gegen die religiösen Genossenschatten, die dortzulande durch 
ihre vortreiflichen Werke der Barmherzigkeit und christlichen Er- 
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ziehung eine Zierde sowohl der katholischen Kirche, als auch des 
Vaterlandes bildeten. Als ob es nicht unerhört, ernst und beklagens- 
wert genug wäre, was bisher in ihrer Vernichtung geschehen ist, 
hat man es für nötig gehalten, noch darüber hinauszugehen, trotz 
Unserer wiederholten Anstrengungen, dies zu verhindern, indem man 
ein Gesetz einbringt und durchsetzt, das nicht nur den Zweck ver- 
folgt, in ungerechter und gehässiger Weise jegliche Unterrichts- 
erteilung den Mitgliedern religiöser Institute zu untersagen und nur 
aus dem einzigen Grunde, weil solche religiöser Natur sind, nein, 
man bezweckt diese eigens für den Schulunterricht genehmigten In- 
stitute gänzlich aufzuheben und ihr Vermögen einzuziehen. 

Eine derartige Massnahme wird, wie jedermann begreift, die 
traurige Folge nach sich ziehen, dass der christliche Unterricht, das 
hauptsächliche Fundament jeder bürgerlichen Gesellschaft, von Katho- 
liken begründet und gefördert unter dem Schutze des Gesetzes und 
mit Hilfe der grossmütigsten Opfer, ausgerottet wird. Auf diese 
Weise werden unzählige Kinder, entgegen dem Willen ihrer Eltern, 
ohne Glauben und olıne christliche Moral erzogen zum unendlichen 
Schaden ihrer Seelen. Dann wird man auch von neuem das jammer- 
volle und traurige Schauspiel erleben, dass Tausende Ordensbrüder 
und Schwestern genötigt sind, ganz ohne ihre Schuld, aller Hilfs- 
mittel entblösst, in allen Orten Frankreichs oder auf fremdem Gebiet 
flüchtig umberzuirren. Wir beklagen und missbilligen entschieden der- 
artige Härten, die der Idee einer vernünftigen Freiheit, den Funda- 
mentalgesetzen des Landes, den der katholischen Kirche ihrem 
Wesen nach zustehenden Rechten, sowie den Grundsätzen der Zivi- 
lisation derart widersprechen, welch letztere verbietet, friedliebende 
Bürger zu strafen, die unter dem Schutze der Gesetze sich Werken 
christlicher Erziehung widmen und niemals die bürgerlichen Pflichten 
und Obliegenheiten unerfüllt lassen. Ferner können wir es nicht unter- 
lassen, Unseren Schmerz auszudrücken angesichts der Massnahmen, 
ehrfurchtsvolle Schreiben als Amtsmissbrauch vor den Staatsrat zu 
bringen, die an den obersten Beamten der Republik gerichtet waren 
von einigen verdienstvollen Seelenhirten, wovon drei als Mitglieder 
dem heiligen Kollegium angehören, dem hohen Senate des aposto- 
lischen Stuhles, gerade als ob es ein Verbrechen wäre, die Aufmerk- 
samkeit des Staatsoberhauptes auf Dinge zu lenken, die aufs engste 
zusammenhängen mit den dringendsten Gewissenspflichten und dem 
öffentlichen Wohle. Aber obwohl diese Lage Unser Herz tief betrübt, 
benimmt sie Uns doch nicht den Mut; Wir hegen die feste Hoff- 
nung, dass der Herr, indem er Unsere Bitten und die so vieler from- 
men Seelen erhört, die Stunde seiner Barmherzigkeit beschleunigen 
und auch das Herz derjenigen öffnen wird, die sich heute noch taub 
gegen die Stimme der Kirche verhalten. Von diesen Gefühlen des 
Vertrauens und des Trostes werden hauptsächlich, dessen sind Wir 
sicher, die Ordensbrüder und -Schwestern Frankreichs beseelt sein, 
diese erwählten Kinder der katholischen Kirche, welchen Wir in 
ihrer Trübsal nahe stehen mit der ganzen Liebe Unseres väterlichen 
Herzens, wie mit Unseren inbrünstigsten Gebeten. Möge die harte 
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Probe des Augenblicks ihre Festigkeit nicht brechen, im Gegenteil, 
möchten sie durch verdoppelten Eifer sich einem Leben voll Glauben 
und heiliger Arbeit hingeben, indem sie denen verzeihen, die in 
irgend einer Weise ihre Anstalten bekämpfen, während sie gleich- 
zeitig Blick und Gedanken auf den Himmel gerichtet halten. Wir 
sehen wohl, dass Unsere Worte, die freudig begannen, ganz anders 
ausklingen; aber es schien Uns angemessen, dass Sie als Unsere 
teuersten Söhne mit Uns nicht nur die Freude, sondern auch den 
Kummer teilen.« 

Der Pariser Korrespondent der »Köln. Volkszeitung« schreibt: 
»Die ernste Sprache des Papstes hat in allen Kreisen grossen Ein- 
druck hervorgebracht. Man hatte sie am wenigsten von Pius X. 
erwartet. Man ist offenbar in Rom zu der Überzeugung gekommen, 
dass nichts mehr zu verlieren und die grösste Entschiedenheit jetzt 
geboten ist, namentlich auch wegen der französischen Katholiken 
selbst. Während sich die letzteren ermutigt fühlen, geraten die 
Gegner ordentlich in Wut; die führende Lanterne bedeutet: ‚Wir 
erwarten von Combes eine machtvolle Tat als Antwort auf die 
Herausforderung des Vatikans. Er muss die Abrufung unseres Bot- 
schafters beim Vatikan durchsetzen und den Nuntius Sartos heim- 
schicken. Er muss noch mehr tun: nämlich sofort die Trennung 
von Kirche und Staat einleiten. Frankreich unterhält einen Bot- 
schafter bei einem erklärten Feinde; es gewährt demselben Zuschüsse 
(Kultusbudget) und Waffen für seine Truppen. Wie lange soll das 
noch dauern‘ Auffallen darf es dagegen, dass die gewöhnlichen 
Sprachrohre des Ministeriums (Matin, Journal u. 8. w.) die Ansprache 
des Heiligen Vaters gerade nur erwähnen, sich aber jeder Bemerkung 
enthalten.e Diese Sprache ist eine sehr deutliche. 

Fügen wir hieran eine Mitteilung des Mitarbeiters des »Echo 
de Parise, die ihm ein aus Rom zurückgekehrter Geistlicher ge- 
macht haben soll. Darnach hat Pius X. um des lieben Friedens 
willen in die Streichung des Wortes »nobise in den päpstlichen 
Bullen für die Ernennung der Bischöfe gewilligt, obwohl diese im 
Grunde nichts bedeutet, da die Formel »Nominavit Dominum .. .« 
. nieht bedeutet: Der Präsident der französischen Republik habe 
Herrn . . . »ernannt«, sondern nur »bezeichnet«, Weitere Zuge- 
ständnisse will und kann der Papst unter keinen Umständen machen, 
am allerwenigsten das, die Kandidaten der französischen Regierung 
einfach ohne jede Prüfung zu genehmigen. Der Heilige Vater hat 
zu diesem Zwecke die Kongregation des Santo Officio damit betraut, 
in Zukunft die Ansprüche der einzelnen Kandidaten für die erledigten 
Bistümer zu prüfen. Auf die ihm zustehenden geistlichen Rechte 
wird der Papst unter keinen Umständen, selbst nicht auf die Drohung 
der Abberufung des französischen Botschafters beim Vatikan oder 
der Kündigung des Konkordates verzichten. Das hat seine obige 
Ansprache klar und deutlich bewiesen. 
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2. Die Kruzifixe in den Gerichtssälen Frankreichs. 


Nicht bloss die Entkatholikisierung, sondern auch die Ent- 
christlichung schreitet in Frankreich fort. Am Karfreitag wurden 
auf Befehl des Justizministers die Kruzifixe aus sämtlichen Gerichts- 
sälen Frankreichs entfernt. Ein Pariser Korrespondent schreibt dar- 
über der Salzb. Kirchenzeitung Nr. 31: »Den Ursprung zu diesem 
sonderbaren Zirkular gab die Kammersitzung vom 5. November 1903. 
Der Sozialist Deponte schlug vor, aus den Gerichtssälen alle reli- 
giösen Abzeichen zu entfernen, die, wie Antragsteller sich ausdrückte, 
»das Gewissen derer verletzen könnten, die dem katholischen Kultus 
nicht huldigen.« Dem Antrage gab die Kammer zwar nur mit 254 
gegen 245 Stimmen Folge, nachdem der Justizminister erklärt hatte, 
er werde die Abstimmung nicht als platonische Kundgebung an- 
sehen, sondern als einen Willensausdruck, den er ausführen werde. 
Der Senat strich den dem Budget des Justizministerium eingefügten 
Beschluss; als dann das Unterhaus seinen Beschluss wiederherstellte, 
fügte sich der Senat. Der Berichterstatter des Senats bemerkte 
indes dazu: »Die katholische Religion ist nicht mehr Staatsreligion. 
Das Recht wird im Namen der Republik gesprochen. Es fragt sich 
nur, was man unter religiösen Abzeichen zu verstehen hat. Nach 
unserer Auffassung soll man nicht unter dem Vorwande, religióse 
Abzeichen zu entfernen, rücksichtslos Eigentumsfragen entscheiden 
oder nutzlos Kunstinteressen und achtungswerte Überlieferungen ver- 
letzen.« 

Diesen Beschluss des Parlamentes machte sich der Justizminister 
Vallé zu Nutzen, um die Mehrzahl der Franzosen in ihrer Überzeu- 
gung zu verletzen. Ein deutsches Judenblatt schreibt mit vollem 
Ernst, bei dem man nicht weiss, ob die Naivität oder die mala fides 
vorherrschen, darüber: »Die Verfügung der Regierung ist gesetzlich 
und sie entspricht dem Zuge der Verweltlichung, der in Frankreich 
immer stärker auftritt und dessen Endziel es ist, die Kirche vom 
Staate, die Religion von der Politik zu trennen und auf diese Weise 
den endgiltigen religiósen Frieden anzubabneu.« 

Zunächst ist die Massregel nicht gesetzlich, denn ein Gesetz 
hat es nie gegeben und die Streichung eines Kredites von 1 Frank 
im Budget hat doch bisher in keinem parlamentarischen Staat als 
Gesetz gegolten, das als Verfolgungsmittel in einem ganz anderen 
Sinne gehandhabt werden kann. Und solch eine niederträchtige Her- 
ausforderung an alle franzósischen Katholiken soll den »endgiltigen 
religiösen Frieden anbahnen.« Wäre die Sache nicht so ernst, 
würden wir über die kindliche Einfalt solcher Phrasen einfach die 
Achseln zucken. 

Die Ereignisse dürften übrigens jene Herren, die sich wie wild 
geberden, wenn in irgend einem Lande, z. B. in Rumänien oder 
Russland einem Juden auch nur auf die Zehen getreten wird, eines 
besseren belehrt haben. Selbst in Paris, der Stadt des Lichtes und 
des Fortschrittes, hat man eine ganze Reihe Arbeiter gefunden, die 
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sich nicht dazu hergeben wollten, die traurige Arbeit vorzunehmen 
und an die sozialistischen Syndikate, bei denen ja das Lied 

La Vierge à l'Ecurie, 

Le Christ à la Voirie 
gang und gäbe ist, musste man sich wenden, um die Kruzifixe aus 
den Gerichtssálen zu entfernen. Allenthalben, in allen Stádten und 
in allen Gesellschaftsklassen wurden energische Proteste laut. 


Der Abgeordnete Henry March, ein Mitglied des Bloc, schreibt 
in dem katholikenfeindlichen und hóchst regierungsfreundlichen ,Ra- 
dical', die Massregel sei zum mindesten unnütz. Er bedauert sie 
aufrichtig. Die ganze nichtkatholische ernste Tagespresse, so als 
‚Temps,‘ ‚Journal des Débats‘, ,Figaro', „Republique frangaise* 
erheben energisch Protest gegen die Willkür Combes und Vallés. 
Der bekannte Pariser Munizipalrat Ambroise Rendu sendet an den 
Seinepräfekten einen Brief, in welchem es heisst: »Das Laud des 
heiligen Königs Ludwig wird es schwer begreifen können, dass man 
das Bild des menschgewordenen Gottes aus den Sälen entfernt, wo 
das Los der Angeklagten entschieden wird.« 


Charakteristisch waren auch die Proteste der am Montag letzter 
Woche in ganz Frankreich eróffneten Generalráte der Departements, 
die mit den Gesinnungen des Volkes besser als das Parlament ver- 
traut sind. Mehrere Gerichtsprásideuten haben dem Justizminister 
ihre Entlassung eingereicht, um sich nicht einer der ôffentlichen 
Meinung des Landes ins Gesicht schlagenden Massregel mitschuldig 
zu machen. Ja ein bedeutend kostbares Testimonium haben wir in 
einern Ausspruch des Gründers des Bloc, des radikal-sozialistischen 
Senators Clemenceau. Obwohl nicht Advokat, wurde er autorisiert, 
vor dem Schwurgerichte für Zola in der Dreyfus-Affaire zu plaidieren. 
Auf das Christusbild im Saal hinzeigend, sagte er wórtlich: »La 
chose jugée? . . . Regardez-la. Voyez ce Christ en croix. . . La 
voilà, la chose jugée. On l'a mis au-dessus du juge pour qu'il ne 
fût pas troublé par cette vue. C'est à l'autre bout de la salle qu'il 
faudrait placer l'image afin qu'avant de rendre sa sentence le magi- 
strat eût devant les yeux cet exemple d'erreur judiciaire que notre 
eivilisation tient pour la honte de l'humanité.« 


Im Journal des Débats protestiert der Akademiker und Rechts- 
gelehrte Rousse ebenfalls gegen Vaslés Willkür. Es würde zu weit 
führen, die allgemeine Auflehnung des Landes gegen die am Kar- 
freitag, durch Zufall sagt man, mit Vorbedacht behaupten die Ka- 
tholiken, getroffene Verordnung zu schildern. Hoffentlich wird es 
nicht bei platonischen Protesten bleiben und sich die Nation gegen 
das heutige Regime waffnen und dem Kruzifix seinen Ehrenplatz 
wiedergeben und sich daran erinnern, dass nur im Kreuze Rettung 
ist: O Crux, ave, spes unica!!« Die Hoffnung des Korrespondenten 
wird leider wohl eine vergebliche bleiben! 


Mitteilungen. 389 


3. Veröffentlichung von Gebetserhörungen und der sog. Ge- 
schäftskatholizismus. 


(Erlass des Bisch. Aug. Egger von St. Gallen an seinen Klerus.) 


Hochwürdige Mitbrüder! Wir leben in einer Zeit, in welcher 
man für die Förderung des Glaubens und des Gebetslebens nicht 
genug tun kann. Um so bemühender ist es, wenn man genötigt 
wird, gewissen ungesunden Auswüchsen auf diesem Gebiete entgegen- 
zutreten. Zwei derselben sind in der Überschrift bereits genannt, 
sie sind leider nicht die einzigen, aber ich befasse mich hier speziell 
mit denselben, weil meine eigenen Wahrnehmungen und beachtens- 
werte Stimmen inner- und ausserhalb der Diözese eine Besprechung 
als besonders dringlich erscheinen lassen. Es ist vielleicht auch 
besser, nicht alle Übelstände auf einmal zu behandeln, man dürfte 
ebenso gut zum Ziele gelangen. wenn man eine Distel nach der 
andern ausreisst, 

Der Gegenstand des Bittgebetes. Für das Bittgebet gilt in 
besonderer Weise das Wort des Herrn: Suchet zuerst das Reich 
Gottes und seine Gerechtigkeit. Der erste Gegenstand des Gebetes 
muss die Förderung der Ehre Gottes, des Reiches Gottes, des Heiles 
der Seelen sein. Das Gebet um zeitliche Wohltaten ist nicht aus- 
geschlossen. Aber Christus hat die Bitte um das tägliche Brod erst 
an die vierte Stelle gesetzt. Zudem darf die Bitte um zeitliche 
Dinge immer nur eine bedingte sein. Wir müssen dabei ausgehen 
von der Voraussetzung, wenn es dem heiligen Willen Gottes nicht 
entgegen sei, sondern Gott zur Ehre und zum Heile gereiche. 

Auch die Gläubigen sind schwache Menschen und darum sehr 
bald geneigt, im Gebete sich mehr um irdische Dinge zu kümmern 
als um höhere Güter. Die religiöse Erbauung muss darum beständig 
daraufhin arbeiten, dass die Gläubigen die geistigen Güter und An- 
liegen zum ersten Gegenstande ihres Gebetes machen, dass sie nicht 
statt im Geiste im Fleische beten und die Religion nur für irdische 
Wünsche und Zwecke auszubeuten suchen. Wenn nun in gewissen 
Zeitschriften zeitliche Gebetserhörung allzusehr in den Vordergrund 
gestellt werden, wenn von dem lieben Vieh in behaglicher Breite 
gehandelt wird, wenn zeitliche Verlegenheiten oft recht untergeord- 
neter Natur eine grössere Rolle spielen als die höchsten Anliegen 
des Reiches Gottes, so dient das kaum zur Klärung des Bewusst- 
seins in Bezug auf die eigentlichen Zwecke des Gebetes, sondern 
vielmehr zur Trübung desselben. 

Die Anrufung und Fürbitte der Heiligen. Als Freunde Gottes 
und unsere Freunde sind die Heiligen unsere Fürsprecher bei Gott, 
und es liegt in Gottes Hand, wo und wann und wie er die Wirkung 
ihrer Fürsprache besonders offenbaren will. Aber auch da muss 
iminer das Bewusstsein festgehalten werden, dass kein Heiliger ein 
Gebet von sich aus erhóren kann, dass er nur bei Gott um die Er- 
hórung bitten kann, dass die gróssten wie die kleinsten Gnaden- 
erweise nur von Gott ausgehen, dass auch die Kraft der Fürbitte 
der Heiligen nicht in ihnen selber ihren Grund bat, sondern in ihrer 
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lebendigen Vereinigung mit Christus und seinen Verdiensten. In 
welchen Ausdrücken man sich auch an einen Heiligen wenden mag, 
immer müssen sie dem Sinne nach gleichwertig sein mit dem Worte: 
Bitte für uns! In der Regel wird diese Auffassung auch den Gläu- 
bigen nicht fehlen, aber sie kann getrübt und zurückgedrängt wer- 
den durch gewisse Schilderunngen ihrer helfenden Fürbitte. Wenn 
die Schilderungen sich in Ausdrücken bewegen, welche die richtige 
Auffassung nicht gerade ausschliessen, aber sich doch auf einen 
griechischen Halbgott anwenden liessen, so wird dadurch das religiöse 
Bewusstsein mancher einfachen Gläubigen getrübt, so dass sie mehr an 
den Fürbitter als an den Erhörer denken. Ein Muster, wie man es 
in dieser Hinsicht machen soll, ist die neueste päpstliche Euzyklika 
über die seligste Jungfrau. Die Marien-Verehrung wird gebührend 
in das Licht gestellt, aber nirgends fehlt die Zurückbeziehung auf 
Christus. Man muss mit Grund besorgen, dass Zeitschriften, welche 
sich nicht der grössten Korrektheit befleissen, nach und nach die 
religiösen Anschauungen ungebildeter Leser in den beiden genannten 
Punkten nachteilig beeinflussen. 

Gebetserhörungen. Empor steigt das Gebet und hernieder steigt 
das Erbarmen. Das Leben des Gerechten ist ein Liebesverkehr zwi- 
schen Himmel und Erde, in welchem Bitte. Erhörung und Dank- 
sagung stetsfort aufeinander folgen. Der Christ soll bei jeder Wohl- 
tat, die ihm von oben zu Teil wird, dem Herrn danken und sich 
zu neuem Vertrauen aufmuntern lassen. Aber wie man nicht 
nachrechnen kann, was der einzelne Tautropfen und Sonnenstrahl 
zum Gedeihen der Saaten beigetragen hat, so ist es nur in verhält- 
nismässig seltenen Fällen möglich, eine bestimmte Gunst des Him- 
mels mit einem einzelnen Gebete in direkten Zusammenhang zu 
bringen. Der Einzelne kann das im stillen Käminerlein ohne Schaden 
tun, aber mit einer Gebetserhörung vor die Öffentlichkeit treten soll 
man nur, wenn sie geeignet ist, zu erbauen. Das kann eine solche 
nur, wenn sie dem Publikum als übernatürliche Wirkung in glaub- 
würdiger und überzeugender Weise nachgewiesen werden kann. So 
lange die Gewährsmänner fehlen, so lange die Vermutung gestattet 
ist, dass die Berichte von leichtgläubigen, überspannten und ein- 
bildnerischen Personen stammen, wird der grössere Teil des Publi- 
kums dieselben in unserer kritisierenden Zeit gar nicht ernst nehmen, 
Wenn aber dann erst noch Vorfälle aus den niedersten Regionen 
des Alltagslebens in einfältiger Darstellung zum Besten gegeben wer- 
den, und mit dem Höchsten und Heiligsten in eine keineswegs ein- 
leuchtende Verbindung gebracht werden, so ist das nicht mehr eine 
Erbauung, sondern ein Ärgernis. Es wird mir von Stimmen aus der 
Nähe und Ferne versichert, dass gerade solche Katholiken, welche 
der Erbauung sehr bedürftig wären, durch solche Dinge geärgert 
und abgestossen werden. 
| Es darf hier wohl auch an die Anders- und Ungläubigen er- 
innert werden. Ihr Abstand von unseren Anschauungen ist so gross, 
dass sie auch dem völlig korrekten religiösen Leben der Katholiken 
keinen Geschmack abgewinnen können. Aber doch wird eine mit 
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Gottesfurcht gepaarte, nüchterne und solide Frömmigkeit bei ihnen 
nicht ohne etwelchen günstigen Eindruck bleiben, während solche 
fromm sein sollenden Extravaganzen sie in ihren Antipathien gegen 
den Katholizismus bestärken. Sie setzen diese Dinge auf Rechnung 
der Kirche und befestigen sich in ihren Anschauungen mit dem Ge- 
danken, dass hinter solchem einfältigen Zeug unmöglich die Wahr- 
heit sein könne. Der heilige Paulus empfiehlt den Gläubigen, sich 
weise zu verhalten gegen die, welche draussen sind, Col. 4, 5. Soll 
dieses Wort unter uns zur Geltung gelangen, so muss offenbar auf 
dem besprochenen Gebiete noch manches verbessert werden. 

Der hochwürdige Bischof Henle von Passau gibt dem Gesagten 
noch eine weitere Ausdehnung. Er bemerkt in einem Erlasse: »Es 
soll alles ausgemerzt werden, was den Schein erwecken könnte, als 
sei es dar Kirche bei der Pflege der Religion mehr um die Form 
als um das Wesen zu tun. Besonders jene sogenannte erbauliche 
Literatur, welche unter dem Schein von Frömmigkeit Wahres und 
Falsches, Geschichte und Legende in Bausch und Bogen untereinan- 
der mengt, soll ein- für allemal vom katholischen Büchermarkte 
verschwinden. Dazu rechnet der Heilige Vater vor allem Bücher 
und Schriften, die sich mit solchen Dingen befassen, an denen jeder 
ernste Christ sich stösst, wie kindische Wundergeschichten, angebliche 
Geistererscheinungen, neue Offenbarungen, Visionen, Prophezeiungen 
u. S. W. 

Geschäftskatholizismus. In dieses Kapitel gehören mancherlei 
Praktiken, mit denen Geld gesammelt wird. Eine derselben und 
zwar eine recht anstössige, besteht darin, dass Quittungen und Ge- 
betserhórungen miteinander verquickt werden. Im übrigen sind 
diese Missbräuche nicht auf Zeitschriften beschränkt und zu zahl- 
reich, als dass hier auf Einzelheiten eingegangen werden könnte. 
Im Katholik von Mainz, 1904, Februar, S. 61, heisst es: » Noch wäre 
ein langes Kapitel einzuschalten über ungesunde Erbauungsliteratur, - 
Gebetszettelunfug, Gebetsheilungen, Antoniusbriefchen, Devotionalien- 
unfug, Bildervertrieb für Kirchenbauten, Hausierhandel und Versandt- 
geschäft mit Haussegen, Devotionalienhandel mit Provision für kirch- 
liche Zwecke, Hydra-, Schneeball- und Lawinensystem, interkontessio- 
nellen Geschäftsbetrieb, jüdische Devotionalienhändler, Missbrauch 
päpstlicher Auszeichnungen u. s. w. Seit Jahren bin ich den Schleich- 
wegen der unsauberen Industrie etwas nachgegangen und habe die 
Kunstgriffe und Geschäftsknifte industriöser Händler registriert. Auf 
Grund meiner Buchführung bin ich imstaude, über das Raffinement 
gewisser Geschäftsleute etwas Licht zu verbreiten. Der unter dem 
Volke angerichtete materielle Schaden ist riesig. Die ergatterten 
Summen sind sehr beträchtlich. Auch die Schädigung auf geistigem 
Gebiete ist nicht gering anzuschlagen. Die schärfsten Massnahmen 
wären am Platz, weil der Einzelne der Uberrumpelung sich kaum 
erwehren kann.« Im Anschluss hieran leistet der Verfasser den 
Nachweis, dass dieser Volksbetrug zu einem selr grossen Teil von 
nichtkatholischen Spekulanten verübt wird. 

Den nichtkatholischen Schwindlern gegenüber sind wir auf die 
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Abwehr beschränkt, bei Missbräuchen auf katholischem Gebiete muss 
deren Abstellung angestrebt werden. Darnach haben wir unser Ver- 
halten einzurichten. Vorderhand bestimme ich, was folgt: 

1. Alle Seelsorger werden angewiesen, in ihrer Gemeinde auf 
die angeführten Übelstände ein wachsames Auge zu haben, nament- 
fich die Bücherkolportage sorgfältig zu überwachen, und nötigenfalls 
an das bischöfliche Ordinariat Bericht zu erstatten. 

2. Da es uns nicht möglich ist, alle Zeitschriften zu halten 
und zu lesen, so sollen die hochw. Herren Kapitelsdekane in Ver- 
bindung mit der Kapitelskommission für jede in dem Kapitel ver- 
breitete populäre, religiöse Zeitschrift einen urteilsfähigen Zensor er- 
nennen, welcher dieselbe genau kontrolliert und allfällige Inkorrekt- 
heiten dem bischöflichen Ordinariate zur Kenntnis bringt. Dieses 
wird den betreffenden Redaktionen die geeigneten Winke geben, und 
wenn diese nichts fruchten sollten, die Zeitschrift in der Diözese 
verbieten. 

St. Gallen, den 20. Februar 1904. 


4. Ehen der Geistlichen in Österreich. 


Die erste Trauung eines Priesters in Österreich ist am 30. Ja- 
nuar dieses Jahres vollzogen worden. Ein früherer katholischer 
Priester, jetzt Eisenbahnbeamter, erhielt nämlich von der Landes- 
regierung von Kärnten die Erlaubnis, eine rechtsgiltige Ehe einzu- 
gehen. Die Trauung wurde in Wien in der protestantischen Kirche 
vollzogen. Hierzu schreibt die »Reichspost«: 

»Was in Österreich bisher noch nicht dagewesen, ist geschehen. 
Und es handelt sich dabei um eine schreiende Gesetzesverletzung. 
8 63 des bürgerlichen Gesetzbuches lautet: »Geistliche, welche schon 
hôhere Weihen empfangen, wie auch Ordenspersonen von beiden Ge- 
schlechtern, die feierliche Gelübde der Ehelosigkeit abgelegt haben, 
können keine giltigen Eheverträge abschliessen.« Dasselbe gilt (laut 
Anmerkung zu diesem Paragraphen) gemäss verschiedenen oberst- 
gerichtlichen Entscheidungen auch von Geistlichen und Ordensper- 
sonen, die eventuell zum Protestantismus übergetreten wären. Und 
nun erfahren wir folgendes: P. Kolumban Grassler, Benediktiner des 
Stiftes Altenburg, war bis 1901 Kooperator an der Stiftspfarre des 
Wallfahrtsortes Maria Drei Eichen. Dort unterhielt er ein Ver- 
hältnis in Zaingrub, welchem auch ein Kind entspross, dessen Ge- 
burt die Mutter lange Zeit bindurch an das Krankenlager in einem 
Wiener Spital fesselte. Auch dort wurde sie von Grassler besucht. 
Eines Tages, im Jahre 1901, war P. Kolumban Grassler plötzlich 
aus Drei Eichen verschwunden. Er wurde Eisenbahnbeamter in 
Kärnten. Vom Orte seiner Anstellung aus schrieb er an den (gewe- 
senen) k. k. Bezirkshauptmann in Horn, Grafen Steinach (jetzt in 
Tulln), er sei evangelisch geworden, und verlangte verschiedene Do- 
kumente, da er sich verehelichen wolle Stainach antwortete ihm, 
nach ôsterreichischem Gesetze könne er nie eine rechtsgiltige Ehe 
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schliessen. Gleichzeitig teilte dies Stainach aber auch dem Stifte 
Altenburg mit, wo Grassler sei, was er anstrebe etc. Dafür wurde 
Graf Stainach von Grassler wegen Bruch des Amtsgeheimnisses ge- 
klagt.!! Im Frühjahr 1903 erschien Grassler plötzlich auf Urlaub 
in seiner Heimat (Pfarre Stockern) und wohnte bei seinem Bruder, 
der an der Bahn in Klein-Meiseldorf angestellt ist. Da Grassler 
sich sogar in Drei Eichen zeigte, sah sich der Bischof von St. Pölten 
veranlasst, auf allen Kanzeln des Dekanates den Kirchenbann wider 
Grassler verkünden zu lassen. Und diesem selben Manne (Grassler) 
hat jetzt die kärntnerische Landesregierung Ehedispens erteilt! Der 
erste derartige Fall in Österreich! Die »Braut« Grasslers trat in 
Horn gleichfalls zum Protestantismus über. Hiebei intervenierte der 
Pastor von Znaim und zwar an einem Tage, als er gerade in Horn 
weilte, um an die evangelischen Zöglinge des Konviktes (monatlich 
einmal) Religionsunterricht zu erteilen. Am 30. Januar d. J. fand 
dann in Wien durch Pfarrer Zimmermann die offizielle Trauung 
statt. . .« 

Zur Auslegung des genannten S 63 des allg. bürgl. Gesetz- 
buches wird der »kath. Kirchenzeitung« in Salzburg (Nr. 31. 1904) 
von einem »Kanonisten« geschrieben: 

Wie bekannt, hat die kärntnerische Landesregierung dem aus 
der katholischen Kirche ausgetretenen Ordenspriester Grassler Dis- 
pensation zur Eingehung einer Ehe gewährt. Dieser Fall, der bereits 
Gegenstand einer Interpellation im Abgeordnetenhause geworden ist, 
hat so grosse Ahnlichkeit mit der Trauung eines anderen aposta- 
sierten Ordenspriesters, die 25 Jahre früher, am 28. Januar 1879 
ebenfalls in Wien in einer evangelischen Kirche stattgefunden hat, 
dass es angezeigt erscheint, das Urteil des obersten Gerichtshofes 
über diesen Fall in einem Öffentlichen Blatte mitzuteilen. Wir 
geben im folgenden das Urteil nach dem Wortlaut, wie er sich in 
der österreichischen Zeitschrift für Verwaltung, XVII. Jahrgang, 
Nr. 18 (S. 75) findet; besonders beachtenswerte Stellen erscheinen 
in Kursivdruck, eingestreute Privatbemerkungen in [ |. 

Die am 28. Januar 1879 geschlossene Ehe wurde vom k. k. 
Kreisgerichte Wiener-Neustadt am 21. August 1883 für ungiltig 
erklärt. Dieses Urteil bestätigten das k. k. Oberlandesgericht in 
Wien am 30. Oktober 1883 und der k. k. oberste Gerichtshof am 
19. Februar 1884. Der Wortlaut der Entscheidungsgründe ist 
folgender: 

Bei den im S 63, a. b. G.-B. vorgesehenen Ehehindernissen 
des Öffentlichen Rechtes liegt der Schwerpunkt des Hindernisses in 
dem Umstande, dass die Person, welche eine Ehe einzugehen ge- 
denkt, schon die höheren Weihen des katholischen Priesterstandes 
empfangen oder in einem geistlichen Orden das feierliche Gelühde der 
Ehelosigkeit abgelegt hatte, keineswegs aber in dem Verhältnisse, 
dass diese Person sich ausserdem noch tatsächlich im katholischen 
priesterlichen Stande oder im Klosterverbande befinde, so dass die 
Ablegung des Priester- oder Mönchgewandes und die willkürliche 
Erklärung, aus der römisch-katholischen Religion auszutreten, ge- 
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nügen sollte, um dieses Hindernis zu beheben. [Das Ehehindernis 
der höheren Weihen und des feierlichen Ordensgelübdes beruht we- 
sentlich in der freiwillig auf Lebenszeit vom Priesteramts- bezw. 
Ordenskandidaten übernommenen und von der zuständigen kirchlichen 
Autorität angenommenen Verpflichtung zur Beobachtung der ehe- 
losen Keuschheit. Diese Verpflichtung ist übernommen in der Form 
eines Versprechens, bezw. eines Gelùbdes. Wird ein Versprechen, 
bezw. ein Gelübde von der zuständigen Autorität angenommen, »so 
kommt — um im Sinne des a. b. G.-B. zu sprechen — durch den 
übereinstimmenden Willen beider Teile ein Vertrag zu Stande« 
(S 861 a. b. G.-B.) und zwar ein Vertrag ohne Entgelt oder ein 
Schenkungsvertrag. (& 938.) »Schenkungsverträge dürfen in der Regel 
nicht widerrufen werden. e (S 946. Die in den $$ 947 bis 954 auf- 
gezählten Ausnahmen kommen hier nicht in Betracht.) Vereinigen 
sich, wie in einem Ordenspriester, hóhere Weihen und feierliche 
Ordensgelübde, so ist diese Person durch einen doppelten Vertrag 
gebunden und zwar auf so lange, bis sie von dem anderen Kontra- 
henten von ihrer Verpflichtung für entbunden erklärt wird. Dieser 
Vertrag bindet den Ordenspriester demnach auch nach dem Austritt 
aus dem Orden oder aus der katholischen Kirche, wie eine Schuld 
auf Grund einer doppelten Schuldurkunde dem Schuldner auch in 
das Ausland folgt.] Es ergibt sich dies aus der Wortfügung und 
insbesondere aus der Partikel »schon« und aus dem Zusammenhange 
mit dem $ 73 des Josephinischen bürgerlichen Gesetzbuches vom 
Jahre 1786, aus welchem die Bestimmung übernommen wurde. 
[Das Ehepatent Josef II. vom 16. Januar 1783 besagt: $ 21. In 
Ansehen der in der katholischen Kirche mit dem Stande der Geist- 
lichkeit und mit den abgelegten Ordensgelübden verbundenen Un- 
fähigkeit zur Ehe, lassen Wir das bisher Bestehende unabgeändert. 
(Protok. U. Bd., Nr. 23. Graz 1783.) Dieser $ 21 des Ehepatentes 
ist als $ 25 in das 3. Hauptstück des allgemeinen bürgerlichen Ge- 
setzbuches vom Jahre 1786 übergegangen.] Es ist ein wohl den 
Grundsätzen der katholischen Kirche entnommenes, aber unbeschränkt 
von der bürgerlichen Gesetzgebung und unter die Satzungen des 
öffentlichen Rechtes aufgenommenes Ehehindernis, durch welches aus 
Rücksichten der öffentlichen Ordnung und Moral der österreichische 
Staatsbürger, welcher bereits die höheren Weihen des katholischen 
Priestertums empfangen oder feierliche Ordensgelübde der Ehelosig- 
keit abgelegt hat, des sittlichen Vermögens bar erklärt wird, einen 
Ehevertrag zu schliessen. [Zu beachten sind die Ausdrücke »unbe- 
schränkt . . . aufgenommenes Ehehindernise und »des sittlichen 
Vermögens bar .. . einen Ehevertrag zu schliessen.» Ist ein von 
einer gesetzlich anerkannten Kirche aufgestelltes Ehehindernis unbe- 
schränkt von der bürgerlichen Gesetzgebung und unter die Satzungen 
des öffentlichen Rechtes aufgenommen, so ist damit gewährleistet, 
dass dieses Ehehindernis als zu den inneren Angelegenheiten dieser 
Kirche gehörend nach Art. 15 des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
zember 1867 bezüglich des Zustandekommens, der Tragweite, der 
Wirkungen und der Behebung voll und ganz der obersten Autorität 
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dieser Kirche zur Regelung überlassen und der Entscheidung der 
höchsten kirchlichen Autorität die Sanktion des öffentlichen Rechtes 
verliehen werde. Eine einseitige Behebung eines solchen Hindernisses 
durch irgend eine weltliche Autorität erscheint demnach nach den 
bestehenden Gesetzen als ein Eingriff in fremde Rechte. — Dass 
ohne Rücksicht auf eine vorhergegangene Dispens durch die kirch- 
liche Autorität, der weltlichen Autoritát ein Dispensrecht bezüglich 
des genannten Ehebindernisses zustehen soll, ist im allgemeinen bür- 
gerlichen Gesetzbuche nirgends ersichtlich gemacht. Das Hofkanzlei- 
dekret vom 27. Mai 1840 (Pol. G. S. 28. Bd.) bestimmt, dass, wenn 
Katholiken zu einem akatholischen Bekenntnisse übertreten, um die 
kirchliche Dispens nicht ansnchen zu müssen (in Frankreich ist beim 
Abíall eines Priesters die Frage sprichwórtlich. Oü est la femme? 
Wo ist das Weibsbild? ein Kommentar ist überflüssig), ihnen die 
bürgerliche Dispens nicht erteilt werden dürfe. Durch das Hof- 
kanzleidekret vom 10. Dezember 1807 (Pol. G. S. 29. Bd.) ist den 
Landesstellen die strengste Genauigkeit bei der Prüfung der Dispens- 
gründe aufgetragen und darf die Dispens nur nach Bestätigung der 
Wahrheit der Dispensgründe erteilt werden. Zudem stellt 8 94, 
a. b. G.-B. das Ehehindernis der hóheren Weihen und feierlichen 
Ordensgelübde auf die gleiche Stufe mit den Ehehindernissen des 
bestehenden Ehebandes $ 62, der Religionsverschiedenheit 8 64, der 
Blutsverwandtschaft 8 65, der Schwägerschaft 8 67, des qualifizierten 
Ehebruchs 8 67, des qualifizierten Gattenmordes 8 68 und verordnet, 
dass eine mit diesen Hindernissen eingegangene Ehe von Amtswegen 
auf ihre Ungiltigkeit zu untersuchen ist; die Aufstellung eines 
eigenen Klagers ist nach Hfd. v. 25. Nov. 1839 nicht nötig. Damit 
scheint doch hinreichend klar ausgedrückt zu sein, dass das óffent- 
liche Recht das fragliche Ehehindernis nicht unter diejenigen zählt, 
von denen nach S 83 a. b. G.-B. die Nachsieht bei der Landesstelle 
angesucht werden kann. Diese Anschauung wird bestätigt durch die 
vom obersten Gerichtshof im folgenden gebrauchten Ausdrücke »un- 
bedingte Unzulüssigkeit«, »unbedingt unzulässige. Dass damit das 
Hindernis als ein von der Landesstelle als indispensabel zu betrach- 
tendes bezeichnet werden soll, ergibt sich aus dem Hofdekret vom 
15. Dezember 1788 (A. h. Entschl. v. 22. Nov. 1788) I. G. S. 
Nr. 936, wo es sub c heisst: »Sind nun die erhobenen Umstände, 
»welche der Giltigkeit des Ehekontraktes im Wege stehen sollen, . 
ston der Art, dass sie durch die nachgetragenen Dispensationen 
»ychoben werden können, so soll die politische Behörde, statt Pro- 
»zesse zu erregen, die Wege einschlagen, auf welchen die Dispen- 
»sation erwirket, und also dem Ehekontrakte die ihm ursprünglich 
»gemangelte Giltigkeit verschafft werden kann; welche Schritte dann 
»besonders nicht zu verabsiumen sind, wenn solche Ehen bereits 
»làngere Zeit bestanden, Kinder vorhanden sind, oder sonstige Ver- 
»hältnisse die Fortsetzung der Ehe erwünschlich machen.e Wenn 
die Indispensabilität dieses Ehehindernisses auch im allgem. bürg. 
Gesetzbuch nicht direkt ausgesprochen ist, so kann sie doch indirekt 
daraus gefolgert werden, da nach Mayrhofer (Handb. f. d. pol. Ver- 
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waltungsdienst, 5. Aufl., V. Bd., S. 24, Fussnote 3) eine » Ratio der 
Indispensabilität« ist: »Vermeidung des Eingriffs in die Rechte 
anderer Fuktoren, durch deren Einwilligung das Hindernis ohnedies 
behoben werden kaun.«  Mayrhofer verweist diesbezüglich auf das 
Hofkanzleidekret vom 21. Januar 1808 P. G. S. 30. Bd., Nr. 5, in 
welchem erklärt wird, dass Ehen von Minderjährigen ohne Einwil- 
ligung des Vaters oder Vormundes durch die politische Dispens nicht 
giltig gemacht werden können. Nun aber ist es das ausschliessliche 
Recht der obersten kirchlichen Autorität, dem vertragsmässig zur 
ehelosen Keuschheit Verpflichteten die Verpflichtung nachzusehen.] 
Durch die gesetzliche Bestimmung der unbedingten Unzulässigkeit 
einer solchen Ehe wird der Versuchung — durch einen in den sel- 
tensten Fällen auf einer inneren Überzeugung beruhenden Religions- 
wechsel — eine unerlaubte eheliche Verhindung einzugehen und 
hiemit auch der Mehrung jener Wirrnisse begegnet, welche in dem 
Falle eintreten, dass der Apostat, nachdem er eine Familie gegründet 
hat, in den Schoss der katholischen Kirche zurückzukehren erklärt 
und als Bussfertiger nach den Satzungen der Kirchs im Priester- 
stande und beziehungsweise im Kloster wieder Aufnahme findet; und 
eben der Umstand, dass der letztgedachte Fall und die Regelung der 
Personen- und Vermögensrechte für einen solchen Fall im Gesetze 
nicht ausdrücklich und speziell vorgesehen ist, liefert wieder einen 
Beleg für die Richtigkeit der Auffassung des Sinnee und der Trag- 
weite des S 63 des a. b. G.-B., wie sie in den unteren Instanzen 
stattgefunden hat. [Dispensen von den feierlichen Ordensgelübden 
und dem darauf beruhenden Ehehindernis durch die höchste kirch- 
liche Autorität sind in älterer und neuerer Zeit aus wichtigen Grün- 
den auf Ansuchen von Ordenspersonen erteilt worden, desgleichen 
sind auch einzelne Fälle bekannt, dass Subdiakone und Diakone 
rechtmässig die Dispens von dem aus der höheren Weihe herrühren- 
den Ehelindernis erhalten haben. Dass aber die Priester eine solche 
Dispens erhalten hätten, ist geschichtlich mit Sicherheit nicht nach- 
gewiesen.] Durch das Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger vom 21. Dezember 1867 R.-G.-Bl. Nr. 42, sowie 
durch das Gesetz über die interkonfessionellen Verhältnisse der 
Staatsbürger vom 25. Mai 1868, R.-G.- Bl. Nr. 49, hat die Wirksam- 
keit des zitierten $ 63, a. b. G.-B. noch keine Einschränkung oder 
Anderung eriitten. Der Artikel 14 des Staatsgrundgesetzes vom 
21. Dezember 1867 R.-G.-Bl. Nr. 142, welcher ausspricht, dass die 
volle Glaubens- und Gewissensfreiheit Jedermann gewährleistet ist 
und dass der Genuss der bürgerlichen uud politischen Rechte von 
dem Religionsbekenntnisse unabhängig sein soll, enthält den aus- 
drücklichen Beisatz, dass jedoch den staatsbürgerlichen Pflichten durch 
das Religionsbekenntnis kein Abbruch geschehen soll. Es gehört 
aber zu den staatsbürgerlichen Pflichten ohne Unterschied des Reli- 
gionsbekenntnisses, dass man einen Akt unterlasse, welcher durch 
ein Gesetz aus Rücksichten der öffentlichen Ordnung und Sitte für 
unbedingt unzulässig erklärt ist und der der Nichtigkeitserklàrung 
eines solchen Aktes füge, wie immer die Anschauungsweise der Per- 
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son vom Standpunkte des Religionsbekenntnisses sein môge, wonach 
die Aufrechthaltung der Bestimmung des zitierten $ 63 dem Wort- 
laute und Geiste dieses Staatsgrundgesetzartikels nicht entgegensteht ; 
und wenn im Gesetze zur Regelung der interkonfessionellen Verhält- 
nisse der Staatsbürger im Artikel 5 bestimmt ist, dass durch die 
Religionsveränderung alle genossenschaftlichen Rechte der verlassenen 
Kirche oder Religionsgenossenschaft an den Ausgetretenen ebenso 
wie die Ansprüche dieses an jene verloren gehen, so kann nach der 
eigentümlichen Bedeutung dieser Worte in ihrem Zusammenhange 
nicht auch die Aufhebung des im S 63, a. b. G.-B. vorgesehenen 
Ehehindernisses für die die katholische Religion verlassenden Priester 
und Mónche gefunden werden, und zwar umsoweniger, als eine solche 
Bestimmung, wenn sie gegeben werden wollte, einen Gegenstand des 
gleichzeitig am 25. Mai 1868 unter Nr. 47 R.-G.-Bl. erlassenen 
Ehegesetzes, wozu unterm 1. Juli 1868, R.-G.-Bl. Nr. 80, die Voll- 
zugsverordnung folgte, hätte zu bilden gehabt. Dem allen zufolge 
stellt sich die Erklärung der Ungiltigkeit der in Rede stehenden 
Ehe als vollkommen gerechtfertigt dar. 

[Dieses vor 20 Jahren gefállte Urteil des obersten Gerichts- 
hofes ist so klar und entscheidend, dass zu hoffen steht, die zustán- 
digen k. k. Gerichte und in letzter Instanz der oberste Gerichtshof 
werden, wenn die von P. Grassler geschlossene Ehe nicht von Amts- 
wegen für ungiltig erklärt wird, auf die Klage der zuständigen kirch- 
lichen Autoritäten, auch trotz der erteilten Dispens durch die Landes- 
stelle, auf Ungiltigkeit der Ehe erkennen.] 

Im Übrigen hat Krasnopolski, Zur Auslegung des 8 63, im 
Archiv für kath. K.-R., Bd. 73 (1895) S. 456—466, und Bd. 74 
S. 297—318 in schlagender Replik gegen Brentano, Noch ein Wort 
über das Ehehindernis der hóheren Weihen und feierlichen Gelübde 
(Österr. Gerichtszeitung, 1895 Nr. 24), ferner in seiner Schrift, Das 
Hindernis der hóheren Weihen 1896 die Ungiltigkeit der Ehen der 
in 8 63 genannten Personen in Osterreich nachgewiesen, dass man 
hátte glauben sollen, die Frage sei damit definitiv erledigt. Wer 
sich in rechtlicher Beziehung über dieselbe náher orientieren will, 
den verweisen wir auf die erwähnten Ausführungen des Prager 
Professors. 


5. Das „Non expedit“ des püpstl. Stuhles betreffs Anteil- 
nahme an den polit. Wahlen in Italien. 


Prof. Holzer in Krems a. d. D. veróffentlicht unter dem Titel: 
Ein Bischof über das »Non expedit« im Korrespondenzbl. des kath. 
Klerus (Nr. 4. 1904) folgende interessante Notizen: 

Professor Hilgenreiner hat in Nr. 1 (Sp. 23) den Satz nieder- 
geschrieben: »So sehr man die Rechtsansprüche des heil. Stuhles 
auf den Kirchenstaat betonen muss, die Tatsache ist nun einmal 
nicht zu leugnen, dass die Politik des »non expedit« in Italien nicht 
populär ist. 
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Im Anschlusse daran mag es gestattet sein, im folgenden den 
Inhalt von vier bisher unverôffentlichten Schriftstücken wiederzugeben, 
die im zweiten Januarhefte der Florentiner »Rassegna nazionale« 
zum Abdruck gelangten. 

Leo XIH. hatte Ende April 1882 einem gelehrten und berühm- 
ten Bischofe Italiens — nomen nescio — sechs Fragen üder das 
»Non expedit« zur Beantwortung übergeben. Ein Vertrauter des ver- 
storbenen heil. Vaters bekam eine Kopie sowohl der päpstlichen 
Fragen als der bischöflichen Antwort und zweier weiterer Briefe des- 
selben Bischofs und gestattete deren Veröffentlichung nach Leos 
Tode. Die sechs Fragen betrafen wesentlich folgende Punkte: 

1. Ist es angezeigt, weiter auf dem Verbot der Teilnahme an 
den Wahlen zu bestehen ? 

Antwort: Nein, denn 

a) es wurde schon bisher schlecht beobachtet und ist dessen 
Beobachtung bei der Natur der Dinge schwer zu erzielen; 

b) sieht der bischöfliche Beantworter bei der gegenwärtigen 
Lage der Dinge kein wirksames Mittel zur Besserung der Lage des 
heil. Stuhles und der religiösen Verhältnisse Italiens; 

c) erscheint es angezeigt, die Katholiken an die politischen 
Kämpfe zu gewöhnen und so wenigstens von ferne eine bessere Zu- 
kunft anzubahnen; 

d) gilt jede Partei so viel, als sie sich in den Vertretungs- 
körpern Achtung und Einfluss zu sichern weiss, von wo aus sie auch 
besser auf die Behörden wirken kann; 

e) beim Weiterbestehen des Verbotes werden es die einen trotz- 
dem übertreten, die anderen überhaupt nichts tun; 

f) wird die Teilnahme an den Wahlen gestattet, so werden die 
Gegner die Katholiken nicht mehr als Landesfeinde verschreien 
können und in ihrer Feindschaft nachlassen oder rückhaltslos dem 
Extrem zueilen und so eher eine Lösung herbeiführen. 

2. Lässt es die gegenwärtige Lage Italiens und das neue Wahl- 
gesetz rätlich erscheinen, das Verbot jetzt aufzuheben oder soll damit 
gewartet werden, bis andere Verhältnisse eintreten und welche? 
| Antwort: Das neueste Wahlgesetz dürfte die Aufhebung des 

Verbotes erfordern, denn: 

a) bei einer Erweiterung des Wahlrechtes kann die ackerbau- 
treibende Bevölkerung, welche in Italien am zahlreichsten, von den 
revolutionären Prinzipien am wenigsten verdorben und dem Klerus 
am meisten ergeben ist, bei den Wahlen sehr in die Wagschale 
fallen; a 

b) das neue Wahlgesetz rechtfertigt eine Anderung des heil. 
Stuhles bezüglich der Teilnahme an den politischen Wahlen gegen- 
über Katholiken und Nichtkatholiken. Das Warten auf bessere Ver- 
bältnisse kann den Zusammenschluss der Katholiken zu sehr ver- 
zögern. Lässt man die Dinge noch böser werden, so erweckt man 
den Glauben, man erwarte als Heilmittel eine Katastrophe, die viel- 
leicht nie kommen wird. Aber selbst wenn sie käme, würden die 
Katholiken gerade infolge der Wahlenthaltung keine oder sehr we- 
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nige regierungsfähige Männer haben. Mit der Verzögerung wird es 
nur schlechter; denn die katholisch erzogenen Männer werden immer 
weniger, die Gutgesinuten verlieren mit der Zeit den Mut. Wenn 
man auf geänderte Verhältnisse warten wollte, so könnte dies den 
Glauben erwecken, man wünsche für Italien eine Katastrophe und 
dessen Vernichtung. 

3. Wenn die Katholiken trotz des Verbotes zur Urne gehen, 
in welcher Anzahl tun sie es? Bong oder mala fide? 

Antwort: Die Zahl variirt je nach Orten, Umständen, Namen, 
Versprechungen und Wahlkniffen des Kandidaten; auf dem Lande 
beteiligen sich mehr Katholiken als Nichtkatholiken. Das Verbot 
wurde vielleicht nicht klar genug ausgesprochen: die Mehrzahl be- 
teiligt sich daher wohl bona fide; es ist auch schwer, das Volk zu 
überreden, von einem Rechte keinen Gebrauch zu machen, das ihm 
zusteht und ohne welches es weder für seine Interessen, noch für 
das Öffentliche Wohl sorgen kann. 

4. Wie verhält sich der Klerus? 

Darauf antwortete der Oberhirte: In den ersten Jahren, nament- 
lich vor der Besetzung Roms schien derselbe diesbezüglich leider 
keine allgemeine oder doch nur eine sehr ungenaue Regel zu haben; 
in den letzten Jahren zeigte er grössere prinzipielle Einigung. Der 
Ausdruck non expedit ist zu elastisch und lässt sich nach Belieben 
dehnen. Die einen meinten, in besonderen Fällen dürfe man das 
geringere Übel wählen, und beteiligten sich dort und da in grosser 
Zahl an den Wahlen; mit Rücksicht auf die verschiedene Interpre- 
tation glaubten sich auch andere nicht strenge zur Wahlenthaltung 
verpflichtet. Bischöfe und Pfarrer verhielten sich im allgemeinen 
passiv; von den Wählern befragt — was sehr selten vorkam — ant- 
worteten sie dem einzelnen privatim, nie Öffentlich, in genau formeller 
Belehrung. Man sah das Verbot mehr wie einen Rat an. 

5. Welche Mittel sollen zur Erreichung der sicheren Beobach- 
tung des Verbotes dort angewendet werden, wo man die Aufrecht- 
erhaltung desselben für nützlich oder notwendig hält? 

Die Antwort wies darauf hin, dass es vor allem erneuert werden 
müsste, aber so ausdrücklich und feierlich, dass jeder Zweifel, jede 
weitere Interpretation unmöglich gemacht würde. Der befragte Ober- 
hirte hatte aber auch diesbezüglich seine Bedenken; gegenüber der 
nun einmal geltenden Gewohnheit wäre der Erfolg fraglich; der mit 
der Verkündigung des Verbotes seine Pflicht erfüllende Klerus käme 
in Konflikt mit dem Strafgesetz. Da die Grossgrundbesitzer alle 
ihre Bauern in die Wählerlisten eintragen liessen, so wäre es eine 
Illusion, zu glauben, diese könnten sich der Ausübung des Wahl- 
rechtes entziehen. Von der Mehrzahl würde das Verbot doch ver- 
letzt werden, zum Nachteile der kirchlichen Autorität und zur Ge- 
fährdung der Gewissen. 

6. Wie sollen dort, wo man die Aufhebung für nützlich und 
notwendig erachtet, die Gläubigen auf die geänderte Haltung so vor- 
bereitet werden, dass einerseits das Ansehen des heil. Stuhles so ge- 
wabrt und Spaltung zwischen den Gutgesinnten vermieden, anderseits 
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möglichst gute Wahlen gesichert würden, vor allem zur Vertretung 
und Verteidigung der geheiligten Rechte der Kirche und des aposto- 
lischen Stuhles? i 

Diese letzte und schwierigste Frage erhielt auch die längste 
Antwort: Wenn der hl. Stuhl die Beteiligung an den Wahlen ge- 
stattet, darf er vor allem nie selbst auf diesem gefährlichen Terrain 
auftreten, nie darf der Papst als Haupt einer politischen Partei er- 
scheinen. Die heil. Pönitentiarie könnte die Aufhebung verkünden, 
Klerus, Presse, katholische Vereine u. s. w. hätten dann die Wahlen 
vorzubereiten. Vor Eintritt in den Wahlkampf müsste man sich auch 
vergewissern, dass nicht etwa jener bisher tätigste Teil der Katholiken, 
der die Aufhebung des Verbotes für unnütz oder schädlich bält, sich 
passiv verhielte. Es würden sich aber alsogleich auch die Liberalen 
aller Schattierungen die Hände reichen und das Geschrei erheben, 
Italiens Unabhängigkeit und Einheit sei bedroht. Den vereinten 
Gegnern gegenüber, denen die Öffentlichen Gelder, das Beamtenheer, 
die Presse und eine reiche Erfahrung zu Gebote stünden, hätte die 
ohne Erfahrung, ohne bekannte und geschickte Führer, ohne Mittel 
in den Kampf eintretende katholische Partei wenig Aussicht auf Sieg; 
die Mehrzahl der Mandate würde in liberale Hände fallen. Man 
müsste daher trachten, die Gegner zu trennen, den uns näher stehenden 
Teil der Liberalen zu gewinnen und die Katholiken müssten mit einem 
genau präzisierten Programm auftreten, das von ihnen auch den Ver- 
dacht fern hielte, sie wollten die Invasion eines Fremdlings und die 
Zerstückelung des Landes. Ohne diese beiden Dinge sollte man den 
Wahlkampf gar nicht versuchen. Das Wie derselben müsste natür- 
lich dem Urteile des heil. Stuhles vorbehalten bleiben. Eine Rück- 
kehr der Vergangenheit pure et simple sei aber olıne ein Wunder 
erster Ordnung unmöglich, und das Fortdauern des gegenwärtigen 
Standes der Dinge bereite eine Zukunft vor, an die man nur mit 
Entsetzen denken könne. 

Dieses Schriftstück wurde Leo XIll. im Mai 1882 übergeben; 
auf die Nachricht, dass man in Rom Anstrengungen mache, Leo zur 
Aufrechterhaltung des Verbotes zu bestimmen, richtete der Oberhirte 
im August desselben Jahres ein ausführliches Schreiben an Se. Heilig- 
keit. Das geänderte Wahlgesetz, durch welches das Wahlrecht von 
650 000 auf mehr als 21/, Millionen Köpfe ausgedehnt wurde, hatte 
die Lage der Wähler total geändert; der vierte Stand trat auf. Bis 
dahin wurden im Parlamente die Interessen Weniger von Wenigen 
vertreten; nun aber hatte das Volk gehört, die von allen Gewählten 
würden auch für das Wohl aller sorgen. Wie gefährlich wäre es, 
dieser Schar von Wählern zu sagen: »Ihr dürft euch nicht mit poli- 
tischen Wahlen, mit euren Lebensinteressen befassen, die Kirche ver- 
bietet es euch!e Noch mehr, ein grosser Teil Italiens ist gesetz- 
mässig an das Königtum gekommen; so das alte Piemont und Ligu- 
rien von altersher, das lombardisch-venetianische Gebiet durch regel- 
mässige Abtretung und Anerkeunung der Mächte; die Bewohner 
dieser Gebiete sind also berechtigt, durch ihre Vertreter auf die Ge- 
setzgebung einzuwirken; wäre es richtig, die eine Hälfte des König- 
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reiches zu einer Enthaltuug zu verpflichten, an die sich die andere 
nicht gebunden glaubt? Die Freiheit des kirchlichen Oberhauptes 
kann heute von keinem Fürsten garantiert, nur von einer ehrlichen, 
gerechten Volksvertretung gesichert werden und eine im Anfange noch 
so kleine Zahl katholischer Abgeordneter ist besser als gar keine. 
Mag immerhin die Wahlenthaltung schon einen Protest bedeuten. 
Schweigen heisst eben nicht reden, und wer allzulange schweigt, ver- 
liert schiesslich die Fähigkeit zur Rede und den Mut dazu. Noch 
einmal im Jahre 1885, unterbreitete Bischof N. seine Bedenken dem 
heil. Vater; vorher wurde das Schriftstück den kompetentesten Wort- 
führern der katholischen Partei und einigen Jesuiten vorgelegt, von 
ihnen approbiert und einer der letzteren übernahm die Aufgabe, das- 
selbe dem Papste zu überreichen. Hauptgegenstand desselben ist die 
Wiederaufrichtung des Patrimonium temporale Natürlich ist volle 
Freiheit für den heil. Stuhl oberste Notwendigkeit; kann aber die 
weltliche Herrschaft wieder so aufgerichtet werden, wie sie vor 1870 
bestand? Abgesehen von einem Wunder kann dies nur entweder 
durch materielle oder moralische Gewalt geschehen. In Italien exi- 
stiert erstere nicht, noch ist dies für die Zukuuft wahrscheinlich ; 
daher müsste die Wiederaufrichtung des Patrimonium temporale durch 
fremde materielle Gewalt geschehen ; ein Blick auf die Staaten Europas 
lehrt aber, dass diese Macht, welche den Kirchenstaat gewaltsam auf- 
richten wollte, weder jetzt, noch für lange Zukunft irgendwo existiert. 
Aber gesetzt den Fall, eine fremde Macht marschierte, nicht aus 
Liebe zum heil. Stuhl, sondern aus politischen Gründen in Italien ein, 
um den Nachfolger des heil. Petrus auf dem weltlichen Thron wieder 
einzusetzen. Jener Tag wäre der unseligste für Kirche und Papst; 
ganz Italien würde sich zur Verteidigung der Einheit und Unabhängig- 
keit erheben. Bliebe Italien Sieger, so kann man sich die Folgen 
für Kirche und Katholiken denken. Unterläge es, so wäre deren Lage 
noch schlimmer ; ohne ein beständig im Lande stehendes fremdes Heer 
wäre eine so aufgerichtete Herrschaft nicht zu halten. Wenn einige 
auf eine Katastrophe hoffen, aus der die katholischen Fürsten als 
Sieger hervorgehen und dann den Kirchenstaat wieder herstellen wür- 
den, 30 vergessen sie, dass aus einer Katastrophe nur jene als Sieger 
hervorgehen können, welche mit überlegenen Kräften in dieselbe ein- 
getreten sind; diese besitzen wir aber nicht. 

Es bleibt also nur mehr die Hoffnung und das Vertrauen auf 
die moralische Gewalt. Auch heute gibt es unter den Abgeordneten 
und Staatsmännern Italiens solche, welche einsehen, dass das König- 
reich den moralischen Einfluss des Papsttums nicht entbehren kann, 
nur schämen sie sich, dies öffentlich zu zeigen und einzugestehen; 
es wird eine Zeit kommen, da auch unsere Gegner einsehen werden, 
dass die Lage des heil. Stuhles im status quo seiner unwürdig ist 
und ihm ein weltliches Prinzipat in irgend einer Form wiedergeben 
werden. Dazu müssen aber die noch vorhandenen guten Kräfte ge- 
sammelt, mit einem klaren Programm versehen und zur Urne zuge- 
lassen werden. Eines ist aber vor allem notwendig: Der wie ein auf 
die Stirn gedrücktes Brandmal ihnen anhaftende Verdacht, der Landes. 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 96 


402 Mitteilungen. 


feindlichkeit muss von ihnen genommen werden. Papst und Katho- 
liken müssen die Italiener überzeugen, dass sie in keiner Weise die 
Rückkehr von Fremdlingen und die alte Teilung des Landes wollen. 
Das Schriftstück schliesst mit dem Hinweis auf den grossen Wandel, 
der sich in den Anschauungen des italienischen Episkopates voll- 
zogen, und meint, es wäre vielleicht angezeigt, die Gesamtheit des- 
selben zu berufen, darüber zu befragen und danach zu entscheiden. 
»Ein so feierlicher Akt würde sogar von den Feinden ehrfurchtsvoll 
aufgenommen werden.« 
Krems a. d. D. Prof. V. Holeer. 


6. Interpellation der österr. Zentrumspartei betreffs der Los 
von Rom-Bewegung. 


Am 17. März 1904 richtete die österr. Zentrumspartei im Ab- 
geordnetenhause an den Ministerpräsidenten folgende Iuterpellation ein: 

Es ist bekannt, dass die sogenannte »Los von Rom<-Bewegung 
neben Böhmen hauptsächlich auf Steiermark ihre Bestrebungen ge- 
richtet hat. Eine Anzahl Kirchen und sogenannter »Seelsorge- 
stationene wurden errichtet. Wo nun ein wirkliches religiöses Be- 
dürfnis vorhanden wäre, würde niemand einen Einwand erheben. Es 
gab schon früher protestantische Gemeinden an einzelnen Orten und 
es herrschte im allgemeinen Friede und Ruhe. 

Aber seit einigen Jahren werden mit notorisch ausländischen 
Mitteln, in notorischer Anteilnahme an einer politischen Bewegung 
solche angebliche Seelsorgestationen gegründet, und zwar hauptsäch- 
lich vom evangelischen Bunde in Deutschland, der als Kampf- und 
Agitationsverein gegen die katholische Kirche gegründet wurde. 

Während nun diese auswärtigen Sendlinge in ihrer Heimat, 
namentlich der Wiege der sogenannten »Reformatione, hinlänglich 
»Missionsarbeit« hätten, wenn es ihnen darum zu tun wäre: kommen 
diese selben Leute, die im deutschen Reiche ein Zetergeschrei er- 
heben, wenn vertriebene Jesuiten, welche geborene Reichsangehörige 
sind, in ihre Heimat zurückkehren dürfen, als Ausländer zu uns her- 
ein. Sie haben aber auch gar nicht die Absicht, wirkliche, treue 
Österreicher zu werden, sondern stellen sich ihre Rückkehr nach 
Deutschland und bessere Posten sicher. 

Solche Persönlichkeiten sind aber gewiss nicht geeignet, Seel- 
sorger österreichischer Staatsbürger und Lehrer österreichischer Kinder 
zu werden. Erfüllt von Vorurteilen gegen die österreichische Ge- 
schichte und die hervorragendsten Gestalten der allerhöchsten Dy- 
nastie, wie sie sind, kann man sich denken, wie der »Unterricht« 
und der Geist der sattsam bekannten »Familienabende« ausschaut, 
für welche von den Abfallsorganen die Werbetrommel gerührt wird. 

Wohl räumt das »Protestantenpatente den Protestanten die 
Befugnis ein, im Notfalle ausländische Pastoren zu berufen. Aber 
ganz abgesehen davon, dass dieses Protestantenpatent aus dem Jahre 
1861 stammt, also einer Zeit, da Osterreich noch führender Deutscher 
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Bundesstaat, also mit dem übrigen Deutschland staatsrechtlich ver- 
bunden war, der alte Staatsmann Schmerling muss sich im Grabe 
umdrehen bei dem, was heute geschieht. 

Wenn nun auch das Gesetz vom Jahre 1891 den Protestanten 
neue Rechte zuweist, für die bekanntlich auch die Katholiken ge- 
stimmt haben, so setzt doch dies alles voraus, dass kein Missbrauch 
damit getrieben werden sollte. Und wenn auch im Anfang der Ober- 
kirchenrat gegen solchen Missbrauch und solche Agitationen aus dem 
Auslande sich korrekterweise ablelınender verliielt, so ist es heute 
dahin gekommen, dass die ärgsten Missbräuche vorliegen. 

Ohne jedes religiöse Bedürfnis, nur auf Proselytenmacherei 
berechnet, werden sogenannte »Seelsorgerstationen« errichtet, be- 
rechnet auf den Abfall abgestandener Katholiken und lokale erbärm- 
liche Profitgier einzelner Geschäftsleute Während es jahrelanger 
Mühe bedarf, selbst in den dringendsten Fällen neue katholische 
Pfarrstationen zu errichten, schiessen diese unbegründeten protestan- 
tischen sog. »Seelsorgerstationen« aus der Erde hervor. 

Aber auch über dem evangelischen Oberkirchenrat steht das 
k. k. Unterrichts- und Kultusministerium und auch für ihn gelten 
die kirchenpolitischen Gesetze, auch hier muss gelten, dass eine Seel- 
sorgergemeinde durch das Bedürfnis begründet und für die Dauer ge- 
sichert ist. Das ist in fast allen Fällen nicht der Fall. 

Aber überall ist eines sicher. Eine Kette von Reibungen und 
Zwistigkeiten in Bezug auf die Friedhöfe, gemischten Ehen, Kinder- 
erziehung und eine Provokation schlimmster Sorte für die katho- 
lische Bevölkerung. 

So soll nun wieder in Feldbach in Steiermark eine solche Seel- 
sorgestation errichtet und eine Kirche gebaut werden. Man hat in 
Feldbach von einem religiösen Bedürfnis von Protestanten nie etwas 
gehört. Notdürftig bringt man jetzt 21 Protestanten zusammen, von 
denen die meisten Fremde sind, die nicht dauernd bleiben. Ausserdem 
ist vor zwei Jahren einige Stunden von dort eine protestantische 
Vikarie errichtet worden. Von einer dauernden Erhaltung der Station 
in Feldbach kann natürlich keine Rede sein, ebensowenig wie von 
einem religiösen Bedürfnis. 

Diese ganze Sache wird nun von der gesamten treu katholischen 
Bevölkerung als eine unerhörte Provokation und mit vollem Rechte 
aufgefasst. Aber diese Provokation ist umso grösser, als schon so ein 
ausländischer Prädikant noch ohne jede Bewilligung sich in Feldbach 
aufhält, wie uns mitgeteilt wird, von einem abgestandenen Namens- 
katholiken, gleichfalls einem Ortsfremden, importiert. 

Bei aller Geltung des Protestanten-Patentes ist die notwendige 
Voraussetzung seelsorglicher Tätigkeit die Verleihung der österreichi- 
schen Staatsbürgerschaft. Diese Verleihung ist ein Gnadenakt und 
kann nicht gefordert werden, wie ihre Ablehnung ohne Angabe von 
Gründen erfolgen kann. 

In Feldbach besteht eine grosse Erregung, sämtliche Landge- 
meinden der grossen Pfarre haben einen einmütigen Protest gegen 
diese Provokation, gegen die Genehmigung der protestantischen Station 
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und die Verleihung der Staatsbürgerschaft bei der k. k. steiermärki- 
schen Statthalterei eingereicht. Man hat von den Einreichern der 
Interpellation die Abhaltung einer grossen Volksversammlung gefordert. 
Indem die Unterzeichner mit diesem öffentlichen und nachdrücklichen 
Protest noch gewartet haben, um die Erregung noch stärkerer Kund- 
gebungen zu verhüten, stellen dieselben aber an die k.k. Regierung 
die Frage: 

»>Ob sie sich endlich ihrer Pflicht als österreichische kaiser- 
liche Regierung bewusst werden, ob sie endlich den Weg des 
ewigen Nachgebens verlassen und ihre Genehmigung für solche 
Provokationen und die Einbürgerung ausländischer Agitatoren 
versagen und in diesem Falle speziell die Gestattung einer durch 
nichts motivierten Seelsorgestation in Feldbach verweigern, dem 
Eindringling aber den baldigsten Heimweg weisen wird ?«« 


Wien, 17. März 1904. 


Morsey. Hagenhofer. Wagner. Huber (Graz). Schweiger. Unterlad- 
stitter. Treuinfels. Doblhofer. Grafinger. Doblhoff. Dr. Ebenhoch. 
Marzani. Trapp. Dürkheim. Fis Dr. Fuchs. Plass. Haueis. Schrott. 
Zehetmayr. Schachinger. Blöchl. G. Baumgartner. Dr. Tollinger. 
Fink. Thurnher. Loser. Sylva-Tarouca. Auersperg.  Serényi. 
Dr. Mettal. Dluzunski. Mensdorff. Karl Max Zedtwitz.« 


4. Der Ursprung des Doppelkreuzes. 


Hierüber wird von H. E. Wüscher-Becchi, Mitglied der päpstl. 
Akademie für Arch&ologie, unterm 2. März 1904 dem Salzb. Kirchen- 
blatt Nr. 19. 1904 mitgeteilt: 

»Das Doppelkreuz, die crux gemina, oder wie es auch genannt 
wird crux apostolica, welehes wir so oft auf Gemälden und Minia- 
turen des Mittelalters und der Renaissance in den Händen des Pap- 
stes sehen, ist griechisch-orientalischon Ursprunges und kommt schon 
auf deu Münzen byzantinischer Kaiser vor. Wir sehen die crux 
gemina auf den Münzen des Kaisers Justinus Rhinotmetus (683 bis 
713), wo es über einem Globus, auf dem das Wort »Pax«, Friede, 
geschrieben steht, auf denjenigen Kaiser Konstantins (Monomachus) 
aber ruht es in den Händen des Fürsten. Die älteste Darstellung 
aber, die wir kennen, ist die auf dem Mosaik des lateranensischen 
Tricliniums, von welchem uns noch die eine seiner Absiden erhalten 
ist. Das sogenannte Triclinium ist der Speisesaal des Patriarchiums, 
d. h. der päpstlichen Residenz. Es wurde zur Zeit Karls des Grossen 
unter Papst Leo HI. erbaut und diente zur Bewirtung fürstlicher 
Gäste und für die grossen Festlichkeiten und Gastmähler, welche der 
Papst am heiligen Ostertare zu geben pflegte. Dieser herrliche 
Speisesaal, zugleich mit den übrigen Baulichkeiten der alten päpst- 
lichen Residenz, wurde unter Sixtus V. zerstört, als er seinen neuen 
gewaltigen Palast, der jetzt das christliche wie das Antikenmuseum 
beherbergt, erbauen liess. Benedikt XIV. (1743) liess zur Erinnerung 
an den welthistorischen, nun zerstörten Bau, das Mosaik, das eine 
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seiner Absiden zierte, nach den Bruchstücken und getreuen Kopien 
neu ausführen und in einer hohen, freistehenden Nische anbringen. 
In der Mitte des Bildes sehen wir da den göttlichen Heiland auf 
einem Fels, dem vier Ströme (die Heilsströme, die vier Evangelien) 
entfliessen, stehen, die Rechte segnend oder lehrend erhoben, in der 
Linken ein Buch haltend, auf dem geschrieben steht: »Pax vobise, 
was zu ergänzen ist mit »Pax vobis, sicut misit me pater et ego 
mitto vose, und im Friese unter dem Bilde »euntes docete omne 
gentes, baptizantes eos in nomine Patris et Filii et Spiritus sancti« 
(sec. Matth. 28, 19). 

Zu beiden Seiten, nach auswärts schreitend und mit aufge- 
schürzten Gewändern, sehen wir die Jünger, an welche die Worte 
des Erlósers und die Aufforderung, alle Welt zu lehren und zu 
taufen gerichtet sind. Unter ihnen, in nächster Nähe Christi, steht 
der heilige Petrus, leicht erkenntlich an dem traditionellen Typus, 
in den Händen nicht nur die Schlüssel wie gewöhnlich, sondern 
einen in ein Kreuz endigenden Stab halteud, wie wir es in anderen 
Kirchen der ältesten Zeit und auf christlichen Sarkophagen sehen; 
nur ist hier das Kreuz eine crux gemina, ein Doppelkreuz, wie auf 
den byzantinischen Münzen. 

Es ist durchaus falsch, dies Kreuz so aufzufassen, als wäre es 
das Attribut seines Martyriums, wie viele geglaubt haben, Es hat 
eine ganz andere Bedeutung und steht in Verbindung mit der Auf- 
schrift »Pax vobis«, das auf dem offenen Buche in des Heilandes 
Händen steht. Das Kreuz, das Petrus hält, ist das Abzeichen des 
von Christus gegründeten Gottesreiches auf Erden, das wiederum das 
Reich des Friedens ist; der zweite, und kürzere, über dem Querholz 
des Kreuzes : angebrachte Balken, ist ursprünglieh nichts anderes als 
das Brett mit der Inschrift in vier Sprachen Jesus Nazarenus Rer! 
Judaeorum, der sogenannte »Titulus«, den Pilatus über das Kreuz! 
zu setzen befahl, und” der in ältester Zeit immer fast so gross wie ı 
das Querholz des Kreuzes dargestellt wurde. E 

Das Doppelkreuz nun ist eben nichts anderes als das S 
des Friedensfürsten, des rex gloriae, der den Frieden bringt, A7 Jio | 
Welt nicht bringen kann und seines Reiches, dessen Endzweck der 
ewige Frieden ist. Dieses Wappen des Friedensreiches, des Reiches 
Gottes, ist vollständig deutlich auf der Münze Justinians, wo die 
Weltkugel mit dem Worte Pax vom Kreuze seines Königs über- 
ragt ist. 

3 Der heilige Petrus, dem Christus seine Kirche und sein Reich 
anvertraut und empfohlen, trägt mit Recht dessen Abzeichen und 
Wappen als sein Statthalter und Herold und deshalb wird es auch 
seinen Nachfolgern den Päpsten gegeben. « 


406 


V. Literatur. 


A. Rezensionen. 


1. Jus decretalium. Tom. IV. Jus matrimoniale eccles. catholicae. 
Auctore Francisco Xav. Wernz, S. J. Romae, Ex Typographia 
Polyglotta S. C. de Prop. Fid. 1904. gr. 8°. S. 1136. Pr. 15 frs. 


Vorstehendes Werk bildet den vierten Band des auf sechs 
Bände berechneten »Jus decretalium« des bekannten rómischen Ka- 
nonisten Wernz. Sowohl Umfang als auch Inhalt des stattlichen 
Bandes zeugen von einem immensen Fleisse und einer grossen Ge- 
lehrsamkeit des Verfassers. Wochen habe ich gebraucht, um mich durch 
die gesamte in demselben behandelte Materie hindurchzuwinden. Ich 
habe es aber mit einem wahren Hochgenusse getan. Gegenüber einem 
solchen Werke müssen alle unsere deutschen Kompendien und Lehr- 
bücher bescheiden zurücktreten. Wer jahrelang so wie der Verf. als Pro- 
fessor theoretisch und als Konsultor praktisch mit den einschläglichen 
eherechtlichen Stoffe sich vertraut gemacht, von dem konnte man 
im voraus erwarten, dass er nur eine in beiden Beziehungen gedie- 
gene, vollkommene Arbeit liefern werde. Wissenschaft und Praxis 
sind hier in der Tat so innig mit einander verbunden, dass man ohne 
Übertreibung sagen kann, nach beiden Richtungen sei fast das 
Ideal erreicht. 

Der Verf. zerlegt seineu Rechtsstoff in sieben Teile. Nach 
einer kurzen Einleitung über Begriff, Eiuteilung, Methode, Quellen 
uud Literatur des Eherechts, wird im ersten Teile (S. 24—127) über 
die Ehe als solche im naturrechtlichen und kirchenrechtlichen Sinne, 
sowie über ihr Verhältnis zur Staatsgewalt gehandelt. Der zweite 
Teil (S. 128—182) umfasst das Verlóbnis. Der dritte Teil (S: 184 
—339) behandelt den Eheabschluss mit den demselben vorausgehen- 
den Akten (Brautexamen, Proklamationen, Assistenz der Ehe etc.). 
Der vierte Teil (S. 340—975) enthält den wichtigsten und umfaug- 
reichsten Traktat über die trennenden und aufschiebenden Ehehinder- 
nisse. Hierauf folgt als fünfter Teil (S. 976—1006) die Lehre von 
den Wirkungen der Ehe, als sechster (S. 1007—1091) das Di- 
vortium und schliesslich als siebter (S. 1088—1111) der Eheprozess. 
Ein alphabetisches Inhaltsverzeichnis bildet den Schluss des Werkes. 
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Auf Einzelheiten bei einem so umfangreichen Werke näher einzu- 
gehen, ist kaum notwendig und hätte auch wenig Zweck. Als Vor- 
züge des Werkes müssen genannt werden: Klare und scharfe Be- 
griffsentwicklung, methodische und praktische Behandlung der ein- 
zelnen Materien, eingehende Darlegung der Kontroversen und ent- 
schiedene Stellungnahme zu denselben, zahlreiche Quellen- und 
Literaturangabe, Einfachheit und Klarheit: der Sprache und, wie sich 
das von selbst versteht, korrekten kirchlichen Standpunkt, ohne indes 
dabei einer einseitigen oder ängstlichen Richtung zu folgen. Wo es 
nur immer aus vernünftigen Gründen angeht, vertritt der Verfasser 
durchgehends die mildere Ansicht. Ganz besonders hervorzuheben ist 
die geschichtliche Entwicklung, die jedem Traktate vorausgeschickt 
wird. Der Verf. stützt sich hier zwar meist auf Freisen, Geschichte 
des kan. Eherechts, und zuf Esmein, Le mariage en droit canonique, 
indes ergänzt er nicht bloss Lücken, sondern berichtigt auch deren 
Ausführungen nicht selten. Selbst das Eherecht der orientalischen 
Kirche kommt zur Geltung. Ebenso ist die Literatur, sowohl die 
ältere als auch neuere, derart herangezogen, dass man zuweilen den 
Eindruck bekommt, als sei eine Anhäufung derselben zum Belege 
einzelner Rechtssätze überflüssig, besonders wenn dieselben Autoren 
stets wiederkehren. Das abundantius macht sich manchmal in 
auffallender Weise geltend. Dagegen hätten wohl einzelne Text- 
ausführungen aus praktischen Gründen eine Erweiterung erfahren 
dürfen. So werden die 23 Dispensgründe auf einer Seite einfach 
aufgezählt, obgleich doch manche einer weiteren Ausführung bedurft 
hätten. Jedenfalls steht dieses Kapitel nicht in einem proportio- 
nierten Verhältnisse zu den übrigen Traktaten. 

Der Druck des Werkes ist auffallend korrekt; man darf dies 
schon bei einem in Italien erschienenen Buche lobend erwähnen. 
Auch der Preis (15 L.) ist bei dem Umfange des Werkes und bei 
dem fast die Hälfte desselben einnehmenden Petitdruck ein mässiger. 
Möge es dem Verf. vergönnt sein, auch die zwei noch ausstehenden 
Bände bald der Öffentlichkeit zu übergeben. Das gesamte Werk 
wird für immer eine Zierde der kanonistischen Wissenschaft bilden. 

È Heiner. 


2. Dr. J. D. Sägmüller, Prof.: Lehrbuch des katholischen Kirchen- 
rechts. Dritter (Schluss-) Teil. Freiburg i. Br. (Herder), 1904. 
gr. Bn S. 401—834. Pr. 6 M. 


Mit vorliegendem dritten Teile, welcher »die Verwaltung der 
Kirche« enthält, ist das Lehrbuch des kathol. Kirchenrechts des 
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Tübinger Kanonisten Sägmüller abgeschlossen. Der erste und zweite 
Teil wurde bereits früher (Bd. 82, S. 612) besprochen. Vorstehender 
dritte Teil umfasst in je drei Abschnitten: die Verwaltung der potestas 
magisterii, der potestas ordinis und der potestas jurisdictionis. Unter 
den Sakramenten wird in einem eigenen KapiteP (S. 458—594) das 
Sakrament der Ehe besonders behandelt. Während die Verwaltung 
der Kirchenämter bereits im 2. Teile untergebracht ist, werden hier 
noch das kirchliche Prozess- uud Strafrecht, das Ordenswesen und 
das Vermógensrecht abgehandelt. Ich freue mich, das Urteil über die 
beiden ersten Teile auch auf vorliegenden dritten Teil ausdehnen zu 
kónnen: »Klarheit in Aufstellung der einzelnen Rechtssátze, Ge- 
nauigkeit in den Quellenbelegen zu den aufgestellten Rechtssätzen, 
Einfachheit und deshalb Verstándlichkeit der Sprache, Übersichtlich- 
keit der einzelnen Traktate und Korrektheit des kirchlichen Stand- 
punktes.« Ebenso ist der geschichtlichen Entwicklung genügende 
Rechnung getragen und die Literatur eine so zahlreiche, speziell be- 
züglich der neuesten eine so vollständige, wie man sie, ausser bei 
v. Scherer's Handbuch des Kirchenrechts, in keinem zweiten Kirchen- 
rechtswerke findet. Man hat sogar das Gefühl, als ob hier bei einem 
Lehrbuche des Guten zu viel geschehen sei. Einen Glanzpunkt des 
ganzen Buches bildet der Traktat über die Ehe. Man darf wohl 
behaupten, dass dieser Abschnitt ein Kompendium des Eherechts 
ersetzt, Ein Vorzug des Werkes besteht ferner in der ständigen 
Rücksichtnahme auf die staatliche kirchen-politische Gesetzgebung 
der einzelnen Ländern, speziell die des Deutschen Reiches. Wesent- 
liche Unrichtigkeiten sind mir trotz genauen Studiums nicht 
aufgestossen ; kleinere Ungenauigkeiten können nicht inbetracht 
kommen. Das geltende Recht, die vigens ecclesiae disciplina, ist so 
präzis dargestellt, dass besonders der Seelsorgsgeistliche in zweifel- 
haften Fällen hier einen sicheren Ratgeber findet. Bei Kontroversen 
hält sich der Verf. durchgehends an der milderen Ansicht, ohne je- 
doch dem Laxismus das Wort zu reden. Wer selbst ein Kompendium 
des Kirchenrechts geschrieben, kennt am ersten die grossen Schwierig- 
keiten, die hier bei zahllosen Fragen zu überwinden sind, und weiss 
deshalb auch am besten die Güte eines die gleichen Ziele verfolgen- 
den Lehrbuches zu schätzen. Neidlos wiederhole ich nach nun- 
mehrigem Abschluss des Sägmüller’schen Werkes mit vollster Über- 
zeugung, was ich als Gesamturteil bezüglich des ersten und zweiten 
Teiles vor zwei Jahren schrieb: Jedenfalls besitzen wir in Säg- 
müller’s Lehrbuche des Kirchenrechts ein neues Werk, das neben 
den zahlreichen schon vorhandenen einen der ersten Plätze einnehmen 
dürfte. Heiner. 
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3. Bruders, H. S. J., Die Verfassung der Kirche von den ersten 
Jahrzehnten der apostolischen Wirksamkeit an bis zum Jahro 175 
n. Ch. In den Forschungen zur christl. Literatur- und Dogmen- 
geschichte, herausgegeben von Dr. A. Ehrhard und Dr. J. P. 
Kirsch IV, 1 u. 2. Mainz, Kirchheim & Co., 1904. XVI u. 405 S. 
gr. 80. Preis 15 M. 


Das Thema betritt ein Gebiet, auf welchem uns Katholiken 
fast noch alles zu leisten übrig bleibt; denn man kann sie beinahe 
an den Fingern einer Hand záhlen, die Gelehrten, welche in dieser 
Richtung mit Erfolg gearbeitet haben. Darum ist vorliegendes 
Buch umsomehr zu begrüssen. Die Freude wird freilich in etwa 
getrübt dadurch, dass der Verf. keinen »Gegner namhaft« macht, 
»gegen dessen unliebsame Auffassung vorzugehen wäre. Die Gegen- 
wart soll zurücktreten, damit jeder Eindruck einer früheren, ganz 
anders gearteten Entwickelung empfindsamer aufgenommen werde.« 
Er hat sich dadurch seine Aufgabe erleichtert, aber auch das Ver- 
dienst geschmälert, welches eine sehr erwünschte Stellungnahme zu 
den Resultaten moderner gegnerischer Forschung darbieten konnte. 

Im Verlaufe der Arbeit werden alle Verfassungsverhältnisse be- 
rührt, aber die Hauptaufmerksamkeit wird auf die ansássigen Vor- 
Steher gerichtet. Der erste Teil beginnt mit einer Erôrterung über 
die Wort- und Namenentwickelung der christlichen griechischen 
Umgangssprache, an welche sich eine Untersuchung über die Datierung 
der Quellen reiht. Sodann werden die einzelnen Urkunden nach 
ihrem Gesamtinhalt charakterisiert und nach ihrem für die Ver- 
fassung wichtigen Sonderinhalt näher bestimmt. Der zweite Teil 
unternimmt die historische Beweisführung für den Bestand eines 
christlichen Amtes. Zunächst wird konstatiert, dass Amt und Cha- 
risma nicht scharf trennbar sind auf Grund der ersten Namen für 
etwaige Amtsträger, und dass die Bedeutung des Wortes Charisma 
bis 175 n. Ch. keinen Anhaltspunkt bietet, Amt und Geistes- 
begabung klar von einander zu scheiden. Ein sicheres Unter- 
scheidungsmal für jene beiden Punkte findet Bruders im ersten 
Klemensbriefe, »welcher allein die Verfassung nicht bloss vorüber- 
gehend streift, sondern eingehend behandelte. Die Terminologie zur 
Bezeichnung der Amtsträger sei zwar auch hier noch allgemein und 
variierend, wie bei allen anderen damaligen Schriftstellern; aber der 
Brief sei vor allen anderen Quellen für die Frage nach der urchrist- 
lichen Verfassung deshalb von grundlegender Bedeutung, weil in 
demselben als charakteristisches Kennzeichen des christlichen Amtes 
iit aller Bestimmtheit das Merkmal der Sendung von Gott zu Tage 
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trete. Diese Lehre von der Sendung wird sodann auch in den Briefen 
des Ignatius von Antiochien, des hl. Paulus und in den vier Evan- 
gelien nachgewiesen. Im zweiten Abschnitt treten die Ignatiusbriefe 
als Hauptzeuguis für die innere Verzweigung des christlichen Amtes 
auf. Klemens spricht noch in Unbestimmtheit von rpeoßürepor, von 
ertoxunor xai Staxovor; Ignatius aber kennt für die ansässigen Amts- 
träger die feststehende Dreiteilung Èrtoxoroc, npeoßurepor, Ótaxovot. 
»Das Gesetz der Notwendigkeit und Gewohnheit, welches die Ent- 
wickelung zu jenem Abschlusse geführt, fordert lange vor 113 (vor 
Ignatius) schon die Existenz und Tätigkeit der Träger dieser Namen«. 
(S. 105.) Daraufhin muss der Bestand der Dreiteilung zur Zeit des 
Klemensbriefes auch für Rom und Korinth als wahrscheinlich vor- 
ausgesetzt werden. Für den Episkopat in beiden Städten kommen 
Klemens bezw. Fortunatus mit ihren Rufnamen in Betracht. »Für 
die eigentlich apostolische Zeit (vor 67) lässt die sprachliche Ent- 
wickelung einen Beweis gar nicht zu«. Denn wenn auch das christ- 
liche Amt sich als positiv göttliche Einrichtung historisch erweisen 
lässt, so ist damit keineswegs die Tatsache eingeschlossen, dass die 
Apostel allsogleich und überall die Dreiteilung bei Bestimmung der 
ansässigen Vorsteher verwirklichen. »Das Bedürfnis, den einzel- 
stehenden, allen durch den Rufnamen geuugsam gekennzeichneten 
Mann mit besonderem Titel zu bezeichnen, ist eben noch nicht vor- 
handen«, Im dritten Abschnitt wird das Verhältnis der ansässigen 
Vorstehern zu den wandernden Amtsträgern und zu den wandernden 
oder ansässigen Charismenträgern dargelegt. 

In einem Auhang nun, der zwei Drittel des Werkes umfasst 
(129 zu 268 Seiten) folgen eine deutsche Übersetzung des Klemens- 
briefes an die Korinther, eine Personen- und Datenliste (für die 
kanouischen und nichtkanonischen Schriften), eine Datierung des ersten 
Klemensbriefes, des Pastor des Hermas und der Didache, eine Wort- 
liste und schliesslich eine geographische Karte, welche die Kultur- 
staaten des römischen Reiches im 1. und 2. Jahrh. als christliches 
Missionsgebiet darstellt. 

Die Arbeit leidet an einer epischen Breite, was den Genuss 
beeinträchtigt; eine bündige Bestimmtheit hätte vielfach mehr ge- 
boten. Für welchen Leserkreis der Verf. sein Werk berechnet hat, 
ist mir nicht recht klar, da er es für nötig gehalten, fast sämt- 
liche griechische Stellen auch in deutscher Übersetzung zu geben. 
Dadurch hätten mehrere Druckbogen ohne Schädigung des Ganzen 
gespart werden können. Verbesserungsbedürftig wären Accente, 
Spiritus und Worte des griechischen Textes S. 8, 12, 18, 23, 28, 
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93, 112; insbesondere S. 18 Aum. 1. Ot dì Xé (Aé = 35) rpopitat. 
Ein Muster von Juristendeutsch findet sich S. 6: »Das einzige Ge- 
setz für den Übergang von den beschreibenden Ausdrücken für einen 
Gegenstand zu dem bezeichnenden einen Namen ist das allmähliche 
Gewohntwerden des Volkes, unter der einen immer ziemlich allge- 
mein bleibenden Beschreibungsform gerade diese bestimmte Idee, 
diese bestimmte Tätigkeit zn verstehene. 

An sachlichen Ausstellungen könnten die zu bestimmt vorge- 
tragenen Ausführungen über den Episkopat in Korinth hervorgehoben 
werden. Selbst wenn man viel zugeben wollte, liessen sich für 
Fortunatus als Korinther und Bischof dieser Gemeinde höchstens 
Wahrscheinlichkeitsgründe geltend machen. Auch fürchte ich, dass 
nicht alle Leser von dem Beweise des Verf. für die Behauptung, 
dass die Sendung von Gott das sichere und spezifische Unterschei- 
dungsmerkmal für Amt und Charisma sei, überzeugt sein werden. 
Allerdings findet sich dieses Moment bei Klemens besonders hervor- 
gehoben ; allein aus demselben Korintherbriefe lassen sich auch In- 
stanzen gegen dasselbe als Charakteristikum für die ansässigen Vor- 
steher geltend machen. Und schliesslich darf man bei den Charis- 
menträger ebenfalls von einer Sendung durch Gott, wenn auch auf 
einem anderen Wege reden. 

Im übrigen stehe ich nicht an, das Studium des Buches, wel- 
ches mit seinen vielfach scharfsinuigen Untersuchungen und Be- 
obachtungen unsere Kenntnisse in mannigfacher Beziehung zu be- 
reichern geeignet ist, weiteren Kreisen angelegentlich zu empfehlen. 

Peter Anton Kirsch. 


4. Geschichte der Ehescheidung im kanonischen Recht. Von Dr. 
Ignaz Fahrner, a. 6. Prof. des Kirchenrechts an der Universität 
Strassburg. I. Teil: Geschichte des Unauflöslichkeitspriuzips und 
der vollkommenen Scheidung der Ehe. Freiburg, Herder, 1903. 
89, XII, 380 S. 5 M. 


In dem vorliegenden I. Teil seiner ,Geschichte der Eheschei- 
dung‘ behandelt der Verfasser in 3 Kapiteln die ‚Entwicklung des 
Ehescheidungsrechts in der Periode vor Gratian* (S. 1—120), die 
‚Gestaltung desselben, in der Zeit von Gratian bis zur Religions- 
erneuerung des 16. Jahrhunderts (S. 121—224) und die Gestaltung 
seit der Reformationszeit (S. 225—330). Nach einer kurzen Ein- 
leitung über das Ehescheidungsrecht bei den Römern, Griechen und 
Juden (S. 1—11) gibt der Autor eine Darstellung der Lehre Christi 
und des Apostels Paulus betreffs der Ehescheidung (S. 11—15). Der 
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bekannte Text bei Matth. (5, 32; 19, 9) darf nur im Zusammen- 
hang und im Vergleich mit den übrigen Synoptikern erklärt und 
muss darum folgendermassen verstanden werden: ‚Wer sein Weib 
ausser im Falle der ropvei@ entlässt, macht sich des Ehebruchs 
schuldig. Liegt ropveia vor, so darf das Weib zwar dimittiert werden, 
doch es bleibt nach dieser Entlassung das Eheband bestehen, denn 
wer eine irgendwie, also auch eine wegen ropveta Entlassene heiratet, ist 
ein Ehebrecher‘ (S. 14). So schärft auch der hl. Paulus ‚unter aus- 
drücklicher Berufung auf den Herrn... den in Korinth unter römisch- 
griechischer Gesetzgebung lebenden Christen das Gebot der aus- 
nahmslosen Unauflöslichkeit des zwischen Christen bestehenden Ehe- 
bandes ein‘ (ebd.). Die von Paulus selbst (1. Kor. 7, 12 ff.) em- 
pfohlene Behandlung der Ehe zwischen einem Christen und einem 
Ungläubigen darf nicht als Dispense von dem rigorosen Gesetz der 
Unauflösslichkeit der christlichen Ehe aufgefasst werden. Die Er- 
klärung, warum das Privilegium Paulinum keine Dispens ist, wird 
hier nicht gegeben, ist jedoch leicht abzuleiten aus den geschicht- 
lichen Untersuchungen über Erklärung und Auffassung dieses Privi- 
legs, die in jedem der 3 Kapitel eingeflochten sind. In den ersten 
christlichen Jahrhunderten musste die kirchliche Lehre von der Un- 
auflösbarkeit der Ehe dem allgemein verbreiteten und so leicht aus- 
geübten Trennungswesen im Judentum und Heidentum entgegen- 
treten. Da versteht es sich von selbst, auf welche Schwierigkeiten 
»die praktische Durchführung, ja selbst die theoretische Hochhaltung 
der in den kanonischen Büchern hinterlegten rigorosen, ins Leben so 
tief einschneidenden Doktrin stossen musste« (S. 16). Vielleicht 
gerade deswegen drücken sich auch einige Kirchenschriftsteller (z. B. 
Hermas im Pastor) etwas unklar aus über diese Sachen. Die christlichen 
Kaiser suchten wohl allmählich die heidnische Gesetzgebung abzu- 
ändern, aber es geschah nicht immer mit Nachdruck. Die Kirchenväter 
dieser Zeit mussten die Zeitumstände in Betracht ziehen und so ver- 
traten einige wie Basilius von Cäsarea, Epiphanius die Ansicht, die 
Wiederverheiratung naeh der Trennung sei zu entschuldigen (S. 32); 
Kan. 87 der Trullanisehen Synode von 692 forderte Nachsicht für 
den Mann, der wegen Verschuldung der Frau, welche die Ehe ge- 
brochen oder ihn verlassen hat, sich wieder verheiratet, sonst aber 
verbot dieser Kan. die unbegründete Scheidung sowie insbesondere 
die Ehetrennung auf Grund gegenseitiger Übereinkunft. Auf diesem 
Standpunkte der Trullan. Synode ist das griechische kirchl. Recht 
bis heute verblieben. Im Abendland ist eine gewisse Entwicklung 
des Ehescheidungsrechts uud zwar in drei grösseren Phasen zu unter- 
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scheiden: »Die erste umfasst die vorkarolingische Zeit und charak- 
terisiert sich als ein langwieriges, nur teilweise erfolgreiches Ringen 
der rigorosen kirchlichen Lehre mit den laxen Grundsätzen der neu- 
bekehrten Stämme. Die zweite, deren Dauer sich annähernd mit der 
Zeit der Herrschaft der Karolinger im Frankenreiche deckt, bedeutet 
eine infolge des Zusammenwirkens der geistlichen und weltlichen 
Macht erstrebte und erreichte grundsätzliche Anerkennung des ab- 
soluten Unauflöslichkeitsprinzips in Recht und Wissenschaft. Als 
mühsame, nur schrittweise voranschreitende Ausrottung der überlie- 
ferten, in Sitte und Gewohnheit tief wurzelnden, reaktionären Praxis 
dürfte endlich die Entwicklungsphase des 10. und 11. Jahrhunderts 
gekennzeichnet seine (S. 48). 

Mit dem Aufblühen der kanonischen Wissenschaft im 12. Jabr- 
huudert, als bereits das feste Gesetz von der Unauflöslichkeit der Ehe 
überall im Abendlaud zum wenigsten in Theorie anerkannt war, fing 
man an, die hiermit eng verbundenen Fragen zu erörtern. Was 
macht eigentlich die Ehe aus? Der blosse ‚consensus‘ (jüngerer Pa- 
riser Schule) oder die ,copula carnalis* (Bologneser Schule)? Jeden- 
falls alle betrachteten das matrimonium consummatum als absolut 
unauflóslich. Wegen der umstrittenen Frage aber über das Wesen 
der Ehe liessen manche die nicht vollzogene Ehe als auflösbar, zum 
wenigsten im Wege der Dispens, gelten. Diese Anschauung leitet 
die nachtridentinischen Lehren und Gesetze ein. Das Tridentinum 
bestätigte die Kompetenz der Kirche in Ehe- und Scheidungsange- 
legenheiten, und die kirchliche Behörde hält bis jetzt immer fest 
an dieser Lehre, wenn auch seit dem Vordringen des Protestantismus 
und des aufklärerischen Josephinismus der Staat diese Kompetenz 
immer mehr für sich allein in Anspruch nahm und jede Kompetenz 
der kirchlichen Autorität auf diesem Gebiete bestritt. Kann darum 
die Kirche auch nicht mehr auf die Sanktion ihrer Urteile in Ehe- 
angelegenheiten von seiten des Staates rechnen, so hat sie doch seit 
dem Tridentinum trotz aller dagegen gerichteten staatlichen Gesetze, 
die absolute Unauflöslichkeit der vollzogenen Ehe zwischen Christen 
stets verteidigt. Bezüglich des Matrimonium ratum non consum- 
matum anerkennen die Theologen und Kanonisten die ehetrennende 
Wirkung durch feierliche Ordensprofess und päpstliche Dispens. Nach 
Fahrner ‚wurzelt die ehelösende Kraft der Ordensprofess in letzter 
Instanz im kirchlichen Recht‘ und ‚so haben wir es dabei nur mit 
einem speziellen Fall der päpstlichen Dispensationsgewalt zu tun. 
Wie sonst der Papst vermöge seiner Vollgewalt von Fall zu Fall 
aus schwerwiegenden Gründen vom Bande der nicht vollzogenen Ehe 
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dispensiert, ähnlich hat die Kirche bezw. der Papst ein- für allemal 
verfügt, dass die feierliche Ordensprofess des einen Gatten das Band 
eines matr. ratum non consummatum aufheben sollte. — Wir wün- 
schen, dass es dem Vertasser, der in dem 1. Teil dieser mühe- und 
arbeitsvollen Studie einen wichtigon Beitrag zur (Geschichte der 
christlichen Ehegesetzgebung geliefert hat, bald vergönnt sei, den 
2. Teil veröffentlichen zu können, der die Geschichte der unvoll- 
kommenen Ehescheidung umfassen wird. 
G. Allmang O. M. J. 


5. Schole, Richard, Privatdozent d. Gesch. a. d. Univ. Leipzig, 
Die Publizistik zur Zeit Philipps des Schónen und Bonifaz VIII. 
In den kirchenrechtl. Abhandlungen, herausgegen von Prof. Dr. 
Stutz. Verlag von F. Enke, Stuttgart. Heft 6/8. 1908. XIV 
u. 528 S. gr. 8°. geh. 16 M. 


Bereits i. J. 1874 erschienen Die literarischen Widersacher der 
Päpste zur Zeit Ludwig des Baiers von S. Riezler. Nach genau 
20 Jahren gab Mirbt Die Publizistik im Zeitalter Gregors VII. 
heraus. Die jetzt vorliegende Arbeit bietet gleichsam die Fortsetzung 
des letztgenannten Werkes und die Überleitung zu dem ersteren. 

Die publizistischen Schriften der Zeit 1296—1310 haben alle 
Männer zu Verfassern, welche aus den Bildungszentren jener Zeit 
hervorgegangen sind, aus den Universitäten. Diese waren gerade 
damals eine neue Macht im Öffentlichen Leben geworden, eine Auto- 
rität, an welche sich Pápste und Fürsten wenden. Zugleich blühten 
in Frankreich die Rechtsschulen mehr auf und brachten die bürger- 
lichen Legisten hervor, die schon seit der Zeit Ludwig des Heiligen 
eine immer grössere Rolle im französischen Staatsleben zu spielen 
beginnen. Da die äusseren wissenschaftlichen Bedingungen der Zeit, 
unter deren Einflüssen diese Literatur entstand, ganz andere ge- 
worden waren, so unterscheiden sich die in vorliegendem Werke be- 
sprochenen durch eine Reihe tiefgreifender Unterschiede von all den 
ähnlichen Schriften früherer Kampfesperioden zwischen Staat und 
Kirche im Mittelalter. 

Besonders ausführliche Besprechung finden die Schriften der 
Kurialisten, »weil diese Schriften noch sämtlich ungedruckt und zum 
grösseren Teil fast unbekannt waren, sodann aber weil sie überhaupt 
die ersten Vertreter einer im 14. und 15. Jahrh. so überaus reichen 
Literatur, teilweise die Vorbilder für die späteren sind, worauf man 
bisher nicht genügend hingewiesen hate (S. 30). 

Da die genaue Datierung der einzelnen Traktate mit Schwierig- 


Resensionen. 415 


keiten verknüpft ist, so gruppierte der Verf. dieselben nicht nach 
äusseren chronologischen Merkmalen, sondern nach den inneren, der 
Parteistellung ihrer Autoren, m. E. überhaupt der einzig richtige 
Einteilungsgrund. 

Die ersten Schriften, welche hier in Betracht kommen, scheinen 
an den Erlass der Bulle Clericis laicos anzuknüpfen; die Haupt- 
schriften erscheinen in der Zeit, wo der Konflikt seine Höhe er- 
reicht hatte 1301—1303; die letzte Periode, nach dem Tode Bo- 
nifaz VIII., wird charakterisiert durch die Schriften, aus welchen 
uns die hochgespannten politischen Forderungen der königlichen Ju- 
risten entgegentreten. 

Die ganze Literatur wird unter dem Gesichtspunkte einer vier- 
fachen politischen Richtung besprochen: 

1. Die Kurialisten, die Vertreter des päpstlichen Absolutismus: 
Ägidius von Rom, Jakob von Viterbo, Heinrich von Cremona und 
Agostino Trionfo. 

2. Die oligarchische Opposition im Kardinalskolleg: Lemoine 
und die Colonna. 

3. Die aristokratische Reaktion des gallikanischen Episkopates: 
vertreten durch die Schrift des Guilelmus Duranti. 

4. Die königliche Partei. Hierher werden die anonymen Ab- 
handlungen gerechnet: Antequam essent clerici; die Disputatio inter 
clericam et militem; die Quaestio de utraque potestate; der Traktat 
Rex pacificus; die Schrift des Johann von Paris, De potestate regia 
et papali und die verschiedenen Schriften Peter Dubois’. 

Den einzelnen Abhandlungen werden, soweit ihre Verfasser be- 
kannt sind, zuverlässige biographische Notizen vorausgeschickt; bei 
den anderen wird das historisch Greifbare hinsichtlich Abfassungs- 
zeit und etwaigen Autoren in besonderer Kritik zusammengestellt. 
Sodann folgt eine exakte Orientierung über den Inhalt der einzelnen 
Schriften, woran sich die Darstellung von deu einzelnen Lehren 
reiht, wie sie in den verschiedenen Traktaten über Kirche und Staat 
vorgetragen werden. 

In einem Anhang gibt Scholz verschiedene dieser Abhandlungen 
7. B. des Heinrich von Cremona und Agostino Trionfo zum erstenmal im 
Druck. Eine chronologische Tabelle der besprochenen publizistischen 
Schriften und ein brauchbares Wort- und Sachregister schliesst die 
anerkennenswerte Arbeit. 

Im einzelnen möchte ich auf die Ansicht des Agidius von 
Rom hinsichtlich des studium universale (S. 110), die dem Staate 
obliegenden wirtschaftlichen Aufgaben (S. 112), seine hohe Meinung 
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von der Kenntnis der Landesgeschichte, welche in der Muttersprache 
vorgetragen werden soll (S. 122, Anm. 203), hinweisen. Bei Jakob 
von Viterbo bemerken wir den Versuch, das alte Problem vom Ver- 
hältnis der beiden Gewalten und vom Ursprung der beiden Gewalten 
von einer neuen Seite zu betrachten unter einigen Konzessionen an 
die neuere politische Richtung. Nach den Ausführungen des Ago- 
stino Trionfo (S. 189) scheint zeitweilig bei einem Teil der italieni- 
schen Kardinäle die Absicht geherrscht zu haben, sich von dem 
avignonesischen Papste Klemens V. zu trennen und nach Rom zurück- 
zukehren. Diesem Plane widersprach aber Agostino in richtigem 
Interesse für die Gesaratkirche. Er verlangte vielmehr energischen 
Widerstand gegen die Franzosen und Rückverlegung der Kurie nach 
Rom. Johann von Paris hat die Keime der konziliaren Theorie ge- 
legt, und gerade die bedeutendsten späteren Konzilstheoretiker des 
ausgehenden 14. und des 15. Jahrhunderts haben sich an Johann 
von Paris angelehnt. (S. 331.) Hingewiesen sei auf das umfassende 
Reformprojekt, welches durch Dubois in seinen Schriften vorgelegt wurde, 
das nicht nur tief in die staatlichen und kirchlichen Fragen dama- 
liger Zeit eingriff, sondern auch in allgemeinere soziale und geistige 
Probleme. Er will eine Umgestaltung des gesamten innerlichen und 
äusserlichen Zustandes der Christenheit: Säkularisation des gesamten 
Kirchengutes, Abschaffung des Zölibates, Beschränkung der Klöster, 
Reform des gesamten Unterrichtswesens zu gunsten einer Heran- 
ziehung der lebenden Sprachen, der Mathematik und Naturwissen- 
schaften, Reform des Heereswesens, des Aufgebotes und der Taktik, 
Kodifikation und Vereinfachung der Gesetze, einheitliches Recht und 
Gericht, vereinfachtes Prozessverfahren, Pläne zur Kolonisation und 
Begünstigung der Auswanderung, Gründung eines europäischen 
Friedensbundes mit einem internationalen Schiedsgericht u. 8. w. 
(S. 399 f), — Pläne, die als Ganzes utopisch, undurchführbar 
waren, in ihren Grundgedanken aber auf Zeitströmungen beruhten. 

Zur Beachtung könnte einer gar zu einseitigen Richtung die 
Würdigung dienen, welche Scholz (S. 27) dem hl. Thomas v. Aquin 
zu teil werden lässt: »Darin gerade liegt die Grösse und Bedeutung 
der wissenschaftlichen Stellung des Thomas, dass er nicht nur die 
durch die neue Wissenschaft hervorgerufenen rationalistischen reli- 
gions- und kirchenfeindlichen Strömungen, besonders den Averrois- 
mus, bekämpft, sondern die alte Kirchenlehre, das ganze theokratische 
Papalsystem und religiöse Dogma in Einklang zu bringen versucht 
hat mit den neugewonnenen Erkenntnissen der aristotelischen Wissen- 
schaft. e 
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Mehr wie eigentümlich ist die Theorie, welche Agidius von 
Rom über Recht und Eigentum vertritt. »Alles Recht und alles 
Eigentum, das wir haben, empfangen wir erst von Gott durch Ver- 
mittlung der Kirche in der Taufe, sie allein erhält uns im recht- 
mässigen Besitz durch das Sakrament der Busse. Die Sakramente 
erscheinen hiernach als einfache Rechtsmittel, juristische Institutionen 
zur Begründung des Eigentums und aller anderen Rechtsverhältnisse. 
Ohne sie gibt es kein Eigentum, keine Erbschaft, keine giltigen 
Rechtsgeschäfte überhaupte (S. 73 f.). 

Beim Lesen der Scholz’schen Arbeit hatte ich Yas Gefühl, als 
ob der Verf. in Abwägung der Gerechtigkeit für Bonifaz und seine 
Gegner nicht immer die richtige Mitte getroffen habe. Bonifaz VIII. 
ist gewiss vielfach keine sympathische Persönlichkeit und hat für 
die Schwächen seines Charakters schwer büssen müssen; andererseits 
war er aber auch von gewaltiger, über alles hervorragender geistiger 
Begabung. Und wenn man von Bonifaz und der Kurie redet, welche 
»ihren Forderungen niemals vorher einen hochmütigeren, mass- 
loseren Ausdruck gegeben« hätten »als in dem Jubeljahre 1300«, 
(S. 16), wenn man von dem »Tone hierarchischer Anmassung und 
Drohung« (S. 171) spricht, so durfte auch eine gebührende Brand- 
markung der nicht minder extremen Forderungen Philipps des Schónen 
und der franzósischen Legisten erwartet werden. 

S. 11 heisst es: »Die Bulle Ausculta fili konstatiert zunächst 
die Superiorität des Papstes über alle Kónige und Reiche der Welt 
auf Grund von Jer. 1, 10, ein Spruch, den der Papst in diesem 
Zeitraum beständig im Munde führte. Allein Jer. 1, 10 war nicht 
bloss ein von Bonifaz VIII., sondern von den Päpsten damaliger 
Zeit überhaupt vielfach gebrauchtes Zitat. (S. Hefele, K.-G. 6, 325 
Anm. 4.) 

S. 14 wird die Bedeutung der Bulle Unam sanctam viel zu viel 
überschätzt, wenn sie genannt wird »die professio fidei Bonifaz’, die 
in so lapidaren Sätzen das Dogga vom Papsttum zusammenfasste. 
Scholz beruft sich hierfür S. 129 Anm. 215 auf Dupuy, preuves, 
p. 497: libellum suae professionis exhibuit universali ecclesiae, in 
quo non solum professus est fidem beati Petri et ecclesiam Catho- 
licam, sed etiam hanc fidem ab universis subditis servari mandavit, 
ut patet in constitutione Unam sanctam. Allein in diesen Worten 
ist meiner Ansicht nach doch etwas anders ausgedrückt, als was 
man unter professio fidei als terminus technicus versteht. Man muss 
ähnliche Kundgebungen Innocenz’ III. und Gregors IX. (S. Hefele, 
K.-G. 6, 349 f.) unbeachtet lassen, wenn man in der Bulle 
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Bonifaz VIII. eine neue Theorie »in so lapidaren Sätzen das Dogma 
vom Papsttum« zusammengefasst erblicken will. 

S. 101 f. schreibt Scholz: »Näheres über die Vorstellung, die 
Agidius mit dem Worte servus verbindet, lässt sich aus seiner Schrift 
nicht ersehen. Möglich, ja wahrscheinlich ist es, dass er wie Thomas 
nur an das unfreie Hausgesinde denkt, Diese Ausführungen hätten 
den Verf. davor bewahren müssen S. 100 f. das Wort konsequent 
mit Sklaverei, Sklave wiederzugeben; es könnten dadurch leicht Miss- 
verständnisse hervorgerufen werden. Der Begriff ist offenbar in der 
Bedeutung seiner Zeit zu fassen als homo proprius, de capite oder 
corpore, als Leibeigenschaft bezw. Hörigkeit. 

Vollständig stimme ich mit Scholz dalıin überein, dass »die 
Sonderstellung Frankreichs Rom gegenüber, der Gallikanismus der 
späteren Zeiten« bereits zu Philipp des Schönen Zeiten »formuliert« 
ist. (S. 374.) Die Behauptung Hallers: »Tatsache ist jedenfalls, dass 
. die (gallikanischen) »Freiheiten« ällter sind als der Gallikanismuse, 
(Hist. Ztschrift 91, 2 S. 194 und neuestens Papstt. und Kirchenref. 
1, 199 ff) ist wohl nicht haltbar. Denn wenn man, wie Haller die 
Geburtsstunde der »Freiheitene in die Jahre 1407/8 versetzt, so 
konnte der Gallikanismus als Lehrmeinung, als Idee schon auf 
ein Leben von 100 Jahren zurückblicken. Bereits Nogaret in seinen 
politischen Denkschriften unterwirft das Papsttum nicht nur dem 
Urteil des allgemeinen Konzils, nicht nur dem Eingreifen der welt- 
lichen Obrigkeit, sondern er vindiziert dieses Recht für den äussersten 
Fall jedem einzelnen Privatmanne. Auch in den anderen Rechten, 
welche durch Nogaret und Wilh. v. Plasian dem Kônige zugesprochen 
(s. Scholz S. 374 ff.) und von diesem praktisch geübt wurden, lassen 
sich unschwer Grundsátze wieder erkennen, die unter dem Namen 
»Gallikanismus« bekannt sind. 

Sprachliche Unebenheiten sind S. 23 Z. 29, S. 174 Z. 18 zu 
notieren. Ab die Form »Bonifazens« (S. 203) sehr zu empfehlen ist, 
darüber dürfte man geteilter Meinung sein. S. 31 wird Duranti mit 
seinem Vornamen als Guilelmus, S. 208 als Guillelmus bezeichnet. 
Der 5. Dominikanergeneral heisst nicht Humbert des Romans (S. 302, 
402, 405), sondern de Romans, von Romans, der Stadt am rechten 
Isère-Ufer (genannt nach der alten Abtei Romanis). Scholz glaubt 
auch der alten Schreibweise Pierre »Flote«, statt der eingebürgerten 
Pierre »Flotte« den Vorzug geben zu sollen; die Grande Encyclopédie 
ist der gegenteiligen Ansicht. 

Diese kleinen Ausstellungen, die in sachlichem Interesse ge- 
macht werden, nehmen der sehr verdienstvollen Arbeit nichts von 
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ihrem Werte. Sie könnte auch Anregung zu einer ganzen Anzahl 
von neuen Abhandlungen bieten z. B. über den eben genannten 
Humbert de Romans, oder »über das Verhältnis von Kirche und 
Staat in gerichtlichen und finanziellen Fragen nach Wilhelm Duranti« 
u. S. W. Peter Anton Kirsch. 


6. Schulte, Aloys, ord. Prof. der Gesch. an der Univ. Bonn, Die Fugger 
in Rom 1495—1523. Mit Studien zur Geschichte des kirchlichen 
Finanzwesens jener Zeit. I. Bd. Darstellung. Mit einer Licht- 
drucktafel (Jakob Fugger nach einer Silberstiftzeichnung H. 
Holbeins d. à.) II Bd. Urkunden. Mit 2 Lichtdrucktafeln 
(Abbildung von 22 Fuggermünzen jener Zeit). Leipzig, Duncker 
& Humblot, 1904 (XII, 308; XII, 248 S. gr. 8°), brosch. 13 M. 


In diesem Werke betrachtet der Verfasser die finanziellen Be- 
ziehungen der Fugger zum päpstlichen Hofe vom Pontifikate Alexan- 
ders VI. an bis zum ,Sacco di Roma‘ unter Klemens VII. ‚Zum 
ersten Male dürften die Fugger als Kaufleute in den Rechnungs- 
büchern der Camera apostolica 1476 auftauchen‘ (I. S. 11), indes 
eine ständige Niederlassung in Rom mit steten Beziehungen zur 
Kurie scheint erst von 1495 zu datieren. Als vertrauenerweckende 
Bankleute hatten sie besonders die aus Deutschland einlaufenden 
Servitien-, Annaten- und noch mehr die Ablassgelder zu übermitteln. 
Zur Gewinnung eines ausserordentlichen vollkommenen Ablasses 
waren nebst reumütiger Beicht und andächtigem Kirchenbesuch da- 
mals allgemein noch eine Geldspende gefordert. Da bei diesen 
ausserordentlichen Ablässen den Beichtvätern noch spezielle Absolu- 
tions- und Dispensvollmachten eingeräumt waren, so benutzten zahl- 
reiche Gläubige die günstige Gelegenheit, den innern Frieden und 
die Gewissensruhe wieder zu erlangen; der Ablass wurde so indirekt 
zu einer nicht unbedeutenden Einnahmequelle. Eine 2. Einnahme- 
quelle waren die bei solcher Gelegenheit verkauften Beicht- oder 
Ablassbriefe (confessionale), d. h. gedruckte Zettel, die man später 
nur vorzuzeigen brauchte, um sich von allen, auch den schwersten 
Sünden, auch von einem gewóhnlichen Beichtvater lossprechen lassen 
zu können. Zum Erwerb des Ablassbriefes war also keine Beichte 
notwendig, wohl aber zu seiner Benutzung. Wenn Schulte gleich 
darauf sagt (I, 183): ,Man hat den Beichtbrief als einen Wechsel 
auf einen zukünítigen Ablass bezeichnet, sachlich ist der Vergleich 
nicht unzutreffend‘, so scheint mir dies nicht richtig. Mittels eines 
Wechsels erhält man ohne jede andere Leistung direkt das, worauf 
er lautet, hier aber erhielt man doch nur die Fakultät zu einem 
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besonders bevollmächtigten Beichtvater, weiter nichts: die übrigen 
Bedingungen, vor allem die vom göttlichen Rechte geforderte auf- 
richtige Reue und Busse konnte kein solcher Brief ersetzen und 
somit auch keinen Ablass gewähren, so dass der Vergleich mit einem 
Wechsel sachlich ganz unzutreffend ist. — Weil die Ablassgelder 
eine ansehnliche Erwerbsquelle waren, so suchte man sie auch prak- 
tisch zu verwerten, vor allem für den Bau neuer Kirchen oder die 
Restauration alter Gottesgebäude. Man bemühte sich demnach, von 
der römischen Kurie die Erlaubnis zu erwirken, in einem mehr oder 
weniger eng umgrenzten Bezirke für eine gewisse Zeit (bald nur für 
wenige Monate, bald für ein oder auch mehrere Jahre) einen voll- 
kommenen Ablass zu verkünden; von dem Erlös kam aber nie das 
ganze dem in Betracht gezogenen Werke zu gute, sondern ein Teil 
musste zur Bestreitung der Taxenkosten in Rom dienen und ein 
weiterer Teil, ein Drittel oder meistens sogar die Hälfte, musste der 
Kurie als Beitrag für den St. Peterbau oder für die Kreuzzugssteuer 
abgeliefert werden. So erliess Julius II. seinen ersten Ablassbrief 
für den St. Peterbau, indem er durch eine überall zu verkündende 
Bulle vom 12. Febr. 1507 allen, die ‚selbst oder durch andere‘ in 
der St. Peterskirche eine Spende uiederlegten, das Recht sich einen 
Beichtvater zu wählen und ausserdem einen vollk. Ablass in der 
Sterbestunde; die Bulle, anfangs nur für ein Jahr geltend, wurde 
bereits am 12. Mai 1507 ‚ad beneplacitum‘ des Papstes verlängert 
(I. S. 57). 1517 erhielt Herzog Georg vou Sachsen einen für 
25 Jahre nur am Orte zu verkündigenden Ablass zur Vollendung der 
Kirche von St. Annaberg (in Sachsen). Das Konstanzer Domkapitel 
erhielt 1512 einen für 3 Jahre geltenden und nur in den Bistümern 
Konstanz, Chur, Augsburg und Strassburg zu verkündenden Ablass, 
dessen Gelder zur Restaurierung des Münsters dienen sollten; Trier 
erhielt 1515 einen zwei Jahre dauernden (nur für die Kirchenprovinz) 
für Restauration und Erweiterung der Domkirche, Nürnberg und 
Strassburg erhielten Ablässe zum Bau oder zur Unterhaltung von 
Spitälern. Ihres Zweckes halber sind noch zu nennen der für Eng- 
land 3. Apr. 1514 gegebene Ablass zum Wiederaufbau der 1513 
zerstörten Burg Nordham (Bedingung: Besuch einer englischen Ka- 
thedralkirche und Spenden), und der 7. Sept. 1515 auf 3 Jahre für 
Brabant, Flandern, Holland, Seeland und andere niederdeutschen 
Territorien gewährte Ablass zur Wiederherstellung der durch die 
Wasserfluten durchbrochenen oder sonst stark beschädigten Deich- 
werke. 

Indem Schulte in seinem Werke die Fugger als mit Ablieferung 
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der Ablassgelder beauftragt schildert, hat er zugleich ein wichtiges 
Stück Zeitgeschichte behandelt und manches neue wertvolle Resultat 
geliefert. Vor allem wichtig ist die Darstellung (I, Kap. 4) der 
sPostulation Albrechts von Magdeburg und des Mainz-Magdeburger 
Ablasses‘, worin, hauptsächlich auf Grund der bis jetzt unbeachtet 
gebliebenen Berichte (Magdeburger Staatsarch. XIV, 5, 178), welche 
die in Rom weilenden Gesandten Albrechts an ihren Herrn schickten, 
der ganze Verlauf von dessen Ernennung zum Erzbischof von Mainz 
und von der Ablassverkündigung in einem neuen Lichte erscheint. 
Danach ging der Vorschlag für den St. Peter-Ablass direkt von der 
Datarie aus, die 10000 Dukaten Palliengelder verlangte zur Gewäh- 
rung der Kumulation der 3 Bistümer Mainz, Magdeburg und Halber- 
stadt und dafür die Verleihung eines ausserordentlichen Ablasses für 
diese Gebiete in Aussicht stellte, durch dessen Erlös Albrecht die 
verlangte Summe wohl einbringen könnte, worauf schliesslich Albrecht 
(bezw. seine Bevollmächtigten) eingingen. Wenn auch nicht direkte 
Simonie, so war eg doch eine nicht zu rechtfertigende simonistische 
Komposition, an der die Fugger nicht unbeteiligt blieben. Mit Recht 
sagt Schulte (1., 250): »Es ist ein Zufall, dass die Reformation sich 
an diese Ablassangelegenheit anhängt — wer will ein Steinchen, das 
eine Lawine in Bewegung setzt, als die Ursache bezeichnen? — die 
Ursache ist die Lagerung des Schnees auf einer ihn nicht ausreichend 
hemmenden schiefen Ebene. Auch ohne die Fugger wäre die Re- 
formation ausgebrochen. . . . Die Fugger haben fest au der alten 
Kirche gehalten und ihre Sache geführt.e »Aber dabei bleibt doch 
bestehen, dass die Fugger die Auswñchse, die Entsittlichung der 
Kurie — mindestens trifft Zink die Schuld — befördert haben, dass 
Jakob (Fugger) und sein Faktor (Zink) die Erbitterung über die 
römischen Zustände, die in Deutschland bereits herrschte, unter- 
schätzt und dadurch die Kurie in ihrer unglaublichen Reformgleich- 
giltigkeit bestärkt haben. Die Fugger haben, statt ihresteils die 
Reform der alten Kirche zu fördern, die Auswüchse vermehrt; ein 
italienisches Bankhaus hätte die Geschäfte mit Albrecht von Bran- 
denburg (Sicherstellung der von diesem an die Kurie zu zahlenden 
Summe und andere Darlehen — nach einer Abrechnung vom 15. Sept. 
1518 [TI. S. 190] betrug die dargeliehene Summe 48,236 Gulden 
25 Kreutzer) wohl nicht riskiert.« Der II. Bd. enthält die aus den 
Handschriften entnommenen urkundlichen Belege zu den im I. Bd. 
gemachten Ausführungen. Möge das auf der umfangreichsten Quellen- 
forschung (vgl. darüber Bd. I, Exkurs l: Übersicht über die im 
Vatik. Geheimarchive und im römischen Staatsarchive durch- 
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forschten Bestände, S. 253—257) beruhende Werk überall die ver- 
diente Beachtung finden. G. Allmang O. M. J. 


7. Göpfert, Frans Adam, Dr. theol., o. Öff. Prof. der Moral- und 
Pastoraltheologie, sowie der Homiletik und der christl. Sozial- 
wissenschaft an der Univ. Würzburg, Moraltheologie, 3 Bde. 
Vierte, vermehrte und verbesserte Auflage. Paderborn, Ferd. 
Schóningh, 1903—1904. gr.8°. XII, 554, 482, 576 S. Pr. M. 12,40. 


Die rasche Folge der 4. Auflage dieser , Moraltheologie beweist, 
dass sie zahlreiche Leser und Benutzer gefunden hat. Von den Fragen, 
die vor allem in das kirchenrechtl. Gebiet einschlagen, behandelt 
Verfasser, genau und ausführlich ,die Lehre vom Gesetze‘ (I, S. 7—101), 
das Eherecht und die Zensuren (III, S. 318—523). In der Lehre 
vom Eigentum, den Verträgen, der Rechtsverletzung und der Re- 
stitutionspflicht wird stets eingehend die strikte Pflicht von dem, was 
bloss Rates ist, geschieden. Bekanntlich hat in der neuesten Zeit 
Hoensbroech die Behauptung aufgeworfen (vgl. Heiner, Des Grafen 
Paul von Hoensbroech neuer Beweis: Der Zweck heiligt die Mittel, 
3. Aufl, Freiburg 1904), in dem Kapitel vom ‚Ärgernis‘ verträten 
die Moralisten der Gesellschaft Jesu sehr deutlich den Lehrsatz: der 
Zweck heiligt die Mittel. Ohne direkt auf diese Behauptungen Be- 
zug zu nehmen, hat jedoch Göpfert die katholische Lehre kurz aber 
klar dargestellt, inwieweit nämlich jemand die Gelegenheit zur Sünde 
eines anderen zulassen, ja sogar positiv herbeiführen darf, um andere 
Sünden und Übeln zu verhindern (II. S. 51—59). Moral und Kirchen- 
recht sind zwei Disziplinen, von denen die eine oft in das Gebiet 
der anderen übergreifen muss und wer die eine gut beherrschen 
will, darf die andere auch nicht vernachlássigen. Wir kónnen auch 
darum dieses so brauchbare Lehrbuch der Moraltheologie, in wel- 
chem der Autor uud bei den einschlägigen Stellen auch stets Bezug 
nimmt auf das Bürgerliche Gesetzbuch und die kirchliche Gesetz- 
gebung nur würmstens empfehlen. Der Stoff ist überall in klarer 
Sprache dargestellt und übersichtlich geordnet, so dass hierdurch 
das Studium sehr erleichtert wird. Band 1. und 2. schliessen je mit 
einem Sachregister und Baud 3. enthált noch ein besonderes Sach- 
register der 3 Bde. zusammen. Heiner. 


8. Fortin, H., De la célébration du mariage par le ministère 
d'un officier public. Paris, Larose, 1902. 300 p. 89. 


Unter diesem Titel gibt uns F. eine historische Darstellung 
der Form der Eheschliessung mit dem rómischen Recht beginnend 
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bis in die Neuzeit, unter besonderer Berücksichtigung der französi- 
schen Rechtsentwicklung. Dass die Frage nach dem älteren französ. 
Recht teilweise schon von Beauchet (Etude sur les formes de la 
célébration du mariage dans l’ancien droit in Nouv. Revue histor. de 
droit 1882) u. a. behandelt wurde, scheint F. entgangen zu sein. 

Der Vertasser unterscheidet drei Perioden: Die Form der Ehe- 
schliessung vor dem Konzil von Trient (p. 15—106), vom Konzil 
von Trient bis zum Code civil (p. 107—228) und im modernen Recht 
(p. 229—86). Die »Conclusione (p. 287—97) fasst die gewonnenen Re- 
sultate zusammen. 

Der erste Teil der Arbeit, welcher die Form der Eheschliessung 
in der römischen, fränkischen und mittelalterlichen Gesetzgebung be- 
handelt, bringt keine selbständigen Forschungen und beruht haupt- 
sächlich auf Esmein, Le mariage en droit canonique, 1901 und Le- 
fèbvre, Leçons d’introduction générale à l’histoire du droit matri- 
monial français, 1900. Die vorhandene Literatur wird nicht heran- 
gezogen oder nicht selbständig benutzt: so vermissen wir die Arbeiten 
von Rossbach, Karlowa, Holder über die römische Ehe, Friedberg's 
Recht der Eheschliessung u. a. 

Der zweite Teil des Buches behandelt die Form der Ehe- 
schliessung nach dem Tridentinum und die Verordnungen des fran- 
zösischen Rechts darüber, die Eheschliessung in der Gesetzgebung 
der Übergangszeit und die Verweltlichung der Eheschliessung. Auch 
hier fehlt die Benützung der wichtigsten Literatur, selbst der fran- 
zösischen; die Schriften von Bonifas, Le mariage des protestants 
und Martin, La crise du mariage dans la législation intermédiaire 
(1789—1804), (s. die folgenden), welche schon erschienen waren, 
werden nicht erwähnt, 

Der letzte Teil behandelt die Form der Eheschliessung nach 
dem Code civil. Bei dem Einfluss, welchen das Eherecht des Code 
civil auf das Eherecht der umliegenden Länder teila direkt (Rhein- 
lande u. Schweiz), teils indirekt ausgeübt hat, kommen den Aus- 
führungen darüber weiteres Interesse zu. 


9. Bonifas, E., Le mariage des protestants depuis la reforme 
jusqu'à 1789. Etude historique et juridique. Paris, Boyer, 
1902. 190 p. 8°. 


Diese Schrift behandelt ein schwieriges Thema des kirchlichen 
Eherechts. Sie ist vom ausgesprochen protestantischen Standpunkte 
geschrieben und betrifft fast ausschliesslich franzósisches Kirchen- 
recht. Die Arbeit beruht auf eingehenden Studien und.zieht die um- 
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fangreiche Streitschriftenliteratur des 18. Jahrhunderts über die Ehe 
der Protestanten heran. Von der deutschen eherechtl. Literatur über 
die Frage ist dem Verf. mehreres entgangen, z. B. die Streitschriften von 
Knopp und Uhrig (1855) über die Ausdehnung der trident. Trauungs- 
form auf die protestantischen Ehen, und speziell Schubert, Die evan- 
gelische Trauung, ihre geschichtl. Entwicklung, 1890. 

Wir beschränken uns auf eine Inhaltsangabe: Im ersten Teil 
(p. 15—42) wird behandelt: Les conditions de fond du mariage 
(Réforme et théorie canonique du mariage, conditions de fond du 
mariage d’apres la »discipline ecclésiastique de églises réformées de 
France«). Im zweiten (p. 43—170): Les conditions de formes du 
mariage des protestants (Période de la tolérance 1560—1661, période 
des ordonnances 1661—1724, préparation de l'édit de 1787, l’édit 
de 1787). Im Anhang (171—74) wird »le mariage des religionnaires 
d’Alsacee behandelt. 


10. Martin, O., La crise du mariage dans la législation inter- 
médiaire (1789—1804). Paris, Rousseau, 1902. 263 p. 8°. 


In vorliegendem Buch entwirft der Verf. auf Grund eines 
grossen zum Teil unedierten Materials ein interessantes Bild von 
den Strömungen und den Kämpfen, welche auf dem Gebiete der Ehe- 
gesetzgebung der Einführung der Zivilehe in Frankreich vorausge- 
gangen waren bez. welche dieselbe herbeigeführt haben. 

Wir beschränken uns auf eine Inhaltsangabe: Buch I. Les 
théories traditionelles (römische und christl. Ehe) et le courant philo- 
sophique (Enzyklopädisten des 18. Jahrhunderts); B. IL. La Révo- 
lution libérale et le mariage; B. III. La République démocratique 
et le mariage; B. IV. La République bourgeoise et le mariage; 
B. V. Le mariage dans les moeurs. Convention et Directoire; B. VI. 
Le mariage dans les moeurs et dans le droit (Code civil). 

Ein Anhang bringt ungedruckte Aktenstücke und eine inter- 
essante Statistik der Eheschliessungen und Ehescheidungen in Frank- 
reich von 1793— 1804. 

Bei der Bibliographie hàtte auch Hirschel, Die Geschichte der 
Zivilehe in Frankreich, 1873, erwähnt werden dürfen. 


11. Hébrard, Fr., Du sort des biens d'une association en cas de 
dissolution. Paris, Rousseau, 1902. 204 p. 8°. 


Dass diese Frage nicht nur wissenschaftliches sondern auch 
aktuelles Interesse hat, beweist die grosse Anzahl von Schriften, 
Aufsätzen und Artikeln, welche in Frankreich darüber erscheinen. 
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Hervorheben wollen wir hier von der neuesten Literatur nur Perouse, 
Les biens des associations et congrégations dissoutes sont-ils de biens 
sans maitres? Paris. 1903. 

H. beschränkt sich nicht auf die kirchlichen Genossenschaften, 
sondern behandelt im ersten Teil (1—60) die Frage im allgemeinen 
aber mit Übergehung des älteren Rechts erst seit der Reformation 
und im neueren Recht. In Bezug auf das ältere Recht bemerkt der 
Verfasser: »notre ancien droit nous présente des solutions trop 
variables pour qu’on puisse en degager une doctrine sans de vives 
controverses, que nous ne voulons pas aborder.« Unserer Meinung 
nach hätte gerade darin ein Hauptinteresse der Arbeit gelegen. Er- 
wähnen wollen wir noch, dass Verfasser zwar Gierke's »Genossenschafts- 
theorie«, nicht aber dessen »Genossenschaftsrecht« zu kennen scheint. 

Der zweite Teil (p. 61—185) ist dem Gesetz vom 1. Juli 1901 
gawidmet. Den Kanonisten interessiert speziell der Abschnitt über 
die religiösen Genossenschaften (p. 102—176), in welchem die ein- 
schlägigen Fragen übersichtlich behandelt werden. Zum Schluss 
werden die »associations illicitese (p. 177—183) behandelt, und die 
Resultate kurz zusammengefasst (p. 185—193). 


12. Debrouwer, G., Des monts de piélé en France et des organi- 
sations qui en tiennent lieu à l'étranger. Paris, Rousseau, 
1902. 201 p. 8°. 

Verfasser will keine Geschichte der »montes pietatis« in Frank- 

reich liefern (S. jetzt über die Anfänge der montes pietatis 1462—1515 

die Schrift von Holzafel, München 1903), sondern beschränkt sich, 

nach einer kurzen histor. Einleitung (p. 11—20) darauf, die Organi- 
sation und den Gang der in Frankreich bestehenden Anstalten dieser 

Art zur Darstellung zu bringen (I. Teil). Im zweiten Teil werden 

die montes pietatis in den französ. Kolonien im Orient behandelt. 

Der dritte Teil ist der Organisation der montes pietatis in einer 

Reihe von europäischen und aussereuropäischen Ländern gewidmet. 
Am Schluss (p. 183—201) werden die Resultate der Schrift, 

welche des Interessanten viel bietet, zusammengefasst. 


13. Gouffier, R., La législation des funérailles et des pompes fu- 
nebres. Paris, Pedone, 1902. 260 p. 8°. 

Über das kirchliche Begräbnissrecht sind in neuester Zeit meh- 
rere Schriften erschienen: Zema, Quaestions canonico-liturg. de se- 
pultura relig. 1903, Lex, Das kirchl. Begräbnissrecht histor. kan. dar- 
gestellt, 1903, Nöldeke, Die kirchliche Beerdigung der Selbstmörder, 
1903, und soeben Bertrand, De la législation de la sépulture. Paris 1904. 
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Die Arbeit von G. behandelt das Begrăbnissrecht in der neueren 
-französ. Gesetzgebung. Für die Geschichte des Begräbnissrechtes 
kommt nur der Abschnitt (p. 137—154), in welchem »le monopole 
des pompes funèbres dans l'ancien droit et dans la période revolu- 
tionnaire« behandelt wird, in Betracht. 

Inhalt: Kap. I. Des formalités qui suivent les décès et précè- 
dent les funérailles (p. 12—51); Kap. II. Réglementation des funé- 
railles (p. 52—119); Kap. III. Accomplissement des funérailles 
(p. 123—136); Kap. IV. Le monopole des pompes funèbres (p. 137 
bis 255). 


14. Kerrand, L., Des cérémonies religieuses en dehors de édifices 
consacrés au culte. Rennes, Simon, 1902. 108 p. 8°. 


Verf. behandelt nach französ. Recht ein Thema, welches in 
den meisten Ländern ein aktuelles Interesse hat (vgl. den Toleranz- 
antrag des Zentrums im d. Reichstag) und welches die Beschrän- 
kung der Kultusfreiheit, insoweit äusserliche gottesdienstliche und 
kirchliche Manifestationen in Frage kommen, betrifft. 

K. gibt zuerst einen histor. Überblick über die Kultusfreiheit 
in Frankreich (p. 3—14) und erörtert den Ursprung und die Ent- 
wicklung der Gesetzgebung, welche die Beschränkung dieser Kultus- 
freiheit in dem oben angegebenen Sinne zum Gegenstande hat. 
Unter »cérémonies religieuses extérieurese werden hauptsächlich: 
processions, port du Viatique, cérémonies funèbres, cérémonies exté- 
rieures des cultes dissidents verstanden. Weiter werden Handhabung 
und Sanktion der betreffenden gesetzlichen Bestimmungen erörtert. 
Interessant sind hauptsächlich die Ausführungen über den recursus 
ab abusu (p. 62—72). Die beiden letzten Kapitel behandeln: les 
troubles et entraves apportés aux cérémouies extérieures du culte 
(p. 83—84) und la participation des autorités civiles aux cérémonies 
extérieures des cultes (p. 94—105). 


15. Lesur, M., Les questions préjudicielles d'abus dans les pour- 
suites contre les ecclésiastiques. Paris, Rousseau, 1902. 67 p. 8°. 


Im Anschluss an einen konkreten Fall behandelt L. den re- 
cursus ab abusu nach geltendem franzósischem Recht. Die Schrift 
bildet so eine Ergänzung zu der verdienstlichen Arbeit von Eich- 
mann, Der recursus ab abusu nach deutschem Recht. (Gierke’s 
Untersuchungen H. 66) 1908. 

Die Schrift enthält: Kap. I. Notion du recours pour abus 
(p. 1—12); Kap. II. Comment s'exerce le recours pour abus. De la 
question préalable et de la question préjudicielle (p. 13—51); Kap. III. 
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Examen de l’arrêt de la cour de cassation du 10. Juillet 1901 et du 
Decret du Conseil d’Etat du 23. Janvier 1902. Die Darlegung des 
konkreten Falls gibt uns einen interessanten Einblick in die Art und 
Weise, wie in Frankreich der recursus ab abusu gehandhabt wird. 
In der Schrift vermissen wir den Hinweis auf Renard, L’appel comme 
d'abus. 1896. Nachzutragen ist jetzt Collavet, Du recours pour abus. 
Paris. 1903. 


16. Saplayrolles, A., Recherches sur le duel judicaire et la doctrine 
ecclésiastique. Paris, Fontemoing, 1902. 90 p. 8°. 

Vorl. Schrift enthält einen dankenswerten Beitrag zur Geschichte 
des kirchlichen Strafprozesses im Mittelalter; sie gibt uns die An- 
sichten einer Reihe hervorragender Kanonisten (Avitus, Agobard, 
Hinkmar, Regino, Burchard v. Worms, Yvo von Chartres, Gratian 
u. 8. w.), sowie die Bestimmungen der Konzilien über die purgatio 
vulgaris (Zweikampf u. Gottesurteil) und legt die Einführung eines 
neuen Prozessverfahrens (purgatio canonica, Reinigungseid mit Eides- 
helfern) im Dekretalenrecht dar. Die Resulate fasst S. wie folgt zu- 
sammen: »Les canonistes ou docteurs spécialements étudiés ici, ne 
sont pas unanimes à proscrire le duel; seul Agobard est ferme; Hincmar 
tolère les ordalies et Yves de Chartres hésite sur la légitimité du 
duel; Gratian au contraire et ses successeurs se prononcent nettement 
contre lui. Les conciles sont, en général, favorables à cette ordalie 
jusqu’au quatrième Concile de Latran, sauf les tentatives avortées 
des conciles de Valence et de Limoges. Les papes ne sont pas 
d'une intransigeance constante à l'égard du duel jusqu'au jour où 
Grégoire IX, faisant le départ entre la »purgatio canonica« et la 
»purgatio vulgaris«, écarte celle-ci de la doctrine ecclésiastique.« 


17. Godard, C., De Stephano Baluzio Tutelensi libertatum Ecclesiae 
gallicanae propugnatore. Paris, Larose, 1902. 122 p. 8°. 

Die vorliegende Schrift ist ein wertvoller Beitrag zur Literatur- 
geschichte des Kirchenrechts; sie zeigt uns, auf Grund eines zum 
grossen Teil unedierten Materials, Stephan Baluzius von einer neuen 
Seite, nämlich als Verteidiger des Gallikanismus. Die Beziehungen 
von Baluzius zu De Marca, dem Verfasser des Traktates »de con- 
cordia sacerdotii et imperii« sind bekannt; darüber. handelt auch G. 
im ersten Kapitel (p. 7—19). Den Kanonisten interessieren speziell 
Kap. II (p. 20—37): de nonnullis operibus Baluzii .. ad defendendas 
libertates ecclesiae gallicanae pertinentibus und Kap. II (p. 38—61): 
quomodo libellis manuscriptis . . . Baluzius libertates gallicanas de- 
fenderit. Im Anhang (p. 63—122) werden eine Reihe interessanter 
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Briefe und Aktenstücke abgedruckt; wir möchten hier speziell auf 
die Abhandlung: Des conciles provinciaux tenus en France depuis le 
Concile de Trente et leur nécessité (p. 179 —98) hinweisen. 

K. Holder. 


18. Benedicti XIV. Papae opera inedita. Primum publicavit 
Franciscus Heiner, Doctor S. Theol. et Jur. Can., Praelatus 
Domest. S. S., Prof. Ord. Juris eccles. in universitate Friburgensi 
Brisg. Friburgi Br., Sumptibus Herder, MCMIV. 4° (XVI, 
464 S). M. 18; geb. M. 22. 


Einer der gelehrtesten Päpste, die je den Stuhl Petri geziert 
haben, ist zweifelsohne Prosper Lambertini, Benedikt XIV. Von 
Klemens XI. zum Sekretär der Congregatio Concilii, von Inno- 
cenz XIII. zum Kanonisten der Pönitentiarie ernanut, von ihnen 
und ihren zwei Nachfolgern wegen seiner ausgedehnten Kenntnisse 
in allerlei wichtigen Angelegenheiten um Rat angegangen, konnte 
damals der von Geschäften überhäufte Kanonist schreiben: »Me 
hominem tricipitem putant, cui tanta imponuntur negotia: unicuique 
animus singularis opus esset, at qui mihi inest, vix suppetit unie 
(Brief an Kard. Quirini, zitiert. von Kanonikus Silvestri in seinem 
kurzen Commentarius de vita Benedicti XIV., S. V. am Schluss von 
Bd. XIII, der Opera Bened., ed. Pratensis). Als Erzbischof seiner 
Vaterstadt Bologna schrieb Prosper die Institutiones, sein meister- 
und musterhaftes Werk De servorum Dei beatificatione et canoniza- 
tione, die Forschungen de festis D. N. Jesu Christi B. M. Virginis etc. 
Nach dem Tode Klemens' XII. nahm Prosper als Kardinal Anteil 
am Konklave, das den Nachfolger wählen sollte. Anfangs März 
war das Konklave zusammengetreten, und bereits war die grosse 
Sommerhitze angebrochen, als mau immer noch nicht einig werden 
konnte über den zu Wählenden. Da soll Prosper im Scherze folgen- 
den Vorschlag gemacht haben: »Vultisne sanctum? eligite Gottium. 
Mavultis politicum? elivite Aldobrandium. Sin autem vobis placet 
homo non iniucundus, iubetote esse mee (Loc. cit. S. XI). In der 
Tat nun einigten sich bald die Wähler auf den ‚gemütlichen‘ Kan- 
didaten, von dem heute noch in Rom zahlreiche gutmütige Anek- 
doten im Umlaufe sind. Als Papst zeigte sich Benedikt XIV. als 
eifriger ‚Pastor et Doctor ecclesiae* durch seine rastlose Tätigkeit 
in Erledigung der ihm anvertrauten Angelegenheiten, und vor allem 
übte er das Magisterium verbi durch die Schriften, die er nun ver- 
fasste. Sein Bullarium allein (4 Bde.) streift alle Fragen aus dem 
Gebiete der kirchlichen Gesetzgebung und des kanonischen Rechtes. 


_ — 
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Als Papst vollendete er das Werk: De synodo dioecesana, von dem 
das Journal des Scavans (1749, p. 774) schrieb: »En lui nous n'avous 
pu nous empêcher d’admirer l'érudition prodigieuse du Souverain 
Pontifie et la favilité aves laquelle il produit de si grands et de si 
ercellents ouvrages malgré l’occupation que lui donne néressairement 
le gouvernement de D Eglise.« (Heiner p. VII). Als vor einigen 
Jahren Dr. Peter Anton Kirsch damit beschäftigt war, im Vatik. 
Geheimarchiv Material zu sammeln für die von ihm geplante Bio- 
graphie Benedikts und die Herausgabe seiner Gesamtkorrespondenz, 
die allein mehrere Bände umfassen wird, mit deren Drucklegung 
demnächst begonnen werden soll, fand er daselbst (Misc. 294, 295, 
296 u. 247) drei bis jetzt unedierte Schriften des gelehrten Papstes. 
Pius VI hatte eine Abschrift dieser Werke angeordnet und die Ab- 
schrift im Geheimarchiv niederlegen lassen. Es war dieses ein 
Glück, denn das Originalhss. sind nicht mehr im Vatikan zu finden. 
Herr Dr. Kirsch machte seinem früheren Lehrer, Herrn Prälat Prof. 
Dr. Heiner auf die Schriften aufmerksam, der sich dann der Mühe 
der Herausgabe unterzog. Es mag manchmal eine recht schwierige 
Aufgabe gewesen sein, die in der Handschrift vorhandenen Schreib- 
fehler, besonders bei Eigennamen, wieder richtig herzustellen, Aus- 
lassungen zu ergänzen und auch die oft fehlerhafte Interpunktion 
besser zu ordnen. Heiner hat sich wirklich ein Verdienst durch die 
Herausgabe erworben. 

Die erste Abhandlung, obwohl ursprünglich, wie übrigens die 
meisten Werke Benedikts, italienisch verfasst und auch italienisch 
erhalten im Geh. Arch. Misc. 294, wird von Herrn Prof. Heiner nur 
im latein. Texte (Misc. 295) veröffentlicht, da in den Gesamtaus- 
gaben die übrigen Werke auch nur lateinisch gegeben werden. Diese 
Abhandlung: De ritibus. Quae intersit differentia inter Latinos et 
Graecos (Heiner S. 1—59) wurde nach 1753 verfasst, da Benedikt 
darin noch den erst 1753 erschienenen dritten Band seines Bullarium 
zitiert. In 8 Kapiteln behandelt der gelehrte Verfasser folgende 
Fragen: Unde desumatur, alium quidem Latini, alium autem Graeci 
ritus esse: et num ab uno ad alium ritum transire permissum sit, 
de utriusque ritus permixtione, . . de obligatione recitandi horas 
canonicas in Ecclesia orientali, de libris sacris nationum Orientalium 
eorumque correctione, de regimine Italo-Graecorum, qui in Latino- 
rum Episcoporum Dioecesibus habitant, quique eisdem subjecti 
sunt etc. Als Fundament der Angehörigkeit zu diesem oder jenem 
Ritus ist die Taufe zu betrachten. Die nach griechischem Rituale 
Getauften gehören zum griechischen Ritus, die nach latein, Rituale 
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Getauften zum lateinischen; es gibt jedoch Ausnahmen z. B. bei 
Kindern, deren Vater und Mutter zwei verschiedenen Riten ange- 
hören, bei Nottaufe etc. Über die Verpflichtung zum Breviergebet 
heisst es nach längerer Erörterung der Frage (S.27):.. . affirmari 
posse omnino videtur, nihil Occidentalem inter atque Orientalem Ec- 
clesiam interesse discriminis, pro eo quod attinet ad obligationem 
privatim etiam Canonicas horas recitandi, tam pro iis qui ad chorum 
sunt addicti, tam pro aliis qui in Sacris sunt constituti, sed minime 
Beneficiati, tum aliorum respectu qui, cum Tonsura aut Minoribus 
Ordinibus initiati sint, Beneficio gaudent, quantumvis choro minime 
sint addicti; praetera autem uniformem in utraque Ecclesia esse obli- 
gationis ejusdem originem, cum tam in una quam in altera, obligatio 
originem sumpserit a consuetudine, atque idem utrobique longe con- 
suetudine posteriores leges sint quibus obligationi a consuetudine pro- 
fectae vis et firmamentum adiungitur.« Aufs ausführlichste werden alle 
Fragen erörtert, die sich auf die noch in den süditalienischen lateini- 
schen Diözesen lebenden Italiener griechischen Ritus beziehen, so dass 
wohl keine in Betracht kommende Schwierigkeit ohne Lósung bleibt. 

In der 2. nach 1745 verfassten Schrift: De festis Apostolorum 
(Heiner, S. 65—190, nur ital. Text nach Arch. Vat. segr. Misc, 296) 
behandelt Benedikt Gegenstand, ursprüngliche Bedeutung und histo- 
rische Entwicklung folgender Feste: Petri Stuhlfeier in Rom (Kap. 1) 
und Antiochien (Kap. 3), Bekehrung des hl. Paulus (Kap. 2), St. 
Johannes vor der Lateinischen Pforte (Kap. 4), Petri Kettenfeier 
(Kap. 5), Weihe der Basiliken von St. Peter und St. Paul (Kap. 6), 
St. Andreas (Kap. 7), St. Thomas (Kap. 8), St. Johannes (Kap. 9). 
Anhang über die Evangelien von Mattháus, Markus und Lukas. 

Der längste und zweifelsohne der wichtigste der nun zuerst 
herausgegebenen Traktate ist der dritte: De Sacramentis (S. 193 bis 
455; nur ital. Text nach Arch. Vatic. segr. Misc. n. 247). Es ist 
nicht so sehr eine Abhandlung als ein eigentliches Werk, das auch 
die behandelten Fragen erschópfend behandelt. Am 13. August 1755 
schrieb hierüber der Papst an seinen langjährigen Freund, Kanonikus 
Peggi: »Vi restano due fatiche da fare: una sopra i Sacramenti, 
amministrazione de’ quali nella Chiesa orientale ha bisogno di 
nuove regole o siano nuovi schiaramenti: e l'altro à un'onesta cor- 
rezione del nostro Breviario.« Ein Jahr später am 18. August 
schrieb er demselben: »Se Iddio ci darà vita e sanità ne faremo 
anche un'altra (opera), che avrà relazione collo stesso Eucologio, e 
che conterrà ciò che risguarda la materia e forma de’ Sacramenti 
nella Chiesa Orientale« (Heiner, S. VIII). Das Werk ist also erst 
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kurz vor dem Tod Benedikts vollendet worden. Wie aus den zitier- 
ten Worten hervorgeht, nimmt es vor allem Bezug auf die orienta- 
lische Kirche. Ausführlich erörtert der Papst die Fragen über Ma- 
terie und Form, Spender und Empfänger der einzelnen Sakramente. 
Bei jedem Kapitel und Abschnitt muss man nicht nur die grosse 
Gelehrsamkeit und Belesenheit des Verfassers, sondern auch die be- 
sonnene Kritik, mit der er das Für und Wider zur Lösung einer 
Frage abwägt, bewundernd anerkennen. Ich erinnere nur z. B. an 
die Erörterungen über Wiederholung der Firmung, die nach dem 
griech. Eukolog zulässig erscheint (De bapt. et confirm. c. 7 s. 
S. 229 ff), über Form des Sakramentes der Eucharistie und die 
Epiklesis (De Euch. c. 1, 8 4, S. 243 ss), den Spender des Buss- 
sakramentes und das Sigillum besonders in der orient. Kirche (De 
poenit. et extr. unct. c. 4, S. 345 ss), den ‚abusus‘ der Griechen, 
die letzte Ólung auch Gesunden zu spenden (ibid. c. 8, S. 368 ss.), 
Erteilung der Weihen durch einen schismatischen Bischof (De ordine 
c. 2, S. 375 ss.) Ungiltigkeit der in der abendländischen Kirche 
nach erhaltener hóherer Weihe eingegangenen Ehe und was von dem 
ähnlichen Falle in der morgenländischen Kirche zu halten ist (De 
matrimon. c. 6, S. 432 ss.) etc. etc. 

Mögen die drei nun zuerst herausgegebenen Traktate viele 
ernste Leser finden. Für jeden, der Benedikts andere Werke besitzt, 
bilden sie eine notwendige Ergänzung; auch für sich allein betrach- 
tet, bietet sie eine wertvolle Fundgrube auf dem Gebiete der Dog- 
mengeschichte und des kanonischen Rechts. G. A. 


B. Bücher- und Zeitschriftenschau. 
Von Dr. K. Holder und Dr. U. Lampert, Prof., Freiburg (Schweiz). 


I. Einleitung, Grundlagen, Literaturgeschichte. 


Archer, B. W.: Characteristics of the Romish Church. 1904. 274 p. 8°. 

At, P.: Histoire du droit canon gallican. Paris. 1904. 196 p. 8°. 

Baumgarten, J. M.: Kirchliche Jahrbücher (Theol. Revue 1904 
p. 97—100). 

Bibliographie de l'hist. eccl. (Revue d’hist. eccl. 1904. Nr. 2. Partie 
bibliograph. p. 117—240). 

Boudinhon, A.: Chronique du droit canonique (Revue du clergé fr. 
1904. p. 176—194). 

Bulletin bibliographique: Origines chrétiennes, Moyen-äge u. s. w. 
(Revue des questions histor. 1904. 1. Avril). 

Bulletin de droit civil ecclésiastique (Revue théol. française 1904. 
Févrièr). 

Cappellaezi, A., La Chiesa nella storia (Scuola cattolica, 1904 — 
Marzo — p. 238 ss. cont.). 
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Chevalier, U.: Repertoire des sources historiques du moyen-äge. 
Bio-Bibliographie Ze édition fasc. I. (A-Bernard). Paris. 272 p. 8°. 

Dietterle: Die Summae confessorum (sive de casibus conscientiae) 
— von ihren Anfängen an bis zu Silvester Prierias. (Z. f. K.-Gesch. 
24, S. 353, 520). 

France, la, ecclésiastique. 54° année. 1904. Paris. 

Friedberg, E.: Literuturübersicht (2. f. Kirchenrecht 1904, S. 107). 

Ginetti, L.: L'Italia gotica in Procopio di Cesarea. Siena 1904. 

Haring, J.: Zur Reform des Kirchenrechts (Salzb. Kathol. Kirchen- 
zeitung, 1904. p. 41—44). 

Helssig: Eine bisher übersehene Schrift des Henricus Hostiensis 
tZ. f. Kirchenrecht, 1904. S. 70). 

Hofmann, M.: Zur neueren kirchenrechtl. Literatur (Z. f. kath. 
Theol., 1904. p. 193—98). 

Holder, K.: Ein neues Organ für Kirchenrecht (Schweizer. Rund- 
schau, 1903/4, p. 207—12). 

Houtin, A.: Un dernier gallican, Henri Bernier, chanoine d’ Angers 
(1795—1859). Paris, 1904. 482 p. 8°. 

Minister’s a Diary and Clerical Vade mecum (The), 1904. 
176 p. 16° 

Mühlbrecht, O.: Übersicht der gesamten staats- und rechtswissen- 
schaftlichen Literatur d. J. 1903. 36. Jahrg. Berlin, 1904. 
296 p. 8°. 

Pietsch, J.: Magister Rufinus et sa Summa Decretorum (Canoniste 
Contemporam, 1904. p. 65—79). 

Rauschen, G.: Florilegium patristicum I. Monum. aevi apostolici. 
Bonn, 1904. 90 p. 80. 

Roman, La Summa d’Huguccio sur le décret de Gratien. (Nouv. 
Revue histor. de droit, 1903, Nr. 6.) 

Savio, Fedele: L'evoluzionismo e le religioni. Roma, 1904. 

Seckel, E.: Studien zu Benedictus Levita II—V. (Neues Archiv für 
ältere d. Geschichtskunde (XXIX) 1904. p. 275—331. 

Vülter, D.: Die apostolischen Väter, neu untersucht. I. Leiden, 1903. 
472. p. 8°. 

Weiss, Alb.: Jansenistische und kath. Lehre von der Kirche. 
(Theologisch-prakt. Quartalschrift, 1904. S. 241). 


H. Lehr- und Handbücher. 


Calisse, Diritto ecelesiastico, ediz. coretta ed ampliata. Firenze, 1903. 

Stutz, U.: Kirchenrecht. (Enzykl. der Rechtswissenschaft. 6. Aufl. 
von Kohler IL p. 809—72.) 

Werne, Xav.: Jus Decretalium ad usum praelectionum in scholis 
textus canonici, tom. IV. Jus matrimoniale Eccles. catholicae. 
Homae, 1904, XVI u. 1136 p. 


IIT. Quellen. 


Bernasconi, A. M.: Acta Gregorii Papae XVI. Vol. IV. pars. II. 
Romae. 1904. 49. 

Drews, P.: Untersuchungen gur Didache (2. für die neutestament. 
Wiss. 1904. Heft 1). 
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Fournier, P.: Etudes sur les Pénitentiels (Revue d’hist. et de litt. 
relig. 1904. Nr. 2). 

Friedberg, C.: Aktenstücke (2. f. Kirchenrecht 1904. S. 134). 

Hourat, P.: Le Syllabus. Etude documentaire. Paris. 1904. 160. 8 vols. 

Immaculata- Bulle, die, der Väter des Baseler Koneils 1439 (Katho- 
lik 1903. II. p. 518—20). 

Lampert, U.: Tragweite und Ausführung des Motuproprio » Arduum 
sane munus« über die Codification des canonischen Rechts (Schweizer 
Kirchenzeitung 1904. Nr. 20, S. 173.) 

Mollat, Q.: Lettres communes du pape Jean XXII. (1316—34). 
I. Paris 1904. 

Schulte, A.: Die römischen Verhandlungen über Luther 1520. 
Aus den Atti Consistoriali 1517—23 (Quellen und Forschungen 
aus italienischen Archiven VI (1903) p. 32—52, 174—76) — 
Dazu: Kalkoff, P.: Zu Luthers römischen Prozess (7. f. Kircheng. 
1904 p. 95 —148). 

Serrurp, D.: Les actes du Concile iconoclaste de l'an 815 (Mélarqu 
d'archéol. et d'hist. 1903. Nr. 4— 5). 

Sommer, W.: Inhalt, Tendenz und kirchenrechtl. Erfolg der Pseudo: 
Isidorischen Dekretalen-Sammlung. Diss. Jena. 1904. 63 p. 8? 
(S. oben p. 212). 

Villien, A.: Un recueil. de synodes nestoriens (Canoniste contemp, 
1904. p. 193 s.). 


IV. Verfassung und Verwaltung der Kirche. 


Ahlberg, Apostles, profetes och laerare. En hist. studie i den äldste 
kyrkans organisat. I. Apostles. Lund, 1903. 

Andoyer, R.: Les Eglises des Gaules à l'époque mérovingienne 
(Bulletin de Saint-Martin et de Saint-Benoit, 1904. Janvier). 
Aron, G.: Etude sur la condition des prétres à Rome (Nouv. 

Revue histor., 1904. Nr. 1.) 

Asgian, La S. Sede e la nazione Armena (Bessarione, Nr. 75). 

Bellaiyue, C.: La réforme de la musique d'église (R. du Denx- 
Mondes, 1904. 1. Février). 

Berjon y Varquez, A.: Disciplina general de la iglesia y particular 
de España, sobre la provision de parroquias mediante concurso, 
desde el Concilio tridentino hasta nuestros dias. Astorja, 1904. 
185 p. 

Bess, B.: Frankreich und sein Papst von 1378—1394 (2. für 
Kirchengesch. 1904, p. 48—90) — (Ergänzung und Stellungnahme 
zu Haller, Papsttum und Kirchenreform I. p. 208— 18). 

Beyerle, K.: Geschichte des Chorstifts St. Johann zu Konstanz 
(Freib. Diözesanarchiv N. F. IV p. 1— 141). 

Boudinhon, A.: Le Jubilé extraordinaire de 1904 (Canoniste con- 
temporain 1904 p. 129—137). 

Bréhier, L.: La querelle des images. VIII—IX* siècle. Paris. 1904. 
64 p. 8°. 

Brünneck, W. v.: Zur Geschichte des märkischen Provinzialkirchen- 
rechts. 1. Das Kirchenpatronat. 2. Die Verwaltung des Pfarr- 
Archir für Kirchenrecht. LXXXIV. 28 
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und Kirchenguts. (Beitr. zur Gesch. d. Kirchenr. in den deutschen 
Kolonisationslanden, II. Berlin. 1904. 133 p. 8°. 

Brünneck, W. v.: Die Verbindung des Kirchenpatronats mit dem 
Archidiakonat im norddeutschen , insonderheit mecklenburgisch- 
pommerschen Kirchenrecht des Mittelalters (Festgabe für Herm. 
Fitting. Halle. 1903). 

Burn, A. E.: Neue Texte zur Geschichte des apostol. Symbols (Z. 
für Kirchengesch., 1904. p. 148— 54). 

Culmette, J.: L'élection du Pape Nicolas V (1447) (Mél. d'archéol. 

. et d’hist., 1903. Heft 4-5). 

Charon, C.: L'Eglise grecque melchite catholique (Echos d'Orient, 
1904. Janvier). 

Döllinger, J. de: La Papauté, ses origines, son développement au 
moyen âge, son influence jusqu'en 1870. Paris. 1904. 

Dorsch, E.: Zur Hierarchie des »Hirten« (Z. f. kath. Theol., 1904. 
p. 250 — 94). 

Duflot: L'ancien clergé de France (Science cathol., 1904. Janvier). 

v. Dunin- Borkowski, Methodolog. Vorfragen a wrchristl. Verfas- 
sungsgeschichte (Z. für kath. Theol., 1904. Heft 2). 

Ermoni, V.: Le bapteme dans l'Eglise primitive. Paris, 1904. 
64 p. 16°. 

Fabrigues, Ch.: Le vicariat apostolique bulgare de Thrace (Echos 
d'Orient, 1904 Janvier et Mars). 

Festum Conceptionis B. M. V. im 14. Jahrhundert (Katholik, 1903. 
Il. p. 545—48). 

Gairdner, J.: Bishop Hooper's Visitation of Gloucester 1551 (Engl. 
hist. Review. 1904. January). 

Geistberger, Joh.: Widmung und Bildwerk der Kirchen u. Altare. 
(Theol.-prakt. Quartalschr., 1904. S. 301). 

Gennari, Casimiro: Consultazioni morali-canoniche-liturgiche su casi 
e malerie svariate che specialmente riquardano in tempi nostri. 
2. edizione accresciuta (t. II, Consultazioni canoniche e liturgiche, 
89 XVII u. 846 p. Roma. 1904. 

Giamil, Documenta relationum inter S. Sedem ap. et Assyriorum 
Orientalium seu Chaldaeorum ecclesiam (Bessarione, Nr. 75) 
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I. Abhandlungen. 


1. Kirchliche Verordnungen der Passauer Bischöfe 
Otto von Lonsdorf (1254—1265) und 
Wichard von Perchtoldsdorf (1280—1282). 


Von Dr. Ulrich Schmid, Rom. 


Gelegentlich meiner Studien in der Stiftsbibliothek zu Gött- 
weig, wo mir H. Bibliothekar P. Carlmann von Schilling in liebens- 
würdiger Weise bereitwilligst den leider noch wenig bekannten, 
aber sehr interessanten, ungedruckten Handschriftenkatalog zur Be- 
nützung überliess, fand ich zu meiner Überraschung in dem Kodex 
166 (J. 24) die vollständigen kirchlichen Verordnungen des Bischofs 
Otto von Lonsdorf und so meine in der vor kurzer Zeit erschienenen 
illustrierten Monographie »Otto von Lonsdorf, Bischof zu Passau, 
 .1254—1265«, Würzburg 1903,1) vorgetragene Ansicht bestätigt. 
In meiner Schrift sagte ich nämlich S. 61, dass diese bischöf- 
lichen Verordnungen im clm. 17633 f. 298" et v, die ich S. 87 in 
Faksimiles wiedergab, nur ein Fragment bilden. Da. diese Be- 
stimmungen, die einen interessanten Einblick in die damaligen 
Kulturverháltnisse gestatten, noch unbekannt sind, so will ich 
diese hier der Offentlichkeit übergeben. Wie bereits gesagt, finden 
sich diese Verordnungen als Fragment und zwar bis zu dem 
Satze: »Quod si facere neglexerit, ex tunc terra ipsius interdicto 
ecclesiastico supponatur« in clm. 17633 (XV. Jahrhundert), der 
durch den b. Beamten Bernhard Hob mit 62 anderen Hand- 
schriften, 267 Inkunabeln, 35 Bibeln uud 320 anderen Werken am 
20.—23. August 1802 aus der Bibliothek des Augustinerklosters 
Seemanshausen (östl, von Landshut) in die pfalz-bayerische Zentral- 
bibliothek gebracht wurde. Näheres über dieses Bruchstück habe 
ich gesagt in der erwähnten Schrift S. 61. Der Góttweiger Kodex 166, ` 
in dem sich diese vollstándigen kirchlichen Verordnungen finden und 
den ich dieser Publikation zugrunde gelegt habe, enthält 86 
Pergamentblätter. Er misst 26 cm (Breite) X 27,5 cm (Länge); der 
Einband ist ein Holzdeckel, dessen vordere Innenseite von einer 
anderen Hand als die den Kodex schrieb, beschrieben ist. Die Hand- 

1) Dazu gehórt noch meir- Artikel (Urkundenpublikationen) in den 


Studien und Mitteilungen aus dem Benediktiner- und Cisterzienserorden. 
Heft II—III Art. VI S. 339—351 Jahrgang XXIV. 1903. 
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schrift ist unmittelbar nach dem Jahre 1355 gefertigt worden; denn 
fol. 2” findet sich eine Series abbatum Gottwicensium, in der als 
letzter der kurz vorher gestorbene Abt Wulfing (F 1355) angeführt 
wird; dessen Nachfolger jedoch ist nicht mehr erwähnt. Der Kodex 
ist von einer Hand deutlich geschrieben, enthält aber häufig Schreib- 
fehler und oft sehr willkürliche Abbreviaturen, infolgedessen manche 
Schwierigkeit zu überwinden war, um einen richtigen Text zu er- 
halten. Wie die Münchener Handschrift, so ist auch diese Gött- 
weiger eine Kopie der Statuten Ottos von Lonsdorf und Wichards 
von Perchtoldsdorf, allerdings um ein Jahrhundert älter. Sonder- 
barerweise stehen auch in dem Göttweiger Kodex die kirchlichen 
Bestimmungen des Bischofs Wichard denen des Otto voran, woraus 
gefolgert werden kann, dass der erste Kopist, der im Benediktiner- 
kloster Garsten den Auftrag erhalten hatte, ein Kopialbuch von 
wichtigen kirchlichen Verordnungen zu fertigen, auf eine chrono- 
logische Anordnung des Stoffes nicht achtete, infolgedessen die 
anderen Kopisten, denen dasselbe zum Abschreiben überlassen wurde, 
denselben Fehler übertrugen. Dass aber dem Garstener Schreiber 
das Original der kirchlichen Bestimmungen vorgelegen hat, darf aus 
den im Texte plötzlich vorkommenden direkten Anreden geschlossen 
werden. Der Inhalt der Göttweiger Handschrift ist folgender: 
fol. 1r— 2" Kapitelverzeichnis der 5 Bücher Summae juris; fol. 2" 
Series abbatum Gottwicensium ; fol. 3" beginnt die Vorrede und 
das erste Capitel de summa trinitate et fide catholica; f. 43” expl. 
Summa juris; fol. 44" Incipiunt constituciones synodi Germaniae; 
fol. 48” Constituciones synodi Salisburgensis 1274 sub Friderico ar- 
chiepiscopo; fol. 51” Constituciones synodi Salisburgensis 1281 sub 
Friderico archiepiscopo; fol. 53* Constituciones synodi Viennensis in 
Austria auctoritate Guidonis tit. S. Laurencii in Lucina presb. Card. 
A. S. Legati VI. Idus Mai 1267 celebrata; fol. 56* Constituciones 
synodi San Hypolytanae 1284 sub Godefrido I. episcopo Patav.; 
fol. 63” Constitucio Bonifacii VIII. pro Minoribus et Praedicatoribus; 
fol. 65" Constituciones Gregorii X. P. P. Lugduni 1274, angehàngt 
Statutum Clementis IV. de dignitatibus et beneficiis in Romana curia 
vacantibus; fol. 74* folgen wieder die Constitucionen von fol. 51" nur 
fehlerhafter; fol. 767 Constituciones Wichardi episcopi Patar.; 
fol. 77° Constituciones Ottonis episcopi Patav.; fol. 81" Constitu- 
ciones synodi Salisburgensis sub Conrado archiepiscopo 1311 cele- 
brata; fol. 82 folgt ohne Aufschrift ein Statutum papale; fol. 84" — Col. 1 
Notae de causis forensibus et ecclesiasticis; fol. 84r Col. 2— 86* col. 1 
Axiomata juridica; fol. 857 col. 2—86" Axiomata de vitiis et virtu- 
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tibus. Der ganze Kodex ist liniiert und jede Seite in zwei Kolumnen 
geteilt. Die bischöflichen Verordnungen Ottos von Lonsdorf um- 
fassen fol. 77*—81* und sind in 15 Kolumnen geschrieben, wovon 
die erste 34, die andern 13 je 42 und die letzte Kolumne 21 Zeilen 
zählt. Jeder grosse Buchstabe und besonders die Satzanfänge sind 
mit roter Tinte geschrieben und verziert. Wie ich in meiner oben 
erwähnten Schrift weiter ausfülirte, hat Bischof Otto von Lonsdorf 
diese Verordnungen in den Jahren 1260—1264 seiner Diözese ge- 
geben. Von einer deutschen Wiedergabe dieser kirchlichen Bestim- 
mungen, die ein berrliches Zeugnis sind von dem Seeleneifer dieses 
Bischofs und der Reformbewegung des 13. Jahrhunderts, worauf ich 
näher in der erwähnten Monographie einging, glaube ich absehen zu 
dürfen und’ habe ich mich daher lediglich darauf beschränkt, die 
Textverschiedenheiten zwischen der Münchener Handschrift (B) und 
der Göttweiger (A) wiederzugeben und dort, wo es die Klarheit des 
Textes forderte, Erklärungen zu geben. Dasselbe Verfahren habe 
ich auch bei dem Texte der kirchlichen Verordnungen des Bischofs 
Wichard von Perchtoldsdorf eingehalten. In dem Münchener Kodex 
17633 sind diese Statuten fol. 293r—294r vollständig enthalten und 
zwar in 5 Kolumnen geschrieben mit 34, 44, 42 und 18 Zeilen. Die 
Schrift ist sehr schlecht zu lesen und fehlerhaft; in dem Göttweiger 
Kodex 166 finden sich, wie schon oben gesagt, diese kirchliche Be- 
stimmungen fol. 767—77* in 6 Kolumnen geschrieben, wovon die 
erste 17, die andern 4 je 42 und die letzte 9 Zeilen zählt. 

Bevor ich auf diese Statuten näher eingehe, sei mir gestattet, 
hier kurz einige Mitteilungen über den noch ziemlich unbekannten 
Passauer Bischof Wichard von Perchtoldsdorf (geb. 25. Febr. 1237) 
zu bringen.  Vorausschicken muss ich, dass man diesen Bischof 
Wichard nicht verwechseln darf, wie ich bis jetzt in allen mir be- 
kannten Werken, die ihn erwähnen, fand, mit dem Salzburger Erz- 
bischof Wichard von Polheim (1. IV. 1312 — 6. X. 1315). Wichard 
von Perchtoldsdorf !) trat in den Kirchendienst zu Passau, wo er 
Kanoniker und später Dompropst wurde. Nach dem Ableben des 
Passauer Bischofs Petrus (1265 —1. V. 1280) wurde Wichard dank 
der Verdienste seines Onkels Philipp von Polheim, der stets ein 
treuer Anhänger Rudolfs von Habsburg war, Bischof von Passau 
und dazu ip Wien am 5. Mai 1280 mit dem erwählten Chiemseer 
Bischof Konrad von Huenberg (Hintberg + 10. I. 1292) von dem 
päpstlichen Legaten Paulus (0. S. Fr., Titularbischof von Tripolis) 


1) M. G. SS. IX p. £6141. 
29 * 
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konsekriert. Der neue Bischof zeigte wenig politischen Scharfsinn 
in der Verwaltung des Besitzstandes der Passauer Kirche;!) aber 
als Oberhirte der ihm anvertrauten Diözese zeichnete er sich aus 
durch grosse Sittenreinheit, wie aug urkundlichen Belegen und aus 
seinen gegebenen kirchlichen Verordnungen zu entnehmen ist. Durch 
gesunde Reformen wollte er das angefangene Werk Ottos von Lons- 
dorf neu beleben und fortsetzen, um auf diese Weise den sittlich so 
tief gesunkenen Welt- und Ordensklerus?) wieder zu heben. Nach 
einer nur zweijährigen Regierung starb Wichard von Perchtoldsdorf 
zu Wien am 17. Dezember 1282 und wurde in der Domkirche zu 
Passau vor dem Altare der hl. Maria Magdalena beigesetzt. 3) 


Nach dem Tode des Bischofs Otto von Lonsdorf scheinen 
dessen heilsame Reformbestrebungen allmählich in Vergessenheit ge- 
raten zu sein; die Folge war, wie ich schon oben andeutete, eine 
ziemliche Sittenverwilderung bei Klerus und Volk in der Diözese 
Passau. Um dieser, die auch in anderen Diözesen eingerissen war, 
nun zu steuern, hielt im Mai 1267 der Kardinallegat Guido (früher 
Abt von Citeaux; 1260 Kardinalpriester von St. Laurentius in Lu- 
cina; 1262 Legat; } zu Lyon am 20. Mai 1274) im Auftrag des 
Papstes Klemens IV. zu Wien eine Synode ab, welche sich ledig- 
lich und ausführlich mit der Reform der sittlichen Zustände in der 
Salzburger Kirchenprovinz nebst Prag beschäftigte. 4) Sehr strenge 
Verordnungen wurden gegeben hinsichtlich der Reinhaltung der 
Kirchengegenstände, des Kirchenraubs, der Priesterehen, des Lebens- 
wandels der Kleriker und der Ordensleute, der Pfründehäufung, des 
Zeheuten und Zinswesens, der Laieninvestitur, der Residenzpflicht 
der Pfarrer und des Verhaltens der Juden. Aus diesen kirchlichen 
Bestimmungen kann man entnehmen, dass der päpstliche Legat die 
des Otto von Lonsdorf sehr gut kannte, dieselbe aber ergänzte und 


1) Urkundenbuch des Landes ob der Enns III. p. 545. 


2) cf. M. G. SS. IX. p. 7014 Item clamosa insinuatio nostrum percussit 
auditum et animum, quod abbates et monachi Ordinis sancti Benedicti in quam 
pluribus locis ab observatione sancte regule temere recedentes, vitam nimis 
dissolutam ducere non verentur, in suarum animarum periculum et scandalum 
plurimorum. Volentes igitur ut contra huiusmodi corruptelam salubre remedium 
apponatur, universis episcopis Salispurgensis po ac episcopo Pragensi 
districte precipimus, ut quilibet ipsorum infra dimidium annum, assumptis se- 
cum duobus abbatibus Cysterciensis ordinis omnia claustra nigrorum monacho- 
rum sue dyocesis visitet, corrigat et reformet, tam in capite quam in membris. 

8) Quellen und Literatur: Urkundenb. d. L. ob der Enns III. p. 389, 
412, 438, 482. 536 u. 550; M. G. SS. IX. p. 65725, 7121, 7468, 74910. Bruschius, 
»De Laureaco etc.« p. 519; Hund Wig., Metrop. Salisb. I. p. 213. 

4) M. G. SS. IX. p. 69934 Hansitz, »Germaniae Sacrae« I. p. 224—226; 
Erhard, »Geschichte des Stadt Passau« S. 101. 
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verschärfte, wie es z. B. bei den Verordnungen betreffs der Juden !) 
geschehen ist; so verlangte er besonders, dass die Juden sich durch 
Tragen gewisser Zeichen an ihrer Kleidung, z. B. einen spitzen Hut, 
von den Christen unterscheiden sollten. Kardinal Guido drang sehr 
energisch auf die Durchführung der auf dem 4. Lateranischen Konzil 
getroffenen Bestimmungen hinsichtlich der kirchlichen Disziplin, wie 
man besonders aus den hier besprochenen kirchlichen Statuten er- 
sehen kann. | 

Die einleitenden Worte »institutis venerabilis patris in Christo 
domini Gwidonis tituli sancti Laurentii in Lucina presbyteri car- 
dinalis decrevimus addenda esse aliqua etc.« in den kirchlichen Ver- 
ordnungen des Bischofs Wichard beweisen, dass er die Bestimmungen 
des Kardinals sehr gut kannte und die Kenntnis derselben auch bei 
seinen Diüzesanen voraussetzen konnte. Denn unter strenger Strafe 3) 
war dem Erzbischofe von Salzburg und seinen Suffraganbischôfen auf 
der Wiener Synode geboten worden, die dort getroffenen kirchlichen 
Verordnungen in den einzelnen Diózesen verkünden und durch 
die Pfarrer die Laien darüber unterrichten zu lassen. Da aber die 
Bestimmungen der Wiener Synode und der von Salzburg, die unter 
dem Vorsitze des Salzburger Erzbischofs Friedrich II. von Walchen 
(28. X. 1270—7. IV. 1284) im Jahre 1281 stattfand und an der 
Wichard mit den anderen Suffraganbischöfen teilnahm, etwas zu 
allgemein gehalten waren, so sah sich der Passauer Bischof veran- 
lasst, seiner Diözese solche Verorlnungen zu geben, welche den be- 
sonderen geistigen Bedürfnissen seiner Diözesanen entsprachen. Da- 
bei aber versäumte er nicht, auf frühere kirchliche Statuten hinzu- 


1) M. G. SS. IX. p. 7024 Item cum in tantum insolentie Judeorum excreverint, 
ut per eos in quam pluribus Christianis iam dicatur inflci puritas catholice 
sanctitatis etc. . ... 7028 districte precipimus, ut Judei, qui discerni debent 
in habitu a christianis, cornutum pileum, quem quidem in istis partibus con- 
sueverint deferre et sua temeritate deponere presumpserunt, resumant, ut a 
christianis discerni valeant evidenter, sicut olim in generali concilio exstitit 
diffinitum. Quicumque autem Judeus sine tali signo deprahensus fuerit incedere, 
a domino terre pena pecuniaria puniatur. 70216 nec servos vel ancillas aut nu- 
trices seu quecunque christiana mancipia die nocteve in suis domibus ritinere 
presumant. 102% Unde christiani si opus fuerit per censuram ecclesiasticam 
compellantur ab eorum commerciis abstinere. 70237 Synagogam non erigant 
novan, et si quas erexerint, eas removeant et deponant; vetustam si opus fuerit 
reficiaut, non ampliorem, preciosiorem seu etiam altiorem faciant. Carnes in 
quadragesima, quando christiani abstinent a carnibus et ieiunant, aperte vel 
publice non deportent. a 

2) M. G. SS. IX. p. 70245 Volumus etiam et sub pena excommunicacionis 
precipimus, ut dominus electus Salzpurgensis eiusque suffraganei nec non et 
episcopus Pragensis has cnnstituciones nostras sigillo nostro sigillatas habeant 
easque singulis annis in synodis episcopalibus et in provinciali concilio faciant 
recltari et diligentius observari, et eaque tangunt laycos faciant per parrochiales 
ecclesias suarum dyocesiui publicari. 
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weisen, um diesen, wie denen des Otto von Lonsdorf, die er auch 
zum Teil ergänzte, Geltung zu verschaffen. Daher dürften die 
kirchlichen Bestimmungen des Wichard von Perchtoldsdorf am besten 
zu verstehen sein, wenn man sie in enge Verbindung bringt mit 
denen des Otto von Lonsdorf, wie ich es im Nachstehenden versucht 
habe. Diese Statuten sind wahrscheinlich die Frucht der Salzburger 
Synode wie auch die Urkunde, die Wichard am 19. Dezember 1281 
ausstellte, in der er die Besserung der Geistlichen in Kirchberg auf 
dem jenseitigen Ufer des Innflusses dem Propste Konrad von Rans- 
hofen übertrug. 1) 


I. 
Instituciones®) domini Ottonis Pataviensis episcopi. ?) 


Otto dei gracia etc. Dilectis in Christo fratribus abbati et 
conventui?) monasterii Garstensis salutem in domino. 

Quoniam nuper apud vos*) visitacionis officium peragentes fra- 
ternitati vestre?) propter varias occupaciones, quas in vestro?) pre- 
cipuef) monasterio nos habere contigerit, sic plene ac diffinite loqui 
nequivimus, sicut necessitas exigebat): ecce constituciones quasdam 
a nobis editas vobis una cum presentibus placuit destinari. Carita- 
tem vestramque rogantes in domino similiter et districte mandantes, 
quatenus cum constituciones eedem?) de sentencia vestri sint ordinis, 
immo de nostra regula sint excerpte, sic in hiis et in aliis domino 
deo vota, que distinxerunt labia nostra reddere satagatis, ut proinde 
mercedem, que perseverantibus in bono promittitur, consequamini ad 
extremum. Scituri pro certo, quod super correccionem ordinis et 
vestri presertim monasterii diligenter et studiose intendimus vigilare. 
Datum ad sanctum Ypolitum in die sancti Rudberti episcopi. 

Item, cum quedam partes dyocesis Pataviensis sint de habi- 
tacione hereticorum infamate,3) volumus et districte mandamus, ut 
quicumque!) plebanus in sua vel sibi conterminata parochia esse in- 
tellexerit ipsos, quantocius poterit, teneatur episcopo et archidiaconis*) 
denunciari, alioquin sciat!) beneficio et officio se privandum. 

Item quicumque patroni ecclesiarum a clericis earundem exac- 
ciones aliquas recipiunt preter iusticiam violenter, sciant se excom- 
municacionis sentencia inuodatos, et clerici, qui solverint eisdem pa- 


a) hec sunt B. — b) commune A. — c) nos B. — d) nostre B. — 
e) nostro A. B. — f) precipuo B. — g) exhibebat B. — h) easdem B. — 
i) quantumcunque A. — k) archidiacono B. — |) deest A. B.; privandum 
sentiant B. 

1) Urkundenbuch des Landes o. d. Enns III. p. 537. — 2) fol. 77%. — 


3) cf. Schmid, »Otto von Lonsdorf« S. 57, 61 und 90. 
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tronis aliquid, ab officio sint suspensi, nisi necessitate vel coaccione ”) 
maxima sint conpulsi. 1) 

Item, quod ecclesie, in quarum cimiteriis interdicti vel excom- 
municati sepulti fuerint, sint interdicte, quousque cadavera fuerint 
exhumata, et quicumque qualemcumque mortuum violenter in cimi- 
terio sepeliverit, excommunicatus publice nuncietur per plebanum vel 
presbyterum in ecclesia cimiterii servientem, alioquin nostram et 
canonicam non effugient ulcionem. ?) 

Item statuimus, quod omnes in sacris ordinibus constituti non 
deferentes?) tonsuram et coronam congruentem, nisi infra mensem 
se correxerint, ab ingressu ecclesie sint suspensi et inhabiles ad 
honores. 

Item volumus, ut quicumque archidyaconus vel decani mani- 
festas aliquorum clericorum cohabitaciones dissimulaverint vel pro 
hiis vel pro aliis excessibus eorum pecuniam receperint, suis archy- 
diaconatibus et decanatibus sint privati. 

[tem statuimus, ut quicumque magistri Leupoldi®) quondam 
plebani Wiennensis convicti et condempnati de heresi litteras per- 
ceperit^) vel alias quomodolibet ipsum promoverit, sit ipso facto 
excommunicacionis innodatus sentencia. 

Item statuimus, ut nulli Judeorum*) habeant mancipia et 
servicia Christiana, videlicet nutrices neque alios quoslibet servitores. 
Districte insuper precipiendo mandamus, ne Judei pecuniam Chri- 
stianorum recipiant et aliis mutuent ad usuras, alioquin nullus Chri- 
stianorum neque in mercimoniis neque in contractibus neque in aliis 
agendis eis communicet, si canonicam effugere voluerit ulcionem. 

Item statuimus. ut omnes plebani nostre dyocesis nutrices et 
servitores Judeorum singulis diebus dominicis denuncient in suis 
plebibus, ubi sunt domicilia Judeorum, excommunicacioni subiacere. 
Excommunicent similiter omnes Christianos illos, qui pecunias suas 
locant Judeis vel, ut ab ipsis Judeis usuras recipiant, vel, ut ipsi 
Judei easdem aliis mutuent ad usuras. P) 

Item statuimus, nes) Judei novas edificare synagogas vel 
elevare veteres permittantur,") ut omnes cooperatores eorum in 
huiusmodi^) excommunicacionis sentencia feriantur. 


m) occasione B. — n) defferentes B. — oi precepit A. — p) deest D. — 
q) ut A. — r) promittantur B. — s) huius excom . . . . B. 


1) cf. c. 6, 36 X de simonia V. 3. — 2) cf. c. 12 X de sepulturis III. 28. 
— 3) cf. Schmid, »Otto von Lonsdorf« S. 61 und den Nachtrag dazu in den 
»Studien und Mitteilungen aus dem Benedictiner- und Cisterzienser-Ordene 
Jahrg. XXIV. Heft III. S. 339 (1903). — 4) ibid. S. 47 ff.; cf. c. 2, 3, 5, 
7, 8, 13 X de Judaeis V. 6. 
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Item statuimus, ut plebani aliique rectores ecclesiarum nostre 
dyocesis inhibeant*) deinceps publice 1) in ecclesiis suis singulis diebus 
dominicis sub pena excommunicacionis, ne aliqui matrimonialiter 
coniungantur, nisi prius sit insinuatum publice in ecclesia tribus 
diebus dominicis, quod tales matrimonium similiter volunt." Item 
Statuimus, ut in ipsa insinuacione tribus diebus dominicis facienda 
moveatur populus et sub pena excommunicacionis arceatur, ut pro- 
ponant publice impedimentum, si quid sciunt inter illos, qui volunt 
matrimonialiter coniungi. Si impedimentum non valeat inveniri, 
coniungantur matrimonialiter, qui contrahere matrimonium nitebantur. 
Impedimentum, si quid inventum fuerit, si sit evidens, quod impediat 
contrahere matrimonium illos, qui contrahere nitebantur, publice pro- 
ponatur, si potest fieri sine periculo et scandalo et probato eo illi, 
qui contrahere intendebant matrimonium, nullatenus permittantur. 
Si vero sit dubium, an impedimentum debeat sufficiens reputari ad 
impediendum matrimonium, de quo mencio sive insinuacio facta fuerit, 
non") permittantur contrahere matrimonium illi, qui contrahere in- 
tendebant, quousque per nos, quid ") fieri debeat, sit decisum. Plebani 
vero et rectores ecclesiarum, qui in execucione huiusmodi statuti*) 
inventi fuerint negligentes, ulcioni gravissime subiacebunt. Item 
Statuimus et sub pena excommunicacionis firmiter inhibemus om- 
nibus prelatis et clericis universis per nostram dyocesem constitutis, 
ne de cognicione causarum 7) matrimonialium ger) aliquatenus in- 
tromittant, nisi a sede apostolica vel a nobis**) super hoc mandatum 
receperint speciale. 


Adicient (sic!), ut, si raptor rerum ecclesiasticarum bi vel 
personarum dictarum admonitus non satisfecerit, excommunicetur, et 
si dominum habet superiorem, moneatur,**) ut raptorem compellat ad 
satisfaciendum infra mensem a tempore ammonicionis sibi facte. 
Quod ?) si facere neglexerit, ex tunc terra ipsius interdicto ecclesia- 
stico supponatur. Item precipimus incendarios religiosorum locorum 
singulis dominicis diebus excommunicatos denunciari per omnes con- 
ventuales et parochiales ecclesias et monasteria tam monachorum 
quam monialium provincie Pataviensis. Item violatores sive fractores 


— 


t) inhibent A. B. — u) volunt contra habere B. — v) nec B. — w) quod 
A. B. — x) statuto A. huius statute B. — y) earum A. B. — z) deest A. B. 
— aa) uobis A. — bb) ecclesiarum A. B. — cc) moueatur A. B. 


1) Das 4. Lateranische Konzil (1215) beschäftigte sich hauptsächlich mit 
der Häresie der Albigenser, der kirchlichen Zucht und den Angelegenheiten des 
hl. Landes. Besonders scharfe Verordnungen wurden gegen die geheimeu Ehen 
erlassen; cf. c. 3 X de clandest. despons. IV. 3. 

2) fol. 78v. 
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ecclesiarum sive monasteriorum et imitatores eorundem excommuni- 
camus precipientes hanc nostram excommunicacionem publice de- 
nunciari quolibet dominico die per omnes conventuales et parochiales 
ecclesias et monasteria, ut de incendariis dictum est. !) 

Omnis utriusque sexus fidelis, postquam ad annos discrecionis 
pervenerit, omnia sua 4) solus peccata fideliter confiteatur, saltem 
semel in anno proprio sacerdoti et iniunctam sibi penitenciam studeat 
pro viribus adimplere;?) suscipiens reverenter in Pascha Eucharistie 
sacramentum, nisi forte de consilio proprii sacerdotis ob**) aliquam 
racionabilem causam ad tempus ab eius percepcione duxerit absti- 
nendum f) alioquin et vivens ab ingressu ecclesie arceatur et moriens 
careat Christiana sepultura. Unde hoc salutare institutum [statutum] 
frequenter in ecclesiis publicetur, ne quisquam ex ignorancie cecitate 
velamen excusacionis assumat. Item, si quis voluerit alieno sacerdoti 
iusta de causa peccata confiteri, licenciam prius postulet et optineat 
a proprio sacerdote, quem aliter illes) ipsum non possit solvere vel 
ligare. Item sacerdos sit discretus et cautus, ut more periti medici 
superinfundat vinum et oleum vulneri sauciati, diligenter inquirens 
et peccatoris circumstancias et peccati, per quas prudenter intelligat, 
quale illi prebere debeat consilium et cuiusmodi remedium adhibere 
diversis experimentis utendo ad sanandum egrotum. 

Quilibet in sacris ordinibus tonsuram habeat clericalem et ro- 
tundam coronam ordini competentem, qui admonitus aliter fecerit, bb) 
execucione!) careat officii et, si offensus fuerit, non ei fiat iudicium. 

Item manicas strictas et calceos zonatos interdicimus. Item 
ia capitulo et in conventu sine superpelicio aut cappa chorali nullus 
appareat. Item sacerdos, dyaconus, subdyaconus in veste, que pol- 
luta est nocturna pollucione, ad aram ministrans non**) accedat. 
Item sine camisia, que sarrocium *) dicitur, sacerdos sacris vestibus 
non induatur. 

Item palle altaris, corporalia et cetera ornamenta ecclesie ni- 
tida semper sint et munda. Item calix, ampulle, 4) pixides, in qui- 


dd) deest A. — ee) deest A. — ff) abstinendus A. — gg) deest À. — 
hh) fuerit A. — ii) execusacione A. — kk) deest A. 


1) cf. c. 2, 8, 5 X de raptor. incend. et violat. eccles. V. 17. 

2) c. 12 X de poenit. et remiss. V. 38. cf. can. 8. de poenit. Sess. XIV. 
Trid. Diese Bestimmung wurde bereits auf dem 4. Lateranischen Konzil ge- 
troffen. Die Verordnung aber, dass jeder seinem eigenen Seelsorger beichten 
sollte, kam infolge der den Mónchsorden erteilten Privilegien ausser Gebrauch. 

3) D. h. Jeder Priester, der Messe lesen will, muss zuerst die Albe an- 
ziehen und erst über diese darf er das Messgewand anlegen. 

4) Die Gefässe, in denen bei der Messe dem Priester Wein und Wasser 
gereicht wird. 
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bus sacrum corpus domini reponitur, et alia utensilia a fecibus et 
ab omnibus sordibus continue emundentur. 1) 

Item, ubi altare tabulis ornatum non est, ad missam aliqua 
semper palla decenti ornetur.?) Super mensam autem altaris nitida 
et munda mensalia ad minus duo ponantur, et, si fuerit altare non 
consecratum, similiter duo ad minus super illud ponantur et lapidem 
contineat adeo magnum quod calix et hostia?) super eum poni possint 
caute, libere et distincte, alioquin super eo non celebretur. 

Item libros necessarios et competentes habeat quelibet ecclesia 
parochialis; ad matutinam, ad missam, ad nonam, ad vesperas cot- 
tidie in qualibet ecclesia parochiali pulsetur; matutine et misse et 
vespere cottidie tonaliter cantentur. 

Item, quando preparare se debet sacerdos ad missam, induat 
sarrocium et faciat tres genuflexiones ante altare orando, ut dignum 
et acceptabile deo peragere possit sacrificium; similiter missa") finita 
faciat tres genuflexiones ante altare deo gracias agendo. 

Item altaribus cum disciplina et timore astantes signa et cruces 
distincte et sine confusione peragite. Item in elevacione corporis 
domini campana pulsetur, ut omnes fideles Christi genua flectant, mom) 
nec ante hostia elevetur in altum nec ante campana pulsetur quam 
hec verba dicantur: »Hoc est corpus meume. 

Item iu generali*) confessione quatuor hec membra solummodo 
dicantur: »Cogitacione, locueione, opere, omissione«. 

Item corpus domini mundo corde mundoque paratu conficere 
curate et nullus lesam habens conscienciam manifeste cohabitacionis 
aut alterius mortalis peccati missam celebrare nisi facta prius spe- 
ciali confessione praesumat eiusdem peccati et penitencia recepta. 

Idem corpus domini, quod propter infirmos reservatur in pixide, 
tantum per VII dies conservetur et aliud reponatur et reservatum 
sumatur.*) Item quilibet sacerdos sicut tres particulas mystice facit 
ex hostia, ita et tres particulas sumere debet; sed, si necesse fuerit, 
propter infirmos aut communicare volentes una aliarum trium par- 
ticularium dividatur et servetur infirmis vel detur volentibus com- 


ll) missam A. — mm) flectent A. 


1) cf. c. X de custod. Euchar. III. 44. 

2) D. h. dort, wo der Altar keinen Aufsatz hat, soll hinter demselben 
ein Tuch ausgespannt werden. 

3) fol. 79r. 

4) Hier ist die sogenannte: »Offene Schuld« gemeint, ein ganz allgemein 
gehaltenes Sündenbekenntnis, verbunden mit einem Reuegebete; dasselbe wird 
heute noch besonders in Süddeutschland gebetet und beginnt mit den Worten: 
»Ich armer, sündiger Mensch widersage dem bösen Feinde etc.« 

9) cf. c. 10, 18 X de celebrat. miss. III. 41. 
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municare ita (iamen, quod ipse sacerdos non minus quam tres parti- 
culas accipiat et plures, si hoc ex necessitate ipsum quandoque facere 
contingat, ut in Cena domini et diebus similibus, quando plures 
communicant. . 

Item in canone nullus sedeat nisi infirmans. 

Item nullus clericus una die duas missas decantet nisi in ne- 
cessitate, que si veniat, non sumat nisi sanguinem, ablucionem autem 
astanti porrigat. Item duo officia sub uno canone non dicantur. 
Item misse statute ac tempori convenientes ut in adventu domini et 
in septuagesima et in quadragesima celebrentur; sed, si sacerdos 
devocioni fidelium aut proprie devocioni sue satisfacere noluerit cum 
missa votiva, illam missam dicat tacite et sine tono et sine cantu 
et melodia ad differenciam misse sollempnis; magis tamen duas non 22} 
cantet missas, Melius tamen faciet, si celebrata una missa con- 
venienti tempori postea dicat officium misse votive; suffragii causa 
celebret duas missas, unam de tempore, aliam pro defunctis. 

Item in qualibet ecclesia dicatur hec oratio: »Deus, a quo 
sancta desideria«. !) 

Item quilibet sacerdos, cui facultas suppetit,?*) similiter qui- 
libet sacerdos coadiuvantem habeat sacerdotem, et similiter quilibet 
vicarius habeat scolarem. 

Item apostate non recipiantur. 

Item pueri, ydiote, 3) claustrales ecclesiis non preficiantur.°°) 

Item sacerdos sciens se suspensum aut excommunicatum 
celebrare presumpserit, perpetuo deponatur. 

Item quolibet die festo quilibet celebraturus missam excom- 
municatis per terrorem divini et eterni iudicis cominetur, ne se di- 
vinis inmisceant nec eis presentibus missam celebrent, Item nullus 
sacerdos nulli excommunicato, quem absolvere non potest, introitum 
ecclesie concedat aut communionem; nam ei, quem absolvere non 
potest, communionem etiam dare non potest. 

Item, qui incendarios scienter sepeliverint, usque ad condignam 
satisfactionem ab officio suspendantur. 

Item vicarie, custodie ecclesiaruin non vendantur nec emantur. 

Item commutaciones et concambia ecclesiarum et prebendarum 
nisi nostra fiant auctoritate firmiter interdicimus. 4) 

Item nullus, qui legittimus pastor est in una ecclesia, vicarium 
habeat in alia. 


nn) deest A. — oo) preficiant A. 


1) Oratio pro pace findet sich im Missale, Brevier und unter den Gebeten 
der Allerheiligenlitanei. — 2) fol. 797. — 3) Laien cf. c. 1-1 X de aetat. et 
qual. praef. I. 14. — 4) cf. c. 5, 7, 8 X de praebendis III. 5. 


460 Dr. Utrich Schmid, 


Item omnes in ecclesiis residere precipimus; qui autem residere 
non possunt, vicarios, quos habent vel quos assumere volunt, episcopo 
representent et de sua consciencia instituantur sive perpetualiter sive 
temporaliter, et idem vicarii sine obediencia non maneant, sed sicut 
ceteri fratres ad conventum decanorum et synodum episcopi vocentur 
et veniant. 

Item nullus absque licencia decani nisi ad tres septimanas debet 
abesse. Decanus vero de ecclesie procuracione scire debet nisi au- 
tem diucius deesse oportuerit, ab episcopo licencia petatur. Nam, 
si quis absens fuerit preter licenciam ultra sex septimanas et ita 
ecclesiam suam reliquerit derelictam, idem illa erit privandus. 1) 

Item nullus nisi in sacris ordinibus sit constitutus ad curam 
animarum admittatur; sed, si se ingresserit menciens se habere 
Saeros ordines, percepto careat beneficio et de cetero nec ad idem 
nec ad aliud beneficium admittatur. Item, si quis ex sola presen- 
tacione illorum, qui ius presentandi habent, sine auctoritate episcopi 
vel archidyaconi in ecclesia sibi usurpaverit amministracionem , ab 
illa removeatur et numquam admittatur. 

Item nullus in ecclesia, in qua pater suus pastor fuit aut per- 
petuus vicarius, sinePP) media persona numquam admittatur. 3) 

Item qui locum viventis introierit scienter, omni careat beneficio. 

Item in baptizando pueros hec verba proferantur expresse 5): 
»Ego baptizo te in nomine patris et filii et spiritus sancti« ter mer- 
gendo nec propter aquam turbidam differatur baptismus, et quilibet 
sacerdos celebrans diebus dominicis eandem formam verborum doceat 
laycos, ut sciant, si supervenerit casus, quod oporteat eos subito 
baptizare. 

Item vicariis ecclesiarum in necessariis 4) ita provideatur, ut de 
possessionibus ecclesiarum tantum relinquatur, unde honestam pos- 
sint habere sustentacionem et circa populum dei melius laborare et, 
ubi habere possunt, habeant et scolares. 

Item in cimiteriis ecclesiarum neque forum neque taberne ha- 
beantur, nec ibidem quicquam sine licencia plebani edificetur; qui 
tamen cavere debet, ne sacrum loeum vendat et ne cimiterium nimis 
coartetur. Item diebus dominicis infra missam placita non habeantur 
et maxime in cimiteriis. 

Item in vigiliis sanctorum a vespera et per totum diem 
sequentem et noctibus sabbatis ab operibus abstineatur. 


pp) deest A. 


1) cf. c. 6,8, 17 X de cler. non resid. III. 4. — 2) cf. c. 7, 8, 10, 11, 
13 X de filiis presb. I. 17. — 3) cf. c. 1 X de baptismo III. 42. — 4) fol. 807. 
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Item supplimenta decimarum exigantur. 

Item usuras per anticipaciones vendicionum et cetera scelerata 
negocia, quibus vos clerici interesse non debetis, interdicimus. 

Item duo coniuncti in matrimonio, scilicet vir et uxor, puerum 
de sacro fonte non suscipiant. 

Item clerici lusores et potatores, si ammoniti se non correxe- 
rint, officio et beneficio priventur. 1) 

Item nullum altare denuo fiat nisi ex quadratis lapidibus, quod 
tantum cum cemento iungantur et caveatur, ne cum cemente super 
ducatur, et quatuor cornua altaris fiant de quadratis lapidibus spissis 
et spaciosis. À) | 

Item de libris necessariis superius diximus; illi libri ita debent 
esse perfecti, ut contineant singulas ferias per totum annum, et si 
habeat aliquis libros carentes feriis, ferias adiungi faciat eisdem. 

Item ad Gloria patri psalmo 3) finito surgatur et devote in- 
clinetur. Item ab adventu domini usque ad octavam Pentecoste non 
dicatur publice missa de s. trinitate; ab Adventu domini usque ad 
Octavam Pasche non dicatur missa de s. trinitate. 

Item sacerdotes debent instruere populum, quod confessio illa. 
generalis, que interponitur symbolo, quando plebi predicitur, non 
diluit nisi peccata venialia et non mortalia nisi fiat cum contricione 
specialis confessio et cum intencione satisfaciendi. 

Item quilibet decanus per suum decanatum ordinet de ecclesia- 
rum sartatectis. Item quilibet decanus quolibet anno semel vel pluries, 
si necesse fuerit, visitet ecclesias sui decanatus assumptis sibi duobus 
fratribus et faciat inquisicionem de singulis prescriptis secundum 
quod deo et suo episcopo et archidyacono est racionem redditurus 
maxime conspiciens de manifesta cohabitacione et dilapidacione. 
Item decanus, quando habet conventum vel visitat ecclesias, con- 
venientibus ad conventum vel visitacionem horas canonicas, que tunc 
cantande sunt, decantet, ut audiat, qualiter ipsi psalmodiam soleant 
decantare, ut frequenter inhibeant, ne dicciones [sic!] aut sillabas 
aut litteras subtrahant syncopando, et specialiter indicat per obedien- 
ciam, si competentur syllabas, dicciones vel litteras subtrahendo. 

O vos decani, qui vocati estis in partem sollicitudinis provideatis 
vobis taliter hoc conservando, qualiter*) in die iudicii cupitis salvi 


1) cf. c. 12-16 X de vita et honestat. III. 1. — 2) Dieselben Bestim- 
mungen gelten heute noch; der Altar muss ein Ganses bilden, die mensa selber, 
ein ganzer, unbeschádigter Stein, muss ganz frei sein, darf also nicht mit Ver- 
bindungsmittel überzogen werden. — 8) A hat die Abkürzung sp statt ps — 
psalmus. — 4) fol. 80v. 
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esse, singulis annis habentes quatuor conventus et unam visitacionem 
vel plures, si fuerit visum expedire, et cum vel eos, qui se con- 
ventibus vestris®) contumaciter absentaverint, secundum discrecionem 
vestram rr) et fratrum existencium in conventu puuiatis. 

Vicarii quoque pastorum, qui non resident in ecclesiis, in hac 
parte sint eiusdem iuris conpastores. Nolumus tamen, quod hoc 
mandatum specialis visitacionis deroget visitacioni, quam episcopus 
facere debet vel archidyaconi vice sua. 

Item quatuor conventus, de quibus diximus, sic ordinis ordi- 
nabitis inter Epyphaniam et inter Purificacionem primum; post 
dominicam »Misericordia domini«!) in eadem septimana secundum; 
circa festum divisionis Apostolorum, ?) hoc est ante vel post, tercium"; 
inter festam S. Michaelis et festum S. Dionisii?) quartum celebra- 
bitis conventum. | 

Item in festo beate Marie Magdale dicetis: »Credo in unume 
propterea quod fuit Apostola.*). Item in festo S. Nicolai cantabitis 
«Te deum laudamuse »Gloria in excelsise. Octavam Apostolorum 
Petri et Pauli et Octavam Assumpcionis5) sollempniter celebrabitis 
nec propter festum Tymotei 6) et Symphoriani, 5) quod semper erit in 
octava Assumpcionis, obmittere debetis officium illud sollempne As- 
sumpcionis, immo officium sanctorum obmittetis et tantum de ipsis 
collectam dicetis. Praeterea in octava Laurencii dicetis: »Credo in 
unum« cum oracione beati Laurencii sed racione octave Assumpcionis, 
cui incidet octava Laurencii. Similiter in festo beati Johannis 
Baptiste?) dicatur: »Credo in unum« non racione illius sed sol- 
lempnitatis octave Apostolorum, cui incidet idem festum. Et de 
numero dominicarum a Pentecoste usque ad Adventum domini 
secundum excrescenciam vel defectum officiorum ita semper ordina- 
bitis, ut praedictas octavas Apostolorum scilicet et Assumpcionis 
possitis celebrare. 

Item nullus clericus accedat ad altare illud thurificaturus sine 
sarrocio aut superpellicio aut cappa chorali et nequaquam dominicum 
corpus dispensetur super corporale nisi adiuncta patena propter 
fragmenta, que discerni non possent in corporali sicut in patena. 


qq) nostris A. — rr) nostram A. 


1) 2. Sonntag nach Ostern. — 2) I5. Juli. — 3) 9. Oktober. — 4) Weil 
Maria Magdalena die erste war, welche die Auferstehung Christi verkündete, 
darum wird sie eine Apostolin genannt und an ihrem Feste ein Credo 
in der Messe gebetet, welches an den Festen der Martyrer, Bekenner und 
Jungfrauen ansfällt, ausgenommen das Fest fällt in die Oktav eines Haupt- 
festes. — 5) Oktav von Mariä Himmelfahrt. — 6) 22. August. — 7) Richtig 
ist: Similiter in octava beati Johannis Baptiste; denn dieses Fest wird bereits 
am 24. Juni gefeiert. 
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Item iuvencule mulieres non faciant peregrinacionem et car- 
rinam extra parochiam suam nisi habeant maritos vie sue comites 
vel personas alias non suspectas. 

Item volumus, quod sacerdos confessionem audiens in publico 
loco sedeat, ut a circumstantibus videri possit. 

Item volumus, ut in preparacione calicis tres gutte aque vino 
apponantur, et cum vino acetoso vel noviter de uva expresso num- 
quam celebretur. | 

Item precipimus de barbatis ignotis, qui terram circumeunt, 
ut barbis abscisis de locis nostris omnino removeantur, quia mulier- 
culas simplices seducunt quam plures et hereticam sapiunt pravi- 
tatem. !) 

Item statuimus, ut omnes clerici nostre dyocesis singulis diebus 
ferialibus post »Agnus Dei« cantent Versiculum: »Aspice domine« 
et consequenter dicant psalmum: »Domine quid?) multiplicati 3) 
sunt«** cum collecta: »Pretende domine dexteram tuam** etc. 
aut pro domino episcopo Pataviensi et pro duce Austrie et pro 
ducissa et pro omni tribulacione Pataviensi, quamdiu fuerit duratura. 

Item statuimus, ut quilibet prelatus claustralium nostre dyocesis 
constituciones a nobis editas quater in anno legi faciat et exponi 
coram omnibus fratribus sui claustri. Item statuimus, ut singuli 
pastores ecclesiarum nostre dyocesis vel vicarii eorundem omnes con- 
stituciones nostras transscribi faciant et retineant,"") ut ex earum 
execucione*") scire possint, quid facere debeant, et quisquis””) ab 
hoc tempore ad tres menses eas in scripto neglexerit optiuere, ex 
tunc a divino officio sit suspensus. 


II. 
Instituciones Wichardi Pataviensis episcopi.*) *) 


Cum secundum Augustinum nichil sit apud deum miserabilius, 
tristius, dampnabilius episcopali officio, si perfunctorie atque adula- 
torie res agatur. Est enim nomen oneris) non honoris; videlicet nos 
episcopos accurata diligencia circa gregem nobis creditum vigilare. 


ss) sunt deest À. — tt) tuam deest A. — uu) retinent A. — vv) per- 
secucione À. — ww) quidquid A. — a) He sunt instituciones Weych episcopi 
Patauiensis B. 


1) cf. c. 5 X de vita et honestate III. 1. — 2) fol. 81r. — 3) Psalm 3,2. 
— 4) fol. 76r. — 5) puis B. vermutlich veschrieben und sollte »operis« heissen; 
cf. Augustinus, »De civitate Dei« XIX, 19 »Propter quod ait Apostolus: »Qui 
episcopatum desiderat, bonum opus desiderat (1 Tim. III. 1)«. Exponere voluit, 
quid sit episcopatus, quia momen est operis non honorise. Diese Stelle 
wurde bereits in der Reichsversammlung zu Aachen 817 citiert. cf. lib, 1 cap. 9. 
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Igitur nos Wichardus dei gracia ecclesie Pataviensis epis- 
copus institutis!) venerabilis patris in Christo domini Gwidonis 
tituli sancti Laurentii in Lucina presbyteri cardinalis decrevimus 
addenda’) esse aliqua, quae saluti subditorum et sollicitudini ©) 
declaravit ratio?) temporis 4) plurimum opportuna. 

Inherentes itaque vestigiis predecessorum nostrorum omnes et 
singulos curam animarum habentes districto mandato ad personalem 
residenciam evocamus. Si autem aliqui deserviunt in ipsis per alios, *) 
quod ex iusta causa et de nostra licencia speciali oportere fieri et 
debere intelligimus, illi in suis ecclesiis tales instituant sive locent, 
quos notos, dignos et ydoneos cernunt evidenter. Qui vero scienter 
clericos peregrinos3) et concubinarios vel alias indignos collegerint 
in socios vel vicarios vel, si eos, quos tamquam dignos et bonos 
assumpserant, postmodum malos effectos non removerint, ex tunc 
tam illi, qui tales colligunt, tam isti, qui collectos non removent 
infra mensem. postquam ipsorum iniquitas detecta fuerit, ab ingressu 
ecclesie sint suspensi. Item, cum scriptum sit, quantum quisque 
meretur, non quantum dare sufficiat estimetur, *) districte prohibemus, 
ne aliquis in locacionibus ecclesiarum amplioris lucrif) gracia bonis 
et ydoneis atque notis minus ydoneos®) seu ignotos aut male meritos 
anteponat,®) si, postquam id nobis!) constiterit, gravem a nobis effugere 
voluerit ulcionem. 

Item, cum plerumque infames consueverint*) loca sua relinquere 
nacionis, statuimus, ne!) clerici peregrini et ignoti per nostram dyo- 
cesim decetero ad officiandum tamquam vicarii vel socii in ecclesiis 
vel cappellis de cetero admittantur nisi nostras literas exhibeant, qui- 
bus eis officiandi ecclesias in nostra dyocesi licenciam concedamus. 
Precipimus etiam exnunc?) omnes clericos peregrinos et ignotos a”) 
vicariis ecclesiarum seu capellarum penitus removeri. Qui autem in 
utroque vel in altero huius mandati nostri articulo transgressor exti- 
terit, ex ingressu ecclesie et divinis noverit se suspensum, graviori 
per?) nos pena, si eius culpa exegerit, nichilominus puniendus; 
peregrinos aut ignotos omnes intelligi volumus, qui aliunde non in 
nostra dyocesi ordines receperunt. 

Item precipiendo mandamus, ut ad peteudam ecclesiam nulli 
prorsus questurii admittantur. Eeclesie vero et domus sive hospitalia, 


b) addendum esse aliqua A. B. — c) sollicitudinis B. — d) ipsis B. — 

e) aliquos B. — f) deest A. B. — g) ydoneis B. — h) deest B. — i) vobis A. B. 

— k) consueuerunt B. — 1) ut B. — m) extunc B. — n) et B. — 0) deest B. 

. 1) cf. M. G. SS. IX. p. 69?se sqq. — 2) fol. 76v. — 3) cf. c. 4 X. de 
cleric. peregr. I. 22.. — 4) cf. 2 Cor. 8,12; Marc. 12, 42—44; Luc. 21.3—4. 
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pro quorum subvencione indulgencias et literas nostras petitorias 
concedimus, per suos fratres notos et nuncios certosP) easdem 
transmittant literas petitorias pro elemosina colligenda et tales ad- 
mittantur secundum continenciam literarum. Item, cum summa sit 
ratio, que pro religione facit, precipiendo mandamus, ut nullus nostre 
dyocesis?) clericus cuiuscumque religionis hominem”) presertim Pre- 
dicatores et Minores verbis iniuriosis afficere vel malignis detrac- 
tionibus infamare audeat vel presumat, cum scriptum sit: maledicti 
regnum dei non possidebunt. Immo Predicatores et Minores, quos 
evidens utilitas ex eis ecclesie generali proveniens approbatos per- 
hibet,*) karitative pariter et honeste recipi ab omnibus volumus et 
mandamus. 

Item omnes supplantatores et anticipatores clericorum in ec- 
clesiis vel cappellis a divinis volumus esse suspensos propter*) ipso- 
rum!) iniquitatem, si nobis legitime "detecta fuerit, parati pene 
subicere graviori. Intelligimus autem anticipatores!) in proposito, 
qui plus offerentes clericos in ecclesiis vel cappellis institutos seu in- 
stituendos preveniunt et supplantant. Item, cum sanguis?) subdito- 
rum requiratur de manibus prelatorum nec possit esse pastoris ex- 
cusacio, si lupus commedit oves et pastor nescit, tanto diligencius 
correccioni") subditorum volumus et debemus intendere, quanto 
dampnabilius errores eorum deserimus incorrectos. 

Statuimus enim, ut plebani, vicarii, et ecclesiarum seu cap- 
pellarum rectores universaliter singuli et singulariter universi suis 
decanis annuncient et accusent omnes, quos in subscriptis defectibus 
seu criminibus noverint laborare, infra unum mensem, postquam eis 
claruerit. Decani vero, postquam citra") Anasum ad partes Austrie 
nos venisse constiterit, infra unum mensem nobis denuncient et ac- 
cusent de singulis, que fuerint accusandi") seu vero rectores decanis 
nobisque*) decani, ut premissum est, occasione quacumque neglexe- 
rint accusare, ab ingressu ecclesie se noverint esse suspensos, quam 
sentenciam exnunc et in”) ipsos duximus promulgendam. Ne autem 
ex hoc nostro mandato maliciis reseretur aditus vel calumpniandi 
materia alicui suggeratur, volumus et mandamus eos defectus vel 
crimina, dum taxat nobis insinuari, quae, si opus fuerit, possint pro- 
bari legittimis documentis, Sunt autem hii defectus et crimina, de 
quibus accusandos coram nobis volumus accusari: Item cobabitantes 


p) clericos B. — q) dyocesi A. — r) habitacionem B. — 8) prohibet A. B. 
— t) propriorum A. B. — u) correccionem B. — v) circa B. — w) accusanda 
A. B. — x) ubique B. — y) deest A. 


1) fol. 77r. — 2) cf. Joh. 10, 11—13. 
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manifeste. Item incontinenter viventes. Item eos, quorum vita dis- 
soluta et vaga libertas in populo scandalum generat et errorem. 
Item habentes plura beneficia, quorum dispensacio*) et tollerancia 
non apparet. Item dilapidatores ecclesiarum. Item frequentantes 
turpes ludos et tabernas. Item clericos usurarios vel contractus 
usurarum exercentes. Item, qui beneficia vel ordines symoniace 
sunt adepti. Item qui in**) exhibicione sacramentorum  exac- 
ciones donorum faciunt qualescumque. Item illegittimos beneficia 
habentes cum cura animarum. Item qui suspensi, excommunicati 
vel interdicti presumpserunt propbanare divina. Item, qui sine in- 
vestitura dyocesani a laycis ecclesias receperunt. Item, qui sine 
licencia a suis ecclesiis sunt absentes. Item qui per subdyaconos 
vel dyaconos plebes suas in sacramento viatici vel confessiones pro- 
curari permittunt. Item, qui excommunicatos vel interdictos ad 
sepulturam ecclesiasticam receperunt. Item, qui sine licencia nostra 
in oratoriis vel ecclesiis non consecratis missas celebrant vel in 
cymiteriis non consecratis aut"^) violatis presumunt mortuos sepelire. 
Item quos constat esse supplantatores et anticipatores. Item, cum 
omnium novalium decime ad nos pertineant,!) precipimus, ut eccle- 
siarum rectores quilibet novalia suarum ecclesiarum nobis scire dent <<) 
iu scriptis et nostro nomine omnes novales colligant decimas ipsas 
nobis fideliter conservantes.?) Et, si laycorum aliqui ipsos impediant 
vel easdem decimas non habito super hoc nostro privilegio pre- 
sumpserint detinere, eosdem moneant et inducant, ut ab huiusmodi 44) 
desistant iniuriis, alioquin ipsos ad hoc per excommunicacionis sen- 
tenciam, postquam nobis constiterit, compellemus. 


z) dispensatis B. — aa) deest B. — bb) vel B. — cc) deest A. — 
dd) ad huius . . . . iniuris B 


1) cf. c. 18 X de decimis III. 80. — 2) fol. 77 v. 
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2. Loisy und das Kirchenrecht. 
Von Prof. Dr. Sagmüller, Tübingen. 


1. Nachdem die protestantische theologische Kritik, vor allem 
die ihres Vorkämpfers Harnack, die Entstehung und die Geschichte 
der Kirche in ein wirres Chaos von im letzten Grunde zufälligen ge- 
schichtlichen Ereignissen aufgelöst hatte, da konnte es nicht aus- 
bleiben, dass das seine Wirkungen auch auf die Auffassung und 
Darstellung des Kirchenrechts äusserte. 


So schreibt Harnack, dass die Gemeinde Christi ursprünglich 
etwas Uebersinnliches, Himmlisches, Innerliches gewesen, dass sich 
dem aber bald ein Aeusserliches zur Seite stellte: Recht, Disciplin, 
Kultus, Lehrordnungen.!) »Um das Jahr 200 sehen wir ein grosses 
kirchlich-politisches Gemeinwesen, daneben zahlreiche »Sekten«, die 
sich christlich nennen, denen aber dieser Name abgesprochen wird 
und die bitter bekämpft werden. Jenes grosse kirchlich-politische 
Gemeinwesen stellt sich als ein das Reich umspannender Verband 
von einzelnen Gemeinden dar. Jede ist selbständig, aber sie sind 
wesentlich gleichartig verfasst und mit einander durch ein und das- 
selbe Lehrgesetz und durch feste Regeln für die Interkommunion ver- 
bunden... Jede Kirche stellt sich aber auch als eine Kultusanstalt 
dar, in welcher Gott nach einem feierlichen Ritual verehrt wird. 
Charakteristisch tritt in dieser Kultusanstalt bereits der Unterschied 
von Priestern und Laien hervor; gewisse gottesdienstliche Akte kann 
überhaupt nur der Priester vollziehen; seine Vermittlung ist durchaus 
notwendig .... Der Geist ist in Recht und Zwang.«?) »Der Kampf 
mit dem Gnostizismus hat die Kirche genótigt, ihre Lehre, ihren 
Kultus und ihre Disziplin in feste Formen und Gesetze zu fassen 
und jeden auszuschliessen, der ihnen nicht Gehorsam leistete.« 3) 
»Wie viel von ihrer ursprünglichen Freiheit hat die Kirche einge- 
büsst? Jetzt musste sie erklären: Du bist kein Christ, du kannst 
überhaupt nicht in Beziehung zu Gott treten, wenn du nicht allem 
zuvor diese Lehren anerkannt, jenen Ordnungen Gehorsam geleistet 
und bestimmte Vermittlungen aufgesucht hast. Auch soll keiner 
irgend ein religiöses Erlebnis für legitim halten, das nicht von der 
richtigen Lehre approbiert und von den Priestern gutgeheissen ist. 
Einen anderen Weg, andere Mittel fand die Kirche nicht, um sich 
gegen den Gnostizismus zu behaupten und was zum Schutze nach 
aussen festgestellt worden war, wurde zum Palladium, ja zum Funda- 
mente im Innern. Gewiss diese ganze Entwicklung wäre wahrschein- 


1) Das Wesen des Christentums. 1900. 113 f. 
2) A. a. O. S. 120 f. 
3) À. a. O. S. 129. 
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lich auch ohne jenen Kampf eingetreten. Aber dass sie so rapid 
eintrat und sich so sicher, ja drakonisch ausgestaltete, ist eine 
Folge des Kampfes, in welchem es sich um die Existenz der über- 
lieferten Religion gehandelt hat. Ganz abzuweisen aber ist die 
oberflächliche Meinung, dass der persönliche Ehrgeiz einiger die Ge- 
setzlichkeit und das ganze Priesterwesen begründet habe. Bereits 
das Ausströmen des ursprünglichen, lebendigen Elements erklärt 
ihr Aufkommen hinreichend. La médiocrité fonda l’autorité.« !) 


So entstand die Kirche als Rechtsanstalt, so Kirchenrecht. 
Die Entstehung des Primats aber wird so geschildert: 


»In Rom sassen im 5. Jahrhundert Männer auf dem bischöflichen Stuhl, 
die die Zeichen der Zeit verstanden und ausnützten. Unter der Hand 
schob sich so die römische Kirche an die Stelle des römischen Welt- 
reichs; in ihr lebte dieses Reich tatsächlich fort; es ist nicht unter- 
gegangen, sondern hat sich nur verwandelt ..... Sie (die rómische 
Kirche) regiert noch immer die Volker; ihre Päpste herrschen wie Trajan 
und Mark Aurel; an die Stelle von Romulus und Remus sind Petrus 
und Paulus getreten, an die Stelle der Prokonsuln die Erzbischófe 
und Bischöfe; den Legionen entsprechen die Scharen von Priestern 
und Mönchen, der kaiserlichen Leibwache die Jesuiten. Bis in die 
Details hinein, bis zu den einzelnen Rechtsordnungen, ja bis zu den 
Gewändern lässt sich das Fortwirken des alten Reiches und seiner 
Institutionen verfolgen. Das ist keine Kirche, wie die evangelischen 
Gemeinschaften oder wie die Volkskirchen des Orients, das ist eine 
politische Schöpfung, so grossartig wie ein Weltreich, weil die Fort- 
setzung des römischen Reichs, Der Papst, der sich »Kónig« nennt 
und »Pontifex maximuse, ist der Nachfolger Cäsars... . Dieser Kirche 
ist es ebenso wesentlich, Regierungsgewalt auszuüben, wie das Evan- 
gelium zu verkündigen. Das »Christus vincit, Christus regnat, 
Christus triumphate ist politisch zu verstehen. Er herrscht auf 
Erden, indem seine von Rom geleitete Kirche herrscht und zwar 
durch Recht und Gewalt d. h. durch alle die Mittel, deren sich die 
Staaten bedienen.... Allein gewiss ist es ein schweres Missverständ- 
nis der Anweisung Christi und der Apostel, das Reich Gottes durch 
politische Mittel herbeiführen und bauen zu wollen. Dieses Reich 
kennt keine anderen Kräfte als religiöse und sittliche und steht auf 
dem Boden der Freiheit. Die Kirche aber, die wie ein irdischer 
Staat auftritt, muss alle Mittel desselben, also auch verschlagene 
Diplomatie und Gewalt brauchen; denn der irdische Staat, selbst 
der Rechtsstaat muss unter Umständen zum Unrechtsstaat werden. 
Die Entwicklung, die die Kirche als irdischer Staat genommen hat, 
musste sie dann folgerecht bis zur absoluten Monarchie des Papstes 
und bis zur Unfehlbarkeit desselben führen; denn die Unfehlbarkeit 
bedeutet in einer irdischen Theokratie im Grunde nichts anderes als 
das, was die volle Souveränität in dem Weltstaate bedeutet.e ?) 
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Die gleichen Gedanken hatte schon R. Sohm in seinem Kirchen- 
recht, 1. Bd., 1892, in infinitum ausgesponnen, einem Buch, das an 
seiner Spitze und an seinem Schlusse als negatio sui den Satz auf- 
weist: »Das Kirchenrecht steht mit dem Wesen der Kirche im Wider- 
Spruch«.!) Eigentümlich ist freilich bei Harnack und Sohm das Ge- 
ständnis, dass das Kirchenrecht kommen musste. Demgegenüber 
bemerkt mit Recht Kahl, dass, wenn das Eintreten einer rechtlichen 
Verfassung der Kirche eine geschichtliche Notwendigkeit war, das 
Kirchenrecht dem Wesen der Kirche nicht widersprechen kann, weil 
das Notwendige nicht begriffswidrig sein kann.?) 

2. Wo nun Loisy erwiesenermassen den protestantischen ra- 
tionalistischen Kritikern, die zu widerlegen er ausgezogen war, zum 
Schluss selbst zur Beute geworden ist, so wird sich bei ihm wohl 
der gleiche Standpunkt, auf dem das Kirchenrecht geleugnet wird, 
erweisen lassen. Sehen wir also danach in seiner Schrift: Evan- 
gelium und Kirche. 5) 


»>Wenn auch seit Jahrhunderten oft behauptet, ist es doch 
ohne spezielle theologische Bildung schwer zu verstehen, wie die Ge- 
meinde Christi etwas Unsichtbareres und Innerlicheres gewesen sein 
konnte als die römische Kirche. Diese Gemeinde, welche die An- 
bänger des Evangeliums Jesu umfasste, bestand nicht aus reinen 
Geistern, die kein anderes Band als die Gemeinsamkeit eines Gefühls 
verknüpft hätte . . . . Sie bestand aus den wenigen Getreuen, die 
bis ans Ende ausharrten und sich nach dem Leiden wieder zusam- 
menfanden, um den Kern der ersten christlichen Gesellschaft zu 
bilden. Eine scharf umgrenzte, vollkommen kenntliche, auch gut 
zentralisierte und bei vollster Brüderlichkeit sogar hierarchisch ge- 
gliederte Gruppe. Ihr Mittelpunkt und Haupt ist Jesus, die unbe- 
strittene Auktoritàt. Die Jünger umgeben ihn nicht wie ein wirrer 
Haufe; zwölf unter ihnen hat der Erlöser ausgezeichnet und sie 
selbst unmittelbar und tatsächlich an seinem Amte teilnehmen lassen. 
Selbst unter den Zwölfen war einer der erste, nicht nur kraft der 
Priorität seiner Bekehrung oder kraft seines Feuereifers, sondern in- 
folge einer bestimmten Anordnung des Meisters, welche hingenom- 
men wurde und deren Folgen in der Geschichte der apostolischea 
Gemeinschaft noch heute zu konstatieren sind . . . . Da ist es un- 
nütz, nach bestimmten Programmen, nach Verfassungsurkunden und 
nach feierlichen Einweihungen zu forschen. Jesus sorgte für die 
Ausbreitung des Evangeliums in der Gegenwart und damit bereitete 


1) Vergl. unsere Rezension im Archiv LXVIII (1892, 445 ff.). Vergl. a. 
A. H litumenstok, Einige Bemerkungen über Sohms Eae u. d. My- 
sticismus in d. Kanonistik. Ebendas. LXI X (1893), 253 ff. 

e Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik. 1894. 1. Hälfte. 
S. 70 f 

3) Autorisierte Uebersetzung nach der zweiten vermehrter, bisher un- 
veröffentlichen Auflage des Originals von J. Grière-Becker. 1904. 
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er dag künftige Reich vor. Weder seine Umgebung noch das Reich 
waren unsichtbare und unfühlbare Wirklichkeiten, eine Seelen- 
gemeinde; es war eine Gemeinde von Menschen, die das Evan- 
gelium in sich trag und aus der das Reich werden sollte.« 1) 


So die Kirche zur Zeit Christi. 
Die apostolische Kirche sodann wird folgendermassen geschildert: 


»Die Kirche entstand und erhielt sich durch die Entwicklung einer 
Organisation, deren Entwürfe im Evangelium vorgezeichnet waren. 
Sie bildete eine Gemeinschaft, deren Grundlage der Glaube an »die 
frohe Botschafte des auferstandenen Jesu, deren Gesetz die Nächsten- 
liebe, deren Zweck die Ausbreitung der grossen Hoffnung, deren Re- 
gierungsform die Unterscheidung zwischen dem apostolischen Kol- 
legium und den einfachen Jüngern war. Die Zwölf stellen eine Art 
von leitendem Ausschuss dar, dessen Haupt Simon Petrus ist. Noch 
sieht man keine Aehnlichkeit mit der Verwaltung einer Monarchie... 
Die Gemeinschaft kennt nur einen einzigen Meister, einen einzigen 
Herrn, nämlich Christus und sonst keine massgebende Auktorität ; 
die einzige Hierarchie, die es gibt, besteht in der Hingabe. Jedoch 
eine positive Gewalt sozialer Ordnung kommt den Aposteln ersicht- 
lich zu, nämlich die Gewalt, die Bekehrten in die Gemeinschaft auf- 
zunehmen, die Unwürdigen auszuschliessen und die Ordnung aufrecht 
zu erhalten.e ?) 

Die nachapostolische Kirche ferner hatte diese Entwicklung: 
»Christliche Gemeinden entstehen unter den Heiden und bilden bald 
die Kirche, die von der Synagoge vollständig verschieden und sogar 
getrennt ist. Ueber diese Gemeinden setzen die Apostel und die 
ersten Missionare Kollegien von Aeltesten oder Aufsehern ein, um 
sie zu verwalten, wie sie selbst die erste Gemeinde in Jerusalem 
verwaltet hatten . . . . Das Aeltestenkollegium hielt die Ordnung 
in den Versammlungen, den Frieden zwischen den Brüdern aufrecht; 
es besorgte den Almosendienst und regelte die äusseren Beziehungen... 
Als sich in den Kirchen, übrigens schon recht früh, geistige Be- 
wegungen zeigten, mehr oder weniger bedeutende Schwierigkeiten 
innerer und äusserer Art hervortraten, machte sich die Notwendig- 
keit einer führenden Macht noch dringlicher geltend und die Ge- 
meinde musste durch eine vollkommene Einigkeit allen Gefahren die 
Spitze bieten. Sicher ist, dass Christentum und Evangelium in der 
gnostischen Krise untergegangen wären ohne den Widerstand, wel- 
chen der monarchische Episkopat, der in diesem Kampf entscheidend 
erstarkte, der Flut der lrrlehren entgegensetzte.« 3) 


Die Entwicklung des Primates weiterhin war also: »Die römische 
Kirche spielte (wie Hurnack in seiner Dogmengeschichte sehr gut 
nachgewiesen) eine bemerkenswerte Rolle in dem Kampfe wider 
den Gnostizismus: die bedeutendsten Lehrer der Gnosis kamen nach 
Rom als zum Mittelpunkt des Christentums, wo es von höchster 
Bedeutung war, ihre Lehren zur Annahme zu bringen; dort wurden 


1) A. a. O. S. 99 f. — 2) A. a. O. S. 100. — 3) A. a. O. S. 101 ff 
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sie nacheinander verurteilt. Aber nicht etwa dadurch allein tritt 
die römische Gemeinschaft in ihrer Eigenschaft als Hauptkirche 
hervor. Jede einzelne Kirche hatte das Gefühl und sogar die Sorge 
für die allgemeine Einheit, sie hütete diese Einheit in sich, indem 
sie deren Erhaltung in der eigenen Umgebung überwachte. Jedoch 
bedurfte es eines Zentrums, das dem Druck dieser universellen Be- 
strebung gewissermassen als Stützpunkt diente und das Einvernehmen 
der Kirchen verbürgte, indem es dasselbe sichtbar und geregelt zum 
Ausdruck brachte. Dieser Mittelpunkt, dieser Hauptort kirchlicher 
Einheit, war gleichzeitig durch die grössten christlichen Erinnerungen 
und durch die politische Stellung des Reiches bestimmt. Unbe- 
streitbar durch seinen Rang als Hauptstadt zog Rom die beiden 
hervorragendsten Persönlichkeiten der apostolischen Kirche an. 
Petrus und Paulus sind beide dahingekommen; aber wie gross auch 
das Ansehen des Paulus war, das des Apostelfürsten ist in der tra- 
ditionellen Erinnerung grösser geblieben. Ihr Gedächtnis und ihre 
Gräber wurden in Ehren gehalten . . . . Der Brief des hl. Klemens 
an die Korinther ist im Namen der römischen Kirche geschrieben: 
die Persönlichkeit seines Verfassers tritt nicht hervor; trotzdem ist 
der Brief als Sendschreiben des Klemens, der dessen verantwort- 
licher Verfasser und das offizielle Organ der Gemeinschaft war, auf- 
genommen und bewahrt worden. Dieses gleiche Schreiben zeigt, 
dass die römische Kirche sich für das innere Leben der entfernten 
Christengemeinden interessierte und sich für berechtigt hielt, aukto- 
ritativ iu dasselbe einzugreifen . . . . Dass durch die zentrale Lage 
Roms, welche die Apostel in diese Stadt geführt hatte, ihr Bischof 
imstande war, einen Einfluss auszuüben, den kein anderer an einem 
anderen Orte hátte ausüben kónnen, kann nicht bestritten werden. 
Die Bedeutung der Stadt hat zur Bedeutung des bischóflichen Stuhles 
beigetragen, man kann aber nicht sagen, dass sie diese geschaffen 
hat. Wie man berechtigt ist anzunehmen, werden die Apostel in 
die Hauptstadt des Reiches geführt durch die Macht der Ereignisse, 
durch die erworbene Erfahrung . . . . Auch darf man annehmen, 
dass sie bei ihrem Tode nicht vermuteten, dem Kaiser einen Herrn 
oder gar der Kirche ein höchstes Oberhaupt hinterlassen zu haben. 
Der Gedanke an die grosse Ankunft war zu mächtig in ihrem Geiste, 
die Fragen des Glaubensbekenntnisses und der Verwaltung waren 
ihnen zu wenig vertraut, als dass sie in Rom und in der römischen 
Kirche etwas anderes als den providentiellen Mittelpunkt der christ- 
lichen Evangelisation hätten sehen können. Durch ihren Tod wurde 
die Bedeutung ihrer Anwesenheit geheiligt. Nirgend wo anders war 
die evangelische Tradition fester eingepflanzt worden; nirgend wo 
anders würde sie einen geeigneteren Boden zu ihrer Erhaltung ge- 
funden haben. Mit vollem Bewusstsein hatten sie Rom zur Haupt- 
stadt des Evangeliums gemacht; dadurch hatten sie die römische 
Kirche, ohne es ausdrücklich gewollt zu haben, zur Mutter und 
Königin aller Kirchen der ganzen Welt erhoben und sie liessen das 
Erbe des Apostolats in Händen, die wohl fähig waren, seine 
Bedeutung zu verwerten. Die Leichtigkeit, mit der die Bischöfe 
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von Rom es fertig brachten, ihren Vorrang über die andern christ- 
lichen Gemeinden zu behaupten, ist in etwa von den Aposteln vor- 
ausgesehen worden. Das Haupt des Reiches, das für das Haupt 
. der Welt gehalten wurde, sollte auch so lange als nótig das Haupt 
der allgemeinen Christenheit sein. Kein Wunder, dass diese Idee 
niemals verloren gegangen ist und dass die christliche Entwicktung 
ihr nur noch mehr Kraft gegeben hat, iudem sie ihr neue Ver- 
wendungen ermöglichte. Noch weniger erstaunlich ist, dass das Be- 
wusstsein dieses Vorrangs, der vielmehr eine Last, denn ein Privilegium 
bedeutete, besonders dort lebendig gewesen ist, wo seine Daseins- 
berechtigung und der Sitz seiner Wirksamkeit war. Die Notwendig- 
keit der Einheit mit der rómischen Kirche, eine Einheit, die für 
die anderen Kirchen tatsächlich und von rechtswegen eine gewisse 
Unterordnung mit sich brachte, wurde in den durch Rom gegründeten 
Kirchen des Abendlandes so tief empfunden, als in Rom selbst die 
Idee einer gewissen allgemeinen Verantwortlichkeit für das gemeine 
Heil empfunden werden konnte.« !) 

Im Zusammenhang damit beschreibt endlich L. auch, wie es 
zu Kirchenrecht kam. »Wenn diese Kirche ein Herrscherwesen an- 
genommen hat, das sie in den ersten Zeiten nicht besass, wenn sie 
ihren Vorrang und ihre Tätigkeit in juristische oder besser konsti- 
tutionelle Formen kleiden wollte, so geschah das nicht nur auf Grund 
einer lokalen und erblichen Tradition von universeller Herrschaft, 
die vom Reiche auf die Kirche, von dem Kaiser auf den Nachfolger 
des Petrus übergegangen würe, sondern durch die Wirkung eiuer 
allgemeinen Bewegung, die die Kirche von Anfang an einer Re- 
gierungsform entgegenführte und die sich so gut im Orient als im 
Occident bemerkbar gemacht hatte. Die Kirche besass Güter, eine 
Disziplin, eine Hierarchie. Sie konnte ein Recht nicht entbehren, 
aber das Recht kann nicht ohne eine verbürgende Auktorität be- 
stehen und diese Auktorität selbst hat zu ihrer Wirksamkeit offizielle 
Reprásentation nótig. Die Päpste des vierten und fünften Jahr- 
hunderts wollen in letzter Instanz Richter der ganzen Christenheit 
sein, wie die der beiden vorauszehenden Jahrhunderte wollten, dass 
die rómische Kirche deu andern als Vorbild für die Lehre, die Or- 
ganisation und die Disziplin galt. Es ist der gleiche, verschiedenen 
Situationen angepasste Anspruch. Hom masst sich keine neue Macht 
an oder vielmehr die Macht ist nicht neuer als die Situation, ange- 
sichts deren sie verlangt wird. Dass die Kirche sich zu einer Re- 
gierung entwickelte, war, wenn sie nicht verfallen wollte, notwendig; 
aber die Regierung in einer einheitlichen und universellen Kirche ist 
ohne eine zentrale Auktorität undenkbar. Ein ideelles Zentrum, ohne 
wirkliche Macht, wie der hl. Cyprian es sich dachte, wäre unnütz 
gewesen. Die wichtigen Fragen mussten irgendwo ihre Lösung finden. 
Die besondern Konzilien konnten kein genügendes Ansehen haben; 
die allgemeinen Konzilien aber würden immer nur ein aussergewóhn- 
liches Gericht gewesen sein und die Erfahrung zeigte, dass diese 


1) A. a. O. S. 103 ff. 
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Versammlungen nicht ohne sehr grosse Nachteile waren. Das höchste 
und permanente Gericht, vor das alle wichtigen Angelegenheiten 
natürlicherweise gehören mussten und dessen Aufgabe war, alle 
Konflikte in letzter Instanz zu entscheiden, konnte nur in der Kirche 
sein, die mehr als alle andern apostolisch zu nennen war, welche 
die Tradition des Petrus und Paulus besass und deren Häupter nicht 
mehr zógerten, sich Nachfolger des Apostelfürsten zu nennen.« 1) 


Es ist wie eine Zusammenfassung der gesamten, etwas lang ge- 
wordenen Auszüge, wenn L. sagt: »Die Organisation des Aeltesten- 
kollegiums, die Behauptung seiner Rechte, der Vorrang des Bischofs 
in der Gruppe der Aeltesten und in der Gemeinde, der Vorrang des 
Bischofs von Rom unter den Bischöfen werden erst im Laufe der 
Zeit und nach dem Bedürfnis des evangelischen Werkes sichtbar 
werden und erstarken. In wichtigen Augenblicken wird die Kirche 
zu dem, was sie sein muss, um nicht in Verfall zu geraten und das 
Evangelium in ihren Untergang mitzureissen. Doch schafft sie kein 
wesentliches Stück ihrer Vertassung. Ein bis dahin scheinbar ent- 
wickeltes, noch nicht sehr lebenskráftiges Organ nimmt den Umfang 
und die Konsistenz an, die durch die augenblickliche Notwendigkeit 
gefordert werden; hierauf besteht es in der erworbenen Form fort, 
aebensächliche Veränderungen ausgenommen, die gelegentlich aus 
andern Entwicklungen hervorgehen werden, um das Gleichgewicht 
des Ganzen zu erhalten.« ?) 

3. Wenn nun im folgenden eine kurze Beurteilung dieser Sátze 
versucht wird, so ist vor allem anzuerkenuen, dass L. sich nicht mit 
einer rein unsichtbaren Kirche Christi, nur bestehend aus reinen 
Geistern, nicht mit einer blossen Seelengemeinde begnügt. Dadurch 
unterscheidet er sich vorteilhaft von Harnack, dessen Gemeinde 
Christi etwas rein Uebersinnliches, Himmlisches gewesen, und von 
Sohm, der alles auf das Charisma gestellt sein lásst. Dementsprechend 
nimmt L. auch schon eine ursprüngliche Gliederung der Kirche 
noch zu Lebzeiten Christi, ihres erklárten Hauptes, an, so dass 
die Zwölfe ausgezeichnet sind und unter ihnen einer das Haupt 
ist kraft bestimmter Anordnung des Meisters. Nur möchte man 
näheres erfahren über die rechtliche Stellung der Apostel und 
ihres Oberhauptes Petrus. Allein L. geht über diese Frage rasch 
weg mit der Bemerkung, dass es unnütz sei, nach bestimmten 
Programmen, nach Verfassungsurkunden und nach feierlichen Ein- 
weihungen zu forschen. Aber da fehlen doch die für das Ganze 
grundlegenden Bezüge auf Matth. 16, 18 f.; Luk. 22, 32; Joh. 21, 
15 ff., wo der Primat Petri genauer umschrieben ist, sowie in zweiter 
Linie auf Matth. 18, 17 f.; 28, 18 ff.; Joh. 20, 22 f. u. a., wo der 
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Inhalt des Apostolats nach mehrfacher Seite hin gekennzeichnet ist. 
An bestimmten Programmen, Verfassungsurkunden und feierlichen Ein- 
weihungen fehlt es nicht und nach ihnen zu forschen ist nicht unnütz. 

Dieses Hinweggleiten über die grundlegenden Stellen rächt 
sich alsbald bei Darstellung der apostolischen Kirche. In ihr sei 
das Wort des Erlösers: »Wer unter euch der erste werden will, der 
soll der Knecht aller seine,1) wörtlich angewandt worden, die einzige 
Hierarchie, die es gegeben, habe in der Hingabe bestanden. Doch 
sei den Aposteln ersichtlich die Gewalt zugekommen, die Bekehrten 
in die Gemeinschaft aufzunehmen, die Unwürdigen auszuschliessen 
und die Ordnung aufrecht zu erhalten. Diese Gewalt kam ihnen 
aber nicht von ungefähr zu, sondern aus den oben bemerkten, von 
L. aber zu sehr auf die Seite gesetzten Aussprüchen des Herrn. Und 
will man in der Apostelgeschichte und in den Briefen der Apostel 
nachsehen, so wird man finden, dass dieselben noch andere Gewalten 
als die von L. bemerkten ausgeübt haben. Man vergl. doch u. a. 
nur Apg. 1, 15 ff. (Aufnahme des Matthias in das Apostelkolleg); 
6, 1 ff. (Aufstellung der sieben Diakonen und Vergebung von Amts- 
gewalt an sie); 8, 14 ff. (Erteilung der Firmung); 13, 1 ff. (Aus- 
weihung und Aussendung des Paulus und Barnabas zu apostolischer 
Tätigkeit); 14, 22 (Aufstellung von Presbytern an den einzelnen 
Kirchen durch Paulus und Barnabas); 1 Timoth. 4, 14 (Paulus legt 
Timotheus die Hände auf zum Zweck der Gnadenmitteilung 
(2 Timoth. 1, 6); Titus 1, 5 (Paulus lässt den Titus auf Kreta zu- 
rück, damit er die dortige Kirche weiter organisiere). Angesichts dessen 
ist es doch viel zu wenig, wenn die Gewalt der Apostel beschränkt 
wird auf Aufnahme der Bekehrten in die Gemeinschaft, Ausschluss 
der Unwürdigen und Aufrechterhaltung der Ordnung. 

Noch weniger kann einem die Schilderung der unmittelbar 
nachapostolischen Kirche gefallen. Hier ist, um dem ausgesprochenen 
Evolutionismus oder richtiger Transformismus, dem L. huldigt, zum 
entschiedenen Ausdruck zu verhelfen, eine ganze Reihe von Schriftstellen 
unberücksichtigt geblieben. Wahr ist, dass an der Spitze der nach- 
apostolischen Gemeinden bald ein monarchischer Bischof steht, bald 
ein Aeltestenkollegium. L. redet aber so, als ob nur das letztere der 
Fall gewesen wäre und als ob im Drange der Umstände, speziell im 
Kampfe gegen die Gnostiker der monarchianische Episkopat aus dem 
Presbyteralkolleg entstanden wäre. Allein entsprechend der Tat- 
sache, dass die Apostel von Anfang an gegenüber den einzelnen 


1) Mark. 10, 44. 
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Gemeinden eine monarchische Stellung eingenommen haben, lässt 
sich zam voraus erwarten, dass sie ibren Nachfolgern die gleiche 
Stellung werden verschafft haben. Freilich gehen Harnack, Sohm 
und Loisy gleich flüchtig über die Stellung der Apostel hinweg, als 
ob diese nicht von Christus selbst wäre gegründet worden. Tatsäch- 
lich erscheinen dann auch eine Reihe solch monarchischer Bischöfe 
als die unmittelbaren Amtsnachfolger der Apostel. So Timotheus 
und Titus,!) der »getreue Amtskollege« des Apostels Paulus in 
Philippi, 3) Diotrephes im dritten Johannesbrief?) und die »Engele 
der sieben asiatischen Gemeinden *). Von all dem ist aber bei L. keine 
Rede, als ob nur des von ihm allein genannten Aeltestenkollegiums 
Erwähnung geschähe. Ueberdies ist die Einrede, die man schon längst 
gegen die Transformation des Aeltestenkollegs in den monarchischen 
Episkopat erhoben, bis heute noch nicht widerlegt. Bei Ignatius von 
Antiochien nämlich, also am Anfang des 2. Jahrhunderts, erscheint 
der monarchische Episkopat neben dem Presbyterat und Diakonat 
fest begründet. Wäre nun Episkopat und Presbyterat ursprünglich 
identisch gewesen und der monarchische Episkopat durch selbst- 
süchtige Erhebung eines Presbyters über seine Mitpresbyter ent- 
standen, so hätte das nicht geschehen können, ohne dass die Ge- 
schichte dieser tief einschneidenden und allgemeinen Veränderung in 
der Grundverfassung der Kirche und des damit notwendig gegebenen 
Kampfes zwischen dem alten kollegialen Presbyterat und dem empor- 
strebenden neuen monarchischen Episkopat Erwähnung getan hätte, 
Tatsächlich aber fehlt hierüber jede Nachricht. Also ist es mit der 
Transformation des Aeltestenkollegiums in den episcopus im wesent- 
lichen nichts. 

Die Entwicklung des Primates des Bischofs von Rom weiterhin 
hat — um die zitierten längeren Ausführungen L.'s kurz zusammenzu- 
fassen — einen dreifachen Grund, nämlich das Streben der Einzelkirchen 
nach Einheit, das sich selbst bei den Häretikern zeigte, sodann die 
grössten christlichen Erinnerungen, den Martertod der hervorragendsten 
Persönlichkeiten der apostolischen Kirche, von Petrus und Paulus, end- 
lich die politische Stellung Roms als Reichshauptstadt. Freilich ver- 
muteten die beiden Apostel bei ihrem Tode nicht, dem Kaiser einen 
Herrn oder gar der Kirche ein höchstes Oberhaupt hinterlassen zu 
haben. Sie erwarteten die nahe Parusie des Herrn und die Fragen 
des Glaubensbekenntnisses und der Verwaltung waren ihnen zu wenig 
vertraut. 


1) Timotheusbriefe und Titusbrief. — 2) Phil. 4, 3. — 3) V. 9. — 
4) Offenb. 1—3. 


476 Sagmüller, 


Unsere Auffassung vom Hauptgrund für die Entstehung des 
Primats ist die gerade entgegengesetzte. Nicht weil die Einzel- 
kirchen einen Mittelpunkt suchten und diesen selbst fixierten — denn 
da hätten chronologisch und geographisch ganz unausbleiblich ver- 
schiedene Mittelpunkte herauskommen müssen — hat Rom den Primat 
erhalten, sondern weil der primus unter den Aposteln, der von der 
Auffahrt Christi ab erwiesenermassen den Mittelpunkt der Kirche 
bildete, dort als erster Bischof lebte und starb. Und nicht als ob 
Petrus kein Verständnis für die Fragen des Glaubensbekenntaisses 
und der Verwaltung gehabt hätte. Vor solcher Geringschätzung sollte 
den Apostelfürsten u. a. seine Stellungnahme in der Frage der Auf- 
nahme der Heiden in die Kirche, sein Auftreten auf dem Apostel- 
konzil, sein Brief an die Christen in Pontus, Galatien, Kappadozien, 
Asien und Bithynien schützen.!) Dieses Bestreben, den gottgewollten 
Einheitspunkt der Kirche zu bilden, erbten aber seine Nachfolger. 
Das Schreiben des Papstes Klemens im Namen der römischen 
Kirche an die Gemeinde von Korinth zeigt, »dass die römische 
Kirche sich für das innere Leben der entfernten Christengemeinden 
interessierte und sich für berechtigt hielt, auktoritativ in dasselbe 
einzugreifene. Und dieses Gefühl der Auktorität, das aus Klemens 
spricht, findet sich ebenso bei Viktor, Kallistus, Stephanus, die in 
ihrem eigenen Namen und als Stellvertreter des Apostels Petrus 
sprechen. So L. selbst.3) Dadurch erst wurde das Einheitsgefühl der 
verschiedenen Kirchen geweckt und ihm eine bestimmte Richtung 
gegeben. Dabei will durchaus nicht in Abrede gestellt werden, dass 
der glorreiche Martyrertod der Apostelfürsten und ihre berühmten 
Gräber, dass auch die Stellung der Reichshauptstadt zur Be- 
gründung des Primates des römischen Bischofs mitgewirkt haben. 
Den letzteren Punkt darf man aber nicht zu hoch anschlagen. 
Drei Jahrhunderte hindurch war Rom nicht bloss die Reichshaupt- 
stadt, sondern auch die Todfeindin des Christentums. Und Kon- 
stantinopel konnte trotz seiner Stellung als Reichshauptstadt doch 
nicht der Mittelpunkt der Christenheit werden, wie umgekehrt das 
nach und nach zur Provinzialstadt heruntergesunkene Rom den Primat 
nicht mehr verlor. Doch sagt L. selbst hinsichtlich des letzten 
Punktes, dass die Bedeutung der Stadt zur Bedeutung des bischöf- 
lichen Stuhles beigetragen habe, dass man aber nicht sagen könne, 
dass letztere dadurch geschaffen worden sei.?) 

Was endlich die Entstehung des Kirchenrechts betrifft, so wurde 

1) Apg. 9. 1 ff.; 15, 7 ff. 


2) À. 8. O. S, 105. 
3) A. a. O. S. 195. 
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oben erwähnt, wie Harnack und Sohm dieselbe als eine geschicht- 
liche Notwendigkeit bezeichneten, die eigentlich mit dem Wesen der 
Kirche im Widerspruch stehe, da sie etwas rein Innerliches bezw. 
Charismatisches sein sollte. Solches nun nimmt L. nicht an; er 
sieht in der Kirche von Anfang an nicht eine reine Seelenge- 
meinde. Dagegen klingen hart an Harnack und Sohm Sätze 
wie: Die Kirche besass Güter, eine Disziplin, eine Hierarchie. Sie 
konnte ein Recht nicht entbehren. Und: Dass die Kirche sich zu 
einer Regierung entwickelte, war, wenn sie nicht verfalleu wollte, 
notwendig. Da ist nun nicht die Rede von einem göttlichen Recht, 
das den Aposteln verliehen worden ist. Ein solches liegt aber doch 
in Stellen wie: »Et quosdam quidem posuit Deus in ecclesia primum 
apostolos, secundo prophetas, tertio doctores, deinde virtutes, exinde 
gratias curationum , opitulationes, gubernationes, genera linguarum, 
interpretationes sermonum«.!) Und: »Pro Christo ergo legatione 
fungimur, tanquam Deo exhortante per nos«.?) Nach Clemens Ro- 
manus ist »die Sendung von Gott« die objektive Norm zur Lósung 
jeglicher Streitigkeit, die je über die Verfassung entstehen wird.?) 
Solch góttliches Recht, solche von Gott selbst eingeráumte Befugnis 
anzuerkennen hätte L. nicht schwer werden sollen, da er wiederholt 
eine ursprüngliche, von Christus stammende Hierarchie in der Kirche 
anerkennt. Es bleibt auch so noch genug Spielraum für das ius 
ecclesiasticum positivum. 

Nach dem Ausgeführten ist zu sagen, dass L. trotz einzelner 
Abweichungen von Harnack und Sohm auch hinsichtlich des Kirchen- 
rechts schliesslich doch auf dem Standpunkt dieser beiden protestanti- 
schen Kritiker steht. Es ist ausgesprochener Evolutionismus oder 
richtiger endloser Transformismus in der Verfassung der Kirche, der 
uns hier entgegentritt, wenn L. es auch nicht recht Wort haben will. 

L. weiss natürlich wohl, dass gegen seine Theorien von einer 
gewissen Theologie, — es ist jene, die unmittelbar vorher sich zum 
Wort gemeldet —, Einwände gemacht werden, die sehr ins Gewicht 
zu fallen scheinen. Aber sie hätten — so wird stolz erklärt — für 
den Historiker keine Bedeutung. Als massgebend werden vielmehr 
nachfolgende Sätze statuiert: »Wenn man das Prinzip aufstellt, dass 
alles nur in seinem ursprünglichen Zustand Existenzberechtigung 
hat, so gibt es keine Einrichtung auf der Erde und in der mensch- 
lichen Geschichte, deren Legitimität und Wert nicht bestritten wer- 

1) 1 Kor. 12. 28. 

2) 2 Kor. 5, 20. 


8) So trefflich H Bruders, Die Verfassung der Kirche von den ersten 
Jahrzehnten der apostol. Wirksamkeit bis zum Jahre 175 nach Christus. 1904. 100. 
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den könnte. Ein solches Prinzip läuft dem Gesetz des Lebens zu- 
wider, welches eine Bewegung und ein beständiges Streben nach An- 
passung an.ewig wechselnde und neue Bedingungen ist. Das Christen- 
tum hat sich diesem Gesetze nicht entzogen und es darf nicht ge- 
tadelt werden, weil es sich ihm gefügt hat. Es konnte nicht anders 
handeln.e!) Und: »Eine Absurdität würde es sein, zu verlangen, 
dass Christus die Interpretationen und Anpassungen, welche die Zeit 
fordern musste, im voraus schon bestimmt hätte; denn sie hatten 
keine Berechtigung, früher als notwendig da zu sein.« 2) Endlich: 
»Von jedem theologischen Streite abgesehen ist die katholische 
Kirche, insofern sie eine auf dem Evangelium begründete Gesell- 
schaft ist, mit dem ersten Kreis der Jünger Jesu identisch, wenn 
sie sich in derselben Beziehung zu Jesu fühlt wie diese und auch 
wirklich in derselben Beziehung zu ihm steht, wenn eine allgemeine 
Uebereinstimmung zwischen dem ursprünglichen und gegenwärtigen 
Zustand ihres Wesens herrscht, wenn das gegenwärtige Wesen nur 
das anders geformte und entwickelte ursprüngliche Wesen ist, wenn 
ihre gegenwärtigen Organe die ausgebildeten und gekräftigten ur- 
sprünglichen Organe sind, die sich ihren immer wichtiger werdenden 
Funktionen angepasst haben.« 3) So wird denn für das Christentum 
oder näherhin fur die katholische Kirche als oberstes Gesetz das 
proklamiert, das für alles in dieser Welt gelte: Bewegung und Ver- 
änderung. 

Allein einmal muss man gegen die von den Historikern prokla- 
mierten Gesetze überhaupt vorsichtig sein. Doppelt vorsichtig aber, 
wenn diese Gesetze so einfach lauten. »Es wird von dem Historiker 
nie ungestrafi übersehen werden, dass in der Geschichte sozialer Ge- 
bilde das Gesetz der Einfachheit, welches in der Naturwissenschaft 
so oft zur Wahl einer Hypothese unter tausend möglichen vollauf 
berechtigt, nur mit äusserster Zurückhaltung anwendbar ist. Die 
Entwicklung und Bewegung sozialer Erscheinungen z. B. eines Ver- 
fassungs-Organismus ist dagegen nur in beschränkter Weise an ein 
solches Gesetz der Einfachheit gebunden. Sind die verschiedenen, 
ausdrücklich in den Quellen enthaltenen Phasen der Entwicklung 
zeitlich einander nahe und zeigt sich keine Spur eines sprunghaften 
gewaltsamen Uebergangs, so wird man allerdings eine ruhige all- 
mähliche Entwicklung oder Entfaltung annehmen, Man muss aber 
jede einzelne Phase individuell behandeln und darf kein allgemeines 
Gesetz der Entwicklung aufstellen, bevor man es Phase um Phase 


1) A. a. O. S. 113. — 2) A. a. O. S. 118 — 3) A. a. O. S. 116. 
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nachgewiesen.e 1) Gerade dagegen aber hat L. gefehlt. Er bat nicht 
bewiesen und kann nicht beweisen, dass der monarchische Episkopat 
aus dem Aeltestenkollegium sich entwickelte, dass der Primat eines 
Petrus und Klemens ein anderer war als der der Päpste des 2. oder 
des 4. Jahrhunderts. Er gesteht vielmehr in letzterer Hinsicht 
selbst das Gegenteil zu.) Nichtsdestoweniger wird über die ganze 
Verfassung der Kirche »Veränderunge angeschrieben. Damit ver- 
lässt L. den streng wissenschaftlichen Boden und nimmt die Pose 
des Rhetors an, der solange keinen Glauben verdient, als er so 
grosse Worte macht. 

Zum Schlusse haben wir die Frage, wo denn die Bewegung in 
der Verfassung der Kirche enden soll? L. lässt uns hierüber nicht 
im Unklaren. Im Verlaufe der Zeit, sagt er, ist die Kirche politisch 
geworden. »Das ist eine unvermeidliche Folge ihres Daseins«. Heute 
unterhandelt sie als politische Macht vom Standpunkt der Ueber- 
ordnung oder der Gleichberechtigung mit den Regierungen und 
schliesst mit ihnen Verträge. Doch ist das nur eine vorübergehende 
Form ihrer Beziehungen zu den weltlichen Mächten. Das könnte 
auch wieder aufhören. »Doch ist die gegenwärtige Situation ein 
Vermächtnis der Vergangenheit, das nur mit Vorsicht liquidiert 
werden kann. Es kann aber ein allgemeiner Zustand der zivilisierten 
Nationen in der Zukunft vorausgesehen werden, in welchem die Kirche 
als geistige und nicht in dem eben genannten Sinne politische Macht 
weder etwas von ihrem Ansehen noch von ihrer Unabhängigkeit, 
noch von ihrem moralischen Einfluss verlieren würde.e Wo die 
Politik heute mehr und mehr in Verfall komme, würde es für die Kirche 
ein Gewinn sein, sich von der Politik zurückzuziehen. $) — Allein 
was soll denn dieses »verschwommene Reformerprogramme, wenn 
zugestandenermassen das Mitrechnen der Kirche in der Politik und 
das Rechnen der Politik mit der Kirche eine unvermeidliehe Folge 
ihres Daseins ist, wenn das, sobald das Christentum im römischen 
Reich genügend verbreitet war, auch sofort in die Erscheinung ge- 
treten ist? 

Ueber die Reform des inneren Kirchenrechts bemerkt L., dass 
die Kirche vermutlich gegenüber ihren Gliedern Verfahrungsweisen 
finden werde, die der fundamentalen Gleichheit und der persönlichen 
Würde aller Christen mehr entsprächen. In der sich vorbereitenden 


1) St. v. Dunin-Borkowski, Methodologische Vorfragen zur urchrist- 
lichen Verfassungsgeschichte. Zeitschrift f. kath. Theol. XXVIII (1904), 247. 

2) A. a. O. S. 104 f. Vgl. oben S. 476. 

3) A. a. O. S. 118 f. 
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allgemeinen Nivellierung würden die Hierarchen woniger grosse Per- 
sönlichkeiten im Sinne der Welt sein,aber darum nichts von den Rechten 
ibres Amtes einbüssen, das dann wieder mehr unter der Form von 
Pflichten erscheinen würde. Uebrigens sei es nicht wahr, dass die 
kirchliche Auktorität jemals ein gewisser äusserlicher Zwang zur 
Unterdrückuag jeder persönlichen Regung des Gewissens gewesen oder 
heute noch sei. Der Katholizismus strebe im Prinzip gerade so gut 
wie der Protestantismus nach der Bildung religiöser Persönlichkeiten, 
sich selbst beherrschenden Seelen, reiner und freier Gewissen. In 
Wirklichkeit bestehe zwar für ihn die Klippe, die Menschen zu viel 
regieren zu wollen, anstatt nur Seelen zu erziehen; so namentlich in 
Reaktion gegen den Protestantismus. »Indes Unvollkommenheit ist 
die Begleiterscheinung alles Lebenden in der Welt. Welchen Vor- 
behalt auch der Historiker im einzelnen über die Art der Wirksam- 
keit der Kirche machen kann, er kann nicht abstreiten, dass der 
Katholizismus der seit apostolischen Zeiten fortgeführte Dienst des 
Evangeliums gewesen ist und noch ist.« 1) — Auch hier kann man sich 
kaum bleibend an etwas stossen; denn jede gewagtere Behauptung 
wird alsbald wieder rektifiziert. Ob aber die korrigierten Sätze 
ebenso wirksam sind wie die zu korrigierenden, ist fraglich. Gerade 
das ist ein Hauptgebrechen solcher mit der hier in etwas zur Be- 
sprechung gekommenen Schrift verwandten Schriften, dass vielfach 
ganz unnötiger und unbegründeter Weise kritisiert wird, ohne irgend 
welche Bemühung oder Vermögen, auf Besseres hinweisen oder 
Besseres an die Stelle setzen zu können, und dass so vielen nur 
Aergernis gegeben wird. 


1) A. a. O. S. 120. 
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3. Die Patronatsverhältnisse in der Schweiz. 


Von J. G. Mayer, Domherr und Professor in Chur. 


Bezüglich der Besetzung geistlicher Pfründen sind in der Eid- 
genossenschaft die Zustände so eigenartig und verschieden, dass es 
selbst für Schweizer sehr schwer ist, sich zu orientieren und einen 
Gesamtüberblick zu gewinnen. Darum hoffe ich, dass eine aus- 
führliche Behandlung dieses Gegenstandes vielen willkommen sein 
werde. 

Vor Gründung der Eidgenossenschaft bestanden in der jetzigen 
Schweiz bezüglich der Besetzung geistlicher Pfränden ähnliche Ver- 
hältnisse wie anderwärts. In manchen Gegenden wie in der Ur- 
schweiz, Luzern, St. Gallen, Graubünden u. s. w. überwogen die 
geistlichen Patronate, aber auch die Zahl der Laienpatronate war 
nicht gering. 

Nachdem der Bund der Eidgenossen entstanden war, machte 
sich in den demokratischen Kantonen das Bestreben geltend, die 
Präsentation der Geistlichen in die Hände des Volkes zu bringen, 
Einzelne geistliche und weltliche Patrone verzichteten zugunsten 
der Gemeinden auf ihr Recht, so die Aebtissin des Frauenmünsters 
in Zürich auf die Patronate in Uri, das Kloster Einsiedeln bezüg- 
lich der Pfarrei Steinen, König Sigismund 1415 bezüglich der 
Pfarrei Schwyz, Ital v. Reding 1448 bezüglich der Pfarrei Arth u. s. w. 
Manche Pfründen wurden von den Gemeinden selbst gegründet. 

Was auf diesen Wegen nicht erreicht wurde, ergänzten die 
Bullen des Papstes Julius II. vom 27. Dezember 1512, alle gleich- 
lautend, für die Kantone Schwyz, Uri, Unterwalden und Glarus. 1) 
Durch dieselben wird den Räten und Gemeinden_dieser Orte das 
Vorschlagsrecht für die Verleihung aller Kurat- und einfachen Bene- 
fizien ihres Gebietes verliehen. Falls die Pfründe keinen andern 
Patron oder Kollator hat, muss die Präsentation dem Bischofe ge- 
schehen. Ist ein Patron oder Kollator berechtigt, so können die 
Gemeinden diesem einen tauglichen Geistlichen vorschlagen, damit 
der Patron ihn dem Bischofe präsentiere, beziehungsweise der Kollator 
die Pfründe selbst verleihe. Bei Patronatsbenefizien wird also der 
Gemeinde das Nominations-, dem Patrone das Präsentationsrecht zu- 
geschrieben. Diese Bullen sind bis auf den heutigen Tag in Rechts- 


1) Abgedruckt im Geschichtsfr. für die 5 Orte Bd. XIV, S. 267. 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 31 
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kraft geblieben und nur später gestiftete einfache Benefizien machen 
eine Ausnahme. 

In den aristokratischen Kantonen suchten die Obrigkeiten móg- 
lichst grossen Einfluss auf die Pfründebesetzung zu gewinnen. Manche 
Patronate wurden von ihnen erworben. Besonders erhielten sie durch 
päpstliche Privilegien Patronatsrechte für die Chorherrenstellen an 
Kollegiatstiften, so Luzern 1456 für das Stift in Luzern und 1479 
für Beromünster, Solothurn 1520 für Schónenwerd und 1512 für 
St. Urs und Viktor in Solothurn, Zürich 1479 für die Stifte Gross- 
münster, Frauenmünster und Embrach u. s. w.!) Im übrigen be- 
standen in den aristokratischen Kantonen und in den Vogteien noch 
viele Patronate der Stifte, Klóster und Laienfamilien fort. 

Die Eidgenossen machten nun vielfach Ansprüche, welcbe weit 
über das kirchliche Recht hinausgingen, Sie begnügten sich nicht 
mit dem kirchlichen Präsentationsrechte, sondern prätendierteu ein 
eigentliches Verleibungsrecht, wenigstens in bezug auf die Temporalien. 
Darum nannten sie sich Kollatoren oder Lehensherren, nicht nur 
Patrone. Es war dies eine Anschauung, welche bekanntlich viele 
Laienpatrone des Mittelalters teilten und die speziell in der Schweiz 
wohl ein Erbteil der österreichischen Herrschaft war. 

Als es sich in der Eidgenossenschaft um die Durchführung der 
Beschlüsse des Konzils von Trient bandelte, drangen die kirchlichen 
Obern besonders darauf, dass sich Behórden und Gemeinden mit der 
Ausübung des Präsentationsrechtes begnügen und nicht die Ver- 
leihung von Benefizien sich anmassen.?) Der hl. Karl Borromäus 
schloss am 80. Dezember 1567 mit den Orten Uri, Schwyz und 
Unterwalden bezüglich der Vogteien im Tessin einen Vertrag, durch 
welchen sie auf die Ausdrücke »Lehensherren« (der Pfründen) und 
»wir leihene (die Pfründen) verzichteten. Die letzteren Worte wurden 
ersetzt durch »wir präsentierene. Nuntius Bonhomini erklärte in 
seiner Vereinbarung vom 19. Dezember 1579 zwar, dass den Herren 
in Freiburg das Präsentationsrecht zustehe, weitergehende Ansprüche 
wurden jedoch entschieden abgelehnt. Den nämlichen Standpunkt 
nahmen die Bischöfe ein und es wurde strenge daran festgehalten, dass 
niemand ohne Genehmigung des Bischofs und die von ihm erteilte 
Sendung eine kirchliche Pfründe antrete oder irgend ein geistliches 
Amt ausübe. 


1) Näheres bei B. Fleischlin, Studien und Beiträge zur schweiz. Kirchen- 
geschichte. Luzern. 1903. II, S. 495, 497, 582, 585, 513. 

2) Nüheres hierüber bei J. G. Mayer. Das Konzil von Trient und die 
Gegenreformation in der Schweiz, Stans. 1908. Il. Bd. 5-92 ff. 
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In Graubünden hatten sich die Gemeinden vielfach die Pa- 
tronatsrechte der Stifte angemasst oder gegenüber der freien Kollatur 
des Bischofs ein solches geltend gemacht und sugar geistliche Stellen 
ohne Dazischenkunft des Bischofs besetzt. Nach der Durchfübrung 
der kirchlichen Restauration fügten sie sich den kirchlichen Ge- 
setzen. !) 

Schon im 15. Jahrh. feblte es nicht an Versuchen, die Inhaber 
von geistlichen Pfründen einer Wiederwahl zu unterziehen. Es war 
dieses Bestreben eine Folge teffs der demokratischen Anschauungen, 
teils der Auffassung des Patronates als Lehensrecht. Auch trug 
wohl dazu bei, dass die Bischöfe die Benefizien öfters nur provisorisch 
von Jahr zu Jahr (per inducias) besetzten. Die kirchliche und so- 
ziale Revolution, das Beispiel der Protestanten bewirkten, dass die 
Wiederwahl auch bei den Katholiken sich immer mehr verbreitete. 
Sie war im 16., 17. und 18. Jahrh. in den demokratischen Kantonen, 
in Graubünden und den Vogteien in Übung. ?) Die Bischöfe, die Nuntien 
und selbst der hl. Stuhl traten gegen diesen Missbrauch auf, aber 
erst im 19. Jahrb. wurde er abgeschafft. 

Nach den Neugestaltungen der Eidgenossenschaft im 19. Jahrh. 
betrachteten die vorherrschend protestantischen oder vom Radikalis- 
mus beherrschten Kantone die Besetzung der geistlichen Pfründen, 
besonders der Seelsorgstellen, als eine Sache des Staates. Sie regelten 
durch ihre Gesetze willkürlich, nach protestantischen Anschauungen 
und ohne Verständigung mit den Bischöfen die Wahl und Anstellung 
der Geistlichen. Teils beanspruchten sie selbst das Besetzungsrecht, 
teils sprachen sie es den Gemeinden zu. Auch nur eine Mitwirkung 
der Bischöfe wird nicht einmal erwähnt. Am weitesten gehen hierin 
die zur Zeit des Kulturkampfes erlassenen Gesetze in Solothurn, 
Bern, Baselland, Aargau, Neuenburg u. 8. w. 

Über die Patronate der aufgebobenen Klöster und Stifte verfügte 
der Staat als über heimgefallene Rechte. 

Verschiedene Kantone führten durch Gesetz die Wiederwahl 
der Geistlichen ein, so Zürich 1868, Baselland 1871, Solothurn 1872, 
Aargau 1871 und 1877, Glarus 1873, Neuenburg 1873, Bern 1874. 

In den meisten katholischen Kantonen blieb der dem Kirchen- 
rechte entsprechende Zustand erhalten, so besonders in Luzern, Zug, 
Freiburg, Wallis und Tessin. Luzern beanspruchte allerdings die 
Patronate der aufgehobenen Klöster, achtete aber im übrigen das 
kirchliche Recht. Die Urkantone behielten ihre päpstlichen Privilegien. 


1) 1. c. S. 102. 
2) Näheres ]. c. S. 108 ff. 
dl? 
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In den meisten Kantonen ist die Präsentation (»Wahl«) der 
Geistlichen durch die Gemeinden die Regel. Eine Ausnahme bilden 
die Kantone Luzern, Freiburg, Wallis und bezüglich der Kaplaneien 
auch Tessin. 

Die Missionspfarreien in der Diaspora verleihen die Bischöfe 
frei. Den Gehalt dieser Pfarrer und ihrer Vikare bestreitet meisten- 
teils der »Verein für inländische Mission«. 

Man muss zugeben, dass die Gemeinden iin ganzen einen durch- 
aus gewissenhaften Gebrauch von ihrem Rechte machen. Sie trachten 
fáhige, untadelhafte Priester zu bekommen und nehmen meistens vor 
der Wahl Rücksprache mit dem bischöflichen Ordinariate. Selbst 
mehrheitlich liberale Gemeinden suchen in der Regel kirchlich ge- 
sinnte Seelsorger. 

Gewöhnlich werden die Stellen nicht ausgeschrieben, sondern 
die Gemeinden fragen die in Aussicht genommenen Geistlichen an. 

Die Vikare werden im Kanton Luzern von den Pfarrern, sonst 
überall von den Bischófen (meist nach vorherigem Einverständnis 
mit dem Pfarrer) ernannt. 
| In den einzelbnen Diôzesen bestehen bezüglich des Patronates 
folgende Verhältnisse: 


1. Bistum Basel. 


Im Kanton Solothurn besass die Regierung von altersher eine 
grosse Anzahl von Patronaten, auch die geistlichen Stifte (St. Urs 
und Viktor in Solothurn, Schönenwerd und Mariastein) hatten viele 
solche. Familienpatronate gab es nur wenige, Gemeindepatronate 
gar keine. Als 1874 die Stifte aufgehoben wurden, zog die Re- 
gierung auch deren Patronate an sich. Durch die Verfassung von 
1875 wurde nun die Wahl der Geistlichen vorzüglich den Gemeinden 
überlassen. $ 22 bestimmt: »Das Volk hat folgende Wahlen zu 
treffen: ... f. Den Pfarrer und pfarramtlichen Hilfsgeistlichen durch 
die Konfessionsangehörigen in den Pfarrgemeinden, unter Vorbehalt 
des staatlichen Bestütigungsrechtes.« Spezielle Patronate werden 
vorbehalten, aber auch da, wo solche bestehen, hat die Gemeinde 
einen Zweiervorschlag zu machen und in jedem Falle ist die Ge- 
nehmigung der Wahl durch dis Staatsbehörde erforderlich. Durch die 
erwähnte Verfassung wurde auch bestimmt, dass alle Seelsorgsgeist- 
lichen je nach sechs Jahren einer Wiederwahl zu unterziehen seien. 

>Alle provisorische Seelsorge bei vakant gewordenen Pfründen 
kann durch den Regierungsrat nur im Einverständnis mit den be- 
treffenden Pfarrgemeinden angeordnet werden.e Nur diejenigen 
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Geistlichen werden als wahlfähig betrachtet, welche die vorgeschriebene 
Staatsprüfung gemacht haben. 1) 

Die Verfassung ignoriert bezüglich der Anstellung der Geist- 
lichen vollständig die kirchliche Gewalt. Sie betrachtet die Be- 
setzung der geistlichen Ämter ganz als Sache des Staates und der 
Gemeinden, stellt sich also in schroffsten Gegensatz zu den Grund- 
sätzen und der Verfassung der Kirche. 

Im Kanton Luzern bestehen die zwei Kollegiatstifte St. Leodegar 
in Luzern und St. Michael in Beromünster. 

Der Propst in Luzern, welcher infuliert ist, wird gemeinschaft- 
lich von der Regierung und dem Stiftskapitel gewählt und vom 
hl. Stuhle bestätigt. Vier Chorherren werden von der Regierung, 
die übrigen vom Kapitel ernannt. Letzteres besetzt auch die Stifts- 
kaplaneien. ?) 

Für Beromünster hat die Regierung das Patronat aller Kanoni- 
kate und der Propstei. Von den Stiftskaplänen ernennen der Propst 
und der Kustos je 2, das Kapitel 5 und der Ortsbürgerrat La 

Geistliche Patronate besitzen: 

Das Stift Luzern für 3 Pfarreien und 1 Kaplanei, der Propst 
für 1 Pfarrei, das Stift Beromünster für 10 Pfarreien und 6 Kaplaneien, 
das Kloster Einsiedeln und das Frauenkloster Eschenbach je für 
1 Pfarrei. 

Freier Verleihung ist nur eine Pfarrei. 

Die Regierung übt das Patronatsrecht aus für 47 Pfarreien 
und 7 Kaplaneien; die Gemeinden für 15 Pfarreien und 19 Kaplaneien. 

Die Majoratsherren der Familien v. Sonnenberg und v. Pfyffer 
haben je für eine Pfarrei das Patronat. 

Für die Zulassung zu geistlichen Pfrüuden ist eine Prüfung 
abzulegen. Nach einer Vereinbarung der Regierung mit dem Bischofe 
vom 17. September 1843 besteht die Prüfungskommission aus drei 
vom  Bischofe und zwei von der Regierung ernannten Geist- 
lichen. 

Im Kanton Zug hatten früher die Bürgergemeinden die meisten 
Patronate, durch die Verfassung von 1881 (Art. 78) gingen jedoch 
diese an die Kirchgemeinden über. Die Patronate einzelner Ge- 
nossenschaften wurden vorbehalten, sie sind jedoch ablösbar. 

Im Kanton Aargau bilden die Protestanten die Mehrheit, die 
Katholiken aber eine starke Minderheit. Lange Zeit herrschte in 


SE SE und Zorn, Staat und Kirche in der Schweiz. Zürich. 1877. 


I, 8. 
2) u. 3) Siehe oben S. 482. 
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diesem Kantone das weitgehendste Staatskirchenrecht, das jetzt zwar 
gemildert, aber keineswegs erloschen ist. Was die Pfründever- 
leihung betrifft, so betrachtete sich der Staat als Rechtsnachfolger 
bezüglich der Patronate, welche den 1841 aufgehobenen Klöstern 
zustanden. Auch die übrigen Patronate suchte die Regierung an 
sich zu bringen. Nach der Verfassung von 1852 (revidiert 1863) 
ernannte die Regierung alle Seelsorger, den Gemeinden stand das 
Recht eines dreifachen Vorschlags zu. 

Ein Gesetz vom 30. Juni 1871 bestimmt die Wiederwahl der 
Geistlichen je nach 6 Jahren. »Provisorisch angestellte Geistliche, 
sowie bei grosser Pflichtverletzung auch die definitiv gewählten, 
können jederzeit entlassen werden.« 

»Jede Entfernung von einem geistlichen Amte kann unter er- 
schwerenden Umständen mit Entlassung aus dem Ministerium, be- 
ziehungsweise mit der Entziehung der Wahlfähigkeit auf bestimmte 
oder alle kirchlichen Pfründen, verschärft werden.e »Die Geistlichen 
stehen im Allgemeinen hinsichtlich ihres Amtes und ihres Verhält- 
nisses zu der Gemeinde unter der Aufsicht der kirchlichen und obern 
vollziehenden Behörden. Dem Regierungsrat und den Kirchenräten 
stehen diesfalls die gleichen gesetzlichen Befugnisse wie gegenüber 
andern Beamten ihrer Verwaltungskreise zu.« 

Dieses Gesetz ist auch heute noch in Geltung. Dagegen wählen 
nach der Verfassung vom 23. April 1885!) (Art. 67) die Kirch- 
gemeinden »aus den vom Staate als wahlfähig erklärten Geistlichen 
ihre Seelsorger auf eine vom Gesetz zu bestimmende Amtsperiode«. 
»Die Wahlfähigkeit wird durch die vorgeschriebene Prüfung er- 
langt. Die Prüfungskommissionen bestehen aus je fünf Mitgliedern, 
wovon drei durch den Staat, zwei durch die Synoden?) zu ernennen 
sind.« Über die Studien, die Staatsprüfung und die Aufnahme der 
katholischen Theologen in den Verband des kantonalen Klerus be- 
steht eine detaillierte Verordnung vom 15. Februar 1870.5) 

Die Synode hat »die Beaufsichtigung der Amtsführung der 
Geistlichen, katholischerseits in Verbindung mit der geistlichen Be- 
hórde«. (Art. 69 der Verfassung.) 

Die Stifte Muri und Wettingen, welche 1841 aufgehoben 
wurden, aber in Gries (Tirol) und Mehreratl (Vorarlberg) ihre Fort- 
setzung gefunden haben, verlangen zur Wahrung ihrer Rechte, dass 


1) Schon das »Gesetz über die Organisation der Kirchgemeinden« vom 
23. Juni 1868 bestimmte die Wahl der Seelsorger durch die Kirchgemeinden. 

2) Diese bestehen aus Vertretern der Kirchgemeinden. 

3) Siehe Gareis und Zorn, l. c. S. 537 fl. 


Die Patronatsverhältnisse in der Schweis. 487 


die Geistlichen, welche für die Pfarreien der beiden Klöster gewählt 
werden, sich dem Abte präsentieren und von ihm die Einwilligung 
erhalten. 

Die Bevölkerung des Kantons Thurgau ist der grossen Mehr- 
heit nach protestantisch. Die meisten Patronate der katholischen 
Benefizien standen den nun aufgehobenen Klöstern zu. Die noch zu 
Recht bestehende »katholische Kirchenorganisatione vom 23. Oktober 
1870 erklärt ($ 24—26) » Wahl und Abberufung der Geistlichen« als 
Sache der Kirchgemeinden. Eine periodische Wiederwahl der Seel- 
sorger besteht nicht, dagegen kann die Gemeinde die Geistlichen durch 
Mehrheitsbeschluss abberufen. Verlangt ein Drittel der stimmfähigen 
Gemeindemitglieder die Abberufung, so muss innerhalb drei Monaten 
die Abstimmung über dieses Begehren stattfinden, 

Ausser den Pfarrgemeinden haben noch Patronatsrechte: Das 
Stift Einsiedeln für die Pfarrei Eschenz, die freiherrliche Familie 
v. Rüpplin für eine Kaplanei in Frauenfeld, der Freiherr v. Enzberg 
in Müllheim für eine Kaplanei in Ermatingen. 

Die erwähnte Kirchenorganisation bestimmt (8 30 u. 3): »Der 
Pfarrer besorgt die rein geistlichen Funktionen nach Massgabe der 
kanonischen Gesetze. In gemischten Amtsverrichtungen steht er zu- 
gleich unter den Gesetzen des Staates. Zu den letztern gehören: 
a. die Verrichtungen, zu denen er als Präsident der Kirchenvor- 
steherschaft verpflichtet ist; b. die Führung der Pfarrbücher und 
Ausfertigung bezüglicher Scheine.« Letztere Bestimmung ist durch 
die Bundesverfassung von 1874 hiufällig geworden. 

Der früher ganz protestantische Kanton Bern erhielt durch 
den Wiener Kongress 1815 den katholischen Jurabezirk, ehemaliges 
Gebiet des Fürstbischofs von Basel. Bis zum J. 1874 ernannte der 
Bischof die Pfarrer frei. Es kam sodann der »Kulturkampfe, wel- 
cher nirgends mit solcher Heftigkeit wütete, wie im Kanton Bern. 
Ein »Gesetz über die Organisation des Kirchenwesense wurde am 
18. Januar 1874 angenommen, das auch jetzt noch in seinen meisten 
Bestimmungen aufrechterhalten wird. Durch dasselbe wird die Wahl 
der Geistlichen den Kirchgemeinden zugesprochen ($ 39). Wählbar 
sind nur diejenigen Geistlichen, welche in das »bernische Ministerium« 
aufgenommen wurden. Für die Aufnahme muss eine staatliche Prüfung 
abgelegt werden ($ 25 und 28). 

Die Amtsdauer bei geistlichen Stellen beträgt sechs Jahre. 
Nach Ablauf dieser Zeit hat eine Wiederwahl stattzufinden (8 431, 
$ 30, 8 31). 

Die Wahl der Pfarrer ist dem Plazet der Regierung unter- 
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worfen (S 11, 29 u. 42), die Rechte des Bischofs sind nirgends 
erwähnt. 

Der Umfang der Pfarreien wurde vom Staate einseitig neu um- 
schrieben und dabei wurden vielfach zwei und mehrere Pfarreien 
vereinigt. Da aber die staatlich aufgehobenen Pfarreien notwendig 
sind, so werden sie kirchlicherseits aufrechterhalten. Der Kanton 
besoldet die anerkannten Pfarrer und diese teilen sodann den Ge- 
halt mit den nichtanerkannten. 

Die staatlich nicht anerkannten Pfarrer, zu denen auch die 
Missionspfarrer im alten Kantonsteile (z. B. der römisch-katholische 
Pfarrer der Stadt Bern) gehören, ernennt der Bischof von Basel. 
Dieser ist zwar von der Regierung nicht offiziell anerkannt, aber 
die Ausübung seines Amtes im Kanton Bern ist ihm gestattet. 

Im Kanton Baselland bilden die Katholiken nur !/, der Be- 
völkerung. Das Gesetz über die Pfarrwahl vom 18. Dezember 1871 
trägt einen kulturkämpferischen Charakter und ist in gleicher Weise 
für die Katholiken und Protestanten bestimmt. Die Wahl der Geist- 
lichen steht den koufessionellen Gemeinden zu. Die Kandidaten müssen 
staatlich geprüft sein. Die Regierung ordnet die Wahl an, hat das 
Bestátigungsrecht und bestimmt den Amtsantritt des neugewählten 
Geistlichen. Die Amtsdauer beträgt 5 Jahre; wird eine Wieder- 
wahl nicht begehrt, so gilt der Geistliche von selbst als be- 
stätigt. Geistliche, welche schon 20 Jahre im Kanton angestellt 
sind, unterliegen keiner Wiederwahl. Während der Amtsdauer ist 
eine Entsetzung durch gerichtliches Urteil, eine zeitweilige Ein- 
stellung durch Regierungsbeschluss zulässig. Entlassungsgasuche 
sind beim Regierungsrate einzureichen.!) Vom Bischofe und dessen 
Rechten ist nirgends die Rede. 

Der Kanton Baselstadt anerkennt die dort bestehenden röm.- 
kath. Pfarreien nicht, die der Bischof frei besetzt. 

Im Kanton Schaffhausen ist nur die katholische Pfarrgemeinde 
Ramsen als öffentliche kirchliche Korporation anerkannt. Nach der 
Kautonsverfassung vou 1876 Art. 51 müssen die anzustellenden 
Geistlichen eine Staatsprüfung bestanden haben und werden von der 
Kirchgemeinde je für eine achtjährige Amtsdauer gewählt. 


2. Bistum Lugano. 


Dieses umfasst nur den Kanton Tessin. Püpstlicher Verleihung 
sind die Propsteien der Kollegiatstifte Balerna, Bellinzona u. Locarno. 


1) Gareis und Zorn, l. c. I, 8. 413 ff. 
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Der Bischof (apostolischer Administrator) hat die freie Ver- 
leihung aller Chorherrenstellen in Balerna, dreier Chorherrenstellen 
in Bellinzona, der Propstei in Agno und der Pfarrpfründe von Tre- 
mona und von 6 Kaplaneien. 

Geistlichen Patronates sind nur ganz wenige Benefizien; so er- 
nennt der Propst von Bellinzona den Pfarrer von Ravecchia, in 
Tesserete besetzen die drei Pfarrer mit dem Municipium ein Kanonikat 
daselbst, der Propst von Balerna die Pfarrpfründe in Perdinate. 

Die römisch-katholischen Kirchgemeinden haben das Patronat 
fast aller Pfarrstellen, nur vier Pfarreien bilden eine Ausnahme. 
Auch 29 Kaplaneien werden auf die Präsentation des Volkes hin 
besetzt. 

Für 15 Pfarreien hatte der Bischof das freie Verleihungsrecht, 
durch päpstliches Privilegium erhielten jedoch die bezüglichen Kirch- 
gemeinden das Patronat derselben. 

Bei der Errichtung des Bistums Lugano (1888) verzichtete 
das Domkapitel von Mailand auf die Patronate, welche es in den 
Tälern Riviera, Blenio und Leventina besass. Das Präsentations- 
recht wurde nun kirchlicherseits den Kirchgemeinden überlassen. !) 

Sehr zahlreich sind die Familienpatronate. Durch solche wer- 
den 9 Chorherrenstellen, 2 Pfarreien und 85 Kaplaneien besetzt. 

Acht Benefizien sind im Patronate von Bruderschaften. 

Bei 49 Kaplaneien sind die Patrone nicht angegeben. ?) 


3. Bistum Chur. 


Im Kanton Graubünden üben die Kirchgemeinden das Patronats- 
recht für fast alle Seelsorgspfründen aus. Eine Wiederwahl findet 
nicht statt, dagegen bestimmt die Verfassung vom 23. Mai 1880: 
(Art, 11] »Den Kirchgemeinden steht das Recht zu, ihre Geistlichen 
zu wählen und zu enllassen«. 

Das freie Verleihungsrecht hat der Bischof noch für die Pfarreien 
Samnaun und Rhäzüns und abwechselnd mit der Präsentation durch 
die Gemeinde für Bonaduz, sowie für die neuentstandenen Missions- 
pfarreien. 

Eine grosse Anzahl von Pfarreien wird durch Kapuziner ver- 
sehen, welche frei von ihren Obern ernannt und abberufen werden. 
Der Bischof gibt die Vollmacht zur Ausübung der Seelsorge. Es 

1) Das Gesetz vom 28. Januar 1886 (Legge e Rerolamente sulla libertà 
della chiesa cattolica) bestimmt (Art. 7), dass fir alle Pfarrstellen, welche 
nicht zu einem Kollegiatkapitel gehóren, die Präsentation den römisch-katho- 
lischen Bürgern zukomme. Kein Pfarrer oder Vizepfarrer darf das Amt an- 


treten, ohne dass die kirchlichen Bedingungen erfüllt sind. 
2) La Diocesi di Lugano. Lugano. 1904. 
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handelt sich jedoch hier nicht um eine Inkorporation, die Pfarreien 
werden durch die Kapuziner provisorisch administriert und das Pa- 
tronatsrecht der Gemeinden ist nur sistiert. Nach Entscheidungen 
des hl. Stuhles steht es letzteren frei, jederzeit, nach einjähriger 
Kündigung, einen Weltgeistlichen dem Bischofe zu präsentieren. 

In Poschiavo bestehen bezüglich einiger Beriefizien Familien- 
patronate. 

Für die Kantone Uri, Schwyz, Ob- und Nidwalden, sowie 
Glarus ist die erwähnte Bulle Julius II. vom 27. Dezember 1512 
massgebend. Es steht also auch nach kirchlichem Rechte den Ge- 
meinden die Präsentation für sämtliche geistliche Pfründen zu. Eine 
Ausnahme bilden einige einfache Benefizien und Klosterpfarreien. 

In Uri bestimmt die Verfassung vom 6. Mai 1888: »Den Ge- 
meinden bleibt das Wahlrecht (Präsentation) ihrer Geistlichen, welches 
als ein unveräusserliches Recht aufzufassen ist, gewährleistet« (Art. 3). 

In Aldorf gibt es einige Benefizien, für welche einzelnen 
Familien das Patronat zusteht. 

Die Verfassung von Schwye vom 18. November 1897 (Art. 81) 
schreibt »den stimmfähigen Einwohnero der Kirchgemeinde das 
Stimmrecht« zu »bei den Wahlen derjenigen Geistlichen, deren An- 
stellung der Gemeinde zukommte, 

Dem Stifte Einsiedeln sind die Pfarreien Einsiedeln, Freien- 
bach und Feusisberg inkorporiert. Es versieht dieselben durch Kon- 
ventualen, welche vom Bischofe bestätigt werden. Für die Pfarrei 
Reichenburg besitzt die Gemeinde das Nominations-, das Stift Ein- 
siedeln das Präsentationsrecht. 

Das Patronat der Kaplanei in Biberegg steht der Familie 
v. Reding-Biberegg zu. Für die Kaplaneien Immensee und Erlen- 
schachen waren bisher die Nachkommen der Stifter Patrone, sie 
haben jedoch in neuester Zeit sämtliche katholische Einwohner dieser 
Filialen zu Mitpatronen angenommen. 

Die Verfassung von Nidwalden (2. April 1877) bestimmt 
(Art. 69): »Der Kirchengemeinde bleiben vorbehalten die Wahlen 
derjenigen H.H. Geistlichen, deren Ernennung nach hergebrachten 
Rechten ihr zukommte. 

Für alle Pfarrstellen, mit Ausnahme der neuen Pfarrei 
Ennetbürgen, haben das Stift Engelberg das Präsentations-, die 
Kirchgemeinden das Nominationsrecht. Für zwei Kaplaneien in der 
Pfarrei Stans (Wiesenberg und Frühmesserei in Stans) präsentiert 
der Pfarrer mit den Vertretern der Nachkommen der Stifter. Die 
übrigen Pfründen sind im Patronate der Gemeinden, 
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Die Verfassung für Obwalden vom 27. April 1902 bestimmt 
(Art. 66): »Die Einwohnergemeinde mit Ausscheidung derjenigen 
Stimmberechtigten, welche sich nicht zur rômisch-katholischen Re- 
ligion bekennen, übt das Wahl- (Präsentationsrecht) bezüglich der 
Geistlichen an der Pfarrkirche und an den Filialkapellen aus. Hin- 
sichtlich der Wahl der Pfarrer bleiben die Kollaturrechte geistlicher 
Stifte und hinsichtlich der Gemeinde Engelberg die dortigen be- 
sonderen Verhältnisse vorbehalten«. 

Die Pfarrei Engelberg ist dem dortigen Kloster inkorporiert 
und wird durch einen Konventualen versehen. Für die Pfarrpfründen 
Sarnen und Kerns haben die Kirchgemeinden das Nominations-, das 
Stift Beromünster für erstere, das Stift Engelberg für letztere das 
Präsentationsrecht. 

Im Kanton Glarus präsentieren die Kirchgemeinden für alle 
geistlichen Pfründen. Nach dem Gesetze von 1873 müssen die 
Geistlichen je nach drei Jahren einer Wiederwahl unterzogen werden. 

Die Missionspfarrei Schwanden ist freier Verleihung des Bischofs. 

Im Kanton Zürich bestehen die alten katholischen Pfarreien 
Dietikon und Rheinau. Erstere war dem Kloster Wettingen, letztere 
dem Kloster Rheinau inkorporiert. Beide Stifte wurden aufgehoben, 
ersteres 1841, letzteres 1861. Wettingen besteht jedoch im Stifte 
Wettingen-Mehrerau fort und der Abt fordert, dass der in Dietikon 
gewählte Pfarrer sich ihm vorstelle und seinen Konsens einhole. 

Staatlich anerkanut ist ferner die katholische Pfarrei Winter- 
thur. Für diese drei Pfarreien finden die Verfassung von 1869 und 
das Gesetz betreffend das kathol. Kirchenwesen vom 27. Okt. 1863 
ihre Anwendung. Nach denselben werden alle Geistlichen von den 
Kirchgemeinden gewählt und von der Regierung bestätigt. Sie 
unterliegen alle sechs Jahre einer Bestátigungswahl. Die Stelle ist 
neu zu besetzen, falls die absolute Mehrheit der stimmenden Ge- 
meindegenossen die Bestätigung ablehnt. Für vakante Stellen er- 
nennt der Regierungsrat einen Verweser. 

Zahlreich sind im Kanton Zürich die staatlich nicht anerkannten 
katholischen Missionspfarreien, welche vom Bischofe frei besetzt wer- 
den. Diese Pfarrer sind amovibiles. 


4. Bistum St. Gallen. 


Im mehrheitlich katholischen Kanton St. Gallen besassen früher 
die Stifte St. Gallen und Pfäfers, Schännis u. s. w. weitaus die 
meisten Patronate. 

Nach deren Aufhebung wurden diese vom Staate dem katho- 
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lischen Administrationsrate (staatlich-kirchliche Laienbehörde) zuge- 
sprochen. Dieser präsentierte 1839 für 89 geistliche Pfründen, die 
Pfarrgemeinden für 54, Klöster und Private für 10. Ein Gesetz 
vom 25. August 1842 sprach das Patronatsrecht für alle geistlichen 
Stellen den Kirchgemeinden zu. Als Ersatzleistung hatten diese an 
den früheren Inhaber des Patronates den doppelten Betrag der jähr- 
lichen fixen Pfründeinkünfte zu bezahlen. Das Gesetz setzte zugleich 
fest, dass das »Wahlrecht« »unter keinem Vorwand an wen immer 
abgetreten oder zur Ausübung übertragen werden dürfe.«?) Zwei 
Familienpatronate für einfache Benefizien (Flums und Wartegg) sind 
geblieben. 

Der Regierungsrat beansprucht auf Grund des »Gesetzes über 
die Besorgung der besonderen Angelegenheiten beider Konfessionen 
im Kanton St. Gallene von 1859 (Art. 15) das Recht der Plasetie- 
rung bei Pfründenbesetzungen. Ein Grossratsbeschluss vom 3. Juni 
1874 Art. 1 bestimmt: »Einem Geistlichen, welcher durch Missbrauch 
seines Amtes den konfessionellen oder politischen Frieden stört, in 
seiner amtlichen Stellung zum Hasse und zur Verfolgung politischer 
Gegner und Andersgesinnter aufstachelt, oder den Vorschriften der 
eidgenössischen oder kantonalen Verfassung und Gesetze beharrlich 
entgegentritt, oder wenn er durch seinen Wandel die Würde seines 
Amtes schwer verletzt, kann durch den Regierungsrat das hoheit- 
liche Plazet entzogen werden.e 

Die »Organisation des katholischen Konfessionsteilese vom 
19. September 1893 hat in Art. 37 und 38 folgende Bestimmungen: 

»a. Sobald eine geistliche Pfründe vakant geworden, hat der 
betreffende Kollator an das bischöfliche Ordinariat und an den Ad- 
ministrationsrat unter Angabe des Pfründeinkommens und seiner 
materiellen Belastungen Anzeige zu machen. 

»b. Die Wiederbesetzung einer Pfründe hat spätestens innert 
4 Monaten, vom Tage der Erledigung an gerechnet, durch die Wahl 
eines wahlfähig erklärten Priesters zu geschehen. Eine Verlängerung 
der Wahlfrist kann vom Administrationsrat im Einverständnis mit 
der kirchlichen Oberbehörde aus erheblichen Gründen gestattet werden. 

»c. Falls vom betreffenden Kollator innert der gesetzlichen 
oder verlängerten Frist die ihm zustehende Wahl nicht vollzogen 
worden wäre, hat der Administrationsrat mit der kirchlichen Ober- 
behörde das weitere zu verfügen. 

»d. Es ist nicht gestattet, Wahlen auf geistliche Pfründen an 


1) Baumgartner, Gesch. des Kantons St. Gallen. III, S, 212—214. 
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besondere Vorbehalte oder Bedingungen zu knüpfen oder mit den 
Wahlkandidaten Verträge über ihre Obliegenheiten oder Einkünfte 
abzuschliessen.« 

Art. 38. Abs. 3. »Ehe der Gewählte vom Administrationsrat 
die Anzeige von der Wahlanerkennung erhalten, und bevor ihm die 
kirchliche Admission von seite des bischöfl. Ordinariats erteilt worden, 
darf derselbe von seiner neuen Pfründe nicht Besitz nehmen. »Mit 
Verweigerung der bischöflichen Admission fällt die Wahl dahin.« 

Nach Art. 35 erfolgt die Wahlfähigkeitserklärung durch das 
bischöfl. Ordinariat, welches von derselben dem Administrationsrate 
Anzeige macht. 

Im Kanton Appenzell Inner-Rhoden übt der Grosse Rat (Kan- 
tonsrat) auf Vorschlag der Kirchgemeinden das »Kollaturrecht« aus. 
(Verfassung von 1872. Art. 26.) 

In Appenzell Ausser- Rhoden bestehen nur Missionspfarreien, 
welche frei vom Bischofe besetzt werden. 


5. Bistum Lausanne. 


]m Kanton Freiburg besteht das Chorherrenstift St. Nikolaus 
in der Stadt Freiburg. Der infulierte Propst wird vom Kantonsrate 
ernannt und vom hl. Stuhle bestátigt, die 9 Chorherren ernennt der 
Regierungsrat. (Gemáss püpstlichem Privilegium vom 20. Dezember 
1542.) 1) 

Es gibt in diesem Kanton 135 Pfarreien und 29 Kaplaneien. 
Für 17 Pfarreien hat das Stift St. Nikolaus das Patronat, für etwa 
7 die Kirchgemeinden, die übrigen Stellen werden frei vom Bischofe 
besetzt. Der Pfarrer von St. Nikolaus in Freiburg wird von der 
Bürgerschaft prüsentiert, die drei Rektorate in der Stadt besetzt der 
znletzt ernannte Chorherr von St. Nikolaus. 

Früher hatte die Regierung mehrere Patronate für Pfarrstellen, 
sie hat jedoch auf dieselben verzichtet. 3) 

Familienpatronate bestehen im Kanton Freiburg keine. 

Im Kanton Waadt gibt es 6 alte katholische Pfarreien im 
Bezirk Eschallens und 12 im 19. Jahrh. in der Diaspora errichtete 
(Lausanne, Vevey etc.). Acht neue Pfarreien sind staatlich anerkaunt. 
Diese und die 6 alten Pfarreien werden nach einem Gesetze 
von 1810 in der Weise besetzt, dass der Bischof einen Dreiervor- 
schlag macht und die Regierung auf Grund desselben wählt. Die 
nicht anerkannten Missionspfarreien besetzt der Bischof frei.) 


1) B. Fleischlin 1. c. S. 471. 
2) u. 3) Mitteil. der bischöfl. Kanzlei in Freiburg. 
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Im Kanton Genf sind seit dem Kulturkampfe die römisch- 
katholischen Pfarreien nicht mehr staatlich anerkannt. Der Bischof 
ernennt daher die dreissig Pfarrer frei. 

Im vorwiegend protestantischen Kanton Neuenburg bestehen 
3 alte staatlich anerkannte katholische Pfarreien. Eine Verordnung 
des Fürsten Hardenberg von 1822 bestimmte im Einverständnisse 
mit dem Bischofe, dass der Staatsrat die Pfarrer auf einen Dreier- 
vorschlag des Bischofs ernenne.!) Das Kirchengesetz von 1873 
Art. 21 überlässt den Kirchgemeinden das » Wahlrecht: der Geist- 
lichen und verordnet je nach 6 Jahren eine Wiederwahl. 

Nach dem Rate des Bischofs machen die Gemeinden keinen 
Gebrauch von diesem Gesetze. Sie überlassen der Regierung die 
Präsentation (nach dem Dreiervorschlag des Bischofs). Je nach 
6 Jahren erklären sie den Pfarrer als wiedergewählt. ?) 

Für die 6 Missionspfarreien ernennt der Bischof frei. 


6. Bistum Sitten. 


Die Diözese Sitten umfasst nur den Kanton Wallis und den 
Bezirk Aigle im Kanton Waadt. 

Bezüglich der Besetzung geistlicher Pfründen besteht der alte 
rechtliche Zustand. 

Es werden präsentiert, beziehungsweise ernannt: 


Vom Abte von St. Maurice 13 Pfarrer u. 1 Kaplan. 
a Domkapitel 23 , 
, Kloster St. Bernhard 9 , 4 Kapläne. 
Von der Regierung bezw. Grossen Rat 3 , 
„ den Gemeinden 8 , 7 , 5 Rektoren. 
„ Gemeinde und Bischof 5 : 
i : a Domkapitel 1 „n 2 S 
E a „ Pfarrer 3 s 1 Rektor. 
Vom Pfarrer der Mutterkirche 4 j 
Vom Pfarrer der Mutterkirche und 
der Gemeinde 2 " 
Von Fanilien 1 Kaplan 7 Rektoren. 5) 


Die meisten Pfarreien sind gegenwärtig nur mit Pfarrverwesern 
(Administratores) besetzt. 
1) Gareis und Zorn l. c. I, S. 641. 


2) Mitteilung der bischófl. Kanzlei in Freiburg. 
3) Mitteilung der bischófl. Kanzlei in Sitten. 
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4. Das Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. 
Von Dr. jur. utr. Ad. Rösch, Pfr. 
Fortsetzung ; (vgl. Bd. 83 S. 446 ff. u. S. 620 ff.; Bd. 84 S. 56 ff. u. 244 ff.) 


IL Der Josephinismus. 


3. Das angewendete ius maiestaticum auf den verschiedenen kirch- 
lichen Cebieten. 
a) Das josephinische Kirchenrecht und der Primat. 


Einzelne von uns schon erwähnte Massregeln Kaiser Josephs 
und seiner Mutter, wie die Anwendung des Plazet gegenüber allen 
päpstlichen Erlassen, die eigenmächtige Abgrenzung von Diôzesen, 
das Verbot der Annahme päpstlicher Titel ohne Zustimmung der 
Regierung, das Vorgehen gegen die Bulle des Gründonnerstags und 
die Bulle Unigenitus, die Lösung der inländischen Ordensleute von 
aller Obedienz gegenüber auswärtigen Obern werfen ein bezeichnen- 
des Licht auf das Verhältnis der österreichischen Kaisermacht zum 
Oberhaupt der katholischen Kirche. Wir können hier noch anführen 
die Weisung Kaiser Josephs an die Bischöfe vom 4. September 1781, 
in Ehesachen iure proprio zu dispensieren, und die Verfügung vom 
2. Mai 1785, wonach den Ordinarien nur durch Vermittlung des 
k. k. Agenten Brunati in Rom die Einholung einer unentgeltlichen !) 
Ehedispens gestattet wird. Als unantastbare Grundsätze für das 
Benehmen gegenüber dem Papste galten allen Kanonisten dieser 
Richtung wie dem Kaiser die Lehren des Febronius,?) wie denn der 
Verfasser des Febronius an dem Wiener Hofrat von Krufft 3) seinen 


1) Eine besondere Sorge Kaiser Josephs ging dahin, jeden Abfluss von 
Geld nach Rom zu verhindern. Dem Kard. Migassi lässt er am 10. März 
1781 antworten: »Es braucht keinen anderen Beweis, dass es bloss auf Gewinn 
angesehen seie, ale die den Bischöfen über einige Fälle erteilende facultates 
dispensandi, die immer den Schandfleck pro pauperibus tantum als eine Klausel 
mit sich führen« (Wolfsgr. a. a. O. S. 628). Aus der nämlichen Erwägung ging 
auch das Verbot hervor, ohne Staatsgenehmigung beim Papste um Bewilligung 
von Ablässen nachzusuchen. Rautenstrauch hatte übrigens dem Kaiser in 
einem Gutachten über den Ablass auseinandergesetzt: seg sei aus den echten 
Grundsätzen des Kirchenrechts klar, dass den Bischófen als Ordinariis vermóg 
der von Gott ihnen verliehenen geistlichen Schlüsselgewalt das Recht zukomme 
ru auch vollkommene, zu erteilen.« (Wolfsgr. a. a. O. S. 681.) Vgl. oben, 

. 67 f. 
2) Vgl. S. 449 ff. und 8. 620 ff. in Band 88 dieser Zeitschr. 

3) Hontheim überreichte durch Krufft dem Kaiser Joseph seine Be- 
merkungen über das  Mahnschreiben des Trierer Erzbischofs Clemens 
Wenzeslaus an Joseph II. Joseph liess sich dieselben vorlesen und übersandte 
Hontheim zum Dank dafür Abschrift des durch jenes Schreiben veranlassten 
Briefwechsel... O. Mejer, Febronius S. 208 f. | 
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intimsten Freund besass. Ganz ungescheut offenbart Kaunitz am 
19. Dezember 1781 in einem Antwortschreiben an den Nuntius 
Garampi auf dessen Beschwerden über die kirchl. Reformen Josephs II. 
diese Gesinnung der Wiener Regierung: ». . . Dass die Abstellung 
solcher Missbräuche, welche weder Grundsätze des Glaubens, weder 
den Geist und die Seele allein betreffen, von dem Römischen Stuhl 
nimmermehr abbangen kann, indem solcher, diese zwei Gegenstände 
ausgenommen, nicht die mindeste Gewalt im Staate haben kann. 
Dass diese mithin allein und ausschliessend dem Landesherrn zu- 
stehe, welcher allein im Staate das Recht zu befehlen hat. Dass 
von dieser Art alles ohne Ausnahme zu sein sich befindet, was die 
äusserliche Zucht der Klerisei und insbesondere der geistlichen 
Orden betrifft.« 1) 

Febronius hatte die Aufmerksamkeit der Fürsten besonders auf 
die Zensurenbulle, genannt In Coena Domini oder Bulla Coenae, ge- 
lenkt. >In der Bulla Coenae wird die absolute Monarchie des 
Papstes aufgestellt, werden die in Frankreich angenommenen appel- 
lationes ab abusu verworfen, werden die Kleriker von jeglicher Ju- 
risdiktion der weltlichen Obrigkeit und mithin auch in zeitlichen 
Dingen von der gesetzlichen Gewalt des Landesfürsten befreit.«?) 
»Die monarchische Gewalt des Papstes« aber, »wie sie zu Rom ge- 
lehrt wird, ist Ursache und Anlass von Kriegen und Revolutionen.« 3) 
Mit besonderer Befriedigung konnte Febronius im zweiten Bande‘) 
melden, dass Maria Theresia im Edikt von Mailand am 19. Oktober 
1768 allen Buchhändlern, Druckern, Personen und Kommunitäten in 
ihren italienischen Staaten den Besitz und das Innehaben dieser 
Bulle verboten habe;5) im vierten Bande®) weiss er uns zu berichten, 
wie nunmehr auf Befehl Maria Theresias seit 1769 auf allen öster- 
 reichischen Anstalten gelehrt werde, dass die Unfehlbarkett in Glau- 


1) In der schon zitierten »Sammlung der k. k. VO. in Publico-Ecclesia- 
sticis etc.« 

2) Febronius S. 239. Vgl. Febr. tom. II. 8. 437: (Bulla Coenae) est partus 
ignorantiae, quoad substantiam desumptus ex Dictatu Gregorii VII., adinventus 
ad etferendum Papam super reges et principes. 

3) Ebendas. tom. II. S. 347. 

4) S. 442. 

5) S. 447 f. erwähnt Febronius mit Beifall das Edikt des Herzogs von 
Parma vom 16. Januar 1768, welches verbot, jegliche Rechtssache vor ein aus- 
wärtiges Gericht und sei es auch das des Papstes zu bringen. Der König 
beider Sizilien und die Republik Venedig werden (tom. IV. p. II. S. 315) be- 
lobt, dass sie die Kangleiregeln abgeschafft und dadurch die Verleihung der 
Aemter den Bischöfen und den anderen rechtmässigen Kollatoren zurückge- 
geben hätten. 

6) S. 98. 
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bensentscheidungen allein der katholischen Kirche zustehe. Die 
Fürsten müssen Rom gegenüber sehr auf ihrer Hut sein, warnt der- 
selbe Autor. »Es gehört zur Schlangenklugheit, davon überzeugt zu 
sein, dass Rom von seinen auch noch so übertriebenen Ansprüchen 
nichts preisgeben wird, wenn man nicht starke Sturmböcke ansetzt. « !) 
In welcher Art man Rom behandeln müsse, führt er uns in den Bei- 
spielen Frankreichs und anderer Staaten vor. »Die Könige von 
Frankreich und beider Sizilien haben im Jahre 1768 wegen Miss- 
brauchs der päpstlichen Gewalt ... die Länder der römischen Kirche 
okkupiert. Wenn Rom sich durch die Ratschläge und Mahnungen 
des Febronius nicht bekehrt, ... dann wird es sich bekehren durch 
die aufgezählten Mittel der Enfziehung des Gehorsams, des Einfalls 
in die Gebiete seines Patrimoniums und andere vom gleichen Ver- 
fasser angeführte sanftere Massregeln.«?) »In Frankreich verweigert 
man, wenn zu Rom irgend jemand die nach Herkommen und Ge- 
brauch schuldigen Bullen vorenthalten werden, in diesem Punkte 
Rom den Gehorsam und trifft Fürsorge innerhalb des Königreichs 
durch Ernennung eines Bischofs, welcher in diesem Stücke die Stelle 
des Papstes vertritt . . . Das ist in Frankreich der ordentliche und ` 
allgemein gebräuchliche Weg, der auch in anderen Reichen und 
Provinzen aus denselben Gründen eingeschlagen werden sollte.« ®) 
Insbesondere ist es nach Febronius Pflicht der Landesherrn, »nicht 
zuzulassen, dass die Kirchen ihrer Länder und Provinzen von aus- 
wärtigen Kirchen geplagt oder unterdrückt und ihrer gesetzlichen 
Rechte beraubt würden. ei) 


Obernettner schreibt in demselben Sinne): » Der Fürst handelt 
erlaubt, wenn er seinen Landesbischófen befiehli, dass sie die gu- 
fälligen Rechte des Primats als ihnen selber zukommend auch gegen 
den Willen des Papstes in Zukunft wieder ausüben, wenn es näm- 
lich das Wohl der Kirche oder des Staates verlangt.« Ja, schon 
die Idee eines deutschen Patriarchen taucht bei Obernettner auf: 
»Der Fürst überschreitet nicht die Grenzen seiner Macht, wenn er 
in den ihm untergebenen Provinzen neue Bistümer errichtet, unter 
den Bischöfen Erzbischöfe aufstelit, unter den Erzbischöfen einen 
zum Primas oder Patriarchen bestimmt und diesen aufträgt, dass sie 
nach Beseitigung aller Exemptionen alle zufälligen Primatialrechte 


1) Febron., tom. II. S. 587. 

2) Febron., tom. III. S. 220. 

3) Ebendas. S. 198 f. 

4) Febronius in der Praefatio Regibus et Principibus Christianis. 
5) A. a. O. S. 614. 
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ausüben, unbeschadet jedoch in allem der wesentlichen Rechte des 
römischen Primates.« 1) 

Rechberger leitet aus dem ius inspiciendi et cavendi das Recht 
des Landesherrn ab, den Verkehr einer inländischen Kirche mit 
Auswärtigen eu beschränken, soweit derselbe nicht notwendig zur 
Verfassung der heimischen Kirche gehört und als dem Staatsrechte 
nachteilig befunden wird. »Der Landesherr kann daher in jenen kirch- 
lichen Angelegenheiten, welche zu der ursprünglichen Gewalt der 
Bischöfe gehören, den Untertanen den Rekurs an die römische Kurie 
verbieten?) ... Er kann die Exemptionen der Regularen und ihre 
Verbindung mit auswärtigen Ordensgeneralen untersagen. Er kana 
auch verlangen . . ., dass die einheimischen Diözesen von der Juris- 
diktion fremder Bischöfe befreit werden?) . . . Er kann den päpst- 
lichen Gesandten, wenn es notwendig erscheint, den ferneren 
Aufenthalt im Staatsgebiet untersagen.« 4) 

Theorie und Praxis vereinen sich also hier, um die Gewalt des 
Papstes zu einem Schattenbilde herabzudrücken und auch den äusseren 
Verkehr mit dem kirchlichen Oberhaupte nach Kräften zu beschränken. 


b) Die Stellung der Staatsgewalt zum privilegium immunitatis. 


Jedem Kenner muss von vornherein klar sein, welche Stellung 
das so radikal in die kirchliche Selbständigkeit eingreifende 
josephinische Kirchenrecht gegenüber den grossen Vorrechten, welche 
Kirche und Klerus seit Jahrhunderten unbestritten in den 
katholischen Staaten genossen, einnehmen würde. Die kirch- 
liche Immunität wurde von diesen Kanonisten für ein reines 


1) A. a. O. S. 615. 

2) Man denke an den Erlass Kaiser Josephs an die Bischôfe, die Ehe- 
dispensen aus eigener Gewalt zu erteilen. 

3) Wie der Papst als auswärtiger Oberer nicht passte zum absoluten 
Staat des 18. Jahrhunderts, so noch weniger ein Bischof oder Ordensoberer. 
der jenseits der Grenze wohnend im Inland Untergebene besass. Schon Maria 
Theresia hatte sich bemüht, solche Subjektionsverhältnisse zu beseitigen. Be- 
sonders trat dieses Streben der Landesherren, nur eigene Landesbistamer 
zu besitzen, hervor bei der Neuordnung der Kirche Deutschlands nach dem 
Sturm der Säkularisation. 

4) Rechberger, Enchir. tom. I. S. 182 u. 184. Kaiser Joseph verwies 
1787 den Nuntius Zonzadari, der ihm bezüglich der Generalseminarien nicht zu 
Willen war, kurzer Hand aus Brüssel. Der sehr unterwürfige österr. Geschäfts- 
träger in Roın, Kard. Herzan, erlaubte sich bezüglich dieses Aktes in seinem 
Schreiben an den Staatskanzler Kaunitz vom 24. März 1787 doch die Be- 
merkung: »Erwähnte Zurückschickung des Nuntius hat hier einen allgemein 
nicht günstigen Eindruck gemacht, auch bei jenen, die bisher unserem Hofe 
am meisten zugetan waren, weil man dieses als eine Verachtung gegen den 
hl. Stuhl und die Person des Papstes ansieht; denn man sagt, dass, wenn der 
Nuntius gefehlt, man nur nötig gehabt hätte, dieses zu erinnern, wo er gewiss 
gleich wäre abgerufen worden.e Bei Bruner, Theolog. Dienerschaft S. 159. 
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Privileg der weltlichen Fürsten an die Kirche erklärt, dessen Ab- 
schaffung nicht allein vollkommen frei im Belieben der weltlichen 
Macht stehe, sondern auch durch die Bedürfnisse der neuen Zeit 
dringend gefordert sei. Jene Zeit hat übrigens mit der Immunität 
auch praktisch derart aufgeräumt, dass letztere bis zur Stunde in den 
meisten Ländern eigentlich nur noch in den Lehrbüchern des Kirchen- 
rechts als Reminiszenz einer alten Zeit eine Existenz hat und äusserst 
geringe Spuren in unseren modernen Gesetzgebungen uns noch an 
die grossen alten Privilegien von Kirche und Klerus erinnern. Die 
Bekämpfung richtete sich in gleicher Weise gegen die persönliche, 
sächliche und örtliche Immunität, 


Der schärfste Gegner der kirchlichen Immunität ist wiederum 
van Espen. Seinen Angriff gegen die geistliche Immunität von den 
weltlichen Gerichten motiviert er durch eine Herabwürdigung der kirch- 
lichen Rechtspflege. Bei derselben blieben einmal viele Verbrechen 
straflos, und müssten daher die Landesherrn, wollten sie Ordnung 
im Staate haben, dieses Institut aufheben. »Wenn darum die Fürsten 
einsehen, dass die bisherige Exemption einer geordneten staatlichen 
Regierung grosse Hindernisse bereitet und die Befreiung der Kleriker 
von der Jurisdiktion und Strafgewalt der weltlichen Obrigkeiten 
wegen der damit verbundenen Straflosigkeit die Verbrechen be- 
günstigt und sogar einen Anreiz zu Übertretungen gewährt, warum 
sollten da die Fürsten nicht vermögend, ja manchmal verpflichtet 
sein, nach den Zeit- und sächlichen Umständen diesen Exemptions- 
privilegien aus eigener Autorität Grenzen zu setzen und ein Ver- 
fahren, über sie zu erkennen und zu urteilen, vorzuschreiben ?« 1) 
Aus diesem Grunde sei gar nicht zu verwundern, dass allmählich 
die Laien- und königlichen Gerichte ihre Auktorität oder Juris- 
diktion gegen eines Verbrechens beschuldigte Kleriker ausgedehnt 
hätten, nicht allein über die Vorschriften der Kanones und des ge- 
meinen Rechtes, sondern auch sogar über die königlichen Befehle, 
die zur Festsetzung der Grenzen der beiderseitigen Jurisdiktion er- 
lassen waren, hinaus.?) Die Bischöfe seien an dieser Sachlage nicht 
ganz unschuldig: a Wenn die Bischöfe ihre Kleriker nicht von Laien 
abgeurteilt und bestraft wissen wollten, sollten sie vor allem darauf 
achten, keinem voreilig die Hände aufzulegen . . . Und wenn dann 
einmal doch ein Judas oder ein ähnlicher verworfener Mensch zufällig 
eingedrungen, sollten sie zu seinen Verbrechen nicht das Auge zu- 


1) Van Espen, Suppl. in ius univ. p. III. tit. 8 de jurisd. criminali. 
2) Derselbe tom. I. p. III. tit. 3 cap. 2 n. 51. 
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drücken, sondern dieselben pflichtmässig mit einer dem Verbrechen 
gebührenden Strafe ahnden . . . Und weil die Bischöfe in der Be- 
strafung von Verbrechern durch die häufigen Appellationen und Re- 
kusationen und ähnliche Dinge von frevelhaften Menschen leicht be- 
hindert werden, ist wiederum geringe Hoffnung vorhanden, die volle 
Immunität der Kleriker wiederherzustellen, wenn nicht diesen Ap- 
pellationen und Rekusationen Mass und Ziel gesetzt werde") 
Ebenso seien die geistlichen Gerichte in den bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten der Geistlichen ganz unzulänglich, weshalb diese selber 
sich lieber an die weltlichen Gerichte wendeten. »Vielfach ziehen 
es die Geistlichen vor, ja geben sich sogar alle Mühe, ihre Benefizial- 
und anderen kirchlichen Sachen bei den weltlichen Gerichten anstatt 
bei den kirchlicheu Gerichten prüfen und entscheiden zu lassen, was 
unzweifelhaft zum grossen Teil von dem heutigen Prozessverfahren 
beim kirchlichen Forum herrührt. Denn nach der heute bei den 
kirchlichen Gerichten herkömmlichen Prozess- und Streitform . . 
weiss ein jeder, dass die Prozessparteien eher das Ende ihres Lebens 
als das Ende des Prozesses abwarten können . . ., um nicht zu er- 
wähnen, dass man gewöhnlich von der Fähigkeit der den kirchlichen 
Gerichten vorsitzenden Offiziale nicht die Meinung und Überzeugung 
besonders bei Behandlung schwieriger Materien hat, wie man sie 
von den königlichen Gerichtshöfen besitzt.« 3) Es sei zwar, meint 
unser Verfasser,?) zweifellos zu bedauern, dass kirchliche Angelegen- 
heiten und sogar die Händel und Streitigkeiten unter den Geist- 
lichen selber häufig vor die weltlichen Gerichte gebracht würden, 
aber unter diesen Verhältnissen nur allzu erklärlich. Aus diesen 
Gründen sei daher, besonders in Frankreich und Belgien, von der 
Exemption der Geistlichen in in rein bürgerlichen Sachen kaum 
mehr etwas übrig geblieben; 4) ja die Sache habe sich schon so weit 
entwickelt, dass man nach der gegenwärtigen, überall eingeführten 
Praxis urteilen müsse, die Geistlichen könnten ihre bürgerlichen 
Rechtssachen vor den weltlichen Richter bringen, ohne der Zustim- 
mung des Bischofes zu bedürfen.) 


Die persönliche Exemption der Kleriker ist nach Barthel ei im 
Laufe der Zeiten durch die Huld der Könige und Fürsten eingeführt 
worden, damit der geistliche Stand nicht an Achtung verliere. »Es 


1) Van Espen, tom. I. p. III. tit. 3 cap. 2 n. 52. Der Autor kommt 
hier auf seinen Lieblingsgedanken, dass Rom und die Appellationen dahin so viele 
Uebel in der Kirche verschuldeten. 


2) Ebendas. cap. 4 n. 47 u. 48. — 3) Ebendas. n. 49. — 4) Eb 
tit. I. cap. 4 n. 1. — 5) Ebendas. n. 36. — 6) A. a. O. S. 150. ) Ebendas. 
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iste, sagt Eybel,!) »zweifellos, dass die persönliche Immunität der 
Geistlichen 1) weder in dem göttlichen oder Natur- oder dem posi- 
tiven Rechte wurzelt, noch 2) im kirchlichen Rechte seine Quelle 
haben kann, sondern dass 8) alles in diesem Punkte auf dem freien 
Willen und Privileg der Fürsten beruht.« Ebenso leitet Pehem?) 
die Immunität von den weltlichen Gerichten aus der reinen Frei- 
gebigkeit der Regenten ab. »Die Fürsten haben aus triftigen Gründen 
das Recht, in ihren Gebieten die persönliche Immunität der Geist- 
lichen zu beschränken oder ganz abzuschaffen.« 8) sin Strafsachen 
scheint für Erhaltung des Privilegs der geistlichen Gerichte die dem 
geistlichen Stand gebührende Ehrfurcht zu sprechen, die man durch 
Veröffentlichung der von Geistlichen verübten Verbrechen zu ver- 
letzen glaubt. Für dessen Abschaffung aber spricht die häufige 
Straflosigkeit und die daraus resultierenden Nachteile. Welche aus 
diesen Rücksichten die stärkere ist, das zu beurteilen überlasse ich 
den Politikern.e*) Diese Privilegien, als aus reiner Huld des Landes- 
fürsten hervorgegangen, seien durch den geistlichen Stand an sich 
nicht gefordert: »Auch die Kleriker sind an sich zu persönlichen 
Dienstleistungen für den Staat verpflichtet und können dazu ange- 
halten werden . . . Man kann auch nicht sagen, dass der Waffen- 
dienst sich für die Kleriker nicht schicke; denn zum gerechten Ge- 
brauch hat er sich auch für die Apostel geschickt gemäss 
Luc. 22, 36.«5) Auch das beneficium competentiae ist eine reine 
Vergünstigung der Fürsten.« 9) 

Ebensowenig wird mehr die immunitas realis der Kirche, die Be- 
freiung von sächlichen Aufwendungen für den Staat, anerkannt. Der 
Klerus war zwar auch früher in den verschiedensten Ländern vielfach 
zur Reichung »freiwilliger Gaben« zu den Staatsbedürfnissen heran- 
gezogen worden, besonders bei Kriegszeiten; häufig hatten die Re- 
genten vom Papste für eine gewisse Zeit ein Recht der Besteuerung 
der kirchlichen Einkünfte erlangt. So wurde für Österreich seit Be- 
ginn des 18. Jahrhunderts die sog. Türken- oder Fortifikationssteuer 
gewöhnlich von fünf zu fünf Jahren in Rom immer zugestanden; erst 
Joseph II. erhob diese Steuer ohne päpstliche Bewilligung weiter. 
Die Theorie war nämlich inzwischen dahin fortgeschritten, dass der 
Staat das Kirchengut und kirchliche Einkommen wie jedes andere 


1) A. a. O. p. II. 8. 110. 

2) Prael. in Jus Eccles. univ. p. I. S. 491. 

3) Obernettner a. a. O. S 618; vgl. Pehem p. I. S. 508. 
4) Pehem a. a. O. S. 492. 

9) Ebendas. S. 493 f. — 6) Ebendas. S. 494. 
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Vermögen besteuern könne.!) Van Espen gesteht dem Landesherrn 
das Besteuerungsrecht zu, will aber doch die Kongrua von aller Be- 
lastung frei erhalten wissen.?) Die Realimmunität ist nach Riegger®) 
nicht göttlichen, sondern menschlichen und zwar weltlichen Rechtes, 
ein freies Privilegium seitens der Fürsten, das die Kleriker nicht 
als volles Recht beanspruchen können. »Die Fürsten tun weder 
Gott noch der Kirche Unrecht, wenn sie die kirchliche Realimmunität 
beschränken oder ganz aufheben.« 4) » Die Kirchengüter sind Staats- 
güter; wem anders sollten sie sonst gehören, wenn sie nicht dem 
Staate gehören?«5) »Das Naturrecht verleiht dem Fürsten die Ge- 
walt, alle kirchlichen nichtgeweihten Güter zu besteuern. Ja, der 
Fürst muss das nichtgeweihte Kirchengut besteuern, wenn sonst das 
Gut der Laien zu sehr belastet würde.« ©) 

Die Lokalimmunität war schon durch die Verordnung Maria 
Theresias vom 15. September 17757) betr. das Asylrecht schwer er- 
schüttert worden. Schenkl verteidigt zwar noch das Asylrecht als 
ein von den frömmsten Kaisern verliehenes, von den heiligsten 
Kircheufürsten verteidigtes, wohlerworbenes Recht der Kirche, das 
nur auf die wichtigsten Gründe hin abgeschafft werden könne.®) Da- 
gegen erklärt van Espen in seinem Traktat de asylo templorum diese 
Einrichtung als lediglich vom Willen der Fürsten abhängig. Die 
Kirche habe wenigstens neun Jahrhunderte hindurch keine Bestim- 
mung über das kirchliche Asyl erlassen, in welcher sie dieses Recht 
verliehen oder eine Anordnung über den Umfang des Asylrechtes 


1) Der Kurfürst Karl Theodor von Bayern hatte am 20. August 1782 
das verschiedenen seiner Vorgänger von den Päpsten auf immer je fünf Jahre 
verliehene Indult, den Zehent von den Einkünften aller kirchl. Pfründen im 
Lande zu erheben, gleichfalls bei Pius VI. nachgesucht und erhalten; 1787 
wurde dasselbe auf weitere 10 Jalıre gewährt. Aber selbst dieser Rom wohl- 
gesinnte Fürst bemerkt am 30. August 1788 in einem Schreiben an den Erz- 
 bischof von Trier: »Er habe zwar für das neu eingetretene Dezimationsdezen- 
nium von Sr. päpstl. Heil... abermals vorläufige Einwilligung verlangt, jedoch 
nicht, als ob er dies für eine Notwendigkeit ansáhe, sondern bloss aus beson- 
derer Zuneigung zu Sr. Heil. und aus Verehrung des Kirchenhauptes.« Bei 
Stigloher a, a. O. S. 225 f. 

2) Van Espen tom. I. p. If. tit. 35 cap. 3 n. 62. 

3) Riegger a. &. O. p. IV. S. 651. 

4) Obernettner a. a. O. S. 628. 

9) Ebendas. S. 622. 

6) Ebendas. S. 623. Vgl. die folg. Verordnungen Kaiser Josephs: 16. Juli 

783 Aufhebung des Cathedraticum; 9. Febr. 1784: das Seminaristikum ist 
künftig an die Generalseminarien zu entrichten; am 9. April desselben Jahres 
wird eine Beisteuer zum Generalseminar von 1!|s fl. allen Pfarrern, 1 fl. allen 
Benefiziaten und Lokalkaplünen auferlegt; am 6. Febr. 1788 wird eine Steuer 
von 71/20,0 als Beitrag zum Religionsfond auf alle geistlichen Einkommen von 
mehr als 600 fl. gelegt. 

7) Siehe oben S. 63. 

8) M. Schenkl, Syntazma S. 469. 
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getroffen hätte!) »Daher gehört sowohl die Einführung als die 
Abschaffung und Beschränkung des Asylrechtes zu den Majestäts- 
rechten. e 3) »Das Asyl ist eine Schöpfung des menschlichen Rechtes, 
wie aus der Geschichte aufs klarste hervorgeht, und immer von den 
christlichen Kaisern als eine Art des Gnadenrechtes geübt worden;« 3) 
daher »ist nicht zweifelhaft, dass die Fürsten auch entgegen den re- 
zipierten Kanones, als im Widerspruch mit dem öffentlichen Wohle 
stehend, in dieser Materie Gesetze erlassen können, durch welche sie 
das kirchliche Asyl ganz oder zum Teil aufheben.« 4) Nach Pehem 
»entbehren die in dieser Sache ergangenen päpstlichen Auordnungen 
jeglicher Autoritàt und haben eine solche nur durch die ganz freie 
Rezeption seitens der Fürsten . . .; ins Belieben der Fürsten ist es 
gegeben, auch nach Annahme solcher päpstlichen Verordnungen das 
Asylrecht neu zu begrenzen oder ganz zu beseitigen.« 5) Das Asyl- 
recht erscheint diesem Autor so sehr als ein weltliches Recht, dass 
die Verletzer desselben nicht den kirchlichen, sondern den weltlichen 
Strafen unterliegen müssten.®) 

Das Institut der kirchlichen Immunität war somit für ein ganz 
freiwilliges Privileg der Fürsten erklärt und dessen Schicksal, ohne 
Rücksicht auf einen mehr als tausendjährigen rechtlichen Bestand, 
wofür die Aufklärungszeit überhaupt kein Verständnis besass, vollkom- 
men der Willkür der weltlichen Gewalt anheimgegeben. 


c) Verhältnis des Staates zum Weltklerus. 


Die von den Kanonisten vorgetragenen und durch die welt- 
lichen Regierungen, zunächst von der österreichischen, in die Wirk- 
lichkeit umgesetzten Grundsätze über die Rechte des Staates gegen- 
über der Kirche waren ebenso wie die gleichzeitigen Ideen der reli- 
giösen Aufklärung in ihrem Erfolg oder Misserfolg ganz besonders 
abhängig von der Stellung des katholischen Klerus zu denselben. 
Das war allen Interessenten evident: gelang es ihnen, den Klerus in 
seiner Allgemeinheit für diese Ideen zu gewinnen und dauernd in 
Abhängigkeit von der weltlichen Gewalt zu bringen, dann war der 
Sieg auf ihrer Seite. Sie griffen nun auch zum radikalsten, den 
Erfolg unfehlbar sichernden Mittel: der reinen Sfaatserziehung des 
Klerus; die staatliche Ernennung oder wenigstens die Exklusive bei 


1) A. a. O. cap. I. n. 5. 

2) Eybel, tont. aL S. 160. 

3) Riegger p. IV. S. 628; el. Oberhauser, Prael. canon. tom. III. S. 301. 
4) Riegger a. a. 0. S. 6 

5) Pehem p. I. S. 513. 

6) Derselbe a. a. 0. S. 514. 
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Besetzung aller geistlichen Stellen im Staate sollte diesen Erfolg 
vervollständigen. Der Weg war den Regierenden durch die Kano- 
nisten gewiesen. Zwar erklärte keiner mit nackten Worten, die Er- 
ziehung des Klerus sei lediglich eine Aufgabe des Staates, aber in- 
haltlich kommen ihre Ausführungen auf dasselbe hinaus. Hören wir 
statt vieler nur den einen Eybel, dessen Werk noch zu Lebzeiten 
der Kaiserin Maria Theresia erschien. Nach ihm) hat der weltliche 
Herrscher das Recht und zugleich die Pflicht, 1) über alle unmittel- 
bar zum (Gottesdienst bestimmten Kirchenglieder so oft zu verfügen, 
als die Bedürfnisse des Staales eine solche Verwendung verlangen; 
2) vorzusorgen, dass die Zuhl der Religionsdiener das geziemende 
Mass nicht überschreite; 3) das Alter festzusetzen, in welchem sich 
jemand diesem Stande weihen kann; 4) darauf hinzuwirken, dass sie 
vorher in den für ein solches Amt erforderlichen Wissenschaften 
unterwiesen sind ;?) 5) jene auszuschliessen, durch welche dem Staate 
ein Nachteil drohen könnte; 6) sich auch die Ernennung und Prä- 
sentation geeigneter Persönlichkeiten zu den Kirchenämtern vorzu- 
behalten . . .« Zählen wir an der Hand dieser Punkte die gegen 
den Weltklerus beantragten und durchgeführten Massregeln auf. 


ad 1. Der Religionsdiener wird hier zum Beamten und Be- 
dienten des Staates gemacht. Kaiser Joseph II. hat diese Idee nicht 
ohne die grösste Schädigung des geistlichen Ansehens durchgeführt, 
indem er die Geistlichen in vieler Hinsicht für rein weltliche Ange- 
legenheiten in Anspruch nahm und, was noch unerträglicher, selbst 
in das Innerste der religiösen Verrichtungen hinein reglementierte. 
Dahin gehört die Verordnung vom 13. Februar 1783, die den 
Pfarrern den Besuch fremder Kirchweihen verbietet, die Anordnung 
vom 4. Februar desselben Jahres über die Ausübung des Predigt- 
amtes,5) die vielsagende Anweisung im sog. Toleranzpatent vom 


1) A. a. O. p. II. S. 83 ff. 

2) F. X. Gmeiner, Betrachtungen über die Geringschätzung und den 
kümmerlichen Unterhalt der Seelsorger. Wien und Grätz 1782 S. 9: »Der 
Landesfürst hat das Recht aufzusehen, dass nur solche zur Seelsorge ange- 
stellt werden, die Wissenschaft genug besitzen, im Beichtstuhle und im Predigt- 
amte die ihnen untergebenen Seelen zu unterrichten und dadurch die Pflichten 
eines guten Bürgers zu erfüllen.« 

3) Ueber die Kanzelreden wird in neun Punkten Weisung gegeben: 
1) Jeder soll sich in seinen Predigten an die Lehren des Evangeliums hal- 
ten, 2) die Predigten dürfen nichts enthalten gegen die von der Zensur ge- 
billigten Schriften, 3) desgleichen keine Anzüglichkeiten gegen Gesetse 
und Staatseinrichtungen, 4)..., 5) alle praktischen Lehren des Christen- 
tums müssen in Jahresfrist in einer schicklichen Ordnung vorgetragen werden, 
6) Die Predigten sollen auf dem Lande mehr im Tone eines freundschaftlichen 
Gespriiches als eines Redners gehalten werden. 7) . . ., 8) alle Predigten sind 
schriftlich aufzusetzen, oder es muss, wenn sie einem Buche entnommen sind, 
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16. Januar 1782: »Die Geistlichen haben sich von allen Kontro- 
versen und Schmähungen auf der Kanzel, bei den Christenlehren 
und im Umgange zu enthalten und nur die Lehre Jesu Christi in 
der katholischen Kirche auszulegen,e das Verbot an alle Seelsorger 
vom 13. August 1787 einen zum Übertritt sich meldenden Juden 
zu taufen, bevor die Anzeige an die Landesstelle gemacht und von 
dieser die Bewilligung hiezu erteilt sei. !) Eine direkte Profanierung 
der Kanzel und des Gotteshauses involvierte der Befehl v. 27. Mai 
1782, »dass . . . von nun an alle Gesetse und Verordnungen auch 
jedesmal von der Kanzel in der Kirche dem Volke abgelesen wer- 
den sollen« (näher erläutert am 19. Juli und 28. September des- 
selben Jahres), sowie die Weisung vom 9. November 1781, die 
Pfarrer sollten dem Landvolke den Nutzen der Wollstein'schen Lehr- 
sätze von der Heilungsart der Viehseuche von den Kanzeln ver- 
kündigen. Auch die josephinische Eidesformel für die Bischöfe 
vom 7. Oktober 1782 lässt die »Staatsdienereigenschaft« dieser 
Kirchenfürsten stark hervortreten. Sie lautet: »Ich N. schwóre bei 
dem geheiligten und allerhóchsten Namen Gottes und  gelobe 
Sr. Majestät . . . lebenslang getreu und untertänig zu sein, das 
Beste des Staats und ihren Dienst nach Kräften zu befördern, keinen 
Zusammenkünften, Unternehmungen oder Anschlägen beizuwohnen, 
welche zum Nachteil eines oder des andern gereichen kónnen,?) viel- 
mehr, wofern etwas von dieser Art zu meinem Kenntnisse gelangen 
sollte, es Sr. Majestät unversáumt zu eröffnen. So wahr mir Gott 
helfe und die hl. Evangelien, die ich hier berühre.« 


ad 2. Eine Hauptsorge Josephs II. und aller später in seine 
Fusstapfen eintretenden Regenten war es, die angeblich allzugrosse 
und darum dem öffentlichen Wohle so nachteilige Zahl der Geist- 
lichen zu vermindern, welches in Verbindung mit anderen Mass- 
regeln überall bald einen erschreckenden Seelsorgermangel zur Folge 
hatte. In dieser Absicht erging am 14. September 1782 Josephs 
Erlass, nicht allein keine Novizen in den Klóstern mehr aufzunehmen, 
sondern alle höheren Weihen in sämtlichen Diözesen so lange zu 
unterlassen, bis man die erforderliche Zahl der Seelsorgegeistlichen 


das Thema derselben und der Titel des Buches auf einem Blatt Papier ver- 
merkt werden, 9) . . . 

1) Andererseits wird auch der Austritt aus der katholischen Kirche er- 
schwert durch die Anordnung vom 15. Mai 1783, dass die Katholiken, welche 
zu einer der tolerierten akatholischen Konfessionen abfallen wollen, vorher 
durch sechs Wochen beim katholischen Geistlichen einen Religionsunterricht 
nehmen müssen. 

2) Welches Misstrauen spricht sich hier aus! 
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zuverlässig beurteilt und das Bedürfnis festgesetzt habe. Wie schema- 
tisch diese Fixierung der Maximalzahl der Geistlichen vorgenommen 
wurde, beweist die Berechnung für Niederösterreich vom 21. August. 
1786: »Nach einer Berechnung sterben bezw. werden Defizienten 
von 100 Seelsorgern jährlich 3; da ‚die ‚Diözes Wien 1000, St. Pölten 
577 Kuratgeistliche hat, so genügt für Wien ein jährlicher Nach- 
wuchs von 30, St. Pölten 17—18;e beiden Diözesen wurde indes 
noch die Weihe von je einem weiteren Geistlichen zugestanden, weil 
Geistliche auch zu anderen Ämtern verwendet würden. Zur Ver- 
minderung des Klerus trug neben der Säkularisation so vieler Klöster 
auch die Beseitigung von Domherrenstellen,!) die Aufhebung von 
Chor- und Kollegiatstiften, Präbendats- und Präsentiarbenefizien 
resp. deren Umwandlung in Kuratbenefizien ?) sowie die Beseitigung 
der Predigerstellen 3) bei. 

ad 3. Fir die Erlangung einer Domherrnstelle wurde eine 
wenigstens zehnjährige ausgezeichnete Bewährung in der praktischen 
Seelsorge gefordert. 4) 

ad 4. Die Eingriffe Maria Theresias in das geistliche Studien- 
wesen, um angeblich das theologische Studium fruchtbarer und prak- 
tischer zu gestalten, dabei aber auch insbesondere das neue Kirchen- 
recht alen Weihe- und Ordenskandidaten beizubringen, haben wir 
schon oben) kennen gelernt. Kaiser Joseph II. krönte dieses Werk 
dureh Einrichtung der unseligen Generalseminarien, die als reine 
Staatsanstalten 5) dem Einflusse der Bischöfe völlig entrückt die 
theologische Erziehung vermitteln sollten. 

Generalseminarien?) wurden eingerichtet 1) zu Wien, 2) zu 
Prag, 3) zu Olmütz, 4) zu Graz, 5) zu Innsbruck, 6) zu Freiburg i. B., 
7) und 8) zu Lemberg (je eines für den lateinischen und griechi- 
schen Ritus). Die Versuche, das Generalseminar auch nach Belgien 
(Lówen) zu verpflanzen, hatten den Abfall dieser blühenden Pro- 


1) Die Metropolitankapitel sollten nach VO. v. 2. Februar 1787 künftig 
hóchstens 12, die übrigen Kathedralen hóchstens 8 Domherrenstellen haben; 
Se Einkünfte der übrigen Domherrenstellen sind zum Religionsfond abzu- 
ühren. 

2) VO. v. 9. Februar 1784. 

3) VO. v. 25. Januar 1784. 

4) VO. v. 22. Oktober 1783. 

5) Siehe S. 64. 

6) Hofrat v. Kressl schrieb 1732 an den Kardinal-Erzbischof Migazzi: 
Die Generalseminarien seien als »nichtbischöfliche Seminarien« anzusehen, die 
Leitung derselben sei ein »Geschäft des Staates«, umsomehr als die Zöglinge ` 
»rigentlich blosse sum künftig geistlichen Stande angeleitete Weltleute« 
seien. Bei Wnlfsyr. a. a. O. S. 5589. 

1) Die Generalse.ninarien hat Joseph IL. aus eigenem Antrieb gegen die 
Vorstellungen der Hofkommission eingeführt. Zschokke a. a. O.. S. 332. 
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vinzen zur Folge.!) Der Besuch des Collegium Germanico-Hunga- 
ricum in Rom wie überhaupt aller ausländischen Anstalten wurde 
bereits am 12. November 1781 verboten, dafür ein ähnliches Col- 
legium in Pavia am 18. Oktober 1782 eröffnet. Der Organisations- 
plan für die Generalseminarien erschien am 30. März 1783.?) Die 
Eröffnung sollte in der ganzen Monarchie am 1, September 1783 
für sämtliche Kleriker, auch die des Ordensstandes, vor sich gehen. 3) 
Aus dem Generalseminar sollten die Theologen nach Vollendung des 
Studiums in bischöfliche Priesterhäuser treten, wo sie ein bis zwei 
Jahre bis zur Weihe und Anstellung in der Seelsorge bleiben 
kónnten;*) durch kaiserl. Resol. v. 7. Juli 1787 wurde das Ver- 
bleiben im Priesterhaus indes auf höchstens 6 Monate festgesetzt — 
eine zur Überwindung der im Generalseminar aufgenommenen 
schlimmen Eindrücke ganz unzulängliche Frist. 


Die aszetische und moralische Erziehung im Generalseminar 
wurde den Wünschen der modernen Aufklärung gemäss eingerichtet. 
Nach Rautenstrauchs Plan für die Generalseminarien®) sollten die 
Alumnen »das hl. Abendmahl meistens alle Monate zu geniessen 
trachten. Ein ôfterer Genuss desselben wird jedem freigelassen.« 
»Jene Bücher von Mönchsaszeterei, die Afterandachten und über- 
haupt Tugendlehren, welche entweder zur Schwärmerei oder zur 
Misanthropie führen, sind in dem Generalseminario immer verboten.« 
»Überhaupt müssen sich die Alumnen an die christliche Toleranz 
gewöhnen, damit sie auch gegen irrende Brüder die Pflichten der 
Billigkeit ausüben und den Irrtum ohne Beleidigung des Irreuden 
zu widerlegen lernen.e »Es wird ihnen auch Unterricht in cantu 
Gregoriano und in den letzten Monaten in der Landwirtschaft er- 
teilt werden.«5) Eine kaiserliche Verordnung vom 28. Dezember 
1788 schreibt auch für die Priesterbäuser eine und dieselbe Biblio- 


1) Vgl. Aua. Theiner, Der Kardinal Johann Heinrich von Frankenberg 
und 8. Kampf f. die Freiheit. Fbg. 1850. 

2) Joseph kümmerte sich um jede Kleinigkeit der ökonomischen und 
Studienangelegenheiten. Zufolge seiner Resol. v. 7. Okt. 1783 soll die Kost 
auf höchstens 20 Kreuzer täglich pro Kopf kommen, »weil diese Leute, wenn 
sie als Kapline auf Pfarren exponiert werden, nicht leckerhaft gewöhnt sein 
missene. Bier und Wein sollen nicht verabreicht werden, letzterer nur auf 
ärztliche Anordnung. Das Schweinefleisch wird vom Speisezettel gestrichen, 
»weil es bekanntermassen unverdaulich, fieberhaft und also ungesund iste. 
Jeder Zögling soll sich selbst rasieren. »Der so ungeschickt ist, dass er es 
nicht erlernt, soll den Barbier aus seinem Säckel bezahlen.e Bei Zschokke 
a. a. O. S. 406 f. 

3) Kais. Entschliessung v. 10. Sept. 1782. Bei Wolfsgr. a. a. O. S. 546. 

4) Kais. Handbillet vom 18. August 1183. 

5) Wolfsgr. a. a. QO. S. 557. 

6) Ebendas. 
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thek vor, damit unter den Geistlichen Einförmigkeit der Grundsätze 
bestehe.) 

An die Spitze der Generalseminarien wurden vielfach völlig 
unwürdige und verkommene Geistliche gestellt, dereu einzige Quali- 
fikation in ihrer »Aufklärunge ?) bestehen musste, so dass diese An- 
stalten zu wahren Schulen der Korruption?) wurden. Joseph II. ist 
von schwerer Fahrlässigkeit bei Auswahl dieser Persönlichkeiten 
nicht freizusprechen, wenn er auch persönlich einen sittenreinen und 
eifrigen Klerus wünschte. Beweis für letzteres ist das Handbillet 


1) Ebendas. 8. 566. 


2) Rektor in Wien wurde der Pfarrer der Karlskirche daselbst Lachen- 
bauer; Oberaufseher wurde trotz des energischen Einspruches des Erzbischofs 
der bestrafte Seminarpriester von Brünn Alarer. Derselbe las in Brünn die 
ganze Messe laut, in Wien gar nicht mehr. Den Alumnen in Brünn hatte er 
protestantische Bibeln und die Schriften Quesnels, Pascals, Arnolds u. Nicoles 
in die Hände gespielt. Auf ergaugene Anzeige entschied Joseph II. am 4. Mai 
1781, Blarer solle ersbischöflicher Alumnatsvorsteher in Wien (nämlich 
vor Errichtung des Generalseminars) werden; das Lesen der protestantischen 
Bibeln sei den Alumnen erlaubt, »um sie mit dem Gift, welches sie zu be- 
kämpfen haben werden, bekannt zu machen«, ebenso die Schriften der Janseni- 
sten, weil diese von der k. k. Zeusur erlaubt seien und »weil die Bischöfe 
öfters die besten Bücher, die sie entweder nicht einmal kennen oder welche 
nicht mit ihren Prinzipien übereinstimmen, verketzern und verdammen«; die 
Seminaristen dürfen nur an grösseren und Hochfesten zur Assistenz zum Hoch- 
amt in den Dom gehen (bei Wo/fsgr. a. a. O. S. 524, Seb. Brunner a. a. Q. 
S. 353); Blarer wurde dem Erzbischof auch tatsächlich aufgedringt. — Rektor 
des Innsbrucker Generalseminars wurde der Freimaurer Joh. Atbertini. 
Gleich im ersten Jahre erhielt Kaiser Joseph dic anonyme Anzeige, dass dieser 
Rektor die öffentlichen Bälle und Schauspiele besuche, auf der Redoute getanzt 
habe. den Alumnen erklärt habe, die einfache fornicatio sei keine Sünde, und 
dass über ihn eine Satire zirkuliere: Il cupido di Bergamo (bei Seb. Brunner 
a. a. O. S. 242 u. 376). Der zum Direktor des Lówener Generalseminars er- 
nannte Priester Stöger hatte 1776 eine introductio in historiam ecclesiasticam 
Novi Testamenti veröffentlicht, in welcher es S. 175 heisst: Religio christiana 
a papistica prorsus aliena et diversa est; papistica religio christianae opposita 
est. Religio pagana ad similitudinem christianae propius accedit quam catho- 
lica sive papistica (Wolfsgr. a. a. O. S. 327); Stöger mit den beiden anderen 
Vorständen des Löwener Generalseminars Vonck und La Joie untersagte den 
Subdiakonen und Diakonen das Brevier zu beten: sie selbst besassen nicht ein- 
mal das Brevier. Auch des Kreuzzeichens schämten sich diese Herren; La Joie 
meinte, es genüge, das Kreuzzeichen nur bei der heil. Messe zu machen, die er 
jedoch hóchst selten las. Stóger hatte während seines ganzen Aufenthaltes im 
Lówener Generalseminar nicht ein einziges Mal das heil. Opfer dargebracht 
(Aug. Theiner a. a. O. S. 42). 


9) Bericht eines Franziskaners von Rattenberg in Tirol über das Wiener 
Generalseminar: »Man zählt hier 80 Seminaristen, doch die Zahl der Freuden- 
mädchen, denen die Direktoren freien Zutritt in dasselbe gestatteten in der 
Absicht, jener Jugend alles Schamgefühl zu rauben, war bei weitem grósser. 
. . . Hier behauptet man, dass es seit undenklichen Zeiten kein ókumenisches 
Konzil mehr gegeben, da hiezu die Gegenwart aller Priester des ersten und 
zweiten Ranges unbedingt Ee sei. — An einem andern Ort treibt man 
seinen Hohn über die Erbsünde. ier werden die Bullen der Päpste dem 
schändlichsten Witze preisgegeben, dort die Ablässe verschmäht und die Ohren- 
Tu ee MENÉ Bei Theiner, Gesch. der geistl. Bildungsanstalten. Mainz 

do. S. 308. 
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Josephs vom 19. September 1784 an den Hofrat von Kressel, einen 
Befehl an alle Generalseminarien zu erlassen, dass die Alumnen 
wührend der Ferienzeit nicht zu ihren Verwandten zurückkehren 
dürften, sondern im Generalseminar mit Repetitionen zu bescháftigen 
seien, »weil Sitten und Moralitát in dieser Zwischenzeit ganz und 
gar ohne Aufsicht bleiben«.!) Ebenso resolviert er 1789: »Über- 
haupt aber muss ich wegen der mir sowohl von Graz als von Inns- 
bruck über die in dortigen Seminarien herrschende Unsittlichkeit 
zugekommenen Klagen Ihnen auftragen, einen Generalbefehl an alle 
Seminarien zu erlassen, dass künftig keinen Alumnen weder einzel- 
weis noch zu zwei auszugehen gestattet werde, auch nicht zu 
ihren Eltern, Befreunden, Kaufleuten oder Buchhändlern, und wenn 
sie spazieren gehen, so soll es immer in grösseren Haufen von 10 
oder 12 geschehen.«?) Die Generalseminarien hatten denn auch 
allgemein so wenig befriedigt, dass Leopold II. schon am 20. Mai 
1790 unter seinen ersten Regierungshandlungen die Aufhebung der- 
selben verfügte;*) die bischóflichen Seminarien und die Ordens- 
schulen durften wieder eröffnet werden unter der Bedingung, dass 
die Professoren staatlich geprüft seien.*) 


1) Zschokke a. a. O. S. 412. 

9) Zschokke a. a. O. S. 494 Als ein Zeichen dieser Zeit ist hier auch 
zu erwähnen das Erscheinen mehrerer Schriften geyen den Zölibat der Geist- 
lichen unter Josephs Regierung, z. B. »Dringende Vorstellungen an Mensch- 
lichkeit und Vernunft um Aufhebung des ehelosen Standes der kath. Geistlich- 
keit 1782«. »Der Zölibat oder der unverehelichte Stand der kath. Geistlich- 
keit. Von Daniel Harzheim. Gedruckt nicht in Rom 1782«; »Unumstössl. Gültig- 
keit der heimlichen Priesterehe bis zu Aufhebung des Zölibats. 2 Bde, Frankf. 
und Leipz. 1785 u. 1786«, welchen in den folgenden Jahrzehnten mehrere ähn- 
liche Publikationen nachfolgten. 

3) Vgl. Wolfsgr. a. a. O. S. 760; vgl. ferner den Vortrag des Grafen 
Kolowrat an Leopold II. vom 12. Mai 1790: »Die Generalseminarien haben 
weder die Studien- noch die geistliche Hofkommission, weder die vormalige, 
noch die jetzt vereinigte Bóhmisch-Oesterreichische Hofkanzlei vorgeschlagen, 
sondern weiland Se. in Gott ruhende Majestät der hóchstselige Kaiser aus 
eigenem Antrieb befohlen und selbst gegen die nacherfolgten Vorstellungen 
des geistlichen Hofkommissions-Prüsidis Frh. v. Kressel und der vereinigten 
Hofkanzlei einzuführen wiederholt und ernstlich geboten« (bei Wolfsgr. a. a. O. 
S. 542). Deren Aufhebung sei auch durch die so überaus hohen Kosten (jühr- 
lich 220942 fl. 3 kr.) und weil die meisten Bischöfe darüber klagten, zu em- 
pfehlen (ebendas. S. 760). 

4) Wolfsgr. a. a. O S. 760. Nur die Bischöfe von Linz, Laibach, Brünn, 
Kóniggrütz und Leitmeritz hatten sich dem Gesuch um Aufhebung der General- 
seminarien nicht angeschlossen. Bischof Gall von Linz spendet denselben sogar 
das hohe Lob: »Ich musa den jungen Geistlichen, die das Generalseminarium 
seit seiner Entst-hung der hiesigen Diözese lieferte, das aufrichtige Zeugnis 
poeni dass sie der Kirche und Schule die besten Dienste leisten und, ein paar 

xmónche ausgenommen, sich so gut und bescheiden benehmen, dass sie allge- 
mein, wo sie in der Seelsorge stehen, von den Gemeinden geliebt, auch von 
den alten Pfarrern und Mönchen . . . bereits geschützt und vorzüglich zu Ge- 
hilfen gesucht werden . . . Es gibt noch viele alte und fremde Weltpriester, 
die das Glück nicht hatten, an jener Studienverbesserung teilzunebmen.« 
K. Ritter, Jos. II. u. s. kirchl. Ref. S. 203. 
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So wenig von den Generalseminarien eine geeignete aszetische 
Ausbildung zu erwarten war, ebensowenig konnten die nach Josephs 
Sinn gemodelten und besetzten theologischen Fakultäten die notwen- 
dige wissenschaftliche Ausbildung des Klerus günstig beeinflussen. 
Die Zahl der angestellten Professoren wurde ganz erheblich herab- 
gesetzt: in Wien 1777 auf sieben, 1785 auf sechs; für Graz wurden 
am 30. September 1782 nur vier Professuren eingerichtet, ebenso 
wurde die Fakultät in Olmütz von dreizehn Lehrkanzeln im Jahre 
1760 auf nur vier im Jahre 1782 reduziert, für Innsbruck wurden 
1783 acht Professuren bestimmt, 1788 deren Zahl auf sechs herab- 
gesetzt.!) In gleicher Weise erfuhr die Zeit des theologischen 
Studiums eine Verkürzung: der theologische Lehrkurs in den Gene- 
ralseminarien wurde zuerst auf fünf Jahre, seit 1785 auf vier Jahre 
und endlich 1783 auf nur drei Jahre festgesetzt.*) Bezeichnend für 
Josephs Bemühungen um die wissenschaftliche Bildung der Geist- 
lichkeit ist seine eigentümliche Idee, einen höhergebildeten Klerus 
zu Pfarrern und geringer gebildete zu Vikaren heranzuziehen. 3) 

»Die Folge dieser Reformen war der Niedergang des wissen- 
schaftlichen Strebens, das in Oberflächlichkeit und blosses Gedächt- 
nislernen ausartete, Geringschätzung der Keligion und Verfall des 
moralischen Lebens, da im Wettkampfe um den eitlen Ruhm der 
sog. Aufklärung die religiös-moralischen Grundsätze mit frivoler Ge- 
ringschätzung beiseite gestellt wurden.« 3) 

Selbstverständlich wurde die Theologie in durchaus kirchen- 


1) Zschokke a. a. O. S. 150, 231, 241 und 318. 

2) Wolfsgr. a. a. O. S. 502. Seit 1783 durfte die Theologie nicht mehr 
lateinisch gelehrt werden. 

8) Resol. Josephs II. v. 22 Januar 1788 (bei S. Brunner a. a. O. S. 377 ff.) : 
»Aus dieser Ursache möchte ich also, dass im Generalseminario, wo alle hin- 
gelangen müssen, gleich ein Unterschied in der Lehre, in der Dauer der Zeit 
derselben zwischen Leuten, die bloss als Vikarien bei Pfarrern, es sei auf dem 
Lande oder in Städten sich widmeten, und jenen, die wirkliche Pfarrers und 
zu weiteren Dignitäten auszubilden wären, gemacht werde. Ersterer braucht 
noch griechisch, noch hebräisch, noch eine lange Historiam ecclesiasticam, son- 
dern eine reine Dogmatique und gute Moral nebst praktischer Ausübung der 
heil. Sakramente und einer guten Kateches nebst der Normal-Schul-Art zu er- 
lernen . . . Dieses müsste so eingeteilt und eine solche Lehrart eingerichtet 
werden, dass sio besondere Vorlesungen hätten und diese, wenn sie nicht 
ganz besonders einzelweis sich auszeichneten, für bestándig untergeordnete, von 
den Pfarrern sowohl in den Städten als auf dem Lande zu verbleiben hätten; 
80 brauchten sie auch keine weitere Pastoral zu erlernen als nur so viel als 
nötig wäre, um bedeut vorlesen zu können, wenn sie zu predigen hätten, der 
Pfarrer ihnen immer die Predigten zum Verlesen schriftlich herauszugeben oder 
ihre verfassten Predigten zu korrigieren hätte und sie immer gebunden wären, 
diese vorzulesen.e »/iese aus der mindesten Klasse Menschen genom- 
menen Leute hätten also kein anderes Perspektiv als bestandige 
Kapläne oder Vikarien zu bleiben « 

4) Zschokke a. a. O. S. 151. 
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feindlichem und rationalistischem Sinne gelehrt. Im Jahre 1786 
wurde für das Fach der Kirchengeschichte das Kompendium des 
Protestanten Schröckh vorgeschrieben !) und erst 1788 durch Dannen- 
mayers Institutionen ersetzt;?) für das Kirchenrecht waren obligate 
Vorlesebücher nach einander die Werke von Riegger, Pehem und 
Rechberger. 3) 

Dass gerade die vollständige Entziehung der Ausbildung der 
Religionsdiener und die systematische Vergiftung dieses Standes der 
Kirche die allerschmerzlichsten und tiefsten Wunden schlug, bedarf 
keines besonderen Hinweises; kein anderes »Schutzrecht« des Staates 
kam ihr so teuer zu stehen. 

ad 5. Das ius cavendi bringt natürlich mit sich, dass der 
Landesherr zum wenigsten die Religionsdiener von allen geistlichen 
Stellen ausschliessen kann, wenn die Staatsraison solches fordert: 
»Ein wohlerworbenes Recht des Landesherrn ist das Recht, sich 
gegen die Beförderung von Kirchendienern und Seelsorgern zu kirch- 
lichen Würden und Ämtern unter irgendwelchem Titel zu ver- 
wahren, wo dies eine wichtige Ursache verlangt, und gegen sie, wie 
wir uns ausdrücken, die Exklusive in Anwendung zu bringen.« *) 
Dieses ist nach Pehem ^) »ein mit der weltlichen Souveränität ver- 
bundenes Recht, das durch kein Gesetz des deutschen Reiches der 
kaiserlichen Gewalt entzogen worden ist«. Eine Art von Exklusive 
liegt schon in der Vorschrift Josephs II. vom 6. April 1782, dass 
keine Weihe erteilt werden dürfe, bevor der Theologe seinen Lehr- 
kurs vollendet und in einer Prüfung wenigstens die zweite, im 
Kirchenrecht aber die erste Fortschritisnote erhalten hat; und in 
der Anordnung einer staatlichen Konkurspriifung, welche auch für die 
Erlangung von Pfarreien im Privatpatronat und von Lokalkaplaneien 
Anwendung fand. 6) 

ad 6. Aber nicht nur negativen, auch positiven Einfluss auf 
die Besetzung der Kirchenstellen wusste sich ein Joseph II. zu ver- 
schaffen. Am 7. Oktober 1782 hebt er das Recht der menses papales 
auf und setzt an deren Stelle die nominatio regia; er verbietet alle 
Resignationen in favorem tertii,") bestimmt die Stelle des Dom- 
scholasters für den Schulenoberaufseher, der auch ein Laie sein könne. 8) 


1) Ebendas. S. 57. 

2) Wolfsgr. a. a. O. S. 511. 

8) Vgl. Bd. 83 S. 461 dieser Zeitschr. 
4) Riegger pars I. S. 317. 

A. a. O. p. III. S. 776. 

^ K. k. VO. v. 11. März 1788. 

7) VO. v. 28. April 1783. 

8) VO. v. 24. Februar 1787. 
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Ins Gebiet des Pfründerechtes greifen ein die Regulierung der 
Gehalte der Pfarrverweser vom 12. Januar 1786, !) die Bestimmungen 
über den Stolgebührenbezug, ?) das Verbot der Resignation mit Vor- 
behalt einer Pension,*) die Abschaffung des Tischtitels und der 
Emeritenanstalten. 4) 

Die für Kirche und Religion unheilvollen Folgen eines solchen 
Systems gegenüber dem katholischen Klerus, welches in den folgen- 
den Dezennien im ganzen katholischen Deutschland Nachahmung 
fand, können wir kaum besser schildern als mit den Worten eines 
von allem Verdachte des Ultramontanismus völlig freien Mannes, des 
Konstanzer Generalvikars von Wessenberg 5): »Beinah in ganz Deutsch- 
land sah sich der Geistliche von seinem wahren Standpunkte hin- 
weggedrängt, indem man ihn, nicht ohne angenommene Miene der 
Achtung, in einen Polizeibeamten des Staats zu verwandeln suchte. 
Als Staatsbeamter musste er nun manches tun und manches unter- 
lassen, was ihm als Geistlichem nicht geziemte. Das Band zwischen 
Bischof und Geistlichkeit erschlaffte zusehends und ebenso die sitt- 
liche Ordnung unter der letzteren. Diese Auflösung der Disziplin 
erschwerte es der bischöflichen Behörde umgemein, der besseren 
Bildung des Klerus, seiner geistigen Tätigkeit und so manchen 
heilsamen Verbesserungen in den verschiedenen Zweigen der Seel- 
sorgsverwaltung den erwünschten Vorschub zu geben.« 


d) Das Verhaltnis des Staates sum Ordensklerus. 


Die Orden sind sicher dasjenige kirchliche Institut, das bei 
der Reform der Aufklärer des 18. Jahrhunderts die Hauptkosten 
zu tragen hatte. Bei der scharfen Unterscheidung zwischen Wesent- 
lichem und Unwesentlichem in der Religion und dem Bestreben, die 
Religion von allen entstellenden »menschlichen Zutatene zu reinigen, 
fiel die Untersuchung nicht zugunsten der Orden aus, zumal die drei 
ersten christlichen Jahrhunderte solche gar nicht gekannt hätten. 
Jene Bewegung, welcher 1773 die Gesellschaft Jesu zum Opfer fiel, 
richtete sich ferner mehr oder weniger gegen die kirchlichen Orden 


1) Für die Administration von Lokalkaplaneien und Pfarreien mit unter 
500 fl. sollen monatlich 20 fl., für Pfarreien mit mehr als 500 fl. Einkommen 
monatlich 25 fl. bezahlt werden, wobei aber dem Verweser die unentgeltliche 
Erfüllung der Stiftungen obliegt. 

2) Neue Stolordnung auf dem Lande vom 27. Januar 1781; Stolordnung 
für Wien vom 25. Januar 1782; Verbot der Taufgebühren vom 24. Okt. 1782. 

3) VO. vom 16 Dez. 1784. 

4) VO. vom 4. März 1784. Defizienten sollten in einem Stift oder Kloster 
auf Kosten des Religionsfondes unterhalten werden. 

5) Die deutsche Kirche. Ein Vorschlag zu ihrer neuen Begründung und 
Einrichtung. Im April 1805. S. 6. 
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überhaupt und wurde durch diesen einen grossen Erfolg nur zu wei- 
teren Taten ermutigt. Nach der neu konstruierten Kirchenrechts- 
theorie musste es den Landesherren ein Leichtes sein, wie in alle 
anderen kirchlichen Sphären, so auch in dag Gebiet des Ordenslebens 
sich einzumischen ; man brauchte nur den Unwert, die Schádlichkeit, 
ja selbst Gefährlichkeit der Klöster für die gegenwärtige Zeit mit 
recht satten Farben zu schildern, um der weltlichen Gewalt einen 
willkommenen Anlass zu geben, hier die advocatia religionis und das 
ius cavendi in Anwendung zu bringen. Besonderen Anreiz übten die 
reichen Güter der zahlreichen Klöster, für welche der Staat eine 
bessere Verwendung zu haben glaubte; ohne Zweifel hatte die reiche 
Ernte aus den säkularisierten Gütern der Jesuiten, aus welchen 
Maria Theresia den Studienfond gebildet, den Appetit nach weiteren 
wesentlich gesteigert. 

Schon die Kaiserin Maria Theresia griff mit verschiedenen Mass- 
regeln in das Ordensleben ein in der unverkennbaren Absicht, dem 
Zudrang in die Klöster zu wehren, die Häufung der Reichtümer da- 
selbst zu verhindern und auch die Geister in den Orden den Staats- 
interessen gefügig zu machen.!) Kaiser Joseph, ungleich radikaler, 
mit Geringschätzung aller Orden erfüllt,?) soweit sie sich nicht 
ganz den Werken der Seelsorge oder Nächstenliebe widmeten, ging 
nicht bloss in den von seiner Mutter eingeschlagenen Bahnen weiter, 
sondern setzte die Axt an die Wurzel. 

Unserer Aufgabe gemäss haben wir uns hier indes hauptsäch- 
lich mit den Angriffen der Wissenschaft gegen die Orden zu be- 
schäftigen, während wir die josephinische Gesetzgebung bezüglich 
der Orden nur kurz registrieren. Wir beschränken uns der Haupt- 
sache nach auf die Darstellung der in den kanonistischen Werken 
vertretenen Anschauungen, ohne uns näher auf die unübersehbare 
Pamphlet- und Schmähliteratur 3) einzulassen. 

Febronius weist die Landesherrn vor allem auf die grosse Ge- 


1) Vgl. oben S. 60 f. 

2) Vgl. dessen Aeusserungen über die Orden oben S. 70 f. 

3) Wir erwähnen hier nur die schon genannte Spottschrift des ehemali- 
gen Jesuitenzöglings Hofrat von Born, die unter dem Titel Joannis Physio- 
phili Specimen Monachol»giae 1784 erschien. Einige Proben mögen die nieder- 
trächtige Tendenz charakterisieren: Monachus animal anthropomorphum, cu- 
cullatum, noctu eiulans, sitiens . . . Monachus Trinitarius carnem humanam 
appetit, nundinatione hominum occupatus Europaeos spoliat praedamque piratis. 
Africae et Asiae advehit servos empturus ... Yrappisten: Grex Monachorur, 
quos aut perfidus et vesanus amor aut omnium rerum amissio et desperatio re- 
cuperandi aut vitae taedium in coetum unum cougregavit. Kard. Migazzi reichte 
bei Joseph II. eine, allerdings erfolglose Vorstellung gegen dieses Buch ein. 
(Bei Seb. Brunner a. a. O. 8. 114 ff.) 


Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 33 


514 Dr. Rösch, 


fahr hin, welche ihnen von den Orden, so lange sie unter auswärtigen 
Oberen stehen, als der ultramontanen Elitetruppe drohe. »Nicht allein 
den Bischöfen entzieht diese Vervielfältigung von Regulareu und 
Exemptionen ihre Untergebenen, sondern auch den Königen. und 
Fürsteu, weil diese fast bei allen Anlässen, in welchen die römische 
Kurie mit den weltlichen Machthabern im Streite liegt, für jene 
gegen diese stehen und Partei ergreifen.«!) Sehr bedenklich für 
den Staat ist die grosse Macht der Ordensleute über die Gewissen: 
»Es verrät Unklugheit, den Religiosen die Leitung der Jugend in 
den Schulen und die Gewissensleitung im Beichtstuhle beim Volke 
zu überlassen, die selbst von einem auswärtigen Oberen geleitet 
werden, welcher durchdrungen ist von den Grundsätzen der Ultra- 
montanen bezüglich der unumschränkten Monarchie des Papstes.« 2) 
»Diese so grossen Körperschaften der religiösen Orden, die nicht allein 
über die verschiedenen Provinzen eines Reiches, sondern auch über 
alle katholischen Länder zerstreut und unter sich mit so engen Banden 
verknüpft sind, können dem Staate sehr schädlich sein... Welcher 
öffentlichen Körperschaft, welches Fürsten, welches Staates Aufmerk- 
samkeit und Sorge ruft nicht wach diese so enge Vereinigung 
mächtiger Körperschaften (speziell ist an dieser Stelle der Jesuiten- 
orden gemeint), die auf dem ganzen Erdkreis zerstreut vom selben 
Geiste beseelt und nach einer ausländischen politischen Raison ge- 
lenkt sind? ... Das Vaterland jedes Mönches ist sein Orden, Monarch 
ist der General und sein Rat; er untersteht einer ausländischen Herr- 
schaft, deren Einflüsse für die öffentlichen Verhältnisse eines jeden 
Reiches meistens schädlich, zuweilen sogar verhängnisvoll sind.e ?) 
»Eine jede Gesellschaft, jedes Kollegium, das durch seine eigene 
Verfassung den Landesherrn mit besonderer Sorge und Angst er- 
füllt, muss schon deshalb (!) für gefährlich angesehen und aus diesem 
einen Grunde auf die Bestimmungen des gemeinen Rechts zurück- 


1) Febronius S. 605. 


2) Febr. tom. II. S. 504. Joseph wusste diesen hier geschilderten Ge- 
fahren gründlich vorzubeugen einmal durch die Auflösung jedes Ordensver- 
bandes mit auswärtigen Obern, sodann durch Leitung des ganzen Studiums 
der Regularen. Durch die VO. vom 24. März 1781 wird aller Nexus mit Ordens- 
häusern, Obern oder Generalen ausserhalb der Erblande strengstens untersagt; 
die Ordensgeistlichen sollen von ihren inländischen Provinzialen unter der Auf- 
sicht der Erz- und Bischöfe und Unserer vorgesetzten Landesstelle regiert und 
geleitet werden« ; nur quoad suffragia et preces wird eine Conföderation geduldet. 
— Das heisst freilich den Nerv des Ordenslebens durchschneiden. — Alle 
Exemptionen der Klöster von der bischöflichen Jurisdiktion werden am 11. April 
1782 für aufgehoben erklärt; die Exemptionsurkunden müssen in originali und 
authentischer Abschrift der Landesbehörde eingereicht werden. 


3) Febron. S. 497 u. 499. 
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geführt werden.«!) »Die Exemption der Ordensleute . . . hat zur 
Grundlage die Monarchie des Papstes und dessen absolute Gewalt 
über alle Diözesen und Rechte der Bischöfe als seiner angeblichen 
Stellvertreter in der heiligen und allgemeinen Leitung, ja sogar 
wenigstens die indirekte Gewalt des Papstes über die Fürstenrechte, 
zu welchen zweifellos die Erhaltung der kirchlichen, von Gott und 
den Aposteln eingesetzten Hierarchie gehört, welche aber durch die 
allgemeine, von den Regularen gegen jedermann verteidigte Exemption 
bekämpft und vernichtet wird.« ?) — Es ist mehr als seltsam, dass 
ein katholischer Bischof, Hontheim, in der Verfassung der Orden so 
schwere Gefahren für den Staat erblicken konnte. Seine Wünsche 
und Weisungen haben an Joseph II. einen gelehrigen Schüler ge- 
funden. 

Als weitere schwere Nachteile, besonders iufolge der grossen 
Zahl der Klöster, werden bezeichnet die Anhäufung so vieler Güter 
in der toten Hand und selbst eine Schwächung der Wehrkraft des 
Landes durch den Masseneintritt ia die Klöster. Auf letzteres meint 
Pehem?) besonders aufmerksam machen zu müssen: »Sollte es etwan 
dem Staate nicht zu einer unerträglichen Last gereichen, wenn die 
religiösen Körper nach der neuesten Ausrechnung der Staatskundigen 
jährlich eine fast ebenso grosse Anzahl junger Leute in ihre Klöster 
ziehen als der Regent zur Rekrutierung seiner nötigen Kriegsheere 
bedarf und ausheben kann? ... Wie lässt es sich mit der Wohl- 
fahrt des Staates vereinbaren, wenn die Ordensgeistlichen fast ein 
Viertel der gesamten Einkünfte des Landes verzehren? Da oft nicht 
einmal der dritte Teil dieser ausgebreiteten Scharen der Kirche oder 
dem Staate gemeinnützliche Dienste leistet, folglich der grössere 
Teil nur für sich lebt und den sauren Schweiss der Arbeitsklassen 
von Menschen in süsser Ruhe verzehrt.« 4) 

Auf den Reichtum der Klóster hatte schon 1767 eine ausser- 


1) Ebendas S. 501. 

2) Febron. S. 503. 

3) Versuch über die Notwendigkeit einer vorzunehmenden Reformation 
der geistlichen Orden etc. Wien. S. 29. 

4) Kaiser Joseph verhütete den unerwünschten Zulauf in die Klöster, ab- 
gesehen von seiner Aufhebung zahlreicher Orden und Klöster, durch seine Vor- 
schriften iber das Ordensstudium und sodann durch die Bestimmung eines 
numerus fizus für jedes Ordenshaus (VO. v. 20. Mai 1781). Die besonders 
begünstieten burmherziqgen Brüder erhalten am 2. Mai 1785 die Erlaubnis 
an die Stelle der seit dem 19. Sept. 1782 verstorbenen 32 Ordensbrüder eben- 
soviele Novizen aufzunehmen; am 17. Dez. 1787 wird denselben aus gleichem 
Grunde die Annahme von 49 Kandidaten zugestanden und zugleich bemerkt, 
künftig dürften sie ohne vorläufige Anfrage nach Notwendigkeit und nach Mass- 
gabe des Ordensvermögens Kandidaten aufnehmen; nur habe der Provinzial der 
Regierung jährlich Anzeige zu machen. 

33* 
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halb Österreichs erschienene anonyme Schrift!) sehr nachdrücklich 
hingewiesen. In Beantwortung einer Gegenschrift, welche dieses 
Buch hervorgerufen, schreibt der gleiche Verfasser ?): »Wie wäre es, 
wenn ich dem Herrn Fragesteller zeigete, dass in einem nicht gar 
grossen Lande seit weniger als 98 Jahren mehr als neun Millionen 
Gulden nur an blossen Mobiliarverlassenschaften, wovon man ge- 
richtliche Zeugnisse hat und die dadurch aus dem steuerbaren Unter- 
tansvermögen herausgezogen worden, in die Klöster von beiderlei 
Geschlechtern gegangen sind? Wie wäre es, wenn ich zeigte, dass 
der Bürger- und Bauernstand in diesem Lande seit zweihundert 
Jahren darum um mehr als 100tausenden Gulden in jährlichen Kon- 
tributionen abgenommen babe, ohne auf der andern Seite den ge- 
ringsten Zuwachs zu erhalten? Wie wäre es, wenn ich bewiese, 
dass die ansehnlichsten bürgerlichen Gewerbe, weil ihr Vermögen in 
Klöster gewandert ist, zu Grunde gegangen sind?e — Es handelt 
sich hier augenscheinlich um die stärksten Übertreibungen. Viel 
sachlicher ist eine gleichzeitige Schrift des Benediktiners Gufl 
von Priefling,?) der unter anderem bemerkt: »Die Verzeichnisse 
und Register der Religiosen, welche vielfältig im Drucke sind, be- 
weisen sonnenklar, dass die meisten Kandidaten ohne Geld oder doch 
nur mit einem sehr geringen Erbteile aufgenommen wurden.e Aber 
es lag nun einmal im Interesse der Klosterfeinde, immer von den 
immensen Reichtümern der Klöster zu reden. So wendet sich die 
Broschüre eines gewissen Neuberger gegen die Beibringung der für 
Frauenklöster vorgeschriebenen Dos 4): »Ist das Kloster arm und 
nicht fähig, ihn lebenslänglich zu unterhalten, so hätte es ihn nie- 
mal aufnehmen sollen. Ist das Kloster reich, so hat der Aufge- 
nommene schon das Recht, dass ihn das Kloster lebenslänglich aus 
den Fundationsgütern unterhalte.« 5) Bei der Aufnahme in die Klöster 
spiele der Eigennutz immer eine grosse Rolle®): »Der Kandidat, den 
man der Werbung würdig erachtet, muss entweder ein guter Kopf 


1) Veremunds von Lochstein Gründe sowohl für als gegen die geistliche 
Immunität in zeitlichen Dingen. Strassb. 1767. Verfasser war Petrus von Oster- 
wald. kurbayer. geheimer Rat, Mitglied der bayer. Akademie der Wissenschaften. 

2) Antwort auf die Frage eines ungenannten Mitgliedes der kurbayer. 
Akademie der Wissenschaften. Strassb. 1767. S. 179. 

3) Veremund Gufl. Bened. in Priefling, Verteidigung der klösterlichen 
Rechte in zeitlichen Dingen (gegen die Abhandlung von Neuberger), München 
1768 S. 222. 

4) J. @. Neuberger, Abhandlung von den Einkünften der Klöster und 
dem Amortisationsgesetze. München 1768. 5. 49 f. 

5) Seite 77 daselbst berichtet er, allein von der Münchener Bürgerschaft 
seien an die Klóster gekommen von 1715—1754: 1 Mill. 141096 fl. 6 kr.; von 
1754—1763: 127947 fl. 2 kr. 3 pfg. 

6) Ebendas. S. 78 f. 
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sein oder er muss ein rechtschaffenes Vermögen besitzen... In den 
Frauenklöstern sieht man öfter auf das Vermögen allein, und es ist 
beinahe zum Sprichworte geworden, dass nicht leicht eine Kandidatin 
einen Beruf ins Kloster hat, wenn sie nicht auch einen goldenen 
hl. Geist hat.« !) 

Die tote Hand gebe nie wieder etwas heraus; daher sei das 
Anwachsen des klösterlichen Reichtums auch dem Staatswohle so 
nachteilig: »Weil nun auch die Klóster niemal absterben, sondern 
nur immer acquirieren kónnen, so kónnte wohl alles Vermógen der 
Weltlichen mit der Zeit in die Hände der Klóster kommen und so 
fort dem Staate ein unersetzlicher Schaden, wo nicht gar der gánz- 
liche Ruin verursachet werden . . . . Der Wohlfahrt des Staates ist 
nun niehts mehr zuwider als der tägliche Anwachs der Klóster an 
zeitlichen Gütern und Reichtümern . .. .; folglich haben alle 
Souveräne nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, ein Gesetz 
zu machen, wodurch der tägliche Anwachs der klösterlichen Güter 
und Reichtümer entweder merklich eingeschränket oder gänzlich ge- 
hindert wird.« ?) 

Schon Maria Theresia war gegen das Anwachsen der Güter 
der toten Hand vorgegangen.3) Joseph II. traf weitere diesbezügl. 
Massnahmen, 4) darunter gegen viele Klöster die allerwirksamste, die 
völlige Aufhebung und Einziehung des Klosterbesitzes. 

Einen weiteren Angriffspunkt gegen die Orden lieferte der Vor- 
wurf, dass die Klöster Stätten der Unwissenheit und des Müssig- 
ganges seien. So Febronius5): »In vielen Klöstern werden tüchtige 
Studien nicht geachtet . . .; daher kommt es, dass in denselben 
auf Kosten der Allgemeinheit allzuviele ernährt werden aus der Zahl 


1) Derselbe Verfasser macht (S. 80) über die Ordensleute auch die ge- 
ringschätzige Bemerkung, dass sie im Falle der Möglichkeit mit Freuden den 
Klostermauern eutfliehen würden: »Oeffne man die Klosterpforten und sage 
man allen Ordensgeistlichen und Klosterfrauen, es wäre eine päpstliche Dispen- 
sation vorhanden, kraft welcher jeder, der will, aus dem Kloster in die Welt 
zurückgehen darf, man würde sehen, wie viel darin bleiben würden. (Ausser 
den ganz Alten, den Ubern, Oftizialen und den von ihnen Geinästeten) könnte 
man diejenigen an den Fingern abzählen, die bei solcher Gelegenheit in den 
Klöstern bleiben und sich der päpstlichen Dispensation nicht bedienen würden.« 
— Die würdige Haltung so vieler Ordenslente bei der Sákularisation, bis wo- 
hin noch drei und ein halb weitere Jahrzehnte an der Lockerung der Ordens- 
disziplin gearbeitet hatten, straft diese ungerechteu Aeusserungen glänzend Lügen. 

2) Ebendas. S. 98 und 120. 

3) Siehe oben S. 61. 

4) VO. vom 17. Dez. 1780: Der testierende Noviz darf zusammengenom- 
men für sein Kloster und für andere fromme Zwecke hóchstens 1500 fl. bestim- 
men; VO. vom 22. Dezember 1780 fordert eine Uebersicht, wie viel Untertanen 
seit drei Jahren in auswärtige Klöster gegangen und wie viel Mitgift für die 
Klöster aus- und eingegangen sei. 

5) Seite 505. 
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jener, die der Rechtsgelehrte Paulus ... viros simplicitate gaudentes 
et desidiae deditos nennt. Die Zahl der Bettelmónche wächst ins 
Unendliche, und so werden dem Staate viele nützliche Untertanen 
entzogen,!) mit denen andererseits die Kirche beschwert wird . . . 
Eine gewisse Anzahl Mönche ist für Staat und Kirche nützlich, eine 
zu grosse ist beiden lástig.« Besonders der angebliche unerträgliche 
Müssiggang in den Klóstern war der Ausgangspunkt der josephini- 
schen Klostergesetzgebung und Klosteraufhebung ;?) als Müssiggänger 
aber betrachtete Joseph II. alle Ordensleute, die sich nicht als 
»Volkslehrer« d. h. Seelsorger oder zum Unterricht oder zur Kranken- 
pflege verwenden liessen. 5) Als solche, deren Ernährung direkt auf 
dem Volke lastete, erschienen die Bettelmönche. Kaiser Joseph, dem 
jede Art Bettel, 4) auch das Terminieren der Mendikanten als Miss- 
brauch galt, beschränkte zuerst das Terminieren5) und untersagte es 
schliesslich völlig, indem er den Bettelmónchen ihren Unterhalt aus 


1) Vgl. Pehem, Versuch etc. S. 144: »Nun aber erheischen Zeit- und 
Staatsumstünde, dass jeder Bürger sich mit einer dem gemeinschaftlichen 
Besten entsprechenden Arbeit beschäftige. Oder wer wollte von dem Staate 
fordern, dass er jene auf seine Kosten nähren sollte, welche ihr Leben nur mit 
Nachdenken und Beten durchzubringen sich entschlossen haben ?« 

2) Auf die Beschwerde Pius VI., dass Joseph alle beschaulichen Orden 
förmlich unterdrücke, antwortete Joseph II. am 13. April 1782: »Da ausserhalb 
meines Reiches in anderen Ländern eine hinlängliche Anzahl solcher Klöster 
besteht, deren Bewohner ein rein kontemplatives Leben führen, so wird jeder, 
der von sich glaubt, dass er non natus ad labores und der sich im Innern ge- 
drungen fühlt, sein Seelenheil in einem derartigen Institut zu suchen — leicht 
die Erlaubnis zur Entfernung aus seinem Vaterlande erlangen.« In der Schrift 
»Der Josephinismus etc,« Wien 1850. 

3) Hofdekret vom 11. Sept. 1782 (Wolfsgr. a. a. O. S. 633 f.): »Da die 
Si Orden in keiner anderen Absicht als unter der Bedingung, dass sie 

em Weltpriesterstande in der Seelsorge aushelfen und zum geistlichen Beistand 
für das Volk sich nützlich gebrauchen lassen, in Unseren Staaten jemals auf- 
genommen worden sind, da ferner dieser heilsame Endzweck ohne den pflicht- 
mässigen Gehorsam gegen die Bischôfe, in deren Sprengel sich Ordensminner 
befinden, niemals erreicht werden kann, und da endlich Gott selbst alle Schafe 
ohne Ausnahme des Standes dem ordentlichen Bischof in seiner Diözes zu 
leiten übergeben hat, auch diese allein nach göttlicher Einsetzung das Pfand 
der echten katholischen Lehre, die Ausspendung des geistlichen Ministerii und 
überhaupt den ganzen Umfang der zur Seelsorge erforderlichen Gewalt erhalten 
haben, so sehen Wir Uns verbunden, diejenigen Missbräuche aus ihrer Wurzel 
zu heben, die einerseits diesem allem widerstreben und andererseits zugleich 
mit schädlichen Folgen für den Staat befangen sind. Hierunter sind vorzüg- 
lich die unter vielerlei Vorwand von einigen Päpsten erhaltenen Exemptiones 
a potestate et iurisdictione Episcopi ordinarii sowohl für ganze Klöster, Ge- 
meinden, Gotteshäuser, andere Oerter oder Personen nicht nur in Ansehung der 
Ordensgeistlichen, sondern auch verschiedener Personen und Oerter der Welt- 
priesterschaft.« 

4) VO. vom 17. Febr. 1784: Die Pfarrer, Prediger etc. sollen das Volk 
ermahnen, dass es dem Bettelgesinde weder in den Kirchen noch in den Hausern 
Almosen gebe. 

9) VO. vom 11. Febr. 1783: Die Mendikanten ob der Enns dürfen nicht 
unter der Enns sammeln und umgekebrt. 
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dem Religionsfond !) anwies und hiedurch wiederum eiu Fundamental- 
gesetz dieser Orden umstiess. Um die Mittel, dem Volke sein Geld 
abzulocken, waren die Ordensleute nach diesen Autoren nicht ver- 
legen. So bemerkt der Wiener Kirchenrechtslehrer Pehem ?): »Einige 
pressten durch abergläubische Vorspiegelungen dem armen Bauers- 
mann sein mit saurem Schweisse errungenes Brot ab. Andere machten 
fast Possenreisser, um für ihren und des Klosters Beutel etwas zu 
erhaschen. Wieder andere krochen um die Grossen herum, damit 
eine neue Stiftung oder Verbesserung der alten oder eine Beisteuer 
zur Aufführung oder Reparation des Klosters erschlichen werden 
möchte; nichts zu melden von denjenigen, welche die alten Mütter- 
chen und so betitelten Betschwestern um ihr Geld besuchten.« Auch 
der Benediktiner Oberhauser scheut sich nicht, den Eifer der Orden 
in Beförderung von Wallfahrten, Bruderschaften u. s. w. niedriger 
Gewinnsucht zuzuschreiben 5): »Damit das Geld nicht ausgehe, sieht 
man zumeist in den Ordenskirchen wundertätige Bilder verschiedener 
Art, erzählt man von Tag zu Tag neue Wunder, verkündet man 
unendliche Ablässe, errichtet man unter verschiedenen Titeln Bruder- 
schaften und Korporationen, stellt man häufige Prozessionen an und 
schiessen immerfort neue Andächteleien in die Höhe, um ein Zu- 
sammenströmen des Volkes vom Sonnenaufgang bis zum Untergang 
zu veranlassen.« 

Die Klöster überhaupt sind die Brutstütten der Afterandachten 
und des Aberglaubens. Bischof Morosini von Verona glaubte hierauf 
seine Diözesanen in einem besonderen Hirtenbrief »Über die Auf- 


1) VO. vom 24. Okt. 1783 n. 14: »Zum allgemeinen Besten sowohl der 
Untertanen als der sammelnden Orden selbst habe Se. Majestät... die Samm- 
lung der sämtlichen Klostergeistlichen . .., die barmherzigen Brüder allein aus- 
genommen, welche bloss für die Verpflegung mehrerer armen Kranken sam- 
meln, ... dergestalt aufgehoben, dass für jeden vorher von der Sammlung 
lebenden Bettelmónchen nach Mass ihrer eigenen Fassionen der jáhrliche Unter- 
halt bei dem Religionsfond angewiesen wird.« Praktisch scheint die voll- 
ständige Aufhebung des Terminiereus erst nach Verlauf einiger Jahre geworden 
zu sein. So wird in den Beiträgen zur Chronik der vorderósterr. Kapuziner- 
provinz (Freib. Diózesanarchiv Bd. 18 S. 176) zum Jahre 1790 bemerkt: »Die 
letzte Zeit namentlich forderte die Regierung von den Mendikanten I. Kl. 
(Franziskanern und Kapuzinern) eine genau spezifizierte Fassion, wie viel 
Almosen von Wohltätern freiwillig zur Pforte gebracht werden, wie viel man 
beim Terminieren sammle u. s. w. Nach diesen Nachforschungen verbot die 
Regierung das Sammeln .. . und heuer empfingen sie dafür das erste Mal den 
Beitrag aus dem Religionsfond.« Zum Jahre 1792 bemerkt dieselbe Chronik 
weiter (a. a. O. S. 178): »In diesem Jahre wurde den Mendikanten die Er- 
lanbnis zu sammeln wenigstens in einigen Provinzen wieder erteilt . . . Diese 
Konzession war... mit dem Verbote gewürzt, keine Amulette und geweihte 
Kräuter anf der Sammlung zu verteilen.« 

2) Versuch ete. S. 31 f. 

3) De dignitate utriusque cleri. Salisb. 1785. S. 235. 
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hebung einiger falschen Klosterandachten. Wien 1782« aufmerksam 
machen zu sollen!): ».... So sind z. B. die von den Vätern aus 
dem dritten Orden des hl. Franziskus eingeführten Gürtelbruder- 
schaften eine Andacht, die nicht den geringsten lobwürdigen Bezug 
auf die göttlichen Geheimnisse der christlichen Religion hat — so 
die Bruderschaften vom Herzen Jesu, die nicht auf das symbolische, 
sondern auf das fleischliche Herz Jesu Christi die Begehung ihres 
äusserlichen Gottesdienstes wenden . . .. und sind den Frommen 
ein Beweggrund des Ärgernisses und den Ungläubigen ein Beweg- 
grund des Spottese . . . »Endlich verbieten wir den Gebrauch der 
sog. päpstlichen Ablässe und Generalabsolutionen und wollen in Zu- 
kunft keine davon zulassen, wenn sie nicht von uns eingesehen und 
ihr Grund von uns gutgeheissen worden und wir das k. k. Plazet 
zu ihrer Bekanntmachung und Vollziehung erhalten haben.« 

Der mehrerwáhnte Pehem erhebt noch eine Reihe weiterer An- 
klagen gegen die Orden. »Um das herbeilaufende Volk nicht zu 
verscheuchen, wurde eine Sitlenlehre begünstigt, welche der Ausge- 
lassenheit schmeichelt.« 2) In der Dogmatik und Moral schwöre jeder 
Orden auf seine eigene Ordenstradition 3): »Nur bei zweien Gegen- 
ständen finde ich unter ihnen eine unzertrennliche "Vereinigung, 
erstens wenn es zu tun ist, um dem Landesfürsten die ihm zukom- 
menden Rechte abzusprechen, zweitens wenn sie von der Allmacht 
des römischen Papstes sprechen.e 4)  »Einen merklichen Abbruch 
verursachten dem wesentlichen Gottesdienste die vielen und sich 
durchkreuzenden Bruderschaften und Wallfahrten, zu deren fast un- 
ermesslicher Mannigfaltigkeit der Anwuchs der Regularorden das 
meiste beigetragen hat.«5) Der grosse Zulauf und die reichen 
Spenden für die Orden seien »handgreifliche Beweise, dass dem 
Volke unanstündige, ja gewissenswidrige Begriffe von den weltlichen 
Pfarrern beigebracht werden müssen, woraus nicht nur Verachtung 
gegen die ordentlichen Seelsorger entspringet, sondern auch dem so 
heiligen als beschwerlichen Hirtenamte eine unheilbare Wunde ge- 
schlagen wird.« 6) 

Summa: »Die allzugrosse Menge der Klöster gereicht dem 
Staate zu einer unerträglichen Last; die Verschiedenheit der geist- 


1) Seb. Brunner a. a. 0. S. 324. 

2) Versuch etc. 8. 40. — 3) Ebendas. S. 41. — 4) Ebendas. S. 43. — 
5) Ebendas. S. 50. 

6) Ebendas. S. 69. Also auch der Weltklerus wird gegen die Orden auf- ` 
gehetzt; freilich bedenkt der Verfasser S. 110 auch die Weltgeistlichen mit 
der wenig schmeichelnaften Note: » Wahr ist es, dass der Weltpriesterstand in 
einen grossen Verfall versunken ist, woraus er sich ohne besondere Mühe und 
glückliche Revolution nicht erschwingen wird.« 
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lichen Orden?) hat die nachteiligsten Folgen für denselben gezeuget, 
und unter den mannigfaltigen Nebendingen, so sich dabei einge- 
schlichen haben, sind andere eine fruchtbare Quelle von kostspieligen 
Rechtsstreitigkeiten, gerechten Klagen uud gemeinschádlichen Un- 
ordnungen; andere untergraben die Grundfeste der bürgerlichen Ge- 
sellschaft, zernichten die Majestátsrechte und die Kraft der Gesetze; 
folglich hat der Regent das Recht, die alleugrosse Menge der Klöster 
su vermindern, die Verschiedenheit der geistlichen Orden unterein- 
ander einzuschränken und die schädlichen Nebendinge bei denselben 
abzuschaffen, und da er dieses tut, so erfüllt er den Willen Gottes 
und seine schweren Pflichten.« ?) 

Die vorstehende Kritik wies den Regierungen den Weg, wo sie 
im Ordenswesen eingreifen könnten und sollten. 

Van Espen äi berichtet, ia Frankreich und Belgien hätten die 
Landesherren und Regierungen nie daran gezweifelt, dass ihnen das 
Recht zukomme, auf die Erhaltung und Wiederherstellung der 
Ordenszucht ihr Auge zu lenken und ihre Auktorität zu deren Er- 
haltung und Wiederherstellung einzusetzen; es sei klar, schreibt er 
an einer anderen Stelle,*) dass in der Gegenwart die Fürsorge und 
das Recht der Fürsten uud Obrigkeiten bezüglich der Reformation 
der Orden nicht geringer sei als ehedem; diese Fürsorge der Fürsten, 
die Sache der Ordensreform zu befürdern, sei der Absicht und dem 
Wunsche des Konzils von Trient vollkommen gemäss. Nach Hed- 
derich 5) kann der Landesherr die Ordensleute für unfähig zum Er- 


1) Vgl. die Charakterisierung der veschiedenen Orden durch den Kirchen- 
rechtslehrer /#rendel in seinem Handbuch des Kirchenrechts (erschien 1823 zu 
München, also ziemlich lange nach der Säkularisation) S. 352: »Die Domini- 
kaner wurden endlich als Richter der Ketzer gefürchtet, und die Brüder des 
hl. Franziskus spendeten Indulgenzen und Begnadigungen. Häufig nennt man 
zwar die /ettelorten das breite Fussgestell des tusgeurteten Pupsttums... 
Die Ausartungen der Orden erzeugten also irimer neue Wiedergeburten nach 
Zeiten uud Umstánden.« S. 353 wird genannt »die Quintessenz aller Orden, 
jener der Jesuiten, zugleich zum Gegengift für die Reformation bestimmt. 
Endlich erscheint auch das weibliche Geschlecht in allen Gestalten und 
Wandlungen im Mónchtume, obwohl es gar nicht die Fähigkeit hat, geistlich 
zu werden.« 

2) Pehem a. a. O. S. 69. Vgl. Neuberger a. a. O. S. 40: »Die Ordens- 
stände sind aber im Staate nicht unentbehrlich.« S. 44: »Das Publikum tut 
gut genug und überflüssig genug, weun es die Klóster bei ihren Fundationen 
lásst; von Rechtswegen und ratione status kónnten sie dieselben auf die Hand- 
arbeit anweisen.« S. 47: »Die klösterliche Disziplin wird nicht mehr herge- 
stellet werden, wenn die Handarbeit nicht wieder eingeführet wird.« Also 
auch in Bayern wird bereits 1768 auf eine kommende Umgestaltung des Ordens- 
wesens und eine Sákularisation in der Presse hingearbeitet. 

3) Supplem. iu corpus iuris p. I. tit. 32 de regularium reform. et visit. 
cap. 2 ad n. 14. 

4) Tom. I. p. I. tit. 23. cap. 2 n. 16. 

9) Elem. iur. can. p. III. S. 153. 
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werb von Immobilien erklären, kann festsetzen, dass die Novizen 
ohne Vermögen aufzunehmen seien, kann das Alter des Eintritts so- 
wie die Zahl der Regularen bestimmen, damit der Staat keinen 
Schaden leide. Der Abt Rautenstrauch !) begründet die Berechtigung 
des Staates, für die Ordensprofess ein gewisses Alter festzusetzen, 
mit dem Hinweis, dass die Gelübdeablegung einen Vertrag ein- 
schliesse zwischen dem Gelobenden und dem Staate (?), da könne 
doch der Staat das Alter bestimmen, vor welchem der Vertrag nicht 
abgeschlossen werden darf. Der Staat kann nach demselben Autor 
einem jeden den Eintritt in den Ordensstand auch völlig verbieten. 
Den Eheleuten müsse man sicher das Recht zugestehen zu verhin- 
dern, dass eines von ihnen ohne des anderen Zustimmung sich Gott 
in einem Kloster weihe; wenn nun schon den Eheleuten eine solche 
Gewalt gegeben sei, warum nicht auch den Fürsten und Königen, 
denen ein jeder Untertan zu vollem Rechte unterworfen ist? ?®) 
Diesem vollen Rechte, das die Landesherrn über uns haben, entziebe 
man sich aber, wenn man gegen deren Willen einen solchen Lebens- 
stand ergreife, in welchem man die Bürgerpflichten nicht erfüllen 
könne. 3) Wenn ein jeder gegen den Willen der Könige sich in ein 
Kloster einschliessen könnte, dann könnten die Bürger sich ebenso 
auch dem Militär und den übrigen Staatslasten entziehen.*) Ja, 
Rautenstrauch steht nicht an, aus diesen Grundsätzen den Schluss 
zu ziehen, dass die Könige alle gegen ihren Willen abgelegten feier- 
lichen Gelübde für null und nichtig erklären könnten. 5) 


Auch das innere, geistliche Leben im Orden wird der Kontrolle 
und Gesetzgebung des Landesherrn unterstellt; demselben wird auch 
zuerkannt das freie Verfiigungsrecht über die Ordenspersonen. Unter 
den von Pehem®) aufgeführten Befugnissen des ius inspectionis be- 
ziehen sich mehrere auf die religiösen Orden: n. 2. das Recht, die 
Gelübde der Bürger zu prüfen; n. 3 das Alter für die Widmung zu 
einem religiösen Orden festzusetzen; n. 4 die Statuten der Regularen 
zu reformieren,?) wenn sie für den Staat ungeeignet sind; n. 5 ihre 


— —MMM ee 


1) Diss. XIV. De iure principis praeficiendi maturiorem professioni mo- 
nasticae solemni aetatem in der Coll. select. elucubrat. Eybels 1777 S. 30. 

2) Ebendas. S. 23. — 3) Ebendas. S. 26. — 4) Ebendas S. 63. — 
5) Ebendas. S. 74. 

6) Prael. p. I. S. 554 ff. 

7) Vgl. das Verbot des Terminierens für die Mendikanten; die eigen- 
mächtige Errichtung einer neuen Franziskanerordensprovinz für Steyermark, 
Kürnten und Krain am 21. Januar 1785 und deren Trennung von der nieder- 
österreichischen Provinz; das Verbot der Errichtung neuer Statuten bei den 
Provinzialkapiteln vom 22. Dezember 1785. 
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Exemption von der Jurisdiktion der Bischöfe aufzuheben;!) n. 7 ihre 
verschiedenen Arten zu vermindern. — Eybel?) liefert die Orden 
der Staatswillkür aus mit folgenden der weltlichen Macht einge- 
ráumten Befugnissen: 1. über alle unmittelbar zum Gottesdienst be- 
stimmten Kirchenglieder so oft zu verfügen, als die Bedürfnisse des 
Staates eine solche Verwendung erforderlich machen ; 3) 7. die Lebens- 
weise und Institute aller kirchlichen Personen oder Gesellschaften zu 
prüfen und sie, wenn sie sich als nachteilig für den Staat heraus- 
Stellen, 4) zu reformieren oder gänzlich aufsuheben, oder wenn ihre 
£u grosse Menge schädlich ist, sie zu vermindern. 

Nach den angeführten Grundsátzen ist die ganze Kloster- 
Reform und -Aufhebung Josephs II. vollkommen in Form Rechtens 
vor sich gegangen, auch die Bestimmungen über die Erziehung des 
Ordensklerus und die Säkularisation. 

Schon unter Maria Theresia war 1770 angeordnet worden, dass 
alle Ordenskandidaten in den Klóstern »nach den nämlichen Grund- 


1) Alle Klóster wurden durch VO. vom 24. März 1781 unter Loslósung 
jeglichen Verbandes mit auslündischen Obern einheimischen Provinzialen und 
den Diózesanbischófen unterstellt. Vgl. Riegger a. a. O. p. IV. S. 480: Nach 
gemeinem Recht ist jedes Kloster, auch wenn es mit fremden oder exempten 
Kirchen verbunden ist, dem Bischof unterstellt, in dessen Diözese es liegt, so 
dass er alle Akte der Jurisdiktion und Weihegewalt rechtmässig darin aus- 
üben kann. 

2) Introd. p. II. S. 83 ff. 

3) Vgl. die VO. vom 14. Sept. 1786 betr. die Versorgung der Erlaien- 
brüder: »Die ihnen angemessenen Verrichtungen sind die Messners- und Kirchen- 
dienersdienste, die Krankenwärterdienste in den ótfentlichen Spitälern, die Schul- 
meistersdienste auf dem Lande.« Die Brüder sind, um dem Religionsfond die 
Pension zu ersparen, möglichst zu solchen Verrichtungen zu bestimmen. VO. vom 
13. Juni 1786 : »Keinein zum Zusammenziehen bestimmten Geistlichen ist erlaubt, 
in die Welt zu treten, soudern es muss ein jeder sich in das Kloster, welchem 
er zugeteilt wird, begoben.« Andererseits erhielt der des Ordenslebens müde 
Kapuziner Buisson 1784 von der Regierung die Genehmigung der Säkulari- 
sation und wird die Stadt Freiburg angewiesen, für ihri den l'ischtitel zu stellen 
(Fbg. Diözesanarchiv Bd. 18 S. 169). VO. vom 14. Febr. 1734: Pensionierte 
Geistliche von den aufgehobenen Klóstern und Orden sind, soweit sie nicht als 
Pfarrer oder Kapläne angestellet werden, als Cooperatoren auf das Land nach 
und nach abzuschicken, »damit diese Geistlichen ihre Pension nicht umsonst 
geniessen «. 

4) VO. vom 21. Aug. 1785: Mit Rücksicht auf die Gefahren für die Ge- 
sundheit sollen die jungen Geistlichen (in den Klöstern) nicht durch einen 
schreienden Chorgesang der Gefahr, sich Leibesgebrechen zuzuziehen, ausgesetzt 
werden, sondern es soll nur ein mässiger Gesang oder statt desselben ein lautes 
Gebet eingeführt werden. — VO. v. 4. Mai 1781: Novizen dürfen nur entlassen 
werden mit Vorwissen der Eltern, event. der Ortsobrigkeit. VO. vom 20. Juni 
1782: Die Stellen der Ordensstatuten, die im Widerspruch mit den k. k. Ver- 
ordnungen stehen, sind zu verkleben. VO. v. 23. Aug. 1784: Die Klosterobern 
sollen Stellen in ihren Ordensregeln oder Konstitutionen, »welche den jetzigen 
oder künftigen landesfürstl. Verordnungen Entgegenlaufendes in sich fassen, 
auslóschen oder wohl verpicken.« VO. vom 6. Dez. 1784 betr. die Wahl der 
Klostervorsteher: sie sind von den Mitgliedern des Klosters selbst vorzunehmen ; 
der Provinzial hat nur das Bestätigungsrecht. 
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sätzen wie auch nach den nämlichen Lehrbüchern,« wie sie für die 
Wiener Universität vorgeschrieben wurden, zu unterrichten seien — 
wahrlich eine grosse Konzession an den Zeitgeist. Überaus ein- 
schneidend und nachteilig für Zahl und Geist des Nachwuchses war 
auch die Bestimmung vom 27. Mai 1780, dass die Ordensnovizen 
vor ihrer Aufnahme die studia humaniora mit Erfolg absolviert 
haben mussten.!) Kaiser Joseph genügte dies aber noch nicht. Er 
verfügte durch Dekret vom 30. März 1783 die Aufhebung aller 
Ordensschulen und den Eintritt der Ordenskandidaten in die General- 
seminarien: »1. Den 1. November laufenden Jahres hören alle philo- 
sophischen und theologischen Schulen in sämtlichen Stiften und 
Klöstern auf . . . . 3. In Ansehung der künftig einzukleidenden Be- 
ligiosen ist zur Richtschnur zu nehmen, dass ausser den als Laien- 
brüdern angenommenen Kandidaten niemand in einen geistlichen 
Orden treten könne, der nicht vorher in dem Generalseminario die 
theologischen Studien und praktischen Seelsorgeübungen durch sechs 
Jahre als Kleriker vollendet hat, welches auch von Weltgeistlichen 
dergestalt zu verstehen ist, dass künftig niemand in den weltgeist- 
lichen Stand aufgenommen werden darf, der nicht die erwähnten 
Jahre in dem Generalseminario zurückgelegt hat.« ?) 

Es bedarf keiner weiteren Ausführung, wie unheilvoll dieser 
Aufenthalt in vielfach zügellosen und schlecht geleiteten, aller Auf- 
klärung huldigenden Anstalten dem Ordensgeist werden musste. 
Die ohnehin so nahe liegende Gefahr, dass die jungen, noch nicht 
durch Gelübde gebundenen und durch längeren Aufenthalt im klöster- 
lichen Leben gefestigten Ordenstheologen in dieser Atmosphäre gar 
bald die Lust verlieren mussten, in ihre Klostermauera zurückzu- 
kehren, besonders bei den strengeren Orden, wurde noch vermehrt 
durch die Verordnung vom 24. Oktober 1783, welche alle Eide der 
Theologie- und Klosterkandidaten, dass sie entweder aushalten oder 
alle Kosten zurückzahlen würden, für null und nichtig erklärte. So 


1) Selbst v. £spen verschliesst sich nicht der Erkenntnis, dass der 
rechte Ordensgeist nur im stillen Heiligtum des Klosters von früher Jugend 
an erblühen könne. Er schreibt p. I. tit. 27 cap. 2 n. 8: Hic obiter nota, 
quam longe abesset magnus ille Praesul (sc. der Erzb. von Prag auf dem 
Konzil v. Trient) ab ea vulgari opinione, quod priusquam Monasticam vitam 
quis profiteatur, eum oporteat mundum novisse, hoc est eiusdem vulgi sensu 
vitiis et voluptatibus mundi nonnihil fuisse immersum, quod quam ipsis 
adolescentibus perniciosum multis ostendit Petrus a. S. Audomaro. 


2) Bei Zschokke a. a. O. S. 391 f Vgl. die VO. vom 17. Okt. 1785: 
Alle Studierenden aus Klöstern sollen in die Generalseminarien übergesetzt 
werden. Jedes Stift und jeder Orden mit Ausnahme der Mendikanten, welche 
aus dem Religionsfond unterhalten werden, muss für seine Kleriker im General- 
seminar zahlen. 
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konnten also Klöster für angebliche Ordenskleriker den Unterhalt 
bezahlen ohne jegliche Garantie, sie dauernd für sich gewonnen 
zu haben. 

Auch die Säkularisation!) von mehreren hundert Klöstern, ?) 
die völlige Aufhebung ganzer Orden, 3) vor allem der beschaulichen, 
ein Werk der Zerstörung, wie es bis dahin seitens eines katholischen 
Regenten in der Kirche unerhört war, wurde durch die neue Kirchen- 
rechtstheorie legitimiert. Als Norm für Aufhebung oder Beibehaltung 
der Klöster galt dem Kaiser der Grundsatz 4): »Von Klöstern wer- 
den diejenigen, welche entweder zu Versehung der eigenen Pfarreien 
oder zur Aushilfe der Seelsorge notwendig sind, beibehalten und wird 
für dieselben eine angemessene Zahl von Geistlichen mit einem auf 
alle Vorfälle berechneten, zureichenden Überflusse bestimmet. Die 
übrigen für die Seelsorge ganz entbehrlichen Klöster gehen nach 
und nach ein.« Die Klosteraufhebung ging nur successive vor sich. 
Erst 1794 in der Mitte des Jahres verbot ein Dekret Kaiser Leopolds 
weitere Klosteraufhebungen; erst 1801 nach 18 Jahren war es den 
Kapuzinern der Tiroler Provinz wieder erlaubt, Novizen aufzu- 
nehmen.) 

In ihrer Ausführung zeigte die Säkularisation Kaiser Josephs II. 
kaum weniger widerwärtige Bilder als die im übrigen Deutschland 
vollständige Vernichtung aller männlichen und fast aller weiblichen 
Ordensinstitute nach der Jahrhundertwende. Die Formel »zur Er- 


1) Stigloher a. a. O. S. 47 f. erwähnt aus den Denkwürdigkeiten Pacca's, 
dass bereits in den vierziger Jahren des 18. Jahrhunderts der Antrag auf 
Säkularisation der geistlichen Fürstentümer (nicht Klöster) gestellt und 
nur durch Papst Benedikt XIV. und die Verwendung seiner Nuntien an den 
weltlichen Höfen vereitelt worden sei. 

2) Veremund Gufl, Verteidigung der klösterl. Rechte in zeitl. Dingen, 
Münch. 1768, führt 800 Klöster mit Namen an. welche seit 300 Jahren in 
Deutschland verbrannt, ruiniert oder säkularisiert worden seien (hauptsächlich 
infolge der Reformation); die Tätigkeit Josephs II. war der zweite, der Reichs- 
deputationshauptschluss 1803 mit seinen Konsequenzen der dritte grosse Akt des 
traurigen Dramas. 

3) Aufgehoben wurde am 24. Februar 1782 uer dritte Orden und das 
Tragen des Ordenskleides auch den ausserhalb des Klosters lebenden Ordens- 
schwestern untersagt; am 13. Januar 1783 werden die J'rinitarier in Galizien 
aufgehoben und ihre Güter zum Religionsfond geschlagen; als Pension erhielten 
die Patres der Trinitarier 240, die Brüder 150 fl. jährlich (VO. v. 20. Januar 
1785). Betreffend die Versorgung der Klosterbrüder hatte Eybel folgenden 
Vorschlag (bei Seb. Brunner a. a. O. S 486 aus Klosterakten Fasc. 227): Die 
Laienbrüder der Mendikantenorden sollen gewaltsam aus ihren Ordenshäusern 
entfernt und zu Hundwerksgesellen gemacht werden. »Denn Arbeit ist im:1er 
ihre Bestimmung und da Koostergeistliche auch Bürger sind, so kann es ihnen 
und der Religion immer gleichgültig sein, ob sie einem uneingesperrten oder 
einem zwischen vier Mauern eingesperrten Bürger ihre Dienste leisten.« 

4) VO. vom 24. Okt. 1783 n. 11. 

5) Freib. Diózesanarchiv Bd. 18 S. 179. 
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leichterung ihrer Finanzen« war freilich 1780 noch nicht erfunden. 
Kaiser Joseph hat das weggenommene Kirchengut durch Zuwendung 
zum Religionsfond (teilweise auch zum Schulfond) doch religiös- 
kirchlichen Zwecken belassen und sich nicht selbst bereichert — ein 
anwiderleglicher Beweis, dass persönliche Gewinnsucht ihm diese 
Massregeln nicht diktiert hatte. Dass bei der Flüssigmachung des 
Klostergutes sehr viel veruntreut oder unter allem Wert losge- 
schlagen wurde, braucht kaum bemerkt zu werden.t) 


1) Brunner a. a. O. S. 479: Sämtliche Pretiosen und Juwelen aus dem 
eingezogenen Klostergut wurden von der Judengesellschaft Dobruschka und 
Schönfeld gekauft. Zufolge einer Resolution Josephs II. vom 14. Februar 17S8 
durften obige Familien die Pretiosen auch ausser Landes schaffen. »jedoch sind 
immer alle heiligen Gefässe so zu verunstalten, nämlich entzwei zu brechen 
oder zu biegen, um allen Missbrauch zu vermeiden, ohne jedoch alle Steine 
.einzelnweis herauszubrechen«. S. 480 cbendas: Dass bedeutende Brocken schon 
im Siebe der Kloster-Aufhebungskommission hängen geblieben sind, darüber 
klagt der Kaiser wiederholt. S. 481: Wenn nun in einem Kloster, zehn Schritt 
von der Hofburg in Wien, Wertgegenstände von 50000 fl. in der Zeit der Auf- 
hebung verschwinden sollten, wenn Messstiftungen von und für Mitglieder der 
kaiserlichen Familie, gestiftet an derselben Kirche, bis auf die Spur im Sande 
verronuen sind. wie mag es erst in den weite Tagreisen von der Residenz ent- 
fernten Provinzen mit den Stiftungen zugegangen sein? 


(Fortsetzung folgt.) 
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5. Der sacerdos proprius in der abendländischen Kirche 
vor dem Jahre 1216. 


Von Peter Anton Kirsch. 


Der bekannte Kanon 21 des 4. Laterankonzils (v. J. 1215) be- 
stimmt: Omnis utriusque sexus fidelis, postquam ad annos discre- 
tionis pervenerit, omnia sua solus peccata saltem semel in anno 
fideliter confiteatur proprio sacerdoti, et iniunctam sibi poenitentiam 
propriis viribus studeat adimplere . . . . Si quis autem alieno sacer- 
doti voluerit iusta de causa sua confiteri peccata, licentiam prius 
postulet et obtineat a proprio sacerdote, cum aliter ipse illum non 
possit absolvere vel ligare.« Das Konzil statuiert bierdurch die 
Verpflichtung für jeden Gläubigen, wenigstens einmal im Jahre omnia 
sua solus peccata zu bekennen. Der Ausdruck, dass »alle Sünden« 
gebeichtet werden sollten, enthált eine Unklarheit. Eine ganze An- 
zahl neuerer Gelehrten, Protestanten wie Katholiken, sind der An- 
sicht, dass diese Forderung nach der dem Konzil vorausgegangenen 
und nachfolgenden Entwickelung nur auf Todsünden gerichtet sein 
kónue. Andernfalls wäre es auch unverständlich, wie das Tridentinum 
lehren konnte: »Venialia, quibus a gratia Dei non excludimur et in 
quae frequentius labimur, quanquam recte et utiliter citraque omnem 
praesumptiouem in confessione dicantur, quod piorum hominum usus 
demonstrat, taceri tamen citra culpam, multisque aliis remediis ex- 
piari possunt« (sess. XIV. cap. 5). 

Unrichtig ist es aber, wenn Hardeland!) behauptet: »In einer 
Beziehung hat das Laterankonzil offenbar neues Recht geschaffen, 
nämlich in der Bestimmung, dass jeder dem proprius pastor zu 
beichten habe, während z. B. noch in dem Traktat de vera et falsa 
poenitentia stark betont wird, man müsse sich den besten Beichtiger 
auswühlen.« Allerdings heisst es in genanntem mittelalterlichen 
pseudoaugustinischen Traktate: »Qui igitur omnino confitetur sacer- 
doti, meliori quam potest confiteatur.« Eine nähere Erklärung findet 
diese Stelle aber durch das Vorausgehende: »Quare qui confiteri vult 
peccata, ut inveniat gratiam, quaerat sacerdotem scientem ligare et 
Solvere: nec cum negligens circa se exstiterit, negligatur ab illo, 
qui eum misericorditer monet et petit, ne ambo in foveam cadant, 


1) Hardeland, Gesch. der spez. Seelsorge S. 154. 
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quam stultus evitare noluit.e 1) Mag man nun die Stelle von der 
persönlichen Qualifikation des Beichtvaters, oder wie mir nach dem 
ganzen Zusammenhang wahrscheinlicher ist, von seinem Jurisdiktions- 
umfange verstehen, auf keinen Fall darf man auf sie in ihrer Ver- 
einzelung eine Behauptung aufbauen, wie es durch Hardeland ge- 
schieht; dies um so weniger, wenn ihr eine Reihe von Gegen- 
beweisen gegenübergestellt werden kann. 

Darin hat er jedoch Recht, wenn er den sacerdos proprius als 
gleichbedeutend mit parochus proprius annimmt. Kanon 32 des- 
selben Konzils lässt darüber keinen Zweifel; denn hier wird derjenige, 
qui parochialem ecclesiam habet, von der Kirchenversammlung auch 
als sacerdos proprius?) bezeichnet, ein Ausdruck, welcher nach dem 
späteren gewöhnlichen Sprachgebrauch parochus proprius lautet. 
Demnach ist nach dem Kanon Omnis utriusque sexus jeder Gläubige 
im Stande der Todsünde gehalten, seine Beichte vor dem parochus 
proprius oder mit dessen Erlaubnis vor einem anderen Priester ab- 
zulegen. | 
Der Grund dieser Forderung wird in can. 21 dahin angegeben : 
»cum aliter alienus sacerdos illum non possit absolvere vel ligare«. 
Das Konzil hat die jedem anderen Priester zur gültigen sakra- 
mentalen Absolution nôtige Jurisdiktion nicht erst entzogen, sondern 
zur Zeit des Concilium Lateranense IV lag die Vollmacht über seine 
Pfarrei, wenn wir von dem Papste und den Bischöfen absehen, aus- 
schliesslich beim Pfarrer, wie die eben angeführten Worte der 
Kirchenversammlung genügend beweisen dürften. 

Durch die nähere Bestimmung, dass die Beichte bei dem eignen 
Priester zu erfolgen habe, und nur mit dessen Erlaubnis auch bei 
einem anderen geschehen kónne, wird keineswegs irgend eine neue 
Verpflichtung für die Gläubigen durch das Konzil eingeführt, oder, 
wie Hardeland sich ausdrückt, »ein neues Recht geschaffene, sondern 
sie ist offenbar nur belehrender Natur. Sie knüpft an längst Be- 
stehendes an und schárft die bestehende Disziplin ein, wie im 
Folgenden gezeigt werden soll, entweder weil die Gláubigen mit Um- 
gehung des parochus proprius bei Priestern beichteten, welchen die 


1) De vera et falsa poenitentia. c. 10. Migne SL 40, 1122 s. 

2) can. 32: Qui vero parochiatem habet ecclesiam, non per Vicarium, 
sed per se ipsum illi deserviat in Ordine, quem ipsius ecclesiae cura requirit, 
nisi forte Praebendae vel Dignitati parochialis ecclesia sit annexa; in quo casu 
concedimus, ut qui talem habet Praebendam vel Dignitatem, cum oporteat eum 
in maiori ecclesia deservire, in ipsa parochiali ecclesia idoneum et perpetuum 
studeat habere Vicarium canonice institutum . . . . Illud autem penitus inter- 
dicimus, ne quis in fraudem de proventibus ecclesiae, quae curam proprii 
sacerdotis debet habere, pensionem alii, quasi pro beneficio conferre praesumat. 
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zur Verwaltung des Busssakramentes notwendige Jurisdiktion über 
dieselben abging, oder weil es auch nicht an Priestern fehlte, welche 
aus eigennützigen Absichten solche fremde Parochianen an sich zu 
ziehen suchten. 

Ein sehr interessantes historisches Zeugnis über letzteren Punkt 
findet sich bei Natalis Alexander von der spanischen Kirchenver- 
sammlung in Palencia im J. 1322. Daselbst heisst es!): Concilium 
Palentinum a. 1322 celebratum can. 17. universis ecclesiarum recto- 
ribus praecipit, ut constitutionem, quae incipit: omnis utriusque 
sexus, singulis dominicis diebus a septuagesima saltem usque ad 
pascha, in suis ecclesiis publicent, et in aliis locis, ubi hoc viderint 
erpedire. Quod huicce constitutioni orcasionem dedit malum, sc. pa- 
rochiarum | confusio, nonnullis adhuc in locis perseverabat, pa- 
rochianos alienos curati ad se trahebant, avaritiae impulsu, ut eorum 
augerentur decimae. Illis enim ecclesiis decimas solvebant, in qui- 
bus eucharistiam in Paschate susceperant. Hunc abusum emendare 
curavit Guillelmus Sabinensis episcopus cardinalis, sedis Apost. in 
Hisp. legatus, in Palentina synodo can. 10: »Parochiarum divisio,« 
inquit, »a ss. Patribus instituta, certitudinem parochianorum et 
decimarum debitam solutionem inducit. Cum vero libertas mutandi 
parochiam per abusum, qui in quibusdam partibus inolevit, pa- 
rochianis indifferenter conceditur, parochianis ipsis subtrahendi deci- 
mas praestatur occasio, et ecclesiis iniuria in decimarum etc. sub- 
tractione damnabili irrogatur. Sed quia in plerisque locis nostrae 
legationis talis, ut accepimus, inolevit abusus, quod si parochianus 
unius ecclesiae die resurrectionis seu alio solemni in alia parochia 
sanctam communionem accipiat; vel quia alterius ecclesiae pa- 
rochianum velle se esse asserat, ex tuuc, quoad decimas reales et 
personales et alia iura parochialia, parochianus illius, in qua com- 
municaverit, vel parochianum se velle esse dixerit, censeatur: vo- 
lentes abusus praedictos iuris exstirpare, statuimus, ut in civitati- 
bus etc., in quibus parochiae limitatae non sunt, per episcopos vel 
alios prudentes viros, quibus hoc commiserit episcopus, infra annum 
a die publicationis constitutionis huiusmodi, per certos terminos 
limitentur .... et nihilominus prima ecclesia decimis et obventioni- 
bus sibi debitis non privetur.« Legatus apostolicus et Palentini con- 
cilii Patres hoc malum corrigendum esse censuerunt promovendo 
executionem canonis Omnis utriusque sexus, qui constitutis parochia- 
rum finibus ad simile malum advertendum conditus ab Innocentio III: 


1) Natalis Aler., Hist. Eccl. ed. Roncaglia- Mansi tom. XVI. Diss. IV, 
De sensu canonis: Omnis utriusque sexus 8 36. 
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et Lateranensi concilio fuerat, ne curali alienos parochianos suis 
ecclesiis alligarent.« 

Dieselben Missbräuche wollte schon ein halbes Jahrtausend 
früher der Bischof Theodulf von Orleans beseitigen, wenn er in den 
»Capitulae an die ihm unterstellten Pfarrer vom J. 797 verordnet: 
»Nullus presbyter fidelibus sanctae Dei Ecclesiae de alterius pres- 
byteri parochia persuadeat, ut ad suam ecclesiam concurrant relicta 
propria ecclesia et suas decimas dent; sed unusquisque sua ecclesia 
et populo contentus, quod sibi non vult fieri alteri nequaquam faciat, 
iuxta illud Evangelicum: Quaecunque vultis etc. Quisquis autem 
contra haec constituta venerit aut his monitis nostris reniti ten- 
taverit, aut gradum se sciat amissurum aut in carcere longo tempore 
detinendum.« !) 

Wie wenig das 4. Laterankonzil mit seiner Verordnung eine 
neue Last auflegen wollte, geht daraus hervor, dass es sofort dem 
parochus proprius die Erteilang der nach der disciplina vigens er- 
forderlichen Erlaubnis, um bei einem anderen Priester aus gerechter 
Ursache beichten zu können, zur Pflicht macht in den Worten: »Si 
quis autem alieno sacerdoti voluerit iusta de causa sua confiteri pec- 
cata, licentiam prius postulet et obtineat a proprio sacerdote.« 

Es fragt sich mun, seit welcher Zeit die Bestimmung, dass 
dem sacerdos proprius die Sünden zu beichten seien, nachweisbar 
ist. Vor der Beantwortnng dieser Frage müssen jedoch zunächst 
einige Vorfragen Erledigung finden. 

Bekannt ist, dass in der alten Kirche der Bischof, umgeben 
von seinem Presbyterium, das Bussgericht abhielt. Zur Zeit Leo’s 
d. Gr. (T 461) ging in der Busspraxis eine weitgehende Umformung 
vor sich; insbesondere erfuhr die Öffentliche Busse zugunsten der 
Privatbusse eine bemerkenswerte Einschränkung. Immerhin sind uns 
auch aus der Folgezeit eine Reihe von Beispielen überliefert, dass 
jemand, selbst bei geheimen schweren Sünden, das Bekenntnis der- 
selben vor einer Mehrzahl von Priestern ablegte. So wird uns vou 
Theodard, dem Bischofe von Narbonne (885—93) berichtet, dass ihn 
bei seinem Aufenthalt in dem bei Chartres gelegenen Kloster 
St. Martin ein heftiges Fieber auf das Krankenlager warf, und er 
beim Herannahen seiner letzten Stunde den Abt nebst allen dessen 
in der Priesterwürde stehenden Mönchen habe herbeirufen lassen, um 
ihnen unter vielen Tränen eine Generalbeichte über sein ganzes 
Leben abzulegen.?) In der Vita des Erzbischofs Anno II. von Köln 


1) cap. 14. Miyne SL 105, 195, vgl. auch cap. 16. 
2) A. S. Bolland. I. Maii p. 155 c. 6. 
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(1056—73) wird gemeldet, dass derselbe vier Wochen vor seinem 
Tode den Abt Erpho vom Kloster Siegburg nebst ungefähr zwölf 
Mönche aus diesem und anderen Konventen zu sich bescheiden 
liess, um vor ihnen eine Lebensbeicht abzulegen. 1) 

Auf diesen Gebrauch, dass die Lossprechung von mehreren 
Priestern zugleich noch in der Karolingerzeit und später erteilt 
wurde, scheint auch die Fassung von manchen Absolutionsformeln 
hinzuweisen, 2) 

Von Leo d. Gr., also von Mitte des 5. Jahrhunderts an, seben 
wir mit der immer häufiger vorkommenden Privatbusse die Bischöfe, 
welche bisher als die souveränen Inhaber der Schlüsselgewalt aufge- 
treten waren, die Ausübung derselben mehr und mehr an die ihnen 
unterstellten Priester übertragen. Dies wird von den meisten Gegnern 
des »rômischene Busssakramentes so sehr zugegeben, das selbst Steitz 
sich zu dem Geständnis genötigt sah: Leo gewährt jedem einzelnen 
Priester das Recht, das Bekenntnis der Sünde dem Büssenden ab- 
zunehmen. Die priesterliche Fürbitte wird als unerlässliche Be- 
dingung der göttlichen Vergebung für schwere Sünden bezeichnet. 5) 

Ein indirektes Zeugnis dafür, dass die Priester in der Folgezeit 
im Auftrage der Bischöfe die Schlüsselgewalt ausübten, haben wir 
in der Beschreibung der vandalischen Verfolgung durch Viktor 
Vitensis. Derselbe berichtet 4) zum Jahre 483, dass eine grosse An- 
zahl von Seelenhirten, Bischöfe und Priester, zum Martertod ge- 
schleppt wurden und dass das aus den verschiedensten Gegenden 
herbeigeeilte Volk jammernd ausgerufen habe: »Wem lasst ihr uns 
Unglücklichen zurück, da ihr zur Krone des Martyriums eilet? Wer 
wird diese Kleinen hier taufen in dem Quellwasser des ewigen Lebens? 
Wer wird uns das Amt der Busse verwalten und die in die Fesseln 
der Sünde Verstrickten durch eine gnädige Rekonziliation wieder 
lösen? Denn euch ist ja gesagt: Was immer ihr lösen werdet auf 
Erden u. s. w. Wer wird die Toten unter feierlichen Gebeten be- 


1) MG. SS. 11 c. 8. p. 501. Marténe in seinem Werke De antiqu. Eccl. 
Rit. lib. 1. c. 6. Art. 6 p. 274 verzeichnet noch eine Reihe von Bei- 
spielen, dass die Beichte vor mehreren Priestern abgelegt und die Absolution 
von allen gemeinsam erteilt wurde. Den Grund für diese Mehrheit von Priestern 
gibt die pseudo-augustinische Schrift De vera et falsa poenitentia c. 10 (Migne 
SL 40, 1122) mit pe Worten an: Laborat enim mens patiendo erubescentiam. 
Et quoniam verecundia magna est poena, qui erubescit pro Christo, fit dignus 
misericordia. Unde patet, quod quanto pluribus confitebitur in spe 
veniae turpitudinem criminis, tanto facilius consequentur gratiam 
remissionis. 

2) Siehe Kirsch, Zur Gesch. der kath. Beichte S. 145 ff. 

3) Steitz, Das römische Busssakrament S. 106 ff. 

4) Victor Vitensis, Hist. persec. Afric. Provinc. ed. Vindob. II, 34. 
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statten? Wer wird nach gewohntem Ritus das hl. Opfer dar- 
bringen?e Morin hat schon mit Recht bemerkt, dass diese Stelle 
der Zeit nach offenbar auf die Privatbusse, also vornehmlich auf die 
Priester sich beziehen müsse. 

Man mag von der Glaubwürdigkeit der Erzählungen, welche 
Gregor von Tours in seiner historia Francorum und Papst Gregor 
d. Gr. in seinen Dialogen bieten, halten, was man will; auf jeden 
Fall aber kommt das Entwickelungsstadium der kirchlichen Disziplin 
ihrer Zeit darin zum Ausdruck, und sie wissen, dass bussfertige 
Sünder in Privatbusse an den Presbyter sich wenden. !) 


Nach diesen Vorbemerkungen ist nun zu untersuchen, seit 
welcher Zeit der sacerdos proprius in der abendländischen Kirche 
historisch nachweisbar ist, näherhin seit wann er in Beziehung zum 
Busssakrament vorkommt. 

Auf Grund eines Briefes des Papstes Gelasius I. (492-—96) an 
einen Bischof Sabinus, welchen uns der Bibliothekar an der Vaticana, 
Lukas Holste (Holstenius), in seiner im J. 1662 veröffentlichten 
Collectio Romana aus der Kanonensammlung des Kardinals Deusdedit 
(lib. 1. c. 141) bereits überliefert hat, eignete die Bezeichnung 
sacerdos proprius damals noch den Bischöfen. 9 Und aus einem 
anderen Schreiben desselben Papstes an einen Bischof Coelestin er- 
fahren wir, dass dieser Ausdruck sacerdos proprius hier die gleiche 
Bedeutung wie cardinalis pontifex hatte. 3) 

Auch die zweite Synode von Toledo, welche unter dem Vor- 
gitze des Metropoliten Montanus im J. 527 (weniger wahrscheinlich 
im J. 532), also ungefihr 30 Jahre nach Abfassung der beiden an- 
geführten Briefe stattfand, benutzt den Ausdruck sacerdos proprius 
offenbar noch in dem eben bezeichneten Sinne; so heisst es im 2. Kapitel 
dieser Kirchenversammlung: dass niemand, der von Jugend auf für 
eine Kirche herangebildet worden sei, diese seine propria ecclesia 
verlassen und zu einer anderen übergehen dürfe. Ebenso verbot die 


1) Gregor. Turon. hist. Franc. 5, 26; Gregor., Dialogor. 1, 12. 

2) Holsten., Collect. Romana p. 208: »Gelasius Sabino episcopo: Quar- 
tum Lefensorem diaconum sibimet consecrari populus (irumentinae civitatis 
(eine urbs Lucaniae) exposcit. Hunc ergo, si nil est quod eins personae possit op- 
poni, diaconii provectione decorabis: ut noverit tamen dilectio tua hoc se de- 
legantibus nobis exequi visitatoris officii, non potestate proprii sacerdotis.« 

3) Collect. Romana p. 201 s.: In ecclesia beati martyris Eleutherii quae 
in Histoniensium civitatis (cine urbs Fretanorum inter Picenum et Apuliam) pa- 
rochia probatur esse constructa, Julianum diaconum, si nil in eo est, quod 
contra canonum veniat instituta, presbyteri honore decorabis: sciturus eum 
visitatoris te nomine, non cardinalis creasse pontificis.« 
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Synode, dass ein fremder Bischof absque couscientia proprii sacerdotis 
einen solchen aufnehme. !) 

In einer Art Anhang zu dieser Synode finden sich zwei Schreiben 
des Metropoliten Montanus, deren eines an die Kirche von Palencia 
gerichtet ist und die dortigen Priester tadelt, welche sich die Weihe 
des Chrismas anmassten. Ausser durch anderes sei dies durch die 
Synodalkanones verboten, welche verordneten, dass die parochienses 
presbyteri entweder persónlich oder durch die als Kustoden der 
Kirche aufgestellten Kleriker (rectores sacrariorum), nicht aber 
durch geringere Personen sich das Chrisma alljährlich von dem ihnen 
vorgesetzten Bischofe erbitten sollten.?) Der Ausdruck parochienses 
presbyteri, welcher hier zum erstenmal vorkommt, hat die gleiche 
Bedeutung wie das Wort parochi, näherhin parochi proprii, während 
das sacerdos proprius noch ganz im Sinne der alten Kirche, näm- 
lich gleich episcopus gebraucht ist. Die Lex confirmatoria des West- 
gotenkönigs Erwich zur 13. Synode von Toledo im J. 683 erwähnt 
übrigens schon den episcopus proprius.®) 

Mit der weiteren Ausgestaltung der Pfarrverbände vergrösserte 
sich auch die Zahl und der Wirkungskreis der parochienses presbyteri 
und wächst die Bedeutung der parochi oder sacerdotes proprii. Aber 
noch in den 21 Synodalstatuten, welche uns zu Flodoards (894—966), 
des Chorherrn und Archivars der Rheimser Kirche Historia Remensis 
Ecclesiae unter Erzbischof Sonnatius (f 631) überliefert#) werden, 
stellt die achte die Forderung, dass niemand zur Quadragesimalzeit 
die Beichten der Poenitenten entgegennehme ausser dem Seelen- 
hirten; denn er müsse ein Interesse daran haben, seine Schäflein 
kennen zu lernen, für welche er dem Herrn seine Seele einsetzt. 5) 

Man hat unter diesem »pastor«, welcher in 4 Canones erwähnt 
wird, den Pfarrer verstanden, und weil diese Bezeichnung für den 
parochus vereinzelt erst ungefähr 150 Jahre, häufiger erst 500 Jahre 


1) Mansi, Concil. VIII, 785. c. 2: Similiter placuit custodire, ne qui de 
his qui tali educatione imbuuntur, qualibet occasione cogente, propriam re- 
linquentes ecclesiam, ad aliam transire praesumant. Episcopus vero, qui eos 
suscipere absque conscientia proprii sucerdutis fortasse praesumpserit, totius 
fraternitatis reum esse se noverit. 

2) l. c. col. 789: An forsitan sanctorum patrum regulas et constitutiones 
synodicas ignoratis, quibus praecipiuntur parochienses presbyteri non per 
viliores personas, sed aut per semetipsos aut per rectores sacrariorum annuis 
vicibus chrisma a praesidente sibi episcopo petant? 

3) MG LL Visigoth. Tom. I. Sect. I. can. 13. 

4) Siehe Migne SL 135, 405 ss. 

5) S. a. a. O., auch bei Migne SL 80, 413 und Martene , De antiqu. 
eccl. Ritib. I. c. 6. a. 6. p. 273: »Nemo tempore quadragesimae poenitentium 
confessiones audiat, praeter pastorem. Huius enim interest ovem recognoscere, 
pro qua suam animam fuerat, Domino. 
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später!) vorkommt, wollte man die ganzen Statuten für unecht 
halten. Andere verteidigten ihre Echtheit und wollten hier nur die 
Hand eines jüngeren Überarbeiters erkennen, welcher das ursprüng- 
liche presbyter oder sacerdos in pastor umgewandelt habe. Nach 
meiner Ansicht haben beide Teile unrecht. Denn unter dem pastor 
ist nichts anderes zu verstehen, als der Bischof. Unter dieser 
Bezeichnung kommt er schon bei Augustin vor, und Gregor d. Gr. 
in seinem liber regulae pastoralis?) fasst unter dem Ausdruck pastor 
ausschliesslich den episcopus. Ja, noch zwei Jahrhunderte spáter 
gebraucht die grosse Synode von Aachen im J. 817 unter Berufung 
auf Augustin und Gregor d. Gr. die Ausdrücke episcopus und pastor 
als gleichbedeutend. 3) 


Die Synodalstatuten des Erzbischofs Sonnatius sind aber fast 
noch zur Zeit Gregors d. Gr., kaum zwei Jahrzehnte später ent- 
standen, und fassen wir can. 19 und 21 näher ins Auge, so dürfte 
das Wort pastor kaum anders als vom episcopus zu verstehen sein, 
Can. 19 lautet nàmlich: Sint episcopi fideles et assidui verbi Dei 
dispensatores. In hoc etiam eorum caritas dignoscitur, si gregem 
pascant exemplo et verbo.« Und can. 21 unterscheidet ausdrücklich 
zwischen pastor und clerus: Ecclesiae debite dotentur ad alimoniam 
pastoris et cleri, ut securius invigilent super gregem, et de eius sa- 
lute sint anxii et solliciti. 


Zum erstenmal dürfte die Entgegennahme der Osterbeichte als 
Recht des zuständigen Pfarrers von der um das Jahr 760 verfassten 
»Regele des Chrodegang betont werden. Im Kapitel 32 heisst es 
nämlich, dass das gläubige Volk, dreimal jährlich, nämlich an den 
drei Quadragesimen (vor Ostern, vor dem Feste des hl. Johannes 
Baptist uud vor Weihnachten) vor seinem eignen Priester die Beichte 
ablegen solle.#) Die Gegenüberstellung von Mönchs- und Laien- 
beichten, welch erstere vor dem Bischof bezw. Prior, die letztere 
vor dem zuständigen sacerdos abgelegt werden sollen, sowie der 
ganze Zusammenhang beweisen, dass sacerdos an dieser Stelle nicht 
im altchristlichen Sinne von episcopus zu verstehen ist. In dem 


1) S. Schäfer, Pfarrkirche und Stift im deutsch. M.-A. S. 43 ff. »Pastor«; 
Hinschius K.-R. II, 292 Anm. 2 und 443 Anm. 2 u. 3, 

2) Migne SL 77, 13 ss. 

3) Mansi, Concil. XIV, 147 ss. c. 12—14. 

4) Regula Canonicorum c. 32: Haec est oratio poenitentiae et confessionis 
nostrae, quae coram Deo et sacerdotibus eius & nobis pariter agendae sunt, 
i. e. in unoquoque anno tribus vicibus, i. e. in tribus Quadragesimis populus 
fidelis suam confessionem suo sacerdoti faciat, et qui plus fecerit, melius 
facit. Monachi in unoquoque Sabbato confessionem faciant episcopo aut 
priori suo. 
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Pönitentiale des Pseudo-Egbert, einer angelsächsischen Bussordnung 
‘aus der Zeit gegen das Jahr 850 wird dieser sacerdos bereits con- 
fessarius genannt. !) 

Sehr energisch betont bei Beginn des 9. Jahrhunderts der 
Bischof Hetto oder Hatto von Basel (802—822) die Pflicht der 
Gläubigen, ihre Beichten bei ihrem zuständigen Bischofe bezw. Pfarrer 
abzulegen. In einem Capitulare desselben heisst es: »Dies ist allen 
Gläubigen zu verkündigen: »Wer des Gebetes wegen zu den limina 
der hl. Apostel wallfahren will, soll eu Hause die Beichte seiner 
Sünden ablegen, und dann mag er siehen. Denn vom eigenen 
Bischofe oder suständigen Pfarrer sind sie su binden oder su lösen, 
nicht von einem fremden.« 3) 

Dieses Zeugnis, sowie auch das gleich zu erwähnende des Re- 
gino von Prim sind im Hinblick auf die insbesondere seit dem 
13. Jahrhundert entstehenden Kompetenzstreitigkeiten zwischen Re- 
gular- und Säkularklerus von um so grösserer Bedeutung, weil Hetto 
vor seiner Erhebung auf den Bischofsstuhl von Basel selbst Mönch, 
nämlich Scholaster und später Abt des Klosters Reichenau war; 
desgleichen war Regino der Obere des Benediktinerklosters Prüm 
(892—99). 

In den Formularien für die Visitation der Kirchensprengel 
durch die Bischôfe lauten zwei Sendfragen betreffs des Kirchspiels- 
geistlichen, ob er auch am Anfang der Fasten die ihm anvertraute 
Gemeinde zur Beichte einlade und ihnen nach Massgabe ihrer Sünden 
die Busse auferlege, sowie ob er alle ermahne, an den drei Haupt- 
festen (Weihnachten, Ostern, Pfingsten) zu kommunizieren.« 3) An 
die verschiedenen Fragen reiht sich eine Instruktion an, welche für 
die Geistlichkeit bei dieser Gelegenheit gehalten werden sollte. Die- 
selbe enthält die Ermahnung: . . . . Nicht nur derjenige, welcher 
sich eines crimen capitale bewusst sei, soll zur Quadragesimalzeit 
zur Beichte bei dem suständigen Pfarrer sich einstellen, sondern 
jeder, der sich bewusst sei, dass er das unbefleckte Taufkleid Christi 
durch Sündenmakel entstellt habe. 4) 


1) S. Wasserschleben, Abendl. Bussordnungen, c. 65. p. 842. 

2) Migne SL. 105, 768 e 18: Et hoc omnibus fidelibus denuntiandum 
est, ut, qui causa orationis ad limina beatorum apostolorum pergere cupiunt, 
domi confiteantur peccata sua et sic proficiscantur: quia a proprio 
episcopo aut sacerdote ligandi aut ersolvendi sunt, non ab extraneo. 

3) Wasserschleben, Reginonis De synod. causis; 8. a. Migne SL 182. 
Frage 57 u. 58. 

4) Migne l. c. col. 245: Non solum autem ille, qui mortale aliquod 
commisit, sed etiam omnis homo, quicunque se recognoscit immaculatam Christi 
tunicam, quam in baptismo accepit, peccati macula polluisse, ad proprium 
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Übrigens beweist das 46. Kapitel der Reformsynode von Paris 
im J. 829, dass schon damals Kompetenzstreitigkeiten zwischen 
Säkular- und Regularklerus hinsichtlich der Beichtabnahme vorge- 
kommen sein müssen. Kleriker und Laien fanden nämlich die 
zuständigen Bischöfe und Pfarrer in Ausübung der Bussgewalt 
zuweilen zu streng und wandten sich daher an die Mönche zur 
Entgegennahme ihrer Beichten. Demgegenüber glaubte die Kirchen- 
versammlung die Rechte der episcopi und presbyteri canonici, nach 
meiner Ansicht nur ein anderer Ansdruck für sacerdotes proprii, 
wahren zu müssen. 1) 

In den konziliaren Bestimmungen der Folgezeit findet sich die 
Bezeichnung sacerdos proprius für den zuständigen Pfarrer als etwas 
bereits Eingebürgertes. So verordnet z. B. die Synode von Rheims 
vom J. 1131, dass die Verwaltung von Kirchen nicht den presbyteri 
conductitii übertragen werden, sondern dass jede Kirche mit hin- 
reichender Fundierung einen proprius sacerdos haben solle.?) Die 
zweite Lateransynode vom J. 1139 hat diesen Kanon wörtlich 
herübergenommen. 8) 

Am eingehendsten über den sacerdos proprius spricht sich un- 
mittelbar vor dem 4. Laterankonzil ein Gelehrter aus, welcher gleich- 
sam das Mittelglied zwischen der Scholastik der früheren Periode 
und der Hochscholastik bildet, nämlich Alanus ab insulis (geb. gegen 
1120, + gegen 1200), In seinem liber Poenitentialis, welcher dem 
Bischof Heinrich von Bourges (1183—1200) gewidmet ist, führt er 
aus: Wenn ein Pfarrer weiss, dass ein Pfarrkind eines anderen mit 
Übergehung seines eigenen Pfarrers bei ihm seine Beichte ablegen 


sacerdotem venire festinet et cum purificatione mentis omnes transgressiones 
omniaque peccata, quibus Dei offensam se incurrisse meminit, humiliter con- 
fiteatur. 

1) Mansi, Concil. XIV. c. 46: Si sacerdotibus sanctimoniales peccata sua 
confiteri voluerint, id non nisi in ecclesia coram s. altari, astantibus haud procul 
testibus, faciant. Nullo modo quippe videtur nobis convenire, ut monachus 
relicto monasterio suo idcirco sanctimonialium monasteria adeat, ut 
cunfitentibus peccata sua modum poenitentiae imponat. Nec etiam illud 
videtur nobis congruum, ut clerici et laici episcoporum et presbyterorum 
canonicorum iudicia declinantes, monasteria monachorum expetant, ut ibi 
sacerdotibus monachis confessionem peccatorum suorum faciant; praesertim 
cum eisdem sacerdotibus monachis id facere fas non sit, exceptis his 
dumtaxat, qui sub monastico Ordine secum in monasteriis degunt. 
Illis namque est confessio peccatorum facienda, a quibus subinde et 
modus poenitentiae et consilium salutis capiatur et a quibus post tem- 
pora poenitentiae peracta, secundum canonicam institutionem, si 
episcopus iusserit, reconciliatio mereatur. 

2) Mansi, Conc. XXI, 460. c. 9: Placuit etiam, ne conductitiis presby- 
teris ecclesiae committantur, et unaquaeque ecclesia, cui facultates suppetit, 
proprium habet sacerdotem. 

3) Mansi Le XXI, 529. 
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wolle, sei er gehalten, dieses zu dem zuständigen Pfarrer zurückzu- 
schicken. Anders wenn es seine (Oster-) Beichte bereits bei seinem 
sacerdos proprius verrichtet habe. In diesem Falle könne er die 
Beichte annehmen. Ordensleute dürfen ohne Zustimmung des sa- 
cerdos proprius oder ohne Auftrag von dessen Bischofe keine 
Beichten von Pfarreingesessenen entgegennehmen. ... Wie der leib- 
lich Kranke die Ursache und den Sitz seiner Krankheit nach Mög- 
lichkeit feststellen muss, um dem Arzte über seinen Zustand Ant- 
wort geben zu können, so auch der geistig Kranke, der Sünder, be- 
vor er zum Arzte hintritt, d. h. zum sacerdos proprius.!) An einer 
anderen Stelle rät Alanus dem Sünder, falls sein sacerdos proprius 
notorisch des Verbrechens fähig sei, das ihm Gebeichtete zu verraten, 
mit dessen Erlaubnis an einen anderen sich zu wenden; ebenso wenn 
der zuständige Pfarrer jemand eiues Verbrechens beschuldigt oder 
sich mit einem Pfarrkinde vergangen hätte. 2) 

Überblicken wir nochmals die kirchliche Disziplin vor dem Er- 
lasse des Kanons Omnis utriusque sexus durch das 4. Laterankonzil, 
so ist unschwer zu erkennen, dass hierin keine neue gesetzliche Be- 
stimmung hinsichtlich des sacerdos proprius ergangen ist, sondern 
dass nur etwas längst Bestehendes nachdrückliche Betonung ge- 
funden hat. 


1) Alan. ab ins. lib. Poenit. Miyne SL 210, 299: Si alterius sacerdotis 
parochianus ad alium accedat, ille, ad quem accedit, si hoc sciat, ad proprium 
sacerdotem remittat; si vero cognoscat eum proprio sacerdoti confessum 
fuisse, eius confessionem non respuat.  Claustralibus autem non licet pa- 
rochianorum audire confessiones, nec poenitentias iniungere, nisi alicui per pa- 
rochiae ministrum aut a maiori praelato specialiter fuit iniunctum . . . . Sicut 
materialis aegrotus causas doloris sui et locum pro posse suo disquirere debet, 
ut accedenti medico de statu suo sciat respondere; sic peccator tamquam spiri- 
tualis aegrotus, antequam accedat ad medicum suum i. e. sacerdotem proprium, 
scrutari debet angulos conscientiae suae, quae peccata in angulis eisdem lateant, 
inquirens quomodo se habuerit in singulis aetatibus suis etc.; in uno loco et 
alio etc. 

2) Migne L c. col. 804: Cautum quoque sit apud peccatorem, ne peccata 
sua revelet sacerdoti, cuius notorium est crimen, contitentium sibi peccata re- 
velare; sed si suus sacerdos sit, cum eius licentia accedat ad alium . . . Si 
sacerdos parochianum accuset de aliquo crimine, quo ipse parochianus irretitus 
est, consilium est ei non confiteri, sed alteri. Si vero parochianam cognoverit 
suus sacerdos cognoverit, consilium est, ut alium consulat. 
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6. Bruch des diplomatischen Verkehrs zwischen dem Aposto- 
lischen Stuhle und Frankreich. 


Von Prof. Dr. Heiner. 


Schon ôfters, besonders in den letzten Monaten vor der Ab- 
berufung des franzôsischen Gesandten aus Rom, hatten einige Mit- 
glieder des gegenwärtigen Ministeriums in Frankreich die Absicht, 
es zu einem vollständigen Bruche mit dem HI. Stuhle kommen zu 
lassen, offen ausgesprochen. Eine giinstige Gelegenheit, diese Ab- 
sicht zur Tat zu machen, schienen ihnen einige Schreiben zu liefern, 
welche das Päpstliche Staatsministerium im Auftrage des HI. Vaters 
an die Bischöfe von Laval und Dijon richtete. Obgleich der Inhalt 
der Briefe rein kirchliche Angelegenheiten betraf, und der Hl. Vater 
nur in Erfüllung seiner heiligsten Pflichten als oberster Wächter der 
Kirche handelte, hielt die frauzösische Regierung dennoch den Zeit- 
punkt für günstig, den Bruch Frankreichs mit dem Apostolischen 
Stuhle auf Grund der Schreiben offiziell zu erklären. Der französische 
Gesandte wurde von Rom abberufen; die Regierung suchte in ihren 
offiziellen Organen die Schuld dem Apostolischen Stuhle zuzuschieben. 
Infolgedessen sah sich der HL Stuhl gezwungen, die betreffenden 
Aktenstücke ihrem vollen Wortlaute nach zu veröffentlichen, um 
durch diese den Beweis zu liefern, dass die ganze Verantwortung 
für den diplomatischen Bruch nicht auf Seiten Roms, sondern der 
französischen Regierung liege. Aus den veröffentlichten Dokumenten 
geht in der Tat klar hervor, dass nicht der Apostolische Stuhl, 
sondern das gegenwärtige Ministerium mit dem rasenden Kultur- 
kämpfer Combes an der Spitze den Bruch Frankreichs mit der 
Kirche wollte und willkürlich herbeigeführt hat. Da dieselben ein 
ewiges Denkmal der kirchenfeindlichen Politik Frankreichs gegen 
die katholische Kirche und den Apostolischen Stuhl, zugleich aber 
auch der Pflichterfüllung und der Friedensliebe Pius X. bilden, so 
ist eine Festlegung der betr. Schreiben zwischen beiden Mächten im 
Archiv von selbst gerechtfertigt. Zum besseren Verständnis der- 
selben mögen einige Bemerkungen oder besser Erläuterungen an der 
Hand des L'Osservatore Romano (Nr. 176) vorausgeschickt werden. 

Schon von Beginn seines Episkopats waren beim HI. Stuhle 
die schwersten, auf rein kirchlichem Gebiete liegenden Anzeigen 
oder Auklagen gegen den Bischof Geay von Laval eiugelaufen. Die 
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Beschuldigungen waren derartig, dass Papst Leo XIII. schon vor vier 
Jahren durch die Kongregation des hl. Offiziums dem Bischof die 
freiwillige Verzichtleistung auf seine Diözese anriet (Docum. I), da 
die Unmöglichkeit, die Diözese mit der nötigen Autorität und mit 
Erfolg zu regieren, offen zu Tage lag. Durch die freiwillige Re- 
signation sollten dem Angeschuldigten und dem Apostolischen Stuhle 
die Unannehmlichkeiten und Widerwärtigkeiten eines Prozesses mit 
den sich immer daran knüpfenden Ärgernissen erspart werden. 
Bischof Geay würde auf diese Weise seine Ehre gewahrt haben, 
hätte er unter Angabe irgend eines plausiblen oder vernünftigen 
Grundes auf sein bischöfliches Amt einfach verzichtet. In der Tat 
nahm Geay anfangs den Rat an und leistete auf seine Diözese Ver- 
zicht (Docum. II); aber gleich darauf knüpfte er an denselben 
wieder die Bedingung, auf einen anderen bischöflichen Stuhl versetzt 
zu werden, und wenn es, wie er sagte, der letzte in Frankreich 
wäre. Die Erfüllung einer solchen Bedingung war unmöglich, da 
die Anklagen nicht lokaler oder rein Ausserer Natur waren, sondern 
die Person des Bischofs als solche betrafen. Mit jener Langmut, 
welche der Kirche eigen ist, und in der Hoffnung, dass die Zeit 
das Geschehene vergessen machen werde, liess Rom volle vier Jahre 
hindurch die Sache auf sich beruhen. Aber diese Langmut und 
diese Hoffnung sollten sich als eitel erzeigen. Neue Anklagen wurden 
erhoben und zwar derartige, dass ein offizielles Einschreiten des 
Apostolischen Stuhles nunmehr geradezu als absolut geboten er- 
schien. Selbst ein kurzer Aufenthalt Geay’s in Rom im Jahre 1900 
hatte keine Besserung herbeigeführt. Das hl. Offizium wiederholte 
deshalb im Auftrage des HI. Vaters das frühere Schreiben 
(Docum. III), indem es den Bischof abermals zur Verzichtleistung 
aufforderte und zwar innerhalb eines Monats, widrigenfalls nach den 
Vorschriften des kanonischen Rechts gegen ihn vorgegangen werde. 
Bischof Geay machte von diesem Briefe, obgleich derselbe ge- 
heim war, der französischen Regierung Mitteilung. Letztere forderte 
die Zurücknahme des Schreibens in einer Note an den französischen 
Gesandten in Rom vom 3. Juni (Docum. IV), indem sie von der 
Voraussetzung ausging, Bischof Geay sei ohne weiteres abgesetzt, falls 
er nicht innerhalb eines Monats Verzicht auf sein Bistum ge- 
leistet habe. i 
Der Apostolische Stubl gab in einer an den päpstlichen Nuntius 
in Paris gerichteten und dem Minister Delcassé mitzuteilenden 
Depesche eine längere Erläuterung und Erklärung der Worte: »pro- 
gredi ad ultiora«, wie sie die Schreiben vom 17.. Mai sowie vom 
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26. Januar 1900 enthielten. Dieselben wollten nach dem Style der 
Kongregation des hl. Offiziums durchaus nicht besagen, dass der 
Bischof solle ohne weiteres deponiert oder mit einer anderen Disziplinar- 
strafe belegt werden, sondern dass nach Vorschrift der hl. Kanones 
gegen ihn vorgegangen werden würde, falls keine Resignation erfolge. 
Ausserdem sage ja die Kongregation im betreffenden Schreiben das 
gleiche mit anderen Worten, dass der Bischof, wenn er innerhalb eines 
Monats den Rat, auf seine Diözese zu verzichten, nicht angenommen 
habe, nach Rom zitiert werden würde, wo man ihm die Anklagen, 
gegen welche er sich zu verteidigen und von denen er sich zu reinigen 
habe, mitteilen werde. Gelinge es dem Bischofe, die Beschuldigungen 
zu widerlegen und sich davon zu reinigen, keiner glücklicher sein 
werde, dessen Unschuld zu verkünden, als der HI. Vater selbst. 
Im Falle der Absetzung oder des Verzichtes aber würden als- 
dann die Bestimmungen des Konkordats aufs gewissenhafteste vom 
Apostolischen Stuhle beobachtet werden. 

Diese Erklärung schien dem französischen Minister zu genügen. 
Wenigstens erfolgte keine Antwort, weshalb der Apostolische Stuhl 
mit Recht annehınen musste, dass die Erklärung stillschweigend ak- 
zeptiert sei. Ausserdem hatte auch schon der Nuntius bei ver- 
schiedenen Anlässen sowohl das gegenwärtige als auch frühere Mi- 
nisterium auf die traurige Lage der Diözese Laval und die Not- 
wendigkeit einer Remedur der bestehenden Verhältnisse aufmerksam 
gemacht, das letzte Mal noch in einer Unterredung am 19. Januar 
mit dem Kultusdirektor Dumay. 

Inzwischen richtete Bischof Geay unterm 24. Juni einen Brief 
an den Hl. Vater (Docum. VI), in welchem er, ohne auch nur mit 
einem Worte seiner kanonischen Zitation und der strafbaren Mit- 
teilung des päpstlichen Schreibens an die Regierung zu erwähnen, 
seine Ankunft in Rom für den Monat Oktober ankündigt, da er den 
Peterspfennig, den er gern persönlich überreichen wolle, noch nicht 
vollständig zusammen habe, und auch begleitet sein wolle von einem 
75 Jahre alten Kanonikus, dem eiue Reise in der heissen Jahreszeit 
unmöglich sei. 

Die Antwort auf diesen Brief enthält Docum. VII, die Replik 
des Bischofs Docum. VIII; Docum. IX gibt einen Brief des Kardinal- 
Staatssekretärs vom 10, Juli wieder, in welchem dem Bischof im 
Auftrage des Papstes sowie der Kongregation befohlen wird, sich 
bis zum 20. Juni in Rom einzufinden, und zwar unter Androhung 
der in ähnlichen Fällen gewöhnlichen und durch die Schwere der 
Obedienzptlicht geforderten Strafe der ohne weiteres eintretenden 
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Suspensio ab exercitio ordinis et jurisdictionis, eine Strafe, die je- 
doch nur stets im Falle hartnäckigen Ungehorsams eintritt und mit 
Leistung des Gehorsams von selbst auch wieder gehoben wird. Durch 
dieses geheime Schreiben war Bischof Geay gemäss der Erklärung 
an das französische Ministerium nach Rom zitiert nur zu dem Zwecke, 
damit er sich über seine Lebensführung mündlich verantworte und 
sich wo möglich von den gegen ihn erhobenen Anschuldigungen 
reinige. | | 

Eine ganz ähnliche Bewandtnis hatte es mit dem Bischof 
Le Nordez von Dijon. Auch gegen ihn waren in gleicher Zeit 
schwere, das kirchliche Gebiet betreffende Anklagen beim HI. Stuhle 
erhoben worden, welche die grösste Unordnung in der Diözese her- 
vorriefen. Unter diesen darf das bekannte Faktum einiger Semina- 
risten, welche sich im vergangenen Februar geweigert hatten, aus 
ibres Bischofs Händen die hl. Ordination zu empfangen und es vor- 
zogen, mit fast sämtlichen übrigen Seminaristen das Seminar zu ver- 
lassen, nicht unerwähnt bleiben. Man setzte die Ordination aus; 
ausserdem hatte der Kardinal-Staatssekretär durch eine Depesche 
vom 10. März den Nuntius beauftragt (Docum. XII), dem Bischofe 
mitzuteilen, es sei der Wille des hl. Vaters, dass die Ordination bis 
zu einem neuen Termine aufgeschoben werde. Der Nuntius Lorenzelli 
schrieb in diesem Sinne an Bischof Le Nordez unterm 11. März 
(Docum. XIII). 

Dieser Brief des Nuntius wurde der französischen Regierung 
seitens des Bischofs mitgeteilt. Letztere erklärte in einer Note 
vom 15. Juli (Docum. XVII), sie betrachte das Schreiben als nichtig 
und nicht angekommen, inhaltlich, weil es dem Konkordat wider- 
spreche, formell, weil der Nuntius nicht das Recht habe, direkt mit 
den französischen Bischöfen zu verkehren. . | 

Es ist wohl kaum nötig, zu zeigen, dass es dem Konkordate 
nicht widerspricht und auch nicht widersprechen kann, einem Bischofe 
eine einfache, von den Verhältnissen geforderte Klugheitsmassregel 
vorzuschreiben, die in keiner Weise eine Strafe in sich schliesst und 
die der Bischof Le Nordez selbst als vollständig berechtigt und op- 
portun anerkannte. Dass aber der Nuntius nicht direkt mit den 
Bischöfen verkehren dürfe, hat der HI. Stuhl nie zugestanden und 
ist auch tatsächlich nie beobachtet worden. 

Der peinliche Zwischenfall der Ordination zeigte hinlänglich 
die anormale Lage, in welcher sich die Diöcese Dijon befand. Des- 
halb lud der Kardinal-Staatssekretär im Auftrage des Papstes durch 
Schreiben vom 24. April (Docum XIV) den Bischof Le Nordez ein, 
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sobald als möglich sich persönlich in Rom zu stellen, nicht zu dem 
Zwecke der Absetzung oder der Disziplinierung durch eine andere 
Strafe, sondern nur allein, wie auch beim Bischofe von Laval, damit 
er sich rechtfertige und verteidige gegen die wider ihn erhobenen 
und ihm in Rom mitzuteilenden Anschuldigungen. Bischof Le Nordez 
versprach in einem Antwortschreiben, dass er gegen Mitte des kom- 
menden Monats Juni sich in Rom gemäss der Anordnung des 
Hl. Vaters einfinden werde (Docum. XV). 

Nachdem jedoch der ganze Monat Juni vorübergegangen war, 
ohne dass Le Nordez erschienen wäre, befahl der Kardinal-Staats- 
sekretär im Auftrage des Papstes in einem Schreiben vom 9. Juli 
(Docum. XVI.) dem Bischofe, innerhalb 14 Tagen bei Strafe der 
ohne weiteres eintretenden Suspensio ab exercitio ordinis et juris- 
dietionis in Rom persönlich sich zu stellen. Diese Strafe war wie 
beim Bischof von Laval nur für den Fall des hartnäckigen Un- 
gehorsams hinzugefügt. 

Bischof Le Nordez machte auch von diesem Befehle der Re- 
gierung Mitteilung, indes, wie er versicherte, nur gezwungen. Er 
erwiderte in einem Briefe vom 19. Juli an den Kardinal-Staatssekretär 
(Docum. XVHI). Letzterer antwortete wieder unterm 22. Juli 
(Docum. XIX). Mit diesem Schreiben ist zugleich der dem Kardinal- 
Staatssekretär gemachte Vorwurf widerlegt, wonach er einen zweiten 
Brief an den Bischof von Dijon vor der Antwort auf die französische 
Note vom 23. Juli gerichtet habe. Die französische Regierung 
wiederholte in diesen drohenden Noten (Docum. X und XX), sie be- 
trachte das Schreiben des Nuntius vom 11. März an den Bischof 
von Dijon als null und nichtig und verlangte die Rücknahme der 
Schreiben des Kardinal-Staatssekretärs vom 9. Juli an den Bischof 
von Dijon und der vom 2. und 10. Juli an den Bischof von Laval, 
weil sie die Rechte der weltlichen Macht, mit welcher der Hl. Stuhl 
das Konkordat geschlossen habe, schädigten und inhaltlich dem Kon- 
kordate selbst widerstritten. Wie steht es aber mit dieser zwei- 
fachen Beschuldigung? Macht man die notwendige Unterscheidung 
zwischen Konkordat und den sogenannten organischen Artikeln, die 
einen einseitigen Akt der französischen Regierung bilden und gegen 
welche der Apostolische Stuhl stets protestiert hat, so ist erstere 
Anschuldigung, die Schreiben verletzten das Konkordat, leicht zu 
widerlegen. Ein Widerspruch besteht auch nicht bezüglich eines 
einzigen Artikels des Konkordats (Docum. XXII) Zum Beweise, 
dass der Hl. Stuhl zugleich mit dem Konkordate impliciter auch die 
organischen Artikel genehmigt habe, zitiert man gern die Worte 
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des ersten Artikels des Konkordats: »Cultus publicus erit, habita 
tamen ratione ordinationum quoad politiam, quas Gubernium pro 
publica tranquillitate necessarias existimabit«, indem man behauptet, 
mit »ordinationes« würden die organischen Artikel bezeichnet. Aber 
der gewöhnliche Sinn der zitierten Worte sowie die Geschichte des 
Konkordats von 1801 zeigen bis zur Evidenz, dass diese Ausdrücke 
sich einzig allein auf rein polizeiliche Massregeln bezüglich der 
äusseren Ordnung in der Öffentlichen Ausübung des Kultus beziehen. 
Ausserdem hatte der Apostolische Stuhl, wie soeben schon betont 
wurde, allen Grund, daran festzuhalten, dass die Regierung die 
Erklärung im Schreiben vom 10. Juni akzeptiert und deshalb der 
Berufung des Bischofs Geay nach Rom behufs Rechtfertigung still- 
schweigend zugestimmt habe. Bezüglich der angedrohten Suspension 
konnte keine Schwierigkeit bestehen, indem diese Strafe, wie oben 
gesagt, allein im Falle und nur für die Zeit des Ungehorsams ver- 
hängt wurde. Derartige Strafandrohungen werden nicht bloss bei 
allen äbnlichen persönlichen Zitierungen, sondern auch den allge- 
meinen Gesetzen angehängt, wie das jedenfalls der französischen Re- 
gierung bekannt ist oder bekannt sein sollte. Schliesslich ist es 
schwer zu begreifen, wie die französische Regierung rechtlich dem 
Hl. Stuhle ohne irgendwelches vorausgehendes formelles Zugeständnis 
die Befugnis bestreiten kann, einem Bischofe die freiwillige Verzicht- 
leistung auf seine Diözese anzuraten, oder ihm die Vornahme eines 
Aktes seines Amtes als eine von den Umständen geforderte kluge 
Massregel zu verbieten, oder ihn nach Rom selbst unter entsprechen- 
der Strafandrohung zur Rechtfertiguug von schweren Anschuldigungen 
zu berufen, während sie selbst, die französische Regierung, ohne 
irgend eine Verständigung mit Rom sich das Recht beilegt, beliebig 
das Gehalt zu sperren, welches sie den Bischöfen nach ausdrück- 
licher Festsetzung des 14. Artikels des Konkordats rechtlich schuldet.. 
Ausserdem würde eine Zurückziehung der besagten Schreiben die 
Unterordnung der päpstlichen Autorität unter den französischen 
Episkopat nach dem Gutdünken der Regierung, ja die vollständige 
Aufgabe der päpstlichen Gewalt gegenüber den Bischöfen Frank- 
reichs bedeuten. Deshalb befand sich auch der Hl. Vater in der abso- 
luten Unmöglichkeit, dem Begehren der Regierung zu willfahren, 
ohne Verrat zu üben an der Mission, die der göttliche Erlöser ihm 
über die ganze Kirche anvertraut hat. Dieses sprach der Hl. Stuhl 
in seinen durchaus versöhnlichen und wohlwollenden Antworten auf 
die französischen Noten vom 23. Juli (Docum. XI u. XXI) deutlich 
aus. Zugleich äusserte der Papst seine Bereitwilligkeit, auf dem 
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Wege der Vereinbarung die den beiden Bischöfen festgesetzte Frist 
um einen Monat zu verlängern, wenn sich dieselben zu ihrer Ver- 
teidigung innerhalb dieser Zeit in Rom stellen würden. Falls sie 
sich weigerten, sich nach Rom zu begeben, oder falls es ihnen nicht 
gelänge, sich daselbst zu rechtfertigen, so würde die Regierung da- 
mit einverstanden sein, sich mit dem Hl. Stuhle bezüglich der Ver- 
waltung der Diözesen zu verständigen. 

Alle Versuche, die Angelegenheit friedlich zu ordnen, waren 
vergeblich (Docum. XXIII u. XXIV). Der Bruch Frankreichs mit 
der Kirche erfolgte, weil Combes ihn wollte. Die Geschichte wird Lehren, 
dass die französische Regierung die äusseren diplomatischen Be- 
ziehungen mit dem hl. Stuhle gebrochen, weil dieser in rein kirch- 
lichen Angelegenheiten und nach an dieselbe gemachten Informa- 
tionen zwei Bischöfe zu ihrer Rechtfertigung von schweren Anklagen 
nach Rom zitiert hat. Die von blindem Hass gegen die Kirche er- 
füllten französischen Staatsmänner haben sich durch ihre Verhand- 
lungen mit dem Apostolischen Stuhle derartige Blössen gegeben, 
dass jeder objektiv Urteilende sagen muss, das offizielle Frankreich 
habe durch die Veröffentlichung der diesbezüglichen Aktenstücke 
eine moralische Niederlage erlitten, wie sie auf dem diplomatischen 
Gebiete kaum schmählicher gedacht werden kann. Trotz des entgegen- 
gesetzten Druckes seitens der Regierung haben sich die obengenannten 
Bischöfe dem Apostolischen Stuhle schliesslich unterworfen und beide 
auf ihre Diözesen verzichtet. Also auch der Zweck, apostatische 
oder schismatische Bischöfe in Frankreich zu schaffen, ist gar nicht 
erreicht. Der diplomatische Bruch Frankreichs mit dem Apostoli- 
schen Stuhle ist aber vielleicht der Anfang der Freiheit der katho- 
lischen Kirche dieses unglücklichen Landes aus der unwürdigen Be- 
drückung und erniedrigenden Sklaverei einer antichristlichen und 
kirchenfeindlichen Regierung. Der traurige Fall der Bischöfe Geay und 
Le Nordez hat sodann einmal wieder in eklatanter Weise die Notwen- 
digkeit des Primats in der Kirche gezeigt. Nicht bloss das katho- 
lische Frankreich, sondern die ganze katholische Christenheit atmeten 
auf durch das energische Eingreifen des Apostolischen Stuhles; ohne 
dieses wären Schisma und andere unheilvollen Folgen unvermeidlich 
gewesen. Wir lassen nunmehr die oben kurz skizzierten Aktenstücke 
dem vollen Wortlaute nach folgen: 
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Documento I. 


L'E.mo Signor Cardinale Segretario del S. Uffizio a Monsignor 
Vescovo di Laval. 


Illustrissime ac Reverendissime Domine, 


Plura dudum ac novissime Sanctissimo D. N. relata sunt, in- 
dubiis eheu! omnino testimoniis comprobata, quae Amplitudinem 
Tuam episcopali ministerio, qua decet auctoritate atque efficacia, 
amplius fungi non posse certissime ostendunt. Haec omnia in ama- 
ritudine cordis sui coram Domino recolens, idem Sanctissimus D. N., 
ad Tui ipsius ac gregis Tibi concrediti saluti suaviter consulendum, 
Amplitudinem Tuam, nomine atque auctoritate Sua, per me invitan- 
dam mandavit ad istius dioecesis curam et reginem ultro libenterque 
quamprimum resignandum. Quod ubi contingat, totum hac de re ne- 
gotium sub secreto S. O. religiose servabitur, ad nominis et cha- 
racteris Tui decus tutandum. Id vere studiose flagito, ne, quod 
Deus avertat, ad ulteriora progredi necesse sit. 

Dum igitur aeger equidem ac dolens haec Supremae Auctori- 
tatis iussa exsequor ac promptum ab Amplitudine Tua responsum 
praestolor, Tibi in Domino salutem dico. 

Romae, die 26 Ianuarii 1900. Ä 
L. M. Card. Parocchi. 

Documento Il. 
Mons. Vescovo di Laval a Sua Santità Leone XIII di f. m. 
»Très Saint Père. 

»J'ai l'honneur de remettre entre les mains de Votre Sainteté 
»mà démission du Siége de Laval. 

»Prosterné aux pieds de Votre Sainteté, je la prie d'agréer 
»l'expression de ma respectueuse et filiale reconnaissance«. 

Laval, 2 Février 1900. 

. T Pierre Joseph, Evéque de Laval. 


Documento III. 


L'Emo Sig. Cardinale Segretario deli S. Uffizio a Mons. Vescovo 
di Laval. 


Illustrissime ac Reverendissime Domine, 


Iam alias ad Amplitudinem Tuam Supremae huius Congrega- 
tionis literae datae fuerunt, quibus nomine Sanctae Sedis invitabaris 
ad commissae Tibi dioecesis curam et regimen sponte resignandam. 
Cum igitur gravissimae huius resolutionis causae adhuc ex integro 
perseverent, iussu Eminentissimorum Patrum Cardinalium una mecum 
Inquisitorum Generalium, invitationem illam formaliter iterare cogor, 
enixe rogans ne omnino facias ut S. Congregatio ad progrediendum 
ad ulteriora compellatur, quod certo fiet nisi, quod Deus avertat, 
intra mensem a die barum literarum computandum, parueris, — 
Deus Te sospitet ecc. 

Romae, die 17 Maii 1904. 

S. Card. Vannutelli. 
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Documento IV. 


Il Signor Incaricato d’Affari di Francia all’E.mo Sig. Cardinale 
Segretario di Stato. 
(Nota). 


Par une lettre en date du 17 Mai 1904 et signée du Cardinal 
Vannutelli, l'Evéque de Laval a été invité à résiguer ses fonctions 
dans le délai d’un mois sous peine de mesures graves. 

Le Gouvernement de la République est obligé de protester 
contre une pareille démarche effectuée sans son assentiment. 

L'Evéque de Laval a été régulièrement nommé et institué dans 
les conditions prévues par l’article 5 du Concordat du 15 Juillet 1801 
qui est ainsi conçu: »Les nominations aux Evêchés qui vaqueront 
dans la suite seront également faites par le Premier Consul; et 
l'institution canonique sera donnée par le Saint Siège«. 

Il doit en être de la destitution ou de la démission forcée 
comme de la nomination. Les pouvoirs d’un Evêque ne peuvent lui 
être conférés ou rétirés sans une décision du Gouvernement de la 
République. 

Donc, en exerçant à l'insu du Gouvernement français et par 
l'intermédiaire d'une autorité que le Gouvernement français ne con- 
naît point, un acte de pression non déguisé sur l'Evéque de Laval 
pour l’amener à donner sa démissicn, le Saint Siège porte atteinte 
au droit reconnu à l'Etat par l'article 5 du Concordat. C'est pour- 
quoi ordre a été donné au soussigné de faire savoir à Son Eminence 
le Cardinal Secrétaire d'Etat que, si la lettre du 17 Mai n'est pas 
annulée, le Gouvernement sera amené à prendre les mesures que 
comporte une semblable dérogation au pacte qui lie la France et le 
Saint Siége. 

Le Chargé d'Affaires de France soussigné, saisit cette occasion 
pour assurer Son Eminence le Cardinal Secrétaire d’Etat de sa très 
haute considération. 

Rome, le 3 Juin 1904. Robert de Courcel. 


Documento V. 


L’Eino Signor Card. Segretario di Stato a Monsignor Nunzio 
Apostolico in Francia. 


Illustrissimo e Reverendissimo Signore, 


Il Sig. De Courcel, mi ha rimesso per ordine del suo Governo 
una Nota, di cui aecludo copia a V. S. Illustrissima e Revereudissima 
nel qui unito foglio. Trattandosi di un affare che tocca la condotta 
di un Vescovo, é desiderio del S. Padre, che intervenga in esso il 
minor numero possibile di persone; e perciò anzichè rispondere diret- 
tamente al Sig. De Courcel, mi affretto a fornire a V. S. opportune 
spiegazioni sull'argomento, e la incarico di esporle a cotesto Sig. 
Ministro degli Affari Esteri. 

À ben comprendere il senso e la portata della lettera diretta il 
17 Maggio u. s. dal Card. Serafino Vannutelli, come Segretario della 
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Sacra Congr. del S. Uffizio, a Monsiguor Geay, Vescovo di Laval, è 
necessario tener presenti le seguenti considerazioni. 

Nessuno ignora essere dovere gravissimo del Romano Pontefice 
— dovere intimamente connesso col suo primato di giuridizione sulla 
Chiesa Cattolica — il vigilare con indefessa sollecitudine sull’ anda- 
mento delle singole diocesi dell’ orbe cattolico, per promuoverne il 
progresso nel bene ed impedirne, ove occorresse, la spirituale deca- 
denza. È noto altresì che, nel compimento di questo alto dovere, 
il Sommo Pontefice è coadiuvato dalle Romane Congregazioni, fra le 
quali si annovera in primo luogo la Suprema Congr. del S. Uffizio, 
cui è devoluto il còmpito il più importante e vitale nella Chiesa, 
quello cioè di tutelare la integrità della fede e la purezza dei costumi 
specialmente nel Clero ed in modo particolare nei Vescovi. Egli è 
perciò che la detta Congregazione si onora di avere come Prefetto 
lo stesso Pontefice, e come Segretario un Cardinale. 

Fin dall'anno 1899 per ordine espresso del Sommo Pontefice 
Leone XIII, la citata Suprema Congregazione del S. Uffizio fu ob- 
bligata di prendere in serio esame gli addebiti fatti a Monsignor 
Geay e le conseguenze che ne risultavano nell'andamento religioso e 
morale della diocesi. Da questo esame apparve subito che soli due 
partiti si presentavano: o quello di un regolare procedimento a tenore 
dei sacri canoni, senza trascurare a suo tempo le prescrizioni del 
Concordato, o l'altro di un appello alla coscienza e al personale 
vantaggio del Vescovo, invitandolo ad una libera e spontanea rinunzia. 
Tutto ponderato, e nell'intento di evitare scandali e dicerie, ed allo 
stesso tempo di provvedere, il meglio che fosse possibile, all'onore del 
Vescovo, e risparmiare a lui e alla Santa Sede il dolore di un pro- 
cesso canonico in materia così delicata, venne prescelto il secondo 
partito, chiaro essendo che facile sarebbe stato a Monsignor Geay di 
coonestare con plausibili ragioni il suo spontaneo ritiro. 

All’invito, che in questo senso gli venne fatto il 26 Gennaio 
1900 a nome di S. S. Leone XIII, Monsignor Geay si diè premura 
di rispondere con la seguente lettera, datata dall’ Arcivescovato di 
Bourges il 2 Febbraio 1900: 

»Très Saint Père. — J'ai l'honneur {de remettre entre les 
»mains de Votre Sainteté ma demission du Siège de Laval. 

»Prosterné aux pieds de Votre Sainteté, je La prie d’agreer 
»l'expression de ma respectueuse et filiale reconnaissance. « 

Sembrava cosi giunto il momento per la Santa Sede di trattare 
in proposito col Governo francese a norma del Concordato; ma, 
disgraziatamente, la citata lettera fu seguita da varie altre, tutte 
intese dichiarare che la data rinunzia doveva intendersi condizionata, 
ossia subordinata ad una traslazione ad altra diocesi di Francia, fosse 
pure la più umile e modesta, come egli diceva. 

Era impossibile di secondare il desiderio di Monsignor Geay, 
attesochè il consiglio a dimettersi non era punto dettato da difficoltà 
locali ed esterne, ma da ragioni intime e personali, che tendevano 
ad offuscare la dignità e la rispettabilità del Vescovo, 

Fu dunquo deciso di ripetere il consiglio; ma per ‚quella 
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longanimità ed indulgenza, che è propria della Santa Sede, si tardò 
a riprendere l’affare nella speranza che forse Monsignor Geay avrebbe 
in fine da se stesso riconosciuto la sua falsa e penosa situazione 
nella sede di Laval. 

Fallita questa speranza, l’attuale Pontefice Pio X, mosso uni- 
camente dal sentimento del dovere inerente al supremo apostolato e 
memore del conto che deve renderne a Dio, ordinò alla Sacra Con- 
gregazione del S. Uffizio di riassumere la dolorosa vertenza; donde 
la nuova lettera del 17 Maggio u. p. 

Il tenore di questa lettera è in tutto e per tutto analogo a 
quello dell'altra spedita il 26 Gennaio 1900; solo si aggiunge che 
ove il Vescovo entro lo spazio di un mese non seguisse il consiglio 
della -rinunzia, la Sacra Congregazione sarebbe costretta di procedere 
ad ulteriora. Nella fraseologia propria della Sacra Congregazione 
l'espressione progredi ad ulteriora non significa già. come sembra 
credere il Governo Francese, che, non rinunziando il Vescovo nello 
spazio di un mese, si procederebbe senz'altro alla sua deposizione, 
ossia alla privazione della diocesi, o ad altre misure penali. Essa 
significa unicamente che, non verificandosi la consigliata rinunzia, 
la Sacra Congregazione si troverebbe nell’obbligo di appigliarsi al 
primo partito accennato più sopra, cioè di chiamare in Roma Mon- 
signor Geay, affinchè potesse prendere minuta ed esatta conoscenza 
de’ varî addebiti che gli vengono fatti nell'ordine morale ed ecclesia- 
stico, e dare in proposito tutte le spiegazioni che credesse necessarie 
et opportune ad illuminare completamente la coscienza dei giudici. 
Se in questo processo, certamente molto doloroso per lui e per la 
Santa Sede, Monsignor Geay riuscisse a pienamente giustificarsi, 
tornerebbe alla sua diocesi senza rimprovero alcuno; se, al contrario, 
risultassero provati in tutto od in parte gli addebiti che gli si fanno, 
la situazione diverrebbe molto più grave e penosa. 

Voglio sperare che questa genuina esposizione di vedute a di 
fatti valga a modificare i severi apprezzamenti del Sig. Delcassé 
sulla lettera del 17 Maggio. Per trovare nel procedimento usato 
verso il Vescovo di Laval una qualsiasi violazione del patto concorda- 
tario, bisognerebbe sostenere che i Vescovi francesi, in virtù dello 
stesso Concordato, siano divenuti semplici funzionari dello Stato, del 
tutto sciolti da quei vincoli che per divina istituzione legano 
lepiscopato cattolico col Capo Supremo della Chiesa, di guisa che il 
Romano Pontefice, non ostanti gravissimi motivi di ordine morale e 
religioso, non possa, senza il previo consenso del Governo, nè con- 
sigliare ad un Vescovo la libera e spontanea rinunzia pel maggior 
vantaggio suo personale e della diocesi, nè chiamarlo a Roma a 
giustificarsi degli addebiti che gli si fanno. Ciascun vede quanto 
ciò sia contrario alla verità; ciò equivarrebbe quasi a dire che i 
Vescovi francesi dallo stesse Concordato vennero posti fuori dalla 
Chiesa Cattolica. 

Sono dispiacente di essere stato costretto ad entrare in dettagli 
che toccano la buona riputazione di un Vescovo e non l’ho fatto che 
dietro dispensa speciale del Santo Padre-dal segreto severissimo del 
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S. Uffizio, lasciando di tutto la responsabilità a Monsignor Geay il 
quale si è permesso di comunicare una lettera per se stessa 
segretissima. Allo stesso tempo nutro fiducia che il Sig. Delcassé, 
animato, come è, da sentimenti di equanimità, vorrà riconoscere 
nelle spiegazioni date un nuovo pegno del vivo desiderio del Santo 
Padre di vedere amichevolmente composte tutte le difficoltà esistenti 
fra il Governo francese e la Santa Sede. V. S. è. autorizzata a dargli 
lettura del presente dispaccio, e, se occorre, a rilasciargliene copia. 
Coi sensi ecc. 
Roma, 10 Giugno 1904. R. Card. Merry del Val. 


Documento VI. 
Monsignor Vescovo di Laval al S. Padre. 


Laval, le 24 Juiu 1904. 
Très Saint Père, 


Permettez à un de vos fils de venir, à l’occasion de la fête de 
Saint Pierre, vous exprimer ses sentiments de profonde vénération, 
- d'absolu dévouement, avec ses religieux souhaits de santé et de 
bonheur. 

Ainsi que j'ai eu l'honneur, il y a quelques mois, de l'écrire 
à Votre Sainteté, j'ai le doux espoir d’aller bientôt me prosterner 
à vos pieds, afin de vous porter et vous exprimer de vive voix mes 
filials hommages. 

Cette année 1904 est celle qui doit me ramener vers la Con- 
fession de Saint Pierre, afin d’y faire ma prière, et vers le Chef de 
l'Eglise afin de Lui rendre compte de mon administration épiscopale. 

Si je n'écoutais que l'impatience de mon cœur, je devancerais 
de quelques mois la date que je n'étais fixée, et que j'avais indiquée 
à Votre Sainteté. Mais ce n'est que vers le mois d'Octobre que 
jaurai rassemblé toutes les ressources du Denier de Saint Pierre, 
que je tiens à porter moi méme. 

Ensuite devant me faire accompagner par un membre de mon 
Chapitre, Mgr. Chartier, vieillard de 75 ans, celui ci m'a conjuré 
d'attendre la fin des grandes chaleurs pour accomplir ce lointain 
voyage. 

En attendant je prie Votre Sainteté de croire qu'aucun évêque 
n'est mieux disposé à suivre ses enseignements que l'humble évéque 
de Laval, aprés avoir souffert déjà pour avoir obéi scrupuleusement 
à ceux de Léon XIII d'auguste mémoire. Dieu l'en a béni en lui 
donnant le cœur de tout le peuple, et la persécution des regnants. 

Mais la paix règne, Dieu merci, et le nom de Jésus Christ y 
trouve de plus en plus sa gloire. 

Daigne, Votre Sainteté, agréer les hommages les plus filialement 
soumis, les plus respectueusement dévoués d'un de ses plus humbles 
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Documento VII. 
L’Eino Sig. Cord. Segretario di Stato a Mons. Vescovo di Laval. 
IUustrissimo e Reverendissimo Signore, 


Il Santo Padre, avendo ricevuta la lettera che V. S. Illustrissima 
e Reverendissima gli indirizzava il 24 del passato Giugno, ha or- 
dinato di comunicarla alla Suprema Congregazione del S. Offizio 
della quale Egli è Prefetto; e gli Eminentissimi e Reverendissimi 
Signori Cardinali Inquisitori Generali nella Congregazione del. 
30 Giugno hanno emanato il seguente decreto approvato nella sur- 
cessiva audienza da Sua Santità: » Respondendum per Eminentissimum 
»Cardinalem a secretis Status tuxta mentem, idest: 

>Il Santo Padre è rimasto dolorosamente meravigliato nell’ap- 
»prendere dalla lettera di Mgr. Geay che non ha egli ancora ub- 
»bidito alle ingiunzioni della Suprema Sacra Congregazione del 
»S. Uffizio, dando anzi a divedere di non farne verun conto; ferme 
»pertanto rimanendo tali disposizioni, lo si inviti a recarsi, entro 
»quindici giorni dalla lettera, a Roma per essere formalmente costi- 
»tuito innanzi al suddetto Sacro Tribunale intorno alle varie accuse 
»portate contro di lui, sotto pena della sospensione latae sententiae 
»ab exercitio ordinis et iurisdictionis da incorrersi ipso facto, spirato 
»appena inutilmente il termine stabilito«. 

Nell'eseguire l’incarico affidatomi dal Santo Padre per mezzo 
della S. Congregazione che è organo de’ Suoi decreti nelle materie 
più importanti, colgo l'opportunità ecc. 

Roma, 2 Luglio 1904. R. Card. Merry del Val. 


Documento VIII. 
Monsignor Vescovo di Laval all E.o Sig. Card. Segretario di Stato. 


Laval, le 6 Juillet 1904. 
Eminentissime Seigneur, 


Comme tout évêque français doit le faire, j’ai communiqué hier, 
9 ct. à mon Gouvernement, et en mains propres, la lettre que Votre 
Eminence Illustrissime m'a fait l'honneur de m'écrire, en réponse à 
celle qui mettait mon amour filial aux pieds du Saint Père. 

J'ai demandé en même temps au Ministre des Cultes l'autori- 
sation d'aller de suite à Rome conformément à l'ordre du Saint Siège. 

J'ai le regret de vous dire que la dite autorisation m'à été 
absolument refusée, au nom de l'article 20 de la loi de Germinal, 
et sous peine de poursuites. 

Si Votre Eminence a quelque objection à faire à ce sujet, Elle 
voudra bien les adresser au Gouvernement francais. Je m'en tiendrai 
toujours à ce qui aura été réglé entre celui-ci et le Saint Siége. 

J’espere vous envoyer d'ici la plus grosse partie du denier de 
Saint Pierre que je me faisais une joie de porter moi méme. 

Daigne Votre Eminence Révérendissime agréer mes regrets et 
mes humbles hommages. 

+ Pierre Joseph, Evêque de Laval. 
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Documento IX. 
L’Emo Sig. Card. Segretario di Stato a Monsignor Vescovo di Laval. 
Illustrissimo e Reverendissimo Signore, 


In seguito alla lettera inviata dalla S. V. Illustrissima e Re- 
verendissima in data del 6 corrente mese, ed in ottemperanza agli 
ordini del Santo Padre e della S. R. ed U. Inquisizione, compio il 
doloroso ufficio di richiamare l’attenzione di V. S. sopra la Costi- 
tuzione » Apostolicae Sedise, e di avvertirla che in conformità del 
contenuto di tale documento Ella consulat conscientiae suae. Per 
incarico poi di Sua Santità e del prelodato Supremo dicastero mi 
affretto ad intimarle nuovamente il decreto emanato riguardo a lei 
dall’anzidetta S. Congregazione il 30 del p. p. Giugno e ad ingiun- 
gerle di portarsi a Roma per il giorno 20 del corr. mese, signi- 
ficandole eziandio che, ove Ella faccia trascorrere inutilmente questo 
termine, incorrerà, senza bisogno di ulteriore dichiarazione, nella 
sospensione latae sententiae ab exercitio ordinis et iurisdictionis. 

Compiuto questo spiacevole incarico, passo ecc. 

Roma, 10 Luglio 1904. R. Card. Merry del Val. 


Documento X. 


Il Sig. Incaricato d'Affari di Francia all' Emo Sig. Cardinale Se- 
gretario di Stato. 


(Nota) 


En réponse à la Note remise le 3 Juin dernier à Son Eminence 
le Cardinal Secrétaire d'Etat pour protester, au nom du Gouverne- 
ment de la République, contre l’injonetion adressée par le Saint 
Siege à l'Evéque de Laval d'avoir à résigner ses fonctions dans le 
délai d'un mois, S. E. le Nonce Apostolique est venu donner à Mr. 
Delcassé les explications suivantes qu'il lui a confirmées quelques 
jours plus tard en lui communiquant le texte méme de la lettre en 
date du 10 Juin qu'il avait reçus à ce sujet de Mgr. Merry del Val. 

L'avis donné à l'Evéque de Laval ne signifiait pas, a dit Mgr. 
Lorenzelli, que, si ce Prélat ne démissionnait pas dans l'espace d'un 
mois, il serait procédé, sans autre formalité, à sa déposition; il 
siguifiait uniquement que, si la renonciation conseillée ne se réalisait 
pas, la Congrégation du Saint Office se trouverait dans l'obligation 
de mander à Rome Mgr. Geay, pour qu'il se justifiát des imputa- 
tions mises à sa charge. 

Le Cardinal Secrétaire d'Etat se défendait de vouloir, »sans 
observer en même temps le Concordat«, engager une procédure pou- 
vant conduire à la suspension d'un Evéque ou à sa déposition. Et 
Son Eminence ajoutait qu'Elle avait la confiance qu'on verrait »dans 
les explications données un nouveau gage du vif désir du Saint Siege 
de voir rézler à l'amiable toutes les difficultés existantes entre le 
Gouvernement français et le Saint Siègee. 

Contrairement à ces assurances, S. E. le Cardinal Secrétaire 
d'Etat a écrit directement, le 2 Juillet, à l'Evéque de Laval, le 
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menaçant de suspension si dans les quinze jours, il ne se rendait 
pas à Rome devant le Tribunal du Saint Office. Et comme l'Evéque 
de Laval n'avait pas acquiescé, il reçut une nouvelle lettre datée du 
Secrétariat d'Etat de Sa Sainteté le 10 de ce mois, et signée de 
Mgr. Merry del Val, lui signifiant que, s’il ne se présentait pas à 
Rome le 20 Juillet au plus tard, il encourrait par le fait même, et 
sans qu'il y eût besoin d'une déclaration ultérieure, la suspension 
latae sententiae ab exercitio ordinis et jurisdictionis. 

Après l'avertissement contenu dans la Note précitée du 3 Juin 
dernier, et quand les griefs invoqués contre l'Evéque de Laval re- 
montent à plusieurs années, il est impossible de se méprendre sur le 
caractère de ces sommations hâtives et réiterées. 

Eu mandant à Rome directement, et à l’insu du Gouvernement 
un Evêque qui, en sa qualité d’Administrateur d'un diocèse relève 
du Ministre des Cultes, le Saint Siège meconnait les droits du Pou- 
voir avec lequel il à signé le Concordat. 

En menaçant cet Evéque, s'il ne se rend pas à Rome, de la 
peine de la suspension, et en lui signifiant que, s'il ne se présentait 
pas à Rome le 20 Juillet au plus tard il encourait par le fait méme 
et sans qu'il eût besoin d'une déclaration ultérieure, la suspension 
latae sentenfiae ab exercitio ordinis et jurisdictionis, le Saint Siége 
méconnaît la disposition du Concordat de laquellé il résulte qu'an 
Evéque ne peut être suspendu ou déposé sans l’accord des deux 
Autorités qui ont contribué à le créer. 

Une pareille attitude dicte la conduite du Gouvernement de la 
République. 

C'est pourquoi le soussigné a l'ordre de déclarer à S. E. le 
Cardinal Seerétaire d'Etat que si les lettres des 2 et 10 Juillet à 
l'Evêque de Laval ne sont pas retirées, si une suite est donnée aux 
menaces qui y sont exprimées, le Gouvernement français devra 
comprendre que le Saint Siège n'a plus souci de ses relations avec 
le pouvoir qui, remplissant les obligations du Concordat, a le devoir 
de défendre les prérogatives que le Concordat lui confère. 

Et le Gouvernement de la République laisse au Saint Siège 
toute la responsabilité des résolutions auxquelles on l'aura réduit. 

Le Chargé d'Affaires de France soussigné saisit cette occasion 
pour assurer Son Eminence le Cardinal Secrétaire d'Etat de sa très 
haute considération. 

Rome, le 23 Juillet 1904. Robert de Courcel. 


Documento XI. 


L’E.mo Sig. Cardinale Segretario di Stato al Sig. Incaricato d’Affari 
di Francia. 
(Nota) 


Il sottoscritto Cardinal Segretario di Stato non ha mancato di 
portare tutta la sua attenzione sulla Nota, in data 23 del volgente 
mese di Luglio, con la quale il Sig. Incaricato d'Affari di Francia, 
dopo avere accennato alle spiegazioni, contenute nel dispaccio diretto 
a Mons. Nunzio a Parigi il 10 Giuguo u. p.e gli avvisi fatti per- 
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venire in data 2 e 10 Luglio a Mons. Vescovo di Laval, osserva, 
che la S. Sede, chiamando in Roma un Vescovo all’insaputa del Go- 
verno »disconosce e diritti del Potere col quale ha firmato il Con- 
cordato«, e, minacciando il Vescovo della pena della sospensione, se 
non si rende a Roma, »disconosce la disposizione del Concordato, 
dalla quale risulta, che un Vescovo non può essere sospeso o deposto 
senza l’accordo delle due autorità, che hanno contribuito a crearloe. 
— Dopo queste aftermazioni, il Sig. Incaricato d’Affari in nome del 
suo Governo dichiara, che se non vengono ritirate le due menzionate 
lettere dirette a Monsignor Geay, e si si dà seguito alle minacce ivi 
contenute, »il Governo francèse dovrà comprendere, che la S. Sede 
non ha più interesse delle sue relazioni col Potere, che, nel compiere 
gli obblighi del Concordato, ha il dovere di difendere le prerogative, 
che il Concordato gli conferisce«. 

Per rispondere adeguatamente alle dette osservazioni, gioverà 
innanzi tutto esporre brevemente lo stato esatto della questione. 

Per motivi di ordine esclusivamente ecclesiastico e del tutto 
estranei alle questioni politiche che si agitano in Francia, il Sommo 
Pontefice, in adempimento dei doveri del suo apostolico ministero 
sopra tutta la Chiesa, giudicò opportuno di consigliare al Vescovo 
di Laval la rinunzia spontanea della suo diocesi, poichè in tal modo 
egli avrebbe risparmiato a se stesso e alla Santa Sede il dispiacere 
di un ulteriore procedimento. 

Non seguendo Monsigner Geay questo prudente e paterno con- 
siglio, ripetuto più volte, la Santa Sede gli fece noto che si sarebbe 
trovata nella doverosa necessità di chiamarlo in Roma, affinchè desse 
le necessarie spiegazioni sulle gravi imputazioni che gli si facevano. 
Non si trattava adunque di deposizione, nel qual caso la Santa Sede 
ne avrebbe informato il Governo, e neppure di altre disposizioni, 
penali, ma di una semplice chiamata in Roma per giustificarsi. 
Venuto in Roma, gli sarebbero state comunicate le imputazioni che 
lo riguardavano con pienissima libertà di esaminarle e difendersi; e 
se fosse riuscito a ribatterle, il Santo Padre sarebbe stato felicissimo 
di proclamare la insussistenza delle accuse. 

Tutto ciò la Santa Sede dichiarò formalmente nel dispaccio 
diretto al Nunzio pontificio in Parigi il 10 Giugno u. p., di cui fu 
data lettura e rilasciata copia al Sig. Delcassé, in risposta alla Nota 
del 8 dello stesso mese, rimessa allo scrivente Cardinale dal Sig. 
Incaricato d'Affari di Francia. Le spiegazioni date parvero soddisfare 
il Sig. Ministro; certamente esse non ebbero replica alcuna e perciò 
la Santa Sede con ragione ritenne fossero state accettate. Del resto 
Monsignor Nunzio a varie riprese aveva intrattenuto il Governo sia 
sotto il precedente, sia sotto l’attuale Gabinetto della dolorosa 
situazione della diocesi di Laval, facendo rilevare la necessità di un 
provvedimento. 

In questo stato di cose e sempre allo scopo sopra indicato 
della sua giustificazione, fu inviato a Monsig. Geay l’ordine di recarsi 
in Roma, aggiungendovi la sanzione canonica richiesta dalla gravità 
dell'obbligo di obbedire, sanzione del resto che doveva aver luogo 
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soltanto in caso di contumacia e doveva cessare coll’atto stesso 
dell’obbedienza. Nel citato dispaccio del 10 Giugno a Monsignor 
Nunzio lo scrivente Cardinale diceva bensì che, supposto un regolare 
procedimento, non si sarebbero trascurate a suo tempo le prescrizioni 
del Concordato, il che si riferiva all'ipotesi di una deposizione o di 
una spontanea rinunzia, ma non affermava che la Santa Sede si 
sarebbe astenuta dal chiamare in Roma Monsignor Vescovo di Laval, 
obbligandolo in conscienza ad obbedire anche con canonica sanzione. 

A questi precedenti si riferiscono le lettere del 2 e 10 Luglio 
a Monsignor Vescovo di Laval delle quali in Governo francese do- 
manda il ritiro, giudicandole altrettante violazioni del Concordato; 
ma è facile dimostrare l’inesattezza di questo suo giudizio. Infatti 
in primo luogo il Concordato è ben distinto dai posteriori Articoli 
organici, che sono un atto unilaterale del Governo francese, contro 
i quali la Santa Sede non ha mai cessato di protestare; e in nes- 
suno dei 17 articoli del Concordato sia nello spirito che nella lettera 
sì legge che la Santa Sede non possa, senza il previo consenso del 
Governo, consigliare ad un Vescovo la rinuncia della sua diocesi pel 
suo maggior vantaggio personale e della diocesi stessa o chiamarlo 
in Roma per fornire spiegazioni sulla sua condotta. Nè ciò poteva 
concedere il Romano Pontefice senza venir meno ai sacri doveri di 
Supremo Pastore della Chiesa, poichè se nessuno contesta che i 
Vescovi in Francia debbano avere col Governo 1 necessarî rapporti 
definiti dal Concordato, però nella loro giurisdizione dipendono dal 
Romano Pontefice che gliela conferi per mezzo della canonica isti- 
tuzione e gliela conserva, ed il Romano Pontefice non può rendere 
questa dipendenza subordinata al consenso della autorità civile. In- 
vero che il Romano Pontefice, anche dopo il Concordato, conservi sui 
Vescovi in Francia la sua piena autorità, chiaro apparisce anche dal 
solenne e speciale giuramento che il Governo francese non può 
ignorare, facendo esso parte della istituzione canonica che va unita 
alle Bolle, e con il quale i Vescovi si obbligano senza alcuna re- 
strizione di recevere sommessamente e fedelissimamente eseguire le 
ingiunzioni del Romano Pontefice: Mandata apostolica humiliter 
recipiam et quam diligentissime exequar. Et in particolare che il 
Romano Pontefice anche dopo il Concordato possa chiamare in 
Roma, anche sotto pene da incorrersi ipso facto, i Vescovi di Francia 
a render conto del loro operato, si conferma dalla legge notissima, 
che certamente il Governo francese conosce e che, senza alcuna 
subordinazione al consenso del Governo, obbliga i Vescovi di Francia, 
come di altri paesi di Europa, sotto pene latae sententiae, e recarsi 
ogni quattro anni in Roma o almeno inviare un loro rappresentante, 
allo scopo principale di esporre al Romano Pontefice lo stato della 
loro diocesi e riceverne istruzioni, consigli, comandi. 

Dopo questo riflessioni giova sperare che il Governo francese 
sarà persuaso che da parte della Santa Sede non vi è stata alcuna 
violazione del Concordato e che, inspirandosi a sentimenti di equa- 
nimità, non vorà insistere sul ritiro della lettera della quale è 
questione, risparmiando così al proprio paese profonde agitazioni re- 
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ligiose. Questo ritiro infatti equivarrebbe alla completa abdicazione 
dell’autorità pontificia sull’episcopato; abdicazione che non è nelle 
facoltà del Santo Padre e non può essere nelle intenzioni del Go- 
verno della Repubblica. Soltanto per dare novella prova delle sue 
concilianti disposizioni e dimostrare che in tutti questi penosi in- 
cidenti egli sì è inspirato sempre ed unicamente al sentimento del 
proprio dovere, il Santo Padre non sarebbe alieno dal prorogare di 
un mese il termine assegnato a Monsignor Vescovo di Laval, purchè 
questi in tal frattempo si rechi in Roma per giustificarsi ed ove 
rifiutassi di recarvisi o non riuscisse a giustificarsi, il Governo si 
mostri disposto ad intendersela con la Santa Sede per provvedere 
all'amministrazione della diocesi. Da quest’atto di deferenza si può 
agevolmente argomentare quanto interesse la Santa Sede annetta al 
mantenimento delle buone relazioni col Governo della Repubblica, 
fondate sull’esatta osservanza delle disposizioni concordatarie. Il 
S. Padre per l’affetto tutto particolare che sull’esempio del suo 
illustre Predecessore nutre per la nobile nazione francese, vedrebbe 
col più gran dolore che il Governo della Repubblica, solo per im- 
pedire la giustificazione di un Vescovo presso l’autorità competente, 
sì lasciasse andare a misure di ostilità non giustificata, delle quali 
però la Santa Sede non potrebbe portare alcuna responsabilità nè 
innanzi a Dio, nè innanzi agli uomini. 

Il sottoscritto Cardinale Segretario di Stato nel pregare il 
Signor Incaricato d’Affari di Francia di portare quanto precede a 
conoscenza del suo Governo, coglie l’opportunità di confermargli i 
sensi della sua più distinta stima. 

Roma, 26 Luglio 1904. R. Card. Merry del Val. 


Documento XII. 


L Emo Signor Cardinal Segretario di Stato a Mons. Nunzio Apo- 
stolico a Parigi. 
(Telegramma). 


Roma, 10 Marzo 1904 - ore 20,30. 
Prego V. S. di significare immediatamente al Vescovo di Dijon 
che è volontà del S. Padre che sospenda ordinazioni fino a nuovo 
ordine. 
Riferisca V. S. risposta del Vescovo. 
Card. Merry del Val. 


Documento XIII. 


Monsignor Nunzio Apostolico in Parigi a Monsignor Vescovo di 
Digione. 
Parisiis, 11. Martii 1904. 
Illustrissime ac Reverendissime Domine, 


Iussus a Beatissimo Patre Nostro, notum Amplitudini Tuae 
facere festino, Sanctitatem Suam velle ut, usque ad novam dispo- 
sitionem eiusdem Sanctitatis Suae, Sacram Ordinationem tu, Praesul 
Amplissime, suspendas. 


556 Heiner, 


Semper paratus aut Romam transmittere quae Amplitudo Tua 
vellet, aut in re alia quacumque, mihi possibili, Tibi servire, cum 
fraterno affectu et obsequio Amplitudini Tuae Illustrissimae et Re- 
verendissimae permaneo Humillimus Servus 

+ Benedictus Lorenzelli, Arch. Sard., 
Nuncius Apostolicus in Galliis. 


Documento XIV. 


L' Eno Signor Cardinal Segretario di Stato a Mons. Vescovo di 
Digione. 
Illustrissimo e Reverendissimo Signore, 


Il Santo Padre mi ha dato incarico di invitare la S. V. Il- 
lustrissima e Reverendissima a volersi recare a Roma al più presto 
possibile. Nell’eseguire il venerato incarico di Sua Santità, La 
prego di volermi prevenire del suo arrivo appena abbia Ella deter- 
minato il giorno della sua partenza, e frattanto colgo l'opportunità ecc. 

Roma, 24 Aprile 1904. R. Card. Merry del Val. 


Documento XV. 


Mons. Vescovo di Digione all’ E.mo Signor Cardinal Segretario di Stato. 
Dijon, le 3 Mai 1904. 


Eminence, 


J'ai eu l'honneur d’exprimer à Votre Eminence le vif regret 
que j'éprouvais de tarder à répondre à la lettre que j'avais recu d" Elle. 

J'ai désiré, en effet, joindre à ma lettre un Rapport que Votre 
Eminence pit placer sous yeux du Saint Père, et il m'a fallu y 
consacrer les deux derniers jours. Ä 

Je commence samedi ma tournée Pastorale de Confirmations; 
toutes les paroisses y sont prêtes, tous les enfants préparés et la 
chose annoncée officiellement depuis un mois. 

Mon absence et mon départ pour Rome eussent produit le plus 
grand trouble et l'effet en eût été profondément regrettable, en ce 
moment surtout, où le calme est revenu dans les esprits. Ma tournée 
se terminera vers le milieu de juin et je serai alors à la disposition 
du Saint Père. 

Au milieu des peines qui m'ont été faites, ma pensée s'est bien 
souvent portée vers Sa Sainteté, je souhaite ardemment me prosterner 
à ses pieds et aussi, je ne le cache pas, me faire connaître d’Elle. 
Car n’a-t-on pas cherché à L'indisposer contre moi et à me dépeindre 
à Elle sous un jour qui n'est pas celui de la vérité. 

J'ose Vous prier, Eminence, de soumettre à Sa Sainteté la 
Note que je joins à cette lettre. Il y a un mois, j'écrivis à S. E. 
le Nonce Apostolique à Paris, que je souhaitais d'éclairer Sa Sainteté 
par un rapport précis et sincère; il me tardait de le faire. 

Je prie Votre Eminence d'agréer l'hommage de mon profond 
respect. t Albert, Ev. de Dijon. 
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Documento XVI. 


L’E.mo Signor Cardinal Segretario di Stato a Mons. Vescovo di 
Digione. 
Ilustrissimo e Reverendissimo Signore, 

Per incarico del Santo Padre mi affretto a significare a V. S. 
Illustrissima e Reverendissima che Sua Santità è rimasta dolo- 
rosamente meravigliata nel rilevare come V. S., dopo di avere pro- 
messo di recarsi in Roma prima della fine del p. p. Giugno, non 
abbia poi mantenuto tale parola. La Santità Sua pertanto le ingiunge 
di portarsi a Roma entro quindici giorni dalla lettera, sotto pena 
della sospensione latae sententiae ab exercitio ordinis et iurisdictionis, 
da incorrersi spso facto, spirato appena inutilmente il termine stabilito. 

Nell'eseguire questo Pontificio incarico, passo ecc. 

Roma, 9 Luglio 1904. R. Card. Merry del Val. 


Documento XVII. 


Il Sig. Incaricato d' Affari di Francia all’ Emo Sig. Cardinale Se- 
gretario di Stato. 
(Nota). 


D’informations parvenues à M. le Président du Conseil, Mi- 
nistre de l’Intérieur et des Cultes, dont M. Combes a dû et pu vé- 
rifier l’eractitude, il résulte que Son Excellence le Nonce Apostolique 
à Paris a transmis, à la date du 11 Mars dernier, à l'Evéque de 
Dijon un ordre du Saint Père d’avoir à suspendre les ordinations 
dans son diocèse jusqu'à nouvel avis. 

Le Gouvernement de la République est obligé de protester 
contre une pareille démarche faite sans son assentiment; pour le 
fond, parce que toute mesure tendant à diminuer les prérogatives 
d'un Evêque et à lui infliger, en quelque sorte, une déposition par- 
tielle, est en opposition avec le pacte concordataire; — et pour la 
forme, parce que le Nonce du Pape n'a pas le droit de correspondre 
directement avec les Evéques français. 

C'est pourquoi ordre a été donné au soussigné de faire savoir 
à Son Eminence le Cardinal Secrétaire d'Etat que se tenant à l'e- 
sprit et à la lettre du Concordat, le Gouvernement doit considérer 
comme nulle et non avenue la lettre du 11 Mars. 

Le Chargé d'affaire de France soussigné saisit cette occasion 
pour assurer Son Eminence le Cardinal Seerétaire d'Etat de sa trés 
haute considération. 

Rome, le 15 Juillet 1904. Robert de Courcel. 


Documento XVIII. 
Mons. Vescovo di Digione all' Emo Sig. Cardinale Segretario di Stato. 
Paris, le 19 Juillet 1904. 
Eminence, 


J'ai recu à l'extrémité du Nord de la France, où je prenais 
uu peu de repos la Lettre que Votre Eminence m'a adressée. Elle 
m'est parvenue le 12 Juillet à midi. 
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La veille de ce même, M. Bizouard, curé de S. Bénigne de 
Dijon, principal moteur des troubles dont mon Diocèse est le théâtre 
depuis sept mois, déclarait aux prêtres de son doyenné reunis en 
conférence qu’il »venait de recevoir du Pape une lettre lui an- 
nonçant les mesures prises contre moie, et »de Votre Eminence une 
autre lettre lui déclarant que les clercs de mon Diocèse n’avaient 
pas à s'inquiéter de l'ordination, laquelle serait donnée en septembre, 
dans ma Cathédrale, par un évêque étranger.« 

Je n’ai pas hésité un instant a regarder comme mensongères 
les sources alléguées par M. Bizouard. Mais j’ai été frappé de voir 
les décisions du S. Siège à mon endroit, connues de cet ecclésia- 
stique avant de l'être de moi. 

Il y a eu certainement divulgation illégitime par quelque 
subalterne: c'est à cette source que j'attribue les articles de presse, 
publiés en France depuis huit jours et j'ai tenu à en avertir Votre 
Eminence. 

Pour moi j'ai gardé secréte la lettre que j'ai recue de Vous. 

Mis en demeure par le gouvernement Francais de lui en donner 
communication, je n'ai pas cru avoir le droit de m'y refuser. J'ai 
fait cette communication ce matin, passant par Paris pour regagner 
mon évéche. 

J'ai eu l'honneur de l’écrire à Votre Eminence il y a un peu 
plus de deux mois: j'ai háte de me rendre prés du St. Pére, de 
lui rendre les devoirs de mon profond respect, d'assurer Sa Sainteté 
de mon attachement au Saint Siège, lequel attachement ni rien ni 
personne ne pourra affaiblir. J'ai háte d'étre connu du Pape, par- 
ceque je suis sür que la moitié d'une heure me suffira pour gagner 
son estime. sa confiance et dissiper les préjugés que la haine, le 
mensonge et la calomnie ont pu inspirer à Sa Sainteté envers ma 
personne. 

Mais aprés sept jours de réflexions devant Dieu, je suis dans 
le devoir de déclarer à Votre Eminence que je ne crois pas pouvoit 
me rendre à Rome dans les conditions oü j'y suis convié. 

J'en éprouve une douleur profonde, je vois les maux qui 
menacent l'Eglise de France, les complications déplorables que cet 
incident, ajoute à l'état des choses religieuses déjà si gravement 
compromis, Mais, je ne puis. 

Voici sept mois que je suis l'objet d'outrages aussi odieux que 
‘ grossiers de la part de quelques prêtres de mon Diocèse. Ils ont 
ameuté contre moi les jeunes cleres de mon Séminaire, des jeunes 
laïcs de dévotion, des femmes pieuses et crédules. Ils ont récem- 
ment employé le mensonge, la menace et l'argent pour amener des 
pauvres enfants à refuser de mes mains le sacrement de Confirmation. 

Ils ont fondé leur action sur l'accusation hafssable autant 
qu'imbélice que je faisais partie d'une secte dont je n'ai jamais connu 
méme un membre, et dont je rougirais d'écrire ici méme le nom. 

Je me suis tu; j'ai tout supporté dans le calme, attendant le 
jour de la vérité. 

Ils ont répété mille fois que j'étais, à ce titre, dénoncé au 
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St. Siège, et voici six mois qu'ils disent chaque jour que je vais 
être déposé, 

Le St. Siège ne m’a jamais fait savoir même par le moindre 
mot que je fusse accusé à ce titre près de Lui. 

J'ai, il y a cinq mois, par l'intermédiaire du Nonce Aposto- 
lique, déclaré que j'étais à l'entiére disposition du St. Père pour 
toutes explications ou justifications; on ne m'en a demandé aucune. 

I] y a deux mois, j'ai eu l'honneur, par l'entremise de Votre 
Eminence, d'adresser à Sa Sainteté un Rapport, dont, j'ose le dire, 
ni la clarté, ni la sincérité ne laissent rien à désirer. Je le terminais 
en me déclarant prét à y ajouter tous les détails que Sa Sainteté 
pourrait soubaiter. — On ne m'en a pas demandé encore. 

Aujourd'hui, Eminence, je recois l'ordre, de me rendre à Rome 
sous peine de suspense de ma juridiction. Et voilà la seule com- 
munication que l'on ait bien voulu me faire; le seul appui qui me 
Soit donné, dans cette lutte que je soutiens patiemment et vaillam- 
ment pour la défense de la justice et du caractère dont Dieu et le 
St. Siège m'ont révétu. — Et tout cela est dévoilé, donné en patüre 
à la presse et aux passions populaires, 

Quel coupable pense-t-on donc que je sois? quel évéque me 
juge-t-on? Ma vie de solitude, de labeur et de devoüment à l'Eglise 
et à mon Diocése ne merite-t-elle donc que cette sentence? 

J'ose le déclarer, il n'y a pas en France un évêque plus 
étroitement attaché au Saint Siége que moi; quiconque l'attaquera, 
me trouvera sur son chemin. Mais faut il donc que je jette aussi 
aux gémonies, ma personne et mon caractère sacré? . . . 

Non, cela ne se peut pas; le mensoge ne peut vaincre ainsi. 
Pie X est juste et bon autant que ferme. Il ne traitera pas de 
cette maniére l'évéque que je suis. 

J'attendrai done, Eminence, une notification définitive des 
censures dont je suis menacé. Le Saint Père peut, du reste, être 
assuré que, pas une heure, je n'hésiterai à donner à mon clergé 
l'xemple du respect de Pautorité que tant de fois je lui ai préché. 

Je prie Votre Eminence d'agréer l'expression de mes sentiments 
de profond respect. t Albert, Ev. de Dijon. 


Documento XIX. 
L'E.mo Signor Cardinal Segretario di Stato a Mons. Vescovo di 


Digione. 
Rome, le 22 Juillet 1904. 
Monseigneur, 


Je viens de recevoir la lettre que V. G. m'a adressée le 19 de 
ce mois. J'en ai donné immédiatement connaissance au Saint Pére. 
De la facon la plus formelle je puis vous assurer que S. S. n'a pas 
écrit un seul mot à M. l'abbé Bizouard et que moi méme je ne lui 
ai fait aucune communication au sujet des ordinations à Dijon. Si 
M. Bizouard s'est permis de faire les assertions rapportées à V. G., 
il devra nécessairement en répondre à qui de droit. — Mais, Mon- 
seigneur, indépendamment de tout ce qu'on ait pu vous dire, je suis 
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chargé par le S. Père d'attirer encore -une fois votre attention sur 
l'extrême gravité de votre situation présente. Apres avoir été invité 
par le S. Père de venir à Rome dans la première quinzaine du mois 
de Juin, vous avez promis à Sa Sainteté de vous présenter ici dans 
la seconde moitié du mois dernier, et vous lui disiez que ce retard 
vous était imposé par la nécessité de faire une tournée de confir- 
mations déja annoncée. Vous n'étes pas venu et vous êtes parti 
pour Paris et le Nord de la France. Le S. Père a attendu jusqu'au 
9 Juillet et alors il Vous a donné l'ordre formel sous peine de 
suspension de vous rendre à Rome dans l’espace de quinze jours, 
Votre Grandeur, elle le dit-elle même, a donné communication de 
cette lettre au Gouvernement, sans tenir compte des prescriptions de 
la Bulle » Apostolicae Sedis«. Vous me dites, Monseigneur, qu'une 
demie heure vous suffirait pour expliquer votre position au S. Père, 
pour gagner son estime, sa confiance et dissiper les préjugés que la 
haine, le mensonge et la calomnie ait pu inspirer à Sa Sainteté en- 
vers votre personne. C'était pour vous accorder cette demie heure 
et plus encore que le Pape vous appelait auprès de Lui, mais au 
lieu d’obeir et d’accomplir votre promesse vous êtes parti pour Paris. 
Le S. Père n’a prononcé aucun jugement sur les faits allégués et 
c'est précisément parcequ'Il ne voulait pas en prononcer sans vous 
entendre et vous donner l’occasion de gagner sa confiance et de dis- 
siper toute accusation, qu'Il vous appelait à Rome. Vous avez pré- 
féré rester en France et donner communication à l’autorité civile 
d’un ordre qui vous a été adressé par le S. Office au nom du 
S. Père lui méme. Je suis chargé par Sa Sainteté de vous inviter 
aujourd’hui à faire votre devoir et pourvoir à votre conscience, 
maintenant surtout que le terme, qui vous a été accordé, est sur le 
point d’expirer. 

Votre Grandeur déclare »qu'il n'y a pas en France un évêque 
plus étroitement attaché au Saint Siège que V. G.« et que »qui- 
conque l’attaquéra vous trouvera sur son chemine. — Le Saint Père 
no veut pas douter de vos sentiments et il ne pourrait en douter 
que si vous manquiez aujourd'hui à votre devoir. La notification, 
= qui vous a été faite, est définitive. — J’ose ajouter Monseigneur 
pour ma part que vous écris d'un coeur bien affligé et que j'aurais 
voulu vous épargner cette lettre si j'avais pu le faire, sans manquer 
aux ordres reçus. Je vous conjure d’agir comme évêque français 
sincèrement attaché au Siège Apostolique et de ne pas ajouter à 
l'amertume qu’eprouve en ce moment le coeur du Pontife et que 
partagent si vivement tous ceux qui aiment l'Eglise et la France. 

R. Card. Merry del Val. 


Documento XX. 


Il Signor Incaricato d’Affari di Francia all'E.mo Signor Car- 
dinale Segretario di Stato, 
(Nota). 
S. E. le Nonce Apostolique à Paris ayant transmise à la date 
du 11 Mars dernier à Evêque de Dijon un ordre du Saint Père 
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d'avoir à suspendre les ordinations dans ce diocèse jusqu'à nouvel 
avis, le soussigné a fait savoir à S. E le Cardinal Secrétaire d'Etat 
par une Note du 15 de ce mois que le Gouvernement de la Ré- 
publique, se tenant à l'esprit et à la lettre du Concordat, protestait 
contre une pareille démarche faite sans son assentiment et devait 
considérer comme nulle et non avenue la lettre de Mgr. Lorenzelli 
en date du 11 Mars. 

Malgré cette protestation, S. E. le Cardinal Secrétaire d'Etat 
a renouvelé à M. le Nordez, par une lettre qu'il lui a adressée 
directement le 9 Juillet au nom du Saint-Pére l’injonction de se 
rendre à Rome dans le délai de quinze jours à partir de cette com- 
munication, sous peine de la suspension latae sententiae ab exercitio 
ordinis et jurisdictionis, qui serait encourue ipso facto, dès l'expira- 
tion du délai fixé, 

En mandant à Rome directement, et à l'insu du Gouverement , 
an Evéque qui en sa qualité d'Administrateur d'un diocèse, releve 
du Ministre des Cultes, le Saint-Siége méconnait les droits du 
Pouvoir avec lequel il a signé le Concordat. 

En enjoignant à cet Evéque de se rendre à Rome dans le 
délai de quinze jours sous peine de la suspension latae sententiae 
ab exercitio ordinis et jurisdictionis, qui serait encouru ‘ipso facto 
des l'expiration du délai precité, le Saint-Siège méconnait la dis- 
position du Concordat de laquelle il résulte qu'un Evéque ne peut 
etre suspendu ou déposé sans l'accord des deux autorités qui ont 
contribué à le créer. 

Une pareille attitude dicte la conduite du Gouvernement de la 

République. 
! C’est pourquoi le soussigné a l'ordre de déclarer à S. E. le 
Cardinal Secrétaire d'Etat, que, si la lettre du 9 Juillet à l'Evéque 
de Dijon n'est pas retirée, si une suite est donnée aux menaces qui y 
sont exprimées, le Gouvernement français devra comprendre qui le 
Saint-Siège n'a plus souci de ses relations avec le Pouvoir qui, rem- 
plissant les obligations du Concordat, a le devoir de défendre les 
prérogatives de le Concordat lui confère. 

Et le Gouvernement de la République laisse au Saint-Siége 
toute la responsabilité des résolutions auxquelles on l'aura réduit. 

Le Chargé d'Affaires de France soussigné saisit cette occaison 
pur assurer son Eminence le Cardinal Secrétaire d'Etat de sa trés 
haute considération. 

Rome, le 23 Juillet 1904. Robert de Courcel. 


Documento XXI. 


L'E.mo Signor Cardinale Segretario di Stato al Signor Incaricato 
d Affari di Francia. 
(Nota) 


Il sottoscritto Cardinal Segretario di Stato ha portuto la de- 
bita attenzione sulla Nota, in data 23 del volgente messe, con la 
quale il Sig. Incaricato d’Affari di Francia, dopo avere accennato 
all'ordine fatto pervenire a Mons. Vescovo di Digione, in data 9 
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Luglio, di recarsi a Roma, afferma che la S. Sede, chiamando diret- 
tamente un Vescovo all’insaputa del Governo »disconosce i diritti 
del Potere col quale ha firmato il Concordatoe, e minacciando il 
Vescovo della pena della sospensione »disconosce la disposizione del 
Concordato, dalla quale risulta, che un Vescovo non può essere 
sospeso e deposto senza l’accordo delle due Autorità, che hanno 
contribuito a crearlo«. Dopo tali affermazioni il Sig. Incaricato 
d’Affari in nome del suo Governo dichiara, che se la lettera citata 
del 9 Luglio non è ritirata, e se sì dà seguito alle minacce in essa 
espresse »il Governo francese dovrà comprendere, che la S. Sede 
non ha più interesse delle sue relazioni col Potere, che, nel mentre 
compie gli obblighi del Concordato, ha il dovere di difendere le 
prerogative, che il Concordato gli conferisce«. 

Lo scrivente Cardinale non si ferma in primo luogo a rilevare 
che, indirizzando a Monsignor Le Nordez la citata lettera del 9 Luglio, 
egli non poteva evidentimente tener conto delle protesta rimessagli 
dal Sig. Incaricato d’Affari in data 15 dello stesso mese. Prescin- 
dendo da questa osservazione, il sottoscritto Cardinale passa a ri- 
spondere a ciò che forma la sostanza dell’ultima Nota. 

Sono presenti alla memoria di tutti i penosi incidenti veri- 
ficatisi nello scorso mese di Febbraio nella Diocesi di Digione, ove i 
giovani seminaristi rifiutarono di ricevere la sacra ordinazione dalle 
mani di Monsignor Le Nordez, preferendo piuttosto esser espulsi dal 
Seminario, seguiti da quasi tutti i colleghi che si dichiararono so- 
lidali con loro. Una dilazione delle sacre ordinazioni si imponeva 
sia per indagare i motivi di questa riluttanza dei giovani, sia per 
dare ai medesimi il tempo necessario per la riflessione e per la 
calma di spirito; quindi Monsignor Nunzio con lettera dell’ 11 Marzo 
fece sapere a Monsignor Vescovo di Digione esser volontà del 
S. Padre che si astenesse dalle sacre ordinazioni fino a nuovo ordine. 
Fu questa una semplice misura prudenziale, richiesta dalle circo- 
stanze, che non importava alcuna pena; e lo stesso Monsignor Le 
Nordez con lettera diretta allo scrivente Cardinale ebbe a riconoscerla 
giusta ed opportuna. 

Frattanto le imputazioni che si facevano a Monsignor Vescovo 
di Digione, venivano aggravandosi così da rendre necessarie alcune 
spiegazioni. Quindi la Santa Sede lo invitò a recarsi in Roma; e 
siccome egli, non ostante la sua promessa di trovarvisi presente nella 
seconda metà di Giugno p. p., dilazionava di obbedire, gli fu ripetuto 
con lettera del 9 Luglio u. s. l'ordine di venire, aggiungendovi la 
sanzione canonica richiesta dalla gravità dell'obbligo di obbedire, 
sanzione del resto che doveva aver luogo soltanto in caso di con- 
tumacia e doveva cessare coll'atto stesso dell'obbedienza. Non si 
trattava adunque di deposizione, nel qual caso la Santa Sede ne 
avrebbe informato il Governo, né di altre disposizioni penali, ma di 
una semplice chiamata in Roma per dare spiegazioni sulle accuse 
che si formulavano contro di lui. Venuto in Roma, gli sarebbero 
state communicate le imputazioni che lo riguardano con pienissima 
facoltà di esaminarle e difendersi; e se fosse riuscito a ribatterle, il 
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Santo Padre sarebbe stato felicissimo di proclamare la insussistenza 
delle accuse. 

Il Governo francese ritiene come nulla e non avvenuta la lettera 
di Monsignor Lorenzelli dell’11 Marzo, e domanda il ritiro di quella 
della Santa Sede del 9 Luglio a Monsignor Vescovo di Digione, 
giudicandole ambedue contrarie al Concordato; ma è facile dimo- 
strare l'inesattezza di questo suo giudizio. Infatti in primo luogo il 
Concordato è ben distinto dai posteriori Articoli organici che sono 
un atto unilaterale del Governo francese, contro i quali la Santa 
Sede non ha mai cessato di protestare; e in nessuno dei 17 articoli 
del Concordato sia nello spirito che nella lettera si legge che la 
Santa Sede non possa, senza il previo consenso del Governo, ordinare 
ad un vescovo, come misura prudenziale richiesta dalle circostanze, 
di astenersi temporaneamente da qualche atto del suo ministero, o 
di chiamarlo in Roma per fornire spiegazioni sulla sua condotta. 
Nè ciò poteva concedere il Romano Pontefice senza venir meno ai 
sacri doveri di Supremo Pastore della Chiesa, poichè se nessuno 
contesta che i Vescovi in Francia debbono avere col Governo i ne- 
cessarii rapporti definiti dal Concordato, però nella loro giurisdizione 
dipendono dal Romano Pontefice che gliela conferì per mezzo della 
canonica istituzione e gliela conserva, ed id Romano Pontefice non 
può rendere questa dipendenza subordinata al consenso della auto- 
rità civile. Invero che il Romano Pontefice, anche dopo il Con- 
cordato, conservi sui Vescovi in Francia la sua piena autorità, chiaro 
apparisce anche dal solenne e speciale giuramento che il Governo 
francese non può ignorare, facendo esso parte della istituzione cano- 
nica che va unita alle Bolle, e con il quale i Vescovi si obbligano 
senza alcuna restrizione di ricevere sommessamente e fedelissima- 
mente eseguire le ingiunzioni del Romano Pontefice: Mandata Apo- 
stolica humititer recipiam et quam diligentissime exequar. Ed in 
particolare che il Romano Pontetice anche dopo il Concordato possa 
chiamare in Roma, anche sotto pene da incorrersi ipso facto, i Vescovi 
di Francia a render conto del loro operato, si conferma dalla legge 
notissima, che certamente il Governo francese conosce e che, senza 
alcuna subordinazione al consenzo del Governo, obbliga i Vescovi di 
Francia, come di altri paesi di Europa, sotto pene latae sententiae, 
a recarsi ogni quattro anni in Roma o almeno inviare un loro rap- 
presentante, allo scopo principale di esporre al Romano Pontefice lo 
stato della loro diocesi a riceverne istruzioni, consigli, comandi. 

Dopo queste riflessioni giova sperare che il Governo francese sarà 
persuaso che da parte della Santa Sede non vi è stata alcuna violazione 
del Concordato e che, inspirandosi a sentimenti di equanimità, non vorr& 
insisterre sul ritiro della lettera della quale è questione, risparmiando 
così al proprio paese profonde agitazioni religiose. Questo ritiro 
infatti equivarrebbe alla completa abdicazione dell'autorità pontificia 
sull'episcopato; abdicazione che non è nelle facoltà del Santo Padre e 
non può essere nelle intenzioni del Governo della Repubblica. Soltanto 
per dare novella prova delle sue conciltanti disposizioni e dimostrare 
che in tutti questi penosi incidenti egli si & inspirato sempre ed uni- 
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camente al sentimento del proprio dovere, il Santo Padre non sarebbe 
alieno dal prorogare di un messe il termine assegnato a Monsignor 
Vescovo di Digione, purchè questi in tal frattempo si rechi in 
Roma per giustificarsi; ed ove rifiutasse di recarvisi o non riuscisse 
a giustificarsi, il Governo si mostri disposto ad intendersela con 
la Santa Sede per provvedere all'amministrazione della diocesi. Da 
quest'atto di deferenza si pud agevolmente argomentare quanto 
interesse la Santa Sede annetta al mantenimento delle buone rela- 
zioni col Governo della Repubblica, fondate sull'esatta osservanza 
delle disposizioni concordatarie. Il S. Padre per l'affetto tutto partico- 
lare che sull'esempio del suo illustre Predecessore nutre per la nobile 
nazione francese, vedrebbe col piü gran dolore che il Governo della 
Repubblica, solo per impedire la giustificazione di un Vescovo presso 
l'autorità competente, si lasciasse andare a misure di ostilità non 
giustificata, delle quali peró la Santa Sede non potrebbe portare 
alcuna respousabilità nè innanzi a Dio, nè innanzi agli nomini. 

Il sottoscritto Cardinale Segretario di Stato nel pregare il 
Signor Incaricato d'Affari di Francia di portare quanto precede a 
conoscenza del suo Governo, coglie l'opportunità di confermargli i 
sensi della sua più distinta stima. 

Roma, 26 Luglio 1904. R. Card. Merry del Val. 


Documento XXII. 
Concordato del 1801 tra Pio VII e il Governo francese. 


Gubernium Reipublicae recognoscit religionem Catholicam 
Apostolicam Romanam, eam esse religionem quam longe maxima 
pars civium Gallicanae Reipublicae profitetur. 

Summus Pontifex pari modo recognoscit eamdem religionem 
maximam utilitatem maximumque decus percepisse, et hoc quoque 
tompore praestolari ex catholico cultu in Gallia constituto, necnon 
ex peculiari eius professione, quam faciunt Reipublicae Consules. 

Haec cum ita sint atque utrinque recognita, ad religionis 
bonum internaeque tranquillitatis conservationem, ea, quae sequntur, 
iuter ipsos conventa sunt: 
| Art. I. Religio Catholica Apostolica Romana libere in Gallia 
exercebitur. Cultus publicus erit, habita tamen ratione ordinationum 
quoad politiam, quas Gubernium pro publica tranquillitate necessarias 
existimabit. 

II. Ab Apostolica Sede, collatis cum Gallico Gubernio consiliis 
novis finibus Galliarum dioeceses circumscribentur. 

UL Summus Pontifex titularibus Galliarum Ecclesiarum Epis- 
copis significabit se ab iis, pro bono pacis et unitatis, omnia sacri- 
ficia firma fiducia expectare, eo non excepto quo ipsas suas episco- 
pales sedes resignent. 

Hae hortatione praemissa, si huic sacrificio, quod Ecclesiae 
bonum exigit, renuere ipsi vellent (fieri id autem posse Summus 
Pontifex suo non reputat auimo), gubernationibus Gallicanarum Ec- 
clesiarum novae circumscriptionis de novis titularibus providebitur, 
eo qui sequitur modo. 
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IV. Consul primus Gallicanae Reipublicae, intra tres menses 
qui promulgationem Constitutionis Apostolicae consequentur, Ar- 
chiepiscopos et Episcopos novae circumscriptionis dioecessibus prae- 
ficiendos nominabit. Summus Pontifex institutionem canonicam dabit 
iuxta formas, relate ad Gallias, ante regiminis commutationem 
statutas. 

V. Item Consul primus ad Episcopales sedes, quae in posterum 
vacaverint, novos Antistites nominabit, iisque, ut in articulo prae- 
cedenti constitutum est, Apostolica Sedes canonicam dabit institu- 
tionem. 

VI. Episcopi, antequam munus suum gerendum suscipiant, 
coram primo Consule iuramentum fidelitatis emittent, quod erat in 
more ante regiminis commutationem, sequentibus verbis expressum: 

»Ego iuro et promitto ad Sancta Dei Evangelia, obedientiam 
»et fidelitatem Gubernio per Constitutionem Gallicanae Reipublicae 
»statuto. Item, promitto me nullam communicationem habiturum, 
»nulli consilio interfuturum nullamque suspectam unionem neque 
»intra, neque extra conservaturum, quae tranquillitati publicae noceat; 
»et si tam in dioecesi mea quam alibi, noverim aliquid in status 
»damnum tractari, Gubernio manifestabo.« 

VII. Ecclesiastici secundi ordinis idem iuramentum emittent 
coram auctoritatibus civilibus a Gallicano Gubernio designatis. 

VIII. Post divina officia, in omnibus catholicis Galliae templis, 
sic orabitur: 

Domine, salvam fac Rempublicam : 
Domine, salvos fac Consules. 

IX. Episcopi, in sua quisque dioecesi, novas paroecias, circum- 
scribent; quae circumscriptio suum non sortietur effectum nisi post- 
quam Gubernii consensus accesserit. 

X. Item Episcopi ad paroecias nominabunt; nec personas seli- 
gent nisi Gubernio acceptas. 

XI. Poterunt iidem Episcopi habere unum capitulum in cathe- 
drali ecclesia, atque unum seminarium in sua quisque dioecesi; sine 
dotationis obligatione ex parte Gubernii. 

XI Omnia templa metropolitana, cathedralia, parochialia, 
atque alia quae non alienata sunt, culti necessaria, Episcoporum 
dispositioni tradentur. 

XIII. Sanctitas Sua, pro pacis bono felicique religionis resti- 
tutione, declarat eos qui bona Ecclesiae alienata acquisiverunt, mo- 
lestiam nullam habituros, neque a se, neque a Romanis Pontificibus 
successoribus suis, ac consequenter proprietas eorundem bonorum, 
redditus et iura iis inhaerentia, immutabilia penes ipsos erunt atque 
ab ipsis causas habentes. 

XIV. Gubernium Gallicanae Reipublicae in se recipit, tum 
Episcoporum, tum Parochorum, quorum dioeceses atque parochias 
nova circumscriptio complectetur, sustentationem quae cuiusque 
sfatum deceat. 

XV. Idem Gubernium curabit ut catholicis in Gallia liberum 
sit, si libuerit, Ecclesiis consulere novis fundationibus. 
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XVI. Sanctitas Sua recognoscit in primo Consule Gallicanae 
Reipublicae eadem iura ae privilegia quibus apud Sanctam Sedem 
fruebatur antiquum regimen. 

XVH. Utrinque conventum est quod in casu quod aliquis ex 
successoribus hodierni primi Consulis catholicam religionem non pro- 
fiteretur, super iuribus et privilegiis in superiori articulo comme- 
moratis, nec non super nominatione ad archiepiscopatus et epis- 
copatus, respectu ipsius, nova conventio fiet. 

Ratificationum autem traditio Parisiis fiet quadraginta dierum 
spatio. 

Datum Parisiis, die 15 mensis Julii 1801. 

Hercules Cardinalis Consalvi (L. S.) 
J. Bonaparte (L. S.) 

J. Archiep. Corinthi (L. S.) 

Cretet (L. S.) 

Fr. Carolus Caselli (L. S.) 

Bernier (L. S.) 


Documento XXIII. 


Il Sig. Incaricato d’ Affari di Francia all’ Emo Sig. Cardinale 
Segretario di Stato. (Nota verbale). 
Après avois, à plusieurs reprises, signalé les graves atteintes 
ue l'initiative du Saint Siège, s'exereant directement auprès des 

;veques francais, porte aux droits concordataires de l'Etat, le Gou- 
vernement de la République a, par deux Notes en date du 23 Juillet 
courant, prévenu le Saint Siège de la conclusion qu'il serait amené 
à tirer de la méconnaissance persistante de ses droits. 

Obligé de constater, par la réponse de Son Eminence le Car- 
dinal Secrétaire d’Etat en date du 26 Juillet courant, que le Saint 
Siège maintient les actes accomplis à l'insu du Pouvoir avec lequel 
il a signé le Concordat, le Gouvernement de la République a décidé 
de mettre fin à des relations officielles qui, par la oolonté du Saint 
Siège, se trouvent être sans objet. 

Rome, le 30 Juillet 1904, 


Documento XXIV. 
Il Sig. Ministro degli Esteri di Francia a Mons. Nunzio Apostolico 
in Parigi. 
Monscigneur, 

Ce matin le Chargé d'Affaires de France a eu l'honneur de 
déclarer à son Eminence le Cardinal Secrétaire d'Etat que ie Gou- 
vernement de la République avait décidé de mettre fin à des relations 
officielles qui, par la volonté du Saint Siège, se trouvent être sans objet. 

Il a ajouté que le Gouvernement de la République considere 
comme terminées la Mission du Nonce Apostolique. J'ai l'honneur 
d'en informer Votre Excellence. 

Je vous prie, Monseigneur, d’agrèrer l'assurance de ma très 
haute considération, Delcassé. 

Paris, 30. Juillet 1904. 


567 


D. Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Visitation der Kirchen und religiösen Orte in Rom 
durch päpstliche Visitatoren. 


a) Bulle Pius X., durch welches die Visitation angezeigt wird. 
PIUS EPISCOPUS 
| Servus servorum dei. 
Universo clero et populo romano, salulem et apostolicam benedictionem. 


Quum, arcano Dei consiliv, ad supremi apostolatus apicem, 
nihil tale cogitantes, evecti fuimus, illud ex ore Domini audire visi 
Nobis sumus: Pusce agnos meos, pasce oves meas; quo scilicet in- 
telligeremus, universae Ecclesiae Nobis procuratione commissa, debere 
Nos impendere Nos ipsos ac superimpendere pro salute omnium, 
aequo studio, provehenda. At vero illud primum perspeximus, ro- 
mano populo episcopos Nos esse datos: non enim aliter quam ob 
romanum Episcopatum, et Beati Petri conscendimus Cathedram, et 
catholici nominis supremum gerimus pontificatum. Quamobrem huc 
etiam, ante omnia, curas Nobis advertendas esse sensimus, ut Ec- 
clesiae huius utilitatibus, ecclesiarum caeterarum nobilissimae, prae- 
eipua studiorum Nostrorum laborumque impenderemus. Idque eo vel 
amplius imponitur Nobis, quod, cum Roma, divinis praeordinationi- 
bus, catholicae unitatis centrum sit constituta, unde lux veritatis, 
quae in omnium gentium revelatur salutem, tamquam a eapite per 
totum mundi corpus effundatur; uecesse omnino est, ut inde etiam 
Christi bonus odor ad fideles omnes permaneat, atque ex ea pariter 
credendi lex ae vivendi exemplum petatur. Quam igitur Nobis in- 
staurationem omnium in Christo proposuimus, a Clero populoque ro- 
mano exordia capiat oportet; ita ut, renovato spiritu, quotquot e 
sacro vel laicorum ordine in hac Urbe versantur, sanctitatis et 
iustitiae semitas, tempestate licet virtuti infensissima, alacrius in- 
stituant percurrendas. 

Hanc ob rem, pastoralem Visitationem, pro episcopali munere, 
suscipiendam decrevimus; eamque, ad Omnipotentis Dei laudem et 
bonorem, ac Sanctae Romanae Ecclesiae exaltationem, per praesentes 
litteras indicimus; quae a Sacrosancta Lateranensi Basilica inchoabi- 
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tur Dominica in Albis, in caeteris postea tam patriarchalibus, quam 
collegiatis et parochialibus ecclesiis earumque capitulis et personis, 
item Monasteriis, Conventibus et Ecclesiis quorumvis Ordinum tam 
virorum quam mulierum, Collegiis, Confraternitatibus laicorum 
aliisque locis ecclesiasticae potestati subiectis peragenda. 

Hanc quidem Visitationem Nos per Nos ipsos instituere mag- 
nopere cuperemus. At quoniam per adversa temporum prohibemur; 
Decessorum etiam Nostrorum exemplis usi, Viris dignitate, doctrina 
ac rerum experientia praestantibus tanti momenti negotium dare 
statuimus, quibus et necessarias facultates et instructiones opportunas 
ad commissum officium rite exequendum trademus. Quare Dilectum 
Filium Nostrum Petrum Tituli Sanctorum Quatuor Coronatorum 
S. R. E. Presbyterum Cardinalem Respighi, Nostrum in Urbe in 
Spiritualibus Vicarium Generalem, eligimus et deputamus ut dietam 
Visitationem Nostro Nomine Nostraque Auctoritate peragat eique 
praesit; eidemque adiungimus nonnullos Antistites et Romanae Curiae 
Praelatos, nimirum Venerabiles Fratres Iosephum Ceppetelli Patriar- 
cham Constantinopolitanum, Henricum Grazioli Archiepiscopum 
Nicopolitanum, Nicolaum losephum Camilli Archiepiscopum Tomi- 
tanum, Maurum Nardi Episcopum Thebanum, qui Secretarii munere 
fungetur, Raphaelem Virili Episcopum Troadensem, et dilectos Filios 
Basilium Pompili, cui Assessoris officium committimus, Gulielmum 
Sebastianelli, quem iudicem causarum et executorem decretorum 
Visitationis constituimus, Benedictum Melata, Petrum Piacenza, 
Fridericum Polidori, Ioannem Baptistam Nasalli-Rocca, Ludovicum 
Schüller, Ioannem M. Zonghi, Alexandrum Avoli, Evaristum Lucidi 
et Augustum Sili. Insuper nominamus dilectos Filios Bonifacium 
Oslaender Monachum Ordinis Sancti Benedicti Congregationis Cassi- 
nensis Abbatem Monasterii S. Pauli extra Urbem, Paulum a Plebe 
Contronis Concionatorem Apostolicum Def. Gen. Ordinis Capula- 
torum, Hyacinthum M* Cormier Proc. Gen. Ordinis Praedicatorum 
et Aloisium Palliola Congregationis SSmi Redemptoris, ut operam 
suam in iis praesertim navent, quae ad religiosas utriusque sexus 
familias pertinent. Quod si porro opus esse videbitur, alios praeterea 
idoneos e clero viros ad eumdem effectum designabimus. 

Quum vero, in tanto opere peragendo, maioris momenti res 
occurrere procul dubio necesse erit; volumus hasce deferri ad 
Sacram Congregationem Venerabilium Fratrum et Dilectorum Filiorum 
Nostrorum S. R. E. Cardinalium negotiis Visitationis Apostolicae 
ecclesiarum Urbis praepositorium, qui, maturo examine adhibito, 
Sententiam deinde Nobis aperiant. 
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Ne autem, in id operis, auxilium ab Eo petere praetermittamus, 
a quo est omne datum optimum et omne donum perfectum, publicas 
haberi supplicationes ac praesertim Sacramentum augustum, in pa- 
triarchalibus Basilicis aliisque templis publice ac solemni ritu proponi 
mandamus, additis etiam sacrarum indulgentiarum muneribus, prout 
per Cardinalem Vicarium fusius edicendum curabimus. 

Hortamur igitur romanum clerum et populum ne in vacuum 
gratiam Dei recipiat; sed, optatis Nostris studiosissime obsecundantes, 
ad felicem exitum sacrae Visitationis, pro sua quisque conditione 
adlaboret. Utinam, emendatis moribus, aucta sacrarum aedium re- 
verentia, festis diebus sancte servatis, omnique virtutum genere 
exculto, Urbs, quae Petri Sede illustratur, sit universo terrarum orbi 
dux et magistra sanctitatis! | 

Speramus equidem atque adeo confidimus Deum clementissimum 
benigne industriis Nostris adfuturum. Ope namque utimur et im- 
ploratione potentissima Immaculatae Genitricis Christi, cui, hoc anno, 
a romano populo, aeque ac a fidelibus caeteris, peculiares adhibentur 
honores; necnon precibus Apostolorum Petri et Pauli aliorumque Caelitum, 
qui Urbem nostram vel irrigarunt sanguine vel virtutibus consecrarunt. 

Datum Romae, apud Sanctum Petrum, anno Incarnationis 
Dominicae millesimo noningentesimo quarto, tertio Idus Februarii, 
Pontificatus Nostri anno primo. 

A. Card. Di Pietro, Pro-Dat. 
Visa: A. Card. Macchi. 
De Curia I. De Aquila e Vicecomitibus. 
Loco + Plumbi 
Reg. in Secret. Brevium. V. Cugnonius. 


b) Breve Pius X. an die Visitatoren, in welchem ihnen weitgehende 
Gewalten für die Visitation übertragen werden. 


Dilecto Filio Nostro Petro Tituli SS. Quatuor Incoronatorum, S. 
R. E. Presbytero Cardinali Respighi, Nostro in Urbe, eiusque Di- 
strictu Vicario in spiritualibus Generali, Venerabilibus Fratribus 
Antistitibus, ac dilectis Filiis Romanae Curiae Praelatis, pro 
Visitatione Ecclesiarum, et locorum piorum Almae Urbis instituta 
specialiter deputatis. 

PIVS PAPA X. 

Dilecte Fili Noster, Venerabiles Fratres ac dilecti Filii, salutem et 

apostolicam benedictionem. 


Qaae Nostra fuerit mens in indicenda Sacra Visitatione omnium 
Ecclesiarum piorumque Locorum Almae Urbis, Nostrae sub plumbo 
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Litterae nuper editae, quarum initium »Quam arcano Dei consilio« 
satis aperte testantur. Vestrum nunc studium, diligentiam, vigi- 
lantiam requirimus, Dilecte Fili Noster, Venerabiles Fratres ac dilicti 
filii, quos in hoc munere elegimus ac deputavimus. Ne quid ergo 
ministerium vestrum impediat, immo ut Vobis praesto sint omnia, 
quae ad illud sancte ac feliciter obeundum conferre possint, exemplo 
Romanorum Pontificum Praedecessorum Nostrorum amplissimis Vos 
facultatibus instruere decrevimus, quas in primis, Tibi, dilecte Fili 
Noster, qui nomine Nostro Visitationem peragis, eidemque praeesse 
debes, Vobisque omnibus et Vestrum cuilibet per hasce in forma 
Brevis Litteras communicamus, nimirum: 

I. Mandata quaecumque circa Visitationem ipsam, eaque durante 
etiam vivae vocis oraculo per Vos a Nobis accepta, illis ad quos 
ea res pertinet, referendi et oretenus per Nos ordinata mandaudi, 
quibus relationi, ae mandatis vestris et cuiuslibet vestrum Nostro 
nomine factis plenam et indubiam fidem adhiberi, ac firmiter ob- 
temperari tamquam mandatis Nostris Apostolicis volumus et iubemus. 

II. Mandata et praecepta quaecumque necessaria et opportuna 
illis in rebus, quae Visitationis praeparationem, statum, progressum 
et executionem concernunt, decernendi, faciendi atque exequi iubendi, 

III. Personas quasque tam Ecclesiasticas saeculares et regulares 
cuiusvis Ordinis et Instituti, quam laicas pro rebus et negotiis ad 
Visitationem pertinentibus ad Vos vocandi et ad personaliter coram 
Vobis comparendum citandi, opportunisque iuris et facti remediis 
compellendi. | 

[V. Personas easdem et tamquam principales et tamquam 
testes, seu tamquam principales quoad se, et tamquam testes quoad 
alios, examinandi, et ut veritati testimonium perhibeant, admonendi, 
atque etiam cogendi, iuramenta eis deferendi, et ab ipsis exigendi 
et recipiendi ad Sacrorum Canonum praescriptum, ac recusantes per 
Censuras Ecclesiasticas, aliasque poenas Vobis benevisas compescendi. 

V. Libellos supplices et memorialia etiam Nobis inscripta et 
directa, atque instructiones, relationes, delationes, querelas, etiam 
secretas contra quascumque personas accipiendi, et Nobis referendi, 
seu alias, prout rerum et personarum qualitas requiret, iuxta Ordi- 
nationes Nostras ex Auctoritate Vobis tradita providendi. 

VI. Congregationes aliquarum personarum, quae Vobis in con- 
silium super praemissis adhibendae videbuntur faciendi, easdemque 
personas Auctoritate Nostra vocandi, et cum eis de negociis Visi- 
tationis tractandi, consultandi et deliberandi. 

VII. Unum sive plures Commissarium, seu Fiscalem, nec non 
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Cancellarium, itemque Ratiocinatorem, aliosque ministros, quibus in 
opere Visitatiouis utamini, eligendi et deputandi, electum sive electos 
toties quoties Vobis videbitur removendi et alium sive alios subrogandi. 

VIII. Quotiescumque videbitur atque etiam seorsum'a Te, di- 
lecte Fili Noster, qui Nostro nomine Visitationem peragis, eidemque 
praeesse debes, vobisque omnibus, Venerabiles Fratres ac dilecti filii, 
et iteratis vicibus, quarumvis dictae Urbis, seu extra illam, intra 
tamen illius Districtum consistentium Ecclesiarum omnium, etiam 
ab ipsius Urbis Vicarii ordinaria iurisdictione exemptis, sublatis 
abrogatisque, ad hunc dumtaxat effectum, Sacrae nempe Visitationis, 
quacumque veteri consuetudine sive Apostolicis Constitutionibus, nec 
non universim quibuslibet iuribus ac privilegiis speciali vel etiam 
Specialissima mentione dignis, Patriachalium, Collegiatarum seu aliarum 
Ecclesiarum etiam S. R. E. Cardinalium ratione Tituli aut denomina- 
tione sui Cardinalatus et alias quomodolibet vel ex quavis causa subiec- 
tarum , seu cuiusvis capellae vel Oratorii, nec non Monasteriorum 
tam Virorum quam Mulierum, Prioratuum, Domorum et Locorum 
saecularium, seu cuiuslibet Ordinis etiam Mendicantium, Congregationis 
aut Instiuti Regularium, aut Hospitalium quantumvis exemptorum, 
Nobisque et Apostolicae Sedi immediate subiectorum, et generaliter 
quorumcumque Locorum et Operum piorum quomodolibet nun- 
cupatorum, et quocumque privilegio, exemptione et immunitate sufful- 
torum, etiam si de iis specifica et individua mentio habenda foret, 
eorumque Capitulorum, Conventuum, Universitatum, Collegiorum, 
Congregationum, Coníraternitatum, Archiconfraternitatum etiam Lai- 
corum, etiam nullo alio speciali Nostro expectato ordine vel mandato, 
aut etiam requisito consensu, vel licentia, Visitationem faciendi, et 
illa et quaelibet illorum visitandi, et in illorum statum, formam, 
regulas, instituta, regimen, statuta, consuetudines, vitamque, ritus, 
mores, disciplinam, doctrinam et idoneitatem singularum personarum 
coniunctim vel divisim, et tam in capite, quam in membris, nec 
non circa divinum cultum, religiosas functiones, Ecclesiarum decorem, 
fructuum et reddituum dispositionem , regularem Religiosorum tam 
Virorum quam Mulierum observantiam, aliaque omuia et singula ad 
actum huiusmodi Visitationis quomodolibet spectantia, diligenter in- 
quirendi, et ad hunc effectum quaecumque illorum Archiva, Biblio- 
thecas, et quaecumque in illis continentur documenta et instrumenta 
authentica, scripturas, libros rationum dati et accepti, computa et 
ratiocinia perlustrandi, inspiciendi, perscrutandi; praesertim vero 
SS.mum Eucharistiae Sacramentum et Sacras Reliquias et quibus 
ipsum Augustissimum Sacramentum et Sacrae Reliquiae, et res ad 
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alia Ecclesiastica Sacramenta pertinentes continentur, S. Vasa, 
Pyxides, thecas, tabernacula; nec non indumenta, ornamenta et in- 
strumenta, utensilia, et suppellectilem ecclesiasticam, etiam pretio- 
sam, diligenter et accurate inspiciendi, et ad praedicta exhibendum 
quascumque personas cogendi et compellendi; et in praemissis omui- 
bus et singulis quacumque correctione, emendatione et reformatione 
indigere cognoveritis, corrigendi, emendandi et reformandi, uniendi, 
transferendi, in melius immutandi, processusque necessarios desuper 
faciendi, et Nobis referendi, seu iuxta ordinationes Nostras in his 
opportune providendi, mandata, decreta, statuta et ordinationes exe- 
cutioni demandandi, ac custodiri et observari praecipiendi, demum 
omnia alia et singula quae huiusmodi Visitationis negocium, ulteriorem 
progressum, executionem, et in ea facta et facienda mandata, decreta, 
statuta et ordinationes concernunt, et concernent, seu ad ea quomo- 
dolibet spectant et spectabunt, faciendi, gerendi, exequendi, mandandi 
et ordinandi. 

IX. Contradictores et Vobis in praemissis inobedientes et 
rebelles, eisque auxilium, consilium vel favorem publice vel occulte, 
directe vel indirecte quomodolibet praestantes, per suspensionis atque 
etiam privationis Beneficiorum, et officiorum Ecclesiasticorum, ac per 
censuras et poenas Ecclesiasticas et temporales, aliaque opportuna 
iuris et facti remedia, appellatione postposita compescendi. 

X. In Visitatione huiusmodi eum ordinem tenendi quem com- 
modiorem, utilioremque iudicabitis, quin praecedentiam inter Ecclesias, 
Monasteria et Loca quaecumque per Vos visitanda servare adigamini. 
Nos enim ex hac agendi ratione nulli Ecclesiae, Monasterio, vel 
Loco, neque ulli Capitulo, Conventui, Confraternitati, aut personae 
tam coniunctim, quam divisim, seu alias quomodolibet in aliquo 
etiam minimo quoad praecedentiam, aliasque praerogativas quas- 
cumque praeiudicari, aut quidquam novi iuris acquiri decernimus. 

XI. In perlustrandis Urbis Paroeciis, pauperibus infirmis gra- 
viter decumbentibus, quos Nostro nomine visitabitis, spiritualibusque 
ac temporalibus subsidiis iuvabitis, Apostolicam Benedictionem semel 
impertiendi, iisdemque, dummodo ante vel post Visitationem vestram 
vere poenitentes et confessi, Sacra Communione refecti fuerint, Ple- 
nariam omnium peccatorum suorum Indulgentiam et remissionem, 
quam unicuique eorum semel largimur, denunciandi. 

XII. Tibi, Dilecte Fili Noster, Vobisque Venerabilibus Fratribus 
specialem facultatem concedimus in Ecclesiis etiam Patriarchalibus, 
aliisque Ecclesiis et Locis per Vos visitandis Altaria atque ipsasmet 
Ecclesias consecrandi aut illa vel easdem Ecclesias, aut illis adnexa 
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reconciliandi, seu etiam coemeteria, campanas, calices, patenas, 
Cruces, indumenta et ornamenta Ecclesiastica quaecumque, et aquam, 
ut moris est, benedicendi, Sacramentum Confirmationis ministrandi, 
Sacrosanctum quoque Missae sacrificium, nec non Vesperas et quae- 
cumque alia divina officia solemni et Pontificali ritu celebrandi et 
decantandi, verbi Dei praedicationes, et conciones ad Dei amorem 
et timorem in cordibus fidelium excitandum et accendendum publice 
ad Clerum et Populum, seu alias privatim prout occasio et necessitas 
postulabit, habendi, aliaque omnia et quaecumque munia Pontificalia, 
etiam quae notam et expressionem requirerent magis specialem, et 
sub generali huiusmodi concessione non comprehenderentur, etiam 
erga personas alioquin habiles et idoneas exercendi. 

XIII. Ubi contigerit alicui Altari, etiam pro defunctis privi- 
legiato, seu Capellae tam magnum Missarum celebrandarum numerum 
ex variis defunctorum legatis impositum esse, et singulis diebus 
praescriptis nequeat illis satisfieri, quidquid magis ad Dei honorem, 
Ecclesiarum utilitatem, salutemque animarum eorum, qui legata pia 
reliquerunt, etiam per translationem partis Missarum huiusmodi ad 
aliud Altare, seu Altaria etiam non privilegiata, videritis expedire, 
re tamen diligenter perspecta, statuendi, et ordinandi, ut in eisdem 
Altaribus commodius ac plenius piae voluntati defunctorum satisfiat, 
ita quod Missae ad Altaria huiusmodi, ad quae illarum celebratio- 
nem transtuleritis celebratae, illis pro quibus celebrabuntur, perinde 
suffragentur, ac si ad Altaria privilegiata, seu alias juxta eorundem 
defunctorum voluntatem celebratae fuissent. 

XIV. Ad faciliorem et expeditiorem Visitationis progressum et 
complementum Secretario et Assessori facultatem tribuimus eiusdem 
Visitationes decreta, statuta, ordinationes, mandata, praecepta, in- 
hibitiones, informationes, relationes, nec non seriem ordinandi, 
describendi, et in libellos seu commentarios, sive etiam in publica 
et authentica forma documenta et instrumenta redigendi, caeteraque 
omnia, et quaecumque ad eorum munus spectantia gerendi et exer- 
cendi, etiam si notam et expressionem requirent magis specialem, et 
sub generali commissione huiusmodi non venirent. Nos enim volumus 
iis documentis et scripturis, quae de rebus in Visitatione gestis a 
Secretario et Assessore praefatis, vel ab eorum altero fient et ema- 
nabunt, ipsorum manu ac Visitationis signo munitis, plenam et in- 
dubitatam fidem nunc et perpetuis futuris temporibus tam in iudicio, 
quam extra illud, omnino haberi, neque ad id probationis alterius 
adminiculum requiri. 

XV. Quaseumque querelas, accusationes, denunciationes contra 
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quascumque personas tam Ecclesiasticas saeculares vel regulares, 
quam laicas cuiuscumque status, gradus, dignitatis et praeeminentiae 
existentes, recipiendi et audiendi, causasqué exinde aut alias quo- 
modolibet ex dicta Visitatione vel illius causa emergentes tam Ec- 
clesiasticas quam profanas ex officio audiendi, cognoscendi ac iuxta 
maudata Nostra, seu alias, prout iustitia suaserit, et ordo dictaverit 
rationis, illas decidendi et terminandi. Utque liberius ab omnibus, 
denunciationes, querelae et accusationes et causae quaecumque al 
dictam Visitationem pertinentes deferri possint, omnibus similiter et 
singulis personis tam laicis, quam Clericis etiam in Sacris et Pres- 
byteratus Ordinibus constitutis saecularibus, et quorumvis Ordinum, 
Congregationum, et Instituti regularibus, quavis etiam Episcopali 
vel maiori Ecclesiastica vel mundana dignitate vel praeeminentia 
fulgentibus, qui in actu eiusdem Visitationis, seu alias, illius oc- 
casione aliquid, quod ad praedictas causas pertineat, per viam de- 
nuntiationis, querelae vel accusationis palam vel occulte, sponte vel 
ad aliorum instantiam in iudicio, vel extra iudicium revelaverint, 
aut in praemissis testimonium dixerint, vel aliquid propterea scripse- 
rint, subseripserint, indicaverint, dictaverint, detulerint, interroga- 
verint, vel interrogati responderint, vel ad reos defendendos, convin- 
cendos, indicia, votum, auxilium, consilium vel favorem per se, vel 
aliud directe vel indirecte praestiterint, sive tamquam Iudices ordinarii, 
vel delegati, custodes, scribae, testes, tabelliones, consultores, pro- 
curatores, advocati seu alias se in praemissis quomodolibet, ingesse- 
rint, ut nullam propterea poenam, vel censuram Ecclesiasticam, 
aut irregularitatis notam incurrant, Nostro nomine et Auctoritate 
indulgendi. 

XVI. Omnes et singulas causas occasione Visitationis huius- 
modi coram quibuscumque Iudicibus tam ordinariis quam delegatis 
pendentes et etiam instructas, et terminis in quibus reperiuntur, cum 
omnibus et singulis eorum incidentibus, dependentibus, emergentibus, 
adnexis et connexis, totoque negotio principali ad Vos Auctoritate 
Nostra avocandi, illasque summarie, simpliciter et de plane, sine 
strepitu et figura iudicii, sola facti veritate inspecta, audiendi, cog- 
noscendi, et fine debito, prout iuris fuerit terminandi. 

XVII. Iudici causarum et executori decretorum Visitationis 
praefatae Auctoritate Nostra deputato omnia ‘in eadem Visitatione 
decreta, statuta et ordinata exequendi, et observari faciendi, contra 
inobedientes et negligentes, nec non cuiuscumque criminis occasione 
dictae Visitationis detectos reos et delinquentes, eorumque complices 
et fautores cuiuscumque status, dignitatis, ordinis et conditionis 
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fuerint, per viam accusationis etiam summarie, simpliciter et de 
plano, sine strepitu et figura iudicii, sola facti veritate inspecta, in- 
quirendi et procedenti, reosque, prout canonicae requirunt sanctiones, 
puniendi, ac tam super praemissis, quam etiam alias quascumque in 
eadem Visitatione, aut etiam antea per Nos tamen Tibi etiam 
absque speciali commissione committenda causas Ecclesiasticas inter 
Capitula, Conventus, Collegia, Universitates, Confraternitates, Archi- 
confraternitates, eorumque superiores ac singulares personas Eccle- 
siaticas saeculares vel cuiusvis Ordinis etiam Mendicantium regulares, 
etiam exemptas, et quovis privilegio vel immunitate suffultas, etiam 
Nobis et Apostolicae Sedi immediate subiectas, motas et movendas, 
cum earum omnibus incidentibus, emergentibus, adnexis et connexis, 
etiam summarie et simpliciter et de plano, et alias prout praefertur, 
terminis substantialibus unico contextu, vel etiam non servatis, sed 
illorum loco praefixo termino arbitrio Tuo et de eiusdem Visitationis 
mandato procedendi, audiendi ac fine debito terminandi, et ad hunc 
caeterorumque contingentium effectum, quoscumque etiam per Edictum 
publicum, constito summarie et extraiudicialiter de non tuto accessu 
citandi et monendi, eisque ac quibusvis Iudicibus et caeteris personis, 
quibus et quoties opus fuerit, etiam per simile Edictum, atque etiam 
sub censuris et poenis Ecclesiasticis, nec non pecuniis eiusdem 
Secretarii arbitrio moderandis et ampliandis, inhibendi, contra in- 
obedientes quascumque censuras et poenas ipsas, etiam iteratis vici- 
bus aggravandi, mandata, prohibitiones, inhibitiones et monitoria 
etiam sub censuris et aliis poenis praedictis, caeterisque sibi bene- 
visis remediis, omni et quacumque appellatione postposita decernendi, 
omniaque in praemissis, et circa et necessaria et quomodolibet oppor- 
tuna faciendi, mandandi et exequendi, etiam quae expressionem 
requirerent magis specialem, et sub generali concessione non venirent 
lis tamen servatis limitibus, quos Visitatores collatis insimul consiliis 
praescribent, et exceptis semper causis maioris momenti, ad Congre- 
gationem VV. FF. NN. S. R. E. Card. super negotiis Visitationis 
apostolicae Ecclesiarum et Locorum piorum Urbis praepositorum 
vigore citatae Bullae Indictionis deferendis. 

XVIII. Pro celeriori causarum expeditione, et ad parcendum 
quantum fieri potest, partium dispendiis, simplici et nudae scriptura- 
rum ac iurium in tribunalibus, seu archivis, aut notariorum officiis 
eiusdem Urbis existentium indicationi, eorumque notis ac privatis 
copiis standi, et illis ad probationem eamdem fidem in iudicio adhi- 
bendi, quae adhiberetur, si alia in forma publica et authentica 
forent transumpta aut alias originaliter exhibita. 
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Mandamus autem omnibus et singulis ad quos spectabit, qua- 
cumque dignitate, auctoritate, potestate et praeeminentia fulgentibus, 
ut Vobis et cuilibet Vestrum in praemissis omnibus et singulis 
prompte pareant et obediant, alioquin sententias seu poenas, quas 
rite tuleritis seu statueritis in rebelles, ratas habebimus et faciemus, 
auctore Domino, usque ad satisfactionem condignam inviolabiliter 
observari. 

‚Non obstantibus Constitutionibus et Ordinationibus Apostolieis 
etiam Conciliaribus, et Ecclesiarum, Monasteriorum, Hospitalium, 
Ordinum, Congregationum, Archiconfraternitatum, Confraternitatum 
et aliorum Locorum et Operum piorum huiusmodi etiam iuramento, 
confirmatione Apostolica vel quavis firmitate alia roboratis, statutis, 
et consuetudinibus, etiam immemorabilibus, stabilimentis, usis et na- 
turis ac stylo Curiae; privilegiis quoque, indultis, exemptionibus et 
Litteris Apostolicis praemissis et cuiusvis illorum, ac superioribus 
et personis eorum quomodolibet, nuncupatis et aualificatis, sub quibus- 
cumque verborum tenoribus et formis, ac cum quibusvis etiam dero- 
gatoriarum derogatoriis aliisque efficacioribus, efficacissimis, et insolitis 
clausulis et decretis etiam irritantibus in genere, vel in specie, etiam 
motu poprio, vel ad Catholicorum Principum quorumlibet preces, et 
instantiam, seu eorum contemplatione et intuitu, atque etiam consis- 
torialiter, et alias quomodocumque et quandocumque concessis, con- 
firmatis et pluries innovatis. Quibus omnibus et singulis, etiam si 
pro illorum sufficienti derogatione de illis, eorum totis tenoribus 
specialis, specifica, expressa et individua ac de verbo ad verbum 
non autem per clausulas generales idem importantes mentio, seu 
quaevis ulia expressio habenda, aut aliqua alia exquisita forma ad 
hoc servanda foret, illorum omnium et singulorum tenores, formas 
et occasiones praesentibus pro plene et sufficienter expressis, insertis 
eli servatis respective habentes, illis alias in suo robore permansuris, 
ad pramissorum effectum specialiter, et expresse ac plenissime dero- 
gamus, et derogatum esse volumus, caeterisque contraiis quibus- 
cumque. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum sub annulo Piscatoris 
die 3. Martii 1904, Pontificatus Nostri anno primo. 

(L. t S.) Aloys. Card. Macchi. 


2. Kodifikation des kanonischen Rechts. 


Bereits im 2. Hefte S. 347 f. ist das diesbezūgliche Motuproprio 
Pius X. vom 25. März in Übersetzung zum Abdruck gekommen. 
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Wir geben hier auf Wunsch den lateinischen Text und schliessen 
daran ein Zirkularschreiben des Kardinalstaatssekretärs Merry del Val 
an alle Ordinarien, in welchem diese aufgefordert werden, Vorschläge 
zu machen sowohl bezüglich der Kodifikation selbst, als auch der 
Ernennung von Mitarbeitern aus ihren Diözesen, die sie event. auf 
ihre Kosten nach Rom senden oder die wenigstens schriftlich die 
Konsultoren unterstützen können. 


a) Motu proprio. 
PIUS PP. X. 


Arduum sane munus universae Ecclesiae regendae ubi primum, 
arcano divinae Providentiae consilio, suscepimus, praecipua Nobis 
mens fuit et quasi lex constituta, quantum sinerent vires, instaurare 
omnia in Christo. Hanc voluntatem vel primis encyclicis Litteris 
ad catholici orbis Antistites datis patefecimus; ad hanc veluti metam 
omnes animi nostri vires hactenus intendimus; huic principio coepta 
Nostra conformanda curavimus. Probe autem intelligentes ad instau- 
rationem in Christo ecclesiasticam disciplinam conferre maxime, qua 
recte ordinata et florente uberrimi fructus deesse non possunt, ad 
ipsam singulari quadam sollicitudine studia Nostra animumque con- 
vertimus. | 

Equidem Apostolica Sedes sive in Oecumenicis Conciliis sive 
extra Concilia nunquam intermisit ecclesiasticam disciplinam optimis 
legibus instruere pro variis temporum conditionibus hominumque 
necessitatibus. At leges, vel sapientissimae, si dispersae maneant, 
facile ignorantur ab iis qui eisdem obstringuntur, nec proinde, uti 
par est, in usum deduci possunt. Hoc ut incommodum vitaretur, 
atque ita ecclesiasticae disciplinae melius consultum esset, variae 
sacrorum canonum Collectiones confectae sunt. Antiquiores praete- 
reuntes, commemorandum heic ducimus Gratianum, qui celebri 
Decreto voluit sacros canones non modo in unum colligere, sed 
inter se conciliare atque componere. Post ipsum Innocentius III., 
Honorius III, Gregorius IX, Bonifacius VIII, Clemens V cum 
Ioanne XXII. Decessores Nostri, Iustinianeum opus imitati pro Iure 
romano, Collectiones authenticas Decretalium confecerunt ac promul- 
garunt, quibus postremis tribus cum Gratiani Decreto vel hodie ` 
corpus quod dicitur iuris canonici praesertim coalescit. Quod quum 
Tridentina Synodus et novarum legum promulgatio impar reddi- 
derint, Pontifices Romani Gregorius XIII, Xystus V, Clemens VIII, 
Benedictus XIV, animum adiecerunt sive adornaudis novis corporis 
iuris canonici editionibus, sive aliis sacrorum canonum Collectionibus 
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parandis; quibus novissime Collectiones authenticae decretorum acces- 
serunt sacrarum quarumdam Congregationum romanarum. 

Verum per haec si quid allatum est quo pro temporum adiunctis 
difficultates minuerentur, rei tamen haud satis prospicitur. Ipsa 
namque Collectionum congeries non levem difficultatem parit; sae- 
culorum decursu leges prodiere quamplurimae, in multa congestae 
volumina; non paucae, suis olim aptae temporibus, aut abrogatae 
sunt aut obsoleverunt; denique nonnullae, ob immutata temporum 
adiuncta, aut difficiles ad exequendum evaserunt, aut communi ani- 
morum bono minus utiles. 

His incommodis pro nonnullis iuris partibus quae urgentioris 
erant necessitatis, occurrere curarunt ex Decessoribus Nostris prae- 
cipue Pius IX et Leo XIII s. me., quorum alter per Constitutionem 
» Apostolicae Sedis« censuras coarctavit latae sententiae, alter leges 
de publicatione ac censura librorum temperavit per Constitutionem 
»Officiorum et munerum«; et normas constituit Congregationibus 
religiosis cum votis simplicibus per Constitutionem »Conditae a 
Christoe. At illustres Ecclesiae Praesules, iique non pauci etiam 
e S. R. E. Cardinalibus, magnopere flagitarunt ut universae Ecclesiae 
leges, ad haec usque tempora editae, lucido ordine digestae, in unum 
colligerentur, amotis inde quae abrogatae essent aut obsoletae, aliis, 
ubi opus fuerit, ad nostrorum temporum conditionem proprius aptatis ; 
quod idem plures in Vaticano Concilio Antistites postularunt. 

Haec Nos iusta sane vota probantes ac libenter excipientes, 
consilium cepimus eadem in rem tandem deducendi. Cuius quidem 
coepti quia Nos minime fugit quanta sit amplitudo et moles, idcirco 
motu proprio, certa scientia et matura deliberatione decernimus et 
perficienda mandamus quae sequuntur: 

T. Consilium, sive, ut aiunt, Commistonem Pontificiam consti- 
tuimus, quam penes erit totius negotii moderatio et cura, eaque 
constabit ex nonnullis S. R. E. Cardinalibus, a Pontifice nominatim 
designandis. 

II. Huic Consilio ipse Pontifex praeerit, et Pontifice absente, 
Cardinalis decanus inter adstantes. 

III. Erunt praeterea iusto numero Consultores, quos Patres 
Cardinales e viris canonici ıuris ac theologiae peritissimis eligent, 
Pontifice probante. 

IV. Volumus autem universum episcopatum, iuxta normas op- 
portune tradendas, in gravissimum hoc opus conspirare atque con- 
currere. 

V. Ubi fuerit constituta ratio in huiusmodi studio sectanda, 


und Entscheidungen. 579 


Consultores materiam parabunt suamque de ipsa sententiam in con- 
ventibus edent, praeside illo, cui Pontifex mandaverit Consilii Car- 
dinalium esse ab actis, In eorum deinde studia et sententias PP. 
Cardinales matura deliberatione inquirent. Omnia denique ad Pon- 
tificem deferantur, legitima approbatione munienda. 

Quae per has Litteras a Nobis decreta sunt, ea rata et firma 
volumus, contrariis quibusvis etiam speciali aut specialissima mentione 
dignis minime obstantibus. 

Datum Romae apud S. Petrum XIV Cal. April. die festo 
S. Iosephi, Sponsi B. M. V., 1904, Pontificatus Nostri anno primo. 

Pius PP. X. 


b) Zirkularschreiben des Kardinalstaatssekrelärs Merry del Val. 


Illme ac Revme Domine, 


Pergratum mihi est Amplitudini Tuae mittere Litteras, quas 
Beatissimus Pater nuper, Motu proprio, edidit de Ecclesiae legibus 
in unum redigendis. 

Ad normam autem tertiae ipsarum paragraphi, inter Consul- 
tores a Patribus Cardinalibus, Pontifice probante, hi, Romae commo- 
rantes, adnumerati sunt, quibus alii postea adiungentur: 

Albertus Pillet. — Alexius Lépicier. — Aloisius Veccia. — 
Alphonsus Eschbach. — Bernardinus Klumper. -— Caietanus De Lai. 
— Carolus Lombardi — Franciscus Xav. Wernz, — Guillelmus 
Sebastianelli. — Guillelmus Van Rossum. — Laurentius Janssens. 
Maurus Kaiser. — Petrus Armengaudius Valenzuela. — Philippus 
Giustini. — Pius a Langonio. — Thomas Esser. — Vincentius Fer- 
nandez y Villa. 

Cum autem, ut in quarta paragrapho edicitur, ea Sanctitatis 
Suae mens sit, ut universus episcopatus in gravissimum hoc opus, 
quod totius catholicae Ecclesiae bonum utilitatamque summopere spectat, 
concurrat atque conspiret, idcirco Beatissimus Pater mandat, ut sin- 
guli Archiepiscopi, anditis Suffraganeis suis aliisque, si qui sint, Or- 
dinariis qui Synodo Provinciali interesse deberent, quamprimum, idest 
non ultra quatuor menses a receptis his Litteris, huie Sanctae Sedi 
paucis referant, an et quaenam in vigenti iure canonico, sua eorum- 
que sententia, immutatione vel emendatione aliqua prae caeteris 
indigeant. 

Insuper Summus Pontifex nan nationum Episcopis fa- 
cultatem tribuit ut unum vel alium virum sacrorum canonum ac 
theologiue scientia praestantem, ab eisdem Episcopis electum, atque 
ipsorum sumptibus alendum, Romam mittant, qui Consultorum coetui 
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adscribi possit. Quod si eis magis libuerit, poterunt item Episcopi 
singularum nationum unum ex illis designare, qui iam a Patribus 
Cardinalibus Consultores, ut supra, electi sint, eique sua desideria 
transmittere cum Consultorum coetu communicanda; vel etiam 
aliquem e sua natione nominare, qui, licet extra Urbem commorans, 
per epistolas consultoribus adiutricem operam aliqua ratione praestet. 
Ut igitur huiusmodi Beatissimi Patris iussa perficiantur, singuli Ar- 
chiepiscopi consilia conferant tum primum cum suis Suffraganeis 
aliisque Ordinariis, si qui sint, qui Concilio Provinciali interesse de- 
berent, tum postea cum caeteris Archiepiscopis eiusdem nationis ut 
quam citius Sancta Sedes certior reddatur quid hac de re communi 
consensu statutum fuerit. 

Dum haec Tibi nuntio, interim praecipuae erga Te existima- 
tionis meae sensus testor, meque profiteor 

Amplitudini tuae 


Romae die 25. Martii 1904. 
Addictissimum 


R. Card. Merry del Val. 


9. Apostol. Visitation der Diözesen Italiens. 


Epistola circularis ad Ordinarios Italiae, circa mox peragendam 
peculiarem Visitalionem Aplicam. 


Constat apud omnes, supremae Romani Pontificis auctoritati 
ius esse atque officium de statu ecclesiarum omnium cognoscendi, et 
a singulis Praesulibus erigendi, ut sui quisque ministerii rationem 
Ipsi reddant. Id profecto sibi volunt Christi verba: » Pasce agnos, 
pasce oves», id Ecclesiae unitatis postulat ratio, id actum ab initio 
et non intermissa consuetudine servatum docet historia. 

Iugi autem experientia compertum est, quo plenius et intimius 
bic nexus Romanum Pontificem inter et Episcopos viguerit, eo felicius 
religioni contigisse. Nam ex unione, auctae vires, Ordinariorum 
auctoritas maior effecta, vitiis erroribus obex citius et efficacius 
paratus, animarum saluti melius consultum. 

Duplex autem modus est quo Romani Pontifices de statu eccle- 
siarum certiores fieri consueverunt. Aut enim ipsarum rectoribus 
mandarunt, ut de sua quisque dioecesi ad Apostolicam Sedem fide- 
liter pleneque referrent; aut legatos miserunt, variis nominibus pro 
temporum, locorum adiunctis, aut pro natura munerum designatos. 

Ita sane consueverunt Apocrisarios, Nuntios, aut Delegatos 


und Entscheidungen. 581 


Apostolicos ad principes temporales destinare,. non alia quidem de 
causa quam ut quae ad christianam rempublicam spectarent cum eis 
agerent. lta quoque Legatos frequenter miserunt ad particulares 
ecclesias aut ad alicuius regionis regnive fideles, ut religiosa illius 
loci negotia directo curarent, nunc ordinaria quadam et stabili 
ratione, uti Legati nati, nunc extraordinario modo ac SE ut 
Visitatores Apostolici. 

Peculiaris vero Summorum Pontificum cura fuit ut Italia, quae 
sua ipsius conditione Romanam Ecclesiam propius attingit, arctiori 
vinculo Apostolicae Sedi obstringeretur, cum eaque frequentius com- 
municaret. [Idcirco S. P. Sixtus V in Const. Romanus Pontifex 
decrevit, ut eius Episcopi crebrius quam caeteri, idest unoquoque 
iriennio, SS. Apostolorum limina visitarent ac de suarum dioecesium 
Statu referrent; eademque de causa Visitatores Apostolici ad diversas 
Italiae dioeceses aut regiones, praesertim post SS, Tridentinam syno- 
dum saepe missi, etsi iam penes principes et respublicas, queis olim 
Italia constabat, Apostolici Nuntii essent, qui negotia religionis 
vigilarent. 

At nunc civilibus Italiae conditionibus mutatis, quum alia 
complura, tum etiam esse desiit institutum hoc saluberrimum, Quo 
factum est ut una quoque ex potissimis rationibus defecerit, quibus 
Romanus Pontifex possit cognoscere quid boni ac meriti alicubi 
sit, aut quid forte reprehensioue dignum, ut valeat opportune 
providere. 

Quod quum diuturna satis experientia docuerit haud sine 
Ecclesiae detrimento accidisse, v. m. Pontifex Leo XIII S. Coneilii 
Congregationi commisit, ut videret si quis forte modus esset quo 
defectus ille pro temporum conditione suppleretur. 

Haec autem, omnibus mature perpensis, optimum factu censuit 
Apostolicam quamdam Visitationem instituere per sacri ordinis viros, 
dignitate, doctrina et prudentia praestantes, qui certis temporibus 
varias Italiae regiones perlustrarent; ab Episcopis audirent, quae 
cleri esset, quae seminarii, quae populi, quae cultus divini conditio; 
ubi forte opus esset, suis ipsis oculis cernerent atque, interposita 
fide silentii, ad Apostolicam Sedem referrent. 

Consilium Leoni XIII probatum, sed Ipsius morte interceptum, 
Pio X, vixdum ad Petri cathedram evectus est, magnopere placuit. 
Imo necessarium duxit ut quamprimum perficeretur. 

Iussa itaque SS.mi D.ni Nostri peragens S. Congregatio Concilii 
praesentibus litteris mandat, ut singuli Italiae Ordinarii recipiant 
Visitatores Apostolicos, quos statis temporibus S. Sedes ad eos in 
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posterum missura est: eisque de statu suarum dioecesium referant 
iuxta legem in adiecto folio statutam. | 

Multa ex hac Visitatione licet sperare bona, Ea enim in 
primis ipsius episcopalis auctoritatis praesidio est instituta, quo iuvari 
possunt Antistites, sive ad clerum gregemque suum in officio con- 
tinendum, sive ad citius expedienda negotia, de quibus consulenda 
sit Apostolica Sedes. Praeterea hac ratione subiici poterunt fidelibus 
oculis multa quae saepe frustra desiderantur, sive ad pastorale 
munus aut utilius obeundum aut commodius, sive ad arcendas diffi- 
eultates quae in animarum regimine interdum occurrunt. Denique 
coniunctius agendo cum Romano Pontifice ipsa Ordinarium dignitas 
augebitur, et facilius episcopale ministerium evadet. 

Praesentibus valituris, contrariis quibuslibet sive ex privilegio, 
give ex consuetudine, sive ex specialibus statutis aut constitutionibus 
minime obstantibus. 

Datum Romae, die 7 Martii 1904. 

+ Vincentius, Card. Epis. Praenestinus, Praef. 


Regola per la Visita Apostolica. 


1° Il Visitatore Apostolico prima di partire per la sua missione 
presterà giuramento innanzi all'E.mo Prefetto, od a Mons. Segretario 
della S. C. del Concilio, de munere fideliter adimplendo et de secreto 
servando per tutto ciò che risguarda la visita apostolica: quale se- 
creto dovrà osservarsi inviolabilmente, perchè venga tutelata la piena 
libertà del Visitatore e dei Visitati. 

2° Sono severamente vietati i ricevimenti solenni con suono dì 
campane e con altri apparati esteriori, sia al primo arrivo del Visi- 
tatore, sia nelle visite particolari susseguenti. Il suo arrivo sarà 
privatissimo. Egli si recherà avantutto dall’Ordinario per rendergli 
il dovuto omaggio, e per presentargli le lettere che accreditano la 
sua missione. 

3° Sarà cura dell'Ordinario stesso di procurare al Visitatore un 
conveniente alloggio. In ogni caso poi il vitto pel Visitatore sarà 
frugale, e senza invito di persone extranee, 

4° Egli respingerà qualsiasi invito a pranzi o a ricevimenti in 
suo onore, e qualsiasi dono o regalo che gli venisse sotto qualsiasi 
pretesto, 0 in qualsiasi modo proferto; allegando il giuramento pre- 
stato per l'adempimento del suo dovere, e che si intende espressa- 
mente vincolare il Visitatore all’osservanza del disposto di questo 
articolo. 

5° Il Visitatore non ha, né eserciterà atti di giurisdizione 
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alcuna, fuori di quanto è necessario per il compimento della sua mis- 
sione, cioè fuori di quella di esaminare cose e persone, e di de ferire agli 
esaminati il giuramento de veritate dicenda, e de secreto servando. 

Ma anche in ciò fare si guarderà da ogni ostentazione di 
autorità; e cercherà piuttosto colla sua pietà, riservatezza e modestia 
di essere di edificazione al clero ed ai fedeli che visiterà. 

6° Comincierà col prendere dall’Ordinario cognizione di quanto 
può risguardare lo stato generale della diocesi, del clero, dei fedeli, 
del Seminario, degli istituti religiosi, sia maschili, sia femminili, 
delle opere pie e delle associazioni cattoliche, sia quanto al materiale, 
sia quanto al morale. Dopo ciò l'Ordinario fornirà al Visitatore sue 
lettere, onde venga riconosciuta la sua missione dal clero e dai fedeli 
delle diocesi. 

7° La visita sarà locale, reale e personale, E nella visita per- 
sonale, più ancora che nelle altre, si osserverà secreto inviolabile, 
tanto dal Visitatore, quanto dai Visitati, i quali dovranno giurare di 
osservarlo con chicchessia. 

8° Visiterà in primo luogo la Curia e gli Archivi, sentendo 
separatamente il Vicario Generale e gli altri officiali; osservando se 
vi sia uno stato regolare del clero, delle parrocchie, quale sia la 
tassa per gli affari, ecc., — se l’amministrazione ecclesiastica sia in 
regola secondo le norme della S. Sede, — se gli Archivi siano ben 
ordinati e custoditi, secondo le regole canoniche. 

9° Particolare attenzione e cura userà nella visita del Seminario, 
sia quanto al materiale, sia quanto agli studî, sia quanto alla pietà 
degli alunni. Ed a tale effetto non si limiterà ad interrogare il 
Rettore, Economo, i Deputati; ma visiterà le scuole, e personal- 
mente, in particolare udienza, gli alunni, esaminandoli con paterna 
bontà sui loro sentimenti, studi, propositi. 

10° Visiterà anche la Cattedrale tanto nel materiale, quanto 
per ciò che riguarda il Culto divino — cioè il servizio corale, la 
cura delle anime, se siavi annessa, il modo di fare le sacre funzioni, 
il canto, i paramenti ed i sacri utensili. 

11° Visiterà quindi anche altre parrocchie della città, sia per 
la parte materiale, sia per la parte formale, onde vedere se e come 
si istruisca il popolo, come si faccia il catechismo, come sì fomenti 
la pietà, come si tengano i libri parrocchiali, ecc., rimettendo alle 
visite successive quello che non potesse fare nella prima. 

12° Visiterà nello stesso modo anche le parrocchie della dio- 
cesi, non tanto le più insigni, ma pur anche quelle più modeste e 
povere, onde farsi un concetto il più adeguato possibile dello stato 
del clero e dei fedeli. 
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- 13° Se vi sia qualche insigne Santuario non mancherà di re- 
carvisi, e constatare come esso sia custodito, quali offerte sia per 
messe, sia per altri fini, ivi si facciano, e come vengano esse am- 
ministrate. | 

14° Visiterà anche le case religiose non esenti sia di uomini 
sia di donne, — lasciando cioè quelle che hanno per ordinario la 
visita dei rispettivi superiori monastici. Ed esaminerà come si 08- 
servino le regole, e quali frutti queste case apportino con le loro opere. 

15° In tutto ciò poi cercherà di informarsi dello stato religioso 
del popolo, se vi sia indifferenza religiosa, se vi sia frequenza di 
sacramenti: o si amino più le pompe esterne di culto, che la coltura 
dello spirito e l'osservanza delle leggi della chiesa: se vi siano in 
prevalenza vizi od abitudini viziose, specialmente per rapporto alla 
bestemmia, al mal costume, all'intemperanza: se la stampa irreligiosa 
vi sia diffusa. Se ad essa si contrapponga la buona stampa, e con 
che frutto. Se vi siano confraternite, od associazioni pie, e quali 
frutti se ne cavino per ritenere il popolo nella fede e nella pietà. 

16° Di tutto ne farà giornalmente una breve ed esatta rela- 
zione, tenendo calcolo non solo del male, ma anche del bene che 
rileverà, onde renderne edotta pienamente la S. Sede. 

Però quanto alle cose di indole segreta o delicata, ne prenderà 
nota in maniera che se anche lo scritto venisse a smarrirsi, non 
possa essere compreso e recare danno. 

Ma sopratutto fin dal principio della sua missione, ed ogni 
giorno in seguito, il Visitatore dovrà raccomandarsi fervorosamente 
al Signore ed agli Angeli tutelari della diocesi visitata, onde aver 
lume ed assistenza nel delicato ministero che è chiamato a compiere, 
ed affinchè questo riesca a gloria di Dio ed a salute delle anime 
secondo il fine per cui è stato istituito. 

Roma, 7 marzo 1904. + Vincenzo Card. Serafino 

Vescovo di Palestrina, Prefetto. 


4. Zweite und dritte Instanz für die Erzdiözese Freiburg i. Br. 
Curia Rottemburgen. iudicare possit ad septennium in secunda 
instantia, causas iudicatas a Curia Archiep. Friburgensi. 
PIUS PAPA X. 
Ad futuram rei memoriam. 


Inter multiplices et gravissimas quibus assidue detinemur 
Apostolici ministerii curas, Praedecessorum Nostrorum exempla se- 
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quuti, opportunum ducimus sacros quandoque delegare Antistites, ut 
in causis ecclesiasticis in quibus ad hanc Sanctam Sedem provocatio 
sit, Nostro et Sanctae eiusdem Sedis nomine causas ipsas de more 
cognoscant, ac sententiam ferant, quo fidelibus expeditiori ratione 
iustitia reddatur. Hoc Nos consilio spirituali potissimum fidelium 
bono prospicere volentes, hodierno ac pro tempore existenti Episcopo 
Rottemburgen. facultatem facimus ad proximum septennium, a die 
inchoandum quo praesentes datae fuere, duraturam, ut tamquam 
Apostolicae Sedis Delegatus in secunda provocatione sive instantia 
tam matrimoniales, quam ecclesiasticas alias causas de quibus 
Archiepiscopus Friburgensis, sive illa Sede Archiepiscopali vacante, 
Vicarius Capitularis legitime electus, in prima instantia iudicaverit, 
cognoscere deque illis sententiam dicere queat, servata tamen in 
causis matrimonialibus Constitutione felicis recordationis Benedicti XIV 
Praedecessoris Nostri quae incipit »Dei miserationee habitisque etiam 
ob oculos providis Praedecessoris eiusdem Nostri litteris datis ad 
Poloniae Antistites die 11. mensis Aprilis anni 1741 ac die 18. Maii 
anni 1758, ut in re tanti momenti necessaria maturitas adhibeatur. 
Volumus etiam ut dictus Rottemburgen. Antistes in singulis huiusmodi 
causarum actis, delegatae a Sede Apostolica facultatis mentionem er- 
- presse faciat. Caeterum si qui ex fidelibus in causis praefatis pro- 
vocare ad Sanctam Sedem dicrete velint, hoc ipsis liberum integrum- 
que fore declaramus. Non obstantibus Constitutionibus et Ordinationi- 
bus Apostolicis, caeterisque licet speciali et individua mentione ac 
derogatione dignis in contrarium facientibus quibuscumque. Datum 
Romae apud Sanctum Petrum sub annulo Piscatoris die 16. Aprilis 
1904, Pontificatus Nostri Anno Primo. 


L. f S. Alois Card. Macchi. 


Curia Colonien. iudicare poterit ad septennium in tertia instantia, 
causas iudicatas in prima instantia a Curia Friburgen. et in 
secunda a Curia Rottemburgen. 


PIUS PP. X. 
Ad futuram rei memoriam. 


Romani Pontifices ad quos, utpote supremum Ecclesiae regimen 
divinitus habentes, accipere appellationes pertinet in ecclesiasticis 
Causis, quas iuxta canonicas sanctiones Catholicum per orbem Epis- 
copi sive Metropolitae iudicaverint, quandoque consueverunt sacros 
eligere antistites qui sua vice ac nomine hanc ipsam iudicandi po- 
testatem exercerent, ut nimirum iudiciorum cursus expeditior esset 
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eaque ratione fidelium commodidati prospiceretur. Nos porro huius- 
modi insistentes exemplis, fidelium commodidati potissimum pro- 
spicientes, hodierno pro tempore existenti Archiepiscopo Coloniensi 
harum tenore litterarum facultatem facimus, duraturam ad septen- 
nium proximum, inchoandum a die quo praesentes litterae datae 
sunt, ut in tertio gradu iurisdictionis veluti Noster ac S. huius Sedis 
Delegatus cognoscere usque ad definitivam sententiam inclusive possit 
ac valeat, tum matrimoniales, tum ecclesiasticas alias causas quas 
in prima instantia Ordinarius Friburgensis, dein in secunda instantia 
Episcopus Rottemburgensis ex delegata per Apostolicam Sedem po- 
testate iudicaverint. Mandamus vero ut in causis matrimonialibus 
accurate servetur Constitutio Benedicti PP. XIV Praed. N.ri quae 
incipit: »Dei miserationee atque ad adhibendam in tanti momenti 
causis necessariam sedulitatem, maturitatem, consilium, prae oculis 
haberi volumus sapientes memorati Praedecessoris Nostri litteras 
quae ab Ipso datae sunt ad Poloniae Antistites dia 11. mensis Aprilis 
anno 1741 et die 8. Maii 1743. In caeteris vero ecclesiasticis cau- 
sis omnia et singula observentur, quae canonicae sanctiones prae- 
scribunt. Volumus autem ut Coloniensis idem Antistes omnibus 
et singulis iudiciorum huiusmodi Actis Delegationes Apostolicae 
expressam et specificam mentionem faciat. Quod si qui fidelium in 
huiusmodi appellationibus experiri dircete velint S. huius Sedis iu- 
dicium, hoc ipsis integrum liberumque fore intelligimus atque edici- 
mus. Haec Nos concedimus, mandamus non obstantibus Constitutioni- 
bus et ordinationibus Apostolicis caeterisque omnibus etiam speciali 
ac individua mentione ac derogatione dignis in contrarium facientibus 
quibuscumque. Datum Romae apud S. Petrum sub annulo Pisca- 
toris die 16 Aprilis 1904 Pont. Nostri Anno Primo. 
L. Tf S. | Alois Card. Macchi. 


5. Pflichten der Geistlichen bezüglich der Manualmess- 
stipendien. 


Folgendes Dekret der Congr. Conc. vom 11. Mai 1904 schärft 
den Geistlichen die gewissenhafte Behandlung der ihnen von den 
Gläubigen offerierten Messstipendien ein: 

Decretum. 
De observandis et evitandis in missarum manualium satisfactione. 


Ut debita sollicitudine missarum manualium celebratio impleatur, 
eleemosynarum dispersiones et assumptarum obligationum obliviones 
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vitentur, plura etiam novissimo tempore S. Concilii Congregatio con- 
stituit. Sed in tanta nostrae aetatis rerum ac fortunarum mobilitate 
et crescente hominum malitia, experientia docuit cautelas vel maiores 
esse adhibendas, ut piae fidelium voluntates non fraudentur. Qua 
de causa Emi S. C. Patres semel et iterum collatis consiliis, non- 
nulla statuenda censuerunt, quae SSmus D. N. Pius PP. X accurate 
perpendit, probavit, vulgarique iussit, prout sequitur. 

Declarat in primis Sacra Congregatio manuales missas prae- 
genti decreto intelligi et haberi eas omnes quas fideles oblata manuali 
stipe celebrari postulant, cuilibet vel quomodocumque, sive brevi 
manu, sive in testamentis, hanc stipem tradant, dummodo perpetuam 
fundationem non constituant, vel talem ac tam diuturnam ut tam- 
quam perpetua haberi debeat. 

Pariter inter manuales missas accenseri illas, quae privatae 
alicuius familiae patrimonium gravant quidem in perpetuum, sed in 
nulla Ecclesia sunt constitutae, quibus missis ubivis a quibuslibet. 
Sacerdotibus, patrisfamilias arbitrio, satisfieri potest. 

Ad instar manualium vero esse, quae in aliqua ecclesia con- 
stitutae, vel beneficiis adnexae, a proprio beneficiario vel in propria 
ecclesia hac illave de causa applicari non possunt; et ideo aut de 
iure, aut cum S. Sedis indulto, aliis sacerdotibus tradi debent ut 
iisdem satisfiat. | 

Iamvero de his omnibus S. C. decernit: 19 neminem posse 
plus missarum quaerere et accipere quam celebrare probabiliter valeat 
intra temporis terminos inferius statutos, et per se ipsum, vel per 
Sacerdotes sibi subditos, si agatur de Ordinario dioecesano, aut 
Praelato regulari. 

29 Utile tempus ad manualium missarum obligationes implen- 
das esse mensem pro missa una, semestre pro centum missis, et 
aliud longius vel brevius temporis spatium plus minusve, iuxta 
maiorem vel minorem numerum missarum. | 

9? Nemini licere tot missas assumere quibus intra aunum & 
die susceptae obligationis satisfacere probabiliter ipse nequeat; salva 
lameu semper contraria offerentium voluntate qui aut brevius tempus 
pro missarum celebratione sive explicite sive implicite ob urgentem 
aliquam causam deposcant, aut longius tempus concedant, aut maiorem 
missarum numerum sponte sua* tribuant. 

4° Cum in decreto Vigilanti diei 25 mensis Maii .1893 
Statutum fuerit »ut in posterum omnes et singuli ubique locorum 
»beneficiati et administratores piarum causarum, aut utcumque ad 
»missarum onera implenda obligati, sive ecclesiastici sive laici, in 
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»fine cuiuslibet anni missarum onera, quae reliqua sunt, et quibus 
»nondum satisfecerint, propriis Ordinariis tradant iuxta modum ab 
»iis definiendum»; ad tollendas ambiguitates E.mi Patres declarant 
ac statuunt, tempus his verbis praefinitum ita esse accipiendum, ut 
pro missis fundatis aut alicui beneficio adnexis obligatio eas depo- 
nendi decurrat a fine illius anni intra quem onera impleri debuis- 
sent; pro missis vero manualibus obligatio eas deponendi incipiat 
post annum a die suscepti oneris, si agatur de magno missarum 
numero; salvis praescriptionibus praecedentis articuli pro minori 
missarum numero, aut diversa voluntate offerentium. 

Super integra autem et perfecta observantia praescriptionum 
quae tum in hoc articulo, tum in praecedentibus statutae sunt, 
omnium ad quos spectat conscientia graviter oneratur. 

5° Qui exuberantem missarum numerum habent, de quibus 
sibi liceat libere disponere (quin fundatorum vel oblatorum voluntati 
quoad tempus et locum celebrationis missarum detrahatur), posse 
eas tribuere praeterquam proprio Ordinario aut S. Sedi, sacerdotibus 
quoque sibi benevisis, dummodo certe ac personaliter sibi notis et 
omni exceptione maioribus. 

60 Qui missas cum sua eleemosyna proprio Ordinario aut 
S. Sedi tradiderint ab omni obligatione coram Deo et Ecclesia 
relevari. 

Qui vero missas a fidelibus susceptas, aut utcumque suae fidei 
commissas, aliis celebrandas tradiderint, obligatione teneri usque dum 
peractae celebrationis fidem non sint assequuti; adeo ut si ex elee- 
mosynae dispersione, ex morte sacerdotis, aut ex alia qualibet etiam 
fortuita causa, in irritum res cesserit, committens de suo supplere 
debeat, et missis satisfacere teneatur. 

79 Ordinarii dioecesani missas, quas ex praecedentium articu- 
lorum dispositione coacervabunt, statim ex ordine in librum cum 
respectiva eleemosyna referent, et curabunt pro viribus ut quam- 
primum celebrentur, ita tamen ut prius manualibus satisfiat, deinde 
iis quae ad instar manualium sunt. In distributione autem serva- 
bunt regulam decreti Vigilanti, scilicet »missarum intentiones primum 
»distribuent inter sacerdotes sibi subiectos, qui eis indigere noverint; 
»alias deinde aut S. Sedi, aut aliis Ordinariis committent, aut etiam, 
»si velint, sacerdotibus extra-dioecesanis dummodo sibi noti sint 
»omnique exceptione maiorese, firma semper regula art. 6! de obli- 
gatione, donee a sacerdotibus actae celebrationis fidem exegerint. 

8? Vetitum cuique omnino esse missarum obligationes et ipsarum 
eleemosynas a fidelibus vel locis piis acceptas tradere bibliopolis et 
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mercatoribus, diariorum et ephemeridum administratoribus, etiamsi 
religiosi viri sint, nec non venditoribus sacrorum utensilium et in- 
dumentorum, quamvis pia et religiosa instituta, et generatim quibus- 
libet, etiam ecclesiaticis viris, qui missas requirant, non taxative ut 
eas celebrent sive per se sive per sacerdotes sibi subditos, sed ob 
alium quemlibet, quamvis optimum, finem. Constitit enim id effici 
non posse nisi aliquod commercii genus cum eleemosynis missarum 
agendo, aut eleemosynas ipsas imminuendo: quod utrumque omnino 
praecaveri debere S. Congregatio censuit. Quapropter in posterum 
quilibet hanc legem violare praesumpserit aut scienter tradendo 
missas ut supra, aut eas acceptando, praeter grave peccatum quod 
patrabit, in poenas infra statutas incurret. 


90 Juxta ea quae in superiore articulo constituta sunt decernitur, 
pro missis manualibus stipem a fidelibus assignatam, et pro missis 
fundatis aut alicui beneficio adnexis (quae ad instar manualium 
celebrantur) eleemosynam iuxta sepuentes articulos propriam, nun- 
quam geperari posse a missae celebratione, neque in alias res com- 
mutari aut imminui, sed celebranti ex integro et in specie sua esse 
tradendam, sublatis declarationibus, indultis, privilegiis, rescriptis 
Sive perpetuis sive ad tempus, ubivis, quovis titulo, forma vel a 
qualibet auctoritate concessis et huic legi contrariis. 


109 Ideoque libros, sacra utensilia vel quaslibet alias res vendere 
aut emere, et associationes (uti vocant) cum diariis et ephemeridibus 
inire ope missarum, nefas esse atque omnino prohiberi. Hoc autem 
valere non modo si agatur de missis celebrandis, sed etiam si de 
celebratis, quoties id in usum et habitudinem cedat et in subsidium. 
alicuius commercii vergat. 


11? Item sine nova et speciali S. Sedis venia, (quae non dabitur 
nisi ante constiterit de vera necessitate, et cum debitis et opportunis 
cautelis), ex eleemosynis missarum, quas fideles celebrioribus Sanc- 
tuariis tradere solent, non licere quidquam detrahere ut ipsorum 
decori et ornamento consulatur. 


129 Qui autem statuta in praecedentibus articulis 8, 9, 10 
et 11, quomodolibet aut quovis praetextu perfringere ausu fuerit, 
si ex ordine sacerdotali sit, suspensioni a divinis S. Sedi reservatae 
et ipso facto incurrendae obnoxius erit; si clericus sacerdotio non- 
dum initiatus, suspensioni a susceptis ordinibus pariter subiacebit, 
et insuper inhabilis fiet ad superiores ordines assequendos; si vero 
laicus, excommunicatione latae sententiae Episcopo reservata ob- 
stringetur. | 
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13° Et cum in const. Apostolicae Sedis statutum sit excom- 
municationem latae seutentiae Summo Pontifici reservatam subiacere 
»colligentes eleemosynas maioris pretii, et ex iis lucrum captantes, 
»faciendo eas celebrare in locis ubi missarum stipendia minoris pretii 
esse solente, S. C. declarat, huic legi et sanctioni per praesens 
decretum nihil esse detractum. | 


14° Attamen ne subita innovatio piis aliquibus causis et reli- 
giosis publicationibus noxia sit, indulgetur ut associationes ope mis- 
sarum iam initae usque ad exitum anni a quo institutae sunt pro- 
irahantur.  ltemque conceditur ut iudulta reductionis eleemosyne 
missarum, quae in beneficium Sanctuariorum aliarumve piarum 
causarum aliquibus concessa reperiuntur, usque ad currentis anni 
exitum vigeant. 

159 Denique quod spectat missas beneficiis adnexas, quoties 
aliis sacerdotibus celebrandae traduntur, Eminentissimi Patres decla- 
rant ac statuunt, eleemosynam non aliam esse debere quani syno- 
dalem loci in quo beneficia erecta sunt. 


Pro missis vero in paroeciis aliisque ecclesis fundatis eleemo- 
synam, quae tribuitur, non aliam esse debere quam quae in fundatione 
vel in successivo reductionis indulto reperitur in perpetuum taxata, 
salvis tamen semper iuribus si quae sint, legitime recognitis sive 
pro fabricis ecclesiarum, sive pro earum rectoribus, iuxta decla- 
rationes a, S. C. exhibitas in Monacen. 25 Iulii 1874 et Hildesien. 
21 Ianuarii 1898. 


In Monacen. enim »attento quod eleemosynae missarum quorum- 
„dam legatorum pro parte locum tenerent congruae parochialis, 
»E.mi Patres censuerunt licitum esse parocho, si per se satisfacere 
»non possit, eas missas alteri sacerdoti committere, attributa elee- 
 mosyna ordinaria loci sive pro missis lectis sive cantatise, Et in 
Hildesien. declaratum est, »in legatis missarum aliqua in ecclesia 
»fundatis retinere posse favore ministrorum et ecclesiarum inser- 
»vientium eam redituum portionem quae in limine fundationis, vel 
»alio legitimo modo, ipsis assignata fuit independenter ab opere 
»speciali praestando pro legati adimplemento«. 


Denique officii singulorum Ordinariorum erit curare ut in singulis 
ecclesiis, praeter tabellam onerum perpetuorum, et librum in quo 
manuales missae quae a fidelibus traduntur ex ordine cum sua 
eleemosyna recenseantur, insuper habeautur libri in quibus dictorum 
onerum et missarum satisfactio signetur. 


Ipsorum pariter erit vigilare super plena et omnimoda exe- 
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cutione praesentis decreti: quod Sanctitas Sua ab omnibus inviola- 
biliter servari iubet, contrariis quibuslibet minime obstantibus. 
Datum Romae ex Sacra Congregatione Concilii die 11 Maii 
1904. Card. Vincentius Ep. Praenestinus, Praefectus. 
L.t1S C. De Lai, Secretarius. 


6. Die Prüzedenz der Bischôfe unter sich richtet sich allein 
nach der Zeit ihrer Promotion und Konflrmation. 


Dieser schon ófter ausgesprochene Grundsatz wurde abermals 
von der Ritenkongregation durch folgende Entscheidung bestätigt: 

Sacrorum Rituum Congregationi ea quae sequuntur pro oppor- 
tuna declaratione proposita fuerunt; nimirum: 

Revmus D. Dionysius Dougherty, Episcopus Neo-Segubiae in 
Insulis Philippinis, consecratus fuit Romae, in ecclesia Sanctoruin 
Ioannis et Pauli, die 14 Iunii 1903; et caeremonia seu ritus incepit 
hora septima antemeridiana. Revmus D. Fridericus Rooker, Epis- 
copus Jarensis in eisdem Insulis, consecratus fuit eadem die 14 [unii 
1903, Romae in Sacello Pont. Collegii Americae Septentrionalis; 
ritus vero consecrationis incepit hora octava antemeridiana. Ambo 
publicati fuerunt in eodem Consistorio, die 22 Iunii 1903; sed 
nomen Revmi Rooker fuit proclamatum prius. 

Quaeritur: Quisnam ex hisce duobus praelatis alteri praece- 
dere debet? 

Et Sacra Rituum Congregatio, ad relationem subscripti Secre- 
tarii, exquisita sententia Commissionis Liturgicae, respondendum 
censuit: »Praecedat ille qui prius in Consistorio propositus et con- 
firmatus fuit, iuxta decreta n. 270 Segobricen. 21 Martii 1609, et 
n. 1606 Terulen. 20 Novembris 1677«. 

Atque ita rescripsit, Die 15 Aprilis 1904. 

S. Card. Cretoni, Praefectus. 
L. 1 S. t D. Panici, Archiep. Laodicen., Secretarius. 


7. Manualstipendien der Ordensleute unterliegen nicht der 
Aufsicht des Bischofs. 


Ordensleute brauchen dem Bischof über ihre Manualstipendien 
in keinerlei Weise Rechenschaft, selbst nicht in Pfarrkirchen, ab- 
zulegen, ihm deshalb auch keinen Ausweis über Annahme und Psr- 
solvierung einzusenden. Dies besagt folgende Entscheidung der 
Congr. Epp. et Reg. v. 11. Mai 1904: 
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Beatissime Pater, 

Guardianus fratrum Minorum, in Dioecesi Sancti Hippolyti 
commorantium atque pertinentium ad regularem provinciam Sancti 
Bernardini in Austria, praevio sacrorum Pedum Tuorum osculo, 
humillime exponit: 

Ordinariatus praefatae Dioeceseos, secus atque in Vindobonensi 
Ecclesiastica provincia ad quam Episcopatus Sancti Hippolyti spectat, 
immo et contra morem in illa dioecesi hucusque pacifice retentum, 
a Religiosis minoritis in Conventu ipsius civitatis degentibus exigit, 
ut exhibeantur sibi libri Missas manuales Coenobii continentes, atque 
subsecutam earundem applicationem, hocque ratione paroeciae quam 
illic fratres Ordinis Minorum Monasterio adnexam habent. Attamen, 
cum de re agatur paroeciam et iurisdictionem Episcopi nullimode 
respiciente, neque sermo fuerit de applicanda Missa pro populo 
aliisve oueribus parochialibus explendis, ipse Guardianus, non Ordinario 
Dioecesano, sed Regularibus Praelatis, rationem de Missis manualibus 
debet, ad normam Apostolicarum Constitutionem atque generalium 
Ordinis legum, suo tempore exhibere. 

Hoc autem loco Constitutionibus Apostolicae Sedis et Seraphici 
Instituti omissis, quae vigilantiam super Missarum manualium cele- 
bratione Regularium Praelatis committunt, ideoque hanc sollici- 
tudinem ab Ordinario locorum avocasse probantur; sufficiat hic auc- 
toritatem clarissimi viri Angeli Lucidi, qui cum aliis auctoribus et 
canonistis in opere »De Visitatione sacrorum Liminum« Romae 
anno 1866, ita ad rem loquitur in Vol. II, Cap. IV, Append. III, 
num. 95, XL, agens de iis in quibus Regulares exempti nullatenus 
Episcopis subduntur: »Non possunt (Episcopi) eos (Regulares) com- 
»pellere ad exhibendos libros sacristiae, in quibus adnotantur cele- 
»brationes Missarum, ut inde constare possit de integra satisfactione 
»obligationis debitae ex Legato pio: ex Decreto laudatae Congre- 
»gationis (Concilii) in Urbinaten. 10. Martii 1663 ad. cap. 18, Tri- 
»dent. sess. 21, lib. 23. decr. pag. 456«. 

Itaque humillimus orator, pacem cum omnibus maximeque cum 
Ordinariatu loci integram servare cupiens, neque Ordinis iuribus 
quae Apostolicae Sedis sunt iura volens aut potens afferre nocumen- 
tum enixe Sanctitatem Tuam rogat, ut significet Episcopo nullam sibi 
vindicare posse inspectionem super Missarum mauualium implemento 
cum Apostolica Sedes ordinavit hanc vigilantiam Praesulibus Re- 
gularium exemptorum unice competere, Et Deus etc. 

Sacra Congregatio Emorum et Rmorum S. R. E. Cardinalium 
nogotiis et consultationibus Episcoporum et Regularium praeposita, 
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omnibus mature perpensis, quoad dubium propositum a P. Superiore 
Conventus Fratrum Minorum in civitate S. Hippolyti existentis, res- 
ponderi mandavit, prout segitur: 

»Scribatur Ordinario ad mentem. Mens est, quod exemptio 
a iurisdictione episcopali fratribus Minoribus S. Francisci competens 
extenditur etiam ad Missas manuales ; ideoque Episcopus in visitatione 
canonica nullam sibi vindicare potest inspectionem librorum Missarum 
manualium in paroecia fratrum Minorum in casu«. 

Die 11. Maii 1904. 

D. Card. Ferrata, Praefectus. 
L. t S. Ph. Giustini, Secret. 


8. Litterae testimoniales für die hl. Weihen. 


Die S. Congr. Conc. entschied in einer Sitzung am 25. Juni 
1904 auf eine Anfrage des Kardinal-Erzbischofs von Prag, wie der 
Zeitraum »semestere und »trimester« bezüglich der Testimonialien 
für die Ordination zu verstehen sei, dass der Ordinarius unter Strafe 
der suspensio nur gehalten sei, Testimonialien zu fordern, wenn der 
Weihekandidat volle sechs bezw. drei Monate ununterbrochen in 
einer fremden Diözese gelebt habe, könne aber schon für einen ge- 
ringeren oder unterbrochenen Zeitraum solche fordern oder das jura- 
mentum suppletorium verlangen, falls er dies für nótig halte. Der 
Wortlaut der betr. Anfrage nebst Antwort ist folgender: 

Die 2 Decembris mox elapsi anni Emus Cardinalis Archiepis- 
copus Praegensis H. S. C. sequens dubium proposuit: 

»luxta leges ecclesiasticas pro ordinatione candidatorum, in 
alia dioecesi tanto tempore commorantium, ut ibidem impedimentum 
canonicum contrahere potuerint, litterae testimoniales ab Ordinario 
illius dioecesis necessariae sunt. Tempus, quo candidati aliquod 
impedimentum iuxta communiter contingentia contrahere potuissent, 
respectu servitii militaris trimestre, secus autem — saltem iuxta 
plures — semestre statuitur, quamvis non desint, qui brevius statuant 
temporis spatium. | | | 

»lam vero dubium est, utrum litterae testimoniales pro eius- 
modi candidatorum ordinatione nonnisi tunc sint necessariae, cum 
requisitum temporis spatium per continuam eorum in alia dioecesi 
commorationem fuerit adimpletum, an etiam tunc, cum idem ipsum 
temporis spatium non quidem per continuam, tamen vero per iteratam 
in respectiva dioecesi ex parte candidatorum commorationem com- 
pletum fuerit«. 

Archiv für Kirchenrecht. LXX XIV. 38 
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Ut propositum dubium rite intelligatur, haec praemittere operae 
pretium duco. Iuxta Constit. Speculatores Innoc. XII et Bullam 
Apostolicae Sedis Pii IX statutum est, ut qui per notabile tempus 
in aliena dioecesi commoratur ad Ordines promoveri non possit absque 
litteris testimonialibus Ordinarii huius loci. 

„Quod si quis tanto temporis spatio in eo loco, in quo ex 
accidenti, sicuti praemittitur natns est, moram traxerit, ut potuerit 
ibidem canonico aliquo impedimento irretiri, tunc etiam ab Ordinario 
eius loci litteras testimoniales, ut supra obtinere, illasque Episcopo 
Ordinanti, per eum in collatorum ordinum testimonio similiter 
recensendas, praesentare teneature, Ita in Constitutione Innocentiana, 
cuius relata dispositio per citatam Bullam Pianam extensa et amplior 
effecta est. Siquidem in hac statuitur, quod »suspensionem per 
annum ab Ordinum administratione ipso iure incurrunt Ordinantes... 
subditum proprium, qui alibi tanto tempore moratus sit, ut canoni- 
cum impedimentum contrahere ibi potuerit, absque Ordinarii eius 
loci litteris testimonialibus.« 

Iam vero hoc temporis spatium commorationis clericorum in 
aliena dioecesi, si agatur de militiae abdictis, sive hi sint clerici 
regulares sive saeculares, est trimestre tempus, Pro primis enim 
adest Instructio S. C. super Disciplina Regul. diei 27 Novembris 1892, 
ibi. »Saranno per tutti i religiosi (che devono essere ammessi alla 
professione ed agli Ordini sacri) necessarie le lettere testimoniali 
degli Ordinarii diocesani, nel cui territorio abbiano almeno abitato 
tre mesi.« 

Haec autem dispositio extensa etiam fuit clericis saecularibus 
servito militari mancipatis, uti clare patet ex resolutione in Firmana 
diei 9 Septembris 1893. »Litteras testimoniales esse necessarias, 
quoties promovendus (functus iam servitio militari) moratus fuerit 
in aliqua dioecesi, saltem per trimestre tempus.« 

Pro aliis vero clericis qui lege militari non tenentur, tempus 
commorationis in aliena dioecesi ad effectum litterarum testimonia- 
lium est semestre, uti tenent Santi in suis Praelect., lib. I, tit. XI 
in append., Card. d'Annibale, tom. III, titul. 3, de S. Ordinat. $ 2, 
tn adnot. n. 11. et S. H. Congregatio in Urgellen. diei 26 Ian. 1895: 
Dubia super testimon. ad SS. Ordines. 

Hisce praemissis, ad propositum dubium videretur responden- 
dum, quod trimestre vel semestre tempus commorationis candidati 
in aliena dioecesi pro inducenda obligatione litterarum testimonialium 
ad SS. Ordines, deberet esse continuum, adeo ut prorsus exclusa 
maneret iterata vel disiuncta commoratio. Sane in communi loquendi 
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ratione quaudo dicitur menstruum trimestre vel semestre temporis 
spatium sine alio addito, intelligitur quod sit continuum: et dum- 
taxat per viam exceptionis interrupta tempora coniunctive supputari 
soleut. Atqui satis est vulgatum principium, quod verba legis ex- 
plicari debent iuxta communem usum loquendi leg. libror. 8 quod 
lamen Cassius ff. De legat. 3, Leg. habeo ff. de suppelect. leg. et 
quod leges non respiciunt nisi ea quae communiter et frequentius 
fiunt leg. Nam ad ea ff. de leg. Ergo trimestre vel semestre tempus 
pro clericis, sive militia functis sive non, praescriptum, relate ad 
litteras testimoniales, videtur quod debeat esse continuum. 

Idque eo fortius tenendum apparet, si expendatur quod res est 
de novo onere a lege non erpresso Ordinariis imponendo in S. Ordi- 
natione peragenda, et aliunde notum est axioma — lex quod voluit 
expressit — et nulla imponenda obligatio nisi de ea certo constet. 
Insuper expendendum in themate agi de materia odiosa, et super 
qua lex poenas imposuit: siquidem Ordinariis sine talibus litteris 
testimonialibus ordinantibus inflieta est suspensio latae sententiae 
R. P. reservata ab Ordinum administratione ad annum. Hinc in 
interpretatione legis non videtur posse procedi cum criterio legis 
extensivo, sed potius restrictivo. 

Demum est advertendum quod admissa coniunctione variarum 
commorationum ad complendum trimestre vel semestre tempus, res 
in praxi pluribus esset involuta difficultatibus; siquidem primo diffi- 
cultas esset in determinanda longitudine interruptae commorationis; 
deinde munus indagandi circa mores et vitae rationem a candidato 
ductam evaderet nimis arduum, ne dicam inutile et impossibile: per 
interruptionem enim commorationis candidati, facile etiam obtruncantur 
relationes; facta et notitiae oblivione obliterantur, et sic Ordina- 
riorum indagatio vel inquisitio fit inutilis. 

Ex altera vero parte expendendum venit, quod scopus et tota 
vis legis in exigendis litteris testimonialibus in eo posita est, ne 
quis aliquo irretitus canonico impedimento, temere ad Sacros Ordines 
admittatur, atque ut de candidati idoneitate Episcopus ordinans 
certior usque evadat, cum in re tanti momenti nulla certitudo nimia 
haberi possit. 

Hanc fuisse legislatoris mentem, in dubio revocari nequit, si 
paulipser et breviter recolatur historica evolutio legislationis hac in 
re, initium sumens a constitutione Innocentiana Speculatores, cuius 
sensus declaratus magis magisque fuit per responsiones a. S. H. C. 
datus in Asculana 7 Febr. 1733, in Bononien., 14 Novembris 1733, 
in Fabrian., 19. Aug. 1797, in Lunen., 29 Maii 1824 et in aliis 
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pluribus; et deveniens usque ad taxativas dispositiones quae conti- 
nentur in Constitutione Apostolicae Sedis, in Instructione 27 Nov. 
1892, emanata a. S. C. super Disciplina Regulari et in declarationi- 
bus datis a S. H. C. in Firmana, 9 Sept. 1893, et in Urgell., 
26 Ian. 1895. 

Quibus ex omnibus facile patet legem de litteris testimoniali- 
bus requisitis pro clericis qui in aliena dioecesi commorati sunt, 
promovendis, strictioris in dies interpretationis evasisse, et temporis 
spatium aptum ad impedimentum canonicum contrahendum noviter 
coarctatum fuisse pro illis qui militiae servierunt ad trimestre, quo 
efficacior evaderet de ordinandorum idoneitate inquisitio. 

Praeterea, abunde constat inter omnes, quanto nostra aetate 
faciliores mores effecti, et quam aucta sint ubique communicationem 
atque itinerum commoda, quae omnia profecto non minuere videntur 
praesertim in militibus, pericula canonici impedimenti contrahendi, 
etiam per non continuam seu interruptam in aliqua militari statione, 
trimestralem commorationem. 

Haec commorationis interruptio, praesertim si magna non fuerit, 
data communicandi itinerumque facilitate, quae, ut ita dicam, omnem 
fere locorum distantiam abstulit, potius augere censenda est illud 
‘temporis spatium a iure definitum uti aptum ad impedimentum 
contrahendum, ita ut nou detrahenda sed potius trimestri addenda 
videatur. 

Quapropter si legis mens magis quam littera attendatur, ne 
ea frustretur, litterarum testimonialium necessitas admitti debere 
videtur etiam in casu, quo quis nedum per trimestre aut semestre 
continuum, sed per interruptum quoque, sive vacans militiae, sive 
non in aliena dioecesi fuerit commoratus. Caeterum etiamsi litterae 
quis adhaerere velit, eadem valeret conclusio, cum, iuxta illud 
effatum, ubi lex non distinguit neque nos distinguere debemus; et 
cum nullam in casu legislator distinctionem fecerit inter tempus 
continuum et non continuum, utrumque comprehendere voluisse cen- 
sendus est. Neque invocari posse videtur benignior interpretatio: 
non agitur enim de lege odiosa, sed de lege in marimam rei publicae 
christianae utilitatem prolata. 

Attamen haec quae hucusque disputata sunt, locum habere 
amplius non videntur, quando commorationis interruptio tanta sit, 
ut relate ad impedimentum contrahendum tempus consequens nullo 
modo cum antecedenti computari possit, puta ex. gr. si inter primum 
et alterum mensem integer annus intercesserit. Non agitur enim, 
in hoc tempore statuendo, de possibilitate in abstracto impedimenti 
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contrahendi: hoc in casu, etiam vel brevissimum temporis spatium 
sufficeret; sed ad quae communiter et frequentius, non ad ea quae 
raro contingere solent, respicit legislator. Avanzini Comm. in Const. 
Apostolicae Sedis, n. 51. 

Quae autem interruptio haberi debeat sufficiens ut Episcopus 
Ordinans tuto se dispensare possit ab onere requirendi has litteras 
testimoniales, a priori decerni nequit, sed potius ex locorum persona- 
rumque circumstantiis melius diiudicabitur. | 

Quidquid sit, videant Emi Patres, utrum ad omnia dubia hac 
de re in posterum praecavenda, tutius foret si nulla habita inter- 
ruptionis ratione, indiscriminatim huiusmodi litteras testimoniales 
exigendas decerneretur, dummodo trimestre intra annum completum 
fuerit. Nam in casu, quo haec inquisitio impossibilis vel irrita et 
frustranea evaderet, iam provisum est ab H S. C. in Urgell., 
26 Jan. 1895. 

His pro meo more adnotatis, rogo EE. VV. ut sueta sapientia 
dubium ab Emo Archiepiscopo propositum resolvere dignentur. 

Quare, etc. 

Responsum fuit: Ordinarium non teneri sub poena suspensionis 
ad testimoniales requirendas, nisi agatur de trimestri vel semestri 
moraliter continuis, salvo iure Episcopi inquirendi super idoneitate 
promovendi, et testimoniales exigendi. pro minori vel discontinua 
commoratione aut exigendi iuramentum suppletorium, si in Domino 
necessarium censuerit. 


9. Zeugnisse für die Ordinationen in Rom. 


I. 
Documenta a romanis, ad primam clericalem Tonsuram et ad 
minores Ordines promovendis, exhibenda. 
1. Supplex libellus ad Emum Vicarium pro admissione ad primam 
Tonsuram vel ad minores Ordines. 
2. Testimonium Baptismi. 


> legitimi matrimonii suorum parentum. 

» status liberi, si XIV annum aetatis excesserint. 

> primae clericalis Tonsurae vel ultimi Ordinis minoris 
suscepti. 

> Parochi de vita et moribus. 

> de Sacramentorum frequentia. 

> Praefecti Scholarum de studiis. 

> Praefecti Clericorum. 
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3. Obligatio alimentorum per parentes, vel alios consanguineos 
emittenda ante susceptionem Tonsurae. 


II. 


Documenta ab exteris, ad primam clericalem Tonsuram vel ad 
minores Ordines promovendis, exhibenda. 


1. Supplex libellus ad Emum Urbis Vicarium, pro admissione ad 
primam Tonsuram vel ad minores Ordines. 

2. Litterae dimissoriales proprii Ordinarii. 

3. Testimonium Parochi Urbis de vita et moribus. 


> de Sacramentorum frequentia. 

> de studiis. 

> status liberi pro temporis spatio quo Romae degerint, 
si XIV annum aetatis superaverint. 

> primae clericalis Tonsurae vel ultimi Ordinis minoris 
suscepti. 

> Praefecti Clericorum. 

III. 


Documenta a romanis, ad maiores Ordinis promovendis, exhibenda. 


1. Supplex libellus ad Emum Urbis Vicarium, pro admissione ad 
Ordines Sacros. 

2. Alter pro dispensatione ab interstitiis, si opus fuerit. 

8. Testimonium Baptismi, pro Subdiaconatus et Presbyteratus Ordine. 


> ultimi Ordinis suscepti. 

» ministerii peracti in Subdiaconatus vel Diaconatus 
Ordine. 

> de integro anno in Theologicis studiis emenso pro 


Subdiaconatu; de duobus annis pro Diaconatu; 
de tribus pro Presbyteratu. 

status liberi pro Subdiaconatus Ordine. 

Parochi de vita et moribus. 

de Sacramentorum frequentia, 

Praefecti Clericorum. 

tituli sacri pro Subdiaconatu. 

exemptionis a militia. 

de publicationibus habitis in propria parochiali ec- 
clesia et in patriarchali Basilica Lateranensi. 

» de spiritualibus exercitiis, per decem continuos dies 

peractis ante S. Ordinationem. 


CCC | 
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IV. 


Documenta ab exteris exhibenda, si ad maiores Ordines promoveri 
cupiant. 


1. Supplex libellus ad Emum Urbis Vicarium, pro admissione ad 
Sacros Ordines. 

2. Alter pro dispensatione ab interstitiis, si opus fuerit, et quatenus 
Episcopus in dimissoriis non dispensaverit. 

3. Litterae dimissoriales proprii Ordinarii. 

4. Testimonium aetatis a iure praescriptae, nisi ex dimissoriis appareat. 


> ministerii peracti in Subdiaconatus vel Diaconatus 
Ordine. 
> de integro anno in Theologicis studiis emenso pro 


Subdiaconatu; de duobus annis pro Diaconatu; 
de tribus pro Presbyteratu. 
status liberi pro Subdiaconatus Ordine. 
Parochi Urbis de vita et moribus. 
de Sacramentorum frequentia. 
Praefecti Clericorum. 
de publicationibus habitis in propria Urbis Paroecia 
et in Patriarchali Basilica Lateranensi. 
> tituli pro Subdiaconatu. 
> de spiritualibus exercitiis, per decem continuos dies 
peractis ante S. Ordinationem. 
Ex Secretaria Vicariatus, die 22 Decembris 1908. 
Petrus Can. Checchi, Secretarius. 
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10. Studierende Geistliche müssen in einem Seminar oder 
Kolleg wohnen. 


Da das Logieren junger studierender Priester in Privatháusern 
in den Universitätsstädten immer mit Gefahren verbunden zu sein 
pflegt, so hatte schon Leo XIII. unterm 21. Juli 1896 (Arch. Bd. 78 
S. 126 ff.) angeordnet, dass solche Geistliche entweder in einem 
Seminar oder in einer religiósen Anstalt oder auch in einem zu 
diesem Zwecke gegründeten Hause, »in qua isti invenerint, modico 
impendio, habitationem tutam, studiorum quieti et piae vitae exer- 
citationibus accommodatam«, zu wohnen hätten, eine Bestimmung, 
von der gewiss sehr zu wünschen wäre, wenn sie auch in Deutsch- 
land vom Episkopat zur Durchführung gebracht würde. Jetzt hat 
der hl. Vater, Pius X., in einem Schreiben vom 9. Mai 1904 an den 
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Kardinalvikar Respighi obige ein Weise bezüg- 
lich der in Rom studierenden /Kleriker wieder eingeschärft. Aus 
praktischen und theoretischen Gründen möge dasselbe hier dem 
Wortlaute nach folgen: 


Al Signor Cardinale Pietro Respighi, Vicario Generale, per la dio- 
cesi di Roma. 


La ristorazione d'ogni cosa in Christo, che Ci siamo proposti 
coll'aiuto del Cielo nel governo della Chiesa, esige, come più volte 
abbiamo già manifestato, la buona istituzione del clero; la prova 
delle vocazioni, l’esame sull’integrità della vita degli aspiranti e la 
cautela per non aprir loro con troppa indulgenza le porte del san- 
tuario. Per far regnare Gesù Cristo nel mondo nessuna cosa è così 
necessaria come la santità del clero, perchè con l’esempio, con la 
parola e con la scienza esso sia guida ai fedeli, che, come dice un 
antico proverbio, saranno sempre quali sono i sacerdoti: sicut sacerdos, 
sic populus. 

Leggiamo infatti nel S. Concilio di Trento: Nihil est quod 
alios magis ad pietatem et Dei cultum assidue instruat quam eorum 
vita et exemplum, qui se divino ministerio dedicaverunt; quum enim 
a rebus saeculi in altiorem sublati locum conspiciantur, in eos tam- 
quam in speculum reliqui oculos coniciunt, ex iisque sumunt quod 
smitentur (Sess. XXII, cap. I, de Reform.). Da questo emerge chiara 
la necessità, che i chiamati nella sorte del Signore, fin dai primi 
anni siano non solo informati a quella pietà e a quella dottrina, 
che li rendano sale della terra e luce del mondo, ma la santità della 
vita abbiano meditata e praticata sotto una vigilante osservanza ed 
una accurata disciplina nei Seminari. Nei Seminari infatti si educano 
le tenere piante, che fatte alberi daranno frutti copiosi; nei Seminari 
si preparano gli operai, che dovranno coltivare la vigna del Signore, 
e finalmente si esercitano i coraggiosi atleti, che dovranno sostenere 
con fortezza le divine battaglie. 

Con molta ragione pertanto i Padri del S, Concilio di Trento 
dopo la Sessione (XXIII, cap. 18 de Reform.) in cui fu decretata 
l'istituzione di questi noviziati ecclesiastici, pieni di santa allegrezza 
sj congratularono a vicenda ripetendo che, se il Concilio di Trento 
non avesse stabilito che questo, non si sarebbe dovuto lamentare nè 
la sua lunga durata, né le gravi difficoltà e pene, che si erano 
sostenute. 

E qui Noi dobbiamo ringraziare la Provvidenza, che per la 
sollecitudine e generosità dei Nostri Venerati Predecessori, la città 
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nostra non solo è provveduta di ottimi Seminari pei bisogni della 
Diocesi, ma è ricca di Seminari e Collegi per quasi tutte le nazioni: 
il che apre il cuore non solo alla speranza, ma alla certezza che la 
pietà e la scienza di questi alunni che si spargono per tutto il 
mondo produranno frutti di benedizione. 

Convinti pertanto e persuasi della necessità che quanti aspirano 
al Sacerdozio siano educati nei Seminari per mantenere e coltivare 
la vocazione allo stato ecclesiastico, ed affinchè le vocazioni vere si 
possano meglio conoscere dai Superiori, che devono rendere il donum 
testimonium prima che sugli aspiranti stessi vengano imposte le 
mani; persuasi che quanti hanno la vera vocazione niente maggior- 
mente desiderano che di entrare in questi cenacoli, dove pei celesti 
carismi dello Spirito Santo si preparano alla missione, a cui sono 
divinamente chiamati (e chi sente altrimenti Jascia molto a dubitare 
sulla verità e sincerità della sua vocazione); col voto, che quanti si 
credono chiamati al Sacerdozio fin dai primi anni, se fosse possibile, 
entrino in questi asili della pietà e dello studio; confermando piena- 
mente quanto Ella, Sig. Cardinale, ha disposto in proposito con le 
lettere circolari dirette ai Rev.mi Ordinarii d’Italia negli ultimi 
tre anni decorsi;!) siamo inoltre venuti nella determinazione di 
stabilire: | 

1. Tutti i Chierici della Diocesi di Roma, come quelli che 
dalle diverse Diocesi d'Italia vengono mandati a Roma dai loro Revmi 
Ordinari per attendere agli studi, debbono essere convittori in un 
Seminario o Collegio ecclesiastico. 

2. Per provvedere, quanto à possibile, a quegli aspiranti della 
Diocesi di Roma che non potranno pagare la retta, vogliamo che i 
posti gratuiti nel Seminario Romano siano riservati agli studenti di 
teologia che si trovano in detta condizione; e solo nel caso non vi 
fossero aspiranti teologi, possano goderne studenti di Liceo. Vogliamo 
altresi che a tali posti possano essere nominati anche gli studenti 
non romaui di nascita, purché appartengano per domicilio a questa 
Diocesi. 

3. 1 Sacerdoti che a domanda dei loro Vescovi verranno a 
Roma dalle diocesi d’Italia, sia per un corso di perfezionamento 
nella Filosofia o Theologia, sia per frequentare le scuole di diritto 
canonico e civile negli istituti ecclesiastici, sia per gli studii uni- 
versitarii, od anche per la pratica nelle Sacre Congregazioni Romane, 
dovranno essi pure entrare come alunni in un Seminario o Collegio 
ecclesiastico. 


1) Cfr. Anal. Eccl., vol. IX, p. 460. 
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4. Gli studenti esteri, con le commendatizie dei loro Rev.mi 
Ordinarii, dovranno procurarsi il posto nei Collegi delle rispettive 
nazioni, e, qualora questi mancassero, in un altro Collegio ecclesiastico. 

5. In conseguenza di tali disposizioni non potranno essere ac- 
colti nei Collegi laici di Roma, quantunque retti da persone ecclesia- 
stiche, i Chierici e Sacerdoti studenti per esercitare l'ufficio di Pre- 
fetti dei convittori. È doloroso il dover privare siffatti Collegi dei 
giovani studenti che coll’abito ecclesiastico vi esercitano tale officio ; 
ma a questo bisogno, al quale potranno provvedere a tempo i Di- 
rettori dei singoli Istituti, deve prevalere la necessità di informare 
quei giovani allo spirito ecclesiastico con la disciplina dei Seminari. 

6. In nessuno dei Seminari o Collegi ecclesiastici di Roma 
potrà essere accettato come alunno chi non presenti la domanda del 
suo Ordinario, il quale s’impegni di riceverlo in Diocesi a studi finiti 
o quando per altre ragioni i Superiori stimassero di doverlo licenziare. 
Le suddette domande dovranno essere riconosciute da codesto Vi- 
cariato. 

7. Le Università Gregoriana e della Minerva, i Seminari Ro- 
mano e Vaticano, e il Collegio di Propaganda non potranno ammet- 
tere alle lezioni, come Uditore ordinario, nessun Chierico o Sacerdote, 
che non esibisca la prova scritta di essere convittore in un Collegio 
ecclesiastico o in un Seminario. Per i Sacerdoti romani non ap- 
partenenti a comunità ecclesiastiche si richieda il permesso scritto 
di codesto Vicariato. Tali disposizioni valgono anche per gli ec- 
clesiastici che desiderano far pratica nelle Congregazioni romane. 

8. Non potrà essere promosso al Sacerdozio chi non abbia 
compiuto il 4° anno di Teologia, e non ne abbia superata la prova, 
e non sia stato alunno almeno per tre anni in un Seminario o Col- 
legio ecclesiastico. 

Le comunichiamo, signor Cardinale, per tempo queste disposizioni, 
perchè nel suo zelo illuminato pel governo della Nostra Diocesi Ella 
ne intimi e ne sorvegli pel prossimo venturo anno scolastico la 
srupolosa osservanza, derogando affatto a qualunque consuetudine o 
privilegio in contrario. E le impartiamo con particolare affetto 
l’Apostolica Benedizione. 

Dal Vaticano, nella festa di S. Pio V. del 1904. 


Pius PP. X. 


und Entscheidungen. 603 


11. Für Zulassung zur feierlichen Gelübdeablegung vor vollen- 
detem Trlennium mit päpstl. Dispens ist vorheriges Votum 
consultativam der Kapitulare notwendig. 

Nomine plurium Superiorum Regularium S. Congregationi pro- 
ponitur dubium circa admissionem ad vota solemnia, triennio nondum 
expleto. Cum de jure communi Superior ante admissionem candidati 
ad vota solemnia, expleto triennio debeat exquirere votum Capituli 
mere consultativum, nequaquam decisivum (quod Capitulo convenit. 
solum quoad admissionem ad vota simplicia), quaeritur circa triennium 
nondum expletum, sed Apostolica dispensatione abbreviatum: 

I. Utrum ob temporis abbreviationem per dispensationem Apo- 
stolicam, votum consultivum Capituli transmutetur in decisivum? 

II. Utrum Superior debeat exquirere votum Capituli (sive con- 
sultivum sive decisivum), antequam supplicatur pro gratia, vel ipsa 
obtenta ? 

III. Utrum standum sit praxi communiori, iuxta quam Superior 
ante erpostulationem dispensationis exquirit votum Capituli mere 
consultivum, adnotando tamen in ipsa supplicatione , quale fuerit 
iudicium Capituli circa personam candidati quin postea, obtenta 
S. Sedis dispensatione, alterum votum expostulet ? 

Sacra Congregatio Eminentissimorum et Reverendissimorum 
S. Romanae Ecclesiae Cardinalium negotiis et consultationibus Epis- 
coporum et Regularium praeposita, omnibus mature perpensis, ad 
proposita dubia respondit: 

Ad Is": et (an: Providebitur in Tertio. 

Ad III*»: Affirmative. 

Datum Romae er Secretaria eiusdem S. Congregationis 
die 26 Tanuarii 1903. Dominicus Card. Ferrata, Praefectus. 

L. t S. Ph. Giustini, Secretarius. 
12. Ein Ordensmann kann vor der Profess nicht bestimmen, 
dass die Zinsen seines Kapitals admassiert werden sollen. 

Die 21 Novembris 1902, S. C. Ep. et Reg. proposito dubio: 
»Se possa un religioso prima della professione disporre che i frutti 
del suo capitale accumulino al capitale stesso«, respondendum censuit : 

Negative. 

lta reperitur in fasciculo supplicum libellorum quod asservatur 
in Archivio Secretariae S. Congr. Ep. et Heg. 

In cuius fidem, etc. 

Datum Romae ex eadein Secretaria hac die 29 Novembris 1902. 

Philippus Giustini, Secret. 
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13. Auch die Ordensleute können sich die akademischen 
Grade von der Bibelkommission erwerben. 


Il S. Padre, desiderando che i membri del Clero Regolare, 
. 1 quali abbiano coltivato gli studi biblici, possano anche essi conse- 
guire i gradi accademici che la Commissione Biblica è autorizzata 
a conferire in virtù delle lettere Apostoliche di quest'anno, si è 
beniguato disporre che la speciale facoltà di cui abbisognano gli 
alunni di Ordini religiosi per conseguire gradi accademici, sia accor- 
data dalla S. C. dei Vescovi e Regolari per ciò che riguarda gli 
studi biblici, in modo abituale, e non solo per modo di atto nei 
singoli casi, come determinano gli statuti dei vari Ordini religiosi, 
per le altre classi di gradi accademici. | 

Nel partecipare alla P. V. tale disposizione Pontificia, le 
auguro dal Signore ogni bene. 

19 Aprile 1904. 

D. Card. Ferrata, Praef. 
L. f S. Philippus Giustini, Secret. 


14. Die Mitgift (dos) einer während des Trienniums der ein- 
fachen Gelübde verstorbenen Schwester fällt dem Kloster 
anheim. 

Diese Antwort wurde von der Congr. Epp. et Reg. auf folgende 
diesbezügliche Anfrage gegeben: | 


Beatissimo Padre, 


Il P. Procuratore Generale dei Carmelitani scalzi prostrato ai 
piedi della S. V. umilmente implora che si degni dichiarare: 

Se venendo a morire una monaca, mentre ancora decorre il 
triennio dei voti semplici, a norma del Decreto della S. Congre- 
gazione dei Vescovi e Regolari, in data 8 maggio 1902, la dote 
in tal caso debba rimanere al monastero, oppure restituirsi ai 
parenti od eredi, ab intestato, della stessa defunta. Che per la 
grazia ecc. 

Sacra Congregatio Emorum et Rmorum S. R. E. Cardinalium 
negotiis et consultationibus Episcoporum et Regularium praeposita, 
omnibus mature perpensis, proposito dubio respondendum censuit 
prout respondet: 

» Affirmative ad 1*" partem, negative ad 2*".« 

Homae 26 Martii 1904. 

| D. Card. Ferrata, Praefectus. 
L. +S. Ph. Giustini, Secret. 
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15. Der Begriff „kanonisch Arme“ bei Ehedispensen. 

Il Vescovo di Nicastro prega di volergli indicare la norma 
precisa che, in tante opinioni di varî Autori, debba tenersi 
nell’indicare lo stato di povertà o quasi povertà degli oratori per 
le dispense matrimoniali. 

Che ecc. 

Sacra Poenitentiaria ad praemissa respondet: Donec aliud a. S. 
Sede non statuatur, standum decreto Benedicti XIV, dato per S. 
Congr. S. Officii fer. V die 25 Septembris 1754, iuxta quod, in 
ordine ad dispensationes matrimoniales, pauperes, in Italia, censendi 
sunt tum qui ex labore et industria tantum vivunt, tum qui aliqua 
possident bona, sed non ultra summam scutatorum romanorum 300 
in capitali (idest libellarum 1612, 50). Fere pauperes autem ibidem 
ii dicendi sunt, quorum bona non excedunt in capitali summam 
scutatorum mille (idest libellarum 5735), a quibus tamen fere pau- 
peribus modicum taxae augmentum exigi solet. 

Datum in S. Poenitentiaria, die 20 Tauuarii 1904. 

Alerander Carcani, Regens. 
I. Palica, Secretarius. 


16. Gebrauch der Volkssprache bei kirchlichen Funktionen. 

R.mus Dominus Petrus Zamburlini, Archiepiscopus Utinensis, 
Sacrorum Rituum Congregationi ea quae sequuntur, pro opportuna 
declaratione, reverenter exposuit; nimirum : 

In extrema parte orientali Archidioeceseos Utinensis sunt pa- 
roeciae quae in toto vel in parte constant ex incolis sermonem linguae 
slavicae affinem babentibus. In duabus ex his viget immemoralis 
consuetudo feria VI in Parasceve Passionem Domini lingua slavica 
vulgari cantandi dum celebrans eamdem latine recitat. Insuper in 
eisdem aliisque paroeciis supradictis a viginti circiter annis atque 
opera sacerdotum agitationi panslavisticae adhaerentium, paulatim 
inducta est lingua slavica vulgaris in quasdam liturgicas functiones. 
Hine idem R.mus Archiepiscopus, ut huiusmodi functiones recte 
peragantur, expostulavit : 

I. Num cantari liceat Passio Domini Feria VI in Parasceve 
lingua vernacula in duabus praefatis paroeciis, attenta consuetudine 
immemorabili ? 

II. An cantari possint in lingua vulgari hymnus Tantum ergo, 
Genitori et Litaniae Lauretanae, exposito SS.mo Sacramento ? 

III. An adhiberi possit idioma vernaeulum in administratione 
communionis extra Missam? 
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IV. Et in administratione baptismi ? 

V. Et tandem in precibus a Summis Pontificibus Missa finita 
praescriptis ? 

Sacra porro Rituum Congregatio, ad relationem subscripti 
Secretarii, exquisita sententia alterius ex suis Consultoribus et Com- 
missionis Liturgicae, omnibusque sedulo perpensis rescribendum censuit: 

Ad I. Negative et ad mentem. Mens est: Responsio negativa 
respicit tam Missam lectam quam cantatam, et Rmus Archiepiscopus 
Utinensis curet pro sua prudentia removere abusum ubi invaluit et 
impedire quominus alibi introducatur... 

Ad IL Negative et serventur Decr. N. 3496 Praefecturae 
Apostolicae de Madagascar 21 Iunii 1879 ad 1; N. 3530 Neapoli- 
tana 23 Martii 1881; et N. 3537 Leavenworthien. 27 Februarii 
1882 ad III. 

Ad III. Negative, iuxta Decretum N. 2725 Ordinis Minorum 
"Capuccinorum Provinciae Helvetiae 23 Maii 1835, ad V. 

Ad IV. Affirmative quoad quaestiones et responsa patrini vel 
matrinae, si eadem a parocho prius sermone latino recitentur. 

Ad V. Affirmative, dummodo versio sit fidelis et ab Ordinario 
approbata. 

Atque ita rescripsit. Die 5 Martii 1904. 

S. Card. Cretoni, Praef. 
LTS. T D. Panici, Archiep. Laodicen., Secret. 


17. Beitragspflicht der Kirchengemeinden zu den Ent- und 
Bewüsserungsgenossenschaften in Preussen. 
(Amtl. Kirchenbl. f. d. Diózese Kulm Nr. 7. 1904.) 


Mit Rücksicht darauf, dass in verschiedenen diesseitigen Ver- 
fügungen die Auffassung zum Ausdruck gebracht worden ist, dass 
Beitráge zu den Ent- und Bewüsserungsgenossenschaften von den 
Pfarrern als Niessbrauchern zu tragen sind, bringen wir dem Hoch- 
würdigen Diózesanklerus biermit zur Kenntnis, dass auch diese Bei- 
trâge in gleicher Weise wie die Deichkosten nicht vom Pfarrer als 

JNiessbraucher , sondern der Kirchengemeinde (als Eigentümerin) zu 

= * tragen sind. (cfr. Entscheidung des Reichsgerichts vom 17. Februar 1807 
bei Gruchot. Beiträge Bd. 36 S. 1060 f.) Die betreffenden Ver- 
fügungen modifizieren sich hiernach dementsprechend, 

Pelplin, den 80. Juni 1904. 

Bischôfliches General- Vikariat-Amt von Culm. 
G.V. 7418. Dr. Lüdtke. 
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III. Staatliche Aktenstücke und Entscheidungen. 


1. Beteiligung der Schulen an den Volksmissionen in 
Üsterreich. | 
Erl. des k. k. Landesschulrates v. 1. Juli 1904, Zl. 2427. 
(Brixener Diózesanbl Nr. 5. 1904.) 

Der k. k. Landesschulrat hat mit 1. Juli 1904, Zl. 2427, 
nachstehendes Zirkular an alle k. k. Bezirks-(Stadt-)Schulrüte in 
Tirol erlassen: 

Die k. k. Bezirks-(Stadt-)Schulräte werden ermächtigt, anläss- 
lich der Volksmissionen Schulferien in einer nach den jeweiligen 
örtlichen Verhältnissen notwendigen Dauer zu gewähren. 

An den Landschulen mit abgekürzter Unterrichtszeit ist der 
entfallende Unterricht am Schluss des Schuljahres oder, wenn tun- 
lich, im Laufe des Schuljahres einzubringen. 

Um die Bewilligung solcher Schulferien haben in den Land- 
bezirken die Ortsschulräte über Anzeige der Seelsorger einzuschreiten ; 
in den Stadtbezirken haben die Stadtschulräte über Anzeige der 
Seelsorger das Entsprechende zu verfügen. 

Hinsichtlich der Verpflichtung der Schuljugend zur Teilnahme 
an den Volksmissionen sind die Bestimmungen des 8 5, Absatz 5 
des Reichsvolksschulgesetzes vom 14. Mai 1869, R.-G.-Bl. Nr. 62, 
zu beachten und seitens der Schule die Kinder nur zum Besuch der 
eigens für sie bestimmten Unterweisungen zu verhalten. 

Hievon sind die Ortsschulräte zur Darnachachtung zu ver- 
ständigen. 

Der hochw. Klerus wird auf grund vorstehenden Erlasses an- 
gewiesen, jedesmal rechtzeitig bei den Ortsschulräten die Anzeige 
zu erstatten, wenn anlässlich der Volksmissionen Schulferien ge- 
wünscht werden, 


2. Vorschrift betreff. Lebensbestätigungen in Österreich. 
(Verordnungsbl. f. d. Erzdiözese Salzburg Nr. 7. 1904.) 
Aus dem Hofkammerdekret vom 17. April 1834 an sämtliche 


Länderstellen, Kameralgefällsverwaltungen und Kameral- Magistrate 
wird dem hochw. Seelsorgsklerus die Vorschrift C für die Pfarr- 
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vorsteher nebst den neuesten Bestimmungen zu $ 3 und 7 neuer- 
dings zur Kenntnis gebracht: 


C. Vorschrift 


für die Pfarrvorsteher über die bei Bestätigung der Zahlungs- 

Quittungen über Pensionen, Provisionen, Gnadengaben, Quieszenten- 

Gehalte, Erziehungs-Beiträge, Capi soldi und Patrizier-Sustentationen 
zu beobachtenden Vorsichten. 


8 1. 


Die Pfarrvorsteher sind verpflichtet, den in ihrem Pfarrsprengel 
sich aufhaltenden, mit einem der obgedachten Bezüge beteilten 
Parteien auf ihren monatlichen oder vierteljährigen Pensions-Quit- 
tungen die Bestätigung, dass sie am Leben sind, und zugleich bei 
Witwen, dass sie sich noch im Witwenstande, bei Waisen aber, dass 
sie noch unversorgt sind, mit Beisetzung des Pfarrsiegels und des 
Datums unter ihrer Dafürhaftung, insofern ihnen ein Mangel an der 
gehörigen Vorsicht zur Last fällt, zu erteilen. 


8 2. 


Damit die Pfarrvorsteher die Lebens- und sonstigen Bestäti- 
gungen mit Grundhältigkeit erteilen können, haben die Parteien mit 
den Quittungen persónlich bei ihnen zu erscheinen, in dem Falle 
jedoch, wenn eine Partei durch Krankheit oder andere Umstánde an 
der persónlichen Erscheinung verhindert ist, hat der Pfarrvorsteher 
die Bestätigung des Lebens nur dann beizusetzen, wenn die schrift- 
liche Bestäigung des Hauseigentümers oder Administrators, wo die 
Partei wohnt, oder der Obrigkeit oder Polizeibehörde ihres Woln- 
ortes über das Leben derselben bereits auf der Quittung sich befindet. 


S 3. 

Das Normalalter für Waisen pensionsfühiger Eltern ist, und 
zwar bei Knaben auf das zwanzigste, hei Mädchen auf das acht- 
zehnte, für Waisen provisionsfáhiger Eltern aber, das ist für solche, 
die nicht mit einem jährlich, sondern nur mit einem täglich be- 
messenen Genusse von 2, 3, 4 kr. beteilt sind, bei Knaben auf das 
vierzehnte, bei Mädchen auf das zwölfte, für Hofstaats - Dieners- 
Waisen beiderlei Geschleehtes aber auf das achtzehnte Lebensjahr 
festgesetzt; die Bezüge der Waisen haben daher in der Regel auf- 
zuhóren, wenn sie iu das obbemerkte Lebensalter treten. 

Wenn Kindern, die zugleich von Vater und Mutter verwaiset 
sind, eine Pension, Provision zusammen (in conereto) verliehen wor- 
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den, so dauert der Bezug derselben insolange fort, als noch einer 
der Waisen unversorgt unter dem Normalalter stehet. 


8 4. 

Da der Genuss der Erziehungsbeiträge nicht allein mit er- 
reichtem Normalalter, sondern auch bei einer vor dem Normalalter 
eintretenden Versorgung der Waise aufzuhören hat, so haben die 
Pfarrvorsteher auf ein und den anderen schon von dem Vormunde 
auf der Quittung zu bemerkenden Umstand aufmerksam zu sein, und 
solchen, wenn er bei einem Waisen eintritt, jedenfalls in der 
Quittung zu bemerken. 

85. 

Unter der Versorgung einer Waise wird verstanden, wenn die- 
selben ein Vermögen oder Einkünfte erlangen, welche zu ihrem 
Unterhalte hinreichen, insbesonders aber: bei Knaben 

a) der Eintritt in das Militär mit Bezug einer Gage oder Löhnung; 
b) die Aufnahme in ein geistliches Seminarium, Stift oder Kloster, 
oder in eine unter der Oberleitung des Staates stehende öffent- 
liche Erziehungs- oder Versorgungsanstalt, in welcher alle 

Bedürfnisse der Zóglinge aus deu betreffenden Fonds oder 

Anstalten bestritten werden; 

c) die Erlangung eines ôffentlichen oder Privatdienstes mit Gehalt 
oder Lohn; endlich 
d) die Unterbringung in die Lehre bei einem Handelsmanne, 
Professionisten, Künstler etc., wo der Waise von dem Lehr- 
herrn oder Meister die unentgeltliche Wohnung, Kost, Kleidung 
und Wäsche erhält; 
bei Mädchen: 
a) der Eintritt in den Ehestand; 
b) in ein Nonnenkloster, welches sich nicht mit der Erziehung 
beschäftigt; 
c) in eine Stiftung oder Stiftsplatz; | 
d) in einen mit Gehalt oder Lohn verbundenen öffentlichen oder 
Privatdienst. 
8 6. 

Auch bei jenen männlichen und weiblichen Waisen, welche 
nach erreichtem Normalalter mit Gnadengaben, die mit einer von 
der Waise erlangten Versorgung aufzuhören haben, beteilt sind, 
haben die Pfarrvorsteher, sofern die eine oder die andere der ob- 
bemerkten Versorgungsarten bei einer Waise eintritt, solche in der 


Quittung anzumerken. 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 39 
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8 7. 

Die Pfarrvorsteher haben die Lebensbestätigung jenen Parteien, 
welche den Ärarial-Genuss monatweise beziehen, nicht vor dem 25. 
des nàmlichen Monates, auf welchen die Quittung lautet, bei viertel- 
jähriger Behebung aber nicht vor dem 25. des dritten Monates, 
und jedenfalls den in Rede stehenden Parteien nur dann zu er- 
teilen, wenn dieselben zur Zeit der auszufertigenden Bestätigung 
wirklich in dem Pfarrsprengel des, das Zeugnis ausstellenden 
Pfarrers wohnen. 

In jenen Fällen, wo eine Partei ihr gewóhuliches Domizil zwar 
nicht für immer, jedoch für eine bestimmte längere Zeit verlässt, 
z. B. wegen einer Heise, Bade- oder Brunnenkur etc., hat die Lebens- 
bestätigung derjenige Seelsorger zu erteilen, in dessen Pfarrsprengel 
sich die Partei zur Zeit der Behebung ihres Genusses aufhält. 


8 8. 

Endlich wird den Pfarrvorstehern zur Pflicht gemacht, nicht 
nur jeden in ihrem Pfarrsprengel sich ergebenden Todesfall einer 
mit einer Pension, Provision oder sonstigen Ärarial-Bezug beteilten 
Partei, sondern auch jede nach den gesetzlichen Vorschriften voll- 
zogene Trauung einer Witwe oder weiblichen Waise von Zivil- und 
Militär-Beamten oder Offizieren unverzüglich der vorgesetzeu poli- 
tischen Behórde anzuzeigen. 


8 9. 


Für die genaue Beobachtung dieser Vorschriften sind die Pfarr- 
vorsteher verantwortlich, und für jeden durch Ausserachtlassung 
derselben dem Àrar zugehenden Nachteil ersatzpflichtig. 


Laut Mitteilung der k. k. Finanzdirektion Salzburg ddo. 7. April 
1904, Z. 3721, sind hiezu noch folgende ergáuzende Bestimmungen 


zu beachten: 
Ad 8 3. 


Das Normalalter für Waisen pensionsfähiger österreichischer 
Zivilstaatsbediensteter, deren Versorgungsanspruch nach dem Ins- 
lebentreten des Gesetzes vom 14. Mai 1896, R.-G.-Bl. Nr. 74, 
(kundgemacht und in Wirksamkeit getreten am 19. Mai 1596) ent- 
standen ist, ist zufolge obigen Gesetzes für Knaben und Mädchen 
auf das 24. Lebensjahr festgesetzt; ebenso auch bei Waisen der 
provisionsfähigen k. k. Finanzwachmannschaft, soferne der Ver- 
sorgungsanspruch seit dem 1. Oktober 1899 entstanden ist. (Finanz- 
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Ministerial- Erlass vom 19. Sept. 1899, Z. 50,142, Verordn. - BI. 
Nr. 190.) | 

Bezüglich der Waisen pensionsfähiger österreichischer Staats- 
bediensteter, deren Versorgungsanspruch vor dem lnslebentreten des 
Gesetzes vom 14. Mai 1896, R.-G.-Bl. Nr. 74 entstanden ist, dann 
bezüglich der Waisen gemeinsamer und Hofbediensteter und der 
Waisen von Offizieren und diesen gleichgestellten Gagisten des Heeres, 
der Marine, Gendarmerie und Landwehr ist das Normalalter für 
Knaben auf das vollendete 20. und für Mädchen auf das vollendete 
18. Lebensjahr festgesetzt; für Militär-Mannschaftswaisen ist das 
Normalalter bei Knaben auf das vollendete 16., bei Mädchen auf 
das vollendete 14. Lebensjahr festgesezt; für Waisen der Gendarmerie- 
Mannschaft gelten bezüglich des Normalalters dieselben Bestim- 
mungen, wie bezüglich der Waisen der österreichischen Staats- 
bediensteten (A. h. Entschliessungen vom 2. Juni 1897 und 19. Nov. 
1873; Gesetze vom 27. April 1887, R.-G.-BI. Nr. 41, und 29. Jänner 
1897, R.-G.-Bl. Nr. 42, bezw. vom 25. Dez. 1894, R.-G.-Bl. Nr. 1 
ex 1895). Bezüglich der Waisen von provisionsfähigen Staats- 
bediensteten (mit Ausnahme der oben angeführten Waisen der Finanz- 
wachmannschaft, deren Versorgungsansprüche nach dem 1. Oktober 
entstanden sind), gilt wie bisher als Normalalter bei Knaben das 14. 
und bei Mädchen das 12. Lebensjahr. 

Ad 87. 

Infolge der mit den a. h. Entschliessungen vom 22. Febr. 1895 
und 11. Jänner 1896 erfolgten Gestattung, dass bezüglich aller 
Versorgungsgenüsse der erste jeden Monates als Fälligkeitstermin zu 
gelten hat, sind zufolge der Finanz-Ministerialerlässe vom 9. März 
1895, Z. 9300 (V.-Bl. Nr. 46) und vom 20. Jänner 1896, Z. 1758 
(V.-Bl. Nr. 14) gegenwärtig die am ersten Tage des Monates aus- 
gestellten pfarrämtlichen Lebensbestätigungen als vorschriftsmässig 


ausgestellt zu betrachten. 
Konsist.-Kundm. vom 22. Juni 1904, Z. 2962. 


3. Erbschaftsstempelsteuer für Legate zu guten Zwecken 
in Preussen. 


(Kirchl. Amtabl. f. d. Diözese Osnabrück Nr. 8. 1904.) 


Der Herr Finanzminister hat d. d. Berlin, den 24. März 1904, 
J.-Nr. III. 3578, in einem Einzelfalle über die £rbschaftsstempel- 
steuer bei Legaten zu guten Zwecken eine Entscheidung getroffen, 

39? 


612 Staatliche Aktenstücke 


welche wir wegen ihrer Wichtigkeit im folgenden der hochwürdigen 
Geistlichkeit zur Kenntnisnahme mitteilen: 

„In der Nachlasssache des am 12. Januar 1901 gestorbenen 
Pfarrers Joseph H. erwidere ich auf die an den Herrn Minister 
der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten gerich- 
tete, an mich zur Entscheidung abgegebene Vorstellung vom 25. 
Januar d. J., dass die Steuerfreiheit des der katholischen Kirche 
zu B. überwiesenen Betrages von 3000 Mk. auch diesseits nicht zu- 
gestanden werden kann. 

Der Erblasser hat unter Ziffer 7 seines Testaments vom 
11. September 1900 dem bischöflichen Stuhle zu Paderborn zu 
Missionszwecken 3000 Mk. vermacht. Diese Bestimmung ist als ein 
einheitliches Zweckvermächtnis im Sinne des 8 8 des Erbschafts- 
steuergesetzes vom 19. Mai 1891/31. Juli 1895 zu behandeln — 
zu vergl. Urteil des Reichsgerichts vom 9. November 1894 Justiz- 
ministerialblatt 1895 S. 318. — In steuerlicher Hinsicht kommt daher 
nur der von dem Erblasser bestimmte Zweck in Betracht, während 
der Umstand, dass der bischöfliche Stuhl in Ausführung des letzt- 
willigen Auftrages den Betrag einer Steuerfreiheit geniessenden 
katholischen Kirche zugewendet hat, Berücksichtigung nicht finden 
kann. Allerdings würde die Steuerfreiheit des Vermáchtnisses ge- 
rechtfertigt sein, wenn der Erblasser angeordnet hätte, dass das 
Vermächtnis ausschliesslich für die Missionsstellen in der Diaspora 
des Bistums Paderborn verwendet werden solle, weil die Missions- 
stellen kirchliche Einrichtungen sind, deren Errichtung und Unter- 
haltung zu den Aufgaben des bischöflichen Stuhles gehören. Allein 
die allgemeine Fassung »zu Missionszweckene lässt deutlich er- 
kennen, dass dies nicht die Absicht und der Wille des Erblassers ge- 
wesen ist, da er dies sonst, zumal er als Pfarrer mit den Einrich- 
tungen der katholischen Kirche vertraut war, in seiner letztwilligen 
Anordnung besonders zum Ausdruck gebracht hätte Es muss da- 
her angenommen werden, dass Erblasser mit den »Missionszweckene 
auch andere Veranstaltungen sowohl der inneren Mission als auch 
der Heidenmission gemeint hat. Zwecke dieser Art lassen sich aber 
nur als wohltätige und gemeinnützige auffassen und haben auf 
Steuerfreibeit keinen Anspruch. Dle Heranziehung des Vermächt- 
nisses zur Erbschaftssteuer (von 8°/,) ist hiernach zu Recht erfolgt. 
Da aber durch die Überweisung des Betrages von 3000 Mark an die 
katholische Kirche zu B. die Verwendung des Vermächtnisses zu 
wohltätigen und gemeinnützigen Zwecken gesichert erscheint, habe 
ich den Herrn Provinzial-Steuerdirektor in M. angewiesen, den Steuer- 
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satz für diese Zuwendung auf Grund der Bestimmung unter Ce der 
allgemeinen Vorschriften des Erbschaftssteuertarifs auf 4 v. H. zu 
ermässigen und den hiernach überhobenen Steuerbetrag zu erstatten. 
Die Rückzahlung des zu viel gezahlten Betrages kann jedoch erst 
erfolgen, wenn die Bedenken, die sich gegen die Feststellung der 
Nachlassmasse ergeben haben, erledigt sind. Sollte infolgedessen 
eine Nacherhebung von Erbschaftssteuer eintreten, so wird Ihnen 
eine anderweite Feststellangsbescheinigung über die ausgemittelte 
Erbschaftssteuer zugestellt werden.« 
Bischöfliches Generalvikariat. 
Pohlmann. 
Beckschäfer, Sekr. 


-e ——À | Em 


4. Denkmalspflege in Preussen. 
(Ministerialerlass v. 6. Mai 1904.) 


Der Minister der geistlichen, Unterrichts- 
und Medizinal- Angelegenheiten. 


M. d. g. A. U IVa Nr. 771211 Berlin W 64, den 6. Mai 1904. 
M. d. ap Arb. Nr. 49091. 


Zur Förderung der Denkmalspflege und namentlich zur Rege- 
lung der Zuständigkeit der bei ihr beteiligten Instanzen bestimmen 
wir das Folgende: 

1. Da der Begriff »Denkmal« nicht immer feststeht, und auch 
nicht alle wichtigeren, namentlich nicht alle aus jüngerer Zeit stanı- 
menden Denkmäler in den von den Provinzial-Verwaltungen heraus- 
gegebenen Denkmal-Verzeichnissen aufgeführt sind, so ist zu be- 
achten, dass zu den Denkmälern alle Reste vergangener Kunst- 
perioden gehören, wenn sie entweder rein geschichtlich (wie z. B. In- 
schrifttafeln) oder zum Verständnisse der Kultur und der Kunst- 
auffassung vergangener Zeitläufe wichtig sind (vorgeschichtliche 
Gräber, Waffen u. dergl.), ebenso auch wenn sie von malerischer 
Bedeutung sind für das Bild eines Ortes oder einer Landschaft 
(Türme, Tore usw.) oder wenn sie für das Schaffen der Gegenwart 
auf dem Gebiete der bildenden Kunst, der Technik und des Hand- 
werks vorbildlich erscheinen. Der Wert eines Denkmals liegt nicht 
immer in seiner Bedeutung für die Kunst oder die Geschichte des 
ganzen Landes, sondern nicht selten in der Bedeutung für einen 
enger begrenzten Landesteil oder für den Ort, an dem es errichtet 
ist. (Mauero, Wälle usw.) 

Der Schutz der Denkmalspflege erstreckt sich auf die Werke 
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aller abgeschlossenen Kulturepochen. Die letzte dieser Epochen 
rechnet etwa bis zum Jahre 1870. 

Sollen Denkmäler in dem oben angedeuteten Sinne von dem 
Schutze der Denkmalspflege ausgeschlossen werden, so ist dazu das 
Einverständnis des Provinzial-Konservators einzuholen. 

2. Der Provinzial-Konservator ist amtlich dazu berufen, Be- 
hörden und Beamten, Korporationen und Privaten auf dem Gebiete 
der Denkmalspflege mit seinem Rate und seiner Hilfe zur Seite zu 
stehen. Es ist daher dahin zu wirken, dass er in Fällen, wo die 
Veräusserung, Veränderung oder Wiederherstellung eines Denkmals 
im Sinne der Nummer 1 in Frage kommt, vorher gehört, bei Auf- 
stellung der bezüglichen Veränderungs-, Wiederherstellungs- oder 
Bau-Programme beteiligt und zu örtlichen Besichtigungen und Be- 
ratungen hinzugezogen wird. Dies gilt auch dann, wenn über die 
Frage, ob Interessen der Denkmalspflege in Betracht kommen, 
Zweifel bestehen, und wenn es sich um die Veränderung oder Er- 
gänzung der inneren Einrichtung, um Anstrich von Wänden, um 
Putzarbeiten, um Dachdeckungen und dergleichen handelt. 

In allen solchen Fällen haben sich die Lokalbaubeamten und 
die Provinzial-Konservatoren zu rechter Zeit wechselseitig und mit 
den beteiligten Korporationen usw. ins Benehmen zu setzen, ohne 
dass es zuvor einer besonderen Ermächtigung der vorgesetzten Be- 
hörden dazu bedarf. | | 

3. Kostenanschläge und Entwürfe für Bauausfihrungen, in 
denen es sich um Aufgaben der Denkmalspflege (Nummer 1) handelt, 
sind mit allen zum Verständnisse dieser Vorarbeiten nötigen Akten- 
stücken, Lageplänen und Aufnahmezeichnungen dem Provinzial- 
Konservator zur Begutachtung im Sinne des Absatzes 5 der In- 
struktion für den Konservator der Kunstdenkmäler vom 24. Januar 
1844 (von Wussow »Die Erhaltung der Denkmäler: Band II S. 34) 
vorzulegen. 

Der Provinzial-Konservator kann die Vervollständigung etwa 
unzureichender Vorlagen und erforderlichenfalls die Prüfung der von 
Gemeinden und sonstigen Korporationen vorgelegten Entwürfe und 
Anschläge bei dem Regierungs-Präsidenten in Antrag bringen. 

In den zeichnerischen Vorlagen ist zwischen den Aufnahme- 
zeichnungen und den Entwurfszeichnungen sorgfältig zu  unter- 
scheiden. 

Für die Beigabe bildlicher Anlagen zum Kostenanschlage ist 
für kirchliche Bauten der Runderlass vom 3. März 1901 — M. d. 
g. Ang. G I C. 10279" M. d. off. Arb. III 2081 — (Zentralblatt 
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der Bauverwaltung 1901, Seite 125) massgebend. Er findet fortan 
auch auf Denkmäler im weiteren Sinne Anwendung. Das Platten- 
format von Photogrammen darf nur ausnahmsweise kleiner sein, als 
13 : 18 cm. Die Kosten für photographische Aufnahmen solcher 
Bauwerke, für deren Um-, An- und Neubauten der Staat auch die 
sonstigen Vorarbeitskosten trägt, sind bei dem auf dem Etat des 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten stehenden Vorarbeitskosten- 
fonds Kapitel 65 Titel 13 al zu verrechnen. Bei Umstellung von 
Ausstattungsstücken sind, falls dadurch das Bild des Raumes ver- 
ändert wird, schematische Skizzen der geplanten Veränderung mit 
Angabe der Hauptabmessungen beizufügen. 

Bemerkungen der Provinzial-Konservatoren, welche sich auf alle, 
die Form und das innere Wesen des Denkmals berührenden Fragen 
zu erstrecken haben, sind in der Regel unter Bezugnahme auf die 
Anschlagspositionen in einem Gutachten niederzulegen, welches er- 
forderlichenfalls durch Randskizzen oder besondere Zeichnungeu zu 
erläutern ist. Doch sind auch kurse Einzelbemerkungen in Blei 
im Anschlage selbst zulässig, Hinweise auf das Gutachten sogar 
erwünscht. 

Bei besonders schwierigen Arbeiten, deren Gelingen die Heran- 
ziehung eines auf dem bezüglichen Gebiete bewährten Künstlers 
oder Werkmeisters pp. erfordert, bleibt es dem Provinzial-Konservator 
überlassen, für die Wahl geeigneter Kräfte entsprechende Anregungen 
zu geben. 

Bei Sachen, welche bestimmungsmässig der Entscheidung der 
Zentralinstanz zu unterbreiten sind, ist das Gutachten des Provinzial- 
Konservators mit einzureichen. 

Dortseitige Entscheidungen in Denkmalpflege-Angelegenheiten 
sind dem Provinzial-Konservator abschriftlich mitzuteilen. 

4. Von der Bestellung der Bauleitung und dem Beginne der 
Bauausführung ist dem Provinzial-Konservator Nachricht zu geben. 
Beabsichtigt letzterer einen Besuch der Baustelle, so hat er den 
Baudepartementsrat und die örtliche Bauleitung vorher rechtzeitig 
entsprechend zu verständigen. Die Bauleitung hat ihm auf Wunsch 
alle Unterlagen, welche die künftige Gestaltung des Bauwerks er- 
kennen lassen, zur Einsichtnahme vorzulegen. Der Provinzial-Kon- 
servator ist berechtigt und verpflichtet, für die Bauausführung, so- 
weit die Interessen der Denkmalpflege in Frage kommen, Ratschläge 
zu erteilen und erforderlichenfalls auf die bestehenden Bestimmungen 
hiuzuweisen. 

Auf rein technische und konstruktive, sowie auf künstlerische 
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und architektonische Fragen hat er sich nur insoweit einzulassen, 
als dieselben den alten Bestand nach Form und ionerem Wesen zu 
beeinflussen geeignet sind. Die Entwurfsbearbeitung und Ausführung 
ist Sache der Bauleitung. 

Entscheidungen ist der Provinzial-Konservator nicht zu treffen 
befugt. Doch behält es betreffs der Sistierung etwa schon ge- 
troffener Massregeln bei der Instruktion vom 24. Januar 1844 sein 
Bewenden. 

Über wichtigere Besuche hat der Provinzial-Konservator einen 
Reisebericht abzufassen und dem Regierungspräsidenten in Abschrift 
zuzustellen. Etwaige Anträge hat er bestimmt zu formulieren. Glaubt 
der Regierungspräsident diesen nicht beistimmen zu können, oder 
wird eine Verständigung nicht erzielt, so ist der Zentralinstanz 
unter Einreichung der Vorgänge zu berichten. Anderen Falles ist 
die Erfüllung der von dem Provinzial- (Bezirks-) Konservator ge- 
stellten Anträge anzuordnen, auch dem letzteren Abschrift der be- 
züglichen Verfügung zuzustellen. 

Sollte den Vorstellungen und Ratschlägen des Provinzial- 
Konservators kein Gehör gegeben werden, so kann auch von ihm 
durch Vermittelung des Konservators der Kunstdenkmäler die Ent- 
scheidung der Zentralinstanz angerufen werden. 

5. Der Abschluss der Bauausführung ist dem Provinzial-Kon- 
servator mitzuteilen. 

Wenn Aufnahme und Entwurfszeichnungen in doppelter Aus- 
fertigung vorhanden sind, so sind die Duplikate nach Beendigung 
der Bauausführung dem Denkmäler-Archive des Provinzial-Konser- 
vators zuzuführen, ebenso sämtliche etwa verfügbaren photographi- 
schen und zeichnerischen Aufnahmen von Denkmälern, welche zum 
Abbruch kommen. Das Gleiche gilt von den betreffenden Akten- 
beständen. 

Die Benutzung des Denkmäler-Archivg bezüglich solcher Auf- 
nahmen steht der Königlichen Regierung und ihren Beauftragten 
jederzeit frei. 

Alle im vorstehenden Erlasse bezüglich der Provinzial-Kon- 
servatoren getroffenen Anordnungen erstrecken sich auch auf die 
Bezirks-Konservatoren. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, gefälligst dahin 
zu wirken, dass au der Hand vorstehender Direktiven im Interesse 
der Denkmalpflege ein gedeihliches Zusammenwirken aller beteiligten 
und namentlich der ihnen unterstellten Beamten mit dem Provinzial- 
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(Bezirks-) Konservator stattfinde. Letzterer ist meinerseits ebenfalls 
mit entsprechender Anweisung versehen worden. 


Der Minister der geistlichen, Unterrichts- Der Minister 
und Medizinal-Angelegenheiten der Öffentlichen Arbeiten. 
Studt. I. V.: (Unterschrift.) 
An 


die Herren Regierungs-Präsidenten. 


b. Erwerb des Patronatsrechts. 


Rechtsfall, mitgeteilt von erzbischöfl. Konsistorialrat und Syndikus Dr. Miserski 
in Posen. 


1. Das Patronatsrecht umfasst nach Preussischem Allgemeinen 
Landrecht keineswegs den gansen Sprengel der Parochie der- 
massen, dass das Patronat der Mutterkirche engleich auch 
ohne weiteres sich auf die Tochterkirche erstreckt. Auch nach 
gemeinem Kirchenrechte ist das Patronat nicht territorialer Natur. 

2. Es ist rechtsirrtümlich, es als Regel anzusehen, dass der Patron 
der Mutterkirche zugleich auch Patron der Tochterkirche sei. 


Die katholische Kirche zu Althöfchen (Stary Dworek) in der 
Provinz Posen klagte gegen den Königl. Preussischen Fiskus, ver- 
treten durch die Königl. Regierung zu Posen, mit dem Antrage, 
den Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, dass er Patron der 
Blesener Filialkirche zu Althófchen sei, und dass ihm als solchem 
kraft besonderer Observanz die ausschliessliche Bau- und Reparatur- 
pflicht der Kirche obliege. 

Zur Begründung der Klage wurde folgendes angeführt: 

Die bereits um das Jahr 1280 gegründete Kirche in Althöfchen 
sei stets eine Filialkirche der Pfarrkirche in Blesen gewesen und 
habe wie die Mutterkirche unter dem Patronat der Abtei des Klosters 
in Blesen gestanden. Die vom Beklagten vertretene Auffassung, 
dass die klägerische Kirche eine Privatkapelle der Àbte in Blesen 
geweseu und nur zu deren persönlichen Bequemlichkeit von ihnen 
errichtet sei, sei schon um deswillen irrig, weil die Äbte erst im 
Jahre 1560 Althöfchen zu ihrem Wohnsitz erwählt hätten. Dass 
aber die Althöfchener Kirche keine private Abtskapelle, sondern eine 
zu dem öffentlichen Gottesdienst bestimmte Kirche gewesen sei, 
ergebe sich daraus, dass die Kirche in den Jahren 1640, 1683, 
1725, 1738 und 1779 durch den Bischof in Posen visitiert worden 
sei. Übrigens habe der Beklagte selbst nach der Säkularisation der 
Klostergüter das Bestehen der Patronatslasten für ihn (in einem 
Schreiben der Königl. Südpreussischen Kriegs- und Domänen- Kammer 
zu Posen vom 11. Oktober 1806) anerkannt. Erst im Jahre 1818 
habe Beklagter die Patronatslasten von sich abzuwälzen gesucht. 
Damals habe er in einer Verhandlung mit den Dorfbewohnern von 
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Althöfchen am 1. Dezember 1818 unter der Drohung, dass er sonst 
die Kirche eingehen lassen würde, es erzwungen, dass die Gemeinde- 
mitglieder die Bau- und Reparaturpflicht der Kirche übernahmen. 
Diese Erklärung hätte aber das Patronat des Beklagten mangels 
der Zustimmung der »Geistlichen Oberen« nicht aufzuheben vermocht. 

Ebensowenig sei die wiederholt später vom Fiskus vertretene 
Ansicht, dass das Patronat durch Verjährung erloschen sei, rechtlich 
begründet, da die Gemeinde ihrer Rechte gegen den Patron durch 
Nichtgebrauch nicht verlustig gehe. 

Der Beklagte hat den Ausführungen der Klägerin widersprochen 
und ist dabei verblieben, dass die Kirche in Althöfchen eine private 
Abtskapelle sei. Er hat den von der Klägerin angezogenen Visi- 
tationsurkunden die Beweiskraft abgesprochen und behauptet, dass 
in der ersten Zeit nach der Säkularisation des Klosters die Über- 
nahme der Patronatslasten durch den Fiskus nur irrtümlich erfolgt 
sei. Sein Antrag lautete auf Abweisung der Klage. 

Das Königliche Landgericht in Meseritz erkannte am 4. De- 
zember 1901 dahin, 

der Beklagte wird verurteilt, anzuerkennen, dass er Patron 
der Blesener Filialkirche zu Althôfchen ist und dass ihm als 
solchen kraft besonderer Observanz die ausschliessliche Bau- 
und Reparaturpflicht der Kirche obliegt und die Kosten des 
Rechtsstreits zu tragen. 

In den Entscheidungsgriinden wurde ausgeführt, dass nach 
dem Schreiben der Königl. Südpreussischen Kriegs- und Domänen- 
Kammer vom 11. Oktober 1806 nicht zweifelhaft sein könne, dass 
der Preussische Fiskus damals das Kloster in Blesen, adem die 
Reparatur der Althöfchener Kirche als Patron oblage, auch wirklich 
als den Patron erachtete und sich selbst, soweit er eben Rechts- 
nachfolger im Besitz der Klostergüter war, für verpflichtet hielt, die 
Baumaterialien u.s. e zu beschaffen. Damals also könne bei den 
fiskalischen Behörden kein Zweifel gewesen sein, dass die Alt- 
hófchener Kirche eine dem öffentlichen Gottesdienst bestimmte Kirche, 
auf welche auch nach Preussischem Recht die Entstehungsgründe für 
das Patronat zutrafen, und keine Privatkapelle war. 

Wenn der Beklagte diesem urkundlichen Beleg gegenüber sich 
auf einen Irrtum der Behörde berufen wolle, so möge er Beweig 
dafür antreten, worin damals der Irrtum bestanden habe. Das set 
nach keiner Richtung geschehen. 

Die Abmachung aus dem Jahre 1818 sei völlig unmassgeblich, 
da zur Rechtswirksamkeit derselben die Genehmigung des Herrn 
Bischofs ($ 610 II. 11. A. L. R.) fehlte. Ebensowenig könne sich 
Beklagter auf eine Endigung des Patronats durch Verjährung be- 
rufen, da, wie in der Entscheidung des Reichsgerichts (Band 29, 
Seite 183) zutreffend mit Rücksicht auf $$ 610, 611 IT 11 A. L. R. 
dargetan sei, eine Kirchengemeinde ihrer Rechte gegen den Patron 
durch Nichtgebrauch, also durch passives Verhalten, nicht verlustig 
gehen könne, 

Beklagter sei also für seine, entgegen seinem früheren Aner- 
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kenntnis aufgestellte Behauptung, dass die Kirche in Althôfchen 
eine private Ortskapelle gewesen sei, beweispflichtig geblieben. Aber 
es müsse auch angenommen werden, dass diese Behauptung des Be- 
klagten von der Klägerin widerlegt ist. Denn aus den von ihr vor- 
gelegten Urkunden ergebe sich, dass die gedachte Kirche im XVII. 
und XVIII. Jahrhundert wiederholt durch den Bischof in Posen 
bezw. durch einen von ihm beauftragten Prälaten visitiert worden 
ist. Das sei aber nur möglich gewesen, wenn die Kirche der Juris- 
diktion des Bischofs in Posen unterstellt und keine Abtskapelle war. 
Denn der Cisterzienserorden sei ein exemter gewesen und es erscheine 
ausgeschlossen, dass der Abt eines solchen Ordens die Visitation 
durch einen ihm gleichstehenden Kirchenfürsten zugelassen hätte. 

An der Echtheit der Visitationsurkunden hatte das Gericht. 
keinen Zweifel, da sie von den kirchlichen Behörden in den Grenzen 
‚ ihrer Amtsbefugnis ausgestellt bezw. von den bischöflichen bezw. 
päpstlichen Notaren beurkundet, also öffentliche Urkunden sind. 

Gegen das Urteil vom 4. Dezember 1901 hat der Beklagte 
Berufung eingelegt und beantragt, 

unter Abänderung desselben die Klägerin mit ihrer Klage 
kostenpflichtig abzuweisen. 

Zur Begründung des Rechtsmittels führte er folgendes an: 

Für die Entscheidung des Rechtsstreites seien zwei Fragen von 
wesentlicher Bedeutung: | 

1. Ist Fiskus Patron der Kirche zu Althöfchen ? und 
2. Für den Fall der Bejahung der Frage zu 1: welche 
Baulasten liegen ihm als Patron ob? 

Seitens des Beklagten werde die Eigenschaft des Fiskus als 
Patron der Kirche zu Althöfchen in der Hauptsache um deswillen 
bestritten, weil zu Protokoll vom 17. April 1826 der damalige 
Kirchenvorstand die Erklärung abgegeben habe, dass der in Alt- 
höfchen residierende Abt dıe Kirche sich »zur Bequemlichkeit zu 
seinen gottesdienstlichen Handlungene habe erbauen lassen. 

In gleicher Weise lasse sich ein Schreiben des Propstes 
Kabacifiski zu Blesen vom 8. Januar 1818 aus, in dem es heisse, 
dass das Patronatsrecht der Althöfchener Kirche stets in den Händen 
der daselbst residierenden Äbte gewesen sei. Dann laute der Brief 
nach der Übersetzung wörtlich weiter: 

Sie (d. i. die Kirche in Althöfchen) wurde einzig und allein 
zu ihrer (d. i. der Äbte) Bequemlichkeit als eine Kapelle 


aufgeführt. 
Hieraus folge, dass sie als Privatkapelle des Abtes erbaut 
worden ist, — Wenn die Klägerin demgegenüber ausführe, es sei 


das schon deshalb unmöglich, weil die Abte erst: im Jahre 1650 
Althöfchen zu ihrem Wohnsitze erwählt hätten, während die Kirche 
bereits um das Jahr 1280 erbaut worden sei, so wurden die an- 
gegebenen Daten als unbekannt bestritten. 

Der Behauptung, dass die Kirche im XVII. und XVIII. Jahr- 
hundert wiederholt von dem Bischof oder seinem Beauftragten visitiert 
worden sei, werde ein entscheidendes Gewicht nicht beigelegt werden 
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können, denn das Tridentiner Konzil habe die Jurisdiktion über die 
Eximierten den Bischöfen, wenigstens als päpstlichen Legaten zurück- 
gegeben und jene in einigen Punkten den letzteren schlechthin unter- 
worfen. 

Es könne dem Vorderrichter nicht darin beigetreten werden, 
dass die Verhandlung vom 17. April 1826 mangels Genehmigung 
seitens der geistlichen Oberen nicht massgebend sei. Bei den da- 
mals abgegebenen Erklärungen habe es sich nämlich für die Be- 
teiligten nicht um die Begründung, Änderung oder Aufgabe von 
Rechten gehandelt, sondern lediglich um die Feststellung des tat- 
sächlich bestehenden Zustandes. 

Was die eingaugs erwähnte zweite Frage anlangt, so könne 
nicht zugegeben werden, dass aus dem Schreiben vom 11. Oktober 1806 
eine auf besonderer Observanz beruhende Bau- und Reparaturpflicht 
des Patrons hinsichtlich der Kirche zu folgern sei. Die Unter- 
haltung der Kirche liege der Gemeinde Althöfchen ob und sei diese 
Bauverpflichtung bis zum Jahre 1885 von ihr bei vorkommenden 
Baufällen auch erfüllt worden. Am 9. März 1834 habe der Kirchen- 
vorstand anerkannt, dass die Kirche dem landesherrlichen Patronat 
nicht unterliege, sondern lediglich die Gemeinde zu deren alleiniger 
Unterhaltung verpflichtet sei. Wenn also auch zu Anfang des vori- 
gen Jahrhunderts eine observanzmässige Verpflichtung des Patrons 
zur Bezahlung der Reparaturen bestanden haben sollte, so würde 
diese Verpflichtung wieder beseitigt sein durch eine neue Observanz, 
welche sich mindestens seit dem Jahre 1830 dahin gebildet habe, 
dass die Verpflichtung zur Bestreitung der Reparatur- eventuell der 
sämtlichen Baukosten der Kirche obliege. 


Klägerin hat beantragt, die von dem Beklagten eingelegte 
Berufung als unbegründet kostenpflichtig abzuweisen, und folgendes 
angeführt: 

Das Protokoll vom 17. April 1826, dessen Inhalt und Authen- 
ticität nicht anerkannt werde, könne die anderweit historisch 
nachgewiesenen Tatsachen nicht widerlegen und entbehre diesen 
gegenüber jeder rechtlichen Bedeutung. Aus dem beigebrachten 
Urkundenmaterial ergebe sich in zweifelhafter Weise, dass die Alt- 
höfchener Kirche eine Filialkirche der Blesener Kirche gewesen und 
dass die Abte des Cisterzienserklosters die Baupflicht zu tragen 
hatten. 

Um dies für festgestellt zu erachten, würde an sich das in dem 
Reskripte der Königl. Südpreussischen Kriers- und Domänenkammer 
vom 11. Oktober 1806 enthaltene Anerkenntnis der zuständigen 
Behörde genügen. Es sei nicht anzunehmen, dass dieselbe ein der- 
artiges Anerkenntnis abgegeben haben sollte, ohne vorher das ihr zu 
Gebote stehende Beweismaterial geprüft zu haben. Ihr hätten auch 
die massgebenden und entscheidenden Verhältnisse näher gelegen, 
als dem Kirchenvorstande vom Jahre 1326, bei dem jedenfalls die 
Kenntnis des urkundlichen Materials nicht zu vermuten sei. Recht- 
lich sei die Erklärung des Kirchenvorstandes durchaus belanglos, in 
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tatsächlicher Beziehung dagegen durch die in den vorgelegten Ur- 
kunden enthaltene Geschichte der Kirche und deren Verhältnisses zu 
der Blesener Kirche und dem Kloster widerlegt. Ebensowenig könne 
das Schreiben des Propstes Kabacifiski als eine Beweisurkunde an- 
gesehen werden. Aus demselben könne nicht hergeleitet werden, 
dass der Propst Kabacifiski zugestanden habe, die Althöfchener Kirche 
sei nicht eine Filialkirche der Kirche zu Blesen gewesen. Es heisse 
in dem Schreiben, dass die Äbte verpflichtet gewesen seien, die 
Kirche zu unterhalten sowohl in Betreff der Reparaturen als auch 
der inneren Bedürfnisse und ferner, »dass die Kirche in Althöfchen 
oder die frühere Abtskapelle eine Filialkirche der Pfarrkirche in 
Blesen sei, das haben früher die Bischöfe getan, damit dort zur 
Bequemlichkeit der dortigen Einwohner Pfarrgottesdienst gehalten 
und die Sakramente administriert werden könnten.e Somit konsta- 
tiere der Verfasser des Schreibens, dass die Kirche dem Parochial- 
dienst gewidmet gewesen sei. — Wenn nun die Abte zu der Zeit, 
als sie ihre Residenz in Althöfchen hatten, die Kirche mitbenutzten, 
so sei dies selbstverstándlich. Wenn auch ihre persönlichen gottes- 
dienstlichen Bedürfnisse hierbei mit Bequemlichkeit befriedigt werden: 
konnten, so beweise dies keineswegs, dass die Kirche nicht in erster 
Linie dem Parochialgottesdienst gewidmet gewesen sei. 

Die vom Gegner in Bezug genommenen Bestimmungen des 
Tridentinums könnten hier schon deshalb nicht in Betracht kommen, 
weil die fragliche Kirche, wie aus den Visitationsurkunden hervor- 
gehe, ausdrücklich als Filialkirche der Pfarrkirche in Blesen vom 
Delegierten des Diözesanbischofs visitiert worden sei, Kirchen des 
Cisterzienserordens aber, welche nicht dem Pfarrgottesdienste gewid- 
met gewesen, nach der Auskunft des Erzbischöflichen Generalkon- 
sistoriums zu Posen vom 25. September 1901 derartigen Visitationen 
nicht unterlegen hätten. 

Die Unterscheidung zwischen »Klostere und »Abte sei eine 
rechtlich gegenstandlose, das Kloster sei Eigentümer des Gutes 
Althöfchen gewesen, während der Abt Rechte und Pflichten namens 
derselben und für dasselbe ausgeübt und erfüllt habe. Dass das 
Kloster die Bau- und Reparaturkosten vor dem Jahre 1818 allein 
getragen habe, ergebe das urkundliche Material. 

Diese Ausführungen hat der Beklagte bestritten und schliess- 
lich hervorgehoben, dass das Patronat des Fiskus über die Kirche 
in Althöfchen, falls es jemals bestanden haben sollte, gegenwärtig 
jedenfalls dadurch in Wegfall gelangt sei, dass Fiskus sich des Be- 
sitzes der vormaligen Domänen entäussert habe. 

Die Klägerin hat bestritten, dass Fiskus gegenwärtig nicht 
mehr Eigentümer von Althöfchen sei, ist übrigens der Ansicht, dass 
selbst bei einer Veräusserung des Domänengutes der Beklagte seiner 
Patronatsverpflichtungen nicht ledig geworden sei. 

Die Parteien haben verschiedene Urkunden vorgelegt und iv 
der mündlichen Verhandlung deren Inhalt teils vorgetragen, teils auf 
denselben Bezug genommen. Klägerin hat ausserdem ein Exemplar 
der Abhandlung »Zur Geschichte von Althófchen« (Sonderabdruck 
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aus der Zeitschrift der Historischen Gesellschaft für die Provinz 
Posen, 11. Jahrgang 1886 S. 33 ff.) zu deu Akten überreicht. 

Das Kónigliche Oberlandesgericht zu Posen hat auf die münd- 
liche Verhandlung vom 11. Dezember 1902 dahin für Recht erkannt : 

»Die Berufung des Beklagten gegen das am 4. Dezember 
1901 verkündete Urteil der II. Zivilkammer des Königlichen 
Landgerichts in Meseritz wird insoweit zurückgewiesen, als 
der Beklagte zur Anerkennung seines Patronats über die 
katholische Kirche zu Althófchen verurteilt ist. 

Im Übrigen wird unter Abänderung des bezeichneten 
Urteils, die Klägerin mit dem Anspruche, den Beklagten zu 
verurteilen, anzuerkennen, dass ihm als Patron kraft besonderer 
Observanz die ausschliessliche Bau- und Reparaturpflicht der 
katholischen Kirche zu Althófchen obliegt, abgewiesen. 

Die Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander auf- 
gehoben. 

Von Rechts Wegen.« 

Auf die Revision beider Parteien gelangte die Sache in die 
dritte Instanz, worauf das Reichsgericht, IV. Zivilsenat, auf die 
mündliche Verhandlung vom 28. Mai 1903 folgendes Urteil (1V. 42/1903) 
fällte : 

Die Revisionen beider Teile gegen das Urteil des Vierten 
Zivilsenats des Königlich Preussischen Oberlandesgerichts zu 
Posen vom 18. Dezember 1902 werden zurückgewiesen, die 
Kosten der Revisionsinstanz werden jeder Partei zur Hälfte 
auferlegt. 

Von Rechts Wegen. 


Tatbestand. 


Gegen das vorbezeichnete Urteil des Oberlandesgerichts zu 
Posen haben sowohl die Klägerin wie die Beklagte Revision ein- 
gelegt. Erstere hat beantragt, das angefochtene Urteil bezüglich 
des Kostenpunktes und insoweit aufzuheben, als nicht nach ihrem 
Antrage in der Berufungsinstanz erkannt ist und vollständig nach 
diesem Antrage zu erkennen. Der Beklagte hat den Antrag gestellt, 
das angefochtene Urteil insoweit aufzuheben, als dadurch seine Be- 
rufung zurückgewiesen ist und in vollem Umfange nach seinem in 
der Berufungsinstanz gestellten Antrage zu erkennen. Beiderseits ist 
die Zurückweisung der gegnerischen Revision beantragt worden. 
Es ist auf Grundlage des angefochtenen Urteils mündlich verhandelt 
worden, 

Entscheidungsgründe. 


Die Kligerin hat geltend gemacht, dass der beklagte Fiskus 
als Rechtsnachfolger im Besitze der zur ehemaligen Cisterzienser- 
abtei Blesen gehörig gewesenen und von ihm eingezogenen Güter, 
auf denen das Patronat der Kirche in Althöfchen geruht habe, 
Patron dieser Kirche sei, und dass dem Beklagten kraft besonderer 
Observanz die ausschliessliche Bau- und Reparaturpflicht der Kirche 
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obliege. Der Beklagte hat dies bestritten und entgegnet: Aller- 
dings sei das Patronat über die Kirche zu Blesen mit dem Besitze 
der zur ehemaligen Cisterzienserabtei gehörigen Güter auf ihn über- 
gegangen. Dieses Patronat sei aber von dem Patronate von Alt- 
höfchen verschieden. Das frühere Patronat der Blesener Äbte über 
die Kirche in Althöfchen habe mit dem Amte der Abte als solchem 
in keinem Zusammenhange gestanden, sondern auf den privalen Be- 
ziehungen der Abte zu der für sie als Privatkapelle erbauten Kirche 
beruht. Die von der Klägerin behauptete Observanz sei eventuell 
durch eine entgegengesetzte spätere Observanz, kraft deren der 
Klägerin die ausschliesshche Bau- und Reparaturpflicht obgelegen, 
beseitigt worden. 

Durch das erstinstanzliche Urteil wurde der Beklagte gemäss 
dem Klageantrage verurteilt, anzuerkennen, dass er Patron der Blesener 
Filialkirche zu Althöfchen sei und dass ihm als solchem kraft be- 
sonderer Observanz die ausschliessliche Bau- und Reparaturpflicht 
der Kirche obliege. Das Berufungsgericht änderte auf die hiergegen 
von dem Beklagten eingelegte Berufung die erste Entscheidung inso- 
weit ab, als es die Kligerin mit ihrem Antrage auf Anerkennung 
der ausschliesslichen Bau- und Reparaturpflicht kraft besonderer 
Observanz abwies, wies dagegen die Berufung insoweit zurück, als 
der Beklagte zur Anerkennung seines Patronats über die Kirche zu 
Althöfchen verurteilt worden war. 

Die Entscheidung des Berufungsgerichts ist folgendermassen 
begründet: Was zunächst die Frage angeht, ob die Kirche zu Alt- 
höfchen als Filialkirche zu Blesen zu erachten sei, so müsse nach 
dem beigebrachten, — vom Berufungsgericht näher erörterten — 
Urkundenmaterial angenommen werden, dass wenn erstgenannte Kirche 
vielleicht auch nieht im eigentlichen Sinne als eine filia der letzt- 
erwähnten Kirche anzusehen sei, sie sich doch in einem einer Filial- 
kirche sehr nahe kommenden Verhältnisse befunden habe. Aller- 
dings sei aus dem Charakter der Kirche zu Althöfchen als Filial- 
kirche kein sicherer Schluss dahin zu ziehen, dass sie auch denselben 
Patron wie die Mutterkirche haben müsse. Immerhin sei es aber 
als Regel zu betrachten, dass der Patron der Mutterkirche derselbe 
wie der der Tochterkirche sei, und insofern sei es doch von einer 
gewissen Bedeutung für die Entscheidung der Frage des streitigen 
Patronats der Kirche zu Althöfchen, dass letztere sich in dem Ver- 
hältnisse einer Filialkirche zu der Kirche in Blesen befinde, von 
welcher letzteren unstreitig vordem das Kloster zu Blesen und jetet 
der Fiskus Patron sei. Die Meinung des Beklagten, dass die Kirche 
zu Althöfchen lediglich eine privale zur Bequemlichkeit der Blesener 
Abte gegründete und bestimmte Abéskapelle gewesen sei, gründe sich 
auf Meinungsäusserungen eines ehemalıgen Propstes von Kabacinski 
aus dem Jahre 1818, die auch in der Verhandlung vom 17. April 
1826 durch die Kirchenvorsteher zu Althöfchen gebilligt worden 
seien. Die fraglichen Aeusserungen stellten sich jedoch lediglich als 
Privatansicht dar, welche um so unmassgeblicher seien, als sie mit 
historisch nachweisbaren Tatsachen und anderen Umständen in Wider- 
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spruch ständen. In einer Reihe von näher benannten älteren Ur- 
kunden werde die Kirche zu Althöfchen als »Pfarrkirche« be- 
zeichnet. Unrichtig sei es auch, dass sie von den dort resi- 
dierenden Abten gegründet sei. Sie sei von angesiedelten Mönchen 
des Cisterzienserordens um das Jahr 1238 gebaut worden, während 
das Klostergut Althöfchen erst im Jahre 1560 die Residenz der 
Abte von Blesen geworden sei. Auch seien im Verzeichnisse der 
Kirchengeräte von Althöfchen Sachen aufgeführt, welche nur in 
eine für die Seelsorge der Gemeinde bestimmte Pfarrkirche gehörten, 
in einer blossen Abtskapelle aber überflüssig seien. Endlich aber 
kommen in Betracht, dass nach Inhalt der überreichten Visitations- 
urkunden die Kirche zu Althöfchen zu verschiedenen Zeiten von Ab- 
gesandten des Diüzesanbischofs visitiert worden sei. Es sei aber, 
insbesondere nach der Auskunft des erzbischöflichen Generalkon- 
sistoriums zu Posen, als feststehend anzusehen, dass der Cisterzienser- 
orden zu den exemten Orden gehörte, und daher die demselben ge- 
hörigen Klöster, Kirchen und Kapellen, soweit sie nicht dem Pfarr- 
gottesdienste dienten, der Visitation des Diözesanbischofs nach dem 
kanonischen Rechte nicht unterlagen. Das Verhältnis der Abte zu 
dieser nachgewiesenermassen dem Pfarrgottesdienste dienenden Kirche 
zu Althöfchen anlangend, so erkläre der Beklagte selbst, dass die 
Abte das Patronat über dieselbe gehabt hätten. Es sei aber auch 
urkundlich bezeugt, dass das jus patronatus dem Blesener Kloster- 
abte zugestanden habe. Das Patronat hätten aber die Äbte nur 
vermöge ihres Amtes ihrer Dignitas, als geistliches Patronat, nicht 
etwa auf Grund eines gewöhnlichen privatrechtlichen Titels als Laien- 
patronat besessen, so dass in Wahrheit das Kloster Inhaberin des 
Patronats gewesen und der jedesmalice Abt nur als Repräsentant 
des Klosters die diesem obliegenden Rechte und Pflichten ausübte. 
Der Unterschied, welchen der Beklagte zwischen dem Patronate des 
Klosters (Blesen) und dem Patronat der Abte (Althöfchen) zu machen 
sich bemühe, sei daher unhaltbar. Der Beklagte sei auch früher 
anderen Sinnes gewesen, da die Verfügung der Königlichen Süd- 
preussischen Kriegs- und Domänenkammer vom 11. Oktober 1806 
anerkenne, dass ihm als Patron die Reparaturpflicht obliege. Sei 
hiernach zwischen dem Patronat über Blesen und über Althöfchen, 
soweit man auf den Inhaber des Patronats sehe, ein Unterschied 
nicht zu machen, so finde ein solcher ebensowenig in Anbetracht 
der Succession in das Patronat durch den Fiskus statt. Denn beide 
Patronate seien dinglicher Natur gewesen, sie hätten auf dem Kirchen- 
gute geruht und seien mit ihm verknüpft gewesen. Mit der Sä- 
kularisation des Klostergutes sei daher das Patronat über Althöfchen 
als dingliches ebenso wie das Blesener Patronat auf den beklagten 
Fiskus übergegangen. Möchte auch der Beklagte nachträglich die 
fiskalische Domäne veräussert haben, so habe er nicht nachgewiesen, 
dass er dem Königlichen Befehle vom 9. Januar 1812 zuwider das 
Patronat mufverkauft habe. 

Anlangend die weitere Frage, ob dem Fiskus als Patron, wie 
Klägerin behaupte, kraft besonderer Observans die ausschliessliche 
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Bau- und Reparaturpflicht obliege, so sei rechtlich zu scheiden die 
Zeit vor dem 1. Juni 1794 und die spätere Zeit. Bis zu dem be- 
zeichneten Zeitpunkte habe in den fraglichen, ehemals zu dem König- 
reich Polen gehörigen Landesteilen kanonisches Recht gegolten. 
Nach Massgabe der Bestimmungen des Konzils von Trient seien 
mangels Vermögens der Kirchenfabrik zunächst die Patrone und alle 
diejenigen, die Einkünfte aus den Kirchenvermögen bezögen, und 
demnächst erst die Parochieen zur Bestreitung der Kirchenbaukosten 
verpflichtet gewesen. Vorliegend sei die Kirchenfabrik unzureichend 
gewesen, die Äbte hätten jedoch als Patrone der Kirche Einkünfte 
bezogen. Hätten auch daher die Abte in der vorlandrechtlichen 
Zeit ausschlieslich die Bau- und Reparaturpflicht getragen, so sei 
dies auf Grund bestehender gesetzlicher Verpflichtung geschehen, 
und seien solche Übungen nicht geeignet zur Begründung einer Ob- 
servanz. Dass nach Einführung des Allgemeinen Landrechts sich eine 
Observanz des behaupteten Inhalts gebildet habe, sei von der Klägerin 
nicht nachgewiesen. Auf die Behauptung des Beklagten, dass durch 
eine entgegenstehende spätere Observanz, die von der Klägerin be- 
hauptete Observanz wieder aufgehoben worden sei, sei nicht einzu- 
gehen. Denn die Wiederaufhebung einer Observanz, deren Ent- 
stehung in keiner Weise dargelegt sei, brauche nicht erst nachge- 
wiesen zu werden. Beklagter aber habe nicht etwa im Wege der 
Widerklage eine Feststellung dahin begehrt, dass kraft Observanz 
der Klägerin die ausschliessliche Bau- und Reparaturpflicht obliege. 

Der Beklagte macht zur Begründung seiner Revision in erster 
Linie geltend: das Berufungsgericht unterstelle ohne ausreichende 
Grundlage, dass, weil früher das Kloster zu Blesen, später der Be- 
klagte Patron der Kirche zu Blesen gewesen, daraus auch auf das 
Patronat über die Klägerin als Filialkirche von Blesen zu schliessen 
sei. Einmal stehe nach der eigenen Annahme des Berufungsgerichtes 
die Eigenschaft der Klägerin als Filiale von Blesen nicht fest und 
die rechtliche Bedeutung des festgestellten Verhältnisses, als eines 
einer Filialkirche sehr nahe kommenden, sei nicht klar. Sodann 
aber entbehre auch der Satz der Berechtigung, dass als Regelfall 
der Patron der Mutterkirche auch als Patron der Tochterkirche zu 
gelten habe. 

Die Revisionsrüge ist an sich begründel. Die Annahme des 
Berufungsgerichtes, es sei als Regel anzusehen, dass der Patron der 
Mutterkirche zugleich auch Patron der Tochterkirche sei, ist rechts- 
irrtümlich. Sie findet keine Stütze im positiven Recht, sei eg im 
kanonischen und gemeinen Kirchenrecht, sei es in den kirchen- 
rechtlichen Bestimmungen des preussischen Allgemeinen Landrechts. 
Sie ist ebensowenig aus der Natur der Sache abzuleiten. Gemäss 
dem preussischen Rechte entsteht das Patronat durch Fundation, 
Auftrag einer Kirchengesellschaft und Verjährung. ($$ 569 ff. 
Teil H. Titel 11 des Allgemeinen Landrechts). Alle diese Rechts- 
titel beziehen sich auf eine bestimmte, einzelne kirchliche Anstalt. 
Es umfasst das Patronatsrecht keineswegs den ganzen Sprengel der 
Parochie dermassen, dass das Patronat der Mutterkirche zugleich 
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auch ohne weiteres sich auf die Tochterkirche erstreckt. Auch nach 
gemeinem Kirchenrechte ist das Patronat nicht territorieller Natur. 
Auch hier hat die durch das Patronat dem Berechtigten gewährte 
Begünstigung nur die einzelne geschaffene Stiftung zum Objekte, 
bezüglich deren die Begünstigung gewährt ist. (Entscheidung des 
Reichsgerichts Band 15. Seite 168 ff; Band 43 Seite 332). Die 
Begründung, dass der Beklagte als Patron der Mutterkirche Blesen 
bis auf weiteres auch als Patron der einer Tochterkirche gleich- 
kommenden Kirche Althöfchen zu gelten habe, würde hiernach recht- 
lich zu beanstanden sein. Seine Entscheidung, dass dem Beklagten 
das Patronat über die Kirche zu Althöfchen zustehe, stützt indessen 
das Berufungsgericht unabhängig davon auf weitere, das Urteil 
selbständig tragende Gründe. Seine Ausführung, dass der Beklagte 
selbst zugegeben habe, dass die Abte an der Kirche zu Althöfchen 
das Patronat inne gehabt und dass dies auch anderweit urkundlich 
bezeugt sei, und die weitere bedenkenfreie Ausführung, dass die 
Kirche keineswegs, wie Beklagter meine, eine blosse private Abts- 
kapelle, sondern dem Pfarrgottesdienste gewidmet gewesen, und dass 
die Abte das Patronat nur als Repräsentanten des Klosters, nicht 
als Private besessen, rechtfertigen für sich allein die Feststellung, 
dass das Kloster Blesen Inhaberin des Patronats gewesen sei. Die 
obige rechtsirrige Annahme des Berufungsgerichts ist sonach für 
seine Entscheidung nicht kausal. 

Unbegründet ist auch die weitere Rüge des Beklagten: die 
Annahme des Berufungsgerichts, dass das Patronat über die Kirche 
zu Althöfchen mit dem Besitze des Klostergutes als dingliches ver- 
knüpft gewesen, entbehre des näheren Nachweises. Allerdings steht 
der Klägerin die im $ 579 Teil II Titel 11 Allgemeinen Landrechts 
aufgestellte gesetzliche Vermutung für die Dinglichkeit des Kirchen- 
patronats nicht zur Seite. Diese Präsumtion gründet sich auf die 
eigenartige, deutschrechtliche Entwickelung, der zufolge das Real- 
patronat die Regel bildete (Vgl. Hinschius, Kirchenrecht, Band II, 
Seite 631 fl.) Kommt, wie hier, kanonisches Recht in Frage, so 
ist für eine solche Vermutung kein Raum. Die Annahme des Be- 
rufungsgerichts, dass das Patronat über die Kirche Althöfchen eben- 
so wie das Patronat über Blesen dinglich mit dem Klostergute ver- 
knüpft gewesen, gründet sich aber nicht auf eine gesetzliche Ver- 
mutung, sondern auf die konkrete Sachlage. Sie erscheint auch in- 
soweit ausreichend begründet. 

Die Klägerin stützt ihre Revision darauf, dass das zum Nach- 
weise der von ihr behaupteten Observanz beigebrachte Material nicht 
zutreffende und ausreichende Würdigung gefunden habe. Es kämen 
für ihren Rechtsanspruch wesentlich in Betracht, dass der Abt 
Gurowski in vorlandrechtlicher Zeit die Kirche zu Althöfchen aus 
eigenen Mitteln wieder aufgebaut, dass der Beklagte im Erlasse der 
südpreussischen Kriegs- und Domänenkammer vom 11. Oktober 1806 
seine unbeschränkte Verpflichtung anerkannt und dementsprechend 
auch alles Holz zur Reparatur geliefert und ausschliesslich die 
Feuerkassenbeiträge entrichtet habe. Das Berufungsgericht hat indes 
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bezüglich der vorlandrechtlichen Zeit einen Rechtstitel zur Observanz 
bedenkenfrei deshalb verneint, weil nach Lage der damals bestehen- 
den Verhältnisse bei unzureichender Leistungsfähigkeit der Patron 
kraft Gesetzes zum Wiederaufbau auf alleinige Kosten verpflichtet 
gewesen sei. Im übrigen aber hat es in wesentlich tatsächlicher, 
der Nachprüfung unzugänglicher Würdigung das beigebrachte Mate- 
rial als ungenügend zum Nachweise der behaupteten Observanz 
erachtet, 

Auch sonst sind Rechtsnormverletzungen nicht erkennbar. Es 
waren daher die beiderseitigen Revisionen unter der Kostenfolge des 
8 97. Abs. 1 Zivilprozessordn. als unbegründet zurückzuweisen. 


6. Einrechnung der Manual-Messstipendien in die Personal- 
einkommensteuer in Österreich. 


Erk. des k. k. Verwaltungs-Gerichtshofes v. 14. Nov. 1908. 
(Kirchl. Verordnungs-Bl. f. d. Levanter Diözese Nr. 2902. 1904.) 


Nr. 7043 ex 1908. 


V. G. H. 
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers! 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des 
k. k. Senats-Präsideuten Dr, Ritter von Pollak, in Gegenwart der 
Räte des k. k. Verwaltungsgerichtshofes Dr. Freiherrn von Schenk, 
Weisser, Dr. Schön, Dr. Ploj, Dr. Formänek und Ritter von Januschka, 
dann des Schriftführers k. k. Bezirkskommissärs Freiherrn von Weigels- 
perg, über die Beschwerde des Josef Zickar in Videm gegen die mit 
Erlass der k. k. Finanz-Landes-Direction in Graz vom 16. Dezember 
1901, Z. 32.101, ıntimierte Entscheidung der Personaleinkommen- 
steuer- Berufungs-Kommission für Steiermark, betreffend die Personal- 
einkommensteuer für das Jahr 1901, nach der am 14. November 1903 
durchgeführten Öffentlichen mündlichen Verhandlung, und zwar nach 
Anhörung des Vortrages des Referenten, sowie der Ausführungen des 
Dr. Viktor von Fuchs, Hof- und Gerichtsadvokaten in Wien, für 
die Beschwerde, dann der Gegenausführungen des k. k. Ministerial- 
Vize-Sekretärs Dr. Pfleger in Vertretung der belangten Behörde, zu 
Recht erkannt: 

Die angefochtene Entscheiduug wird wegen mangelhaften Ver- 
fahrens aufgehoben. 


Entscheidungsgründe. 


Gegen das Einkommenssteuerbekenntnis pro 1901, in welchem 
ausser dem unbeanständeten Einkommen aus Dienstesbezügen per 
2290 K 22 h nur noch ein Einkommen aus Grundbesitz mit 355 K 
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60 h einbekannt und Abzugsposten zusammen im Betrage von 2452 K 
32 h, darunter die Verköstigung des Kaplans mit mindest 2 K per 
Tag, also mit 732 K pro Jahr, geltend gemacht wurden, sind dem 
Beschwerdeführer mit dem Dekrete vom 28. März 1901 die gegen 
die Richtigkeit des Einkommens aus Grundbesitz und gegen die 
Angemessenheit der Abzugsposten, darunter insbesonders des für die 
Verköstigung des Kaplans in Abrechnung gebrachten Betrages, als 
auch gegen die Vollständigkeit des Bekenntnisses obwaltenden Be- 
denken in der Richtung vorgehalten worden, dass der Mietwert der 
freien Wohnung im Pfründengebäude, der Ertrag der freiwilligen 
Kollektur und die Manual-Messstipendien überhaupt nicht fatiert. 
wurden. 

Über die Beantwortung des Bedenkenvorhaltes, in welcher der 
Beschwerdeführer unter Detaillierung des Einkommens aus Grund- 
besitz bei seinen Angaben beharrte, den Mietwert der Wohnung mit 
150 K als entsprechend zugibt und die Steuerfreiheit des Ertrages 
der Kollektur, sowie der eingenommenen Manual-Messstipendien be- 
hauptet, erfloss an den Fatenten unter dem 14. Juni 1901 neuerlich 
ein Vorhaltsdekret des Inhaltes, dass für die Verköstigung des 
Kaplanes der Betrag von 292 K angemessen sei, dass der Betrag 
der Kollektur mit Rücksicht auf die Zahl der Pfarrinsassen, deren 
zumeist günstige materielle Lage und das gute Jahr mit 300 K 
entsprechend angenommen und dass für Manualmessen der Betrag 
von 229 K ausgesetzt werde, 

In Beantwortung dieses Vorhaltes verblieb der Beschwerde- 
führer bei seinen früheren Angaben mit dem, dass der reine un- 
belastete Ertrag der freiwilligen Kollektur sich auf 42 K 18 h 
belauft. 

Die Schätzungskommission veranlagte den Beschwerdeführer 
von einem Gesamteinkommen per 4219 K, wobei das Einkommen 
aus Dienstbezügen konform mit den Fassionsangaben festgestellt, im 
übrigen aber in Abweichung von der Fassion das Einkommen aus 
Grundbesitz (nach Abrechnung der Steuer und der Entlohnung des 
Gesindes) mit 1100 K. aus Gebäuden mit 300 K, aus Manualmessen 
mit 229 K und schliesslich aus der freiwilligen Kollekte mit 300 K 
eingeschätzt wurde, dagegen die nicht bereits bei der Einschätzung 
des Einkommens aus Grundbesitz vorweg in Abrechnung gebrachten 
Abzugsposten unter alleiniger Reduzierung des Aufwandes für den 
Kaplan von 732 K. auf 292 K in dem vom Fatenten angegebenen 
Betrage anerkannt wurden. 

Der Berufung wurde keine Folge gegeben. Die gegen die Be- 
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rufungsentscheidung eingebrachte Beschwerde, insoferne sie gegen 
die Einschätzung des Einkommens aus Grundbesitz und Gebäuden 
ohne nähere Begründung, ganz allgemein einwendet, dass dieselbe 
»in ungesetzlicher Weise« zustande gekommen sei, musste der Ver- 
waltungsgerichtshof als unbegründet erkennen, weil die Schätzungs- 
kommission bei Einhaltung des formell korrekten Verfahrens — 
darüber streitet auch die Beschwerde nicht . . . gemäss ‘8 214 des 
Gesetzes über die direkten Personalsteuern bei Abgang von Behelfen, 
welche die Höhe des Einkommens ziffermássig genau erkennen lassen, 
gegenüber der blos schätzungsweisen und, wie entgegen der Be- 
hauptung in der Beschwerde festgestellt werden muss, keinesfalls 
unter Beweis gestellten Angaben des Fatenten über die Höhe des 
Einkommens aus diesen Quellen, ihre eigene Einschätzung zur Gel- 
tung zu bringen befugt war. 

Die Einwendung aber, dass die Äquivalents-Gebühr per 130 K 
42 h nur mit dem Betrage 30 K 42 h in Abrechnung gebracht 
worden sei, ist durch den bereits erwähnten aktenmässigen Umstand 
widerlegt, dass alle Abzugsposten mit Ausnahme der Steuer und der 
Lidlöhne, welche bei Einschätzung des Einkommens aus Grundbesitz 
vorweg in Abrechnung gebracht wurden, endlich der Verköstigung 
des Kaplans in der vom Fatenten angegebenen Höhe anerkannt 
wurden, | 
Dagegen hat der Gerichtshof der Beschwerde, insoferne sie sich 
gegen die Gesetzlichkeit der Einrechnung des Einkommens aus 
Manualmessstipendien richtet, aus dem Grunde stattgegeben, weil 
das diesbezüglich beobachtete Verfahren einen wesentlichen Mangel 
aufweisst. 

Die Beschwerde wendet ein, dass das Erträgnis der Manual- 
messstipendien der Personaleinkommensteuer aus dem Grunde nicht 
unterliege, weil diese Messstipendien als dona charitatis, also als 
Geschenke sich charakterisieren, Einnahmen aus Geschenken jedoch 
gemäss der Bestimmung des $ 159, Absatz 2 von der Personalein- 
kommensteuer befreit siud. 

Der Gerichtshof teilt die Anschauung der Beschwerde insoferne, 
als die Manualmessstipendien als Geschenke oder geschenkähnliche 
Zuwendungen qualifiziert werden, denn gemáss des kirchenrechtlichen 
Grundsatzes . . . welche Vorschrift als die Norm in Betracht 
kommen muss, nach welcher sich die rechtliche Natur und der In- 
halt des die vorliegend in Frage kommenden Bezüge begründenden 
Verhältnisses bestimmt . . ., dass Geistliches mit Weltlichem nicht 
vergolten werden kann und darf, widrigens die nach kanonischem 
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Rechte strafbare Handlung der Simonie begangen würde, war kein 
Zweifel in der Richtung übrig, dass solche Stipendien nicht als 
Entgelt für eine spirituelle Handlung anzusehen sind. 

Solche Messstipendien sind eben Geschenke oder geschenkähn- 
liche Zuwendungen, welche im Grunde der Bestimmung des 8 159, 
Absatz 2 im allgemeinen allerdings der Steuerpflicht unterworfen, jedoch 
in dem Falle steuerfrei sind, wenn derlei Einnahmen aus Geschenken 
oder geschenkähnlichen Zuwendungen »ausserordentliche« sind. 

In diesem Gedankengange bewegt sich auch die Norm des 
Artikel 4, Absatz 3 der Vollzugsvorschrift zum IV. Hauptstück und 
kann dieselbe daher nicht als dem Gesetze widersprechend bezeich- 
net werden. 

»Ausserordentliche« sind aber derlei Einnahmen dann, wenn 
der in der Natur der Schenkung oder einer schenkungsáhnlichen Zu- 
wendung bereits liegende Charakter einer sich nicht mit einer ge- 
wissen oder zumindest nicht mit einer solchen Regelmässigkeit wieder- 
holenden Leistung, dass sie dadurch ein gewöhnlicher Faktor in der 
Befriedigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse des Beschenkten wer- 
den würde, noch verschürft wird, wenn also die Schenkung oder 
schenkungähuliche Zuwendung einen ganz exzeptionellen Charakter 
besitzt, d. i. auf Seite des Beschenkten ausser dem Kreise des Ge- 
wöhnlichen liegt, das Gewöhnliche übertrifft. 

Damit also Einnahmen aus Manualmessstipendien im Sinne des 
8 159, Absatz 3 als steuerpflichtig erscheinen, dürfen sie nicht den 
Charakter einer ausserordentlichen Zuwendung haben. 

Darüber nun, ob die gedachten Einnahmen ausserordentliche 
oder ordentliche sind, gibt die Administrativ-Verhandlung keinen 
Aufschluss und sind, zeuge der Administrativakten, darüber Fest- 
stellungen überhaupt nicht erfolgt, denn die beiden Kommissionen 
haben sich vorweg auf den Rechtsstandpunkt gestellt, dass die mehr- 
erwähnten Einnahmen unter die im $ 167, Absatz 3 bezeichneten 
Dienstbezüge fallen, eine Frage, die, ganz abgesehen davon, ob derlei 
Manualmessstipendien unter den steuerrechtlichen Begriff der Dienst- 
bezüge fallen, erst dann aktuell werden kann, wenn die Vorfrage 
gelöst ist, ob eine solche Einnahme nach der allgemeinen Inter- 
pretation des Begriffes »steuerpflichtiges Einkommen« sich überhaupt 
als eine steuerpflichtige darstellt oder nicht. 

Vorerst war also festzustellen, ob die Einnahmen aus Manual- 
messstipendien sich als ausserordentliche oder ordentliche im Sinne 
der oben gekennzeichneten Kriterien darstellt. — Zur Beurteilung 
dieses für die Frage der Stenerpflicht in erster Linie relevanten 
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Umstandes war keine der beiden Kommissionen geschritten und hat 
der Gerichtshof hierin einen wesentlichen Mangel des Verfahrens 
erblickt. 

Wenn schliesslich mit der angefochtenen Entscheidung die Ein- 
schätzung des Aufwandes für die Verköstigung des Kaplans mit 
292 K aufrechterhalten wurde, so beruht diese Entscheidung eben- 
falls auf einem wesentlichen Mangel des Verfahrens, da gemäss 
8 206, al. 3 leg. cit., soferne es sich um die Einschätzung der Ein- 
künfte Geistlicher aus Dienstesbezügen handelt, wobei allerdings nicht 
allein die Einnahmsposten, sondern auch die bei Ermittlung des 
Reineinkommens in Betracht kommenden Ausgaben, gegebenen Falls 
also die auf dem geistlichen Diensteinkommen haftende Last der 
Verköstigung des Hilfspriesters in Rücksicht zu ziehen waren . .. 
lediglich das Gutachten der politischen Landesbehörde in Anspruch 
zu nehmen ist, was jedoch vorliegenden Falls uuterlassen wurde. 

Denn die Note der k. k. Statthalterei in Graz vom 9. Juli 1901, 
Z. 23,203, mit welcher der Schätzungskommission über die... 
den Akten im Konzepte nicht beiliegende . . . Zuschrift dto. 23. Mai 
1901, Z. 2469, bekannt gegeben ward, dass über das Einkommen 
einzelner geistlicher Personen, darunter auch des Beschwerdeführers, 
keine Nachweisung bezüglich der Einnahmen aus Manual- und ge- 
stifteten Messen vorliege und auch das fürstbischöfliche Lavanter 
Ordinariat mit der Zuschrift vom 22. Juni 1901, Z. 1989, mitgeteilt 
hat, dass das fragliche Einkommen dort unbekannt sei und nicht 
erhoben werden könne, weist darauf hin, dass die Schätzungs- 
Kommission allerdings Nachweisungen über das Einkommen aus 
Manual- und fundierten Messstipendien, nicht aber das im $ 206, 
alinea 3 leg. cit. vorgesehene »Gutachtene darüber eingeholt hat, 
wie hoch das aus dieser Quelle zu veranschlagende Einkommen sich 
belaufen haben mag, worin ein weiterer wesentlicher Mangel des 
Verfahrens gelegen ist. 

Nachdem also das Verfahren in den gedachten beiden Punkten 
mit einem wesentlichen Mangel behaftet erscheint, war die Ent- 
scheidung nach $ 6 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. 
Nr. 36 ex 1876, aufzuheben. 

Wien, den 14. November 1903. 

Pollak m. p. 
Weigelsperg m. p. 
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7. Kirchenbauvereine in Österreich sind bez. der gesammelten 
Gelder steuertrei. 
(Currenda Consist. Olomucensis Nr. 8863. VI. an. 1904.) 


Zu Liezen besteht schon seit 1870 ein Kirchenbauverein zum 
Zweck, einen Fonds zum Bau einer neuen katholischen Pfarrkirche 
in Liezen (nach den neueren Statuten zur Vergrösserung der römisch- 
katholischen Pfarrkirche in Liezen) zu sammeln. Von diesem Kirchen- 
baufonds wurde dem Kirchenbauverein das Gebühren-Äquivalent pro 
IV., V. und VI. Dezennium vorgeschrieben, wogegen derselbe recur- 
rierte. Der Rekurs wurde aber von der k. k. Finanz-Landesdirektion 
in Graz abgewiesen. 

Weil die angesprochene Befreiung nicht gewährt wurde, ergriff 
der Obmann des Kirchenbauvereins, nach den Vereinstatuten hiezu 
legitimiert, innerhalb der offenen Frist weiter den Rekurs an das 
k. k. Finanzministerium in Wien und begründete denselben folgender- 
massen : 

»Der Fonds des Vereines ist kein Gegenstand der Bemessung 
des Gebühren-Âquivalents, denn der Verein ist nur eine Hilfsaktion 
für so lange, als die Kirchennot besteht; er hört auf, sobald die 
Kirchenvergrösserung ausgeführt und bezahlt ist. Der Fonds ist 
kein bleibendes Stammkapital, dessen Zinsen zum Bau zu verwenden 
wären, sondern nur fruktifizierte Barschaft, die ganz zum bestimmten 
Zweck aufzubrauchen ist. Nach wiederholten Erklärungen der hohen 
k. k. Regierung zum vorletzten Absatz des § 16 der k. k. Fin.- 
Min.-Verordnung vom 14. Juli 1900, R.-G.-Bl. Nr. 120, bilden 
solche Barschaften keinen Gegenstand der Bemessung des Gebühren- 
Àquivalents.* 

Das k. k. Finanzministerium in Wien fand in Folgegebung des 
Rekurses mit dem Erlasse vom 20. September 1908, Z. 39382, an- 
zuordnen, dass aus dem einbekannten beweglichen Vereinsvermógen 
die zur Bestreitung der Kosten des Kirchenbaues zu verwendenden, 
wenn auch temporär fruktifizierten Vermögenschaften ausgeschieden 
und sonach das Gebühren-Äquivalent nur insofern bemessen werde, 
als Kapitalien vorhanden sind, von welchen bloss die Interessen zur 
Erfülung des Vereinszweckes urkundlich für immerwährende Zeiten 
gewidmet (gestittet) sind. 

Nachdem die Finanzbehórde nach gepflogenen Erhebungen sich 
überzeugt hatte, dass der Verein solche Kapitalien nicht habe, 
wurden ihm alle bisher an Gebühren-Äquivalent geleisteten Zahlungen 
rückvergütet. 
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8. Erziehung von Kindern aus gemischten Ehen im Elsass. 


Der »Köln. Volksztg.« (Nr. 175) wird von Berlin aus unterm 
28. Febr. 1904 ein Urteil des Strassb, Amtsgerichts betreffs Er- 
ziehung von Kindern aus einer gemischten Ehe mitgeteilt, das in 
seiner Art vou besonderem Interesse ist. Dasselbe möge deshalb 
nebst den Bemerkungen des Korrespondenten hier seinen Platz finden: 


Im Elsass gilt der Grundsatz des gemeinen Rechts, dass der 
Erziehungsberechtigte auch das Recht hat, die religióse Erziehung 
der Kinder zu bestimmen. Darin ist auch durch das Bürgerliche 
Gesetzbuch keine Ánderung eingetreten, da laut Art. 134 des Ein- 
führungsgesetzes die landesgesetzlichen Vorschriften über die religióse 
Erziehung der Kinder unberührt bleiben. Der protestantische Milch- 
hándler H. in Strassburg hatte aus seiner ersten Ehe mit einer 
Katholikin drei protestantisch erzogene Kinder. Ungefähr vor Jahres- 
frist ging er eine neue (bürgerliche) Ehe mit der katholischen Frau 
D. ein, deren erster Mann im Irrenhause ist. Nach drei Mouaten 
starb H. Auf dem Todesbette bat er sie, die Stiefkinder nicht her- 
zugeben. Vierzehn Tage nach dem Tode des Mannes wurde sie 
vom Amtsgericht in Strassburg zur Vormünderin ernannt. Nach 
einiger Zeit wurde die Frau krank und kam durch ihr ältestes Kind 
beim Pastor um Unterstützung nach, wurde jedoch mit der Be- 
merkung abgewiesen, die Kinder kämen bald ins Waisenhaus. Der 
Direktor des Waisenhauses erklärte, für das jüngste Kind könne sie 
Kostgeld bekommen, die beiden ältesten solle sie ins Waisenhaus 
geben und einen dahingehenden Antrag stellen. Die Frau unterliess 
dies jedoch. Im Januar d. J. stellte sie Antrag auf Überweisung 
ihrer schulpflichtigen Kinder aus der protestantischen in die katho- 
lische Schule. Diesem Antrag wurde stattgegeben. Nun aber kam 
unterm 25. Januar eine Aufforderung des Amtsgerichts Strassburg 
an die Witwe H., die Vormundschaft über ihre Kinder innerhalb 
fünf Tagen niederzulegen und dieselben ins städtische Waisenhaus 
zu verbringen. Sie weigerte sich, und unterm 3. Februar wurde ihr 
folgendes wunderbare Aktenstück zugestellt: 


Beschluss. Die Salomea D., Witwe des Milchhändlers H. 
hier, wird hierdurch des Amtes als Vormünderin der minderjährigen 
Kinder Maria Emma, Karl Friedrich Eduard und Anna Salomea H. 
entlassen. Gründe. Die Vormünderin ist die Stiefmutter der Mündel. 
Die bei ihrer Verpflichtung als Vormünderin gehegten Erwartungen 
hat sie nicht erfüllt. Sie selbst bekannte sich für ausser stande, die 
Kinder ordnungsmässig zu unterhalten und hat deren Unterbringung 
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in die hiesige Waisenanstalt selbst beantragt. Sie hat aber auch 
unter Verletzung des Gesetzes ($ 122 des Ausführungsgesetzes zum 
B. G.) das religiöse Bekenntnis der protestantischen Mündel geändert 
und schickt dieselben in die katholische Schule unter Umständen, 
welche geeignet sind, die religiösen Empfindungen der evangelischen 
Bevölkerung zu verletzen und das gute Einvernehmen unter den 
Bekenntnissen hiesiger Stadt zu stören, wie denn auch jetzt schon 
tatsächlich eine grosse Beunruhigung unter der evangelischen Geist- 
lichkeit hiesiger Stadt hierwegen besteht, dass die religiöse Erziehung 
der Mündel nach dem Gesetze und nicht nach Willkür zu erfolgen 
hat. Wegen dieses pflichtwidrigen, die Interessen der Mündel ge- 
fährdenden Verhaltens der Vormünderin ist deren längeres Verweilen 
im Amte nicht weiter zu dulden und musste daher gemäss 8 1886, 
sowie im Hinblick auf § 1779 Absatz 2 Satz 2 B. G. deren Ent- 
lassung wie geschehen verfügt werden. Wegen der Verbringung der 
Mündel in die städtische Waisenanstalt wird besondere Verfügung 
gemäss 8 10 des Ausführungsgesetzes betreffend das Reichsgesetz 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit ergehen. Strassburg, den 1. Febr. 
1904. Kaiserliches Amtsgericht, gez. Grabhoffer. 

Die Behauptung, die Witwe habe selbst die Aufnahme der 
Kinder in die Waisenanstalt beantragt, ist unrichtig. Übrigens wäre 
das auch noch kein Grund zur Vormundschaftsentziehung. Völlig 
missglückt ist der Versuch, eine Verletzung des Gesetzes zu kon- 
struieren. Der $ 122 A.-G. zum B. G.-B. besagt, dass das religiöse 
Bekenntnis des Kindes weder von dem Vormunde noch von dem 
Pfleger geändert werden kann. Im vorliegenden Falle ist das reli- 
giöse Bekenntnis aber gar nicht geändert worden, die Kinder sind 
lediglich in die Schule einer anderen Konfession überwiesen worden. 
Dies ist aber nach wiederholten Entscheidungen des Kammergerichts, 
unbeschadet der sonstigen religiösen Erziehung des Kindes, erlaubt. 
So heisst es in einem von der Köln. Volkszeitung (Nr. 761 vom 
17. August 1899) mitgeteilten Erkenntnis des Kammergerichts vom 
8. Februar 1897: »Demgemäss ist insbesondere festzuhalten, dass, 
worauf der Senat schon oft hingewiesen hat, aus der Verpflichtung, 
ein Kind in einer bestimmten Religion unterrichten zu lassen, noch 
nicht folgt, dass dies Kind auch in den übrigen Unterrichtsgegen- 
ständen einer Schule gleicher Konfession zugeführt werden müsste.« 
Aber selbst wenn die Kinder zum katholischen Bekenntnis überge- 
führt worden wären, würde $ 122 A.-G. nicht Platz greifen. In erster 
Reihe gilt nämlich Art. 134 E.-G., der ausdrücklich bestimmt, dass 
die landesgesetzlichen Vorschriften über die religiöse Erziehung der 
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Kinder unberührt bleiben. Landesgesetzlich ist im Elsass aber die 
Mutter (Stiefmutter) berechtigt, ihre Kinder einem anderen religiösen 
Bekenntnis zuzuführen. Dieses der Mutter im Gebiete des Gemeinen 
Rechts zustehende Recht ist ausdrücklich in einer Entscheidung des 
Oberlandesgerichts zu Frankfurt a. M. vom 20. Januar 1894 aner- 
kannt worden. (Die Mischehe in Theorie und Praxis von Dr. Kruecke- 
meyer, Hamm, Breer u. Thiemann. S. 108 f.)) Die Bestimmung 
des $ 122 trifft auch nicht die an und für sich Erziehungsberech- 
tigten, sondern lediglich Dritte, zu Vormündern Ernannte. Hin- 
fällig ist auch die Berufung auf $ 1886 B. G.-B., der besagt, dass 
das Vormundschaftsgericht den Vormund zu entlassen habe, wenn 
durch die Fortführung der Vormundschaft das Interesse des Mündels 
gefährdet würde. Das Vormundschaftsgericht hat keinen Anhalts- 
punkt hierfür angeführt. Sein Vorgehen gründet sich vielmehr ledig- 
lich auf den Umstand, dass die Mutter ihre beiden ältesten Kinder 
in die katholische Schule geschickt, und dass die evangelische Geist- 
lichkeit sich darüber beunruhigt hat. Das sind aber keine gesetz- 
lichen Gründe, Übrigens wird gegen die Verfügung Beschwerde 
beim Obervormundschaftsgericht erhoben werden. 
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IV. Mitteilungen. 


1. Fakultative Feuerbestattung in der Petitionskommission 
des preussischen Abgeordnetenhauses. 


(Zweiter Bericht der Petitionskommission Nr. 169.) 


Petitionen des Vereins für Feuerbestattung in Berlin u. a. 
(II Nr. 22, 221—28) 


um Einführung der fakultativen Feuerbestattung in Preussen 
und 


Petition von Ziebold und Genossen in Allenstein 
(II 570) 


gegen die Einführung der Feuerbestattung. 


Von dem Verein für Feuerbestattung in Berlin ist an das Ab- 
geordnetenhaus im Januar dieses Jahres eine Petition gerichtet 
worden mit dem Antrage: 

das Hohe Haus wolle beschliessen, die Königliche Staats- 
regierung zu ersuchen, die zur Einführung der fakultativen 
Feuerbestattung in Preussen erforderlichen gesetzgeberischen 
Massregeln zu treffen. 

Der Petition haben sich angeschlossen : 

die Feuerbestattungsvereine in Altena i. W., Barmen, Bonn, 
Breslau, Cassel, Cöln, Dauzig, Dortmund, Düsseldorf, Elberfeld, 
Erfurt, Flensburg, Frankfurt a. M., Gleiwitz, Görlitz, Hagen i. Westf., 
Halle a. S., Hannover, Insterburg, Kiel, Königsberg Ostpr., Lauban, 
Lüdenscheid, Magdeburg, Meiderich, Neumünster, Nordhausen, Rem- 
scheid, Stettin, Tilsit, Wiesbaden, 

die städtischen Körperschaften in Allenstein, Altena i. Westf., 
Biebrich, Bielefeld, Bitterfeld, Brandenburg a. H., Burg, Charlotten- 
burg, Danzig, Demmin, Eberswalde, Elbing, Elmshorn, Eschwege, 
Frankfurt a. M., Frankfurt a. O., Fürstenwalde a. Spree, Glogau, 
Görlitz, Graudenz, Greifswald, Guben, Hagen i. Westf., Halberstadt, 
Halle a. S, Hanau, Herford, Hirschberg i. Schl., Hörde, Insterburg, 
Kiel, Königsberg Ostpr., Köslin, Konitz, Kulm, Landsberg a. Warthe, 
Langensalza, Lehe, Lissa, Lüdenscheid, Magdeburg, Marburg, Memel, 
Merseburg, Neuhaldensleben, Neusalz, Nordhausen, Oschersleben, 
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Peine, Potsdam, Rawitsch, Rixdorf, Saarbrücken, Schônebeck a. Elbe, 
Schwerte, Stargard i. Pomm., Stendal, Stettin, Stolp i. Pomm., Suhl, 
Tilsit, Torgau, Wernigerode, Wittenberge, 

die Magistrate in Aschersleben, Bochum, Cassel, Celle, Dirschau, 
Dortmund, Hameln, Hannover, Iserlohn, Kolberg, Kreuzburg in 
Oberschl., Lauenburg i. Pomm., Leer, Lyck, Minden, Mühlhausen 
i. Thür., Osterrode i. Ostpr., Ostrowo, Posen, Prenzlau, Rastenburg, 
Ratibor, Sagan, Sankt Johann a. Saar, Schöneberg, Schweidnitz, 
Soest, Stralsund, Unna, Wiesbaden, Witten, Zeitz, 

die Stadtverordneten- Versammlungen in Eisleben, Flensburg, 
Gummersbach, Haspe, Höhscheid, Lüttringhausen, Meiderich, Neu- 
wied a. Rh., Remscheid, Sangerhausen, Solingen, Velbert, Weissenfels, 

die Minderheit der Stadtverordnetenversammlung in Hilden. 

In der Begründung der Petition wird folgendes ausgeführt: 

Zwar sei eine im Jahre 1899 von den preussischen Feuer- 
bestattungsvereinen an das Abgeordnetenhaus gerichtete Petition, 
betreffend die fakultative Feuerbestattung, durch Übergang zur 
Tagesordnung erledigt, und auch der von den Abgeordneten Dr. Langer- 
hans und Dr. Barth alljährlich im Abgeordnetenhaus gestellte An- 
trag auf Zulassung der fakultativen Leichenverbrennung jedesmal 
abgelehnt worden, aber die gegen die Anträge stimmende Majorität 
sei von Jahr zu Jahr kleiner geworden, so dass bei der Abstimmung 
im Jahre 1903 das Ergebnis schon fast zweifelhaft gewesen sei. 

Die Petition führt die ablehnende Haltung der Mehrheit darauf 
zurück, dass einerseits anscheinend die Abstimmung mehr von 
politischen als von sachlichen Gründen abhängig gewesen sei, und 
dass sie andererseits beeinflusst worden sei durch einige irrige An- 
gaben des damaligen Hauptredners der Gegner, des Abgeordneten 
Schall und durch die Ausführungen des Regierungskommissars Ge- 
heimrats Schuster. Der Abgeordnete Schall habe behauptet, dass 
trotz der rührigen Agitation für die Feuerbestattung die Sache zurück- 
gehe; die bestehenden Krematorien hätten nichts zu tun und ren- 
tierten nicht; die Zunahme der Vereine sei nur eine scheiubare, man 
spreche wohl von den neu errichteten, aber nicht von den auf- 
gelósten Vereinen u.s.w. 

Demgegenüber führt die Petition aus: Nach der Statistik der 
Feuerbestattungen in den Krematorien Deutschlands sei die Zahl 
der Feuerbestattungen von einer im Jahre 1878 stetig bis auf 861 
im Jahre 1902 gewachsen. Die Zahl der Einäscherungen habe in 
der Zeit vom 1. Januar bis 31. Mai 1903 433 betragen gegen 344 
in der gleichen Zeit des Vorjahres, sei also um 26 ëlo gestiegen. 
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Ein fernerer Beweis für das unaufhaltsame Fortschreiten der 
Bewegung liege in dem Umstand, dass in der Zeit seit 1899 in 
Deutschland Krematorien in Offenbach a. M., Mannheim, Eisenach 
. and Mainz in Betrieb gesetzt seien. Im Bau seien solche in Karls- 
ruhe und Bremen, und vorbereitet werde der Bau in Dresden, 
Leipzig, Chemnitz, Gera, Dessau und anderen Städten. 

Die genügende Rentabilität der Krematorien ergebe sich nicht 
nur aus der Zunahme derselben, sondern auch daraus, dass die 
Gebühren für die Leichenverbrennung hätten herabgesetzt werden 
können, so in Gotha von 60 auf 45 M., in Hamburg von 100 auf 
80 Mark. 

Welchen Anteil die Bevölkerung an der Feuerbestattung nehme, 
gehe aus der Tatsache hervor, dass in Gotha im Jahre 1902 von 
594 überhaupt daselbst Verstorbenen 85, also 14,3 0/, feuerbestattet 
worden seien, ein sehr hoher Prozentsatz, wenn man berücksichtige, 
dass das Krematorium doch erst seit 25 Jahren in Betrieb sei, und 
e3 keinen Feuerbestattungsverein in Gotha, also auch keine Agitation 
daselbst gebe, vielmehr die Bevölkerung aus eigener Anschauung 
sich von den Vorzügen der Feuerbestattung überzeugt habe. 

Die Zahl der Feuerbestattungsvereine in Preussen betrage 
gegenwärtig 34 gegen 12 im Jahre 1899, aufgelöst habe sich 
während dieser Zeit nicht ein einziger Verein. 

Die Schallsche Darstellung erweise sich somit durchweg als 
eine irrige. 

Ebenso irrig aber sei die von dem Herrn Regierungskommissar 
bekundete Anschauung, der den ablehnenden Standpunkt der Regierung 
mit der Befürchtung zu begründen gesucht habe, dass die Zulassung 
der Feuerbestattung dem christlichen Gewissen zuwiderlaufe und 
»schweres Ârgernise bereiten würde. Für eine solche Befürchtung 
liege nicht der geringste Anlass vor. Die Sonderausstellung des 
Berliner Feuerbestattungsvereins auf der Gewerbeausstellung von 
1896 in Berlin, sei von mehr als einer Million Besuchern besichtigt 
worden; auch andere gleichartige Ausstellungen und Vorträge über 
Feuerbestattung seien zahlreich besucht worden, niemals aber sei 
das geringste Symptom eines »Argernissese aufgetreten, überall habe 
sich das lebhafteste Interesse für die neue Bestattungsform kundge- 
geben. Unrichtig sei auch, dass die Feuerbestattung dem Geist des 
Christentums entgegenstehe. Es sei längst anerkannt, z. B. auch 
von der Eisenacher Kirchenkonferenz im Jahre 1898, dass die Feuer- 
bestattung »keinem Gebote Gottes, keinem Artikel des christlichen 
Glaubens zuwiderlaufee. Demzufolge sei auch das Erdbegräbnis kein 
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Dogma, sondern nur eine Sitte, die zu einer christlichen erst unter 
Karl dem Grossen geworden sei. Sitten aber könnten und müssten 
sich mit der fortschreitenden Kultur ändera. Es sei auch nicht die 
»Kirche« schlechtweg, welche die Gefährdung des christlichen Glau- 
bens durch die Feuerbestattung befürchte. In allen Ländern, in 
denen die Feuerbestattung staatlich anerkannt sei, werde der Trauer- 
gottesdienst in aller Form des Ritus auch im Krematorium abge- 
halten, nur in Preussen sei es, abgesehen von Schleswig-Holstein, 
den Geistlichen nicht gestattet, bei einer Feuerbestattung ihres Amtes 
zu walten; aber die rheinische Provinzial-, die nassauische Bezirks- 
und verschiedene Kreis- und Stadtsynoden, z. B. von Görlitz, Berlin- 
Friedrichswerder II und Berlin-Kóln Stadt, hätten bereits die Auf- 
hebung des Verbots beantragt. Dabei sei es von besonderer Be- 
deutung, dass bei den Verhandlungen der letztgenannten Körper- 
schaft der Synodale Vizepräsident des Evangelischen Oberkirchenrats 
Frhr. v. der Goltz sich dahin ausgesprochen habe, 
»dass zwar nicht dogmatische Gründe dawider anzuführen 
seien, in Preussen aber die Verbrennung durch Staatsgesetz 
nicht zugelassen sei. Darum dürfe die Kirche in dieser Frage 
nicht vorangehen. Sollte aber die Verbrennung der Leichen 
gestattet werden, so werde auch die Kirche sich darauf ein- 
richten, da die Leichenverbrennung ja keine Sünde seie. 

So werde der Staat gegen die Kirche und die Kirche gegen 
den Staat ausgespielt, was zeige, dass weder Staat noch Kirche sach- 
liche Gründe gegen die Feuerbestattung vorzubringen vermöchten. 

Die Befürchtung, dass durch die Feuerbestattung das religiöse 
Gefühl des Volkes verletzt werde, sei eine rein willkürliche und 
durch nichts begründet. Diese Befürchtung sei ebenso unberechtigt 
wie die Befürchtungen, die man gegen die Einführung der Pferde- 
bahnen und elektrischen Bahnen zu Anfang gehegt habe, und wie 
sich die einen nicht bewahrheitet hätten, so würden sich auch die 
anderen nicht bewahrheiten; man werde in absehbarer Zeit nicht 
verstehen, wie es Behörden habe geben können, die sich der Zu- 
lassung der fakultativen Feuerbestattung hätten widersetzen können. 

Sachliche Gründe gegen die Feuerbestattung gebe es nicht; die 
Gegner könnten höchstens solche des Gefühls geltend machen. Über 
das Gefühl lasse sich nicht streiten, aber das Gefühl der Anhänger 
der Feuerbestattung sei ebenso berechtigt wie das der Anhänger der 
Beerdigung. 

Dass in hygienischer und volkswirtschaftlicher Hinsicht die 
Feuerbestattung wesentliche Vorzüge vor dem Erdgrab besitze, be- 
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dürfe keines Beweises. Besonders wichtig aber sei es, dass durch 
die Nichtzulassung der Leichenverbrennung in Preussen das Selbst- 
bestimmungsrecht des Menschen über seinen Körper in unzulässiger 
Weise beschränkt erscheine, und ferner, dass die Feuerbestattung zu 
einem Vorrecht der besitzenden Klasse werde, da sie jetzt einen 
Eisenbahntransport der Leiche über die Landesgrenze erfordere. Da- 
durch würde den weniger Bemittelten und Armen, auch wenn sich 
ihr Gefühl gegen die Beerdigung sträube, die Feuerbestattung un- 
möglich gemacht. Die Petition bofft deshalb, dass das Abgeord- 
netenhaus die Anregung zur Beseitigung einer solchen Rechts- 
ungleichheit geben werde. 

Gegen diese Petition, soweit sich ihr Magistrat und Stadt- 
verordnete der Stadt Allenstein in Ostpreussen angeschlossen haben, 
wendet sich eine mit vielen hundert Unterschriften versehene Petition 
von Bürgern Allensteins, in der Protest gegen die Petition der 
städtischen Körperschaften erhoben wird. Die Petenten heben her- 
vor, es dürfe durch das Eintreten der städtischen Körperschaften für 
die Leichenverbrennung nicht die Meinung entstehen, als ob die 
Bewohnerschaft Allensteins in ihrer Mehrzahl oder doch wenigstens 
zum grossen Teile der Einführung der fakultativen Leichenverbren- 
nung wohlwollend gegenüberstehe oder dieselbe gar begünstige. Die 
gläubige Bewohnerschaft Allensteins missbillige vielmehr entschieden 
die Leichenverbrennung, weil sie den menschlichen und christlichen 
Gefühlen zuwider sei und einen Rückschritt zum Barbarentum be- 
deute. Die Petenten, welche verschiedenen Religionsbekenntnissen 
angehören, bedauern daher den Beschluss der städtischen Körper- 
schaften, erheben dagegen energisch Widerspruch und erklären sich 
für Beibehaltung der durch Jahrtausende geheiligten Sitte der 
Beerdigung der Verstorbenen. 

Der Berichterstatter hob zunächst hervor, dass Petitionen auf 
Zulassung der fakultativen Feuerbestattung, abgesehen von früheren 
Jahren, zuletzt in den Jahren 1892, 1893 und 1899 dem Abgeord- 
netenhause vorgelegen haben und über dieselben auf Antrag der 
Petitionskommission jedesmal zur Tagesordnung übergegangen worden 
ist. Auch die vielfachen und seit 1899 alljährlich aus dem Hause 
gestellten Anträge auf Zulassung der fakultativen Feuerbestattung 
seien stets abgelehnt worden. Mit Rücksicht auf die bei Gelegen- 
heit der Beratung dieser Petitionen und Anträge stattgehabten ein- 
gehenden Erörterungen, mit Rücksicht darauf, dass die vorliegende 
Petition auf Zulassung der fakultativen Feuerbestattung neue Gründe, 
als die bei den früheren Verhandlungen erörterten, für ihren Antrag 
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nicht vorbringt und mit Rücksicht auf den aus Allenstein ein- 
gelaufenen Protest hat der Berichterstatter beantragt, 
über die Petitionen zur Tagesordnung überzugehen. 
Demgegenüber wurde von anderer Seite der Antrag gestellt, 
die Petitionen der Staatsregierung zur Berücksichtigung zu 
überweisen. 

Zur Begründung des letzteren Antrages führten der Antrag- 
steller, sowie einige Mitglieder der Kommission aus: Dem Protest 
von Bewohnern der kleinen Stadt Allenstein könne kein Gewicht 
beigelegt werden gegenüber der Petition der Körperschaften so vieler 
Städte jeder Grösse. Wenn auch in dieser Petition keine wesent- 
lichen neuen Gründe für die Einführung der fakultativen Leichen- 
verbrennung angeführt seien, so wären doch die alten Gründe so 
wichtig, dass man sich dem Antrage nicht verschliessen könne. Alle 
anderen Staaten hätten Feuerbestattung zugelassen, nur Preussen 
nicht. Die grossen Städte hätten schon jetzt bedeutende Schwierig- 
keiten, Kirchhöfe zu beschaffen, die Kirchhöfe müssten immer mehr 
an die Tore der Stadt gelegt werden, und dadurch würde den An- 
gehörigen der Besuch der Gräber sehr erschwert. Die Kosten der 
Feuerbestattung liessen sich auch noch bedeutend herabmindern. 
Schon jetzt würden in Paris die Leichen der Armen für 3 Frank 
eingeäschert. Ganz besonders aber sprächen hygienische Gründe für 
Zulassung der Feuerbestattung. Es sei unzweifelhaft, dass die Kirch- 
höfe die Stätten für Weiterverbreitung der ansteckenden Krankheiten 
seien, und dass durch sie das Wasser in gesundheitsschädlicher 
Weise verunreinigt werde. Die gegen die Feuerbestattung an- 
geführten religiösen Gründe seien unbedeutend und jedenfalls nicht 
genügend schwerwiegend, um die Petition durch Übergang zur Tages- 
ordnung zu erledigen. Wie die Petition richtig ausführe, sei die 
Erdbestattung durchaus nicht immer christliche Sitte gewesen, son- 
dern erst unter Karl dem Grossen zu einer solchen geworden. Und 
dass auch die Kirche in Preussen sich nicht durchweg gegen die 
Feuerbestattung ablehnend verhalte, das bewiesen die in der Petition 
angegebenen Beschlüsse kirchlicher Körperschaften, die Ausserung 
des Vizepräsidenten des Evangelischen Oberkirchenrats und der Um- 
stand, dass ausser in den nichtpreussischen Ländern auch in der 
preussischen Provinz Schleswig- Holstein die Geistlichen in aller 
Form des Ritus den Trauergottesdienst auch im Krematorium 
abhielten. 

Alle Verhältnisse drängten auf die Einführung der Feuer- 
bestattung mit Notwendigkeit hin. Einmal müsse sie doch zuge- 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXIV. 41 


642 Mitteilungen. 


lassen werden und es sei deshalb kein Grund vorhanden, sie nicht 
schon jetzt zuzulassen. Man könne sehr wohl ein guter Christ 
sein und doch für die Leichenverbrennung eintreten. 

Von einigen Mitgliedern der Kommission wurde noch für die 
Zulassung der Feuerbestattung angeführt, dass es jedem überlassen 
bleiben müsse, wie er seinen Körper zur letzten Ruhe bestattet wissen 
wolle, und dass ein Zwang weder für noch gegen die Erdbestattung 
ausgeübt werden dürfe. Es sei die Art der Bestattung reine Ge- 
schmackssache, bei der auch die Wünsche derjenigen, die keiner 
Konfession angehören, berücksichtigt werden müssten. Gegen einen 
Missbrauch der Feuerbestattung zur Verdunkelung von Verbrechen 
könnten Kautelen geschaffen werden. Ausserdem sei die Zahl der 
Fälle, in denen durch Exhumierung einer Leiche ein Verbrechen ent- 
deckt sei, verschwindend gering gegenüber der grossen Zahl unent- 
deckt gebliebener Straftaten. 

Von den Gegnern der Feuerbestattung wurde demgegenüber in 
der Kommission Folgendes ausgeführt: 

Wenn auch nur die Bewohner von Allenstein sich gegen die 
Petition ihrer städtischen Körperschaften ausgesprochen hätten, so 
sei doch anzunehmen, dass eine gleiche Stimmung gegen die Zu- 
lassung der Feuerbestattung auch bei den meisten Bewohnern der 
vielen anderen Städte, deren städtische Kollegien sich der Petition 
für die Feuerbestattung angeschlossen hätten, vorherrsche. 

Die Begründung der Petition sei eine sehr mangelhafte, ins- 
besondere sei der einigen Parteien des Abgeordnetenhauses gemachte 
Vorwurf, dass sie sich bisher in dieser Frage mehr von politischen 
als von sachlichen Gründen hätten leiten lassen, durchaus ungerecht- 
fertigt. Die gegen die Feuerbestattung sprechenden Gründe seien in 

der Petition keinenfalls widerlegt. 
| Vom religiösen Standpunkt wurde gegen die Petition ange- 
führt, dass die Erdbestattung in der christlichen Kirche nicht erst 
durch Karl den Grossen allgemein eingeführt worden sei, sondern 
dass sie von jeher bei den Christen die allein übliche gewesen wäre 
und in der Heiligen Schrift ihre Begründung fände. Das Begräbnis 
sei, seit Christus im Grabe gelegen und aus demselben auferstanden, 
der Ausdruck der christlichen Hoffnungen. Der Inhalt dieser Hoff- 
nungen werde allerdings durch die Leichenverbrennung nicht berührt. 
Vom Standpunkt des christlichen Glaubens sei nur die Beerdigung 
zulässig. Deshalb könne die christliche Kirche der Feuerbestattung 
auch nicht freundlich gegenüberstehen. Die in der Petition an- 
geführten Beschlüsse kirchlicher Körperschaften und die Äusserung 
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des Vizepräsidenten des Evangelischen Oberkirchenrats seien durch- 
aus falsch aufgefasst. Durch sie würde durchaus nicht für Zu- 
lassung der Leichenverbrennung Partei ergriffen; so sei insbesondere 
auf der Eisenacher Kirchenkonterenz gerade im Gegenteil für die 
Beerdigung eingetreten worden. Dem Standpunkt der christlichen 
Kirche entsprechend, sei es deshalb den evangelischen Geistlichen 
aur gestattet, insoweit bei Leichenfeiern, an die sich die Feuer- 
bestattung anschliesse, mitzuwirken, als es sich um die Gewährung 
von Trost an die Hinterbliebenen handele. Den katholischen Geist- 
lichen sei überhaupt jede geistliche Mitwirkung bei Feuerbestattungen 
untersagt. 

Aus der Mitte der Kommission wurde auch die Ansicht ge- 
&ussert, dass das Drängen auf Einführung der Feuerbestattung als 
ein zielbewusstes Vorgehen gegen das christliche Begräbnis un- 
gesehen werden müsse. 

Des weiteren wurde die Frage, ob die Feuerbestattung die von 
ihren Anhängern behaupteten Vorzüge in hygienischer Beziehung 
vor der Erdbestattung habe, von der Mehrsahl der Kommissions- 
mitglieder verneint. Ebenso wurde bestritten, dass die Platzfrage 
bei den Kirchhöfen schon jetzt ausserordentliche Schwierigkeiten 
verursache. 

Was die angeblich geringen Kosten der Leichenverbrennung 
betrifft, so wies ein Mitglied der Kommission darauf hin, dass es 
gerade sehr bedauerlich sein würde, wenn diese geringen Kosten wie 
in Paris dazu führen würden, die Leichen der Armen durchweg zu 
verbrennen und ihnen so das christliche Begräbnis zu versagen. 

Besonders aber wurde von der Mehrzahl der Kommissions- 
mitglieder betont, dass die Zulassung der Feuerbestattung aus 
kriminalistischeo Gründen unmöglich sei. Von einem Mitgliede der 
Kommission wurde auf einen Fall aus dem vorigen Jahre verwiesen, 
in dem der dringende Verdacht besteht, dass ein Arzt aus München 
auf der Hochzeitsreise seine Frau vergiftet hat, in dem jedoch der 
Beweis nicht wird erbracht werden können, da der Arzt die Leiche 
seiner Frau hat verbrennen lassen. Derartigen Möglichkeiten würde 
durch die Zulassung der Feuerbestattung Tür und Tor geöffnet 
werden. Die Einführung der obligatorischen Leichenschau oder 
sonstiger Kautelen sei kein genügender Schutz und würde zudem 
ausserordentlich hohe Kosten verursachen. Den Umstand, dass durch 
die Leichenverbrennung die Spuren von Verbrechen leicht verwischt 
werden können, hielt ein Mitglied der Kommission für so schwer- 
wiegend, dass er sogar ein Verbot der Leichenverbrennung von 

41* 


644 Mitteilungen. 


Reichswegen als notwendig bezeichnete. Von den Herren Vertretern 
der Königlichen Staatsregierung wurden folgende Erklärungen ab- 
gegeben: 

Der eine der Herren Kommissare des Herrn Ministers der 
geistlichen u.s.w. Angelegenheiten &usserte sich, wie folgt: 

»In der Petition finden sich mehrere unrichtige Angaben über 
die Stellungnahme der evangelisch-kirchlichen Behörden und Körper- 
schaften zu der Frage der Leichenverbrennung. Wenn dort ge- 
sagt wird: 

In Preussen dagegen ist es den evangelischen Geistlichen 
nur in der Provinz Schleswig-Holstein gestattet, bei einer 
zur Einäscherung bestimmten Leiche ihres Amtes zu walten, 
in den übrigen Landesteilen ist es ihnen verboten, 
und wenn damit gemeint sein sollte, dass es den Geistlichen der 
evangelisch-lutherischeu Kirche der Provinz Schleswig-Holstein ge- 
stattet sei, Leichenfeiern im Krematorium abzuhalten, so beruht dies 
auf einem Irrtum oder auf einem Missverstándnisse, 

In allen evangelischen Kirchen Preussens ist den Geistlichen 
die Abhaltung von Leichenfeiern bei oder unmittelbar vor dem Ver- 
brennungsakte verboten und von jeher verboten gewesen. Dagegen 
wird es überall als selbstverständlich angesehen, dass die Geistlichen 
auch bei Todesfällen, in denen die Leiche zur Verbrennung bestimmt 
ist, den Angehörigen auf ihren Wunsch seelsorgerischen Zuspruch 
nicht versagen. Nur darf dies nicht in der Form öffentlicher Leichen- 
feiern geschehen, damit nicht das Missverständnis aufkommt, als 
billige die Kirche die Durchbrechung der festbegründeten und ehr- 
würdigen christlichen Sitte der Erdbestattung. 

Allerdings hatte das Konsistorium in Kiel vor etwa Jahresfrist 
durch eine Bekanntmachung Anlass zu der Annahme gegeben, diese 
Beschränkung sei für den Bereich der evangelisch-lutherischen Kirche 
fallen gelassen worden. Auf Anweisung des Herrn Ministers der 
geistlichen Angelegenheiten, als der obersten kirchlichen Behörde, 
wird jedoch die erwähnte Bekanntmachung dahin erläutert werden, 
dass durch sie eine frühere Anordnung des Konsistoriums, wonach 
die seelsorgerische Tätigkeit der Geistlichen in derartigen Fällen 
sich in einer die Öffentlichkeit ausschliessenden Form zu vollziehen 
hat, nicht beseitigt worden sei. 

Wenn im übrigen die Petition den Anschein zu erwecken sucht, 
als hätten sich bereits mehrfach evangelisch-kirchliche Behörden und 
Synoden für die Zulassung der Leichenverbrennung ausgesprochen, 
so beruht auch dies auf einer Verkennung der Tatsachen. In den 
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Synoden zumal ist auf Grund der doch nun einmal nicht zu leug- 
nenden Vorkommnisse, dass Angehörige der evangelischen Kirchen 
ihren Leichnam zur Verbrennung bestimmen, stets nur darüber ver- 
handelt worden, welches Verhalten den Geistlichen in solchen Fällen 
vorzuschreiben sei, insbesondere ob es angezeigt erscheine, ihnen 
— wie es verschiedentlich der Fall — die Anlegung des Amts- 
kleides bei Ausübung der seelsorgerischen Tätigkeit zu verbieten. 
Dabei ist allerdings hin und wieder die Aufhebung dieses Verbots 
befürwortet worden, weil darin eine Art von Zensurierung erblickt 
werden könne, zu welcher die Wahl der Verbrennung an sich noch 
keinen hinreichenden Anlass biete. Stets aber ist auch von den 
Vertretern dieser Anschauung mit aller Entschiedenheit betont 
worden, dass die Kirche an der ehrwürdigen christlichen Sitte der 
Erdbestattung unbedingt festhalten müsse und ihre Durchbrechung 
nicht gutheissen könne. 

Dass die Staatsregierung in hygienischer Beziehung keinen An- 
lass hat, der Leichenverbrennung vor der Erdbestattung den Vorzug 
zu geben, dass vielmehr wichtige kriminalistische Bedenken der Zu- 
lassung der Leichenverbrennung entgegenstehen, wird von den anderen 
Herren Kommissaren ausgeführt werden. Es ist aber nötig, auch 
jetzt darauf hinzuweisen, dass noch andere Erwägungen die Staats- 
regierung nach wie vor verhindern, auch nur der fakultativen Zu- 
lassung der Leichenverbrennung zuzustimmen. Ich darf mich dabei 
im wesentlichen auf die Erklärung beziehen, welche ich als Kom- 
missar des Herrn Ministers der geistlichen Angelegenheiten in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 31. März 1903 abgegeben 
habe. Die Staatsregierung kann sich der Tatsache nicht verschliessen, 
dass die Erdbestattung eine uralte, allen christlichen Konfessionen 
teure kirchliche Sitte ist, den Anschauungen und Vorschriften aller 
christlichen Konfessionen zugrunde liegt und mit ihren religiösen 
Gebräuchen im engsten Zusammenhauge steht. Die Staatsregierung 
ist hiernach der Überzeugung, dass die staatliche Sanktionierung des 
Abweichens von dieser Sitte und die dadurch bedingte Beseitigung 
einer Fülle von pietät- und gemütvollen Beziehungen zu der letzten 
Ruhestätte der Verstorbenen in den weitesten Kreisen der christ- 
lichen Bevölkerung schweres Ärgernis erregen würde. Daran ändert 
die gegenteilige Behauptung der Freunde der Leichenverbrennung 
nichts. Dass in der Tat eine schwere Verletzung der religiösen Ge- 
fühle der überwiegenden Mehrzahl der christlichen Bevölkerung statt- 
finden würde, haben die wiederholten Verhandlungen des Abgeord- 
netenhauses über diese Frage und die Verhandlungen der evangeli- 
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schen Synoden, insbesondere der Generalsynoden von 1897 und 1903, 
ebenso wie die Erklärungen der katholischen Herren Abgeordneten 
klar ergeben. Es ist von neuem durch die heutigen Verhandlungen 
der Petitionskommission bestätigt worden.« 

Der andere Kommissar desselben Herrn Ministers sagte: 

»Der in der Petition enthaltene Satz: dass in hygienischer 
und volkswirtschaftlicher Hinsicht die Feuerbestattung wesentlich 
Vorzüge vor dem Erdgrab besitzt, bedarf keines Beweisese — lässt 
es erforderlich erscheinen, diese schon bei früheren Gelegenheiten 
vorgebrachte Behauptung eingehend zu prüfen. 

Früher wurden die Leichen in oder in unmittelbarer Nähe der 
Kirche, auf dem Kirchhofe, beerdigt. Mit dem Wachstum der Städte 
wurde dies je länger desto mehr undurchführbar. Es kam aber hinzu, 
dass die Hygiene unter Führung des Münchener Professors v. Petten- 
kofer die Kirchhöfe als die Quellen vielfacher Gesundheitsschädigungen 
hiuzustellen begann. Nach dem Vorgange v. Petteukofer und Veit 
brachte man eine Reihe von übertragbaren Krankheiten in Beziehung 
zum Boden, ja bezeichnete sie geradezu als Bodenkrankheiten, weil 
man annahm, dass sie nicht direkt von Person zu Person übertragen 
würden, sondern dass die Krankheitskeime erst eine Art von Reifung 
im Boden durchmachen müssten, ehe sie wieder ansteckend wirken 
könnten. Jede Verunreinigung des Bodens, also auch diejenige mit 
Leichen, hielt man für einen Faktor, durch den die krankheits- 
erregenden Eigenschaften des Bodens gesteigert würden. Auch meinte 
map, dass durch die im Boden verwesenden Leichen das Grundwasser 
und die Grundluft verdorben würden. 

In dieser Beziehung sind in den letzten zwanzig Jahren, 
namentlich unter dem Einfluss der Bakterienkunde, wesentliche 
Wandelungen in diesen Anschauungen eingetreten. 

Es hat sich gezeigt, dass der Boden die Kraft besitzt, eine be- 
trächtliche Menge fäulnisfähiger Stoffe in ihren Bestandteilen aufzu- 
lösen, ohne dass das Grundwasser oder die Grundluft irgendwie 
leidet. Es geschieht das unter dem Einfluss der Bodenbakterien, 
welche diese Stoffe gewissermassen aufzehren. Der Boden wird nur 
dann ungesund, wenn man ihn übersättigl, d. h. wenn man ihm zu 
viel Leichen anvertraut. Bei Beobachtung der für die Kirchhöfe 
erlassenen Verordnungen hinsichtlich der Länge, Breite, Tiefe und 
des gegenseitigen Abstandes der Gräber sowie des sogenanuten Be- 
gräbnisturnus, d. h. einer angemessenen Zeit vor der Wieder- 
belegung einer schon einmal benutzt gewesenen Grabstelle kommt 
es auf Kircbhofen niemals weder zu einer Verunreinigung des Grund- 
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wassers noch zu einem üblen Geruch. Der von einem Kommissions- 
mitgliede hervorgehobene Übelstand, dass das Wasser in einem 
Brunnen auf dem Friedhof in Friedrichsfelde schmutzig und un- 
appetitlich ist, hat mit dem Kirchhof an sich gar nichts zu Lon, 
Das Wasser ist eisenhaltig, wie das in der norddeutschen Tiefebene 
vielfach der Fall ist. 

Die Verbreitung von Krankheitskeimen von den auf Friedhöfen 
bestatteten Leichen aus ist völlig unmöglich. Die früher vielfach 
aufgestellten Behauptuugen, dass von Leichen an Cholera oder Typhus 
gestorbener Personen noch nach längerer Zeit eine Cholera- oder 
Typhus-Epidemie entstanden sei, beruhen auf Irrtum. Im König- 
lichen Institut für Infektionskrankheiten und im Kaiserlichen Gesund- 
heitsamt sind grosse Reihen von Versuchen angestellt worden, um 
festzustellen, wie lange sich die bis jetzt bekannten Krankheitskeime 
innerhalb der Leiche halten. Dabei hat sich herausgestellt, dass 
dies bei der Mehrzahl der Bakterien nur sehr kurze Zeit lang der 
Fall ist. Sobald die Leichenfäulnis eintritt, also vom dritten oder 
vierten Tage nach dem Tode ab, geht die Mehrzahl schnell zu 
grunde. Cholera-, Typhus-, Milzbrand-, Pestbakterien gehen in 
8—14 Tagen zugrunde, während sich Tuberkelbazillen bis zu einem 
Jahre halten. Bekanntlich dauert es aber länger, ehe der Sarg ver- 
west ist, ehe also die Fäulnisflüssigkeiten aus dem Sarge in den 
Boden eindringen können. Wenn aber selbst Krankheitskeime in 
lebendem Zustande in den Boden kämen, könnten sie doch nicht aus 
ihm heraus an die Bodenoberfläche, weil das Erdreich eine gewaltige 
filtrierende Kraft besitzt und die Bakterien zurückhált. Man hat 
den Boden der Kirchhöfe bakteriologisch untersucht und zwar unter 
der Sohle von Gräbern, und hat gefunden, dass er dort ebenso arm 
an Bakterien ist, wie an einer vollkommen unberührt gewesenen 
Stelle des Erdreichs. Zu gleichen Ergebnissen haben die Unter- 
suchungen des Wassers von Kirchhöfen geführt. 

Die Behauptung, dass die Feuerbestattung einen Vorzug vor 
dem Erdbegräbnis verdient, ist daher nicht zutreffend, Es kommt 
noch eines in Betracht. 

Gefährlich ist nach unseren jetzigen Anschauungen eine Leiche 
so lange, als sie über der Erde steht. Da an ihrer Oberfläche und 
in den Flüssigkeiten, welche aus den natürlichen Öffnungen fliessen, 
Krankheitskeime haften, so kommen gerade bei den sogenannten 
Leichenschmäusen, sowie bei dem Einsargen von Leichen nicht selten 
Ansteckungen vor. Diese Dinge werden aber in derselben Weise 
vorgenommen, gleichgültig, ob die Leiche verbrannt oder begraben 
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werden soll. Daher muss man als Hygieniker sagen, es ist gleich- 
gültig, ob eine Feuerbestattung oder ein Erdbegräbnis stattfindet. 

Volkswirtschaftlich spricht aber vieles gegen die Feuerbestat- 
tung. Die Technik der Verbrennungsöfen ist noch sehr unvoll- 
kommen. Gute Verbrennungsöfen sind sehr teuer. Es ist gar nicht 
daran zu denken, dass sich auch nur jede grössere Gemeinde, ge- 
schweige denn jedes Städtchen, jedes Dorf einen Ofen anschaffen 
kann. Das hat zur Folge, dass die Leichen, welche verbrannt wer- 
den sollen, mehr oder weniger weite Transporte durchmachen müssen, 
die mit vielen Kosten und Unbequemlichkeiten verknüpft, ausserdem 
hygienisch bedenklich sind, weil dadurch Krankheitsübertragungen 
begünstigt werden. Der Transport der Leichen von Personen, die an 
ansteckenden Krankheiten verstorben sind, ist überhaupt verboten. 

Man hat die Feuerbestattung für Epidemiezeiten empfohlen. 
Allein es ist bei dem jetzigen Stande der Technik unmöglich, in 
der erforderlichen Kürze der Zeit und in der erforderlichen Menge 
Verbrennungsöfen herzustellen, um den Anforderungen, welche bei 
einer Epidemie hervortreten, genügen zu können. Das hat sich auch 
1892 in Hamburg gezeigt. Das hat mir auch Herr Ingenieur Kori 
in Friedenau, den ich deswegen befragt, zugestehen müssen. 

Vom volkswirtschaftlichen Standpunkte wäre die Leichenver- 
brennung nur diskutabel, wenn gleichzeitig viele Leichen verbrannt 
würden. Sonst wird die Verbrennung viel zu kostspielig. 

Besonders zu beachten aber sind die Gründe, welche vom ge- 
richtsärztlichen Standpunkte gegen die Leichenverbrennung sprechen. 
Es kommen bekanntlich nicht so selten Fälle vor, in denen erst 
längere Zeit nach dem Tode einer Person der Verdacht auftaucht, 
sie könne an einer gewaltsamen Todesursache zugrunde gegangen 
sein. Ist sie begraben, so kann sie exhumiert werden, und es ist 
dann häufig noch möglich, die Todesursache festzustellen. Ist sie 
verbrannt, so ist das ausgeschlossen, denn äussere Verletzungen ver- 
schwinden natürlich, und auch Gifte bleiben nicht in der Asche 
zurück. Wollte man daher die Feuerbestattung auch nur fakultativ 
zulassen, so ginge dies nur bei Einführung der obligatorischen 
Leichenschau. Bekanntlich ist die Einführung der obligatorischen 
Leichenschau eine Forderung, welche von vielen Seiten gestellt wird. 
Auch die Staatsregierung steht ihr wohlwollend gegenüber. Allein 
die amtlichen Umfragen, welche die beteiligten Herren Minister wieder- 
holt haben ergehen lassen, haben regelmässig ergeben, dass die Ein- 
führung der obligatorischen Leichenschau in Preussen bis jetzt noch 
nicht möglich ist. Die Leichenschau durch Ärzte ist nicht möglich, 
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weil es in vielen Gegenden unseres Vaterlandes noch zu wenig Ârzte 
gibt, und die Leichenschau durch Laien ist ungenügend, ganz ab- 
gesehen davon, dass es in Orten auf dem Lande häufig genug an 
den dazu geeigneten Persönlichkeiten fehlt. 

Aber auch wenn die Leichenschau durchführbar wäre, genügte 
sie nicht. Denn auch der Arzt kann einer Leiche nicht ohne weiteres 
die Todesursache ansehen. Zur Feststellung einer Vergiftung ist 
allemal die Obduktion erforderlich. Wollte man also die fakultative 
Feuerbestattung zulassen, so müsste man verlangen, dass jede Leiche 
ordnungsmässig obduziert wird. Es fragt sich sehr, ob die Anhänger 
der Feuerbestattung damit einverstanden sein würden. Es würde 
den Angehörigen der Verstorbenen schwerlich zusagen, auch würde 
es die Kosten der Bestattung wesentlich erhöhen. 

Aus allen diesen Gründen ist die Staatsregierung gegen die 
Einführung der fakultativen Feuerbestattung. Und ich denke, Sie 
haben gesehen, dass es mit diesen Wünschen geht, wie mit so vielen 
anderen Dingen. Sie erscheinen schön und verlockend, so lange man 
im allgemeinen davon spricht. Aber man erkennt sie als undurch- 
führbar, sobald man sich eingehender damit beschäftigt. Ich kann 
Sie daher nur bitten, für den Antrag des Herrn Referenten auf 
Übergang zur Tagesordnung zu stimmen.« 

Der Herr Kommissar des Justisministeriums gab folgende 
Erklárung ab: 

»Seitens der Justizverwaltung ist bei früheren Beratungen über 
gleichartige Petitionen auf die Bedenken hingewiesen worden, die 
vom Standpunkte der Strafrechtspflege gegen die Zulassung der 
Feuerbestattung sich erheben. Diese Bedenken sind in der Zwischen- 
zeit nicht beseitigt worden. 

Indem ich auf die Ausführungen in den Berichten der Petitions- 
kommission vom 1l. Juni 1875 — Drucksachen des Abgeordneten- 
hauses von 1875 Nr. 450, Seite 3 bis 5 — und vom 14. Juni 
1892 — Drucksachen von 1892 Nr. 245, Seite 5 — Bezug nehme, 
bemerke ich, dass nach den Akten des Justizministeriums 
in der Zeit von 1892 an 15 Fälle vorgekommen sind, in 
denen Todesurteile wegen Mordes gefällt worden sind, nachdem 
die Feststellung des objektiven Tatbestandes lediglich durch die 
— zuweilen erst nach längerer Zeit erfolgte — Exhumierung der 
Leichen der Getöteten ermöglicht worden war. Nun kann zwar nach 
dem sozialen Niveau, in dem die Beteiligten zumeist lebten, nicht 
angenommen werden, dass bei Einführung der fakultativen Feuer- 
bestattung in Preussen die Leichen jener Ermordeten tatsächlich 
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sämtlich verbrannt worden wären, aber die erleichterte Zulassung 
dieser bisher nur unter Aufwendung sehr erheblicher Geldmittel aus- 
führbaren Bestattungsart würde doch den Kreis derjenigen bedenk- 
lich vermehren, welche Aussicht hätten, sich durch Vernichtung von 
Spuren ihres Verbrechens, zumal wenn dieses an einem Familien- 
gliede begangen worden, der verdienten Strafe zu entziehen. 

Diese Gefahr würde auch durch die Einführung einer obliga- 
torischen Leichenschau nicht beseitigt werden. Denn die Erfahrung 
lehrt, dass namentlich in Fällen der Vergiftung die Leiche häufig 
keinerlei äussere Spuren aufweisst; so ist in 5 von jenen 15 Fällen 
der Beerdigung eine ärztliche Besichtigung vorhergegangen, ohne 
dass hierbei der Verdacht einer unnatürlichen Todesursache auf- 
getaucht wäre. Ja, selbst wenn man die Obduktion einer jeden 
durch Feuer zu bestattenden Leiche vorschreiben wollte, würden die 
vom kriminalistischen Standpunkte zu erhebenden Bedenken nicht 
vollständig beseitigt werden, weil das Vorhandensein von Gift nicht 
selten erst bei einer genaueren chemischen Untersuchung des Magen- 
inhalts oder einzelner Leichenteile festzustellen ist.« 

Hierauf wurde noch von dem Berichterstatter folgendes zur 
Begründung seines Antrages auf Übergang zur Tagesordnung kurz 
ausgeführt: Seit jeher sei die Beerdigung in der christlichen Kirche 
die übliche und allein zugelassene Form der Leichenbestattung, und 
wenn diese Form auch nicht ein Dogma der christlichen Religion 
sei, so sei sie doch so fest mit dem christlichen Glauben und reli- 
giösen Gefühl der Christen verwachsen, dass eine Abweichung hier- 
von leicht bedenkliche Verwirrungen in dem religiösen Empfinden 
besonders der unteren Volksschichten hervorrufen könne. Man werde 
deshalb die Leichenverbrennung auch fakultativ nur zulassen dürfen, 
wenn wichtige Gründe dafür spráchen. Das sei aber nicht der Fall. 
Es sei zwar richtig, dass, wie die Petenten ausführten, durch die 
Nichtzulassung der Feuerbestattung das Selbstbestimmungsrecht des 
Menschen über seinen Körper nach dem Tode beschränkt werde, 
aber der Staat habe unzweifelhaft zu einer derartigen Beschränkung 
das Recht, wenn dies aus Gründen des allgemeinen Interesses er- 
forderlich sei. Vorliegend aber wäre der Eingriff in das Selbst- 
bestimmungsrecht des Menschen überhaupt ein so unbedeutender, 
dass es nicht am Platze erscheine, ihn fallen zu lassen und einen. 
wichtigen Grundsatz der christlichen Religion preiszugeben. 

Die Gründe hygienischer und volkswirtschaftlicher Natur, die 
für die Zulassung der Feuerbestattung angeführt seien, wären nicht 
stichhaltig. Wenn sie dies wären, dann müsste man die obliga- 


Mitteilungen. 651 


torische und nicht bloss die fakultative Feuerbestattung ein- 
führen. 

Die Ausführungen des einen Herrn Regierungskommissars. 
wären ein schlagender Beweis dafür, dass die Erdbestattung in 
hygienischer Beziehung durchaus einwandfrei sei, und was die Schwierig- 
keit der Beschaffung der Kirchhôfe beträfe, so würde diese durch 
Zulassung der fakultativen Leichenverbrennung keineswegs aus der 
Welt geschafft, da die grosse Mehrzahl der Leichen doch immer 
begraben werden würde. Der Berichterstatter wies darauf hin, dass 
in Berlin jährlich ungefähr 36000 Leichen zu beerdigen seien, und 
dass wenn man annáhme, dass von diesen 20%, — ein sehr hoher 
Prozentsatz, der bisher selbst in Gotha noch nicht erreicht sei — 
durch Feuer bestattet würden, dann nur ungefähr 7000 Leichen 
nicht für die Beerdigung in Betracht kämen. Diese Zahl sei aber 
gegenüber der Zahl von 36000 ein so geringer Bruchteil, dass er 
für die Platzfrage hinsichtlich der Kirchhöfe um so weniger in 
Betracht käme, als doch auch für den Bau der Krematorien und 
Kolumbarien Platz erforderlich sei. 

Könnten somit schwerwiegende Gründe für Zulassung der Feuer- 
bestattung nicht angeführt werden, so spräche, abgesehen von dem 
aus der christlichen Religion hergeleiteten Bedenken noch ein Grund 
direkt gegen die Zulassung der Feuerbestattung. Das sei der von 
der Mehrzahl der Kommissionsmitglieder und dem Herrn Vertreter 
des Justizministeriums scharf betonte strafrechtliche Gesichtspunkt. 
Unzweifelhaft sei in vielen Fällen nur durch die Exhumierung einer 
Leiche die Möglichkeit gegeben worden, Verbrechen auf die Spur 
zu kommen. Diese Möglichkeit falle fort, wenn man die Leichen- 
verbrennung allgemein zulasse. Nun könne zwar schon jetzt jede Leiche 
in den ausserpreussischen Staaten verbrannt werden, aber dies sei 
doch wegen des notwendigen Transports über die Landesgrenze und der 
damit verbundenen hohen Kosten so erschwert, dass jetzt die Leichen- 
verbrennung zur Verwischung der Spuren eines Verbrechens nur in 
den seltensten Fällen wird verwertet werden können. . Kautelen gegen 
den Missbrauch der Leichenverbrennung zu verbrecherischen Zwecken 
zu schaffen, sei kaum möglich, oder aber sie würden derartig 
kostspielige und umständliche sein müssen, dass die Leichenver- 
brennung doch nur ein Vorrecht der Bemittelten bleiben würde, 
ein Zustand, den die Petenten selbst bekämpften. 

In der darauf folgenden Abstimmung wurde der Antrag 

die Petitionen der Staatsregierung zur Berücksichtigung 
zu überweisen 
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mit 11 gegen 7 Stimmen abgelehnt und der Antrag des Bericht- 


erstatters 
über die Petitionen zur Tagesordnung überzugehen 


mit 11 gegen 7 Stimmen angenommen. 
Die Petition der Bewohner Allensteins gegen die Zulassung 
der Feuerbestattung hat damit ihre Erledigung gefunden. 
Die Petitionskommission empfiehlt demgemäss: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beschliessen : 
a) über die Petitionen I 22, 221-2 zur Tages- 
ordnung überzugehen, 
b) die Petition II 570 durch den Beschluss 
zu a für erledigt zu erklären. 
Berlin, den 17. März 1904. 
Vorstehender Antrag der Kommission wurde am 13. Mai mit 
/ “grosser Majorität im Abgeordnetenhause angenommen. Hoffentlich 
| sind damit die »Feuerbestattere in Preussen für immer zur Ruhe 
gebracht. 


2. Erinnerungen an den Kirchenrechtslehrer P. Piatus Loiseaux 
von Mons f. 


(Schweizerische Kirchenztg. Nr. 32. 1904.) 


Laut dem soeben erschienenen Juliheft der Analecta Ordinis 
Minorum Capucinorum starb in dem Kapuzinerkloster von Brügge 
(Belgien) R. P. Piatus Loiseaux von Mons, als Auktor unter dem 
Namen Piatus Montensis bekannt, einer der berühmtesten Kirchen- 
rechtslehrer der Gegenwart. Geboren den 5. August 1815 und 1838 
zum Priester geweiht, setzte er seine Kirchenrechtsstudien an der 
Universität Löwen fort, wo er 1841 in Gegenwart des apostolischen 
Nuntius Joachim Pecci, des nachmaligen Papstes Leo XIII. und des 
Erzbischofs von Mecheln unter allgemeinem Applaus das Lizentiat 
sich erwarb. Er wirkte hierauf einige Zeit als Vikar an der Kathe- 
drale von Tournay, vertauschte aber bald wieder die Praxis mit den 
Studien, indem er 1844 in Rom in das belgische Kloster eintrat, 
um mit dem Geschäftsgang und der Rechtspraxis der römischen 
Kongregationen näher vertraut zu werden. Von 1847—54 finden wir 
Abbé Loiseaux als Professor der Kirchengeschichte und des Kirchen- 
rechtes am Seminarium majus von Tournay tätig, wo er bereits als 
»Magister in [sraele gepriesen wurde. Gesundheitlich beinahe ge- 
brochen, übernahm er sodann die Pastoration einer kleinern Pfarrei, 
wo ihm zur Zeit der Pest im Jahre 1863 seine aufopfernde Liebe 
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ein Verdienstkreuz aus der Hand der Regierung gewann. Im Jahre 
1865 wurde er zum Ehrendomherr von Tournay ernannt, welche 
Würde er erst nach empfangenem Versprechen annahm, dass an be- 
sagter Kathedrale der römische Kitus aufs genaueste zur Durch- 
führung gelange. 1869 gründete er die in Fachkreisen sehr ge- 
schätzte, alle zwei Monate erscheinende Zeitschrift: Nouvelle Revue. 
Théologique ou Série d’articles et de consultations sur le droit Canon, 
la Liturgie, la Théologie, Morale etc., in welcher er den reichen 
Schatz seiner Kenntnisse auch der grossen Öffentlichkeit erschloss 
und deren Chefredaktion er noch lange als betagter Greis beibehielt. 
Pius IX. beehrte diese Revue mit eiuem eigenen Breve. Das Vo- 
lumen eines jeden Jahrganges beträgt über 700 Seiten in 89. Zwei- 
mal wurde Domherr Loiseanx zum Bischof von Tournay erwählt und 
vom Papste präkonisiert, aber jedesmal lehnte er aus Demut diese 
Würde ab, vielmehr trat er 1871, im 56. Altersjahre in den Kapu- 
zinerorden ein. Mit grosser Herzensfreude unterzog er sich mit der 
jungen Schar der Ordensaspirauten den demütigenden Beschäftigungen 
des Noviziates. Hierauf wurde ihm der Lehrstuhl des Kirchenrechts. 
übertragen. Im Jahre 1884 gab er das von P. Pius Van der Velden, 
O. Cap. verfasste, zweibändige Werk: Principia Theologiae Moralis 
theoretice et practice exposita in umgearbeiteter Auflage heraus 
(Tournay, Leipzig und Paris, 600 S.) Noch in demselben Jahre 
folgte sein: Commentarius ad Constitutionem »Apostolicae Sedis« 
qua Ecclesiasticae censurae latae sententiae limitantur, in Lectorum 
ac studiosorum nostrorum utilitatem primarie editus (in 89, S. 375). 
Seine Lehrtätigkeit im Orden krónte er durch die Herausgabe seiner 
Praelectiones Iuris Regularis, die 1894 mit der Drucklegung des 
3. Bandes zum Abschluss kamen und von den Collationes Brugenses 
mit den hóchsten Lobsprücheu ausgezeichnet wurden. Bereits 1899 
musste eine 2. Auflage in Angriff genommen werden. Unter seinem 
Einflusse erblühte in der belgischen Kapuzinerprovinz ein staunens- 
wertes wissenschaftliches Leben, wovon die Gründung eines philo- 
sophischen Kollegiums in Brügge, eines theologischen Konviktes in 
Iseghem und um allen Patres nach Abschluss der gewöhnlichen 
Ordensstudien noch eine weitere Ausbildung an der Universitát zu 
ermöglichen, des St. Bonaventura-Konviktes in Löwen beredtes Zeug- 
nis ablegen. In allen wichtigeren kirchenrechtlichen Fragen, nament- 
lich auf dem Gebiete der Schulen, wurde P. Piat von den belgischen 
Bischófen zu Rate gezogen. Daneben war ihm eine solche Demut 
und herzgewinnende Liebenswürdigkeit eigen, dass es jedem Besucher, 
namentlich seinen lieben Schülern, jedesmal schwer fiel, sich wieder 
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von ihm zu trennen. Er starb eines heiligmässigen Todes im 
89. Jahre seines Lebens und im 60. seines Lehramtes. Sein Leichen- 
begängnis gestaltete sich geradezu zu einem Triumphzuge. Die 
hauptsächlichsten Würdenträger, sowohl aus dem Säkular- als Regnlar- 
klerus sämtlicher belgischer Diözesen nahmen daran teil, wovon viele 
noch zu des Verewigten Schülern zählten, darunter Dr. Van den 
Bosch, O. Cap., ehemaliger Erzbischof von Agra (Indien) und Dr. 
Waffelaert, Bischof von Brügge. Dr. P. Symphorian von Mons, 
Kustos und Lektor der Philosophie, hielt die Leichenrede und der 
Bischof von Brügge sprach die Absolution. So wurde im Tode jener 
geehrt, der im Leben alle Ehren und Würden geflohen. R. I. P. 


P. 4.1. 
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V. Literatur. 


A. Rezensionen. 


1. Concilium Tridentinum. Diariorum, actorum, epistularum, 
tractatuum nova collectio. Edidit societas goerresiana promo- 
vendis inter Germanos catholicos litterarum studiis. Tomus 
quartus: Actorum pars prima: Monumenta concilium prae- 
cedentia, trium priorum sessionum acta. Collegit edidit illustravit 
Stephanus Ehses. Friburgi Brisgoviae. Sumptibus Herder, typo- 
graphi editoris pontificii 1904. In 4%. CXLIV et 620 pag. M. 48. 
eleganter religatum M. 54.40. 


Der im Jahre 1901 ans Licht getretene erste Band dieses be- 
deutenden Unternehmens gelangte in dieser Zeitschrift Bd. 82 (1902) 
S. 181—200 durch mich zur Anzeige. Nunmehr hat Protonotar 
Stephan Ehses vom vierten Bande den ersten Teil in vollendet fach- 
männischer Weise herausgegeben. Derselbe besteht zunächst aus 
einer Einleitung (p. CXLI), welche den Gang der Konzilsbewegung 
seit 1517 schildert. Sind es auch durchgehends bekannte Tat- 
sachen, welche hier zur Darlegung gelangen, so muss doch hervor- 
gehoben werden, dass der Herausgeber dem Vatikanischen Geheim- 
archiv und den andern Archiven Roms und der übrigen Städte 
Italiens, unter denen wir Florenz, Neapel, Venedig, Mailand, Bo- 
logna, Mantua und Trient hervorheben, eine grosse Menge von Ur- 
kunden und Einzelnotizen entlehnt hat, welche geeignet ist, auch 
über die Zeit von 1517 bis 1536 neues Licht zu verbreiten. Im 
zweiten Teile sind die das Konzil betreffenden Verhandlungen und 
Akten von 1536 bis 1545 wörtlich abgedruckt (S. 1—512); diese 
362 Aktenstücke beleuchten die Verhandlungen zur Verwirklichung 
des Konzilsgedankens unter Paul III. (1534—1549); der dritte und 
abschliessende Teil, der sich mit dem von Professor Merkle 1901 
besorgten ersten Bande schon berührt, enthält die Akten der drei 
ersten, mit allgemeinen Fragen befassten Sitzungen des Konzils von 
Trient (S. 514—588). Daran reiht sich das init grosser Sorgfalt 
ausgearbeitete Register (S. 589—619). 

Auch dieser Band steht wie sein Vorgänger auf der Höhe der 
modernen Geschichtswissenschaft. Mit einer Kenntnis der gedruckten 
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Literatur, der kaum irgend ein hier einschlagendes Werk entgangen 

sein dürfte, paart der Verfasser eine Vertrautheit mit den Archiv- 
schätzen Roms, wie sie nur aus langjährigen mit ebenso viel Fleiss, 
wie Geschick und Erfolg betriebenen Studien sich gewinnen lässt. 
In dem durch den starken Band sich hindurchziehenden Kommentar 
hat der Verfasser die reichen Schätze seines Wissens mit jener Frei- 
gebigkeit ausgestreut, welche dem bonum diffusivum sui entspricht 
und so die Urkunden in das rechte Licht stellt. Dass er gerade 
allen Erwartungen entsprochen habe, soll nicht behauptet werden. 
Indess ist zu bedenken, dass auch seiner Tätigkeit Schranken ge- 
zogen waren, die er deutlich in das Wort »ne aliis praeriperem« 
(VII) zusammenfasst. 

Neben zahllosen ganz neuen Urkunden, die sämtlichen Gelehrten 
früher entgangen, empfangen wir bereits veröffentlichte Akten- 
stücke, Instruktionen, Briefe in besserer Lesart, oder mit sehr will- 
kommenen Ergänzungen. Protonotar Ehses verleugnet auf keiner 
Seite sei es seinen katholischen Standpunkt, sei es die Grundsätze 
echter Wissenschaftlichkeit im Gebiete der Geschichtsforschung, die 
uns jener Teil der Philosophie darbietet, welche den Titel materielle 
Logik, oder Kritik trägt. Seinen an mehr als einer Stelle kundge- 
gebenen Urteilen über Klemens VII. und dessen Stellung zur Konzil- 
frage wird man bereitwillig zustimmen. Seine Mitteilungen über 
diesen Punkt hinterlassen aber beim Leser den Eindruck, dass der 
Medici weit besser war als sein Ruf, dass die politischen und kirch- 
lichen Verhältnisse jener sturmbewegten Jahre für die Berufung 
einer allgemeinen Kirchenversammlung so ungünstig wie nur mög- 
lich sich erwiesen, dass der Kaiser sich auf dem besten Wege befand, 
ein Nationalkonzil zu berufen (LXXVII) und dass der Versuch, mit 
einem Konzil die Protestanten zu gewinnen, an dem Gegensatz der 
dogmatischen Anschauungen der Neugläubigen scheiterte. Wie ein 
roter Faden zieht sich durch die von den Protestanten herrührenden 
Schriftstücke der Irrtum von einem sogenannten freien, der kirch- 
lichen Gewalt des Papstes möglichst entzogenen Konzil hindurch, 
welchem die Päpste und die katholischen Theologen die uralte 
Wahrheit der katholischen Kirche entgegenstellten. Niemand hat 
das wirkungsvoller geleistet als der Kardinal Cajetau (Thomas de Vio) 
in der von Ehses mitgeteilten Instruktion desselben für den 1530 
als Nuntius an den Kaiser abgeordneten Überto de Gambara (LII). 
Auch die der Abhaltung eines Konzils keineswegs günstigen Ge- 
genbemerkungen des mit deutschen Verhältnissen wohl vertrauten 
Kardinals Campeggio auf die Vorschläge des Kaisers gehören hier- 
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her (XXXVII). Alles das dürfte Klemens VII. zur Entlastung ge- 
reichen, wobei aber die von ihm mit Franz I. geschlossene Familien- 
verbindung durch Verehelichung seiner Nichte Caterina de’ Medici 
mit einem französischen Prinzen durch Ehses gerechten und schweren 
Tadel erfährt (LXX: Sed minime decuit Summum Pontificem), denn 
hiermit gewährte Klemens VII. dem französischen König Franz I., 
einem der hartnäckigsten Konzilsfeinde, verderblichen Einfluss auf 
den Gang der Verhandlungen. »Wenn in Paris,« so bemerkte der 
Kaiser nach dem von Ehses erstmals mitgeteilten Briefe Campeggio’s 
vom 13. Juui 1531 dem Kardinal, »als an einem sichern Orte ein 
Konzil stattfände, so würde er (der König) nicht gutwillig zu dem- 
selben sich begeben« (non li verria di buona gamba LXVI). 

Was aber Paul III. betrifft (1534— 1549), so liegen nach den 
im zweiten Teil dieses Bandes mitgeteilten Akten zahllose Beweise 
für den ebenso selbstlosen, wie anhaltenden Eifer des Papstes zur 
Verwirklichung der Konzilsidee vor, Das voler onninamente il con- 
cilio des Papstes (CXXVT) ist gleichsam der Stempel, welcher selbst 
den kleinsten und unscheinbarsten Aktenstücken aufgeprágt ist. Eine 
einzige Fussnote Ehses fasst den Eindruck zusammen, welchen die 
Lektüre hinterlässt. »Hierause, bemerkt er, »geht hervor, dass 
Paul HI. einer Aufmunterung Karls V. oder irgend einer andern 
Person zur Verwirklichung des Konzils nicht bedurfte. Dem Papst 
selbst lag es im hóchsten Grade daran, dass das Konzil abgehalten 
werde« (CXXIV). 

Einzelne Punkte der Einleitung, wie das Charakterbild 
Klemens VII., wurden schon berührt. Weiterhin verdient Beachtung 
Kapitel III mit der Zurückweisung der von Melanchton und andern 
Protestanten ausgestreuten Fabel über den Wortlaut der bei der 
Zusammenkunft in Bologna 1529 zwischen Papst und Kaiser ge- 
pflosenen Beredungen. Tatsächlich steht vielmehr fest, dass die 
Akten einen solchen nicht enthalten. Doch geht aus andern Schrift- 
stücken, wie Ehses bemerkt, deutlich hervor, dass der Papst dem 
Kaiser die Abhaltung eines Konzils versprochen, dann aber im Hin- 
blick auf die sich auftürmenden Hindernisse seinem Vorhaben ent- 
fremdet worden (XXXII). Dazu gehören, wie die in Kapitel IV zur 
Kenntnis gebrachten neuen Urkunden beweisen, die nicht undeut- 
lichen Anzeichen einer Erneuerung der Vorgänge von Konstanz und 
Basel, welche die päpstlichen Behörden mit Misstrauen erfüllten, 
Möchte man auch den Vorschlägen Campeggios zur Anwendung von 
Waffengewalt gegen die Neugläubigen nicht zustimmen, dann ent- 
halten die von Ehses neu edierten Vorschläge desselben. an. den 
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Kaiser in Augsburg 4. Juli 1530 doch viele zutreffende Bemerkun- 
gen über die Nichtberufung eines Konzils (XXXVII). Von grosser 
Bedeutung ist der am 31. Juli 1530 von Klemens VII. an Karl V. 
gerichtete Brief, der zwar gedruckt vorliegt, aber hier im italieni- 
schen Original in grosser Genauigkeit erscheint (XLI). Er ist ge- 
eignet, die Gegner der Konzilspolitik des Papstes zu versöhnen. 

In Kapitel VIT und VIII werden die Verhandlungen des Reichs- 
tags zu Regensburg 1532, soweit sie die Konzilsfrage betreffen, sowie 
die Abmachungen zwischen Kaiser und Papst in Bologna 1532 ge- 
prüft. Dank der in unsern Tagen veröffentlichten Literatur befinden 
wir ung heute in der Lage, die Verhandlungen würdigen zu können. 
Sie gipfeln in dem Versprechen des Papstes, ein Konzil zu berufen, 
wofern die christlichen Fürsten zustimmten und den Bestimmungen 
des Konzils von allen Gehorsam geleistet würde (LXXXT). 

Während Msgr. Ubaldini als Nuntius die Einladung zum Konzil 
an den französischen und englischen Hof überbrachte, wurden der 
Nuntius Hugo Rangoni, Bischof von Reggio und der kaiserliche Rat 
Lambert de Briaerde an die deutschen Fürsten abgeordnet. Ein sehr 
lehrreiches Stimmungsbild gewähren die ausführlich mitgeteilten 
Antworten der letztern auf die Einladung zum Konzil. Während 
die Katholiken sie annahinen, traten die Wittenberger Theologen 
unter der Anführung von Luther ihr mit äusserster Herbigkeit ent- 
gegen. Und gerade diesem Einfluss glaubt der Herausgeber in seinem 
kritischen Rückblick auf diese Erwiderungen die Antwort des Kur- 
fürsten von Sachsen und seiner fürstlichen Glaubensgenossen aus 
Schmalkalden 30. Juni 1533 zuschreiben zu sollen (XCVI). Bei der 
Zusammenkunft mit Franz [. in Marseille 1533 gelang es Klemens VII. 
auch nicht, dem König andere Gesinnungen einzuflössen. Seine 
Forderung auf einen freien Konzilsort war und blieb ein mangelhaft 
verhüllter Vorwand, die Kirchenversammlung zu vereiteln. 

Am 25. September 1534 hat Klemens VII. das Zeitliche ge- 
segnet, Ihm folgte am 13. Oktober 1534 Paul III, (Farnese), welcher 
für die Ausführung des Konzilsgedankens seine ganze Kraft einsetzte. 
Ihn hat Ehses die Kapitel XI, XII und XIII gewidmet. An die 
deutschen Fürsten entbot der neue Papst als Nuutius den Pier Paolo 
Vergerio, dessen Akten Walter Friedensburg vom preussischen histo- 
rischen Institut fachmännisch genau, aber, wie Ehses hervorheben 
zu sollen glaubte, nicht mit gerechter Würdigung der Absichten des 
Papstes herausgegeben hat.  Ehses liefert zu denselben noch einige 
Ergänzungen. Im elften Kapitel empfangen wir den Briefwechsel 
des Kardinals Herkules Gonzaga mit seinem Bruder, dem Herzog 
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Friedrich von Mantua, welche Stadt als Konzilsort vom Papst in 
Aussicht genommen und auch vom Kardinal und seinem Bruder be- 
willigt worden. Engherzige dynastische Interessen bewogen darauf 
den Herzog, von seinem Versprechen zurückzutreten, wodurch dem 
Papst, weil er das Konzil nach Mantua bereits ausgeschrieben, nicht 
geringe Verlegenheiten bereitet wurden. Dieser von Ehses nach- 
träglich zu Mantua entdeckte Briefwechsel wirft auf den Herzog 
kein günstiges Licht. 

Der Kern und Stern des gelehrten Werkes liegt i in den 384 Ur- 
kunden, welche die Tätigkeit Pauls III. in der Konzilsfrage be- 
leuchten. Eine gute Übersicht seiner Berufungen des Konzils nach 
Mantua und Vicenza spendet die Bulle vom 22. Mai 1542 mit der 
Ansage der Kirchenversammlung nach Trient für den 1. November 
dieses Jahres. Die Berufung nach Mantua wurde 1536 nach Deutsch- 
land überbracht durch den Niederländer van der Vorst, Bischof von 
Aqui in Toskana. Sind seine Akten auch lángst durch Msgr. de Ram 
bekannt, so konnte Ehses doch nicht selten erweiterte oder ver- 
besserte Texte liefern. So fehlt im Compte rendu bei de Ram der 
wichtige Brief, in welchem Vorstius aus Zeitz am 23. März 1537 
über die bei aller Zwietracht fortgesetzten Umtriebe der Lutheraner, 
die ungeachtet der Kriege sich verstärkende Notwendigkeit des 
Konzils und die Verbesserung der Kirchenzucht sich verbreitet (97). 
Beachtenswert sind die neu mitgeteilten Briefe des Vorstius aus 
Wien und des Bischofs Bernard von Trient. Aus ihnen, aber in 
noch höherem Grade aus dem Briefe des Bischofs Faber von Wien 
an Nuntius Morone vom 14. Dezember 1536, der nach dem allen 
bisherigen Forschern entgangenen besten Florentiner Manuskript zur 
Mitteilung gelangt (52 quos tamen omnes exemplum Florentinum 
omnium optimum latuit), erkennt man, welch hervorragende Persön- 
lichkeit Faber war und in welchem Masse er dem heiligen Stuhle 
und der Kirche Dienste geleistet hat (52—59). Ihnen entspricht 
des Papstes Belobigung vom 3. Januar 1537 (64). Neu ist der auf 
einem ausgeprägt protestantischen Standpunkte sich bewegende Brief 
des sogenannten Bischofs Paulus Speratus von Pomesanien vom 
15. Februar 1537 aus Marienwerder an Paul III. als Antwort auf 
die Einladung zum Konzil (80). Nur teilweise brachte Raynald die 
von Ehses vollständig gelieferte Instruktion für den an den polni- 
schen Hof als Nuntius gesandten Protonotar Pamphilus a Strasoldo 
vom 10. September 1536 (38). Ebenso lesenswert sind die Briefe 
des Strasoldus an den Sekretär des Papstes Ambrosius Recalcatus 
vom 28. November 1536 aus Krakau über die religiöse Lage Polens, 
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und dann am 11. Dezember 1536 aus Krakau an den Papst mit 
Nachrichten über die günstige Stellung des Königs und der Reichs- 
bischöfe zur Konzilsfrage (50—52). Statt die zahlreichen ablehnen- 
den Bescheide der protestantischen Fürsten Deutschlands einzeln an- 
zuführen, sei auf das Summarium responsionis verwiesen (107). 

Eine überaus traurige Figur spielt auch in diesen Akten der 
französische König Franz L, der um jeden Preis das Konzil zu ver- 
bindern sich bemühte (283), dem jeder Schritt zur Verwirklichung 
des Konzilsgedankens wie ein diplomatischer Sieg des Kaisers er- 
schien (289) und der endlich einigen Bischöfen die Reise nach Trient 
gestattete. Den Höhepunkt der Verwirrung, die er angerichtet, be- 
zeichnete die Antwort des Kaisers vom 25. August 1542 auf die 
Einladung zum Konzil. Sie gipfelt in dem Satz: Franz I. ist der 
Schuldige, er ist öffentlich als Feind der Kirche zu erklären (239). 
Wenn dennoch Ende 1542 ein Anfang mit dem Konzil in Trient 
gemacht wurde und die Legaten am 21. November 1542 in Trient 
einzogen (285), dann hatte Frankreich kein Verdienst daran. Aus 
den von Ehses aus dem Vatikanischen Geheimarchiv mitgeteilten 
Instruktionen für die drei tridentinischen Legaten wünsche ich aus 
derjenigen, welche der Kardinal de Monte verfasst, einen einzigen 
Satz hervorzuheben, weil er den Schlüssel zum Verständnis aller 
und jeder Konzilien enthält: »Antequam tamen quicquam cum 
haereticis tractetur aut disputetur, illud omnino servandum (quod et 
divini et humani iuris est), ut primum conveniant de iudicio ac 
iudice. Et confiteantur unam esse Ecclesiam Christi . . . unumque 
esse ipsius ecclesiae caput Christi vicarium ipsius Christi verbo 
constitutume (209). 

Für diejenigen Urkunden, welche die Zeit von Enle 1542 bis 
Dezember 1545 betreffen, sei auf den Band selber verwiesen. Auch 
jetzt hat der Papst keine Bemühungen zur Förderung des Konzils 
unterlassen. Zeitweilig aufgeschoben, konnte es endlich am 13. De- 
zember 1545 feierlich eröffnet werden. Heute liegt die Geschichte des 
Vatikauischen Konzils vom Jahre 1870 von Granderath-Kirch vor 
(Herder, Freiburg 1903. Zwei Bände). Zieht man einen Vergleich 
zwischen den politischen Verhältnissen und der Stimmung der Geister 
zur Zeit des Tridentinum und damit der Vatikanischen Kirchen- 
versammlung, dann muss es den Leser schier wundernehmen, dass 
den Päpsten des sechzehnten Jahrhunderts die Ausdauer nicht er- 
lahmte und ein allgemeines Konzil trotz der alle Begriffe über- 
steigenden Zerfahrenheit der kirchlichen Verhältnisse deunoch sich 
versammeln konnte. 
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Pietätsvoll gedenkt der Herausgeber in dem während des 
Monats Juli 1903 geschriebenen Vorworte des am zwanzigsten 
dieses Monats erfolgten Heimgangs Leos XIII., welcher über dieser 
in der ganzen wissenschaftlichen Welt mit ungeteiltem Beifall auf- 
genommenen Ausgabe der tridentinischen Akten seinen Schutzmantel 
auszubreiten die Gewogenheit hatte. Gewidmet ist der Band dem 
seit 25 Jahren die Geschicke der Görresgesellschaft mit ebensoviel 
Takt wie Erfolg lenkenden Professor Georg Freiherrn von Hert- 
ling in München. Die Ausstattung durch die berihmte Verlags- 
handlung ist prächtig. 

Aachen. A. Bellesheim. 


2 Freisen, Joseph, Manuale Lincopense, Breviurium Scarense, 
Manuale Aboense. Katholische Ritualbücher Schwedens und 
Finnlands im Mittelalter. Mit Einleitung und Erläuterungen 
herausgegeben. Paderborn, Junfermann, 1904. 89 LXXIII, 
260 S. M. 7.50. 


Es ist eine nicht wenig verdienstvolle Aufgabe, uns mit den 
alten Ritualbüchern bekannt zn machen. Indem die alten Ritualien 
durch ihren Inhalt zeigen, wie damals der kirchliche Gottesdienst 
geregelt war, und uns die Formulare und Gebete überliefern, nach 
denen die Sakramente der Kirche gespendet und ihre Segnungen 
und Weihungen erteilt wurden, bei den verschiedensten Gelegen- 
heiten (bei Kranken, beim Begräbnis u. s. w.), bieten sie auch dem 
Kanonisten verschiedene wichtige Anhaltspunkte für die Geschichte 
des kanonischen Rechtes. Man wird es darum auch nur dankbar 
empfinden können, wenn Prof. Dr. Freisen die mittelalterlichen Ritual- 
bücher des skandinavischen Nordens zum Gegenstand seiner Studien 
genommen und auch, teilweise wenigstens, herausgegeben hat. Nach- 
dem er im J. 1898 den Liber agendarum .... ecclesiae Sleszwicensis 
(Schleswig) und das Manuale Curatorum eeclesiae Rosckildensis 
(Rockilde) herausgegeben, veröffentlicht er in vorliegendem Werke 
grössere Teile aus den Ritualbüchern der Diözesen von Linköping 
und Skara (Schweden) und der finnländischen Diözese Abo. Eine 
längere Einleitung orientiert über die einzelnen noch erhaltenen 
liturgischen Bücher Schwedens des ausgehenden Mittelalters: näm- 
lich die Ritualien oder Manualia von Abo (1522), Linköping (1525), 
die mit vielen liturgischen Stücken ausgestatteten Breviere von 
Linköping (1493), Upsala (1496), Skara (1498), Strengnäs (1495), 
Westeräs (1513), das Birgittenbrevier (1512), die Missalen von 
Upsala (1483 und 1513), Strengnäs (1487) und Abo (1488, ein Gra- 
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duale (1490). Freisen beschränkt seine Ausgabe der Ritualien von 
Linköping und Äbo und des Breviers von Skara auf solche liturgische 
Formulare und Zeremonien, die besondere Eigentümlichkeiten auf- 
weisen, wie die Zeremonien zur Aufnahme eines Katechumenen, zur 
Taufe, zum Brautsegen, zum Krankenbesuch, zur Commendatio 
animae, zum Begräbnis etc. Unter anderem ist es interessant zu 
bemerken, dass in den Ritualien von Linköping, Skara, Rosckild, 
Åbo, Schleswig, Minden etc. die Immersionstaufe als die gebräuch- 
lichere vorgeschrieben ist. Bemerkenswert für den Kanonisten ist 
das Eheschliessungszeremoniell, das der Herausgeber mit ausführ- 
lichen Anmerkungen kommentiert mit stetem Hinweis auf die Ähn- 
lichkeit oder auch die Abweichungen mit anderen Ritualien z. B. von 
Spanien, Frankreich, und mit dem Rituale romanum. Das nordische 
Eheritual ist zweifelsohne englischen Ursprungs, da es mit dem eng- 
lischen Ritual auffallende Ähnlichkeit zeigt, und es auch sicher ist, 
dass im 11. Jahrh. vor allem englische Priester das Christentum in 
den skandinavischen Ländern verbreiteten und befestigten (vgl. Archiv 
f. Kirchenrecht, Bd. 51, S. 379; Freisen, S. 32). S. 81 ist der Aus- 
druck a todo ombre zu übersetzen: jeden Mann, nicht: den ganzen 
Mann. 
Hünfeld. G. Allmang, 0. M. I. 


3. Arthur Vermeersch, Praelectiones canonicae. De religiosis in- 
stitutis et personis. Tomus alter, supplementa et monumenta. 
Altera editio. pg. 836. fres. 16.— Brugis, Beyaert; Romae et 
Ratisbonae, F. Pustet. 1904. 


Die erste Auflage dieser Abhandlungen und Quellentexte zum 
Regularrechte erschien im Jahr 1902. Die bald erfolgte neue Aus- 
. gabe bekundet am besten, wie zeitgemAss der Gegenstand und wie 
anerkennenswert die Ausführung der Arbeit ist. 

Die neue Auflage bringt die seither ergangenen Bestimmungen 
im Wortlaut. Von den Abhaudlungen, welche wichtige Fragen des 
Ordensrechtes ausführlicher behandeln, als es im ersten Bande des 
Werkes geschehen konnte, wurde die Erörterung über die Erteilung 
der Weihen an Novizen als weniger bedeutsam ausgelassen. Dafür 
kam die zwölfte Abhandlung über die in jüngster Zeit von ihren 
Wohnsitzen vertriebenen Ordensgenossenschaften neu hinzu. (S. 179 fig.) 

Die Rechtslage der aufgelösten Genossenschaften soll zwar nicht 
im einzelnen behandelt werden. Nur auf zwei Fragen will der Ver- 
fasser eingehen, nämlich: liegt den Religiosen die Pflicht ob, ihr 
Vaterland zu verlassen, und wie gellt sich das Armutsgelübde bei 
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den Genossenschaften, welche sich in Belgien oder Holland nieder- 
gelassen haben ? 

Infolge der Auflösung inländischer Niederlassungen ist die 
Frage entstanden, ob die Ordensleute durch ihr Gelübde gehalten 
sind, ins Ausland zu gehen, um dort einer Genossenschaft ihres 
Ordens anzugehören. Die neuesten Verfolgungen der Orden spielen 
sich in Frankreich ab. Bei der bekannten Anhanglichkeit der Fran- 
zosen an die Heimat ist darum die vorliegende Fravestellung nicht 
ohne Bedeutung, zumal bei Kongregationen, welche auf die eine oder 
andere Diözese beschränkt waren und deren Mitglieder bisher unter 
ihren engeren Stammesgenossen einen Wirkungskreis fanden. 

Die Pflicht, unter den obwaltenden Verhältnissen das Geburts- 
land zu verlassen, ist nicht für alle Orden die gleiche. Steht kraft 
der Regel der betreffenden Genossenschaft den Obern die Befugnis 
zu, ihren Untergebenen wo immer den Aufenthalt anzuweisen, so ist 
damit auch die vorliegende Frage entschieden. In der Mehrzahl der 
neueren Kongregationen haben die Vorgesetzten diese Befugnis und 
für die Untergebenen besteht damit die Verpflichtung, dem Befehle, 
sich ausser Landes zu begeben, nachzukommen. 

In anderen Genossenschaften dagegen kann der Aufenthalt 
ausserhalb einer bestimmten Niederlassung oder Ordensprovinz kraft 
der Regel nicht auferlegt werden. Das Verlassen dieses Gebietes 
bildet denn auch nicht im Falle der Auflösung der Ordensgemein- 
schaften eine Verpflichtung, Es wäre ja nicht lobenswert, das Leben 
in der Gemeinschaft mit anderen Ordensmitgliedern zu verlassen, 
um die Verbannung aus der Heimat nicht mittragen zu müssen. 
Jedoch vom Standpunkt des Rechts und der strengen Pflicht bleibt 
der Satz bestehen, die Mitglieder solcher Genossenschaften sind zum 
Verlassen des Vaterlandes nicht verbunden. Solche Mitglieder er- 
halten, da die Möglichkeit zum genossenschaftlichen Zusammenleben 
innerhalb der Heimat genommen ist, den Aufenthalt ausserhalb eines 
Hauses der Genossenschaft für die Dauer der Verfolgung angewiesen. 
Doch die Trennung vom Verbande mit dem Orden, oder bei Ordens- 
mitgliedern mit feierlichen Gelübden, die Säkularisation ist damit 
noch nicht gefordert. Vermeersch legt die Auffassung nahe, als 
müsse in diesem Falle die Sákularisation eintreten. Die Anweisung 
der Kongregation der Bischófe und Hegularen an die franzósischen 
Kongregationen vom Jahre 1903 (Verm, S. 470 n. 145) gibt jedoch 
die Möglichkeit, dass Mitglieder der aufgelösten Niederlassungen 
ausserhalb des Ordenshauses unter der Jurisdiktion des Diözesan- 
bischofs und dem Gehorsam des Ordensobern Aufenthalt nehmen. 
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Obwohl die genannte Anweisung an die französischen Kongregationen 
gerichtet ist, deutet sie nicht an, dass sie die Kongregationen im 
Gegensatze zu den Orden im engeren Sinne allein berücksichtigen 
will und selbst in dieser Annahme wäre ja durch das allgemeine 
Kirchenrecht dieselbe Möglichkeit für Mitglieder eigentlicher Orden 
schon gegeben. Die Anweisung Roms enthält sachlich die alten 
Bestimmungen für Ordensleute, die ausserhalb der Ordensgemeinde 
leben. 

Eine andere Frage entsteht über die Beobachtung des Gelübdes 
der Armut für die nach Belgien und Holland übergesiedelten Ordens- 
gemeinden. Für diese Länder besteht nämlich ein Ausnahmerecht 
in bezug auf das Gelübde der Armut. Auf Grund einer Erklärung 
der Pönitentiarie vom J. 1820 ist dort den Ordensleuten, auch wenn 
sie feierliche Gelübde abgelegt haben, die Beibehaltung des bürger- 
lichen Besitztitels gestattet. Die kirchenrechtliche Bestimmung, kraft 
welcher das feierliche Armutsgelübde besitzunfähig macht, ist dort 
ausser Anwendung. Diese Möglichkeit für Ordensleute, Eigentümer 
zu sein und alle aus dem Eigentumsrecht sich ableitenden Hand- 
lungen vorzunehmen, wurde im J. 1878 durch Leo XIII. von neuem 
bestätigt. (Verm. S.77). Mit der allgemeineren Ansicht gibt Verm. 
der genannten Bestimmung nachstehende Erklärung (S. 79): »videtur 
cum plerisque ineunda via, qua suspensis et impeditis solemnis voti 
paupertatis effectibus, verum professis adiudicetur dominium, cuius 
honestus tamen usus voluntate superiorum sit moderandus.« 

Die Anwendung der Bestimmung erklärt Verm. wie folgt 
(S. 180): Hat der Orden Stabilität, so ist mit Errichtung des Klosters 
in Belgien oder Holland auch die Anwendung der besondern Rechts- 
bestimmungen für dessen Mitglieder gegeben. Aber auch auf Ordens- 
leute, welche bald in Belgien, bald in Frankreich ihren Aufenthalt 
haben, findet das niederländische Partikularrecht, so lange der 
hl. Stuhl nicht anders bestimmt, seine Anwendung. Immerhin ist 
es befremdend, bemerkt mit Recht Vermeersch, dass solche Religiosen 
je nach ihrem Aufenthalt, ganz entgegengesetzten Wirkungen des 
Armutsgelübdes begegnen. Es stehe darum der Klugheit der Obern 
zu, den Gebrauch des Privilegs auf die in Belgien besessenen Ver- 
mögensteile zu beschränken. 

Bald nach der 2. Auflage der monumenta ist das erste Heft 
der monumenta periodica erschienen. (Begaert, Brugis, Romae et 
Ratisbonae F. Pustet 12 folia = 192 pag. 3 fr. in Belgio, alibi 
3,75 fres.) V. will in zwangloser Folge die neuen Erlasse des 
Papstes und der Kongregationen über das Regularrecht mit er- 
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klärenden Bemerkungen versehen veröffentlichen und so die monu- 
menta stets mit dem geltenden Recht in Verbindung erhalten. Das 
Unternehmen ist als ungemein praktisch zu begrüssen und wird allen, 
welche sich mit dem Ordensrecht befassen müssen, erwünscht sein. 
Valkenberg (Holland). J. Luurentius. 


4. Arndt, Augustin S. J., Die kirchlichen und weltlichen Rechts- 
bestimmungen für Orden und Kongregationen (Seelsorge- Praxis, 
Heft XII) 180 VIII, 114 S. Paderborn, F. Schöningh, 1904. 
gb. M. 0,90. 


Im vorliegenden Büchlein behandelt der Verf. im 1. Teil 
(14 Kap.): Geschichte und Namenserklärung der Orden und Kon- 
gregationen, Gründung und Aufhebung von Häusern und Instituten, 
Verhältnis zum Kardinal-Protektor, zum Diôzesanbischof und zum 
Pfarrer, Eintritt in eine religiöse Genossenschaft, Verpflichtungen 
des Ordensstandes (Gelübde, Berufspflichten, Sakramentenempfang etc.), 
Entlassung, Ausstossung, Flucht und Apostasie vom Orden, Tertiarier. 
Der 2. äusserst kurze Teil (3 Kap. S. 103—113) gibt einen Über- 
blick der staatlichen, kirchenpolitischen Rechtsbestimmung betreffs 
der Orden. Wegen der knappen, durch äussere Umstände gebotenen 
Darstellung ist manches im Unklaren geblieben oder ungenügend 
behandelt worden. So werden wohl die Frauenkongregationen be- 
rücksichtigt, aber von den Brüderinstituten (Krankenbrüder etc.) 
wird kaum ein Wort gesagt. Ein eigenes Kap., indes bloss von 
11 Zeilen, ist dem Verhältnis der Orden und Kongregationen zum 
‚Kardinal-Protektor‘ gewidmet (S. 13), mit kurzer Erwähnung von 
dessen Pflichten. Aber was ist eigentlich ein Kardinal-Protektor, 
muss jeder Orden einen haben, wird er den Orden bestimmt oder 
kann ihn der Orden selbst sich wählen? Darüber wird nicht das ge- 
ringste angedeutet. Zum Unterschied zwischen Mönchen und Re- 
gularklerikern heisst es S. 3: »Während die geistliche Würde für 
die Mönche eine nicht notwendige Zugabe ist, den Bettelorden aber 
in gleicher Weise wie die Beachtung der Regel als Ziel gilt, wird 
sie für die Kanoniker und Regularkleriker zur Hauptsache, so dass 
bei diesen vielmehr die Regel zum Klerikerstande als diese zur 
Regel hinzutritt.... Ein ganz besonderes Ziel ihres Berufes haben 
sich die Triuitarier, die Mercedarier, die Hospital- und Ritterorden 
gestellt.e Wer nach dieser Definition (vgl. Vermeersch, De reli- 
giosis, I, n. 54, 1902; obwohl noch andere Stellen wörtlich aus 
Vermeersch entnommen bezw. übersetzt sind, so wird dieser doch, 
soweit ich konstatieren konnte, bei der Literaturangabe nirgends ge- 
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nannt) Mönche, Bettelorden etc. unterscheiden müsste, wäre gewiss in 
der höchsten Verlegenheit. Danach wären übrigens alle neue männ- 
liche Priesterkongregationen Orden von Regularklerikern. Ebenso 
sind die Namenserklärungen S. 5 ungenau oder wenigstens unvoll- 
ständig. Die in Klöstern lebenden Tertiarier sind nicht erwähnt; 
der Name ‚fromme Genossenschaften‘ (piae congregationes, piae 
societates) wird nicht angewandt für approbierte Genossenschaften 
mit den 3 wesentlichen Ordensgelübden (die als congregationes 
religiosae) bezeichnet werden (vgl. Vermeersch loc. cit. n. 62). 
‚Kloster‘ heisst ein von mehreren Mönchen oder Nonnen bewohutes 
Haus, in dem die päpstliche Klausur beobachtet wird. Dies ist wohl 
die Definition eines Monasterium (so Vermeersch n. 63), aber in dem 
deutschen Sprachgebrauch bedeutet Kloster (obwohl aus claustrum 
= geschlossener Raum abzuleiten) jedes Ordenshaus mit oder ohne 
Klausur; der Name Konvent gilt meist nur für die Häuser älterer 
Orden. Unklar ist auch der Satz (S. 72): »Die nicht exemten In- 
stitute, seien es männliche, seien es weibliche, sie mögen vom 
hl. Stuhle oder vom Bischofe approbiert sein, haben als Beichtvater 
den vom Ordinarius bestimmten Priester.e Den Mitgliederu mäun- 
licher Priesterkongregationen gibt der Bischof wohl die Approbation 
zum Beichthören, aber er bestimmt ihnen keinen Beichtvater. Diese 
Bestimmung hängt von den Ordensobern selbst ab, da es eine interne 
Angelegenheit ist, die der Bischof nicht zu regeln hat. S. 90 heisst 
es: ‚Die Apostaten (d. h. solche, die einen Orden freventlich ver- 
lassen) sind ipso facto von den Weihen, die sie zur Zeit der Apostasie 
gehabt, suspendiert; die Absolution davon ist dem hl. Stuhle vor- 
behalten.« Vermeersch sagt aber (n. 342): Ex c. Consultationi ult. 
De Apostasis (v. 9.; bei Arndt fehlt sowohl Hinweis auf das Cap. 
jur. als auf Vermeersch) Apostatae suspenduntur ipso facto ab ordini- 
bus qui durante apostasia suscepti sunt: quae suspensio mauet, donec 
vel a Rom. Pontifice vel a Superiore regulari sublata fuerit. Das 
zitierte cap. Consultationi sagt: Consultationi tuae breviter responde- 
mus, quod monachus, aliquem sacrum ordinem in apostasia reci- 
piens, quantumlibet suo fuerit reconciliatus abbati, et receperit poeni- 
tentiam, absque tamen dispensatione Romani Ponteficis ministrare 
non poterit in ordine sic suscepto. Die Suspension trifft also nicht 
die schon vor der Apostasie innegehabten Weihen, sondern die 
während derselben empfangenen. 

Das Büchlein wird zum gelegentlichen Nachschlagen gute Dienste 
leisten können, allein zur genaueren Kenntnisnahme vieler auf das 
Ordenswesen und -Leben bezüglichen Fragen wird eg nicht [hinreichen, 

Hünfeld. G. Alimang, Obl. M. I. 
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5. Pidoux, P. A., Histoire du mariage et du droit des gens 
mariés en Franche-Comté depuis la rédaction des coutumes 
en 1459 jusqu’à la conquête de la province par Louis XIV en 
1674. Dole Bernin 1902. 185 p. 8°. 


Bei der Bedeutung, welche das Gewohnheitsrecht auf die fran- 
zösische Rechtsentwicklung ausgeübt hat, ist es nur zu begrüssen, 
wenn sich die Forschung diesem Gebiete etwas eingehender zuwen- 
det; für die kirchliche Rechtsgeschichte in Frankreich ist davon 
jedenfalls noch reichlicher Gewinn zu erhoffen. So sind in letzter 
Zeit mehrere solcher Schriften erschienen, die oben angezeigte und 
die Arbeiten von Saquez, Etude sur le droit des gens mariés dans 
la coutümes d'Amiens. Amiens 1903 und Constantin, Etude sur 
le droit des gens mariés à Reims d'après la coutüme rédigée en 
1556. Paris 1903. 

Die Schrift von P. ist ein wertvoller Beitrag zur Geschichte 
des Provinzialkircheorechts; wir haben ein interessantes Beispiel, wie 
sich unter dem fast exklusiven Einfluss des kirchlichen Rechts die 
Ehegesetzgebung einer Provinz entwickelt hat, welche bestrebt war, 
das römische Recht mit deu christlichen Grundsätzen in Einklang 
zu bringen. 

Der Ausgangspunkt der Arbeit ist die definitive Redaction des 
Gewohnheitsrechts der Franche-Comté im J. 1459; wir erhalten eine 
Darstellung des Eherechts nach diesem Statut, dann die Weiter- 
entwicklung durch die Ehegesetzgebung des Kouzils von Trient bis 
zur Eroberung des Franche-Comté durch Ludwig XIV im J. 1674, 
von wo an das französische Recht seinen Einfluss auf die Weiter- 
entwicklung geltend macht. 

Die Schrift behandelt zuerst das eheliche Band (p. 1—46), 
das persönliche Eherecht (p. 47—101) und das eheliche Güterrecht 
(103—172); am Schluss jedes Kapitels werden die Resultate zu- 
sammengefasst, Im ersten Teil kommen Verlöbnis, Eheschliessung, 
Ehehindernisse, Trennung der Ebe zur Darstellung. Hervorheben 
wollen wir, dass das Gewohnheitsrecht der Franche-Comté nur Tren- 
nung von Tisch und Bett, nicht aber Ehescheidung kennt. 

Ein Abschnitt über Quellen u. Literatur (p. 177—805) schliesst 
die verdienstliche Arbeit. K. Holder. 


6. Puton, P., Essai sur le mariage d'aprés les usages des anciens 
Germains. Naucy, Crépin-Leblond, 1902. 102 p. 8°. 

Diese Schrift fállt, streng genommen, ausserhalb des Rahmens 

dieser Zeitschrift; dieselbe verdient jedoch erwähnt zu werden, weil 
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sie einen interessanten Versuch enthält, das altgermanische Eherecht 
für die Periode vor der Niederlassung der Germanen auf römischem 
Gebiete in seinen Grundzügen darzustellen; die Schrift bildet teil- 
weise ein Pendant zu Meynial, Le mariage après les invasions. 1898. 


Dem Verf. standen schon mehrere Vorarbeiten zu Gebote, so 
z. B., abgesehen von Grimms Rechtsaltertümern, die Schrift von 
Lehmann, Verlobung und Hochzeit nach den nordgermanischen 
Rechten. 1882, v. Amira's Abriss in Pauls Grundriss der germ. 
Philologie, Schröders Rechtsgeschichte; Brunners Rechtsgeschichte, 
Müllenhoffs deutsche Altertumskunde werden sonderbarerweise nicht 
herangezogen. Den Abschnitt über das Verlöbnis bei den Germanen 
in Lafourcade, Etude histor. des fiançailles. Bordeaux 1902 p. 32—45 
konnte P. nicht mehr benutzen. 


Der Verf. bezweckt in seiner Schrift »de dégager les principes 
directeurs des institutions matrimoniales des Germains plutôt que 
d’entrer dans le détail des coutumes. En recherchant l’aspect 
général de l'institution, nous pouvions espérer donner des solutions 
s'appliquant à toute la race germaine, tandis qu'en entrant dans les 
détails, nous trouvions forcément, dans les coutumes des différentes 
tribus, des divergences, à la vérité plus apparentes que profondes, 
mais qui auraient obscurci et vicié une vue d’ensemble.« 


Nach der Einleitung, in welcher die Quellen erörtert werden, 
bringt P. in Kap. I: Principes généraux sur lesquels reposait la 
famille germanique au temps de Tacite, Kap. II: Formation du 
mariage, Kap. III: Effets du mariage (die Ausführungen des Verf. 
über das mundium bei den alten Germanen werden kaum auf allge- 
meine Zustimmung rechnen können) zur Darstellung und kommt zum 
Schluss, dass »les coutumes matrimoniales des Germains nous pa- 
raissent pouvoir être caractérisées par deux principes fondamentaux: 
l'individualisme des membres de la famille et l'indépendance de la 
femme, la liberté dont elle semble jouir, aussi bien dans le choix de 
son conjoint que dans ses rapports avec son mari. Les Germains 
ont apporté en France des principes de liberté pour la femme et 
d'indépendance pour l'individu, qui, se joignant aux idées chrétiennes 
sur la responsabilité de la personne et sur le rôle de la femme dans 
la société, lutteront avec succès contre les anciens errements du droit 
romain. € 


K. Holder. 
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A? 
7. Eisenhofer, Ludwig, Das Auge a rie Ent- 


stehung und Entwicklung. Mit 9 Abbildungen. (Veróffent- 
lichungen aus dem kirchenhist. Seminar München. II, 4.) 
München, J. J. Lentner. 1904. 12°. 50 S. M. 1,80. 


Im Alten Testamente trug der Hohepriester ein besonderes, 
mit dem Ephod verbundenes Brustkleid, im Hebr. Choschen genannt, 
von der Vulgata (entsprechend dem gr. Aoyeïoy der LXX) stets als 
Rationale bezeichnet. Im christlichen Kulte bedeutet Rationale einen 
eigenartigen, über den übrigen Pontifikalgewändern getragenen 
Schulter- und Brustschmuck, der gegenwärtig nur noch von den 
vier Bischöfen von Eichstätt, Paderborn, Nancy und Krakau ge- 
braucht wird. Das Tragen des Rationale ist auf die hl. Messe und 
zwar auf bestimmte Festtage beschränkt. Urkundlich ist eine ziem- 
lich weite Verbreitung des Rationale im Mittelalter fest bezeugt; es 
ist z. B. nachweisbar in den Diözesen Regensburg, Würzburg, Bam- 
berg, Naumburg, Halberstadt, Lüttich, Prag u.s.w. Es gab ein 
eigenes bischöfliches Pallium, das besonders in Gallien verbreitet war, 
von wo sein Gebrauch auch nach Deutschland überging. Aus diesem 
Pallium ging das Rationale hervor. In drei Kapiteln bespricht Eisen- 
hofer in seiner kurzen empfeblenswerten Studie die Verbreitung, den 
liturgischen Gebrauch und Ursprung des Rationale, sowie die Ge- 
schichte seiner Gestaltung von der ältesten pallienartigen Form bis 
zur jetzigen Brustschildgestalt (durch die 9 Abbildungen getreu 
veranschaulicht), die an die Beschreibung des Rationale in Exod. 28, 
4 ff. erinnert. | 

Hünfeld. P. G. Allmang, Obl. M. I. 


8. Borries, A. v., Die Erwerbsbeschränkungen der manus mortua 
in Preussen bis sur Durchführung der Bestimmungen des B. 
G.-B. Jurist. Inaug.-Diss. Borna-Leipzig. 1904. 60 p. 8°. 


Kurz nach meinem Referat über die neueren Forschungen zur 
Geschichte der staatlichen Amortisationsgesetzgebung (Archiv für 
k. Kirchenrecht 1904 Heft 1) erschien die Schrift von A. v. Borries, 
in welcher die Erwerbsbeschränkungen der manus mortua in Preussen 
behandelt werden. Eine kurze Würdigung der Schrift soll als Er- 
gänzung meines erwähnten Referates hier nachgetragen werden. 

Nach der ausführlichen Behandlung der Materie durch Kahl 
(Die deutschen Amortisationsgesetze. 1879. p. 63—189) und nach 
den gründlichen Erörterungen über die preussischen Amortisations- 
gesetze von Kautzsch (Jahrbuch f. Gesetzgebung, Verwaltung und 
Volkswirtschaft XIV (1890) p. 529—601), welche letztere allerdings 
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von v. Borries nicht berücksichtigt werden, konnte man sich fragen, 
ob eine neue Behandlung der Frage sich noch lohne. Am ehesten 
wäre eine eingehende Bearbeitung derjenigen Partien angezeigt ge- 
wesen, welche von Kahl und Kautzsch nicht berücksichtigt werden 
konnten, nämlich die neueste Amortisationsgesetzgebung durch die 
Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuches, sowie das Verhältnis der 
Reichsgesetzgebung zur Landesgesetzgebung in bezug auf das 
Amortisationsrecht und die dadurch bedingten landesgesetzlichen 
Verordnungen (in specie Preussen), wie dies für Bayern durch Prof. 
Geiger (Archiv 1900 p. 259 ff.) geschehen ist. Hätte sich v. Borries 
diese Aufgabe gestellt, so wäre seine Arbeit dankenswert gewesen. 
Statt dessen bringt er im grössten Teil der Schrift Ausführungen, 
welche schon vor ihm besser und eingehender behandelt wurden; die 
neueste Gesetzgebung über die Materie wird in 13 ganzen Seiten 
abgemacht. 

Was der Verf. im ersten sogen. hist. Teil (p. 1—24) über Ge- 
schichte des Kirchenvermögens und Geschichte der Stellung des 
Staates zum Kirchenvermögen bringt, ist eine Zusammenstellung aus 
den Kirchenrechtslehrbüchern von Friedberg und Schulte, sowie aus 
der genannten Schrift von Kahl; diese Übersicht hätte ohne Schaden 
wegbleiben können, da sie nur längst bekanntes, zum Teil diskutables 
enthält und keinen selbständigen Wert hat. 

Im zweiten »dogmatischene Teil behandelt v. Borries (p. 25—47) 
zunüchst die preussische Amortisationsgesetzgebung von 1753 bis 
zur Einführung des B. G.-B. und zwar das Edikt von 1753, die 
Deklarationen von 1771 und 1787, die Bestimmungen des Allgem. 
Landrechts von 1794, das Gesetz vom 13. Mai 1833, die preussische 
Verfassung vom 31. Januar 1750 und das Gesetz vom 23. Februar 
1870. Auch in diesem Abschnitt vermögen wir keine Förderung 
des Gegenstandes und keine selbständige Auffassung zu erblicken; 
es ist eine knappe Zusammenfassung von längst Bekanntem. Und 
in dem abschliessenden Teil des Schriftchens, in welchem die Ein- 
führung des B. G.-B. und das preussische Ausführungsgesetz vom 
20. Sept. 1899 (p. 47—60) behandelt werden, begnügt sich der 
Verf. im wesentlichen damit, eine Aneinanderreihung der einzelnen 
Paragraphen mit dürftiger Erklärung und Motivierung zu geben. 
Hier hätte der Verf, einsetzen und eine Darlegung der der neuesten 
Amortisationsgesetzgebung zu grunde liegenden Motivierung und eine 
wissenschaftliche Kritik derselben geben sollen. 

Wir können in der Schrift von v. Borries keine Förderung 
der Wissenschaft erblicken; derselben haftet auch zu sehr der Cha- 
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rakter als Gelegenheitsschrift an; sie hätte ohne Schaden unge- 
schrieben bleiben dürfen. K. Holder. 


9. Lafourcade, J., Etude historique des fiançailles. Bordeaux, 
Cardoret, 1902. 242 p. 8°, 


Über das Verlöbnis hat die französische Kirchenrechtswissen- 
schaft in neuerer Zeit mehrere Arbeiten hervorgebracht: Colin, Des 
fiançailles et des promesses de mariage, Paris, 1887, Dubois, Les 
fiançailles et les promesses de mariage en droit français. Angers, 
1897, Roche, Essai sur les origines romaines et germaniques du 
contrat de fiançailles. Grenoble, 1899, Mourguès, Des effets des 
promesses de mariage. Aix, 1901, Waïsse, De l'inexécution de la 
promesse de mariage et de ses consequences juridiques. Paris 1901 
und ungefähr gleichzeitig mit Lafourcade die Schrift von Jacomet, 
Des fiancailles et des promesses de mariage. Etude d’histoire du droit 
et de jurisprudence moderne. Perpignan, 1902, Dazu kommen neuerdings 
Guilhot, De la rupture des promesses de mariage. Paris 1903 u. Carnet, 
Les fiancailles dans les législations allemande et suisse. Lyon 1908. 

Griffen die Genannten eine Frage aus der Materie heraus oder 
beschränkten sie sich auf ein bestimmtes Rechtsgebiet, so stellt sich 
L. in der vorliegenden Schrift die Aufgabe, eine Darstellung der 
historischen Entwicklung des Verlöbnisses zu geben. Verf. geht bis 
in die Anfänge der menschlichen Gesellschaft zurück und bespricht 
dann der Reihe nach das Verlöbnis bei den Hebräern, Griechen, bei 
den alten Germanen, ferner im altrömischen, klassischen und spät- 
römischen Recht, im oströmischen Recht nach Justinian und schliess- 
lich im kanonischeo, älteren und neueren französischen Recht. Ein 
Schlusskapitel zieht die moderne Gesetzgebung der hauptsächlichsten 
Kulturstaaten in bezug auf das Verlöbnis vergleichsweise heran. 

Es ist klar, dass der Verf. das Material für ein so umfassen- 
des Rechtsgebiet auch nicht annähernd bewältigen und selbständig 
verarbeiten konnte. Wir berücksichtigen hier nur den kanonistischen 
Teil der Arbeit (p. 137—183). Für diese Partie standen dem Verf. 
eine Reihe treffficher Vorarbeiten zu Gebote. Der Verf. hat in 
seltenen Fällen die Quellen selbständig herangezogen und von voll- 
ständiger Benutzung der Literatur kann nicht die Rede sein. Die 
ältere eherechtliche Literatur scheint L. bis auf verschwindende 
Ausnahmen nicht zu kennen und von der neueren sucht man selbst 
Werke wie Freisens Geschichte des kanonischen Eherechts, Sobm, 
Trauung und Verlobung u. a. vergeblich. Diese Partie beruht, wie 
die meisten neueren eherechtlichen französischen Monographien, auf 
Esmein, le mariage en droit canonique. Neue Resultate bringt der 
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Verf. in seiner Schrift keine, wohl aber gibt er in drei Kapiteln 
(Les fiançailles en Occident. Droit canonique. Principes généraux. 
Les sponsalia de futuro jusqu’au Concile de Trente. Droit canonique 
après le Concile de Trente et ancien droit français) eine übersicht- 
liche Darstellung der Materie. Den Abschnitt über das ältere 
franzôsische Recht leitet L. mit der Behandlung der Frage ein, wie 
die Gesetzgebung des Konzils von Trient über das Verlöbnis in 
Frankreich aufgenommen wurde. K. Holder. 


10. Pruner, Job. Evang., Päpstl. Hausprälat u. Prof. der Theol. in 
Eichstätt, Lehrbuch der Pastoraltheologie. I. Band: Das Priester- 
amt. Darbringung des hl. Messopfers und Spendung und Em- 
pfang der von Gott angeordneten Gnadenmittel. 2. verbesserte 
und vermehrte Aufl. Paderborn, F. Schöningh, 1904. 89, XII, 
456 S. M. 4,60. 


In vorliegenden Bande seines Werkes behandelt der geehrte Ver- 
fasser die erste Aufgabe der seelsorgerlichen Tätigkeit und Obliegenheit 
des Priesters, das eigentliche Priesteramt, zu dem die Darbringung 
des hl. Messopfers und die Spendung der Sakramente und Sakra- 
mentalien gehören. Das Lehramt (Katechese und Predigt) und das 
Hirtenamt (pfarrliche Seelsorge und Pfarrverwaltung) gelangen im 
2. Bd. zur Darstellung. Bei Besprechung des Sakramentes der Ehe 
(S. 350—433) ist dem Zwecke des Buches entsprechend mehr die 
praktische als die rechtliche Seite hervorgehoben. Zu den nur kurz 
berührten Irregularitäten (S. 344 —347) bemerkt der Verf. bei der 
Irregularitas ex defectu sacramenti vel bigamia (S. 345, Anm. 1): 
»Irregulär sind Söhne, deren Vater oder Mutter zweimal gültig ver- 
heiratet war und beide Ehen konsumierte (bigamia vera), oder deren 
ein Elternteil einen Gatten heiratete, der schon früher verheiratet 
war und die Ehe konsumierte oder eine schon von einer dritten 
Person fleischlich erkannte Person heiratete, oder mit dem Gatten 
den usus matrimonii vorgenommen hat nach einem von ihm ver- 
übten Ebebruch oder einmal gültig und ein zweites Mal ungültig 
verheiratet war (bigamia interpretativa), oder nach feierlicher Ordens- 
profess oder Empfang einer hóheren Weihe eine Ehe mit einer Jung- 
frau attentiert und sie konsumiert hat (bigamia similitudinaria). 
Im letzteren Falle siud beide Komplizen exkommuniziert und daher 
irregulär ex defectu infamia, wenn auch die bigamia similitudinaria 
als solche, wie manche meinen, keine Irregularitát erzeugen sollte.« 
Die Irregularität beider Komplizen im Schlusssatz bezieht sich natür- 
lich nur auf den männlichen Gefährten. Neu aber ist die Meinung, 
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die Sóhne der Bigamie seien irregulär. Sämtliche Autoren betrachten 
stets nur die Bigamie selbst, von denen Pruner aber weiter nichts 
sagt, als irregulür, nicht aber die Sóhne derselben. Sind letztere 
irregulár, so ist es nicht ex defectu sacramenti, sondern vielmehr ex 
defectu natalium oder auch ex defectu bonae famae. Im übrigen ist 
die Vorzüglichkeit obigen Werkes bereits bei Gelegenheit der Be- 
sprechung der ersten Aufl. an diesem Orte (Bd. 80. S. 642 ff.) her- 
vorgehoben worden. 
Hünfeld. P. J. Pietsch, Obl. M. I. 


11. Das Kirchenpatronatsrecht im Grossherzogtum Baden von Dr. 
R. Gönner uud Dr. Jos. Sester (Stuttgart 1904. F. Enke. 
XX u. 318 S. M. 10.) bildet das X. u. XI. Heft der kirchen- 
rechtl. Abhandlungen von Prof. Stutz. 


Die erste Abhandlung von Dr. Gönner beschränkt sich auf den 
geschichtlichen Teil; dabei wird sehr weit zurückgegriffen und die 
Vorgeschichte in den früheren Territorien für beide Konfessionen 
dargestellt. Der Darstellung der Geschichte des Patronates im 
19. Jahrh. liegen die Akten des grossh. badischen Ministeriums 
(und für die protest. Kirche die Akten des evang. Oberkirchenrates) 
zugrunde, welche dem Verfasser der zweiten Abhandlung leider nicht 
zu Gebote standen; daher rührt auch die verschiedene Darstellung: 
der eine hatte nur kirchliche und der andere bloss staatliche Akten- 
stücke, soweit eben die beiderseitigen Akten noch nicht publiziert 
waren. Die ganze Arbeit bildet einen Beweis für die historische 
Schulung des Autors. 

In einzelnen Urteilen ist der Verfasser zu scharf bezw. sein 
Urteil konfessionell gefärbt; z. B. S. 69 und S. 109, wo viel zu viel 
und dazu noch unrichtiges behauptet wird mit der Erklärung, »das 
Kirchenregiment sei nicht davor zurückgeschreckt, die verpflichtende 
Kraft staatlicher Gesetze grundsätzlich zu verneinen.e Die Sache ist 
doch klar. Staatsgesetze verpflichten nach kirchl. Auffassung im 
Gewissen; aber es können Fälle eintreten, wo das formelle Recht 
der Gewissensüberzeugung dem materiellen Recht widerspricht; 
hier ist der Konflikt zwischen Gesetz und Gewissen gegeben; diese 
Möglichkeit soll und wird jeder Gesetzgeber zu vermeiden suchen; 
ist sie aber vorhanden, so können eben Fälle eintreten, wie im 
bad. Kirchenkonfikt, wo die kirchl. Obrigkeit sagt: »man muss 
Gott mehr gehorchen als den Menschene, und allerdings dann 
solche Gesetze als im Gewissen nicht verbindlich erachtet und 
für diese Gewissensüberzeugung auch leidet. Solche Falle kennt 
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die Geschichte übrigens viele, wo formelles Recht und materielle 
Rechtsüberzeugung in Konflikt gerieten; deshalb leugnen aber jene, 
welche in solchen bedauerlichen Konflikten für ihre Gewissensüber- 
zeugung einstehen, noch nicht grundsätslich die verpflichtende Kraft 
staatlicher Gesetze. Dass die kathol. Kirche, wie Seite 117 (1) gesagt 
wird, weniger Interesse an der Beseitigung der Patronate babe, als die 
protestantische, ist nicht richtig und wird durch die Denkschrift der 
Bischöfe vom 18/6 1853, die Seite 68 teilweise angeführt wird, 
widerlegt. 

Die zweite Abhandlung von Dr. Sester behandelt entsprechend 
dem von der jurist. Fakultät gestellten Thema nur die Zeit seit der 
Gründung des Grossherzogtums, stellt aber in einem einleitenden 
Teile die Rechtsverhältnisse der wichtigsten Territorien bei ihrem 
Eintıitt in das Grossherzogtum dar. Aus kultur-historischem In- 
teresse wird S. 124—146 eine Statistik der Patronate nach der 
Qualifikation ihrer Besitzer gegeben. Ein höchst interessantes Bild 
bietet sich da! Fast 300 Patronate waren in geistlichen Händen; 
hauptsächlich sind die Klöster vertreten (Benediktiner, Deutsch- 
herren, Malteserritter, Cisterzienser, Prämonstratenser, Ritterstifter, 
Kollegiatstifter); die Pfründen waren teils inkorporiert, teils im 
blossen Patronat; daneben kommen verschiedene nichtklôsterliche 
Korporationen in Betracht, so der Religionsfond, das Domkapitel zu 
Konstanz, Strassburg, Speier, Worms, Mainz und Würzburg und das 
Domstift zu Basel. Ferner waren berechtigt einzelne geistliche 
Ämter und Dignitäre. 

Weltliche Patronate waren über 250 im Besitze der Landes- 
oder Ortsherren, der Reichsritter, Gemeinden und einzelner bürgerl. 
Familien. 

An der Hand der Statistik werden die staatlichen und kirch- 
lichen Normen über das Patronatsrecht und die Inkorporationen be- 
handelt. 

Darauf wird die Auflösung des alten Rechtszustandes darge- 
stellt; alsdann werden die rechtlichen Grundsätze für die Neuge- 
staltung, wie sie sich aus dem Reichsdeputationshauptschluss von 
1803 von selbst ergeben, dargelegt. (S. 160—173). 

Damit ist die Grundlage für das Verständnis der badischen 
Entwicklung gegeben (S. 173—225). 

Das territorialistische Prinzip der Staatsregierung, das mit 
jedem neuen Ländererwerb straffer und konsequenter durchgeführt 
wurde, führte zum Untergang des kirchenrechtlichen Patronats; an 
seine Stelle trat der aus der Landeshoheit abgeleitete ‚(allgemeine) 
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Staatspatronat, der in dem I. Constitutionsedikt von 1807 seine ge- 
setzliche Sanktion fand durch die Bestimmung: »alle ständigen kirch- 
lichen Ämter werden vom Landesherrn vergeben.e Damit hatte sich 
der Regent selbst zum ordentlichen Kollator eingesetzt. Der Bischof 
durfte nur noch »weihen und salben« ; alles andere besorgte die 
staatskirchliche Behörde im Namen des Grossherzogs. 

Erzbischof Hermann von Vicari sah hierin den Untergang der 
Kirche und beschloss, sein Leben und seine ganze Kraft der kirchl. Re- 
stauration zu widmen, obwohl die Staatsregierung noch am formeilen 
Rechte festhielt; somit stiessen die Ideen aufeinander und entfachten 
den heftigen Kampf, in welchem sich das bessere Recht und die 
stärkeren Waffen des Gewissens auf der Seite des Erzbischofs zeigten. 

Die Verhandlungen in Rom; der Inhalt der Konvention, ihre 
Bekämpfung, ihr Fall und die kirchenpolitische Gesetzgebung des 
Jahres 1860, welche auch in der Patronatsfrage das geltende Recht 
geschaffen hat, sind ausführlich erörtert. 

Der zweite Teil (S. 225—294) ist der systematischen Dar- 
stellung des geltenden Rechtes gewidmet. Professor Stutz sagt 
hierüber in seinem Vorwort S. VI: Der Verfasser hat sich beflissen 
sauf Grund der ihm zugänglich gewordenen Akten der Freiburger 
Erzbischöflichen Kurie den Gegenstand nach allen Seiten hin er- 
schöpfend zu behandeln und so besonders für das geltende Recht 
manch wertvolles Detail zu Tage gefórdert.« »Vollständiger als 
hier — in den beiden Abhandlungen — das badische«, heisst es 
S. VIII, »dürfte vielleicht mit Ausnahme des preussischen, kein 
deutsches Partikularpatronatsrecht behandelt sein.« 

Am Schlusse sind 2 Beilagen angefügt, wovon die erste — 


die neueste Statistik der Patronate — den praktischen Wert des 
Buches wesentlich erhöht. Wir gratulieren dem jungen Gelehrten 
zu dieser seiner Erstlingsschrift. Heiner. 


12. Die katholische Kirche im Grosshersogtum Hessen. Die Ge- 
setze für Kirche und Schule gesammelt und erläutert von Karl 
J. Reidel, Rechtsanwalt. Paderborn. Schöningh 1904. Mk. 3,50. 


Das vorliegende Werk ist zunächst der Praxis gewidmet. Es 
wendet sich an alle diejenigen innerhalb des Grossherzogtums Hessen, 
welchen die Kenntnis der bezüglich der katholischen Kirche in 
diesem Territorium bestehenden Gesetzgebung unentbehrlich ist, also 
an die Seelsorger, Verwaltungsbeamten, Publizisten. In der Absicht, 
ein den Bedürfnissen dieses Kreises entsprechendes Handbuch zu 
bieten, nahm der Herausgeber auch solche Stücke auf, welche die 
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durch den Titel des Werkes gezogenen Grenzen überschreiten, wie 
das vollständige hessische Schulgesetz von 1874, die Gesetze über 
Gehaltsverhältnisse der Volksschullehrer. Ungern wird man das 
hessische Gesetz bezüglich des Denkmalschutzes, dessen Aufnahme 
uns geboten schien, vermissen. 

Reichen Gewinn wird auch die kanonistische Wissenschaft aus 
dieser Sammlung schöpfen können. Man weiss, wie dankenswert und 
wichtig die ausführliche Darstellung ist, welche Verings Handbuch 
des Kirchenrechts der Entwickelung der staatskirchlichen Verhält- 
nisse während des 19. Jahrhunderts gewidmet hat. Im Reidel’schen 
Buche findet sich dieses Thema in weiterem Rahmen für das Mainzer 
Bistum behandelt. Der Mitteilung der dieser Entwickelung ent- 
stammenden Gesetze und Verordnungen sind eingehende historische 
Einleitungen, welche auf gründlichem Studium der Werke des Bischofs 
Dr. Brück und Pfülfs Biographie des Bischofs v. Ketteler beruhen, 
vorausgeschickt. Deswegen aber ist das Werk als wirkliche Be- 
reicherung der kirchenrechtlichen Literatur freudig zu begrüssen ; 
die Bedeutung, welche in dieser Hinsicht der Sammlung beizumessen 
ist, wird vom Herausgeber selber trefflich gekennzeichnet: „Die 
ganze Folge der gesetzlichen Bestimmungen bietet ein unmittelbares, 
für sich sprechendes Bild des Lebens der katholischen Kirche in 
Hessen seit dem Anfange des 19. Jahrhunderts: es offenbart die 
Zeiten engster Bevormundung, wie Tage freierer Entwickelung; dann 
die Periode der Bedrängnis und wiederum den Abschnitt friedlicher 
Gestaltung seit dem Ausgange des 19. Jahrhunderts.* 

Heiner. 


B. Bücher- und Zeitschriftenschan. 
Von Dr. A. Holder und Dr. U. Lampert, Prof., Freiburg (Schweiz). 


I. Einleitung, Grundlagen, Literaturgeschichte. 


Annuaire complet du clergé belge et répertoire des établissements 
religieux. Brucelles. 1904. 820 p. 120, 

Boudinhon, A.: La Codification et la réforme de droit canonique 
(Revue du clergé français 1904. 15. Mai). 

Bulletin bibliographique: Origines chrétiennes, Moyen-áge etc. (Revue 
des questions histor. 1901. 1. Juillet). 

Calisse, Carlo: La codificazione del diritto canonico. (Rivista inter- 
nazionale di scienze sociali e discipline auxiliarie 1904, englis, 
p. 346—365). 

Clergé, le, français. Annuaire ecclésiastique et des congrégations 
religieuses (France, colonies) et missions françaises pour 1904. Tours. 
1904. 1020 p. 89, 
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Fournier, P.: Droit ecclésiastique. Chronique et bulletin bibliographi- 
que (Nouv. revue hist. de droit français et étranger. 1904. 
Mars-Avril). 

Gallwits, H.: Die Grundlagen der Kirche. Eisenach. 1904. 223 p. 8°. 

Harnack, Die Chronologie der altchristl. Literatur bis Eusebius 
II. Bd.: die Chronologie der altchr. Lit. von Jrenaeus bis Eusebius. 
Leipzig. 1904. 

Peszani, E. M.: Pensieri sulla Codificasione del Diritto Canonico. 
Roma 1904. (Estratto dal »Consulente Ecclesiastico«). 

Scala, F.: Saggio storico-critico sul corpo del Diritto canonico; ossia 
evoluzione storica del Diritto canonico nel medio evo. Napoli 1904. 


II. Lehr- und Handbiicher. 


Gennaro, Simeone: Lezioni di diritto canonico. Napoli 1904. 2 vol. 
Di Lucca, M.: Summa Praclectionum. Comment. in lib. IV, seu de 
sponsalibus et Matrimonio. Prato. 1904. 437 p. 8°. 


III. Quellen. 


Albers, Bruno: Les Consuetudines Sigiberti abbatis dans CLM. 14765. 
Monte Cassino 1904. 

Analckten eur Gesch. des Franciscus v. Assisi. S. Francisci opus- 
cula regula paenitentium, aatiquissima de regula Minorum, de 
stigmatibus s. patris, de Sancto ejusque societate testimonia, m. c. 
Einleit. und Regesten zur Gesch. des Franciscus und der Francis- 
caner. Hrsg. v. Prof. H. Boehmer. Tibingen 1904. 

Babut, E.: La plus ancienne décrétale. Paris 1904. 88 p. 8°. 

Benedicti XIV. Papae opera inedita. Primam publ. Fr. Heiner. 
Freiburg i. Br. 1904. 464 p. 4°. 

Bonwetsch, Drei georgisch erhaltene Schriften von Hippolytus. Leipzig 
1904. (Texte u. Unters. z. Gesch. der altchristl. Lit. XI, 1 a). 
Brackmann, A.: Papsturkunden des Nordens, Nord- und Mittel- 

deutschlands (Göttinger Nachrichten. Phil. hist. Kl. 1904, Heft 1.) 

Concilium Tridentinum. Diariorum, actorum, epistularum, tractatuum 
nova collectio, Edidit societas Goerresiana promovendis inter Ger- 
manos Catholicos litterarum studiis. Tom. IV. Actorum pars I: 
Monumenta concilium praecedentia trium priorum sessionum acta. 
Steph. Ehses. Frib. i. B. 1904. 

Corssen, P.: Acta Pauli. Hrsg. v. C. Schmidt (Gôtt. gelehrte An- 
zeigen 1904. S. 702—724). 

Ermini, Filip.: Sull epistolario di Gregorio Magno. Note critiche 
(Rivista internazionale di scienze sociali e discipline ausiliarie 
1904. Luglio 366—379, continua). 

Funk, Fr. X.: Das achte Buch der apostol. Konstitutionen in der 
koptischen Überlieferung (Tüb. Theol. Quartalschr. 1904. S. 429 ff.) 

Gressmann, Hugo: Die syrische Didaskalia, Übers. u. erklärt v. 
H. Achelis u. J. Flemming. (Gött. gelehrte Anzeigen 1904. 
S. 691—702). 

Hilgenfeld, A.: Der unitarische Pseudo-Ignatius. (Ztsch. f. wissensch. 
Theol. 47. S. 358 ff.) 
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Hilling, N.: Über die Entstehung und Bedeutung des Decretum 
Gratiani. (Der kath. Seelsorger 1904. Heft 4 u. 5). 

— — Die päpstlichen Dekretalensammlungen. (Kathol. Seelsorger 
1904. Heft 6.) 

Holder, K.: Zur Geschichte der Basler Synodal- und Diözesan- 
statuten bis zur Reformation. (Kathol. Schweizerblätter 1904. 
p. 241—258.) 

Jülicher, A.: Synodicon orientale, publié par J. B. Chabot. (Gött. 
gelehrte Anzeigen 1904. S. 724—730.) 

Kirch, G. P.: Réglement de l'église d^ Escherange de 1588. (Rev. 
ecclésiast. de Metz 1904, juin.) 

Kirchenordnung der ehemaligen Stiftskirche St. Martin su Colmar 
wührend des Mittelalters. Rixheim. 1904. 59 p. 80. 

Koch, dée pseudoignatian. Schriften. (Theol. Quart.-Schr. 1904. 
S. 208 ff. 

Leipoldt, J., Saidische Auszüge aus dem 8. Buche der Apostolischen 
Konstitutionen. Leipz. (Texte u. Untersuchungen N. F. XI, 1°). 1904. 

Lettres communes des papes d' Avignon, analysées, d’après les regis- 
tres du Vatican, par les chapelains de Saint Louis des 
Francais, à Rome. N°. 2 bis: Benoît XII. (1334—1342); Lettres 
com., analysées par J. M. Vidal. Fasc. 1. 2 (Biblioth. des Ecoles 
franc. d'Athènes et de Rome. 8. série, 2 bis 1. 2). Paris 1904. 

Lettres apostol. de S. S. Léon XIII, texte latin et Traduction. 
Tome VII. Paris. 1904. 

Lux, Carol: Constitutionum | apostolicarum de generali beneficiorum 
reservatione al. a. 1265 usque ad a. 1373 emmissarum tum intra 
quam extra corpus jur. exstantium, collectio et interpretatio. Uua 
cum documentis ex tabulariis Vaticanis et Bibl. Barberiniana dese- 
cumptis. Breslau 1904 (109 S.). 

Merkle, S.: Konzilsprotokolle oder Konzilstagebücher. (Histor. 
Jahrb. XXV, S. 82 ff., 485 ff) 

Nau, F.: Les résolutions canoniques de Jacques d' Edesse (Canoniste 
contemporain 1904 p. 468 ss.). 

Rietschel, S.: Das Alter der v. Köpke edierten Translatio sancti 
Diongsii Areopagitae. (Deutsche Z. f. Kirchenr. 1904, S. 643 ff.) 

Roman, Summa d'Huguccio sur le décret de Gratian (N. R. hist. 
1904. fasc. 6). 

gare Etude sur la didache (Annales de la philos. chret. 1904. 
p. 281). 


IV. Verfassung und Verwaltung der Kirche, 


Abraham, L.: La Pologne et le concile de Pise en 1409 (Anzeiger 
der Akad. d. Wiss. in Krakau. Phil. u. hist. phil. Kl. 1904. 
Heft 3.) 

Adam, Un chapitre rural d’autrefois, d’aprös les protocoles du 
chapitre du Haut-Haguenau Strassb, 1904. 

Babut, E. Ch.: Le concile de Turin, essai sur l'histoire des églises 
provençales au V. siècle (417—50). Paris. 1904. 313 p. 80. 

Benedetti, Enrico: S. Gregorio Magno e la schiavità. Roma 1904. (80 S.) 
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Besson, J.: Commentaire sur le code juridique et la musique 
sacrée. (Rev. theol. franç. 1904 juin et juillet.) 

Bliemetzrieder, Fr.: Das Generalkonzil im grossen abendländ. 
Schisma. Paderborn. 1904. 

Bonet-Maury, Q. B.: Les missions chrétiennes et leu rôle civilisateur. 
(R. des Deux-Mondes. 1904. 15 Avril). 

Brandi, S. M.: L'estraterritorialità del Vaticano (Civ. catt. 1904. 
Quaderno 1285, 1286, 1287, 1288, 1293). 

Bucalo, T.: La riforma morale della chiesa nel medio evo e la 
litteratura antieclesiastica italiana dalle origine alla fine del 
secolo XIV. Palermo. 1904. 132 p. 8°. 

Castellano, G.: Diritto di scelta del sepolcro, Napol. 1904. 

Chabalier, L.: Les lapsi dans l'Eglise d'Afrique au temps de 
S. Cyprien. Lyon. 1904. 85 p. 8°. 

Concilium Basiliense. Studien nach Quellen zur Geschichte des 
Concils von Basel. V. Bd. Herausg. von Beckmann, Wacker- 
napl, Caggiola. Basel 1904. LXXVI, 484 p. Lec. 8°. 

Da Capistrano, fra Giovanni, Il martirio del principe degli apostoli 
rivendicato alla sua sede in sul Gianicolo. 2. ed. con prefazione 
ed annotazioni di fra Bonaventura Lauretti di Vallecorsa. Roma. 

Degert, A. Procés de huit évêques francais suspects de calvinisme 
(Rev. des quest. hist. 1904. juill. p. 61 ss.) 

Delepoure, Le Conclave et le veto d'exclusion des puissances (Revue 
cath. des instit. et du droit. 1904. Mai). 

Désers, L.: Le bapteme. Sa notice et sa pratique (Revue du Clergé 
francais. 1904. 1 Juni). 

Dolhogaray, B.: De l’absolution des excommunications réservées au 
Saint-Siège II (Revue de sciences ecclesiastiques. 1904. Mars). 
Dowd, W.: The discipline of the Secret (Eccl. Review. 1904. 1 Mai). 
Duchesne, L.: Les premiers temps de l’Elat Pontifical, 2. ed. 

Paris. 1904. 

Falk, F.: Die pfarramtlichen Aufzeichnungen (Liber consuetudinum) 
des Flor. Diel zu St. Christoph in Maine (1491—1518). Frei- 
burg i. B. 1904. 

Freisen, J.: Manuale Lincopeuse, Breviarium Scareuse des Manuale 
Aboense. Kathol. Ritualbücher Schwedens und  Finnlands im 
Mittelalter. Mit Einleit. und Erläuterungen. Paderborn. 1904. 

Gay, J.: Le pape Clément VI. et les affairs d'Orient. 1342—52. 
Paris. 1904. 

Gilquin, P.: Le Saint-Office de Rome, ses procédes secrêts à notre 
époque. Paris, 1904. 

Giobbio, Adf.: Osterreich, Frankreich und Spanien und das Aus- 
schliessungsrecht im Conclave. Übers. v. Louis Graf Blome. 
Paderb. 1904. 

Góller, E.: Mitteil. und Untersuchungen über das päpstliche Register- 
und Kanzleiwesen im XIV. Jahrh., bes. unter Joh, XXII. 
und Bened. XII. (Quell. und Forsch. a. ital. Archiven Bd. 6, Nr. 2, 
Bd. 7. H. 1.) 

Gönner, R. u. Sester, J.: Das Kirchenpatronatsrecht im Grossheraog- 
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tum Baden (Kirchenrechtl. Abhandlungen hrg. von U. Stutz 
10/11. Heft). Stuttgart. 1904. 

Gite, K. G.: Die Abendmahlsfrage in ihrer geschichtl. Entwick- 
lung, Leipzig. 1904. 312 p. 8°. 

Hunuy: Das Vetorecht bei der Papstwahl (in böhm. Sprache) 
(Katholikus Szemle 1904. April—Juni-Heft). 

Hein, K.: Die Sakramentslehre des Johannes v. Lasco. Berlin. 1904. 

Hilgers, Jos.: Der Index der verbotenen Biicher. In seiner neuen 
Fassung dargelegt u. rechtl.-histor. gewürdigt. Freib. i. B. 1904. 

Holtzmann, O.: Das Abendmahl im Urchristentum (2. für neu- 
testamenti. Wissenschaft. 1904. Heft 2.) 

Houtin, Alb.: Un dernier gallican, Henri Bernier, chanoine d'Angers 
(1795—1859). 2. éd. revue et augm. Paris. 1904. 

Indulgences, les, apostoliques. Paris. 1904. 16 p. in 32. 

Kneller, C. A.: Papst und Kongil im 1. Jahrtausend. (Innsbr. 
Ztschr. für kath. Theol. 1904. 519 ff., 4. Art.) 

Koch: Die abendl. Kirche u. die Bussstationen (Theol. Quart.-Schr. 
1904. S. 270 ff.). 

Lacke: Über d. sakramentalen Charakter. Eine histor.-dogmatische 
Abhandl. Regensb. 

Lang, Alois: Beiträge zur Gesch. der apost. Pönitentiarie im 13. u. 
14. Jahrh. (Mitleilungen des Inst. f. österr. Geschichtsforsch. 
VII. Ergänzuugsbd. I. H. Innsbruck 1904). 

Leclercq, H.: L'Afrique chrétienne. Paris. 1904. 2 vols. 

Likowski, Eduard: Die ruthenisch-rim. Kirchenvereinig., genannt 
Union zu Brest. Aus dem Poln. v. P. Jedzink. Freib. i. B. 1904. 

Lugano, Placido: Il celbato del Clero nell’ Occidente (La scuola 
catt, 1904 maggio, p. 470 ss. giugno 566 ss.). 

L. M.: la construcion de la Iglesia des de los primeros decenios 
del ministerio de los apostoles hasta el ano 175 de Jesucristo 
(Rozon y Fe 1904. Avril). 

Narfon, J. de: Pie X. Le conclave de 1903. Paris. 1904. 

Palmieri, P. A.: Una storia del cattolicismo nella Georgia (Bessa- 
rione 1904. p. 237—242). La chiesa georgiana e le sue origini 
(addizioni), ibid. p. 117—124. 

Pascal, G. de: Le Ministère économique social de l'Eglise: la dia- 
conie (L'Association cathol. 1904. 15 Juin). 

Pignataro, F.: De disciplina poenitentiali priorum saeculorum com- 
mentarius. Romae 1904. 

Roth: Die Verbreitg. d. Feuerbestattung insbes. in Deutschl. (An- 
nalen d. deutsch. Reichs 1904. S. 218). 

Rutten, W.: Studien eur mittelalterlichen Busslehre mit te 
Berücksichtigung der älteren Franziskanerschule. Münster. Diss. 
88 p. 8°. 

Stentrup, F.: Erzbisch. Dietrich II. von Köln und sein Versuch der 
Incorporation Paderborns. (Diss.) Münster. 1904. 

Susta, Jos.: Die römische Curie und das Koncil von Trient unter 
Pius IV. Aktenstücke zur Geschichte des Konzils von Trient. 
I. Bd. Wien. 1904. OU u. 371 p. 8°. 


H 
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Veldhuisen: De crisis in de gemeente van Korinthe op het einde 
der eersle eeuw. (Th. Stud. 1904, 1). 

Viollet, P.: L'infaillibilité du Pape et le Syllabus. Paris. 1904. 
115 p. 8°. 

Wittichen, P.: Consalvis Briefe aus den J. 1795—1798. (Aus: 
»Quellen und Forschungen aus ital. Archiven und Bibliotheken«, 
Bd. 7. H. 1.) Rom. 1904. 

— — Zur Gesch. d. apost. Vikariats d. Nordens su Beginn des 
XVIII. Jahrh. (Quell. u. Forsch. a. ital. Arch. Bd. 6. H. 2). 
Wohlenberg, G.: Geschichtliches sur Kelchfrage (Neue kirchl. Zeit- 

schrift 1904. Heft 4). 

Wysocki, St.: De parocho quaestiones selectae. Lemberg. 1904. 

Zeiller, J.: Les chrétientés gothiques d'Orient jusqu'à l'époque des 
invasions barbares (Bessarione. 1904. Mars-Avril). 

Zocchi, G:: La disciplina penitensiale dei primi secoli per rispetto 
alla confessione auricolare (Civiltà catt. 1904. Luglio 16. p. 154 ss. 


V. Unterricht und Erziehung. 


Argente del Castillo, B.: Legislacion escolar vigente en España. 
Madrid. 1904. 136 p. 8°. 

Burnichon, J.: La suppression de l'enseignement congreganiste. 
(Etude des Jésuites. 1904. 4. Juni.) 

Doomsday, W. H. and Mothersole, H. B.: The Law of SE 
Eondon ‘1904. 1016 p. 8°. 

Entwicklung des Volksschulwesens unter der kuthol. Regierung in 
Belgien seit 1884. (Hist. pol. Bl. 1904. (Bd. 133) p. 857—65.) 
Fauk, Das gute Recht der Persönlichkeit des Predigers u. s. Aus- 

übung. (Pastoralbl. f. Homil., Kat. u. Seels. 1904. 483 ff.) 

Goblet, M.: La suppression de l’enseignement congreganiste. (Rev. 
polit. et parlement. 1904, 10 août.) 

Hörnes, Beitr. s. Gesch. der Volksschule in Franken (Hochstift 
Würzburg) a. d. Zeit v. Anfang d. 15. Jahrh. bis in d. 18. Jahrh. 
(Texte u. Forschungen z. Gesch. der Erziehung VI, 41.) 

Jones, G. E.: The Law of public education in England and Wales. 
London. 1904. 

Kampf, Der, in der Schule. Gedanken über die geistliche Schul- 
aufsicht. Von einem kath. Schulmanne. (Frankf. zeitgem. Bro- 
schüren N. F. 23. Bd. 7. Heft.) Hamm 1904. 28 p. 8°. 

Kirch, K.: Der kleine allgemeine Katechismus des vatikan. Konsils. 
(Stim. aus Maria-Laach 1904, Heft 7. S. 121—142.) 

Lure, Katechetik u. relig. Erziehung an bayerischen Gymnasien seit 
der Mitte des 16. Jahrh. (Monatsbl. f. d. kath. Relig.-Unterr. 
1904. S. 65 ff., 101 ff.) 

Margerie, A. de: La législation scolaire italienne (Bulletin de 
Societé generale d'éducation 1904. 15. Mai). 

Pérouse, Andr.: La lutte pour la liberté de l'enseignement (Rev. cath. 
des Instit, et de droit 1904. Acut p. 145). 

Régnier, J.: L'instruction publique et la Convention sen Revue 
1904. N°. 113 du 15. Juin 1904). 
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Richter, J.: Die pädagogische Literatur in Frankreich während 
des 16. Jahrh. A. Religiössittliche Bildung I. Die Katechismen. 
Mit einem Verzeichnis der Katechismen deutschen Ursprungs. 
Leipz. 1904. 

Retortillo y Tornos, A.: Programa de derecho y legislaciôn escolar. 
Madrid 1904. 24 p. 8°. 

Saintyves, S.: La réforme intellectuelle du clergé et la liberté 
d'enseignement. Paris 1904. | 

Thalhofer, Zur Gesch. des Volksschulwesens in Dillingen a. D. vom 

. Ende des 16. bis zum Ende des 18. Jahrh. (Texte u. Forschungen 
z. Gesch. der Erziehung, V. S. 61 ff., 150 ff.) 

Vanderwelde, E.: La politique scolaire des clericaux en Belgique 
(Avenir social. 1904. Mai). 


VI. Eherecht. 


Alméras, H. d’: Le mariage ches tous les peuples. Paris. 1904. 

Ansaldi, C. F.: Dell’ essecutorieta in Italia delle sentenze straniere 
di divorzio. Firenge. 1904. 73 p. 16°. 

Bassibey, R.: De la clandestinité dans le mariage. Paris. 1904. 

Bassibey, R.: De la célébration du mariage (Rev. théol. franç. 1904, 
juin et juillet). 

D'Arbois de Jubainville: Le mariage avec la soeur consanguine 
(N. R. histor. 1904 p. 91). 

Diakoff, H.: Du mariage selon les lois russes. Bruxelles. 1904. 16 p. 12°. 

Gasparri, P.: Tractatus canonicus de matrimonio. Edit. Ill. Paris. 
2 vols. 624 u. 656 p. 8°. 

Gillmann: Zur Geschichte der kanonischen Ehescheidung (Katholik 
1904 (84). Heft 3). 

Goldmann: Der elterliche Heiratskonsens (Das Recht, 1904. S, 131). 

Hahn, J.: Das Eherecht der europäischen Staaten und ihrer Ko- 
lonien. Berlin. 1904. 

Hemmer, X.: Le pape Clément VII. et le divorce de Henri VIII. 
(Rev. cath. des Eglises 1904. p. 335 ss.). 

Howard, G. E.: Hist. of Matrimonial Institutions, chiefly in Engl. 
and U. S. Anal. of Lit. and Theories of Primitive Marriage. 
8 vols. Chicago. 1904. 

De la Grasserie, R.: Des régimes matrimoniaux ches les peuples la- 
tins (fin) (Revue générale de droit 1904. Janv.-Fevrier). 

Olivi: Quelques réflexions sur les dernières conventions de la Haye 
concernant le mariage et la tutelle. (R. d. droit internat. vol. 6. p. 41). 

Reiner: Das Verhältnis ew. den Rechtssystemen der ungar. u. fremden 
Rechtsgebiete in d. Fragen d. Eherechts (Z. f. ungar. Recht 9, 464). 

Riberoles, A. de: Du divorce par consentement mutuel et la repu- 
diation en droit francais. Paris. 1904. 170 p. 8°. 

a E.: Le mariage (Traité de droit civil comparé). Paris. 1904. 
400 p. 8°. 

Sägmüller: Eine Dispens päpstlicher Legaten sur Verehelichung 
eines Siebenjährigen mit einer Dreijährigen im Jahre 1160. (Theol. 
Quart.-Schr. 1904. S. 556 ff.). 
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Schwarte: Kollisionen ew. österr. u. ungar. Eherecht (Z. f. internat. 
Recht 1904. S. 137). 

Soleri, Marcel.: Nuovamente dell’ errore e del dolo nel matrimonio 
(Archivio giurid. »Filippo Serafini« vol. 72. p. 98 ss., 276 ss.). 
Stölzel, O.: Deutsches Eheschliessungsrecht als Anleitung für die 
Standesbeamten. 4. Aufl. von O. Stölzel. Mit Anhang: Ausländi- 

sches Eheschliessungsrecht. Berlin. 1904. 179 p. 8°. 


VII. Kirchliche Genossenschaften. 


Anger, D.: Histoire du prieuré de Saint-Vincent de Naintré pres 
Châtellerault (Vienne) (1147 —1789). Curieux usages et privilèges. 
Poitiers. 1904. 

Arndt, A.: Die kirchlichen und weltlichen Rechtsbestimmungen f. 
Orden und Kongregationen (Seelsorger-Praxis 12). Paderborn. 1904. 

Bernard, A.: Recueil des chartes de l'abbage de Cluny t. VI, 
1211—1300. Paris. 1904. 

Bill, Mich.: Zur sog. »Fransiskanischen Bewegung« (Histor.-polit. 
Blätter 1904. S. 253 fT.). 

Bonsignore, S.: Le stato religioso considerato in relazione all’ indi- 
viduo ed alla società. Sanremo. 1904. 

Boudinhon, A.: Les Congrégations religieuses à voeux simples (Ca- 
noniste contemp. 1904 p. 353 ss.. 478 ss., suite). 

Cappelletti, L.: Storia degli ordine cavallereschi eistenti, sopressi 
ed estinti presso tutte le nazione del mondo, con una bibliografia. 
Livorno. 414 p. 8°. 

Curiel, F.: Congregatio Hispano- Benedictina alias S. Benedicti 
arredi (Stud. u. Mitt. a. d. Bened.- u. Cist.-Orden 1904. 
. 62 ff.). 

Dumont Wilden, L.: Les congrégations françaises en Belgique (Revue 
bleue 1904, 13 Août 1904). 

Eubel, P. Conr.: Bullarium Franciscanum sive Rom. Pontificum 
constitutiones epistolae, diplomata tribus ordinibus Minorum, Cla- 
rissarum, Poenitentium a seraphico patriarcha S. Francisco ipsti- 
tutis ab eorum originibus ad nostra usque tempora concessa. 
Tom. VII. Rom. Pontificum vel eorum, qui durante schismate 
occident, in sua obedientia pro Rom. Pontificibus habebantur, 
sc. Urbani V], Bonif. IX, Innoc. VJI, Greg. XII, Clem. VII, 
Bened. XIIT, Alex. V, Joan. XXIII, Mart. V. documenta, jussu 
atque auspiciis reverendissimi Patris Magistri Laurentii Caratelli 
de Signia totius ordinis Minorum S. Francisci conventualium post 
seraph. patriarcham ministri generalis CVI a Conrado Eubel digesta. 
Romae 1904. 

Gasquet, À.: English monastic life. London. 1904. 346 p. 8°. 

Graham: Gilbert of Sempringham and the Gilbertines. History of 
the only English monastic order. Lond. 1904. 

La Badia di Grottaferrata ed il suo nono centenario (Civ. catt. 1904. 
Giugno 4, giugno 18). 

Grumbach, J.: Les associations et les cercles depuis la loi du 
1 Juillet 1991. Paris. 1904. 144 p. 18°. | 
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Lóning: Die Rechtsstellung der Orden und ordensáhnl. Kongrega- 
tionen d. kath. Kirche nach staatl. Recht. Denkschr. im amtl. 
Auftrag verfasst. T. 1. als Handsch. gedruckt (abgeschlossen Aug. 
1903). Halle a. S. 1903. 

Nervegna, S.: De instilutis votorum simplicium religiosorum et 
monialium. Romae. 1904. 

Péchenard: L'Eglise et les associations (L'Association cathol. 1904. 
15 Juin). 

Pruts, H.: Die exemte Stellung des Hospitaliter-Ordens. Ihre Ent- 
wicklung, ihr Wesen und ihre Wirkungen (Sitz.-Ber. der bayer. 
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Ripert, J. B.: Politique et Religion. Questions du temps présent. 
Paris. 1904. 

Rody: Staatskirchentum (Hist.-pol. Bl. 1904, S. 350 f.). 
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. cath. des Eglises. 1904. p. 411 ss.) 
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réunion des Eglises (La Revue 1904. 15 Avril). 
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Piolet, J. B.: Les missions étrangères protestantes (Correspondant 
1904. 10 et 25 Juillet, 10 Aout). 

Privat, G.: Eglise abyssienne (R. cath. des inst. et du droit. 
1904, Juin). 
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